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Der  vorliegende  Jahrgang  des  ,, Berliner  Jahrbuches 
für  Handel  und  Industrie"  schließt  sich  in  seiner  Ein- 
teilung an  den  letzten  Jahrgang  an.  Das  umfassende 
statistische  Material,  welches  das  Jahrbuch  bisher  geboten 
hat,  ist  auch  in  dem  vorliegenden  Bande  beibehalten 
worden,  so  daß  nunmehr  ein  zahlenmäßiger  Kückblick  so- 
wohl auf  die  Berliner  Verhältnisse  als  auch  auf  die  Ent- 
wicklung des  deutschen  Wirtschaftslebens  für  eine  größere 
Reihe  von  Jahren  möglich  ist.  In  dem  vorliegenden  Bande 
haben  wir  begonnen,  auch  statistische  Mitteilungen  über 
die  Entwicklung  der  Preise  für  die  wichtigsten 
Konsum artikel  im  Kleinverkehr  zu  bringen,  so 
daß  sich,  wenn  diese  Beobachtungen  für  eine  Reihe  von 
Jahren  vorliegen  werden,  Betrachtungen  allgemeiner  volks- 
wirtschaftlicher Natur  daran  werden  anschließen  können. 
Die  Statistik  über  den  Fremdenverkehr  enthält  mit 
Rücksicht  auf  die  mehr  und  mehr  zunehmende  Bedeutung- 
Berlins  als  internationaler  Fremdenstadt  nicht  nur  Zahlen 
für  Berlin,  sondern  auch  die  Statistik  von  Paris  und 
Wien. 

Unser  diesjähriger  Bericht  über  die  Ereignisse  auf  dem 
Gebiete  der  Kartelle,  Syndikate  und  ähnlicher 
Vereinigungen  bietet  dem  Leser  eine  Betrachtung 
über  die  bisherige  Wirksamkeit  dieser  wirtschaftlichen 
Einrichtungen ;  wir  haben  ihre  Beziehungen  zu  dem  übrigen 
Wirtschaftsleben,  wie  sie  sich  im  Laufeder  Jahre  heraus- 


YI  Vorwort. 

gebildet  haben,  klarzulegen  gesucht.  Ein  endgültiges 
Urteil  über  die  nützlichen  und  über  die  schäxilichen  Ein- 
wirkungen der  Kartelle  haben  wir  dabei  noch  nicht  abzu- 
geben vermocht.  Zu  Ausführungen  ähnlicher  Art  haben 
uns  auch  unsere  Beobachtungen  über  Streiks  und  Aus- 
sperrungen im  Berichtsjahre  Veranlassung  gegeben. 

Der  Abschnitt  über  Außen-  und  Kolonial- 
handel enthält  unsere  Ausführungen  über  die  vom  Eeichs- 
amt  des  Innern  in  der  Mitte  des  Berichtsjahres  versandte 
Denkschrift;  welche  eine  günstige  Wirkung  der  neuen 
Handelsverträge  zu  konstatieren  versucht  Jiat.  Wir 
weisen  hierbei  darauf  hin,  daß  die  Darstellung  des  Eeichs- 
amts  des  Innern  nur  einen  Teil  derjenigen  Punkte,  welche 
zur  Beurteilung  der  Wirkung  der  Handelsverträge  not- 
wendig sind,  in  den  Kreis  der  Beobachtungen  gezogen 
hat.  Die  Faktoren,  welche  auf  die  Gestaltung  unserer  Ein- 
und  Ausfuhr  einwirken,  sind  zum  Teil  aus  den  statistischen 
Zahlen  überhaupt  nicht  erkennbar  und  können  nur  durch 
eine  umfassende  Untersuchung  über  die  wirtschaftliche 
Lage  der  in  Frage  kommenden  Handels-  und  Industrie- 
zweige gewonnen  w^erden. 

Der  Bericht  über  die  Tätigkeit  unseres  Kol- 
legiums und  über  Gesetzgebung  und  Verwal- 
tung, der  den  zweiten  Teil  des  vorliegenden  Bandes  dar- 
stellt, ist  diesmal  umfangreicher  als  in  den  vorhergehenden 
Jahren,  da  wir  auf  den  einzelnen  Gebieten  der  Wirtschafts- 
politik in  Anbetracht  der  zahlreichen  Gesetzesvorschläge 
und  sonstiger  gesetzgeberischer  Maßnahmen  eine  um- 
fassendere und  vielseitigere  Tätigkeit  als  im  Vorjahre  aus- 
zuüben hatten.  Infolge  des  größeren  Umfanges  dieses 
Teiles  des  Jahrbuches  sehen  wir  uns  genötigt,  die  große 
„Kur  Stab  eile"  erst  in  Band  II,  welcher  die  Spezial- 
berichterstattung  über  die  einzelnen  Berliner  Handels- 
und Industriezweige  enthält,  zum  Abdruck  zu  bringen. 

Unsere  Tätigkeit  für  die  Vereinheitlichung  der  ver- 
schiedenen Wechselrechte  zur  Schaffung  eines  W  e  1 1  - 
w  e  c  h  s  e  1  r  e  c  h  t  s  ist  im  Berichtsjahre  weiter  fort- 
gesetzt    worden;      Herr     Kammergerichtsrat     Dr.     Felix 
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Meyer  hat  seine  in  unserem  Auftrage  ausgeführten  Arbeiten 
auf  diesem  G-ebiete  abgeschlossen ;  wir  haben  durch  ihn  ein 
umfangreiches  Werk  ausarbeiten  lassen,  das  unter  dem 
Titel  j.Das  Weltwechselrecht"  erschienen  und  bestimmt  ist, 
leine  internationale  Konferenz  der  beteiligten  Staaten  vor- 
zubereiten. —  Unter  den  zahlreichen  Eingaben,  die  wir 
an  Staats-  und  Keichsbehörden  zur  Wahrnehmung  der 
Interessen  von  Handel  und  Industrie  gerichtet  haben, 
heben  wir  unsere  Kritik  zur  Novelle  eines  Gesetzes 
gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  hervor ;  wir 
haben  auf  das  entschiedenste  gegen  diese  Spezialgesetz- 
gebung  Stellung  genommen  und  die  aus  ihr  für  Handel 
und  Industrie  zu  erwartenden  SchMigungen  dargelegt.  Die 
schwebenden  handelspolitischen  Fragen,  nament- 
lich die  zukünftige  Kegelung  unserer  Handelsbeziehungen 
zu  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  zu 
Frankreich,  sind  von  uns  durch  Betonung  der  all- 
gemeinen Gesichtspunkte  und  durch  Unterstützung  der 
Wünsche,  die  uns  von  den  interessierten  Handels-  und 
Industriezweigen  mitgeteilt  worden  sind,  bearbeitet 
worden;  naturgemäß  sind  die  Einzelheiten  unserer  Tätig- 
keit auf  diesem  Gebiete  vertraulicher  Natur  und  können 
daher   nicht   zum   Abdruck   gelangen. 

Berlin,  den  18.  Januar  1910. 


Die  ieltesten  der  Kaufmannsehaft  Yon  Berlin. 

Kstempf.  Weigert.  Heim. 
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Die  allgemeine  wirtschaftliche 
Entwicklung. 


Berl.  Jahrb.  f.  Handel  u.  Ind.  1909.    L 


I.  Der  Charakter  des  deutschen  Wirtschaftsjahres  1909. 

Das  Wirtschaftsleben  Deutschlands  hatte  im.  Jahre  1905 
wiederum  einen  erfreulichen  Aufschwung  genommen,  der  im  Jahre 

1906  sich  allgemeiner  und  intensiver  zeigte  und  auch  im  Anfang 

1907  noch  anhielt.  Um  die  Mitte  1907  setzte  der  Rückschlag  ein, 
und  das  Jahr  1908  war  auf  fast  allen  Gebieten  unseres  Erwerbs- 
lebens ein  Jahr  ausgeprägter  Depression. 

Verhältnismäßig  schnell  aber  scheint  diese  Stagnation  über- 
wunden werden  zu  sollen;  denn  im  Berichtsjahre  1909  zeigte  sich 
wieder  in  vielen  Zweigen  von  Industrie  und  Handel  eine  leb- 
haftere Tätigkeit.  Von  einem  allgemeinen  Aufschwung  kann  frei- 
lich noch  nicht  berichtet  werden;  aber  überall  ist  man  mit  der 
Ueberzeugung  an  die  Arbeit  gegangen,  daß  nicht  allein  der 
tiefste  Punkt  der  abwärts  führenden  Linie  erreicht  ist,  sondern 
auch  die  Voraussetzungen  für  einen  Aufstieg  bereits  wieder  vor- 
liegen. So  darf  man  das  Jahr  1909  wohl  weniger  ein  Jahr  neuen 
Aufschvvoings  nennen,  als  ein  Jahr  zuversichtlicher  Hoff- 
nung. Die  Nachfrage  ist  auf  den  meisten  Gebieten  bereits  wieder 
erwacht,  teilweise  ist  sie  sogar  lebhaft  gewesen;  aber  erst 
in  einer  kleineren  Anzahl  von  Branchen  bot  sie  eine  befriedigende 
Beschäftigung  zu  lohnenden  Preisen.  Es  gilt  das  sowohl  für 
das  Inlandsgeschäft  als  für  den  Außenhandel.  Der  im  allgemeinen 
günstige  Verlauf  des  Weihnachtsgeschäfts  stärkte  die  Hoffnungen 
der  Industriellen   für  das  neue  Jahr. 

Von  Jahr  zu  Jahr  wächst  die  Bedeutung,  welche  die  jeweilige 
Lage  von  Handel  und  Industrie  für  das  wirtschaftliche  Ge- 
deihen des  deutschen  Volkes  hat.  Nicht  allein,  weil  Hand 
in  Hand  mit  dem  zunehmenden  Wohlstand  unseres  Volkes  dessen 
Bedürfnisse  sich  dauernd  vervielfältigen  und  nuancieren  und  die 
feiaeren  Bedürfnisse  allgemeiner  werden,  sondern  auch,  weil  der 
prozentuale  Anteil  der  in  Handel  und  Industrie  tätigen  Menschen 
an  der  Gesamtbevölkerung  sehr  erheblich  geworden  ist  und  weiter 
wachsen    wird.     Ziffernmäßig    wird   dies   durch   die   jetzt    vor- 

1* 
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liegender.   Ergebnisse   der  Beruf szählung  von   1907   gezeigt.     Es 
kajnen  nämlich  in  Deutschland  von  je  100  Bewohnern: 


1882 

1895 

1907 

auf  die  Landwirtschaft     .    42,51 
auf  Handel  und  Industrie    45,53 
auf  andere  Berufe    .     .     .    11,96 

35,75 
50,66 
13,59 

28,65 
56  16 
15,29 

In  diesen  Zahlen  kommt  nicht  allein  die  wachsende  Aus- 
dehnung von  Handel  und  Industrie  und  die  Notwendigkeit 
der  Exporttätigkeit  zum  Ausdruck,  sondern  auch  die  Konkurrenz, 
die  dem  einzelnen  Kaufmanne  immer  mehr  erwächst.  Die  Zunahme 
der  Konkurrenz,  worüber  jeder  Kaufmann  heute  klagt  (und  von 
seiaeni  Standpunkte  au5  mit  Recht),  ist  eine  durchaus  natürliche 
Entwicklung.  Alle  Einrichtungen  oder  Versuche  staatlicher  Or- 
gane oder  der  Kaufleute  selbst,  die  wirtschaftliche  Konkurrenz 
einzuschränken  oder  auszuschalten,  schließen  zum  wenigsten  die 
Möglichkeit  einer  Abschwächung  der  Regsamkeit  und  Ejraft- 
betätigung  und  damit  der  Ejraft  selbst  in  sich  und  müssen  daher 
vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  mit  Vorsicht  erwogen 
und  beurteilt  werden. 

Bei  Rückblicken  auf  den  letzten  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung und  die  darauf  folgende,  im  Berichtsjahre  in  der 
Hauptsache  hoffentlich  zu  Ende  gehende  Depression  wird 
häufig  auf  eine  segensreiche  Preispolitik  der  Kartelle  und 
Syndikate,  die  mit  unserem  Schutzzollsystem  im  engsten  Zu- 
sammenhange stehen,  hingewiesen.  Zu  dieser  Frage  braucht 
an  dieser  Stelle  weder  verneinend  noch  bejahend  Stellung  ge- 
nommen werden.  Nur  darf  sie  nicht  als  der  Punkt  angesehen 
werden,,  von  dem  allein  aus  die  verhältnismäßig  schnelle  Ueber- 
windung  der  Depression  zu  beurteilen  ist.  Es  kommen  dabei 
mit  ebenso  großer  Bedeutung  in  Betracht  die  Verbesserung  und 
die  Auädehnung  unseres  Verkehrs-  und  Nachrichtenwesens  und 
die  Schulung,  welche  die  Arbeitskraft,  die  Entschlußfähigkeit 
und  der  Weitblick  unseres  Kaufmannsstandes  durch  die  Ei- 
fahrungen  der  letzten  vierzig  Jahre  erlangt  haben.  — 
Maßstäbe  Püj.  ^{q  zahlenmäßige  Betrachtung  eines  Berichtsjahres  bieten, 

Schaft  liehen  wie  auch  schou  in  den  Vorjahren,  die  Warenpreise  kein  umfassendes 
Bild.  Soweit  sie  von  Kartellen  festgesetzt  werden,  bringen 
sie  das  ursprüngliche  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage 
überhaupt  nicht  mehr  zum  Ausdruck,  und  bei  den  meisten  anderen 
Artikeln  ist  der  Preis  mehr  oder  weniger  indirekt  durch  die 
Preise  von  kartellierten  Artikeln  beeinflußt.  Wir  pflegen  daher 
bei  unseren  Charakteristiken  der  geschäftlichen  Entwicklung  eines 
Jalires  nach  anderen  Zahlenmaßstäben  zu  urteilen. 

Die  nach  den  Wochenübersichten  der  Reichsbank  von  uns 
nach  bestimmter  Methode^)  berechnete  „Inanspruchnahme"  ver- 
anschaulicht in  einer  Ziffer  den  gewerblichen  Kreditbedarf,  der 

1^   Beil.   Jahrb.   1903,   I,   S.   3. 


Charakter  des  Wirtschaftsjahres. 

Kurventafel  1.     Inanspruchnahme  der  Reichsbank. 

(In  Millionen  Mark.) 
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Kurventafel  IL    Andrang  an  den  deutschen  Arbeitsnachweisen. 

Auf  100  offene  Steilen  kamen  Arbeitsuchende ; 
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das  Auf  und  Ab  des  Wirtschaftslebens  deutlich  ausdrückt. 
Ziffer  stellte  sich  wie  folgt  (s.  a.  Kurven  S.  5) : 


Die 


Tab.  1. 


Inanspruch- 
nahme der 
Reichsbank. 


Andrang  der 

Arbeit- 
suchenden an 
den  Arbeits- 
nachweisen. 


Verkehrs- 

einnahmen 

deutscher 

Eisenbahnen. 


Inanspruchnahme  der  Reichsbank  (in  Mill.  Mark). 


Jahr   Jan. 


1909 

1907 
1908 
1909 


284.76 
554.0 
716.9 
253.1 


Febr.     März     April      Mai       Juni 


117.26 

428.1 
510.3 
132.8 


208.00 
541.7 
543.9 
200.5 


280.60 
555.9 
527.4 
217.8 


193.75 

439.8 


55.6 


196.00 

564.9 
397.0 
241.8 


Juli       Aug       Sept. 


288.76 

616.7 

339.0 


226.26  !  286  25 
536.9    I  68H.3 
265.9    I  334.4 


Okt. 


Nov. 


274  0  !  175  2   329.7 


460.26 
811.0 
882.6 
545.9 


360.00 
823.0 
189.7 
462.2 


Dez. 


IJiirch- 


390.26 
934.3 
314.0 
525.6 


273 

625 
410 

1  284 


Wenn  die  monatliche  Inanspruchnahme  im  größten  Teil  des 
Jalires  wesentlich  hinter  der  gleichzeitigen  vorjährigen  Höhe 
zurückblieb,  so  steht  dies  mit  der  um  diese  Zeit  zum  Teil  noch 
anhaltenden  Depression  in  Uebereiastimmung.  Im  letzten  Quartal 
des  Jahres  hat  dann  die  Inanspruchnahme  eine  immer  größere 
Steigerung  erfahren.  Sie  stellt  sich  im  Durchschnitt  dieses  Quartals 
auf  ungefähr  511,2  Mill.  Mk.  gegen  295,4  Mill.  Mk.  im  Jahre  1908. 
Es  wird  aber  nicht  behauptet  werden  können,  daß  eine 
derartige  Steigerung  der  Inanspruchnahme  dem  Grade  der  schon 
vollzogenen  Besserung  entspricht.  An  die  Reichsbank  sind  von 
Handel  und  Industrie  seit  dem  Herbste  Kredit ansprüche  gestellt 
worden,  die  das  wünschenswerte  Maß  wenigstens  mit  Rücksicht 
darauf,  daß  wir  uns  erst  am  Beginn  einer  neuen  Aufschwungs- 
periode befinden,  bereits  übersteigen. 

Durch  den  zweiten  unserer  Maßstäbe  wollen  wir  den  Be- 
schäftigungsgrad des  gewerblichen  Lebens  an  dem  Andrang  bei 
den  deutschen  Arbeitsnachweisen  messen.  Auch  in  diesem  Jahre 
geben  wir  die  Ziffern  nach  den  Angaben  der  Zeitschrift  ,,Der 
Arbeitsmarkt  "^). 


Tab.  2. 


Andrang  an  den  deutschen  Arbeitsnachweisen. 

Auf  100  offene" Stellen  kamen  Arbeitsuchende: 


Jahr       Jan. 

Febr. 

März  1  April 

Mai 

Juni 

Juli      Aug.   1  Sept. 

Okt. 

Nov.       Dez. 

1908  148.6 

1909  184.9 

153.4 
198.9 

138.0      140.3 
165  4      147.4 

156.4 
151.1 

147.2 
154.4 

149.0      152.2      136.5 
161.(1      146.0      124.1 

165.8 
142.9 

210.6  2C0. 

169.7  iii^^<? 

Aus  diesen  Zahlen  ist  ersichtlich,  daß  von  August  ab  die  Ziffer 
der  Arbeitsuchenden  niedriger  ist  als  in  den  entsprechenden  Mo- 
naten des  Vorjahres;  auch  hierin  zeigt  sich  eine  Besserung  der 
wirtschaftlichen  Lage. 

Auch  in  den  monatlichen  Verkehrseinnahmen  der  deutschen 
Eisenbahnen,  dem  dritten  unserer  Maßstäbe,  zeigt  sich  eine  er- 
freuliche Besserung. 

Tab.  3.     Verkehrseinnahmen  deutscher  Eisenbahnen  (in  Mill.  Mark). 


Jahrll  Jan.   [Febr. 


_Juli|Aiigr[sept.  I  Okt.  |  Nov.  |  Dez.  ||    JahT 


1907 
1908 
1909 


a)  Personenverkehr 


39.8 

37.8 

53.3 

57.9 

62.4 

61.3 

72.5 

70.7 

62.3 

57  4 

45  5 

49.9 

41.9 

40.4 

49.3 

59.2 

56.7 

71.4 

75.1 

75.8 

6^.9 

58.8 

47  3 

50.5 

45.2 

39.9 

48.9 

61.5 

65.9 

69.2 

78.7 

79.3 

66.8 

62.7 

49.4 

53.7 

670.8 
690.3 
720.7 
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Jahr      Jan. 


Kebr.l  März  |  April  |    Mai  |  Juni  |   Juli  |  Aug.  |  Sept.  |  Okt.   |  Nov.  |   Dez. 
b)  Güterverkehr 


Jahr 


1Q07 
1908 
1909 

1907 

190 

1909 

Tab.  4. 


122.4 
124.1 
118.2 

162.2 
1660 
163  5 


116.S 
126  3 
1182 

154.3 
1666 
158.5 


133.5 
131.5 
134.3 

186.7 
180.8 
183  2 


128.3 
124.9 
127  2 


186.2 
18+0 
188.7 


128.6 
127  5 
127.3 


191.0 
184.2 
193.3 


125.3 
1192 
128  3 


133.1 
1:^0  9 
134.8 


139.5 
131.3 
135.3 


c)  Zusammen 


186  6 
190  6 
197.5 


205.6 
206.1 
213.5 


210.3 
207.1 
214.7 


135.8 
136.4 
142.3 

198.1 
200.3 
208.6 


153.2 
149.6 
153.2 

210.5 
208.4 
215.9 


144.4 
135  4 
144.7 

189.9 
182  7 
194.1 


125.6 
120.3 
135.4 

175.5 
170.8 
189.1 


1586.2 
1557.4 
1599.2 

2256.9 
2247.6 
2320.2 


Steigerung  oder  ( — )  Rückgaog  in  den  gesamten  Verkehrs- 
einnahmen deutscher  Eisenbahnen  (in  Mill.  Mark^ 


Jahr 

Jan.  |Febr. 

März 

Ap.il 

Mai 

Juni 

Juli 

Aug. 

Sept      Okt.    JNov 

Dez, 

Jahr 

1907 
1908 
1909 

7.9 

3.8 

-2.5 

25 

12.3 

-8.1 

13  6 

-5.9 
2.4 

14  9 
-2.2 

4.7 

12.4 

-6.8 
9.1 

3.7 

4.0 
6.9 

8.3 
0.5 

7.4 

14.8 

-32 

7.6 

8.7    10.4      8.8 

2.2  -2  1  -7.2 

8.3  7.5    11.4 

4.4 
-47 
183 

110.4 

—9.3 

73.0 

Wie  sich  die  geschäftliche  Lage  der  einzelnen  Erwerbszweige 
im  Berichtsjahre  gestaltet  hat,  zeigt  folgender  Ueberblick,  aus 
dem  gleichfalls  hervorgeht,  daß  zwar  von  einer  Besserung,  aber 
noch  nicht  von  einem  allgemeinen  Aufschwung  der  wirtschaft- 
lichen Tätigkeit  im  Berichtsjahre  gesprochen  werden  kann. 

Von  großer  Bedeutung  für  unsere  gesamte  Industrie  ist  die 
Entwicklung  der  Kohlenpreise.  Das  Eheinisch- Westfälische 
Kohlensyndikat,  das  trotz  des  wirtschaftlichen  Niederganges  seine 
Preise  zum  1.  April  1908  noch  heraufgesetzt  hatte,  ermäßigte 
sie  für  das  Abschluß  jähr  1909/10  für  die  verschiedenen  Kohlen- 
sorten um  0,50  bis  1,25  Mk.  pro  Tonne.  Für  Hochofenkoks  traten 
am  1.  Jan.  und  1.  Okt.  1909  Preisherabsetzungen  ein.  Weitere 
Konzessionen  an  die  Bedürfnisse  der  Verbraucher  glaubte  das 
Syndikat  nicht  machen  zu  brauchen.  Für  das  Abschluß  jähr 
1910/11  sah  es  sich  jedoch  gezwungen,  auch  für  Gießereikoks 
und  für  Briketts  die  Preise  zu  ermäßigen.  Diese  Preispolitik 
wurde  nur  ermöglicht  durch  Produktionseinschränkungen  von 
20  o/o  für  Kohle  und  Briketts  und  40  o/o  für  Koks.  Aber  auch  die 
stark  verminderte  Förderung  konnte  nicht  völlig  abgesetzt  werden. 
Seitens  der  Abnehmer  wurde  die  Syndikatspolitik  lebhaft  be- 
kämpft, weil  sie  in  einer  Zeit,  wo  die  Produktion  der  Abnehmer 
daniederlag,  durch  Hochhaltung  der  Preise  eines  wichtigen  Roh- 
stoffs den  Wiederaufschwung  gelähmt  habe.  Für  unseren  Kor- 
porationsbezirk hat  die  Politik  des  Rheinisch- Westfälischen 
Kohlensyndikats  und  die  ähnlichen  Maßnahmen  der  ober- 
schlesischen  Kohlenkonvention  sowie  des  niederschlesischen  Stein- 
kohlensyndikats eine  Verstärkung  der  englischen  Kohleneinfuhr 
zur  Folge  gehabt.  Besonders  für  Gaskohlen  und  Fettkohlen  (In- 
dustriekohlen) sind  die  westfälischen  und  schlesischen  Zufuhren 
stark   zurückgegangen. 

Was  die  Entwicklung  des  Metallmarktes  anlangt,  so  haben 
sich  die  Preise  für  Kupfer,  wenngleich  die  Weltvorräte  seit  dem 
1.  Jan.  von  123  537  t  bis  zum  31.  D'&z.  auf  175  522  t  stiegen,  im 


Kohle. 


Metalle. 
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wesentlichen  in  gleicher  Höhe  gehalten  und  verhältnismäßig  nur 
geringe  Schwankungen!  gezeigt.  Hier  liegen  offenbar  Be- 
strebungen vor,  die  Kupferproduktion,  wenigstens  die  ameri- 
kanische, zu  monopolisieren  und  zu  kontingentieren,  was,  da  die 
amerikanische  Kupferproduktion  nur  in  wenigen  Händen  liegt, 
jedenfalls  für  letztere  nicht  unmöglich  erscheint.  Für  Zink 
haben  die  wichtigsten  europäischen  Produzenten  im  Februar  eine 
Konvention  begründet,  der  es,  zumal  da  der  Zinkverbrauch 
der  Elektrizitäts-  wie  der  Galvanisationsbranche  steigend  war, 
gelang,  die  Preise  fortgesetzt,  wenn  auch  in  nicht  allzu  erheb- 
lichem Umfange,  zu  steigern.  —  Für  Blei  wurde  im  Mai 
von  außerdeutschen  Produzenten  gleichfalls  eine  Konvention 
begründet.  Dia  aber  erhebliche  Vorkäufe  getätigt  und 
ältere  Lief erungs vertrage  zu  billigen  Preisen  noch  in  Kraft 
waren,  vermochte  die  Konvention  auf  dem  Bleimarkt 
während  des  Berichtsjahres  keinen  Einfluß  zu  gewinnen. 
—  Als  am  1.  Jaa.  die  B;oheisensyndikate  ihre  Tätigkeit  ein- 
stellten, waren  bereits  die  Roheisen preisnotierungen  der  Düssel- 
dorfer Börse  auf  59 — 60  Mk.  für  deutsches  Gießereiroheisen  Nr.  I, 
auf  58 — 59  Mk.  für  Nr.  III  pro  Tonne  zurückgegangen.  Sie 
bröckelten  bis  zum  Juli  bis  auf  54 — 56  bzw.  53 — 55  Mk.  weiter 
ab.  Vom  3.  Sept.  aber  schlugen  sie  bei  einer  gegenüber  dem 
Vorjahre  stark  gestiegenen  Produktion  eine  langsam  steigende 
Bewegung  ein,  die  bis  zum  Schluß  des  Jahres  anhielt.  — 
Der    Stahlwerksverband   hatte    die   Halbzeugpreise    zum  1.  Jan. 

1908  um  10  Mk.,  zum  1.  Juli  1908  u;m  5  Mk.  und  die 
Trägerpreise  zum  1.  Jan.  1909  um  5 — 10  Mk.  ermäßigt.  Weitere 
Zugeständnisse  machte  er  dem  wirtschaftlichen  Niedergang  und 
der  Notlage  der  Verbraucher  nicht.  Der  Absatz  in  Halbzeug 
war  bis  Mitte  1909  sehr  schlecht  und  besserte  sich  erst  gegen 
Ende  des  Berichtsjahres.  Der  Absatz  von  Trägern  war  besser 
als  im  Vorjahre. 

Für  die  eisen-  und  metallverarbeitende  Industrie  ist  das  Jahr 

1909  kein  einheitliches  gewesen.  Die  Industrie  der  landwirtschaft- 
lichen Maschinen  und  Geräte  meldet  infolge  günstiger  Ernten 
des  In-  und  Auslandes  einen  lebhaften  Absatz  zu  ausreichenden 
Preisen.  Was  die  übrigen  hierher  gehörigen  Industriezweige 
anlangt,  so  hatten  zwar  diejenigen,  die  mit  dem  Baugeschäft  zu- 
sammenhängen, einen  besseren  Absatz,  klagten  aber  über  unzu- 
reichende Preise.  Die  im  vorigen  Jahre  schwer  notleidende  Auto- 
mobilindustrie hatte  ein  günstigeres  Geschäft,  insbesondere  für 
kleinere  Wagen;  die  Bronzekunstindustrie,  die  Lampen- Industrie 
und  die  Fabrikation  von  Tresor- Anlagen  und  Geldschränken  sind 
mit  den  Resultaten  des  Berichtsjahres  zufrieden.  Dasselbe  ist 
der  Fall  bezüglich  des  Handels  mit  Gold-  und  Silberwaren  und 
Juwelen.  Die  Werke  für  Feld-,  Industrie-  und  Kleinbahnea 
melden,  daß  in  ihrer  Industrie,  wegen  der  wirtschaftlichen  De- 
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pression,  wenig  Mut  und  Lust  für  Neueinrichtungen  vorhanden 
war.  Die  Berichte  aus  dem  allgemeinen  Maschinenbau  und  den 
Spezialfabriken  für  Textilmaschinen,  Holzbearbeitungsmaschinen 
und  Triebwerksanlagen  lauten  ähnlich.  Wegen  schlechter  Lage 
ihrer  Abnehmerindustrien  hatte  besonders  die  Fabrikation  von 
Werkzeugmaschinen  und  Werkzeugen  zu  klagen.  Die  an- 
gekündigte Inserat-  und  Plakatsteuer  hat  auf  Monate  hinaus  den 
Geschäftsgang  in  der  Schriftgießerei  lahmgelegt.  Die  Fabrikation 
von  Brauereimaschinen  ist  stark  zurückgegangen.  Durch  die 
Bestimmung  des  Brausteuergesetzes,  nach  der  neuerrichtete 
Brauereien  eine  höhere  Steuer  bezahlen  müssen  als  ältere,  ist  die 
Neugründung  von  Brauereien  und  damit  der  Absatz  der  Brauerei- 
maschinenfabrikation unterbunden.  Der  Gasanstaltsbau  ging  be- 
sonders in  der  zweiten  Hälfte  des  Berichtsjahres  zurück;  die 
Ungunst  der  wirtschaftlichen  Lage  einerseits,  die  Leuchtkörper- 
steuer andererseits  hat  auch  bei  der  Auftragserteilung  im  Gas- 
anstaltsbau zur  Zurückhaltung  geführt. 

Die  Elektrizitäts-Industrie  dagegen  hat  im  ganzen  ein  gutes 
Jahr  gehabt.  Die  Fabriken  für  Maschinen,  Transformatoren, 
Apparate  und  Turbinen  waren  voll  beschäftigt.  Große  Aufträge 
gaben  die  Ueberlandzentralen,  an  denen  im  Berichtsjahre  gebaut 
wurde;  gute  Aussichten  bietet  ferner  die  Elektrisierung  von 
Vollbahnen,  die  im  Jahre  1909  dadurch  einen  Schritt  weiter 
gebracht  wurde,  daß  die  preußische  Regierung  die  ersten  Voll- 
bahnlokomotiven für  diese  Betriebsart  in  Auftrag  gab.  In  Licht- 
und  Kraftanlagen  hatte  die  Elektrizitätsindustrie  weniger  zu  tun ; 
die  schlechte  Lage  der  Industrie  und  des  Bergbaues  führte  zu 
großer  Zurückhaltung  in  der  Erteilung  von  Aufträgen.  Auch 
die  Schwachstromindustrie  begegnete  einer  Zurückhaltung  der 
Privaten  sowie  größerer  Sparsamkeit  der  Behörden.  Geklagt 
hat  auch  die  Akkumulatorenindustrie,  der  durch  den  Ausbau  eines 
Netzes  von  Ueberlandzentralen  große  Konkurrenz  bereitet  wird. 
Die  Kabelindustrie  war  zwar  mit  dem  Umsatz  zufrieden,  klagte 
jedoch  über  einen  starken  Rückgang  der  Preise  infolge  Auftretens 
einer  neuen   Outsiderkonkurrenz. 

Was  die  Textilindustrie  im  allgemeinen  betrifft,  so  erfuhren 
die  Preise  für  Wolle  im  Berichtsjahre  fast  andauernd  Steigerungen, 
nur  die  geringeren  und  fehlerhaften  Sorten  konnten  im  November 
ihre  Preise  vom  September  nicht  behaupten.  Zu  dieser  Preis- 
steigerung gab  die  vermehrte  Nachfrage  nach  wollenen  und 
halbwollenen  Kleidungsstücken  Anlaß,  die  auf  den  heilten  Winter 
1908/09  und  auf  die  veränderte  Mode  (Stoffe  aus  Cheviot  und 
Kammgarn)  zurückzuführen  ist.  Der  Geschäftsgang  der  Kamm- 
garnspinnereien war  gut,  dagegen  der  der  Streichgarnspinnereien 
unbefriedigend.  Auch  die  Lage  der  Tuchfabrikation  hat  sich 
gebessert.  Als  besonders '  gut  wird  der  Geschäftsgang  in  der 
Phantasie-,      Wirk-     und     Strickwarenbranche      bezeichnet.     — 


Blektrizitüts- 
Industrie. 


Textilindustrie. 
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Die  Preise  für  Baumwolle  haben  im  Jahre  1909  eine 
Steigerung  von  etwa  60  o/o  erfahren,  im  Zusammenhange  mit  dem 
ungünstigen  Stande  der  Baumwollernte.  Die  Steigerung  der 
Fabrikatpreise  hielt  aber  mit  derjenigen  der  Rohstoff- 
preise nicht  Schritt.  —  Nachdem  in  den  letzten  Jahren 
in  den  meisten  Ländern  erhebliche  Betriebs-Erweiterungen 
in  der  Baumwoll  -  Industrie  stattgefunden  und  zu  einer 
großen  Ueberproduktion  geführt  hatten  (die  Zunahme  der 
Spindelzahl  in  den  letzten  vier  Jahren  in  allen  Län- 
dern zusammengenommen  wird  auf  ca.  20  Mill.  geschätzt), 
wurde  in  1909  versucht,  auf  Grund  internationaler  Vereinbarimgen 
Betriebseinschränkungen  herbeizuführen.  Inwieweit  dies  zu  inter- 
nationalen Abmachungen  führen  wird,  ist  noch  nicht  zu  übersehen. 
In  Deutschland  beschloß  der  Verband  Rheinisch- Westfälischer 
Baumwollspinnereien  die  Produktion  vier  Monate  lang  um  15  o/o 
einzuschränken.  In  Manchester  wurde  beschlossen,  vom  10.  Juli 
bis  27.  Sept.  zwei  Tage  in  der  Woche  zu  feiern.  Auch  jiord- 
amerikanisehe  Spinner  schlössen  sich  diesem  Vorgehen  an.  — 
Ans  der  Herrenkonfektion  wird  berichtet,  daß  die  Beschäfti- 
gung infolge  der  günstigeren  Wirtschaftslage  im  Berichts- 
jahre stärker  gewesen  sei,  infolgedessen  zeigt  auch  der  Handel 
mit  Konfektionsstoffen  eine  Besserung.  Ebenso  hat  die  Damen- 
konfektion besonders  zum  Schlüsse  des  Jahres  infolge  der  guten 
Witterung  ein  recht  zufriedenstellendes  Geschäft  gehabt.  In  der 
Wäschebranche  trat  zu  Beginn  des  Jahres  eine  Wendung  zum 
Besseren  ein.  Vom  Frühjahr  ab  waren  die  Fabrikanten  in  der 
Lage,  ihre  Betriebe  voll  zu  beschäftigen.  Die  Hausse  in  Roh- 
materialien bewirkte  einen  weiteren  Aufschwung,  da  die 
Grossisten  und  Detailleure  dadurch  veranlaßt  wurden,  Orders 
zu  erteilen.  Auch  hier  jedoch  konnten  die  Preise  der  Fabrikate 
nicht  mit  denen  der  Rohstoffe  ia  Einklang  gebracht  werden. 
Das  Auslandsgeschäft  war  in  diesem  Zweige  gleichfalls  etwas 
besser. 

Papier.  Im    Papierhandel    ließen   im    Jahre    1909    Preise    und    Be- 

schäftigung viel  zu  wünschen  übrig.  Ungünstig  wirkten  auch 
auf  das  Geschäft  die  in  Aussicht  genommenen  höheren  Zollsätze 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  da  nach  ihrem  Inkraft- 
treten einige  Branchen,  wie  Ansichtspostkarten,  Luxuspapiere, 
farbige  Glanzpapiere  kaum  noch  dahin  exportfähig  sein  und  da- 
durch die  zu  dieser  Fabrikation  verwendeten  Papiersorten  weniger 
Absatz  finden  werden.  In  der  Luxuspapierfabrikation  war  sonst 
eine,  wenn  auch  nur  geringe  Besserung  zu  verzeichnen.  Ungünstig 
lauten  die  Berichte  aus  der  Tapetenbranche.  Zu  einem  nicht 
unwesentlichen  Teil  wurde  diese  ungünstige  Geschäftslage  bedingt 
durch  den  Preiskampf  zwischen  der  Tapetenindustrie-Aktien- 
gesellschaft nnd  den  selbständig  dastehenden  Tapetenfabriken.  Im 
Berliner   Buchdruckgewerbe   war    der    geschäftliche   Rückschlag, 
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welcher  zu  Einde  des  Jahres  1907  einsetzte,  auch  noch  im  Jahre  1909 
zu  fühlen. 

Die  chemische  Großindustrie  zeigte  im  Berichtsjahre  im  all- 
gemeinen eine  bessere  Beschäftignng,  und  auch  die  Ausfuhr  hat 
der  Quantität  nach  zugenommen.  Dagegen  hatte  die  hiesige 
Kohlensäureindustrie  infolge  des  geringen  Bier-  und  Mineralwasser- 
konsums einen  schwächeren  Absatz.  In  der  hiesigen  Mineralwasser- 
industrie verschärft  sich  der  "Wettbewerb  immer  mehr,  da  infolge 
der  einfachen  Produktionsweise  auch  Brauereien,  Destillateure 
und  Bierverleger  die  Fabrikation  als  Ei-satz  für  den  Ausfall  des 
Absatzes  in  alkoholischen  Getränken  aufnehmen.  Auch  die  so- 
genannten alkoholfreien  Getränke  litten  unter  der  ungünstigen 
Sommerwitterung.  —  Die  Seifenindustrie  sah  sich  im  Berichtsjahre 
von  neuem  vor  einer  Verteuerung  ihrer  Rohmaterialien  gestellt. 
Die  Parfümerieindustrie  wurde  durch  die  vorgeschlagene  aber 
schließlich  abgelehnte  Steuer  auf  Riech-  und  Schönheitsmittel 
stark  beunruhigt,  weil  die  Händler  mit  Einkäufen  zurückhielten. 
In  photo graphischen  Artikeln  zeigte  sich,  namentlich  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres,  eine  Besserung  des  Absatzes.  Die 
Preise  füi'  Chilesalpeter  gingen  infolge  des  Zusammenbruchs  des 
Salpetertrustes  und  der  wachsenden  Konkurrenz  des  Luftstick- 
stoffes zurück,  erholten  sich  im  Herbst  aber  wieder.  Der 
chemischen  Industrie  bietet  die  Salpeter  gewinnung  aus  dem  Stick- 
stoff der  Luft  ein  neues  Feld  der  Betätigung.  —  Auf  dem 
Petroleummarkt  spielte  sich  in  Berlin,  Hamburg  und  in 
anderen  Großstädten  ein  erbitterter  Kampf  zwischen  amerika- 
nischem und  österreichischem  Petroleum  ab,  der  starke  Preis- 
rückgänge zur  Folge  hatte. 

Ueber  die  diesjährige  Eimte  und  den  Getreidehandel  wird  an 
anderer  Stelle  berichtet.  —  "Was  die  Viehproduktion  betrifft,  so 
war  die  heimische  Landwirtschaft  zwar  imstande,  die  Märkte  mit 
einer  verhältnismäßig  großen  Menge  von  Bindern  und  Schafen  zu 
beschicken ;  der  durchschnittliche  Emährungs-  oder  Mastzustand 
ließ  aber  viel  zu  wünschen  übrig.  An  guten  Schweinen  trat  ein 
effektiver  Mangel  ein.  Ein  Ausgleich  durch  Einfuhr  von  lebenden 
Schweinen  aus  dem  Auslande  ist  (wie  bekannt)  infolge  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  seit  Jahren  nur  noch  in  sehr  unzureichendem 
Maße  möglich.  Der  Durchschnittspreis  für  beste  Rinder  stellte 
sich  auf  dem  Berliner  Markte  um  etwa  3  Mk.  niedriger  als  im  Vor- 
jahre. Das  Angebot  an  Schweinen  war  in  Berlin  um  102  041  Stück 
geringer  als  im  Vorjahre,  und  der  Durchschnittspreis  für  gute 
Schweine  stieg  vom  1.  Jan.  bis  31.  Okt.  auf  68,89  Mk.  gegen 
58,79  Mk.  in  der  gleichen  Zeit  des  Vorjahres.  An  Kälbern  ergab 
sieh  eine  Mehrzufuhr  von  3437  Stück,  und  die  Durchschnittspreise 
für  gutgemästete  Kälber  sind  von  94,27  Mk.  für  100  Pfund 
Schlachtgewicht  auf  92,56  Mk.  zurückgegangen.  An  Schafen  fand 
eine  Mehrzufuhr  von   ca.    8 1/2  ^/o   statt.     Die   Durchschnittspreise 
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Müchhandel. 


Butterhandel. 


Schmalz. 


Marg-ariuf. 


Brotfabrikation. 
Mehl. 


Zucker. 


für  gute  Lämmer  waren  daher  etwa  um  51/2  Mk.  niedriger  als  im 
Vorjahre.  —  Der  Stand  der  Viehhaltung  hat  auch  auf  das  Milch-, 
Butter-,  Schmalz-  und  Margarinegeschäft  Einfluß  gehabt.  "Während 
des  Winters  war  reichlich  Milch  vorhanden.  Infolge  des  langen 
Winters  und  der  darauf  folgenden  Trockenheit  im  Mai  trat  dann 
aber  Futtermangel  ein,  welcher  vielfach  eine  Einschränkung  der 
Milchviehhaltungen  verursachte.  Mitte  August  entstand  in 
Berlin  große  Milchknappheit,  welche  während  des  Herbstes  an- 
hielt und  erst  durch  vermehrte  Zufuhren  aus  Dänemark  gehoben 
werden  konnte.  —  Die  Butterpreise  waren  im  ganzen  stark  an- 
steigend, nachdem  sie  im  Januar  gefallen  waren ;  sie  erlitten  nur  im 
Jimi  und  Juli  einen  Rückschlag.  Im  Mai  machten  sich  die  Wirkun- 
gen des  langen  Winters  fühlbar:  um  den  Bedarf  zu  befriedigen, 
mußten  dauernd  Bezüge  aus  dem  Auslande  gemacht  werden. 
Schon  im  August  und  September  waren  wir  wieder  im  hohen 
Grade  auf  ausländische  Butter  angewiesen,  und  die  Aussichten 
für  die  nächste  Zedt  lassen  keine  Vermehrung  der  inläjidischen 
Produktion  erwarten,  da  unter  dem  Einfluß  des  knappen 
Futters  in  Deutschland  viel  Vieh  abgeschafft  worden  ist. 
—  Atich  die  Preise  für  Schmalz  befanden  sich  seit  Anfang 
des  Jahres  in  ununterbrochener  Aufwärtsbewegung.  Die  in- 
ländische Schweinezucht  brachte  bei  fortwährend  steigenden 
Preisen  sehr  wenig  vollgemästete  Schweine  an  den  Markt.  Die 
Seh  malz  Versorgung  war  deshalb  größtenteils  auf  den  Import  von 
Amerika  angewiesen.  Trotz  der  ungewöhnlich  hohen  Preise  war 
der  SchmaLzkonsum  wäbrend  der  ganzen  2^it  normal  und  er- 
möglichte für  den  Schmalzhandel  einen  guten  Grewinn.  Auch 
in  der  Margarineindustri©  machte  sich  die  erhöhte  Abhängigkeit 
vom  Auslande  bemerkbar.  Der  europäische  Markt  kann  sich 
mit  natürlichen  Fetten  nicht  mehr  versorgen  und  es  ist  deshalb  eine 
erhöhte  Gewinnung  von  Pflanzenfetten  in  den  Kolonien  von  großem 
Interesse.  —  Die  vom  Statistischen  Amt  Berlin  ermittelten  Durch- 
schnittspreise zeigen  für  die  erste  Hälfte  des  Jahres  geringere 
Preise  für  Roggenbrot  als  im  Vorjahre,  als  Folge  der  niedrigeren 
Preise  für  Roggenmehl,  das  in  guter  Qualität  und  reichlich  vor- 
handen war.  Infolge  der  nicht  voll  befriedigenden  Ernteaus- 
sichten im  Mai  trat  dann  eine  bedeutende  Preissteigerung  für 
Mehl  ein,  da  wegen  der  geringen  Vorräte  in  dieser  Zeit  viele 
Bedarfsdeckun^n  vorgenommen  werden  mußten.  In  der  Tat 
war  die  Qualität  der  diesjährigen  Ernte  zum  Teil  nicht  gut 
und  das  Roggenmehl  nicht  ergiebig.  Infolge  der  im  Verhält- 
nis zum  Vorjahre  quantitativ  noch  größeren  Ernte  sind  aber 
die  Roggenpreise  im  zweiten  Halbjahr  gesunken,  während  die 
Brotpreise  zum  Schlüsse  des  Jahres  etwas  stiegen.  —  Der 
Berliner  Zwischenhandel  mit  Zucker  konnte  mit  der  im  wesent- 
lichen steigenden  Tendenz  der  Preise  noch  zufrieden  sein.  Die 
meisten  Raffinerien  haben  in  diesem  Jahre  sehr  geringe  Erträge 
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gehabt.  Die  Rokzuckerfabriben  erzielten  gute  Gewinne  infolge 
guter  Preise  und  einer  vorher  noch  nicht  erreichten  hohen  Zucker- 
ausbeute. Der  große  Grewinn  veranlaßte  zu  einem  Kampf  um 
das  Kohmaterial,  und  es  kam  dadurch  zu  langfristigen  Hüben- 
abschlüssen. 

Auf  dem  Häute-  und  Fellmarkt  vollzog  sich  eine  20 — 30 o/o  ige 
Aufwärtsbewegung  der  Preise,  verursacht  durch  die  bessere  Be- 
schäftigung der  Lederindustrie  und  die  Konkurrenz  der  nord- 
amerikanischen Käufer.  Die  amerikanische  Zollpolitik  wird  für 
diesen  Geschäftszweig  von  hervx)rragender  Bedeutung  werden. 
Die  Schuhwarenindustrie  litt  unter  dem  Mißverhältnis  2rwischen 
hohen  Lederpreisen  und  niedrigen  Verkaufspreisen.  Es  erwies 
sich  als  fast  unmöglich,  die  im  Detailhandel  immer  mehr  ein- 
geführten   feststehenden    Einheitspreise   zu   verändern. 

Ungünstig  lagen  der  Natur  der  Sache  nach  diejenigen  In- 
dustrien und  Handelszweige,  auf  welche  die  Steuern  der  Reichs- 
finanzreform von  unmittelbarem  Einfluß  sind,  namentlich  das 
Brauereigewerbe,  sowie  die  Tabakindustrie  und  der  Tabakhandel. 
Die  Erhöhung  der  Brausteuer  ist  so  erheblich,  daß  sie  bei  der 
Mehrzahl  der  Brauereien  den  seither  erzielten  Jahres-Rein- 
gewinn  übersteigt.  Es  kommt  daher  für  die  Brauereien  alles 
darauf  lan,  ob  sie  die  erhöhte  Steuer  auf  die  Konsumenten  ab- 
zuwälzen in  der  Lage  sind.  Die  aus  verschiedenen  Gründen  ein- 
getretene Verminderung  des  Bierkonsums  wurde  verschärft  durch 
den  Widerstand  des  Publikums  gegen  die  Erhöhung  des  Bier- 
preises, auch  in  Berlin,  wenngleich  hier  ein  ausgesprochener 
Boykott  nicht  stattgefunden  hat.  Ungünstig  für  die  Brauereien 
waren  ferner  die  hohen  Preise  für  Gerste  und  Malz.  Wenn 
letztere  nun  auch,  dank  der  guten  Ernte,  gegen  Ende  des  Jahres 
zurückgegangen  sind,  so  ist  doch  der  Hopfen,  infolge  einer  un- 
günstigen  Ernte,  sehr  erheblich  im  Preise  gestiegen. 

Auch  die  Tabakindustrie  und  der  Tabakhandel  lagen  un- 
günstig. Wenn  zunächst  die  Ungewißheit  über  die  Form  der 
bevorstehenden  Steuer  lähmend  gewirkt  hatte,  so  entwickelte 
sich,  nachdem  im  Juli  die  Steuer  angenommen  war,  zunächst, 
da  jedermann  zu  den  alten  Preisen  kaufen  wollte,  ein  unnatür- 
lich lebhaftes  Geschäft,  dem,  nach  dem  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes, ein  um  so  stärkerer  Rückschlag  folgte. 

Ebenso  erwarten  die  am  Branntweingeschäft  beteiligten  Ge- 
werbe eine  bedeutende  Verringerung  des  Verbrauchs  an  Trink- 
branntwein. Einstweilen  brachte,  da  der  Konsum  sich  reich- 
lich vorversorgte,  das  Bevorstehen  der  Steuerveränderung  so- 
wohl den  Destillateuren  wie  den  Spritfabriken  einen  erhöhten 
Absatz  und  Grewinn,  an  welch  letzterem  allerdings  die  der  Spiritus- 
zentrale  angeschlossenen  Spritfabriken  nicht  partizipierten,  da 
sie,  auch  auf  Grund  des  neuen  Syndikatsvertrages,  zu  festen 
Lohnsätzen    arbeiten. 
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Bauraarkt. 


Baumaterialien. 


Holzhandel. 


Schiffahrt. 


Die  Bautätigkeit  und  das  Baugeschäft  lagen  1909  in  Berlin 
immer  noch  ungünstig,  jedoch  weniger  als  im  Vorjahre.  Die 
Geldflüssigkeit  ermöglichte  in  größerem  Umfange  die  Gewährung 
von  H^^pothekendarlehen  und  Baugeldem.  Hierdurch  wurde  so- 
wohl der  Umsatz  in  Bau-Parzellen,  wie  die  Bautätigkeit  selbst 
angeregt.  Allerdings  ist  hierin  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres 
im  Zusammenhang  mit  der  wieder  einsetzenden  größeren  Geld- 
knappheit ein  Stillstand  eingetreten. 

Im  Zusammenhang  mit  der  etwas  regeren  Bautätigkeit  war 
auch  das  Geschäft  in  Baumaterialien  aller  Art  —  wie  Steinen, 
Trägern  usw.  —  lebhafter  als  1908.  "VVeoiig  zufrieden  mit  dem 
Geschäfte-  sind  dagegen  zahlreiche  andere  Industriezweige,  die 
für  das  Baugewerbe  arbeiten.  Sie  konstatieren  zwar  im  Absatz 
eine  Besserung,  klagen  aber  über  die  in  der  Zeit  der  Depression 
reduzierten  und  noch  nicht  wieder  gebesserten  Preise,  so  z.  B.  der 
Eisenkonstruktionsbau,  die  Fabrikation  von  Aufzügen  und  Hebe- 
werkzeugen, von  Heizungs-  und  Lüftungsanlagen,  die  Gitter- 
fabrikation, die  Bauklempnerei  und  die  Tischlerei.  Das  gleiche 
ist  der  Fall  mit  der  Parkett-Industrie  und  der  Leistenfabrikation 
sowie  der  Jalousiefabrikation,  während  in  der  Möbelfabrikation 
die   Klagen  weniger  zutage   treten. 

Füi'  den  Berliner  Holzhandel  hatte  die  regere  Bautätigkeit 
die  günstige  Folge,  daß  die  überfüllten  Läger  erleichtert  werden 
konnten  und  für  einige  Artikel  sogar  Preissteigerungen  eintraten. 
Bedauerlicherweise  wirkten  im  Herbst  einige  größere  Fallissements 
im  Holzhandel  lähmend  auf  das  G-eschäft  und  ließen  ungesunde 
Kreditverhältnisse   in   die   Erscheinung   treten. 

Die  Binnenschiffahrt  wurde  durch  den  langen  Winter  und 
die  schlechten  Wasserstandverhältnisse  ungünstig  beeinflußt.  Die 
Berlin -Hamburger  Schiffahrt  wurde  am  22.  März  nach  fast  drei- 
monatiger Unterbrechung  eröffnet.  Der  lange  Schluß  hatte  ein 
enormes  Quantum  Güter  in  Hamburg  angehäuft,  für  das  es  zunächst 
an  Laderaum  mangelte.  Bald  jedoch  trat  ein  ruhiger  Geschäfts- 
gang ein  und  allmählich  flauten  die  Transportmengen  und  die 
Frachten  ab,  und  es  wäre  eine  Beladung  des  vorhandenen  Kahn- 
raumes nicht  möglich  gewesen,  wenn  nicht  infolge  der  fast  während 
der  ganzen  Sä^ison  niedrigen  Wasserstandsverhältnisse  der  Elbe 
die  Fahrzeuge  nur  zu  ihrer  halben  Tragkraft  hätten  beladen 
werden  müssen.  Auch  auf  den  märkischen  Wasserstraßen  trat 
besonders  in  der  zweiten  Hälfte  des  Juli  eine  starke  Verkehrs- 
stockung wegen  niedrigen  Wasserstandes  ein.  Die  Oder-Schiff- 
fahrt  wurde  ebenfalls  gegen  Ende  März  nach  langer  Winterpause 
aufgenommen.  Der  Betrieb  konnte  jedoch  nicht  sofort  in  vollem 
Umfange  einsetzen,  obwohl  starker  Güterandrang  vorhanden  war, 
weil  im  oberen  Oderlaufe  Hochwasser  eintrat;  auch  wurde  der 
Verkehr  durch  starken  Schleusenrang,  besonders  im  Oder-Spree- 
Kanal,  stark  gehemmt.    Im  weiteren  Verlaufe  des  Jahres  wurde 
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der  Wasserstand  immer  geringer,  so  daß  Anfang  August  Niedrig- 
wasser eintrat.  Die  Fl-achten  zogen  seitdem  an.  Erst  im  No- 
vember war  wieder  ein  leidlicher  Wasserstand  zu  verzeichnen. 
Das  Speditionsgeschäft  gestaltete  sich  erst  in  der  zweiten 
Hälfte  lebhafter  als  im  Vorjahre.  Die  auch  vom  Verkehr  mit 
vielen  Hoffnungen  begrüßte  Güterwagengemeinschaft  der  deut- 
schen Staatsbahnen  hat  den  Wagenmangel  noch  nicht  beseitigt; 
selbst  in  Berlin  konnten  rechtzeitig  bestellte  Wagen  nicht  immer 
gestellt    werden. 


Speditions- 
geschäfte. 


II.  Auswärtige  Politik. 

Wähi*end  zu  Beginn  des  Berichtsjahres  eine  große  Spannung 
über  den  europäischen  Staaten  lag,  ist  in  den  letzten  drei 
Jahres  vierteln  eine  wesentliche  Beruhigung  eingetreten.  Fast  ver- 
gxissen  ist  es,  daß  vor  noch  nicht  Jahresfrist  Europa  vor  der  Mög- 
lichkeit eines  schweren  Krieges  stand,  den  durch  klare  und  feste 
Politik  verhindert  zu  haben,  sich  in  erster  Linie  die  deutsdie 
Reichsregierung  rühmen  darf.  Deshalb  ist,  während  noch  zur 
Zeit  unseres  vorjährigen  Berichts  den  Fragen  der  auswärtigen 
Politik  das  lebhafteste  Interesse  entgegengebracht  wurde,  jetzt 
nach  der  Lösung  der  damals  die  Gemüter  bewegenden  Probleme 
eine  gewisse  Beruhigung  eingetreten.  Erfreulicherweise  hat 
sich  die  allgemeine  europäische  Lage  im  Berichtsjahre  sichtlich 
gebessert,  auch  die  Entwicklung  in  den  einzelnen  europäischen 
Staaten  läßt  keine  unmittelbaren  Gefahren  für  eine  freundliche 
Entwicklung  erkennen,  endlich  ist  auch  seitens  der  Mächte  des 
pazifischen  Ozeans  eine  Störung  des  AVeltfriedens  zurzeit  nieht 
zu  erwarten.  Aber  die  Erfahrung  der  letzten  Jahre  hat  gezeigt, 
wie  schnell  am  politischen  Himmel  AVolken  heraufziehen,  und  daß 
der  Kaufmann  stets,  auch  in  Augenblicken  scheinbarer  Huhe, 
auf    alle    politischen   Ereignisse    vorbereitet   sein    muß. 

In  Berücksichtigung  der  gespannten  politischen  Lage  und 
unter  der  Einwirkung  des  türkischen  Boykotts  gegen  öster- 
reichische AVaren  gab  Oesterreich-Ungarn  seinen  anfänglichen  ab- 
lehnenden Standpunkt  in  der  Frage  der  Entschädigung  der  Türkei 
für  die  Annexion  von  Bosnien  und  der  Herzegowina  auf.  Am 
26.  Febr.  kam  ein  Vertrag  zwischen  den  beteiligten  Mächten 
zustande,  in  dem  die  Türkei  die  Annexion  anerkannte.' 
Oesterreich-Ungarn  zahlte  für  die  Aufgabe  des  Obereigentums  der 
Türkei  an  bosnischen  Ländereien  und  Wäldern,  nicht  für 
den  Verzicht  auf  Hoheitsrechte,  2V2  Mill.  türkische  Pfund; 
es  verpflichtete  sich  zum  Abschluß  eines  Handelsvertrages 
mit  der  Türkei,  erteilte  seine  Genehmigung  zu  einer  Erhöhung 
der  türkischen  Wertzölle  von  11  auf  15  0/0  und  zur  Einführung 
neuer  Monopole  oder  Konsumabgaben   für  gewisse  Waren;  end- 
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lieh  verspraoh  Oesterreicli-Ungarn,  die  Türkei  in  ihrem  Be- 
streben auf  Abschaffung  der  fremden  Postämter  und  auf  Auf- 
hebung der  Kapitulationen  zu  unterstützen.  Deutschland  hat  das 
Zustandekommen  eines  Vertrages  wesentlich  erleichtert,  indem 
es  sich  der  österreichischen  Einwilligung  in  eine  Erhöhung  der 
Einfuhrzölle  und  in  die  Einführung  von  Monopolen  im  Prinzip 
anschloß. 

"Wesentlich  schwieriger  als  die  Auseinandersetzung  mit  der 
Türkei  gestaltete  sich  die  Beschwichtigung  Serbiens  und  Monte- 
negros. Diese  forderten  für  die  Annexion  „Kompensationen'',  die 
entweder  in  Gebietsabtretungen,  durch  welche  Serbien  und  Monte- 
negro untereinander  und  mit  dem  Meere  verbunden  würden,  oder 
in  der  Gewährung  vollständiger  Autonomie  an  Bosnien  und  die 
Herzegowina  bestehen  sollten.  Der  serbische  Minister  des  Aus- 
wärtigen hielt  am  3.  Jan.  in  der  serbischen,  der  montenegrinische 
Minister  des  Auswärtigen  am  22.  Jan.  in  der  montenegrinischen 
Skupschtina  Eeden  gegen  Oesterreich,  deren  Tonart  nur  erklärlich 
war,  wenn  man  annahm,  daß  Serbien  und  Montenegro  im 
Kriegsfall  der  Unterstützung  von  Großmächten  sicher  seien.  Man 
dachte  hierbei  in  erster  Linie  an  Rußland;  gegen  Ende  des  Be- 
richtsjahres wurde  jedoch  anläßlich  eines  politischen  Prozesses 
in  "Wien  die  Auffassung  verbreitet,  daß  Serbien  und  Montenegro 
nicht  nur  bei  Rußland,  sondern  in  noch  höherem  Maße  bei  Eng- 
land gegen  Oesterreich  Rückhalt  zu  finden  gehofft  haben.  In 
die  dunkle  europäische  La^e  kam  einiges  Licht,  als  sich  im 
Februar  England,  Frankreich  tmd  Rußland  mit  dem  Vorschlag 
an  Deutschland  wandten,  gleichzeitig  in  Wien  und  Belgrad 
für  eüie  friedliche  Auseinandersetzung'  zwischen  Oesterreich 
und  Serbien  einzutreten.  Deutschland  leimte  es  ab,  sich  an 
einer  solchen,  im  Grunde  gegen  Oesterreich  gerichteten  Aktion  zu 
beteiligen,  und  machte  den  Gegenvorschlag  eiaer  gemein- 
schaftlichen Intervention  der  Mächte  in  Belgrad.  Ohne 
grundsätzlich  diesem  Plan  zu  widersprechen,  zog  es  Rußland 
vor,  gesondert  vorzugehen,  indem  es  am  2.  März  der 
serbischer  Regierung  den  Rat  gab,  auf  territoriale  Forde- 
rungen zu  verzichten.  England,  Frankreich,  Italien,  nicht  aber 
Deutschland,  schlössen  sich  nachträglich  dieser  Aktion  an.  Als 
Serbien  mit  der  Antwort  zögerte,  teilte  die  österreichisch-unga- 
rische Regierung  am  6.  März  der  serbischen  mit,  daß  das  Handels- 
vertragsprovisorium, das  am  31.  März  ablief,  nicht  erneuert 
werden  könne,  ehe  Serbien  seine  Politik  ändere.  Von  Rußland 
zur  Nachgiebigkeit  ermahnt,  von  Oesterreich  mit  dem  Abbruch 
der  Handelsbeziehungen  bedroht,  richtete  Serbien  nunmehr  am 
10.  März  eine  von  Rußland  gebilligte  Zirkularnote  an  die 
Mächte,  in  der  es  seine  Forderungen  den  Signatarmächten  des 
Berliner  Vertrags  als  „kompetentem  Gericht''  übergab.  Diese  den 
österreichischen  Anschauungen  in  keiner  Weis©  gerecht  werdende 
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Aeußerung  sowie  eine  ungenügende  serbische  Antwort  auf  die  letzte 
österreichische  Note  veranlaßte  am  16.  März  Oesterreich-Ungarn, 
seine  Armee  zu  mobilisieren.  Ein  Krieg  schien  vor  der  Tür  zu 
stehen,  dessen  Lokalisierung  auf  Oesterreich-Ungarn  und  Serbien 
nicht  einmal  sicher  war.  Denn  auf  die  Notifizierung  des  öster- 
reichisch-türkischen Abkommens  vom  26.  Febr.  antwortete  Ruß- 
land, daß  diese  unmittelbare  Verständigung  nicht  die  Notwendig- 
keit ausschließe,  die  bosnisch-herzegowinische  Prag-e  einer 
Konferenz  der  Signatarmächte  vorzulegen.  Dies  gab  Deutschland 
Veranlassung,  nunmehr  vermittelnd  in  die  Verhandlungen  einzu- 
greifen. Deutschland  hatte  vom  ersten  Tage  der  internationalen 
Verwirrungen  an  keinen  Zweifel  darüber  gelassen,  daß  es  sich  mit 
voller  Entschiedenheit  an  die  Seite  seines  Bundesgenossen  Oester- 
reich-Ungarn stelle.  Das  Zustandekommen  des  österreichisch- 
türkischen Abkommens  hatte  es  in  der  oben  erwähnten  "Weise 
gefördert.  Es  hatte  ferner  eine  Intervention  der  Mächte  in  AVien 
verhindert.  Es  entschloß  sich  nunmehr,  in  Petersburg  die  freund- 
schaftliche Anregung  zu  geben,  daß  die  Mächte  einzeln  durch 
Noten  die  Abänderung  des  Berliner  Vertrages  sanktionieren 
möchten.  Als  hierauf  Rußland  am  27.  März  einging,  war  die 
unmittelbare  Kriegsgefahr  beseitigt.  Am  30.  März  erfolgte  eine 
gemeinschaftliche  Beruhigungsaktion  sämtlicher  Großmächte  in 
Belgrad,  der  am  folgenden  Tage  eine  Unterwerfung  Serbiens  unter 
ihren  "Willen  folgte.  Oesterreich-Ungarn  erklärte  sich  darauf  so- 
fort zur  Wiederaufnahme  von  Handelsvertragsverhandlungen  mit 
Serbien  bereit.  Der  von  Deutschland  angeregte  Notenaus  tausch 
der  Mächte  betr.  die  Aufhebung  des  Art.  25  des  Berliner  Vertrags 
(Okkupation  von  Bosnien  und  Herzegowina)  war  gegen  Mitte 
April  beendet. 

Am  6.  April  kam  unter  Vermittlung  Italiens  auch  eine 
Einig-ung  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  Montenegro  zustande. 
Die  Mächte  erklärten  sich  damit  einverstanden,  daß  alle  die 
Souveränität  Montenegros  einschränkenden  Bestimmungen  des 
Art.  29  des  Berliner  Vertrags  gestrichen  wurden;  nur  sollte  der 
Hafen  von  Antivari  den  Charakter  eines  reinen  Handelshafens 
nicht  verlieren  dürfen. 

Die   im   Vorjahre   begonnenen    Verhandlungen   zwischen    der      Die  bulgarische 
Türkei  und  Bulgarien  über  eine  Entschädigung  der  Türkei  für  Frage. 

den  Fortfall  des  ostrumelischenTributes  und  für  die  Beschla^ahme 
der  Orientbahn  durch  Bulgarien  gerieten  mehrfach  ins  Stocken. 
Als  die  Türkei  eine  Regulierung  der  ostrumelisch-türkischen  Grenze 
vorschlug,  antwortete  Bulgarien  am  21.  Jan.  mit  einer  teilweisen 
Mobilisierung  seiner  Armee.  Nach  wechselvollen  Verhandlungen, 
während  deren  der  Krieg  wiederholt  unvermeidlich  erschien,  kam 
durch  russische  Vermittlung  am  19.  April  ein  Abkommen  zustande. 
Bulgarien  zahlte  an  die  Türkei  82  Mill.  Francs,  von  denen  42  Mill. 
eine    Entschädigung    für    die    beschlagnahmten    Bahnlinien    dar- 
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stellten.  Die  ganze  Summe  lieh  Rußland  dem  bulgarischen 
Staate;  ferner  verzichtete  Rußland  auf  43  Mill.  Eres.  Kriegs- 
entschädigung, die  es  seit  dem  Jahre  1879  von  der  Türkei  zu 
beanspruchen  hatte,  so  daß  die  Türkei  eine  Entschädigung  von  ins- 
gesamt 125  Mill.  Eres,  erhielt.  Die  Türkei  erkannte  die  Unab- 
hängigkeit Bulgariens  an ;  ihrem  Beispiel  folgten  bald  alle  übrigen 
Großmächte.  Die  Entschädigung  für  die  Eisenbahnen  wurde 
zwischen  der  Türkei  als  der  Eigentümerin  und  der  Orientbahn- 
gesellschaft als  Pächterin  so  geteilt,  daß  jede  die  Hälfte  erhielt. 
Mit  der  Regelung  der  bosnischen  und  der  bulgarischen  Erage 
waren  die  wichtigsten  Probleme  des  letzten  Winters  gelöst,  an 
deren  friedliche  Schlichtung  man  zeitweilig  nicht  mehr  geglaubt 
hatte.  Zugleich  war  hiermit  in  die  internationalen  Beziehungen 
mehr  Klarheit  gebracht  worden.  "Während  noch  im  Vorjahr 
die  Meinung  vertreten  werden  konnte,  daß  der  Dreibund  tat- 
sächlich der  Vergangenheit  angehöre  und  insbesondere  Italien 
den  Westmächten  und  Rußland  näher  stände  als  Deutschland  und 
Oesterreich-Ungarn,  so  hatte  sich  im  Winter  1908/09  der  Dreibund 
als  eine  Macht  erwiesen.  Insbesondere  die  deutsch-österreichische 
unverbrüchliche  Bundestreue  trat  erneut  als  Faktor  für  die  Kom- 
binationen der  großen  Politik  Europas  deutlich  in  Erscheinung. 
Daß  Oesterreich-Ungarn  nicht  in  allen  Balkanfragen  auf 
Italiens  Bundeshilfe  werde  zählen  können,  daß  Italiens  In- 
teressen im  Südosten  Europas  vielleicht  ebenso  oft  mit  denen 
Rußlands  parallel  gehen  wie  mit  denen  Oesterreich-Ungarns, 
hatte  man  von  jeher  gewußt.  Aber  das  loyale  Festhalten 
Italiens  am  Dreibund  in  schwerer  Zeit  und  die  ständige 
Betonung  dieses  Bundesverhältnistees  seitens  der  italienischen 
Regierung  auch  einer  Opposition  im  Inland  gegenüber,  waren 
geeignet,  etwaige  Zweifel  an  der  Bundestreue  Italiens  zu 
besiegen.  Daß  Italien  auch  mit  England  und  Frankreich,  mit 
denen  es  in  den  Fragen  der  afrikanischen  Politik  Hand  in  Hand 
zu  gehen  genötigt  ist,  und  mit  Rußland,  dessen  Interessen  auf  dem 
Balkan  mit  den  seinen  vielfach  identisch  sind,  aber  auch  sich 
kreuzen  können,  in  bestem  Einvernehmen  steht,  macht  es  für 
Oesterreich-Ungarn  und  Deutschland  gerade  zu  einem  wert- 
vollen Bundesgenossen.  —  Es  lag  deshalb  auch  kein  Grund 
vor,  an  der  Aufrichtig-keit  der  F'reundschaftsversicherungen  zti 
zweifeln,  welche  der  deutsche  Reichskanzler  mit  dem  italienischen 
Minister  des  Auswärtigen  am  11.  April  in  Venedig  wechselte 
und  die  am  12.  Mai  durch  eine  Begegnung  des  deutschen  Kaisers 
mit  dem  König*  von  Italien  in  Brindisi  bekräftigt  wurden.  An 
der  Bedeutung  dieser  Bekenntnisse  zum  Dreibund  änderte  es  auch 
nichts,  wenn  einige  Tage  vor  der  Begegnung  von  Brindisi  das  eng- 
lische und  italienische  Königspaar  in  Bajä  eine  Zusammenkunft 
hatten,  bei  der  ebenfalls  herzliche  Freundschaftsversicherung-en 
ausgetauscht  wurden.    Eine  noch  ^^dchtigere  Kundgebung  für  den 
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Dreibund  aber  bedeutete  der  glänzende  Empfang,  den  Kaiser 
Wilhelm  am  14.  Mai  in  Wien  fand,  als  er  zu  einem  Besuche 
des  greisen  Kaisers  IVanz  Josef  dort  eintraf.  Die  hier  gewechselten 
Trinksprüche  und  die  mit  dem  König  Viktor  Emanuel  aus- 
getauschten Depeschen  der  verbündeten  Kaiser  dokumentierten 
der  Welt  ein  festes  und  dauerndes  Zusammengehen  der  mittel- 
europäischen   Großmächte. 

Durch  seine  bundestreue  Politik  war  Deutschland  gezwungen 
gewesen,  den  Bestrebungen  des  russischen  Kabinetts  entgegen  zu 
treten.  Während  nun  die  russische  Presse  sich  um  deswillen 
bemühte,  gegen  Deutschland  Stimmung  zu  machen,  war  sich 
doch  die  russische  Regierung  dessen  bewußt,  daß  die  deutsche 
Politik  zur  Erhaltung  des  europäischen  Friedens  notwendig 
war.  Es  war  ein  erfreuliches  Zeichen  einer  gerechten 
Würdigung  der  Saclilage  durch  die  russische  Begierung,  daß, 
als  der  russische  Zar  Besuche  bei  seinen  westlichen  Freunden, 
Frankreich  und  England,  plante,  mssischerseits  die  Anregung  zu 
einer  Begegnung  des  deutschen  und  des  russischen  Kaisers  erging, 
■welche  am  17.  Juni  in  den  finnischen  Schären  zustande  kam. 
Am  31.  Juli  fand  in  Cherbourg  eine  Begegnung  des  Zaren  mit 
dem  Präsidenten  der  französischen  Republik  statt,  in  der  die 
beiden  Staatsoberhäupter  sich  nachdrücklich  zu  einem  Bündnis 
bekannten,  während  am  2.  Aug.  bei  dem  Besuche  des  Zaren  in 
►Cowes  sowohl  König  Eduard  von  England  wie.  der  Zar  lediglich 
von  herzlichen  Beziehungen  zwischen  ihren  beiden  Ländern 
sprachen.  Bei  seiner  Rückkehr  nahm  der  Zar  am  7.  Aug.  in 
Kiel  Gelegenheit,  noch  einmal  den  deutschen  Kaiser  zu  begrüßen. 
—  Etwas  weniger  günstig  war  in  Deutschland  der  Eindruck, 
den  der  Besuch  des  Zaren  in  Italien  hinterließ.  Auf  dem  Land- 
wege, mit  Umgehung  Oesterreich-Ungams,  traf  der  Zar  am 
24.  Okt.  als  Gast  Viktor  Emanuels  in  Racconigi  ein.  Die  in 
den  Trinksprüchen  hervorgehobene  Gemeinsamkeit  von  Ansichten 
und  Interessen,  die  sich  natürlich  auf  die  Balkanpolitili  bezog, 
war  für  Oesterreich-Ungam  zwar  keine  Ueberraschuug,  da  man 
sich  bereits  vordem  darüber  klar  war,  daß  die  Zurechnung  Italiens 
zum  Dreibund  diesen  Vorbehalt  erforderte,  konnte  aber  natur- 
gemäß in  Wien  nicht  gerade  als  eine  besondere  Freundlichkeit 
aufgefaßt   werden. 

Die   bereits   im   Vorjahr  erwähnte   Besserung  der   deutsahen  Marokko. 

Beziehungen  zu  Frankreich  machte  im  Berichtsjahre  erfreuliche 
Fortschritte.  Nachdem  die  Casablanca-Angelegenheit  dem  Haager 
Schiedsgericht  überwiesen  war  und  die  Verhandlungen  über  die 
Anerkennung  Muley  Hafids  als  Sultan,  welche  am  6.  Jan. 
publiziert  wurde,  bei  der  deutschen  wie  bei  der  französischen 
Regierung  die  Ueberzeugung  geschaffen  hatten,  daß  auf  beiden 
-Seiten  der  Wille  zu  einem  freundlichen  Einvernehmen  vorhanden 
-war,  konnte  am  9.  Febr.  in  Berlin  ein  Abkommen  unterzeichnet 
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werden,  welches  die  Wiederkehr  der  früheren,  zeitweise  sehr 
gespannten  Beziehungen  unmöglich  zu  machen  bestimmt  war. 
Deutschland  betonte  hierin,  daß  es  lediglich  wirtschaftliche  Ziele 
in  Marokko  verfolge,  und  erkannte  an,  daß  Frankreich  infolge 
seines  unmittelbar  an  Marokko  grenzenden  Landbesitzes  hier 
auch  politische  Interessen  zu  vertreten  habe.  Seitdem  ist  in 
den  Beziehungen  der  beiden  Länder  ein  gutes  Einvernehmen  zu- 
tage getreten.  Am  25.  Mai  wurde  auch  die  Casablanca- Affäre 
aus  der  Welt  geschafft,  indem  die  Regierungen  über  das  in  dem 
Schiedsspruch  ihren  Beamten  zum  Vorwurf  gemachte  Ver- 
halten ihr  Bedauern  ausdrückten.  —  Mit  der  Ausschaltung 
Marokkos  als  Streitgegenstand  zwischen  Deutschland  und  Frank- 
reich war  jedoch  die  marokkanische  Frage  nicht  erledigt.  Muley 
Hafid  gelang  ^s  zwar,  den  Hoghi  Buhamara  am  24.  Juni  ge- 
fangen zu  nehmen.  Aber  in  große  Verlegenheit  kam  der  neue  Sultan 
durch  den  Ausbruch  von  Feindseligkeiten  der  seiner  Herrschaft  nur 
lose  unterstehenden  Rifkabylen  gegen  spanische  Schutzbefohlene, 
welche  in  der  Nähe  von  Melilla  seinerzeit  vom  Boghi  erteilte 
Erzkonzessionen  ausbeuteten.  Bei  einem  am  9.  Juli  auf  spanische 
Bahnarbeiter  erfolgenden  Angriff  der  Eingeborenen  mußte  sich 
die  spanische  Garnison  von  Melilla  meist  auf  die  Abwehr  be- 
schränken ;  bei  einem  Vorstoß  erlitt  sie  in  den  Tagen  vom  24.  bis 
zum  27.  Juli  schwere  Verluste.  Die  spanische  Regierung  sah  sich 
gezwungen,  bis  Ende  Juli  18  000,  bis  Mitte  September  weitere 
16  000  Mann  in  das  Bifgebiet  zu  senden,  denen  später  noch 
weitere  Verstärkungen  folgten,  sodaß  bis  zu  60  000  Mann  an 
dem  Feldzug  teilnahmen.  Nach  langwierigen  Operationen 
gelang  es  den  Spaniern  am  29.  Sept.,  den  Schlüssel  der  Stellung 
der'  Eingeborenen,  den  Guruguberg,  zu  besetzen.  Wenn  demnach 
die  spanischen  Waffen  Erfolge  zu  verzeichnen  hatten,  konnte 
jedoch  von  einer  dauernden  Niederwerfung  der  Kabylen  auch 
dann  noch  nicht  die  E/ede  seia,  als  am  26.  Nov.  die  Spanier 
den  Feldzug  als  beendet  ansahen,  nachdem  sie  das  Gebiet  der 
Erzgruben  gesichert  hatten.  —  Der  Sultan  Muley  Hafid 
hatte  gegenüber  dem  Vorgehen  der  Spanier  eine  schwierige 
Stellung.  Mochte  ihm  auch  eine  Züchtigung  der  fast  unab- 
hängigen Rifkabylen  sehr  lieb  sein,  so  durfte  er  doch  nicht  zu 
den  Ungläubigen  halten ;  eifrig,  freilich  erfolglos,  protestiertet 
er  gegen  die  spanische  Expedition.  —  Die  geplanten  Reformen 
machten  in  Marokko  unter  diesen  Verhältnissen  nur  geringe 
Fortschritte.  Die  Karawanenstraßen  wurden  allerdings  sichrer, 
und  nach  langer  Zeit  gingen  die  Steuern  wieder  regelmäßiger  ein, 
so  daß  die  Regierung  ihren  Verbindlichkeiten  wieder  teilweise 
nachkommen  konnte,  z.  B.  gegenüber  einer  deutschen  Firma,  welche 
in  Tanger  eine  Mole  gebaut  und  auf  dieser,  als  sie  kein  Geld 
bekommen  konnte,  im  Frühjahr  die  deutsche  Flagge  aufgezogen 
hatte.     Muley   Hafid   zeigte   sich   bereit,  eine  Reihe   der  in  der 
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Algecirasakt^  vorgeschriebenen  Bestimmungen  ausführen  zu 
lassen.  Doch  stellte  er  sich  in  den  Verhandlungen  mit  Frank- 
reich und  Spanien  auf  den  Standpunkt,  daß,  solange  durch  die 
Besetzung  marokkanischen  Gebietes  die  Algecirasakte  verletzt 
werde,  er  auch  nicht  verpflichtet  sei,  sie  zu  erfüllen.  Die  Ver- 
handlungen über  eine  Anleihe  führten,  da  der  Sultan  anfangs 
in  die  von  F!rankreich  zur  Sicherung  seiner  Forderungen  ver- 
langte ausgedehnte  Zollkontrolle  nicht  willigen  wollte,  erst 
in  den  letzten  Tagen  des  Jahres  zu  einem  Abschluß.  — 
Die  durch  die  Anleihefrage  benötigten  Verhandlungen  zwischen 
Deutschland  und  Frankreich  wurden  mit  beiderseitigem  Ent- 
gegenkommen geführt.  Bei  der  Etatsberatung  wurde  der 
deutschen  Regierung  im  Dezember  sogar  der  Vorwurf  ge- 
macht, deutsche  Interessen  gegenüber  französischen  unzu- 
reichend vertreten  zu  haben.  Deutsche  Interessenten,  die 
im  Oktober  1906  von  Abdul  Asis  Konzessionen  für  die  Aus- 
beutung von  Bodenschätzen  erhalten  hatten,  erlangten  von  Mulej^ 
Hafid  im  März  des  Berichtsjahres  deren  Bestätigung.  Gegen  diese 
Konzessionen  erhob  ein  im  Dezember  1908  begründetes,  hauptsäch- 
lich französische  Interessen  vertretendes  internationales  Minen- 
syndikat Einspruch.  Die  Angelegenheit  spitzte  sich  auf  die 
Frage  zu,  ob  unter  wirtschaftlicher  Gleichberechtigung  ein  durch 
keine  Regierungshandlungen  geleitetes  freies  Spiel  der  wirtschaft- 
lichen Kräfte  oder  eine  nach  einem  bestimmten  Modus  erfolgende 
quotenmäßige  Verteilung  der  Erwerbsmöglichkeiten  auf  die  am 
Handel  beteiligten  Nationen  zu  verstehen   ist. 

Nach  dieser  kurzen  Würdigung  der  wichtigsten  Fragen  der 
internationalen  Politik  wenden  wir  uns  im  folgenden  zur  inneren 
Entwicklung  der  wichtigeren  Mächte. 

So  zielbewußt  und  entschlossen  die  auswärtige  Politik  Oester-  innere  wirren 
reich-Ungarns  in  das  neue  Jahr  hinüberging  und  so  große  Erfolge 
sie  aufzuweisen  hatte,  so  trübe  waren  die  inneren  Verhältnisse 
sowohl  der  österreichischen  wie  der  ungarischen  Reichshälfte.  — 
Die  gegen  Ende  des  Vorjahres  wieder  mit  ve; -nehrter  Schärfe 
hervorgetretenen  nationalen  Gegensätze  verhinderten  eine  ver- 
fassungsmäßige Regierung  sowohl  im  Kronland  Böhmen  wie 
überhaupt  in  der  österreichischen  Reichshälfte.  Fast  allsonn- 
täglich kam  es  in  Prag  zu  Ausschreitungen  tschechischer  Volks- 
massen gegen  Deutsche.  Mit  Rücksicht  auf  diese  tschechische 
Agitation  auf  der  Straße  lehnten  am  22.  Jan.  die  Deutschen 
eine  von  der  österreichischen  Regierung  geplante  Verständigungs- 
aktion ab.  Einen  letzten  Versuch  der  Regierung,  die  Nationali- 
tätenfrage auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  zu  lösen,  stellte  ein 
Gesetzentwurf  dar,  der  am  3.  Febr.  im  Reichsrat  eingebracht 
wurde.  Dieser  wollte  Böhmen  in  95  deutsche,  139  tschechische 
und  5  gemischtsprachliche  Gerichtsbezirke  einteilen.    Der  Entwurf 


in  Oesterreioh. 


22  Teil  I.    Allgemeine  Entwicklung. 

führte  am  5.  Febr.  zu  selbst  für  Oesterreich  ungewöhnliche» 
Skandalszenen  im  Eeichsrat,  die  eine  sofortige  Schließung  der 
Session  veranlaßten.  In  der  Verworrenheit  der  Lage  versuchten 
es  die  Polen  und  die  Sozialdemokraten,  den  Reichsrat  wieder 
arbeitsfähig  zu  inachen.  Aber  als  dieser  am  10.  März  wieder  ein- 
berufen war  und  zunächst  ordnungsmäßig  einige  dringliche  Vor- 
lagen der  Regierung  verhandelt  hatte,  gaben  Beratungen  über 
Organisation  und  Tätigkeit  einer  neuen  bosnischen  Agrarbank 
erneut  den  Anlaß  zu  einein  slavischen  Ansturm  gegen  da& 
Kabinett  Bienerth,  der  zwar  abgeschlagen  wurde,  aber  zur  Auf- 
nahme einer  offenen  Obstruktion  seitens  der  Tschechen  führte.  Ein 
Versuch  der  Sozialdemokraten,  die  wichtigsten  Regierungsvor- 
lagen, insbesondere  einen  Handelsvertrag  mit  Rumänien,  in  Dring- 
lichkeitsanträgen zur  Annahme  zu  bringen,  scheiterte  daran, 
daJ3  gerade  in  diesem  Punkte  die  nationalen  Gregensätze  sich  mit 
wirtschaftspolitischen  begegneten;  Agrarier  aller  Nationalitäten 
fanden  sich  im  Widerstand  gegen  den  Handelsvertrag  zusammen. 
Zum  zweiten  Male  im  Berichtsjahre  mußte  die  Regierung  am 
10.  Juli  den  Reichstag  nach  Hause  schicken.  Zunächst  versuchte 
es  die  Regierung  mit  einer  Entwirrung  der  Gegensätze  in  Böhmen,, 
da  man  nicht  glaubte,  vorher  den  Reichsrat  flott  zu  bekommen. 
Aber  als  am  21.  Sept.  der  böhmische  Landtag  zusammentrat,, 
weigerten  sich  die  Deutschen  wiederum,  an  der  Konstituierung 
der  Kurien  teilzunehmen,  und  nach  ergebnislosen  Verhandlungen 
wurde  der  Landtag  wiederum  vertagt.  So  bot  der  österreichische 
Reichsrat  bei  seinem  dritten  Zusammentreten  am  20.  Okt.  wenige 
Aussichten  auf  eine  gedeihliche  Arbeit,  zumal  durch  die  von  den 
Landtagen  von  Ober-  und  Nieder-Oesterreich,  Salzburg  und  Vor- 
arlberg beschlossenen,  am  3.  Nov.  zur  Bestätigung  gelangenden 
Sprachengesetze,  welche  in  diesen  reindeutschen  Lajiden  den 
amtlichen  Gebrauch  der  deutschen  Sprache  sicherstellen  sollten^ 
ein  neuer  Zankapfel  zwischen  Tschechen  und  Deutsche  geworfen 
war.  Dies  war  um  so  gefährlicher,  als  auch  Oesterreich  ebenso  wie 
alle  anderen  europäischen  Großmächte  vor  die  Notwendigkeit  einer 
Reform  der  Reichsfinanzen  gestellt  wurde.  A^^ochen  und  Wochen 
vergingen  mit  Verhandlungen  über  einen  Ausgleich  der  nationalen. 
Gegensätze  innerhalb  und  außerhalb  des  Parlaments.  Als  am 
15.  Dez.  die  Tschechen  die  Obstruktion  wieder  aufnahmen,  be- 
schlossen die  arbeitswilligen  Parteien  zur  Niederriugung  der  Ob- 
struktion eine  Dauersitzung.  Diese  ^vTlrde  am  19.  Dez.  nach 
86  stündiger  Dauer  beendet,  nachdem  eine  die  Obstruktion  für  die 
Zukunft  verhindernde,  im  übrigen  von  den  Deutschen  ungleich- 
mäßig beurteilte  Geschäitsordnungsänderung  angenommen  war. 
yeriassungs-  Ungarn  bot  das  merkwürdige  Bild,  daß  die  Krone  vergebens 

versuchte,  einer  liberalen  Parlamentsmehrheit  und  einer  liberalen 
parlamentarischen  Regierung  eine  Wahlreform  mit  demokratischen 
Zielen  abzuringen.    Das  Koalitionsministerium  AVeckerle-Kossuth- 
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Andrassy,  das  sich  auf  die  Unabhängigkeitspartei,  die  Verfassungs- 
partei und  die   Volkspartei  stützte    und   damit  über  eine  über- 
wältigende  Mehrheit  im  ungarischen  Reichstag   verfügte,   hatte 
1906  bei  seiner  Berufung  einen  Pakt  mit  der  Krone  geschlossen, 
baldmöglichst  eine  Wahlreform  mit  demokratischen  Zielen  vor- 
zunehmen.    Es    legte    im    Jahre    1908    einen    Entwurf    vor,    der 
durch    Pluralwahlen    und    Beschränkungen    des    Wahlrechts    die 
Erhaltung    der    magyarischen    Alleinherrschaft   bezweckte    und 
deshalb   keinesw^egs   befriedigte.     Um   eine   Wahlreform  zu  ver- 
schleppen,  holte   gegen   Ende   des   Vorjahres   die  Regierung   aus 
dem  Arsenal  alter  Forderungen  der  Unabhängigkeitspartei  den 
Plan  einer  selbständigen  Bank  für  Ungarn  hervor,  der  im  Januar 
und  Februar  den  Gegenstand  unzähliger  Verhandlungen  in  Buda- 
pest und  in  Wien  bildete.    Die  österreichische  Regierung  glaubte, 
weder    Ungarn    eine     selbständige    Bank     zugestehen,    noch    in 
die  Errichtung  zweier  verschiedener,  miteinander  aber  in  engem 
Verhältnis  stehender  Banken  für  Oesterreich  und  Ungarn  willigen 
zu   können.     Da   andererseits   unter   dem   maßgeblichen   Einfluß 
des   Erzherzog-Thronfolgers   auch   der   Gedanke,   eine   ungarische 
Nachgiebigkeit  in  der  Bankfrage  mit  Konzessionen  auf  anderen, 
besonders  militärischen  Gebieten  zu  belohnen,  keine  Zustimmung 
in  Wien  fand,  gab  Dr.  AVeckerle  am  27.  April  seine  Demission. 
Der  König  nahm  sie  an,  übertrug  ihm  aber  die  provisorische  Fort- 
führung der  Regierung.    Am  4.  Mai  kam  Franz  Joseph  auf  acht 
Tage   nach   Budapest,   um   eine   Lösung   entweder   in   dem   Sinne 
herbeizuführen,   daß  die  im  Reichstag  über   eine  Mehrheit   ver- 
fügende Unabhängigkeitspartei  allein    die  Regierung  übernehme 
und  sogleich  die  Wahlreform  erledige,  so  daß  ein  neues  Parlament 
die  Bank-  und  Armeefragen  ordnen  sollte;    oder  aber  ein  neues, 
aus  der  Koalition  der  Unabhängigkeitspartei  mit  der  Verfassungs- 
und der  Volkspartei  zu  bildendes  Ministerium  sollte  sogleich  den 
Reichstag   auflösen,   und   ein   neugewählter   Reichstag   sollte   die 
Bank-  und  Armeefragen  sowie  auch  die   AVahlreform  erledigen. 
Da  aber  die  Unabhängigkeitspartei  unter  den  genannten  Bedin- 
gungen  die  Regierung   nicht  übernehmen  wollte    und   ein   Koa- 
lition sministerium  ohne  Unterstützung  des  unzuverlässigen  linken 
Flügels   der  Unabhängigkeitspartei  zu  schwach   zur  I^ösung  der 
gestellten  Aufgabe  erschien,  erreichte  Franz  Joseph  seine  Wünsche 
nicht.    Ein  letzter  Versuch  der  Krone,  aus  der  Unabhängigkeits- 
partei ein  Kabinett  zu  bilden,  bei  dem  das  Präsidium,  die  Finanzen 
und  das  Innere  Vertrauensmännern  der  Krone  übertragen  werden 
sollten,    scheiterte    am    30.    Juni;    ohne    eine   Aussicht   auf   eine 
Lösung  des  Konfliktes  vertagte  sich  am  12.  Juli  der  Reichstag. 
In   der  folgenden   Zeit  schien  sich   eine  Lösung  der  Streitfrage 
dadurch    anzubahnen,    daß    die   Unabhängigkeitspartei,    ohne    die 
eine  Lösung  ihrer  numerischen  Stärke  wegen  unmöglich  war,  und# 
mit  der  ins  Einvernehmen  zu  kommen,  der  Krone  nicht  gelang. 
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eine  Spaltung  erfuhr.  Der  opportunistische  Führer  Kossuth  trat 
am  11.  Nov.  mit  einem  großen  Anhang  aus  der  von  Justh  geführten 
Partei  aus.  Die  Krone  versuchte  nunmehr  aus  dem  Kossuthschen 
Flügel  der  Unabhängigkeitspartei  ein  Kabinett  zu  bilden,  das 
in  erster  Linie  ein  demokratisches  Wahlrecht  schaffen  sollte, 
von  dem  sich  die  Krone  allein  eine  Wiederherstellung  der  inneren 
Ordnung  in  Ungarn  versprach.  Nachdem  auch  dieser  Versuch 
gescheitert  war,  ernannte  der  König  am  23.  Dez.  den  früheren 
Pinanzminist^r  Lukacz  zum  Ministerpräsidenten  und  beauftragte 
ihn,  ein  Beamtenkabinett  zu  bilden. 
Rußland.  In    Eußland    nahm    die    schon    im    Vorjahre    wahrnehmbare 

Rückbildung  des  verfassungsmäßigen  Lebens  und  die  Russi- 
fizierung  von  Finnland  und  Polen  ihren  Fortgang.  Als  im  Mai 
die  Eeichsduma  den  Etat  zur  Umgestaltung  des  Marinegeneral- 
stabs genehmigte,  verweigerte  der  Zar  seine  Unterschrift  unter 
das  Gesetz,  weil  die  Verhandlung  des  Gegenstandes  durch  die 
Duma  eiae  Schmälerung  der  Prärogative  der  Krone  bedeute. 
Der  Zai'  beauftragte  am  11.  Mai  den  Ministerpräsidenten  Stolypin, 
Grundsätze  darüber  auszuarbeiten,  welche  legislativen  Angelegen- 
heiten nach  Art.  96  der  Staatsgrundgesetze  der  unmittelbaren 
Entscheidung  des  Zaren  unterliegen.  Trotz  dieser  angekündigten 
Beschneidung  ihrer  Budgetrechte  nahm  die  Duma  am  12.  Juni 
den  Staatshaushalt  an.  Am  14.  Juni  beschloß  sie  unter  dem  Protest 
der  Eechten  einen  Gesetzentwurf  betr.  die  Glaubensfreiheit,  worauf 
sie  sich  vertagte.  Während  der  Dumaferien  trat  in  ganz  offener 
iWeise  die  reaktionäre  Bewegung  wieder  hervor.  Die  absolutisti- 
schen Elemente  begründeten  im  September  einen  allgemeinen 
russischen  Volksverband,  der  eine  besondere  lebhafte  Agitation 
gegen  das  Toleranzgesetz  entfaltete.  Am  15.  Sept.  erging  eine 
Verfügung  des  Ministerrats,  nach  der  aus  §  96  der  Staatsgrund- 
gesetze alle  legislativen  Fragen  der  Landesverteidigung  und  der 
Armee-  und  Flottenverwaltung  lediglich  Sache  des  Zaren  seien. 
Am  17.  Okt.  zog  die  Regierung  den  von  der  Duma  beschlossenen, 
einen  erheblichen  Fortschritt  bedeutenden  Toleranzgesetzentwurf 
zurück.  —  Noch  unerfreulicher  als  die  Entwicklung  der  parla- 
mentarischen Verhältnisse  war,  was  man  sonst  aus  Rußland  hörte. 
Eine  Dumainterpellation  vom  25,  Febr.  bestätigte  die  schlimmsten 
Vermutungen  über  die  Handhabung  der  Polizei  in  Rußland,  Die 
im  ganzen  Reiche  vorgenommenen  Revisionen  der  gesamten  inneren 
Verwaltung,  insbesondere  durch  den  Senator  Garin,  zeigten  eine 
Bestechlichkeit  der  Beamten,  welche  alle  Befürchtungen  weit  über- 
traf. Nur  die  schlimmsten  Verbrecher  konnten  aus  ihren  Aemtern 
beseitigt  werden,  da  es  völlig  unmöglich  war,  einen  Ersatz  für 
sämtliche  ungetreue  Beamten  innerhalb  der  russischen  Bureaukratie 
zu  finden.  Die  äußerliche  Beruhigung  des  Landes  machte  infolge 
%  reichlichen  Gebrauchs  von  Galgen  und  Schwert  gewisse  Fort- 
schritte.     Verfehlt     wäre     es     jedoch,     hieraus     auf     eine     bcT 
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reits    erfolgte    Eückkehr    gesicherter    Zustände    in    Rußland    zu 
schließen.  ' 

Füi-  Finnland  bedeutet  das  Berichtsjahr  anscheinend  das 
Ende  seiner  staatsrechtlichen  Sonderstellung.  Nachdem  seine  im 
Jahre  1809  verliehene,  von  1899  bis  1905,  insbesondere  durch  den 
Generalgouverneur  Bobrikow,  in  Frage  gestellte  liberale  Ver- 
fassung am  4.  Nov.  1905  nach  eiaem  mit  gToßer  Entschiedenheit 
durchgeführten  Generalstreik  wiederhergestellt  war,  wurde 
Finnland  bis  zur  i^uflösung  der  zweiten  russischen  Duma  kon- 
stitutionell regiert.  Aber  nach  dem  Erstarken  der  Reaktion  in  Ruß- 
land berief  der  Zar  den  verfassungsfreundlichen  Generalgouverneur 
ab  und  beseitigte  im  Senat,  der  obersten  Selbstverwaltungsbehörde 
Finnlands,  die  streng  konstitutionellen  Mitglieder.  "Während  femer 
bis  dahin  ein  finnischer  Ministerialsekretär  Finnland  beim  Zaren 
vertrat  und  nur  die  das  Reichsinteresse  berührenden  Angelegen- 
heiten dem  russischen  Ministerrat  vorgelegt  wurden,  erging 
am  2.  Juni  1908  eine  Verfügung,  daß  alle  finnischen  Angelegen- 
heiten zunächst  vom  Ministerrat  daraufhin  zu  prüfen  seien,  ob 
sie  das  Reichsinteresse  beträfen.  Da  hierdurch  der  russische 
Ministerrat  entscheidende  Instanz  und  der  finnische  Senat  nur 
eine  vorbereitende  Behörde  werden  konnte,  protestierten  im  Herbst 
des  "  ox Jahres  Senat  und  Landtag  Finnlands,  was  zur  Auflösung  des 
Landtags  führte.  Als  der  letztere  am  16.  Febr.  wiederum  er- 
öffnet wurde  und  sogleich  seinen  Protest  erneuerte,  wurde  er 
am  21.  Febr.  sofort  wieder  aufgelöst.  Ein  neugewählter  finnischer 
Landtag,  der  am  3.  Juni  zusammentrat,  blieb  zwar  in  der  Sache 
fest,  vermied  jedoch  durch  große  Mäßigung  seine  Auflösung; 
nach  Beschluß  einer  Adresse  an  den  Zaren  vertagte  er  sich.  —  Im 
Oktober  holte  die  russische  Regierung  zum  letzten  entscheidenden 
Schlage  gegen  die  finnische  Selbständigkeit  aus.  Seit  der  Ab- 
schaffung der  finnischen  Truppen  waren  die  Finnländer  vom 
Heeresdienst  befreit.  Hierfür  forderte  die  russische  Regierung 
im  Oktober  eine  jährliche  Geldentschädigung  von  20  Mill.  fin.  Mk., 
deren  Zahlung  der  finnische  Landtag  wegen  der  formell  gesetz- 
widrigen Einbringung  der  Vorlage  am  18.  Nov.  nach  einer  stürmi- 
schen Nachtsitzung  ablehnte.  Am  gleichen  Tage  noch  wurde  der 
Landtag  wdederum  aufgelöst.  Einige  Tage  später  wurde  das  Resultat 
der  Beratungen  einer  russisch-finnischen  Kommission  veröffent- 
licht, welche  dem  Zaren  über  die  künftige  staatsrechtliche  Stellung 
Finnlands  Vorschläge  zu  machen  hatte.  Werden  diese  Vorschläge, 
deren  Durchführung  allerdings  nur  schrittweise  möglich  wäre, 
Gesetz,  so  wird  binnen  kurzem  von  der  finnischen  Selbständigkeit 
nichts  mehr  übrig  sein.  Von  besonderem  Interesse  ist  für  die 
europäische  Geschäftswelt  der  Plan,  Finnland  auch  zollpolitisch 
in  Rußland  einzuverleiben,  was  jedoch  nach  den  bestehenden 
Handelsverträgen  mit  auswärtigen  Staaten  nicht  sofort,  sondern 
erst  dauD  eintreten  kann,  wenn  die  russische  Regierung  zwei  Jahre 
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vorher  diesen  Schritt  angekündigt  hat.  —  Aehnlich  wie  in  Finnland 
war  die  Entwicklung  in  Polen.  Von  den  im  Herbst  1905  in  Aus- 
sicht gestellten  Selbstverwaltungsrechten  war  seit  Auflösung  der 
zweiten  Duma  keine  Eede  mehr.  Das  Wahlgesetz  zur  dritten 
Duma  hat  die  Zahl  der  polnischen  Dumaabgeordneten  reduziert; 
eine  Eeduzierung  der  Zahl  der  polnischen  Reichsratsmitglieder 
wurde  im  Berichtsjahr  vorbereitet,  ebenso  auch  die  administrative 
Abtrennung  polnischer  Gebietsteile  durch  Bildung  eiaes  russischen 
Gouvei-nements  Chelm. 
Revoiutiou  und  Dio  innere  Erneuerung  der   Türkei,   die  im  Vorjahre  durch 

revohftion  in  die  Beseitigung  des  Absolutismus  und  die  Wiederherstellung 
der  Türkei.  einer  Verfassung  eingeleitet  wurde,  erlitt  im  Berichtsjahre  emp- 
findliche Störungen.  Drei  politische  Parteien  standen  zu  Beginn 
des  Berichtsjahres  eiaander  gegenüber,  die  Anhänger  des  Absolutis- 
mus und  der  mohammedanischen  Orthodoxie,  die  zentralistisch 
und  national-türkisch  gesonnenen  Jungtürken,  die  insbesondere 
in  den  europäischen  Armeekorps  ihre  einflußreichsten  Anhänger 
besaßen,  und  die  dezentralistisch  und  auf  Gleichberechtigung  der 
nichttürkischen  Bevölkerung  mit  der  türkischen  gerichtete  liberale 
Union,  welche  hauptsächlich  unter  den  griechischen,  armenischen 
und  arabischen  Bewohnern  der  Türkei  Anhänger  zählte.  Die 
Regierung  lag  damals  in  den  Händen  des  liberalen  Kiamil-Pascha, 
dem  jedoch  eine  geheime  ISTebenregierung  des  jung  türkischen 
„Komitees  für  Einheit  und  Fortschritt"  gegenüberstand.  Als 
Kiamil-Pascha  am  10.  Febr.  zwei  jungtürkische  Minister  durch 
liberale  Politiker  ersetzte,  wurde  er  durch  ein  Mißtrauensvotum 
des  Parlaments,  in  dem  die  Jungtürken  den  Ausschlag  gaben, 
gestürzt,  und  am  15.  Febr.  wurde  der  frühere  Generalinspektor 
von  Mazedonien,  Hilmi-Pascha,  der  den  Jungtürken  näher  stand, 
zum  Großvezier  ernannt.  In  der  Folgezeit  verstärkte  sich  die 
Opposition  sowohl  der  liberalen  Union  wie  der  absolutistischen 
Orthodoxie,  deren  Hüter  die  niedere  islamitische  Geistlichkeit, 
die  Hodschas,  war.  Die  sich  anfangs  ganz  im  stillen  vorbereiten- 
den Gegensätze  kamen  zum  Ausbruch,  als  am  7.  April  ein  liberaler 
Eedakteur,  wie  es  hieß,  mit  Wissen  des  jung  türkischen  Komitees, 
ermordet  wurde,  ohne  daß  diese  Tat  eine  Sülme  erfuhr,  worin 
die  Alttürken  eine  Verletzung  des  religiösen  Gesetzes,  des 
Scheriats,  sahen.  Der  Opposition  gelang  es,  die  Konstantinopeler 
Garnison  auf  ihre  Seite  zu  bringen.  Am  13.  April  brach  ein  Auf- 
stand aus,  der  die  jungtürkische  Regierung  zum  Rücktritt  zwang. 
Die  Jungtürken  gaben  jedoch  üir  Spiel  nicht  verloren.  Die 
europäischen  Armeekorps  blieben  ihnen  treu;  unter  der  Führung 
von  Enwer  Bey  rückte  eine  den  Jungtürken  ergebene  Armee 
vor  Konstantinopel.  Am  22.  April  konstituierten  sich  Senat  und 
Abgeordnetenhaus  in  San  Stefano  unter  dem  Schutz  der  jung- 
tüi'kischen  Vorposten  als  Nationalversammlung,  und  diese  sprach 
sich  für    eine  Absetzung    des  Sultans  Abdul  Hamid  II.   aus,  da 
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er  die  Meuterei  vom  13.  April  begünstigt  habe.  Nach,  heftigen 
Kämpfen  besetzten  die  jungtüi^kischen  Truppen  in  den  folgenden 
Tagen  Konstantinopel.  Am  27.  April  wurde  Abdul  Hamid  ab- 
gesetzt und  das  älteste  Mitglied  der  Dynastie  unter  dem  Namen 
Muhamed  V.  zu  seinem  Nachfolger  proklamiert.  Abdul  Hamid 
wurde  als  Gefangener  nach  Saloniki  geführt,  über  seine  Anhänger 
erging  ein  blutiges  Strafgericht.  Der  neue  Sultan  gab  sich  voll- 
ständig dem  Einfluß  der  Jungtürken  hin.  Am  5.  Mai  berief  er 
wiederum  Hilmi-Pascha  zum  Großvezier.  Am  28.  Dez,  gab  dieser 
seine  Demission,  da  die  Erteilung  eines  Schiffahrtsmonopols  auf 
dem  Euphrat  und  Tigris  an  eine  englische  G-esellschaft  in 
Mesopotamien  und  Syrien  große  Erregung  hervorrief.  —  Er- 
hebliche Schwierigkeiten  erwuchsen  der  türkischen  Regierung 
durch  Unruhen  in  zahlreichen  Gegenden  des  türkischen 
Reiches.  So  fanden  Unruhen  in  Albanien  statt,  wo  Abdul 
Hamid  noch  eine  erhebliche  Anhängerschaft  zu  besitzen 
schien.  Viele  Anhänger  des  gestürzten  Sultans  flohen  nach 
Aegypten  und  agitierten  dort  für  ein©  Losreißung  Arabiens 
von  der  Türkei,  regten  auch  den  Gedanken  an,  den  lOiedive  von 
Aegypten  statt  des  türkischen  Sultans  zum  Kalifen  auszurufen. 
In  S^^rien  ist  eine  starke  Partei  entstanden,  die  zwar  nicht  Los- 
reißung von  der  Türkei,  wohl  aber  Autonomie  erstrebt.  — 
Mannigfache  Reibungen,  die  sich  nach  AViederherstellung  der 
jungtürkischen  Herrschaft  zwischen  den  Ministern  und  dem  jung- 
türkischen Komitee,  unter  anderem  in  Fragen  der  auswärtigen 
Politik,  ergaben,  erklären  sich  zum  Teil  daraus,  daß  die  unter 
Abdul  Hamids  Regierung  von  den  Staatsgeschäften  ferngehaltenen 
Jungtürken  in  ihrer  Mitte  nicht  genügend  Mä.nner  mit  politischer 
Erfahrung  besaßen  und  deshalb  genötigt  waren,  hohe  Aemter  mit 
früheren  Beamten  Abdul  Hamids  zu  besetzen.  Eine  innere 
Umwälzung,  deren  Tragweite  sich  vorläufig  noch  nicht  über- 
sehen läßt,  brachte  die  Einführung  der  Militärpflicht  für  die 
Nicht-Mohammedaner.  Die  altislamisohe  Staatsidee,  wonach  staat- 
liche und  religiöse  Gemeinschaft  sich  decken  und  die  Bevölkerung 
in  die  herrschende  Kaste  der  Gläubigen  und  die  dienende  der 
Ungläubigen  zerfällt,  wurde  damit  endgültig  aufgegeben. 

In  der  auswärtigen  Politik  hat  die  jungtürkische  Regierung  Kreta, 

einen  schroffem  nationalen  Standpunkt  angenommen  als  je  die 
Regierung  Abdul  Hamids.  Fast  zu  einem  Kriege  hätte  diese 
Haltung  der  Türkei  in  der  kretischen  Frage  geführt.  Die  kreti- 
schen Schutzmächte,  England,  Frankreich,  Italien  und  Rußland, 
beabsichtigten  im  Juli  unter  Zurücklassung  je  eines  Kriegsschiffes 
ihre  Truppen  aus  Kreta  zurückzuziehen,  nachdem  sie  der  Insel 
erhebliche  Zugeständnisse  gemacht  hatten,  welche  sie  ihrem 
Ideal  einer  Autonomie  oder  dem  Anschluß  an  Griechenland  näher 
brachten.  Am  22.  Juni  erhob  die  Türkei  bei  den  Mächten  einen 
scharfen  Protest,   den  sie   am  1.   Juli  mit  dem   Hinweis   darauf 
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wiederholte,  daß  sie  von  militärischen  Vorbereitungen  Griechen- 
lands unterrichtet  sei.  Am  13.  Juli  erklärten  die  Schutzmächte 
den  augenblicklichen  Zeitpunkt  für  nicht  geeignet,  über  die  defini- 
tive Gestaltung  der  kretischen  Verhältnisse  zu  verhandeln.  Als 
nun  am  26.  Juli  die  Truppen  der  Schutzmächte  Kreta  verließen 
und  sofort  in  Kanea  die  griechische  Flagge  gehißt  wurde,  ver- 
langten die  Türken  am  6.  Aug.,  daß  Griechenland  schriftlich  die 
Agitation  in  Kreta  'mißbilligen  solle.  Für  den  Fall,  daß  diese  Er- 
klärung nicht  gegeben  werde,  drohte  die  Türkei  mit  dem  Abbruch 
der  diplomatischen  Beziehungen.  Nunmehr  sahen  sich  die  Groß- 
mächte veranlaßt,  am  folgenden  Tage  in  Konstantinopel,  Athen  und 
Kanea  zu  intervenieren;  auöh  die  deutsche  Regierung  riet  in  Kon- 
stantinopel wie  in  Athen  zur  Aläßigung.  Obwohl  nun  am  9.  Aug. 
die  griechische  Regierung  die  türkische  Note  in  versöhnlichem 
Sinne  beantw^ortete,  verlangte  die  Türkei  am  13.  Aug.  wiederum 
eine  formelle  Erklärung  von  Griechenland,  daß  es  keine  Absichten 
auf  Kreta  hege,  und  dirigierte  eine  Flotte  nach  dem  Süden  des 
Aegäischen  Meeres.  Die  Schutzmächte  teilten  daraufhin  der  Türkei 
mit,  daß  sie  ihr  die  Oberhoheit  über  Kreta  gewährleisteten,  aber 
entschlossen  seien,  einen  Krieg  zu  verhüten,  und  forderten  die 
Zurückziehung  der  türkischen  Flotte  aus  den  kretischen  Gewässern. 
Da  am  18.  Aug.  von  Matrosen  der  Schutzmächte  in  Kanea  die 
griechischen  Flaggen  heruntergeholt  wurden,  die  griechische  Re- 
gierung versprach,  sich  von  jeder  Ermutigxmg  der  Kreter  fern- 
halten zu  wollen,  und  da  die  Mächte  erneut  drohten,  im  Falle  eines 
türkischen  Angriffs  auf  Griechenland  für  die  Integrität  des 
letzteren  eintreten  zu  wollen,  erklärte  sich  die  türkische  Regierung 
durch  Griechenlands  Antwort  zufriedengestellt,  womit  vorläufig 
die  kretische  Frage  wiederum  aus  der  politischen  Diskussion  ver- 
schwand. 
Griechenland.  Der  Kretakonflikt  hatte  die  militärische  Ohnmacht  Grieohen- 

lands  von  neuem  deutlich  zutage  treten  lassen  und  den  in 
griechischen  Offizierskreisen  seit  langem  bestehenden  Wunsch  nach 
einer  gründlichen  Reform  der  Wehrmacht  erheblich  verstärkt. 
Dieser  Wunsch  und  die  Unzufriedenheit  der  jüngeren  Offiziere 
mit  den  Beförderungsverhältnissen  gaben  der  Militärpartei  den  Ge- 
danken ein,  den  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Regierung  des 
Landes  an  sich  zu  reißen.  Sie  schlössen  sich  zu  eiaem  Verbände 
zusammen  und  überreichten  der  Regierung  ein  Reformprogramm, 
in  welchem  u.  a.  Verstärkung  des  Heeres  und  die  Gewinnung 
der  dazu  erforderlichen  Mittel  durch  Ersparnisse  in  der  Ver- 
waltung, Abschaffung  des  vom  Kronprinzen  geleiteten  General- 
kommandos und  Beseitigung  der  militärischen  Vorrechte  der 
Prinzen  verlangt  wurden.  Als  der  Ministerpräsident  Rhallis  die 
Bewilligung  dieser  Forderungen  ablehnte,  besetzten  die  athenischen 
Truppen  am  28.  Aug.  einige  die  Hauptstadt  beherrschende  Höhen 
und  stellten   der  Regierung  ein   Ultimatum.    Infolgedessen   trat 
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Rhallis  von  der  Regierung  zurück,  und  der  neue  Ministerpräsident 
Mauromichalis  bewilligte  die  Forderungen  der  Militärpartei.  Der 
Kronprinz  und  die  übrigen  Prinzen  legten  ihre  militärischen 
Aemter  nieder,  und  in  den  folgenden  Monaten  wurde  eine  E^ihe 
von  Gesetzentwürfen  eingebraeht,  welch©  die  Wünsche  der  Offiziere 
erfüllten.  Diese  Gresetzentwürfe  wurden  unter  dem  Druck  der 
Militärpartei  ohne  Debatte  en  bloc  angenommen.  Im  Oktober 
machte  eine  Gruppe  jüngerer  Marineoffiziere  unter  Führung  des 
Kapitäns  Typaldos,  deren  "Wünsche  von  dem  Offiziersverbande 
nach  ihrer  Ansicht  nicht  genügend  berücksichtigt  worden  waren, 
den  Versuch,  mit  Hilfe  der  Flotte  den  Rücktritt  der  Regierung  zu 
erzwingen.  Am  29.  Okt.  bemächtigte  sich  Typaldos  des  Arsenals 
von  Salamis.  Da  aber  die  Mehrheit  der  Marine  treu  blieb,  unter- 
lagen die  Meuterer;  Typaldos  wurde  nach  einigen  Tag-en  ge- 
fangen genommen.  —  Der  König,  welcher  während  der  innjeren 
Krise  eine  Zeit  lang  an  die  Niederlegung  der  Krone  gedacht 
zu  haben  scheint,  gab  diesen  Giedanken  später,  vielleicht  auf 
den  Rat  der  kretischen  Schutzmächte  hin,  auf.  Am  27.  Okt. 
teilten  die  letzteren  dem  Offiziersverbande  mit,  daß  sie  eiae 
gegen   die   Dynastie   gerichtete   Aktion   nicht   dulden  würden. 

In  Persien  dauerten  während  der  ersten  Monate  des  Berichts-  Persien. 

Jahres  die  Kämpfe  zwischen  den  Anhängern  des  Schahs  und  den 
sogenannten  Nationalisten  fort.  Unter  diesen  ließen  sich  drei 
Gruppen  unterscheiden,  einmal  die  Anhänger  liberaler  Gedanken, 
die  den  Absolutismus  durch  eine  konstitutionelle  Regierungs- 
form ersetzen  wollten,  sodann  Revolutionäre  aus  dem  Ka,ukasus 
und  der  Türkei  und  einzelne  Berufsagitatoren  aus  Europa,  end- 
lich eine  Reihe  von  Stammeshäuptlingen,  die  der  Regierung 
des  Schahs  niemals  völlig  unterworfen  waren.  Der  Hauptsitz  der 
Revolution  war  im  Vorjahre  Täbris  gewesen,  welches  von  den 
Truppen  des  Schahs  monatelang  vergeblich  belagert  wurde.  Von 
hier  aus  breitete  sich  im  Februar  und  März  die  Revolution  ins^ 
besondere  in  die  Gebiete  der  Städte  Reschd  und  Astrabad  aus,  w^o 
sich  der  Siphadar  Nasr  es  Saltaneh  an  die  Spitze  der  Bewegung 
stellte.  Ein  zweites  Aufstandszentrum  bildete  sich  im  Süden  des 
Landes;  der  Häuptling  des  Hirtenvolkes  der  Bachtiaren,  Sardar 
Assad,  der  sich  längere  Zeit  in  Paris  studienhalber  aufgehalten 
hatte,  hoffte  vielleicht,  mit  Hilfe  der  Konstitutionellen  selbst  den 
Thron  Persiens  zu  besteigen.  Die  steigende  Verwirrung  ver- 
anlaßte  England  und  Rußland,  Truppen  in  persisches  Gebiet 
einrücken  zu  lassen.  Es  wurde  verabredet,  daß  diese  weder  für 
den  Schah  noch  für  die  Revolutionäre  Partei  ergreifen  dürften. 
Tatsächlich  aber  versuchten  England  und  Rußland,  den  Schah 
zu  halten.  Am  22.  April  verlangten  sie  von  ihm  die  Wiederher- 
stellung einer  Verfassung  und  versprachen  ihm  eiae  Anleihe  für 
Befolgung  ihres  Rats.  Der  Schah  wollte  anfangs  von  dem  russisch- 
englischen  Vorschlag  nichts   wissen;   am  30.   April   ernannte   er 
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einen  durchaus  reaktionären  Großvezier.  Aber  bereits  am  5.  Mai 
mußte  er  sich  entschließen,  die  Verfassung  wieder  einzuführen 
und  ein  liberales  Kabinett  zu  berufen.  Es  gelang  dem  Schah 
jetzt  aber  nicht  mehr,  das  Mißtrauen  der  konstitutionellen  Parteien 
zu  beruhigen.  Die  Revolutionäre  majchten  insbesondere  im  Norden 
des  Landes  große  Fortschritte,  was  Rußland  veranlaßte"  sich  in 
der  Provinz  Aserbeidschan  festzusetzen,  während  die  Engländer 
ihre  Truppen  am  20.  Mai  aus  Persien  zurückzogen.  Als  der 
Schah  sah,  daß  die  Verleihung  der  Verfassung  nicht  geeignet  war, 
das  Land  zu  beruhigen,  machte  er  sie  am  26.  Juni  wieder  rück- 
gängig. Damit  war  sein  Geschick  erfüllt.  Zwar  versuchten  der 
en^glische  und  der  russische  Gesandte,  durch  Verhandhmg'on  mit  den 
Revolutionären  seine  Stellung  zu  retten.  Aber  am  7.  Juli  ver- 
einigten sich  die  Bachtiaren  mit  den  Revolutionären  des  Nordens, 
und  am  13.  Juli  drangen  sie  in  Teheran  ein.  Drei  Tage  später 
mußte  der  Schah  in  die  russische  Gesandtschaft  fliehen;  am 
gleichen  Tage  wählte  eine  Nationalversammlung  den  13  jährigen 
Prinzen  Achmed  Mirza  zum  Herrscher,  dessen  Titel  fortan  Sultan 
sein  sollte.  Der  liberale  Senior  der  Kadiaronfamilie  wurde  Regent, 
die  Rebellenführer  Siphadar  und  Sardar  Assad  Minister.  Der  Schah 
verpflichtete  sich  gegen  Gewährung  einer  Rente,  Persien  zu  ver- 
lassen, und  begab  sich  am  9.  Sept.  nach  Rußland. 
Englischer  ver-  Die  Spannung  zwischen  dem  englischen  Oberhaus  und  dem 

ko^nflfw^  Unterhaus,  die  bereits  im  Vorjahre  bei  der  Ablehnung  einer  Unter- 

richtsbill und  einer  Schanklizenzbill  durch  das  Oberhaus  zum  Aus- 
druck kam,  führte  im  Berichtsjahre  bei  dem  Kampf  um  das  Budget 
zu  einer  offenen  Krise.  Das  am  16.  Febr.  wieder  eröffnete  Parla- 
ment hatte  die  xlufgabe,  ein  insbesondere  durch  das  vorjährige 
Gesetz  über  die  Altersversorgung  und  durch  die  Aufwendungen 
für  die  Flotte  verursachtes  Defizit  von  310  Mill.  Mk.  zu  decken, 
zu  welchem  Zwecke  die  Regierung  neben  einer  Kürzung  des 
Schuldentilgungsfonds  eine  Erhöhung  der  Einkommen-,  der  Grund-, 
der  Schankstätten-,  der  Spirituosen-,  der  Tabak-  und  der  Stempel- 
steuern vorschlug.  Von  den  vorgeschlagenen  Steuern  begegneten 
besonders  die  Grundsteuern  und  unter  diesen  meder  in  erster 
Linie  eine  "VVertzuwachssteuer  dem  Widerstand  der  im  Oberhaus 
in  der  Mehrheit,  im  Unterhaus  in  der  ^linderheit  befindlichen 
konservativen  Interessenten.  Dem  sozialen,  nach  ihrer  Ansicht 
sozialistischen  Budget  stellten  die  Lords  die  Forderung  gegen- 
über, durch  eine  Tarifreform,  d.  h.  durch  Einführung  eines 
Systems  von  Schutzzöllen,  das  Defizit  zu  decken.  Monatelang 
kämpften  die  Parteien  im  Unterhaus  um  die  Regierungsvorlage, 
bis  es  Ende  September  klar  wurde,  daß  auf  keiner  von  beiden 
Seiten,  außer  in  unwichtigen  Nebenpunkten,  noch  auf  Nachgiebig- 
keit zu  rechnen  war  und  man  mit  einer  Ablehnung  des  Budgets 
durch  das  Oberhaus  zu  rechnen  begann.  In  einer  solchen  Maß- 
nahme sahen  die  Liberalen  einen  ^Verfassungsbruch.   Der  im  Jahre 
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1678  von  dem  Haus  der  Gemeinen  aufgestellte  Grundsatz,  daß  das 
Oberhaus  an  seinen  Finanzvorschlägen  keine  Aenderung  vor- 
nehmen dürfe,  ist  zwar  von  den  Lords  niemals  anerkannt,  aber  stets 
beachtet  worden.  Nachdem  sie  einige  Male  Finanzvorschläge  des 
Unterhauses  zwar  nicht  abgeändert,  aber  völlig  verworfen  hatten, 
stellte  das  Unterhaus  im  Jahre  1860  fest,  daß  es  für  die  Be- 
willigung von  Geldern  die  einzige  Instanz  sei.  Auch  diesen  Grand- 
satz haben  die  Lords  nie  anerkannt,  aber  sie  haben  um  so  mehr 
stets  nach  ihm  gehandelt,  als  es  seit  1861  üblich  wurde,  die 
einzelnen  Finanzbills  zu  einem  Staatshaushalt  zu  sammeln,  so  daß 
das  Oberhaus  nur  den  gesamten  Staatshaushalt  annehmen  oder 
ablehnen  konnte.  Als  das  Oberhaus  zu  dem  bisher  nie  vor- 
^kommenen  Schritt  der  Ablehnung  des  Budgets  bereit  schien, 
^riff  König  Eduard  in  den  Kampf  der  Parteien  ein, 
indem  er,  besonders  am  6.  und  12.  Okt.,  mit  den  Führern 
der  Parteien  Verhandlungen  pflog,  die  jedoch  ohne  Erfolg 
blieben.  In  der  Nacht  vom  4.  zum  5.  Nov.  nahm  das 
Unterhaus  das  Budget  in  dritter  Lesung  an.  Als  am  23.  Nov. 
das  Oberhaus  in  die  Beratung  der  Vorlage  eintrat,  brachte  der 
konservative  Führer  Lord  Lansdowne  eine  Resolution  ein,  das 
Oberhaus  könne  dem  Budget  nicht  eher  zustimmen,  bis  die  Nation 
ihr  Urteil  abgegeben  habe;  am  30.  Nov.  wurde  nach  einer  drama- 
tisch bewegten  Sitzung  in  später  Nachtstunde  diese  Itesolution 
angenommen  und  damit  dem  Budget  die  weitere  Beratung  im 
Oberhaus  verweigert.  Daraufhin  wurde  am  3.  Dez.  das  Parla- 
ment einstweilen  vertagt;  die  Auflösung  und  die  Neuwahlen 
wurden  in  den  Anfang  des  Jahres  1910  verscihoben.  Sogleich  aber 
setzte  der  "Wahlkampf  in  sahärfster  Weise  ein,  in  dem  die  Konser- 
vativen dem  liberalen  Schlagwort  ,,die  Peers  gegen  das  Volk'' 
die  Losung  „Tarif reform  gegen  Sozialismus''  entgegenstellten. 

In  engem  Zusammenhang  mit  den  Verfassungskämpfen  steht  Englische 
die  Flottenpolitik,  die  in  der  ersten  Hälfte  des  Berichtsjahres 
die  öffentliche  Aufmerksamkeit  beherrschte.  Die  konservativen 
Parteien  suchten  die  liberale  Regierung  einer  mangelnden  Vorsorge 
für  die  Sicherheit  Englands  zu  verdächtigen,  die  von  Deutschland 
bedroht  sei.  Hierdurch  entstand  eine  gewisse  Spannung  ziwischen 
Deutschland  und  England,  die  auch  durch  den  Besuch  König 
Eduards  vom  8. — 10.  Februar  in  Berlin  nur  vorübergehend  eine 
Milderung  erfuhr.  Es  wurde  in  England  behauptet,  daß  Deutsch- 
land den  Bau  seiner  Flotte  heimlich  beschleunige.  Die  eng- 
lische Regierung  beantragte  am  12.  März  die  Ermiächtignng, 
vier  neue  Dreadnoughts  bauen  zu  dürfen;  die  Stapel- 
legung vier  weiterer  Riesenschiffe  sollte,  falls  die  politischen 
Verhältnisse  dies  erforderten,  in  das  Ermessen  der  Re- 
gierung gestellt  werden.  Im  englischen  Parlament  wie  im 
deutschen  Reichstag  fanden  im  März  Aussprachen  über  die  Flotten- 
bauprogramme  statt.    Besonderem  Interesse  begegnete  hierbei  die 
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Nachriclit,  daß  die  englische  Regierung  der  deutschen  ihre  Bereit- 
willigung  zu  einer  Verständigung  über  Umfang  und  Kosten  der 
riottenprogramme  zu  ernennen  gegeben  habe,  ohne  jedoch  einen 
formellen  Antrag  zu  stellen.  Der  deutsche  Staatsseki-etär  v.  Schoen 
führte  am  23.  März  in  der  Budgetkommission  aus,  daß  niemals 
ein  englischer  Vorsahlag  hervorgetreten  sei,  der  als  Basis  für  amt- 
liche Verhandlungen  hätte  dienen  können.  Die  Flottenvorlage  der 
englischen  Regierung  gelangte  im  Parlament  zur  Annahme. 
Doch  sah  sie  sich  im  Juli  durch  die  Volksstimmung  veranlaßt, 
nicht  vier,  sondern,  wie  ihr  für  den  Fall  der  Kot  gestattet  war, 
acht  Dreadnoughts  auf  Stapel  zu  legen.  —  Die  englische  Flotten- 
panik  und  die  mit  ihr  in  Verbindung  stehende  Agitation  gegen 
Deutschland  hat  übrigens  in  England  selbst  scharfen  "Widerspruch 
gefunden.  Weite  Kreise  haben  sich  von  dem  künstlich  hervor- 
gerufenen Mißtrauen  gegen  Deutschland  freigehalten  und  sind 
auch  öffentlich  für  freundschaftliche  Beziehungen  zwischen  beiden 
Staaten  und  Völkern  eingetreten.  Nachdem  König  Eduard  bei 
seinem  Berliner  Aufenthalt  einen  Besuch  im  Rathaus  abgestattet 
hatte,  folgten  eiae  Reihe  von  Vertretern  deutscher  Städte  einer 
englischen  Einladung.  Femer  haben  Parlamentarier,  Arbeiter- 
führer, Geistliche  beider  Länder  Besuche  ausgetauscht,  die  hoffent- 
lich von  nachhaltiger  Wirkung  auf  die  Beziehungen  der  Völker 
seiQ  werden.  Die  englische  Kaufmannswelt  hat  ebenso  wie  die 
deutsche  mehrfach  den  Wunsch  nach  einem  ung-etrübten  Ver- 
hältnis Englands  zu  Deutschland  ausgedrückt,  so  im  Dezember 
auf  einer  Veranstaltung  der  Londoner  Handelskammer,  der  unser 
Präsident  als  Gast  beiwohnte. 
Britische  Zu  den  Aufwendungen  für  die  englische  Flotte  beabsichtigte 

konferenzen.  die  Regierung,  auch  die  Kolonien  heranzuziehen.  Da  es  zunächst 
galt,  auf  die  Presse  der  Kolonien  im  Sione  größerer  Opfer- 
freudigkeit für  das  Mutterland  einzuwirken,  fand  vom  5.  bis 
26.  Juni  eine  Reichspressekonferenz  statt,  deren  Hauptaufgabe 
war,  die  Stimmung  für  eiae  vom  29.  Juli  bis  zum  19.  Aug. 
versammelte  Konferenz  der  Vertreter  der  Kronkolonien  vorzu- 
bereiten. In  letzterer  wurde  eine  Vereinheitlichung  der  Landstreit- 
kräfte in  den  verschiedenen  Kolonien  beschlossen,  denen  englische 
Ausbildungsoffiziere  überlassen  wurden.  Wichtiger  für  die 
britische  Reichsverteidigung  waren  die  Beschlüsse  über  den  Aus- 
bau kolonialer  Flotten.  Bereits  vorher  hatte  sich  Neuseeland 
telegraphisch  bereit  erklärt,  dem  Mutterlande  einen,  event.  zwei 
Dreadnoughts  zu  schenken,  und  Australien  war  seiaem  Beispiel 
gefolgt.  In  der  Kolonialkonferenz  einigte  man  sich  dahin,  daß 
Neuseeland  ein  Geschwader  von  schnellsegelnden  Kreuzern  bauen 
soll,  das  im  Kriegsfall  mit  der  Pazifikflotte  Englands  vereinigt 
wird.  Der  australische  Commonwealth  wird  in  australischen, 
Gewässern  eine  Flotte  unterhalten,  die  im  Frieden  nur  der 
eigenen  Regierung  untersteht,  aber  im  Kriegsfall  der  britischen 
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Admiralität  unterstellt  werden  soll.  Die  kanadische  E^gierung 
hat  sich  gleichfalls  bereit  erklärt,  ein  Geschwader  bauen  zu 
lassen.  Dieses  wird  zum  Teil  im  Atlantischen,  zum  Teil  im 
Stillen  Ozean  stationiert  werden.  Ob  es  im  Kriegsfalle  demj 
Mutterland  zur  Verfügung  gestellt  wird,  entscheidet  die 
kanadische   Eegierung.- 

Die  Vertreter  Südafrikas  vermochten  zur  Frage  der  Keichs- 
verteidigung    bindende    Erklärungen    nicht    abzugeben,    da    die 
Eegierung   des  jungen  Bundesstaats   hierzu  noch  keine  Stellung 
genommen    hatte.     Auf    Grund    der   vorjährigen    Beschlüsse    der 
Vertreter  südafrikanischer  Staaten .  wurde  am  9.  Febr.   der  Ent- 
wurf einer   Verfassung   des   südafrikanischen    Bundesstaats    ver- 
öffentlicht und  am  30.  März  den  Kammern  der  einzelnen  Kolonien 
vorgelegt.     Nach  einigen  Abänderungen  des  Entwurfs  durch  die 
Einzel&taaten  ging  eine  südafrikanische  Abordnung  unter  Führung 
des    Generals    Botha   nach    London,    um   die    Zustimmung   Groß- 
britanniens zu  erlangen,  die  bereits  am  19.  Aug.  erteilt  wurde. 
Unter  der  Bezeichnung  „Vereinigtes  Südafrika"  wurde  ein  gesetz- 
gebender   Bund    der    Kapkolonie,    Transvaals,    der   Oranjekolonie 
und  Natals  geschaffen.  Die  ausführende  Gewalt  liegt  beim  König 
und  wird  von  einem  Gouverneur  durch  Minister  ausgeübt,  welche 
dem  Parlament  angehören.     Sitz  der  Eegierung  ist  Prätoria.     In 
Kapstadt  tagt  das   Bundesparlament,   zerfallend  in  einen  Senat, 
der    aus    8   ernannten    und   je   8    von   den   vier   Urprovinzen   ge- 
wählten  Mitgliedern  besteht,   und  in   ein  Abgeordnetenhaus,  zu 
dem  in  direkten  Wahlen  das  Kap  der  guten  Hoffnung  51,  Trans- 
vaal 36,  Natal  und  Oranje  je  17  Abgeordnete  wählen.     Die  Ver- 
fassung ist   der  englischen  nachgebildet;   doch  sind  die   Befugi 
nisse     des     Oberhauses    in     einer    durch    die    Erfahrungen    des 
Mutterlandes    bestimmten    Weise   verkürzt.  —  "Während    in    den 
Kronkolonien  die  Entwicklung  einen  ruhigen  Fortschritt  zeigte, 
verursachten     Indien     und    Aegypten     England     große     Sorgen. 
Von   zahlreichen   Bombenattentaten  in   Indien   erregte    besonders 
ein   Anschlag   auf  den   Vizekönig  von   Indien   (3.   Nov.)    großes 
Aufsehen.  Von  den  am  15.  Nov.  in  Kalkutta  veröffentlichten  Ent- 
würfen verschiedener  Verwaltungsreformen  für  Indien  versprach 
man  sich  selbst  in  England  wenig  Erfolg  für  eine  Beruhigung 
des  Landes.  —  Noch  stärker  als  in  Indien  ist  in  Aegypten,  ver- 
anlaßt durch   die  Umwälzungen  in   der  Türkei  und  in  Persien, 
der  Euf  nach  einer  Verfassung  erklungen.  Mit  großem  Nachdruck 
forderte  ein  vom  13.  bis  15.  Sept.  in  G^nf  tagender  jungägyptischer 
Kongreß,  auf  dem  die  englische  Arbeiterpartei  sowie  Führer  der 
irischen   Partei  vertreten  waren,   die  Wiederherstellung   der  im 
Jahre  1881  durch  den  Khediven  Tewfik  gegebenen,  im  folgenden 
Jahre   nach   der   englischen    Okkupation   beseitigten   Verfassung. 
In    Frankreich    gelang    es    in    der    ersten    Jahreshälfte   dem 
Ministerium    Clemenoeau,    das   bereits   seit   1906   im   Amte   war, 
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sich  trotz  der  durch  Streiks  der  Postbeamten  und  der  einge- 
schriebenen Seeleute  von  Marseille^)  hervorgerufenen  Verlegen- 
heiten und  trotz  schwerer,  von  einer  Untersuchungskommission 
aufgedeckter  Mißstände  in  der  Verwaltung  der  Marine  zu  halten. 
Kurz  vor  Schließung  der  Kammer  jedoch  kam  es  am  21.  Juli 
nach  einem  Wortgefecht  zwischen  dem  Ministerpräsidenten  und 
dem  frühei'en  Minister  de-s  Aeußeren,  dem  D'ej)utierten  Delcasse, 
überraschenderweise  zur  Verweigerung  eines  Vertrauensvotums 
für  die  Regierung,  die  diese  zur  Demission  veranlaßte.  Sei  es  nun, 
daß  die  verhängnisvolle  Abstimmung  lediglich  durch  eine  Ver- 
kettung von  Zufällen  keine  Mehrheit  für  Giemen ceau  ergab, 
sei  es,  daß  man  mit  den  Ergebnissen  seiner  für  französische  Verhält- 
nisse langdauernden  Amtstätigkeit  unzufrieden  war,  an  der 
Parteienkonstellation  wurde  durch  sie  nichts  geändert.  Deshalb 
ernannte  auch  der  Präsident  der  Republik  den  von  Clemenceau 
hierfüi'  vorgeschlagenen  bisherigen  Unterrichtsminister  Briand  zum 
Ministerpräsidenten.  Auch  diesem  gelang  es  bis  zum  Schluß  des 
Berichtsjahres  nicht,  die  wichtigsten  schwebenden  I tagen,  die 
einer  Wahlreform  mit  dem  Ziel  der  Einführung  des  Listenskru- 
tiniums  imd  der  Proportionalität  und  die  einer  Finanzreform 
zum  Abschluß  zu  bringen. 

Belgien.  Die    am    15.    ISTov.    1908    stattgefundene    Angliederung    des 

Kongos taats  an  Belgien  ist  auch  im  Berichtsjahre  von  England 
und  von  den  Vereinigten  Staaten  nicht  anerkannt  worden.  Diese 
Mächte  forderten  eine  Besserstellung  der  Eingeborenen  und 
wünschten  die  Ueberweisung  streitiger  Fragen  der  Handelsfreiheit 
im  Kongogebiet  an  ein  Schiedsgericht,  worauf  Belgien  vor  An- 
erkennung des  Kongo  als  belgischer  Kolonie  nicht  eingehen  wollte. 
Eine  im  Mai  begonnene,  etwa  zweimonatige  Reise  des  damaligen 
Thronfolgers  Albert  in  das  Kongogebiet  und  eine  Studienreise  des 
belgischen  Kolonialministers  hatten  zur  Folge,  daß  der  letztere 
dem  belgischen  Parlament  am  28.  Okt.  ein  Expose  über  Reformen 
im  Kongogebiet  vorlegte,  das  eine  schrittweise  Wiedereinführung 
der  Handelsfreiheit  vorsieht.  —  Wie  es  scheint,  bestimmt  durch 
die  von  England  und  Amerika  der  belgischen  Regierung  bereiteten 
Schwierigkeiten,  hat  Belgien  im  Berichtsjahre  eine  Reform  der 
Heeresverfassung  vorgenommen.  Nach  monatelangen  Kämpfen, 
welche  zeitweilig  den  Sturz  der  klerikalen  Regierung,  die  im 
Juni  auf  eine  25jährige  Herrschaft  zurückblickte,  wahrscheinlich 
machte,  Wurde  am  24.  Nov.  ein  Entwurf  angenommen,  welcher  die 
Gebräuche  der  Aushebung  durch  Losziehung  und  der  Stellvertretung 
abschaffte,  aber  jede  Familie  zur  Stellung  nur  eines  Rekruten 
zwingt.  Die  neue  Armeeverfassung  war  das  letzte  Werk  König 
Leoix)lds  II.,  welcher  am   17.   Dez.    starb. 

Spanien.  Der   spauischen   Regierung,   die  von   dem   konservativen   Mi- 
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nisterpräsidenten  Maura  geleitet  wurde,  gelang  es,  sich  gegenüber 
einer  starken  liberalen  Opposition  in  der  Frage  des  Gemeinde- 
wahlrechts imd  trotz  eines  ärgerlichen  Skandals  bei  der  Ver- 
gebung der  Flottenbauarbeiten  bis  zum  Schluß  des  Parlaments 
am  5.  Juni  zu  behaupten.  iSTach  den  ersten  Truppensendungen 
auf  den  marokkanischen  Kriegsschauplatz  und  nachdem  die  Kunde 
von  verlustreichen  Gefechten  bei  Melilla  eingegangen  war, 
sah  sie  sich  im  Juli  einer  Revolution  gegenüber,  welche 
zur  Aufhebung  der  verfassungsmäßigen  Garantien  Anlaß  gab. 
Vom  26.  bis  29.  Juli  kam  es  in  Barcelona  zu  blutigen  Zusammen- 
stößen und  Barrikadenkämj^fen.  Nach  einer  nicht  ohne  ernst© 
Mühe  möglichen  Unterdrückung  des  Aufstandes  wurden  zahl- 
reiche Verhaftungen  vorg^enommen ;  unter  den  Opfern  der  Re- 
volution befand  sich  auch  der  Direktor  einer  Schule  in  Barce- 
lona, Ferrcr,  der  durch  seine  antiklerikalen  Bestrebungen  der 
Regierung  mißliebig  w^ar.  Nach  einem  Prozeß,  in  dem  ihm  nach 
der  später  als  irrig  bezeichneten  Auffassung  seiner  Anhänger 
nicht  die  Möglichkeit  zu  ordnungsmäßiger  Verteidigung  geboten 
wurde,  am  10.  Okt.  zum  Tode  verurteilt,  wurde  er  am  13.  Okt.  er- 
scliossen.  Die  Hinrichtung  Ferrers  rief  besonders  außerhalb 
Spaniens  große  Erregung  hervor,  die  in  Paris  zru  tätlichen  Aus- 
schi^eitungen  führte.  Der  Ministerpräsident  Maura  konnte  von  den 
am  15.  Okt.  wieder  zusammentretenden  Cortes  zwar  ein  Ver- 
trauensvotum erzielen,  doch  zwang  ihn  die  Obstruktion  der  Libe- 
ralen, am  21.  Okt.  abzutreten  und  einem  liberalen  Ministerium 
Platz  zu  machen,  dessen  erste  Aufgabe  die  Beruhigung  des  stark 
erregten  Landes  sein  sollte. 

In  Dänemark  brachte  am  12.  Febr.  die  Regierung  ein  Gesetz 
über  die  Landesverteidigung  ein,  welches  der  Pesorgnis  entsprang, 
daß  Dänemark  bei  einem  etwaigen  deutsch-englischen  Kriege  seine 
Selbständigkeit  verliei^n  könne,  falls  es  nicht  in  der  Lage  sei, 
seine  Neutralität  zu  wahren.  Es  war  nicht  möglich,  für  das 
Gesetz  eine  Mehrheit  zu  bekommen,  so  daß  am  13.  Aug.  ein  neues 
Ministerium  die  Vertretung  der  unpopulären  Forderung  übernahm. 
Diesem  gelang  es,  daß  ein  nur  wenig  veränderter  Entwurf  binnen 
wenigen  AVochen  zum  Gesetz  erhoben  wurde.  Unter  dem  Druck  der 
Rechten  sowie  der  äußersten  Linken  mußte  es  jedoch  bereits  Ende 
Oktober  wieder  abtreten,  um  einem  radikalen  Alinisterium  Zahle 
zu  weichen,  unter  dem  eine  liberale  Reformära  anbrach,  die  mit 
der  Weigerung  der  Minister,  Titel  und  Orden  zu  führen,  begann. 

Die  letzte  größere  Leistung  des  abtretenden  Präsidenten  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Roosevelt,  war  die  Unterdrückung 
einer  Ende  Januar  in  Kalifornien  wieder  zutage  tretenden  anti- 
japanischen Bewegung.  Als  das  kalifornische  Repräsentantenhaus 
Gi3setze  annahm,  welche  den  Ausländem,  d.  h.  den  Japanern, 
den  Grundbesitzerwerb  untersagten  und  den  Ausschluß  japanischer 
Kinder    aus    den    öffentlichen    Schulen    bestimmten,    wandte    sich 
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Koosevelt  mit  einem  lebhaften  Protest  an  die  kalifornische  Ee- 
gierung,  wies  darauf  hin,  daß  Japan  seiner  vertragsmäßig  über- 
nommenen Verpflichtung,  die  japanische  Einwanderung  nach 
Amerika  zu  beschränken,  in  der  loyalsten  Weise  nachgekommen 
wäre,  und  erreichte,  daß  am  4.  Febr.  die  Landbill  und  am  11.  Febr. 
die  Schulbill  abgelehnt  wurden.  In  den  letzten  Wochen  seiner 
Amtszeit  erfuhr  Eoosevelt  Anfeindungen,  welche  durch  den 
schweren  Druck  zu  erklären  sind,  der  von  ihm  auf  die  Ti^usts 
ausgeübt  worden  war.  Im  Senat  wie  im  Eepräsentantenhaus  griff 
man  ihn  an,  weil  er  im  Herbst  1907  eine  Transaktion  des  Stahl- 
trusts zugelassen  habe,  durch  welche  gegen  das  Sherman-Gesetz 
verstoßen  worden  sei.  Die  mit  großem  Nachdruck  inszenierte  Be- 
wegung erwies  sich  jedoch  als  so  wenig  populär,  daß  sie  alsbald 
wieder  abflaute.  Am  4.  März  gab  Roosevelt  die  Präsidentschaft 
an  Taft  ab.  Als  sein  politisches  Vermächtnis  in  der  inneren  Politik 
wird  man  die  Durchbrechung  der  Anschauung,  daß  der  Staat 
der  Trustentwicklung  wie  der  Korruption  in  der  Verwaltung 
müßig  zusehen  müsse,  und  die  Ueberzeugung  von  der  Notwendig- 
keit staatlicher  Maßnahmen  gegen  Trusts  und  Beamtenkorruption 
betrachten  können.  Für  ihre  auswärtige  Politik  hinterließ 
Eoosevelt  der  Union  eine  wesentlich  gestärkte  Stellung.  Durch 
die  Eeise  der  amerikanischen  Flotte  um  die  Welt^),  die  am  22.  Febr. 
mit  einem  glänzenden  Empfang  in  New  York  ihren  Abschluß 
fand,  hatte  Eoosevelt  gezeigt,  daß  die  Union  auch  an  fernen 
Küsten  als  Macht  aufzutreten  vermöge.  Der  neue  Präsident  Taft 
erklärte  die  Durchführung  der  von  Eoosevelt  inaugurierten  Politik 
als  sein  Programm.  Nach  den  Ereignissen  des  Berichtsjahres  scheint 
es,  als  ob  er  in  der  auswärtigen  Politik  die  Eooseveltschen  Ideen 
mit  verstärktem  Eifer  verfolgte.  Der  Panamerikanismus,  d.  h. 
das  Bestreben  der  Union,  in  ganz  Amerika  zur  ausschlaggebenden 
Macht  zu  werden,  hat  in  letzter  Zeit  eine  besondere  Bedeutung 
durch  die  bevorstehende  Fertigstellung  des  Panamakanals  erhalten, 
die  für  das  Jahr  1915  erwartet  wird^).  Die  Union  hat  in  dem  Hay- 
Pauncefote- Vertrage  das  Eecht  erhalten,  eine  militärische  Polizei 
in  und  am  Kanal  zu  unterhalten.  Aus  diesem  Anlaß  bereitet  die 
Union  die  Anlage  großer  Sperr  forts  vor.  Das  2iiel  einer 
Beherrschung  des  Panamakanals  veranlaßt  die  Union  ständig, 
sich  in  die  unaufhörlichen  nationalen  oder  internationalen  Kon- 
flikte der  mittelamerikanischen  Staaten  einzumischen.  Als  im 
März  zwischen  Nicaragua  und  Salvador  ein  solcher  ausbrach, 
entsandte  die  Union  sofort  ein  Geschwader  nach  dem  Kriegs- 
schauplatz, was  die  Einstellung  der  Feindseligkeiten  zur  Folge 
hatte.  Mitte  Oktober  brach  in  Nicaragua  eine  Eevolution  gegen 
den  unruhigen  Präsidenten  Zelaya  aus,  bei  der  die  Aufständischen 
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bald  Oberhand  g^ewarmen.  Die  Erschießung  zweier  amerikanischer 
Bürger,  von  der  es  unklar  war,  ob  sie  zu  Kecht  erfolgt  sei, 
veranlaßte  die  Union  zu  einer  bewaffneten  Eiumischung.  Am 
22.  Nov.  richtete  der  Staatssekretär  Knox  eine  drohende  Not© 
an  Zelaya ;  von  einer  Landung  amerikanischer  Soldaten  sah  jedoch 
die  amerikanische  Eegierung  ab,  als  ein  französisches  Kriegsschiff 
vor  Nicaragua  erschien,  das  ein  gleichgutes  Recht  zu  einer  Truppen- 
landung gehabt  haben  würde.  Mitte  Dezember  sah  sich  Zelaya 
gezwungen,  zu  demissionieren,  zu  seiaem  Nachfolger  wurde  am 
21.  Dez.  der  Staatssekretär  Madriz  gewählt.  Auch  in  den  Wii-ren 
von  Kolumbien  spielte  die  Panamapolitik  der  Union  ihre  Bx^lle. 
Der  "Widerstand  des  Volkes  gegen  die  der  Union  günstige  Politik 
seiner  Regierung  führte  im  Juli  hier  zu  einer  Truppenerhebung, 
deren  Schuld  übrigens  von  verschiedenen  Seiten  dem  venezo- 
laoischen  Expräsidenten  Castro  zugeschrieben  wurde,  der  während 
des  ganzen  Jahres  vergeblich  eine  Rückberufung  nach  Venezuela 
betrieb.  Die  panamerikanische  Tendenz  der  Vereinigten  Staaten 
hat  bei  seinen  Nachbarn  Mexiko  und  Kanada  in  steigendem  Maße 
Mißtrauen  hervorgerufen.  In  Mexiko  machte  es  böses  Blut,  daß, 
als  in  dem  Konflikt  der  Vereiaigten  Staaten  mit  Nicaragua 
die  mexikanische  Regierung  ihre  guten  Dienste  anbot,  die  Union 
hiervon  keinen  Gebrauch  machte.  In  dem  kanadischen  Abgeord- 
netenhaus kam  es  am  2.  Dez.  zur  Sprache,  daß  die  Vereinigten 
Staaten  auf  den  Süßwasserseen  sieben  große  Kriegsschiffe  besitzen, 
gegen  die  Kanada  im  Kriegsfall  vollkommen  machtlos  wäre.  Wenn, 
wie  an  anderer  Stelle  erwähnt  wurde,  Kanada  den  Ausbau  einer 
Flotte  beschloß,  so  hat  den  Anlaß  hierzu  mindestens  ebenso 
sehr  das  Mißtrauen  gegen  den  amerikanischen  Nachbar  wie  die 
Anhänglichkeit  an  das  europäische  Mutterland  gegeben. 

F'üi*  die  neuere  auswärtige  Politik  der  Vereinigten  Staaten  ohina. 

ist  nichts  so  bezeichnend,  als  ihr  Bemühen,  ihren  Einfluß 
in  Ostasien  zU  Verstärken.  Der  im  November  des  Vor- 
jahres erfolgte  Tod  des  jungen  Kaisers  von  China  und  der 
Kaiserin-Mutter  sowie  die  Uebernahme  der  Regentschaft  durch 
den  Prinzen  Tsching  führten  am  1.  Jan.  zur  Entlassung  des 
Staatsmanns  Yan  shi  kay,  ohne  daß  jedoch  an  der  Richtung 
der  chinesischen  Politik  hierdurch  etwas  geändert  wurde.  Dem 
von  der  verstorbenen  Kaiserin  entworfenen  Programm  ent- 
sprechend, traten  am  14.  Okt.  21  Provinzialständeversammlungen 
zusammen,  durch  welche  eine  konstitutionelle  Regierungsform  für 
China  vorbereitet  werden  soll.  Die  Provinziallandtage,  in  denen 
das  hochgespannte  Nationalbewußtsein  des  chinesischen  Volkes 
deutlich  zui*  Erscheinung  kam,  traten  in  lebhafte  Verhandlungen 
ein,  insbesondere  über  die  F!rage  auswärtiger  Anleihen,  bei  welchen 
China  stets  schlechte  Greschäfte  zu  machen  pflege.  Dies  Ver- 
handlungsthema war  zeitgemäß  infolge  der  im  Berichtsjahre  statt- 
gefundenen Verhandlungen  über  eine  Anleihe  für  einen  Bahnbau 
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Hau kow— Kanton.  Nach  erfolglosen  Verhandlungen  mit  einem 
englischen  Syndikat  trat  die  chinesische  Regierung  im  Januar  mit 
der  Deutsch-Asiatischen  Bank  in  A'erbindung.  Nachdem  ein  \  on  die- 
ser geführtes  deutsches  Syndikat  vergeblich  versucht  hatte,  mit  der 
englischen  und  französischen  Konkurrenz  ein  Abkommen  zu  treffen, 
schloß  es  am  7.  März  mit  der  chinesischen  Regierung  eine  Anleihe  ab. 
Hiergegen  legte  die  englische  Eegierung  Protest  ein,  und  es  fanden 
erneute  Verhandlungen  statt,  die  am  14.  Mai  ia  Berlin  zu  einer 
Einigung  führten,  nach  der  die  drei  Länder  zu  gleichen  Teilen 
an  dem  Unternehmen  beteiligt  v^erden  sollten.  Nunmehr  aber 
erhob  auch  der  Geschäftsträger  der  Vereinigten  Staaten  in  China 
unter  Berufung  auf  ältere  Rechte  Einspruch.  Nach  erneuten  Ver- 
handlungen erfolgte  im  Herbst  eine  Verständigung;  der  Anleihe- 
betrag wurde  erhöht  und  die  amerikanischen  Interessenten  an  dem 
Unternehmen  gleichfalls  beteiligt. 
iwe  Lage  in  der  Während  CS  sich  bei  der  Kanton-Hankowbahn  vorzugsweise 

um  eine  wirtschaftliche  Streitfrage  handelte,  waren  Verhand- 
lungen und  Gegensätze,  die  sich  an  die  Mandschureibahnen 
knüpften,  hochpolitischer  Natur.  Im  Frieden  von  Portsmouth 
war  die  Souveränität  Chinas  in  der  Mandschurei  anerkannt  worden. 
Doch  wurden  für  die  Dauer  eines  langfristig-en  Pachtverhältnisses 
der  Betrieb  und  die  Verwaltung  einschließlich  des  Sicherheits- 
dienstes auf  der  chinesischen  Ostbahn  den  Russen,  auf  der  Süd- 
mandschureibahn den  Japanern  vorbehalten.  Seitdem  liegt  in 
Charbin  die  tatsächliche  Regierung  in  der  Hand  des  Direktors 
der  Eisenbahn,  dem  auch  die  Ansiedler  in  der  Nachbarschaft 
der  Bahnlinie  abgabepflichtig  sind.  Als  im  Beginn  des  Berichts- 
jahres chinesische  Kaufleute  diese  Abgaben  verweigerten, 
schloß  am  21.  Febr.  die  russische  Verwaltung  deren  Gesehäftslokale. 
Es  begannen  langwierige  Verhandlungen  zwischen  China  und 
Rußland,  welche  am  10.  Mai  zu  einem  Abkommen  führten,  das 
im  Prinzip  die  Oberhoheit  Chinas  gewährleistete,  aber  alles  beim 
alten  ließ.  Gegen  dieses  Abkommen  erhoben  die  Vereinigten 
Staaten  sowohl  in  Peking  wie  in  Petersburg  Einspruch,  weil 
hierdurch  die  von  China  den  Ausländern  bewilligten  Exterritorial- 
rechte berührt  würden.  Daraufhin  veröffentlichfe  die  russische 
Regierung  am  8.  Okt.  ein  Communique,  in  dem  ein  Unterschied 
zwischen  rein  chinesischen  Häfen  und  den  Orten  auf  dem  Terri- 
torium der  chinesischen  Ostbahn  festgestellt  wurde ;  in  letzterem 
habe  die  chinesische  Regierung  der  Ostbahngesellschaft  als  Privat- 
konzessionär Verwaltungsrechte  übertragen.  Anfang  Dezember 
erließ  die  chinesische  Regierung  eine  Gegenerklärung,  in  der 
sie  gegen  diese,  ihre  Souveränität  beschränkende  Rechtsauffassung 
nachdrücklich  Protest  erhob. 

Mit  gleich  geringem  Erfolge  wie  mit  Rußland  verliandelte 
China  mit  Japan.  Dieses  wollte  den  Ausbau  des  chinesischen 
Nordbahnnetzes  bis  Mukden  nicht  zulassen  und  erstrebte  seinerseits 
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den  Ausbau  seiner  südmandschurischen  Eisenbahn,  den  wiederum 
China  zu  hintertreiben  suchte ;  endlich  war  ein  Grenzgebiet 
zwischen  Korea  und  China  strittig.  Als  langwierige  Verhand- 
lungen zu  keinem  Erfolg  führten,  erklärte  am  6.  Aug.  der 
japanische  Gesandte  in  Peking  kurzer  Hand,  Japan  werde  nun- 
mehr auch  ohne  Erlaubnis  Chinas  den  Ausbau  seines  Bahnsystems 
in  die  Hand  nehmen.  Nunmehr  entschloß  sich  China  zu  einer 
Beschleunigung  der  Angelegenheit.  Am  19.  Aug.  wurde  in  Mukden 
ein  Memorandum  unterzeichnet,  das  die  Einzelheiten  für  einen 
schleunigen  Ausbau  des  japanischen  Bahnnetzes  regelte.  Weiter- 
gehende Verhandlungen  führten  am  4.  Sept.  zum  Abschluß  eines 
umfassenden  Mandschureiabkommens.  In  der  koreanischen  Grenz- 
frage gab  Japan  nach ;  das  strittige  Gebiet  wurde  als  chinesisch 
anerkannt,  doch  mußte  China  hier  dem  ausländischen  Verkehr 
vier  Plätze  öffnen.  China  erhielt  ferner  die  Erlaubnis  zum  Ausbau 
der  Peking-Mukdenbahn,  verpflichtete  sich  aber,  weitere  Eisen- 
bahnen in  der  Mandschurei  nur  mit  japanischer  Zustimmung 
zu  bauen.  Japan  erhielt  im  Bezirk  der  südmandschurischen  J^ahn 
wertvolle  Zugeständnisse,  insbesondere  bezüglich  des  Ausbaues 
seines  Bahnsystems  und  bezüglich  der  Ausbeutung  von  Minen. 
Der  Hauptvorteil  des  chinesisch- japanischen  Mandschurei- 
abkommens fiel  damit  Japan  zu,  das  trotz  wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten  im  eigenen  Lande  zielbewußt  an  dem  Ausbau 
seiner  Beziehungen  auf  dem  Kontinent,  insbesondere  in  Korea  und 
der  Mandschurei,  arbeitet.  Kurz  vor  der  Aufgabe  seines  Amts 
als  Ministerpräsident  in  Soeul  schaffte  Fürst  Ito  das  koreanische 
Justizministerium  ab ;  die  Einführung  guter  japanischer  Justiz 
in  Korea  bedeutet  nach  weitverbreiteter  Ansicht  eine  Vorbereitung 
zur  Aufhebung  der  Exterritorialrechte  der  Europäer  in  Korea. 
Die  Fortschritte  Japans  auf  dem  Kontinent  waren  geeignet,  das 
Verhältnis  zu  Rußland  zu  trüben.  Im  September  liefen  beun- 
ruhigende Meldungen  über  japanische  Rüstungen  ein  und 
stellten  zeitweilig  geradezu  einen  neuen  russisch- japanischen 
Krieg  in  Aussicht.  Um  so  mehr  überraschte  bald  darauf 
die  Meldung  von  einem  bevorstehenden  Zusammentreffen 
des  russischen  Finanzministers  Kokowzew  mit  dem  Fürsten 
Ito  in  Ch arbin.  Durch  die  am  26.  Okt.  bei  seiner  Ankunft 
in  CharbiQ  erfolgende  Ermordung  des  Fürsten  Ito  wurden 
die  russisch-japanischen  Verhandlungen  einstweilen  immöglich 
gemacht.  Ueber  ihre  Ziele  ist  Zuverlässiges  nicht  be- 
kannt geworden.  Nach  weitverbreiteter  Annahme  wollte 
Japan  angesichts  des  insbesondere  von  Amerika  zu  erwartenden 
Widerstandes  gegen  das  Mandschureiabkommen  sich  mit  Rußland 
einigen.  Vertreten  wurde  auch  die  Auffassung,  daß  Rußland  sich 
mit  dem  Gedanken  eines  Verkaufs  der  ostchinesischen  Bahn  an 
Japan  trage.  Nach  dem  Tode  Itos,  der  als  gemäßigter  Politiker 
galt,  scheint  in  Japan  eine  freundschaftlichen  Verhandlungen  mit 
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Rußland  weniger  geneigte  Richtung  die  Oberhand  gewonnen  zu 
haben,  wenigstens  wurde  von  einer  Aufnahme  der  Verhandlungen 
nichts  bekannt,  um  derentwillen  Kokowzew  von  Petersburg  nach 
Ch  arbin  gefahren  war.  Im  Dezember  tauchten  Meldungen  über 
eine  angeblich  bevorstehende  Einverleibung  Koreas  in  das  japa- 
nische Reich,  sowie  über  eine  Verschleohterung  der  russisch- 
japanischen  Beziehungen  auf. 

Von  besonderem  Interesse  sind  die  Beziehungen  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  dem  ostasiatischen  Problem.  Während  Roosevelt 
in  diesen  Fragen  stets  große  Zurückhaltung  zeigte,  scheint  Taft 
eine  aktivere  Politik  zu  beabsichtigen.  Erwähnt  wurde  der 
Einspruch,  den  Amerika  gegen  den  Abschluß  der  Kanton-Hankow- 
bahn  erhob.  Gleichfalls  erwähnt  haben  wir  die  Einwendungen 
Amerikas  gegen  das  chinesisch-russische  Abkommen  und  die 
Befürchtung  Japans  vor  einer  Einmischung  der  Union  in  die 
chinesisch-japanischen  Beziehungen.  Der  Friede  in  Ostasien  beruht 
auf  dem.  Gleichgewicht  der  verschiedenen  hier  zusammentreffenden 
Gegensätze.  Japan  und  Rußland  s^ind  Gegner  geblieben,  wie 
sie  es  vor  dem  Kriege  waren.  Die  merkwürdige  staatsrechtliche 
Stellung  der  Mandschurei  und  ihrer  Eisenbahnen  bringt  es  mit  sich, 
daß  China  sowohl  mit  Japan  wie  mit  Rußland  in  Feindschaft 
lebt.  Indem  Rußland,  Japan  und  China  den  neuerdings  auf- 
tauchenden Bestrebungen  der  Vereinigten  Staaten,  sich  in  die 
ost asiatischen  Verhältnisse  einzumischen,  mißtrauisch  gegenüber- 
stehen, scheint  bisher  Amerika  zum  Balancieren  der  ostasiatischen 
Gegensätze   beigetragen   zu  haben. 

Friedens-  Während  es  der  ersten  Haager  Friedenskonferenz  gelungen 

^sSds?'         "^^''   ^i^^   f^Ät   vollständige   Kodifikation   des   Landkriegsrechts, 

gerichte.  ^q  Ausdehnung  der  Genfer  Konvention  für  den  Seekrieg  und 
eine  Schiedsgerichtskonvention  herzustellen,  hat  die  zweite 
Konferenz  sich  im  allgemeinen  darauf  beschränkt,  die  Errungen- 
schaften der  ersten  auszubauen.  Das  Ziel  einer  obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit  und  der  Kodifikation  eines  Seekriegsrechts 
wurde  nicht  durchgesetzt.  Immerhin  wurde  auf  dem  Gebiet  des 
formellen  Seekriegsrechts  etwas  erreicht;  auf  Anregung  Deutsch- 
lands und  Englands  kam  eine  Prisengerichtskonvention  zustande. 
Diese  hatte  jedoch  nur  einen  zweifelhaften  Wert,  solange  für  die 
Rechtsprechung  eines  internationalen  Oberprisengerichts  nicht 
auch  ein  materielles  Seekriegsrecht  kodifiziert  war.  Auf  Englands 
Anregung  trat  am  4.  Dez.  des  Vorjahres  in  London  eine  Kon- 
ferenz zusammen,  die  bei  ihrer  Beendigung  am  26.  Febr.  des 
Berichtsjahres  auf  das  große  Werk  einer  Kodifikation  des  See- 
kriegsrechts zurücksehen  konnte.  Die  sechs  europäischen  Groß- 
mächte, außerdem  Holland,  Spanien,  die  Vereinigten  Staaten  und 
Japan,  waren  auf  der  Konferenz  vertreten ;  den  übrigen  Mächten 
wurde    der    Beitritt    freigestellt.     Zwar   blieben   noch   wichtige 
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Fragen,   welche   die   Neutralität  von   Handelsschiffen   sowie   die 
Umwandlung  von  Handelsschiffen  in  Kriegsschiffe  betreffen,  von 
einer  Regelung   ausgeschlossen,    doch   bedeutete   das   Abkommen, 
das  am  30.  Juni  von  den  beteiligten  Mächten  ratifiziert  wurde, 
einen   wichtigen   Schritt   auf   dem   durch   die   Haager   Konferenz 
gebahnten    Wege.    —    Das    Haager    Schiedsgericht   hat   sich    im 
Berichtsjahre    in    verschiedenen    Fällen   bewährt.     Die    ihm     am 
7.    März     1908      übertragene      Festsetzung      der      Meeresgrenze 
zwischen      Schweden     und     Norwegen     erfolgte     am     23.    Okt. 
in     einer     beide      Paa?teien     befriedigenden     "Weise,      und     die 
deutsch-französische    Streitfrage,     die    sich    an    den    Casablanca- 
Zwischenfall   vom    25.    Sept.    1908    knüpfte,   wurde    am   22.    Mai 
durch    einen    Schiedsspruch    des    Haager    Tribunals    geschlichtet. 
Zahlreiche  neue  Schiedsverträge  sind  zwischen  den  verschiedenen 
Mächten    abgeschlossen    worden.      Bei   dem   Abgang   Eoosevelts 
hatten  die  Vereinigten  Staaten  mit  24  Ländern  Schiedsgerichts- 
verträge abgeschlossen.    Der  am  14.  Juni  verstorbene  brasilianische 
Präsident  Moreira  Penna  war  ähnlich  wie  Eoosevelt  eine  Stütze 
der    Schiedsgerichtsbewegung;     8    Schiedsverträge  stammen  aus 
seiner  Eegierungszeit.     Freilich  darf  man  nicht  übersehen,  daß 
das   Haager  Schiedsgericht  bisher  zumeist  nur  minder  wichtige 
Fragen  bearbeitet  hat,  um  derentwillen  die  Parteien  kaum  einen 
Krieg  begonnen  hätten.    Es  ist  femer  nicht  zu  verkennen,  daß 
auch  aus  den*  Schiedssprüchen  Schwierigkeiten  erwachsen  können, 
da  eben  sehr  viele  internationale  Fragen  nicht  eigentlich  B/Cchts- 
fragen,  sondern  politischer  Natur  sind,  bei  denen  zum  mindesten 
eine  Partei  mit  der  Behandlung  durch  ein  Schiedsgericht  nicht  ein- 
verstanden   sein   wird.     Zwischen   den   Vereinigten    Staaten    und 
Chile  kam  es  im  November  zu  schweren  Verstimmungen  über  die 
Bedingungen,  unter  welchen  ein  übrigens  privatrechtlicher  Streit- 
fall   dem    Haager    Schiedsgericht   zu   überweisen    sei.     Die    Be- 
ziehungen zwischen  China  und  Japan  wurden  äußerst  gespannt, 
als    China    die    Entscheidung    einiger   Streitfragen,    die   Macht- 
fragen und  nicht  Rechtsfragen  berührten,  dem  Haager  Schieds- 
gericht     überweisen      wollte.        Daß      schiedsgerichtliche      Ent- 
scheidungen, die  dem  Frieden  dienen  sollen,  direkt  zum  Kriege 
führen     können,     lehrte     ein     südamerikanischer     Zwischenfall. 
Zwischen.  Bolivien  und  Peru  war  ein  noch  fast  unerforschter  Land- 
strich strittig.  Der  uin  einen  Schiedsspruch  angegangene  Präsident 
der  Argentinischen  Republik  entschied  am  9.  Juli  zugunsten  von 
Peru.     Diesen   Schiedsspruch   lehnte   Bolivien    ab;    am   21.    Juli 
erfolgte  ein  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  Boliviens 
zu  Argentinien.    Nachdem  am  22.  Sept.  die  chilenische  Regierung 
den   Parteien   ihre   guten   Dienste   mit   Erfolg   angeboten   hatte, 
nahm  am  25.  Okt.  Bolivien  den  Schiedsspruch  an,  -wodurch  eine 
Kriegsgefahr  beseitigt  w^ar. 

Daß  trotz  der  Fortschritte  der  Schiedsgerichtsbewegung  zu 
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einer  allzu  optimistischen  Betrachtung  der  künftigen  Entwicklung 
ein  Anlaß  nicht  gegeben  ist,  zeigt  ein  flüchtiger  Blick  auf  die 
im  Berichtsjahre  weiter  verstärkten  Rüstungen  in  allen  größeren 
Staaten.  In  fast  allen  Ländern  hat  die  Beschaffung  der  hierfür 
nötigen  Mittel  zu  schweren  inneren  Krisen  geführt,  welche  die 
wirtschaftliche  Entwicklung  störten.  Sodann  haben  die,  Finanz- 
reformen in  allen  Ländern  durch  Anziehen  der  Steuerschraube^ 
den  Konsum  geschwächt,  was  auf  unsere  Exportindustrie  nicht  ohne 
Wirkung  blieb.  Trotz  der  Finanzreformen  wurden  in  allen  Ländern 
ungeheure  Anleihen  kontrahiert,  welche  den  G-eldmarkt  stark  in 
Anspruch  nahmen.  Am  empfindlichsten  aber  würde  der  Handel 
durch  die  Rüstungsausgaben  betroffen  werden,  wenn  sie,  was 
insbesondere  bei  England  nicht  ausgeschlossen  ist,  zu  Zolltarif- 
änderungen im  fiskalischen  Sinne  den  Anlaß  geben  und  so  zu 
den  Schutzzollmauern  vieler  Staaten  weitere  Hindemisse  für 
unsere  Exportindustrie  fügen.  "Wie  in  Deutschland  die  vorwiegend 
durch  Aufwendungen  für  die  Wehrkraft  des  Reiches  notwendig 
g'ewordene  Finanzreform  zu  schweren,  innerpolitischen  Konflikten 
geführt  hat,  hat  das  Wettrüsten  in  England  eine  Verfassungskrisis 
zum  Ausbruch  gebracht.  Auch  Frankreichs  innere  Verhältnisse 
wurden  durch  die  Notwendigkeit  einer  Flottenreform  aufgerührt. 
In  Oesterreich  und  Italien  sowie  in  Bußland  wurde  die 
Notwendigkeit,  Biesenschiffe  zu  bauen,  als  drückende  Last 
empfunden.  Dänemark  brachte  dem  Gedanken  der  Landesver- 
teidigung zwei  Ministerien  zum  Opfer.  So  wurden  die  Seg^nungen, 
die  die  Fortschritte  der  Friedensbewegung  der  Welt  hätten  bringen 
können,  durch  die  rastlosen  Rüstungen  aller  großen  und  kleinen 
Mächte  beeinträchtigt.  Trotzdem  aber  ist  zu  hoffen,  daß  der 
Gedanke  des  Weltfriedens  w^eitere  Fortschritte  machen  werde. 
Durch  die  Haager  Konferenzen,  die  Abschlüsse  zahlreicher  Schieds- 
verträge, neuerdings  durch  die  Kodifikation  des  Seekriegsrechts 
sind  Institutionen  geschaffen  worden,  die  geeignet  sein  können, 
Kriegen  vorzubeugen  oder  ausgebrochene  Kriege  zu  lokalisieren. 
Aber  wichtiger  noch  als  Institutionen  ist  für  den  Völkerfrieden  der 
Geist,  welcher  die  Völker  beseelt.  Der  länderverbindende  Handel 
ist  einer  der  wichtigsten  Faktoren  für  die  Weckung  und  Stärkung 
wechselseitigen  Verständnisses  und  Vertrauens  z"wischen  den  in 
friedlichem  Wettbewerb  stehenden  Nationen. 


III.  Außen-  und  Kolonialhandel. 

1.    Wirkungen    der     neuen     Handelsverträge. 

Kriük  der  Denk-  '   Im     April     Versandte     das     Beichsamt     des     Innern     eine 

Reichsamts^des      Ausarbeitung  über  die  Gestaltung  der  deutschen  Ausfuhr  im  Jahre 

Innern.  -j^gQg   ^^^  ^^^  ^l^  Wirkung  der  neuen  Handelsverträge.    Nach 

Veröffentlichung  der  Wertzahlen  für  den  deutschen  Außenhandel 
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wui'de  die  Arbeit  im  Juni  durch  einen  Nachtrag  vervollständigt. 
Die  Ausfühiningen  gipfelten  darin,  daß  unser  Export,  welcher  im 
Jahre  1908  um  6,5  o/o  gefallen  ist,  im  Verkehr  mit  den  Vertrags- 
staaten nur  um  1,1  o/o  sank,  während  der  Ausfall  in  Bezug  auf 
die  Nichtvertragsstaaten  9,6 o/o  ausmachte.  Daraus  folge,  daß  die 
von  Deutschland  abgeschlossenen  Tarifverträge  sich  als  brauch- 
bare Stütze  für  unsere  Ausfuhr  erwiesen  hätten. 

Dazu  ist  folgendes  zu  bemerken.  Der  Konjunkturrückgang,  Aiigemeiass. 
der  sich  im  Jahre  1908  in  allen  zu  unserem  Handel  in  Beziehung 
stehenden  Ländern  zeig-te,  war  in  den  Vereinigten  Staate^n  von 
Amerika  von  außerordentlich  starker  Wirkung.  Dadurch  wurde 
ein  derartig  hoher  Ausfall  unseres  Exports  nach  dort  veranlaßt, 
daß  wegen  dieses  abnormen  Zustandes  die  Vereinigten  Staaten 
bei  dem  ^'orliegenden  Vergleich  nicht  in  E-ücksicht  gezogen  werden 
dürfen.  Außerdem  muß  England  ausscheiden,  da  es  von 
der  amerikanischen  Krisis  besonders  schwer  getroffen  worden 
ist.  Die  Rückwirkung  dieses  Einflusses  ist  die  Ursache  dafür, 
daß  auch  unser  Export  nach  England  auffallend  sank.  Läßt 
man  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  England,  also 
die  beiden  für  uns  wichtigsten  Nichtvertragsstaaten  fort, 
so  beträgt  der  Ausfuhrausfall  nach  den  Nichtvertrags- 
staaten nur  noch  6  o/o  und  schwächt  damit  den  Unterschied 
zwischen  dem  Ausfuhrrückgang  bei  Vertrags-  und  Nicht- 
vertragsstaaten schon  außerordentlich  ab.  Soweit  er  bestehen 
bleibt,  verliert  er  noch  dadurch  an  Bedeutung,  daß  sow^ohl  in 
Oesterreich  als  auch  in  Rußland,  d.  h.  den  beiden  wichtigsten 
unserer  Vertrag'sstaaten,  besondere  Verhältnisse  bestanden.  Oester- 
reich-Ungam  ist  im  Jahre  1908  weniger  von  dem  allgemeinen 
Konjunkturrückgang  berührt  worden,  als  die  westlichen  Staaten, 
die  mehr  als  Oesterreich-Ungarn  in  die  ^Weltwirtschaft  verflochten 
sind.  Rußland  andererseits  war  seiner  schlechten  Ernte  wiegen  ge- 
zwungen, erheblich  mehr  Getreide  (z.  B.  Roggen  6,6  Mill.  Mk. 
mehr  als  im  Vorjahre)  aus  Deutschland  zu  importieren. 
Außerdem  befand  sich  Rußland  nach  seinen  Kriegs-  und 
Revolutions  Jahren  im  Zustande  der  Gresundung  und  hatte 
daher  für  seine  Industrie  einen  starken  Einfuhrbedarf. 
Demgemäß  war  der  prozentuale  Rückgang  des  Gesamt- 
handels von  Oesterreich-Ungarn  und  Rußland  im  Vergleich  zu 
allen  anderen  bedeutenden  Ländern  (außer  Italien)  sehr 
gering  (s.  u.  S.  69).  Die  Einfuhr  überstieg  sogar  die  des  Jahres 
1907.  Es  ist  also  sehr  erklärlich,  daß  unsere  Ausftdir  nach  den 
drei  genannten  Ländern  vielfach  weniger  abgenommen  hat,  als 
nach  den  übrigen.  Da  also  unsere  vier  Hauptabnehmer,  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  England,  Oesterreich-Ungarn,  Ruß- 
land für  das  Jahr  1908  abnorme  Verhältnisse  aufzuweisen  hatten, 
so  ergibt  sich,  daß  das  Jahr  1908  sich  zu  einer  Beweisführung 
in    der   Art,   wie    sie   von    amtlicher   Seite    versucht   w^orden   ist, 
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nickt  eignet.  Es  soll  nicht  bestritten  werden,  daß  die  Handels- 
verträge durch,  die  Bindung,  welche  die  Zölle  erfahren  haben, 
auf  die  relativ  günstige  Gestaltung  unserer  Ausfuhr  nach  den 
Vertragsstaaten  von  einem  im  großen  und  ganzen  guten  Ein- 
fluß gewesen  sein  mögen.  Geklagt  wird  nur  dai-über,  daß  es 
bei  den  Vertragsverhandlungen  nicht  gelungen  ist,  für  unsere 
Industrien  Zollsätze  vom  Auslande  zu  erringen,  welche  unseren 
Export,  auf  den  unsere  Industrie  angewiesen  ist,  gefördert 
hätten.  Die  mittelbaren  Gründe  dafür  liegen  in  der 
noch  immer  aufsteigenden  Schutzzollbewegung 
der  europäischen  Staaten.  Für  diese  ist  Deutschland 
zu  einem  guten  Teil  vorbildlich  gewesen.  Bei  der  Eröffnung  des 
von  der  französischen  Begierung  protegierten  Handels-  und  In- 
dustrie-Kongresses zu  Paris  im  Juni  1905  betonte  der  frühere 
Handelsminister  Trouillot,  es  sei  zuzugeben,  daß  die  neuen  mittel- 
europäischen Zolltarife  und  Handelsverträge,  insbesondere  die 
Deutschlands,  dem  französischen  Handel  fühlbare  Nachteile 
brächten,  und  werde  die  französische  Handelspolitik  durch  ent- 
sprechende  Maßnahmen   Stellung   dazu   nehmen   müssen. 

Die  Frage,  ob  diese  Zollerhöhungen  unserem  Export  ge- 
schadet haben,  wird  in  der  amtlichen  Darstellung  gleichfalls  unter- 
sucht. Das  in  verneinendem  Sinne  ausfallende  Resultat  ist  jedoch 
nicht  als  zutreffend  zu  bezeichnen.  In  dem  Berichte  wird  die 
Ausfulir  des  Jahres  4908  der  des  Jahres  1907  gegenüber  gestellt. 
Schon  ein  Vergleich  von  nur  zwei  Jahren  kann  kein  sicheres 
Ergebnis  liefern.  Ueberdies  ist  die  Grundlage  der  amtlichen  Be- 
weisführung nur  die  Mengenstatistik.  Bei  Heranziehimg  der 
"Wertstatistik  wird  das  Bild  der  Ausfuhr  schon  vielfach 
erheblich  geändert.  Mehrmals  wandeln  sich  scheinbare  Steige- 
rungen in  Bückgänge.  In  solchen  Fällen  sind  damit  die 
amtlich  gezogenen  Schlüsse  nicht  haltbar.  Die  amtliche  Dar- 
stellung meint,  daß  eine  Zollerhöhung  für  die  Ausfuhr 
eines  Artikels  nicht  schädlich  gewesen  sei,  wenn  letztere  gleich 
geblieben  ist  oder  gar  eine  Vermehrung  erfahren  hat.  Auf 
diesem  Wege  ist  aber  kein  brauchbares  Resultat  zu  erzielen. 
Erstens  ist  die  Statistik  oft  nicht  detailliert  genug,  um  die  Ausfuhr 
eines  Artikels  bestimmen  zu  können,  da  vielfach  eine  große 
Anzahl  von  Artikeln  in  eine  Nummer  zusammengefaßt  ist.  Es 
können  daher  Artikel  ganz  in  der  Ausfuhr  verschwinden,  ohne  daß 
es  in  der  Statistik  bemerkbar  ist.  Zweitens  gewähren  die  Zahlen 
keinen  Einblick  in  innere  Verhältnisse,  ohne  deren  Kenntnis  die 
Geschäftslage  einer  Branche  nicht  beurteilt  werden  kann.  Ueber 
solche  Verhältnise  sind  uns  aus  dem  Kreise  der  Berliner  Expor- 
teure ^litteilungen  zugegangen,  welche  das  aus  der  Mengenstatistik 
gewonnene   Bild  oft  in   ganz   anderem  Lichte  erscheinen  lassen. 

Eine  hohe  Ausfuhrziffer  für  das  Jahr  1908  bietet 
zunächst  keine  Gewähr  dafür,  daß  das  Auslandsgeschäft  gut  ge- 
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weseii  sei.  Denn  wenn  auch  das  Jahr  1908  in  dem  Zeichen  sinkender 
Konjunktiu'  stand,  so  erstreckten  sich  immerhin  die  Wirkungen 
der  voraufgegangenen  Periode  der  Hochkonjunktur  bis  in  das  Jalir 
1908  hinein.  So  sind  z.  B.  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1908 
vielfach  noch  große  Mengen  von  Waren  geliefert  worden,  welche 
schon  im  Vorjahre  bestellt  worden  waren.  Deshalb  ist  eine  hohe 
Ausfuhr  im  Anfang  des  Jahres  1908  noch  auf  das  Konto  von  1907 
zu  setzen.  Wie  erheblich  der  Unterschied  sein  kann,  zeigt  als  Bei- 
spiel die  Ausfuhr  baumwollener  und  seidener  Handschuhe  aus  dem 
Bezirke  des  Chemnitzer  Konsulats  nach  Amerika.  Die  Aus- 
fuhr an  seidenen  Handschuhen  war  im  ersten  Quartal  1908 
so  hoch  wie  durchschnittlich  in  den  Quartalen  von  1907,  und 
sank  alsdann  im  zweiten  Quartal  auf  ein  Viertel,  im 
dritten  auf  ein  Sechzehntel  und  im  vierten  auf  ein  Sieben- 
undvierzigstel.  Auch  bei  baumwollenen  Handschuhen  erreichte 
die  Summe  des  Ausfuhrwertes  der  drei  letzten  Quartale 
des  Jahres  1908  nicht  die  Höhe  des  ersten,  die  überdies  noch  er- 
heblich über  den  durchschnittlichen  Ausfulirwert  in  den  einzelnen 
Quartalen  des  Jahres  1907  hinausgeht.  Dies  erklärt  sich 
daraus,  daß  sämtliche  Lieferungen  mit  ZuhilfenaJime  aller  Mittel 
beschleunigt  wurden,  um  die  Annullierung  der  noch  zu  liohen 
Preisen  angenommenen  Aufträge  durch  zu  späte  Lieferung  zu 
vermeiden. 

Femer  ist  zu  bedenken,  daß  gerade  in  Zeiten  der  verringerten 
Aufnahmefähigkeit  des  inländischen  Marktes  die  Industrie  die 
Ausfuhr  nach  Möglichkeit  verstärkt.  Mit  einer  Steigerung  der 
Ausfuhr  im  Jahre  1908  standen  aber  die  Gewinne  nicht  in  gleichem 
Verhältnis.  Vielfach  mußten  die  Zölle  vom  Exporteur  getragen, 
bedeutende  Konzessionen  in  den  Preisen  gemacht,  nicht  selten 
auch  hohe  Spesen  aufgewendet  werden,  um  sich  bei  der  er- 
schwerten Absatzmöglichkeit  die  Kundschaft  zu  erhalten  (z.  B. 
in  der  Großeisen-,  Papier-  und  Wäscheindustrie).  Die  Gewinne 
waren  also  nicht  selten  außerordentlich  gering.  Auch  die  Export- 
ausfälle nach  einigen  von  der  Krisis  besonders  betroffenen  Ländern 
(Verein.  Staaten  von  Amerika  und  England)  gaben  Anlaß  zu  einer 
oft  unrentablen  Ausfuhrforcierung  nach  anderen  Marktgebieten. 
Soweit  ferner  Artikel  von  der  Mode  sehr  begünstigt  waren  (z.  B. 
in  der  Seidenwaren-  und  Konfektionsbranche)  oder  sie  von 
der  ausländischen  Industrie  noch  gar  nicht  oder  nicht  in  der  ver- 
langten Qualität  hergestellt  werden,  ist  ein  Steigen  oder  Gleich- 
bleiben der  Ausfuhr  nicht  zu  verwundem;  es  bleibt  aber  die 
Fra^e  offen,  wie  sich  der  Absatz  in  solchen  Waren  ohne  erneute 
Erschwerung  durch  Zollerhöhungen  gestaltet  haben  würde.  Da 
bisweilen  der  Zoll  den  Wert  einer  Ware  übersteigt,  so  ist  in 
manchen  Warengattungen  die  Ausfuhr  von  Artikeln  geringeren 
Wertes  fast  unmöglich  geworden  und  beschränkt  sich  nui'  noch 
auf  solche  höheren  Wertes. 
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Einzelne 
ludiistrieu. 


Chemische 
Industrie. 


Alle   bisher   angedeuteten,   sehr  wichtigen   Punkte   haben   in 
der  amtlichen  Darstellung  keine  Berücksichtigung  gefunden. 

Im.    folgenden    gehen   wir    auf  einzelne   in    der   Denkschrift 
behandelte  Artikel  näher  ein. 

Für  die  chemische  Industrie  wird  eine  nachteilige 
Wirkung  der  Zollerhöhungen  auf  Zwischenprodukte  der  Teer- 
farbcnindustrie  in  der  Denkschrift  durch  den  Hinweis  geleugnet, 
dai5  die  Ausfuhrrückgänge  an  Indigo  und  anderen  Teerfarbstoffen 
mit  anderen  Abnahmen  in  Vergleich  gestellt  werden,  die  im 
Verkehr  mit  Nichtvertragsstaaten  zu  verzeichnen  gewesen 
sind.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  der  bei  weitem  be- 
deutendste der  letzteren,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
aus  schon  geäußerten  Gründen  nicht  Vergleichs  fähig  ist, 
tritt  bei  der  Darstellung  nicht  genug  in  den  Vordergrund, 
daß  Indigo  als  Fertigfabrikat  gar  keiner  Zollerhöhung 
bei  der  Einfuhr  nach  Rußland  unterlegen  hat,  also  mit 
ihm  auch  die  versuchte  Beweisführung  nicht  angetreten  werden 
kann.  Dagegen  ist  die  bemerkenswerte  Tatsache  ganz  außer 
acht  gelassen,  daß  die  Ausfuhr  von  Indigo  nach  Rußland  nur 
um  0,5  Mill.  Mk.  gesunken  ist,  während  sie  bei  anderen  Teer- 
farbstoffen, für  welche  der  Zoll  erhöht  worden  ist,  einen  Ausfall 
von  1,9  Mill.  Mk.  erfahren  hat.  Daß  im  übrigen  aus  einer 
Zunahme  der  Ausfuhr  noöh  nicht  immer  ein  Fehlen  nachteiliger 
Wil-kungen  der  Zollerhöhnngön  zu  konstatieren  ist,  zeigt  auch 
ein  anderer  Fall  aus  der  chemischen  Industrie.  Die  Zölle  auf 
^üneralsäuren  sind  für  die  Ausfuhr  nach  Oesterreich-Ungarn  er- 
höht worden,  so  daß  ein  rentabler  Absatz  nach  dort  für  aus- 
geschlossen erklärt  wird.  Trotzdem  hat  die  Ausfidir  erheblich  zu- 
genommen. Die  befremdende  Erscheinung  erklärt  sich  dadurch, 
daß  die  Zinkhütten  in  Oberschlesien  bei  der  Verhüttung  von 
Zinkerzen  schweflige  Säure  erhalten,  die  sie  wegen  der  zu  be- 
fürchtenden Flurschäden  nicht  in  die  Luft  entweichen  lassen 
dürfen.  Die  Hütten  sind  daher  gezwungen,  die  schweflige  Säure 
zu  Schwefelsäure  zu  verarbeiten  und  diese  selbst  mit  Verlust 
abzustoßen,  woraus  die  nahe  gelegenen,  also  auch  österreichische 
Verbrauchsstätten  ihren  Nutzen  ziehen.  Die  absolute  Ausfuhr- 
steigerung steht  also  nicht  mehr  mit  der  scheinbar  irrigerweise 
behaupteten    Schädigung    der   Säureausfuhr   in    Widerspruch. 

Im  allgemeinen  wird  aus  der  chemischen  Industrie  berichtet, 
daß  von  einer  Eeihe  namhafter  Firmen  tatsächlich  zum  Teil  allein, 
zum  Teil  in  Verbindung  mit  befreundeten  Firmen  in  den  Aus- 
landsstaaten, welche  durch  die  Zollgesetzgebung  die  Einfuhr  er- 
schweren, namentlich  in  Rußland,  Oesterreich-Ungarn,  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Frankreich  Zweignieder- 
lassungen errichtet  worden  sind.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß 
triftige  Gründe  vorliegen  müssen,  wenn  zu  derartigen  Unter- 
nehmungen geschritten  wird;    denn  die  Zersplitterung  der  Fabri- 
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katioi)  bring'!  Xachteile  iiiil  sich,  und  die  Leitung  der  ausländischen 
Unternehmungen  ist  sehr  kostspielig. 

-  Füi'  die  Beurteilung  unserer  Ausfuhr  an  Textilpro-^  TextiUndusirio. 
d'ukten  ist  im  besonderen  der  Einfluß  der  Mode  zu  berück- 
sichtigen, der  plötzlich  die  Ausfuhr  dieser  oder  jener  Artikel  stark 
fördert.  Selbst  wenn  die  Ausfuhr  solcher  Artikel  durch  eine 
Zollerhöhimg  erschwert  worden  ist,  wird  sich  in  den  jneisten 
Fällen   noch   ein   Steig-en    des   Exports    bemerkbar   machen. 

Der  amtliche  Bericht  spricht  von  einer  Zunahme  der  Ausfuhr 
von  Handschuhen,  Strümpfen  und  Unterkleidern  aus  Baumwolle 
nach  Oesterreich-Ungarn  trotz  erhöhter  Zollsätze.  Die  Aus- 
fuhr von  Unterkleidern  hat  allerdings  etwas  zugenommen.  Da- 
gegen ist  die  Ausfuhr  von  Handschuhen  und  Strümpfen  nur  der 
Menge  nach  gestiegen,  hat  aber  im  Werte  bei  beiden  Artikeln 
abgenommen.  Die  Ausfuhr  nach  Rußland,  dessen  Zölle  auf  Hand- 
schuhe gleich  geblieben  sind,  ist  von  2,3  auf  2,4  Mill.  Mk. 
gestiegen. 

Wenn  in  dem  Bericht  hervorgehoben  wird,  daß  der  Ausfall 
im  Export  von  Seidenwaren  nicht  allgemein  gewesen  ist,  und 
die  Ausfuhr  z.  B.  nach  Oesterreich-Ungarn  trotz  der  erhöhten 
Zölle  nicht  abgenommen  hat,  so  ist  daraus  noch  nicht  zu 
schließen,  daß  die  Zollerhöhungen  keinen  ungünstigen  Ein- 
fluß ausgeübt  haben.  Denn  ein  großer  Teil  aller  Artikel  der 
Seidenindustrie  ist  nicht  nur  Luxus-,  sondern  auch  Modeartikel, 
der  bei  einem  Aufschwung  der  Mode  in  gesteigertem  Maße 
verlangt  wird.  Die  Produktion  der  fremden  Länder  kann 
in  solchem  Falle  häufig  nicht  dem  plötzlich  eintretenden  Bedarf 
genügen,  der  dann  durch  unsere  Industrie  gedeckt  werden  muß. 
Aus  diesem  Grunde  ist  auch  der  Export  gewisser  seidener  Posa- 
mentierwaren gewachsen.  Speziell  Oesterreich,  worauf  sich  der 
Bericht  beruft,  hat  an  Leistungsfähigkeit  noch  nicht  die  Höhe 
unserer  Industrie  auf  diesem  Gebiete  erreicht.  Das  Zentrum  zur 
Schaffung  preiswerter  Neuheiten  liegt  vornehmlich  in  Deutsch- 
land. Der  Rückgang  der  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten 
ist  hauptsächlich  auf  die  dortigen  schlechten  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  zurückzuführen. 

Die  Wäscheindustrie  hat  besonders  nach  den  Ländern, 
deren  Eingangszölle  erhöht  worden  sind  (Schweiz,  Oesterreich- 
Ungarn),  Ausfälle  im  Export  gehabt.  Es  fiel  die  Ausfuhr  von 
Hemden  usw.  aus  Baumwolle  nach  der  Schweiz  von  839  000  Mk. 
auf  609  000  Mk.  Soweit  sich  jedoch  die  Exporteure  ihren  Absatz 
nach  Ländern,  in  welchen  der  Einfuhrzoll  erhöht  wurde,  er- 
halten haben,  mußten  sie  in  den  meisten  Fällen  mit  einem 
geringeren    Nutzen    vorliebnehmen. 

In  der  Konfektionsindustrie  hat  sich  gleichfalls  ein 
Rückgang  geltend  gemacht,  an  dem  auch  die  Vertragsstaaten,  in 
denen  die  Zölle  erhöht  worden  sind,  besonders  Oesterreich-Ungarn 
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und  die  Schweiz,  teilnehmen.  Man  hätte  hoffen  dürfen,  daß 
der  Exportrückgang  z.  B.  nach  der  Schweiz,  auch  nach  Oesterreich- 
Ungam,  bei  einem  Gleichbleiben  der  Zölle  nicht  derart  in  Er- 
scheinung getreten  wäre.  Zu  dieser  Hoffnung  ist  man  um  so  mehr 
berechtigt  gewesen,  als  der  Wert  der  Ausfuhr  in  Herren-  und 
Damenkleidern  aus  Wolle  nach  Belgien,  dessen  Einfuhrzölle 
nicJit  erhöht  worden  sind,  gestiegen  ist,  an  Frauen-  und  Mädchcn- 
kleidem  von  538  000  auf  686  000  Mk.  und  an  Herrenkleidern  von 
53  000  auf  85  000  Mk.  Die  Konfektionsbranche  ist  vor  allen  anderen 
von  der  Mode  abhängig.  Es  lassen  sich  daher  die  Wirkungen  von 
Zolländerungen  nur  schwer  feststellen.  So  ist  die  Ausfuhr  von 
ganz-  und  halbseidenen  Frauenkleidern  nach  der  Schweiz,  in  der 
sie  im  Jahre  1908  von  der  Mode  außerordentlich  be- 
günstigt worden  sind,  um  21  o/o  gestiegen.  Bei  dem 
Ausfuhrrückgang  nach  Großbritannien,  der  zum  Vergleich 
herangezogen  wird,  sprechen  besondere  Gründe  mit.  Einmal 
schreitet  in  England  die  Produktion  von  Stoffen  und 
Halbfabrikaten  von  Jahr  zu  Jahr  fort.  Ferner  herrscht 
in  England  seit  4 — 5  Jahren  eine  Vorliebe  für  Damen- 
mäntel,  welche  aus  Tweed-Stoffen  (englischem  Fabrikat)  hergestellt 
werden.  Die  deutschen  Damenmäntelfabrikanten  bemühten  sich 
daher,  englische  Stoffe  nach  Deutschland  einzuführen,  um  sie, 
als  Mäntel  verarbeitet,  wieder  nach  England  zu  exportieren.  Die 
Annahme  eines  bezüglichen  Antrages  auf  Veredelungsverkohr 
wurde  jedoch  abgelehnt. 
Eisen-  und  Die  höheren  österreichischen  Zollsätze  für  eine  große  Anzahl 

von  Artikeln  der  Kleineisenindustrie  haben  zwar  für  das 
Jahr  1908  ein  Nachlassen  der  Ausfuhr  nicht  bewirkt.  Dieses 
günstige  Ergebnis  dürfte  jedoch  zum  Teil  darauf  zurückzuführen 
sein,  daß  sich  in  Oesterreich  durch  die  Mobilisierung  für  den 
Fall  eines  Krieges  mit  Serbien  ein  vermehrtes  Bedürfnis  geltend 
gemacht  hatte.  Vielfach  wird  über  die  Unklarheit  und  Unsicher- 
heit in  der  Anwendung  des  Tarifs  geklagt.  Es  ist  vorgekommen, 
daß  österreichische  Zollämter  ein  und  denselben  Artikel  zu  50, 
100    und   150   Klronen   tarifiert  haben. 

Für  die  Beurteilung  der  Ausfuhr  von  Halb-  und  Fertigfabri- 
katen der  Großeisenindustrie  ist  zu  beachten,  daß  das 
österreichisch-ungarische  Eisenkartell  bis  gegen  Ende  des  Jahres 

1908  die  Preise  für  Eisen,  Blech  etc.  derartig  hoch  hielt,  daß 
selbst  bei  den  hohen  Einfuhrzöllen  unser  Export  infolge  der  stark 
gefallenen  Eisenpreise  von  Deutschland  möglich  war.  Nach  Er- 
mäßigung der  Preise  durch  die  österreichischen  Werke  ließ  der 
Export   sehr   nach,    und   in   den   ersten   Dreivierteln   des   Jahre© 

1909  ist  die  Ausfuhr  in  einigen  mchtigen  Zweigen  der  Groß- 
eisenindustrie sogar  bedeutend  gesunken. 

Die  Ausfuhr  von  Britanniametallfabrikaten  nach 
Rußland  hat  unter  dem  erhöhten  Zoll  gleichfalls  sehr  gelitten ; 
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den  deutschen  Fabrikanten  ist  es  auch  vielfach  nicht  mehr  möglich, 
mit  der  russischen  Inlandsfabrikation  zu  konkurrieren. 

Besonders  schlecht  ist  es  um  den  Export  von  Lampe  n 
bestellt,  da  der  Zoll  oft  den  Wert  der  Gegenstände  erreicht. 
Der  Umfajig  der  Lampenausfuhr  ist  zwar  aus  der  Statistik 
nicht  zu  ersehen.  Es  wird  aber  behauptet,  daß  di-e  Aus- 
fuhr nach  Oesterreich-Ungarn  außerordentlich  gering  ist  und 
nur  darum  nicht  ganz  aufhört,  weil  sich  die  dortigen 
Eabrikanten  mit  deutschen  Ideen  auf  dem  Laufenden  halten 
und  mit  deutschen  Mustern  für  die  heimische  Industrie 
rechtzeitig  versorgt  sein  wollen.  Ehenso  liegen  die  Verhältnisse 
bei  der  Ausfuhr  nach  Eußland.  Der  Zoll  auf  feine  Eisen-  und 
Zinkwaren  ist  fast  verdoppelt  bezw.  um  33  o/o  erhöht  worden. 
Für  billige  Lampen  macht  der  Zoll  ca.  110  o/o  des  Wertes  aus. 
Der  frülier  rege  Eixport  in  Beleuchtungsgegenständen  aus  Eisen 
und  Zink  hat  daher  außerordentlich  nachgelassen.  Nur  da,  wo 
die  Bearbeitung  einen  größeren  Teil  des  Preises  darstellt  als 
das  ^laterial,  kann  nach  Rußland  weiterhin  exportiert  werden. 
Aehnlich  verhält  es  sich  mit  anderen  Gußeisenartikeln.  Daraus 
geht  hervor,  wie  schwer  es  ist,  aus  der  Statistik,  welche  große 
Eeihen  von  Artikeln  zu  einer  Gruppe  zusammenfaßt,  für  die 
vorliegende  Frage  brauchbare  Schlüsse  zu  ziehen. 

Füi-  die  Maschinenausfuhr  hat  das  Jahr  1908  allerdings  Miisdiinen. 
keinen  Rückschlag  gebracht.  Im  Jahre  1908  war  im  Inland 
die  Aufnahmefähigkeit  für  Maschinen  sehr  gering.  Um  aber 
die  notwendige  Beschäftigung  für  die  Werkstätten  und  den 
Arbeiterstamm  zu  erhalten,  um  vorhandene  Modelle  auszunutzen, 
um  für  die  Generalspesen  ein  bestimmtes  Verhältnis  innehalten 
zu  können,  war  es  notwendig,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  un- 
bedingt für  Absatz  zu  sorgen.  Dies  geschah  durch  Foroierung 
der  Ausfuhr,  in  erster  Linie  mit  Hilfe  von  niedrigen  Preisen. 
Diese  Erklärung  wird  durch  die  ungünstigen  finanziellen  Er- 
gebnisse, die  sich  in  den  zur  Veröffentlichung  gelangten  Ab- 
schlüssen speziell  der  Werkzeugmaschinenfabriken  pro  1908/09 
zeigen,  nachdrücklich  unterstützt.  Ferner  ist  in  Betracht  zu  ziehen, 
daß  ein  großer  Teil  der  Aufträge  aus  dem  Jahre  1907  erst 
im  Jahre  1908  zur  Lieferung  gekommen  ist,  infolge  der  bei  guten 
Zeiten  stets  sehr  langen  Lieferfristen.  Dafür  spricht  die  er- 
iiebliche  Abnahme  der  Maschinenausfuhr  in  den  ersten  drei 
Quartalen  1909.  Daß  die  Maschinenausfuhr  nicht  noch  mehr 
zurückgegangen  ist,  ist  vielfach  den  deutschen  Großbanken  zu 
danken,  welche  oft  bei  Finanzierungen  im  Auslande  dafür  sorgen, 
daß  ein  Teil  des  Geldes  der  deutschen  Industrie  wüeder  zu- 
gute  kommt. 

Unsere  Ausfuhr  an  normalen  Dampfmaschinen  nach 
Rußland,  welche  früher  bedeutend  war,  hat  dagegen  fast 
vollständig     aufgehört.      Das     kommt    im    Gesamtergebnis     der 
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Statistik  allerdings  nicht  zum  Ausdruck,  weil  die  Dampf- 
maschinen durch  Dampfturbinen  ersetzt  worden  sind.  Letztere 
haben  einen  höheren  Einheitswert,  so  daß  sie  von  dem  Zoll 
weniger  schwer  getroffen  werden.  Sobald  aber  die  ausländische 
Industrie  der  deutschen  gleichgekommen  ist,  wird  die  Aus- 
fuhr aus  Deutschland  wegen  der  hohen  Zollbelastung  unmöglich. 
Es  wird  damit  begonnen,  die  schwereren  und  einfacheren  Maschinen- 
teile im  Bestellungslande  anfertigen  zu  lassen.  Der  deutschen 
Industrie  gehen  dadurch  die  Arbeit  und  die  Lieferung  des  Roh- 
materials für  diese  Teile  verloren.  Wenn  die  Errichtung  einer 
Filiale  im  Auslande  nicht  angängig  ist,  wird  dazu  übergegangen, 
mit  ausländischen  Firmen  in  der  Weise  zusammen  zu  arbeiten, 
daß  ihr  die  technischen  Entwürfe  und  die  schwer  herzustellenden 
Teile  geliefert  werden.  Auf  diese  Weise  wird  fast  die  ganze 
AVerkstätten arbeit  an  das  Ausland  abgegeben.  Im  Inlande  bleibt 
nur  die  geistige  und  einige  besonders  feine  Werkstättenarbeit. 
Schließlich  aber  hat  sich  vielfach  sogar  die  Notwendigkeit  er- 
geben, von  Lieferungen  nach  dem  Auslande  vollkommen  abzusehen, 
und  die  ganze  Fabrikation  an  die  ausländischen  Firmen  gegen 
Lizenzvergütung  zu  übertragen.  Die  Folgen  davon  machen  sich 
schließlich  nicht  nur  in  dem  betreffenden  fremden  Staat,  sondern 
auch  in  dritten  Ländern  fühlbar.  So  gehören  z.  B.  die  russischen 
AVaggonf abriken  zu  den  schärfsten  Konkurrenten  in  Italien  und  den 
Balkanländern,  wo  sie,  dank  ihres  hohen  Verdienstes  in  ihrer 
zollgeschützten  Heimat,  mit  sehr  niedrigen  Preisen  das  Geschäft 
an  sich  reißen.  Die  Klagen  kommen  von  Werken,  welche 
Maschinen  aller  Art  anfertigen,  wie  auch  von  solchen,  welche 
Spezialgebiete  bearbeiten. 
Eiektrotecimik.  Die  in  der  amtlichen  Darstellung  erwäJinte  steigende  Tendenz 

in  der  Ausfuhr  elektrotechnischer  Artikel  nach  Oester- 
reich -Ungarn,  die  das  Jahr  1908  trotz  der  Zollerhöhungen  gebracht 
haben  soll,  erweist  sich  bei  Vergleichung  der  Wertzahlen  durch- 
aus nicht  als  allgemein.  Es  sank  die  Ausfuhr  an  Dynamomaschinen. 
Elektromotoren,  Umformern,  Transformatoren  usw.  von  3  350  OOO 
auf  2  947  000  Mk.,  an  fertig  gearbeiteten  Ankern,  Kollektoren  usw. 
von  987  000  auf  856  000  Mk.,  an  Kabeln  zur  Leitung  elektrischer 
Ströme  von  178  000  auf  86  000  Mk.,  an  Gehäusen  für  Bogen- 
lampen mit  Glasglocken  von  85  000  auf  57  000  Mk.,  an  elektrischen 
Telegraphenwerken,  Fernsprechern,  elektrischen  Sicherheits-  und 
Signal-Apparaten  usw.  von  780  000  auf  632  000  Mk.  In  anderen 
Artikeln,  z.  B.  elektrischen  Glühlampen,  Meß-,  Zähl-,  itegistrier- 
vorrichtungen,  hat  die  Ausfuhr  allerdings  zugenommen.  Eine 
gewisse  Steigerung  der  Ausfuhr  an  Erzeugnissen  der  elektro- 
technischen Industrie  war  aber  auch  trotz  bedeutender  Hemmnisse 
zu  erwarten.  Der  Bedarf  an  elektrischen  Erzeugnissen  für  die 
Erweiterung  bestehender  Anlagen  ist  gestiegen,  und  die  immer 
weiter  um  sich  greifende  Anwendung  der  Elektrizität  als  Licht- 
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und  Kraftquelle  hat  die  Absatznwiglichkeit  vergrößert.  Da^u 
kommt,  daß  in  denjenigen  Ländern,  nach  denen  die  deutsche  elek- 
trotechnische Industrie  hauptsächlich  exportiert,  die  heimische 
Industrie  nicht  so  entwickelt  ist  wie  in  Deutschland. 

Auch  an  unserer  Lederindustrie  scheinen,  die  Zoll-  Lederindustrie, 
erhöhungen  nicht  ohne  nachteilige  Wirkung  vorübergegangen  zu 
sein.  Die  Behauptung  der  amtlichen  Darstellung,  unser  Export  nach 
Oesterreich-Ungarn  sei  in  seiner  Gesamtheit  nicht  geschädigt 
worden,  muß  dahin  berichtigt  werden,  daß  die  Ausfuhr  anLeder- 
waren zwar  von  3  629  0(X)  auf  3  926  000  Mk.  gestiegen  ist,  jedoch 
an  Leder  von  26796000  auf  25738000  Mk,  also  um  mehr  als 
1  Mill.  Mk.,  gefallen  ist.  Die  bedeutenden  Ausfälle  beim  Export 
von  Leder  z.  B.  bei  Geschirr-,  Möbel-,  Portefeuille-  usw.  Leder, 
dessen  Ausfuhr  von  2  607  000  auf  1  574  000  Mk.  sank,  werden  in 
dem  amtlichen  Bericht  dadurch  für  bedeutungslos  erklärt,  daß 
dafür  z.  B.  die  Ausfuhr  von  Ziegen-,  Zickel-,  Schaf-  und  Lamm- 
leder gestiegen  sei.  Allerdings  hob  sich  die  Ausfuhr  an  Schaf- 
und  Lammleder  von  1  763  000  auf  1  940  000  Mk.,  und  an  Ziegen-  jund 
Zickelleder  sogar  von  1998  000  auf  2  494  000  Mk.  Nun  sind  aber 
die  Zölle  für  die  Einfuhr  von  Ziegen-  und  Schafleder  nach  Oester- 
Teich-Ungam  gerade  herabgesetzt  worden,  und  wahrscheinlich 
liegt  wenigstens  teilweise  darin  der  Grund  für  das  "Wachsen  des 
Absatzes.  Bezüglich  der  Waren  aus  Leder  ist  jedoch  die  Statistik 
sehr  schwer  zu  beurteilen,  da  in  den  einzelnen  Positionen,  z.  B. 
Nr.  560:  Sattler-,  Täschnerwaren  usw.,  außerordentlich  ver- 
schiedenartige Artikel  zusammengefaßt  sind.  Nach  Eußland 
2.  B.  soll  die  Ausfuhr  von  Lederwaren  durch  die  Zollerhöhungen 
sehr  erschwert  worden  sein,  so  daß  dorthin  fast  nur  noch  besonders 
hochwertige    Artikel   exportiert   werden    können. 

Die  aus  der  amtlichen  Darstelllung  hervorgehende  Annahme,  Papierindustrie. 
daß  die  Papier-  und  Papier warenindustrie  in  ihrem 
Export  durch  die  Zollerhöhungen  speziell  Oesterreich-Ungams  und 
der  Schweiz  nicht  geschädigt  worden  sei,  ist  irri^.  Aller- 
dings ist  die  Ausfuhr  nach  den  genannten  Lä,ndern  im  Jahre  1908 
nicht  hinter  dem  Vorjahre  zurückgeblieben,  jedoch  ist  es  unserer 
Industrie  nur  unter  den  größten  Anstrengungen,  häufig 
ohne  Gewinn,  eventuell  sogar  mit  Verlust,  möglich  gewesen, 
sich  den  Absatz  für  bessere  Zeiten  zu  erhalten.  Schon  seit  mehr  als 
zwei  Jahren  wird  übereinstimmend  bekundet,  daß  die  Ausfuhr  ins- 
besondere nach  den  Handelsvertragslä,ndern  infolge  der  aus- 
ländischen Zollerhöhungen  wesentlich  zurückgegangen  oder  doch 
so  erschwert  ist,  daß  ein  Gewinn  in  der  früheren  Höhe  nicht 
mehr  erzielt  werden  kann.  Namentlich  wird  immer  wieder  betont, 
daß  einzelne  Artikel,  insbesondere  solche  von  geringem  oder 
mittlerem  Werte,  die  vor  dem  1.  März  1906  noch  in  großen  Mengen 
ausgeführt  wurden,  ihre  Exportfähigkeit  infolge  der  neuen 
Handelsverträge  vollständig  verloren   haben.     Zu  den   Ausfuhr- 
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Steigerungen  des  Jahres  1908  in  einer  Anzahl  von  Elrzeugnisseii 
der  Papier  Verarbeitung,  speziell  für  Buntpapier  und  Ansichts- 
karten nach  Oesterreich  und  der  Schweiz,  ist  folgendes  zu  be- 
merken. Viele  Abnehmer  deutscher  Elrzeugnisse  in  den  Handels- 
vertragsländern deckten  vor  dem  Inkrafttreten  der  neuen  Vei^träge 
ihren  Bedarf  auf  längere  Zeit  hüiaus,  um  sich  den  Genuß  der 
früheren,  erheblich  niedrigeren  Zollsätze  zu  sichern.  Dabei  war 
namentlich  in  den  ersten  beiden  ^lonaten  des  Jahres  1906  der- 
Export  nach  Oesterreich-Ungam  besonders  stark.  Erklärlicher- 
weise brachte  dann  aber  die  Zeit  nach  dem  1.  März  1906  ein- 
schließlich des  Jahres  1907  schon  infolge  des  Bedarfsmangel^ 
eine  ganz  bedeutende  Abnahme  der  Ausfuhr.  Im  Jahre  1908' 
trat  der  normale  Bedarf  wieder  ein  und  machte  größere 
Bezüge  notwendig.  Sodann  kommt  in  Betracht,  daß  deutsche: 
Industrielle  im  Jahre  1908  die  größten  Anstrengungen  gemacht 
haben,  um  den  Ausfall,  den  sie  auf  dem  aonerikanischen  und 
englischen  Markt  erlitten,  auf  dem  europäischen  einigermaßen 
wieder  einzubringen.  Trotz  erhöhter  Anstrengungen  ist  der 
Absatz  einer  großen  Zahl  von  Artikeln  nach  Oesterreich  fast, 
unmöglich  geworden,  z.  B.  Ansichtskarten,  lithographische  Druck- 
sachen, Klischees,  Kunstblätter,  Farbendruckblätter,  bedruckte- 
Tüten,  Beutel,  Faltschachteln,  Luxuspapeterien,  Plakate  auf" 
Karton  und  Blech,  Briefordner.  Auch  in  der  Papierindustrie  findet, 
eine  Abwanderung  in  das  Ausland,  speziell  nach  Oesterreich.. 
durch  Errichtung  von  Filialen  oder  Abgabe  von  Teilarbeiten  an- 
fremde Fabriken  statt. 

lieber  die  Ausfuhr  von  Porzellanwaren,  für  welcher 
der  Zoll  nach  Oesterreich-Ungam  erhöht  worden  ist,  berichtet 
die  amtliche  Darstellung  von  Steigerungen  in  der  Ausfuhr.  Der 
Menge  nach  ist  der  Export  allerdings  etwas  gestiegen,  die  Wert- 
statistik zeigt  jedoch  auch  hier  einen  Rückgang,  und  zwar  bei 
den  Artikeln :  I&olatoren  aller  Art  aus  Ton  oder  Porzellan ;  andere 
Waren  aus  Porzellan  und  porzellanartige  Waren,  weiß ;  Porzellan. 
und  porzellanartige  Waren  farbig,  weiß  und  farbig  in  Ver- 
bindung mit  anderen  Stoffen,  Tafelgeschirr;  Ziergefäße  und 
Figuren  usw. 

Ueber  Grewinnverluste  infolge  von  Preis-  und  anderen  Kon- 
zessionen oder  von  besonderen  Ausgaben,  z.  B.  für  Reklame,, 
um  den  durch  Zollerhöhungen  erschwerten  Absatz  aufrecht  er- 
halten zu  können,  liegen  Klagen  weiterhin  vor  aus  der  Fabrikation 
von  Musikinstrumenten  und  von  feinmechanischen 
Artikeln.  Dagegen  scheint  der  Absatz  von  photographi- 
schen und  optischen  Artikeln  durch  die  Zolländerungen 
nicht  berührt  worden  zu  sein. 

Aus  unserer  allgemeinen  Betrachtung  sowie  aus  der  besonderen 
Besprechung  der  einzelnen  Industrien  geht  hervor,  dsiß  die  amt- 
liche Darstellung  von  einer  Reihe  falscher  Voraussetzungen  aus- 
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geht  und  in  ihrer  Beweisführung  lückenhaft  ist.  Wir  haben 
^zeigt,  daß  die  Verhältnisse,  welche  bei  der  Beurteilung  der 
Entwicklung  unseres  Exports  in  Frage  kommen,  viel  komplizierter 
sind,  als  die  amtliche  Darstellung  anzunehmen  scheint,  so  daß 
von  einer  Beweisführung  für  die  günstigen  Wirkungen  der  neuen 
Handelsverträge  nicht  gesprochen  werden  kann. 

2.     Statistik    des    Außenhandels. 

Am  1.  Mai  ist  eine  Aenderung  in  der  Ermittelung  der  Waren-  Erweiterung  der 
wert^«  für  die  Handelsstatistik  eingetreten.  —  Bis  zum  Jahre  *  wert- 
1895  erfolgte  die  Ermittelung  ausschließlich  auf  Grund  von 
Schätzungen.  Im  Jahre  1896  wurde  für  einige  wenige  Artikel 
(Ausfuhr  von  Spielzeug  aller  Art,  Instrumente  und  Apparate  aus 
Olas)  die  Wertdeklaration  eingeführt.  Durch  das  Gesetz  vom 
7.  Febr.  1906  wurde  der  Bundesrat  ermächtigt,  für  bestimmte 
Waren  neben  der  Angabe  der  Menge  auch  die  Angabe  des 
Wertes  vorzuschreiben.  Die  Anlage  C  des  Statistischen 
Warenverzeichnisses  für  die  Zeit  vom  1.  März  1906  ent- 
liielt  bereits  eine  erheblich  vermehrte  Zahl  solcher  Waren. 
Ein  Bundesratsbeschluß  vom  5.  April  1909  hat  die  Anlage  C 
durch  erweiterte  Bestimmungen  in  folgender  Weise  ersetzt.  Bei 
der  Einfuhr  wurde  die  Deklarationspflicht  für  Fahrzeuge  (Ab- 
schnitt 18  C)  durchgehends  eingeführt.  Für  die  Ausfuhr  wurde 
die  Zahl  der  deklarationsp flichtigen  Positionen  erweitert  in  den 
Abschnitten  4  (chemische  und  pharmazeutische  Erzeugnisse, 
Parben  und  Farbwaren),  9  (Besen,  Bürsten,  Pinsel  und  Sieb- 
waren), 10  (Waren  aus  tierischen  oder  pflanzlichen  Schnitz-  oder 
Formerstoffen),  17  (unedle  Metalle  und  Waren  daraus),  18  (Ma- 
:schinen,  elektrotechnische  El-zeugnisse,  Fahrzeuge),  19  (Feuer- 
waffen, Uhren,  Tonwerkzeuge,  Kinderspielzeug).  Vollständig 
durchgeführt  wurde  der  Wertanmeldungszwang  für  die  Ab- 
schnitte 1  (Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirtschaft  und  andere 
tierische  und  pflanzliche  Naturerzeugnisse;  Nahrungs-  und  Ge- 
nußmittel), 3  (zubereitetes  Wachs,  feste  Fettsäuren,  Paraffin 
und  ähnliche  Kerzenstoffe,  Lichte,  Wachswaren,  Seifen  und 
andere  unter  Verwendung  von  Fetten,  Oelen  oder  Wachs  her- 
.gestellte  Waren),  5  (tierische  und  pflanzliche  Spinlistoffe  und 
Waren  daraus;  Menschenhaare;  zugerichtete  Schmuckfedern, 
Fächer  und  Hüte),  6  (Leder  und  Lederwaren,  Kürschnerwaren,, 
Waren  aus  Därmen),  12  (Bücher,  Bilder,  Gemälde),  13  (Waren 
:aus  Steinen  oder  anderen  mineralischen  Stoffen  —  mit  Ausnahme 
der  Tonwaren  —  sowie  aus  fossilen  Stoffen),  14  (Tonwaren), 
15  (Glas  und  Glaswaren),  16  (edle  Metalle  und  Waren  daraus). 
Neu  herangezogen  wurden  die  Abschnitte  2  (mineralische  und 
fossile  Rohstoffe,  Mineralöle),  7  (Kautschukwaren),  11  (Papier, 
Pappe   und  Waren   daraus). 

Füi-  diejenigen  Artikel,  welche  der  Deklarationspflicht  noch 
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monatlichen 
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Charakter  des 
Außenhandels. 


nicht  unterliegen,  sind  nadi  §§  57 — 58  der  Dienstvorschriften  zum 
Gresetze  beti-.  die  Statistik  des  Warenverkehrs  mit  dem  Aus- 
lande vom  7.  Febr.  1906  die  Werte  der  Waiien  des  auswärtigen 
Handels  alljährlich  durch  das  Kaiserlich  Statistische  Amt  fest- 
zustellen, indem  Einheitspreise  für  die  einzelnen  Warengattungen 
ermittelt  werden.  Zum  Zweck  dieser  Preisermittelung  steht  das 
Statistische  Amt  mit  Handelskammern,  kaufmännischen  und  in- 
dustriellen Vereinen  in  Verbindung.  Das  Amt  ist  femer  ver- 
pflichtet, jährlich  Sachverständige  einzuberufen,  die  als  handels- 
statistischer Beirat  zusammentreten.  Ferner  kann  sich  das 
Amt  von  den  Anmeldeämtern  (Hauptzoll-  und  Haupt- 
steuerämtern und  deren  Unterstellen)  für  einzelne  Waren- 
nummern die  Anmeldescheine  einsenden  lassen.  Die  Ab- 
dieses  umständlichen,  mit  großen,  nicht  zu  um- 
Fehlern verbundenen  Verfahrens  entspricht  lang 
Wünschen.  Wie  dringend  notwendig  die  Aende- 
ergibt  sich,  daraus,  daß  z.  B.  die  endgültigen 
ersten  drei  Viertel  des  Jahres  1908  in 
495    Mill.    Mk.    (=   8,1  o/o),    in   der   Ausfuhr 


Schaffung 
gehenden 
gehegten 
rung    ist, 
Werte     für     die 
der    Einfuhr 


um 


um  269  Mill.  Mk.  (=  5,i4  o/o)  niedriger  sind,  als  sie  beim  Er- 
scheinen in  der  Statistik  im  Oktober  des  vergangenen  Jahres 
angegeben  worden  waren.  Die  obligatorische  Wertdeklaration  er- 
möglicht auch  bessere  Vergleiche  mit  der  Statistik  der  meisten 
anderen  Handelsstaaten,  deren  Wertbenechnung  bereits  auf  Pflicht- 
anmeldung beruht.  Um  aber  mit  der  Verbesserung  nicht  zu- 
gleich Nachteile  entstehen  zu  lassen,  ist  nötig,  das  Anmelde- 
verfahren   auch    auf    die   Einfuhr   auszudehnen. 

Im  Anschluß  an  die  Ausdehnung  der  obligatorischem  Wert- 
deklaration werden  in  den  vom  Kaiserlich  Statistischen  Amt  her- 
ausgegebenen moinatlichen  Nachweisen  über  den  Handel  Deutsch- 
lands vom  1.  'Mai  1909  ab  bei  den  Waren  mit  Weltanmelde- 
pflicht allmonatlicli  neben  den  Mengen  die  Werte  angegeben. 

Der  Außenhandel  Deutschlands  stand  im  Berichtsjahre  sicht- 
lich unter  dem  Einfluß  der  steigenden  Konjunktur. 


Tab.  5. 

Deutschlands  Außenhandel  mit  den  in  Gewicht  registrierten 
einschließlich  der  Edelmetalle  1907—1909  (in  1000  dz) 

Waren 

1 

Jan. 

Febr.  [  März 

April 

Mai 

Juni       Juli 

Aug-.  1  Sept.  j  Okt.  •  j   Nov.      Dez. 

Jau  /Xov  1 

eas  066 

55")  775 
573  648 
409  326 
418  306 
438  097 

tu^r'   1  1908 
^"^^^    l  1909 

41544 
36445 
36  515 

32  588 
31684 

33  563 

36  589 
45  625 

37  313 
34196 
37166 
34  693 

50  485 
48136 
45  794 
36  022 
38461 
37f.09 

51569 
48  807 
50080 
39  738 
33  808 
37  862 

65  356 
52  505 
54952 
34170 
40265 
38  093 

62  314 
52  374 
56452 
38384 
36  754 
36  473 

64  359 
52  970 
60  610 
38396 
36  754 
4i002 

62  513 'Gl  237 
53  487    55  885 
60100    54  874 
39  575    40319 
36  636    42  673 
43  509    4l?54 

59  646    57  460 
57  091    52  302 
58896!  58113 
37355  139  418 
41244    38  479 
46  C09    43486 

.^7  036 
49  542 

39  408 
391Vil 

Gewicbtszahien.  Wie  aus  der  Tabelle  5  ersichtlich  ist,  lag  der  Menge  nach 

die  Einfuhr  in  der  Mehrzahl  der  Monate  dieses  Jahres  über 
dem  Niveau  des  Vorjahres,  während  im  letzteren  die  Einfuhr- 
menge in  allen  Monaten  fast  ausnahmslos  gegen  das  Jahr  1907 
zurückgeblieben  war.     Wenn  sich  die  Ausfuhr  während  des  Ver- 
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laufs  der  ersten  neun  Monate  auch  nicht  so  stetig  steigerte,  so 
ist  doch  auch  bei  ihi^  ein  mäßiges  Wachsen  nicht  zu  übersehen. 
Dementsprechend  ergeben  die  Gesamtzahlen  der  Menge  für  die 
ersten  Dreiviertel  jähre  des  Berichtsjahres  sowohl  in  der  Ein- 
fuhr als  auch  in  der  Ausfuhr  eine  erfreuliche  Steigerung.  Die 
Einfuhr  nahm  um  10,1  Mill.  dz  oder  2,2  o/o  zu,  während  für  die 
gleiche  Zeit  des  Vorjahres  eine  Abnahme  von  42  Mill.  dz  oder 
8,6  o/ü  konstatiert  werden  mußte.  Die  Ausfuhr  hob  sich  um 
10  Mill.  dz  oder  2,7  o/o  gegen  nur  5  Mill.  dz  oder  1,6  o/o  im  Jahre 
1908.  Für  den  Gesamthandel  ergibt  sich  eine  Zunahme  von 
20  Mill.  dz  entgegen  einer  Abnahme  in  der  gleichen  Zeit  des 
Vorjahres  um  37  Mill.  dz,  in  prozentualer  Vergieichung  +  2,5  Oo 
gegen  —  4,7  o/o. 

Um  die  Gestaltung  des  Außenhandels  dem  Werte  nach  an- 
schaulicher vor  Augen  zu  führen,  bringen  wir  in  diesem  Jahre 
die  Wertstatistik  in  Tab.  6  nicht  nur  für  das  ganze  Jahr  bezw. 
füi^  neun  Monate,   sondern   auch   für   die  einzelnen  Vierteljahre. 

Tab.  6.  Deutschlands  Außenhandel  in  den  einzelnen  Vierteljahren 

der  Jahre  1907—1909   (in  Tausend  Mark). 


Wertzahlen. 


III 


IV 


I— III 


I-IV 


Einfuhr 


Ausfuhr 


Zusammen 


Verhältnis 
fuhr  zur 


Einfuhr 


Ausfuhr 


Zusammen 


Einfuhr 


Ausfuhr 


Zusammen 


Außenhandel  ohne  Edelmetalle 

■  1 

1907 
1908 
1909 

2  088  711 
1  894  168 
1  880  886 

2  255  754 
1922  346 
2  133  248 

2 179  100 

1  803  693 

2  026  047 

2  223  113 
2  043  814 

6  523  565! 

5  620  207 

6  040171 

1907 
1908 
1909 

1  621  752 
1  559  823 
1  548  958 

1684  982 
1  537  223 
1  559  030 

1  766  568 
1  634  949 
1  687  500 

1  737  652 
1  666  532 

5  073  302 
4  731995 
4  795  488 

. 

1907 
1908 
1909 

3  710  463 
3  453  991 
3  429  834 

3  940  736 
3  459  569 
3  692  278 

3  945  668 
3  660  996 
3  713  547 

3  960  765 
3  710  346 

11596  867 
10  352  202 
10  835  659 

der  Ein- 
Ausf  uhr ! 

1907 
1908 
1909 

'  - 

IGO :  77,8 
100:84,2 
100  :  79,4 

Außenhandel  in  Edelmetallen 


1907 

32  216 

46  902 

06  094 

111433 

145  212 

1908 

39  509 

100  864 

163  208 

109  491 

303  581 

1909 

51677 

59  643 

108  238 

• 

219  558 

1907 

16  798 

21741 

25  015 

186  139 

63  554 

1908 

16  514 

13  502 

24  999 

82  926 

55  015 

1909 

83  108 

29  951 

108  965 

. 

222  024 

1907 

49  014 

68  643 

91  109 

297  572 

208  766 

19081 

56  023 

114  366 

188  207 

137  402 

358  596 

1909 

134  785 

89  594 

217  203 

. 

441  582 

Außenhandel  mit  Einschluß  der  Edelmetalle 

1907  1 

2  120  927 

2  302  656 

2  245  194 

2  334  546 

6  668  777 

1908 

1  933  677 

2  023  210 

1  966  901 

2  153  305 

5  923  788 

1909 

1  932  553 

2  192  891 

2  134  285 

6  259  729 

1907 

1  638  550 

1  706  723 

1  791  583 

1  963  791 

5  136  856 

1908 

1  576  337 

1  550  725 

1  659  948 

1  694  443 

4  787  010 

1909 

1  632  066 

1  588  981 

1796  465 

• 

5  017  512 

1907 

3  759  477 

4  009  379 

4  036  777 

4  298  337 

1 1  805  633 

1908 

3  510  034 

3  573  935 

3  626  849 

3  847  748 

10  710  798 

|1909 

3  564  619 

3  781872 

3  930  750 

. 

11277  241 

8  746  678 
7  6o4  021 

6  850  954 
6  398  527 

15  597  632 
14  062  548 

100 :  78,3 
100 :  83.5 


256  645 
413  072 

249  693 
27  911 

506  338 
495  998 


9  C03  323 
8  077  093 

7  100  647 
6  481453 

16  103  970 
14  558  546 
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Rohstoffbezug 
und    Fabrikat- 
ausfuhr. 


Eütwertuüg- 
d.T  Ausfuhr. 


Der  Gesamtwert  unseres  Außenhandels  nahm  in  den 
ersten  neun  Monat-en  des  Berichtsjahres  um  483,5  Mill.  Mk.  oder 
um  4,6  ^/o  zu,  gegen  eine  Minderung  in  der  Parallelzeit  des  Vor- 
jahres um  1245  Mill.  Mk.  oder  10,7  o/o.  Der  weitaus  größte 
Teil  der  Zunahme  entfällt  auf  die  Einfuhr.  Sie  stieg  um  420 
Mill.  Mk.  oder  7,5  o/o  gegen  eine  Abnahme  von  903  Mill.  Mk. 
oder  15,4  o/o  im  Vorjahre.  Für  die  Ausfuhr  ergibt  sich  nur 
eine  Steiigerung  um  63,5  Mill.  Mk.  oder  1,3  o/o  gegen  einen 
Ausfall  von  341  Mill.  Mk.  oder  6,7  o/o  im  Vorjahre.  Die  Passivität 
unserer  Handelsbilanz  ist  damit  um  357  Mill.  Mk.  gewachsen.  Da 
die  Berechnung  der  Werte  für  die  Einfuhr  und  zum  Teil  auch  für 
die  Ausfuhr  noch  auf  Grund  der  Preise  von  1908  geschah,  und 
da  die  Preise  am  Weltmärkte  im  Durchschnitt  im  Be- 
richtsjahre über  dem  Niveau  des  Vorjahres  lagen,  so  dürften 
die  "Wertzahlen  bei  der  endgültigen  Feststellung  jedenfalls  noch 
eine   Erhöhung  erfahren. 

Die  gegen  das  Vorjahr  erhöhte,  gegen  die  Jahre  1906  und 
1907  aber  noch  zurückbleibende  Passivität  unserer  Handelsbilanz 
rührt  teilweise  von  einer  Steigerung  der  Preise  für  eingeführte 
Waren  her,  im  übrigen  beruht  sie  auf  einem  erhöhten  Bezüge 
von  Eohprodukten.  Von  der  Einfuhrsteigerung  entfallen  auf  Eoh- 
fetoffe  308  Mül.  Mk.,  auf  Halb-  und  Ganzfabrikate  nur  111  Mill. 
Mark.  '  In  der  Ausfuhr  haben  Rohstoffe  um  41  Mill.  Mk.,  Haib- 
und Ganzfabrikate  um  23  Mill.  Mk.  zugenommen.  Die  erheb- 
liche Zunahme  der  Einfuhr  von  Rohstoffen  für  die  Industrie 
sowie  von  Lebensmitteln  geben  von  der  Besserung  im  wirt- 
schaftlichen Leben  Kunde. 

Der  starke  Minder  wert  unserer  Ausfuhr  im  Jahre  1908,  der 
um  so  mehr  in  das  Auge  fiel,  als  sich  im  Jalire  1907  der  Wert 

Deutschlands    Außenhandel    in    prozentualer    Entwicklung. 
(Für  die  ersten  neun  Monate.) 

Einfuhr  Ausfuhr 

Menge  Wert  Menge  Wert 

1Q07  4-16,4  +    7,4  +2,6  +13,1 

1908  —    8.6  —  15.4  4-  1,6  —    6,7 

1909  +    2,2  +    7,5  -f  2,7  +    1.3 

der  Ausfuhr  erheblich  mehr  gesteigert  hatte  als  die  Menge,  tritt 
im  Berichtsjahre  nicht  mehr  so  schroff  hervor.  In  einigen  Waren- 
gruppen sind  allerdings  nicht  geringe  Entwertungen  zu  bemerken, 
deren  Wirkung  auf  das  Gesamtbild  jedoch  durch  relative  Wert- 
zunahmen in  anderen  Gruppen  nicht  so  merklich  in  Erscheinung 
tritt.  Eine  Entwertung  zeigt  sich  bei  folgenden  Hauptausfahr- 
artikeln : 

(Ausfuhrzunahme  (+)  bezw.  Abnahme  (— )  in  %■) 

Bearbeitete  Baumwolle  sowie  Gespinste  daraus        .     . 
Halb- und  Ganzfabrikate  der  Textilindustrie  (allgemein) 

Bearbeitete  Seide  und  Gespinste  daraus 

Mineralische  und  fossile  Rohstoffe 

Glas  und  Glaswaren . 


Menge 

Wert 

+  12,9 

+    0,6 

+    8,4 

—    0,6 

+  .5,7 

—    0.8 

+    3,7 

■4-    1.7 

—    0,65 

—    7.4 
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Dagegen  haben   relativ  im   Werte  zugenommen: 

Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirtschaft;  Nahrung-s- 

und  Genußmittel —    3,6  +4.3 

Elektrotechnische  Erzeugnisse —    9,3  —    2,7 

Tonwaren — 11,1  —    6,0 

Chemische  und  pharmazeutische  Erzeugnisse;  Farben 

und  Färb  waren * +9,1  +  13,6 

Maschinen — 11,4  —    8,8 

Eine    starke   Aufwärtsbewegnng   in    ihrer    Bewertung    trifft 
besonders    folgende    für   die    Einfuhr    wichtige    Gruppen: 
(Einfuhrzunahme  in  7o ) 

Menge  Wert 

Glas  und  Glaswaren    ....     - +4,8  + 17,6 

Halb- und  Ganzfabrikate  der  Textilindustrie  (allgemein)  -j-  12-,0  +  18,8 

Bearbeitete  Seide  und  Gespinste +24,9  +28,1 

Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirtschaft;  Nahrungs- 
und Genußmittel +6,6  -4-8.4 

Bearbeitete  Wolle  und  Gespinste -\-  25,7  +  28,6 

Eine  Betrachtung  nach  den  einzelnen  Warengruppen 
zeigt  sowohl  bei  der  Einfuhr  als  auch  bei  der  Ausfuhr 
eine  Gleichmäßigkeit  in  der  Steigerung.  Sowohl  in  der 
Einfuhr  als  in  der  Ausfulir  nahmen  zu:  Erzeugnisse  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  und  andere  tierische  und  pflanzliche  Natur- 
erzeugnisse, Nahrungs-  und  Genußmittel ;  mineralische  und  fossile 
Eohstoffe;  chemische  und  pharmazeutische  Erzeugnisse,  Farben 
und  Farbwaren ;  Fahrzeuge.  Weiterhin  kommen  in  Betracht  allein 
für  die  Steigerung  in  der  Einfuhr:  tierische  und  pflanzliche 
Spinnstoffe  und  Waren  daraus,  speziell  bearbeitete  Seide,  Wolle 
und  Baumwolle,  sowie  Waren  daraus ;  und  ferner  für  die  Zu- 
nahme der  Ausfuhr:  Leder;  Kürschnerwaren;  Papier,  Pappe,  und 
Waren  daraus;  Eisen  und  Eisenlegierungen.  Bei  Abnahmen  in 
der  Einfuhr  sind  hauptsächlicli  beteiligt:  Eisen  und  Eisenlegie- 
rungen, Kupfer  und  Kupferlegierungen,  Maschinen.  Von  Aus- 
fuhrabnahmen wurden  betroffen:  Wolle  (bearbeitet)  und  Woll- 
waren,   Glas    und    Glaswaren,    Maschinen. 

Die  beiden  Tabellen  7  und  8  geben  eine  statistische  Ueber- 
sicht  über  die  Ein-  und  Ausfuhr  der  für  unseren  Außenhandel 
wichtigeren  Artikel.  Die  sich  anschließende  textliche  Behandlung- 
einzelner  Branchen  bezieht  sich  auf  die  ersten  neun  Monate  des 
Berichtsjahres. 

Der  Außenhandel  in  fossilen  Brennstoffen  stand  wie 
immer  unter  dem  Zeichen  eines  Ausfuhrübersclmsses.  Jedoch  hat 
sich  gemäß  der  besseren  wirtschaftlichen  Lage  im  Jahre  1909  das 
Bild  in  den  ersten  drei  Vierteljahren  etwas  verändert.  Die  Einfuhr  von 
Braunkohlen  und  Steinkohlen  blieb  zwar  wiederum  gegen  das  Vorjahr 
zurück;  wenn  aber  die  Abnahme  bei  Braunkohlen  noch  4,5  Mill.  dz 
betrug,  so  bezifferte  sie  sich  doch  bei  Steinkohlen  nur  auf  0,8  Mill. 
gegen  12  Mill.  dz  im  Vorjahre.  Die  Ausfuhr  in  beiden  Brennstoffen 
nahm  wie  im  Vorjalire  zu,  stieg  aber  bei  Steinkohlen  sogar  um 
12,6  Mill.  dz  gegen  6,6  Mill.  im  Vorjahre.  In  Steinkohlen- 
briketts wai'  die  Ent Wickelung  im  Berichtsjahre  umgekehrt,  indem 
die  Einfuhr  wuchs,  die  Ausfulii-  abnahm.  Die  bereits  im  Vorjahre 
verzeichnete    Zunahme    der   Einfuhr    von   Steinkohlenkoks    setzte    sich 


Zunehmende 

Jewertung    der 

Einfuhr. 


Außenhandel 

nach   Waren - 

gruppen. 


Der  Außen- 
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fort,  wälirend  die  Ausfuhr  noch  weiter  zurückging.  Nur  bei  Braun- 
kohienbriketts  bewegte  sich  im  Berichtsjahre  Ein-  und  Ausfuhr  in 
steigender  Richtung.  In  einigen  Gegenden,  besonders  in  Süddeutsch- 
land,  hatte  die  englische  Konkuixenz  infolge  der  außerordentlicli 
niedrigen  Preise  für  englische  Steinkohle  erhebliche  Erfolge  zu  ver- 
zeichnen. Daß  die  Steinkohlen-  und  Braunkohleneinfuhr  trotzdem  weiter 
zurückging,  hat  zum  Teil  in  einheimischen  Preisermäßigungen  seinen 
Grund.  Von  der  Ausfuhrzunahme  an  Steinkohlen  entfällt  mehr  als  die 
Hälfte,  nämlich  6,7  Mill.  dz,  auf  den  Monat  Juli.  Die  eigenai-tige 
Erscheinung  mag  darauf  zurückzuführen  sein,  daß  das  Ausland  infolge 
der  Streikgefahr  in  England  vermehrte  Kohlenmengen  aus  Deutsch- 
land  an   sich    zog. 

Der  Absatz  von  K  a  1  i,  der  im  Vorjahre  erheblich  zurück- 
geblieben war,  nahm  im  Berichtsjahre  erfreulich  zu.  Ein  erhöhter 
Bedarf  zeigte  sich  hauptsächlich  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  deren  Landwirtschaft  sich  nach  der  Krisis  zu  erholen  be- 
gann. Es  wui'den  ausgeführt  an  sog.  StaßfiTrter  Abi-aumsalzen  5,4 
gegen  5,1,  und  an  Chlorkalium  1,-1  gegen  1,1  Mill.  dz  im  Vorjahre, 
fiisen-  und  Die  verringerten   Kohlenbezüge  deuten  bereits  auf  die   Lage  der 

Metallindustrie.  Montanindustrie  hin,  die  sich,  wenigstens  zu  Beginn  des  Berichts- 
jahres, noch  nicht  in  der  erhofften  Weise  hob.  Um  so  bemerkens- 
werter ist  die  bereits  zu  Jahresanfang  einsetzende  vermehrte  Eisen- 
erz einfuhr.  Sie  gründet  sich  besonders  auf  bedeutend  größere  Be- 
züge aus  Frankreich,  dem  asiatischen  Rußland  und  aus  Spanien. 
Von  auffälliger  Wirkung  war  die  Auflösung  der  deutschen  Roheisen- 
verbändc  und  der  damit  eingetretene  freie  Wettbewerb  auf  dem  Roh- 
eisenmarkte. Infolge  der  Preisverbilligung  wurde  die  Einfuhr  aus 
dem  Auslande  sehr  zurückgehalten  und  zeigte  im  Februar  einen 
Tiefstand,  wie  er  wohl  bisher  noch  nicht  verzeichnet  worden 
ist.  Aus  dem  gleichen  Grunde  steigerte  sich  die  Erzeugung  der 
Werke  und  damit  das  Ausfuhrbedürfnis  derart,  daß  sich  der  zur 
gleichen  Zeit  des  Vorjahres  vorhandene  Einfuhrüberschuß  in  einen 
Ausfuhrüberschuß  von  2,1  Mill.  dz  verwandelte.  Die  noch  immer 
wenig  befriedigende  Lage  der  heimischen  Industrie  zeigt  sich  in 
der  wiederum  starken  Ausfuhr  von  Halbzeug.  Die  im  Vor- 
jahre gesteigerten  Bezüge  Oesterreich-Ungarns  ließen  zwar  außer- 
ordentlich nach,  jedoch  nahm  besonders  Großbritannien  erheblich 
mehr    auf,    so    daß    im    Berichtsjahre    die    Ausfuhrmenge    sogar   noch 


Tab.  7. 


Einfuhr  einiger  besonders  wichtiger  Waren  (in  1000  dz). 


Artikel 


Jan.    Febr.  März     April      Mai      Juni      Juli      Aug.  !  Sept.  j  Okt.      Nov.     Dez.    1 


Jan. 
Nov 


1.     Montanindustrie. 


Steinkohlen 
Braunkohlen 
Eisenerze 
Roheisen 
Rohes  Kupfer 


Rohes  Zinn,  Bruch 
zinn,  ZinnabfäUe 


(  1907 
l  1908 
l  1909 
(  1907 
I  1908 
11909 

l  1908 
ll909 
.  1907 
{  1908 
»  1909 
/■1907 
[  1908 
l  1909 
1907 
1908 


-  / 


Rohes  Blei,  Bruch- 
blei, BleiabfäUe 


Rohes  Zink 


l  1909 
1907 
1908 
1909 
1907 
1908 
1909 


8405,7 
5439,6 
5091,5 

7296.9 
8132,2 
6273,9 

8055,9 
9947,7 
8456,2 

9906,7 
10085,4 
10099,8 

11190,6 
10766,9 
11957,6 

112945,0 
11221,8 
12324,1 

14330,5 
993:^,5 

10825,6 

14188,4 
10118,0 
10066,0 

13732,7 
12099,2 
11814,0 

13534,5 
9908,9 
12005,6 

11905,2 

9798,5 

12312,8 

11806,4 
9163,4 

5902,9 
6964,3 
5778,6 

6469,4 
6676,9 
5233,5 

7767,3 
8376,2 
6999,5 

8191,3 
7762.6 
7819,8 

7085,9 
7469,6 
7740,9 

7996,1 
7073,4 
6;M2,5 

8368,6 
6462,3 
6869,4 

7752,4 
6918,5 
6567,8 

7343,5 
7350,7 
6650,8 

7346,9 
6521,4 
7433,8 

7407,3 
7633,6 
6985,6 

7999,6 
6610,3 

3069,7 
1776,0 
4636,6 

2388,7 
6420,2 
5869,2 

9195,2 
5284,8 
7137,4 

6116,8 
5911,8 
5998,8 

8606,7 
8071,3 
789  ,2 

9725,3 
5742,7 
6128,1 

8354,1 
7558,6 
8734,1 

8758,8 
8843,5 
11715,2 

8203,9 
7763,0 
6068,5 

6585,0 
8195,5 
5243,9 

6437,0 
6103,2 
5883,4 

7319,6 
5619,0 

217,2 
191,6 
127,0 

142,2 
175,9 

41,8 

243,2 
242,4 

97,8 

420,1 
219,9 
128,3 

494,0 
240,8 
149,2 

417,8 
190,0 
136,2 

460,4 
213,9 
144,8 

415,4 
244,2 
102,6 

354,2 

270,3 

94,9 

481,9 
195,8 
131,4 

371,4 
195,2 
107.3 

418,5 
147,8 

84,7 
142,8 
116,8 

79,9 
148,5 
112,4 

87,9 
149,4 
126,4 

121,4 
113,8 
129,1 

1203 
155,8 
162,8 

77,4 
105,7 
138,2 

137,6 
113,9 
144,6 

102,6 
126,7 
143,8 

92,6 
149,4 
113,- 

98,3 
125,1 
93,5 

103,2 
115,0 
132,7 

1349 
128,2 

9,6 
12,5 
11,8 

10,4 
18,8 
9,8 

10,2 

7,3 

11,1 

12,9 
13,7 
9,3 

10,3 
10,2 
12,6 

11,7 

^1? 

8,5 
8,4 
12,1 

12,7 
11,5 
12,1 

7,6 
11,5 

10,n 

11,2 
11,1 
11,5 

8,5 
11,5 
12,5 

14,6 
10,7 

45,5 
36,6 
46,6 

30,9 
55,9 
42,7 

50,6 
65,3 
79,2 

61,1 
49,7 
67,7 

76,0 
77,7 
45,5 

108,0 
73,1 
539 

98,0 

76,9 

101,9 

76,4 
66,9 
57,9 

66,3 
50,7 
48.1 

46,7 
69,7 
57,0 

52,1 
70,5 

83,9 

38,3 
73,1 

20,8 
15,9 
19,4 

17,2 
22,8 
22,3 

23,0 
29,1 
24,8 

29,6 
34,5 

31,8 
25.2 
36,4 

22,7 
26,7 
40,1 

37.0 
23.1 
44,6 

22,0 

28,5 
37,6 

22,5 
31,3 
50,2 

22,2 
31,6 
32,5 

19,4 
34,1 
42,6 

16,4 
33,8 

125492 
107451 
111226 

81631 
79209 
75028 
77441 
71710 
75313 

4017 

2380 

1261 

1105 

1446 

1412, 

113. 

129; 

123, 

711, 

6^, 

684, 

268, 
292 

385i 


III.   Außen-  und  Kolonialhandel. 
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Artikel 


Jan.     Febr.  März    April     Mai      Juni 


Juli 


A.ug.     Sept.     Okt.     Nov.     Dez 


IJan.-  I 
Nov.    i 


Jahr. 


2.  Textilindustrie. 


umwoUe 


iichtwolle 
jhweiße 


wolle 
shweiße 


lei) 


d  Jutewerg 

gebrochen, 
iingen,  usw. 
reinigt 


t  1907 
l  1908 
l  1909 
t  1907 
}  1908 
l  1909 
.  1907 
I  1908 
\  1909 
(  1907 
I  1908 
1  1909 
/  1907 
I  1908 
1  1909 
/  1907 
{  1908 
'  1909 
/  1907 
<  1908 
I  1909 


(  1907 
{  1908 
ll909 


605,2 
583,3 
525,6 

585,3 
542,1 
570,4 

438,0 
474,1 
420,2 

1     416,6 
334,5 
430,4 

440,1 
358,1 
361,6 

362,8 
234,1 
299,9 

354,6 
252,1 
260,9 

259,2 
180,4 
170,4 

175,9 
180,6 
169,7 

287,1 
273,3 
342,8 

333,5 
501,4 
508,6 

505,8 
577,3 

4258,5 
3914,0 
4060,5 

82,6 

76,8 

127,7 

137,9 

128,5 
100,8 

125,1 

80,7 

131,7 

109,2 

80,3 

126,1 

108,4 
77,6 
84,5 

58,7 
73,6 

52,8 

69,1 
43,0 

27,7 

62,7 
54,0 
23,6 

22,4 
27,2 
16,7 

23,8 
34,0 
22.2 

23.6 
27,1 
19,6 

51,4 
61,2 

823,B 
702,8 
7a3,3 

116,6 
113,3 
101,8 

129,2 
111,3 
127,2 

93,4 
95,2 

111,8 

95,1 
49,2 
112,7 

69,2 
80,3 
116,2 

71,1 
56,7 
80,4 

21,3 

34,8 
43,9 

22,6 
48,1 
20,3 

11,1 
32,0 
17,1 

18,8 
42,5 
18,4 

11,9 
48,3 
38,0 

88,0 
118,7 

660,4 
701,7 

787,7 

2,6 
2,5 
2,2 

2,4 
6,1 
2,8 

3,1 
2,4 

1,8 

3,1 

1! 

3,1 
2,6 
4,1 

2,9 
2,6 
2,9 

1,4 
2,3 
5,9 

3,0 
2,4 
2,9 

2,8 
2,4 
3,2 

1,2 
3,0 
3,2 

5,5 
2,8 
8,b 

1.4 
2,9 

31,0 
31,2 
35,7 

153,0 

122,8 
133,0 

113,6 
149,1 
94,2 

222,3 
131,1 

188,1 

178,7 
131,7 
206,4 

144,1 
150,1 
130,1 

88,2 

172,5 

79,1 

86,0 
89,0 
74,4 

75,3 
84,4 
80,8 

44,5 
67,9 
99,4 

122,4 
119,1 
180,1 

166,0 
155,6 
210,4 

154,5 
156,7 

1389,9 
1373,2 
1475.9 

90,7 
48,0 
73,9 

90,1 

75,4 
68,7 

66,4 
67,0 
47,0 

42,^ 
45,8 
43,2 

28,1 
23,1 
30,7 

41,9 

38,8 
33,4 

31,7 
47,8 
33,3 

19.3 
32,1 
20,9 

14,3 
22,4 
13,8 

11.0 
22,0 
11.7 

14,9 
25,2 
37,1 

34,3 
55,1 

451,0 
447,1 
413,7 

43,5 
38,5 
34,9 

35,7 
38,3 

45,8 

40,6 

27,7 
39,2 

35,2 
29,^ 
36,2 

24,1 
31,7 
34,9 

b6'2 
37,3 

38,4 
45,1 
47,4 

55,7 
32,4 
24,9 

77,4 
24,2 
15,^ 

37,7 
39,5 
22,0 

47,1 
25,6 
41,3 

30,9 
27,8 

471,5 
369,8 
381,2 

3.  Landwirtschaf  t^). 


I  1907 

t  <^  1908 

l  1909 

(  1907 

leschmalz       <  1908 

^  1909 

n  Federvieh  /  J^I 
Federwild       \  {^ 

4.  Ho 

(1907 
H9O8 
11909 
(1907 
<  1908 
'  1909 
r  1907 
{  1908 
l  1909 

f  1907 
\  1908 
l  1909 

(  1907 

J  iy08 

I  1909 


984,8 
882,9 
815,7 

891,7 
989,6 
821,7 

1090,8 
940,9 
970,0 

1266,2 
928,4 
996,0 

1152,5 

1090,9 

967,2 

1325,0 

992,5 

1179,9 

1361,5 
925,0 
1054,9 

1128,4 
823,0 
806,2 

1190,1 
835,2 
1006,4 

1318,3 

967,8 

1109,1 

1324,9 

110,2 

1121,6 

1135,21 
1020,1 

13034,1 
10286.3 
10848,7 

133,3 
185,2 
183,8 

205,9 
206,5 
213,6 

322,8 
441,5 
535,3 

527,4 
476,0 
499,6 

654,7 
698,4 
487,1 

483,1 
503,9 
457,5 

357,0 
404,9 
343,1 

475,9 
365,7 
393,5 

a36,5 
412,8 
862,2 

812,1 
359,8 
348,6 

335,6 
323,4 
259,1 

254,2 
306,0 

4144,4 
4378,1 
40  3,4 

65,7 
64,8 
110,8 

89,6 

106,7 

90,4 

116,6 
141,7 

102,7 

75,1 
128,5 
96,5 

77,8 
86,4 
80,2 

70,8 
61,3 

64,7 

60,5 
55,6 
71,2 

113,0 
68,7 
63,6 

116,9 
84,5 
74,0 

98,0 

113,0 

60,7 

80,4 
85,5 
62,0 

84,4 
95,2 

963,8 
991,8 
876,2 

107,4 

88,1 

104,9 

50,8 

■    49,6 

45,9 

220,1 
163,9 
141,6 

161,4 
162,1 
129,4 

164,0 
112,6 

167,8 

158,1 
184,9 
165,9 

162,4 
174,9 
159,4 

97,6 
106,3 
100,4 

110,6 
130,4 
123,0 

97,1 
97,9 
90,2 

96,5 
67,3 

78,2 

68,7 
55,0 

1425,8 
1338,0 
13(K),5 

)lz,  roh  oder 
bearbeitet 

3lz,  längs  ge- 
ll, gehobtlt 

iute 


IT  Pelzweik- 
ing,  rohS) 


huk,  roh 
gereinigt 


Iz-, 

Led 

er-, 

Gummi- 

u  n  ( 

i    Kautschukindustrie. 

2497,0 
2358,1 
1337,9 

1764.5 
3366,3 
1392,2 

1723,8 
1508,9 
1268,7 

1757,4 

884,6 
1353,9 

2517,5 
2076,6 
1939,4 

2547,6 
1916.3 

2487,4 

3346,9 
2558,6 
3304,8 

4279,1 
3667,1 
4456,8 

3793,3 
2549,5 
2800,3 

3136,2 
2964,5 
2385,2 

2801,4 
2042,4 

2418,5 

2333,5 
2133,8 

30164,7 
24893,4 
25144,9 

1181,9 
813,7 
680,1 

717,4 
901,6 
628,3 

660,2 
566,7 
477,8 

835,0 
939,3 
578,6 

940,0 

881,0 

1015,5 

2322,7 
1530,1 
1589,0 

2218,7 
1724,6 
2856,6 

1798,7 
1715,9 
16:33,9 

1924,2 
1560,3 
1747,8 

2021,3 
1790,5 
1896,3 

1940,5 
1403,6 
1658,0 

1793,5 
1584,6 

16555,5 
13827.2 
14261.8 

82,7 
82,9 
57,4 

88,1 
81,1 
71,8 

80,5 
72,( 
71,5 

83,0 
68,9 
96,6 

91,4 
96,8 
96/) 

88,8 
88,5 
103,6 

99,3 
96,5 
94,7 

102,0 
114,5 

85,7 

99,3 
107,9 
117,8 

95,0 

94,1 

104,7 

79,8 
104,3 
116,9 

78,5 
88,1 

9.S9,7 
1007,5 
1016,7 

1,3 
1.4 

2,8 

4,8 
3,4 
5,6 

3,0 
2,9 
5,0 

5.0 
6,5 
5,0 

19 
3,0 
1,1 

1,5 
1,9 
1.3 

2,6 

3;3 

2,9 

1,7 
2,3 

2,0 
1,0 
2  2 

1,5 
1,9 
1,6 

1,6 
2,3 

1,0 

1,8 

28,1 
27,4 
32,5 

13,8 
11,4 

8,5 

11,1 
12,2 
10,1 

14,8 
14,8 
12,8 

18,3 
14.4 
11,8 

14,8 
12.4 
12,6 

13,1 

10,3 
15,6 

11,1 

10,2 
14,4 

13,5 
10,5 
11,5 

12,0 
11.6 
15,1 

l0,8 
13,3 

10,8 
15,4 

12,7 

13,8 
13,5 

144,3 
134,0 
138.1 

Kaffee 


lätter,  un- 
rbeitet 


klpeler 

gereinigt 

inerdöl 

)sen]; 


5.  K 

olonial  waren. 

1907 
1908 
1909 

278.0 
286.7 
337,4 

130.5 
168.9 
145,6 

142,7 
126,1 

228,2 

136,0 
127,7 
237,3 

143,4 
133,4 
196,2 

143,9 
130,9 
194,1 

263,4 
274,3 
306,3 

133.1 
123,1 
101.2 

125,0 

125,9 

62,8 

138  0 
136,3 
96,ö 

139,3 
154,2 
109,9 

123.1 
140,4 

1773,1 
1787,6 
2015,4 

1907 
1908 
1909 

53.2 
63,3 
70,5 

54.5 
64,2 
71,1 

54,0 

62,8 
82,3 

58  2 
59,7 
86  5 

55,1 
60,6 
60,7 

52,6 
57,9 
60,1 

59,3 
60,5 

72,7 

68,1 
62,5 
69,1 

60,3 
64,1 
46,6 

56,4 
63,2 
44,0 

61,7 
66,4 
50.1 

56,9 
67,3 

633,3 
685,2 
713,6 

1907 
1908 
1909 

99,9 
124,5 
157,3 

80,3 
150,7 
117,7 

146,6 
138,0 
204,7 

131,3 
123,6 
143,2 

106,0 
116,7 
167,5 

162.4 
136,8 
186,7 

141.2 
153,6 
184.6 

182,8 
148,4 
268,4 

204,6 
185,1 
221,6 

164,3 
155,7 
206,7 

125,8 
176,8 
201,2 

138,3 
196.9 

1545,8 
1609,9 
2059,6 

( 

S.  S  0  n  s  t  i 

ge  Artikel. 

1907! 
1908  1 
1909 

219,9 
171.8 
229.6 

641.1 

778,5 
885,1 

901,0 
1084  0 
1 339,2 

753,6 
852,3 
753,2 

1 128,0 
764,2 
570.1 

453,2 
284,9 
494,2 

336  6 
851.2 
357,0 

185,5 
405,7 
372,9 

327,2 
497,1 

278,7 

326.4 
440,1 
451,3 

271,7 
192.4 
329,5 

367.2 
222,4 

5544.1 
5822,1 
6060,8 

1907 
1908! 
1909  i 

1585.5 
1684,7 
1576,4 

1011,1 
1069  7 
971,7 

826,9 
906,8 
800,8 

596.9 
610,5 
518.0 

392,6 
413,3 

377.4 

406  9 
355.6 
377,1 

675,4 

527,8 
627,6 

479,8 
476,4 
443,9 

716.1 

800,1 
653.6 

888.9 
843  8 

888,0 

1071.6 
1118,0 
1041,3 

1 292,7 
1356,6 

8651  5 
880(j,7 
8275.6 

^)  Ungefärbt,  un^ezwirnt  oder  einmal  gezwirnt;  vom  Maulbeerspinner. 

2)  Di«  Getreideeinfuhr  ist  aus  Tabelle:  Getreide-Ein-  und  Ausfuhr  in  Abschnitt  VG  Getreidehandel  ersichtlich. 

f)  Von  Pelztieren,  außer  Hasen-  und  Kaninchenfellen. 


hO 


Teil  I.    Allgemeine  Entwicklung. 


Tab.  8. 


Ausfuhr  einiger  besonders  wichtiger  Waren  (in  1000  dz). 


Artikel 


Jan.     Febr.    März    April      Mai      Juni      Juü      Aug.     Sept.     Okt.      Nov.     Dez.  I 


Steinkohle 


Koks 


Chlorkalium 


Abraumsalze 


1.    Bergb 

au. 

/'1907 
l  1908 
ll909 

14030,1 
14029,1 
17349,2 

17414,1 
17357,1 
17764,2 

17905,7 
17304.7 
15803,8 

18581,3 
14280,4 
16931,7 

13662,7 

18428,7 
17764,8 

16^60,7 
16380,6 
16090,5 

16678,9  17682,5 
16258,1  20294,5 
22949,0  21702,7 

18187,2 
20085,3 
19821,8 

16170,216580,8 
19410,1 17495,6 
22964,418476,3 

19413,2 

18698,2 

^-1907 
<J  1908 
ll909 

3045,4 
3098,1 
2702,2 

2789,3 

:^9,7 

2607,1 

2789,7 
2625,6 
3038,7 

3126,1 
2693,6 
2645,3 

3294,4 
3442,4 
2443,2 

2979,5 
2719,4 
2486,3 

3419,0 
3002,6 
3039,3 

3268,0 
3083,6 
3115,1 

3386,1 
2996,9 
3099,2 

3363,0 

2894,4 
2987,8 

3338,0 
3043,8 
3179,9 

3208,1 
2634,5 

/  1907 
\  1908 
(.1909 

72,5 
66,3 
79,4 

81,7 
90,7 
156,2 

123,4 
120,5 
182,8 

96,7 

93,3 

201,8 

69.9 
111,1 

147,8 

157,5 
116,1 
157,4 

129,2 
147.2 
146,3 

241,6 
141,7 
147,0 

235,9 

185,4 
201,5 

169,4 
213,7 
251,2 

232,9 

204,8 
276.9 

126,9 
252,9 

f  1907 
l  1908 
119091 

593,5 
524  5 
428,6 

2.33,7 
408,4 
640,1 

466,5 
538.4 
67i;2 

527,0 
396,2 
646,1 

519,8 
398,4 
481,9 

470,9 
460,1 
580,8 

416,4 
434,4 
462,7 

1008,8 
716,9 
620,1 

1043,0 

1173,5 

892,5 

1037,6 
1116,3 
1156,4 

1166,9 
1039,0 

978,4 

854,8 
979,4 

Roheisen 


1907 
1908 
1909 


Luppeneisen 
Rohschieneii. 
Ingots 


/•1907 
{  1908 
l  1909 
(  1907 
Eisenbahnschienen  {  1908 
l  1909 

/-1907 

Träger  {  1908 

l  1909 

Waren  aus  /" 

schmiedbarem        1  1907 

Eisenguß  oder       f  1908 

schmiedbarem        |  1909 

Eisen,  bearbeitet^)  ( 

(  1907 

Rohes  Zink  {  1908 

l  1909 

(  1907  I 
Waren  aus  Gold      l  1908 


19091 


Maschinen  zur  Be-f  1907 
arbeitung  von  <^  1908 
Metallen  I  1909 


Fahrradteile  aus 
Eisen  2) 


f  1907 
{  1908 
(  1909 


Dampflokomotiven,  (  1907 
auf  Schienen         l  1908 


laufend  3) 


Wollgewebe  ( 

(Kleiderstoffe,    Oel-< 

preßtücher  usw.)l 
Frauen- U.Mädchen-. 
kleid.,Blus.,  Schürz.,! 
Unterröcke,  Mieder) 

aus  Wolle 
Baumwollgewebe, 
nicht  unter  Nr.  445—/ 

452  des   Zolltarifs) 

fallend*)  '^ 

Baurawoll. Strümpfer 
U.Socken,  abgepaßt< 
gearbeitet  (regulär)  l 

Baumwollene  Hand-f 
schuhe  und  Haar-'j 
netze  '^ 


1909 


1907 
1908 
1909 

1907 
1908 
1909 

1907 
1908 
1909 

1907 
1908 
1909 

1907 
1908 


Dichte  Geweb.a.n.g.,r  1907 
1909 


teilweiseaus  Seide,"!  ■'•^^ 


außer  Bändern 

Posamentierwaren,  ,  ..Q^y, 

W.  n.  Art  der  Baum-j  ]^ 

woUsparterie    ausl   7^ 

Seide,  Chenille      *•  ^^^ 


2.    Eisen-    und    Metallindustrie. 


350,9 
241,2 

181,0 

244,2 
209,1 

248,7 

296,5 
211,9 
412,4 

286,8 
149,3 
381,8 

252,8 
145,0 
352,5 

236,6 
182.9 
379,1 

263,3 
272,4 
363,7 

I     146,0 
239,8 
387,9 

132,6 
251,9 
400,3 

187,4 
195,8 
526,3 

181,3 
195,2 

488,2 

173,5 
247,7 

I     222,5 

!     191,7 

358,8 

196,2 
304,2 
347,0 

201,2 
384,3 

328,7 

159,2 
273,2 
377,1 

167,8 
377,0 
392,2 

133,8 
462,0 
337,3 

169,9 
271,5 
431,3 

224,6 
417,9 
380,8 

138.1 
555,4 
401,8 

182,6 
547,9 
366,4 

210,6 
486,6 
440,1 

266,7 
446,9 

249,4 
213,1 
174,2 

318,7 
403,3 
294,8 

323,8 
359,6 

410,8 

341,5 
218,6 
321,6 

353,3 
277,1 
317,7 

405,3 
345,4 

281,6 

416,6 
227,4 
293,8 

305.7 
286,8 
203,1 

404,4 
295,5 
332,1 

368  3 
225,4 
199,8 

424,5 
201,7 
403,3 

2653 
259,1 

288,7 
165,8 
151,1 

299,4 
233,9 
193.4 

334,1 
241,4 
265,5 

350.1 
244,7 
255,7 

342,4 
260,3 
247,7 

369,6 
279,0 
296,2 

357,3 
222,7 
294,7 

379,'J 
258,3 
230,7 

391,1 
243,7 
225,9 

335,7 
218,5 
261,8 

270,5 
162,1 
233,8 

194,1 
184,9 

• 

23,2 
22,8 
225 

24,4 
24,3 
24.4 

23,6 
28,1 
25,2 

29,0 
27,8 
25,1 

25,1 
28.9 
27,8 

22,5 
28,3 
26,9 

27,0 
29,9 
32,0 

24,8 

25,8 

■     30,1 

23,1 
25,2 
30,2 

27,1 
30,4 
36,4 

36,0 
24,5 
36,4 

28,8 
23,4 

63,8 
41,7 
61,1 

39,5 
40,4 
54,8 

45,7 
39,7 
52,9 

50.3 
59,0 
43,6 

56,0 
61,3 
59,3 

57,4 
57,0 
54,9 

52,0 
71,7 
86,6 

44,0 
59,9 
66,7 

50,1 
66  8 
69'4 

56,4 
68,2 
70,1 

543 
70,3 
65,2 

52,8 
53,1 

0,01 
0,03 
0,01 

0,02 
0,02 
0,02 

0,02 
0,02 
0,01 

0,02 
0,01 
0,01 

0.02 
0,01 
0,01 

0,02 
0,01 
0,01 

0,02 
0,01 
0,02 

0,03 
0,02 
0,02 

0,02 

o,of 
o,oi 

0,02 

o,a3 

0,07 

0,03 
0,02 
0,02 

0,05 
0,02 

3.    Maschinenindustrie. 


1      34,8 
!       40,1 
1       29,4 

35,5 
37,6 
29,7 

30.8 
39,3 
27,3 

35,5 
39,2 
29,1 

37,3 
38,7 
28,9 

39,9 
43,1 
32,2 

39,0 
45,2 
319 

40,6 
38,4 
33,4 

a3,2 
29,9 
26,1 

41,5 
313 
30,9 

39.7 
343 
32,0 

44,8 
42,6 

j        7,3 
1        5,9 
I        6.7 

7,8 
7,2 
6,9 

9,2 
8,4 

83 

2,1 
6,9 
6,7 

7,1 
7,7 
7,0 

7,8 
6,0 

7,8 

6,9 
5,4 

7,2 

6,4 
4,1 
7,4 

5,4 
4,5 

5,8 

4,1 
4,0 
5,6 

5,0 
5,0 
7,2 

53 

7,7 

1      35,2 
!      21,3 
1      34,8 

22,1 

28,1 
45,0 

28,1 
24,5 
333 

13,5 
40,2 
25,5 

17,1 
33,2 

28,0 

13,7 
37,9 
27,9 

10,6 
57  3 
18,1 

21,8 
3H,1 
27,5 

25,6 
34,9 

17,5 

203 
44,1 
21,6 

26,4 
48,1 
23,9 

20.4 
53,7 

4.    Textilindustrie. 


21,4 
21,2 
18,6 

21,6 
22,0 
20.0 

23.2 
20,6 
19,5 

17.0 
14.5 
153 

16,1 
14,3 
141 

173 
17,0 
17,9 

24,5 
23,9 
23,6 

33,8 
283 
28,0 

23,7 
22,8 
24,ö 

20,5 
16,0 
20,7 

18,2 
14,3 
19,4 

1    173  1 
15,6 

1,7 
1,2 
1,2 

2,4 

2,4 
1.8 

4,0 
3,5 
3,0 

24 
2.2 
1,9 

1,8 
1,5 
1,0 

1,8 
1,6 
1,4 

1,8 
1,3 
0,9 

3,9 

2,7 
2,8 

5,5 
53 

4,8 

4,6 
3,7 
3,1 

2,4 

1,8 
2,5 

1,7 
1,4 

26,4 
21,1 
20,5 

22,6 
213 
20,4 

25,7 
19.7 
20.2 

21,7 
16.4 
163 

20,7 
14,8 
15,9 

23,7 
18,0 
21,7 

263 
233 

28,7 

30,9 

22,8 
29,7 

25,9 
21,0 
24,6 

26,2 
20,6 
27,8 

263 
23,0 
29,1 

21,5 
22,2 

63 

63 
6,6 

7,2 

9,4 

•  7,2 

7,9 
8.4 
6,7 

4,6 
7,6 
7.6 

8,8 
6,4 
9,8 

6,3 
5,4 
8,5 

5,8 

5,8 
73 

7,0 
53 

7,9 

10,4 
53 

7,2 

7,2 

4,8 
5,9 

6,2 
4,3 

7,4 

63 
5,2 

1,18 
1,56 
1,18 

1.49 
2.71 
1.85 

1,79 
2,78 
2,80 

2,23 
2,61 
1,80 

1,96 
3,06 
1,20 

1,75 
1,69 
132 

2,20 
1,46 
133 

2,07 
2,23 
1,48 

2,09 
1,93 
1,71 

1,72 
1.49 
1,52 

1,60 
0,83 
1,26 

1,45 
0,97 

1,9 
2,2 
1.8 

2,1 
2.2 
1.9 

3,2 
2.2 
2.1 

3,1 
1,7 
1,9 

2,1 

2,5 
2,1 
2,6 

33 
23 
2,4 

3,6 
23 
23 

3,5 
2,9 
2,7 

3,0 
23 
2,4 

2,5 

1,9 
2,4 

2,0 

1,9 

4,0 
3,9 
3,7 

4,4 
4.0 
43 

5,0 
3,9 
3,9 

4,1 
3,7 

3,8 

3,9 
3,5 

4,0 

3,6 
33 
3,8 

4,1 
3,5 
3,9 

4,7 
3,6 

5,7 

4,0 
3,2 
43 

3,7 
3,0 
3,6 

3,1 
2,6 

4,1 

3,0 

2,8 

III.   Außen-  und  Kolonialhandel. 


61 


Artikel 


Jan. 


Febr. 


MBrz 


April  I   Mai 


Juni 


Juli 


Aug.   I  Sept. 


Okt. 


Nov.      Dez. 


IJan.—  I 
Nov.    I 


Jahr 


Chemische    Industrie. 


Kl  andere]  .oaq 


Färbt  toffe   | 


1908 
1909 
1907 
1908 
1909 


32,1 
24,9 
30,6 

31,4 

41,4 
34,0 
42,1 

35,9 
32,1 

39,8 

39,8 
31,7 
38,3 

41.3 
337 
41,1 

41,1 
32,4 
45,3 

36,0 
28.8 
33,7 

32,0 
35,1 
32,6 

33,9 
32,7 
40,3 

37,7 
33,8 
54,3 

34,6 
37,7 

96 

9,8 

11,5 

18,7 
15,9 
12,4 

14,0 
12,3 

11,6 
9,6 
12,5 

12,1 
14,2 
13,1 

13,6 
11,1 
13,9 

13,6 
10,7 
13,6 

15,4 
12,5 
12,i. 

15,0 
12,8 
11,  < 

14,0 
13,2 
14,1 

13,5 
13,6 
21,1 

17,2 
18,9 

rfelle  zur 


Brkbereitungj^  -^qqq 


halb  oder 
garS) 


mdschuhe 


1907 
1908 
1909 

1,51 
1,55 
2,47 

1907 
1908 
1909 

4,75 
5,45 
7,29 

1907 
1908 
1909 

0,38 
0,22 
0,31 

Le 

d  e  I 

1,52 
1,27 
2,45 

2,20 
1,96 
2,66 

5,13 
6,50 
6,48 

5,92 
5,42 
7,3 

0,43 
0,19 
0,30 

0,40 
0,20 
0,32 

industrie    und    Verwandtes. 

1,94 


2,71 

1,73 

2,16 

6,02 

5,57 

6,2 

0,34 

0,17 

0,31 


2,57 

2,33 

2,52 

5,35 

5,73 

5,0 

0,25 

0,11 

0,26 


2,07 
1,90 
2,80 
5,04 
619 
6,11 
0,20 
0,08 
0,30 


1,97 
2,15 
1,91 
5,79 
6,16 
7,16 
0,25 
0,14 
0,28 


1,68 
2,27 
2,37 
5,99 
7,03 
6,71 
0,25 
0,27 
0,36 


1,75 
1,60 
2,14 
5,73 
7,83 
7,77 
0,32 
0,30 
0,32 


1,99 
3,11 
5,88 
7,24 
7,78 
0,25 
0,33 
0,32 


1,46 

1,81 

3,19 

6,44 

7,43 

7,8 

0,12 

0,23 

0,33 


1,09 
2,03 

5,30 
8,54 

0,15 
0,22 


402,6 
352,4 
432,4 

1  437,2 
390,1 

146,4 
135,7 
15.',2 

163,5 
154,6 

21.37 
20,55 

1  22,40 
22,59 

27,20 
62,03 
70,54 
75,6 
3,19 
2,26 
8.41 


pielzeug,       ( 
davon ;  i 

;b.- Schmückt 
,n  und  ( 

lanartige      { 

11.6)  l 


phenkabel 


l 

8.    Lan 

icker  j 

;ucker  / 

ilierter)8)      ( 

icker  (roher,) 
L.  flüssiger)8)l 


7. 

Andere 

Industrien 

1907 
1908 
1909 

23,7 

17,6 
123 

18,7 
17,0 

14,7 

21,6 
19,5 
16,5 

30,1 
2:^,2 
23,7 

35,0 
29,5 

28,2 

41,8 
41,8 
32,2 

46,1 
41,5 
413 

52,0 
45,7 
49,9 

49,3 
43,1 
51,6 

51,0 
45,0 
59,7 

54,0 
39,3 
56,2 

30,1 
24,1 

423,4 
85:3,7 
894,1 

1907 
1908 
1909 

22,5 
19,4 
11,5 

21,0 
24,0 
12,1 

28,2 
22,4 
15,8 

26,1 
24,3 

27,9 
25,6 
20,2 

28,5 
27.8 
27,7 

P>5,0 
24,9 
29,5 

32,9 
25,3 
24,1 

28,2 
22,6 
23,4 

31,7 
18,8 
21,S 

28,0 
15,0 
22,9 

25,0 
14,5 

310,2 
249,9 
231,0 

1907 
1908 
1903 

17,2 
17,6 
10,1 

18,4 
22,6 
11,5 

26,1 
23,5 
18,6 

24,7 
32,9 
26,0 

24,7 
263 
26,5 

24,2 
29,7 
76,9 

66,9 
83,3 
17,1 

29,8 
29,5 
22,5 

23,7 
26,3 

16,8 

18,8 
16,1 
4S,i 

21,0 
22,4 

24,8 

273 
17,1 

295,6 
2803 
299,0 

1907 
1908 
1909 

11,2 
10,1 
9,0 

11,8 

11,3 

9,6 

11,7 
10,9 
10,8 

11,3 

9,7 
8,6 

11,2 
9,6 
9,3 

10,8 
9,6 
10,5 

10,6 

10,1 

9,5 

11,7 
10,0 
10,1 

12,7 
11,6 
11,8 

13,4 
12,3 

12,8 

133 
12,7 
14,4 

14,2 
12,9 
5- 

130,2 
179,9 
116,6 

d  wir  tschaft   un 

d    L 

1  n  dw  ir  tsch 

iftliche 

Nebeng 

e  w  e  r  b  e.  7) 

1907 
1908 
1909 

354.3 
2093 
182,7 

158,7 
323,7 

195,r 

445,4 
399,2 
470,5 

384,8 
873,5 
475,1 

487,7 
359,8 

175, -1 

3873 
350,5 
216,5 

405,8 
315,6 
äj7,2 

802,2 
186,2 
1.70,6 

225,3 
92,4 

76,2 

175,4 
200,0 
164,3 

456,7 
280,5 
322,6 

367,1 
366,9 

3722,6 
3090,8 
2906,5 

1907 
19ü8 
1909 

361,1 
360,7 
270,1 

294,0 
318,7 
1713 

337,7 
358,9 
2:i9,6 

441,7 

441,6 
387,-- 

358,2 
392,0 
364,5 

222,0 
302,9 
312,4 

83,8 
220,7 
227,9 

10,98 
139,2 

183,7 

62,4 
88,1 
34,6 

234,9 
298,9 

482,8 

571,5 
391,8 
543,0 

819,2 
402,5 

3080,0 
3253,6 
3267.0 

1907 
190e 
1901  1 

13,6 
16,8 
143 

7,4 
143 
lU 

6.8 
7,6 
11,2 

5,5 
5,9 

6,6 

3,1 
5,6 
6,1 

2,7 
33 

53 

2,0 
2,4 

8,9 

2,1 
1,8 

3,3 

3,1 
5,2 
4,2 

16,7 

16,7 

5,9 

22,5 

23,5 

8,0 

16,6 
20,9 

85,6 
108,1 

80,4 

6733 


3,34 
2,49 


453,5 
377,9 

3'55,l 
264,4 


2973 

144,4 

130,8 


4090,0 
3457,7 


3656,1 


102,2 
124,0 


')    beschösse,    Kanonenrokre,    Oefen,    Radiatoren,    Röhren,    gelötet,    gescnwelßt   usw,    jedoch  weder  gewalzt  noch 
1,  Transmissionen  usw. 

^^     .Vusgenommen  Antriebsmaschinen  und  Teüe  von  solchen. 
';     Tenderlokomotiven  über  100  dz ;  Lokomotiven  ohne  Tender. 
*)     Zugerichtet,  gefäi'bt,  bedruckt,  bunt  gewebt. 

8j    In  Stücken  von  mehr  als  3  kg;   Kernstücke:  Oberleder  für  Schuhe,  Stiefel  und  Pantoffel. 
6)     Farbig,  weiß  und  farbig  i.  V.  m.  a.  Stoffen:  Tafelgeschirr. 

')    Die  Getreideausfuhr  ist  aus  Tabelle:   Getreide-Ein-  und  Ausfuhr  in  Abschnitt  VG  Getreidehandel  ersichtlich. 
8)     Die  bedeutenden  Nachträge,  welche  bei    Zucker  in    der    Regel    gegeben  werden,    lassen   sich    awt    die     einzelnen 
nii!lit  verteilen. 


stieg.  Auch  die  Ausfuhr  von  Formeisen  bewegte  sich  infolge 
der  Belebung  des  Baumajrktes  vom  März  ab  in  steigender  Richtung. 
Gegen  das  Vorjahr  besonders  höhere  Bezüge  machten  die  Schweiz 
und  Argentinien.  Das  Auslandsgeschäft  in  Schienen  blieb  bei 
lebhaften  Schwankungen  dem  Vorjahre  gleich.  Der  Absatz  nach  den 
Niederlanden  ging  um  zwei  Drittel,  nach  der  Schweiz  um  die  Hälfte 
zurück;  dafür  wurde  nach  Großbritannien  die  doppelte  und  nach 
China  die  vierfache  Menge  ausgeführt.  Die  Ausfuhr  an  Stabeisen 
ließ  beträchtlich  nach.  Von  anderen  Metallen  als  Eisen  stiegen  in 
der  Einfuhr  Zink  und  Nickel,  Aluminium  sogar  auf  mehr  als  das 
Doppelte;  demgegenüber  sank  die  Ausfuhr  an  Blei,  Zinn  und  Kupfer. 
Das  Auslandsgeschäft  der  Maschinen  industrie  hat  von 
dem  Konjunkturaufschwung  noch  keinen  Gewinn  gehabt.  Neben  einem 
Einfuhnnickgang  sank  die  Ausfuhr  in  den  ersten  drei  Vierteljahren 
um  27,5  Mill.  Mk,  Dieses  auffallende  Verhältnis  zu  der  Ausfuhr- 
steigerung von   33,3  Mill.   Mk.   in  der  gleichen  Zeit   des  Jahres    1908 
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ist  dadurch  zu  erkläi-en,  daß  im  Vorjahr  noch  eia  bedeutender 
Teil  der  Aufträge  des  Jahi-es  1907  zur  Erledigung  kam,  so  daß 
sich  also  die  Wirkungen  der  Krisis  statistisch  erst  im  Berichts- 
jahre bemerkbar  machten.  Am  stärksten  waren  bei  dem  Rück- 
jrang  beteiligt  Dampfmaschinen  (nach  den  Niederlanden,  Rußland, 
Spanien).  Webstühle  (nach  Italien),  Metallbearbeitungsmaschinen 
(nach  Großbritannien,  Italien,  Oesterreich-Ungarn.  Rußland),  Papier- 
herstellungsmaschinen (nach  Italien,  Norwegen,  Rußland.  Schweden), 
Explosionsmotoren,  nicht  für  Kraftfahrzeuge  (nach  Frankreich,  Ruß- 
land), während  solche  für  Kraftfahrzeuge  erheblich  mehr  ausgeführt 
wurden. 

Die  Entwicklung  des  Auslandsgeschäfts  der  Textilindustrie 
war  in  den  ersten  drei  Quartalen  des  Berichtsjahres  noch  immer 
nicht  besonders  günstig.  Es  stieg  zwai'  der  Menge  nach  Einfuhr 
und  Ausfuhr,  dem  Werte  nach  nahm  aber  letztere  tim  5,8  Mill.  Mk.  ab. 
Die  Ausfuhrminderung  von  0,6  o/o  bleibt  allerdings  hinter  der  des 
Jahres    1908   von    9,6  o/o    erheblich    zurück. 

Die  Zufuhr  von  Rohbaumwolle  nahm  bis  zur  Mitte  des 
Jahres  zu,  und  ließ  dann  jedenfalls  infolge  der  beti'ächtlichen  Preis- 
steigerung nach.  Der  Einfuhrüberschuß  vergi'ößerte  sich  gegenüber 
dem  Vorjahre.  Besonders  ungünstig  gestaltete  sich  die  Ausfuhr  von 
gefärbten,  bedruckten  usw.  Gew^eben,  von  Handschuhen  und  von 
Strümpfen. 

Die  Einfuhr  von  Wolle  stieg.  Die  Ausfuhr  von  AV  o  1 1  - 
waren  nahm  ab,  besonders  in  Kleiderstoffen ;  Dänemark,  Ruß' 
land,  Britisch-Indien  nahmen  erheblich  weniger  auf,  während  Groß- 
britannien, die  Niederlande,  die  Türkei,  Japan  und  die  Vereinigten 
Staaten    von    Amerika    ihre    Bezüge    vermehrten. 

Die  Einfuhr  von  Rohseide,  besonders  italienischer,  hat  außer- 
ordentlich zugenommen.  Sie  stieg  von  86,5  auf  115,5  Mill.  Mk.  In 
Seidenwaren  konnte  die  Ausfuhrmenge  zwar  neben  vielen  Aus- 
fällen in  manchen  wichtigen  Positionen  gesteigert  werden,  jedoch 
ergibt  sich  durch  empfindliche  Preisnachlässe,  teils  auch  durch  die 
Aufnahme  geringwertiger  Qualität  am  Weltmarkte,  ein  Wertausfall 
von  mehr  als  3  Mill.  Mk.  Die  Entwertung  der  Ausfuhr  zeigt  sich 
besonders  bei  halbseidenen  Bändern,  seidenem  Tüll,  Handschuhen  und 
Stickereien.  Die  Ausfuhr  an  Handschuhen  ging  in  der  Menge  fast 
um  die  Hälfte  zurück,  im  besonderen  nach  Großbritannien  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  sank  im  Werte  sogar  von  7,7  auf 
3,3  Mill.   Mk. 

Auch  über  den  Absatz  der  Konfektionsindustrie  ist 
nichts  Erfreuliches  zu  berichten.  Es  ergibt  sich  im  ganzen  ein  Ausfall 
von  4  Mill.  Mk.  Im  besonderen  litt  die  Ausfuhr  nach  Großbritannien. 
Der  Export  in  baumwollenen  Kleidern  konnte  zwar  in  einigen 
Positionen  gesteigert  werden,  sank  jedoch  durch,  andere  Ausfalle 
(Blusen  usw..  Putz  waren)  im  Werte  um  2  Mill.  Mk.  Wollene 
Kleider  wurden,  hauptsächlich  durch  einen  großen  Ausfall  bei 
Frauen-  und  Mädchenkleidem,  für  4  Mill.  Mk.  weniger  ausgeführt 
als  in  der  gleichen  Zeit  des  Vorjahres.  Großbritannien  allein  nahm 
an  Frauen-  und  Mädchenkleidern  für  3  Mill.  Mk.  weniger  auf.  Auch 
die  Ausfuhr  von  seidenen  Kleidern  ging  erheblich  zurück,  und  nur 
durch  eine  Steigerung  in  der  Position  Putzwaren  en-eichte  die 
Seidenwarenausfuhr    ungefähr    die    Höhe    des    Vorjahres. 

In  der  chemischen  Industrie  machten  sich  Anzeichen 
aufstrebender  Konjunktur  deutlich  bemerkbai'.  Der  Gesamtausfuhr- 
w^ert  der  Industrie  stieg  von  389  auf  442  Mill.  Mk.  Von  dea* 
53  Mill,  Mk.  betragenden  Zunahme,  zu  der  alle  Zweige  der 
Industrie  beigesteuert  haben,  entfallen  auf  chemische  Grundstoffe, 
Säuren,  Salze  usw.  fast  17  und  auf  Farben  und  Farbwaren  mehi- 
als  16  Mill.  Mk.  An  der  Ausfuhrsteigerung  in  der  Gruppe  der 
chemischen  Grundstoffe  sind  hauptsächlich  beteiligt  Chlor- 
kalium (mit  5  Mill.  Mk.),  für  das  in  Frankreich  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  größerer  Bedarf  war,  und  Ferro- 
silicium     (mit     6,9     Mill.     Mk.),     das     gleichfalls     in    diesen    Ländern 
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sowie  in  Großbritannien  und  in  der  Schweiz  stärkeren  Absatz  fand. 
In  der  Gruppe  der  Farben  und  P arbwaren  stieg-  allein  die 
Ausfuhr  von  Anilin  usw.  um  13  Mill.  Mk.  Ihre  Aufnahme  deutscher 
l'rodukte  erhöhten  Belgien,  Großbritannien,  Oesterre ich- Ungarn,  China, 
in  besonders  hohem  Maße  Japan  und  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  Letztere  bezogen  auch  erheblich  mehi-  an  Indigo,  dessen 
Ausfuhr  um  2  Mill.  Mk.  zunahm.  Bemerkenswert  ist  die  »Steigerung 
der  Ausfuhr  an  Sprengstoffen  und  Schießbedarf,  die  be- 
sonders auf  umfangreichen  Bezügen  der  Türkei  an  gefüllten  Geschoß- 
zündungen   und    gefüllten    Waffenpatronen    beruht. 

Die  Einfuhr  von  Fellen  und  Häuten  nahm  allgemein  zu.  Lederindustrie. 
Besonders  verstärkt  war  die  Zufuhr  von  Kalbfellen,  gekalkten  und 
getrockneten  Rindshäuten,  rohen  Lamm-  und  Ziegenfellen.  Die  Aus- 
fuhr von  Leder  stieg  um  9,8  Mill.  Mk.  Dazu  trug  vor- 
nehmlich die  Ausfuhr  von  Oberleder  (Tarif position  545  a)  bei,  infolge 
größerer  Bezüge  seitens  Rußlands  und  der  Schweiz.  Nicht  so  hohe 
Zunahmen  sind  zu  verzeichnen  bei  zugerichtetem  Ziegenleder  und 
lackiertem  Kalbleder.  Die  Ausfuhr  von  Lederwaren  gestaltete 
sich  nicht  so  günstig.  Trotz  erheblich  höherer  Ausfuhrmenge  zeigt 
sich  ein  Wertrückgang.  Die  Entwertung  tritt  besonders  hervor  bei 
Schuhen,  Sattler-  und  Täschnerwaren  usw.,  Glacehandschuhen,  Wild- 
leder- und  anderen  Lederhandschuhen.  Der  Absatz  von  Glacehand- 
schuhen nach  den  Vereinigten  Staaten  hat  den  Umfang  des  Jahres 
1907  wieder  erreicht.  In  Sattler-  und  Täschnerwaren  setzte  sich  die 
Steigerung  des  Exports  nach  Großbritannien  auch  im  Berichtsjahre  fort. 

In  Uebereinstimmung  mit  der  erheblich  gesteigerten  Einfuhr  von 
rohen  Fellen  zu  Pelzwerk  hat  die  Ausfuhr  von  Kürschner- 
waren außerordentlich  (um  16,8  Mill.  Mk.)  zugenommen.  Für  Felle 
zu  Pelzwerk  zeigten  sich  aufnahmefähiger:  Frankreich,  Groß- 
britannien und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die  beiden  letzteren 
auch  für  nicht   überzogene  und  nicht   gefütterte  Pelzwaren. 

Die   Ausfuhr   der    Papierindustrie    hat    sich    erfreulich   ge-        Verschiedene 
hoben.     Der    Mehrabsatz    ist    zum    großen    Teil   der    gebesserten    Auf-  Industrien, 

nahmefähig keit  des  amerikanischen  Marktes  zu  danken.  Mit  der  Zu- 
nahme des  Ausfuhrwertes  um  5,9  Mill.  Mk.  wurde  sogar  der  in  der 
Parallelzeit  des  Jahres  1907  erreichte  Wert  überschritten,  trotzdem 
die  Wertsteigerung  im  Berichtsjahre  4,3  o/o  hinter  dem  Anwachsen 
der  Ausfuhrmenge  zurückblieb  (6,6  o/o).  Die  Entwertung  der  Ausfuhr 
macht  sich  besonders  auffallend  bemerkbar  bei  einfarbigen  Postkarten 
mit  Bilddruck  und  lichtempfindlichem  (gebrauchsfertigem)  photo- 
graphischem Papier.  Demgegenüber  hat  z.  B.  der  Absatz  von  Besuchs- 
karten, Bilderpapier  usw.  und  Tapeten  eine  Wertsteigerung  erfahren. 
—  Die  Ausfuhr  von  Tonwaren  ist  ebenso  wie  von  Glas  und 
G  1  a  s  w  a  r  e  n  im  Berichtsjahre  noch  weiter  gesunken.  Während  der 
Export  von  Glas  usw^  auch  eine  Entwertung-  zeigt,  hat  der  Wert 
der  Tonwarenausfuhr  relativ  eine  Wertsteigerung  erfahren.  —  Auch 
Ton  Werkzeuge  sind  wiederum  in  der  Ausfuhr  zurückgegangen, 
wenn  auch  nicht  so  stark  wie  im  Vorjahre.  Der  Absatz  von  Klavieren 
minderte  sich  vornehmlich  nach  Großbritannien.  —  Die  Ausfuhr  von 
Kinderspielzeug  hat  sich  etwas  gebessert,  ohne  daß  aber  damit 
die  Exporthöhe  des  Jahres  1907  erreicht  wurde.  Amerika  hat  seine 
Bezüge  wieder  ausgedehnt,  während  sie  Großbritannien  auch  im  Be- 
richtsjahre   noch    weiter   einschränkte. 

Die  Einfuhr  von  Erzeugnissen  der  Land-  und  Forst-  Landwirtschaft. 
Wirtschaft  und  anderen  tierischen  und  pflanzlichen  Natur- 
er Zeugnissen  nahm  unter  gleichmäßiger  Beteiligung  aller  Zweige 
•an  Menge  und  Wert  zu.  Trotzdem  die  Ausfuhr  um  mehr  als  eine 
Million  dz  nachgelassen  hat,  ist  dank  dem  Anziehen  der  Preise  der 
Wert  um  34,4  Mill.  Mk.  gestiegen.  Zu  dieser  Zunahme  haben  besonders 
Tiere  und  tierische  Erzeugnisse  landwirtschaftlicher  Nebengewerbe 
beigesteuert,  während  Erzeugnisse  des  Acker-,  Garten-  und  Wiesen- 
baues in  der  Ausfuhr  etwas  zurückblieben.  Beachtenswert  ist  die 
besonders  zu  Beginn  des  Berichtsjahres  auffallende  Zunahme  der 
Roggenausfuhr.    Wie  in  den  Vorjahren    war    sie    mit    einer    rück- 
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läufigen  Bewegung  der  Einfuhr  verbunden.  Die  Hauptursaclie  für 
die  Zunahme  liegt  in  den  Wirkungen  des  bestehenden  Einfuhrschein- 
systems. Während  der  Ausfuhrüberschuß  in  den  ersten  drei  Viertel- 
jahren des  Vorjahres  nur  0,5  Mill.  dz  betrug,  beläuft  er  sich  in  der 
gleichen  Zeit  des  Berichtsjahres  auf  2,5  Mill.  dz.  Der  Mehrabsatz 
fällt  in  der  Hauptsache  auf  Belgien,  Dänemark,  Italien,  Oesterreich- 
Ungarn.  Der  im  Vorjahr  gemeldete  Ausfuhrüberschuß  an  Hafer  von 
2  Mill.  dz  hat  sich  im  Berichtsjahre  in  einen  Einfuhrüberschuß  von 
2,5  Mill.  dz  verwandelt.  Es-  hob  sich  ferner  die  Einfuhr  von  Mais,  Dari, 
Kleie,  Kartoffeln,  Chilesalpeter ;  während  Leinsaat  etwas  zurückblieb. 
Die  Ausfuhr  von  Eübenzucker  in  Form  von  Kristallzucker  nahm 
infolge  des  noch  immer  geringen  JBezuges  ^von  Großbritannien  ab; 
an  rohem  festen  und  flüssigen  Eübenzucker  nahm  dieses  unser  Haupt- 
absatzland zwar  wieder  etwas  mehr  auf,  jedoch  konnte  auch  hier 
der  Gesamtexport  die  vorjährige  Höhe  nicht  erreichen,  da  die  im 
Jahre  1908  plötzlich  aufgetretenen  großen  Bezüge  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  so  gut  wie  ganz  ausblieben.  Die  Einfuhr  von 
Holz  blieb  in  den  ersten  Monaten  des  Berichtsjahres  noch  hinter 
dem  Vorjahre  zurück,  begann  dann  aber  wohl  infolge  der  etwas 
besseren  Lage  des  Baugeschäfts  sich  zu  heben,  so  daß  sie  zu  Ende 
des  dritten  Vierteljahrs  sogar  die  Gesamtsumme  des  Vorjahres  über- 
flügelt hatte.  Infolge  der  Erhöhung  des  Kaffeezolls  stieg  die  Einfuhr 
von  rohem  Kaffee  im  Vergleich  zum  Vorjahre  bis  zum  Juli  außer- 
ordentlich,   ließ   aber   alsdann   in   demselben    Maße   nach. 

Im  weiteren  geben  wir  eine  Ueibersicht  über  die  Entwicklung 

unseres   Handels   mit   den   für   unseren  Warenverkehr   besonders 

in  Betracht  kommenden  Ländern.    Auch  hier  gelten  die  Angaben 

für   die   ersten   drei   Vierteljahre   1909. 

Eür  die  Einfuhr  aus  Großbritannien  in  den  ersten  neun  Monaten 
des  Berichtsjahres  ist  bemerkenswert  der  Rückgang  der  Eisenerzeinfuhr 
sowie  einige  Zunahmen  bei  Textilwaren^  Die  Roheiseneinfuhr  sank 
von  1,7  auf  0,7  Mill.  dz,  also  um  58,8  o/o.  Eerner  wurde  in  geringerer 
Menge  importiert  rohes  Nickelmetall  und  rohes  Blei.  Dagegen  stieg 
die  Einfuhr  beträchtlich  an  rohem  Zinn  und  Zink,  sowie  an  Kupfer 
und  Messing.  Von  T  e  x  t  i  If  abr  i  kat  e  n  fiel  die  Einfuhr  an  rohem 
Kammgarn.  Dagegen  wurde  eindrähtiges  Baumwollgarn  (roh,  über  47) 
in  größerer  Menge  bezogen,  ebenso  Baumwollgewebe,  sowohl  zugerichtet, 
gebleicht  als  auch  gefärbt  und  bedruckt,  ferner  Kammzug  und  wollene 
Kleiderstoffe.  Bei  E  e  1 1  e  n  und  Häuten  nahm  die  Einfuhr  von 
überseeischen  Lammfellen  und  Schaffellen  (roh,  behaart)  via  England 
zu.  Von  anderen  wichtigeren  Bezugsartikeln  ist  eine  Zunahme  bei 
der  Einfuhr  von  schwefelsaui-em  Ammoniak  zu  erwälmen.  Eine  Ein- 
fuhrverminderung   weisen   auf    Steinkohlen,    Kleie,    Salzheringe. 

Die  Ausfuhr  nach  Großbritannien  zeigt  mehrfach  erhebliche  Rück- 
gänge, der  allerdings  besonders  in  der  Textil-  und  Montanbranche 
Steigerungen  gegenüberstehen.  An  landwirtschaftlichen  Pro- 
dukten blieb  Hafer  um  zwei  Drittel  in  der  Ausfuhrmenge  gegen 
das  Vorjahr  zurück.  Die  Ausfuhr  an  Rübenzucker  nahm  in  Form 
von  Kristallzucker  ab,  steigerte  sich  aber  bei  rohem,  festem,  flüssigem 
und  solchem  in  Platten,  Stangen  und  Würfeln.  Von  Häuten  und 
Fellen  wurden  Pelztierfelle  zu  Pelzw^erk  in  größerem  Umfange  aus- 
geführt, auch  Sattlerwaren  und  Sohlleder  nahmen  in  der  Ausfuhr  zu, 
letzteres  von  7,1  auf  13,9  Tausend  dz.  Dagegen  waren  bei  Ziegen- 
und  Zickelleder,  zugerichtet,  sowie  bei  Oberleder  Ausfälle  zu  ver- 
zeichnen. An  Rohstoffen  für  die  Textilindustrie  hat  die  Ausfuhr 
von  Merinowolle,  nach '  der  Schur  gewaschen,  sowie  Kreuzzuchtwoll© 
im  Schweiße  sich  stai'k  gehoben.  Von  wollenen  Waren  wurden 
Wirkwaren  (abgepaßt  gearbeitete  und  andere)  weniger,  Kleiderstoffe 
erheblich  mehr  ausgeführt  als  in  der  Parallelzeit  des  Vorjahres. 
Von  Baumwollwaren  ließ  die  Ausfuhr  von  Handschuhen  sehr  nach, 
während  sie  sich  bei  gefärbten,  bedinickten  Geweben,  Spitzen, 
Stickereien  und  abgepaßten  Strümpfen  hob.  Auch  in  seidenen  Hand- 
schuhen ging  der  Export  erheblich  zurück,  übertraf  jedoch  an  anderen 
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Sei  den  waren.  Posamentierwai-en,  besonders  Spitzen,  auch  bei  dichten 
Greweben  teilweise  aus  Seide,  in  der  Menge  den  des  Vorjahres.  Aus 
der  Konfektionsindustrie  zeigt  nur  der  Absätz  von  bäum 
wollenen  Unterkleidern  einen  Aufschwung,  während  wollene  Trauen- 
und  MMchenkleider  erheblich,  noch  mehr  seidene  Frauenkleider  in 
der  Ausfuhr  zurückblieben.  In  der  Eisen-  und  Metallindustrie 
sind  besondere  Zunahmen  der  Ausfuhr  zu  bemerken  bei  Eisenbahn- 
schienen, Rohluppen,  geformtem  Stabeisen  und  Grobblechen,  ferner 
in  geringerem  Umfange  bei  Band-  und  Reifeisen,  sowie  Eisendraht. 
Dagegen  nahmen  an  Ausfuhrmenge  ab  Träger,  nicht  geformtes  Stabeisen, 
Eck-  und  Winkeleisen  und  Kupferdraht.  Die  Maschinenausfuhr 
ging  stark  zurück;  betroffen  wurden  Dynamo-,  vor  allem  Dampf- 
maschinen und  solche  zur  Bearbeitung  von  Metallen.  Den  Rückgängen 
schließen  sich  Kabel  an,  während  Eahrradteile  etwas  mehr  ausgeführt 
wurden.  Die  Papier-  und  Papierwaren  ausfuhr  hob  sich  bei 
Zellstoff,  Packpapier  (aller  Art),  Besuchskarten  und  Tapeten.  Hinter 
dem  Vorjahre  blieben  in  der  Menge  zurück  Packpapier  (in  der  Masse 
gefärbt),  Druck-,  Buntpapier,  Postkarten  mit  Bilddruck,  einige  Papier- 
waren und  Farbendruckbilder.  Erwähnt  seien  noch  eine  Ausfuhr- 
steigerung bei  Anilin  und  anderen  n.  b.  g.  Teerfarbstoffen  und  Wand- 
uhren, Rückgänge  bei  feinen  Holzwaren,  Klavieren  und  Kinderspielzeug. 

Die  Einfuhr  aus   den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zeigte  in  vereinigte 

den  ersten  neun  Monaten  des  Berichtsjahi-es  in  den  wichtigeren  Waren         ^T^!^Jf" 
eine  rückläufige  Tendenz.    In  landwirtschaftlichen  Erzeug-  ""'"' 

n  i  s  s  e  n  sank  die  Einfuhr  von  Weizen  von  5,2  auf  2,0  Mill.  dz. 
Weniger  eingeführt  wurde  ferner  Mais,  Kleie  und  Schweineschmalz, 
Oelkuchen  dagegen  mehr.  Ein  ähnliches  Bild  bieten  Felle  und 
Häute,  Roßhäute,  ferner  gekalkte  und  grüne  Rindshäute  wurden 
in  geringerem  Maße,  besonders  letztere,  in  erheblich  kleinerem 
Quantum  bezogen.  Rohe  und  andere  Felle  zu  Pelzwerk  nahmen 
in  der  Einfuhr  zu.  Von  Metallen  sei  ein  mäßiger  Rückgang 
der  Kupfereinfuhr  erwähnt.  Auch  die  Einfuhr  von  Mähmaschinen 
und  Metallbearbeitungsmaschinen  ließ  nach.  Baumwolle  wurde  in 
ungefähr  gleicher  Menge  bezogen.  Von  andern,  für  die  Einfuhr 
aus  den  Vereinigten  Staaten  besonders  in  Betracht  kommenden 
Artikeln,  ist  eine  Einfuhrsteigerung  bei  Tabakblättern  zu  erwähnen, 
wogegen  kleinere  oder  größere  Abnahmen  zu  konstatieren  sind  bei 
Oleomargarine,  Nadelholz  (längs  gesägt),  mineralischen  Schmierölen, 
natürlichem    phosphorsaurem    Kalk,    gereinigtem    Erdöl. 

Die  Ausfuhrverhältnisse  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
haben  sich  im  Berichtsjahre  sichtlich  gebessert.  Schon  mit  den  ersten 
fünf  Monaten  wurde  speziell  bei  der  Ausfuhr  aus  dem  Bezirk  des  amerika- 
nischen Generalkonsulats  Berlin  teilweise  die  Exporthöhe  des  besseren 
Jahres  1907  überschritten.  Die  Ausfuhrsteigerung  ist  in  der  Haupt- 
sache die  Folge  des  Aufschwunges  in  fast  allen  Zweigen  des  amerika- 
nischen Wirtschaftslebens.  Der  zweite  Umstand,  der  bei  der  Ge- 
staltung des  Ausfuhrgeschäfts  mitwirkte,  war  die  Neuregelung  der 
Zollverhältnisse.  Einerseits  zeigte  sich  infolge  der  befürchteten  Er- 
höhung des  Zolltarifs  bei  einer  Anzahl  von  Waren,  z.  B.  in  der  Farben- 
und  Textilbranche,  eine  Belebung  der  Ausfuhr,  während  andererseits 
wegen  der  Unsicherheit  der  Lage  das  Geschäft  vielfach  beeinträchtigt 
wurde.  Im  besonderen  ist  der  Rückgang  der  Ausfuhr  von  Rüben- 
zucker (roher,  fester  und  flüssiger)  von  ca.  7000  dz  auf  46  dz  zu 
erwähnen.  Allerdings  war  die  Ausfuhrziffer  des  Jahres  1908  aus- 
nahmsweise hoch.  Sie  stellte  sich  in  der  Parallelzeit  des  Jahres 
1907  nur  auf  496  dz.  Immerhin  bildete  sie  noch  das  Zehnfache  der 
diesjährigen  Ausfuhrmenge.  Von  Häuten  und  Leder  blieb  die  Aus- 
fuhr von  trockenen,  grünen  und  gesalzenen  Kalbfellen  gleich  hoch; 
dagegen  wurden  Pelztierfelle  und  namentlich  trockene  und  gesalzene 
Rindshäute  in  ungleich  größerem  Umfange  ausgeführt.  Auch  der 
Absatz  von  Glacehandschuhen  nahm  erfreulich  zu.  In  erheblich 
größeren  Quanten  wurden  Anilin  und  andere  nicht  besonders  genannte 
Teerfarbstoffe  bezogen.  Die  sich  aufraffende  amerikanische  Land- 
wirtschaft zeigt  eine  bedeutend  größere  Aufnahmefähigkeit  für 
Chlorkalium    und    Abraumsalze.      Auch    für   die    Textilindustrie 
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ist  die  Entwickluiig,  wie  schon  angedeutet,  nicht  ungünstig  ge- 
wesen. An  einer  größeren  Ausfuhrsteigerung  haben  vornehmlich  teil- 
genommen wollene  Kleiderstoffe,  baumwollene  Stickereien,  baumwollene 
abgepaßte  Strümpfe,  künstliche  ungefärbte  Seide,  und  seidene  Posa- 
mentierwaren. Nicht  so  erheblich  war  die  Zunahme  bei  baumwollenen 
Spit.zen  und  Frauenkleidem  aus  Seide.  Zurückgegaugen  sind  im  Export 
baumwollene  Handschuhe,  halbseidene  Gewebe,  sowde  Bänder  und 
künstliche  Blumen  aus  Gespinst\\'ai'en.  Für  die  Montanindustrie 
zeigt  die  Ausfuhr  nach  Amerika  eine  rückläufige  Tendenz.  Träger 
sowie  Band-  UJid  Reifeisen  wurden  erheblich  weniger  abgesetzt,  auch 
in  nicht  geformtem  Stabeisen  wurde  die  vorjährige  Menge  nicht  erreicht. 
Hingegen  weisen  feine  Messer-  und  Schneidewaren  eine  Zunahme  auf. 
In  der  Papierindustrie  wurde  an  Postkarten  mit  Bilddi'uck  und 
Buntpapier  ein  erheblich  größerer  Umsatz  erzielt,  an  dem  auch  (freilich 
in  geringerem  Maße)  Besuchskarten  teilnahmen.  Die  Ausfuhr  von 
Farbendruckbildern  und  Papierwaren  blieb  dagegen  im  Vergleich  zum 
Vorjahre  zurück.  Aus  den  übrigen  an  der  Ausfuhr  nach  Nordamerika 
besonders  interessierten  Industrien  nahmen  an  der  Ausfuhrsteigerung 
teil  "Wand-,  Standuhren  (beträchtlich),  Klaviei-mechaniken,  Mund- 
liarmonikas,  Kinderspielzeug,  weißes  Porzellan,  während  buntes  und 
Luxusgegenstände  aus  Porzellan  Ausfälle  aufweisen. 
Rußland.  Für  die  Einfuhr  aus  Rußland  sind  die  Steigerung  unseres  Bezuges 

an  Getreide,  sowie  besondere  Zunahmen  bei  Häuten  und  Fellen  be- 
merkenswert. Der  Bezug  von  Roggen  nahm  zwar  erheblich  ab,  der 
Import  an  Weizen  stieg  aber  von  1,3  auf  6,9  Mill.  dz,  an  Gerste  von 
8,6  auf  13,4  Mill.  dz,  an  Malzgerste  von  50,5  auf  59,4  Tausend  dz,  an 
Hafer  von  0,8  auf  3,0  Mill.  dz.  Auch  Kleie  weist  eine  erhebliche  Zu- 
nahme auf.  Dagegen  wurde  Mais  und  Dari,  auch  Flachs,  roh  und 
gebrochen,  Hanf  roh  und  Oelkuchen  in  geringerer  Menge  bezogen. 
Von  Tieren  und  tierischen  Erzeugnissen  ging  die  Einfuhr 
zurück  bei  schweren  Arbeitspferden,  Gänsen  und  Hühnern  aller  Art, 
während  sie  an  Eiern,  Därmen,  Magen  und  Blasen  zunahm.  Der 
Import  von  Holz  überstieg  bei  allen  Arten  von  Nadelholz  und  weichem 
Laubholz  die  Menge  des  Vorjahres,  ließ  aber  bei  Eichen-  und  Gruben- 
liolz  nach.  Besondere  Erhöhungen  in  der  Einfuhr  von  Fellen  usw. 
zeigen  sich  bei  grünen,  gesalzenen  (19,0  gegen  3,6  Tausend  dz)  und 
trockenen  Kalbfellen,  rohen,  behaarten  Ziegenfellen,  aller  Art  Fellen 
zu  Pelzwerk.  Geringere  Nachlässe  treffen  rohe,  behaarte  Lamm-  und 
Schaffelle.  Abgesehen  von  einer  Zunahme  der  Manganerzeinfuhr,  sind 
noch  Rückgänge  zu  verzeichnen  "bei  Eisenerz,  mineralischen  Schmier- 
ölen,  sowie   Kaviai'   und   Kaviarersatzstoffen. 

In  der  Ausfuhr  nach  Rußland  tritt  ein  Sinken  des  Maschinen- 
exports  im  allgemeinen  gegen  eine  Steigerung  bei  Maschinen  für  land- 
wirtschaftliche Zwecke  bzw.  Geräten  besonders  hervor.  Der  Export 
von  Roggen  nahm  ab.  In  Häuten  und  Fellen  sank  der  Absatz 
von  Rindshäuten  beträchtlich  (76,1  gegen  103,1  Tausend  dz).  Auch 
lackiertes  Rind-,  Schaf-  und  Ziegenleder  wurde  weniger  ausgeführt. 
Dagegen  stieg  der  Absatz  an  giünen,  gesalzenen  Roßschildern,  zu- 
gerichtetem Ziegen-  und  Zickelleder,  Oberleder,  "Sohlleder  ujid  Treib- 
riemen. In  Rohstoffen  für  die  Textilindustrie  wurde  an  Baum- 
wolle erheblich  weniger  aufgenommen,  während  der  Absatz  von 
Merinowolle,  nach  der  Schur  gewaschen,  bedeutend  (von  17,9  auf 
24,6  Tausend  dz)  zunahm.  Rohes  Kammgarn  imd  wollene  Kleider- 
stoffe gingen  in  der  Ausfuhr  zurück.  Die  Montanindustrie 
hatte  füi'  geformtes  Stabeisen  zwar  Zunahmen,  bei  Band-  und  Reif  eisen 
und  nicht  geformtem  Stabeisen  aber  bedeutende  Ausfälle  zu  verzeichnen. 
In  Erwartung  der  günstigen  Ernte  nahm  der  Bezug  von  Acker- 
geräten, z.  B.  eisernen  Pflügen,  Kartoffelgrabern,  Eggen  usw.  zu. 
Auch  Dresch  maschinen,  Rasenmäher  und  andere  nicht  besonders 
genannte  landwirtschaftliche  Maschinen  wurden  erheblich  mehr  als 
im  Vorjahre  bezogen.  Von  anderen  Maschinen  wurden  nur  Dampf- 
lokomotiven in  gröIJerer  Menge  ausgeführt.  Buchdruck-  und  Nah- 
maschinen, besonders  Dampf-  und  Metallbearbeitungsmaschinen,  sowie 
Explosionsmotoren  (nicht  für  Kraftfahrzeuge)  erreichten  die  Ausfuhr- 
höhe   des    Vorjahres    nicht.     Zu   erwähnen   sind   noch   Ausfuhrausfälle 
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bei  Steinkohlen,  Steinkolilenkoks,  Anilin  und  a.  n.  b.  g.  Teerfarbstoffen 
und   Büchern. 

Die  Einfuhr  aus  Oesterreich-Ungai-n  ging  bei  den  meisten  der 
wichtigeren    Artikel    zurück.     Der    Import    von    Malzgerste    sanlv    von 

1.4  auf  0,8  Mill.  dz,  desgleichen  blieb  die  Einfuhrmenge  von  Rotklee- 
saat hinter  der  des  Vorjahres  zurück.  Von  Tieren  und  tierischen  Er- 
zeugnissen NVTirden  Ochsen,  Jungvieh  und  Eier  von  Eedervieh  und 
Federwild  weniger  eingeführt,  wälu'end  der  Import  von  Kühen  zunahm. 
Giiine  Rindshäute  wurden  sogar  in  beträchtlich  größerem  Umfange 
(78,3  gegen  36,6  Tausend  dz  im  Vorjahre)  importiert.  Von  Erzeug- 
nissen der  Forstwirtschaft  hat  besonders  die  Einfuhr  von  Nadelholz 
jeder  Art,  als  Bau*-  und  Nutzholz,  weder  gedämpft  noch  getränkt  usw., 
längs  beschlagen  usw.,  längs  gesägt,  nicht  gehobelt  usw.  zugenommen. 
Die   Einfuhr    von    Braunkohlen   aus    Oesten-eich- Ungarn   ging-   um 

4.5  Mill.  dz  (60,6  gegen  65,5  Mill.  dz)  zurück.  Weniger  stark  ließ 
die  Einfuhr  von  Steinkohlen  nach.  Von  Erzen  zeigen  Eisen-  und 
Bleierze  Rückgänge,  während  Zink-  und  Kupfererze  in  größerer  Menge 
bezogen  N^iirden.  Zu  erwähnen  ist  noch  eine  Einfuhrsteigerung  an 
gereinigtem  Erdöl  und  eine  Abnahme  bei  künstlicher  ungefärbter 
Seide. 

Die  Ausfuhr  nach  Oesterreich-Ung-aim  hat  sich  in  seinen  ver- 
schiedenen Zweigen  sehr  ungleich  entwickelt.  Wenn  das  Gesamtbild 
auch  nicht  ungünstig  genannt  werden  soll,  so  dürfen  doch  die  Aus- 
fälle, von  der  die  Textil-  und  besonders  die  Montanindustrie  betroffen 
worden  sind,  nicht  außer  acht  gelassen  werden.  In  der  Ausfuhr 
von  Häuten,  Leder  und  Lederwaren  zeigt  sich  bei  grünen 
Rindshäuten  ein  erheblicher  Rückgang  (46,4  gegen  82,4  Tausend  dz). 
Rohe  Pelztierfelle  zur  Bereitung  von  Pelzwerk  weisen  eine  Steigerung 
auf.  Zugenommen  hat  auch  die  Ausfulu'  von  Oberleder  und  von  Sattler- 
und  Täschnerwaren.  In  der  Textilbranche  ist  eine  Ausf uhrsteige- 
run^  vorhanden  bei  Baumwolle,  Kämmlingen  aus  Wolle  und  besonders 
bei  Kreuzzuchtwolle  jeder  Art  (im  Schweiße,  Rückenwäsche,  Haut- 
wolle nach  der  Schur  gewaschen),  ferner  bei  Merinowolle  (und  Haut- 
wolle hiervon)  nach  der  Schur  gewaschen,  während  solche  im  Schweiße 
und  Rückenwäsche  weniger  exportiert  w^urde.  Rohe  Kammgarne  weisen 
eine  Abnahme,  gefärbte  und  gebleichte  eine  Zunahme  in  der  Ausfuhr 
auf.  Von  Ausfällen  wurden  betroffen  Kunstwolle,  verschiedene  Waren 
aus  Wolle  (z.  B.  Sammet  und  Plüsch,  Kleiderstoffe).  Von  Metallen 
sank  die  Ausfuhr  an  Kupfer,  sie  stieg  bei  Zink  und  blieb  bei  Messing 
ungefähr  gleich.  Von  den  Ausfällen  bei  Produkten  der  Montan- 
industrie sind  die  bedeutenderen :  Rohluppen  usw.  (von  633  000 
auf  122  000  dz).  Eck-  und  Winkeleisen  (von  22  000  auf  9000  dz), 
Stabeisen  (von  30  000  auf  17  000  dz),  nicht  geformtes  Stabeisen  (von 
108  000  auf  59  000  dz).  Dazu  kommen  noch  Rückgänge  bei  Trägern 
und  Band-  und  Reifeisen  (von  63  000  auf  32  000  dz).  In  der  Ma- 
s  c  h  i  n  e  n  ausfuhr  ist  der  geringe  Bezug  an  Maschinen  zur  Bearbeitung 
von  Metallen  (48  000  gegen  73  000  dz)  bemerkenswert.  Zugenommen 
hat  die  Ausfuhr  im  besonderen  bei  Personenmotorwagen,  Anilin  und 
a.  n.  b.  g.  Teerfarbstoffen  (von  28  000  auf  33  500  dz),  Büchern, 
während  farbiges   Porzellan   in  geringerem   Umfange  abgesetzt  wurde. 

Für  die  Einfulir  aus  Fi-ankreich  ist  die  Forcierang  der  fran- 
zösischen Seiden-  und  Seidenwarenausfulir  bemerkenswert.  Wein  zu 
Kognak  wurde  im  Berichtsjahre  in  mehr  als  der  doppelten  Menge  be- 
zogen. Auch  die  Einfuhr  von  Schaumwein  stieg  etwas,  während  anderer 
Wein  weniger  eingeführt  wurde.  Von  Häuten  und  Fellen  usw. 
wurden  Pelztierfelle  zur  Bereitung-  von  Pelzwerk,  rohe  Lammfelle  sowie 
zugerichtetes  Schaf-  und  Lammleder  reichlicher  bezogen;  andere  Pelz- 
tierfelle, gi-üne  Rindshäute  und  gi*üne,  gesalzene  Kalbfelle  gingen  in 
der  Einfulir  zurück.  An  Wolle  und  Garn  nahm  der  Import  von 
Kreuzzuchtwolle,  im  Schweiße  und  auch  nach  der  Schur  gewaschen,  zu, 
während  Merinowolle  an  Menge  stark  hinter  dem  Vorjahre  zurückblieb. 
Rohes  Ivamm^rn  wurde  bedeutend  mehr  eingeführt.  Seide  und 
Seidenwaren  zeigen  in  den  Ha.uptpositionen  Zunahmen,  so  in  Seide, 
roh,  Gaze  und  Krepp,  vor  allem  in  Flor  aus  Seide  und  dichten,  ganz- 
seidenen  Geweben    (außer    Bändern).      Die    Einfuhr    von   Personen- 
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motorwagen  ging  weiterhin  zurück.    Schwere  Arbeitspferde  wurden 
merklich  weniger  bezogen,   Eisenerz   dagegen  erheblich  mehr. 

Die  Ausfuhr  von  Koks  nach  Frankreich  nahm  ab,  die  von 
Steinkohle  zu.  Pelztierfelle  zur  Bereitung  von  Pelzwerk  wurden  in 
bedeutend  größerer  Menge  ausgeführt.  Auch  Oberleder  konnte  im  Ab- 
satz gesteigert  werden.  Die  Ausfuhr  in  der  Eisen-,  Metall-  und 
Maschinenindustrie  entwickelte  sich  ungleich.  Eisenerz  zeigt 
einen  Ausfall.  Auch  bei  Eck-  und  Winkeleisen,  Messing,  und  besonders 
bei  Waren  aus  Gold  konnte  die  vorjährige  Absatzmenge  nicht  erreicht 
werden.  Dagegen  wurden  bei  Rohluppen,  Stabeisen,  vornehmlich  nicht 
geformtem,  ferner  bei  Band-  und  Reifeisen  größere  Umsätze  erz.ielt. 
An  Maschinen  usw.  nahm  der  Absatz  in  Dampfmaschinen,  Fahrrad- 
teilen,  besonders  in  Nähmaschinen,  zu  und  ließ  bei  Maschinen  zur 
Bearbeitung  von  Metallen,  Tenderlokomotiven  (bei  solchen  ohne  Tender 
sogar  erheblich)  nach.  Für  die  Textilindustrie  brachte  das 
Jahr  an  Kunstwolle  und  Kleiderstoffen  aus  Wolle  eine  gesteigerte  Aus- 
fuhr, für  seidene  Gewebe  und  Bänder  dagegen  eine  Exportabnahme, 
Auch  von  einer  Anzahl  anderer  für  die  Ausfuhr  nach  Frankreich  wich- 
tiger Artikel  sind  Rückgänge  zu  verzeichnen,  so  bei  Zellstoff,  Borsten, 
Anilin  und  a.  n.  b.  g.   Teerfarbstoffen,  Kinderspielzeug. 

Im  folgenden  bringen  wir  einen  Vergleich  der  Entwicklung  des 
Außenhandels  der  wichtigeren  Länder  für  die  Jahre  1906 — 1908. 

Tab.  9.      Der  Außenhandel  der  wichtigeren  Länder  der  Erde  1906—1908 
(in  Millicnen  Mark) 


1906 


1907 


E. 

Deutsches  Zollgebiet {  A. 

Zs. 
(E. 

Großbritannien {  A. 

IZs. 
,E. 

Frankreich [  A. 

IZs 
G.E 

Vereinigte  Staaten {  G.A 

Zs 

C*   TT 

Rußland l  G.A 

Zs. 

E. 
Oesterreich-Ungarn { A. 

Zs. 

E. 

A. 

Zs. 

R. 

A. 

Zs. 

E. 
Belgien ^  A. 

Zs. 


Italien 


Niederlande 


Schweiz 


Japan 


|E. 

A. 
I  Zs. 
(E. 

A. 

Zs. 


8  021,9 

6  359,0 
14  380,9 
10  664,8 

7  661,7 
18  326,5 

4  501,8 

4  213,4 

8  715,2 

5  151,6 
7  324,2 

12  475,8 

1  348,8 

2  164,0 

3  5!2,8 

1  990,0 

2  023,1 

4  013,1 
1  933,4 

1  468,7 

3  402,1 

4  283,7 

3  532,8 
7  816,5 

2  763,2 
2  235,1 

4  998,3 

1  175.2 
856,9 

2  032.1 
877,4 
880,3 

1  757.7 


8  746,7 

6  845,2 

15  591,9 

II  298,9 

8  6^1,1 
19  990,0 

4  978.4 
4  476  9 

9  455.3 

6  024,6 

7  899,6 
13  924,2 

1  515,2 

2  142,7 

3  657,9 
2  126.7 
2  088,7 

4  215,4 

2  304.5 

1  559,1 

3  863,6 

4  520,7 
3  738,2 

8  258,9 
3018.9 

2  278,5 

5  297,4 

1  349,9 
922  4 

2  272,3 
1  027,4 

899.9 
1  927,3 


1908 


7  664,0 

6  398,5 
14  062,5 
10  474,9 

7  695,3 
18  170,2 

4  872,7 

4  217,6 
9  090,3 

5  016,2 
7  815,2 

12  831,4 
1614,2 

2  026,1 

3  640,3 
2  152,5 

1  976,3 

4  128,8 

2  424,7 
1  486,6 
3911,3 


1  1910 
830,7 

2  021,7 
908,2 
788,3 

1  696,5 
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Wie  die  Tabelle  zeigt,  hat  das  Jahr  1908  für  alle  genannten 
Länder,  außer  Italien,  im  Gesamthandel  einen  Eückgang  gezeitigt. 
In  Rußland  und  Oesterreich-Ungarn  liegt  zwar  die  Einfuhrhöhe 
etwas  über  dem  Stande  des  Jahres  1907,  wofür  die  Seite  43 
besprochenen  Umstände  maßgebend  gewesen  sein  mögen,  im 
übrigen  bleibt  aber  gleichmäßig  Einfuhr  wie  Ausfuhr  hinter 
dem  Jahre  1907  zurück.  Eine  prozentuale  Vergleichung  des 
Gesamtaußenhandels  der  wichtigsten  Länder  für  das  Jahr  1908 
gibt  Tabelle  10. 


Das   Jahr    190S. 


Tab.  10.     Die  Entwicklung  des  Außenhandels  (ohne  Edelmetalle)  der 
wichtigsten  Staaten  der  Erde  während  des  Jahres  1908. 


Gesamtaußenhandel 

Zu-  oder  Abnahme  des  Gesamt- 

(in  MUl.  Mk.) 

aaißenhandels 

im  Jahre  1908 

Staat 

In  Prozenten 

1907 

1908 

In  MiU.  Mk. 

des  Handels 

von  1907 

Italien 

1       3  863,6 

3  911,3 

+      47,7 

+    1.2 

Rußland 

3  657,9 

3  640  3 

—      17,6 

—    0,5 

Oesterreich-Ungarn 

4  215,4 

4  128,8 

—      86,6 

—    2,1 

Frankreich 

9  455,3 

9  090,3 

—    365,0 

—    3,9 

Vereinigte  Staaten  von 

Amerika 

13  924,2 

12  831,4 

—  1092,8 

-    7,9 

England 

19  990.0 

18  170,2 

—  1819,8 

—    9.1 

Deutschland 

15  591,9 

14  062,5 

—  1529,4 

—    9,8 

Schweiz 

2  272,3 

2  021,7 

—    250,6 

—  11,0 

Japan 

1  927,3 

1  696,5 

—    230,8 

—  12,0 

Am  größten  war  der  Rückschlag  bei  Japan.  Im  Jahre  1907 
stand  Japan  mit  einer  Steigerung  des  Außenhandels  um  15,9  o/o 
an  der  Spitze  aller  bedeutenden  Staaten. 

Den  Fortschritt,  den  das  Jahr  1909  den  vier  bedeutendsten 
Ländern  brachte,  zeigt  folgendes  Bild: 


Das   Jahr   1909. 


Tab.  11.     Der  Außenhandel    Deutschlands,  Großbritanniens,  Nordamerikas 
und  Frankreichs  in  den  ersten  drei  Vierteln  der  Jahre  1908—1909 
(in  Millionen  Mark). 


Deutschland  .  . 
Großbritannien*)  . 
Vereinig-te  Staaten 
von  Amerika  . 
Frankreich  .     .     . 


1908 

5  620,2 
8  902,9 

3  353,7 
3  355.7 


Einfuhr 

1909 

6  040,2 

9  189.0 


4  487,8 
3  514.3 


Zu-  bezw. 
Abnahme 

in  % 
+  7,5 
+    3,2 

+  33,8 
+    4,7 


1908 

4  732,0 

5  876.0 


Ausfuhr 


1909 

4  795,5 

5  705,2 


Zu-  bezw. 

Abnahme 

in  % 

+     1,3 

—    2,9 


5  169,2      4  875,4      —    5,7 
3  004,9      3  230,6      +    7,5 


")  Ohne  Wiederausfuhr  fremder  und  kolonialer  Waren. 


3.  Kolonialhandel. 

Wir  beginnen  mit  einer  kurzen  Uebersicht  über  die  Ent- 
wicklung des  gesamten  Kolonialhandels,  die  sich  allerdings  aus 
statistischen  Gründen  nur  bis  zum  Jahre  1907  erstreckt. 


Gesamthandel 
der  Kolonien. 
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Tab.  12.     Handel  der  Schutzgebiete  von  1905  —  1907. 

(In  1000  Mark.)  


1905 


1906 


1907 


Ostafrika  .  . 
Kamerun  .  . 
Togo  .... 
Südwestafrika^ 


Einfuhr. 

17  655 

13  467 

7  760 

23  632 


25  153 

13  305 

6  433 

68  626 


23  806 

17  297 

6  700 

32  396 


Afrika  zusammen 
Südsee    .... 
Kiautschau 
Zusammen  .     .     . 


62  514 

8  858 
69  176 


140  548 


113  517 
8  381 

82  374 


204  272 


80  199 

8  546 

55  380 


144  125 


Ostafrika     .     .     . 
Kamerun 

Ausfuhr. 

9  950 

9  315 

3  957 

216 

10  995               12  500 
9  946               15  891 

Togo 

SüdwestafrikaO  • 

4  199 

383 

5  916 
1616 

Afrika  zusammen 
Südsee    .... 
Kiautschau      .     . 

23  438 
4  398 

24  717 

25  523 

5  941 

34  225 

35  923 

5  240 
32  597 

Zusammen  . 

ji        52  553 

65  389               73  760 

1)  Für  1905.     Privatgüter  ohne  Regierungsgüter. 

Unter  Ausschaltung  des  wegen  der  ausnahmsweise  starken 
Einfuhr  nach  Südwestafrika  mit  den  anderen  nicht  vergleich- 
baren Jahres  1906  ergibt  sich  eine  langsame  Steigerung  der  Ein- 
fuhr und  eine  stetige  starke  Zunahme  der  Ausfuhr.  Im  Handels- 
verkehr mit  den  deutschen  Kolonien  steht  Deutschland  an  der 
Spitze.  In  Ostafrika  folgen  dann  der  Eeihe  nach  Indien,  Zanzibar, 
übriges  Afrika ;  in  Kamerun :  Großbritannien,  Afrika ;  in  Togo  : 
Afrika,  Großbritannien;  in  Südwestafrika:  Kapland,  Amerika; 
in  Neu-Guinea  usw. :  Australien,  Asien ;  in  Samoa :  Australien, 
Amerika. 

Deutschlands  Der  Warenaustausch  Deutschlands  mit  seinen  Kolonien   im 

"W  3,1*6  ri  äu  s  - 

tausch  mit         Jahre   1908   ist  gegen  das   Jahr   1907   im   Werte   etwas   zurück- 

seinenKolonien. 

Tab.  13.  Warenaustausch  der  deutschen  Kolonien  mit  Deutschland 
ausschl.  der  Edelmetalle 

(in  1000  M.). 


Herkunfts- 
bzw. Bestimmungsland 


1906 


1907 


1908 


Ostafrika 

Kamerun 

Togo 

Südwestafrika  .  .  . 
Neu-Guinea  .... 
Karolinen,  Marianen  . 
Marschall-Inseln     .     . 

Samoa 

Kiautschau      .     .     .     . 
Zusammen   | 


Einfuhr  aus 
7  584 


9  428 

1  773 

400 

275 

663 
176 


den  Kolonien 
624       !  5  947 


10  513 
3  432 
1232 

1% 

1002 
338 


8  522 
3  695 
2  367 

1014 

1  123 
110 


20  299 


22  336 


22  771 
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Herkunfts- 
bzw.  BestimmiiQg'sland 


Ostafrika    .... 
Kamerun    .... 

Togo 

Südwestafrika     .     . 
Neu-Guinea    .     .     . 
Karolinen,  Marianen 
Marschall-Inseln 

Samoa 

Kiautschau     .     .     . 


Zusammen 


19C6 


1907 


1908 


Ausfuhr  nach  den  Kolonien 


6  006 
4  795 

2  399 
22  290 

958 

323 

3  911 


40  682 


5  775 

6  365 

2  262 
17  914 

665 

261 

3  443 


3b  684 


7  528 
6  489 

2  257 
14  290 

1  225 

210 

3  499 


35  498 


gegangen.  Die  Einfuhr  ist  zwar  noch  um  442  000  Mk.  (1907  um 
2  037  OOO  Mk.)  gegen  das  Vorjahr  gestiegen,  die.  Ausfuhr  aber 
ließ  um  1186  000  Mk.  (1907  um  3  998  000  Mk.)  nach.  Dabei 
ist  zu  berücksichtigen,  daß  die  Jahre  1905/06  mit  39,7  und  40,7  Mill. 
Mark  infolge  des  südwestafrikanischen  Eeldzug-es  eine  ausnahms- 
weise hohe  Ausfuhr  aufwiesen,  die  dann  im  Jahre  1907  umi  4  !MilL 
Mark  zurückging.  Da  man  annehmen  kann,  daß  die  Ausfuhr 
nach  Südwestafrika  jetzt  wieder  in  normaler  Bahn  läuft,  so  zeigt 
sich  eil:  nicht  geringer  Aufschwung  gegen  die  Zeit  vor  1905. 
Die  Ausfuhr  der  wichtigsten  Artikel  aus  den  Kolonien  nach 
Deutschland  gestaltete  sich  folgendermaßen: 
Tab.  14.  Hauptausfuhrartikel  aus  den  deutschen  Kolonien  nach  Deutschland. 

(in  1000  M.) 


Artikel 

1907 

1908 

Kautschuk      .... 

9  939 

7  496 

Mais,  Dari      .... 

1370 

2  231 

Kakao,  roh      .... 

2  368 

2  073 

Agavefasern  undSisal- 

hanf 

815 

1  579 

Kupfererze     .... 

527 

1543 

Palmkerne       .... 

1262 

1  189 

Kopra 

1  211 

1  128 

Kalk,  natürlicher 

phosphorsaurer  .     . 

— 

754 

Baumwolle      .... 

525 

603 

Bienenwachs       .     .     . 

722 

601 

Kaffee,  roh      .... 

503 

527 

Elfenbein 

694 

479 

Glimmer  (Mika)  roh  . 

136 

289 

Erdnüsse    

421 

275 

Rindshäute      .... 

135 

215 

Palmöl 

182 

81 

Rohseide 

205 

80 

Stroh  geflechte     .     .     . 

89 

o 

Der  Wert  der  Kautschuk einfuJar  ist  auffällig  zurückgegangen, 
von  9,9  auf  7,4  Mill.  JVIk.  Der  Ginind  dafür  liegt  in  der  starken 
Preisminderung  des  Kautschuk.  Die  Mengeneinfuhr  ist  nur  um 
1000  dz  (13,9  gegen  14,9  Tausend  dz)  hinter  dem  Stande  des 
Jalires  1907  zurückgeblieben.  Mit  dieser  Menge  haben  die  Kolonien  ein 
Zehntel  unseres  gesamten  Kautschukbedarfs  im  Jahre  1908  gedeckt.  — 
Noch  stärker  war  der  Pl-eisinickgang  des  rohen  Kakaos.  Während  der 
Einfuhrwert  erheblich  geringer  war  als  1907  (2,1  gegen  2,4  Mill.  Mk.) 
stieg  die  Einfuhrmenge  von  13,1  auf  15,5  Tausend  dz;  damit  liefern  die 
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Der  Verkehl 
mit  den 
einzelnen 
Kolonien. 

Ostafrika. 


Kamerun. 


Kolonien  5  o/o  imserer  gesamten  Ivakaoe Inf uhr.  —  Die  Einfuhr  von  Agave- 
fasern und  ßisalhanf  ist  fast  auf  das  Doppelte  gestiegen,  so  daß  wir 
damit  ein  Drittel  des  vollen  Bedarfs  aus  den  Kolonien  (Ostafrika)  be- 
ziehen. —  Mais,  Dari  ist  in  erheblich  größerer  Menge  eingeführt  worden. 

Der  Wert  der  Kupferei-zeinfuhr  stieg  auf  das  Dreifache  gegen  1907. 

Die  Einfuhr  von  Kopra  ließ   zwai*  etwas  nach,   jedoch  blieben  die 

Kolonien  damit  noch  zu  "fast  10  o/o  an  unserer  gesamten  Kopraeinfuhr 
beteiligt. 

Auf  die  Abnahme  der  Einfuhr'  aus  Ostafrika  im  Jahre  1907  um 
fast  2  Mill.  Mk.  gegen  das  Jahr  1906  ist  im  Jahre  1908  eine 
Steigerung  gefolgt.  Die  KautschukeinfuJir  ist  zwai*  von  2,1  auf 
1,4  Mill.  Mk,  gefallen,  diesem  Verlust  steht  jedoch  eine  Zunahme 
der  Einfuhr  bei  Agavefasem,  Sisalhanf  usw.  von  0,8  auf  1,6  Mill.  Mk. 
bei  Baumwolle,  Glimmer  u.  a.  gegenübei'.  Unsere  Einfuhr  von  Glimmer 
aus  Ostafrika  scheint  sich  erfreulich  zu  entwickeln.  Sie  hat  auch 
im  Jahre  1909  wiederum  zugenommen.  Der  Glimmer  findet  sich 
reichlich  im  Norden.  In  Westusambara  .wird  mit  dem  Abbau  dem- 
nächst  begonnen.  \ 

Die  Steigerung  der  Ausfuhr  nach  Ostafrika  um  30  o/o  beruht  auf 
einem  vermehrten  Bedürfnis  an  Eisenbahnbaumaterial,  Eisenbahn- 
betriebsmaterial, Maschinen  verschiedener  Art,  sowie  einer  Anzahl 
von  Artikeln  der  Eisenindustrie.  Die  Ausfuhr  von  Eisenbahnschwellen 
aus  Eisen  stieg  von  180  000  auf  470  000  Mk.,  Eisenbahnlaschen  von 
25  000  auf  168  000  Mk.,  anderer  Eisenbahnbauteile  von  165  000  auf 
257  000  Mk.  An  Dampflokomotiven  usw.  wurden  ausgeführt  268  000 
gegen  93  000  Mk.  im  Jahre  1907,  Dieser  Aufschwung  des  kolonialen 
Eisenbahnwesens  tritt  in  allen  unseren  afrikanischen  Kolonien  hervor. 
Der  Bau  der  Zentralbahn  von  Dar-es-Salaam  nach  Tabora  schreitet 
schnell  fort  und  wird  nächstens  Mpapua  erreichen,  von  wo  aus  sich 
die  Straßen  südwärts  nach  Uhehe,  nordwärts  nach  den  Goldfeldern 
zwischen  der  Wembere-Steppe  und  dem  großen  ostafrikanischen 
„Graben*"  abzweigen.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  dieser  Bahn  wird 
sich  zeigen  für  die  aufblühende  Baumwollkultur  in  dem  Küstengebiet 
Mrogoro  und  vor  allem,  wenn  die  Bahn  die  Küsten  des  Tanganjika- 
und  Viktoria-Sees  erreicht  haben  wird.  Von  gleicher  Bedeutung  ist 
die  beschlossene  Verlängerung  der  Usambarabahn  bis  in  das  Kili- 
mandscharogebiet. Die  Deutsch-koloniale  Eisenbahnbau-  und  Be- 
triebsgesellschaft (Lenz)  verlängerte  die  Nordbahn  um  45  km  von 
Mombo  bis  Boiko,  und  in  Ostusambara  die  Bergbahn  der  Sigi-Export- 
Gesellschaft  von  18  um  7  Irm.  Durch  die  letzte  ist  die  Möglichkeit 
für  eine  rege  Ausfuhr  von  Nutzhölzern,  namentlich  Mwule,  gegeben. 
Die  Ausfuhr  von  Maschinen  stieg  von  132  000  auf  297  000  Mk. 
Lastmotorwagen  wurden  zum  ersten  Male  und  zwai'  für  129  000  Mk. 
ausgeführt. 

Die  Einfuhr  von  Kameinin  ist  zwar  der  Menge  nach  um  mehr 
als  2000  dz  gestiegen,  im  Werte  aber  von  10  513  000  auf  8  522  000  Mk. 
zui'ückgegangen.  Der  Grund  dafür  liegt,  abgesehen  von  einer  ver- 
minderten Einfuhr  von  Palmkernen,  an  dem  erheblichen  Wertrück- 
gang von  K^kao  und  Kautschuk,  des  für  die  Einfuhr  aus  Kamerun 
wichtigsten  Artikels.  Für  beide  Artikel  ist,  soweit  Deutsch-Afrika 
in  Betracht  kommt,  Kamerun  der  bedeutendste  Lieferant.  Die  Ein- 
fuhr von  Kautschuk  und  Kakao  stieg  von  10,1  auf  10,2  und  von 
12.4  auf  14,0  Tausend  dz,  während  ihr  Wert  von  6,6  auf  5,3  und  von 
2,3  auf  1,8  Mill.  Mk,  fiel. 

Die  Ausfuhr  nach  Kamerun  nahm  um  ein  Geringes  zu.  Während 
einige  Artikel  aus  der  Textil-  und  Kleineiseniiidustrie  in  geringerer 
Menge  exportiert  wurden,  zeigte  sich  eine  Ausfuhrsteigerung  bei  Keis 
und  vor  allem  bei  Eisenbahnbaumaterial  (748  000  gegen  149  000  Mk.), 
Eisenbahngüterwa^en  und  Lokomotiven  (211  000  gegen  0  Mk.  in 
1907).  Diese  Zunahme  ist  wohl  darauf  zurückzuführen,  daß  auch 
in  Kamerun  zwei  Bahnen  im  Bau  begriffen  sind.  Die  Kameruner 
Nordbahn  ist  160  km  weit  bis  zum  Manengubagebirge  genehmigt. 
Die  zweite  Kamerunlinie  geht  von  Duala  über  Jaande  nach  dem 
mittleren  Njong,  der  schiffbaren  wichtigen  Wasseradei'  von  Kamerun. 
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Di©  Einfuhr  aus  Togo  hat  zugenommen,  bei  weitem  aber  nicht 
in  dem  Maße  wie  im  Jahre  1907.  Durch  eine  im  Wert  stark  verminderte 
Kautschukausfuhr  (540  000  gegen  1 187  000  Mk.)  wäre  sogar  ein  Rück- 
gang eingetreten,  wenn  nicht  die  Einfuhr  von  Mais,  Dari  von  1  370  000 
auf  2  231 000  Mk.  gestiegen  wäre.  Auch  Palmkeme  sind  erheblich 
mehr  eingeführt  worden  (459  000  gegen  259  000  Mk.),  während  Baum- 
wolle etwas  zurückgeblieben  ist.  Neuerdings  ist  es  gelungen,  in  Togo 
auch  Eisen  zu  entdecken;  bei  Hakpame,  am  Hügel  Djeti,  soll  sogar 
eine  bemerkenswerte  Menge  von  Chromeisen  gefunden  worden  sein. 
Eine  Abbauwürdigkeit  des  Lagers  ist  um  so  mehr  zu  hoffen,  als 
die  Gegend  im  Jahre  1910  durch  eine  Eisenbahn  erschlossen  wird. 
Das  hochwertige  Chromerz  wird  gegenwärtig  meist  aus  Spanien  be- 
zogen. 

Die  Ausfuhr  hat  nur  um  ein  ganz  Geringes  zugenommen.  Einer 
beträchtlichen  Abnahme  bei  Schießpulver,  Sprengpulver  usw.  (von 
273  000  auf  89  000  Mk.)  und  bei  baumwollenen  Geweben  (von  568  000 
auf  291 000  Mk.)  steht  eine  Zunahme  in  Artikeln  der  Kleineisen- 
industrie sowie  in  Brücken,  Eisenbauteilen  und  Eisenbahngüterwagen 
(von  9000  auf  144  000  Mk.)  gegenüber.  Auch  Togo  erhält  eine  neue 
Eisenbahn,  die  sog,  Hinterbahn,  eine  Nordsüdbahn  von  Lome  nach 
Sokode-Bassari.  Ihr  Zweck  ist  die  Erschließung  der  dicht  bevölkerten 
Binnengebiete  der  Kolonie  (Gewinnung  von  Baumwolle,  Mais  und 
anderen   Produkten). 

Die  Einfuhr  aus  Südwestafrika  ist  fast  auf  das  Doppelte  des 
vorjährigen  Wertes  gestiegen.  Der  Grund  liegt  hauptsächlich  in  der 
vermehrten  Einfuhr  von  Kupfererzen,  die  von  527  000  auf  1  543  000  Mk. 
stieg.  Ferner  nahm  besonders  die  Einfuhr  von  Kautschuk  und  Schoko- 
lade zu.  Auffallend  hoch  ist  die  Steigerung  bei  entöltem  Kakao^ 
pulver  (262  000  gegen  4000  Mk.).  Von  dem  Gedeihen  der  Viehzucht 
gibt  die  Einfulii'  von  Merinowolle  im  Schweiße  (11  000  gegen  0  Mk.) 
Zeugnis.  Zum  erstenmal  ist  auch  eine  Einfuhr  von  Golderzen  (12  000 
Mark)  zu  verzeichnen.  Diamanten,  welche  Mitte  1908  bei  Lüderitz- 
bucht  entdeckt  wurden,  sind  im  Jahre  1908  zwar  noch  nicht  aus- 
geführt worden,  es  sollen  aber  bis  Ende  1908  120  000  Steine  im 
Werte  von  1110  000  Mk.  gefunden  worden  sein.  Im  ersten  Viertel- 
jahi'  1909  wurden  nach  der  Schätzung  des  Zollamts  in  Lüderitzbucht 
rohe  und  ungeschliffene  Diamanten  im  Werte  von  1,2  Mill.  Mk.  aus- 
geführt. Bei  der  Ausfuhr  nach  den  Kolonien  steht  zwar  Südwestafrika 
noch  immer  an  der  Spitze;  der  Ausfuhrwert  sank  jedoch  von  17,9 
auf  14,3  Mill.  Mk.  Es  fiel  unsere  Ausfuhr  an  Hafer  (451  000  gegen 
2 155  000  Mk.),  Zucker,  Bier.  Durch  die  Vollendung  der  Eisenbahn. 
Seeheim  -  Kalkf  ontein  ließ  die  Ausfuhr  an  Eisenbahnbaumaterial 
(Schienen,    Schwellen:    1279  000    gegen    2  259  000    Mk.)    nach. 

Die  Einfuhr  aus  Neu-Guinea,  den  Marschall-Inseln,  Karolinen, 
Palau  und  Marianen  (ohne  Guam)  ist  nach  dem  Rückgange  im  Jahi*e 
1907  auf  mehr  als  das  Fünffache  gestiegen.  Neben  einer  unwesent- 
lichen Zunahme  der  Kopraeinfuhr  (157  000  gegen  140  000  Mk.)  ist 
dieses  Resultat  auf  die  hohe  Summe  des  zum  erstenmal  aus  den 
Kolonien  importierten  (natürl.  phosphorsauren)  Kalkes  (754  000  Mk.) 
zurückzuführen.  Auch  eine  Einfuhr  von  Guttapercha  (5000  Mk.). 
Talg  von  Rindern,  Schafen  (5000  Mk.),  rohen  Muschelsohalen  (10  000 
Mark)    und    Zinn    (27  000    Mk.)    erscheint    zum   erstenmal. 

Die  Ausfuhr  nach  Neu-Guinea  usw.  ist  beinahe  auf  das  Doppelte 
gestiegen;  fast  alle  Waren,  die  nach  dort  exportiert  werden  (Nahrangs- 
und Genußmittel,  Stoffe,  Produkte  der  schweren  und  Kleiaeisenindustrie, 
Maschinen)    wurden   in   erhöhtem   Maße    ausgeführt. 

Die  Einfuhr  aus  den  Samoa- Inseln  (hauptsächlich  die  deutschen 
Inseln  Upolu  un.d  Sawaii)  hat  durch  die  erhöhte  Kopra-  und  Kakao- 
ausfuhr wiederum  etwas  zugenommen,  während  die  Ausfuhr  in  einigen 
Artikeln  (besonders  Bussolen,  Kompassen  usw.)  etwas  im  Werte  zurück- 
gegangen  ist. 

Die  Einfuiir  aus  Kiautschau  ist  infolge  des  verminderten  Imports 
von  Rohseide  (80  000  gegen  205  000  Mk.)  und  Strohbändem  (2000 
g^en  89  000  Mk.)  noch  bis  unter  den  Wert  von  1907  zurückgegangen. 
Der  Wert  der   Ausfuhr  hat  sich  nicht  wesentlich   verändert. 


Togo. 


Südwestafrika. 


Neu-Guinea 
usw. 


Samoa. 


Kiautschau. 
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Neugründungen  von  Kolonialgesellschaften  in 

1.  Ostafrika. 
1907. 


den  Jahren  1907—1909. 


Tab.  15. 


Lfd. 
Nr. 


1 

2 

3 

4 

5 
ö 

7 

8 

9 
10 

11 

12 


Name  der  Gesellschaft 


Sitz 


Kapital 
in  M. 


.Kihva"     m. 


Baumwoll-Pflanzungsges. 

b.H .•  • 

Deutsch-Ostafrikanische     Industrie-     u. 

Plantagenges.  „Südküste" 

Hanseatische  Handels-  u.  Plantagenges. 

m.  b.H 

Otto-Pflanzung  Kilossa  (Heinrich  Otto) 

Kihva-Baumwollpflanzungsges.  m.  b.  H. 
Ngombezi-Pflanzungsges.  m.  b.  H. .  .  . 
Ostafrikanisches  Pflanzungssyndikat  G. 

ra.b.H 

Pflanzung  Kiswani  G.  m.  b.  H 

Pflanzungsges.  „Pugu"  G.  m.  b.  H.  .  . 
Vogtländische  Industrie-   u.  Plantagen- 

Ges.  m.  b.  H 

Westphälische   Pflanzungsges.   m.  b.  H. 

Deutsche  Nyanza-Schiffahrtsges.  m.  b.  H. 


Berlin  (Steglitz) 

Berlin 

Tanga 

Reichenbach 
(Württbg.) 
Steglitz 
Wilhelmstal 

Berlin 
Mihannjuni    bei 

Tanga 
Berlin 

Plauen  i.  V. 
Gütersloh  in 
Westfalen 
Stuttgart 


200  000 

1  080  000 

150  000 


230  000 
105  000 

200  000 
200  000 

105  000 

550  000 
80  000 

250  000 


13 

14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 

21 
22 

23 
24 

25 

26 
27 
28 

29 

30 
31 
32 
33 
34 
35 


1908 

Deutsch -Ostafrikanische  Kilwa-Südland 

G.  m.  b.  H '  Berlin 

Doa  Plantagen  Ges.  m.  b.  H i  Berl.  Charlottbg. 

Kibaranga-Estate  Ltd 1   London 

Lindi-Kilindi-Ges.  m.  b.  H '  Berlin 

Mafia-Pflanzungsges.  m.  b.  H i  Freiberg  i.  Sa. 

Maurui-Pflanzungsges.  m.  b.  H.       .     .     .  ;  Berlin 
Ostafrikanische  Pflanzungs-Aktienges.    .  :        ., 
Ostafrikanische    Plantagenges.    „Kilwa-  i 

Südland"  G.  m.  b.  H : 

Pflanzung  Kwafungo  G.  m.  b.  H.   .     .     .  ;   Kwafungo 
Plantage     Ndungu     (R.     Trautwein     &  \ 

Weißflog) ;  Arnstadt 

Plantage  Schuberthof Zittau 

Rufijya  Pflanzungsges.  m.  b.  H.     .     .     .   i  Hamburg-Bann- 
beck 
Vereinigte    Panganipflanzungen     G.  m. 

b.  H Tanga 

Kironda  Goldminen-Ges.  m.  b.  H. .     .     .  i  Berlin 

Baumwoll-Centrale,  G.  m.  b.  H .. 

Deutsche  Holz- Gesellschaft  für  Ostafrika 

(D.  K.  G.) 

Deutsch-Koloniale    Gerb-    u.    Farbstoff-  i  Feuerbach- 

ges.  m.  b.  H Stuttgart 

Usambara-Magazin  G.  m.  b.  H Berlin 

L.  H.  Dias  &  Söhne Tanga 

Giese  &  Deis Daressalam 

Roll  &  Hürstel i  Morogoro 

Spiro  Zuganatto  &  Gerasimo  Moraitis  .      Wilhelmstal 
ArbeiteranAverbungsges.  m.  b.  H.    .     .     .      Berlin 


404  000 

202  000 

1  200  000 

350  000 

150  000 

1  000  000 

1600  000 

404  000 
25  000 


300  000 


234  000 

1  250  000 

300  000 

925  000 
1  000  000 


50  000 


100  U<X) 
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1909. 


Name  der  Gesellschaft 


Sitz 


Kapital 
in  M. 


Deutsche   Rufiji-Baumwollges.    m.  b.  H. 

East  African  Rubber  Plantation  Com- 
pany Ltd. 

Hamburg-Deutsch-Ostafr.  Kautschuk-  u. 
Baumwollplantagenges.  m.  b.  H.     . 

Pflanzungsges.  Kibaranga  G.  m.  b.  H. 

Reinhard  Strauß,  Plantagen-  u.  Handels- 
ges.  m.  b.  H.  bei  Sindi  D.  0.  A. . 

Morogoro  Glimmerwerke  vorm.  A.Prüsse, 
G.m.b.H 

Ostafr.    Bergwerks-    u.  Plantagenges. 

Anthon  &  Fließ 

Interkoloniale  Seidenges,  m.  b.  H. 

Tanga  Warenhaus    Souza  &  Fernandes 

Usumbara-Compagnie,  G.  m.  b.  H. .     .     . 

2.  Südwestafrika. 

1907. 

Deutsche  Farmges.  A.-G 

Windhuker  Farmges.  m.  b.  H 

Onjati  Kupferminenges,  m.  b.  H.  .  .  . 
Deutsch-Afrikanische      Sandsteinwerke 

G.m.b.H 

Keetmanshooper    Minensyndikat    G.  m. 

b.H 

Otjizongati-Minen-Syndikat  G.  m.  b.  H.  . 

Stanley-Minenges,  m.  b.  H 

Liebenstein  &  Fröhlich 

Müller  &  Rathgeber 

Richter  &  Nolle,    Filiale  SüdAvestafrika, 

G.m.b.H 

Herrmann  Seitz  &  Co 

V.  Tippeiskirch  &  Co.  Nchf.,  G.  m.  b.  H. 
Lüderitzbuchter  Fischereiges.  m.  b.  H.  . 
Wirtschafts  verein  E.  G.  m.  b.  H.  .  .  . 
Ein-  u.  Verkauf  sgenossensch.  E.  G.  m.  b.  H. 
Felsenkeller-Brauerei  G.  m.  b.  H.    .     .     . 

1908. 

Colmanskop  Diamond  Mines  .... 
Diamantges.  Grillental  m.  b.  H.  ... 
Diamantminenges.  Phönix  m.  b.  H.  .  . 
Diamant-Schürf-  u.  Minenges.  Colmans- 
kop m.  b.  H 

Diamant-Schürfges.ColmanskopG.m.b.H. 

Elisabethbuchtges.  m.  b.  H 

Karlstal  Diamantges.  m.  b.  H 

Kaukausib  Diamantges.  m.  b.  H.    .     .     . 

Kububer  Minenges,  m.  b.  H 

Minenges.  Anichab  m.  b.  H 

Nautilus  Diamantges.  m.  b.  H 

Swakopmimder  Diamantges.  m.  b.  H.  . 
Schürf-  u.  Minenges.  Viktoria  m.  b.  H.  . 
Südwestafrikanisches    Minensyndikat 


j  Berlin 

!  London 

Hamburg 
1  Berlin*) 

!  Crimmitschau 

I  Berl.-Charlottg. 
i  Berlin*) 
I  Daressalam 

Berlin 
i  Tanga 
I  Nyumbe- 
j       Bulungwa 


Düsseldorf 
Berlin 


Windhuk 

Keetmanshoop 

Windhuk 

Berlin 

Swakopmund 

Warmbad 

Berlin 

Hamburg 

Swakopmund 

Lüderitzbucht 

Gibeon 

Windhuk 


Lüderitzbucht 


637  000 

^90  000 

150  000 
300  000 

50  000 

210000 

1000  000 


Berlin 


F.  Behnke  &  Co.  G.  m.  b.  H Swakopmund 


5  000  000 
300  000 
185  000 

350  000 

24  000 
100  000 
313  000 


150  000 

300  000 

20  000 


250  000 


£'  125  000 

106  000 

20  000 

123  500 

24  000 
125  000 
100  000 
150  500 
120  000 
157  000 

20  000 
100  000 

24  000 
1600  000 

53  000 
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Lfd. 

Nr. 


Name  der  Gesellschaft 


Sitz 


Kapital 
in  M. 


78  Dampfbrennerei  Osona  G.  m.  H.    .     . 

79  Dentsch-Südwestafrikanische  Genossen 

schaftsbank  E.  G.  m.  b.  H 

80  Deutsch-Südwestafrikanische  Zeitung 

81  Einkaufsverein  Karibib  E.  G.  m.  b.  H. 

82  Ein-  VI.  Verkaufsgenossen  seh.  E.  G.  m.  b.  H 

83  Ein-  u.  Verkaufsgenossensch.  E.  G.  m.  b.  H 

84  Genossensch.    z.  Verwertung    landwirt 

schaftl.  Erzeugnisse  E.  G.  m.  b.  H.  . 

85  Hallmann  &  Guhr  G.  m.  b.  H.  .     .     . 

86  Handelsges.  Südwest  G.  m.  b.  H.  .     . 

87  ;    Hartwig  &  Pingel    in  Windhuk     .     . 

88  Lembcke  &  Co 

89  Brauhaus  Keetmanshoop  G.  m.  b.  H. 

90  Dampf  brenn  erei  Osona  G.  m.  b.  H.     . 

91  Karibiber  Wasserleitung  E.  G.  m.  b.  H 

92  Klub  Keetmanshoop  G.  m.  b.  H.     .     . 

93  Outjoer  Schlachtereiges.  m.  b.  H.  .     . 

94  Schützenhaus  Keetmanshoop  G.  m.  b.  H 

95  Windhuker  Xachrichten  G.  m.  b.  H.  . 


Lüderitzbucht 

20  000 

Windhuk 

625  000 

Swakopmund 

75  000 

Karibib 

. 

Grootfontein 

Omaruru 

Karibib 

Gobabis 

75  000 

Seeheim 

. 

Windhuk 

Swakopmund 

. 

Keetmanshoop 

250  000 

Osona 

20  000 

Karibib 

Keetmanshoop 

24  000 

Outjo 

35  000 

Keetmanshoop 

75  000 

Windhuk 

28  000 

1909. 

96  ;  Farm  Ki-anzberg,  G.  m.  b.  H Karibib  20  000 

97  I  Grootfonteiner  Farmges.  m.  b.  H.  .     .     .  Berlin  100  000 

98  Adler-Diamantges.  m.  b.  H Lüderitzbucht  200  000 

99  Anichab-Diamant enges,  m.  b.  H.     ...  „  150000 

100  Annatal  Diamantges „  100  000 

101  Amsink  Diamantges.  m.  b.  H „  75  000 

102  Bischoff-Diamanten-Syndikat  G.m.b.H.  „  60  000 

103  Deutsche  Diamantenges,  m.  b.  H.  .     .     .  Berlin  2  500  000 

104  Diamantges.  Hammonia  m.  b.  H.   .     .     .  .  Lüderitzbucht     j        60  000 

105  Diamantminenges.  Lüderitzbucht  m.b.H.  „                 |        50  000 

106  Diamanten-Pachtges.  D.  K.  G     .     .     .     .   !  Berlin  2  000  000 

107  Diamant-Syndikat  „Gute  Hoffnung"      .  Swakopmund  200  000 

108  Diamantges.  Südstern  m.  b.  H Lüderitzbucht  24  000 

109  Diamantenges.  „Südwest"* .  300  000 

110  Diamanten-Regie    des    Südwestafrikan. 

Schutzgebietes  D.  K.  G Berlin  2  000  000 

111  Diamantges.  Zillertal  m.  b.  H Lüderitzbucht  250  000 

112  Emiliental  Diamantges.  m.  b.  H.    ...  „  150000 

113  Exzelsior-Diamantges.  m  b.  H „  300  000 

114  Favorit  Diamantges.  m.  b.  H „  300  000 

115  St.  Franziskus  Diamantges.  m.  b.  H.      .  „  80  000 

116  Germania  Diamantenges.  m.b.H.      .     .  „  210  000 

117  Glückauf  Diamantges.  m.  b  H „  60  000 

118  Hansa-Diamantges.  m.  b.  H „  400  000 

119  Hertatal  Diamantges.  m.  b.  H „  120  000 

120  Hohenzollern  Diamantges.  m.b.H.  .     .  ,.  150  000 

121  Holoog  Minenges,  m.  b.  H.     .....  ..  145000 

122  Karibib  Diamantges.  m.  b.  H Swakopmund  155  000 

123  Keetmanshooper  Diamantges.   m.  b.  H.  Lüderitzbucht  125  000 

124  Komet  Diamantges.  m.  b.  H „  70  000 

125  Mercedes  Diamantges.  m.  b  H.      .     .     .  „  125  000 

126  Minerva  Diamantges.  m  b.  H „  90  000 

127  j  Namib.  Diamanten-Syndikat  G.  m.  b  H.  ,,  150  000 

128  I  Neue  Phoenix  Diamantges.  m.b.H..     .  „  300  000 

129  [  Nordhuk  Diamantges.  m  b.  H „  150  000 

130  j  Nordstern  Diamantges.  m.b.H.     ..     .  „  150  000 

131  !  Northcliff  Diamantges.  m.  b.  H.     ....  .,  150000 
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Lfd. 

Nr. 


Name  der  Gesellschaft 


Sitz 


Kapital 
in  M. 


132  Nordstrand  Dianiantges.  m.  b.  H.  .     .     . 

133  1  Oystercliff  Diamantges.  m.b.H.    .     .     . 

134  Pabst-Diamantges.  m.  b.  H 

135  Pomona-Diamantges.  m.  b.  H 

136  von  Quitzow  Diamantges.  m.  b.  H.    .     . 

137  Regent  Diamantges.  m.  b.  H 

138  I  Saddle  Hill  Diamantges.  m.  b.  H. .     .     . 

139  j  Spencer-Bay  Diamantges.  m.  b.  H.     .     . 

140  I  Spencertal-Diamantges.  m.  b.  H.    .     .     . 

141  Sylvia  Diamantges.  m.  b.  H 

142  Triton  Diamantges.  m.  b  H 

143  1  Vereinigte  Diamantminen  Lüderitzbucht 
;        G.  m.  b.  H 

144  i  Vogelsang-Di amantges.  m  b.  H.     .     .     . 

145  !    Windhuker  Diamantenges 

146  j    Zentral-Diamantges.  m.  b.  H 

147  j  Karibib  Goldminenges.  m.  b.  H.     .     .     . 

148  Joubert,  Lüderitz  u.  Co.,  Kupferminen- 

ges m.  b.  H 

149  I    Khan  Kupfergrube  G.  m.  b.  H 

150  ;  Afrika  Colonial-Marmorges.  (Syndikat). 

151  \  Deutsch -Südwestafrikanische    Marmor- 
I        ges.  in  Swakopmund 

152  !  Keetmanshooper     Kohlen-Schürf-     und 
I        Minenges,  m  b.  H 

153  Bergbauges.  Namaqua  m.  b.H  .     .     .     . 

154  Deutsch-Südwestafrikan.  Bergwerksges. 

m.b.  H 

1 55  Holooger  Scliürfges.   G.  m.  b.  H.     .     .     . 

156  Kharas  Exploration  Comp 

157  Keetmanshooper  Bergbauges.  m.  b.  H.   . 

158  Koloniale  Bergbauges.  m.  b.  H.      ... 

159  Lüderitzbuchter  Schürfges.  m.  b.  H.  .     . 

160  Merkur     Swakopmunder     Schürf-    und 

Finanzges.  m.  b.  H 

161  Namib  Schürfges.  m.  b.  H 

162  Otavi  Exploration  Company  Ltd.      .     . 

163  Otavi  Exploring  Syndicate,  Ltd.  .     .     . 

164  Pomona  Minenges,  m.  b.  H 

165  Schürfges.  m.  b.  H 

166  j  Südwest-Schürf-Syndikat  G.  m.  b.  H. 

167  Weiß,  de  Meillon  &  Co.  Minenges,  m.  b.  H. 

168  :  Max  A.  Kappelhof  &  Co.    G.  m.  b.  H.     . 

169  de  Meillon  &  Joubert  G.  m.  b.  H.  .     .     . 

170  Schiller  &  Kahn   G.  m.  b.  H 

171  Woermann,  Brock  &   Co.  Afrikahaus     . 

172  Dunbeth  Verwertungsges.  m.b.H.     .     . 

173  Lüderitzbuchter  Zeitung  G.  m.  b.  H.  .     . 

174  Outjoer  Schlächtereiges.  m.  b.  H.  .     .     . 

175  Swakopmunder  Speditions-  und  Lager- 
I  haus  Kommanditges. 

176  i  Verwertungsgenossensch.  G.  m.  b.  H. 


Lüderitzbucht 


Swakopmund 
Lüderitzbucht 


Windhuk 
Lüderitzbucht 


Duisburg 
Hamburg 

Swakopmund 

Lüderitzbucht 
Keetmanshoop 

Berlin  * 

Holoog 

London 

Keetmanshoop 

Berlin 

Lüderitzbucht 

Swakopmund 

London 

Berlin 
Seeheim 
Swakopmund 
Lüderitzbucht 


Hamburg 
Lüderitzbucht 

i  Outjo 

Swakopmund 
Okahandja 


21  000 

150  000 

120  000 

34  000 

85  000 

60  000 
170  000 
170  000 

30  000 
50  000 
85  000 

4  000  000 
250  000 
620  000 
100  000 
100  000 

61  000 
1  000  000 

5  000  000 

436  000 

250  000 
160  000 


250  000 

£  400  000 

100  000 

100  500 

20  000 

90  000 

30  000 

£    63  000 

£  120  000 

100  000 

239  000 

25  0(^0 

1  600  000 

60  000 

21  000 
20  000 

100  000 
30  000 
35  000 


177 
178 


Kamerun. 

1907. 


Afrikanische  Kompanie  A.-G. 
Bimbia-Pflanzung      .... 


179       Deutsche  Kautschuk  A.-G. 


Berlin 
Kriegsschiffhaf. 

b.  Viktoria 
Berlin 


1  850  000 


2  500  000 


*  bedeutet:  In  Gründung  begriffen. 
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Nr. 

Name  der  Gesellschaft 

Sitz 

Kapital 
inM. 

180 
181 

„Eläis"  A.-G.   für  Palmölgewinnung  u. 

Oelpalmenkultur 

Kameruner  Holzges.  m.  b.  H 

Berlin 

400  000 

18'. 


4.  Togo. 

1907. 
Agupflanzungsges.  D.  K.  G i  Berlin 

1908. 
Höhne  &  Adams |  Lome 

1909. 


600  000 


183 

184  i    Bremer  Kolonialhaus  F.  Olof  &  Co.   . 


185 
186 

187 


188  I 

189  I 

190  ! 


191 


192 


193  I 


194  i 
195 


196 
197 
198 
199 

200 


5.  Südsee. 

1907. 

Bismarck- Archipel  G.  m.  b.  H i  Berlin 

Blumental  u.  Weire j  Natava  u.  Vuna- 

!  marita 

New-Britain-Corporation  Ltd |  Sydney 

1908. 

Deutsche  Südsee-Phosphat-A.-G.   .     .     .  j  Bremen 

Holst.- Sägewerke  G.  m.  b.  H {  Simpsonhafen 

Kapuzinermission    für    die    Karolinen,  i 
Palavi  und  Marianen  G.  m.  b.  H.     .     .1  Jap 

1909. 
Bismarck- Archipel-Ges.  D.  K.  G.    .     .     .  j  Berlin  * 

6.  Ki  au  tschau. 
1907. 
Winckler  &  Co.  G.  m.  b.  H \  Tsingtau 

'1.  In  verschiedenen  Kolonien. 

1907. 

Syndikat  f.  Oelpalmenkultur  G.  m.  b.  H.  \  Berlin 

1908. 

Deutsches  Uebersee-Syndikat  G.  m.  b.  H.  j  Charlottenburg 
Syndikat  f.  Bananenkultur !  Berlin 


1909. 

Baumwolle  A.-G 

Wollschafzucht- Syndikat  G.  m.  b.  H. 
Deutsche  Ophir-Minen  G.  m.  b.  H.      .     . 
Deutsche  Kolonial-Landerwerbs-  u.  Ver- 

wertungsges.  m.  b.  H 

Afrikanische  Seidenges,  m.  b.  H.    .     .     . 


Berlin 


Berl.  -Wilmersd. 


I   500  000 
jf'  10  000 

I  4  500  000 
I   100000 

i   70  000 
1(2  000000) 

1   100  000 
1   50000 


20  000 
50  000 


600  000 

65  000 

1400  000 


150  000 


bedeutet:  In  Gründung  begriffen. 
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IV.  Technische  Fortschritte. 

Mit  dem  ständigen  Wachsen  des  internationalen  Verkehrs 
werden  in  jedem  Jahre  neue,  gewaltige  Forderungen  an  die 
Leistungsfähigkeit  der  Technik  gestellt,  und  mit  Riesenschritten 
eilt  diese,  den  entstehenden  Bedürfnissen  zu  entsprechen.  Zu 
den  alten  Verkehrsmitteln  auf  festen  Straßen  und  auf  Wasser- 
wegen gesellten  sich  neue,  auf  geniale  Ideen  aufgebaute 
Maschinen  und  Aj>parate,  dazu  bestimmt,  weit  voneinander 
gelegene  Gegenden  einander  näher  zu  rücken.  Der  Verkehr  durch 
die  Lüfte  scheint  unserem  jungen  Jahrhundert  das  Gepräge 
verleihen  zu  wollen ;  hat  sich  doch  aus  den  ersten  Anfängen  der 
Technik  des  lenkbaren  Luftschiffes  und  des  Gleitfluges  schon  in 
wenigen  Jahren  ein  achtunggebietender  Industriezweig  entwickelt. 
Wie  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs  war  auch  auf  anderen  Gebieten 
der  Teclmik  das  letzte  Jahr  reich  an  neuen  Schöpfungen;  doch 
erschwerte  die  ziemlich  gedrückte  wirtschaftliche  Lage  ihre  Aus- 
beutung'. 

Einen  Ueberblick  über  den  Bestand  des  vorhandenen  Fahrzeug-  Eisenbahnen, 
materiales  der  Preußisch-Hessischen  Staatsbahn  Verwaltung,  unter 
Einschluß  des  Schmalspurparkes,  gewährt  die  Statistik  vom 
1.  April  1909,  w^elche  folgende  Zahlen  aufweist:  18  280  Lokomo- 
tiven und  254  Triebwaigen,  wovon  dem  Personenzugverkehr  4919, 
dem  Güterzugverkehr  7580  dienten  und  5781  für  Verschiebe-  und 
andere  Dienste  Verwendung  fanden.  Mit  Ueberhitzern  waren  1540 
Maschinen  versehen.  Der  Wagenpark  umfaßte  34  958  Personen-, 
10256  Gepäck-  und  387  718  Güterwagen  verschiedener  Art.  — 
Unter  den  \äelen  Neuerungen,  welche  in  letzter  Zeit  im  Eisen- 
bahnwesen hervortraten,  verdient  unter  anderen  ein  von  der 
Bayrischen  Staatsbahn  mit  17  Ve'g^kuppelten  Schnellzugslokomo- 
tiven für  die  Liaien  München — Berlin,  München— Salzburg— Wien 
und  München — Paris  eingestellter  Typ  besonders  erwähnt  zu 
werden.  Die  Maschinen,  welche  vier  nebeneinander  liegende  Zy- 
linder haben,  zwei  innere  Hochdruck-  und  zwei  äußere  Nieder- 
diuickzy linder,  die  gemeinsam  auf  die  aus  Nickelstahl  gefertigte 
mittlere  Triebachse  wirken  und  unter  15  Atmosphären  Ueber- 
druck  arbeiten,  vermögen  bei  einer  Zugbelastung  von  500  t  dauernd 
bis  zu  100  km  in  der  Stunde  auf  horizontaler  Strecke  bei  nor- 
maler Kesselbeanspruchung,  entsprechend  einem  Dampf  verbrauch 
von  14  kg  für  1  km,  zu  durchlaufen.  Auf  Versuchsfahrten  wurden 
bei  400  t  Zuggewicht  Geschwindigkeiten  bis  zu  110  km  in  der 
Stunde  erreicht.  Die  Lokomotiven  sind  21,4  m  lang*  und  kosten 
je  118000  M.  —  Aus  den  Dampfmotorwagen,  die  sich  überall 
sehr  gut  bewährt  haben,  hat  sich  ein  leichtes,  vollspuriges  Tender- 
lokomotiv-Modell  entwickelt,  das  sich  zunächst  auf  der  Allgäu- 
bahn  auch  füi-  lange  Steigungen  brauchbar  erwiesen  hat.  Die  Loko- 
motiven    arbeiten    mit   überhitztem    Dampf    von    270    Grad   und 
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16  Atmosphären  Spannung,  besitzen  stehende  Siederohrkessel  und 
sind  auf  beiden  Stirnseiten  mit  Führerstäjiden  versehen.  Die 
größte  zulässige  Fahrgeschwindigkeit  beträgt  50  km  in  der  Stunde 
bei  einer  Zugkraft  von  3280  kg.  Diese  Lokomotivgruppe  soll 
dort  eintreten,  wo  der  einfache  Triebwagen  nicht  ausreicht,  die 
schwere  Lokomotive  aber  noch  nicht  rationell  zu  arbeiten  ver- 
mag. In  kohlenarmen  Gebieten  bringt  man  der  Oelfeuerung 
für  Lokomotiven  steigendes  Interesse  entgegen.  Mexiko  hat  sich 
z.  B.  dazu  entschlossen,  seine  sämtlichen  Lokomotiven  für  diese 
Feuerung  umzubauen  und  gleichzeitig  große  Oeltauks  in  Espe- 
ranza,  Mexiko,  Orizaba  und  Veracruz  anzulegen.  Auch  auf  den 
nordöstlichen  Strecken  der  Oesterreichischen  Staatsbahn  Verwaltung 
werden  seit  dem  1.  Nov.  1909  alle  Lokomotiven  mit  Erdölfeuerung 
gefahren.  Das  Eohöl  wird  den  mächtigen  Tanks  bei  Tüstanowice 
entnommen,  mittels  Bohrleitung  der  9,5  km  entfernten  Kaffinerie 
von  Drohobycz  zugeführt  imd  nach  der  Destillation  iu  Kessel- 
wagen an  35  über  das  Land  verteilte  Speisestellen,  verschickt. 
Es  werden  noch  78  Lokomotiven  für  Oelbetrieb  neu  eingestellt 
und  695  vorhandene  Maschinen  für  Feuerung  mit  flüssigem  Brenn- 
stoff umgebaut.  —  Die  bisher  größten  Lokomotiven  der  "Welt, 
die  Eriebahn-Lokomotiven,  wurden  bezüglich  der  Abmessungen 
von  zwei  in  Philadelphia  für  die  Southern  Pacific  Hailway  er- 
bauten, zehnachsigenItiesen-Mallet- Verbundlokomotiven  noch  über- 
treffen. —  Im  Hinblick  auf  die  immer  mehr  anwachsenden  Ab- 
messungen der  Lokomotiven  hat  man  in  Amerika  versucht,  die 
Handarbeit  des  Heizers  auszuschalten  und  dafür  maschinelle  Host- 
beschickung  einzuführen.  In  den  meisten  Fällen  haben  die  Ver- 
suche befriedigende  Ergebnisse  geliefert.  —  Für  die  Wagen  der 
ostafrikanischen  Mittellandbahn  Morogoro — Tabora  und  der  neuen 
Kamerun-Mittellandbahn  Duala — Edea — Widimenge  ist  die  Ein- 
führung der  selbsttätigen  Janney-Mittelkupplung  in  Aussicht  ge- 
nommen. Diese  Kupplung  wird  eine  wesentlich  schnellere  Ab- 
wicklung des  Betriebes  gegenüber  anderen  Linien  ermöglichen, 
da  sie  ein  Abkuppeln  während  der  Fahrt,  das  auf  den  Strecken 
mit  altem  Kupplungssystem  verboten  ist,  gestattet  und  so  den 
Rangierdienst  beschleunigen,  aber  auch  gleichzeitig  für  das  Be- 
dienungspersonal eine  bedeutende  Gefahrenquelle  beseitigen  dürfte. 
—  Schließlich  sei  noch  einer  eingreifenden  Verbesserung  des 
rollenden  Materials  für  den  Kchlentransport  gedacht,  die  in 
Amerika  mit  dem  Bau  von  vollständig  in  Eisen  ausgeführten 
Spezialtrichterwagen  von  45,3  t  Tragfähigkeit  mit  doppelachsigen 
Drehgestellen  gemacht  wurde. 
Elektrische  Nach  Sammlung  reicher  Erfahrungen  auf  kürzeren  elektrisch 

betriebenen  Strecken  geht  man  daran,  auch  Femlinien  zu  elek- 
trisieren. Für  den  Hauptbahnbetrieb  scheiat  sich  am  besten  der 
Wechselstrom  bewähren  zu  wollen.  In  Deutschland  ist  für  die 
Strecke  Dessau — Bitterfeld  eine  Wechselstromlokomotive  von  etwa 
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1000  PS.  Stundenleistung'  bei  15  Perioden  in  der  Sekunde  in  Aus- 
sicht genommen.    Die  Lokomotive  bestellt  aus  zwei  gekuppelten 
Hälften,    von    denen   jede    für   sich   einen   Antriebsmotor   erhält, 
welcher  mittels  Treibstange  auf  eine  in  der  Mitte  zwischen  den 
Triebachsen  gelegene  Blindwelle  arbeitet,  die  ihrerseits  durch  be- 
sondere Schubstangen  die  Eadkurbeln  antreibt.   Die  Motoren  sind 
hoch  aufgestellt,  um  dem  im  Eisenbahnbau  in  letzter  Zeit  allgemein 
hervortretenden  Gredanken,  zur  Schonung  des  Oberbaues  und  zur 
Minderung  der  Maschinenstöße  den  Schwerpunkt  möglichst  hoch 
zu  legen,  gerecht  zu  werden.    Weitere  Wechselstrombetriebe  sind 
auf   den   Versuchsstrecken   bei   Oranienburg  mit   6000   Volt   und 
25  Perioden  in  der  Sekunde,  und  zwischen  Karlsruhe  und  Herren- 
alb auf  einer  Linie  von  40  km  mit  8000  Volt  und  25  Perioden 
in  der  Sekunde  geplant.    Von  der  französischen  Südbahn  ist  für 
einen  Betrieb  mit  einphasigem  Wechselstrom  von  10  000  Volt  der 
Allgemeinen      Elektricitäts-Gresellschaft     eine     Lokomotive      für 
800  PS.  Stunden-  und  600  PS.  Dauerleistung  in  Auftrag  gegeben 
worden.    Auch  auf  der  Paris— Lyon-Mittelmeerbahn  ist  der  elek- 
trische Betrieb  mit  Wechselstrom  von  12  500  Volt  Spannung  ge- 
plant.   Italien   hat   die   Bahn   von   Neapel   nach   Piedimonte   für 
Wechselstrom-Lokomotivbetrieb    vorgesehen;     zwei    Lokomotiven 
sind  bereits  in  Deutschland  bestellt.  Auch  die  Mont-Cenis-Tunnel- 
bahn  soll  elektrischen  Betrieb  erhalten.    In  Norwegen  wurde  die 
erste  Wechselstrombalin  mit  der  Linie  Thamshavn — Lokken,  un- 
weit Drontheim,  eröffnet.  Die  Lokomotiven  sind  mit  je  vier  Eeihen- 
schlußmotoren  von  40  PS.  Stundenleistung  ausgerüstet  und  werden 
mit  Strom  von  6600  Volt  und  25  Perioden  in  der  Sekunde  be- 
trieben; die  Zugkraft  beträgt  bis  zu  3600  kg  bei  18  km  stünd- 
licher   Geschwindigkeit.     —    Am    weitesten    ausgedehnt   ist   das 
Netz  elektrisch  betriebener   Bahnen  in  den   Vereinigten   Staaten 
von    Amerika.     Hier  baute  man  für  Versuchszwecke  eine  Loko- 
motive mit  ähnlicher  Triebwerksanordnung,  wie  sie   auf  der  er- 
wähnten Strecke  Dessau — Bitterfeld  zur  Verwendung  gelangt.  Der 
elektrische  Teil  ist  für  einphasigen  Wechselstrom  von  15  Perioden 
in  der  Sekunde  eingerichtet  und  arbeitet  mit  zwei  400  PS. -Motoren, 
welche   gegen   solche   von   800   PS.    leicht   ausgewechselt   werden 
können,  um  mit  diesen  bei  29  km  stündlicher  Pahrgeschwindigkeit 
eine  Zugkraft  von  13,6  t  zu  entwickeln.    Die  Pennsylvania  Rail- 
road  Company  hat  für  ihre  verhältnismäßig  kurzen  New  Yorker 
Tunnelstrecken    24    elektrische    Gleichstromlokomotiven    bestellt, 
deren  jede  zwei  Motoren  zu  2000  PS.  erhält;   die  Lokomotiven 
sollen  in  der  Stunde  145  km  laufen.  —  Gut  behauptet  haben  sich 
die  elektrischen  Akkumulatorenwagen,  von  denen  in  Preußen  vom 
1.  Mai  1910     ab    neue    Fahrzeuge     auf    den     Linien    Lauban — 
Görlitz — Kohlfurt  und  Lauban — Marklissa  verkehren  werden.   Im 
Eisenbahnbezirk    Köln    hat    man    auch    Versuche    gemacht,    Ver- 
brennungsmotor, Dynamo  und  Elektromotor  auf  einem  Fahrzeuge 
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zu  einem  g'emeinsameii  Ganzen  zu  vereinig-en.  Als  Kraftmaschine 
wählte  man  einen  90  PS.-Benzolmotor  und  kuppelte  ihn  elastisch 
mit  einer  Gleichstix)mdynamo  von  80  KW.  Stundenleistung.  Der 
erzeugte  Strom  diente  zum  Antrieb  zweier  Gleichstrommaschinen 
von  54  PS.,  welche  vermittels  Zahnräderübersetzung  dem  Fahr- 
zeuge eine  Stundengeschwindigkeit  von  50  km  zu  erteilen  ver- 
mögen. Ueber  die  Versuche  liegen  nähere  Angabe.n  noch  nidht 
vor.  Im  November  1909  wurden  zwei  eigenartige,  für  Schnell- 
bahnen gedachte  Ein  schienen  wagen  von  Scherl  in  Berlin  und 
von  Brennan  in  Großbritannien  im  Betriebe  vorgeführt.  Der  erstere 
war  allerdings  nur  als  Modell  von  5,5  m  Länge  ausgeführt  und 
fuhr  mit  6 — 8  km  Stundengeschwindigkeit,  so  daß  auf  die  Betriebs- 
fähigkeit im  Schnellbahnverkehr  noch  nicht  geschlossen  werden 
kann,  hingegen  war  derjenige  von  Brennan  in  natürlicher  Größe 
gebaut.  Zwar  lief  auch  dieser  "Wagen  nur  11,3  km  in  der  Stunde, 
jedoch  ließ  die  bei  ihm  vorgenommene  einseitige  Belastung  mit 
36  Personen,  die  nur  vorübergehende  Schwankungen  des  Fahr- 
zeuges hervorrufen  konnte,  die  Stabilität  des  Gefährtes  erkennen. 
Letztere  beruht  auf  dem  Prinzip  des  Kreisels,  das  auf  Schiffen 
zur  Linderung  der  Schlingerbewegungen  bereits  seit  einigen  Jahren 
Verwendung  findet.  Der  Kreisel  Brennans  ist  bei  einem  Durch- 
messer von  1065  mm  763  kg  schwer  und  rotiert  mit  3000  Um- 
läufen in  der  Minute. 
Straßen-  und  Das  gesamte  Straßenbahnnetz  Deutschlands  umfaßte  nach  der 

letzten  Statistik  vom  31.  März  1908  3850  km;  an  ihm  waren. 
237  selbständige  Unternehmungen  mit  einem  Gesamtkapital  von 
920  Millionen  Mark ,  beteiligt.  Ausschließlich  dem  Personen-- 
verkehr  dienten  151  Bahnen,  dem  Güterverkehr  4.  Als  Betriebs- 
kraft fand  in  189  Fällen  die  Elektrizität,  in  13  der  Dampf 
Verwendung;  22  Strecken  wurden  mit  Pferden  betrieben,  8  mit 
Drahtseilen  und  5  mit  gemischter  Kraft.  Die  Spurweite  war 
bei  62,5  o/o  der  Bahnen  einmetrig,  bei  25,7  o/o  normal ;  der  Best 
hatte  hiervon  abweichende  Schienenabstände.  —  Für  Berlin  ist 
die  seit  langem  geplante  Nord-Süd-Untergrundbahn  behördlicher- 
seits genehmigt  worden.  Die  etwa  8  km  lange  Linie  wird  von 
der  Müllerstraße  ausgehend  die  Friedrichstraße  unterlaufen  und 
zunächst  am  Kreuzberge  enden;  es  sind  14  Haltestellen  mit 
618  m  mittlerem  Abstände  und  eine  Fahrzeit  von  18  Minuten  für 
die  ganze  Strecke  vorgesehen.  —  Die  an  die  bestehende  Unter- 
grundbahn am  Nollendorf-  und  "Winterfeldt-Platze  anschließenden 
Linien  nach  Schöneberg  und  Wilmersdorf  sind  in  Angriff  ge- 
nommen. Die  Grundbauten  der  Schöneberger  Bahn  gehen  ihrer 
Vollendung  entgegen.  Li  Hamburg  ist  der  Untergrundteil  der 
im  Bau  begriffenen  Hoch-  und  Untergrundbahn  nahezu  fertig 
gestellt;  die  im  Innern  der  Stadt  und  links  der  Alster  gelegene 
Strecke  ist  bereits  so  weit  gediehen,  daß  im  Sommer  1910.  also 
ein  Jahr  früher    als  er  beabsichtigt  war,   der  Betrieb  wird  er- 
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öffnet  werden  können.  —  Die  guten  Erfahrungen,  die  die  New 
Yorker  Hochbahn  mit  dem  dreigleisigen  Betriebe  gemacht  hat, 
verajilaßte  die  London-,  Brighton  and  South  Coast-Bahn  auf 
der  Strecke  London-Bridge— South- Bermondsey  mit  der  Verlegung 
eines  dritten  Schienenstranges  dem  amerikanischen  Vorbilde  zu 
folgen.  Dieses  dritte  Gleis  dient  zur  Entlastung  je  eines  der 
beiden  Seitengleise,  und  zwar  in  der  "Weise,  daß  zu  gewissen 
Tageszeiten,  dem  Verkehrsbedürfnis  entsprechend,  auf  ihm  Hilfs- 
züge ausschließlich  in  der  jeweilig  erforderlichen  Richtung  ver- 
kehren. —  Eine  luteressante  Bahn,  eine  Seilschwebebahn  für  den 
Personenverkehr,  besitzt  seit  Oktober  1907  Spanien  in  der  Gegend 
von  San  Sebastian,  zwischen  dem  Uliaberge  und  der  Pena  des 
Aguila,  zwei  beliebten  Ausflugsorten.  Die  Bahn  hat  eine  Seil- 
stützenweise von  280  m  und  überwindet  einen  Höhenunterschied  von 
28  m ;  im  Sommer  1908  wurden  auf  ihr  13  000  Passagiere  befördert. 

Immer  enger  zieht  das  Eisenbahnnetz  der  Erde  seine  Maschen.  ^^^^J^^J]^^^^' 
Die  bedeutungsvollste  Linie  des  europäischen  Festlandes,  die  im 
Berichtsjahre  vollendet  worden  ist,  ist  die  Tauembahn.  Durch 
sie  wurde  der  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Westösterreich 
einerseits  und  dem  Adriatischen  Meere  andererseits  wesentlich 
erleichtert,  die  Dauer  der  Reise  von  Triest  nach  Berlin  hat 
eine  Verkürzung  um  4V2,  nach  Frankfurt  a.  M.  um  6,  nach 
^lünchen  sogar  um  71/2  Stunden  erfahren.  Von  den  europäischen 
Bergbahnen  ist  die  Jungfraubalm  besonders  weit  gediehen,  deren 
Bau  so  gefördert  wurde,  daß  noch  im  Jahre  1910  die  Strecke 
Eismeer-Jungfraujoch  dem  Verkehr  wird  übergeben  werden 
können.  Auch  der  Mont-Blanc  wird  in  nicht  zu  femer  Zeit 
durch  die  Kunst  der  Technik  bezwungen  sein.  —  Für  den  Durch- 
gangsverkehr zwischen  Deutschland  und  Schweden  wurde  am 
6.  Juli  die  107  km  lange  Dampffährverbindung  Saßnitz-Trelle- 
lx)rg  eröffnet.  —  Eine  europäisch-asiatische  Bahn  beabsichtigt 
man  in  Nord-Eußland  und  Sibirien  in  einer  Länge  von  2027  km 
zwischen  Rybinsk  und  Obdorsk  an  der  Mündung  des  Ob  zur 
Besiedelung  und  Ausnutzung  des  an  Holz  und  Naphtha  reichen 
Petschoragebietes  zu  bauen.  Eine  weitere  für  Rußlands  und 
Asiens  Verkehrs-  und  Handelspolitik  bedeutsame  Bahn,  die  Mon- 
goleibahn, ist  der  Ausführung  nahe.  Die  beabsichtigte  Strecke 
führt  von  Peking  nach  Kaigan  (diese  Strecke  ist  seit  dem  2.  Okt. 
bereits  fertig  gestellt)  über  Sairussu,  Urga,  Maimatschin,  Kjachta 
und  erhält  bei  Myssowaja  am  Baikalsee  ihren  Anschluß  an 
die  große  sibirische  Linie.  Mit  dieser  Verbindung  wäre  für  den 
Verkehr  von  Eluropa  nach  Peking  ein  Bedeutendes  gewonnen. 
Die  jetzt  in  Frage  kommende  direkte  Strecke  Berlin — Peking 
durch  die  Mandschurei  hat  eine  Länge  von  11  200  km,  während 
die  Mongoleibahn  einen  etwa  1900  km  kürzeren  Weg  mit  einer 
Fahrzeit  von  9  Tagen  gegen  13  Tage  auf  der  alten  Route  ge- 
währen würde.     Unter  den  sonstigen  chinesischen  Bahnen  ist  für 
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Deutschland  in  erster  Linie  die  chinesische  Staatsbahnstrecke 
Tientsi;i — Pukow  von  Bedeutung,  deren  Bauleitung  in  deutschen 
Händen  liegt;  an  ihr  war  die  deutsche  Industrie  bis  Ende  1908 
mit  Lieferungen  im  Werte  von  22  Millionen  Mark  interessiert. 
Für  die  Entwicklung  von  Kleinasien  und  den  Verkehr  zum 
Persischen  Meerbusen  war  ausschlaggebend  die  vom  türkischen 
Ministerrate  genehmigte  Weiterführung  der  Bagdadbahn  über 
Alexandrette  und  Aleppo,  der  bedeutendsten  Handelsstadt  Xord- 
Syriens;  1786  km  der  Bahn  sind  vollendet;  die  Eintfernung  bis 
Basra  beträgt  noch  1107  km.  Lange  Zeit  hatte  in  Afrika  der 
Bau  der  Kap — Kairo-Bahn  geruht;  jetzt  ist  man  daran  gegangen, 
die  Linie  weiter  zu  füliren,  und  man  denkt  bis  Ende  1910  3500  km 
bewältigt  zu  haben.  In  Deutsch-Südwestafrika  wurde  ajn  6.  Juli 
1909  die  Südbahn  in  ihrer  vollen  Länge  von  545  km  dem  Ver- 
kehr übergeben.  Deutsch-Ostafrika  konnte  die  Zentralbahn  Dar- 
esalam — Tabora  bis  Kilossa  in  Betrieb  nehmen  und  hat  somit 
das  erste  Drittel  der  etwa  900  km  langen  Gesamtstrecke  zu 
sieiner  Verfügung.  Die  vollständige  Strecke  soll  am  1.  Juli  1914 
ausgebaut  sein.  Auf  der  Manenguba-JBahn  in  Kamerun  waren 
bis  zum  Juni  1909  120  km  im  Unterbau  ausg-eführt,  während 
Togo  von  dem  ersten  Teile  der  Strecke  Lome — Atakpame  55  km 
fertig  gestellt  hatte.  —  Die  Weiterführung  der  seinerzeit  wegen 
übergroßer  Geländeschwierigkeiten  aufgegebenen  ISTeu-Seeland- 
Mittellandbahn,  welche  den  Süden  der  Insel  erschließen  soll. 
wurde  von  der  britischen  Kolonialregierung  wieder  aufgenommen. 
—  In  Südamerika  hoffte  man  die  transandische  Bahn  vollenden 
zu  können,  doch  konnte  der  3080  m  lange  Kordillerentunnel  unter 
dem  Uspallata-Paß  erst  am  20.  Nov.  durchschlagen  werden ; 
trotzdem  wird  die  Bahn  schon  viel  für  die  Iteise  von  Buenos - 
Aires  nach  Valparaiso  benutzt,  da  der  Ueberigang  über  den 
Uspallata-Paß  im  Sommer  mit  Maultieren  nur  3 — 4  Stunden  er- 
fordert und  die  ganze  Strecke  nunmehr  bereits  in  38  Stunden 
zurückgelegt  werden  kann. 
Wasserstraßen  Innerhalb  des  Deutschen  Reiches  wurde  auf  dem  Gebiete  des 

Wasserbaues  der  Spoykanal  (Cleve — Keeken  am  Rhein)  für  Schiffe 
bis  600  t  fahrbar  gemacht.  Frankfurt  a.  M.  ist  mit  dem  Bau 
eines  großen  Handels-  und  Industriehafens  am  Main  beschäftigt. 
Unter  Berücksichtigung  der  Biesenabmessungen  der  heutigen  See- 
f ahrzeu^  wurde  in  Wilhelmshaven  eine  dritte  große  Hafeneinfahrt 
mit  Doppelschleuse  von  250  m  Länge,  40  m  Breite  und  11  m 
Tiefe  gebaut,  welche  erforderlichenfalls  gleichzeitig  als  Trocken- 
dock Verwendung  finden  kann.  Die  Schweiz  denkt  an  die  Er- 
richtung einer  Wasserstraße  vom  Rhein  zur  Rhone.  Eine  Haupt - 
Schwierigkeit  dieses  Projektes,  welches  mit  nur  16  Millionen  ver- 
anschlagt ist,  liegt  in  der  Ueberwindung  des  Höhenunterschiedes 
zwischen  Genfer  und  Neuenburger  See ;  hierfür  werden  7  Schleusen 
und  ein  Tunnel  erforderlich  sein.   Für  Deutschland  von  größerem 
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Interesse  ist  die  beabsichtigte  Wasserverbindimg  von  Basel  mit 
dem  Bodensee,  die  allerdings  auf  schweizerisclier  Seite  noch  nicht 
vollen  Beifall  finden  konnte,  da  man  dort  fürchtet,  nach  der 
Eröffnung  des  Kanales  werde  die  Rentabilität  der  linksrheinischen 
schweizerischen  Bahnen  leiden.  Der  Ausbau  des  84  km  langen 
Trollhättan-Kanales  von  Gothenburg  am  Kattegat  bis  zum  Wener- 
see  wird  von  der  schwedischen  Regierung  beabsichtigt.  Die  Kanal- 
sohle soll  von  3  m  auf  6  m  bei  Normalwasserstand  abgesenkt 
werden.  Bei  Hochwasser  sollen  Schiffe  bis  zu  7  m  Tiefgang  den 
Kanal  bis  zur  ersten  Schleuse  befahren  können;  die  Ausführung 
des  Projektes  erfordert  25,8  Millionen  Mark.  —  Am  Panamakanal 
konnten  die  Arbeiten  flott  weiter  geführt  werden,  nachdem  ein 
Ausschuß  von  Ingenieuren  durch  Versuche  festgestellt  hatte,  daß 
die  Senkungen  bei  Gatun  zu  ernsten  Bedenken  keinen  Anlaß  bieten. 
Man  hält  an  der  Eröffnung  im  Jahre  1915  fest,  glaubt  sogar, 
schon  im  Januar  1915  die  Arbeiten  vollenden  zu  können.  Der 
Kanal  wird  nunmehr  endgültig  als  Schleusenkanal  mit  Schleusen 
von  305  m  Länge  und  33,5  m  Breite  bei  Gatun,  Pedro  Miguel 
und  Miraflores  ausgeführt.  Nach  den  neuesten  Schätzungen  werden 
die  Baukosten  sich  auf  rund  1440  Millionen  Mark  belaufen,  wo- 
durch der  A^orkostenanschlag  ganz  erheblich  überschritten  würde. 
—  Im  Juli  1909  wurde  der  neue,  bei  Ebbe  10  m  tiefe  Seehafen 
von  Le  Hävre  eröffnet,  für  dessen  Anlage  45  Millionen  ausgeworfen 
wurden,  und  im  April  1909  ist  der  für  den  Handel  des  südlichen 
Aegypten  und  des  Sudan  wichtige  Port  Sudan  im  Roten  Meere 
der  Schiffahrt  übergeben  worden. 

Am  1.  Jan.  1909  wurden  in  Deutschland  41  727  Automobile 
(am  1.  Jan.  1908:  36  022)  und  zwar  39  475  Personenwagen  und 
2252  Lastwagen  gezählt.  Hiervon  belief  sich  der  Anteil  Berlins 
auf  2863  Fahrzeuge  (am  1.  Jan.  1908:  2414)  mit  2271  Personen- 
wagen, worunter  938  Automobildroschken  und  173  Automobil- 
omnibusse waren,  und  592  Lastwagen,  Paris  besaß  zur  gleichen 
Zeit  7214  Motorwagen.  Die  meisten  Automobile  hatte  in  Deutsch- 
land die  Provinz  Brandenburg  mit  Berlin  aufzuweisen  (6203) ; 
dann  folgten  Bayern  (5096),  Rheinland  (4290)  und  Sachsen  (4062); 
Ostpreußen  besaß  mit  412  Kraftwagen  den  kleinsten  Park.  Die 
Verteilung  der  Personen-  bezw.  Lastfahrzeuge  Deutschlands 
auf      die      verschiedenen      Verwendungsgebiete      war      folgende: 

Tab.  16  Automobilstatistik  Deutschlands  (in  °/o  ^ler  Gesamtziffern) 


Handelsgewerbe  .  .  .  . 
Sport  und  Vergnügen  .  . 
Aerzte  und  andere  Berufe 
Oeffentliche  Behörden  .  . 
Oeffentlicher  Verkehr  .  . 
J.and-  und  Forstwirtschaft 
Sonstige  Zwecke   .     .     .     . 


Personen - 
fahr  zeug 


40,8 

34,4 

11,8 

1,0 

5.9 

1.1 


Lasten - 
fahrzeug 


91,4 


5,3 

1,1 
1,2 


Automobile 
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Die  wesentlichste  Zunahme  erfuhr  die  Gruppe  der  Per- 
sonenwagen, und  zwar  insbesondere  diejenigen  der  kleinen 
Wagen  bis  zu  einer  Leistung  von  8  PS.,  während  die 
Zahl  der  Motorfahrräder  für  Personenbeförderung  eine  ge- 
ringe Abnahme  zeigte.  An  Lastwagen  wurden  474  neu  in 
Betrieb  genommen.  —  Für  den  Bau  von  Automobilen  kommen  2nir- 
zeit  in  Deutschland  34  Werke  in  Betracht,  während  Prankreich 
deren  205,  Italien  80,  Großbritannien  62,  Belgien  18,  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  11,  Oesterreich  4  und  Spanien  2 
besitzen.  Was  die  Leistungsfähigkeit  der  gegenüber  der  fran- 
zösischen, italienischen  und  britischen  Konkurrenz  verhältnismäßig 
kleinen  deutsehen  Automobilindustrie  kennzeichnet,  ist  der  fast 
beispiellos  glänzende  Erfolg  Deutschlands  bei  den  vom  Automobile 
Club  de  France  veranstalteten  diesjährigen  Rennen  zu  Dieppe. 
Von  49  startenden  Waagen,  24  französischen,  9  deutschen,  6  eng- 
lischen, 6  italienischen,  3  belgischen  und  1  amerikanischen,  er- 
rangen 6  deutsche  Rennwagen  die  3  ersten  Plätze  sowie  Platz 
5,  6  und  7 ;  nur  an  4.  Stelle  wurde  die  Kette  der  deutschen  Sieger 
durch  einen  französischen  Wagen  unterbrochen.  Dieser  Ausgang 
des  Rennens  machte  auf  das  Ausland,  insbesondere  auf  Frankreich, 
einen  geradezu  überwältigenden  Eindruck.  Auch  der  verblüffende 
Rekord,  den  in  jüngster  Zeit  ein  deutscher  200  PS. -Benzwagen 
auf  der  Brooklandbahn  mit  über  205  Stundenkilometern  aufstellte, 
tru^g  nicht  unwesentlich  dazu  bei,  das  Ansehen  des  deutschen 
Automobilbaues  von  neuem  z\i  stärken. 
Luftschiffe  und  Flugtcchnik  uud  Luftschiffahrt  zeitigten  nach  den  vielver- 

sprechenden Anläufen  des  Jahres  1908  weitere  bedeutende  Er- 
folge, von  denen  die  i^  den  verschiedenen  Ländern  veranstalteten 
AVettflüge  Zeugnis  ablegten.  Für  Deutschland  waren  von  be- 
sonders lebhaftem  Interesse  vor  allem  die  Berliner  internationale 
Fliegerwoche  vom  26.  Sept.  bis  3.  Okt.  1909,  ferner  die  Flüge 
des  Amerikaners  Orville  Wright  in  seinem  Zweidecker  bei  Berlin 
und  Potsdam,  sowie  die  anmutigen  Eindeckerflüge  des  Fran- 
zosen Latham  und  diejenigen  des  deutschen  Ingenieurs  Grade. 
Zu.  den  lutemationalen  Wettflügen  bei  Berlin  hatte  sich  eine 
Reihe  sehr  bekannter  Flugtechniker  eingefunden,  um  auf  dem 
Felde  von  Johannistal  eine  Probe  ihres  Könnens  mit  ihren 
Maschinen  abzulegen.  Insgesamt  flogen  5  Eindecker  und  5  Zwei- 
decker mit  einer  Maschinenleistung  von  zumeist  je  40 — 50  PS. ; 
nur  die  Bleriot-  und  Dorner apparate  arbeiteten  mit  geringerer 
Kraft.  Etwa  zur  selben  Zeit,  als  die  Preise  von  Johannistal 
umstritten  wurden,  unternahm  Orville  Wright  eine  Reihe  er- 
folgreicher Flüge  auf  dem  Tempelhofer  und  dem  Bornstädter 
Felde,  wobei  seine  Leistungen  im  Höhenfluge  mit  400  m  alles 
bis  dahin  Erreichte  weit  hinter  sich  ließen.  Jedoch  sind  selbst 
Wrights  Leistungen  inzwischen  durch  Höhenflüge  Paulhans  und 
Farmans  von  mehr  als  600  m  Höhe  übertroffen  worden.    Unter 
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den  Flugversuchen,  die  von  Deutschen  untemoninien  wurden, 
ragen  diejenigen  von  Grade  hervor,  dem  es  am  30.  Okt.  gelang, 
die  im  Hinblick  auf  aiißerdeiitsche  Leistungen  milde  zu  nennenden 
Bedingungen  des  Lanzpreises  zu  erfüllen  (Umfahren  zweier  in 
1000  m  Abstand  stehenden  Marken  in  einer  8-förmigen  Bahn  und 
Durchfahren  eines  parallel  dazu  stehenden  Tores  von  100  m 
Weite  in  entg-egengesetzten  Richtungen).  Am  14.  Nov.  zeigte  er 
in  Bremen  mit  einem  Dauerfluge  von  54V2  Minuten,  daß  sein 
Apparat  noch  zu  weitgehenden  Erwartungen  berechtigt.  Der 
bisher  glänzendste  Rekord  der  Flugtechnik  ist  der  Henri  Farmans 
vom  3.  Nov.  in  einem  Zweidecker  über  dem  La^gerfelde  von  Chälons 
mit  einer  Flug-dauer  von  4  Stunden  und  17  Minuten  und  einem 
ziu'ückg-elegten  Wege  von  232  km.  Von  sportlichem  und  von  kultur- 
politischem Interesse  war  die  Ueberquerung  des  Aermelmeers 
durch  Bleriot  am  25.  Juli,  die  in  einer  Zeit  von  27  Minuten  21  Se- 
kunden bei  31  km  Kanalbreite  g^elang.  Bleriot  benützte  zu  dieser 
Fahrt  einen  auffallend  kleinen  Apparat,  der  mit  dem  Führer 
und  einem  Benzinvorrat  für  2  Stunden  nur  ein  Gewicht  von 
250  k^  besaß. 

In  Frankfurt  a.  M.  wurde  mit  der  intenaationalen  Luft- 
schiffahrts-Ausstellung zum  ersten  Male  in  Deutschland  der  Ver- 
such gemacht,  ein  Gesamtbild  des  gegenwärtigen  Standes  des  Gleit- 
fluges und  der  Luftschiffahrt  zu  geben.  Diese  Ausstellung  hat 
erheblich  dazu  beigetragen,  die  vielfach  im  Volke  herrschenden 
naiven  Vorstellungen  von  Flieger-  und  Ballontechnik  zu  beseitigen 
und  das  Verständnis  für  Flugmaschine  und  lenkbares  Luftschiff 
in  weite  Kreise  zu  tragen.  Freilich  kam  der  Gleitflug  auf  dieser 
Ausstellung  nicht  recht  zur  Geltung ;  zwei  Drachenflieger  Wright- 
scher  und  Voisinscher  Bauart  boten  so  ziemlich  allein  Interesse. 
Etwas  besser  waren  die  Luftschiffe  vertreten ;  Zeppelin  II  und  III 
statteten  vorübergehend  der  Ausstellung  Besuche  ab,  Z  II  ge- 
legentlich seiner  Reise  nach  Köln  und  Z  III  auf  einer  Fahrt 
nach  Düsseldorf,  während  welcher  er  von  Frankfurt  aus  audi 
Mannheim  und  das  Manövergelände  an  der  Tauber  aufsuchte,  um 
an  den  Heeresübungen  teilzunehmen.  Durch  mehr  als  40  ge- 
lungene Fahrten  mit  Passagieren  konnte  ein  Parseval-Lenkballon, 
ungeachtet  einiger  kleiner  Unfälle,  glänzend  den  Gedanken  wider- 
leg-en,  das  halbstarre  System  sei  durch  die  großen  Erfolge  Zeppel.'ns 
überwunden.  Ein  neuer,  von  der  Rheinischen  Gummiwaxenfabrik 
Franz  Clouth  erbauter,  ebenfalls  halbstarrer  Motorballon  hat  sich 
gleichfalls  recht  gut  bewährt  und  gleich  dem  Parseval  die  Daseins- 
berechtigung der  letztgenannten  Fahrzeuggruppe  erwiesen. 
Der  Clouth-Ballon  wird  von  einem  nur  40  PS.  entwickelnden 
Motor  angetrieben,  mißt  42  m  in  der  Länge,  8,2  m  im  Durch- 
messer und  hat  eine  Luftverdrängung  von  1700  cbm.  Von  großem 
Interesse  für  Deutschland  waren  außer  den  bereits  genannten 
Reisen  der  Zeppelinschen  Luftschiffe  die  Fahrten  des  Z  III  nach 
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München  im  April  und  nach  Berlin  im  September  1909.    Unter 
den    übri^n    Kultumationen    ist   Italien    im    Luftschiffbau    mit 
einicrem    Erfolge    tätig    gewesen,    sein    Militärluftschiff    hat   die 
Sti^cke  Bracciano — Kom,  etwa  40  km,  hin  und  zurück  ohne  Fahrt- 
unterbrechung   mit»    /einer    Geschwindigkeit    von    50    km    durch- 
laufen.      Am     25.     Sept.     wurde     das     französische     Luftschiff 
„La     Republique"     durch     eine     Gasexplosion     vollständig     zer- 
trümmert,     die      vier     Insassen     wurden     zerschmettert.      Das 
lenkbare    Luftschiff    soll    jetzt    auch    in    Deutschland    für    den 
alten  Gredanken  des  Amerikaners  Wellmann,  die  Erreichung  des 
Nordpols   durch   die   Lüfte,   dienstbar  gemacht   werden.    Das   zu 
diesem   Zwecke   bereits    fertiggestellte    torpedoförmige   Fahrzeug 
hat  bei  einer  Län^e  von  56  m  und  einem  Durchmesser  von  16  m 
einen   Inhalt  von  etwa   8500   cbm   und  wird   von   einem   80  PS.- 
Motor  getrieben;  die  37  m  lange  Gondel  ist  für  die  Aufnahme 
von   drei  Personen,  einer  kleinen  Anzahl   Hunde,   vieler  für  die 
Forschungsreise  erforderlicher  Instrumente,  Proviant,  Benzin  usw. 
eingerichtet.  —  Angesichts  des  stetig  zunehmenden  Bedarfes  an 
Motorschiffen    und    Flugapparaten   hat    sich    bereits    eine    ganze 
Beiho  bekannter  Firmen  und  neugegi'ündeter  Gesellschaften  mit 
der  fabrikmäßigen  Herstellung  derartiger  Maschinen  befaßt;  auch 
die  Errichtung  von  Luftschiffhäfen  ist  an  vielen  Orten  geplant 
und  teilweise  schon  zur  Ausführung  gebracht  worden.    Die  prak- 
tische  Ver^vendung  des  Luftschiffes  ist  in  große  Nähe  gerückt 
duiTh   die   am   16.   Nov.   erfolgte   Gründung   der  Luftschiffahrt- 
Aktiengesellschaft  zu  Frankfurt  a.  M.    Die  Gesellschaft  hat  es 
sich  zui'  Aufgabe  gemacht,  ständige  Verkehrslinien  in  Deutschland 
einzurichten;  im  kommenden  Frühjahr  soll  bereits  in  Friedrichs- 
hafen   mit    den    ersten    Passagierfahrten    begonnen    werden.     Die 
nächste   Etappe  wird   alsdann   Baden-Baden   sein.    München   und 
Hamburg  sind  ebenfalls  an  dem  Unternehmen  beteiligt.  —  Dem 
sich  mehr  und  mehr  einstellenden  Bedürfnis  nach  einer  zweck- 
entsprechenden Luftschifferkarte  ist  der   Deutsche  Luftschiffer- 
verband  entgegengekommen   und  hat   mit   der   Herausgabe   einer 
eigenartigen   Karte   im   Maßstabe   von   1 :  300  000   begonnen.    Das 
erste  Blatt  Köln  ist  bereits  erschienen  und  zeigt  im  Sechsfarben- 
druck die  Höhen  schichten  von  250  zu   250  m,   die  verschiedenen 
aeronautischen  Bezeichnungen,  sowie  in  großem  Druck  die  Höhen- 
zahlen der  Berge,  ein  sehr  übersichtliches  und  dabei  plastisches 
Bild  des  Geländes  bietend.  —  Zur  dauernden  Veranschaulichung 
der   ganzen   Entwicklungsgeschichte   der   Luftschiffahrt   und   des 
Gleitflugwesens  ist  die  Leitung  des  Deutschen  Museums  in  München 
gegenwärtig   damit  beschäftigt,   seinen  Sammlungen  die   Gruppe 
„Luftschiffahrt"  anzugliedern,  welche  vom  ersten  Montgolfiers  bis 
zur  modernen  Flugmaschine  in  ununterbrochener  Kette  den  tech- 
nischen "Werdegang  der  Luftfahrzeuge  in  Originalen  und  Modellen 
zur   Darstellung   bringen   soll.    Auch   das   Reichspostmuseum   zu 
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Berlin   hat   in    seinem   Lichthof   eine    Luftschiffahrtsansstellung 
hergerichtet. 

Der  Schiffbau  steht  unter  dem  überwiegenden   Einfluß  der  Schiffbau. 

Dampfturbine,  die  sich  in  den  verschiedensten  Konstruktionen  in 
der  Kriegs-  und  Handelsmarine  vollständig  bewährt  hat.  Insgesamt 
sind  42  Turbinenschiffe  der  deutschen  Kriegsmarine  im  Dienst, 
im  Bau  begriffen  oder  bewilligt.  Von  den  10  neuen  Linienschiffen 
erhalten  „Ersatz  Heimdall"  und  „Ersatz  Hildebrand"  Turbinen, 
während  die  acht  anderen  Schiffe  noch  mit  Kolbenmaschinen  aus- 
gerüstet werden.  Die  hohe  Leistungsfähigkeit  der  Turbine  zeigten 
die  Abnahmefahrten  des  kleinen  Kreuzer  , .Mainz",  welcher  die 
verbürgte  Höchstgeschwindigkeit  von  26  Knoten  um  2  Knoten 
übertraf.  Großbritannien  ist  zu  einer  noch  weiter  vergrößerten 
Dreadnought-Klasse  übergegangen,  deren  erstes  Panzerschiff  „Nep- 
tune"  Ende  September  von  Stapel  ging.  Das  Schiff  hat  20  250  t 
Wasserverdrängung  und  ist  insofern  bemerkenswert,  als  alle 
Geschütze  ihr  Eeuer  nach  einer  Seite  legen  können. 
Gegen  Ende  des  Berichtsjahres  wurde  der  Plan  bekannt, 
Schiffe  von  27  000  t  zu  bauen.  Rußland  nahm  4  Linien- 
schiffe von  23  000  t  mit  23  Knoten  und  42  000  PS.  Tur- 
binenleistung in  Bau,  welche  die  größten  Kriegsfahrzeuge  der 
Erde  darstellen.  Italien  legte  den  Kiel  für  die  „Dante  Alighieri" 
mit  21 000  t  und  22  Knoten  und  will  3  geschützte  Turbinen- 
kreuzer für  angeblich  29  Knoten  seiner  Flotte  angliedern.  Dem 
^''orbilde  anderer  Staaten  folgend,  hat  auch  die  österreichisch- 
ungarische Marine  die  Abmessungen  ihrer  neuen  Schiffe  auf 
19  600  t  gebracht.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
nahmen  neu  das  Linienschiff  „North  Dakota"  in  Dienst,  das 
22,25  Knoten  zu  entwickeln  vermochte,  sowäe  drei  Späherkreuzer, 
deren  schnellster  25,8  Knoten  läuft.  Aus  dem  G^ebiete  der  Unter- 
seeboote ist  eine  Eettungsvorrichtung  hervorzuheben,  die  zum 
ersten  Male  in  Oesterreich-Ungam  zur  Verwendung  gelangte.  Diese 
^'orrichtung  ermöglicht  es,  von  dem  gesunkenen  Fahrzeug  eine 
Telephonboje  loszulösen  und  vermittels  dieser  eine  Verständigung 
mit  der  Außenwelt  herzustellen;  auch  hat  man  eine  Einrichtung 
zur  Einführung  frischer  Luft  durch  Schläuche  in  das  unter- 
getauchte Boot  getroffen,  sowie  eine  Luftschleuse  eingebaut,  dui'ch 
die  die  Mannschaft  im  Notfalle  aus  dem  Boote  an  die  Oberfläche 
gelangen  kann.  —  Trotz  der  gedrückten  Lage,  in  der  sich  bis  vor 
kurzem  die  Handelsschiffahrt  befand,  wurden  iq  letzter  Zeit  nicht 
weniger  als  12  Dampfer  von  mehr  als  je  10  000  Brutto-Eegister- 
Tonnen  neu  in  Fahrt  genommen.  Von  diesen  Schiffen  entfallen  zw^ei 
mit  20  000  und  14  000  t  auf  den  Norddeutschen  Lloyd,  und  zwei 
mit  16  600  bezw.  16  500  t  auf  die  Hamburg- Amerika-Linie.  In 
der  Hauptsache  dienen  die  Dampfer  dem  transatlantischen  Verkehr, 
nur  4  der  ^^erbindung  Europas  mit  Australien.  Neben  den  ge- 
nannten Fahrzeugen  liegen  noch  weitere  neue  Bauten  auf  Stapel, 
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unter  ihnen  zwei  der  White-Stax-Line  von  45  000  t  und  einer 
der  Compagnie  Generale  Trausatlantique  mit  26  000  t.  Dampfer 
von  mehr  als  10  000  t  gibt  es  innerhalb  der  Handelsflotten  der 
ganzen  Erde  bereits  133,  und  zwar  72  englische,  33  deutsehe, 
9  nord amerikanische,  6  holländische,  5  französische,  4  belgische 
und  je  2  dänische  und  japanische.  Die  Cunard-Line  konnte  be- 
züglich der  Geschwindigkeit  die  besten  Leistungen  mit  ihrem 
Turbinendampfer  „Mauretania"  aufweisen,  welcher  die  Heise  von 
New  York  nach  Liverpool  in  4  Tagen  17  Stunden  und  21  Minuten 
zurücklegte  und  somit  den  Weltrekord  für  Handelsschiffe  auf 
25,88  Knoten  in  der  Stunde  hinaufdrückte.  —  Ein  interessanter 
Versuch  wurde  mit  einer  elektrischen  Fernsteuerung  eines  ^lotor- 
bootes  auf  dem  Dutzendteiche  bei  Nürnberg  vorgenommen,  wo  es 
gelang,  von  einer  Geberstation  aus  mittels  elektrischer  Wellen 
einen  Pernschalter  zu  erregen  und  durch  diesen  eine  elektrische 
Steuerung  zu  betätigen,  welche  dem  Boote  alle  gewünschten  Wen- 
dungen gab  ;  es  ist  vorauszusehen,  daß  die  elektrische  Fernsteuerung 
von  großer  Bedeutung  für  das  Eettungswesen,  für  Unterseeboote, 
Torpedos   usw.   werden  muß. 

Teiegraphie.  Der  Umfang  des  Telegraphennetzes  erstreckte  sieh  nach  einer 

schweizerischen  Statistik  über  rund  3,5  Millionen  km  einzelner 
Leitungen.  An  der  Spitze  aller  Länder  steht  Deutschland  mit 
789  780  km,  alsdann  kommt  Großbritannien  mit  744  263  km,  Ruß- 
land mit  657  578  km,  Fl-ankreich  mit  641  907  km ;  erst  in  großen 
Abständen  folgen  die  übrigen  Staaten.  Das  Welt-Kabelnetz  hatte 
eine  Ausdehnung  von  etwa  500  000  km,  wovon  mehr  als  die  Hälfte 
Großbritannien  und  seinen  Kolonien  gehörte.  Deutschland  steht 
mit  30 176  km  weit  zurück,  wobei  jedoch  zu  beachten  ist,  daß 
diese  Länge  eine  Verdoppelung  der  Xetzlänge  innerhalb  von  fünf 
Jahren  bedeutet.  Im  Berichtsjahre  erfolgte  die  A^er legung  der 
ersten  Teilstrecke  des  deutsch-südamerikanischen  Kabels  von 
Emden  bis  Teneriffa,  das  nunmehr  zunächst  weiter  nach  Monrovia 
im  N^gerstaate  Liberia  geführt  wird  und  so  eine  direkte  Ver- 
bindung mit  unseren  westafrikanischen  Kolonien  bilden  soll.  — 
Die  drahtlose  Teiegraphie  gewinnt  ständig  an  Ausdehnung  und 
ist  in  ihrer  technischen  Durchbildung  schon  dahin  gediehen,  daß 
die  Worttaxen  auf  manchen  Strecken  bis  zur  Hälfte  billiger  werden 
konnten,   als   für  Kabelworte   auf  die  gleiche  Entfernung. 

Beleuchtung.  Die  Konkurrenz  der  verschiedenen  Lichtarten  untereinander 

führte  von  neuem  zur  Verbessenuig  der  Beleuchtungskörper  für 
elektrische,  Gas-  und  Oel-Lichtquellen.  In  dem  Bereich  der  Elek- 
trizität ist  der  Metallfadenglühlampe  die  Bogenlampe  in  der  \'er- 
vollkommnung  gefolgt,  die  neue  Bogenlampe  ohne  Regelung  wird 
den  Preis  der  Bogenlampen  ganz  erheblich  verbilligen.  Drei 
Systeme,  die  Beck-,  die  Janeoek-  und  die  Konta-Lampe  wurden 
in  den  Handel  gebracht;  unter  ihnen  bietet  die  letztere  den 
Vorteil,  daß  für  sie  beliebige  Bogenlampenkohlen  zur  Verwendung 
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gelangen  können.  —  Die  Gasbeleuchtimg  hat  bei  der  preußisch- 
hessischen Eisenbahnverwaltung  eine  große  Verbesserung  erfahren, 
indem  für  alle  Schnell-  und  Eilzüge  Grlühlicht  eingeführt  wurde 
und  zwar  unter  Verwendung  von  reinem  Fettgas  gegenüber  dem 
bisherigen  Mischgas  mit  75  o/o  Fettgas  und  25  o/o  Acetylengas ; 
auch  die  Personen-  und  die  gemischten  Züge  werden  demnächst 
die  gleiche  Beleuchtung  erhalten.  Die  Lichtstärke  beträgt  jetzt 
35  Normalkerzen  in  der  dritten  und  vierten  Klasse,  50  Normal- 
kerzen in  der  ersten  und  zweiten  Klasse;  mit  den  bis- 
herigen Schnittbrennem  war  die  Normalkerzenstärke:  13,6,  21,5 
und  27,6. 

Das  Maschinenwesen  kann  auf  eine  hervorragende  Erfindung,  Maschinen- 
die  Gleichstromdampfmaschine,  blicken,  welche  geeignet  er-  A^iig^e^mehles. 
scheint,  durch  ihre  große  Einfachheit  die  bisherigen  Ventil-  und 
Schiebermaschinen  zu  verdrängen  und  der  Dampfturbine  erneute 
Konkurrenz  zu  machen.  Das  Vi^esen  der  Maschine  liegt,  wie  der 
Name  besagt,  in  der  stets  gleichbleibenden  Strömungsrichtung 
des  Dampfes,  was  eine  äußerst  günstige  Wärmebilanz  und  in 
Verbindung  hiermit  eine  große  Dampfökonomie  zur  Folge  hat. 
Von  der  preußisch-hessischen  Eisenbahnverwaltung  sind  je  drei 
Schnellzug-  und  Güterzuglokomotivmaschinen  in  Bau  gegeben 
worden.  —  In  der  Stralauer  Glashütte  bei  Berlin  kam  in  Deutsch- 
land die  zweite  Owensche  Flaschenblasmaschine,  die  im  vorjährigen 
Berichte  bereits  Erwähnung  fand,  zur  Aufstellung.  —  Eine  für  das 
Gießereiwesen  bedeutsame  Neuerung  ist  die  endlich  gelungene 
Brikettierung  von  Eisenspänen.  Bislang  war  es  fast  unmöglich, 
die  im  Maschinenbau  bei  der  Materialbearbeitung  in  Unmengen 
abfallenden  Späne  im  Kuppelofen  wieder  einzuschmelzen,  da  die 
lockeren  Späne  verbrannten  und  ungeheure  Mengen  von  Schlacke 
erzeugten.  Das  neue  Verfahren  preßt  die  Späne  unter  hohem 
Druck  ohne  Verwendung  jeglichen  Bindemittels  zu  festen  Briketts, 
die  sich  alsdann  im  Kuppelofen  genau  wie  Roheisen  verschmelzen 
lassen.  —  Für  den  Feuerlöschdienst  haben  in  einer  Reihe 
nordamerikanischer  Städte  Hochdruckleitungen  Eingang  ge- 
funden, die  über  die  ganze  Stadt  verteilt,  an  allen  An- 
schlußstellen zu  jeder  Stunde  Druckwasser  herzugeben  vermögen. 
—  Zui-  ^^erminderung  des  Straßenstaubes  fanden  in  England  mit 
Erfolg  Versuche  mit  Kalziumchlorid  statt,  die  die  Zweckmäßigkeit 
dieses  Verfahrens  erkennen  ließen;  man  vermochte  auf  billigerem 
AVeg'e,  als  es  mit  Wasser  geschieht,  den  Staub  sehr  wirksam  zu 
beseitigen. 

Die  Stickstoffabrikation  aus  der  Luft  nimmt  besonders  in 
Norwegen,  wo  überaus  reiche  Wasserkräfte  billig  zur  Verfügung" 
stehen,  immer  größeren  Umfang  an.  40  000  PS.  stehen  bei  Notodden 
in  Telemarken  schon  heute  der  Kalks alpeterfabrikation  zur  Ver- 
fügung und  erzeugen  jährlich  20  000'  t  des  wertvollen  Produktes, 
und    eine  Anlage    für    60  000    t    ist    am    Einkanfoß-Falle     mit 


Chemie. 
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Neuerungen  auf 

kriegstech- 
nischem Gebiet. 


Bauwerke. 


140000  PS.  geplant.  —  Auf  photographischem  Gebiete  erregte 
das  Grelingen  des  beweglichen  Lichtbildes,  der  Kinematographie, 
in  natürlichen  Farben  nach  dem  System  Urban-Smith  bei^ch- 
tigt-es    Aufsehen. 

In  der  Kriegstechnik  haben  die  großen  Fortschritte 
im  Geschützbau  dazu  geführt,  auch  den  Aktionsradius  der  Tor- 
pedos zu  steigern.  Hatte  noch  im  russisch- japanischen  Kriege 
die  Unterwasserwaffe  eine  Schwimmkraft  für  nur  1500  m,  so 
ist  man  heute  durch  die  Einführung  überhitzter  Preßluft  für 
den  Betrieb  der  Torpedomaschinen  zu  einer  Schußweite  von 
7000  m  gelangt.  Da  sich  zuweilen  die  Wirkung  der  Ge- 
schosse als  nicht  hinreichend  erwiesen  hat,  wurde  mit  der  Er- 
höhung der  Tragweite  auch  zur  Vergrößerung  der  Kammern  für 
die  Sprengladung  geschritten,  so  daß  die  größten  Torpedos,  wie 
sie  die  englische  Marine  kürzlich  zur  Einführung  brachte,  einen 
Durchmesser  von  51  cm  besitzen.  —  Aufsehen  erregte  die 
Erfindung  eines  Schalldämpfers  für  Gewehre  durch  Maxim, 
welcher  für  militärische  Zwecke,  wie  für  die  Jagd  Bedeutung 
erlangen  kann. 

Eine  gewaltige  Kulturaufgabe  haben  sich  die  holländischen 
Generalstaaten  mit  der  Trockenlegung  der  Zuidersee  gestellt. 
Durch  den  Bau  zweier  40  km  langer  und  5,5  m  hoher  Dämme 
wird  das  Seebecken  von  der  Nordsee  getrennt  werden,  wodurch 
man  binnen  kurzem  ein  Gebiet  von  4600  qkm  nutzbarer  Fläche 
gewinnen  wird,  das  der  Landwirtschaft  erschlossen  werden  soll, 
^lan  hofft  den  Bau  der  Deiche  in  32  Jahren  mit  der  Summe 
von  321  ^lillionen  Mark  vollenden  zu  können.  —  In  Deutsch- 
land stellte  die  Stadt  Eemscheid  in  der  Neye,  einem  Seitentale 
der  Wnpper,  eine  Talsperre  für  6  000  000  cbm  Trink-  und  Nutz- 
wasser fertig,  und  ein  Staubecken  mit  202  Millionen  cbm  ist  im 
Edertale  in  Bau  genommen.  —  Nach  dreijähriger  Arbeit  konnte 
bei  Esneh  (160  km  unterhalb  Assuan)  das  neue  Nilstauwehr  er- 
öffnet werden,  dessen  Bau  ständig  8-  bis  10  000  Arbeiter  be- 
schäftigte und  das  der  Berieselung  von  100  qkm  dienen  wird. 
Zwei  der  größten  Talsperren  der  Welt,  die  Pathfinder-Sperre 
im  North-Plattefluß  und  die  Boosevelt-Sperre  im  Stromgebiete 
des  Salt-Biver  in  Arizona,  sind  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  im  Entstehen  begriffen.  Die  Staukraft  der  ersteren 
Barre  wird  einen  See  von  6,5  km  größter  Breite,  65  m  größter 
Tiefe,  97,3  qkm  Oberfläche  und  1200  Millionen  cbm  Inhalt  • 
schaffen  und  die  ungeheure  Fläche  von  1000  qkm  mit  Wasser 
zu  versorgen  vermögen.  Das  zweitgenannte  Wehr  hält  eine 
Wassermenge  von  1580  Millionen  cbm  mit  78  qkm  Oberfläche 
und  67  m  größter  Tiefe  zurück  und  wii^i  970  qkm  berieseln 
können.  Um  von  der  Größe  dieser  beiden  Anlagen  eine  Vor- 
stellung zu  geben,  sei  erwähnt,  daß  unsere  größte  deutsche  Tal- 
sperre etwa  um  das  dreißigfache  von  ihnen  übertroffen  wird.  — 
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Unter  den  neuen  Brücken  der  jüngsten  Zeit  überragt  die  in 
Mauerwerk  aufgeführte  Isonzo brücke  der  AYocheiner-Bahn  in 
Istrien  mit  einer  Spannweite  von  85  m  alle  bestehenden  steinernen 
Eisenbahnbrücken. 


V.  Die  wirtschaftliche  Entwicklung  in  Berlin  und  dem 
Korporationsbezirk. 

A.    Allgemeines. 

Die  Bevölkerung  in  Berlin  hat  im  Berichtsjahre  gegenüber  Bevölkerung-, 
dem  Eückschlage  des  Vorjahres  wieder  zugenommen.  Das  An- 
wachsen der  fort  geschriebenen  Bevölkerung,  deren  Anschreibung 
durch  ihre  ungleichmäßige  Grundlage  häufige  nachträgliche  Be- 
richtigungen der  gebotenen  Ziffern  notwendig  macht,  hat  für 
Berlin  und  den  Korporationsbezirk  ein  Mehr  von  ca.  116  000  Per- 
sonen ergeben.  Die  Bevölkerungszunahme  Berlins  vom  1.  Dez.  zürn 
1.  Dez.  betrug  12  391  Personen  gegen  eine  Bevölkerungs  abnähme 
von  4122  Personen  am  1.  Dez.  1908.    Diese  geringe  Bevölkerungs- 

Fortgeschriebene  Bevölkerung  am  Monatsanfange. 


[|    Jan.     I    Febr.    j    März    j    April 


Mai 


Juni 


Juli 


Aug.    I    Sept. 


Okt. 


Nov. 


Dez. 


a)   Berlin. 
1 091  299  2  096  645  2  099  16312  088  123:2  091  92712  092  09812 089  92312  091 43612  095  09112  094  26912  104 828  2  110  978 


111 361  2  113  588  2  113  3362  101  933  2  100  438:2  100  76212  097  709,2  095  825 
111  297-2  110 210,2  112  06512  100 873:2  101  032,2  101  618i2  löO 86012  100 575 


2  097  135 12  095  056  j  2  101 191  2  106  856 
2  103  36712  102  303 1 2  112  209  2  119  247 


b)    Charlottenburg. 

253  0341    253  7641    2541391    253  3741    256  898!    257  459!    256  738  255  3621  255  3471  256  575 

265  824!  .266  415!    266  073     264  841     266  487J    267  527     266  770  265  320  264  854  265  983 

273  793!    274  546     274  763     273 148  i    274  8:^     275  304     274  800  273377  273  766  274  864 


152  616! 
1606731 
163491! 

176  923 
197  000 
212  C89; 

74  224! 
88  936 
93  420! 


701501 

75184! 


Tab.  18. 


153  245! 
161004 
163  901 


177  6581 
197  65" 
212  589 


74  7731 
844311 
93  7701 


70504 
75  299 


153  8011 
161 175| 
164  095 


178  3061 
198  280' 
213  202 1 

70  2271 
84  972 
94  172 


70734 
75  302 


153  5401 
159  953 
162  6931 

179  067  j 
199  275 
214142! 

75  437 
85  565 
94  673 


70882 
75  567 


c)  Schöneberc 

155  2951  155  545 
160  901!  161036 
163  4461  163  548 


155  041  j  154611 
160482  159  783 
163  098  162  499 


155  318  i 
159  962 
162  921 


155  548 
159  598 
162  924 


263  841!  265  853 

272 1»4'  273  929 

282116  284  S50 

159  436  160G0(J 

162  437'  163  382 

166  221  167  270 


d)  Rixdorf. 


1P3  500 
202  303 
217  179 


184  7701  185  4611  186153!  187  4851 
202  747 1  203  113!  203  142 1  203  977 
218  0651  218  657  219  269  219  971 1 


188  733!  195  037  196  242 
205  4771  211008  211430 
2214331  226  464  227  972 


e)  Wilmersdorf. 

77  6601  77  7651  77  631 
87  0551  87  362 1  87  361 
95  805!   96185'   95  994 

f)  Lichtenberg. 


77  228!  77  765 
87  081  87  470 
95  918   96  376 


71714 
76  290 


72  516 
76869 


72  933   73  318 
76  7751  76  907 


73  673 
76  943 


79  081 
88  760 
97  670 


73  431 

77  686 


82499:  83  616 
92  236  93 161 
101021  102  069 


..  1  70008 
74490  75  257 
78416   78  671 


Einwohnerzahl  des  Korporationsbezirks  am  1.  Dez. 


1907 

1908 

1969 

Berlin .     . 

2  110  978 

265  853 

160  600 

196  240 

83  616 

70  080 

c.  430  000 

c.  440  000 

2  106  856 

273  929 

163  382 

211432 

93  161 

75  257 

c.  460  000 

c.  470  000 

2  119  247 

Charlottenburg 

Schöneberg ! 

284  850 
167  270 

Rixdorf ; 

Wilmersdorf 

Lichtenberg \ 

Teltow    (ausschl.  Xowawes- Neuendorf)     . 

Nieder-Barnim 

227  972 

102  069 

78  671 

c.  490  000 

c.  500  000 

Zusammen 

3  757  367 

3  854  017 

3  970  079 

94 


Teil  I.    Allgemeine  Entwicklung. 


Tab.  19. 


Bevölkerungszunahme  bezw.  ( — )  -abnähme  (vom  1.  Dez.  zum  1.  Dez.). 


Berlin  .  .  . 
Charlotlenburg 
Schöneberg  . 
Rixdorf  .  . 
Wilmersdorf . 
Lichtenberg  . 


1907 


20  927 
12  502 

8  371 
19  915 

9  475 


1908 


1909 


4  122 

8  076 
2  782 

15  192 

9  545 

5  249 


12  391 

10  921 

3  888 

16  540 

8  908 

3  414 


zunähme  ist  in  der  Hauptsache  auf  die  sich  stetig  mehrenden 
Fortzüge  von  Berlin  und  die  sich  ebenso  stetig  vermindernden 
Zuzüge  zurückzuführen,  denn  der  Ueberschuß  der  Geburten 
über  die  Sterbefälle  bleibt  sich  in  den  einzelnen  Jahren  ziemlich 
gleich.  Da  aber  in  den  größeren  Vororten  Berlins,  wie  in  Char- 
lottenburg, Schöneberg  und  Rixdorf  der  Zuzugsüberschuß  wieder, 
wenn  auch  nicht  bedeutend,  zugenommen  hat,  so  wird  man  weniger 
eine  allgemein  ungünstige  wirtschaftliche  Lage,  wie  im  Vorjahre, 
als  Grund  der  „Entvölkerung"  Berlins  ansehen,  als  vielmehr  die- 
jenigen Gründe,  die  wir  bereits  im  Jahre  1905  an  dieser  Stelle 
angegeben  haben  und  die  hauptsächlich  in  einer  „Aushöhlung" 
der  City  zu  Geschäfts  zwecken  liegen^). 


Tab.  20. 


Mehr-Zuzug  bezw.  ( — )Mehr -Fortzug  der  Bevölkerung. 


Jan. 


Febr.    I    März    |    April    |     Mai     jjuni 


Juli 


Aug.  I  Sept. 


Okt. 


Nov. 


Dez. 


Jah 


1907 
1908 
1909 


1907 
1908 
1909 


40481     1006 

10141—1814 

*)1979i       709 


515 
431 

555 


203 

501 

20 


12  745 
12  598 
12  138 


—  965 
—1376 
—1759 


2500 
—2860 
—  869 


33311 
14301 
15371 


1330 
1343 
■  570 


329 

804 
329 


a)  Berlin. 

-3819!—  537|     1876!— 2411|  9385; 

—46571  —  33831-     62j— 3612!  4858! 

— 1974|— 1675i     1459!— 2384i  8758 

b)  Charlottenburg. 

—  980!  — 16431—  251j       986!  7057 

—  984—17061—  679!       7631  5937 

—  752—1640!   1081   855'  7047 


4902, 
4516 
6212 


1874' 
1670' 
2546: 


■  988 

1252 

491 


246 
308 
510 


c)  Schöneberg. 


*)  Provisorische  Zahlen. 


1)  Vgl.  Berl.  Jahrb.   1905,  I,  S.  64  ff. 


1 
-21 


10 
4 

8 


1907 

505 

439 

—  387 

1634 

127 

_  640!—  609 

516 

91 

3715 

1052!- 

-  26 

6 

1908 

184 

76 

—1370 

795 

39 

—  657  —  837 

36- 

-  489 

2761 

916- 

-  24 

1 

1909 

310 

86 

—1473 

703 

9 

—  567—  725   3141- 

-  74 

3209 

980, 

346 

!  3 

d)  Rixdorf. 

1907 

735 

648 

761 

4433 

12701   691!   6921  133^1 

1248 

6304 

1203; 

760 

20 

1908 

657 

623 

995 

302 

444   366!    29,   835 

1500 

5531 

424! 

657 

15 

1909 

500 

613 

940 

3037 

886   5921   612   702: 
e)  Deutsch- Wilmersdorf. 

1464 

5031 

1508; 

702 

16 

1907 

472 

344 

151 

215 

34!—  267'—  373!   436 

1220 

3343 

9971 

245 

i   8 

1908 

419 

448 

489 

1429 

202  —  98  —  446'   324 

1193 

3.^83 

880| 

155 

1  83 

1909 

273 

330 

400 

1063 

301  —  281  —  191|   386 
f)  Lichtenberg. 

1209 

3264 

959' 

281 

1   7 

1907 

, 

• 

^ 

•     *     • 

, 

, 

• 

!    . 

1908 

354 

230 

148 

832 

802 

317i   385   255 

242 

1059 

56- 

■  73 

;   4 

1909 

115 

3 

265 

723 

579 

—  94i   132 

76! 

743 

730| 

145 

32 

1   3 
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Nachdem  sich  das  Auge  des  Publikums  bereits  auf  sehr  vielen  schaofenster- 
ajideren  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  an  die  neuen  künst- 
lerischen Formen  gewöhnt  hat,  erstreckt  sich  die  künstlerische 
Bewegung  der  Neuzeit  immer  mehr  auch  auf  einzelne  Erschei- 
nungen der  kaufmännischen  Propaganda.  Im  Berichtsjahre  hat 
sich  dies  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Schaufensterdekoration 
gezeigt.  Das  Schaufenster  bildet  für  das  Ladengeschäft  die  Ver- 
mittlung zwischen  Publikum  und  Kauf  mann.  Es  kommt  darauf 
an,  durch  die  verschiedene  Anordnung,  die  Beleuchtung,  die 
Farbenharmonien  oder  -kontraste  die  ausgestellten  "Waren  in  mög- 
lichst gefälliger  Weise  dem  vorübergehenden  Publikum  vor  Augen 
zu  führen.  Die  Entwicklung  der  modernen  Schaufensterdekoration 
hat  im  Berichtsjahre  zu  einem  von  dem  Verband  Berliner  Spezial- 
geschäfte und  der  Zentralstelle  für  die  Interessen  des  Berliner 
Fremdenverkehrs  vom  21. — 23.  Sept.  veranstalteten  Schaufenster- 
wettbewerb für  Groß-Berlin  geführt.  Es  beteiligten  sich  an  ihm 
169  Geschäfte  mit  364  Schaufenstern.  Offenbar  übten  die  Schau- 
fenster, die  an  der  Konkurrenz  beteiligt  waren,  eine  Anziehungs- 
kraft auf  das  Publikum  aus.  Eine  Umfrage  bei  den  Teilnehmern 
hat  ergeben,  daß  auch  in  sehr  vielen  Geschäften  die  Tages- 
einnahmen erheblich  höher  waren  als  sonst.  ' 

Schon  in  unseren  früheren  Jahresberichten^)  hatten  wir  auf  Ausstellungen, 
die  Tätigkeit  der  Ständigen  Ausstellungskommission  für  die 
deutsche  Industrie  hingewiesen.  Auch  im  Berichtsjahre  ist  die 
Kommission  in  umfangreicher  Weise  tätig  gewesen;  sie  hat  auf- 
klärend über  eine  große  Zahl  von  Ausstellungen  berichtet 
und  vor  der  Beteiligung  an  einer  Reihe  in-  und  ausländischer 
Ausstellungen  gewarnt.  —  Im  Berichtsjahre  wurde  versucht, 
den  zahlreichen  Mißständen,  die  sich  im  Laufe  der  Jahre  im  Aus- 
stellungswesen eingeschlichen  haben,  besonders  dem  Medaillen- 
schwindel, im  Wege  internationaler  Regelung  ein  Ende  zu  machen. 
Leber  eine  dahingehende  Anregung  des  Handelsministers,  die 
dem  AVunsche  entsprang,  bei  dem  Mangel  an  gesetzlichen  Be- 
stimmungen einen  wirksamen  Schutz  gegen  wilde  Ausstellungen 
zu  schaffen,  haben  wir  uns  an  anderer  Stelle  eingehend  geäußert^). 
In  Deutschland  sind  z.  Zt.  die  Aussteller  lediglich  durch  das 
Gesetz  vom  18.  März  1904  geschützt  (Schutz  der  Erfindungen, 
G-ebrauchsmuster,  Muster  und  Modelle).  Dieser  durch  das  Ge- 
setz gewährleistete  Schutz  ist  im  Berichtsjahre  folgenden  Aus- 
stellungen, die  wir  im  Anschluß  an  die  Tabellen  unserer  Jahres- 
berichte von  1907  und  1908  zusammenstellen,  wieder  zuteil 
geworden : 


1)  Berl.  Jahrb.  1907,  Bd.  I,  S.  53  ff;  1908,  Bei.  I,  S.  69  ff. 

2)  Vergl.    Abschnitt :    Ausstellungen. 
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Liste  der  Ausstellungen,  denen  der  Schutz  des  Gesetzes  v.  18.  März  1904 
Tab.  21.  im  Berichtsjahr  zug-ebilligt  wurde  ^ 


Lfd 

Ort 

Jahr    1                           Name 

Datum  der 

rgb;. 

Nr. 

( 

ier   Ausstellung 

j  Bekanntmachung 

Seite 

1 

2 

3        i                               4 

t                  5 

6 

1 

Dresden 

1909 

Internationale  Photo - 
graphische  Ausstellung 

16.  Jan.  1909  | 

246 

2 

Frankfurt  a.  M. 

1909 

Internationale  Luftschiff- 
fahrt-Ausstellung (IIa) 

129.  März  1909, 

329 

3 

Leipzig 

1909 

23.  Wanderausstellung 
der  Deutschen  Landwirt- 
schaftsgesellschaft 

26.  Mai  1909 

!                                        : 

445 

4 

München 

1909 

Deutsche  Brauerei- 
Ausstellung 

24.  Aug.  1909  1 

915 

5 

Brüssel 

1910 

Weltausstellung  1910 

15.  Okt.  1909 

935 

1)  Vergl.  Berl.  Jahrb.  I,  1907,  S.56;   1908,  S.  71. 

Einer  internationalen  Organisation  der  Ausstellungen  be- 
fleißigt sich  auah  das  im  vorigen  Jahr  in  Dänemark  von  dem 
Kopenhagener  Industrieverein  gegründete  „Comite  Danois  de.s 
Expositions  a  l'Etranger'',  dem  außer  dem  dänischen  Ministerium 
und  industriellen  Vertretungen  neben  Belgien,  Frankreich,  den 
Niederlanden,  Italien,  der  SchAveiz  und  Ungarn  auch  Deutschland, 
vertreten  durch  die  Ständige  Ausstellungskommission  für  die 
deutsche  Industrie,   beigetreten  ist. 

Die  seit  Jahren  bemerkte  Tendenz  der  Geschäftswelt  gegen- 
über dem  Ausstellungswesen:  Ablehnung  der  allgemeinen  Aus- 
stellungen und  Beförderung  der  Spezial-  und  Fachausstellungen 
trat  im  Berichtsjahre  auch  in  unserem  Korporationsbezirk  wieder 
deutlich  zutage.  Die  bisherigen  Erfahrungen  haben  gezeigt. 
daß  die  Spezial- Ausstellungen  im  besonderen  Maße  dazu 
beitragen,  in  den  weitesten  Kreiseai  der  Bevölkerung,  nicht  nur 
bei  Fachleuten,  Interesse  für  die  moderne  Technik  zu  erwecken, 
die  im  heutigen  Wirtschaftsleben  eine  so  bedeutende  Itolle  spielt. 

Die  eindruck vollste  der  hiesigen  Fachausstellungen  war  im 
Berichtsjahre  die  Ausstellung  von  Wohnungseinrichtungen  und 
Erzeugnissen  der  Berliner  Holzindustrie  in  den  Ausstellungs- 
hallen am  Zoologischen  Garten.  Sie  hat  den  Nachweis  er- 
bracht, daß  das  Berliner  Tischlergewerbe  mit  Unterstützung 
der  verwandten  Branchen  und  des  Kunstgewerbes  sich  als  würdiges 
Glied  den  übrigen  Zentren  unserer  deutschen  Möbelindustrie 
anreihen  darf.  Seit  der  Berliner  Gewerbe-Ausstellung  von 
1896  hat  in  Berlin  keine  so  umfangreiche  Ausstellung  von 
Wohnungseinrichtungen  und  Erzeugnissen  der  Berliner  Holz- 
industrie stattgefunden.  Sie  unterschied  sich  namentlich  in  einer 
Beziehung  wesentlich  von  denen,  die  in  den  letzten  Jahren  in 
Darmctadt,  Dresden,  München  stattfanden :  die  dortigen  Aus- 
stellungen waren  von  Künstlern  ins  Leben  gerufen  worden, 
während  sie  in  Berlin  von  den  Ausstellern,  wenn  auch  unt-er 
Mitwirkung   von   Künstlern,    durchgeführt  wurde. 


V.  Wirtschaftliche  Entwicklung  in  Berlin.    A.  Allgemeines. 


97 


Eine  Eeihe  von  Sonderausstellungen  fand,  wie  alljäJirlicli,  auch. 

im  Berichtsjahre,  in  Kunstsalons  und  Kunsthandlungen  statt.  Ins- 

bes>ondere    veranstaltete     wiederum     das    Kunstgewerbemuseum 

mehrere  dieser  Art,  und  zwax: 

1.    Schleswigsche    BeiderwaJidstoffe    (5.    Febr.    bis    14.    März).   — 

2.  Silbernes  Tafelgerät,  ausgeführt  von  den  Wiener  Werkstätten  nach 
Entwurf    von    Jos.     Hoffmami,    Wien     (26.     Febr.     bi&    14.    März).     — 

3.  Sammlung  japanischer  Kleinkunst  aus  dem  Besitze  des  Herrn  Konsul 
A.  G.  Mosle,  Leipzig  (2.  März  bis  15.  April).  —  4.  Eine  Auswahl  von 
Handzeichnxmgen  alter  Meister  des  16, — 18.  Jahrhunderts  aus  den 
Beständen  der  Bibliothek  (16.  März  bis  18.  April).  —  5.  Hochzeits- 
gabe der  Provinz  Sachsen  für  Ihre  Kaiserl.  und  Königl.  Hoheiten, 
den  Kronprinzen  imd  die  Frau  Kronprinzessin  des  deutschen  Reiches 
und  von  Preußen,  ausgeführt  von  den  Hof  Juwelieren  Wratzke  &  Steiger, 
Halle  a.  S.  (10.  April  bis  2.  Mai).  —  6.  Schülerarbeiten  au5  eng- 
lischen nnd  amerikanischen  Fach-  imd  Kunstgewerbe-Sohulen  (25.  April 
bis  31.  Mai).  —  7.  Alte  und  neue  Posamenten  (16.  Mai  bis  6.  Okt.).  — 
8.  Arbeiten  aus  dem  Wettbewerb  für  künstlerische  Siedlungen  auf 
dem  Rittergut  Rüdersdorf  (15.  Juni  bis  31.  Juli).  —  9.  Arbeiten  aus 
den  kunstgewerblichen  Meisterkursen  des  Bayerischen  Gewerbe-Mu- 
seums, Nürnberg  (8.  Aug.  bis  6.  Okt.).  —  10."^ Nadelarbeiten  zur  An- 
regung  für  die  Belebung  des  Handarbeitsunterrichts  (26.  Sept.  bis 
6.  Okt.).  —  11.  Schülerarbeiten  der  Unterrichtsanstalt  des  Kujist- 
gewerbe-Museums  (19.  Okt.  bis  18.  Nov.).  —  12,  Heutige  deutsche 
Metallarbeiten  [Silber  und  andere  Materialien]  (14.  Nov.  bis  31.  Dez.), 
—  13.  Künstlerische  Photographien  ,, Hamburg  und  die  Hamburger 
Landschaft",  im  Auftrage  des  Hamburgischen  Senats  von  Berufs-  imd 
Lifebhaberphotographen    (20.    Nov.    bis    31.    Dez.). 

Die  folgende  Tabelle  gibt  eine  Zusammenstellung  der  in 
Berlin  und  dem  Korporationsbezirk  während  des  Berichtsjahres 
verajistalteten   Ausstellungen : 


Tab.  22. 


Ausstellungen  in  Berlin  1909. 


Lfd 

■Nr. 


Name 


Dauer 


Veranstalter 


Lokal 


1 

2 

3 

1                          4 

1                  5 

1 

Kartoffel-Ausstellung 

22.-  28. 

Deutsche  Kartoffel- 

Institut für 

Febr. 

kulturstation 

Gärungs- 
gewerbe 

2 

16.  Deutsche  Gersten- 

18.-22. 

Verein   „Versuchs- 

Institut für 

schau 

Okt. 

und  Lehrbrauerei" 
in  Berlin 

Gärungs- 
gewerbe, 
Seestraße 

3 

Große  Internationale 

2.— 13. 

Verein  zur   Beförde- 

Ausstellungs- 

Gartenbau-Ausstellung 

April 

rung  des  Gartenbaues 
in  den  Preuß.  Staaten 

hallen  am 
Zool.  Garten 

4 

Gartenbau-Ausstellung 

18.— 20. 

Verein  der  selb- 

Etablissement 

Sept. 

ständigen  Gärtner 
von  Hermsdorf  und 

Umgebung 

Bellevue- 
Hermsdorf 

5 

Obst-,  Gemüse-  und 

19.,  20. 

Gartenbau- Verein  für 

Loge,  Steglitz, 

Blumenausstellung 

Sept 

Steglitz 

Albrechtstraße 

6 

VIT.  Allgemeine  Aus- 

Sept. 

Bund   der  Pflanzer- 

Engl.  Garten, 

stellung  der  Lauben- 

Vereine BerKns  und 

Alexander- 

kolonisten 

Umgegend 

straße  27b 

7 

XV.  Deutsche  Geweih- 
Ausstellung 

27.  Jan. 

KaiserLHof-Jagdamt 

Ausstellungs- 
hallen am  Zool. 
Garten 

8 

.      Hectorausstellung 

20.— 24. 

Hector,    Gesellschaft 

Ausstellungs- 

Febr. 

der  Hundefreunde 

1 

hallen  am  Zool. 
Garten 

Ackerbau. 


Obst-  und 
Gartenbau. 


Viehzucht. 


Berl.   Jahrb.   f.   Handel  u.   Ind.   1909.     I. 
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Lfd. 
Nr. 

1                          Name 

Dauer 

Veranstalter 

Lokal 

1 

2                              1         3         1                          4                          '5 

9 

35.  Mastvieh-Ausstellung 

4.-6. 

Mai 

22.,  23. 

Stadt  Berlin          j  Zentrahiehhof 

10 

Große  Internationale 

Schoßhund-Klub         Tiergartenhof 

Zwerghund- Ausstellung 

Mai 

11 

II.  Aquarien -Ausstellung 

21.— 30. 
August 

Verein  der  Aquarien-    Schulz'  Pracht- 
und  Terrarienfreunde  säle,  AmKönigs- 
i     graben  14a 

12 

Internationale  Hunde- 

23.,  24. 

Bund     kynologischer 

Terrassen  am 

Ausstellung 

Okt. 

Klubs 

Haiensee 

13 

1.  Provinzial- 

26.-28. 

Landwirtschafts- 

Westhalle des 

Nutzgeflügelschau 

Nov. 

kammer  für  die 
Provinz  Brandenburg 

Landesaus- 
stellungsparkes 

14 

18.  Kanarienvogel- 

27.  Nov. 

Berliner  Kanarien- 

Restaurant 

Ausstellung 

züchter  und  Vogel- 
schutzverein 

am  König.s- 
graben  14  a 

Maschinen- 

15 

Ständige  Ausstellung  für 

10.  Apr. 

Zeitschrift    „Im  Reich 

Johannis-Hof 

Industrie. 

deutsche  Flugschiffahrt 

(Eröff- 
nung) 

der  Lüfte  Deutschland 

voran."    Berlin,  Leip- 

zigerstr.  59 

16 

Lastautoraobil- 
Ausstellung 

25.  Mai 

Verein  Deutscher 
Motorfahrzeug- 
Industrieller 

Seydlitzstr. 

Holz-  und 
Schnitzstoffe. 

17 

Ausstellung  von 

15.  Mai 

Tischlerinnung  und 

Ausstellungs- 

Wohnungseinrichtungen 

bis 

Vereinigte  Verbände 

hallen  am  Zool. 

der  Berliner 

31.Aug. 

der  Berliner 

Garten 

Holzindustrie 

Holzindustrie 

Beherbergung 

18 

Ausstelluno-  „Die  bür- 

1.—9. 

Verein  Frauenerwerb 

Philharmonie 

u.  Erquickung. 

gerliche  Küche  und 
Haushaltung" 

Mai 

19 

Hauswirtschaftliche 

Aug., 

Kaufhaus  des 

Kaufhaus  des 

Ausstellung 

Sept. 

Westens 

Westens 

„Die  Küche" 

20 

J  üb  iläums -Kochkunst- 

Sept. 

Berliner  Gastwirts- 

Ausstellungs- 

Ausstellung 

1              Innung 

hallen  am  Zool. 
Garten 

Bekleidung. 

21 

Ausstellung  »Die  Dame 

15.  Jan.j  Friedmann  &  Weber 

Hohenzollern- 

in  Kunst  und  Mode" 

bis     1 

Kunstgewerbe- 

7.  März;                                                     haus 

Kunst  und 

22 

Plakat -Ausstellung 

10. u.ll.i Bildungsausschuß  der  Gewerkschafts- 

Kunstgewerbe. 

Jan.     BerlinerLithographen,            haus 

1     Steindrucker  und 

verwandter  Berufe 

23 

Internationale  Volks- 

20. Jan.          Lyceum-Club 

Reichs- 

kunstausstellung 

bis 
28.Feb. 

marineamt 

24 

Kunstausstellung  der 

Kgl.  Akademie  der 

Künste 

27.  Jan.!     Preußischer  Staat 

Akademiegeb. 
Pariserplatz  4 

25 

Sonderausstellung  von 

1.— 31.           A.  Wertheim 

A.  Wertheim 

kunstgewerblichen 

März 

Arbeiten 

26 

Maries  -  Ausstellung 

März 

Verein  Berliner 
Sezession 

Haus  der  Ber- 
liner Sezession 

27 

Kunstausstellung  der 

April         Verein  Berliner 

Haus  der  Ber- 

Berliner Sezession 

bis                  Sezession 
August 

liner  Sezession 

28 

Große   Berliner  Kunst- 

Mai bis 'Akademie  der  Künste 

Landesaus- 

ausstellung 

Sept. 

U.Verein  Berl.Künstler 

stellungspark 

29 

Litauische  Ausstellung 

4.-9. 
Mai 

Verein  Berl.  Künstler 

Vorhalle  der 
Philharmonie 
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Lfd. 
Nr. 


Name 


Dauer 


Veranstalter 


Lokal 


1  1 

2                                1 

3          1 

4 

5 

30 

Zeichen- Ausstellung 

Juni 

Stadtschulrat 

Westhalle  des 

der  Berliner 

Dr.  Fischer 

Landesaus- 

Gemeindeschulen 

stelluDgsparkes 

31 

Plakat- Ausstellung 

4.-7. 

Firma 

Papierhaus 

Okt. 

Günther  Wagner 
in  Hannover 

Dessauerstr.  2 

32 

Volkskunst- Ausstellung 

Seit 
Okt. 

Lyceum-Club 

A.  Wertheim 

33 

Ausstellung  schleswig- 

Okt. 

Kunstsalon  Carl 

Lennestr.  7 

holsteinischer  Kunst 

Reiner&CarlLewinsky 

des  15.— 19.  Jahrh. 

34 

Arbeiter-Dilettanten- 

Nov., 

prakt.  Arzt 

Potsdamerstr.  4, 

kunst-Ausstellung 

Dez. 

Dr.  Adolf  Levenstein 

später  Gewerk- 
schaftshaus 

35 

Ausstellung  ungarischer 
Hausindustrie 

Nov. 

Friedmann   &  Weber 

Hohenzollern- 
Kunstgewerbe- 

haus 
Kaufhaus  des 

36 

Ausstellung  deutscher 

April 

Kaufhaus  des  Westens 

Buchkunst 

Westens 

37 

Dauernde  Buchgewerb- 

Seit 

Verleger  Dr.  Hofmann 

Papierhaus 

liche    Ausstellung 

April 

Dessauerstr.  2 

38 

Prophylaktische 

18.— 22. 

Deutsche  Gesellschaft 

Brauerei 

Ausstellung 

Mai 

zur  Bekämpfung  der 
Geschlechtskrank- 
heiten 

Happoldt, 
Hasenhaide 

39 

Ausstellung  für 

Juni 

Verwaltung  des 

Kaiserin- Aug. - 

Säuglingspflege 

Kaiserin  -Auguste- 
Victoria-Hauses 

Victoria-Haus 

40 

Zahntechnische 

August 

Zentralverein  in 

Hotel  Imperial 

Ausstellung 

Amerika    graduierter 
Doktoren  der 
Zahnheilkunde 

Enke  platz  4 

41 

Internationale  Aus- 

August 

Internationaler 

Wandelhalle 

stellung  f  .Zahnheilkunde 

zahnärztlich.  Kongreß 

des  Reichstages 

42 

Seifen-  und  Parfümerie- 

8.— 15. 

Vereinigung  der 

Keller's  Fest- 

Ausstellung „Die 

August 

Seifenhändler  von 

säle 

moderne  Hausfrau" 

Berlin 

43 

Puppen- Ausstellung 

23.-30. 

Berufsorganisation  der 

Nürnberger 

Juni 

Krankenpflegerinnen 
Deutschlands 

Straße  22 

44 

Puppen- Ausstellung 

Nov. 

Hermann  Tietz 

Warenhaus 
Tietz 

45 

Dachdecker- Ausstellung 

9.  Febr. 

Dachdeckerinnung 

Neue 
Philharmonie 

46 

Kolonial  -Ausstellung 

3.-21. 

Central-Afrika-Expe- 

Ausstellungs- 

der  wissenschaftlichen 

März 

dition  des  Herzogs 

hallen  am  Zool. 

Ergebnisse  der  Zentral- 

Adolf Friedrich  zu 

Garten 

afrika-Expedition  des 

Mecklenburg 

Herzogs  Adolf  Friedrich 

zu  Mecklenburg 

47 

Sattler-Fach-  und 

14.-17. 

Bund  deutscher 

Concordia- 

Gesellenstück- 

August 

Sattler  u.  Tapezierer 

Festsäle 

Ausstellung 

48 

Polnische  Ausstellung 

29. 

Berliner  polnische 

Keller\s 

1 

August 

Fachvereine 

Etablissement 

Poly- 
graphisches 
Gewerbe 


Gesundheits- 
pflege 


Spielzeug. 


Verschiedenes. 


Unter  den  Ausstellungen  nichtgewerbliotien  Charakters  fielen 
zwei  besonders  auf:  die  Arbeiterdilettanten-Ausstellung  und 
die     Volkskunst-^Vusstellung.      Die    erstere     sollte     zeigen,     was 
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Berliner. 


Arbeiter,  die  Tag  für  Tag  in  Fabriken  und  "Werkstätten 
tätig  sein  müssen,  in  ihren  knappen  Mußestunden  aus  innerecm 
geistigen  Bedürfnis  zur  eigenen  Freude  und  Erquickung  an  künst- 
lerischen Beschäftigungen  treiben  und  was  sie  dabei,  ohne  Unter- 
richt darin  erhalten  zu  haben,  hervorbringen.  Das  Ergebnis  war 
oft  höchst  überraschend,  da  viele  Arbeiter  ganz  unerwartete 
künstlerische  Fähigkeiten  bekundeten.  Die  Volkskunst-Aus- 
stellung  sollte  ein  geschlossenes  Bild  der  vielgestaltigen  deutschen 
und  außerdeutschen  Hausindustrie  geben,  wie  sie  auf  dem  platten 
Lande  von  Urväter  Zeiten  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  ver- 
erbt hat. 

Die  „Ständige  Auss tellungskom mission  für  die  deutsche  In- 
dustrie" hat  für  Deutschland  im  Berichtsjahre  an  gewerblichen 
Ausstellungen  unter  Ausscheidung  der  rein  landwirtschaftlichen 
und  Kunstausstellungen  318  ermittelt,  für  das  Ausland  358.  Für 
die  folgenden  Jahre  sind  dieser  Zentralstelle  als  geplant  bekannt 
geworden 


in  Deutschland 

im  Auslande 

Zusammen 

für  1910 

61 

99 

160 

für  1911 

18 

26 

44 

für  1912 

14 

10 

24 

SO  daß,  ungerechnet  einige  Ausstellungen,  die  schon  für  die  Jahre 
1913  bis  1920  projektiert  sind,  nicjit  weniger  als  904  Ausstellungen 
bekannt  geworden  sind.  So  erscheint  die  Besorgnis  vor  einer 
Ausstellungsgefa^r  nur  allzu  berechtigt.  Um  so  notwendiger 
ist  es,  die  unsoliden  und  überflüssigen  Veranstaltungen  zu  be- 
kämpfen und  nur  solche  Ausstellungen  zu  fördern,  die  Avirklich 
dem   Interesse   des    Grewerbefleißes    dienen. 

In  der  folgenden  Tabelle  geben  wir  eine  Uebersicht  über  die 
in  Berlin  für  die  nächsten  Jahre  geplanten  allgemeinen  oder 
internationalen  Ausstellungen,  soweit  Nachrichten  darüber  in  die 
Oeffentlichkeit  gelangt  sind. 


Tab.  23. 

Geplante  Ausstellungen. 

Nr.   i 

Name 

1             Dauer             | 

Veranstalter 

1     1 

2 

1                  3                  1 

4 

Allgemeine  Ausstellung 

von  Hunden  aller  Rassen 

Geflügel-Ausstellung 

Motorboot-  und  Motoren - 

Ausstellung 

Große  Fachausstellung  für 

das  gesamte  deutsche 

Fleis  ch  erge  werbe 

Amerikanische  Ausstellung 

II.  Ton-,  Zement-  u.  Kalk- 

In  du.strie- Ausstellung 

Ausstellung  von 

Fabrikbauten 

Theater- Ausstellung 


!  29.— 30.  Januar 

1910 

Februar  1910 

15.  März  bis 

15.  April  1910 

15.  April 

bis 

20.  Mai 

20.Mai— Sl.Aug. 

1.  Juni  bis 

18.  Juli 

1910 

22.  Okt.  1910 
bis  2.  Jan.  1911 


Verein  „Hektor". 

Klub  deutscher 
Geflügelzüchter 

Kaiserlicher 

Automobilklub 

Freie  Schlächterinnung 

zu  Charlottenburg 

Amerikanisches  Komitee, 
Präsid.  J  PierpontMor^an 
Deutscher  Verein  f.  Ton-, 
Zement-  u.  Kalkindustrie 
Deutscher  Werkbund 

Gesellschaft  für 
Theatergesch. 
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Nr. 


Name 


Dauer 


Veranstalter 


Internationale 

Städtebauausstellung 

Ausstellung   für  Molkerei 

u.  Meierei,  landwirtschaftl. 

Produkte  usw. 
Internationale  Ausstellung 
für  Reise-  und 
Fremdenverkehr 
Ausstellung  von  Bedarfs- 
artikeln für  den  Hausbesitz 

Gewerb  e  -  Ausstellung 

in  AUenstein 

Internationale  Ausstellung 

München 

Staatliche  Erflndungs- 

ausstellung  Stuttgart 

Allgemeine  finnische 

Ausstellung  in  Helsingfors 


I.  Internationale  Jagd- 
ausstellung in  Wien 
Weltausstellung  in  Brüssel 
4  Internat.  Ausstellungen  in 
Buenos  Aires  (Int.Eisenbahn- 
u.   Verkehrsmittel- Ausstell., 
Int.landwirtsch.AusstelL,Int. 
Kunstaussteil.,  Int.  Hygiene- 
Ausstellung) 
Gewerbe-Jndustrie-u.Acker- 
bau-Ausstellung  Nangking 
Internationale  Ausstellung 
in  Turin 
Internationale  Textil- 
Ausstellung  in  Roubaix 
Große  Ausstellung  in  Tokio 


Frühjahr  1910 
Februar  1911 


15.  März 

bis 

15.  Mai  1911 

3.  Juni  bis 

3.  August  1911 

1910 

1910 

1910 

1910 


1910 

1910 
1910 


1910 
1911 
1911 

1917 


Komitee,    Präsident  Geh. 

Baurat  March 

Verein  Berliner 

Molkereibesitzer,  E.  V. 

Zentralstelle  für  die 
Interessen  des  Berliner 

Fremdenverkehrs 
Zentralverband  d.  städt. 
Haus-  u.  Grundbesitzer- 
vereine Deutschlands 
Polytechn.  u.  Gewerbe- 
verein zu  AUenstein 
Verein  Ausstellungspark 

München 

Kgl.  Württ.  Zentralstelle 

für  Gewerbe  und  Handel 

Zentralkomitee  der 

Industriedelegation, 

Zentralausschuß  der 

Handelsdelegation, 

Allgemeiner  finnischer 

Arbeitgeberverb  and 

Wiener  Jagdklub 

Belgische  Regierung 
Argentinische  Regierung 


Schanghaier  und  Nang- 
kinger  Kaufmannschaft 
Italienische  Regierung 

Stadtverwaltung 

Roubaix 

Japanische  Regierung 


Größere 
deutsche  und 
internationale. 


.  24 

Die  im  Korporationsbezirke  neugegründeten  Zwangsinnungen. 

II                      { 
Bekannt-    \             g.. 
machung    | 
1 

Gewerbe 

Gegenwärtiger  Bezirk 

Datum  des  Inkraft- 
tretens und  etwaiger 
Erweiterungen 

2           1                3                 1                       4                       1                              5                             16 

Berlin 


Bildhauer  u.  Stuk- 
kateure 


Lichtenberg    1  Bäcker 


Berlin,    Charlottenburg,     Rix-  | 
dorf,  Schöneberg,  "Wilmersdorf,  j 
Lichtenberg,   Spandau,     Cöpe-  i 
nick,  Haiensee,  Adlers hof,  Britz,  I 
Friedenau,  Grunewald,  Nieder-  , 
Sohönweide,       Treptow        mit  [ 
Baumschulenweg,        Südende,  j 
Tempelhof,   Oranienburg,    Ber-  ! 
nau,   Friedrichshagen,  Erkner, 
Boxhagen-Rummelsbg.,  Fried- 
richsfelde, Karlshorst,  Nieder- 
Schönhausen,        Ober- Schön- 
weide,    Pankow,     Plötzensee, 
"VVeißensee,  Reinickendorf, 

Schönholz,  Stralau,  Tegel. 
Lichtenberg,    Boxhagen-Rum- 
melsburg,  Friedrichsfelde, 

Stralau. 


1.  Okt.  1909 


1.  April  1910. 
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Zwangs- 

innung-en. 


Witterung  in 
Deutschland. 


Im  Anschluß  an  unsere  im  vorigen  Jahresberichte^)  g-egebene 
Aufstellung  sämtlicher  in  unserem  Korporationsbezirk  bestehender 
Zwangsinnungen  setzen  wir  in  diesem  Jahre  die  Tabelle  fort. 
Die  Fortschritte  in  der  Errichtung  von  neuen  Zwangsinnungen 
in  unserem  Korporationsbezirk  waren  nur  gering;  es  wurden  nur 
zwei  neue  Zwangsinnungeai  errichtet. 

Die  Witterung  des  Berichtsjahres  zeigte  in  Deutschland 
gegenüber  dem  durchschnittlichen  Verlauf  sehr  erhebliche  Ab- 
weichungen. Im  ganzen  ist  die  Temperatur  bedeutend  unter  dem 
Jahresdurchschnitt  geblieben.  Der  Januar  war  nur  zu  Beginn 
und  im  letzten  Drittel  ein  rechter  Wintermonat,  im  übrigen 
herrschte  gelindes  veränderliches  Wetter  und  in  der  ersten  Hälfte 
des  Monats  gewöhnlich  ozeanische,  in  der  zweiten  kontinentale 
Luftströmung.  Die  Gegensätze  glichen  sich  dabei  so  aus, 
daß  die  Durchschnittswerte  für  fast  alle  Witterungs- 
erscheinungen die  normalen  nahezu  erreichten.  Der  Februar 
war  ein  überwiegend  kalter,  ziemlich  trüber  und  nieder- 
schlagsreicher Monat.  In  den  ersten  fünf  Tagen  fielen  mehr 
Niederschläge  als  normalerweise  im  ganzen  Monat.  Während  in 
Süddeutschland  die  heftigen  Schneefälle  den  Eisenbahnverkehr 
fast  lahmlegten,  verursachte  in  Nord-  und  Mitteldeutschland  das 
mit  den  Niederschlägen  eintretende  Tauwetter  Hochwasser,  be- 
sonders im  niedersächsisch-thüringischen  Gebiet.  Stärkere  Sehnee- 
fälle kamen  noch  gegen  die  Mitte  und  am  Ende  des  Monats 
vor.  Die  gleiche  Witterung  blieb  im  März  bestehen,  der 
ungewöhnlich  rauh  und  schneereich  war,  so  daß  die  Schnee- 
decke sich  drei  Wochen  hindurch  hielt,  eine  für  den  März  besonders 
auffallende  Elrscheinung.  Die  außerordentlich  starken  Schnee- 
fälle am  2.  März  verursachten  vielfach  erhebliche  Verkehrs- 
störungen. &  folgte  eine  ziemlich  starke  klare  Kälte,  die  zu 
Beginn  des  2.  Monatsdrittels  trüber  und  gelinderer  Witterung  wich. 
Kühl  blieb  das  Wetter  aber  den  größten  Teil  des  Monats  hindurch, 
und  erst  am  29.  März  trat  unter  dem  Einflüsse  einer  atlantischen 
Depression  starke  Erwärmung  ein,  so  daß  die  letzten  drei  Monats- 
tage einen  frühlingsmäßigen  Charakter  hatten.  Diesen  Charakter 
hatte  auch  der  Anfang  des  April,  der  jedoch  im  übrigen 
Verlauf  vielfach  kalt,  unfreundlich  und  regnerisch  war,  wenn 
auch  andererseits  einzelne  kürzere  Perioden  schönes,  helles  und 
warmes  Wetter  brachten.  Diese  Gegensätze  haben  sich  aller- 
dings rechnerisch  derartig  ausgeglichen,  daß  im  Monatsdurch- 
schnitt weniger  Abweichungen  von  dem  normalen  Stande  zu  ver- 
zeichnen waren,  als  man  hätte  annehmen  sollen.  Während  der 
Ost-erzeit  herrschte  trübes,  kühles,  regnerisches  Wetter.  Erst  am 
24.  April  wurde  das  Wetter  unter  dem  Einflüsse  eines  südlichen 
Maximums  wieder  günstig,  und  es  folgten  vier  für  diese  Jahreszeit 


1)   Berl.  Jahrb.   1908,   I,   S.   76  rf. 
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ungewöhnlich  warme,  wenn  auch  noch  vielfach  trübe  Tage,  welche 
der  bis  dahin  noch  sehr  rückständigen  Vegetation  zustatten  kamen. 
Vom  28.  April  ab  war  die  Witterung  wieder  kühl  und  nieder- 
schlagsreich und  blieb  so  zu  Beginn  des  Mai,  der  überhaupt 
ein  ungewöhnlich  kühler,  dabei  heiterer  und  trockener  Monat  war. 
Der  1.  Mai  war  so  kalt  wie  noch  niemals  seit  Beginn  der  regel- 
mäßigen meteorologischen  Beobachtungen  (1848).  Am  2.  Mai  hellte 
sich  das  Wetter  auf,  und  es  folgte  eine  Reihe  von  heiteren  und 
trocknen  aber  empfindlich  kühlen  Tagen  mit  starken  Nordost- 
winden. Am  8.  Mai  trat  ein  kurzer  Witterungsumschlag  mit 
wärmeren  südwestlichen  Winden  ein,  die  jedoch  bald  wieder  nord- 
westlichen weichen  mußten.  Zu  Beginn  der  zweiten  Hälfte  des 
Monats  kam  eine  vorübergehende  Erwärmung,  die  nach  einigen 
Schwankungen  am  22.  Mai  den  ersten  Sommertag  des  Jahres 
brachte.  Am  23.  Mai  stieg  die  mittlere  Temperatur  auf  21,0^. 
Es  trat  dann  noch  eine  Abkühlung  am  24.  Mai  ein,  der  endlich 
auch  etwas  Begen  folgte.  Am  29.  Mai  drang  von  Westen  her  ein 
umfangreiches  Hochdruckgebiet  vor,  das  bei  leichten  nordöst- 
lichen Winden  schönes,  nicht  zu  warmes  Wetter  brachte.  Für 
die  Landwirtschaft  war  der  Monat  durchaus  ungünstig,  was 
in  den  Saatenstandsberichten  zum  Ausdruck  kam.  Die  Saaten 
litten  stark  unter  den  trockenen  rauhen  Winden.  Der  Stadt- 
bevölkerung wird  der  Mai  nicht  so  ungünstig  erschienen  sein, 
weil  sowohl  der  Himmelfahrtstag  als  auch  die  beiden  noch  am 
Monatsschlusse  liegenden  Pfingstfeiertage  sich  durch  besonders 
gutes  Wetter  auszeichneten.  Der  Juni  holte  an  Niederschlägen 
das  Versäumnis  des  Mai  nach,  was  besonders  der  Landwirtschaft 
zu  Nutzen  kam.  Eis  war  ein  im  allgemeinen  kühler  und  ziemlich 
niederschlagsreicher  Monat.  Von  Sommerhitze  war  wenig  zu 
spüren.  Zu  Anfang  war  das  Wetter  allerdings  im  Anschluß  an 
die  schönen  Pfingsttage  recht  wai-m,  und  am  2.  Juni  erreichte  die 
Temperatur  sogar  eine  für  diese  Jahreszeit  ungewöhnliche  Höhe. 
Aber  im  ganzen  waren  im  Vergleich  zu  der  durchschnittlichen 
Temperatur  nur  8  Ta^e  zu  warm,  dagegen  22  Tage  zu  kalt,  und 
der  Monat  durchschnittlich  nahezu  um  einen  Grad  zu  kalt. 
Sommertage,  an  denen  die  Temperatur  auf  mindestens  25  ^  stieg, 
hatte  der  Monat  nur  vier,  während  für  den  Juni  neun  Sommertage 
normal  sind.  Der  Juli  zeigte  einen  ähnlichen  Charakter  wie  sein 
Vorgänger;  er  war  überwiegend  kühl,  trüb  und  regnerisch.  Ver- 
ursacht wurde  das  wenig  sommerliche  Wetter  durch  stets  auf- 
einanderfolgende barometrische  Depressionen,  die,  im  Nordwesten 
oder  Norden  entstehend,  ostwärts  oder  südostwärts  zogen,  während 
das  barometrische  Maximum  meist  im  äußersten  Südwesten  von 
Europa  lag  und  nur  selten  sich  etwas  ostwärts  verschob.  Auch  der 
August  stand  noch  unter  dem  Einfluß  seiner  Vorgänger.  Die 
relative  Feuchtigkeit  der  Luft  überstieg  den  normalen  Grad 
wesentlich.    Der  Monat  zeigte  Wechsel  volles  Wetter.     Im  ganzen 
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glichen  sich  die  zum  Teil  ziemlich  schroff  aufeinanderfolgenden 
Gegensätze  so  aus,  daß  meist  der  Monatsdurchschnitt  sich 
nicht  weit  von  den  normalen  Zahlen  entfernte.  Der 
Anfang  des  Monats  zeigte  das  regnerische  und  kühle  Wetter,  mit 
dem  der  Juli  geschlossen  hatte.  Am  6.  Aug.  traten  Aufheiterung 
und  starke  Erwärmung  ein.  Doch  schon  am  11.  Aug.  wurde  die 
Witterung  unter  dem  Einfluß  einer  nördlichen  Depression  wieder 
trübe  und  kühler.  Zu  einem  entscheidenden  Witterungsumschlag 
aber  kam  es  erst  am  13.  Aug.  durch  das  Vordringen  einer  tiefen 
Depression,  die  sich  über  Nordskandinavien  gebildet  hatte.  Es 
trat  kaltes,  trübes  und  regnerisches  Wetter  ein.  In  der  zweiten 
Monatshälfte  wechselten  mehrfach  trübes  und  regnerisches  Wetter 
mit  trockenem  ab.  Der  September  zeigte  auch  nur  im  Osten 
Deutschlands  ein  freundlicheres  Bild.  Im  mittleren  und  nord- 
westlichen Deutschland  herrschte  meist  regnerisches  und  kühles 
Wetter.  In  dem  Gebiet  östlich  der  Oder  einschließlich  ganz 
Schlesiens  überstiegen  dagegen  überall  die  Monatsmittel  der 
Temperatui'  den  langjährigen  Durchschnitt,  in  Ostpreußen 
stellenweise  um  fast  2  o.  Sommertage  mit  Maximal temperatur 
von  mindestens  25  ^  kamen  in  größerer  Zahl  nur  im 
Osten  vor.  Der  Oktober  war  ein  ungewöhnlich  warmer 
und  windstiller  Herbstmonat.  Nach  einem  ziemlich  kühlen 
Monatsanfang  trat  am  2.  unter  dem  Einflüsse  einer  atlan- 
tischen Barometerdepression  sehr  warmes  Wetter  ein,  das 
zuerst  heiter  war,  dann  aber  Niederschläge  brachte.  Die 
Temperatui'  ging  etwas  zurück,  als  das  barometrische  Maximum 
über  Mitteleuropa  am  7.  nach  Westrußland  zog,  blieb  aber  bei 
trübem  Himmel  noch  über  der  normalen  Temperatur.  Als  sich 
das  Wetter  am  14.  aufklärte,  folgte  eine  Heihe  von  schönen  stillen 
Herbsttagen,  welche  bis  gegen  Etnde  des  Monats  anhielten.  Die 
Temperatur  ging  jedoch  allmählich  erheblich  zurück  und  lag 
am  25.  zum  ersten  Male  unter  dem  normalen  Niveau.  Die  letzten 
Tage  des  Monats  waren  wieder  wärmer,  doch  unbeständig.  Diese 
Witterung  führte  Anfang  November  zu  gelindem,  trübem  und 
zu  Hegenfällen  neigendem  Wetter,  das  vom  4.  ab  kühler  wurde. 
Am  8.  erschien  über  Nordeuropa  ein  Minimum,  das  sich  nach 
Süden  tmd  Osten  ausdehnte  und  unruhiges  Wetter  hervorrief.  Am 
12.  wuchsen  die  Westwinde  zu  Stürmen  an  und  brachten  aus- 
giebige Niederschläge,  erst  Regen,  dann  Schnee.  Der  14.  war 
ein  heiterer  wenn  auch  kalter  Sonntag.  Aber  schon  am  folgenden 
Tage  trat  ein  Witterungsumschlag  ein,  der  am  16.  und  17.  sehr 
starke  Schneefälle  verursachte.  Nach  kurzer  Besserung  trat  am 
21.  wieder  unruhiges  Wetter  ein,  es  folgte  am  23.  energischer 
Frost,  aber  in  den  letzten  Tagen  des  Monats  bei  lebhaftem  Süd- 
westwind sehr  gelindes  Wetter.  Der  Monat  zeichnete  sich  durdi 
außergewöhnliche  Unbeständigkeit  und  im  ganzen  durch  zu 
niedrige  Temperatur,  übernormale  Bewölkung  und  Niederschläge 
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aus.  Im  Dezember  war  das  Wetter  in  ganz  Deutschland  mild, 
dabei  im  allgemeinen  trübe  und  noch  reicher  an  Niederschlägen 
als  der  November.  Fast  nur  um  die  Mitte  des  Monats  herrschte 
überall  Frost,  dagegen  war  es  am  Anfang  und  besonders  kurz 
vor  und  nach  'dem  Weihnachtsfest  für  diese  Jahreszeit  ungewöhn- 
lich warm.  In  den  ersten  Tagen  des  Monats  gingen,  besonders 
in  Westdeutschland,  außerordentlich  starke  Regengüsse  hernieder, 
die  strichweise  von  Hagel,  kurzen  Gewittern  und  im  Nordsee- 
gebiet von  unheilvollen  schweren  Stürmen  begleitet  waren.  Nach 
einer  trockeneren  Woche  breiteten  sich  am  18.  über  ganz  Deutsch- 
land neue  Regenfälle  aus,  die  sich,  abwechselnd  mit  etwas  Schnee, 
Hagel  oder  Graupeln  TdIs  zum  Schlüsse  des  Jahres  oftmals  wieder- 
holten. 

Für  Berlin  brachte  die  eintretende  milde  Witterung  im  in  Berüo. 
Januar  den  Auftau  der  Spree  und  der  Spreekanäle,  so  daß 
die  Schiffahrt,  soweit  sie  auch  im  Winter  aufrecht  erhalten 
wird,  in  beschränktem  Maße  aufgenommen  werden  konnte.  Der 
14.  Jan.  brachte  unter  Blitzerscheinungen  einen  plötzlichen  Nieder- 
schlag von  Schneegraupeln.  Verkehrsstörungen  verursachte  das 
in  der  Nacht  vom  2.  zum  3.  Februar  ganz  plötzlich  ein- 
tretende Tauwetter.  Es  trat  in  der  Nacht  starker  Schneefall 
ein,  der  sich  gegen  Morgen  in  einen  eisigen  Regen  auflöste. 
In  der  Abendzeit  stieg  die  Temperatur  auf  6,6°  Wärme.  In 
allen  Teilen  kam  es  zu  Verkehrsstörungen.  Die  größte  Störung 
trat  in  Charlottenburg  ein,  wo  die  meisten  Straßenbahnen  fast 
volle  2  Stunden  liegen  bleiben  mußten.  Die  Ursache  war  ein 
infolge  von  Ueberlastung  eingetretener  Maschinendefekt  in 
dem  Charlottenburger  städtischen  Elektrizitätswerk.  Verkehrs- 
störungen brachte  auch  der  große  Schneefall  in  den  ersten  M  ärz  - 
tagen.  In  der  Nacht  vom  2.  zum  3.  April  trat  nach  den  ersten 
Frühlingstagen  wieder  plötzliche  Kälte  ein.  Das  Thermometer  sank 
bis  auf  — 3,2 0.  Am  2.  April  war  das  Tagesmittel  der  Tem- 
peratur 0,7°  und  stand  damit  um  6°  unter  der  normalen  Höhe. 
Der  Wettersturz  wirkte  um  so  empfindlicher,  als  am  30.  März 
22  0  erreicht  worden  waren  und  die  Durchschnittstemperatur  dieses 
Tages  12,1  o  betragen  hatte.  Der  18.  April  brachte  nach  großer 
Schwüle  ein  regelrechtes  Gewitter.  Eine  andere  Merk- 
würdigkeit zeigte  sich  am  Morgen  des  29.  J  u  1  i.  Die  Temperatur 
war  in  der  Nacht  schnell  gefallen  und  stand  um  V24:  Uhr  auf  7  °. 
Plötzlich  setzte,  verbunden  mit  starkem  Sturm,  ein  heftiges 
Schneegestöber  ein,  das  freilich  nach  einigen  Minuten  aufhörte. 
Im  ganzen  hatten  Berlin  Und  Umgegend  im  Vergleich  zum  übrigen 
Nord-Deutschland  im  Juli  die  verhältnismäßig  günstigste 
Witterung.  Mit  seiner  für  den  Juli  ermittelten  Durchschnitts- 
temperatur von  17,40  stand  Berlin  ebenso  an  der  Spitze  aller 
meteorologischen  Beobachtungsstationen  wie  mit  den  66  mm 
Niederschlägen,  die  mit  86  o/o   des  normalen  Niederschlags  weit 
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unter  dem  Durchschnitt  blieben.  —  Am  2.  August  brachte 
abends  ein  Gewitter  so  erhebliche  Eegenfälle,  daß  binnen  wenigen 
Stunden  nahezu  die  Hälfte  derjenigen  Niederschläge  fiel,  die  für 
den  ganzen  August  normal  sind.  Der  Oktober  brachte  auch 
für  Berlin  schönes  sonniges  Herbstwetter,  das  nach  dem  im  ganzen 
kühlen  und  trüben  Sommer  besonders  angenehm  empfunden  wurde. 
Dagegen  zeigte  der  November  ein  winterliches  Gepräge.  Die 
am  16.  und  17.  Nov.  (Bußtag)  beginnenden  Schneefälle  riefen 
auch  in  Berlin  viele  empfindliche  Verkehrsstörungen  hervor.  Der 
Eisenbahn-,  Telegraphen-  und  Telephonverkehr  blieb  noch 
einige  Zeit  unregelmäßig,  weil  durch  die  Schneemassen  die 
Leitungsdrähte  und  damit  die  Verbindung  zwischen  den  einzelnen 
Stationen  gestört  waren.  Im  D  e  Iz  e  m  b  e  r  fand  am  18.,  desgleichen 
nach  heftigem  Schneegestöber  am  22.  ein  plötzlicher  Uebergang 
von  Frost  zu  Tauwetter  und  ergiebigem  Eegen  statt.  Dabei  trat 
beide  Male  starkes  Glatteis  ein,  das  zahlreiche  Unfälle  zur  Folge 
hatt^.  Am  23.,  24.  und  28.  Dezember  stieg  das  Thermometer  auf 
10°  C.  oder  noch  etwas  darüber. 


Tab.  23. 


Witterung  in  Berlin. 


Jan    I  Febr.  |  März  |  April  j  Mai    \  Juni      Juli   j  Aug     Sept  i  Oki.    Nov.  j  Dez. !'    Jahr 


1907 

1908 

1909 

Normal 

1907 
1908 
1909 

1907 

1908 

1909 

Normal 


a)  Mittlere  Temperatur  (in  Grad  C  ). 

0.2  —0.6 

4.0 

7.3 

15.0  i  16.9    16.2    16.7    14  2,  13.3i  3.3  1   1.6 

—0.1      2.6 

39 

6.8 

14.7    19.1  1  19.8  1  16.6    13  51    9  6!  2.0  1  -0.9 

—0.51—1.6 

2.2 

86 

12.0    16.7  i  17.4  i  18.1  j  14.6i  11.7'  3.0  1  2.6 

—.04'     1.0 

5.71    8.7 

13.8  !  17.7  i  18.9  j  18.2  1  14.7     9.5   4.0  ]  0.8 

b)  SonnenscheiDstunden. 

39       53      130     179 

251 

218  i  163  i  168     155 ; 125  ;  68  1   18 

29       55  j  110 

127 

174 

294  1  233  1  203     142  1  160  1  75      30 

42       61   !    98 

180 

276 

228  1  198  1  225  !  123  1  120  ^  37      34 

c 

)  Niederschläge  in  mm. 

172.5  147.5  137.2 

26.6 

29.0  i  56  0  1230.21  59.2  ;  65.0)  26.0,  15.7i  57.7 

ii40     i58     140 

44 

125  '8        56    149     1  12    1    1.0130      11 

Ü  25     1  51     ;  54 

44 

31     !62        66    l73     i 43    ! 25    ! 88    i 62 

39      38 

43 

39 

49 

!  63        75     56     ,44     47     43    \  46    ' 

1567 
1642 
1622 

722.6 
474  0 
624 

582 


Berliner 
Arbeitsmarkt. 


Der  Berliner  Arbeitsmarkt  zeigte  im  Berichtsjahre  ein  von 
der  Lage  des  deutschen  Arbeitsmarktes  etwas  abweichendes  Bild. 
Während  der  deutsche  Arbeitsmarkt^)  von  Januar  bis  Juli  mit 
sj-B  j'BM  J8STq.sun§un  t-bj^  tjoli  SunqoaiqjQ^uQ  uepue^nopaqun  J9Ui8 
in  den  gleichen  Monaten  des  Vorjahres  und  sich  dagegen  von 
August  bis  Ende  des  Jahres  in  jedem  Monat  gegenüber  dem  Monat 
des  Vorjahres  günstiger  stellte,  lag  der  Berliner  Arbeitsmarkt 
wesentlich  besser.  Bei  dem  Zentral  verein  für  Arbeitsnachweis 
war  der  Andrang  der  Arbeitsuchenden  mit  Ausnahme  der  ersten 
beiden  Monate  des  Jahres  und  des  Juni  in  jedem  Monat  geringer 
als  im  Vorjahre.  Aehnlich  günstig  lagen  die  Verhältnisse  auf 
dem  Arbeitsnachweis  für  kaufmännische  Angestellte,  in  denen 
nur  Februar,  Mai  und  August  einen  größeren  Andrang  zeigen. 


)    S. 


S.    6   Tab.    72. 


V.  Wirtschaftliche  Entwicklung  in  Berlin.    A.  Allgemeines. 


107 


Der  Umstand,  daß  der  Arbeitsmarkt  für  weibliche  An- 
gestellte in  den  ersten  9  Monaten  ein  geringeres  Angebot 
aufweist,  stimmt  mit  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Lage 
überein,  da  in  Zeiten  ungünstiger  Geschäftslage  die  weiblichen 
Angestellten  wegen  der  niedrigeren  Gehälter  bevorzugt  werden. 
Gleichfalls  der  allgemeinen  Lage  entsprechend  sind  die  Zahlen 
der  Krankenkassenmitglieder  in  den  ersten  4  resp.  5  Monaten 
des  Jahres  in  Berlin  und  Schöneberg  gefallen,  die  übrigen  Monate 
weisen  eine  wachsende  Zunahme  auf.  Auch  der  Markenerlös 
der  Landes  Versicherungsanstalten  entspricht  im  allgemeinen 
diesem  Bilde. 


Markenerlös  der  Landesversicherungsanstalten  (in  1000  Mk.). 


,j  Jan 

Febr. 

März 

April   Mai 

Juni    Juli  1  Aug.  |  Sept.  |  Okt.   Nov. 

Dez.  ! 

Jahr 

mehr  oder 
(-)  wei.iger 

a)  Deutsches  Reich. 

i  13  967 
14  344 
14  280 

11  388 

12  565 
11  992 

12  929 

13  469 
13  594 

14  208  13  251 
14  180  13  527 
14  568  13  467 

13  164  14  428113  248113  313 

13  217  14  735  13  448  14  289 

14  302J15  527  13  542  14  689 

15  808  13  914 
15  906  13  623 

16  111  14  686 

13  842| 

14  6121 

1 5  430' 

163  460 
167  91.5 

172  188 

7598 
44f.4 
4273 

b)  Berlin. 

1  886 
1  869 

848 

766 

809 
774 

812 
828 
871 

863  1  816 
816   797 
826  1  799 

794 

809 
853 

823   843   828   884   832 
808   817   858   861   800 
849   815   872   890  1  869 

!  797  j 
!  817  1 

1  887  : 

9  944 

9  889 

10  153 

120 
— 55 

+264 

846 
859 
845 

675 
728 
732 

805 
842 

857 

888 
865 
897 

815 
819 
837 

c) 
835 
851 
934 

Brandenburg. 

901  1  809   831   943 
919  1  844   894   960 
978  1  845   991  1  993 

808 
811 
898 

848 
867 
969 

10  004 
10  259 
10  77o 

507 
255 
517 

ib.  27. 

Krankenkasse 

m-Mitglieder  am  Anfang  der  Monate. 

Jan. 

Febr. 

März    April 

;  Mai  |  Juni    Juli  |  Aug.  1  Sept.  J 

Okt.  i 

Nov. 

Dez 

1907 
1908 
1909 

1907 
1908 
1909 

1907 
1908 
1909 

19U7 
1908 
1909 

1907 
1908 
1909 

1907 
1908 
1909 


a)  Berlin. 

721  876(727  520  736  983  727  349  720  058728  197:739  961  742  186  747  533|749  593 


,705  003 1 
1 720  2951 
1712  520^ 

47  566 
|41 715 

ii  43  702 

•17  584 

'  20  940 

20  081 

18  189 

20  524 

21  099 


711  151 
719  953 

712  234^ 

41  342  ; 
40  979: 
44  209  ' 

17  222 
21  246 
20  738 

19  132 
'  21  214 

'  21  880 


731  4681730  832  725  9961728  374717  1481714  056  723  904|736  257 
720  171  ;728  4731755  0151735  9451727  216730  024  742  844:754  423 


744  562  733  858 
771327774  233 


42  648 
42  672 
44  355 

17  483 
21816 

20  543 

19  685 

21  586 
1  21  593 


45  302 
43  841 

46  183 


b)  Charlotten  bürg. 


46  949 
44  356 

48  797 


46  593  47  082  47  140  |  46  156 
45  201  1  45  326  i  44  928  i  45  217 
49  506  !  48  913  i  48  193  I  48  072 


47  754  ;  45  859  44  855 
45  350  145  833  45  4S4 
49  501150  321  50  lo:, 


8  983 

10  087  10  005 

9  696 

10  300  i  10  477  1 

1  179 

11  929  1  11  148  1 

c)  Schöneberg. 

17  881  18  581  !  19  630  18  037  j  18  025 
22  122  21  801  22  003  |  21  691  !  21  652 
20  610  21133  22  257  '  21  847  !  21  078 

d)  Rixdorf. 

20  330;  20  660  20  892  120  618 

21  450  I  21  320  21  568  :  21  295 
21  825  :  22  486  23  084  |  23  088 

e)  Deutsch- Wilmersdorf. 
10  178  11  198  10  722  1  10  690 
11006  12  044  12  325  1  12  254 
11277  j  12  174  1  12  854  i  12  762 


19  199 
21691 
21  294 


19  777  120  457 
22  003  22  368 
21918  122  178 


20  749 

21323 

21  176 

21605 

21287 

21  316 

21488 

21754 

23  485 

23  771 

23  731 

24  056 

j  10  683 

10  403 

11  422 

11  284  1 

12  086 

12  166 

11803 

12  181  1 

12  943 

13  034 

13  015 

13  445  i 

f)  Lichtenberg. 


7  930  1  8  025 


7  924| 

8  073i 


8  058 
8  272 


8  243 

9  006 


8  235' 

9  222  1 


8  153 

9  058 


8  179 

9  082 


8  207 

9  504 


8  305 

9  568 


8  412 

9  880 


20  542 

21  564 

22  065 

21  862 
21  862 
24  089 

10  708 

12  548 

13  137 


8  375 

9  778 
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Tab.  28. 


Andrang  der  Arbeitsuchenden  in  Berlin. 

Auf  100  offene  Stellen  kamen  Arbeitsuchende. 


Arbeitslosen - 
Zählung'. 


Jan.    I  Febr.  |   März  |  April   |    Mai     |    Juni    |    Juli    |    Aug.    |    Sept.  |    Okt.    }    Nov. 


1907 
1908 
1909 

1907 
1908 
1909 

1907 
1908 
1909 


a) 

Zentra 

Iverem 

Lfür  A 

rbeitsi 

Nachweis. 

164.5    143  8 

113.1 

150.2 

135.4 

136.0  1  132.5 

116.9 

101.1 

137.8    172.6 

181.1    143.1 

125.8 

160.5 

164.1 

150  6    146.4 

135.3 

108.4 

156.9    189.3 

191.1  1  150.2 

117.5 

140.8 

149.2 

161.7    129.9 

109.8 

99.9  1  123.2  1  142.1  ! 

b)  Verein  junger  Kaufleute. 

84.2 

100.7 

142.1 

110.7 

102.5 

98.4 

121.2  1210.6!  133.1 

132.5  1  149.5 

138.1 

149.6 

165.7 

220.3 

175.0 

166.2 

167.6 

154.3    196.8 

208.1    204.3 

122.7 

202.5 

139.8 

173.7 

185.1 

130.4 

115.2 

165.6    133.6 

167.1  ,  119.3 

c)  Kaufmännischer  Verband  für  weibliche  Angestellte. 

85.5 

96.0 

129.0 

122.5  i    86.0  1    83.5  1    99.8 

154.4  i  196.6  1  146.7  1  136.2 

136.1 

152.8 

186.7 

154.1    131.4  1    93.0  1  IOj.9 

139.9    172.9  1  106-3    103.5 

111.8 

115.2 

144.5 

98.3 

103.0 

82.4 

77.2 

110.1 

174.8 

109.4  !  101.0  ' 

173.8 
179.9 
147.3 

113.8 

126.5 

93.6 

126.8 
112.3 

91.5 


Am  17.  Nov.  1908  hatte  in  Berlin  und  23  im  Korpo- 
rationsbezirk  liegenden  Orten  eine  Arbeätslosenzäjilung  statt- 
gefunden. Diese  Zählung  sollte  am  16.  Febr.  des  Berichtsjahres 
in  Berlin  und  22  Vororten  wiederholt  werden.  Am  8.  Jan. 
wurde  in  der  Berliner  Stadtverordnetenversammlung  der  Antrag 
gestellt,  diese  Zählung  nicht  wie  diejenige  vom  17.  Nov.  l^ÜS 
nach  dem  Meldesystem,  sondern  nach  dem  Hausiersystem  vor- 
zunehmen. Die  dazu  nötige  sehr  große  Zahl  von  freiwilligen  Zäh- 
lern beschlossen  die  Berliner  Gewerkschaften  zur  Verfügung  zu 
st-ellen.  Die  Ergebnisse  der  Novemberzählung  waren  sicher  nicht 
einwandsfrei.  Die  Zahl  der  gezählten  arbeitslosen  Frauen  mit  1716 
erscheint  als  zu  gering.  Auch  der  Umstand,  daß  die  Zählung  des 
Jahres  1908  einen  erheblich  geringeren  Prozentsatz  von  Arbeits- 
losen ergeben  hatte  als  die  des  Jahres  1895,  obwohl  damals  das 
gewerbliche  Leben  nicht  unter  den  Wirkungen  einer  Krisis  zu 
leiden  hatte,  gab  zu  bedenken.  Die  Stadtverordneten- Versammlung 
lehnte  jedoch  den  Antrag  der  Aenderung  der  Zählmethode  ab. 
weil  auch  der  Zählung  nach  dem  Hausiersystem  erhebliche  Mängel 
anhafteten  und  weil  es  sich  empfehle,  die  Zählungen  z'ur  Herbei- 
führung einer  Vergleichbarkeit  der  Eesultate  nach  einer  Methode 
vorzunehmen.  Darauf  beschlossen  am  12.  Jan.  der  Zentralvorstand 
der  sozialdemokratischen  Organisationen  von  Groß-Berlia,  die  Ber- 
liner Gewerkschaftskommission,  die  Gewerkschaftsvorstände  und 
die  sozialdemokratischen  Fraktionen  der  beteiligten  VorortgemeiQ- 
den,  eine  eigene  Zählung  nach  dem  Hauslistensystem  vorzunehmen. 
Magistrat  und  Stadtverordnetenversammlung  von  Schöneberg  stell- 
ten am  1.  Febr.  das  schon  für  den  Zweck  der  kommunalen 
Zählung  bewilligte  Geld  dem  Gewerkschaftskartell  zur  Ver- 
fügung. Am  12.,  13.  und  14.  Febr.  fand  die  sozialdemo- 
kratische Zählung  statt,  bei  welcher  40  000  Zähler  tätig  waren. 
Die  Zählung  erstreckte  sich  auf  Berlin  und  45  Vororte.  Am 
16.  Febr.  wurde  die  kommunale  Zählung  in  Berlin  und  22  Vororten 
vorgenommen.  Die  Zählung  der  Gewerkschaften  ergab  101 30U 
Arbeitslose,  davon  in  Berlin  67  367,  in  den  Vororten  33  933.  Die 
kommUaale    Zählung    vom    16.     Febr.    1909    ergab    dagegen    nur 
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23  670  Arbeitslose,  davon  in  Berlin  19  303  und  in  den  Vororten 
4367.  Dieses  sicher  weit  hinter  der  Wirklichkeit  zurückbleibende 
Resultat  ist  darauf  zurückzuführen,  daß  viele  Arbeitslose  sich 
nicht  noch  einmal  einer  Zählung  unterwerfen  wollten,  nachdem 
sie  erst  zwei  Tage  vorher  gezählt  worden  wai^en.  Das  Statistische 
Amt  der  Stadt  Berlin  hielt  das  Ergebnis  der  Zählung  vom  16.  Febr. 
1909  auch  für  unzutreffend  und  nahm  von  einer  Bearbeitung 
Abstand.  Aber  auch  das  Ergebnis  der  sozialdemokratischen 
Zählung  ist  nicht  als  den  Tatsachen  entsprechend  zu  betrachten. 
Es  wurde  aus  Fachkreisen  namentlich  darauf  hingewiesen,  daß 
die  Kranken  aus  der  Zahl  der  Arbeitslosen  nicht  ausgeschieden 
seien.  Am  1.  Febr.  1909  seien  in  den  Berliner  Krankenkassen 
allein  gegen  30  000  erwerbsunfähige  Kranke  gezählt  worden.  Beide 
Zählungen  haben  demnach  kein  einwandfreies  Ergebnis  gehabt, 
und  so  hat  denn  auch  der  Magistrat  von  Berlin  beschlossen, 
weitere  Arbeitslosenzäiilungen  an  bestimmten  Tagen  zu  unter- 
lassen. 

Die  Berufszählung  vom  12.  Juni  1907,  deren  endgültige 
Ergebnisse  vorliegen,  zeigt  in  der  Hauptsache  einen  be- 
deutenden Rückgang  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung. 
Während  im  Jahre  1882  noch  42,5  o/o  der  gesamten  Be- 
völkerung des  Deutschen  Bveiches  sich  mit  Landwirtschaft  und 
den  ihr  verwandten  Grewerben  beschäftigten,  sank  diese  Prozent- 
ziffer bei  der  Berufszahlung  von  1895  schon  auf  35,7  o/o.  Die 
letzte  Zählung  hat  nun  ergeben,  daß  im  Deutschen  Reich 
nur  28,6 o/o,  also  bedeutend  weniger  als  der  dritte  Teil  der 
gesamten  Bevölkerung,  aus  der  Landwirtschaft  ihre  Nahrung 
ziehen.  Die  Erwerbstätigen  und  Angehörigen  der  Berufsabteilung 
Handel  und  Verkehr  sind  von  lOo/o  der  Gesamtbevölkerung  in  1882 
auf  über  13  o/o  in  1907  gestiegen.  Für  die  Industrie  ergibt  die 
Statistik,  daß  zurzeit  über  42  o/o  der  Bevölkerung  im  Reiche 
von  üu-  abhängig  sind.  Nimmt  man  die  engverwandten  Be- 
rufsabteilungen  Industrie  und  Handel  zusammen,  so  ergibt  sich, 
daß  mehr  als  die  Hälfte  der  Einwohner  des  Deutschen  Reiches 
das  höchste  Interesse  an  der  Entwicklung  von  Handel  und 
Industrie  haben.  Eine  Nebenerscheinung  in  der  Berufs- 
statistik ist  die  von  einer  Berufszählung  zur  anderen  sich 
vermindernde  Zahl  der  in  häuslichen  Diensten  stehenden 
Personen.  Die  immer  stärker  werdende  Industrialisierung  hat 
eine  Abnahme  dieser  Berufsabteilung  zur  Folge,  die  in  Preußen 
relativ  am  stärksten  gewesen  ist.  In  Berlin  zeigt  sich  im  Gegen- 
teil eine  Zunahme  der  in  häuslichen  Diensten  stehenden  Personen, 
die  im  Jahre  1907  über  5  o/o  der  Bevölkerung  ausmachten,  eine 
Folge  der  Abwanderung  der  Dienstkräfte  vom  flachen  Lande 
zur  Großstadt. 

Berlin  als  Industrie-,  Handels-  und  Verkehrsstadt  hat  nach 
den  Mitteilungen  des  Preuß.   Statist.   Landesamts  von  1895  auf 


Berufszählunjf. 


Berlin  als 

Industrie-, 

Handels-  und 

Verkehrsstadt. 
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1907  einen  bedeutenden  Zuwachs  erfahren.  Die  Zahl  der  g  e  - 
iv  erblich  tätigen  selbständigen  Personen  betrug 
1895  54G  939  gegen  1907  846  651  Personen,  oder  einen  Zuwachs  von 


Tab.  29 


Die   Gesamtbevölkerung   nach.  Berufen. 


In 


A.    Berlin. 
I.  Landwirtschaft, 
Gärtnerei,  Tierzucht, 
Forstwirtschaft    und 
Fischerei 

11.  Industrie  einschl. Berg- 
bau  u.    Baugewerbe 

III.  Handel  u.  Verkehr 
einschl.  Gast-  und 
Schankwirtschaft  .  . 

IV.  Häusl.  Dienste,  auch 
Lohnarb  weibl.  Arb. 

V.  Militär,  Hof,  bürg.  u. 
kirchl.  Dienst,    auch 
sog.  freie  Berufsarten 
VI    Ohne  Beruf  und  Be- 
rufsang     


B.    Preußen. 
I.  Landwirtschaft, 
Gärtnerei,  Tierzucht, 
Forstwirtschaft    und 

Fischerei 

n.  Industrie  einschl.  Berg- 
bau   u.  Baugewerbe 

III  Handel  u.  Verkehr 
einschl.  Gast-  und 
Schankwirtschaft    .  . 

IV.  Häusl.  Dienste,  auch 

Lohnarb.  weibl.  Arb. 

V.  Militär,  Hof,  bürg.  u. 

kirchl.  Dienst,   auch 

sog.  freie  Berufsarten 

VI.  Ohne  Beruf  und  Be- 
rufsang  


C.  Deutsches  Reich. 
I.  Landwirtschaft, 
Gärtnerei,  Tierzucht. 
Forstwirtschaft    und 

Fischerei 

II.  Industr.  einsciii.  Berg- 
bau u.  Baugewerbe. 

III.  Handel  u.  Verkehr 
einschl.  Gast-  und 
Schankwirtschaft  .  . 

rV.  Häusl.  Dienste,  auch 

Lohnarb.  weibl.  Arb. 

V.  Militär,  Hof,  bürg.  u. 

kirchl.  Dienst,   auch 

sog.  freie  Berufsart. 

VI.  Ohne  Beruf  und 
Berufsang 


Absolute    i    I^  °/o 
r,  ^,  der 

Zahl        ;  Bevölk, 

1882 


8  969:  0,78 
628  061  54,29 


284  094 


24,55 


44  5411  3,85 


112  136!  9,69 
79  144:  6,84 


11904  407 
9  393  750 


43,62 
34.42 


2  725  344  9,99 

690  892|  2,53 

1  305  657|  4,79 

1  267  810;  4,65 


19  225  455 
16  058  080 


42,51 
35,51 


4  531080    10,02 

I 

938  294      2,07 


2  222  982 
2  246  222 


4,92 
4,97 


Absolute 


In  o/o 
Zahl        j  Bevölk, 


1895 


Gegen 

1882 

4-  (mehr) 

—  (wenig.) 

in  o/o 


8  905 

0,55 

864  996 

53,54 

412  760 

25,55 

68  880 

4,26 

146  063 

9,05 

113  913 

7,05 

11375  096 

36,11 

12  196  352 

38,72 

3  585  430 

11,38 

658  896 

2,08 

1  671  827 

5,37 

2  002  714 

6,34 

18  501  307 

35,75 

20  253  241 

39,14 

5  966  846 

11,52 

886  807 

1,70 

2  835  014 

5,47 

3  327  069l 

6,42 

—  0,23 

—  0,75 

+   1,00 
+  0,41 

—  0,64 
+  0,21 


—  7,51 
4-  4,30 

+  1,39 

—  0,45 

+  0,58 
+   1,69 


—  6,76 
+  3,63 

+  1,50 

—  0,37 

+  0.55 
+   1,45 


Absolute    :    1"  °/( 
der 


Zahl 


Bevölk. 


1907 


Gegen 

1882 

-{-(mehr) 

—(wenig.) 


8  473      0,42 
1  062  1851  52,97 

516  7341  25,77 
102  15o!     5,10 

146  773^     7.32 

I 
168  831      8,42 


10  863  194|  28,59 

16  243  664  42,76 

5  005  116'  13,19 

561  556  1,47 

2  042  5831  5,39 

3  273  780'  8,60 


17  681  176!  28,65 
26  386  5371  42,75 


8  278  239 


792  748 


13,41 
1,29 


3  407  126   5,52 

5  174  703   8,38 


0,36 

— 

1,32 

+ 

1,22 

+ 

1,25 

— 

2,37 

+ 

1,58 

_ 

15,03 

+ 

8.34 

+ 

3,20 

— 

1,06 

+ 

0,60 

+ 

3,95 

_ 

13,86 

+ 

7,24 

+ 

3,39 

— 

0,78 

+ 

0,60 

+ 

3,41 

Ge 
-(w 
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54,80/0.  Es  waren  1895:  33,9  und  1907:  42,2o/o  der  Berliner  Be- 
völkerung im  Gewerbe  tätig.  Da  von  der  Bevölkerung  Preußens 
1895  nur  18,6  und  1907  nur  22  o/o  im  Gewerbe  tätig  waren,  so  tritt 
der  Gewerbefleiß  in  Berlin  1907  doppelt  so  stark  hervor  wie  in 
Preußen.  Von  allen  im  preußischen  Staate  gewerblich  tätigen  Per- 
sonen waren  10,16  o/o  in  den  Gewerbebetrieben  der  Hauptstadt  be- 
schäftigt. Dabei  besagt  diese  Zahl  in  Wirklichkeit  noch  sehr 
wenig,  da  diese  Zusammenstellung  nur  den  Stadtkreis  Berlin 
umfaßt,  während  sämtliche  Vororte,  in  denen  sich  ein  sehr  großer 
Teil  der  Berliner  Industrie  befindet,  von  dieser  Statistik  un- 
berührt  bleiben. 

Tab.  30.     Geschäftsverkehr  in  der  Berliner  Städtischen  Sparkasse. 


Jan.    Febr.'  März  ■  April     Mai      Juni     Juli     Aug.  I  Sept. 


Okt.   Nov,  j  Dez.  li  Jahr 


I  yov,  I  Dez.  j 


1907  7003=4791  4637 

1908  ;j  60361  44721  4342 

1909  ll  77111  54271  5456 


a)  Einzahlungen  (in  1000  Mk.) 

5493  4U.3  4469!  5323  4685  3982  5233  3615  3260  56  654 

4859  3915  38571  5130  4450  4622  5779  4020j  4175  j,  55  657 

6132  4^4  5247  7223  5352  6662  7183  5054!  5449  j  71  800 


b)  Kück Zahlungen  (in  1000  Mk.) 


1907 
1908 
1909 


5337  4792  6488  7360  6132  5792  6694 
6145'  5576  6849  75671  5932  5789  5964 
4237  4041i  5942|  5778|  5061  5173  5351 


6306 >  7058  6666  59061 6171 
5411 16021  5336  42171  4845 
4946^  5981  4944  4236  4930 


74  702 
69  652 
60  620 


c)  Rückzahlungen  (in  Prozenten  der  Einzahlungen) 

1907  76,2  100,0  139,9  134,0  147,3  129,6  125,8  134,6  177,21  127,31163,31  189,311 131,8 

1908  101,8  124,7  157,7  155,7  151.5  150,1  116,3  121,6  130,3  92,3:104,9  116,l||  125,1 
1909:  54,9  74,5  108,9  94,2  1t)3.'J  98,6  74.1  92,4  89,8  (>8,8  83,8  90,5|;  84,4 

Die  Entwicklung,  welche  bereits  im  Voi jähre  einsetzte  und  Sparkassen, 
eine  Steigerung  der  Einzahlungen  bei  einer  Abnahme  der  Rück- 
zahltmgen  brachte,  setzte  sich  im  Berichtsjahre  in  verstärktem 
Maße  fort.  Die  Summe  der  Einzahlungen  war  wesentlich  höher 
als  in  den  vorhergehenden  Jahren.  Diese  Tatsache  isi 
etwas  auffallend*  in  Anbetracht  des  Umstandes,  daß  die  Lage 
der  Industrie  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  noch  viel  zu 
wünschen  übrig  ließ  und  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres 
sich  besserte.  Neben  der  in  den  ersten  acht  Monaten 
herrschenden  Geldflüssigkeit  haben  vielleicht  auch  die  Gehalts- 
aufbesserungen der  Beamten  und  die  Einführung  des  neuen  Spar- 
kassenstatuts zu  der  Zunahme  der  Einzahlungen  beigetragen. 
Durch  das  neue  Statut,  das  am  1.  Juli  1909  in  Kraft  trat,, 
wurde  die  Höchstgrenze  der  verzinslichen  Einnahmen  von  1000 
auf  3000  Mk.  erhöht.  In  einem  Monat  können  jetzt  500  Mk. 
(statt  früher  300  Mk.)  eingezahlt  werden.  Andererseits  dürfen 
bei  Rückzahlungen  innerhalb  4  Wochen  ohne  vorherige  Kündi- 
gung jetzt  150  Mk.  (statt  früher  100  Mk.)  zurückgenommen 
werden.  Die  Kündigungsfristen  für  größere  Beträ^ge  sind  ver- 
kürzt  Avorden. 
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Andere  Wert- 
messer des 
Wirtschafts- 
lebens. 


Von  anderen  Maßstäben  des  wirtschaftlichen  Lebens  geben 
wir,  wie  in  den  Vorjahren,  die  Summen  der  in  Berlin  auf- 
gekommenen hauptsächlichen  Steuern,  die  Ergebnisse  der  Spar- 
kassen und  die  Konkursstatistik. 

Tab.  31.     Die  hauptsächlichsten  in  Berlin  aufgekommenen  Steuern  nach  dem 
„unberichtigten  Soll"  in  Mark  für  die  Etatsjahre: 


Staatseinkommensteuer 
Gemeindeeinkommensteuer 
Gewerbesteuer 


1907 


38  964  208 
40  982  423 
11903  472 


1908 


41  467  544 

42  627  892 
12  055  882 


1909 


49  993  603 
41  976  141 
10  544  169 


Berline  r 
Steuerstatistik. 


Konkurs- 
statistik. 


Die  Sfumme  der  in  Berlin  aufgekommenen  Steuern  ist  im 
Berichtsjahre  ziuriickgegangen.  Das  Mehr  der  Staatsein  kommen - 
steuern  um  8,5  Mill.  Mk.  erklärt  sich  daraus,  daß  in  ihm  der 
durch  die  preußische  Finanzreform  eingeführte  Zuschlag  ent- 
halten ist.  Da  dieser  Zuschlag  für  1908  ca.  8,8  Mill.  Mk.  beträgt, 
so  wäre  ohne  ihn  auch  Ider  Sollertra^  der  Staatsein  kommen- 
steuerTL  hinter  dem  Betrage  des  Vorjahres  zurückgeblieben.  Auch 
die  eingestellten  Erträge  der  Gewerbesteuer  sind  um  1,5  Mill.  Mk. 
zurückgegangen;  der  Voranschlag  der  ersten  Gewerbesteuerklasse 
blieb  bei  einem  150o/oigen  Zuschlag  um  750000  Mk.  hinter  dem 
Vorjahre  zurück. 

Die  Gesamtzahl  der  eröffneten  Konkurse  ist  im  Berichts- 
jahre, nach  der  Summe  der  ersten  drei  Quartale  zu  urteilen^ 
sowohl  im  Deutschen  Reiche  wie  in  Berlin  zurückgegangen,  in 
Charlottenburg  und  Schöneberg  ist  sie  dagegen  etwas  gestiegen 
und  in  Bixdorf  konstant  geblieben.  Die  Zahl  der  Abweisungen 
der  Anträge  auf  Konkurseröffnung  wegen  Massemangels  ist  im 
Deutschen  Reich,  in  Berlin  und  den  städtischen  Vororten,  mit 
Ausnahme  von  Charlottenbur^,  zum  Teil  sogar  bedeutend  ge- 
stiegen. Zur  Verteilung  an  die  Gläubiger  gelangten  im  Jahre 
1908,  für  das  jetzt  die  volle  Statistik  vorliegt,  24,3  o/o  der 
Forderungen,  in  Berlin  29,03,  also  für  Berlin  ein  bedeutend  höherer 
Ertrag  als  im  Vorjahre. 

Tab.  32.        Schulden-  und  Teilungsmasse  der  beendeten  Konkursverfahren. 


1906 

1907 

1908 

Schuldenmasse  in  Mark     .... 
Teilungsmasse  in  Mark     .... 
Teilungsmasse  in  7o  d-  Schulden- 
masse      

a)  J 
345  761  000 
69  021  000 

19.96 
339  643 

13  989  837 
3  610  326 

25  80 
9  094 

Deutsches  Re 

301  889  000 

73  044  000 

24  2 

343^597 

b)  Berlin 

13  177  739 

2  912  539 

22.1 
8  990 

ich 
310  926  000 
75  620  000 

24  32 

Zahl  der  Konkursgläubiger  .     .     . 

Schuldenmasse  in  Mark    .... 
Teilungsmasse  in  Mark     .... 
Tr-ilungsmasse  in  ^q  d.  Schulden- 
masse      

374  902 

13  809  023 
4  051508 

29.03 

Zahl  der  Konkursgläubiger  .     .     . 
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Tab.  33.        Eröffnete  Konkurse  und  Abweisungen  wegen  Massemangel. 


Eröffnete  Konkurse 


I.  II.  III.         IV. 

Quart.  iQuart.  [Quart.  [Quart. 


Jahr 


Abweisungen  wegen  Massemangel 

L  IL         Hl    j    W. 

Quart.     Quart.     Quart.  |  Quart. 


Jahr 


Deutsches  Reich 

: 

1907 

2063 

2185 

1806 

2072 

8126 

453 

445 

399 

463 

1908 

2635 

2374 

1955 

2417 

9381 

554 

531 

560 

555 

1909 

2603 

2153 

1808 

618 

630 

505 

Berlin : 

1907 

61 

79 

62 

73 

275   1 

59 

59 

61 

73 

1908 

103 

102 

54 

79 

338 

63 

88 

113 

53 

1909 

87 

75 

56 

94 

99 

80 

Charlottenburg: 

1907 

10 

22 

8 

13 

53 

8 

5 

1 

11 

1908 

10 

14 

7 

3 

34 

12 

12 

20 

6 

1909 

10 

11 

21 

16 

5 

7 

Rixdorf: 

1907 

7 

6 

3 

8 

24 

4 

5 

4 

5 

1908 

9 

5 

8 

6 

28 

5 

3 

2 

4 

1909 

9 

9 

4 

2 

4 

5 

Schöneberg : 

1907 

3 

13 

13 

4 

33 

6 

2 

— 

2 

1908 

7 

2 

2 

8 

19 

6 

2 

3 

12 

1909 

12 

8 

4 

11 

6 

12 

1760 
2200 


252 
317 


25 
50 


18 

14 


10 
23 


Die  Steigerung  in  der  Zalil  der  aufgegriffenen  Bettler,  die, 
nur  durch  die  Sommermonate  unterbrochen,  seit  dem  Nov.  1907 
zu  bemerken  ist,  hat  bis  zum  September  des  Berichtsjahres  an- 
gehalten, ein  Symptom  der  bis  zu  dieser  Zeit  herrschenden  wirt- 
schaftlichen Abwärtsbewegung. 


Bettler. 


ib. 

34. 

Die  an  die  Berliner  Polizeireviere  eingelieferte 

n  Bettler. 

II  Jan. 

Febr. 

März 

April 

Mai 

Juni  i  Tuli 

Augr. 

Sept. 

Okt. 

Nov. 

Dez. 

Jahr 

07 
08 
09 

1550 
1525 
2034 

1502 

1871 
2179 

1424 

1548 
1811 

1247 
1359 
1329 

1126 
1246 
1405 

1147 
1041 

1268 

1236 

1087 
1277 

1280 
1238 
1196 

1100 
1175 
1220 

1201 
1348 
1172 

1504 
1786 
1566 

1576 
1785 
1631 

15  893 

16  989 
18  088 

Die  Zunahme  des  Berliner  Fremdenverkehrs  war  im  Berichts- 
jahre ungefähr  ebenso  groß  wie  im  Vorjahre;  im  August  erreichte 
die  Fremdenzahl  132  000  Personen,  während  sie  im  Januar  mit 
81  000  Personen  am  geringsten  war. 


Fremde. 


In  Berlin  gemeldete  Fremde 
(in  Gasthäusern,  Hotels,  Hotel  garnis,  Chambres  garnis,  sonstigen  Herbergen). 


Jan. 


Febr. 


März 


April 


Mai 


Juni 


Juli 


Aug. 


Sept. 


Okt. 


Nov. 


Dez. 


Jahr 


mebr 


69  159 
76190 
81325 


76  371 
81657 
83  300 


84  261 

88  670 

89  405 


83  235 
83  595 
90  756 


85  963 
90  339 
93  944 


89  909 
94  968 
102654 


105  290 
107  632 
120  086 


119  633 
122  054 
132  499 


106  587 
113  327 
113  338 


102  832 

112  122 

113  441 


Berl.  Jahrb.   f.   Handel  u.   Ind.   1909.     I. 


77  893  81013 

87  458  81085 
89  2521  88  159 
8 


1082  146 
1  139  097 
1  197  959 


22  638 
56  951 

58  862 
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Tab.  36. 

In  Berlin  gemeldete 

Fremde  nach  Heimatsländern. 

Jan.  Febr 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

Aug 

Sept. 

Okt. 

Nov. 

Dez. 

Jahr 

O esterreich 

1907 
1908 
1909 

1804 
1997 
1524 

1555 
1903 
1792 

2020 
2311 
2132 

2181 
2206 
2398 

2270 
2447 
2565 

2768 
2698 
2805 

4250 
4603 
4644 

5415 
5226 
5490 

3460 
3741 

3587 

^945 
2717 
2953 

2246 
2096 
2636 

2132 
-^061 
2239 

3;:$  046 
34  006 
34  765 

Schweiz 

1907 
1908 
1909 

360 
452 
373 

286 
396 
396 

407 
614 
431 

410 
514 
424 

388 
472 
349 

168 
467 
414 

424 
480 
431 

472 
519 
557 

f93 
582 
491 

518 
660 
450 

358 
373 
346 

354 
336 
299 

4  7.38 

5  765 
4  961 

Belgien 

1907 
1908 
1909 

219 
171 
224 

240 
254 
231 

245 
361 
211 

263 
248 
275 

293 

268 
264 

329 
285 
333 

273 
242 
401 

347 
3«5 
467 

391 
501 
466 

345 
419 
395 

265 
271 

268 

277 
26« 
277 

3  487 
3  645 
3  812 

HoUaad 

1907 
1906 
1909 

359 
367 
455 

355 
430 
551 

515 
556 
599 

485 
566 
677 

529 
509 
.554 

266 
503 
601 

614 
467 
479 

696 
761 
743 

800 
792 
750 

605 
662 
691 

435 
522 
531 

504 
459 
538 

6  163 

6  594 

7  169 

Dänemark 

1907 
1908 
1909 

446 
564 
577 

485 
607 
616 

1023 

864 
529 

871 
1061 
844 

1054 
1033 
1034 

1118 

995 

1096 

1311 
1298 
1410 

1499 
1478 
1270 

1277 
1161 
1100 

954 
976 
861 

667 
689 
709 

644 
641 
570 

11349 
11367 
10  616 

Schweden 

1907 
1908 
19U9 

471 
620 
585 

482 
580 
549 

919 
950 
791 

1112 
1140 
1021 

1432 
1462 
1210 

1428 
1160 
1384 

1289 
1207 
1406 

1282 
1385 
1340 

1036 
1145 
1157 

1101 
1040 
894 

771 
740 
766 

658 
524 
659 

11981 
11953 
11762 

Norwegen 

1907 
1908 
1909 

132 
157 
176 

168 
145 
185 

207 
239 
212 

290 
304 
276 

315 
307 
307 

272 

295 
340 

238 
245 
292 

194 
301 
283 

252 
309 
341 

245 

342 
279 

146 
222 
194 

145 
177 
171 

2  604 

3  043 
3  056 

England 

1907 
1908 
1909 

770 
870 
759 

684 
878 
791 

940 
1041 
957 

997 
1138 
1091 

1032 
1123 
1207 

1136 

1168 
1227 

1266 
1159 
1352 

1244 
1916 
1609 

1487 
1482 
1346 

1276 
1213 
1390 

909 

999 

1058 

966 
707 

788 

12  707 
18  694 

13  575 

Frankreich 

1907 
1908 
1909 

541 
641 
511 

462 

584 
575 

674 
769 
776 

769 
683 
749 

634 
764 
711 

599 
792 
717 

745 
783 
803 

1119 
117- 
1074 

109.^ 
959 
1032 

769 
1024 
903 

728 
735 
796 

637 
618 
727 

8  772 

9  527 
9  374 

ItaUen 

1907 
1808 
1909 

103 
185 
176 

129 
142 
170 

222 
294 
230 

193 
237 
261 

267 
258 
245 

225 
243 

280 

294 
302 
334 

306 
366 
375 

488 
550 
411 

337 
390 
339 

316 
243 
259 

247 
194 
240 

1  3 127 
I  3  404 
j  3  320 

Spanien 

1907 
1908 
1909 

65 
54 
34 

47 
55 
39 

96 
85 
72 

67 
69 

72 

101 
75 
48 

157 
65 
73 

158 
104 
80 

137 
132 
131 

184 
140 
142 

106 

96 

120 

82 

58 

100 

42 

38 
63 

1242 
971 
974 

Portugal 

1907 
1908 
1909 

36 
49 
53 

39 
85 
47 

58 
41 
52 

50 
72 

47 

75 
30 
36 

83 
40 
73 

106 
51 
59 

78 
50 
68 

84 
82 
91 

75 
84 
99 

41 
69 
57 

60 
60 
61 

785 
663 
743 

Rußland 

1907 
1908 
1909 

3184 
3596 
3461 

2715 
3105 
3283 

3452 

3788 
3809 

3954 
4292 
4295 

5131 
5494 
5324 

8226 
6370 
9027 

9901 
10391 
11031 

11327 
1U151 
11217 

9111 

8791 
8714 

6709 
5715 
7218 

4165 

3748 
5621 

3867 
3487 

4888 

71742 
68  928 
77  888 

Balkanstaaten 

1907 
1908 
1909 

235 
207 
157 

162 
163 
123 

266 
178 
167 

150 
152 
122 

167 
170 
124 

489 
150 
147 

333 
188 
232 

478 
356 
375 

353 
329 
335 

252 
229 
256 

150 
135 
178 

184 
209 
805 

3  219 
2  466 
2  521 

Türkei 

1907 
1908 
1909 

53 
34 
80 

64 
53 
70 

61 
55 
60 

45 
40 
62 

60 
59 
66 

87 

111 

96 

91 
103 
124 

113 

84 

106 

HO 
72 
91 

76 
67 
87 

64 
38 
94 

66 

82 

104 

890 

798 

1040 

Asien 

1907 
1908 
1909 

30 
63 

58 

41 
43 

48 

56 

64 
57 

69 
59 

98 

95 
135 
113 

136 
146 
139 

143 
125 

108 

160 
127 
166 

138 
127 
145 

130 
100 
HO 

87 

75. 

104 

76 
60 
95 

1161 
1114 
1241 

Afrika 

1907 
1908 
1909 

55 
62 
52 

52 
49 

48 

59 
63 
49 

64 
60 

77 

113 

81 
88 

137 
100 

77 

113 
116 
100 

118 
135 
126 

145 
140 
106 

84 

91 

123 

66 

59 

102 

59 
55 
109 

1065 
1011 
1057 

Amerika 

1907 
1908 
1909 

725 
797 
732 

650 
742 
783 

1181 
845 
916 

1211 

7769 
1249 

1973 
2146 
1981 

2800 
2947 
3150 

4183 
5096 
4324 

3765 
4499 
4387 

2612 
2274 
2748 

1872 
1597 
1570 

1079 
1010 
1061 

948 
871 
833 

22  899 
30  593 

23  734 

Australien 

1907 
1908 
1909 

10 
48 
19 

15 
11 
16 

20 
17 
20 

20 
13 
22 

36 

58 
47 

128 
55 
64 

60 
83 
57 

67 
50 
b2 

63 
41 

48 

36 
47 
43 

20 
29 
43 

20 
55 

28 

495 
507 
459 

Im  folgenden  geben  wir  einen  Vergleich  des  Berliner,  Pariser 
und  Wiener  Fremdenverkehrs,  wobei  wir  uns  mangels  neuerer 
Zahlen  auf  die  Jahre  1905 — 1907  beschränken  müssen.  Für 
einen  exakten  Vergleich  der  mitgeteilten  Zahlen  müßte  erst 
untersucht  werden,  ob  und  inwieweit  die  statistischen  Erhebungs- 
methoden in  den  drei  Städten  übereinstimmen.  Da  eine  solche 
Untersuchung  an  dieser  Stelle  jedoch  nicht  vorgenommen  werden 
kann,  dürfen  Schlüsse  aus  unseren  Zahlen  nur  mit  größter  Vor- 
sicht  gezogen   werden.     Immerhin   wird   es    den    Tatsachen   ent- 
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I. 

Fremdenverkehr  in  Berlin,  Paris  und  Wien. 

Jan. 

Febr. 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli    Aug'.  1  Sept.  j 

Okt.  1 

Nov.  1 

Dez. 

Jahr 

rlin 

länder 

58  426 

65  650 

66  610 

65  986 

68233 

67  994 

74  473 

91394 

82  873 

1 
79480 

62193 

62  380 

845702 

sländer 

7100 

6  796 

9  414 

10  614 

13  283 

16183 

20  350 

22  681 

18  305 

12  210 

10  683 

11453 

159072 

isammen 

65  536 

72  446 

76  024 

76  600 

81516 

84177 

94  823 

114  075 

101 178 

91  690 

72  876 

73833 

1004  774 

länder 

61 312 

69  333 

67  238 

66  877 

68  532 

76  599 

74  378 

81962 

78595 

78  910 

66180 

61117 

851033 

Isländer 

10194 

9  264 

11428 

12  489 

13  597 

17  558 

22  442 

24  068 

20215 

15197 

11811 

10165 

IT  8  428 

isammen 

71506 

78  597  1 

78  666 

79  366 

82129 

94157 

96  820 

106  030 

98  810 

94 107 

77  991 

71282 

1029461 

länder 

59  561 

67  740 

71840 

70034 

69  998 

69  363 

73  498 

90816 

83  008 

84  397 

65  298 

69  127 

881680 

asländer 

9  598 

8  631 

12  421 

13  201 

15  965 

20546 

25  792 

28  817 

23  579 

18  435 

12  595 

11886 

201466 

isammen 

69159 

76  371 

84  261 

83  235 

85963 

89  909 

105  290 

119  633 

106  587 

102835 

77  893 

81013 

1082146 

iris 
länder 

46  493 

45  818 

64  995 

62  689 

64518 

59  792 

55773 

54  421 

68  715 

77  815 

63  619 

62  780 

727  4-28 

Oslander 

19  937 

21236 

30  9U2 

40898 

41131 

36  064 

86  707 

46 152 

53  669 

38193 

24  947 

26  783 

416  619 

isammen 

66  430 

67  054 

95  897 

103  587 

105  649 

95  856 

92  480 

100573 

122  384 

116  U08 

88  566 

89  563 

1144  047 

länder 

52  406 

47  557 

65  456 

64  063 

60  172 

60  864 

58  926 

54  818 

68305 

79  743 

63  157 

64  937 

740404 

Oslander 

22  776 

24  990 

33  407 

46  078 

90  650 

41236 

42  398 

51938 

53189 

41790 

26  861 

27  902 

453  215 

isammen 

75182 

72  547 

98  863 

110 141 

100  822 

102  100 

101 324 

106  756 

121  494 

121533 

<X)018 

92  839 

1193619 

länder 

50  621 

45  960 

63  453 

63  874 

66  430 

57  886 

60  568 

54236 

62  443 

76183 

73  609 

56  631 

731894 

Oslander 

23  050 

24203 

34  074 

42  001 

46  013 

40585 

46  385 

52  995 

54  377 

43  517 

30673 

23  361 

461 2at 

isammen 

73  671 

70163 

97  527 

105  875 

112  443 

98  471 

106  953 

103  231 

116  820 

119  700 

104  282 

79  992 

11^128 

ien 

länder 

22  972 

24  433 

29  460 

29-234 

34355 

34  639 

35846 

41537 

42  224 

36  342 

28381 

28  798 

388221 

Oslander 

4  808 

4  673 

6  250 

7  701 

8383 

8143 

10  420 

10957 

10281 

6  925 

5  227 

4  766 

885H4 

isammen 

27  780 

29106 

35  710 

36  935 

42  738 

42  782 

46266 

52  494 

52  505 

43  267 

:33  608 

33  564 

4767.55 

länder 

25  531 

26  365 

31950 

32  763 

36  324 

37  579 

40  819 

45  414 

43130 

37  063 

31450 

28  893 

417286 

Oslander 

5  826 

4  567 

5  540 

7128 

7  874 

8  712 

9  750 

10291 

11076 

7  877 

5137 

4  041 

87819 

isammen 

31357 

30  932 

37  495 

39  891 

44198 

46  291 

50  569 

55  705 

54  206 

44  940 

36  587 

32934 

505105 

iländer 

28  205 

27  751 

33  498 

30  650 

37  872 

36  209 

43  648 

45  000 

41153 

40297 

34  590 

31658 

429  531 

Oslander 

4635 

4176 

5  6b0 

7  855 

9  244 

8349 

11009 

10212 

8  505 

7178 

4  962 

3  989 

85  774 

isammen 

32  840 

31927 

38158 

38  505 

47116 

44  558 

54  657 

55  212 

49  658 

47  475 

39  552 

35  647 

515305 

sprechen,  daß  der  Wiener  Fremdenverkehr  weit  hinter  dem  Pariser 
tmd  Berliner  zurückbleibt.  Nach  der  Statistrk  würde  der  Berliner 
Fremdenverkehr  den  Pariser  sogar  beinahe  erreichen.  Dieser  Schluß 
ist  jedoch  im  Hinblick  auf  die  g-anz  anders  geartete  Pariser 
Statistik  irrig.  Paris  wird  von  'Ausländern  m  weit  höherem 
Maße  besucht  als  Berlin  oder  "Wien.  In  Paris  befanden  sich 
unter  den  Fremden  38,7  o/o  Ausländer,  in  Berlin  18,6^/0,  in  Wien 
16,60/0.  Auf  London  kann  der  Vergleich  nicht  ausgedehnt  werden, 
da  dort  kein  Meldesystem  besteht. 

Wie  in  den  Vorjahren  geben  wir  im  nachstehenden  im  An- 
schluß an  die  täglichen  Aufzeichnungen  und  die  graphischen 
Darstellungen  der  Eomboursabteilung  der  Deutschen  Bank  eine 
Uebersicht  über  die  Preisentwicklung  während  des  Berichtsjahres, 
sowie  eine  Zusaonmenfassung  der  Ergebnisse  der  Preisentwick- 
lung in  den  letzten  drei  Jahren  (s.  Tab.  38  und  39). 

Die  Preise  für  Baumwolle  erfuhren  im  Berichtsjahr  ständig 
Steigerungen  und  erreichten  im  Dezember  einen  ganz,  ungewöhnlich 
hohen  Stand.  Der  Preis  betrug  an  der  Bremer  Baumwollbörse  zu 
Beginn  des  Jahres  für  Upland  middling  46,  am  Schluß  des  Jahres 
791/2  Pf.  pro  Pfund.  Diese  Preissteigerung  ist  zum  Teil  auf  den  un- 
günstigen Ausfall  der  Ernte  in  den  Vereinigten  Staaten  zurück- 
zuführen, der  im  Jahre  1909/10  auf  10,250  Mill.  Ballen  geschätzt 
wurde,  während  die  Ernte  in  den  Jahren  1903/04—1908/09  10,120, 
13,560,  11,320,  13,550,  11,580,  13,828  Mill.  Ballen  betrug.  Diese 
»Situation  wurde  von  dem  Spekulanten  Patten  mit  Erfolg  zu  Hausse- 
spekulationen ausgenutzt.  Die  Preise  für  Baumwollgarne  konnten 
den  Eohstoffpreisen  nicht  in  ausreichendem  Maße  folgen. 

Auch  die  AV  ollpreise  erfuhren  im  Berichtsjahre,  besonders  in 
den  Monaten  Februai-  bis  Mai,  nicht  unbeträchtliche  Steigerungen.  Ob- 
wohl im.  Jahre  1909/10  die  Wollproduktion  mit  3  325  000  Ballen  die 
Produktion    des     Vorjahres     mit     3  263  804    Ballen    und    den    Durch- 
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Schnittsbetrag  der  letzten  15  Jahre  von  2,5  MilHoiLen  Ballen  über- 
traf, hob  sich  der  Preis  für  ,,,La  Plata  Kammziig  Type  B"  von 
5,371/2  Francs  für  1  kg  zu  Beginn  des  Jahres  atif  5,80  Francs  am 
Schluß  des  Jahres.  Die  Ursache  dieser  Erscheinung  ist  in  der 
starken  Bevorzugung  der  Kammgamfabrikate  durch  die  Mode  zu  er- 
blicken. Erst  am  Schlüsse  des  Jahres  wandte  sich  die  Mode  infolge 
des  großen  Preisimterschiedes  zwischen  Kammgarn  und  Streichgarn 
wieder   mehr   den   Streichgarnfabrikaten   zu. 

Der  Jutepreis  hielt  sich  im  allgemeinen  unter  dem  Niveau 
des  Vorjahres.  März  und  September  waren  Höhepunkte  der  Preis- 
bewegung; diesen  Monaten  folgte  wiederum  ein  Rückgang.  Am  Jahres- 
schluß standen  die  Preise  mit  14  Pfd.  pro  Tonne  fast  ebenso  hoch, 
wie  am  Beginn  mit  l^Vs-  Der  Geschäftsgang  der  Juteindustrie  iwar 
nicht  besonders  gut;  es  kamen  mehrfach  Produktionseinschränkungen 
und  Preisherabsetzungen  vor. 

Die  Londoner  'Lokopreise  für  Gummi  (India  Rubber  Fine 
Para)  stiegen  im  Berichtsjahr  besonders  in  den  Monaten  Juni,  Juli 
und  September  ganz  ungewöhnlich,  während  sie  in  den  Monaten 
November  und  Dezember  wieder  etwas  zurückgingen.  Die  Preise 
standen  am  Jahresschluß  um  2  sh  61/2  d  höher  als  am  Anfang  des 
Jahres.  Zu  der  Steigerung  der  Gummipreise  trug  der  Umstand  bei^ 
daß  der  Weltverbrauch  an  Rohkautschuk  in  der  Zeit  vom  1.  Juli 
1908  bis  zxmi  30.  Juni  1909  die  Weltproduktion  um  1402  t  über- 
stieg, während  er  im  Jahre  vorher  uim  4003  t  dahinter  zurückge- 
blieben war.  Dieses  Zurückbleiben  der  Produktion  hinter  dem 
Konsum  ist  zum  Teil  auf  den  terheblich  vermehrten  Verbrauch  im 
den  Vereinigten  Staaten  uud  anderen  Ländern  zurückzuführen.  Auch 
in   Deutschland   war   die    Beschäftigung   der   Gummiindustrie   gut." 

Die  Preise  für  Brotgetreide  (Weizen  und  Roggen)  stiegen  in 
den  ersten  Monaten  des  Berichtsjahres  enorm,  erfuhren  jedoch  im 
zweiten  Teile  des  Jahres  einen  erheblichen  Rückgang.  In  den  letzten 
Tagen  des  Juli  wich  in  Berlin  der  Preis  für  1000  kg  Weizen 
von  270  auf  2291/4  Mk.  Das  plötzliche  Stocken  der  Verkäufe  Ar- 
gentiniens zu  Beginn  des  Jahres,  geringe  Bestände  und  Befürch- 
tungen wegen  der  Ernte  unterstützten  die  Wirksamkeit  des  von  dem 
Spekulanten  Patten  gebildeten  Corners.  Der  gute  Ausfall  der  Ernte 
in  fast  allen  Ländern  mit  Ausnahme  Oesterreich-Ungarns,  besonders 
in  Nordamerika  xmd  Rußland,  brachte  schließlich  die  Preise  zum 
Weichen,  ohne  daß  jedoch  hierdurch  für  Patten  Verluste  entstanden. 
Aehnlich  wie  für  Roggen  und  Weizen  war  die  Entwicklung  der 
Preise  für  Mais. 

Die  Chikagoer  Notierung  für  Schmalz  (Steamlard)  erfuhr 
im  Berichtsjahr  sehr  beträchtliche  Steigerungen.  Der  Preis  be- 
trug zum  Beginn  des  Jahres  9,50  Dollars  für  100  amerikia^ 
nische  Pfund,  am  Schluß  des  Jahres  12,30  Dollars.  Der  Schweine- 
bestand in  den  Vereinigten  Staaten,  welcher  schon  in  der  Zeit  der 
großen  wirtschaftlichen  Krisis  mangelnder  Betriebsmittel  halber  re- 
duziert worden  war,  verminderte  sich  infolge  der  hohen  Maispreise 
immer  weiter.  Nach  offiziellen  Meldungen  betrugen  die  amerikanischen 
Schweinezufuhren  im  ganzen  Jahre  1909  19  881 000  Stück  gegen 
23  776  000  Stück  im  Vorjahre. 

Die  Preisbewegung  des  Kaffees  ist  durch  die  Einführung  des 
Ex/ortlimits  in  Brasilien,  welches  für  das  Ernte  jähr  1908/09  auf  9  und 
für  1909/10  auf  91/2  Mill.  Sack  festgesetzt  worden  war,  besonders  im 
Termingeschäft  lebhaft  beeinflußt  worden.  Die  Hambuiger  Notierungen 
zeigten  zu  Beginn  des  Jahres  eine  stark  steigende  Tendenz  —  von  31  Pf. 
im  Januar  bis  auf  361/4  Ende  März,  nachdem  am  1.  März  das  Exportlimit 
für  1908/09  erreicht  worden  war.  Die  Hamburger  Preise  für  Lokoware 
gingen  in  den  folgenden  Monaten  infolge  <ies  geringen  Angebots 
nur  wenig  zurück,  im  Gegensatz  zu  den  Notierungen  für  die  ent- 
fernteren Monate,  die  für  August  sogar  den  Tiefstand  von  291/2  Pf. 
erreichten.  Ungünstige  Nachi'ichten  über  die  Aussichten  der  Ernte 
1910/11  verhinderten  bei  Beginn  der  Ernte  1909/10  (1.  Juli)  ein 
Fallen  der  Preise.  Die  Hamburger  Notierungen  stiegen  sogar  in  den 
letzten  Monaten  stetig  und   erreichten  im  Dezember   373/4,   um  dann 
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mit   361/2   Pf-    da^   Jahr  zu  beschließen.    Mitte   Dezember  wurde  auch 
bereits  das  Exportlimit  für  1909/10  erreicht. 

Die  Zuckerpreise  stiegen  an  der  Magdeburger  Börse  für  100  kg 
Rohzucker  inkl.  Sack,  transito  fob.  Hamburg,  von  20,40  auf  24,85  Mk. 
Im  Jahre  1909/10  blieb  die  geschätzte  Produktion  des  europäischen. 
Rübenzuckers  mit  6  022  400  t  hinter  der  definitiven  Produktion  des 
Jahres  1908/09  mit  6  508  200  t,  des  Jahres  1907/08  mit  6  555  900  t 
und  des  Jahres  1906/07  mit  6  687  500  t  erheblich  zurück.  Die  Rohr- 
zuckerernte übertraf  allerdings  infolge  der  großen  Kubaernte  mit 
7  891  000  t  die  Vorjalire  mit  7  645  700,  6  912  500  und  7  329  300  t. 
Immerhin  blieb  die  Gesamtproduktion  mit  14  348  400  t  hinter  dem 
Vorjahr  mit  14  537  900  t  zurück.  Die  ungünstigen  Emteaus sichten 
ermöglichten  dem  chilenischen  Spekulanten  Santa  Maria  die  Durch- 
führung seiner  Haussespekulationein.  Der  Geschäftsgang  in  den  Roh- 
zuckerfabriken und  im  Handel  war  gut,  in  den  Raffinerien  dagegen 
infolge  der  geringen  Spannung  zwischen  den  Preisen  von  rohem  und 
raffiniertem   Zucker  unbefriedigend. 

Die  Salpeter  preise  stiegen  im  Februar,  März  und  April  sehr 
stark  und  erfuhren  im  Juni  einen  reißenden  Rückgang.  Die  Preise 
betinigen  in  Hamburg  für  Chilisalpeter  im  Lieferungsgeschäft  pro  50  kg 
zu  Beginn  des  Jahres  9,25  Mk.,  am  Schluß  des  Jahres  8,60  Mk.  Die 
Existenz  der  zahlreichen  imgesunden  Neugründungen,  welche  in  den 
letzten  Jahren  stattgefunden  hatten,  wurde  durch  die  Auflösung  des 
Salpetertrusts  am  31.  März  des  Berichtsjahres  gefährdet.  Auch  die 
Konkurrenz  des  Kalkstickstoffes  beeinflußte  die  Salpeterindustrie  un- 
günstig. 

Die  Preise  für  Petroleum  (Standard  White)  wurden  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  in  New  York  von  8,50  Cents  pro  ameri-> 
kanische    Gallone   auf   8,05    Cents    herabgesetzt. 

Beweglicher  als  im  Vorjahr,  aber  doch  sehr  viel  stabiler  als 
im  Jahre  1907  war  die  Bewegung  des  K  u  pf  er  preises.  Vom  Jahres-- 
beginn  bis  zum  März  fiel  er  von  64i/j,  auf  5434,  da  die  Produktion 
insbesondere  in  Amerika  dem  Bedarf  voraneilte.  Er  stieg  dann  wieder 
etwas,  betrug  jedoch  während  des  ganzen  Restes  des  Jahres  selten 
mehr  als  60.  Vom  1.  Jan.  bis  zum  1.  Nov.  wuchsen  die  Weltvorräte 
von  123  537  auf  188  034  t  an;  sie  wirkten  ebenso  wie  die  seit  dem 
Herbst  zu  beobachtende  Verteuerung  der  Geldsätze  auf  eine  Er- 
mäßigung des  Kupferpreises  hin.  Diesen  Faktoren  standen  als  preis- 
steigernde Momente  der  gute  Geschäftsgang  der  Kupfer  verbrauchenden 
Industrien  in  Deutschland  und  in  Amerika,  sowie  die  insbesondere 
in  den  letzten  Monaten  verbreiteten  Gerächte  von  dem  bevorstehenden 
Abschluß    eines    internationalen    Kupferkartells    gegenüber. 

Der  Zinnpreis,  der  sich  nach  starkem  Sinken  wieder  etwas 
in  der  zweiten  Hälfte  des  Vorjahres  erholt  hatte,  blieb  in  den  ersten 
sieben  Monaten  1909  verhältnismäßig  konstant.  Er  bewegte  sich  in 
dieser  ganzen  Zeit  nur  zwischen  124  und  135;  doch  waren  die  Schwan- 
kungen innerhalb  der  einzelnen  Monate  nicht  unbedeutend.  Im  Sommer 
hob  sich  der  Preis  für  Zinn  infolge  reichlicher  Beschäftigung  der 
Weißblechindustrie  und  des  Wiedererstarkens  des  amerikanischen 
Imports  auf  140,  um  sich  bis  November  ziemlich  gleichmäßig  auf  dieser 
Höhe  zu  halten.  Im  Dezember  erreichte  Zinn  mit  1541/8  seinen 
höchsten    Stand. 

Die  bereits  in  der  zweiten  Hälfte  des  Vorjahres  einsetzende  Be- 
festigung des  Zink  preises  machte  im  Berichtsjahr  Fortschritte.  Von  21 
a,m  Jahresbeginn  stieg  er  langsam  aber  gleichmäßig.  Seit  Mai  betrug 
er  meist  22,  oder  etwas  mehr,  seit  September  meist  23  oder  darüber. 
Diese  Preisbewegung  ist  durch  die  gute  Beschäftigung  der  Zinkver- 
braucher, insbesondere  der  Galvanisationsbranche,  einerseits,  durch  den 
im  März  erfolgten  Abschluß  einer  europäischen  Zinkkonvention  anderer- 
seits zu  erklären. 

Der  Blei  preis,  der  Anfang  Januar  auf  I31/2  stand,  vermochte 
sich  etwas  zu  erholen ;  er  betrug  Ende  März  und  Ajifang  April  14.  Unter 
•dem  Einfluß  einer  über  den  Bedarf  gestiegenen,  besonders  amerika- 
nischen Produktion  konnte  er  sich  jedoch  trotz  eines  langwierigen 
Streiks   in  den  Broken  Hill  Minen   nicht  auf  dieser  Höhe   halten.    Er 
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sank  im  Juli  und  August  zeitweilig  unter  13  und  hielt  sich  in  den 
folgenden  Monaten  meist  wenig  über  diesem  Stand.  Ein  im  Mai 
abgeschlossenes  Syndikat  gewann  auf  die  Preisbewegung  noch  wenig 
Einfluß,  da  vor  seiner  Begründung  zahlreiche  Lieferungsverträge  ab- 
geschlossen waren.  Bis  zum  Jahresschluß  stieg  jedoch  der  Preis 
wieder   auf   14. 

Der  in  den  beiden  Vorjahren  stark  gesunkene  Silber  preis  hob 
sich  in  den  ersten  Monaten  von  23^ /^q  am  Jahresanfang  auf  24'^/^ 
im  Mai,  da  am  Londoner  Silbermarkt  die  Hoffnung  auf  gute  Ernten 
in  China  und  Indien  gehegt  wurden,  welche  in  Jahren  günstiger' 
wirtschaftlicher  Lage  erhebliche  Silbermengen  an  sich  zu  ziehen  pflegen. 
Als  diese  Hoffnungen  sich  nicht  erfüllten,  konnte  Silber  seinen  Preis- 
stand nicht  behaupten.  In  den  folgenden  Monaten  hielt  sich  dieser 
meist  unter  24;  die  Preisschwankungen  wie  die  Umsätze  waren  außer- 
oixientlich  gering-.  Gegen  Jahresschluß  hob  sich  der  Preis  wieder 
bis   auf   245/16. 

Tab.  38.  Preisentwicklung  vonl  7  Welthandels- Artikeln  im  Jahre  1909  (zu  S.115- 118). 

Nach  den  Aufstellungen  der  Rembours-Abteilung:  der  Deutschen  Bank. 


Preis         Jan.     Febr.     März    April       Mai       Juni       Juli      Aug.      Sept.      Okt.      Nov.      Dez.      Jahr 


niedrigst, 
höchster 
letzter  . 


niedrigst 
höchster . 
letzter  .  , 


niedrigst 
höchster 
letzter  . 


niedrigst, 
höchster 
letzter  . 


niedrigst 
höchster 
letzter  . 


niedrigst, 
höchster . 
letzter  .  . 


niedrigst, 
höchster, 
letzter  . 


niedrigst, 
höchster 
letzter  . 


niedrigst 
höchster 
letzter  . 


;.,Baumwolle  (Loko-NotierungderBremerBaumwollbörsefür„Uplandmiddling"P/2kg:  in  Pf. 

461/4 
791/2 
791/2 


461I4 

473/4 

471/4 

481/4 

52V4 

55 

59 

63 

641/4 

67 

71V4 

72    1 

49»/4 

49 

49 

521/2 

008/4 

591/4 

601/2 

653/4 

69 

723/4 

743/4 

791/2I 

49 

473/4 

481/2 

Ö21/2 

553/4 

683/4 

641/2 

6b3/4 

68 

723/4 

72 

79i,i 

IL  Wolle  (Antwerpener  Notierung  für  „La  Plata  Kammzug  Tjpe  B.")  1kg:  in  Francs. 


5,251/2    5,80 

5,471/2 

5,621/2 

5,72il2 

5,671/2 

5.37        6,471/2 

5,671  2 

5,771/2 

5,871/2 

5,80 

5,25     j  5,471/2 

5,60 

5,VVi/2 

5,721/2 

5,671/2 

5,671/2! 

5.75     j 
5,75     j 


5,721/2 

5,85        5,521/2 

P,60 

5,75    1 

5,85 

5,921/2     5.95 

5,85 

5,85     ! 

5,86 

5,921/2    5,621/a 

5,85 

5,251/2: 

5,95 
5,80 


12^/8 

123/4 

133/4       127/8 

123/4 

133/8 

13 

131/2 

14V8 

143/« 

13% 

14^8 

15V8 

153/4    133/4 

131/v 

133/, 

14V8 

15V« 

157/8 

15 

147/r 

127/, 

151/8 

156/81      13 

123/4 

13V2 

181/4 

15 

147/8 

145/8 

133/4 

IIL  Jute  (Londoner  Schlußnotierung  im  Terminhandel  für  „Good  First").  1 1  =1;  1016  kg:  in  £. 

nV^l  123/* 
14  i|  157/» 
14    il     14 

rV.  Gummi  (Londoner  Schlußnotierung  für  „India  Rubber  Fine  Para"  spot).  M  =  0,4536  kg» 

5  sh 

V2d 
5sh 
2  d 
5  sh 

V.  Kupfer  (Londoner  Schlußnotierung  für  „Chile-Kupfer.")  lt  =  1016kg:  in  £. 


5sh 

5  sh 

5sh 

5  sh 

ösh 

6sh 

8sh 

8sh 

8sh 

8sh 

7  sh    1 

Id 

11/2  d 

2'/2d 

41/4  d 

8d 

4d 

— 

Id 

9d 



3d     1 

5  8h 

5sh 

5  sh 

5  8h 

6sh 

8sh 

8sh 

9sh 

9sh 

9sh 

7  sh    ' 

33/4  d 

3'/4d 

5d 

73/4  d 

31/4  d 

41/4  d 

4d 

2d 

31/2  d 

Id 

8d 

5  sh 

3sh 

5sh 

5sh 

6sh 

8sh 

8  6h 

9  8h 

9sh 

8sh 

7  sh 

23/4  d 

3d 

41/2  d 

73/4  d 

3d 

3d 

3d 

2d 

3V2d 

7d 

5  sh 
1/2  d 
9  sh 
31/2  d 
7  sh 
7d 


581/4 

557 's 

543/4 

5615/16    573/4 

57i5/,6 

577/8 

583/« 

:  58»/a6 

567/16 

571/2 

581/8  : 

64Vfl 

591/4 

581/8 

573/4       61 

61"l6 

5yv/8 

605/8 

;  591/2 

591/4 

605/8 

613/4 

581/4 

557/8 

5615,6 

579/16       607/8 

587/8 

083/4 

593/4 

;  593/8 

573/4 

58 

613/4 

543/4 

641/8 
613/* 


124 

128i'8 

132 

1301/, 

1317/8 

1303/4 

1327/8 

1357/8 

137V9 

138i/8{ 

130V8 

1341/4 

1341/2 

133^8 

135 

1:333/8 

140 

1405/8 

140 

1423/4! 

1291/8 

1341/4 

132 

1315/8 

1333/4 

1331/4 

140 

140 

1381/8 

1415/8; 

124 

1541/» 


VI.  Zinn  (Londoner  Schlußnotierung  für  „Straits").    1  ton  =  1016  kg:  in  £. 

1433/, 
154V,  , 
1531/4!    1531/a 

VIL  Zink  (Londoner  Schlußnotierung  für  „Gewöhnliche  Mark")«    l  ton  =  1016  kg:  in  £. 

231/8    I   23i/,fi||  21 


1241/2 

132 

1241/2 


21 

21 

21V8 

213/8 

213/4 

217/8 

217/« 

21'/8 

221/2 

231/8 

216/r 

22 

217/8 

215/8  t 

221/4 

22'/8 

221,8 

22V2 

23^li« 

231/4 

2ie/8 

213/4 

213/8 

215/8 

221/8 

22V8 

22 

221/2 

231/8 

231/8 

231/4 

•2:3V8 


231/4 

231/8 


231/4 
231/s 


VnL  Ble      (Londoner  Schlußnotierung  für  „Englisches  Blei").    1    on  =  1016  kg:  in  £. 


131/2 
135/8 
131/2 


138/8 

131/v 

131/2 

131/2 

135/,ß 

127/8 

123/4 

13 

131/2 

131/4 

131/4 

'137/8 

14 

14 

135/8 

136/8 

133/8 

13 

136/8 

135/8 

131/2 

14 

137/8 

14 

13''/8 

131,2 

135/16 

13 

13 

131/2 

131/2 

13V2 

14       ! 

IX.  Silber  (Londoner  Schlußnotierung).    1  Unce  =  31,10  g:  in  Pence. 


233/16 

235/ie 

231/lfi 

231/4 

243/8 

24V« 

233/8 

247/16 

237« 

235/16 

233/16 

247/16 

241/8 
247/8 
243/8 


23i5/,6J  2:-i3/8 
24V2  237/8 
24       I    237/,6 


23Vi6 

235/8 

23Vi6      231/8   ! 

24 

237/8 

2313/16    235/8 

24 

233/4 

23V8       235/8 

239/16  li 
245/16 

24V4 


123/4 

14 

14 


23Vi6. 

247/8 
24Va 
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Preis 


Jan.  I  Febr.  |  März     April      Mai    |    Juni  |    Juli    1  Aug.  j  Sept.  j    Okt.  1  Nov.  1  Dez.  11  Jahr 


X.  Weizen, 
a)  New  Yorker  Loko-Notierung  für  „Roter  Winterweizen").     1  Bushel  =  35,238  1:  in  Cents. 


niedrigst, 
höchster, 
letzter  .  . 


niedrigst 
höchster . 
letzter  .  . 


niedrigst 
höchster 
letzter  . 


niedrigst, 
höchster, 
letzter  .  . 


niedrigst, 
höchster, 
letzter  .  . 


niedrigst, 
höchster . 
letzter .  . 


niedrigst, 
höchster, 
letzter  .  . 


niedrigst, 
höchster, 
letzter .  . 


1075 'g 

1103/4 
1103/, 

111 

127V8 
127 

1211/4 

128V8 
1281/8 

1281/2 

143 

143 

143 
147 
I46V2 

117V2 
151 
:i223/4 

11.43/4 
1233/8 
1173/8 

1081/8 
11678 
IO8V4 

1073/8 
1121/0 

IO81/2 

1073/4 
1241/2 
1241/2 

I2OV2 
1261/2 
1241/2 

1241/2 

129 
1271/2 

1073/j 
151 

1271; 

b)  (Berliner  Notierung  um  2V2  Uhr  (nicht  amtlich).     1  t  =  1000  kg:  in  Mark. 

2083/, 
215-/2 
2131/2 

2141/4 

2281/4 
2281/4 

225 

2323/4 

231 

2321/4 
246V2 
2461/2 

2461/4 

271 

2531/2 

2523/4 
26OV4 
260 

2291/4 

270 

2291/4 

208 

2293/4 

2131/4 

2091/4 
2171/2 
212 

214 
2251/2 

2I81/2 

213 

2211/4 

2183/4 

218 

2271/4 

2241/4 

208 
271 
2241/ 

XL  Roggen  (Berliner  Notierung  um  21/2  Uhr  (nicht  amtlich)  1  t=l0OO  kg:  in  Mark. 


niedrigst.  8,50 
höchster.  8,50 
letzter.  .     8.50 


1721/2 

176 

1721/2 


701^8 
701/8 


1721/2 1    175 
1773/4!    1791/2 

1771/2!    175 


1743/, 
I8IIA 
1753/, 


1761/4 

1983/4 

I98V2 


1911/2 

199 
1951/2 


I821/4 

196 

I821/4 


170V, 
1843/4 
172 


170'/4 
176V2 
1701/4 


I681/2 

173 

1703/4 


1663/, 

170 

1671/, 


703/, 

74 

74 


Xn.  Mais  (New  Yorker  Notierung)  1  Bushel  =  35,238  1:  in  Cents 
811/, 


731/4 

76 

741/4 


733/4 
8IV2 
8IV4 


863/, 


(0"/4 
823/4 

791 2I 


74 

8O1/2 

74 


716/8 
751/8 
741/4 


74 

781/2 

74 


683/4 

701/4 

695/8 


UO-/2 
711/4 
703/4 


1633/, 
174 

1731/2I 


681/5- 

711/4 

70»/, 


1633/4 

199 
1731/0 


68 

863/4 

701/4 


Xm.  Schmalz.    (Chicagoer  Notierung  für  Steamlard.)    100  amerik,  Pfd.  in  Dollars. 


9,40 

9,571/, 

9,75 

10,05 

10,271/2 

11,071  2 

11,20 

11,15 

11,871/2 

11,971/2 

12.00 

12,30 

9,80 

9,75 

10,45 

10,40 

10.971/2 

11,921/2 

11,90 

12,20 

12,60 

12,60 

14,30 

13,65 

9,65 

9,721/2 

10,071/2 

10,271/2 

10,971/2 

11,70 

11,271/2 

12,171/2 

12,121/2 

12,25 

14.30 

12,30 

9,40 
14,30 
12,30 


XIV.  Kaffee.    (Hamburger  Nachmittagsnotierung  (6  Uhr)  für  „Good  average  Santos".) 

1/2  kg  in  Pfg. 

31 

373/4 

361/0 

XI.  Zucker.     (Magdeburger  Notierung  (III/2  Uhr  vorm.)    für  Rohzucker  inkl.  Sack,  transito 
fob  Hamburg.)    100  kg  in  Mark. 

20,00 
25,65 

24,85 


31 

321/4 

34 

341/4 

331/, 

323/4 

321/4 

313/4 

321/4 

321V 

35 

361/, 

34 

35 

361/4 

361/4 

341/4 

34 

341/2 

33 

333/4 

353/4 

37 

373/4 

331/2 

343/4 

353/4 

341/4 

341/4 

323/4 

323/4 

321/2 

321/2 

353/4 

37 

361/2 

20.15 
22,55 
2J,40 

20,00 
20,60 
2035 

20,35 
21,25 
21,00 

20.60 
21,05 

20,70 

20.60 
21,55 
2120 

20.80 
21.30 

20,85 

20,80 
21,50 
21,40 

21,40 
23,30 
22,90 

21,90 

23,75 
21,90 

21,65 
23,60 
23,60 

23.15 
25,50 
25,50 

24,00 
25,65 
24,85 

XVI.  Salpeter.    (Hamburger  Terminnotierung  für  „Chile-Salpeter".) 

8,90 
9,20 
8,90 

8,721/2 
9.171/2 

9,l7^'2 

9,221/2 
10,05 
lOßJ 

10,05 
10,50 
10,40 

10,40 
10,50 
10,60 

8,95 

9,971/2 

8,95 

8  85 
9,00 
8,85 

8,60 
8,85 
8,70 

8.50 

8,721/2 

8,60 

8,421/2 
8  50 
8  50 

8,50 

8,821/2 

8,80 

8,60 
8,80 
8,60 

8,421/2 

10,50 
8,60 


X^II.  Petroleum.    (New- Yorker  Notierung  „Stand,  white".)    Notiz  pro  amerikanische 
Gallone  (2,85  kg)  in  Cents, 


8,50 

8.50 

8,50 

8,50 

8,50 

8,50 

8,50 

8,60 

8,50 

8,50 

8,50 

8,50 

8,40  1  8,25 
8,50  8.40 
8,40     I  8,25 


8,25 

8,25 

8,15 

8,05 

8,05 

8,25 

8,25 

8.25 

8,15 

8,05 

8,25 

8,25 

8,15 

8,05 

8,05 

8.05 
8;50 
8,05 


Wir  geben  in  diesem  Jahre  zum  ersten  Male  eine  Statistik 
der  Kleinhandelspreise  von  Lehensmitteln  und  Kohlen,  auf  die 
wir  uns  vorläufig  heschränken,  nach  den  monatlichen  Preis-- 
zusammenstellungen  des  Statistischen  Amts  der  Stadt  Berlin  und 
für  Briketts  nach  den  Mitteilungen  der  Kedaktion  der  Zeitschrift 
„Der   Kohlenhändler". 

Die  Preise  von  Schweinefleisch  sind  demnach  seit  Einde  des 
Jahres,  die  von  Schweineschmalz  seit  dem  Juli  erheblich  ge- 
stiegen. Die  Ursache  ist  in  der  Verminderung  der  Schweinezucht 
zu  suchen.  Diese  ist  durch  die  geringe  Ernte  von  Futtergetreide 
(Gerste  und  Hafer)  zu  erklären,  welche  das  Jahr  1908  gebracht 
hatte  und  deren  'Folgen  durch  eine  verminderte  Maiseinfuhr  noch 
verschärft   wurden.    Der   Berliner    Markt   war   in    den   Monaten 


Kleinhandels- 
preise. 


120 


Teil  I.    Allgemeine  Entwicklung. 


Tab.; 


Jahreszusammenstellung  der  Preistabellen. 

(n.  =  niedrigster,  h.  =  höchster,  1.  =  letzter  Preis.) 


1907 

1908 

1909 

1907 

1908 

1909 

Baumwolle    . 

.     n. 
h. 
1. 

54V« 

69 

591/4 

441/2 

633/4 

453/4 

46I/4 
791/2 
79V2 

Weizen  N.Y.  . 

.     n. 
h. 

1- 

80 
115 

1071/8 

946/8 

1143/4 
1091/s 

107»  8 
151 

1271/2 

Wolle    .    .    . 

.     n. 
h. 
1. 

4,671/2 
6,221/, 
4,671/2 

4,10 
5,40 
5,371/2 

5,251/2 

5,95 

5,80 

—  Berlin  .    . 

.     n. 
h. 
1. 

I821/4 
235V2 
2241/2 

1943/4 
2293/4 
2101/2 

208 
271 

2241/4 

Jute  .... 

.     n. 
h. 
1. 

141/8 
271/2 

15^8 

I2V4 
14V8 

123/4 

Roggen .    .     . 

.     n 
h. 
1. 

166 

217V« 

2127« 

169 

217V4 
1761/2 

1633/4 

199 
1731/2 

Gummi .     .    . 

.     n. 
h. 
1. 

5sh  3i/2d 
3sh  33/4d 
3sh5    d 

5sh   5d 
2sh   9d 
5shi/2d 

5sh   i/ad 
9sh3V2d 
7sh     7d 

Mais  .... 

.     n. 
h. 
1. 

5IV4 

77 

76 

65 
90 
66V2 

68 

863/4 

701/4 

Kupfer .    .    . 

.     n. 
h. 
1. 

553/4 
1101/2 
62 

561/4 
65 
6311/16 

543/4 
641/8 

613/4 

Schmalz    .    , 

.    n. 
h. 
1. 

7,221/2 

10,171/2 
7,62V2 

6,971/2 
10,40 
9,35 

9,40 
14,30 
12,30 

116 
200 
1231/2 

113 

1463/4 

132 

124 

154V8 

1531/4 

Kaffee    .    .    . 

.     n. 
h. 
1. 

27 
331 V 

313/: 

27 

SSV« 

31 

31 

h. 
1. 

373/4 
361/2 

Zink  .... 

.     n. 
h. 
1. 

19V2 

281/8 
191/2 

18 

213/4 

21 

21 

231/4 

231/8 

Zucker  .    .     . 

.     n. 
h. 
1. 

17,35 
20,55 
19,75 

18,90 
24,10 
20,45 

20 
25,65 

24,85 

Blei  .... 

.     n. 
h. 
1. 

13V2 

223/4 
145/8 

123/4 
151/4 
13V2 

12^/4 

14 

14 

Salpeter    .    . 

.     n. 
h. 
1. 

9,95 
11,25 
10,771/2 

8,70 
1(1.90 
9,271/2 

8,421/2 
10,60 
8,60 

Silber    .    .    . 

.     n. 
h. 
1. 

24 

325/8 

251/8 

22 
27 

233/16 

231/16 

24^/8 
241/4 

Petroleum     . 

.     n. 

h. 
1. 

7,50 
8,75 
8,75 

8,50 
8,75 
8,50 

8,65 
8,50 
8,05 

Januar  bis  Ende  Oktober  d.  J.  mit  1  049  936  Schweinen,  also  mit 
102  041  Sveniger  beschickt  als  im  Vorjahi^.  Die  Zahl  der  Schlach- 
tungen ging  in  'diesier  Zeit  gegen  die  entsprechende  Zeit  des  Vor- 
jahres um  62  311  auf  900  791  zurück.  Ein  Ausgleich  durch  Ein- 
fuhr von  lebenden  Schweinen  aus  Ungarn  und  Dänemark  ist 
infolge  der  gesetzlichen  Bestimmungen  seit  Jahren  nur  noch 
in  sehr  unzureichender  Weise  möglich.  Auch  die  Einfuhr  ameri- 
kanischer geräucherter  Schweinefleischwaren  ist  infolge  der  Ein- 
wirkung hoher  Zollsätze  und  der  Verschiebung  der  wirtschaftlichen 
Lage  ^Nordamerikas  immer  weiter  zurückgegangen.  —  Viel  un- 
bedeutender als  die  Verteuerung  des  Schweinefleisches  war  die- 
jenige des  Kalbfleisches.  Kartoffeln  waren  sogar  zum  Teil  etwas 
billiger  als  im  Vorjahre.  Auch  Brot  war  in  den  ersten  Monaten 
billiger,  erst  in  der  zweiten  Jahreshälfte  wurde  "Weizenbrot  teurer 
als  1909.  Die  Preise  der  Briketts,  bei  denen  zu  beachten  ist, 
daß  es  sich  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Artikeln  um  Kartell- 
preise handelt,  haben  nur   unbedeutende  Aenderungen  erfahren. 


Tab.  40. 


Kleinhandelspreise  einiger  wichtiger  Konsulnartikel. 

(in  Pfennigen)   n.  =  niedrigster,  h.  =  höchster  Preis.i) 


Januar     Febr.       März       April 


Mai 


Juni 


Juli 


August    Septbr.  Oktober  Novbr.     Dezbi 


1908 


1909 


h. 


87 
102 

89 
101 


Kalbfleisch  (Keule, 

Rücken)  für 

V2  kg. 

86 

86 

86 

86 

85 

84 

84 

84 

85 

87 

101 

100 

101 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

101 

89 

89 

88 

87 

88 

87 

86 

85 

85 

87 

101 

101 

100 

100 

101 

101 

101 

100 

100 

101 
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Januar      Febr.   j    März        April         Mai         Juui    1      Juli     1  August  1  Septbr.  1  Oktober!  Novbr.     Dezbr. 


1908 
1909 

1908 
1909 

1908 
1909 

1908 
1909 

1908 
1909 


1908 
1909 


67 
75 

72 

77 

72 
82 
71 

82 

7 
8 
6 

7 


Schweinefleisch  (Schulterblatt, 

Bauch; 

für  V 

2  kg. 

65 

64 

64 

63 

64 

66 

67 

68 

69 

70 

74 

72 

71 

71 

72 

73 

73 

74 

74 

76 

72 

72 

72 

71 

71 

73 

75 

78 

79 

79 

77 

77 

78 

78 

77 

79 

81 

84 

84 

83 

Schweineschmalz  füi 

V2  kff 

72 

70 

69 

69 

69 

70 

70 

70 

71 

71 

83 

81 

81 

80 

81 

80 

80 

80 

81 

81 

72 

71 

70 

70 

70 

71 

72 

75 

77 

79 

77 

82 

82 

82 

82 

83 

84 

87 

88 

91 

Kartoffeln 

für  1 

kg. 

7 

7 

7 

7 

7 

11(8) 

7 

6 

5 

5 

8 

8 

8 

8 

8 

13(9) 

10 

8 

6 

7 

6 

6 

6 

26(7) 

15f6) 

8(7) 

5 

5 

5 

5 

7 

8 

8 

37(8) 

17(8) 

10(8) 

8 

7 

7 

6 

Rog 

genbrot  für  1 

kg. 

25,51 

26,60 

26,60 

24,75 

25,77 

24.75 

25,00 

24,04 

23,36 

22,22 

22,22 

39,68 

40,32 

40,65 

41,67 

40,98 

40,98 

38,17 

40,98 

38,17 

39.37 

39,37 

22,42 

25,62 

22,32 

21,46 

22,83 

24,39 

22,73 

25,00 

23.36 

23,70 

23,15 

38,17 

39,37 

38,46 

36,76 

37,88 

38,17 

37,31 

37,88 

38,17 

37,88 

39,37 

38,99 
71,43 
39,53 
64,10 


115 
115 


Weizenbrot  für  1  kg. 
40,65     40,98     43,10 
67,11     68,97     77  82 
39.68     39,37     40,82 
64.94     64,10     62,50 

Salonbriketts  pro  1000  Stück  frei  Haus. 
115  1115  1110  1110  1110  1110  1110  1110-1151 
115        U5        110        105        105        110        110       110-115 


40,49 

38,46 

39,68 

38.17 

40,98 

38.61 

38,17 

39,06 

64,52 

66.67 

59,17 

61.35 

62,50 

64,52 

61,73 

61,73 

36.10 

37,31 

39,22 

40.00 

41.67 

42  55 

42.37 

43,48 

62,89 

70,42 

68,97 

68,97 

66.67 

64,52 

66,67 

64,52 

71 

76 
78 
83 


71 
81 
79 
92 


22.62 
38,17 

21.74 
38,46 


110—1151 

115 


115 
115 


1)  Die  Preise  von  Fleisch,  Schmalz  und  Kartoffeln  geben  den  Monatsdurchschnitt 
der  in  den  städtischen  Markthallen  erzielten  Preise,  die  von  Brot  geben  den  Durchschnitt 
der  in  40  Bäckereien  an  einem  zwischen  dem  17.— 21.  des  Monats  liegenden  Stichtage  er- 
zielten Preise.  Wo  bei  Kartoffeln  zwei  Preise  angegeben  sind,  bedeuten  die  eingeklam- 
merten Zahlen  die  Preise  für  alte,  die  nicht  eingeklammerten  die  für  neue  bezw.  aus- 
ländische Kartoffeln.  Wo  bei  Briketts  in  einem  Monat  zwei  Preise  genannt  sind,  ist  in 
diesem  Monat  von  der  Konvention   der  Kohlenhändler  der  Preis   hinaufgesetzt  worden. 


115 
115 


ib.  41. 


Die  Zahl  der  Auswanderer  ist  im  Berichtsjahre  mit  Aus- 
nahme des  September  in  jedem  Monat  größer  g-ewesen,  als  in  den 
entsprechenden  Monaten  des  Vorjahres.  Die  statistisch  nicht  er- 
faßten Rückwanderungen  sind  nach  Zeitungsberichten  geringer 
gewesen. 

Zahl  der  deutschen  Auswanderer. 


Jan. 


Febr.       März    |    April         Mai         Juni         Juli        Aug.        Sept. 


Okt. 


NoV.        Dez. 


Auswanderer. 


Jahr 


a)  unberichtigte 

Zahlen. 

'07 

1183 

1391 

2224 

3501 

3025 

2321 

2372 

3045 

3025 

3980 

2588 

831 

'08 

841 

1031 

1569 

1697 

2076 

1326 

1556 

2018 

2434 

2253 

1364 

719 

'09 

963 

1095 

2131 

2115 

2885 

1870 

1888 

2123 

2357 

2741 

1828 

1183 

b)  berichtigte  Zahlen. 
Wll  1242j  1452  I  2361  j  3734  I  3273  |  2574  1  2478  1  3180  1  3608  1  4333  1  2730  1  931 
^08   91  ll  1086   1653  1767  I  2192  !  1376  1  1621   2083   2501   2385  !  1471   837 


29  466 

18  884 
23  179 


31  896 
19  883 
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B.    Kartelle,  Syndikate  und  ähnliche  Vereinigungen. 


Allgemeine 
Charakteristik. 


Aufgelöste 
Karlelle. 


Die  Entwicklung'  des  Kartellwesens  erhielt  im  Bericlitsjaiire 
ihr  charakteristisches  Gepräge  durch  den  Gang-  der  wirtschaft- 
lichen Konjunktur.  Der  Niedergang,  der  sich  Eiide  1907  durch 
eine  ungewöhnliche  Geldverteuerung  ankündigte  und  Mitte  1908 
in  der  Industrie  zum  vollen  Durchbruch  kam,  dauerte  teilweise 
bis  tief  in  das  Berichtsjahr  hinein  an,  um  dann  einer  anfangs  nur 
schwachen  Aufwärtsbewegung  zu  weichen.  Alle  bemerkenswerten 
Elrscheinungen  in  der  Kartellgeschichte  des  Berichtsjahres  stehen 
zu  dieser  Entwicklung  in  Beziehung.  Diese  Beziehungen  sind 
doppelter  Art.  Von  Interesse  ist  es  einmal,  zu  untersuchen, 
wie  erst  die  Depression  und  dann  die  sich  anbahnende  Aufwärts- 
bewegung auf  die  Kartelle  gewirkt  haben.  Und  von  noch  größerem 
Interesse  vielleicht  ist,  zu  beobachten,  welchen  Einfluß  die  durch 
Kartelle,  Syndikate  und  ähnliche  Vereinigungen  in  den  letzten 
Jahrzehnten  maßgeblich  bestimmte  Organisation  unserer  Volks- 
wirtschaft auf  den  Gang  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  aus- 
geübt hat. 

Die  Erwartung    mancher  Kartellgegner,    das    Kartellwesen 
werde  nicht  den  Einflüssen  einer  wirtschaftlichen  Depression  zu 
widerstehen   vermögen,   ist   nicht   in   Erfüllung   g-egangen.      Nur 
verhältnismäßig    wenig-e    Kartelle    sind    in    den    letzten    andert- 
halb Jahren  zusammengebrochen.     Am   1.   Jan.   1909   stellte  das 
Eheinisch- Westfälische     Boheisensyndikat     seine     Tätigkeit     ein 
und     gefährdete     damit     den     Bestand     der    übrigen     Eoheisen- 
syndikate.       Die     Versuche,      das      Lothringisch-Luxemburgische 
Eoheisensyndikat  aufrechtzuerhalten,  mußten  am  27.  Febr.   auf- 
gegeben werden.     Nur  die  Vereinigten  Siegerländer  Hütten  und 
das  OberschlesLsche  Eoheisensyndikat  hinderten  auf  ihren  Spezial- 
märkten   die   Eückkehr    eines    ganz    freien   Wettbewerbs.     Das 
nächstwichtige    Syndikat,    das     im    Berichtsjahr     zur    Auflösung 
gelangte,     ist     das    Messingsyndikat,     dessen    Preispolitik     von 
seinen    Mitgliedern    nicht   weniger    angegriffen   wurde    als    von 
außenstehenden    Interessenten;      am    15.    Okt.    stellte    es    seine 
Tätigkeit   ein.    Die   sonstigen  Karbellauflösungen   in   der  Eisen- 
und  Metallindustrie,  z.  B.  für  Fahrräder  und  für  Gußröhren  über 
628  mm  Durchmesser,  waren  nicht  von  allzu  großer  wirtschaftlicher 
Bedeutung;  bemerkenswert  waren  die  großen  Schwierigkeiten,  mit 
denen  die  Kartelle  für  Stahlformguß  und  Starkstromkabel  ver- 
längert wurden.    In  der  Industrie  der  Steine  und  Erden,  bei  der 
die     durch     die     Syndikate     gesteigerte     Eentabilität      günstig 
gelegener  Unternehmen  einerseits,   die  Möglichkeit,   fast  überall 
Betriebe  anzulegen,  anderseits  eine  über  den  gegenwärtigen  Bedarf 
hinausgehende    Produktionsfähigkeit   herbeigeführt   hat,    machte 
sich  der  Konjunkturrückgang  sehr  bemerkbar.    Die  im  Vorjahre 
zustande  gekommenen  Abmachungen  der  lokalen  Zementverbände 
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miteinander  konnten  nicht  erneuert  werden,  da  besonders  in  der 
mitteldeutschen  und  in  der  oberschlesischen  Gruppe  Schwie- 
rigkeiten entstanden,  die  deren  Fortbestand  unmöglich  zu  machen 
schienen.  Das  Eheinisch-Westfälische  und  Süddeutsche  Zement- 
syndikat dagegen  hielt-en  dem  Konjunkturrückgang  stand.  — 
Einzelne  Ziegelverkaufsvereine  brachen  zusammen.  Von  allge- 
meinerem Interesse  war  es,  daß  die  Syndikate  Rheinisch- West- 
fälischer Kalkwerke  und  Rheinisch- Westfälischer  Schwemmstein- 
werke nicht  erneuert  werden  konnten.  —  Aus  der  Textilindustrie 
haben  wir  den  Zusammenbruch  der  Konventionen  für  Trikots  und 
Korsetts  sowie  die  Auflösung  des  Sächsisch-Thüringischen  Färberei^ 
Verbandes  zu  erwähnen.  Für  einen  kartellsprengenden  Einfluß 
des  Konjunkturrückganges  siad  sie  so  wenig  ein  Beweis  wie  die 
Aufhebung  der  Zentralstelle  für  die  Vorbereitung  von  Leder- 
kartellen, die  mehrere  Jahre  hindurch  ohne  erhebliche  Erfolge 
gearbeitet  hat. 

Die  Mehrzahl  der  Kartelle  blieb  bestehen.  Der  Verein  für 
den  Verkauf  von  Siegerländer  Eisenstein  ertrug  die  Belastungs- 
probe einer  50  prozentigen  Produktionseiaschränkung.  Der  Stahl- 
werksverband  und  die  mit  ihm  in  Beziehung  stehenden  Verbände 
(Walzdrahtverband,  Schiffbaustahlkontor,  Weißblechverband)  so- 
wie die  Verbände  für  Bandeisen  und  Schweißeisen  gehen  an- 
scheinend ungeschwächt  aus  der  Depressionsperiode  hervor.  In  der 
Steinkohlen-  und  Braunkohlenindustrie,  in  der  Elektrizitäts-,  Gas-, 
Papier-  und  chemischen  Industrie  haben  die  großen  Kartelle  ihre 
Stellung  bewahrt.  Das  Kartell  für  Feuerversicherung  hat  sich  be- 
hauptet, für  Hagel  ist  ein  neues  angeregt,  und  nur  m  der  Unfall- 
versicherung scheint  der  Verband  sich  gelockert  zu  haben.  In  der 
Textilindustrie  waren  insbesondere  die  vier  Baumwollspinnereiver- 
einigungen Rheinland- Westfalens,  Sachsen-Thüringens,  des  Elsaß 
und  Süddeutschlands,  sowie  der  Juteverband,  die  Wollwebereiver- 
bände Sachsen- Thüringens  und  des  Elsaß  und  die  Seidenverbände 
in  ungeminderter  Wirksamkeit.  An  zahlreichen  Abkommen  zur 
Regelung  von  Lieferungs-  und  Zahlungsbedingungen  waren  der 
Verband  deutscher  Waren-  und  Kaufhäuser  und  der  Verband 
deutscher  Detailgeschäfte  der  Textilindustrie  maßgeblich  be- 
teiligt. 

Die  augenblicklichen  privat  wirtschaftlichen  Erfolge  der 
Kai^telle  gaben  Anlaß  zu  zahlreichen  Neugründungen.  Frei- 
lich bleibt  die  Zahl  der  Neugründungen  hinter  der  der 
früheren  Jahre,  zurück.  Ein  Vergleich  unserer  Tabelle  über 
die  Lebensäußerung  sämtlicher  Kartelle  mit  den  entsprechen- 
den Tabellen  der  Vorjahre  ergibt,  daß  es  sich  im  Be- 
richtsjahre vorwiegend  um  Leben säußerungen  bestehender  Kar- 
telle handelt,  während  in  früheren  Jahren  häufiger  daneben 
von  der  beabsichtigten  oder  erfolgten  Gründung  von  Kartellen 
berichtet  wurde.    Unter   den   Neuschöpfungen   des   Berichtsjahren 
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Kartelle. 
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fallen  zwei  Gruppen  ins  Auge.    Die  eine  verdajikte  gerade  der 
Ungunst  der  Zeit,  der  bitteren  Not  des  betreffenden  Geschäfts- 
zweiges ihre  Entstehung.     Die  andere  ist  nicht  in  der  Zeit  des 
größten  Tiefstands  begründet,  sondern  in  dem  Augenblick,  da  die 
Aussicht  auf  eine  Besserung  der  Lage  den  Unternehmungsgeist  der 
Branche  neu  belebte.    Zu  den  Gründungen  der  ersten  Gattung  ge- 
hören zahlreiche  Ziegelverkaufsvereinigungen  (Oeynhausen,  Kassel, 
Fulda,   Meiningen,   Zwickau,   Oberschlesien),   das   erneuerte  Blei- 
weißsyndikat,  das  im  Vorjahre  gesprengt  war,  und  das  Stark- 
stromkabelsyndikat, das  zu  Beginn  des  Berichtsjahres  aufgelöst, 
dann  aber  neu  gegründet  wurde.  Als  „Kind  der  Not"  erscheint  auch 
das  TapetenLkartell,  das  im  Sommer  nach  langem  Kampf  zweier 
widerstrebender  Parteien  zustande  kam.    Der  Verband  deutscher 
Buntwebereien,    der   Verein    deutscher   Ausrüstungs ans t alten    in 
Leipzig,    der    Verband    Berliner    Baumwollwarenausrüster,    der 
Verband     deutscher     Mercerisierungsanstalten     wurden     in     der 
Textilindustrie     mit     dem     Zwecke     geschaffen,     fühlbar      ge- 
wordene  Notstände    durch    Kartellbildung    zu   heilen.     Eine    be- 
sonders wichtige  Frucht  der  Periode  wirtschaftlicher  Depression 
aber  stellen  die  Gläubigerschutzverbände  dar,  die  im  Berichtsjahre 
in  mehreren  Branchen  begründet  worden  sind.    Am  1.  Mai  trat 
der  bedeutendste,  der  Gläubigerschutzverband  der  Textilindustrie, 
in  Kraft.    Dieser  hat   die   Aufgabe,   die   Interessen  seiner  Mit- 
glieder   bei   Konkursen    zu  vertreten    und    insbesondere    außer- 
gerichtliche   Vergleiche    anzubahnen.     Die    Mitglieder    des   Ver- 
bandes müssen  sich  verpflichten,  nicht  selbst  ihre  Interessen  zu 
vertreten,    sondern   sie   ganz    dem  Verbände  anzuvertrauen.    Daß 
eine   Beschränkung   der   Willensfreiheit   der   Mitglieder  eintritt, 
die  in  früherer  Zeit  gerade  bei  Konkursen  einen  für  die  Branche 
gefährlichen  "Wettbewerb  zu  treiben  pflegten,  läßt  den  Gläubiger- 
schutzverband theoretisch  als  eine  kartella,rtige  Organisation  er- 
scheinen,  wie   er   sich    auch   praktisch    als    Frucht   der   Kartell- 
bewegung zeigt,   da  er  eine  Schöpfung  von  verschiedenen   Ver- 
bänden der  Textil-  und  Konfektionsbranche  darstellt. 

Während  die  eben  genannten  Kartelle  eine  direkte  Folge 
der  wirtschaftlichen  Depression  sind,  stellen  die  im  Herbst  zu- 
stande gekommenen  losen  Konventionen  für  Stabeisen  und  Grob- 
bleche und  die  schon  früher  begründeten  Verbände  für  Drähte 
und  Drahtwaren  einen  anderen  Typus  dar.  Bei  diesen  Grün- 
dungen ging  man  von  dem  Gedanken  aus,  eine  günstigere 
Konjunktur  nach  Möglichkeit  auszunutzen  und  die  Branche 
möglichst  bald  zu  einer  größeren  Rentabilität  zu  führen. 
Hierher  gehört  auch  das  im  Februar  begründete,  für  die  euro- 
päische Metallbranche  höchst  wichtige  internationale  Zinkhütten- 
syndikat, dessen  Organisation  weiter  unten  dargelegt  werden  wird. 
Eine  lose  Konvention  der  namhaftesten  Verzinkereien  und  Ver- 
bleiereien   konnte,    da   nicht   alle    Werke    an    den   Abmachungen 
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beteiligt    sind,    lediglich    einen    weiteren   Rückgang   der   Preise 
verhindern. 

Wie  in  früheren  Jahren,  bringen  wir  nachstehend  auch  dies- 
mal eine  Zusammenstellung  der  uns  bekannt  gewordenen  Lebens- 
äußerungen    sämtlicher     deutscher     Kartelle,     Syndikate     usw. 
Auch    diesmal    schicken    wir    den    schon    oft    gemachten    Vor- 
behalt   voran,     daß     in    vielen     Industrien    Kartelle    ganz     im 
stillen    in    Wirksamkeit    sind,    die    zu    den    wirksamsten    und 
volkswirtschaftlich       bedeutsamsten       Organisationen      gehören. 
Wir   weisen   ferner   darauf  hin,    daß   die   Meldungen   der   Fach- 
und  Tagespresse  über  Kartellgründungen  und  Kartellbeschlüsse 
vielfach  so  ungenau  sind,  daß  sie  zu  irrigen  Schlüssen  Anlaß  geben. 
Uns    scheint    jedoch    die    alljährliche     Registrierung     der     be- 
kannt   gewordenen  Lebens äußerungen    der  Kartelle    zur  Veran- 
schaulichung der  Entwicklung-  des  Kartellwesens  im  Berichtsjahre 
zu  dienen,  ja  als  Mittel  hierfür  unentbehrlich  zu  sein,  solange 
die  Reichsstatistik  dem  Kartellwesen  nicht  eine  fortlaufende  Be- 
richterstattung  widmet.     Wir    möchten    hierbei    der   Hoffnung 
Ausdruck  geben,  daß  die  Verbände  in  Zukunft  ihre  Veröffent- 
lichungen eingehender  gestalten  und  regelmäßiger  und  häufiger 
vornehmen   werden.    Die   Oeffentlichkeit  hat  ein   Recht  darauf, 
nicht  nur  mit  oberflächlichen  kurzen  Nachrichten  abgespeist  zu 
werden,  sondern  über  die  Entwicklung  derjenigen  Verbände,  die 
von  großer  Bedeutung  für  die  Volkswirtschaft  sind,    gründlich 
unterrichtet   zu   sein.     Wir    möchten    den    Verbänden   in   ihrem 
eigenen  Interesse  raten,  die  Oeffentlichkeit  häufiger  und  gründ- 
licher  von   ihren   Beschlüssen   zu   verständigen;    nur   so   können 
sie   die   Einführung   eines   staatlichen   Zwanges   zur   Publikation 
aller  Verbandsbeschlüsse  verhindern,  welcher  für  sie   sicherlich 
unbequem,   in  einzelnen  Fällen  direkt  schädlich  werden  müßte. 


Tab,  42.     Verzeichnis    sämtlicher    deutscher    Kar- 
telle,    Syndikate    usw.,     von    denen    im    Berichtsjahre 
Lebensäußerungen    bekannt   geworden    sind. 

Bei  jedem  Kartell  sind  hintereüiander  angegeben  (soweit  bekannt) :  Name,  Form, 
Sit/,  Gründungstag,  Dauer  und  die  Mitgliedsctiaf t ;  darauf  folgen  Angaben  über  Zweck 
und  Tätigkeit.  Die  mit  einem  f  bezeichneten  Kartelle  lösten  sich  im  Berichtsjahre 
auf.  Bei  den  mit  einem  *  bezeichneten  sind  lediglich  Bestrebungen  oder  Verhandlungen 
zum  Zwecke  der  Gründung  zu  verzeichnen  gewesen,  die  noch  nicht  zu  einem  Abschluß  ge- 
langt sind.  Ein  Hinweis  in  der  Form:  (1908,  N.  1)  bedeutet,  daß  über  die  betreffende 
Organisation  in  dem  Kartellverzeichnis  im  Berliner  Jahrbuch  1908  unter  No.  1  Näheres 
zu  finden  ist;  (1906,  S.  85)  verweist  auf  Seite  85  des  Jahrgangs  1906  des  Berliner 
Jahrbuchs,  Eckige  Klammern  [  ]  bei  Zeitangaben  bedeuten,  daß  diese  nicht  unbedingt 
zuverlässig   sind. 

1  *  Syndikat  deutscher  Zuckerraffinerien  (1907,  N.  21 ;  1908,  N.  33),  — 
Die  Durchführung  des  Greneralversammlungsbe Schlusses  vom  18.  Dez. 
1908,  die  Produktion  zu  kontingentieren,  wurde  erfolglos  betrieben.  — 
Am  13.  Mai  beschloß  der  Vorstand  der  Abteilung  der  Raffinerien  des 
Vereins  der  deutschen  Zuckerindustrie,  dem  Syndikat  deutscher  Zucker- 
raffinerien Vorschläge  betr.  Einführung  von  Einkaufs-  und  Verkaufs- 
bedingungen zu  machen.  —  Im  November  Wiederaufnahme  der  Be- 
mühungen. 

2  *Ein  Ring  der  Stärkefabrikanten.  —  Wurde  von  dem  Verein  der 
Stäi'ke-Interessenten  Deutschlands  nach  dem  Muster  der  Spiritus- 
Zentrale    erstrebt. 
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*  Ein^  Kakeskonvention  wurde  im  November  betrieben.  3. 
Eine   Berliner  Preisabrede   für   Milch   (1905,    S.    123;    1906,    X.    2;    4. 

1907.   N.   12;    1908,    N.    28).    —  Am    22.    Okt.    beschlossen   1500   Milch- 
händler,   Molkereibesitzer   und    Verkaufsfinnen    (dai-unter    die    Meierei  : 
Bolle  und  die  Interessengemeinschaft  der  Märkischen  Milchproduzenten)  **" 
Festhaltung   des   Milchpreises    von    22-  Pf. 

Eine    Versammlung    deutscher    Premierjusschmelzen    zu    Köln.    —    5. 
Anf.  Juli  Ernennung  einer  Kommission  zwecks  Herbeiführung  einlieit- 
licher    Kohfettpreise    und    Grewichtssortimente. 

Spii'itus-Zentrale    (1906,    S.    98;    1907,    S.    124;    1908,    N.    5).    —    6. 
Erhöhte  mit  Rücksicht  auf  die  Wirkung  des  neuen  Bi-anntweinsteuer- 
gesetzes  am  17.  Aug.   die  Verkaufspreise  für  Sprit  von  56  auf  66  Mk. 

Verein  Bayrischer  Branntwein-  und  Likör fabrikanten.  —  Anf.  Okt.  7. 
begmndet.     Mindestpreise. 

*  Eine    Preis konvention   für   Kognak.    —   Mindestpreis    1    Mk.    pro    s. 
Liter    des    geringsten,    nach    dem    neuen    Weingesetz    als    solcher    zu 
bezeichnenden   Kognaks. 

Essigfabrikanten-Zentrale  G.  m.  b.  H.  —  Mitte  Juli  in  Berlin  9. 
begründet. 

Berliner  Brauereikonvention.  —  Zwecks  Abwälzung  der  Biersteuer  10. 
am  13.  Aug.  begründet. 

Ein  Mainzer  Brauerei  verband.  —  Verbot  seinen  Mitgliedern  die  n. 
Bekanntgabe    der    Absatzziffern. 

»^Ein  Hefesyndikat  (1906,  K  8;  1907,  N.  17;  1908,  3).  —  Wurde  12. 
im  Oktober  in   Hamburg   erstrebt. 

*  Ein      Zusammenschluß      aller      Hochseefischerei  -  Gesellschaften  ^3 
Deutschlands    mit    dem    Sitz    in    Geestemünde.    —    Wurde    auf    einer 
Mitte  Mai  in  Stade  abgehaltenen  Versammlung  beschlossen. 

steine  u.  Erden.  f  Verkaufsverein    Westfälischer    Kalkw^erke    zu    Dortmund    (1906,   ^^ 

N.  29;  1907,  N.  40;  1908,  N.  42).  —  Lief  nach  vergeblichen  Er- 
neuerungsverhandlungen   am    31.    Dez.    ab. 

Verkaufsvereinigung  Oberschlesischer  Kalkwerke  (1908,  X.  43).  —  ^^5^ 
Aufnahme  zweier  Kalkwerke  in  Hohensalza  und  Pakosch  (Ostpreußen) 
und  Abänderung  der  Firma  in  Verkaufs  Vereinigung  Ostdeutscher  Kalk- 
werke   G.    m.    b.    H. 

Verkaufs  Vereinigung  Mitteldeutscher  Kalkmergelwerke,  G.  m.  b.  H.   ^^^ 
in    Staßfurt.    —    Im    Mai    gerichtlich    eingetragen.     Verkaufsstelle    mit 
24  000    Mk.    Stammkapital. 

t  Deutsches  Zementkartell  (vgl.  1905,  S.  120).  —  Abmachungen  ■^^■- 
von    acht    lokalen    Gruppen,    die    mit    dem    Dezember    abliefen.      Am 

4.  Okt.  in  Wiesbaden,  am  19.  und  20.  Okt.  in  Berlin  Verhandlungen 
der  Gruppen.  Eine  Erneuerung  war  wegen  Differenzen  in  den  ein- 
zelnen Verbänden  unmöglich.  Im  Xovember  Erneuerung  der  Verhand- 
lungen, die  wiederum  erfolglos  blieben. 

Rheinisch-Westfäl.    Zementsyndikat,    G.   m.   b.   H.,   Bochum   (1905,  -^^ 

5.  120;  1908,  X.  48).  —  Kampfpreise  gegen  die  belgische  Konkurrenz, 
—  Erneuerung  des  Abkommens  mit  dem  Arbeitgeberbund  für  das 
Baugewerbe  im  rhein.-westf.  Industriegebiet  (9.  Jan.).  —  Im  ersten 
Quartal  Beitritt  von  neun  weiteren  Fabriken.  —  Abkommen  mit  dem 
Bonner  Bergwerks-  und  Hüttenverein  betr.  Begrenzung  der  Kon- 
kurrenz. —  Der  Absatz  des  Syndikats  betrug  1906—1908:  67,  63  und 
55  V.  H.  der  Beteiligungsziffer.  —  In  einer  Klagesache  gegen  Händler 
mit  belgischem  Zement  wurde  am  [7.]  Mai  diesen  vom  Gericht  unter- 
sagt, Xatui'zement  als  ,, Portland-Zement"  feilzubieten.  —  Versand- 
statistik. —  Eine  G^sellschaftsversammlung  vom  29.  Sept.  beriet  über 
Maßnahmen  gegenüber  außersyndikatlichem  Wettbewerb.  —  Eine  Ge- 
sellschaftsversammlung vom  22.  Okt.  vertagte  einen  Antrag  auf  er- 
hebliche Preisermäßigungen  für  1910.  Diese  wurden  am  29.  Okt.  dem- 
nach   beschlossen. 

Süddeutsche  Zementverkaufsstelle  in  Heidelberg  (1905,  S.  120).  —   ^^9 
Vertrag  mit  der   Stadt  Weißenburg;    die   Verkaufsstelle   errichtet   eine 
Zementfabrik    gegen    Ueberlassung    von    Grundstücken   und    Tonlagern, 
und   Zahlung  einer    Vergütung    bis    Ende    1913    (März). 

Zentralverkaufsstelle    vereinigter    oberschlesischer    Zementfabriken  20. 
(1905,   S.   120;  1908,  X.   50).   —  Preiskampf  gegen  drei  Outsider  (Anf. 
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Januar).  Mitte  April  Preiserhöhung.  Im  Herbst  langwierige  Verhand- 
lungen, die  nach  anfänglichen  Fortschritten  sich  Anf.  Oktober  z,tji- 
schlugen,  am  13.  Okt.   in  Berlin  wieder  aufgenommen  wurden. 

21.  Verkaufs  verein  mitteldeutscher  Zementwerke  G.  m.  b.  H.  zu 
Halle  a.  S.  —  Prozeß  gegen  ein  das  Syndikat  unterbietendes  'Mit- 
glied, das  Rüdersdorfer  Portland-Zementwerk ;  Widerklage  des  Werks 
wegen  Preiskampf  des  Syndikats.  —  Am  2.  Okt.  setzte  eine  General- 
versammlung ab  1.  Jan,  1910  den  Kommissionsantrag  außer  Kraft, 
bis  alle  mitteldeutschen  Außenseiten  dem  Verein  beiträten.  Hiermit 
auch  Lösung  des  Kartell  Vertrages  mit  dem  rhein.-westf.  Zementsyndikat. 

22.  Kölnisches    Ziegelsyndikat.   —   124   Mill.    Ziegel  Jahres erzeugung. 

23.  Rheinisch-Westfälisches  Ziegelsyndikat,  G.  m.  b.  H.,  Dortmund 
(1907,  N.  31;  1908,  N.  56).  —  12  angeschlossene  Verkaufsvereine.  — 
Am  15.  April  Gesellschaftsversammlung;  Aufnahme  des  Verkaufsvereins 
Ahlen;  der  Verkaufsverein  Recklinghausen  erhielt  eine  Gebietserweite- 
rung; die  1910  ablaufenden  Vereine  wurden  ersucht,  ihre  Erneuerung 
in  die  Wege  zu  leiten.  —  Die  Produktionseinschränkung  für  1908 
betrug   67   v.    H. 

24.  Essener  Ziegelverkaufsverein  G.  m.  b.  H.  in  Essen  (Ruhr).  — 
Ende  1908  zählten  die  Mitglieder  48  Ringöfen  mit  203  Mill.  Steinen 
gegen    41    Oefen    mit    176    Mill.    Beteiligung    im    Vorjahr. 

25.  Dortmunder  Verkaufsverein  für  Ziegeleifabrikate,  Akt.-Ges.,  Dort- 
mund. —  Am  16.  April  Generalversammlung;  Aufnahme  einer  neuen 
Fabrik. 

26.  Ziegelei  Verkaufs  verein  Münster,  .  G.  m.  b.  H.,  Münster  i.  W.  — 
17    Ringöfen   mit    51    Mill.    Syndikatsbeteiligung. 

27.  Ziegelver kauf s verein  Recklinghausen.  —  275  Ringöfen.  1117  Mill. 
Steine    Syndikatsbeteiligung. 

28.  Oberweser  Ziegeleikonvention  G.  m.  b.  H.  zu  Oeynhausen.  — 
Im    August    begründet. 

29.  t  Hammer  Verkaufsverein  für  Ziegeleifabrikate  G.  m.  b.  H.  in 
Hamm.    —    Ende    Juli    aufgelöst. 

30.  *Ein  Syndikat  der  unterelbischen,  nach  Hamburg  liefernden 
Ziegeleien.  —  Wurde  im  April  geplant,  obwohl  ein  altes  Syndikat 
(1908,  N.  60)  noch  in  Liquidation  sich  befindet.  Würde  800  Mill. 
Steine  Beteiligung  umfassen. 

31.  *  Eine  märkische  Ziegelkonvention.  —  Auf  der  Hauptversamm- 
lung des  Märkischen  Ziegeleibesitzerbundes  wurde  am  [11.]  Mai  mit- 
geteilt, daß  die  beschlossene  Konvention  bald  ins  Leben  treten  werde. 

.  —  Die  Bemühungen  scheiterten  an  den  Quotenforderungen  der  Zehde- 
nicker   Gruppe. 

32.  Vereinigte  Ziegeleien  von  Graudenz  G.  m.  b.  H.  in  Graudenz.  — 
Im    April    Jahresbericht.      Preisermäßigung. 

33.  Ziegeleigenossenschaft  zu  Königsberg  i.  Pr.  —  Konkurrenz  von 
Outsidern   und    Kalksandsteinfabriken. 

34.  Kasseler    Ziegeleivereinigung    A.-G.    —    Im    Juli    begründet. 

35.  Ziegelpreisvereinigung  in  Fulda.  —  Wurde  im  März  begründet; 
Produktionsbeschränkung,   Preise. 

36.  Thüringer  Ziegelsteinsyndikat,  G.  m.  b.  H.,  Meiningen.  —  [Im 
März]  begründet  mit  dem  Zweck,  in  Thüringen  Verkaufsvereine  zu 
schaffen.     Stammkapital:    20  000    Mk. 

37.  Zwickauer  Ziegelwerks-Kartell.  —  Im  Juli  begründet. 

38.  Zieglerkonvention  in  Dresden.  —  Hauptversammlung  am  8.  Mai ; 
Vertrag  mit  dem  Arbeitgeberverband  für  das  Baugewerbe  zu  Dresden. 

39.  Eine  Preiskonvention  von  Ziegeleien  im  Kreise  Meißen.  Verkaufs- 
stelle :    Allgemeine    deutsche    Kreditanstalt. 

40.  Oberschlesisches  Ziegelsyndikat.  —  Wui'de  in  der  Vorstandssitzung 
des  oberschlesischen  Ziegeleibesitzerverbandes  Anfang  Juni  beschlossen. 

41.  Verkaufs  verein  Süddeutscher  Ziegelwerke,  G.  m.  b.  H.  in  Schorn- 
dorf.   —    An-    und    Verkauf    von    Ziegelwaren.      274  50O    Mk.    Kapital. 

42.  Rheinisches  Schwemmstein-Syndikat,  G.  m.  b.  H.  zu  Neuwied 
(1908,  N".  37).  —  Propaganda  für  Verwendung  von  Schwemmsteinen. 
—  Preise  und  Kontingentierung.  —  Gegensätze  zwischen  großen  und 
kleineren    Produzenten.    —   Außenseiter. 

43.  Ein  Schiefer-Syndikat.  —  1908  bis  zu  30  o/o  Produktionseins chräu- 
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kung,  wie  der  Jahresbericht  der  Vereinigten  Moselschiefergruben,  A.-G. 
in  Köln,  angab. 

Verband  deutscher  Granitschleifereien.  —  Am  2.  Dez.  in  Leipzig  44. 
begründet,     Wahrung    wirtschaftlicher    und    künstlerischer    Interessen. 

Preiskonvention  der  Chamotteofen-Fabrikanten.  —  Erneuerung.         45. 
Preiskonvention  der  Schmelzofen-Fabrikanten.  —  Verlängerung  bis  46. 
Ende    1910.    —    Gegenseitigkeitsverträge    mit    Töpfermeisterverbänden 
über   ausschließlichen   Bezug. 

Vereinigung  der  Steingutfabriken  in   Bonn.   • —   Im  Juli  auf  fünf  47. 
Jahre   verlängert. 

Vereinigung  deutscher  Porzellanfabriken  (1908,  N.  63).  —  Ver-  48. 
träge  mit  den  österreichischen  Fabrikanten  für  den  Verkauf  außerhalb 
Oesterre  ich -Ungarns.  —  Verlangte  im  Februar  Suspendierung  der  Ab- 
machungen mit  den  Händlern,  nach  denen  die  Fabriken  Ausschuß- 
ware im  Inland  nicht  verkaufen  durften,  da  der  Auslandsmarkt  nicht 
ausreiche. 

t  Deutsches  Asbestsyndikat  (1908,  N.   39).  —  Im  September  1908  49. 
erneuert,  doch  nicht  gleich  wirksam  wie  früher  (nach  Generalversamm- 
lungsbericht der  Mannheimer  Gummifabrik).   —  Beschloß   Mitte     Sep- 
tember  zu   liquidieren. 
Collie-  Rheinisch-Westfälisches   Kohlensyndikat,    Cöln    (1908,    N.    70   und  50. 

S.   134).  —  S.   S.   157—161. 

Oberschlesische  Kohlenkonvention  (1906,  N.  59;  1907,  N.  62;  1908,  51. 
N".  72).  —  Beschloß  Anfang  Februar  eine  10  o/oige  Fördereinschränkung. 
Am  8.  April  Meldung  von  bevorstehender  weiterer  Fördereinschränkung, 
Am  14.  Mai  Beschluß,  bei  der  10  o/oigen  Produktions  eins  chränkung 
zu  bleiben.  Am  4.  Aug.  Aufhebung  der  Förder  eins  chränkung.  —  Am 
7.  Okt.  Beratung  mit  der  Verkaufs  Vereinigung  der  polnischen  Gruben 
über  Abgrenzung   des   Absatzgebietes. 

Niederschlesisches   Kohlensyndikat.   —  Anfang  April  Preisermäßi-  52. 
gung  für  Kohle  und   Koks. 

Braunkohlen-Brikett- Verkaufsverein,  Cöln  (1906,  N.  57;  1907,  N.  64;  53. 
1908,    N.    72).    —    Im   Februar    1902   mit    Geltung   bis    31.   März    1915 
begründet.   Produktions-,  Preis-  und  Absatzkartellierung.    Syndikatswerk 
Türnisch;    Lagerplatz  Mannheim-Eheinau ;    Kohlenfelderbesitz.    17  Mit- 
glieder, vertreibt  außerdem  die  Produktion  von  drei  Nichtmitgliedern. 

Verkaufsverein  Thüringischer  Braunkohlenwerke,    G.   m.   b.    H.   zu  54. 
Halle   (1908,   N.   76).    —  Begr.   Januar  1908,    läuft  bis   31.   März    1913. 
Produktions-,   Preis-  und  Absatzkartellierung.     6  Mitglieder. 

Verkaufs  verein  der  sächsischen  Braunkohlenw^erke,  Leipzig.   —   Am  55. 
6.    Jan.    1904    aus    dem    Verein    sächsisch-thüringischer    Braunkohlen- 
werke   (1890—1904)    hervorgegangen,    läuft    bis    31.    März    1914.      Pro- 
duktions-, Preis-  und  Absatzkartellierung.    24  Mitglieder  mit  35  Gruben. 

Preisvereinigung  mitteldeutscher  Braunkohlenwerke,  G.  m.  b.  H.  56. 
zu  Halle  (1908,  N.  75).  —  Von  den  Verkaufs  vereinen  der  sächsischen 
und  thüringischen  Braunkohlenwerke  sowie  jüngeren  Werken  Sachsens 
und  des  Geiseltales  am  13.  Jan.  begründet.  Läuft  bis  31.  März  1910. 
Preiskartellierung.  12  Mitglieder  (darunter  die  Verkaufs  vereine  Sachs, 
und  Thür.   Braunkohlenwerke   zu   Leipzig  bzw.    Halle)  mit   38  Werken. 

—  Förderung  1907:  11231945  t.  —  Gesellschaftsversammlung  vom 
23.  Jan.  beschloß,  für  das  am  1,  April  beginnende  Geschäftsjahr  an 
den  Preisen  festzuhalten.  —  Erneuerungsverhandlungen  im  Dezember 
vergeblich. 

Niederlausitzer  Brikett- Verkaufsgesellschaft,  Berlin  (1908,   N.  48).   57. 

—  Am  16.  Dez.  1907  begründet,  läuft  bis  31.  März  1913.  Produktions-, 
Preis-  und  Absatzkartelliei-ung.  17  Mitglieder  mit  32  Gruben;  Vertrieb 
der  Produktion  eines  Nichtmitgliedes.  —  Beteiligungsziffer  für  1909/10; 
Ilse:  1190  000  t,  Eintracht:  745  000,  Niederlausitzer  Kohlenwerke: 
520  000,  Anhaltische  Kohlenwerke:  325  000,  F.  C.  Th.  Heye:  206  000, 
Kauscher  Werk:  188  000,  A.-G.  Lauchliammer :  150  000,  Gewerkschaft 
Elzer:  12  000,  Gewerkschaft  Louise  II:  115  000;  hierzu  kommen  acht 
Werke  mit  weniger  als  100  000  t.  Gesamtbeteiligung  4 197  000  t.  — 
Die   außenstehende   Produktion   beträgt    1,2   Mill.  t. 

Oberlausitzer     Braunkohlensyndikat     zu    Forst    (Lausitz).    —    Am  58. 
19.    Nov.    1904    begr.,    läuft    bis    31.    Dez.    1913.      22   Mitglieder.     Pro- 
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duktions-,  Preis-  und  Absatzkartell.  —  Infolge  von  Konkursen  bei 
Syndikats  werken  Vermehrung  der  Außenseiter  und  Lockerungs  versuche 
im  Syndikat  (Juni). 

59.  Verkaufsverein    der    hessischen    Braunkohlenwerke    in    Kassel.    — 

Läuft  vom  1.  Juli  1905  bis  zum  Sl.  März  1915;  Preis-,  Produktions- 
und Absatzkartell.    3  Mitglieder  mit  8   Gruben. 

CO.  Braunkohlenbrikett-Syndikat   zu   Helmstedt.    —   Am   9.    Jan.    1900 

begründet,   zu   jedem   31.   März   kündbar.      5   Mitglieder, 

61  Magdeburger  Braunkohlen-Syndikat  in  Magdeburg.   —  1896  begr., 

'läuft  bis  31.  Dez.  1910.  Preis-  und  Absatzkartell' für  Rohkohle.  13  Mit- 
glieder mit   17   Gruben. 

62.  Verkaufsverein  Bitterfelder  Braunkohlenwerke,  Bitterfeld.  —  Pro- 
duktions-, Preis-  und  Absatzkartell.  1.  Okt.  1909  bis  30.  Sept.  1912. 
Zehn   Mitglieder. 

63.  Zentral  verband  der  Kohlenhändler  Deutschlands.  —  Hatte  Mitte 
1909  79  Unterverbände  mit  3300  Mitgliedern  gegenüber  69  mit  3000 
Mitgliedern   im   Vorjahr. 

64.  Verein  für  den  Verkauf  von  Siegerländer  Eisenstein  (1905,  N.  59; 
1906,  N.  87;  1907,  N.  74;  1908,  N.  81).  —  ErniäJ3igte  zu  Beginn 
des  Jahre.s  die  Fördereinschränkung  für  das  I.  Semester.  —  Die  Haupt- 
versammlung vom   10.   März   schloß  fünf  Gruben  aus   dem  Verein  aus. 

—  Mitte  April  Jahresbericht  für  1908.  Am  6.  Mai  Gesellschafts- 
versammlung; Beschluß,  514  Kuxe  der  stillzulegenden  Grube  Stählert 
zu  kaufen.  Mitte  Mai  wurde  dieser  Beschluß  juristischer  Bedenken 
wegen  rückgängig  gemacht.  —  Am  28.  Okt.  Ermäßigung  der  Förder- 
einschränkung für  11.  Semester  1909  um  10  auf  40  o/o.  —  Am  23.  Dez. 
Verhandlungen  über  Verlängerung. 

65.  t  Rheinisch-Westfälisches  Roheisensyndikat  (1905,  N.  66;  1906, 
N.  89;  1907,  N.  75;  1908,  N.  84  und  S.  129).  —  Schüttete  Anfang 
Januar  aus  der  noch  vorhandenen  Umlage  an  die  Mitglieder  750  000 
Mark  aus.  Die  Akt. -Ges.  Krupp  in  Essen  nahm  ab  2.  Jan.  die  direkte 
Versorgung   süddeutscher  Abnehmer   auf. 

66.  t  Loth ring. -Luxemburg.  Roheisensyndikat  (1908,  N.  85  und  S.  129). 

—  Anfang  Januar  wurde  ein  Provisorium  abgeschlossen,  das  die  Ver- 
handlungen zur  Erneuerung  des  Syndikats  ermöglichen  sollte,  die  in 
der  Folge  weitergeführt  wurden,  aber  am  27.  Febr.  an  unerfüllbaren 
Forderungen     der     deutsch-luxembui'gischen     Bergwerks-    und    Hütten- 

67.  *  Vereinigte  Siegerländer  Hütten,  G.  m.  b.  H.,  Siegen  (1908,  N.  83). 

—  Wurde  von  einer  Reihe  von  Hochofenwerken  nach  Auflösung  der 
Syndikate  gebildet  und  durch  Nichtkündigung  am  1.  Juli  bis  Ende 
1910  verlängert. 

68.  Oberschlesisches  Roheisensyndikat  (1908,  S.  129).  —  Erhöhung 
der  Minimalpreise  durch  den  Aufsichtsrat  am  11.  Sept.  Die  General- 
versammlung vom  2.  Okt.  zu  Beuthen  O.-S.  beschloß  Verlängerung 
bis   Ende   1910. 

69.  *  Ein  neues  allgemeines  Roheisensyndikat.  —  Im  Dezember  be- 
trieben. 

70.  Alteisenvereinigung  oberschlesischer  Hüttenwerke.  —  Beschluß 
neuer   Satzungen  ab   2.   Jan. 

71.  Verein  deutscher  Eisengießereien.  —  Kein  Kartell;  doch  bilden 
seine  lokalen  Gruppen  Preisvereinigungen,  von  denen  mehrere  im 
November   und   Dezember  Preiserhöhungen   vornahmen. 

lo,  Stahlwerksverband    (1904,    S.    103;    1905,    S.    114;    1907,    S.    109; 

1908,    S.    130).   —   S.    S.    161—166. 

73.  Obers ch lesische  Stahlwerksgesellschaft  (1908,  N.  86).  —  Notarielle 
Aufnahme  der  Bismarckhütte  als  fünfter  Gresellschafterin.  —  Wurde 
am  1.  Juli  gekündigt,  nach  einer  Meldung  lediglich  aus  formalen 
Gründen,  nach  einer  anderen,  weil  die  Kattowitzer  A.-G.  für  Bergbau 
und  die  Oberschlesische  Eisenindustrie  Caro-Hegenscheidt  mit  der 
Organisation  unzufrieden  waren  und  die  Bismarckhütte  Quoten-Mehr- 
forderungen stellte.  —  Am  30.  Sept.  grundsätzliche  Einigung  über 
Verlängerung   um   zwei   Jahre. 

74.  Rheinisch-westfälische  Trägerhändlervereinigung.   —  Beabsichtigte 

Berl.   Jahrb.   f.    Handel  u.    Ind.    1909.     I.  9 
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Umwandlung  der  Verkaufsstelle  in  Düsseldorf  in  ein  Yerkaufskomptoir 
zum   2.    Jan!    1910,    da   die    Bestimmungen   nicht   eingehalten   wurden. 

Nordostdeutsche   Trägerliändlervereinigung,    Berlin.    —    Wurde   am  75. 
5.  Jan.   verlängert.  ; 

Eine    Preiskonvention    der    Trägergroßhandlungen    Schlesiens    und   "6- 
Posens.    —  Preise. 

*  Sta.beisensyndikat    (1908,    S.    131).    —    Für    die    im    Vorjahr    be-    "7. 
gonnenen  Verhandlungen  wurde  im  Januar  eine  besondere  Kommission 
eingesetzt.    Langwierige  Verhandlungen,  die  Anfang  Mai  nach  Scheitern 
der  Verbandsbestrebungen  für  Grobbleche  gleichfalls  eingestellt  wurden. 

—  Am  10.  Sept.  auf  Veranlassung ,  des  Stahlwerksverbandes  Konferenz 
rhein.-westf.,  lothring.-luxemburg.  und  oberschles.  Werke;  Beschluß 
allgemeiner  Zurückhaltmig  bis  30.  Sept.  für  Abschlüsse  pro  1910.  Eine 
Konferenz  vom  23.  Sept.  verpflichtete  die  Werke,  nicht  vor  dem  15,  Dez. 
für  das  II.  Quartal  1910  zu  verkaufen ;  Wahl  einer  Kommission  zur 
Begründung  eines  Stabeisenverbandes.  —  Am  30.  Sept.  verpflichteten 
sich  alle  Werke  bis  auf  Hösch,  bis  zum  15.  Dez.  nur  für  das  I.  Quartal 
1910  und  nur  für  102  Mk.  Basis  Oberhausen  zu  verkaufen.  Verhand- 
lungen betr.  Bildung  eines  festen  Syndikats.  Am  11.  Nov.  Beschluß, 
die  Preise  zu  erhöhen.  Am  4.  Dez.  Verlängerung  der  Konvention  um 
ein    Jahr. 

Eheinisch-Westfälische  Stabeisenliändlervereinigung  zu  Düsseldorf.   78. 

—  Am  7.  Jan.   Preisermäßigung  um   10  Mk.   für  Stabeisen  und  Bleche. 

Berliner  Stabeisenkonvention.  —  Anfang  Mai  Auflösung  infolge  "9. 
Austritts  der  Akt.-Gres.  Steffens  &  Nölle.  Preissenkung  um  10  o/o  und 
Bemühungen  zur  Erneuerung  auf  veränderter  Grrundlage.  —  Mitte  Juni 
Erneuenmg  und  Erhöhung  der  Preise  auf  12,50  für  Flußeisen,  15  Mk. 
für  Schweißeisen  und  14  Mk.  für  Eisenbleche.  Für  das  III.  Quartal 
wurden  um  50  Pfg.  höhere  Preise  normiert,  —  Am  29.  und  30.  Sept. 
Verhandlungen ;  Beschluß  einer  Umwandlung  der  Konvention  in  ein 
festgefügte»    Syndikat. 

*Ein  deutsches  Grobblechsyndikat  (1908,  S.  131).  —  Eine  zur  80. 
Vorbereitung  eines  Kartells  eingesetzte  Kommission  forderte  am  21.  Jan. 
von  den  Werken  Aufstellungen  über  ihre  Produktion.  Langwierige  Ver- 
handlungen, Am  5,  Mai  in  Düsseldorf  Schlußberatungen,  die  ergebnislos 
blieben.  —  Im  Herbst  wurden  die  Verhandlungen  wieder  aufgenommen 
und  führten  am  5.  Nov.  zu  einer  losen  Verständigung  für  den  Verkauf 
über   das   I.    Quartal   1910   hinaus. 

Schiffbaustahlkontor  zu  Essen  (1908,  N.  92).  —  Wurde  am  4.  Juni   81. 
auf   fünf   Jahre   erneuert. 

Eine  Vereinigung  der  Feinblechwalzwerke  zu  Hagen  (1908,  N.  94).    8_'. 

—  Am  27,  Mai  wurde  eine  Preisvereinigung  grundsätzlich  beschlossen. 
Die  Verhandlungen  wurden  am  5.  Juni  wegen  des  Widerstandes  zweier 
westfälischer  Werke  abgebrochen.  Man  beschloß  jedoch,  durch  monat- 
liche Zusammenkünfte  die  Siegerländer,  Lenner  und  Hagener  Werke 
in   engere    Fühlung    zu    bringen. 

*  Stanzblech-Syndikat,  —  Mitte  Juni  Verhandlungen  zwischen  Ver-   S--^. 
tretern   rheinisch-westfälischer  und   schlesischer   Werke. 

Weißblechverkaufskontor   zu    Köln.    —    Im   Jahre    1908    bei    einem  84. 
Zollschutz  von  5,   bzw.   5,50  Mk.   Produktion  von  60—70  000  t  Ijei  Ein- 
fuhr englischer  Bleche   von   43  000  t.      Unzufriedenheit   der  Abnehmer. 

Gesamtvereinigung    der   Weißblech    verarbeitenden    Industrien.    —  85. 
Umfrage   betr.    Weißblechverkaufskontor.     Agitation    für   Herabsetzung 
oder  Abschaffung  des   Weißblechzolls. 

Eine  Preiskonvention  Breslauer  Eisengroßhändler.   —  Machten  am  86. 
5,    Sept.    Preiserhöhungen   für    Walzeisen   und   Bleche   bekannt, 

Vereinigiing-     rheinisch  -  westfälischer     Bandeisenwalzwerke,     Köln  87. 
(1908,   N.   93),    —   Beschloß   am  I.   Mai,    Verkäufe   über   den  30,    Sept, 
hinaus    keinesfalls    zu    tätigen.      Am    7,    Sept.    Preiserhöhung    für    das 
I.   Quartal  1910  um  2,50  Mk.,   desgl.  am  28.   Sept, ;  am  18.   Dez.  Preis- 
erhöhung für  das   II.    Quartal  um   5  Mk. 

Vereinigung      rheinisch-westfälischer       Schweißeisenwerke      (1908,   88. 
N.  90),  —  Versammlung  am  18.  April ;    keine  Preisänderung.    General- 
versammlung vom  24.  Juni  gab  den   Verkauf  für   das   III,    Quartal  zu 
bisherigen    Preisen   frei.      Bericht    über    Geschäftslage,     Am    24.    Sept, 
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Erliöhung  der  bis  Ende  März  geltenden  Preise  um  2,50  Mk.  mit  so- 
fortiger  Greltung. 

S9.  Yereinigiing   Oberschlesischer   Schweißeisenwerke.    —    Beschloß   im 

September  Ziirücklialtnng  mit  Verkäufen  zwecks  späterer  Preiserhöhung, 

c,0.  Verband    deutscher     Kaltwalzwerke,     Hagen.     —    30.    Jan.    Haupt- 

versammlung. —  Anfang  Juni  dementierte  der  Verband  Gerüchte  von 
bevorstehender  Auflösung  infolge  Ausscheidens  mitteldeutscher  und 
schlesischer  Werke.  —  Erhöhte  Ende  September  die  Preise  um  50  Pfg. 
pro  100  kg  für  1909,  um  1  Mk.  für  das  I.  Semester  1910.  Weit»ea-ie 
i'reiserhöhung   am   22.    Okt. 

<ji.  Walzdrahtverband  (1908,   N.   89).    —  Nahm  am  20.   Jan.   Stellung 

zur  Preiskonvention  für  gezogene  DräJite ;  außerhalb  der  Preiskonvention 
stehende  Walzdrahtabnehmer  zahlen  Preisaufschläge.  —  Versand- 
statistiken. 

v2.  Preiskonvention   für   gezogene    Drähte    (1908,    N.    90).    —    Anfang 

Januar  begründet.  Die  Konventionsmitglieder  erhalten  Vergünstigungen 
beim  Walzdrahtbezug  seitens  des  Walzdrahtverbandes  und  gewäliren 
solche   an  die   Mitglieder   der  Preiskonvention   für  Drahtwaren. 

,93.  Eine    Preiskonvention    für    Drahtwaren    und    Drahtstifte.     —    Ge- 

gründet Anfang  Januar.  Erhält  von  der  Preiskonventi'on  für  gezogene 
Drähte  und.  Drahtstifte  Vergünstigungen  beim  Drahtbezug.  —  Anfangs 
wurden  die  Konventionspreise  nicht  von  allen  Mitgliedern  eingehalten. 

—  Am  17.  April  Aufnalime  neuer  Mitglieder;  Mitteilung,  daß  sich  die 
Konvention  bewähre.  —  Am  15.  und  16.  Juni  Versammlung  zu  Berlin, 
die  die  Umwandlung  der  Konvention  in  ein  festes  Kartell  beschloß. 
Eine  Kommission  zur  Bildung  eines  Allgemeinen  deutschen  Drahtstift- 
syndikats tagte  am  28.  Juni.  —  Am  1.  Okt.  Preiserhöhung  für  das 
L    Quartal    1910   um    2,50   Mk.      Fortschritte   des    Syndikatsgedankens. 

-04.  Verband  deutscher  Drahtgeflechtfabrikanten.  —  Am  3.  April  Ver- 

längerung   des    am    30.    April    ablaufenden    Verbandes. 

-95.  Eine  Preiskonvention  für  blanke  Drahtwaren.  —  Herabsetzung  der 

Piabattsätze    um    21/2  0/0    (April). 

96.  Eine    Konvention   der   Dralitseilfabrikanten    (1908,    N.    91).    —    Im 

Mai  mit  Unterstützung  der  Drahtverbände  betrieben.  Ende  September 
erfolgte  ein  Zusammenschluß,  dem  nur  ein  Werk  sich  fernhielt. 

■97.  Eine  Vereinigung  der  Draht-,  und  Drahtstiftgroßhä-ndler  von  Breslau. 

—  Anfang  Mai  zur  Durchführung  der  von  den  Drahtverbänden  fest- 
2estellten   Preise. 

c^s."  Deutsches  Gußröhrensyndikat,  A.-G.,  Köln  (1908,  N.  99).  —  Haupt- 
versammlung vom  31.  März  gab  den  Werken  die  Fabrikation  von  Röhren 
über  628  mm  frei,  da  eine  Einigung  über  Quotenneuverteilung  nicht 
möglich  war.  Die  Konvention  für  kleinere  Röhren  besteht  noch  bis 
Juni  1910.  —  Ende  Juni  Rechenschaftsbericht  für  1908/09.  Es  wurden 
337  526  Mk.  an  Umlagen  aufgebracht,  die  zur  Deckung  der  Geschäfts- 
unkosten verwandt  wurden;  Aktienkapital  100  000  Mk;,  davon  25  000 
Mark  eingezalilt ;   3  955  084  Mk.  Debitoren  und  4  767  182  Mk.  Kreditoren. 

99.  Gas-    und    Siederohrsyndikat,    Düsseldorf    (1908,    N.    98).    —    Am 

22.  Jan.  Preisermäßigung  für  Siederöhren  infolge  von  Auslandskonkur- 
renz. —  Rabatterhöhung  beim  Inlands  verkauf  von  Gasröhren  (25.  März). 

—  Am  7.  Okt.  Preiserhöhung  für  verzinkte  Gasrohren.  —  Am  6.  Dez. 
Preisermäßigung   für   sämtliche    Sorten   infolge    Outsiderkonkurrenz. 

101  t  Konvention     für     gußeiserne     Abflußröhren    zu    Berlin.    —    Zum 

1.   Mai  aufgelöst.  ' 

101.  Abflußröhrensyndikat  der  östl.  Werke.  —  Am  16.  Aug.  begründet. 
Beteiligungsziffern,"  Preiserhöhungen. 

102.  Ein   Abflußröhrensyndikat    der   westlichen    Werke.    —    Preise. 

103.  Wellrohrverband  in  Essen  (Ruhr).  —  Von  den  Firmen  Thyssen 
&  Co.  in  Mülheim,  Blechwalzwerk  Schulz-Knaudt,  Akt.-Ges.  in  Essen, 
Rheinische  Stahlwerke  und  Gewerkschaft  Grillo,  Funkö  &  Co.  in 
Schalke  in  Anlehnung  an  das  Schiffsbaustahlkontor  als  gemeinsame 
Verkaufsstelle    ab    1.    April    begründet.    —    Mitte    Mai    Pi-eiserhöhung. 

104  Verein  deutscher  Tempergießereien  (1907,  N.  69;  1908,  N.  101).  — 

Am  25.  Juni  Hauptversammlung-  in  Elberfeld.  Erwägung  einer  Preis- 
erhöhung     Deso-1.    Ende    September.     Mitte    November    Preiserhöhung. 

10.5.  Stahlformgußverband  zu  Düsseldorf,   Cöln  (1908,  N.   97).  —  Preis- 

9* 
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ermäßiguiif,^en  infolge  Outsiderkonkurrenz.  Am  19.  Mai  Verhandlungen 
betr.  Verlängerung  über  den  30.  Juni  hinaus.  Den  widerstrebenden 
Werken  wiirde  bis  zum  5.  Juni  Frist  zur  Abgabe  bindender  Erklärungen 
gewährt,  die  sodann  bis  Mitte  Juni  erstreckt  wurde.  Am  25.  Juni 
verlängeiiing   auf   bisheriger    Grundlage. 

Obersehlesischer  Stahlformgußverband,   Gleiwitz.   —  Am   18.   März  106, 
Verlängerung  bis   Jahrfesschluß,   am   15.    Nov.    desgl.   bis    1.   Okt.    1910. 

Stahlräderverband.  —  Am  9.  Jan.  Preisermäßigung  infolge  Outsider- 107. 
konkurrenz. 

Verband  deutscher  Las twagenachsen- Werke.  —  Anfang  November  lOS. 
Preiserhöhung. 

Vereinigung  der  Lokomotivfabriken.  —  Gerüchte  von  Gegensätzen  109, 
zum  Eisenb^nzentralamt  in  Berlin  bei  Vergebung  eines  Lokomotiven- 
auftrags wurden  dementiert  (Januar).  Vergebliche  Erneuerungs Verhand- 
lungen im  März  und  April;  am  14.  Mai  Verlängerung  des  Inlands- 
abkommens auf  3  bzw.  10  Jahre,  ein  Auslandsabkommen  zunächst 
auf  3  Monate  verlängert.  —  Der  Lokomotiven-Auslandsverband  wurde 
am  24.  Sept.  bis  Ende  Mai  1915  verlängert. 

Verein  deutscher  Motorfahrzeugindustrieller.  —  Beschloß  am  [15.]  HO- 
Juni,  Rabattgewährungen  abzulehnen.    Von  einer  Preiskonvention  wurde 
Abstand   genommen. 

*  Ein    Rollschuhsyndikat.    —    Zwecks    Feststellung    von    Einheits-  m. 
preisen    im    Okt.    angeregt. 

Ein    Verband    deutscher    Fahrrad-    und    Kraftfahrzeughändler.    — 112. 
Wurde  Mitte  Juni  in  Leipzig  in  Anwesenheit  von  Vertretern  der  Ver- 
einigungen von  Falirradhändlern,  Kraftfahrzeughändlern,  Nähmaschinen- 
händlem,   Fahrradreparateuren  usw.   gebildet. 

t Fahrradkonvention  (1908,  N.  121).  —  In  der  seit  dem  1.  Mains. 
1907  bestehenden  Konvention  entstanden  Gegensätze  zwischen  den 
alten  guteingefülirten  Fabriken  und  jüngeren  Werken.  —  Am  30.  Jan. 
provisorische  Verlängerung  bis  zum  1.  Juni ;  die  Brennaborwerke  teilten 
mit,  daß  sie  sich  als  außerhalb  der  Konvention  stehend  betrachteten. 
—  Am  30.  April  definitive  Auflösung;  man  erwartete  einen  Pl-eis- 
fall   vorzugsweise   für   geringere    Räder. 

Verband   deutscher   Werkzeug-,    Eisenwaren-,    Haus-   und    Küchen- 114. 
geräte-Fabrikanten  zu  Remscheid.  —  Wurde  am  21.  Juni  zur  Wahrung 
der  Interessen  der  Mitglieder  gegenüber  Gesetzgebung  und  Syndikaten 
begründet. 

t  Verband  der  Fabrikanten  verzinkter  Eisenblechwaren.  —  Anfang  115. 
Januar  aufgelöst. 

Vereinigung    deutscher    Lampenfabrikanten    und     Grossisten.     —  iia. 
66  Firmen.    Abkommen  betr.  Preise  und  Konditionen  mit  dem  Verband 
deutscher  Beleuchtungsglashütten. 

Vereinigung  deutscher  Gaskocher-Fabrikanten   (1908,    N.   124).    — 117. 
Anfang  Januar  verlängert ;  desgl.  am  29.   Okt. 

Vereinigte  Solinger  Stahlwarenfabrikanten.  —  Zu  Beginn  des  Jahres  iis. 
keine    Preisermäßigung. 

Verein  der  Märkischen  Kleineisen-Industrie.  —  Beschloß  am  6.  Juli,  119. 
dem   Verband  deutscher  Werkzeug-,    Eisenwaren-,   Haus-   und   Küchen- 
waren-Fabrikanten   beizutreten. 

Verein  deutscher  Nietenfabrikanten  (1908,  N.  127).  —  Outsider- 120. 
bekämpfung.  In  der  Sitzung  vom  17.  April  traten  bisher  außenstehende 
Fabriken  bei;  Preiserhöhung.  —  Am  28.  Sept.  zwei  Aufnahmen;  Wahl 
einer  Kommission,  die  mit  dem  Verein  deutscher  Eisenwarenhändler 
eine  Aenderung  in  der  Sortimentsnieten-Grundliste  und  Normalien  für 
die  Verpackung  beraten  sollte.  —  Am  27.  Okt.  Generalversammlung; 
Preiserhöhung;  Beschluß,  eine  gemeinsame  Verkaufsstelle  vorzubereiten. 

Eine    Preiskonvention    für    Stollen    und    Griffe.    —    Klagen    über  121. 
Nichteinhaltung   der   Preise    (Juli). 

Vereinigung  der  Haekenfabrikanten,   Hagen  i.  W.   —  Am   1.  Sept.  r22. 
mit   Geltung   für   ganz    Deutschland   zwecks    Erhöhung   der   Preise   be- 
schlossen. 

Verband   deutscher   Hauenfabrikanten.    —    Am   26.    Mai    1908    be- 123. 
gründet,  war  1909  in  Wirksamkeit. 
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f^24.  Eine  Preiskon vention  für  Ketten.  —  Herabsetzuno-  der  Eabattsätze 

(April). 
125  Verein   deutscher   Spiralbohrerfabriken,    Remscheid.    —   Preise. 

r2«3.  Schraubstocksyndikat,    G.    m.    b.    H.,    Hagen.    —    Zu    Beginn    des 

Jahres   entstand  ein  dritter  Outsider. 
i2r.  y  Konvention   für   umgezogene    Schlösser,    Velbert.    —    Wurde   am 

31.    Dez.    1908    als    letzte    Konvention   der    Schloß-    und   Riegelbranche 

aufgelöst. 
128  Ein  Fahrradketten- Verband.   —  Nach   dem   Generalversammlungs- 

bericht    einer     Mitgliedergesellschaft     verhinderte    der    Verband    1908 

Preisstürze. 
i2y.  f  Verkaufsstelle  des  Pedal- Verbandes,  Hagen.  —  Wurde  Mitte  Juli 

aufgelöst. 

130.  Fahrradsättelkonvention.  —  Infolge  Outsiderkoakurrenz  im  Oktober 
starke  Preisermäßigung. 

131.  Federstahl  verband.  —  Auf  der  Generalversammlung  einer  Mitglieds - 
gesellschaft  ^\mrde  berichtet,  daß  die  Verbandspreise  stets  ausreichend 
gewesen   seien. 

132  Vereinigung  der  Großhändler  der  Rhein. -Westfäl.  Eisenwaren-  und 

Werkzeug-Branche.  —  Eine  Versammlujig  in  Elberfeld  nahm  Stellung 
gegen  die  Umgehung  des  Großhandels  durch  Fabrikanten  und  Kon- 
ventionen. 

133.  *Ein  Zusammenschluß  deutscher  Eisenhändlervereinigungen.  — 
Wurde  im  Aj)ril  zwecks  bezirksweiser  Regelung  von  Preisen  usw. 
geplant. 

134.  -j-  Händlerkonvention  für  emaillierte  Gußwaren  zu  Breslau.  —  Wurde 
im   April   aufgelöst. 

135.  Gläubigerschutz  verband  der  Beleuohtungs-  und  Haushaltungs- 
branche, Berlin.  —  Auf  Anregung  der  Vereinigung  deutscher  Lampen- 
fabrikanten und  -Grossisten  wurde  am  [6.]  Juni  eine  Kommission 
zur  Vorbereitung  eines  Verbands  nach  dem  Vorbild  des  Gläubiger- 
■^chutzverbandes  der  Textilindustrie  eingesetzt;  Anfang  Oktober  erfolg- 
reiche  Verhandlungen. 

13G.  Zinkhüttenverband  m.   b.    H.    (1908,    S.    124).   —  Am   22.   Jan.  er- 

kläj-'ten  die  belgisch-französ.  Werke  ihre  Zustiromung  zu  Abmachungen 
der  deutschen  Zinkhütten  mit  der  Vieille  Montagne,  Damit  war  das 
internationale  Syndikat  gesichert.  Produktionskontingentierung;  drei 
Häjidlerfirmen  übernahmen  den  Vertrieb  des  Zinks.  Am  16.  Febr. 
endgültige  Gründung ;  2  047  000  Mk.  Kapital.  Verteilungsbureaus  in 
Kattowitz  und  Köln.  —  Am  [21.]  Mai  Abkommen  mit  G.  v.  Giesches 
Erben,  die  dem  Verband  jedoch  nicht  beitraten.  —  Mitte  Oktober 
Beitritt    dreier   englischer   Werke. 

137.  Ein  Zinkblech kai'tell.  —  Anfang  September  von  schles.  und  rhein. 

I'roduzenten  begründet.  —  Mitte  Oktober  Beitritt  der  Vieille  Montagne. 
Preiserhöhung. 

13^-  Deutscher  Kupferblechverband,   Kassel   (1908,    N.   115).   —  Grund- 

preise. 

13-'  Deutscher  Kupferdrahtverband,  G.  m.  b.  H.,  Köln  a.  Rh.  —  Wurde 

zu  Begimi  des  Jahres  für  1909  verlängert,  —  Am  22.  Jan.  beschloß 
der  Vorstand,  den  Verbandswerken  wegen  Außenseiterkonkurrenz  die 
Auflösung  des  Verbands  vorzuschlagen:  Anfang  Februar  beschloß  der 
Verband,  den  Anti-ag  zu  vertagen.  — •  Am  16.  März  Preisermäßigung, 
am   8.   Juni   Preiserhöhung. 

140.  Verkaufsstelle  des  deutschen  Kupferrohr Verbandes.  —  Grundpreise. 

111-  Verband   deutscher   Messingwerke    (1907,    N.    101;    1908,    N.    114). 

—  Klagen  über  Hochhaltimg  der  Syndikatspreise.  —  Anfang  Februar 
Gerüchte,  daß  die  Erneuerung  unwahrschein^lich  sei.  —  Am  9.  Sept. 
beschloß  eine  Generalversammlung,  von  einer  beantragten  sofortigen 
Auflösung  abzusehen  und  sie  bis  zum  15.  Okt.  zu  vertagen.  — 
Schwierigkeiten  durch  Konkurrenz  der  Bergmann-Werke  und  Un- 
zufriedenheit von  Mitgliedern.    Am   15.   Okt.   Auflösung. 

142.  Verkaufsstelle   für  gewalzte   und   gepreßte  Bleifabrikate   in  Köln. 

—  Am   1.   Okt.   Preiserhöhung  um   1  Mk.   für  100  kg. 

143.  Deutsches  Metallkapselsyndikat.  —  Schlechte  finanzielle  Ergeb- 
nisse   der   Mitgliedsfirmen   gefährdeten    den    Bestand     (Mäjz). 
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Elektrizitäts- 
industrie. 


Qlaä. 


Chemische 
Industrie. 


f  Tuben-  und  Spitzkorkensyndikat.    —    1904  erst   als   Preisvereini- 1^- 
gung,  dann  als   Syndikat  von  acht  Werken  begründet  bei  einem  Out- 
sider.     Eine     neu     entstandene    Firnia     wurde    aufgekauft    und    still- 
gelegt.    Weitere  vier   Unternehmen   wurden  begründet.     Auflösung  des 
Syndikats    mit    Ablauf    des    Berichtsjahres. 

Eine     Verkaufs  zentrale     der     Silberschlägereien    von    Fürth     und  1^5. 
Schwabach.   —   Im   Mäi'z   beschlossen. 

♦Internationales    Aluminium-Syndikat    (1908,    N.    112).    —    Wurde  ^46. 
am  19.  Juli  und  6.  Aug.   in  Paris   beraten.   —  Verhandlungen  mit  der 
Aluminium-Industrie-Akt. -Ges.    zu   Neuhausen. 

Ferrosilicium-Syndikat   zu  Paris.     —    Mit   vier   Verkaufsstellen  in  i^"- 
Deutschland.    Erhielt  Mitte  des  Jahres  eine  Konkurrenz  durch  die  Gott- 
hard-Werke   (Schw^eiz)   mit    Verkaufsstelle    in  Mannheim. 

Eine   Vereinigung   der  Berliner  Altmetallhäudler,    l'reise  bei  Ein- 1^8, 
und   Verkauf. 

t  Ein      Geheimkartell      deutscher      Elektrizitätsgroßfirmen      (1908.  i-i^- 
N.   171).   —  Anläßlich  einer  Submission  in  Frankfurt  a.  M.   wurde  der 
Fortbestand   dementiert   (März). 

t  Vereinigung       deutscher       Starkstromkabel-Fabrikanten       (1907.150. 
N.  151).  —  Am  4.  Febr.  aufgelöst.     Senkung  der  Preise  um  30  o/o. 

Ein   Starkstromkabelkartell.    —   Anfang   Mai   von   den   Mitgliedern  151. 
der  am   4.    Febr.    aufgelösten   Vereinigung    deutscher   Starkstromkabel- 
Fabrikanten  unter  Einbeziehung  der  außerhalb  dieser  gestandenen  Berg- 
mann-Elektrizitätswerke   auf    fünf    Jahre    begründet. 

Eine    Finanzgruppe    für    elektrische    Unternehmungen    im    Orient.  152. 

—  Von  deutschen  und  französischen,  daneben  belgischen  und  schweize- 
rischen   Interessenten    im    Mai    begründet. 

Internationaler  Verband  zur  Hebung  der  Fabrikation  elektrotech- 153. 
nischer  Porzellanwaren.   —  Preise.     Exklusivklausel,   Preiszuschläge   für 
nicht  ausschließliche   Kunden. 

*  rjiti   Syndikat  für   isolierte   Drälite.    —   Wurde  im   Mai  mit  Aus-  154, 
sieht  auf  Erfolg  betrieben. 

Verkaufsstelle    vereinigter    Glühlampenfabriken    zu    Berlin    (1907.  155. 
N.    149).    —    Preiskonvention    mit    den    Bergmann-Elektrizitätsw^erken. 
Akt.-Ges.    zu   Berlin,    die    bis    zum    31.   März    1914   läuft. 

Verband     Schles.-Laus.     Tafelglashütten    G.    m.    b.    II.    zu    Weiß- 156. 
wasser   O.-L.    (1907,    X.    156).    —    Umfaßt  alle   Werke   des    Bezirks   bis 
auf  drei.     Mitgliederversammlung   vom    17.    Juni   beschloß   längere    Be- 
triebseinstellung.   Schon  vorher  Anpachtung  und  Stillegung  von  Werken. 

Verband  deutscher  Beleuchtungsglashütten,  Dresden  (1908,  N.  172).  157. 

—  Beschloß  am  16.  Febr.  Produktionseinschräjikungen  durch  Einlegung 
von  Feierschichten.  —  28  Mitglieder.  —  Abmachungen  mit  der  Ver- 
einigung deutscher  Lampenfabrikanten  und  -Grossisten.  —  Mitte 
Dezember  Freigabe  des  Verkaufs  der  Einzelfirmen  wegen  Konkurrenz 
von    Outsidern. 

Kalisyndikat  (1905,  S.  117;  1906.  S.  95:  1907,  S.  121;  1908.  S.  138).  158. 

—  Vergl.   S.  166—170. 

Bromsalzkonvention,  Leopoldshall  (1907.  N.  176:  1908,  X.  188).  —159. 
Am     10.    Sept.     Sitzung.     Erneuerungsverhandlungen ;     Schwierigkeiten 
durch  die  Werke  Krügershall  und  Salzmünde,  die  ab  1.  Okt.   beitraten. 
Am   4.   Nov.   Erneuerung. 

Deutscher  Chemietrust.  —  Im  Jahre  1904  von  den  Elberf eider  160. 
Farbenfabriken,  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  und  der  Aktien- 
gesellschaft für  Anilinfabrikation  zu  Berlin  als  Interessengemeinschaft 
begründet.  Die  Erträgnisse  werden  zusammengeworfen  und  nach  dem 
Verhältnis  43:43:14  aufgeteilt.  —  Envarb  1908  die  Kohlenzeche 
Auguste  -  Viktoria,  Kreis  Recklinghausen.  —  50  o/oige  Beteiligung  an 
zwei  norwegischen  Aktiengesellschaften  von  16  und  18  Mill.  Kronen 
Kapital  für  Ausnutzung  von  Wasserkraft  und  Erzeugung  von  Salpeter 
aus  dem  Stickstoff  der  Luft.  —  Begründung  einer  Aktiengesellschaft 
in  London  mit  4  Mill.  Mk.   infolge  der  englischen  Patentgesetzgebung 


Bleiweiß-Syndikat    (1906,    N.    169).    —    Wurde    am    1.    Okt.    1908  i&U 
aufgelöst,    am    19.   Jan.    wieder   erneuert. 

Benzin-Ring.    —    Besteht    aus    der    holländisch-englischen    Gesell- 163 
Schaft  Asiatic  und  der   Standard  Oil  Co.  Anfangs   Preistreiberei  (1908 
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40  Mk.  für  100  kg),  dcUiii  rücksichtslose  Outsiderbekümpfung  (1908 
20—22    Mk.). 

163.  Syndikat  deutscher  Mineralölfabrikaaiten.  —  Wurde  am  [10.]  Dez. 
gekündigt. 

164.  Deutsche  Ammoniak- Verkaufs-Vereinigung,  G.  m.  b.  H.,  Bochum 
(1908,    N.    187).    —    Mitte    März    Jahresbericht. 

165.  Teerprodukten- Vereinigung  (1908,  X.  182).  —  Eine  Versammlung 
vom  27.   Febr.   beschloß    Verlegung  des    Sitzes   von   Essen  nach  Berlin. 

166.  Vereinig-ung  der  deutschen  Thorium-Nitrat-Fabrikanten  (1906, 
N.  152).  —  Bisher  hatte  die  Vereinigung  das  Kohmaterial  für  die  Glüh- 
körperfabrikation fast  monopolisiert,  da  es  nur  einen  Lieferanten  für 
Monazitsand  gab,  der  nur  an  Mitglieder  der  Vereinigung  lieferte. 
Neuerdings  (März)  verkaufte  die  Firma  auch  an  andere  Fabriken 
Monazitsand.     20  o/o    Preisermäßigung. 

1Ö7.  Konvention  dier  Leim-  und  Knochenmehlfabrikanten,  G.  m.  b.  H., 

Berlin    (1908,    N.    195).    —    Einkaufsstelle. 

168.  Verband  Rheinisch-Westfälischer  Seifenfabrikanten,  G.  m.  b.  H., 
Köln   (1908,    N.    186).    —   Mitte    Oktober   Preiserhöhung. 

169.  Preisvereinigung  mitteldeutscher  Seifenfabriken.  —  Plante  im  Juni 
Preiserhöh  angen. 

i~0-  Eine    Versammlung    süddeutscher    Seifenindustrieller.    —   Beschloß 

Anfang    Juli    eine    Preiserhöhung. 

i~i-  f  Verkaufsstelle   der   Konvention   der    Zündholzindustriellen   (1908, 

N.    196).    —   Wurde   Anfang  April   aufgelöst. 

172.  *  Ein   Zündholzsyndikat.    —   W^urde    im    Dezember   betrieben.     Der 

Abschluß   war   für  Januar   1910   wahrscheinlich. 

1'3-  Photozentrale,  G.  m.   b.   H.   zu  Berlin.   —  Wurde  am   18.  März  als 

gemeinsame  Verkaufsstelle  für  den  Großverkehr  in  lichtempfindlichen 
Bromsilberkartons  von  der  Neuen  Photographischen  Ges.,  Akt.-Ges.  Steg- 
litz, den  Verein.  Fabriken  Photograph.  Papiere,  Dresden,  und  der 
General  Papier  Company  in  Brüssel  begründet.  Abkommen  mit  einer 
den  Markt  beheiTSchenden  Rohpapierfabrik,  die  den  Mitgliedern  der 
Zentrale  billiger  als  deren  Konkurrenten  liefert.  —  30  000  Mk.  Kapital. 

^~i-  Konvention  der  photographischen  Reproduktionsanstalten.    —  Am 

1.  April  wurde  durch  Austritt  der  Neuen  Photographischen  Gesellschaft 
eine  Preiskonvention  für  Bromsilberkarten  gesprengt.  Im  Juli  Er- 
neuerungsverhandlungen, die  Mitte  Oktober  zur  Begründung  des  Ver- 
bandes   führten.     Exklusivverträge    mit    Grossisten.     ,, Treurabatte". 

175.  Eine    Konvention    der    Filmfabrikanten.    —    Wurde    im    März    be-  , 
gründet. 

176.  Konvention  der  chemigraphischen  Anstalten.  —  Ab  1.  Okt.  er- 
neuert. —  Verschärfung  der  Aufsicht  über  Einhaltung  von  Konventions- 
bedingungen  durch   Einsichtnahme    in    die   Bücher    der   Mitglieder. 

!"•  Internationale  Kamera-Aktiengesellschaften  (Ica-A.-G.).  —  Im  Sep- 

tember durch  Verschmelzung  der  Firmen  Hüttig  &  Sohn,  Ernemann 
und   Emil   Wünsche   A.-G.    entstanden. 

178.  Preisvereinigung  der  Autochrom-Postkartenverleger,  Leipzig.  — 
Wurde   am    [15.]    Dez.    begründet. 

179.  f  Salpetertrust.  —  Wurde  mit  .Wirkung  vom  31.  März  aufgelöst, 
da  zw^ischen  den  chilenischen,  deutschen  und  englischen  Mitgliedern 
Differenzen  heiTSchten.  In  London  Gründung  einer  Vereinigung,  die 
die  größere  Menge  des  künftig  eintreffenden  Salpeters  aus  dem  Markt 
zu    nehmen    beabsichtigte. 

ISO.  Wirtschaftliche    Vereinigung   deutscher   Gaswerke    (1908,    N.    197).  Gas. 

—  Gemeinsame  Verwertung  der  Nebenerzeugnisse  Teer,  Ammoniak, 
Salmiak,  Graphit,  ausgebrannter  Gasreinigungsmasse,  seit  1908  auch 
Vertrieb  von  Koks  und  zwar  mit  Hilfe  der  Kohlenhandelsgesellschaften. 

181.  Verein  deutscher  Tapetenfabrikanten,  Chemnitz  (1908,  N.  199).  — 
24  Firmen.  Versammlung  vom  26.  Jan.  mit  der  Spitze  gegen  die 
Tiag.  —  Am  15.  Juni  Preiskonvention  mit  der  Tiag.  —  Anfang  Oktober 
Begründung  eines    Kartells    der    deutschen   Tapetenindustrie. 

182.  Tapeten-Industrie  Akt.-Ges.  (Tiag)  (1907,  S.  127;  1908,  N.  148).  — 
Erwarb  Ende  Januar  als  zwölfte  Fabrik  die  Chemnitzer  Tapeten- 
fabrik ab  31.  Mai.  Der  alte  Besitzer  war  bis  kurz  vorher  Vorsitzender 
des    der    Tiag    feindlichen    Vereins    deutscher    Tapetenfabrikanten.    — 
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Ab  15.  Juni  eine  lose  Preiskonvention  auf  ein  Jahr  mit  dem  Verein 
deutscher  Tapetenfabrikanten;  Minimalpreise  und  Minimalrabattsätze. 
Anfang  Oktober  Begründung  eines  Kartells  der  deutschen  Tapeten- 
industrie. 

Ein  Kartell  deutscher  Tapetenfabrikanten.  —  Anfang  Oktober  von  133. 
der  ,,Tiag"  und  von   dem  Verein   deutscher  Tapetenfabrikanten   abge- 
schlossen. 

Deutsches    Druckpapier-Syndikat    (1908,    N.    203).    —    Preise.  i84. 

Vereinigung  deutscher  Etiketten-Fabriken.  —  Verkaufsbedingungen  i85. 
ab    1.    Febr. 

Verband     deutscher    Dachpappenfabrikanten     (1907,    N.    199).    — 186. 
6.  März  Generalversammlung. 

t  Mitteldeutsches    Dachpappenkartell.    —    Im    März    Meldung    der  ist. 
Auflösung. 

Verband  deutscher  Faltschachtel-Fabrikanten.    —   Wurde   Anfang  I88. 
Juni     in     Berlin     unter     Führung     des     Zentralverbandes     deutscher 
Kartonnagen-Fabrikanten  und  unter  Zustimmung  des  Verbandes   deut- 
scher   Steindruckereibesitzer    begründet. 

Verein  der  Brief  Umschlagfabrikanten.   —  Vereinbarte  Anfang   Ok-  1S9. 
tober  mit  dem  Verein  deutscher  Buchdruckereien  Preise  und  Lieferungs- 
bedingungen. 

Verein  deutscher  Buchdruckereien.  —  Vereinbarte  Anfang  Oktober  190. 
mit  dem  Verein  der  Briefum Schlagfabrikanten  Preise   und  Lieferungs- 
bedingungen. 

Börsenverein    deutscher    Buchhändler    zu    Leipzig.    —    Preis-    und  I9i. 
Absatzkartell. 

Ein    Syndikat    deutscher    Flachshändler.    —    Wurde    am    17.    Mai  192. 
in  Berlin  begründet.     Erklärte   sich  für   Verlegung  des   Flachsmarktes 
von  Konstadt  nach  Breslau. 

Eine  Vereinigung  der  westlichen  deutschen  Flachs spinner.  —  Nahm  193. 
an  der  Gründung  eines  internationalen  Verbandes'  der  Flachs-  und  Werg- 
garnspinnerei-Vereinigungen  zu   Gent   am   5.   und   6.    Okt.    teil, 

Verband  der  Schlesisch-Sächsischen  Leinenspinner  (1908,  X,  216).  194. 
—   Nahm   gleichfalls    an    den    Genter    Verhandlungen    teil. 

Ein  Syndikat  der  Kammgarnspinner.  —  Unterstützte  ein  Mitglied  195. 
in  'Mülhausen  i,  E.  bei  einem  Lohnkampf  durch  Lieferung  von  Streik- 
arbeit, 

Verband   rheinisch-westfälischer   Baumwollspinner,    —    68   Firmen  196. 
mit  1  980  910  Spinnern,  285  228   Zwirnspindeln  und  10  032  Webstühlen. 
4    Monate    lang    Betriebseinschränkung    von    14  0/0,      Erfolgreiche    Ver- 
handlungen mit  der  Vereinigung  der  in  Deutschland  arbeitenden  Feuer- 
versicherungsgesellschaften. 

Eine  Preiskonvention  der  elsässischen  Baumwollgarnspinner  (1908, 197. 
N,  JL09).   —  Ermäßigte  Anfang  Januar   die  Preise  für  Macco-  und  für 
amerikanische  BaumAvollgame,    Mitte  April,  Mitte  Mai  Preiserhöhungen, 
Mitte  Juni  wurden  die  Preise  herab-,   Mitte  Juli,  Ende  September  und 
Ende    Oktober    wieder    heraufgesetzt, 

Vereinigung   sächsischer  Baumwollgarnspinner   (1908,    N.   210),    —  19S. 
Am   17.   März   Hauptversammlung   in   Chemnitz.     Umfaßt   1%   Millionen 
Spindeln.     Grundsätzliche  Geneigtheit  zu  gemeinschaftlichen  Betriebs- 
einschränkungen,   die   Süddeutschland   angeregt. 

Verein    süddeutscher    Baumwollgarnspinnereien,    Augsburg    (1908,  i-»^'- 
N.  211).  —  Regte  eine  allgemeine  deutsche  Produktionseinschränkung  an, 

*Eine  Preiskonvention  für  Maschinengarn.  —  Der  Verband  derSW. 
Waren-  und  Kaufliäuser,  der  Verband  deutscher  De  tai  Ige  sc  hafte  der 
Textilbranche  und  der  Großhändlerverband  in  Garnen  usw.  verhandelten 
im  März  über  feste  Mindestpreise.  —  Nachdem  der  Verband  deutscher 
Detailgeschäfte  der  Textilbranche  verpreblich  versucht,  mit  Hilfe  der 
Fabrikanten  und  Grossisten  einheitliche  Mindestpreise  zu  erreichen, 
plante  im  Oktober  der  Verband  deutscher  Waren-  und  Kaufhäuser 
lokale   Preisvereinigung. 

Verband  deutscher  Hanfspinnereien  und  Bindfadenfabriken  (1908,  201. 
N.   215).   —   Im    September  Generalversammlung   in   Cöln,    Wahl  eines 
Vorsitzenden,  Ernennung  des   ehemaligen,    30  Jahre   tätigen  Vorsitzen- 
den   zum  Ehrenvorsitzenden, 
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202.  Verband  deutscher  Baumwollgarnverbraucher.  —  Vertrat  die  Webe- 
reien gegenüber  den  Spinnern,  als  sie  wegen  des  Konjunkturrück- 
schlags   verhindert    waren,    ihre    Garnabschlüsse    abzunehmen. 

203.  Verband  deutscher  Juteindustrieller  G.  m.  b.  H.  zu  Braunschweig 
(1908,  N.  208).  —  Umfaßt  Spinner  und  Weber.  Preisermäßigungen 
(4.  Febr.  und  2.  Mai).  Ende  Juni  Erhöhung  der  bisherigen  Betriebs- 
einschränkung für  Verkaufsgarne  um  5  o/o.  —  Am  15.  Sept.  Preis- 
erhöhungen;  desgl.   am   9.   Dez. 

204.  Verband  Sächsisch-Thüring.  Webereien,  E.  V.  (1908,  X.  221).  — 
^Nlitte  März  Konflikt  mit  dem  Sächs.-thüring.  Fäxbereiverband,  der 
die  Annahme  von  Waren  zur  Ausrüstung  ablehnte.  —  Neue  Mindest- 
loh ntarife  ab  24.  März  für  seine  Fabriken.  —  12.  April  Beilegung 
des  Konflikts  mit  den  Färbern,  deren  Verband  sich  zum  30.  Sept. 
auflöst.  Gemeinsam  mit  dem  Verband  Elsässischer  Wollw^ebereien, 
E.  V.  Verkaufs-  und  Lieferungsbedingungen  (Mai).  Mitte  Juli  General- 
versammlung zu  Gi^iz;  233  Mitglieder  mit  36  005  mechanischen  Web- 
stühlen. —  Neue  Lieferungs-  und  Zahlungsbedingungen  für  den  Export 
nach  Britisch-Indien,  die  im  September  Anlaß  zu  Verhandlungen  ^mit 
dem  Verband  Hamburger  Exporteure  und  den  Exporteuren  Thüringens 
und   Sachsens   gaben. 

205.  Verband  Elsässischer  Wollwebereien,  E.  V.  zu  Mülhausen  i.  E. 
—  Mit  dem  Verband  Sächsisch-Thüringischer  Webereien  E.  V.  zu  Leipzig- 
gemeinsame   Verkaufs-  und  Lieferungsbedingungen. 

206.  Verband  deutscher  Buntwebereien  und  verwandter  Betriebe  (1908, 
X.  222).  —  Ende  Juni  Bericht  über  1908,  das  erste  Geschäftsjahr. 
Der  Verband  veranlaßte  Spinnereien  und  Garnhändler  zu  Entgegen- 
kommen bei  Abnahme  früherer  Abschlüsse.  Auch  gegen  Abnehmer 
suchte  er  die  Mitglieder  zu  schützen,  die  die  Buntweber  zu  Preis- 
ermäßigungen, Aufbestellungen  usw.  drängten.  —  Man  beabsichtigte, 
Verkaufs-  und  einheitliche  Lieferungsbedingungen  festzustellen.  — 
Bezirksorganisationen  in  Mittelschlesien,  Rheinland-Westfalen  und 
Hannover,  Thüringen  und  Süddeutschland.  Der  Verband  umfaßt  2/3  aller 
Euntwebstühle  (150  Firmen).  —  Studium  der  Gläubigersehutz- 
angelegenheit. 

207.  Konvention  der  Hemdenflanell-Fabrikanten.  —  Begr.  29,  Okt.  in 
Düsseldorf. 

30S.  Konvention  der  Fancy-Webereien.  —  Begi\  30.  Okt.  in  Düsseldorf. 

209.  Konvention  der  Bettparchendfabrikanten.  —  Begr.  am  6.  Nov.  in 
Münster  i.   W. 

210.  Eine  Sergevereinigung  zu  Elberfeld.  —  Am  15.  Juni  Preiserhöhung 
für  Lüsterserge  um  mindestens  4  0/0,  für  Mohairserge  um  mindestens  3  ob. 

^11-  Allgemeine    deutsche   Zanellakonvention   (1908,    N.    228).    —   Neue 

Verkaufs-,  Lieferungs-  und  Zahlungsbedingungen  ab  1.  Jan.  Verhand- 
lungen hierüber  mit  dem  Verband  der  Großhändler  Deutschlands  in 
der  Schneiderartikelbranche  und  anderen  Verbänden.  Eine  General- 
versammlung vom  1.  April  beschloß  Abänderungen,  die  Wünschen 
der  Abnehmer  Rechnung  trugen.  —  Mitte  Juni  Preisbindung  für  halb- 
wollene Zanellas.  Eine  Firma  trat  aus,  hielt  sich  jedoch  weiter 
.in  die  Zahlungsbedingungen  gebunden.  —  Am  I.Juli  ging-  die  Zentral- 
stelle zu  Elberfeld  ein,  die  bis  dahin  alleinige  Vertriebsstelle  für 
Partiewaren  war.  —  Anfang  August  gestattete  der  Verband  den  Mit- 
gliedern   den    Vertrieb    von    Partiewaren    zu    besonderen    Bedingungen. 

—  Am   15.   Xov.   auf  2  Jahre   verlängert. 

212.  *  Verein  der  deutschen  Seidenwebereien.  —  Wurde  von  den  Einzel- 

verbänden  der   Seidenbranche   Ende    September   in   die  Wege    geleitet. 
•213.  Verband  der  Seidenstoff-Fabrikanten  Deutschlands   (1908,  X.  229). 

—  Verträge  mit  dem  Verband  der  Waren-  und  Kaufhäuser  und  dem 
Verband  deutscher  Detailgeschäfte  der  Textilbranche  betr.  Verkaufs- 
bedingungen (Januar).  —  Am  3.  Mai  in  Frankfurt  a.  M.  Versammlung 
von  Vertretern  des  Verbands  der  Seidenstofffabrikanten  Deutschlands, 
der  Vereinigung  deutscher  Sammet-  und  Seidenwarengroßhändler,  des 
Verbandes  deutscher  Waren-  und  Kaufliäuser,  des  Verbandes  deutscher 
Detailgeschäfte   der  Textilbranche  und   des  internationalen   Verbandes 

ler  Seidenfärbereien.  Unter  Mitwirkung  des  Königl.  Materialprüfungs- 
amtes  wurde   die   Regelung   der   Seidengarantiefrage   beraten.    Zur   Be- 
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arbeitung  der  Frage  wurde  ein  Ausschuß  eingesetzt.  —  Die  Versuche, 
die  französischen  Interessenten  zu  gewinnen,  scheiterten.  Die  Chambre 
syndicale  de  l'industrie  et  du  commerce  des  soieries  zu  Paris  lehnte 
ihre  Mitarbeit  ab  (Juni).  Am  20.  Sept.  fand  eine  erneute  Beratung 
der  Interessenten  statt.  —  Am  7.  Juni  Generalversammlung  zu 
Düsseldorf. 

Verband  deutscher  Samt-  und  Plüschfabrikanten  zu  Krefeld  (1908.  214. 
N.  230).  —  Ein  Abkommen  mit  der  Vereinigung  deutscher  Samt-  und 
Seidenwaren-Großhändler  war  Ende  1908  abgelaufen.  Anfang  Januar 
bewilligten  die  Fabrikanten  bei  Aufträgen  für  das  Herbstgeschäft,  die 
bis  zum  28.  Febr.  eingingen,  4  o/o  Extrarabatt.  Preiserhöhung  ab  1.  März 
nach  Vereinbarung  mit  einem  franz.  Syndikat.  —  Eine  Vorstandssitzung 
vom  16.  Aug.  beriet  über  eine  Preiserhöhung,  ohne  sie  jedoch  zu 
beschließen.    —  Am    19.    Okt.    Generalversammlung ;   Preiserhöhung. 

Samt-Industrie   G.   m,    b.    H.    zu.  Krefeld.    —    Von  allen   Krefelder  215. 
Samtfabriken    Ende    Sept.    zwecks    Einkauf    von    Rohwaren    begründet. 

*Ein   Samtbandsyndikat  zu   Krefeld,    —  Anfang   Februar  geplant.  21«. 

Verband  deutscher  Krawattenstoff-Fabrikanten  (1908,  N.  233).  —  2i7. 
Preise.  —  Generalversammlung  vom  20.  April  genehmigte  einen  mit 
dem  Verband  deutscher  Krawattenfabrikanten  abgeschlossenen  Kartell- 
vertrag. Nach  diesem  verkaufen  die  Stofffabrikanten  künftig  nicht 
mehr  Krawattenstoffe  an  Detaillisten,  und  die  Krawattenhersteller 
kaufen  auch  von  solchen  Stofffabrikanten,  die  dem  Verband  nicht  an- 
gehören,   nur    zu    Verbandsbedingungen. 

Verband  deutscher  Krawattenfabrikanten,  E.  V.  —  Generalversamm-  213. 
lung  vom  26.  März  beschloß,  beim  Verband  der  Krawattenstofffabri- 
kanten  Ausfuhrprämien  für  fertige  Krawatten  zu  beantragen.  Am 
15.  April  gemeinsame  Sitzung  der  Ausschüsse  des  Krawatten-  und 
des  Krawattenstoffverbandes ;  Vereinbarung  eines  Kartellvertrags,  den 
der  Verband  der   Krawattenfabrikanten  am  16.   genehmigte. 

Eine  Preiserhöhung  für  Druckwaren.  —  7  Fabriken  erhöhten  Anfang  219. 
Juni    die    Preise    für    Velours,    Veloutines    usw.    um    2    Pfg.    pro   Meter. 

Vereinigung  deutscher  Schirmstoff -Fabrikanten  zu  Krefeld.  —  Ab  220. 
1.   Jan.    1910   neue    Zahlungsbedingungen,    die    Widerstand   bei    Schirm- 
Großfabrikanten    fanden. 

Vereinigung-    der   Damenband-    und    Herrenhutbandfabrikanten.    —  221. 
Nahm  im  Januar  die  Einheitskondition  des  Verbands  deutscher  Detail- 
geschäfte  der  Textilbranche   aü. 

t  Verband    deutscher    Trikotfabrikanten    (1908,    X.    238).    —    Auf- 222. 
lösungsbeschluß    der    Generalversammlung    vom    29.    Dez.    1908.     Ober- 
landesgericht Stuttgart  wies   im  Juni  eine   Klage  auf  Feststellung  der 
Gültigkeit  des   Kartellvertrages  ab. 

Verband    deutscher    Fabrikanten    von    Phantasie-,   Wirk-,    Strick-  223. 
und  Webwaren.  —  Generalversammlung  zu  Apolda  am  6.  April;  Preis- 
erhöhung   bis    zu    10  o/o. 

Verband  sächsischer  Wirkwarenfabrikanten.    —   Nahm  im   Januar  •_»24. 
die  Einheitskondition  des  Verbands  deutscher  Detailgeschäfte  der  Textil- 
branche  an. 

Vereinigung     deutscher     Webereien    englischer    Gardinen,    E.     V..  225. 
Leipzig  (1908,  X.  223).   —  Neue  Verkaufs-  und  Lieferungsbedingungen 
(Mai). 

Fabrikantenverein  der  Stickerei-  und  Spitzenindustrie  zu  Plauen.  226. 
—  Hauptversammlung  vom  29.  Mai  1908  beschloß,  Bekämpfung  des 
Ramscherunwesens.  Am  10.  Mai  traten  Bestimmungen  in  Kraft,  nach 
denen  die  mit  den  272  Fabrikanten  des  Verbandes  arbeitenden  Roh- 
stofflieferanten, Appreteure,  Zeichner,  Lohnschiffchenmaschinenbesitzer 
und  Kommissionäre  eine  Liste  von  42  Ramschern  zu  boykottieren 
haben. 

Bergischer  Fabrikanten-Verband  (1908,  N.  232).  —  Außerordent- 227. 
liehe  Generalversammlung  am  5.  Jan.  Aufliebung  von  Gegenseitigkeits- 
verträgen mit  Kartellverbänden  (Bandwii^er,  Riemendreher,  Färber. 
Bleicher  und  Lüstrierer).  Kampfmaßregeln  gegen  Outsiderkonkurrenz. 
Regelung  von  Zahlungsbedingungen.  —  Ein  Prozeß  einer  Firma  gegen 
den  Verband  wegen  Verhängung  des  Boykotts  fand  seine  Erledigung- 
durch  Aufliebung   der   Verträge   mit   der    Hilfsindustrie. 
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228.  Verein  AVuppertaler  Schnürriemenfabrikanten.  —  Mitglieder- 
versammlung vom  2.  Jan.  beschloß,  Lösung  des  Verhältnisses  zum 
Bergis eben    Fabrikantenverband. 

229.  Vereinigung  der  deutschen  Baumwollfabriken.  —  Wurde  Mitte 
Februar   in   Magdeburg    begründet;     Geschäftsstelle   in   Berlin. 

230.  Schuhstoffkonvention  zu  Eisenberg,  G.  m.  b.  H.  —  Mitte  Juni  mit 
Geltung  bis  zum  31.  Aug.  1914  begründet.  20  000  Mk.  Stammkapital. 
Produktionsbeschränkung,  Mindestpreise,  Absatzkontingentierung  /mit 
Geldausgleich. 

231.  Eine  Preiserhöhung  für  gummierte  Hanf-  und  Flachsschläuche.  — 
Wurde  Mitte  August  von  maßgebenden  Firmen  beschlossen. 

232.  t  Konvention  der  deutschen  Korsettfabrikanten.  —  Anfang  April 
aufgelöst. 

233.  t  Deutsche  Linkrusta-Konvention.  —  Anfang  April  wurde  die  Auf- 
lösung der  Konvention  nach  9  jährigem  Bestände  wegen  Außenseiter- 
konkurrenz  gemeldet. 

234.  Verband  der  deutschen  Strohhut-  und  Damen-Filzhutfabrikanten. 
—  Konditionen,  Solidaritätserklärung  mit  den  übrigen  Verbänden  der 
Branche   (Ende  Mäi'z). 

235.  Verband  der  Geflechtshändler,  e.  V.,  Dresden.  —  Exklusivvertrag 
mit  dem  Verbände  der  deutschen  Strohhut-  und  Damenfilzhutfabri- 
kanten. 

236.  Verband  der  Hutfabrikanten  und  Putzgroßhändler  E.  V.  —  24.  März 
Solidaritätserklärung  mit  den  übrigen  Verbänden  der  Branche  betr. 
Zahlungsbedingungen. 

237.  Vereinigung  der  Damemvollhut-Industriellen  E.  V.  —  Wurde  Ende 
Januar  zur  Regelung  von  Zahlungsbedingungen  begründet,  die  am 
5.    März   beschlossen   wurden, 

238.  Vereinigung  deutscher  Damenwollstumpenfabrikanten.  —  5.  März 
Versammlung.     Mindestpreise. 

239.  Verband  der  Herrenstrohhut-Grossisten.  —  Konditionen.  Soli- 
daritätserklärung mit  den  übrigen   Verbänden  der  Branche, 

240.  Zentralverband  der  deutschen  Herrenkleider-Fabrikanten.  —  Wider- 
sprach den  Lieferung-  usw.  Bedingungen  der  allgemeinen  deutschen 
Zanella-Konvention  (Ende  Januar).  —  Verhandlungen  mit  dem  Ver- 
band deutscher  Detailgeschäfte  d,  T.  (Mitte  März).  —  Betrieb  im 
April    die    Gründung   einer    Vereinigung    deutscher    Kleiderfabrikanten. 

241.  *  Vereinigung  deutscher  Kleiderfabrikanten,  —  Am  7,  April  wurde 
zu  Berlin  in  einer  vom  Zentralverband  deutscher  Herrenkleiderfabri- 
kanten einberufenen  Versammlung  von  40  Firmen  die  Begründung 
beschlossen,  —  Zahlungsbedingungen,  die  jedoch  erst  nach  Fühlung- 
nahme   mit    den    Abnehmern    in    Geltung    treten    sollten, 

242.  Verband  der  deutschen  Damen-  und  Mädchenmäntel-Fabrikanten, 
E,    V.    —   Ab    1,   Jan.    um   5   Jahre   verlängert. 

243.  Verband  der  Fabrikanten  von  Blusen,  Kostümen  und  verwandten 
Artikeln,    —   Bis    1914    verlängert. 

244.  Verein  Berliner  Wäschefabrikanten.  —  Anfang  Januar  keine  Preis« 
nachlasse.     Anfang    Dezember    Preiserhöhung, 

245.  Preiskonvention  Bielefelder  Wäschefabrikanten.  —  Am  1.  Nov. 
Preiserhöhung. 

246.  Preiskonvention  Sächsischer  Wäschefabrikanten.  —  Am  10.  Nov. 
Preiserhöhung. 

247.  Verein  deutscher  Ausrüstungsanstalten  zu  Leipzig.  —  Von  Stück- 
färbereien, die  früher  zur  Wupperthaler  Stückfärberei-Vereinigung  ge- 
hörten, und  sächsischen  Stückfärbereien  Anfang  Mai  begründet.  Ab 
1,    Juli   neue   Farbpreise. 

248.  Vereinigung  der  Berliner  Baumwollwarenausrüster,  —  Zur  Wahrung 
der  Interessen  gegenüber  Bleichern  und  Färbern  am  13.  Mai  begründet, 

249.  *  Eine  Versammlung  der  deutschen  Baumwoll-Merzerisierungs-An- 
stalten,  —  Tagte  am  21.  Juni  in  Leipzig,  nahm  Stellung  gegen  künst- 
liche Beschwerung  merzerisierter  Baumwollgarne.  Man  beschloß,  einen 
Verband  deutscher  Merzerisier-Anstalten  vorzubereiten,  der  als  korpo- 
ratives Mitglied  dem  Verbände  deutscher  Baumwollgarn- Verbraucher 
beitreten    sollte.    —    Anfang    Oktober    Versammlung    in    Dresden,     der 
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50  o/o  der  deutschen  Merzerisieranstalten  beiwohnten.    Wahl  einer  Kom- 
mission  zur   Vorbereitung   eines    Verbandes. 

Internationaler  Verband  der   Seidenfärbereien.    —  Anfang  Januar  250. 
Erhöhung   der   Farbpreise    für    Schwarz   ab    1.    Mai.    —   Teilnabme   an 
den  Verhandlungen  über  die   Seidengarantiefrage.    Vergl.   Verband  der 
Seidenstoff fabrikanten   Deutschlands. 

f  Sächsisch -thüringischer   Färberei- Verband.    —   Mitte    März    Kon-  251. 
flikt  mit  dem  Sachs. -thüring.  Weberei- Verband,  dessen  Aufträge  nicht 
hereingenommen   wurden.    —    Am    19.    April    Aufhebung    dieser    Farb- 
speiTe;    Austritt    von    acht    Firmen.      Auflösung    des    seit    15    Jahren 
bestehenden   Verbandes    zum   30.    Sept.   09. 

Eine  sächs. -thüring.  Färbereikonvention  wurde   im  Herbst  zwecks252. 
Wiedereinführung   einheitlicher   Fäi'bpreise    begründet. 

Lohndi'uckereiverband    der    Kreise    M.-Gladbach    und    Becholt.    — 253. 
Ab   1.   Jan.    neue    Preisliste.     Exklusivklausel. 

Verein   der  Lolm.maschinenbesitzer   in   Flauen.    —   Bearbeitete   im  254. 
Mai  einheitliche  Zahlungsbedingungen  für  die  voigtländische  Stickerei- 
industrie. 

Vereinigung    der    deutschen    Samt-    und    Seidenwaren-Großhändler  255. 
(1908,   N.   256).   —   Verträge  mit   verschiedenen  Fabrikantenverbänden. 

—  Teilnahme  an  den  Verhandlungen  betr.  Seidengarantiefrage.  Vergl. 
Verband  der  Seidenstofffabrikanten  Deutschlands.  —  Mitte  Mai  General- 
versammlung   zu    Berlin. 

Verband  der   Großhändler   Deutschlands    in   der    Schneiderartikel-  256. 
brauche,  Elberfeld  (1908,  N.   254).  —  Verhandlungen  mit  der  Zanella- 
konvention    (Anf.    Februar). 

Verband    deutscher    Tuchgroßhändler    (1908,    X.    255).    —    Plante  257. 
einlieitliche    Konditionen    (April). 

Verband  der  Teppich-,  Linoleum-  und  Möbelstoff-Händler  Deutsch-  258. 
lands.    —    Ende     Juni    Vorstandssitzung    in    Berlin.     312    Mitglieder; 
Kampf  gegen   Lieferung   der   Fabrikanten   an    Konsumenten;    Prozesse 
gegen  eine  ausgetretene  Firma  wegen  unlauteren  Wettbewerbs. 

*Ein  Verband  der  Textilgrossisten  Nord-  und  Mitteldeutschlands.  253. 

—  Wurde  Anfang  Februar  von  dem  Verband  der  Großkaufleute  in 
Magdeburg  betrieben,  zwecks  Schutzes  des  Großhandels  gegen  Fabri- 
kantenverbände, gegen  Ausschaltung  des  Großhandels  und  Konkurse 
der   Abnehmer. 

Gläubigerschutz  verband  der  Textilindustrie  (Sitz  Berlin).  —  Wurde  2go. 
am   10.   März   beschlossen,    konstituierte   sich   am   25.    März   und  nahm 
seine  Tätigkeit  am  1.  Mai  auf.   Bearbeitete  im  Mai  bereits  201  Konkurse. 

Ein   Gläubigerschutzverband   der   Textilindustrie    zu  Augsburg.    — 2G1. 
Wurde    Mitte    Mäi'z    beschlossen. 

Verband  deutscher  Waren-  und  Kaufliäuser  (1908,  N.  262).  —  2G2. 
Vertrag  betr.  Verkaufsbedingungen  mit  dem  Verband  der  Seidenstoff- 
fabrikanten Deutschlands  (Januar).  —  Teilnalime  an  den  Verhand- 
lungen betr.  Seidengarantiefrage.  (Vergl.  Verband  der  Seidenstoffabri- 
kanten  Deutschlands.)  —  Bestrebungen  auf  Einführung  von  Mindest- 
preisen für  Maschinengarne.  —  Infolge  Versammlungsbeschlusses  vom 
30.  Sept.  Lösung  der  Interessengemeinschaft  mit  dem  Verband  deutscher 
Detailgeschäfte  der  Textilbranche. 

Verband  deutscher  Detailgeschäfte  der  Textilbranche.  Hamburg  263. 
(1907,  S.  125;  1908,  X.  236).  —  Setzte  die  Amiahme  der  von  ilim 
aufgestellten  Einheitskondition  seitens  des  Verbands  sächsischer  Wirk- 
warenfabrikanten, der  Vereinigung  der  Damenband-  und  Herrenhut- 
bandfabrikanten (Januar)  durch.  Mit  dem  Verband  der  Seidenstoffabri- 
kanten  Deutschlands  \\Tirde  ein  Vertrag  abgeschlossen,  der  die  De- 
taillistenvereinigung verpflichtet,  bis  Ende  1911  keine  Aenderung  der 
Verkaufsbedingungen  vorzunehmen  (Janiiar),  —  Auf  seine  Vei^an- 
lassung  wurde  die  Seidengarantiefrage  unter  den  beteiligten  Verbänden 
einer  Erörtening  unterzogen.  (Vergl.  Verband  der  Seidenstoff- 
fabrikanten Deutschlands.)  —  Veröffentlichte  nach  Auflösung  des 
Trikotagenverbandes  eine  Liste  von  Trikotagenherstellern,  die  zu  seinen 
Kaufbe dingungen  Ware  an  seine  Mitglieder  abgeben.  —  Ende  März 
Erklärung  des  Großen  Ausschusses  gegen  Warena%abe  von  Fabrikanten 
und   Grossisten  an  Private.    —   Verhandlungen   betr.    Vereinheitlichung 
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der  Maschinengaa-npreise.  —  Durch  Versammlmigsbeschluß  vom  22,  Sept. 
Lösung  der  Interessengemeinschaft  mit  dem  Verband  der  Waren-  und 
Kaufhäuser.  —  Verhandlungen  mit  den  Vereinigungen  deutscher  Kleider- 
stoffgrossisten  und  deutscher  Sammt-  und  Seidenwarengroßhändler  betr. 
Verkauf  an  Privatkundschaft  seitens  der  Fabrikanten.  —  Am  6.  Dez. 
Beschluß  des  Großen  Ausschusses,  der  Vorstand  möge  bei  der  Ordnung 
der  Verhältnisse  in  der  Näligarnbranche  gegen  Fabrikanten,  die 
Schwierigkeiten    machen,    geeignete    Maßregeln    ergreifen. 

264.  Zentralausschuß  der  vereinigten  Putzdetaillistenverbände  Deutsch- 
lands. —  Ende  März  wurde  unter  Beteiligung  aus  dem  ganzen  Reich 
in  Erfurt  ein  Verband  der  Detailgeschäfte  der  Putzbranche  gegründet. 
Am   6.   Juni   ^vurde   ein   Zentralausschuß   zu  Frankfurt   a.   M.   gebildet. 

265.  Einkaufs  verband  deutscher  Posamenten-  und  Kurzwarengeschäfte, 
e.  G.  m.  b.  H.,  Braunschweig.  —  Eine  Generalversammlung  beschloß 
Mitte  Juni  die  Errichtung  eines  ständigen  Kurzwarenlagers  in  Leipzig. 

266  f  Zentralstelle     für     die    Vorbereitung    von    Lederkartellen    (1908, 

N.  237).  —  Löste  sich  im  Mai  wegen  mangelnder  Erfolge  seiner 
Tätigkeit  auf.  Seine  Geschäftsstelle  blieb,  an  das  Bureau  des  Zentral- 
vereins der  deutschen  Leder-Industrie  angeschlossen,  einstweilen  be- 
stehen. 

267.  Verband  der  Vacheleder-Fabrikanten  von  Hessen-Nassau  und 
Hessen-Darmstadt.   —   Preiserhöhungen  ab   1.   Aug. 

268.  Verkaufsstelle  der  sächsischen  Lederproduzenten.  —  Verkauf  von 
Nebenprodukten. 

269.  Verband  der  Rauchwarenzurichtereien  und  Färbereien  Deutsch- 
lands. —  Ab  1.  Jan.  neuer  Tarif  mit  erhöhten  Sätzen,  die  nacJi 
Verhandlungen  mit  dem  Verband  der  Leipziger  Rauchwarenhändler 
am   3.   Jan.   ermäßigt   wurden. 

270.  Nordische  Verkaufs  Vereinigung  für  Gerbereinebenprodukte, 
e.  G.  m.  b.  H.,  Hamburg.  —  Hochhaltung  der  Preise,  bes.  gegenüber 
dem   Leimkartell. 

271.  Verband  der  Ledertreibriemen-Fabrikanten  Deutschlands.  —  Agi- 
tation für  Preiserhöhung  wegen  Verteuerung  des  Rohmaterials  (Sept.). 
Am  11.   Dez.  Preiserhöhung  um   10  o/o. 

272.  Verband  der  Leipziger  Rauchwarenhändler.  —  Verpflichtete  seine 
Mitglieder  bei  Konventionalstrafe,  den  Mitgliedern  des  Verbandes  der 
Zurichtereien  und  Färbereien  keine  Aufträge  zu  geben.  Später  Ab- 
schluß eines  Vertrages  mit  Geltung  vom  3.  Jan.  1909  bis  31.  Dez.  1911. 

273.  Verband  deutscher  Lederdetailgeschäfte.  —  Wurde  am  20.  April 
zwecks  Zusammenschlusses  der  Lederdetailhändler,  der  Handlungen 
für  Schuhmacherzubehör  und  der  Schäftemacher  begründet.  In  Berlin 
Ortsgruppe.    Weitere   Ortsgruppen   geplant. 

274.  Eine  Preiskonvention  deutscher  Kautschukwarenfabriken.  —  Ab 
1.  Jan.  Preisaufschlag  von  10  o/o. 

275.  Eine  Preisvereinbarung  für  Weichgummi-Artikel.  —  Wurde  am 
7.    Juli    in    Berlin    beschlossen. 

276.  Konvention  der  deutschen  Gummiballfabrikanten.  —  Klagen  deut- 
scher Grossisten  über  billigere  Preise  für  englische  Grossisten  (Jan.). 
Verträge  mit  zwei  Firmen  in  Mailand  und  Paris,  die  diesen  das  Allein- 
bezugsrecht  für   Italien  und   Frankreich   sicherte. 

277.  Eine  Preiskonvention  für  Radiergummi.  —  Preisaufschlag  am 
20.    Nov. 

278.  Eine  Preiskonvention  für  Auto-  und  Motorradreifen.  —  Preis- 
aufschlasr  am   20.    Nov. 

379.  Vereinigung    der   Grubenholzhändler    im    nordwestlichen   Deutsch- 

land, Essen.  —  Eine  Klage  gegen  einen  Händler  auf  Zahlung,  einer 
Vertragsstrafe    wurde    abgewiesen    (Jan.). 

280.  Rheinisch-westfälischer      Bauholzverband.     —     Anfang     Mai     be- 

gründet ;     Produktionsziffern    und    Preise. 

•281.  Nordwestdeutscher  Hobelholzverband  zu  Köln.   —  Von  Hobelholz- 

firmen vom  Rhein,  von  der  Weser  und  Ems  mit  Geltung  vom  22.  März 
begründet :     Preise. 

282.  Einkaufs  Syndikat    Straßburger    Holzhändler.    —    Preisdruck. 

283.  Vereinigung  der  in  Deutschland  arbeitenden  Privat-Feuerversiche- 
ningsgesellschaften    (1908,    N.    300).    —    Obsiegte    im   April    in    letzter 
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Instanz  in  einem  Rechtsstreit  mit  dem  deutschen  Feuerversicherimgs- 
verband.  —  Am  8.  Mai  in  Hamburg  außerordentliche  Generalversamm- 
lung zur  Beschlußfassung  über  neue  allgemeine  Versicherungsbedin- 
gungen. —  Am  19.  und  20.  Nov.  Generalversammlung  in  Hannover; 
43   Mitglieder. 

*  Eine     Vereinigung    der    Hagelversicherungsgesellschaf  ten    (1908, 284. 
N".   301).   —  Am   5,   Mai  fanden  in   Hamburg  Verhandlungen  statt,  die 

zu  einer  prinzipiellen  Einigung  über  die  künftige  Gestaltung  des  Wett- 
bewerbs  führten. 

Tarifvereinigung  der  deutschen  Unfall-   und  Haftpflicht- Versiehe-  285. 
rungsgesellschaften    (1908,    N.    203).    —    Die    außerordentliche    Haupt- 
versammlung   vom    26.    Juni    zu    Eisenach    beschloß    Verlängerung    der 
Verträge.   —  Anfang   Oktober   Austritt   der   Kölnischen   Unfallversiche- 
rungs-Gesellschaft. 

ISTordatlantischer     Dampferlinienverband.    —    Anfang     Januar    Er-  28G. 
höhung  der  Zwischendecksraten  unter  Begründung  durch  Inkrafttreten 
eines  neuen  amerikanischen  Einwanderergesetzes. 

La    Plata-Konferenz.    —    Kampf    gegen    Outsider.  287. 

Eine  Reederkonvention  für  den  Verkehr  von  Rotterdam  und  Dort-  288. 
recht   nach   den   Ruhrhafen.    —  Wurde   im   Mai   zur   Durchsetzung  von 
Mindestschlepplöhnen  geplant.    —  Am    15.   Juli   waren  Reedereien   mit 
einem   Schleppwerk   von   290    Dampfern   zusammengeschlossen. 

*  Eine    Verständigung-    der    Elbeschiffahrtsgesellschaften    über    die  281». 
Frachti-aten.  —  Anfang  November  Abbruch  vergeblicher  Verhandlungen. 

*  Eine  Verständigung  der  großen   Berliner  Verkehrsgesellschaften.  290. 
—  Anfang  Mai   verlautete,    die  Allgemeine    Omnibus-Gesellschaft,    die 
Große  Berliner  Straßenbahn  und  die  Gesellschaft  für  elektrische  Hoch- 
und    Untergrundbahnen    strebten    eine    VerstäJidigung    über     Betriebs- 
angelegenheiten   an. 

Ein    süddeutsches    Bankensyndikat    zu    Mannheim.    —    Eine    Ver-  291. 
Sammlung  von  Bankvertretern  vom    9.   Febr.    unter  Vorsitz   der  Rhein. 
Kreditbank  beschloß   einlieitliche   Zinssätze   im   Kontokon-ent   und  auf 
Scheckkonto. 

Deutsches    Diamantensyndikat,    Lüderitzbucht.    —    Gegr.    Anfang  292. 
März.  —  Sämtliche  Interessenten  außer  Kolonialgesellschaft  imd  Lenz- 
gruppe. 

Ein  besonders  wichtiges  Ergebnis  des  Berichtsjahres  ist  die 
Beobachtung  einer  steigenden  Intemationalisierung  des  Kartell- 
gedankens. Auch  diese  Erscheinung  wurde  zu  einem  nicht  ge- 
ringen Teil  durch  die  wirtschaftliche  Depression  der  Jahre  1908 
und  1909  verursacht.  Jedes  Land  sticht  in  Zeiten  wirtschaftlichen 
Niederganges  durch  verstärkten  Export  den  Inlandsmarkt  zu 
entlasten.  Die  Folge  ist  ein  verschärfter  Wettbewerb  der  Völker 
untereinander  in  ihren  eigenen  Ländern  oder  auf  dritten  Absatz- 
gebieten. Die  bestehenden  Verbände  in  der  Eisenindustrie,  das 
internationale  Schienensyndikat,  dem  im  Berichtsjahre  in  loserer 
Form  auch  russische  Werke  beitraten,  und  das  Träg^erabkommen, 
sowie  die  internationalen  Glaskartelle  scheinen  standgehalten  zu 
haben.  Es  gelang,  ein  internationales  Abkommen  über  Draht  und 
Drahtwaren,  das  im  November  des  Vorjahres  abgeschlossen  war, 
erfolgreich  auszubauen.  Neu  und  von  großer  Bedeutung  sind  die 
internationalen  Abmachungen  für  Zink,  Blei  und  Zinnplatten 
und  die  Versuche  einer  internationalen  Produktionseinschränkung 
in  der  Baumwollindustrie. 

Schon  während  des  ganzen  Vorjahres  schwebten  Verhand- 
lungen zur  Begründung  eines  internationalen  Zinksyndikats.   Am 
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22.  Jan.  erklärten  die  Werke  der  belgisch-französischen  Zink- 
hüttengruppe ihre  Zustimmung  zu  den  Abmachungen  des  deutschen 
Zinkhüttenverbandes  mit  der  Vieille  Montagne.  Am  16.  Febr. 
erfolgte  endgültig  der  Zusammentritt  der  Werke  zu  dem  Zink- 
hüttenverband m.  b.  H.  mit  einem  Kapital  von  2  047  000  Mk. 
Direktoren  der  Hohenlohe- Werke  und  der  Aktiengesellschaft  für 
Bergbau,  Blei-  und  Zinkhüttenfabrikation  zu  Stolberg  und  in  West- 
falen wurden  Vorsitzende  des  Verbandes,  der  also  unter  deutscher 
Führung  steht.  In  Kattowitz  und  Köln  wurden  Verteilungs- 
bureaus begründet.  Mit  dem  einzigen  deutschen  Outsider,  der 
Firma  Georg  von  Giesches  Erben,  wurde  eine  Verständigung 
getroffen.  Im  Herbst  traten  die  wichtigsten  englischen  Werke 
dem  Verbände  bei,  der  somit  die  europäische  Produktion  ziemlich 
monopolisiert  hat.  Der  Verbandszweck  ist  hauptsächlich  eine  Kon- 
tingentierung der  Produktion.  Der  Absatz  erfolgt  in  Deutschland 
weder  durch  das  Syndikat  noch  durch  die  Hütten,  sondern  durch 
drei  Großfirmen.  —  Auch  für  Blei  wurde  im  Frühjahr  unter 
Führung  der  Frankfurter  Metallgesellschaft  ein  Abkommen, 
insbesondere  australischer  und  spanischer  Interessenten,  herbei- 
geführt, dem  jedoch  die  deutsche  Produktion  fern  blieb,  so  daß 
eine  Monopolisierung  des  Marktes  nicht  stattfand.  Für  Kupfer 
w^urde  während  des  ganzen  Berichtsjahres  gleichfalls  ein  Ab- 
kommen, wenigstens  unter  den  amerikanischen  Interessenten, 
erstrebt,  das  jedoch  bisher  nicht  zustande  gekommen  ist.  Erwähnt 
seien  femer  eine  von  englischen  und  amerikanischen  Interessenten 
begründete  internationale  Zinnplattenvereinigung,  ein  Ferro- 
siliciumsyndikat  in  Paris  und  die  Bestrebungen,  wieder  ein  inter- 
nationales Aluminiumsyndikat  aufzurichten. 

Die  Schwierigkeiten,  welche  in  der  Textilindustrie  die  ver- 
minderte Kaufkraft  einerseits,  erhöhte  Rohstoffpreise  (Baum- 
wolle) andererseits  mit  sich  brachten,  gaben  im  Berichtsjahre  erneut 
Anlaß  zu  internationalen  Verbandsbestrebungen.  Wie  schon  einzelne 
Spezi  alzweige  früher  internationale  Abmachungen  mit  Erfolg  ge- 
troffen hatten  (Verband  der  Cachenezfabrikanten  der  Schweiz  und 
Deutschlands  zu  Zürich,  Verständigung  deutscher  und  französischer 
Plüsch-  und  Samtfabrikanten,  internationaler  Verband  der  S3iden- 
färbereien),  wurde  im  Oktober  eine  internationale  Vereinigung 
der  Flachs-  und  Hanfspinnereien  gegründet.  Im  Mittelpunkt  der 
internationalen  Kartelltätigkeit  in  der  Textilindustrie  stand  aber 
der  Internationale  Verband  der  Baumwollspinner  und  -Weber,  der, 
an  sich  nicht  als  Kartell  begründet,  während  des  Berichtsjahres 
zum  Teil  mit  Erfolg  internationale  Produktionseinschränkungen 
anzubahnen  suchte.  In  England,  Frankreich,  Oesterreich,  Italien, 
der  Schweiz,  Belgien  und  Deutschland  wurde  während  des  ersten 
Halbjahres  eine  systematische  Produktionseinschränkung  in  zahl- 
reichen Versammlungen  beraten.  Der  Verband  Eheinisch- West- 
fälischer Baumwollspinnereien,  der  68  Firmen  umfaßt,  schränkte 
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vier  Monate  lang  die  Betriebe  um  15  o/o  ein.  In  Manchester  wurde 
beschlossen,  vom  10.  Juli  bis  zum  27.  Sept.  zwei  Tage  in  der  Woche 
zu  feiern.  Im  Oktober  schlössen  sich  auch  die  nordamerikanisohen 
Spinner  dem  englisch-deutschen  Vorgehen  an.  Der  am  6.  Okt. 
in  Frankfurt  a.  M.  tagende  internationale  Verband  der  Baumwoll- 
spinner und  -Weber  forderte  die  Industriellen  der  dem  Verbände 
angeschlossenen  Länder  auf,  ihre  Produktion  zu  reduzieren,  und 
wies  darauf  hin,  daß  die  amerikanischen  Spinner  dies  Vorgehen 
unterstützten.  Außer  in  Rheinland- Westfalen  und  England  scheint 
eine  systematische  Betriebseinschränkung  trotz  aller  Bemühungen 
nicht  vorgenommen  zu  sein.  Zwar  wurde  auch  aus  den  anderen 
Ländern  von  einem  Stillstehen  der  Betriebe  berichtet,  dock  scheint 
es  sich  hier  um  unfreiwillige  Betriebsbeschränkungen  wegen 
mangelnder  Beschäftigung,  nicht  aber  um  eine  Kartellmaßnahme 
zu  handeln.  Immerhin  scheint  im  Berichtsjahre  der  Keim  zu  einer 
internationalen  Kartellbildung  in  der  Baumwollspinnerei  gelegt 
zu  sein,  der  für  die  Zukunft  vielleicht  von  großer  Bedeutung 
sein  wird. 
Verzeichnis  Uebcr  eine  Beihe  weiterer  internationaler  Kartelle,  von  denen 

Kartelle.  wir  in  den  Tageszeitungen  und  in  der  Fachpresse,  insbesondere 

in  der  in  Karlsruhe  erscheinenden  Kartell-Bundschau  Lebens- 
äußerungen gefunden  haben,  berichten  wir  in  nachfolgendem  Ver- 
zeichnis. Wir  verweisen  auf  die  dem  Verzeichnis  der  deutschen 
Kartelle  vorangeschickten  Vorbehalte,  die  für  das  Verzeichnis  der 
internationalen  Kartelle  noch  in  erhöhtem  Maße  gelten. 

Tab.  43.  Verzeichnis   internationaler  Kartelle, 

von   welchen   im   Berichtsjahre    Lebensäußerungen 
bekannt  wurden. 

(Vergl.   die   Vorbemerkung   zu   Tab.  42   S.  125.) 

Ein  deutsch-österreichisches  Abkommen  in  der  Porzellanindustrie 
(1908,  N.  22).  —  Von  der  Anfang  Mai  erfolgenden  Auflösung  der 
österreichischen  Porzellankonvention  nicht  berührt,  da  die  österreichi- 
schen Fabrikanten  durch  Einzelverträge  gebunden  sind,  außerhalb 
Oesterreich-Ungarns  die  Verbandsbedingungen  der  deutschen  Kon- 
vention   zu    beachten. 

Eine  schlesisch-polnische  Kohlenkonvention.  —  Die  Vorstände  der 
oberschlesischen  Kohlenkonvention  und  die  Verkaufsvereinigung  der 
polnischen  Gruben  beschlossen  im  Oktober  Respektierung  der  beider- 
seitigen Absatzgebiete. 

Ein  Abkommen  des  rheijn.-westf.  Kohlensyndikats  mit  dem  belgi- 
schen  Kokssyndikat,      Ende   Oktober   für   1910 — 12   verlängert. 

Internationale  Conferenz  der  Trägerfabrikanten  zu  Brüssel  am 
11.  März.  —  Deutsche,  belgische  und  französische  Vertreter  lehnten 
eine  vom  deutschen  Stahlwerksverband  beantragte  Preisermäßigung  auf 
den  vom  englischen  Wettbewerb  stark  bestrittenen  Absatzgebieten  ab. 
Im  Juli  erfolgte  eine  Herabsetzung  der  Trägerpreise  auf  dem  asiati- 
schen  Markt. 

Internationales  Schienensyndikat  (1906,  N.  15;  1907,  N.  20;  1908, 
N.  9),  —  1905  von  deutschen,  englischen,  amerikanischen,  belgischen 
und  französischen  Werken  begründet.  1907  traten  österreichische  und 
spanische  Werke  bei.  Im  März  Abkommen  mit  den  russischen  Walz- 
werken.   —    Verteilung    der    Absatzgebiete. 

Conferenz  deutscher,  belgischer  und  amerikanischer  Drahtwerke. 
—  Ausbau  der  Ende  November  eingeleiteten  internationalen  Konvention 
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für  das  Exportgeschäft  (16.  Jan.).  Versammlung  in  Cöln  (11.  Juni) 
zu  dem  gleichen  Zweck.   —  Preiserhöhung  am  30.   Sept. 

7.  Internationale  Preis  Vereinbarung  für  Drahtgeflecht.  —  Im  Januar 
von  einem  deutschen  Kartell  mit  belgischen,  französischen  und  eng- 
lischen Betrieben  für   das    europäische  Ausland  abgeschlossen. 

8.  Verband  europäischer  Emaillierwerke   (1907,   N.   16;   1908,  N.   13). 

—  Generalversammlung  zu  Wien  beschloß  für  Lieferungen  im  dritten 
Quartal  eine  Preiserhöhung  von  21/2  0/0.  Am  9.  Sept.  Versammlung; 
Anschluß  weiterer  Mitglieder;  Beschluß,  fortan  bei  Exportaufträgen 
die   Kisten   zu   berechnen. 

9.  *Ein  internationales  Kupferkartell.  —  Im  April,  Mai  und  Oktober 
Verhandlungen    zwischen   den   größten    Kupferproduzenten. 

10.  Ein  internationales  Abkommen  der  Kupferdrahtziehereien.  —  Auf- 
rechterhaltung der  Preise  und  Verteilung  des  Absatzes. 

11.  Internationales  Zinksyndikat  (1908,  S.  124).  —  Ende  Januar  vDn 
deutschen,  belgischen  und  französischen  Firmen  begi'ündet.  Im  Ok- 
tober traten  die  wesentlichsten  englischen  Produzenten  bei. 

12.  *  Eine  internationale  Bleikonvention.  —  Auf  Anregung  der  Metall- 
gesellschaft zu  Frankfurt  a.  M.  fanden  Ende  Februar  in  Paris  Ver- 
handlungen statt.  Die  Bemühungen  wurden  in  der  Folge  nochmals 
wieder   aufgenommen. 

18.  Internationale    Zinnplattenvereinigxmg.    —    Von    englischen    und 

amerikanischen  Fabrikanten  begründet. 

14.  Ferrosilicium-Syndikat  zu  Paris.  —  In  Deutschland  vier  Ver- 
kaufsstellen. Erhielt  Mitte  des  Jahres  eine  neue  Konkurrenz  durch 
die    Gotthard-Werke    (Schweiz)    mit    Verkaufsstelle    in    Mannheim. 

15.  *  Internationales  Aluminium- Syndikat.  —  Wurde  am  19.  Juli  und 
6.  Aug.  in  Paris  beschlossen;  Verhandlungen  mit  der  Aluminium-In- 
dustrie-Akt.- Ge^s.  zu  Neuhausen.  Eine  endgültige  Erneuerung  des  am 
1.   »Okt.   1908  abgelaufenen  Syndikats   wurde  nicht  eiTeicht. 

16.  Eine    Finanzgi-uppe    für   elektrische    Unternehmungen    im    Orient. 

—  Von  deutschen  und  französischen,  daneben  belgischen  und  schweize- 
rischen   Interessenten   im   Mai    begründet. 

17.  Internationales  Spiegelglassyndikat  (1906,  N.  13;  1908,  N.  23).  — 
50  o/oige  Produktionseinschränkung  von  Dezember   1908  bis  März  1909. 

18.  Ein  internationales  Kartell  der  Porzellan-,  Perlen-  und  Knopf- 
industrie. —  Eine  Exportvereinigiing  deutscher,  französischer  und 
italienischer  Fabriken  wurde  im  August  begründet.  Gemeinsame  Preis- 
liste und  gleiche  Konditionen. 

v.i  Standard   Oil   Co.    (1908,    S.    142).    —   Versuchte   im   Juni   vergeb- 

lich sich  den  Alleinbezug  von  den  Galizischen  Rohölproduzenten  zu 
sichern.  Mitte  Juli  Interessengemeinschaft  mit  der  Königl.  Nieder- 
ländischen Petroleum-Gesellschaft,  die  auf  dem  asiatischen  Petroleum- 
und    dem    eui'opäischen    Benzinmarkt    große    Bedeutung    besitzt. 

2(1.  t  Salpetertrust.   —  Wurde  mit   Wirkung  vom   31.   März   aufgelöst, 

da  zwischen  den  chilenischen,  deutschen  und  englischen  Mitgliedern 
Differenzen  herrschten.  Erneuerungsverhandlungen  scheiterten  am 
29.  Mai.  In  London  Begründung  einer  Vereinigung,  die  den  größeren 
Teil  des  in  Europa  eintreffenden  Salpeters  aus  dem  Verkehr  zu  nehmen 
beabsichtigte. 

21-  Oesterreichisch-deutsches   Leimkartell    (1908,    N.    15).    —   Besteht 

aus  zwei  Separatkartellen  für  Oesterreich  und  Deutschland.  —  Im 
November   Anschluß    schweizerischer   Fabriken. 

22.  *  Internationales  Karbidsyndikat.  —  Verhandlungen  zu  München 
vom  5.  und  6.  Jan.  scheiterten  am  Widerstand  der  italienischen  Werke 
und  der  Aluminiumindustrie,  Akt.-Ges.   zu  Neuhausen. 

23.  Eine  internationale  Vereinigung  der  Flachs-  und  Hanfspinnereien. 

—  Wurde   im    Oktober    in   Gent    begründet. 

24.  Verband  deutscher  Plüsch-  und  Samtfabrikanten  (1908,  N.  32).  — 
Preiserhöhung  ab  1.  März  nach  Vereinbarung  mit  dem  französ.  Syndikat. 

25.  Internationaler  Verband  der  Baumwollspinner  und  -Weber  (1908, 
N.  28).  —  Am  17.  Mai  Kongreß  in  Mailand;  empfahl  Produktions- 
einschränkungen. —  Tagte  am  6.  Okt.  in  Frankfurt  a.  M.,  forderte  die 
Industriellen  der  dem  Verbände  angeschlossenen  Länder  auf,  ihre  Pro- 
duktion  zu  reduzieren. 

Berl.   Jahrb.   f.   Handel  u.   Ind.   1909.     I.  10 
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Einfluß  der 
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Vorzüge  der 
Kartelle. 

1.  Keine  Ver- 
schlechterung 

der  Kauf-  usw. 
Bedingungen. 


Internationaler  Verband  der  Seidenfäi'bereien  (1907,  N.  6;  1908, 
N.  33).  —  Teilte  nach  einer  Versammlung  in  Basel  Erhöhungen  der 
Färbpreise    für    Schwarz    mit. 

Verband  der  Cachenez-Fabrikanten  der  Schweiz  und  Deutschlands 
zu  Zürich  (1907,  N.  8).  —  Bezweckt  Durchführung  einheitlicher  Liefe- 
rungs-  und  Zahlungsbedingungen.  Wurde  Anfang  August  bis  zum 
1.    Nov.    1912    verlängert. 

Verband  deutscher  und  österreichischer  Kipsgerber.  —  Anfang 
Januar  Errichtung  eines  internationalen  Bureaus  und  Stellungnahme 
gegen   Maßnahmen    des    Kipshändlervereins. 

Kartell  der  deutsch-französischen  Ziegenlederfabriken.  —  Im 
Januar   Erneuerung   der   Einkaufskonvention    für   die    neue    Saison. 

Baltisches  und  Weißes  Meer-Conferenz  (1907,  N.  13;  1908,  N.  36). 
—  Ein  Verband  der  Ostseereeder  zur  Erhöhung  der  Fi-a/Chten,  nach 
dessen  Vorbild   ein   Verband  für  die   Nordsee   erstrebt   wurde. 

*  Ein  Komitee  der  Reeder  der  Nordostküste  Englands.  —  Schlug 
Ende  Januaa-  den  Reedern  Großbritanniens  und  der  Westküste  Europas 
vor,  2  X  30  Tage  im  nächsten  Jahre  ihre  Tonnage  aufzulegen. 

Ein  Abkommen  der  deutsch-australischen  Xkimpfschiffahrtsgesell- 
schaft  mit  der  Svenska  Südafrikalinie  über  einen  gemeinsamen  Fahr- 
plan ab  Schweden  (Mitte  Oktober). 

Internationaler  Bund  der  Schiffseigentümer.  —  Ende  April  Be- 
mühungen für  einen  internationalen  Arbeitgeberbund  zwecks  gegen- 
seitiger Unterstützung  bei  Streiks  und  Aussperrungen,  der  Anfang 
Juni  in  London  zustande  kam  und  Ende  Oktober  in  Wirksamkeit  trat. 

Schiffahrtsabkommen  für  die  südamerikanische  Fahrt.  —  Am  1. 
bis  3.  März  in  London  Konferenz  der  am  Zwischendeckverkehr  nach 
Südamerika,  beteiligten  deutschen,  englischen,  fi*anzösischen,  holländi- 
schen und  spanischen  Linien,  die  zu  einer  Verständigung  führte,  deren 
Einzelheiten  nicht  bekannt  geworden  sind. 

Nordatlantische  Dampferkonvention  (1908,  S.  34).  —  Zum  Aus- 
gleich des  Einnahmeausfalls  durch  das  am  1.  Jan.  in  Kraft  tretende 
neue  amerikanische  Auswanderergesetz  erhöhten  die  Hamburg -Amerika- 
Linie,  der  Norddeutsche  Lloyd,  die  Holland-Amerika-Linie  und  die 
Red  Star  Line  die   Zwischendecksraten  nach  Nordamerika  um   30  Mk. 

Internationales  Diamantensyndikat.  —  Anfang  Juni  Preiserhöhung 
um    5  o/o. 

Die  wirtschaftliche  Depression  hat  zur  Beantwortung  der 
Frage,  welche  Wirkung  die  Kartelle  auf  die  Wirtschafts- 
entwicklung ausüben,  mancherlei  interessante  Beiträge  geliefert. 
AVii^  haben  oben  ausgefülirt,  daß  die  Erwartungen  mancher  Kai'tell- 
gegner,  eine  wirtschaftliche  Depression  werde  das  ganze  Kartell- 
wesen über  den  Haufen  werfen,  sich  nicht  erfüllt  haben.  Anderer- 
seits ist,  was  den  Einfluß  der  Kartelle  auf  das  Wirtschaftsleben 
anlangt,  festzustellen,  daß  die  Hoffnungen  der  Kartellfreunde 
gleichfalls  nur  in  bescheidenem  Umfange  in  Erfüllung  gegangen 
sind.  Einzelnen  Vorzügen  der  Kart^elle  stehen  erhebliche  Nach- 
teile  gegenüber. 

Ein.  Erfolg  der  Kartelle,  der  im  Berichts] alire  deutlich  in 
Erscheinung  trat,  ist  darin  zu  sehen,  daß  in  der  letzten 
Depressionsperiode  nicht  wie  in  früheren  Perioden  eine  über 
das  Bedürfnis  hinausgehende  Veränderung  der  Lieferungs- 
und Zahlungsbedingungen  eingetreten  ist.  In  Zeiten  wirt- 
schaftlichen Niedergangs  gelang  es  früher  den  Abjiehmern, 
bei  ihren  Lieferanten  nicht  nui'  billigere  Preise,  sondern 
auch  günstigere  Konditionen  durchzusetzen.  Erfahrungsgemäß 
ließen      sich      später      in      Zeiten      aufsteigender      Konjunktur 
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solche  Konditionen  schwerer  wieder  beseitig'en,  als  sich  die 
Preise  aufbessern  ließen.  Bei  der  straff  organisierten 
scliweren  Industrie  konnte  im  Berichtsjahr  von  einer  Ver- 
schlechterung der  Konditionen  nicht  die  Kede  sein;  aber  auch 
in  der  loser  organisierten  Textilindustrie  gelang  es,  eine  solche 
Verschlechterung  zu  verhüten.  Es  wurden  nicht  nur  Lieferungs- 
und Zahlungsbedingungen,  die  in  früheren  Jahren  beschlossen 
waren,  streng  eingehalten,  sondern  es  wurden  sogar  neue  be- 
schlossen, so  in  der  Wollweberei,  in  der  Zanellafabrikation,  in 
der  Fabrikation  englischer  Gardinen  usw.  Im  Mittelpunkt  dieser 
Bewegung  zur  Schaffung  und  Erhaltung  fester  Verkehrsnormen 
stand  der  Verband  deutscher  Detailgeschäfte  der  Textilbranche. 

Als  ein  weiterer  Vorzug  des  Kartells  wird  vielfaeh  hervor-  "*  ^^präs?^^^* 
gehoben,  daß  in  den  organisierten  Industrien  die  Preisbewegung 
ruhiger  und  weniger  sprunghaft  wa,r  als  in  andern  Industrien, 
wo  freie  Konkurrenz  herrschte.  Weiter  unten  wird  erörtert  werden, 
ob  hierin  ein  Vorzug  zu  sehen  ist.  In  der  Tat  erreichten  es  die 
großen  Kartelle,  daß  die  Preise  nur  langsam  und  iu  geringem  Um- 
fange ermäßigt  zu  werden  brauchten.  Der  Stahlwerks  verband  er- 
mäßigte die  Preise  für  Halbzeug  zweimal,  zum  1.  Jan.  und  zum 
1.  Juli  1908,  für  Träger  nur  zum  1,  Jan.  1909,  und  zwar  nur 
um  5 — 10  Mk.  für  1000  kg.  Das  Kohlensyndikat,  das  trotz 
l)ereits  vorhandener  Anzeichen  eines  nahenden  Niederganges 
zum  1.  April  1908  seiae  Preise  erhöhte,  ermäßigte  zwar  seine 
Kohlenpreise  zum  1.  April  1909,  aber  doch  nur  wenig.  Für 
Hochofenkoks  und  Kokskohle  wurden  die  Preise  zweimal  (zum 
1.  Jan.  und  1.   Okt.  des  Berichtsjahres)  ermäßigt. 

Ganz  anders  vollzog  sich  die  Preisbewegung  iu  nicht- 
syndizierten  Produkten.  Der  Itoheisenpreis  betrug  nach  der  Düssel- 
dorfer Notierung  in  den  ersten  Monaten  1908  79  Mk.  für  deutsches 
Gießereieisen  Nr.  I,  71  für  Nr.  III,  vom  6.  März  ab  76  bzw. 
71  Mk.,  vom  3.  Juli  ab  72  und  69  Mk.  Diese  Preise  waren  jedoch 
nur  nominell,  weil  in  den  letzten  Monaten  der  Boheisensyndikate 
das  Geschäft  völlig  damiederlag.  Am  2.  Jan.  1908  wurden 
59 — 60  bzw.  58 — 59  Mk.  notiert.  Die  Preise  sanken  weiter,  bis 
sie  am  30.  Juli  mit  54 — 56,  bzw.  53 — 55  Mk.  ihren  tiefsten  Stand 
hatten.  Seit  der  Düsseldorfer  Börsen versam m Ixuig*  vom  3.  Sept. 
zogen  die  Preise  sodann  wieder  an.  Am  3.  Dez.  notierten  sie 
60 — 62  bzw.  59 — 61  Mk.  Aehnlich  war  die  Preisbewegung  für 
Stabeiser  und  Blech;  längere  Zeit  hindurch  waren  die  Verkaufs- 
preise nicht  unwesentlich  niedriger  als  die  Herstellungskosten. 
Tab.  44.     Preisbewegung  für  Stabeisen  und  Blech  an  der  Düsseldorfer  Montanbörse. 

(iu  Mk.  für  1000  kg.) 
Stabeis  en. 
17.1.C«       6.4.08       5.6.08       3.7.08     5.  .3. 09    2.4.09     7.5.09   .SO.7.09    3.909  17.9.09    1.10.09    29.10.09 
108-115,50    105-110    102,5-101,5    100-105     99-105     98-103    97-103    95-102     96-102    98-104     100-106     102-108 

Gewöhnliche   Bleche. 
20.3.08       6.4.08       5.6.08       3.7.08       18.12.08       19.2.09      30.4.09      20.8.09      3.9.09      17.9.09       1.10.09 
118-120;      115-120    nO-112,50    108-110        106-110        105-110      104-110       103-110     104-110       106-112      108-115 
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Einer    solchen    Preisbewegung    gegenüber    ist    in    der    Tat 
diejenige    der    syndizierten   Artikel    als    stabil    zu   bezeichnen. 

Wie  weit  es  auch  in  den  loseren  Kartellen  gelang,  die  Preise 
zu  beeinflussen,  kann  zweifelhaft  erscheinen.  Viele  Kartelle  haben 
ihre  Preise  so  häufig  und  so  stark  herabgesetzt,  daß  man  vielleicht 
annehmen  kann,  auch  bei  ungehinderter  Konkurrenz  wären  sie 
nicht  stärker  ermäßigt  worden  und  die  Kartellbeschlüsse  hätten 
weniger  einen  Einfluß  auf  die  Marktlage  ausgeübt,  als  vielmehr 
nur  derselben  einen  Ausdruck  verliehen. 
3.  Erhaltung  von  Qb    die    Wenigstens    zum    Teil    erreichte    Beibehaltung    der 

Kapitalbildung.  Hochkonjunkturpreise  in  der  Zeit  wirtschaftlicher  Depression 
volkswirtschaftlich  mit  Recht  als  ein  Gewinn  betrachtet 
werden  darf,  wird  später  untersucht  werden.  Hier  aber  sei  auf 
den  zweifellosen  Vorzug  hingewiesen,  daß  durch  die  Erhaltung 
hoher  Preise  die  Rentabilität  der  Industrien  aufrechterhalten 
ist,  während  in  früheren  Diepressionsperioden  in  vielen  Industrien 
vorübergehend  völlig  unlohnend  gearbeitet  wurde.  Der  Einfluß  der 
Kartelle  auf  die  Hentabilität  der  Werke  in  Zeiten  wirtschaftlicher 
Depression  ist  nicht  ziffernmäßig  zu  beweisen.  Man  kann  darauf 
aufmerksam  machen,  daß  z.  ß.  der  Phönix,  der  in  der  Depressions- 
periode zu  Beginn  des  Jahrhunderts  dividendenlos  wurde,  für 
1908/09  eine  Dividende  von  9  o/o  zahlen  konnte.  Aber  in  diesem 
Unternehmen  sind  viele  Verhältnisse  jetzt  so  verändert,  daß  ein 
\'ergleich  nicht  unbedingt  überzeugend  ist.  Bei  andern  großen 
Bergwerksuntemehmen  erscheint  infolge  von  Fusionen  und  Neu- 
bauten ein  Vergleich  tmzulässig,  und  bei  kleineren  Unternehmungen 
spielen  persönliche  Verhältnisse  der  Inhaber  eine  so  große  Rolle, 
daß  auch  hier  der  Nachweis,  daß  die  Kartelle  es  waren,  welche  die 
E^ntabilität  zur  Zeit  der  Depression  aufrechterhielten,  schwer  zu 
führen  ist.  Trotzdem  wird  an  diesem  Vorzug  der  Kartelle  für  die 
Mitglieder  nicht  gezweifelt  werden  können.  Die  Erhaltung  der 
Rentabilität  wiederum  hat  volkswirtschaftlich  besonders  dadurch 
große  Bedeutung  gehabt,  daß  durch  sie  die  Neubildung  von  Kapital 
erheblich  gefördert  wurde.  Wenn  die  Geldkrisis  von  1907  schnell 
überwunden  werden  konnte,  so  war  dies  nur  möglich  dank  der 
aufrechterhaltenen  Kapitalbildung  in  der  Industrie;  diese  aber 
wurde  zu  nicht  geringem  Teil  von  den  Kartellen  bewirkt.  Durch 
diese  Sicherung  ihrer  Rentabilität  ist  die  Industrie  insbesondei'e 
auch  gegenüber  der  Bänkwelt  selbständiger  ,>ge worden.  In  ihrem 
Geschäftsbericht  über  das  Vorjahr  führte  die  Dresdner  Bank  aus, 
die  Konzentrationsbewegung  und  Verbandsbildung  in  der  Industrie, 
insbesondere  der  sogenannten  schweren  Industrie,  habe  diese  von 
den  Banken  imabhän giger  gemacht,  und  andererseits  falle  den 
Banken  nicht  mehr  in  demselben  Maße  wie  früher  die  wirt- 
schaftliche Aufgabe  zu,  für  industrielle  Unternehmujigen  durch, 
eigene  Beteiligung  die  Initiative  zu  ergreifen.  Wenn  hiermit 
die  Chance  einmaliger  größerer  Gewinne  aus  Industriegeschäften 
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für  die  Banken  vermindert  werde,  so  seien  sie  bei  B-ückschlägeii 
in  der  Konjunktur  auch,  an  dem  Kisiko  der  Unternehmer  weniger 
beteiligt.  Freilich  stehe  diesem  Grewinn  für  Banken  und  Börse 
auch  ein  Nachteil  gegenüber,  auf  den  der  genannte  Geschäftsbericht 
folgendermaßen  hinweist :  Bas  dem  zähen  "Widerstand  der  Industrie 
begegnende  langsame  Herabgleiten  der  Konjunktur  wirkte  auf 
den  Börsenverkehr  viel  lähmender  als  ein  rascher  Wechsel,  wie 
er  bei  den  rücksichtsloseren  Geschäftsmethoden  in  Amerika  dort 
stattgefunden  hat. 

Unverkennbar  ist  ferner  die  günstige  Wirkung  der  Kartelle 
auf  die  Löhne  der  Arbeiter.  Während  in  früheren  Depressions- 
perioden die  Löhne  stark  her  abgingen,  war  dies  jetzt  auch  da, 
wo  Arbeitslosigkeit  in  hohem  Maße  bestand,  nur  in  ganz  geringem 
Umfange  der  Fall.  Gewiß  wirken  hier  auch  andere  Faktoren,  ins- 
besondere die  Organisierung  der  Arbeiter,  mit;  aber  die  organi- 
sierten Arbeiter  konnten  die  durchschnittliche  Aufrechterhaltung 
des  Lohnniveaus  doch  nur  deshalb  durchsetzen,  weil  auch  die  Rente 
der  Unternehmer  nicht  so  gesunken  war  wie  in  früheren  Perioden. 
Die  Einlegung  von  Feierschichten  verringerte  allerdings  das 
Arbeitereinkommen  vielfach  a^uch  bei  gleichbleibenden  Lohnsätzen. 

Von  den  Vorzügen  der  Kartelle  sind  die  der  Aufreohterhaltung 
angemessener  Lieferungs-  und  Zahlungsbedingungen  sowie  einer  be- 
dingten Stabilität  des  Lohnes  anzuerkennen.  Ob  aber  die  Stabili- 
tät der  Preise  mehr  als  ein  Vorzug  oder  als  ein  Nachteil  für  die 
volkswirtschaftliche  Entwicklung  aufzufassen  ist,  wird  sehr  um- 
stritten. Soweit  es  sich  nur  darum  handelt,  bei  einem  wirtschaft- 
lichen Niedergang  Katastrophen  in  der  Preisbildung  zti  verhüten 
und  zu  verhindern,  daß  die  Abnehmer  eine  schwierige  Lage  ihrer 
Lieferanten  zu  einem  imangemessenen  Drücken  der  Preise  be- 
nutzen, soweit  die  Konventionen  also  lediglich  bezwecken,  die 
Preise  mit  den  tatsächlichen  Nachfrage-  und  Angebotsverhältnissen, 
wie  sie  sich  bei  einem  wirtschaftlichen  Rückgang  gestalten,  in 
Einklang  zu  halten,  können  solche  Untemehmerverbände  günstig 
beurteilt  werden.  Obwohl  der  Preis  der  natürlichen  Marktlage 
entspricht  und  ntir  übermäßige  Schwankungen  vermieden  werden, 
sind  sie  für  die  Verbandsmitglieder  sehr  vorteilhaft.  Auch  für 
die  Abnehmer  ist  eine  in  diesem  Sinne  stabile  Preisbewegung 
günstig;  denn  sie  wird,  weil  sie  mit  der  gesamten  wirtschaft- 
lichen Lage  Hand  in  Hand  geht,  einigermaßen  berechenbar  sein. 

Anders  ist  die  Preispolitik  der  Kartelle  zu  beurteilen,  wenn 
sie  wie  der  Stahlwerksverband  die  natürliche  Entwicklung,  welche 
die  Preise  bei  wirtschaftlichem  Niedergang  nach  unten  drücken 
muß,  unterbinden  und  durch  Produktionseinsohränkungen  den 
Markt  zu   beeinflussen    versuchen.     Schon    in    den    Vorjahren^) 
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haben  wir  darauf  hingewiesen,  daß  in  den  verschiedenen  Wirt- 
schaf tsg*ebieten  je  nach  Bestehen  oder  Nichtbestehen  starker 
Preiskoalitionen  in  der  Weiterwälzung  und  Verteilung  der 
Folgen  einer  wirtschaftlichen  Depression  bedenkliche  Stauungen 
entstehen.  Das  Berichts]  alir  hat  diese  Beobachtung  bestätigt. 
Wenn  es  den  Kartellen  in  einzelnen  Industrien  gelang,  die  Preise 
hochzuhalten,  ist  dies  nur  sehr  bedingungsweise  als  Erfolg 
anzusehen,  denn  wie  sie  die  Folgen  der  Depression  ver- 
schärften, erschwerten  sie  auch  den  neuen  Aufschwung.  Ge- 
sunkene Preise  pflegen  den  Kreis  der  Abnehmer  zu  erweitem. 
Sie  heben  damit  den  Absatz,  befruchten  die  Produktion  des 
Weiterverarbeitens  und  fördern  den  Konsum.  So  sind  billige  Preise 
ein  ,  Antrieb  für  die  wirtschaftliche  Aufwärtsbewegung,  die 
durch   unnatürlich  hochgehaltene   Preise   gehemmt  wird. 

Die  Kartelle  vermögen  für  ihre  „stetigen",  d.  h.  gleichmäßig 
hohen  Preise  nur  anzuführen,  daß  diese  Stetigkeit  den  i\.bnelimern 
eine  sichere  Basis  für  ihre  Kalkulation  gewähre.  Demgegenüber 
ist  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Aussicht,  keinesfalls  im  Evoh- 
stoffbezug  Erleichterungen  zu  finden,  an  sich  kaum  geeignet 
ist,  die  Produktion  der  Rohstoffverarbeiter  zu  beleben  und  zu 
stützen.  Aber  diese  feste  Aussicht  ist  auch  nicht  einmal  vor- 
handen ;  denn  schließlich  können  die  großen  Kartelle  sich  doch 
nicht  auf  die  Dauer  der  Entwicklung  entgegenstemmen.  Das 
Rheinisch-Westfälische  Kohlensyndikat,  das  zum  1.  April  1908 
seine  Preise  noch  erhöht  hatte,  mußte  trotz  einer  Einschränkung 
der  Produktion  für  Kohlen  um  20,  für  Koks  um  40,  und  für 
Briketts  um  20  o/o,  seine  Kokspreise  zum  1.  Jan.,  seine  Kohlenpreise 
zum  1.  April  des  Berichtsjahres  ermäßigen.  Für  Koks  und  Koks- 
kohle traten,  ganz  wider  die  anfängliche  Absicht  des  Syndikats, 
auch  zum  1.  Okt.  Preisabschläge  ein.  Für  die  Abnehmer  bietet 
die  Ungewißheit,  wann  und  in  welchem  Maße  die  Rohstoffkartelle 
Preisabschläge  vornehmen  w^erden,  unter  Umständen  eine  größere 
Gefahr  als  die  Unsicherheit,  die  der  freie  Wettbewerb  dem  Roh- 
stoffbezug  auferlegt,  denn  gegen  die  Preisschwankungen  am 
freien  !Markt  bieten  in  einzelnen  Brajichen  Warenbörsen  die 
Möglichkeit  einer  Risikoversicherung,  die  bei  einer  Monopolisation 
der  Branche  in  Kartellen  fehlt.  Die  Kartellpolitik  bringt  so 
vielfach  noch  ein  größeres  Moment  der  Unsicherheit  in  die  In- 
dustrie,  als  die  normale  Preisentwicklung. 

Besonders  hingewiesen  sei  auf  die  durch  die  hartnäckige 
Preispolitik  der  Rohstoffkartelle  verursachte  Schädigung  der 
Industrie  in  bezug  auf  das  Auslandsgeschäft.  So  erhöhten  die 
teuren  Rohmaterialien  die  Selbstkosten  der  Fertigfabrikate  in 
der  Eisenindustrie  und  verminderteoi  dadurch  deren  Konkurrenz- 
fähigkeit im  Ausland.  Dieser  Schaden  wurde  auch  durch  die  seit 
Anfang  1908  vom  Kohlensyndikat  wieder  an  dieselben  gezahlten 
Ausfuhrvergütungen  nur  zum  kleinen  Teile  ausgeglichen.   Ebenso 
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gefährlich  für  die  'Konkurrenzfähigkeit  der  deutschen  Industrie 
war  ferner  der  Umstand,  daß  Kohlensyndikat  wie  Stahlwerks- 
verband  in  das  Ausland  2ni  unverhältnismäßig  viel  billigeren 
Preisen  als  in  das  Inland  verkauften  und  dadurch  der  aus- 
ländischen Industrie  ihre  Produktionshedingungen  erleichterten. 
Nicht  selten  haben  früher  in  Depressionsperioden  Industrielle, 
um  ilire  Betriebe  aufrechterhalten  zu  können,  in  großem  Umfang 
exportiert  und  dadurch  Absatzgebiete  erobert,  die  nach  Gesundung 
des  Marktes  ihnen  großen  Gewinn  brachten.  Infolge  der  ge- 
schilderten Minderung  der  Wettbewerbsfähigkeit  durch  die 
Politik  der  Ik)hstoff Syndikate  dürfte  aus  dem  Berichtsjahr  ein 
Analogen   hierzu  kaum   zu  nennen   sein. 

2.  Gefahren  der 

Die  Wirksamkeit  der  Kartelle  ist  demnach  in  ihrem  Einfluß  ,  _^'^o^.^^^^°°s- 
auf  die  Entwicklung  des  Berichtsjahrs  keineswegs  so  günstig- 
gewesen,  wie  die  Leiter  der  Kartelle  und  ihre  Freunde  behaupten. 
Viel  verhängnisvoller  aber  noch  sind  diese  Wirkungen,  insbe- 
sondere der  geschlossenen  Kartelle  mit  Produktionskontingen- 
tierung,  wenn  man  nicht  nur  ein  Jahr,  sondern  eine  längere 
Zeitperiode  überschaut.  In  dem  Berichtsjahre  sind  diese  Wir- 
kungen infolge  der  wirtschaftlichen  Depression  naturgemäß  mit 
besonderer    Schärfe   hervorgetreten. 

Produktionskontingentierungen  sind  von  den  Kartellen  an- 
fangs fast  nur  in  schlechten  Zeiten  vorgenommen  worden,  während 
in  Zeiten  der  Hochkonjunktur  die  Produktion  freigegeben  wurde. 
So  konnten  noch  1907  die  Kohlenzechen  nach  Belieben  fördern, 
auch  der  Stahlwerksverband  nahm  seinen  Mitgliedern  jedes  Quan- 
tum Halbzeug  ab.  Die  Aufrechterhaltung  einer  angemessenen  Rente 
auch  in  Zeiten  wirtschaftlicher  Depression  zieht  aber  dann  häufig 
neue  Unternehmer,  neues  Kapital  in  den  Geschäftszweig,  und 
die  Produktionsfähigkeit  steigt.  Neue  Werke  wollen  an  dem 
Gesamtabsatz  und  an  der  Gesamtrente  teilhaben.  Die  Folge 
davon  ist  dann  meist  bald  die  Notwendigkeit,  nicht  nur  in  un- 
günstigen Zeiten,  sondern  jederzeit  die  Produktion  einzuschränken. 
So  hat  die  Produktionsbeschränkung  in  vielen  Industriezweigen 
am  letzten  Ende  zu  einer  übertriebenen  Steigerung  der  Pro- 
duktionsfähigkeit  geführt.  Ein  typisches  Beispiel,  wie  es  sich 
in  einer  so  kurzen  Zeit  allerdings  nicht  häufig  bietet,  ist  das 
im  Berichtsjahre  aufgelöste  Tuben-  und  Spitzkorkens^mdikat,  das 
im  Jahre  1904  von  acht  Fabriken  begründet  wurde.  Da  das 
Syndikat  zurächst  gute  Erfolge  aufwies,  entstand  eine  weitere 
Fabrik;  man  kaufte  sie  auf  und  legte  sie  still.  Es  entstanden 
rasch  nacheinander  drei  weitere  Fabriken;  sie  zwangen  die 
älteren  Produzenten  zu  immer  stärkeren  Betriebseinschränkungen, 
bis  im  Berichtsjahr  der  Zusammenbruch  des  Kartells  den  freien 
Wettbewerb  wieder  herst-ellte.  Aehnliche  Beispiele  einer  durch 
Produktionsbeschränkungen      gesteigerten      Produktionsfähigkeit 
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bieten  unter  anderem  die  Messing-,  die  Jute-  und  die  Siiper- 
phosphatradustrie. 

Unser  "Wirtschaftsleben  beruht  grundsätzlich  auf  dein 
Prinzip  des  freien  Wettbewerbes.  Unternehmer  und  Kapital, 
deshalb  auch  Arbeitskräfte,  strömen  dahin,  wo  ein  Bedürfnis  nach 
Aufnahme  oder  Erweiterung  einer  Produktion  auftaucht.  Wie- 
wohl wir  nicht  verkennen  wollen,  daß  die  Gründe  für  Deutsch- 
lands Portschritte  mannigfaltig  und  schwer  übersehbar  sind, 
glauben  wir  doch,  daß  nicht  zum  geringsten  Teile  diesem  Prinzip 
des  freien  Wettbewerbs  die  deutsche  Volkswirtschaft  die  großen 
technischen  Portschritte  der  letzten  Jahrzehnte,  insbesondere  eine 
äußerst  rationelle  Ausnutzung  aller  Produktionsgelegenheiten 
verdankt.  Dieses  Prinzip  hat  ferner  unmittelbar  und  mittelbar 
einen  starken  Einfluß  auf  das  Wachsen  des  Wohlstands  der 
letzten  Jahrzehnte  gehabt.  Endlich  hat  es  zu  einer  starken 
Verbilligung  vieler  Fabrikatspreise  geführt  und  hat  so  den  in- 
ländischen Konsum  wie  den  Absatz  nach  dem  Ausland  gefördert. 

Der  freie  Wettbewerb  hat  schon  früher  durch  Gewohnheit, 
Traditionen  und  mancherlei  Pechtsnormen  Einschränkungen  er- 
fahren. Einschneidender  aber  wirkte  die  staatliche  Wirtschafts- 
politik. Die  wirtschaftliche  Betätigung  von  Stadt  und  Gemeinde 
und  neuerdings  die  soziale  Gesetzgebung  haben  die  oben  skizzierte 
Entwicklung  behindert.  Gefährlicher  aber  als  diese  Einschränkung 
war  die  Beeiaflussung  der  Wirtschaftsentwicklung  durch  die 
Schutzzölle,  die  ja  der  Absicht  entsprangen,  die  natürlichen  Wett- 
bewerbsverhältnisse zu  modifizieren.  Durch  sie  sind  wir  dahin 
gekommen,  daß  Unternehmer  und  Kapital  sich  Geschäftszweigen 
zuwandten,  deren  günstige  Bedingung  fast  allein  der  Schutzzoll 
war,  und  daß  in  anderen  Geschäftszweigen  nicht  diejenigen  wirt- 
schaftlichen und  technischen  Fortschritte  gemacht  wurden,  zu 
welchen  der  Wettbewerb  gezwungen  hätte.  Der  Schutzzoll  hat 
es  ferner  verursacht,  daß  viele  Warenpreise  hoch  blieben,  so 
daß  weder  der  Inlandskonsum  noch  der  Auslandsabsatz  sich  frei 
entwickeln   konnten. 

Neuerdings  ist  in  vielen  Geschäftszweigen  durch  die  Unter- 
nehmerverbände, insbesondere  seit  ihnen  die  Kontingentierung  der 
Produktion  gelang,  der  freie  Wettbewerb  weiter  beschränkt  oder 
aufgehoben  worden.  Es  scheint,  als  ob  teilweise  Angebot  und 
Nachfrage  aufhören  sollten,  der  Begulator  der  Produktion  zu 
sein,  ohne  daß  jedoch  ein  anderer  Faktor  diese  Funktion  über- 
nommen hätte.  Mit  dem  Wettbewerb  schwinden  auch  seine  segens- 
reichen Folgen.  Es  gilt  jetzt  nicht  mehr,  eine  möglichst  große  Pro- 
duktion und  einen  steigenden  Absatz  herbeizuführen,  da  auch  ohne 
Erreichung  dieser  Ziele  den  Unternehmern  eine  Rente  gesichert 
werden  kann.  Es  heißt  nicht  mehr:  „großer  Umsatz,  kleiner 
Nutzen",  vielmehr  sucht  man  durch  Beschränkung  des  Umsatzes 
den  Nutzen  zu  erhöhen.    Hierbei  können  die   beteiligten   Unter- 
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nelimer  zwar  gewinnen,  für  die  Volkswirtschaft  jedoch  bedeutet 
diese  Wandlung  einen  Verlust.  Grerade  daß  das  Interesse  des 
einzelnen  mit  dem  Interesse  der  Gesamtheit  nicht  mehr  Hand 
in  Hand  ^ht,  daß  Produktivität  und  Rentabilität  einer  Industrie 
vielfach  im  um^kehrten  Verhältnis  stehen,  darin  liegt  die  große 
Gefahr. 


Einzelscfaädea; 
a)  Unökono- 


Ini  einzelnen  ist  von  den  volkswirtschaftlich  nngünsti 
gen  Folgen  der  Produktionskontingentierung  insbesondere  die  mische¥eMebe 
Gefahr  hervorzuheben,  daß  wir  durch  sie  von  einer 
ökonomischen  Ausnutzung  der  Betriebe  zurückkommen  und  in 
dieser  Hinsicht  rückständig  werden.  Das  Eheinisch- Westfälische 
Zementsyndikat  förderte  1906  bis  1908:  67,  63  und  55  o/o  der 
Beteiligungsziffem,  die  der  Leistungsfähigkeit,  wenn  auch  nicht 
ganz,  so  doch  ziemlich  gleichzusetzen  sein  dürften.  Das  Rheinisch- 
Westfälische  Ziegelsyndikat  produzierte  1908  sogar  nur  33  o/o 
seiner  Gesamtquote.  Nicht  viel  besser  scheint  es  im  Schiefer- 
syndikat und  im  Schweminsteinsyndikat  gelegen  zu  haben.  Das 
Kalisyndikat  veröffentlicht  niemals,  welche  Quote  der  Leistungs- 
fähigkeit der  einzelnen  Werke  gefördert  wird;  sie  dürfte  nicht 
mehr  als  etwa  30 o/o  betragen.  Nach  einer  Berechnung  eines 
Sachverständigen  würden  bei  voller  Förderung  die  Selbstkosten 
der  Werke  auf  45  o/o  ihrer  jetzigen  Höhe  zurückgehen.  Im  Ver- 
bände Deutscher  Beleuchtungsglashütten  zn  Dl^sden  und  im  Ver- 
bände Schlesisch-Lausitzer  Tafelglashütten  scheinen  die  Pro- 
duktionseinrichtungen gleichfalls  nur  zu  einem  Bruchteil  ihrer 
Leistungsfähigkeit  ausgenutzt  zu  werden.  Und  zwar  gilt  das 
eben  Gesagte  nicht  nur  für  ausgesprochene  Klrisenzeiten,  für 
welche  eine  Beschränkung  der  Produktion  sich  leichter  wird  ver- 
teidigen lassen,  vielmehr  nannten  wir  nur  Industriezweige,  in 
denen  die  Produktionskontingentierung  zur  dauernden  Institution 
geworden  zu  sein  scheint.  Sie  bedeutet  hier  eine  Nichtausnutzun^ 
des  Betriebskapitales,  der  Arbeiter  sowie  der  Fähigkeiten  der 
Unternehmer.  Niemand  leistet,  so  viel  er  kann.  Eine  Rückständig- 
keit in  wirtschaftlicher  Beziehung  ist  vielfach  die  Fblge  ge- 
wesen. 

So    schwierig,   volkswirtschaftlich   betrachtet,   die   Lage   der       vonSonar-^ 
Industrien   ist,    so    sind   sie   trotzdem   dank   der   vielfach   durch  Kapital. 

Schutzzölle,  hisweilen  auch  durch  die  Regierung  geförderten  Syn- 
dikatspolitik zum  Teil  durchaus  rentabel  und  üben  auf  immer 
neue  Unternehmer,  immer  neues  Kapital  großen  Anreiz.  Das 
führt  auf  einen  weiteren,  schweren  Schaden,  den  die  Entwick- 
lung mit  sich  bringt.  Eine  Vergeudung  von  Nationalkapital  ist 
als  die  Folge  der  privatwirtschaftlich  vielfach  glücklichen  Syndi- 
katspolitik zu  konstatieren.  Nach  einer  sehr  mäßigen  Schätzung 
eines  Sachverständigen  sind  zurzeit  bereits  150  Mill.  Mk. 
mehr  in  die  Kaliindustrie  investiert,  als  angesichts  des  Bedarfs 
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an  Produktionsmitteln  notwendig  gewesen  wäre.  Nach 
anderen,  gleichfalls  von  sachverständiger  Seite  anerkannten 
Schätzung  sind  bereits  300  Mill.  über  den  Bedarf  hinaus  investiert. 
Unzählige  weitere  Millionen  wxrden  speziell  für  die  Kaliindustrie 
bereitgestellt.  In  der  Eisenindustrie  sind  wir  noch  nicht  so  weit. 
Einsichtige  Beurteiler  befürchten  aber,  was  anlässig  der 
großen  Kapitalsvermehrung  deir  Gelsenkirchener  Bergwerksgesell- 
schaft hervorgehoben  wurde,  daß  auch  in  der  Eisenindustrie 
die  Produktionsmittel  dem  Bedarf  voraneilen  werden,  so  daß 
vielleicht  künftig  auch  im  Stahlwerksverbande  die  Produktions- 
einschränkung zur  Regel  werden  kann.  Auch  dies  würde  eine 
bedauerliche  Verschwendung  von  Nationalkapital  bedeuten,  die 
im  freien  Wettbewerb  kaum  zu  erwarten  wäre.  Das  Uebermaß 
vorhandener  Produktionsmittel,  die  kaum  noch  den  Sinn  haben, 
der  Produktion  zu  dienen,  vielmehr  nur  das  Mittel  sind,  um  von 
der  gesamten  Eente,  die  der  Industriezweig  genießt,  einen  Anteil 
zu  erjagen,  hat  bereits  in  manchen  Industrien  zu  einem  schwung- 
haften Handel  in  Beteiligungsziffern  geführt  (z.  B.  Kalisjmdikat, 
Spirituszentrale  und  Kohlensyndikat).  Vielfach  hörte  man  von 
Ankauf  oder  Anpachtung  von  Betrieben  zum  Zweck  der  Still- 
legung.  Der  Siegerländer  Eisenstein  verein  plante  eine  solche  Maß- 
nahme ;  vom  AValzdrahtverband,  von  dem  Verband  der  Tafel- 
glashütten, von  dem  Verband  der  Tuben  und  Spitzkorken  wurde 
im  Berichtsjahre  eine  solche  gemeldet.  Diese  Irreleitung  von 
Kapital  in  kapitalgesättigte  Industrien  ist  zweifellos  einer  der 
Gründe  für  den  teuren  Geldstand  Deutschlands.  Auf  diesen 
wirken  aber  die  Kartelle  auch  noch  in  anderer  Weise  hin.  In- 
dem sie  die  Waren  hoch  im  Preise  halten,  zwingen  sie  die  Ver- 
braucher derselben,  ein  weit  höheres  Betriebskapital  zu  be- 
nutzen, als  sie  es  bei  gleichem  Produktionsumfang,  aber  billigeren 
Materialpreisen   nötig  hätten. 

Die  Verschwendung  von  Nationalkapital  für  die  kartellierten 
Produktionszweige  und  der  unökonomische  Betrieb  in  manchen 
Kartellwerken  hat  natürlich  selbst  bei  mäßigen  Renten  der  kar- 
tellierten Unternehmer  hohe  Preise  zui'  Folge,  da  die  Selbst- 
kosten der  kartellierten  Unternehmer  sehr  große  sein  müssen, 
so  daß  auch  die  Weiterverarbeiter  mit  hohen  Materialkosten  zu 
rechnen  haben  und,  selbst  bei  einer  überaus  besonnenen  Preis- 
politik der  Rohstoffkartelle,  in  ihrer  Wettbewerbsfähigkeit  mit 
dem  Auslande  beschränkt  sind.  Gerade  die  kartellierten  Unter- 
nehmer, und  das  scheint  zurzeit  besonders  in  der  Zementindustrie 
bereits  verhängnisvoll  geworden  zu  sein,  haben  bei  einer  Produktion 
von  nur  einem  Bruchteil  ihrer  Produktion sfähig-keit  mit  so  großen 
Selbstkosten  zu  rechnen,  daß  sie  für  den  Export  nicht  wett- 
bewerbsfähig bleiben.  Diese  Tatsache  ist  für  die  kartellierten 
Unternehmer  wie  für  die  nationale  Zahlungsbilanz  von  erheblicher 
Bedeutung. 
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Weiter  erwähnen  wir  als  ungünstige  Wirkung  des  Kartell- 
wesens noch  die  Grefahr  der  Ertötung  kaufmännischen  Geistes  und 
industrieller  Unternehmungslust,  an  deren  Stelle  der  Wunsch  nach 
einer  möglichst  gesicherten  Rente  zu  treten  droht.  Endlich  wollen 
wir  die  Gefahr  erwähnen,  die  aus  der  niemals  ganz  weichenden 
Besorgnis  entspringt,  daß  diese  Politik  der  Kartelle  doch  nicht 
stets  so  fort  gehen  kann.  Die  übermäßige  Vermehrung  der  Pro- 
duktionsfähigkeit, welche  durch  die  Produktionsbeschränkungen 
veranlaßt  wurde,  kann  stets  leicht  zum  Zerfall  der  Verbände 
führen.  Ein  gleichzeitiger  Zusammenbruch  mehrerer  großer  Ver- 
bände muß  aber  eine  Katastrophe  nach  sich  ziehen,  gegen  die  alle 
bitteren  Folgen,  die  der  freie  Wettbewerb  je  gezeitigt  hat,  ver- 
lieh winden  werden.  Dann  kann  leicht  eine  Vertrustung  der  In- 
dustrie eintreten,  die  weder  aus  politischen  und  sozialen  noch 
aus  wü'tschaftlichen  Gründen  zu  erstreben  ist;  oder  der  Staat 
wird  glauben,  eingreifen  zu  müssen.  Wie  der  italienische  Staat 
die  sicilische  Schwefelgewinnung,  wie  Rumänien  seiue  Petroleum- 
industrie in  Zwangskartellen  organisiert  hat,  so  haben  in  Oester- 
reich.  die  Petroleumraffineure,  in  Rußland  die  Platinproduzenten 
nach  Staatseinmischung  gerufen,  und  in  Deutschland  boten  anläß- 
lich der  Finanzreform  Ziegeleiinteressenten  dem  Staat  eine  hohe 
Ziegelsteuer  an,  wenn  er  dafür  die  Ziegelindustrie  kontingentieren 
und  bevormunden  wollte.  Aehnliche  Vorschläge  wurden  von  anderen 
Industrien  gemacht.  Auch  das  neue  Branntweinsteuergesetz  wäre 
nicht  zur-  Annahme  gelangt,  wenn  es  nicht  die  Brenner  selbst, 
seiner  den  Wettbewerb  einschränkenden  Nebenbeßtimmungen, 
wogen,  erstrebt  hätten.  Ein  lehrreiches  Beispiel,  wohin  die  Ent- 
wicklung führen  kann,  zeigte  im  Berichtsjahr  das  Kalisyndikat. 
Mitte  Dezember  ging  dem  Bundesrat  ein  Gesetzentwurf  zu,  welcher 
dem  KaJisyndikat  ein  Absatzmonopol  unter  Reichsaufsichl 
sichern  und  die  Produktion  der  Werke  zwangsweise  kontin- 
gentieren will. 

Bemerkenswert  waren  endlich  die  im  Berichtsjahr  zwischen 
der  Finanzreform  und  dem  Kartellwesenj  zutage  tretenden  Be- 
ziehungen. Die  Besteuerung  des  Branntweins,  des  Bieres,  des 
Tabaks,  der  Glüjikörper  und  der  Zündwaren  sollte  nicht  die  zu- 
nächst beteiligten  Industriezweige  treffen,  sondern  die  Allgemein 
heit.  Die  Abwälzung  der  Steuern  auf  die  Konsumenten  wurde  sehr 
wesentlich  durch  die  Kartellorganisatione-n  in  einzelnen  Industrie- 
zweigen erleichteirt ;  wie  weit  sie  jedoch  wirklich  gelingt,  bleibt 
abzuwarten.  Die  Spirituszentrale  hat  am  leichtesten,  vollstän 
digsten  und  mühelosesten  die  Steuererhöhungen  auf  das  Publikum 
überwälzt.  In  der  Bierindustrie  waren  die  Organisationen  im  all- 
gemeinen noch  nicht  fest  genug  gefügt,  als  daß  eine  mühelose  Ab- 
wälzung der  Biersteuererhöhung  möglich  gewesen  wäre.  In  den 
meisten  Städten  fanden  die  Versuche  der  Bierbrauer,  die  Bier- 
preise zu  erhöhen,  starken  Widerstand  bei  ihren  Hauptabnehmern, 
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den  Wirten,  oder  bei  dem  Publikum  selbst.  Vielfach,  brachen  „Bier- 
kriege" aus,  die  teilweise  über  das  Berichtsjahr  hinaus  dauern. 
\'ielfacK  waren  an  den  Schwierigkeiten,  welche  die  Ueberwälzung 
der  Biersteuer  verursachte,  zu  weitgehende  Ebrderungen  der 
Brauereiverbände  schuld.  So  versuchten  die  Berliner  Brauereien, 
sich  nicht  nur  für  die  Mehrbelastung  durch  die  Finanzreform 
von  1909,  sondern  auch  für  die  vom  Jahre  1906  und  gleichzeitig 
auch  für  diejenigen  Mehrkosten  ihrer  Betriebe  schadlos  zu  halten, 
welche  die  Verteuerung  von  Löhnen  und  Betriebsmitteln  in  den 
letzten  Jahren  herbeigeführt  hat.  Schwierig  war  die  Ab- 
wälzung für  die  Tabakindustrie,  weil  hier  Preisabreden  in- 
folge großer  Verschiedenartigkeit  der  Produkte  schwierig  sind. 
In  vielen  Städten,  so  auch  in  Berlin,  einigte  sich  aber  der  über- 
wiegende Teil  des  Zigarrenhandels  darauf,  durch  übereinstimmende 
Aushänge  in  den  Schaufenstern  das  Publikum  von  dem  Eintritt 
der  neuen  Steuerverhältnisse  und  der  hierdurch  gebotenen  Ver- 
teuerung der  Fabrikate  zu  benachrichtigen.  Die  Preiserhöhung  für 
elektrische  Glühkörper  infolge  der  neuen  Steuer  wurde  gleich- 
falls durch  ein  Kartell  geregelt.  Eigenartig  lagen  die  Verhält- 
nisse in  der  Zündhölzierindustrie.  Hier  war  im  Frühjahr  ein  all- 
gemeines Kartell  zusammengebrochen.  Der  Beschluß  der  Zündholz- 
steuer  veranlaßte  eine  so  stürmische  Nachfrage  nach  Zündwaren 
und  ein  solches  Heraufschnellen  der  Preise,  daß  zu  einer  Er- 
neuerung des  Kartells  kaum  eiu  Grund  vorlag.  Nach  Inkraft- 
treten der  Steuer  lag  das  G^eschäft  so  vollkommen  still,  daß 
wiederum  von  einem  Zusammtenschluß  unmittelbare  Vorteile  nicht 
zu  erwarten  waren.  G^egen  Ende  des  Berichtsjahres  wurde  die 
Begründung  eines  Zündhölzersyndikats  für  den  Januar  1910  vor 
Ixjreitet. 

Stärker  noch  als  durch  Finanzgesetze  wird  die  Kartell- 
bewegung durch  die  Schutzzollgesetzgebung  beeinflußt.  Durch 
die  Schutzzölle  erst  haben  die  Kartelle,  durch  die  Kai'telle  erst 
die  Schutzzölle  in  vollem  Umfange  ihren  Einfluß  auf  Handel 
und   Konsum   2ru   zeigen   vermocht. 

kontiäentie-  ^^"  ^^®  Dauer  viel  wichtiger  noch  als  der  Einfluß  der  Kai- 

rung.  teile   auf  die  Steuerüberwälzung  erscheint  die  "Wirkung,  die  die 

Finanzreform  ihrerseits  auf  die  Entwicklung  des  Kartellwesens 
geübt  hat.  Schon  früher  bot  die  Branntweinindustrie  ein  Beispiel  da- 
für, wie  durch  die  Steuergesetzgebung  die  Kartellbildung  ia  einer 
Industrie  begünstigt  werden  kann.  Durch  die  Beichsfiaanzreform 
des  Berichtsjahres  ist  die  Entstehung  von  Outsider konkurrenzen 
in  der  Branntweinindustrie  so  gut  wie  unmöglich  gemacht;  hier- 
durch wurden  dem  Spirituskartell  wertvolle  Dienste  geleistet. 
Eine  Produktionskontin^entierung  nach  dem  Muster  des  Brannt- 
weinkontingents wurde  auch  von  der  Brauindustrie  zwecks 
erleichterter  Abwälzung  der  Steuer  gefordert.  Da  sich  seitens 
der    Konsumenten,    insbesondere    der    Gastwirte,    hiergegen    leb- 
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hafter  Widerspruch  erhob,  wurde  im  Gesetz  lediglich  be- 
stimmt, daß  neuentstehende  Brauereien  und  ältere-  Brauereien, 
deren  Betrieb  zwei  Jahre  stillgestanden,  bis  zum  31.  März 
1915  das  Anderthalbfache,  von  da  ab  bis  zum  31.  März  1918 
das  Eineinviertelfache  der  gesetzlichen  Steuersätze  zu  zahlen 
haben.  In  ähnlicher  "Weise  wurden  neu  entstehende  Zündwaren- 
fabriken für  die  Dauer  von  fünf  Jahren  mit  einem  20  prozentigen 
Steueraufschlag  belegt.  Die  gleiche  Mehrbelastung  tritt  für  die 
älteren  Fabriken  ein,  soweit  ihre  Produktion  diejenige  eines  drei- 
jährigen Jahresdurchschnitts  übertrifft.  Alle  diese  Bestimmungen 
haben  den  ausgesprochenen  Zweck,  den  von  der  Steuer  zunächst 
betroffenen  Industrien  neu  entstehende  Konkurrenz  fernzuhalten 
und  ihnen  damit  die  Abwälzung  der  Steuer  auf  das  Publikum  zu 
erleichtern.  Voraussichtlich  werden  die  Kartellbestrebungen,  die 
bisher  zu  dauernden  Erfolgen  nicht  geführt  haben,  wirksame 
Unterstützung  hierdurch   finden. 

Den  für  unser  Wirtschaftsleben  wichtigsten  Verbänden,  dem 
Kohlensyndikat,  Stahlwerksverband  und  Kalisyndikat  widmen  wir 
auch  in  diesem  Jahre  eine  ausführlichere  Darstellung.  Es  folgt 
ein    kurzer   Ueberblick  über   die   Entwicklung   im   Auslande. 

1.    Rheinisch-Westfälisches   Kohlensyndikat. 

Die  Politik  des  Eheinisch-Westfälischen  Kohlensyndikats  hat  im 
Berichtsjalire  wieder  zu  vielen  Klagen  Veranlassung  gegeben.  Während 
der  größte  Teil  des  Vorjahres  für  die  Kohlenindustrie  noch  günstig 
war  und  erst  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1908  eine  Einschrän- 
kung der  Kohlenförderung  sich  nötig  erwies,  hat  der  Kohlenmarkt 
während  des  ganzen  Berichtsjahres  eine  sehr  schwache  Verfassung 
gezeigt  und  das  Eheinisch- Westfälische  Kohlensyndikat  gezwungen,  von 
seinem  Recht,  die  Produktion  der  Mitglieder  zu  beschränken,  in  noch 
höherem  Maße  als  im  Vorjahre  Gebrauch  zu  machen.  Während  des 
ganzen  Jahres  betrug  die  Kohlenförderung  der  Syndikatszechen  nur 
80  o/o  ihrer  Beteiligungsziffer.  Für  Koks  betrug  sie  60  o/o ;  im  Mai 
konnte  das  Syndikat  wegen  zahlreicher  Aufbestellungen  seiner  Ab- 
nehmer sogar  nur  56  o/o  abnehmen;  in  den  beiden  letzten  Monaten 
durften  65  o/q  produziert  werden.  Während  für  Briketts  im  De- 
zember 1908  das  Syndikat  mit  einer  Fördereinschränkung  auf  821/2  ^io 
ausgekommen  war,  mußte  es  die  Produktion  für  das  erste  Vierteljahr 
auf  78,  für  den  April  sogar  auf  75  0/0  ermäßigen;  von  Mai  ab  betiiig 
die  Förderung  wie  für  Steinkohle  80  0/0.  Die  Syndikatsförderung  be- 
trug in  den  ersten  elf  Monaten  73,72  Mill.  t  gegen  75,47  in  der 
gleichen  Zeit  des  Vorjahres,  die  gesamte  deutsche  Fördeiiing  jedoch 
sank   nur  von  136,73  auf  136,30  Mill.   t. 

Der  Anteil  der  Syndikatsförderung  an  der  gesamten  deutschen  För- 
derung ist  also  von  55,2  0/0  auf  54,1  0/0  zurückgegangen.  Aber  selbst  diese 
Zahlen  der  verminderten  Förderung  geben  noch  nicht  die  Zahlen  des 
Anteils  am  Gesamtgeschäft  an.  Denn  während  die  fiskalischen  Zechen 
und  die  anderen  außerhalb  des  Syndikats  stehenden  Gruben  ihre  Förde- 
rung flott  verkauften,  von  September  ab  sogar  Ueberschichten  ein- 
legen mußten,  häuften  sich  beim  Syndikat  um  die  Mitte  des  Jahres 
trotz  der  starken  Fördereinschränkung  ungeheure  Mengen,  besonders 
von  Hochofenkoks,   an. 

Die  Schuld  an  diesem  Mißerfolg  trug  nach  weitverbreiteter  An- 
schauung die  Preispolitik  des  Kohlensyndikats.  Zwar  hatte  das  Syndikat 
nach  dem  Vorgange  der  fiskalischen  Werke  am  23.  Nov.  1908  eine  neue 
Preisskala  herausgegeben,  die  für  Hochofenkoks  eine  Ermäßigung  von 
2  Mk.,  für  Kokskohle  eine  solche  von  1,25  Mk.  mit  Geltung  vom 
1.    Jaai.    ab,    für    eine    große    Reihe    anderer    Koks-    und    Kohlensorten 
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Ermäßigungen  von  0,25  Mk.  bis  1,00  Mk.  mit  Greltung  vom  1.  April 
brachte!"  Doch  waren  die  Abnehmer  hiermit  nicht  zufrieden,  zumal 
sich  die  Kokspreise  nicht  wie  in  früheren  Jahren  für  ein  Geschäftsjahr, 
sondern  für  die  Zeit  bis  zum  30.  Sept.  1909  verstanden.  Unter  dem 
Druck  der  öffentlichen  Kritik,  infolge  des  Anwachsens  riesiger  Koks- 
vorräte und  angesichts  einer  schweren  Notlage  der  reinen  Hütten- 
werke veranstaltete  das  Kohlensyndikat  im  Juni  Beratungen  der  reinen 
und  der  Hüttenzechen  über  eine  ErmäJ3igung  der  Kokspreise.  Diesen 
Beratungen  folgten  Unterhandlungen  mit  den  Vertretern  der  Hoch- 
öfen, und  am  9.  Juli  verstand  sich  das  Kohlensyndikat  zu  einer  Er- 
mäßigung der  Hochofenkokspreise  um  1,50  Mk.  für  die  Zeit  vom 
1.  Okt.  bis  zum  1.  April.  Am  26.  Aug.  folgte  eine  Ermäßigung  der 
Kokskohlenpreise  um  0,75  Mk.  Ferner  erhöhte  das  Kohlensyndikat, 
das  seit  dem  1.  Jan.  1908  wieder  eine  Ausfuhrvergütung  von  1,50  Mk. 
gewährte,  diese  auf  3  Mk,  für  die  Tonne  Roheisen.  Am  29.  Nov. 
gab  das  Syndikat  die  Richtpreise  für  das  Abschluß  jähr  1910/11 
heraus.  Die  für  Briketts,  Gießerei-  und  Brechkoks  wurden  er- 
mäßigt, die  für  Kohlen  und  Hochofenkoks  blieben  unverändert.  Die 
Richtpreise  gelten  stets  für  ein  Jahr,  nur  die  für  Koks  neuerdings  stets 
nur  für  ein  halbes   Jahr. 

Während  das  Kohlensyndikat  zum  Frühjahr  1907,  als  einsichtige 
Beurteiler  den  wirtschaftlichen  Niedergang  bereits  voraussahen,  für 
das  Inland  eine  Preiserhöhung  vorgenommen  hatte  und  erst 
zu  Begimi  und  im  Verlauf  des  Berichtsjahres  mäßige  Preisherabsetzungen 
eintreten  ließ,  konnte  es  für  seine  Ausfuhr  auf  dem  Weltmarkte  die 
hohen  Preise  der  Hochkonjunkturzeit  nicht  aufrecht  erhalten.  Nach 
mäßiger  Schätzung  verkaufte  das  Syndikat  ins  Ausland  um  15  o/o 
billiger  als  im  Inland,  aber  in  nicht  geringer  Zahl  wurden  weit 
größere  Preisdifferenzen  bekannt.  Am  6.  Febr.  kam  im  Reichstag 
ein  Fall  zur  Sprache,  in  dem  das  Syndikat  15  000  t  franko  Rotterdam 
für  8  Schilling  an  die  französische  Mittelmeerbahn  verkaufte,  was 
einem  Grubenpreise  von  etwa  6  Mk.  entsprochen  habe.  Am  15.  März 
berichtete  die  Presse  von  einem  Verkauf  in  das  Kohlenproduktions- 
gehiet  des  Departement  du  Nord  zu  einem  Preis  von  15,50  Frcs. 
frei  verzollt,  d.  h.  für  5,21  Mk.  abzüglich  Fracht,  Zoll  und  Spesen 
bei  einem  Inlandspreis  von  10,50  Mk.  für  die  gleiche  Sorte.  Die 
billigen  Auslandsverkäufe  legten  dem  Syndikat  schwere  finanzielle 
Opfer  auf.  Die  Umlage,  aus  der  das  Syndikat  seine  Unkosten  be- 
streitet und  die  1908  2  506  610  Mk.  eingebracht  hat,  betrug  für 
Koks  8,  für  Briketts  5  o/o,  für  Steinkohle  in  den  ersten  vier  Monaten  8, 
von  da  ab  jedoch   9  o/o. 

Diese  Politik  der  Produktionsbeschränkung  und  Preishochhaltung 
bei  billigen  Verkäufen  ins  Ausland  fand  in  Deutschland  fast  überall 
Widerspruch.  Man  meinte,  das  Syndikat  könne  billiger  im  Inland 
verkaufen,  wenn  es  nicht  allzu  billig  exportierte.  Das  Syndikat  ent- 
gegnete hierauf,  daß  eine  Beschränkung  der  Kohlenausfuhr  in  Ver- 
bindung mit  der  Beschränkung  des  Absatzes  im  Inland  die  Selbst- 
kosten wesentlich  erhöhen  müsse.  In  Zeiten  des  Konjunkturrück- 
ganges sei  das  Syndikat  zum  Export  unbedingt  gezwungen,  deshalb 
aber  natürlich  zur  Aufrechterhaltung  der  Handelsbeziehungen  auch 
in  besseren  Zeiten.  Zum  Export  zwinge  das  Syndikat  ferner  die  Tat- 
sache, daß  gewisse  Sorten,  insbesondere  Stückkohlen  und  magere  Fein- 
kohlen, exportiert  werden  müssen,  weil  der  Bedaa-f  im  Inland  für 
diese  Sorten  nicht  ausreicht;  eine  Gewinnung  lediglich  der  in  Deutsch- 
land verwendbaren  Sorten  müsse  die  Selbstkosten  erhöhen.  Ferner 
wies  das  Syndikat  darauf  hin,  daß  nach  der  geographischen  Lage  des 
Kohlengebietes  Holland,  Belgien  und  die  Schweiz  natürliche  Absatz- 
gebiete seien,  die  das  Syndikat  um  so  weniger  aufgeben  könne,  als 
die  staatliche  Eisenbahntarifpolitik  den  Absatz  nach  dem  deutschen 
Osten  nicht  erleichtere.  Bei  der  Besprechung  der  Resolution  Becker 
(Arnsberg)  betr.  Eüifuhrscheine  auf  Roheisen,  Halbzeug  und  Schrott^), 
die  auf  eine  allgemeine  Kartelldebatte  hinauslief,  übte  insbesondere 
Graf   Kanitz    scharfe    Kritik  an   der   Preispolitik  des    Kohlensyndikats. 
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Eine  derartige  Kritik  seiner  Politik  ist  das  Rheinisch-Westfälische 
Kohlensyndikat  seit  langer  Zeit  gewohnt  gewesen.  Neu  waren  im 
Berichtsjahre  Versuche  der  Industrie,  sich  von  der  Syndikats herr- 
schaft  zu  befreien.  Ende  Januar  wurde  es  bekannt,  daß  der  Verband 
süddeutscher  Industrieller  mit  zwei  leistungsfähigen  Großfirmen  einen 
außersyndikatlichen  Bezug  seiner  Mitglieder  eingeleitet  habe.  Den 
Transport  der  Kohle  übernahmen  die  Rhederei  Daniels  in  Düsseldorf 
und  die  Lagerhausgesellschaft  in  Konstanz.  Kohle  liefern  die  fiskali- 
schen Zechen,,  ferner  de  Wendel,  Freie  Vogel  und  Unverhofft,  sowie 
einige  andere  deutsche  und  holländische  Zechen;  Gießereikoks  wird  von 
der  Gewerkschaft  Auguste  Viktoria  bezogen.  Die  Bedingungen  für  Liefe- 
rung, Abnahme  imd  Zahlung  sind  genau  festgelegt,  die  Preise  nach 
dem  Umfang  des  Bezugs  abgestuft.  Diese  Emanzipation  süddeutscher 
Industrieller  vom  Syndikat  erregte  um  des  Prinzips  willen  großes 
Aufsehen,  obwohl  Preise  und  Bedingungen  so  gehalten  waren,  daß 
für  das  Syndikat  ein  schwerer  Schaden  kaum  erwachsen  konnte.  Am 
8.  Febr.  faßte  der  Arbeitgeberschutz  verband  deutscher  Glasfabriken 
zu  Dresden  eine  Resolution  gegen  das  Kohlensyndikat  und  beauf- 
tragte seinen  Vorstand,  Maßregeln  gegen  seine  Preispolitik  zu  er- 
greifen. Ebenfalls  im  Februar  bot  der  Verband  württembergischer 
Industrieller  seinen  Mitgliedern  zu  billigen  Pi'eisen  die  Kohle  der 
Gewerkschaft  Glückauf segen,  der  Nachfolgerin  der  in  Konkurs  ge- 
gangenen früheren  Syndikatszechen  Crone  und  Felicitas,  an.  Da- 
gegen beschloß  der  Verband  bayrischer  Industrieller  Mitte  März  die 
Ablehnung  ähnlicher  Vorschläge  von  Outsiderzechen;  er  sei  mit  dem 
Bezug  vom  Kohlensyndikat  im  ganzen  zufrieden.  Besonderen  Eindruck 
schien  es  auf  das  Kohlensyndikat  zu  machen,  als  die  Charlotten-, 
die  Konkordia-  und  die  Rolandshütte  langfristige  Kohlenlieferungs- 
verträge zn  vorteilhaften  Bedingungen  mit  der  königlichen  Bergwerks- 
direktion Recklinghausen  abschlössen,  deren  Zechen  ebenso  wie  die 
Gewerkschaft  Freie  Vogel  und  Unverhofft  stark  beschäftigt  waren; 
letztere  Gewerkschaft  hatte  bereits  im  März  ihre  ganze  Produktion 
für    1909/10    verkauft. 

An  der  Politik  des  Kohlensyndikats  haben  zahlreiche  amtliche 
Handelsvertretungen  scharfe  Kritik  geübt.  Zu  praktischer  Stellung- 
nahme gegen  sie  entschloß  sich  die  Handelskammer  zu  Bielefeld,  die 
ajn  10.  Febr.  den  Interessenten  ihres  Bezirks  ein  gemeinsames  Vor- 
gehen zwecks  weiterer  Herabsetzung  der  Preise  durch  die  Kohlen- 
liandelsgesellschaft  oder  zwecks  Kohlenlief emngs vertrage  mit  Nicht- 
Syndikatszechen  in  Aussicht  stellte.  Der  Zentralverband  der  Kohlen- 
händler Deutschlands  erhob  gegen  diese  ,, unberechtigte  Einmischung 
in  das  direkte  Geschäftsleben"  Einspruch.  Die  Handelskammer  habe 
auch  das  Interesse  der  bezirkseingesessenen  Kohlenhändler  zu  ver- 
treten und  dürfe  nicht  gegen  sie  arbeiten.  Hierauf  erwiderte  die 
Handelskammer,  daß  sie  sich  nicht  gegen  die  Händler,  sondern  gegen 
das  Syndikat  wende,  das  den  Händlern  die  Preise  bestimme;  es  sei 
sehr  wohl  ihre  Pflicht,  gegen  eine  Interessentengruppe  Stellung  zu 
nehmen,  die  die  gemeinwirtschaftliche  Lage  bedrohe.  Das  Kohlen- 
syndikat trat  mit  der  Handelskammer  in  Verhandlungen,  welche  zu 
praktischen   Ergebnissen    nicht    geführt    haben. 

Ein  großer  Teil  der  Erbitterung  gegen  die  als  zu  hoch  empfun- 
denen Kohlenpreise  richtete  sich  gegen  die  Kohlenhandelsgesellschaften, 
die  zwischen  dem  Syndikat  und  den  Abnehmern  stehen.  Diese  scheinen 
an  manchen  Orten  hohe  Zwischengewinne  zu  machen,  man  sprach 
von  7  bis  10,  ja  15  Mk.  für  den  Waggon.  Im  Laufe  der  Zeit  sioll 
das  Syndikat  den  Abnehmerkreis  dieser  Untersyndikate  ständig  er- 
weitert haben;  auch  Großabnehmer  in  entlegeneren  Gebieten  müssen 
von  ihnen  beziehen.  Nicht  nur  bei  den  Abnehmern  haben  die  Kohlen- 
handelsgesellschaften  sich  unbeliebt  gemacht,  auch  bei  den  Hütten- 
zechen sowie  mittleren  und  kleineren  reinen  Zechen  haben  sie  Gegner 
gefunden.  Am  17.  Febr.  setzte  das  Kohlensyndikat  eine  Kommission 
zur  Reform  der  Kohlenhandelsgesellschaften  ein.  Während  von  den 
Abnehmern  die  Abschaffung  der  Gesellschaften  und  ihre  Ersetzung 
durch  syndikatliche  Vermittlungsstellen  verlangt  vnirde,  schien  man 
im  Syndikat  lediglich  eine   Beschneidung  der  vielfach  außerordentlich 
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hohen  Zwischengewinne  vorziiliabeii.  Im  Oktober  erstattete  die  Kom- 
mission einen  Bericht,  in  dem  den  Gesellschaften  ein  gutes  Zeugnis 
ausgestellt  wird.  —  Die  Macht  der  Kohlenhandelsgesellschaften  ist 
dadurch  weiter  verstärkt  worden,  daß  die  Wirtschaftliche  Vereini- 
gung deutscher  Gaswerke  zu  Köln,  ein  Kartell  von  etwa  150  Gas- 
anstalten zur  Verwertung  ihrer  Nebenerzeugnisse,  seit  Frühjahr  1908 
den  Kohlenhandelsgesellschaften  den  Vertrieb  von  Koks  übertragen 
hat.   — 

Am  1..  Jan.  wurde  die  Gewerkschaft  Gottfried  Wilhelm  mit  einer 
Beteiligxmg  von  250  000  t  in  das  Syndikat  aufgenommen.  Die  Gewerk- 
schaften Crone  und  Felicitas  mit  einer  Beteiligung  von  204  000  bzw. 
120  000  t  Kohle  und  40  000  bzw.  95  000  t  Koks  schieden  infolge  Kon- 
kurses aus.  Die  Beteiligungsziffer  von  Luise  Tiefbau,  503  089  t  Stein- 
kohle und  192  500  t  Koks,  ging  auf  die  Deutsch-Luxemburgische  Berg- 
werks- und  Hüttengesellschaft  über.  Nächst  Deutsch-Luxemburg  hatte 
Matthias  Stinnes  den  größten  Zuwachs  seiner  Beteiligung  mit  353  000 
Tonnen  zu  verzeichnen,  für  Koks  hatten  Harpener  Bergbau,  Rhein- 
Preußen  und  Carolus  Magnus  einen  Zuwachs  von  je  100  000  t.  —  In 
den  letzten  Dezembertagen  wurden  die  neuen  Beteiligungsziffern,  die 
am  1.  Jan.  1910  in  Kraft  treten  sollten,  veröffentlicht.  Die  Tabelle 
Aveist  70  Beteiligte  auf  gegen  74  1909  und  76  1908.  Altendorf  und 
Gottfried  Wilhelm  sind  von  den  Essener  Steinkohlenbei-gwerken,  Char- 
lotte von  Johann  Deimelsberg  and  Wiendahlsbank  von  Deutsch- 
Luxemburg  aufgenommen  worden.  Von  den  hierdurch  veranlagten 
Verschiebungen  abgesehen  sind  Quotenerhöhungen  für  Kohle  bei 
Minister  Achenbach  und  G^orgsmarienhütte,  für  Koks  bei  Dorstfeld 
und  Phönix  und  für  Briketts  bei  Viktor  zu  erwähnen.  Im 
ganzen  betrugen  die  Beteiligungsziffern  im  Rheinisch-Westfälischen 
Kohlensyndikat   für 

Kohle  Koks  Briketts 

1.  Januar  1908  .     .      76  676  457  14  142  850  3  212  810 

1.         „        1909.     .      77  934  834  14  407  350  3  488  910 

1.         „        1910.     .      78  159  834  14  587  350  3  746  910 
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Die  im  November  1908  nach  Ueberwindimg  des  Widerstands  des 
Lothringer  Hüttenvereins  und  der  Mansfelder  Kupferschiefer  bauen- 
den Gesellschaft  scheinbar  erledigte  Hüttenzechenfrage  tauchte  im 
Berichtsjahre  wieder  auf.  Die  Gewerkschaft  Kaiser  Friedrich  zu  Barop, 
die  sich  bei  der  Bemessung  ihrer  Beteiligungsziffer  im  Syndikat  be- 
nachteiligt glaubte,  verweigerte  ihre  Zustimmung  zu  der  Abänderung 
der  Satzrungen,  um  hierdurch  Vorteile  für  sich  hei-auszuschlagen.  Am 
7.  Mai  setzte  der  Grubenvorstand  eine  Kommission  ein,  die-  mit  dem 
Syndikat  erfolgreiche  Verhandlungen  begann.  Am  6.  Aug.  ^vurde  der 
Hüttenzechenvertrag  mit  Wirknmg  vom  i.  Juli  notariell  festgemacht. 
Durch  diesen  wird  der  Vorsprung  der  Hüttenzechen  vor  den  übrigen 
Zechen  zwar  anerkannt,  seine  weitere  Ausdehnung  jedoch  verhindert^). 

Die  Fusion  kleinerer  Zechen  innerhalb  des  Syndikats  hat 
weitere  Fortschritte  gemacht.  Im  Dezember  1908  wurden  die  Kuxe 
der  Gewerkschaft  Charlotte  durch  die  Gewerkschaft  Johann  Deimels- 
berg angekauft.  In  der  Grewerkenversammlung  der  letzteren  führte 
der  Vorstand  aus,  die  Gewerkschaft  wäi'e  mit  ihrer  Beteiligung  von 
nur  24  000  t  nicht  in  der  Lage,  ihre  durch  Neubauten  gestärkte 
Leistungsfähigkeit  auszunutzen;  die  Grube  könnte  die  Beteiligungs- 
ziffer von  Charlotte  (120  000  t)  gut  mitfördern.  Für  den  Kux  der 
Gewerkschaft  Charlotte,  deren  Anlagen  veraltet  waren,  wurden 
800  Mk.  gezahlt;  die  Verbindlichkeiten  der  Gewerkschaft  übernahm 
die  Käuferin.  Die  tatsächliche  „Bezahlung  für  die  Tonne  Beteiligung"^ 
betrug  8  Mk.  Dieser  Verkauf  gewann  ein  besonderes  Interesse  d^- 
dui'ch,  daß  die  Gemeinde  Altendorf,  in  deren  Gebiet  die  Charlotte  lag, 
Einspruch  erhob.  Vor  sechs  Jahren  hatte  die  Concordia  in  diesem 
Gemeindegebiet  die  Grube  Steingatt  gekauft,  auf  der  1000  Mann  be- 
schäftigt waren,  und  sie  stillgelegt.  Im  Jahre  1908  hatten  die  Essener 
Steinkohlenbergwerke   die    Zeche   Altendorf   erworben   und   ihre   Beleg- 


1)  S.   Berl.   Jahrbuch    1908,    I,    S.    137. 


V.    Wirtschaftliche    Entwickluns:    in    Berlin.     B.    Kartelle. 


161 


scliaft  von  600  auf  300  Mann  vermindert.  Als  nunmehr  Charlotte  von 
Johann  Deimelsberg  erworben  werden  und  in  etwa  zwei  Jahren  auch 
der  Stillegung  anheimfallen  sollte,  erhob  die  Gemeinde  Altendorf  Ein- 
spruch auf  Grund  des  §  65  des  Allgemeinen  Berggesetzes,  der  die  Still- 
k'gung  eines  Werkes  verbietet,  wenn  überwiegende  Gründe  des  öffent- 
lichen Interesses  für  die  Fortführung  des  Betriebes  sprechen,  und 
auf  Grund  des  §  115,  der  den  Gewerken  (die  Gemeinde  besitzt  einen 
Kux)  das  Recht  zum  Einspruch  gegen  einen  Verkauf  gewährt,  wenn 
ein  solcher  die  Gewerken  schädigen  würde.  Die  Gewerkschaft  betonte 
gegenüber  diesen  Einsprüchen,  daß  die  Stillegung  nicht  zu  umgehen 
sei    aus    Gründen    der    Rentabilität. 

Für  die  Zukunft  des  Kohlensj-ndikats  wichtig  war  der  Entschluß 
der  Gelsenkirchener  Bergwerks-Aktiengesellschaft,  ihr  Kapital  um  60 
Millionen  Mark  zu  verstärken  zwecks  Anlegung  von  Hochöfen,  Bau  eines 
Stahlwerks  und  Anlage  von  Einrichtungen  für  die  Weiterverarbeitung 
der  Eisenerzeugnisse.  Die  Aufwendungen  sollen  in  den  Jahren  1909 
bis  1912  gemacht  werden.  In  erster  Linie  ist  diese  Steigerung  der 
Leistungsfähigkeit  für  den  Stahlwerksverband  wichtig,  aber  auch  für 
das  Kohlensyndikat.  Gelsenkirchen  hatte  für  Kohle  am  1.  Jan.  eine 
Beteiligungsziffer  von  8  698  000  t,  für  Koks  eine  solche  von  1  726  808  t. 
Das  Hüttenzechen-Kontingent  von  Gelsenkirchen  beträgt  aber  nach 
dem  Vertrag  vom  6.  Aug.  nur  72  400  t.  Der  Ausbau  des  Werks  in 
der  Richtung  der  Eisenverarbeituiig  muß  bei  der  nächsten  Erneuerung 
des  Kohlensyndikats  Greisenkirchen  zwingen,-  in  sehr  viel  höherem 
Maße  von  seiner  tatsächlichen  Hüttenzecheneigenschaft  Gebrauch  zu 
machen,  so  daß  die  Schwierigkeiten  einer  Erneuerung  des  Kohlen- 
syndikats durch  diese  Kapitals  Vermehrung  bei  Gelsenkirchen  wesentlich 
verstärkt    werden    dürften. 


Expansions- 
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2.    Deutscher    St  a  h  1  w  e  r  k  s  v  e  r  b  a  n  d. 

Wie  in  den  Kreisen  des  Rheinisch-Westfälischen  Kohlensyndikates, 
so  erregten  in  denen  des  deutschen  Stahlwerks  Verbandes  die  Er- 
weiterungspläne von  Gelsenkirchen  großes  Aufsehen.  Die  Aktiengesell- 
schaft Gelsenkirchen  war  ursprünglich  reine  Kohlenzeche,  bis  sie  im 
Jahre  1904  den  Schalker  Gruben-  und  Hüttenverein  und  den  Aachener 
Hüttenverein  Rote  Erde  in  sich  aufnahm.  Seitdem  gehörte  Gelsen- 
kirchen zu  den  gemischten  Werken,  doch  lag  sein  Schwerpunkt  in 
der  Bergwerksindustrie.  Neben  ausgedehnten  Kohlenfeldern  besaß 
Gelsenkirchen  bedeutende  Eisengruben  in  Lothringen  und  Luxemburg, 
auch  Beteiligungen  an  französischen  Eisengruben.  Weniger  wichtig 
als  die  Bergwerksbetriebe  war  der  Hütten-  und  Walzwerksbetrieb. 
Immerhin  war  die  Produktion  der  Anlagen  in  Rote  Erde  und  Esch- 
weiler so  erheblich,  daß  Gelsenkirchen  im  Stahlwerksverband  eine 
Beteiligungsziffer  von  508  604  t  besaß.  Im  April  des  Berichtsjahres 
wurde  bekannt,  daß  die  Gesellschaft  durch  Ausgabe  von  26  Mill.  neuer 
Aktien  und  20  Mill.  Mk.  Obligationen  60  Mill.  Mk.  sich  zu  beschaffen 
wünschte.  Diese  Mittel  sollten  dazu  dienen,  in  Esch  und  Deutsch- 
Oth  zu  den  vorhandenen  Hochöfen  neue  zu  bauen  und  ein  großes 
Stahlwerk  anzulegen,  sowie  die  Anlagen  in  Rote  Erde  und  Esch- 
weiler in  der  Richtung  auf  Weiterverarbeitung  der.  Walzwerksprodukte 
auszubauen.  Durch  diese  Erweiterungen  wird  der  Schwerpunkt  der 
Gesellschaft  von  dem  Bergw^erksbetriebe  nach  dem  Hüttenbetriebe  ver- 
legt. Die  Neuanlagen  sollen  in  den  Jahren  1909 — ^1912  voi'genommen 
werden.  Im  Jahre  1912  aber  (am  30.  Juni)  läuft  der  Stahlwerks- 
verband  ab.  Bei  seiner  Erneuerung  wird  Gelsenkirchen  eine  erheb- 
liche Steigerung  seiner  Beteiligungsziffer  fordern  können  und  müssen. 
Während  die  Gesellschaft  mit  ihrer  Gesamtbeteiligung  von  508  604  t 
für  A-  und  B-Produkte  zu  den  Verbandsmitgliedern  von  mittlerer 
Bedeutung  gehörte,  wird  sie  ihren  Beteiligimgsanspruch  vielleicht  ver- 
doppeln und  dann  mit  ihrer  Beteiligung  die  Aktiengesellschaft  Friedrich 
Krupp  (976  917  t  Beteiligung)  und  die  Gewerkschaft  Deutscher  Kaiser 
(974  325  t)  noch  übertreffen  und  nur  vielleicht  hinter  dem  Phönix 
zurückstehen,  der  eine  Beteiligung  von  1  129  531  t  besitzt.  Die  Ver- 
mehrung   der    Beteiligungsziffer    wird    gerade    bei    den    Produkten    B 

liorl/.Iahrb.    L    Handel  u.    Ind.    1909.     I.  11 


Gelsenkirchen. 


162 


Teil  I.    Allgemeine  Entwicklung. 


Preispolitik  des 

Stahl  Werks - 

Verbandes. 


Stahlwerks - 
verband  un>l 

reine 
Walzwerke. 


(bisher  nur  225  000  t)  eintreten,  wodurch  das  allgemeine  Wettlaufen 
um  möglichst  hohe  Beteiligung  in  diesen  Produkten,  da-s  schon  die 
Erneuerungs Verhandlungen  des  Stahlwerksverbandes  im  Jahre  1907  sehr 
erschwerte,  weiter  gesteigert  werden  muß.  Aber  auch  die  Verstärkung 
der  Hütten-  und  Stahlwerksproduktion,  die  die  Gesellschaft  plant,  ist 
deshalb  von  erheblicher  grundsätzlicher  Bedeutimg,  weil  die  Gesell- 
schaft ihren  Schwerpunkt  nach  Esch  und  Deutsch-Oth,  also  in  das 
Minetterevier,  verschiebt,  welches  ein  Einsatzmaterial  für  die  Hoch- 
öfen liefert,  das  früher  wenig  wertvoll  schien  und  mit  dem  ausländi- 
schen Erz  nicht  konkurrieren  konnte,  seit  Anwendung  des  elektrischen. 
Stroms  im  Hüttenwesen  zu  großer  Bedeutung  gelangt  und  vielleicht 
geeignet  ist,  in  der  deutschen  Eisenindustrie  große  Wandlungen  hervor- 
zunifen.  —  Durch  die  neue  Kapitalsvennehrung  beläuft  sich  das 
Aktienkapital  von  Greisenkirchen  nunmehr  auf  150  Mill.  Mk.,  das  Ob- 
ligationenkapital auf  70  Mill.  Mk.,  während  der  Phönix  100  Mill.  Mk. 
Aktienkapital  und  35  Mill.  Mk.  Obligationen  besitzt.  Beide  über- 
trifft nur  noch  Krupp  mit  180  Mill.  Mk.  Aktienkapital  und  84  Mill. 
Mark  Obligationen.  Von  ähnlicher  Bedeutung  sind  die  Thyssenschen 
Werke,  üt^r  deren  Kapitalbeträge  im  einzelnen  nichts  bekannt  ist. 
Nach  dem  Vorgange  von  Gelsenkirchen  ^vurden  weitere  Verschmel- 
zungen und  Vergrößei-ungen  in  der  Montanindustrie  erwartet.  Das 
Ausscheiden  Thyssens  aus  der  Verwaltung  von  Gelsenkirchen,  in  die 
er  1904  nach  der  Fusion  mit  Schalke  gekommen  war,  gab  Anlaß  zu 
der  Vemiutung,  daß  er  eigene  Pläne  im  lothringisch-luxemburgischen 
Montangebiet  verfolge.  Ein  Gerücht  von  einer  bevorstehenden  Fusion 
der  Gewerkschaft  Deutscher  Kaiser  mit  der  Deutsch-Luxemburgischen 
Bergwerks-  und  Hüttengesellschaft  bewahrheitete  sich  nicht.  Im  Mittel- 
punkt der  Gerüchte  stand  weiter  das  Eisen-  und  Stahlwerk  Hösch, 
jetzt  ein  mittlerer  Betrieb  mit  einer  Beteiligung  von  454  509  t  im 
Stahlwerksverband.  In  der  von  Gelsenkirchen  geplanten  Verstärkung 
der  Montanproduktion  und  dem  Uebergang  zur  Weiterverarbeitung 
wurde  vielfach  eine  Erschwernis  für  die  Erneuerung  des  Stahlwerks- 
verbandes im  Jahre  1912  gesehen,  da  man  annahm,  daß  das  Beispiel 
von   Gelsenkirchen  nicht   vereinzelt    bleiben   werde. 

Die  Preispolitik  des  Stahlwerksverbandes  war  während  des  ganzen 
Jahres  stetig,  nach  Ansicht  seiner  Gegner  starr.  Nachdem  zum  1.  Jan, 
und  1.  Juli  1908  der  Halbzeugpreis  um  10  bzw.  5  Mk.  pro  Tonne,  und 
am  27.  Nov.  auch  der  Preis  für  den  Verkauf  von  Formeisen  um  5  Mk.,  bei 
einem  Mindestwinterbezug  von  200  000  t  um  10  Mk.,  ermäßigt  war, 
verstand  sich  das  Syndikat  zu  keiner  weiteren  Preisherabsetzung.  Für 
das  Auslandsgeschäft  mußten  jedoch  schwere  Opfer  gebracht  werden; 
insbesondere  wurde  über  billige  Halbzeugverkäufe  ins  Ausland 
berichtet,  durch  die  die  deutsche  Konkurrenzfähigkeit  im  Auslands- 
geschäft schwer  geschädigt  ^vurde.  Auch  die  Exportbonifikationen,  die 
der  Stahlwerksverband  in  Höhe  von  15  Mk.  pro  Tonne  Halbzeug  ge- 
währte, bot  nur  einen  teilweisen  Ausgleich  für  diesen  Uebelstand. 
Für  das  2.  Quartal  1910  hat  der  Stahlwerks  verband  bereits  wieder 
die  Exportbonifikation  ermäßigt,  da  im  Auslandsmarkt  die  Preise  für 
Fertigfabrikate   gestiegen   seien. 

Die  Hochhaltung  der  Halbzeugpreise  durch  den  Stahlwerksverband 
und  die  ständig  ungünstige  Mai*ktlage  des  nichtsyndizierten  Stabeisens 
ließen  den  Notstand  der  reinen  Walzwerke  unvermindert  fortdauern^). 
Die  im  Vorjahr  eingereichte  Petition  der  reinen  Stahlwerke  auf  Auf- 
hebung der  Zölle  für  Schrott,  Roheisen  und  Halbzeug  gelangte  zusammen 
mit  einer  Resolution  Becker-Arnsberg,  welche  bei  der  Ausfuhr  von 
Walzeisen  Einfuhrscheine  für  die  zollfreie  Einfuhr  von  Roheisen,  Halb- 
zeug und  Schrott  erstrebte,  am  6.  Febr.  im  Reichstag  zur  Sprache. 
Der  Abg.  Becker  führte  Beispiele  für  die  Preispolitik  des  Stahlwerks - 
Verbandes  an.  Platinen  zur  Feinblechfabrikation,  die  in  Deutschland 
104  Mk.  franko  Werk  bei  einer  Ausfuhrvergütung  von  15  Mk.  kosteten, 
wurden  etwas  vorher  für  80  Mk.  cif  Glasgow  verkauft,  Ende  1907 
fob  Antwerpen  zu  82  Mk.  Ende  1908  kosteten  Knüppel  für  Stab- 
eisenfabrikation   und    Platinen    zur    Plechfabrikation    in    Deutschland 
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^5 — 97,50  Mk.  ab  Schnittpunkt,  also  frei  Werk  etwa  1,50  Mk.  melir, 
während  sie  fob  Antwerpen  zn  73,6  Schilling  verkauft  wurden.  Durch 
diese  Preisstellung  machten  die  Stahlwerksverbandsmitglieder  den 
reinen  Walzwerken  einen  lohnenden  Export  unmöglich.  Aber  auch 
im  Inland  machten  sie  ihnen  Konkurrenz.  Da  sich  die  gemischten 
Werke  das  Halbzeug  billiger  berechnen  konnten,  als  es  die  reinen 
Werke  kaufen  müssen,  hatten  sie  Stabeisen  1908  mit  bis  zu  90  Mk. 
herab  angeboten,  während  vorgewalzte  Blöcke,  der  Rohstoff  für  schweres 
Stabeisen,  zu  87,50  Mk.  verkauft  wurden;  dabei  betragen  die  Um- 
wandlungskosten des  Rohmaterials  in  Stabeisen  (nach  Angabe  der 
gemischten  Werke  bei  den  kontradiktorischen  Verhandlungen)  25  Mk. 
pro  Tonne,  Diese  Preispolitik  sei  nur  durch  das  Bestreben  zu  er- 
klären, die  reinen  Werke  tot  zu  machen.  —  Dem  Abg.  Becker  ent- 
gegnete der  Abg.  Graf  Kanitz  mit  einer  Verteidigung  des  Stahlwerks- 
verbands. Er  teilte  mit,  daß  die  am  18.  Dez.  des  Vorjahres  in  Düssel- 
dorf im  Beisein  des  Handelsministers  Delbrück  und  des  damaligen 
Staatsseki'etärs  des  Innern  von  Bethmann  Hollweg  stattgefundenen  Ver- 
handlungen dargetan  hätten,  daß  die  gemischten  Werke  8,40 — 9,40  Mk. 
pro  Tonne  weniger  Selbstkosten  hätten  als  die  reinen  Werke.  Dazu 
komme  noch  der  Transport  der  Ware  vom  Stahlwerk  zum  reinen 
Walzwerk  mit  etwa  10  Mk.  Hieraus  erkläre  sich  das  Zurückbleiben 
der  reinen  Walzwerke  hinter  den  gemischten  Werken.  Sodann  sei 
festgestellt,  daß  der  Stahlwerks  verband  zurzeit  im  Inland  das  Halb- 
zeug zu  einem  unter  oder  dicht  an  den  Produktionskosten  stehen- 
den Preise  verkaufe.  Eine  Bevorzugung  des  Auslandes  finde  zurzeit 
nicht  statt.  Der  Redner  versicherte  nach  einem  scharfen  Angriff  auf 
das  Kohlensyndikat  die  reinen  Walzwerke  seines  Wohlwollens,  sprach 
sich  aber  gegen  die  Einführung  von  Einfuhr  scheinen  aus ;  eine  solche 
Maßregel  werde  einer  völligen  Aufhebung  der  Eisenzölle  gleichkommen. 
Er  wies  auf  die  Möglichkeit  hin,  daß  die  reinen  Walzwerke  das  Roh- 
eisen im  Wege  des  Veredlungs Verkehrs  beziehen  könnten.  Als  dritter 
Redner  sprach  der  Abg.  Dr.  Stresemann.  Man  müsse,  wenn  möglich, 
den  Arbeitern  der  reinen  Werke  insbesondere  des  Siegerlandes  ihre 
Arbeitsgelegenheit  erhalten.  Auch  leuchte  es  nicht  ein,  daß  da,  wo 
das  Erz  gelagert  sei  und  die  Roheisenherstellung  stattfinde,  nicht 
auch  die  Weiterverarbeitung  eine  Stätte  haben  solle.  Staatshilfe  sei 
deshalb  angebracht.  Aber  wenn  auch  die  Einfuhrscheine  nicht  den 
ganzen  Eisenzoll  illusorisch  machten,  so  könne  durch  sie  eine  Be- 
wegung entfacht  werden,  die  überhaupt  auf  Beseitigung  des  Eisenzolls 
hinai'beite.  Deshalb  müsse  man  nach  ajidern  Mitteln  sich  umsehen, 
den  Walzwerken  zu  helfen.  Die  Walzwerke  im  Siegerländer  Revier 
würden  es  dankbar  begrüßen,  wenn  dort  unter  Beteiligung  des  Staates 
ein  Stahlwerk  errichtet  werden  könnte. 

Die  Anregung,  den  Walzwerken  des  Sieg-  und  Lennegebiets  Mittel 
zur  Errichtuno-  eines  großen  Martinwerks  zur  Verfügung  zu  stellen, 
wurde  in  der  Presse  viel  kommentiert.  Die  Gegner  des  Plans  wandten 
ein,  andere  Walzwerke  hätten  sich  aus  eigener  Kraft  Stahlwerke  an- 
gegliedert ;  es  sei  unbillig,  den  einen  zu  geben,  was  die  andern  nicht 
erhalten.  Sodann  zweifelte  man  an  der  Durchführbarkeit  des  Plans. 
Die  Walzwerke  im  Sieg-  und  Lennegebiet  hätten  einen  Bedarf  von 
200  000  t  Halbzeug  pro  Jahr.  Die  Anlage  eines  Stahlwerks  mit  dazu 
gehörigem  Blockwalzwerk  und  mit  Hochöfen,  die  den  jährlichen  Roh- 
eisenbedarf des  Stahlwerks  von  65 — 75  000  t  decken  könnten,  werde 
20  Mill.  Mk.  kosten.  Mit  diesen  Mitteln  werde  zwar  eine  Unab- 
hängigkeit vom  Stahlwerksverband  erreicht,  nicht  aber  eine  finanzielle 
Verbesserung.  Ein  Siemens-Martinstahlwerk  dieses  Umfanges  werde 
den  Schrottpreis  so  sehr  treiben,  daß  es  teurer  als  ein  Thomaswerk 
arbeiten  würde.  Die  Anhänger  des  Gedankens  wiesen  auf  die  tech- 
nische Neuerung  hin,  daß  50—60  o/o  flüssiges  Roheisen  im  Martin- 
ofen verwandt  werden  könnten  und  durch  diese  Neuerung  der  all- 
gemeine Schrottpreis  sich  verbilligen  würde.  In  diesem  Falle  arbeite 
ein  Martinwerk  nicht  teurer  als  ein  Thomaswerk.  Am  10.  April  fand 
eine  Versammlung  von  Vertretern  reiner  Walzwerke  und  reiner  Hoch- 
öfen statt,  die  über  die  Errichtung  eines  eigenen  Stahlwerks  mit 
staatlicher  Beihilfe  beriet.    Es  wurde  eine  Kommission  zur  Beschaffung 
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von  Unterlagen  gebildet,  über  deren  Tätigkeit  nichts  bekannt  geworden 
ist.  Am  20.  Sept.  fand  in  Hagen  eine  Versammlung  des  Vereins  der 
Halbzeug-  nnd  Roheisenverbraucher  statt.  In  dieser  wurde  betont, 
daß  die  Notlage  der  reinen  Werke  fortdauere  mid  sich  nach  Auflösung 
der  Roheisensyndikate  auf  die  reinen  Hochöfen  übertragen  habe.  Eine 
Resolution  wiederholte  die  Forderung  der  Aufhebung  der  Zölle  auf 
Roheisen,  Halbzeug  und  Schrott,  zum  mindesten  aber  der  Einführung 
von  Einfuhrscheinen.  Endlich  forderte  die  Versammlung  eine  Ver- 
öffentlichung der  Ergebnisse  der  Besprechiuigen  der  Regierung  mit 
den  Interessenten,  da  der  vertrauliche  Charakter  der  Verhandlungen 
nicht  gewahrt,  durch  die  Indiskretionen  aber  in  der  Oeffentlichkeit 
der  Eindruck  erweckt  sei,  als  ob  sich  die  Klagen  der  Halbzeug- 
verbraucher als  unbegründet  erwiesen  hätten.  Eine  solche  Veröffent- 
lichung  ist    nicht   erfolgt. 

Die  günstigen  Preise  für  Halbzeug  imd  die  völlig  unlohnenden 
Preise  für  Walzware  haben  im  Berichtsjahr  Siemens-Martinstahl- 
werfce  veranlaßt,  den  Walzbetrieb  einzuschränken  und  Halbzeug  zu 
verkaufen.  Einer  so  entstehenden  Konkurrenz  suchte  der  Stahlwerks- 
verband dadurch  zu  begegnen,  daß  er  mit  der  Hüstener  Gewerkschaft 
zu  Arnsberg  ein  bis  zum  30.  Jimi  1912  laufendes  Abkommen  traf, 
nach  dem  er  zu  einem  bestimmten  Pl'eise  der  Gewerkschaft  jährlich 
1000  t  Halbzeug  abnimmt.  Die  Hüstener  Gewerkschaft  darf  an  drei  Walz- 
werke weiter  liefern,  darüber  hinaus  dem  Stahlwerksverband  jedoch 
keine    Konkui'renz    machen. 

Nachdem  am  26.  Nov.  des  Vorjahres  eine  Versammlung  von  Ver- 
tretern der  vier  Trägerhändlervereinigungen  von  Süddeutschland,  Rhein- 
land-Westfalen, Nordwest-Mitteldeutschland  und  Berlin  in  Düsseldorf 
unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  des  Stahlwerksverbandes  die  Ver- 
längerung der  Trägerhändlervereinigungen  beschlossen  und  der  Stahl- 
werksverband durch  Rundschreiben  vom  10.  Dez.  sein  Einverständnis 
erklärt  hatte,  wurde  im  Januar  des  Berichtsjahres  auch  die  nordost- 
deutsche Trägerhändlervereinigung  erneuert.  Sie  wurde  jedoch  nur 
für  die  Absatzgebiete  Brandenburg,  Pommern,  Ost-  und  Westpreußen 
abgeschlossen,  w^ährend  für  Schlesien  und  Posen  infolge  des  Gegen- 
satzes der  schlesischen  Montangesellschaft,  der  Werksfirma  der  Ver- 
einigten Königs-  und  Laurahütte,  zu  den  älteren  Händlerfirmen  eine 
Einigung  nicht  herbeigeführt  werden  konnte.  Von  den  innerhalb  der 
großen  Trägerhändlervereinigungen  gebildeten  Trägerverkaufskontoren 
ging  zu  Beginn  des  Berichtsjahres  das  für  Hannover  infolge  der  Kon- 
kurrenz der  neubegründeten  Werksfirmeni)  mit  den  alteingesessenen 
Händlern  ein.  Im  Juni  erfuhren  die  Verträge  des  Stahlwerlvs Verbandes 
mit  der  süddeutschen  Trägerhändlervereinigung  eine  gründliche  Re- 
vision, bei  der  die  bisherigen  23  Unterverbände  aufgelöst  und  sämt- 
liche Händler  direkt  der  Vereinigiuig  angeschlossen  wurden  und  der 
Stahlwerksverband  den  süddeutschen  Händlern  eine  Herabsetzung  der 
Preise  für  den  Konsum  auflegte.  Auch  mit  den  übrigen  Trägerhändlern 
entstanden  Differenzen,  welche  den  Stahl"werksverband  im  Juni  veran- 
laßten,  in  der  Presse  gegen  die  Händler  Stellung  zu  nehmen,  welche 
auch  bei  direkter  Lieferung  der  Werke  an  Großkonsumenten  von  diesen 
Vergütungen  berechnen,  welche  nur  gerechtfertigt  wären,  wenn  der 
Konsument   von   dem   Lager    des    Händlers    beziehe. 

Der  im  Vorjahr  zustande  gekommene  Walzdrahtverband  bemühte 
sich  mit  Erfolg,  in  den  von  ihm  abhängigen  Verfeinerungsindustrien 
gleichfalls  die  Konkurrenz  einzudämmen.  Am  11.  Jan.  wurde,  nach- 
dem schon  vorher  die  Preise  etwas  angezogen  hatten,  eine  Konvention 
für  gezogene  Draht«  und  Drahtstifte  gegründet,  die  die  Preise  um 
10 — 12  o/o  heraufsetzte.  Am  20.  Jan.  beschloß  der  Walzdrahtverband, 
mit  dieser  Preiskonvention  einen  Schutzvertrag  abzuschließen ;  der 
Walzdi-ahtverband  liefert  an  Nichtmitglieder  der  Preiskonvention  zu 
teureren  Preisen  als  an  die  angeschlossenen  Drahtziehereien  und  Stift- 
fatriken.  Die  Preiskonvention  besitzt  eine  lose  Organisation  nur  mit 
einer  Zentrale  für  Revision  und  Statistik.  Sie  kann  gekündigt  werden, 
sobald  eine  neue   Konkurrenz    mit   25  000  t   Jahresproduktion   auf   den 
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Markt  tritt.  Infolge  der  losen  Organisation  entstanden  im  Mäi'z 
Schwierigkeiten,  die  jedoch  behoben  wurden,  so  daß  im  April  173 
Werke,  die  etwa  99  o/o  der  Gesamterzeugung  herstellen,  angeschlossen 
wBJ-en.  IJm  die  Jahresmitte  trat  das  Bestreben  hervor,  aus  der  losen 
Konvention  ein  festgeschlossenes  Syndikat  zu  machen.  Die  expoii>ieren- 
den  Werke  bauten  die  im  Vorjahre  angeknüpften  Beziehungen  zu 
belgischen  und  amerikanischen  Produzenten  aus  und  vermochten  im 
Exportgeschäft   gleichfalls    Preiserhöhungen    durchzusetzen. 

Pur  Stabeisen  hatte  der  Stahlwerks v-erband  gegen  Ende  des  Vor- 
jahres wiederum  eine  Syndizierung  versucht.  Die  Verhandlungen  zogen 
sich  mit  wechselnden  Aussichten  bis  Mitte  März  hin,  führten  jedoch 
zu  keinem  Ergebnis,  da  die  Werke  sich  nicht  über  die  Beteiligungs- 
ziffern .einigen  konnten.  Infolgedessen  wurde  von  dem  Stalilwerk 
Hösch  der  Vorschlag  gemacht,  von  einem  geschlossenen  Syndikat  Ab- 
stand zu  nehmen  und  nur  eine  Art  Halbkartell  abzuschließen.  Die 
Produktion  sollte  quotisiert  werden.  Auf  eine  Ueberschreitung  der 
Quote  wurde  eine  Abgabe  von  30  Mk.  pro  Tonne  gesetzt.  Innerhalb  der 
Quote  sollte  jedes  Werk  für  jede  zum  Versand  gebrachte  Tonne  5  Mk. 
zahlen.  Diese  Summen  sollten  verwandt  werden  zu  Ausfuhrvergütungen 
von  15  Mk.  für  die  Tonne.  Betreffs  Verkauf  im  Inland  und  Ausland 
sollten  die  Werke  völlig  frei  sein,  eine  Besserung  der  Marktlage  ver- 
•  sprach  man  sich  lediglich  durch  Ablenkung  der  Produktion  ins  Aus- 
land. Auch  dieser  Vorschlag  scheiterte  an  der  Unmöglickkeit,  Be- 
teiligungsquoten festzustellen,  die  allen  Wünschen  entsprachen.  Erst 
als  die  Konjunktur  sich  wieder  besserte,  gelang  es  am  30,  Sept.,  füi* 
Stabeisen  eine  lose  Konvention  zu  begründen.  Die  dem  Stahlwerksverband 
angehörigen  Werke  beschlossen,  bis  zum  15.  Dez.  nicht  über  das 
1.  Quartal  1910  hinaus  und  nicht  unter  102  Mk,  Basis  Oberhausen 
zu  verkaufen.  Die  Bestrebungen,  an  die  Stelle  dieser  losen  Konvention 
ein  festgefügtes  Syndikat  zu  setzen,  führten  im  Berichtsjahr  zu  keinem 
Erfolg.  *  : 

Bewährt  haben  sich  im  großen  und  ganzen  die  Stabeisenhändler- 
verbände. Zwar  konnten  sie  ein  Herabgehen  der  Stabeisenpreise  nicht 
hindern,  doch  haben  sie  im  allgemeinen  den  Verdienst  der  Händler 
auf  einer  angemessenen  Höhe  gehalten.  Der  Berliner  Stabeisenhändler- 
verband gelangte  im  Mai  durch  Austritt  der  Firma  Steffens  &  NöUe 
zui'  Auflösung.  Die  Preise  sanken  schnell,  so  daß  die  Interessenten 
Erneuerungsverhandlungen  aufnahmen,  die  im  Juli  Erfolg  hatten.  Der 
erneuerte  Stabeisenverband  setzte  sofort  die  gesunkenen  Preise 
wieder  herauf.  Im  Oktober  gelang  es,  der  bis  dahin  losen  Vereinigung 
festere   Formen   zu   geben. 

Dagegen  ist  es  nicht  möglich  gewesen,  für  Blech  Verbände  zu 
schaffen.  In  einer  Sitzung  zur  Liquidation  des  alten  Grobblech- 
verbandes, die  Anfang  Januar  in  Köln  stattfand,  trat  der  Wunsch 
nach  einem  Grobblechsyndikat  erneut  hervor.  Die  Interessenten  wählten 
einen  Ausschuß,  der  am  14.  Jan.  in  Köln  zusammentrat.  Die  Aus- 
sichten schienen  günstig,  da  die  Firma  de  Wendel,  die  bis  dahin 
stets  Hindernis  einer  Grobblechsyndizierung  gewesen  war,  zwar  keine 
Bereitwilligkeit,  einem  Kartell  beizutreten,  aber  doch  die  Bereitwillig- 
keit, Abmachungen  eines  Syndikats  zu  respektieren,  bekundet  hatte. 
Nach  umfangreichen  statistischen  Vorarbeiten  und  vergeblichen  Ver- 
handlungen (22.  Jan.,  12.  März,  25.  Mai)  \^mrden  die  Bestrebungen  auf- 
gegeben, nachdem  eine  Einigung  über  die  Beteiligungsziffem  aus- 
sichtlos erschien.  Im  Oktober  ^vurden  die  Verhandlungen  wieder  auf- 
genommen, die  Mitte  November  zu  einer  losen  Konvention  führton. 
Dies  Eisen-  und  Stahlwerk  Hösch  gehörte  der  neuen,  provisorischen 
Vereinigung  nicht  an.  Die  Werke  verpflichteten  sich,  nur  bis  Ende  des 
1.  Quartals  1910  und  nicht  unter  einem  Mindestgrundpreis  von  110  Mk. 
für  gewöhnliche  Grobbleche  und  120  Mk,  für  Kesselbleche  zu  verkaufen. 

Eine  wichtige  Fusion  in  dem  ost-  und  mitteldeutschen  Eisenhandel 
wurde  durch  einen  Aufsichtsratsbeschluß  der  Ravene  Akt. -Ges.  vom 
12.  Okt.  eingeleitet,  der  G^nei-al Versammlung  eine  Erhöhung  des  Aktien- 
kapitals um  141/2  auf  23  Mill.  und  des  Obligations kapitals  um  41/2  ^'^f 
71/2  Mill.  Mk.  vorzuschlagen.  Die  Kapitalsbeschaffung  sollte  zum 
Erwerb  der  Eisenhandelsuntemehmen  der  Firmen  Mc.   I.  Caro  &  Sohn 
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und  Eduard  Lindner  zu  Berlia  und  Breslau  und  zu  einer  Beteiligung- 
bei  der  Leipziger  Firma  C.  F.  Weithas  Nachfolger  dienen.  Die  Gesell- 
schafD   wird   Deutsciher   Eisenhandel    Akt.-Ges.    firmieren. 
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Bindung'  der 
neuen  "Werke. 


3.    Kalisyndikat. 

Die  deutsche  Kaliindustrie  ist  während  des  ganzen  Berichtsjahres 
durch  heiße  Kämpfe  um  die  Erneuerung  des  Kalisyndikats  erschüttert 
worden.  Nachdem  am  2.  Juli  des  Vorjahres  dem  Aufsichtsrat  ein 
Entwurf  eines  neuen  Syndikatsvertrags  zugegangen  war,  hatte  die 
ganze  zweite  Hälfte  des  Vorjahres  unter  dem  Zeichen  von  Beratungen 
und  Verhandlungen  gestanden.  Die  von  der  Generalversammlung  des 
Kalisyndikats  vom  15.  Dez.  eingesetzte  Kommission  zur  Vorbereitung 
eines  neuen  Syndikatsvertrages  sah  sich,  als  sie  zu  Beginn  des  Be- 
richtsjahres ihre  Arbeit  aufnalun,  vor  kaum  lösbare  Probleme  ge- 
stellt. Die  größte  Klippe  aller  Syndikatsverhandlungen,  die  Frage 
der  Beteiligungsziffer,  wurde  anfangs  dadurch  gemieden,  daß  man 
diese  Hauptfrage  einstweilen  zurückstellte.  Aber  auch  in  Einzelfragen 
herrschte  größte  Meinungsverschiedenheit.  Drei  geforderte  Aende- 
rungen  des  Syndikatsvertrags  bildeten  die  Hauptstreitpunkte.  Einmal 
wünschten  alle  diejenigen  Werke,  die  mit  der  bisherigen,  wissenschaft- 
lich sehr  verdienten,  aber  wie  man  meinte,  stark  bureaukratischen 
Syndikatsleitung  unzufrieden  waren,  die  Verlegung  des  Syndikats- 
sitzes nach  Berlin,  wo  man  mit  der  deutschen  Landwirtschaftsgesell- 
schaft, mit  dem  Handelsministerium,  mit  den  Vertretern  ausländischer 
Abnehmer  in  enge  Fühlung  kommen  könne;  eine  mächtige  Partei 
wollte  dagegen  das  Syndikat  in  Staßfurt  belassen.  Wichtigere  Streit- 
fragen gruppierten  sich  sodann  um  die  Frage  einer  ei'höhten  Verwendung 
der  karnallitischen  Salze,  die  wegen  hohen  Chlorgehaltes,  der  zur  Ver- 
krustung der  Ackerkrume  führen  kann,  wegen  st^j-ker  Wasseranziehung, 
die  Versand  und  Verwendung  erschwert,  und  wegen  frachtlich  un- 
günstiger Lage  der  Karnallitwerke  zugunsten  von  Kainit  und  Hart- 
salzen  von  der  alten  Syndikatsleitung  über  Gebühr  vernachlässigt  sein 
sollte.  Noch  schwieriger  endlich  war  die  Frage  der  Quotenüber- 
tragung. Wenn  das  Syndikat  den  Besitzern  mehrerer  Werke 
freistellte,  ihre  Gesamtbeteiligungsziffer  auf  einem  Werke  zu  fördern, 
so  konnte  das  die  Selbstkosten  ermäßigen  und  den  Gewinn  steigern. 
Die  Stillegung  vieler  Werke,  die  die  Folge  sein  mußte,  gab  anderer- 
seits zu  Bedenken  Anlaß,  die  besonders  von  selten  des  Handelsministers 
betont  wurden.  Als  die  Kommission  des  Kalisyndikats  am  5.  Jan. 
zu  einer  Beratung  zusammentrat,  wählte  sie  zunächst  drei  Unter- 
kommissionen, die  die  Frage  des  Syndikatsdomizils,  die  Frage  ver- 
mehrter Verwendung  von  Kamallit  und  die  Frage  der  Quotenverteilung 
im  einzelnen  prüfen  und  einen  neuen  Vertragsentwurf  ausarbeiten 
sollten. 

Der  Fortgang  der  Arbeiten  wurde  sehr  erschwert  einmal  dadurch,, 
daß  eben  jetzt  wiederum  Werke  förderfähig  wurden,  die  noch  nicht 
dem  Syndikat  angehörten.  Sodann  dadurch,  daß  ständig  Eücksicht 
genommen  werden  mußte  auf  mächtige  amerikanische  Abnehmergruppen, 
denen  es  gelungen  war,  Einfluß  auf  die  deutsche  Kaliindustrie  zu  ge- 
winnen. Am  19.  Jan.  stellte  der  Aufsichtsrat  fest,  daß  nur  dann 
ein  Erfolg  von  den  Erneuerungsarbeiten  zu  erwarten  sei,  wenn  die 
bis  zur  Erneuerung  des  Syndikats  förderfähig  werdenden  Werke  in 
ein  festes  Vertrags  Verhältnis  zu  ilmi  träten.  Am  9.  Febr.  wurde  mit 
diesen  eine  Besprechung  abgehalten,  in  deren  Gefolge  sich  zehn 
Werke  bereit  erklärten,  bis  zum  30.  Juni  sich  aller  außersyndikatlichen 
Verkäufe  zu  enthalten.  Schwierigkeiten  bereitete  dagegen  die  Aus- 
einandersetzung mit  Hattorf.  Diese  Gewerkschaft  hatte  bereits  auf 
Grund  eines  provisorischen  Liefervertrags  durch  das  Syndikat  ver- 
kauft. Mehrfach  hatte  Untergehalt  ihrer  Produkte  zu  Weiterungen 
geführt,  welche  in  Verbindung  mit  dem  üblichen  Streit  um  die  Be- 
teiligungsziffer die  Auf  nähme  verhandln  ngen  hemmten.  Hattorf  be- 
gründete in  Magdeburg  eine  selbständige  Verkaufsgesellschaft,  einigte 
sich  jedoch  bald  darauf  mit  dem  Syndikat  und  wurde  am  20.  März 
aufgenommen.      Vier    Tage    später    wurde    Neu-Bleicherode    Syndikats-- 
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mitglied  und,  dies  sei  vorwe^enominen,  am  23.  Sept.  traten  Her- 
mann II  imd  Hansa- Silberberg,  ohne  vorher  Schwierigkeiten  gemacht 
zu    haben,    dem    Syndikat    bei. 

Während  mit  den  förderfähig  und  damit  ,, syndikatsreif"  werden- 
den Werken  leichter  eine  Einigung  erzielt  wurde,  als  dies  in  früheren 
Jahren  geschehen  war,  gelang  es  nicht,  mit  den  Amerikanern  zu  einem 
Einverständnis  zu  gelangen.  Von  den  ausländischen  Abnehmern  der 
Kaliindustrie  ist  Amerika  der  bedeutendste.  Hier  beherrschten  früher 
zwei  Gesellschaften,  der  Südtrust  und  der  Nordtrust,  den  Kalimarkt, 
das  Syndikat  hatte  im  Jahre  1904  mit  ihnen  Liefeiningsverträge  bis  Ende 
1908  geschlossen,  nach  denen  es  an  Händler  außerhalb  der  beiden 
Tnists  nicht  billiger  lieferte,  als  an  diese.  Im  Jahre  1906,  als 
die  Gewerkschaft  Sollstedt  sich  mit  dem  Syndikat  über  die  Aufnahme 
ins  Kalisyndikat  nicht  einigen  konnte,  sammelte  sie  die  nicht  den 
Trusts  angehörigen  amerikanischen  Händler  um  sich  und  machte  mit 
dem  so  geschaffenen  ,,Sollstedt-Konzern"  Abschlüsse,  die  später  das 
Syndikat  unter  Opfern  übernahmi).  Wie  die  Gewerkschaft  Sollstedt 
unter  dem  Einfluß  der  unabhängigen  amerikanischen  Händler,  stand 
die  Gewerkschaft  Einigkeit  schon  seit  dem  Jahre  1904  unter  der 
Kontrolle  des  amerikanischen  Südtrusts.  Auch  der  Nordtrust  sollte 
sich  den  Einfluß  auf  eine  Gewerkschaft  und  zwar  auf  Teutonia  ge- 
sichert haben.  Dieses  die  Verhandlungen  sehr  erschwerende  Eindringen 
amerikanischen  Kapitals  in  die  deutsche  Kaliindustrie  veranlaßte  die 
preußische  Regierung,  dem  Landtag  am  1.  April  einen  Gesetzentwurf 
vorzulegen,  der  am  23.  Juni  Gesetz  wurde.  Durch  dieses  wird  der 
Erwerb  von  Bergwerkseigentum  durch  ausländische  oder  außer- 
preußische Gesellschaften  von  behördlicher  Genehmigung  abhängig 
gemacht. 

Dieses  Gesetz,  das  für  die  Zukunft  vielleicht  von  Bedeutung 
ist,  vermochte  auf  den  Gang  der  Syndikatsverhandlungen  keinen  Ein- 
fluß auszuüben.  Am  1.  April  wui'de  ein  neuer  Syndikats entwurf  ver- 
öffentlicht, der  die  Frage  des  Sitzes  offen  ließ,  die  Dauer  auf  zehn 
Jahre  erstreckte,  einzelne  Organisationsänderungen  vorschlug,  zu- 
gunsten der  Kamallitwerke  einen  Austausch  zwischen  den  einzelnen 
Gruppen  von  Erzeugnissen  vorsah  und  die  Uebertragbarkeit  der  Be- 
teiligungsziffern bestimmte.  Vom  27. — 30.  April  beriet  die  Plenaa.-- 
koromission  über  den  Entwurf  und  entschloß  sich  für  Berlin  als  Sitz 
des  Syndikats ;  Hamburg  sollte  eine  Zweigniederlassung  bekommen, 
Staßfurt  die  landwirtschaftliche  Propagandastelle  behalten.  lieber  die 
Frage  der  Quotenübertragung  wurden  Verhandlungen  mit  dem  Handels- 
ministerium notwendig,  das  schließlich  einverstanden  war,  jedoch  die 
Einschränkung  machte,  sobald  preußische  Werke  mit  zusammen  150 
Tausendsteln  der  Beteiligung  stillgelegt  wären,  dürften  weitere  Quoten- 
übertragungen in  Preußen  nur  mit  Genehmigung  des  Ministers  erfolgen. 
Vom  17. — 19.  Mai  trat  die  Hauptversammlung  unter  Zuziehung  von 
Vertretern  der  in  absehbarer  Zeit  förderfällig  werdenden  Werke  zu- 
sammen. Nunmehr  schritt  man  auch  an  die  Hauptfrage,  an  die  Quoten- 
tabelle heran.  Man  beschloß,  die  alte  Tabelle  zugrunde  zu  legen 
und  durch  Kürzungen  Platz  für  die  neueintretenden  Werke  zu  machen. 
Es  wurde  vorgeschlagen,  zunächst  den  höchstbeteiligten  Werken  10  o/o 
ihrer  Beteiligung  zu  nehmen  und  den  erforderlichen  Restbetrag  pr3 
rata  der  Beteilii^mg  der  einzelnen  Werke  diesen  abzuziehen.  Nach 
einem  anderen  Vorschlag  sollten  50  o/o  der  erforderlichen  Quoten  von 
allen  Werken  gleichmäßig,  50  o/o  nach  Maßgabe  der  bisherigen  Beteili- 
gung aufgebracht  werden.  Eine  Einigung  wurde  nicht  erzielt,  die 
Frage  wurde   an   die    Kommission   zurückverwiesen. 

In  der  Folgezeit  schienen  sich  die  Schwierigkeiten  immer  mehr 
zu  häufen.  Eine  am  9.  Juni  veröffentlichte  Quotentabelle  wurde  ver- 
worfen. Der  Fiskus  verlangte  für  seine  Werke  Staßfurt,  Bleicherode 
und  Vienenburg  selbständige  Quoten,  während  er  bisher  für  die  beiden 
ersten  Werke  nur  eine  Quote  besaß.  Die  Solvay-Werke,  die  für  ihre 
Sodagewinnung  große  Mengen  verarbeiten,  stellten  neue  Quotenforde- 
rungen.     Westeregeln    verlangte    eine    Erhöhung    der    Quote    für    das 

1)  Vergl.   Beri.   Jahrb.   1906,    I,   S.   96,   1907,   S.   121. 
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Filialwerk  Thüringen,  eine  neue  Sonderquote  für  den  neuen  Schacht 
Hadmersleben,  ferner  da^  Recht  außersyndikatlicher  Lieferung  an  seine 
elektrotechnische  Abteilung  und  warf  hierdurch  eine  Art  Hüttenzechen- 
frage  auf.  Als  hiergegen  Nen-Staßfurt  für  alle  Mitglieder,  die  Chlor- 
kalium verarbeiten,  gleichmäßig  ähnliche  Rechte  forderte,  verlangte 
Westeregeln  statt  dessen  Erhöhung  der  Stammquote.  Aber  trotz 
aller  Schwierigkeiten  glaubte  maii,  daß  die  auf  den  30.  Juni 
nach  Berlin  berufene  Gesellschafterversammlung  eine  Verlängerung  des 
S3'ndikats  bringen  würde.  Alle  Sonderwünsche  waren  teils  zurück- 
gezogen, teils  befriedigt  worden,  nur  Sollstedt  und  Aschersleben,  die 
unter  dem  Einfluß  des  Großindustriellen  Schmidtmann  standen,  Einig- 
keit, das  die  Interessen  des  Südtrusts  vertrat,  sowie  Wilhelmshall  imd 
Hedwigsburg,  die  Werke  des  Herrn  Sauer,  stellten  Quotenforderungen, 
über  die  eine  Einigung  nicht  möglich  war.  Nach  einer  dramatisch 
bewegten  Sitzung  verließen  um  12  Uhr  nachts  die  Vertreter  von  Aschers- 
leben und  Sollstedt  sowie  Einigkeit  die  Versammlung.  41  zurück- 
bleibende Werke  verpflichteten  sich,  bis  4  Uhr  des  nächsten  Tages 
keine  Verkäufe  ab  1.  Jan.  zu  tätigen.  Am  1.  Juli  wurden  die  Be- 
mühungen wieder  aufgenommen.  Es  stellte  sich  aber  heraus,  daß  in- 
zwischen Westeregeln.  Roßleben,  Salzdetfurth.  Thüringen  und  Einig- 
keit eine  G.  m.  b.  H.  begründet  hatten,  die  außersyndikatliche  Ver- 
käufe vornahm.  Die  Schmidtmann-Gruppe  (Sollstedt  und  Aschers- 
leben) hatte  bereits  ebenfalls  Verkäufe  vorgenommen  und  zwar,  an- 
scheinend da  der  amerikanische  Schmidtmann-Konzern  für  die  ganze 
Produktion  nicht  hinreichend  Absatz  bot,  an  den  Nordtrust.  In  dieser 
kritischen  Situation  wurde  von  Regierung  und  Reichstagsabgeordneten 
die  Drohung  mit  einem  Kaliausfuhrzoll,  der  ©ine  bei  Auflösung  des 
Syndikats  zu  erwartende  Verschleuderung  von  Kali  nach  Amerika 
hindern  sollte,  erneuert.  Unter  diesem  Druck  schloß  man  ein 
Kompromiß  ab,  bis  zum  8.  Juli  keine  Verkä-ufe  zu  machen.  Der 
Vertragsentwurf  und  die  Quotentabelle  wurden  angenommen,  bis  zum 
8.  Juli  sollten  Sollstedt  und  Aschersleben  eine  Verständigung  über 
ihre  außersyndikatlichen  Verkäufe  herbeiführen  und  in  das  Syndikat 
eintreten.  Als  nunmehr  zwischen  Westeregeln  und  Aschersleben  über 
die  für  Hadmersleben  bewilligte  Quote  ein  Streit  ausbrach,  der  wieder 
alles  zu  verderben  drohte,  einigte  man  sich  dahin,  daß  Westeregeln 
auf  die  Quote  für  Hadmersleben  verzichtete  und  hierfür  ab  1911 
jährlich  200  000  Mk.  erhalten  sollte,  die  nicht  das  Syndikat  als  solches, 
sondern  die  einzelnen  Werke  mit  Ausnahme  der  fiskalischen  und  der 
Schmidtmann-Werke  aufbringen  wollten.  Am  8.  Juli  gelang  es  nur, 
ein  Provisorium  bis  zum  24.  herbeizuführen.  In  dieser  Frist  ver- 
mochte die  von  AVesteregeln  geführte  Gruppe  ihre  Verkäufe  zu  annul- 
lieren. Die  Verhandlungen  mit  dem  Sollstedt-Konzern  jedoch  kamen 
nicht  vorwärts.  Infolgedessen  entschloß  man  sich  am  24.,  ein  Syndikat 
mit  dem  Sitz  in  Staßfurt  zu  bilden,  dem  alle  Werke  bis  auf  Aschers- 
leben und  Sollstedt  angehörten.  Der  Verbleib  der  Gewerkschaft  Einig- 
keit wurde  davon  abhängig  gemacht,  daß  bis  zum  25.  Sept.  die  Rege- 
lung eines  Salzlieferungsvertrages  mit  dem  Südtrust  erfolge.  Diese 
Regelung  wiederum  war  davon  abhängig,  daß  bis  zum  25.  Sept.  eine 
Verständigung  über  die  Verkäufe  des  Schmidtmann-Konzerns  an  den 
Nordtrust  erreicht  wurde, 
■ßtt^jt"?  Hiermit   war   das    Kalisyndikat    erneuert.      In    letzter    Stunde    war 

die  Verlegung  des  Syndikatssitzes  nach  Berlin  gescheitert,  das  Domizil 
blieb  Staßfurt.  Dagegen  ist  die  Quotenübertragung  und  die  Karnallit- 
frage  in  dem  oben  geschilderten  Sinne  geregelt.  Da  aber  Aschers- 
leben und  Sollstedt  noch  außen  standen  und  Einigkeit  nur  bedingungs- 
weise beigetreten  war,  und  auch  die  übrigen  Werke  kurze  Kündigungs- 
fristen sich  ausbedungen  hatten,  war  der  Kampf  nicht  zu  Ende. 
Verschiedene  Gewerkschaften  stellten  ihre  Ausbeutezahlung  ein,  um 
sich  Kampffonds  zu  schaffen.  Gleichfalls  für  den  Fall  einer  Auf- 
lösung des  Syndikats  wurden  von  einzelnen  Gruppen  Verkaufs  Vereini- 
gungen begründet.  Die  folgende  -Tabelle  zeigt  die  Beteiligung  der 
einzelnen    Werke    im    neuen    Kalisyndikat^). 

1)  Vergl.    Berl.    Jahrb.    1908,    I,    S.    140. 
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Tab.  45.  Beteilig'ungsziffern  im 

(Iq  Tausendsteln  der 

Preiiß.  Berginspekt.,  Staßf.  28.81       i 

Anhalt.  Fiskus 34,96 

Westeregeln 28,81 

Neustaßfurt 28,81 

Ludwig  II 17,29 

6.  Vienenburg  (Preuß.)       .     .  28,81 

7.  Bern  bürg 28,81 

8.  Thiederhall 15,19 

9.  Wilhelmshall 27,86 

10.  Glückauf 25,48 

11.  Hedwigsburg 22,29 

12.  Burbach     .......  19,07 

13.  Carlsfund 19,08 

14.  Beienrode 17,26 

15.  Asse 18,20 

16.  Salzdetfurth 25,48 

17.  Hohenzollern 18,46 

18.  Jessenitz ,  17,21 

19.  Justus 18,14 

20.  Kaiseroda 18,99 

21.  Hohenfels 20,91 

22.  Bleicherode  (Preuß.)  .     .     .  19,3(. 

23.  Mansfeld 18,00 

24.  Alexandershall 18,99 

25.  Wintershall 18,99 

26.  Johannashall 16,34 


neuen  Kalisyndikat. 

Gesamtbeteiligrung'.) 

27.  Heldburg 12,31 

28.  Großh.  von  Sachsen  .     .     .  18,99 

29.  Desdemona 18,14 

30.  Sigmundshall 18,18 

31.  Ronnenberg 20,47 

32.  Roßleben 21.22 

33.  Friedrich  Franz     .     .     .     .  17,21 

34.  Frisch  Glück 18,41 

35.  Bernterode 19,24 

36.  Günthershall 17,34 

37.  Thüringen 17,28 

38.  Heldrungen  II 15,60 

39.  Krügershall 15,02 

40.  Nordh.  Kaliwerke       .     .     .  15,70 

41.  Ludwigshall 15,18 

42.  Großh.  Wilhelm  Ernst  .     .  15,18 

43.  Hildesia 19,22 

44.  Friedrichs  hall 16,20 

45.  Teutonia 16,75 

46.  Siegfried  I 17,34 

47.  Deutschland 17,34 

48.  Hattorf 16,23 

49.  Neu-Bleicherode     ....  17,33 

50.  Hermann  II 15,18 

51.  Hansa-Silberberg  .     .     .     .  17,34 

1000,00 


Die  preußischen  Staatswerke,  die  früher  76;92  o/^q  hatten,  haben  im 
neuen  Syndikat  76,98  ^/qq.  Im  übrigen  zeigt  die  Tabelle  mancherlei 
Verschiebungen.  Den  größten  Zuwachs  verzeichnen  Salzdetfurth,  Mans- 
feld und  Desdemona.  Die  neuaufgenommenen  vier  Werke  erhielten 
zusammen  66,08  o/o ;  durch  das  Ausscheiden  von  Aschersleben,  Soll- 
stedt  und  Einigkeit  wurden  insgesamt  68,39  o/o  erledigt.  Das  Bild, 
das  die  Tabelle  gibt,  ist  insofern  irreführend,  als  trotz  scheinbaren 
durchschnittlichen  Gleichbleibens  der  Beteiligungsziffern  der  Werke 
der  tatsächliche  Anteil  an  dem  Absatz  auf  dem  durch  drei  mächtige 
Outsider  beengten  Markte  ein  wesentlich  geringerer  sein  muß.  Ende 
Dezember  wurden  die  Gewerkschaften  Riedel,  Salzmünde,  Immenrode 
und  Malberg  in  das  alte  sowie  in  das  neue  Syndikat  aufgenjomlmlen, 
was    eine   weitere   Ermäßigung   der   Beteiligungsziffern   verursachte. 

Für  das  Jahr  1909  hat  das  Syndikat  noch  das  Geschäft  voll  in 
der  Hand  gehabt.  Es  war  im  ganzen  als  günstig  zu  bezeichnen.  Im  Juni 
gestattete  der  Handelsminister  eine  erhebliche  Preiserhöhung  für  Kali- 
rohsalze und  14  o/oige  Düngesalze  für  den  Bezug  der  deutschen  Land- 
wirtschaft. Die  Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage  in  Amerika  und 
dem  sonstigen  Ausland  tinig  gleichfalls  zur  weiteren  Besserung  des 
Geschäftsergebnisses  bei,  so  daß  das  finanzielle  Resultat  des  Jahres 
als  günstig  zu  bezeichnen  war.  —  Zur  Beurteilung  der  Frage  nach 
dem  künftigen  Schicksal  des  Kalimarktes  bringen  wir  folgende 
Daten  über  die  Zunahme  der  Kaliwerke  und  der  Gesamtförderung  der 
letzten    Jahrzehnte. 


Produktions- 
und Absatz- 
Verhältnisse. 


Tab.  46.       Zahl  der  förderfähigen 

Kaliwerke. 

1888       7  1904  (Juli)     27 

1898     12  1908  (Dez.)     49 

1901     17  1909  (Okt.)     54 

1909  (Dez.)     58 


Tab.  47.       Gesamtförderung 
deutscher  Kaliwerke  (in  Dz.). 
1861  22  930       1900    30  370  358 

1670  2  885  971  1905  48  785  984 
1880  6  685  957  1908  60140  586 
1890     12  782  645 


Da  das  neue  provisorische  Syndikat  sich  trotz  langwieriger  Ver- 
handlungen nicht  mit  Schmidtmann  und  seinen  amerikanischen  Ab- 
nehmern zu  einigen  vermochte,  sah  sich  gegen  Jahresschluß  die  Reichs- 
regierung   veranlaßt,    einzugreifen.     Nachdem    schon   früher   der   Ober- 
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bergrat  Paxmaim  für  ein  Reichshajidelsmonopol  eingetreten  war 
und  der  Bergwerksbesitzer  Sauer  dem  Handelsminister  das 
Projekt  eines  Exportmonopols  zugunsten  des  Kalisyndikats 
unterbreitet  hatte,  wonach.  ins  Ausland  Nicht-Syndikatsmit- 
glieder  nur  gegen  einen  Ausfuhrzoll  von  30o/o  des  Werts  der 
aiusgeführten  Produkte  verkaufen  dürften,  war  schon  im  März  der  Ge- 
heime Bergrat  Schreiber,  der  bis  1907  als  Vertreter  des  Handels- 
ministers Vorsitzender  des  Aufsichtsrats  des  Kalisyndikats  gewesen  War, 
mit  einem  Gesetzentwurf  hervorgetreten,  der  im  Ginmde  eine  Expro- 
priieiTing  der  Kaliindustrie  erstrebte.  Um  ,,im  Interesse  der  All- 
gemeinheit von  der  volkswirtschaftlich  bedeutsamen  Kaliindustrie  die 
Folgen  übermäßigen  Wettbewerbes  fernzuhalten",  sollte  der  Erwerb 
und  der  Absatz  der  Kalisalze  dem  Reiche  vorbehalten  werden.  Das 
Eeich  sollte  die  Kaligewinnung  auf  die  zurzeit  betriebsfähigen  und 
die  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  betriebsfähig  werdenden  Werke 
beschränken.  Das  Reich  sollte  seine  Rechte  an  eine  aus  den  Eigen- 
tümern der  betriebsfähigen  Werke  als  juristische  Person  gebildete 
Gesellschaft  übertragen,  wenn  diese  sich  verpflichte,  ihre  Geschäfts- 
führung unter  die  Oberaufsicht  des  Reichs  zu  stellen.  Dieser  Gesetzes- 
vorschlag fand,  ebenso  wie  der  mehrfach  vorgeschlagene  Kaliausfuhr- 
zoll, heftigen  W^iderspi-uch.  Mitte  Dezember  ging  dem  Bundesrat  der 
EntMTirf  eines  Reichsgesetzes  über  den  Absatz  von  Kalisalzen  zu, 
der  nach  seiner  Begründung  bezweckte,  die  Verschleuderung  von  Kali- 
salzen zu  unangemessen  niedrigen  Preisen  ins  Ausland  zu  verhindern 
und  die  Hauptursachen  des  übermäßigen  Anwachsens  der  Zahl  der 
Produktionsstätten  zu  beseitigen.  Danach  dürfen  Kalisalze  von  Kali- 
werksbesitzern nur  durch  Vermittlung  einer  Vertriebsgemeinschaft  ab- 
gesetzt werden  (§  1).  Dieser  kömieu  beitreten:  die  .Besitzer  fördern- 
der Werke  und  Besitzer  von  Werken,  auf  denen  vor  dem  1.  Nov.  mit 
dem  Abteufen  eines  Schachtes  begonnen  ist  (§  7).  Der  Reichskanzler 
überwacht  die  Gescliäftsführung  (§  18),  der  Bundesi^at  bestätigt  die 
Festsetzung  der  Verkaufspreise  (§  21).  Bis  zum  1.  Jan.  1915  gelten 
für  die  Lieferungen  der  Werke  an  die  Vertriebsgemeinschaft  die  Be- 
teiligungsziffern des  neuen  Kalisyndikats  (§  30).  —  Der  Entwurf 
fand  eine  sehr  geteilte  Aufnahme,  so  daß  über  sein  weiteres  Schick- 
sal am  Jahresende   nur   Vermutungen  möglich  waren. 

4.    Kartelle    im    A  u  s  1  a  n  d. 

oesterreich-  Von  den  österreichisch-ungarischen  Kartellen  wurde  in  Deutsch- 

Ungarn,  land   das   Eisenkartell   am   aufmerksamsten   verfolgt,    besonders   wegen 

seiner  Konkurrenz  für  den  deutschen  Stahlwerksverband.  Es  regelt 
Produktion  und  Preise  für  Halbzeug,  Träger,  Stabeisen  und  Grob- 
bleche und  ist  für  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  von  ähnlicher 
Bedeutung  wie  der  Stahlwerks  verband  für  Deutschland.  Auch  das  öster- 
reichische Eisenkartell  trieb  unter  Ausnutzung  der  Schutzzölle  eine 
forcierte  Preispolitik,  die  anfangs  dadm'ch  unterstützt  wurde,  daß 
der  Konjunkturrückgang  in  Oesterreich-Ungarn  erst  später  zum  Durch- 
bruch gelangte  als  in  Amerika,  Westeuropa  und  Deutschland.  Ende 
Dezember  des  Vorjahres  kostete  z.  B.  auf  der  Station  Wels  auslän- 
disches Stabeisen  einschließlich  Zoll  19  K.  40  H.,  während  inländisches 
franko  Wels  19,80  stand.  Diese  Preispolitik,  ebenso  die  Preispolitik 
der  deutschen  exportierenden  Werke  bildete  in  Oesterreich-Ungarn 
den  Gegenstand  lebhafter  Erörterungen.  Im  Laufe  des  Jahres 
nahm  das  Eisenkai-tell  im  Gegensatz  zum  deutschen  Stahlwerksverband 
mehrfache  Preisermäßigungen  vor.  —  Von  erheblicher  praktischer  wie 
gnindsätzlicher  Bedeutung  wai'en  die  Kämpfe  um  ein  Petroleumkartell. 
Mitte  März  scheiterten  langwierige  Verhandlungen,  und  die  Inter- 
essenten traten  an  den  Reichsrat  mit  der  Bitte,  die  Petroleumproduk- 
tion mc^e,  wie  es  in  Rumänien  mit  großem  Erfolge  geschehen  sei, 
staatlich  kontingentiert  werden.  Die  weiteren  Verhandlungen  schei- 
terten daran,  daß  unter  den  Raffinerien  über  die  Beteiligungsziffern 
in  einem  allgemeinen  Petroleumkartell  eine  Einigung  nicht  erzielt 
werden  konnte;  am  4.  Juni  legte  ein  zui*  Vorbereitung  eines  Kartells 
bestellter  Ausschuß   sein  Mandat   nieder.     Weniore   Tagce  darauf  wurde 
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ein  Abkommen  des  galizischen  Landesverbandes  der  Rohölgewinner 
mit  der  Vakuum  Oil  Co.,  einer  Tochtergesellscliaft  der  Standard 
Oil  Co.,  bekannt.  Die  Vakuum  Oil  Co.  verpflichtete  sich,  100  Pe- 
troleumreservoire zu  bauen,  welche  der  Landesverband  amortisieren 
sollte.  In  fünf  Jahren  sollten  50,  in  neun  Jahren  75  Reservoire  dem 
Landesverband  gehören.  Der  Vakuum  Oil  Co.  sollte  ein  Verkaufs- 
recht zu  bestimmten  Preisen  für  Rohöl,  falls  sie  eine  Ent- 
tenzinierungsan^talt  bauen  würde,  auch  für  entbenziniertes  Petroleum 
zustehen.  Dieses  Abkommen,  das  der  Standard  Oil  Co.  die  Durch- 
führung ihrer  Absicht  sehi'  erleichtert  hätte,  den  europäischen  Markt  zu 
monopolisieren,  wurde  jedoch  sofort  wieder  mckgängig  gemacht.  Die 
österreichische  Regierung  entschloß  sich,  durch  eine  staatliche  Ent- 
benzinierungsanstalt  und  sonstiges  staatsseitig  zur  Verfügung  gestelltes 
Kapital  der  Industrie  zu  Hilfe  zu  kommen.  —  Im  Mittelpunkt  der 
österreichischen  Kartellbewegung  stand  lange  Zeit  die  Zuckerindustrie. 
Von  1897 — 1902  hatte  für  vier  Kampagnen  ein  allgemeines  Zucker- 
kartell bestanden ;  im  Gefolge  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  löste 
es  sich  am  1.  Sept.  1903  auf.  Für  die  Zeit  von  1906—1909  hatten 
sich  die  Raffinerien  zusammengeschlossen.  Nunmehr  wurde  versucht, 
wiederum    ein   allgemeines    Zuckerkartell    zustande    zu   bringen. 

In  Amerika  fanden  am  20.  und  21.  Dez.   des  Vorjahres  anläßlich  Amerika, 

der  (allgemeinen  Tarifverhöre  wichtige  Erhebungen  über  die  Zoll- 
bedürfnisse der  Eisen-  und  Stalilindustrie  statt.  Der  Großindustrielle 
Carnegie  setzte  seine  Autorität  für  eine  Aufhebung  sämtlicher  Stahl- 
und  Eisenzölle  ein,  deren  die  Industrie  nicht  bedürfe.  Auch  der 
Geschäftsleiter  des  Steeltrust,  Gary,  gab  zu,  daß  die  moderneren 
Werke  ohne  Schutzzölle  bestehen  könnten  und  nur  veraltete  kleinere 
Betriebe  bei  einer  Aufhebung  derselben  leiden  würden.  Nach  Schluß 
der  kontradiktorischen  Verhandlungen  jedoch  kämpfte  der  Stahltrust 
mit  aller  Energie  gegen  eine  Zollermäßigung.  Als  ein  Glied  in  der 
Kette  dieser  Kämpfe  wm-de  es  auch  vielfach  betrachtet,  als  am 
19.  Febr.  plötzlich  der  Stahltrust  alle  Preisvereinbarungen  mit  den 
VerbäLnden  und  Werken  der  Eisenindustrie  kündigte.  Man  glaubte, 
es  liege  dem  Stahlwerksverband  daran,  die  Lage  der  Industrie  so 
schlecht  wie  möglich  erscheinen  zu  lassen  und  dadurch  sich  den 
Zollschutz  zu  erhalten.  Neben  diesem  Motiv  wirkte  jedoch  auch  die 
Erwägung,  daß  die  Werke  des  Steeltrust  nur  etwa  mit  55  o/o  ihrer 
Leistungsfälligkeit  beschäftigt  waren,  während  die  außenstehenden 
Werke  immerhin  etwa  65  o/o  ihrer  Leistungsfähigkeit  ausnutzten.  Da- 
neben wirkte  auch  vielleicht  das  Bestreben,  durch  den  zu  erwarten- 
den Preissturz  schwache  Werke  zum  Anschluß  an  den  Verband  oder 
zum  Erliegen  zu  bringen.  Die  Preise  fielen  bis  Mitte  März  für  Stahl- 
bleche um  6,  für  Stahlröhren  um  10—12,  für  Konstruktionseisen, 
Bleche  und  Knüppel  um  4,  für  Roheisen  um  2  Doli. ;  der  Schienen- 
pi-eis  hielt  sich  noch  lange  auf  28  Doli.  Am  Tage,  da  die  Tarif  bill  vorgelegt 
wurde,  veröffentlichte  der  Steeltrust,  früher  als  üblich,  seinen  Jahres- 
bericht. Dieser  wies  eine  Bruttomindereinnalime  von  275  Mill.  Doli, 
auf,  ließ  Gehalts-  und  Lohnkürzungen  für  die  Beamten  und  die  250  000 
Arbeiter  des  Verbandes  erwarten  und  verwandte  großen  Nachdruck 
auf  den  Nachweis,  daß  der  Verband  ein  Produktionsmonopol  nicht 
besitze  und  nicht  erwai-ten  dürfe.    Es  produzierten 

1901  1908 

^  .    .            der  Stahltrust 43,2  %  43  5  % 

Roheisen      unabhängige  Betriebe  .     .     .       56.8  o/^  56,5  o/o 

^  ,    ,  ,  ,       der  Stahltrust 66,2  o/^  56,4  % 

Rohstahl      unabhängige  Betriebe  .     .     .       33,8  %  ^3,6  % 

Die  Bemühungen  des  Verbandes  blieben  erfolglos,  die  neue  Tarif- 
bill  sieht   erhebliche    Zollermäßigungen    für   Eisen   und   Stahl    vor. 

Von  großer  praktischer  Bedeutung  für  Deutschland  als  Abnehmer 
ist  die  erstrebte  Vertrustung  der  amerikanischen  Kupferindustrie.  Unter 
den  amerikanischen  Raffinerien  besaß  bisher  überwiegende  Bedeutung 
die  American  Smelting  and  Refining  Co.  (Guggenheim).  Diese  brachte 
durch  ilrre  Verkaufsfirma  einen  überwiegenden  Teil  der  amerikanischen 
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Produktion  auf  den  Markt.  Der  Konjunkturrückgang  ließ  den  Roh- 
kupferproduzenten den  Zwiscliengewinn  der  Gesellschaft  zu  hoch  er- 
scheinen. Mit  dem  Geld.«  der  Amalgamated  Copper  Co.,  der  be- 
deutendsten Produzentin  von  Rohkupfer,  und  des  Stahltrust,  dessen 
Führer  an  der  Kupferindustrie  längst  interessiert  waren,  wurde  zu  Be- 
giim  des  Jahres  eine  International  Smelting  and  Refining  Co.  be- 
gründet. Angesichts  nun  zu  erwartender  Preiskämpfe  regte  die  kurz 
vorher  in  Gesellschaftsform  mit  50  Mill.  Doli,  überführte  Firma  Phleps, 
Dodge  &  Co.  ein  internationales  Kupferabkommen  an.  Eine  Zusammen- 
kunft der  Vertreter  amerikanischer  und  mexikanischer  Interessenten, 
der  Vertreter  von  Rotschild  und  Rio  Tinto  führte  im  März  zu  keinem 
Ziele.  Doch  tauchte  der  Plan  im  Mai  und  im  Oktober  mit  mein* 
Aussicht  auf  Erfolg  wieder  auf,  ohne  jedoch  bis  zum  Schluß  des 
Berichtsjahres    zur   X'^erwirklichung    zu   gelangen. 

Eine  erhebliche  Bedeutung  für  die  deutsche  Volkswirtschaft 
schienen  die  amerikanischen  Düngertrusts  erhalten  zu  sollen.  Wir 
verweisen  hier  auf  die  Darstellung  des  Kalisyndikats,  in  der  sie  Be- 
rücksichtigung   gefunden    haben. 

Der  Kampf  der  Staatsregierungen  und  Gerichte  gegen  die  Trusts 
nahm  im  Berichtsjahre  seinen  Fortgang.  Im  Dezember  1908  erklärte 
das  Bundesgericht  die  American  Tobacco  Co.  schuldig,  einen  ungesetz- 
lichen Ring  gebildet  zu  haben,  und  verbot  ihr  jede  auswärtige  oder 
innerstaatliche  Handelstätigkeit,  bis  die  Konkurrenz  wieder  hergestellt 
sei.  Der  Bescheid  auf  eine  Berufung  an  den  obersten  Gerichtshof 
ist  noch  nicht  ergangen.  In  dem  Kampf  der  Behörden  gegen  die 
Standard  Oil  Co.  schien  sich  im  März  eine  Verständigung  anzu- 
bahnen, es  wurde  über  ein  Arrangement  verhandelt,  nach  dem  die 
Staatsbehörden  von  Missuri  an  der  Regelung  der  Preise  beteiligt  würden. 
Im  November  erging  ein  Urteil  gegen  die  Gesellschaft,  nach  der 
sie  aufzulösen  ist ;  sie  verlor  das  Stimmrecht  in  den  von  ihr  kon- 
trollierten Gesellschaften,  denen  auch  untersagt  wurde,  auf  die  der 
Company  gehörigen  Aktien  Dividenden  zu  bezahlen.  Es  wurde  all- 
gemein angenommen,  daß  dieser  Urteilsspruch  lediglich  die  Wirkung 
haben  werde,  daß  die  zurzeit  als  Holding  Company  inkorporierte  Ge- 
sellschaft irgend  eine  neue,  unverfänglichere  Organisationsform  suchen 
werde.  Ein  amerikanischer  Zuckertrust  wurde  wegen  Steuerhinterziehung 
zu  134  000  Doli.  Strafe  verurteilt,  derselbe  Trust  mußte  wegen  Betrugs 
beim  Abwiegen  bei  der  Rohzuckereinfuhr  1  373  088  Doli,  zahlen.  Ein 
Bund  von  Zellstoff-  und  Papierfabrikanten  des  mittleren  Westens, 
der  nach  Art  deutscher  Kartelle  eine  Verkaufsstelle  organisiert  hatte, 
wurde  vom  Bundesgericht  aufgelöst ;  auch  eine  an  seine  Stelle  gesetzte 
freie  Vereinigung  wurde  verboten.  Von  größter  prinzipieller  Be- 
deutung jedoch  war  eine  Entscheidung  des  Bundesobergerichts  in 
Washington  gegen  den  amerikanischen  Tapetentrust.  Dieser  bestimmte 
seinen  Abnehmern  die  Wieder  Verkaufspreise  und  hatte  im  Vertrag  die 
Exklusivklausel.  Hieraus  schloß  das  Gericht  eine  Monopolisierung  des 
Handelsverkehrs,  somit  einen  Verstoß  gegen  das  Shermansche  Anti- 
trustgesetz  und  versagte  deshalb  dem  Trust  die  Rechtshilfe  bei  Ein- 
treibung von  Außenständen. 
Uußiand.  Große   Fortschritte  machte   die   Kartellbewegung  in  Rußland.    Da 

hier  Kartelle  gesetzlich  verboten  sind,  hat  sich  für  diese  in  Rußland 
eine  eigene  unverfänglichere  Form  ausgebildet.  Man  schließt  Aktien- 
gesellschaften auf  einige  Jahre  als  gemeinschaftliche  Verkaufsstellen 
und  bindet  sich  diesen  gegenüber,  nicht  aber  eigentlich  untereinander, 
so  daß  die  Kriterien  des  Karteiles  umgangen  werden.  Am  1./14.  Jan. 
schlössen  die  südrussischen  Eisenwerke  ein  solches  Kartell.  Mitte 
Januar  fanden  ferner  in  Berlin  Konferenzen  polnischer  Hüttenwerke  unter 
Führung  oberschlesischer  Interessenten  statt,  die  den  Anschluß  an 
die  südxussische  Organisation  beschlossen.  Es  kam  eine  Verkaufs- 
gesellschaft ,, Prodameta"  zustande,  die  Formeisen,  Grobbleche,  Guß- 
röhren, Achsen,  Universal-  und  Handelseisen  gegen  eine  Kommissions- 
gebühr übernimmt  und  verkauft.  Produktionskontingentierung,  Still- 
iegung von  Werken  gegen  Entschädigung  der  Besitzer  sind  vorgesehen. 
Den  Verkauf  leitet  eine  Zentrale  in  Petersburg  mit  einer  Reihe  von 
Filialen.    Die   Prodameta   erhöhte   mehrfach   die    Preise,    kam    dadurch 
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aber  in  Konflikt  mit  der  Staatsregierung,  welche  in  Rußland  für  ihre 
Eisenbahnen  der  größte  Abnehmer  der  Eisenindustrie  ist.  Nachdem 
Anfang  Juli  die  Regierung  erhebliche  Aufträge  statt  der  Prodameta 
dem  Auslände  gegeben  hatte,  mußte  erstere  ihre  Preise  ermäßigen. 
Die  Tatsache,  daß  der  russische  Staat  der  beste  Kunde  der  russischen 
Industrie  ist,  veranlaßte  ihn  auch  zum  Kampf  gegen  andere  Syndi- 
kate, so  gegen  das  Kohlensyndikat  ,,Produgol".  Gegen  die  Interessen 
des  Staats  ging  auch  die  Begründung  der  Kommanditgesellschaft 
Progreß,  welche  die  Interessenten  der  Staatsforsten  am  Augustower- 
kanal  vor  einem  übermäßigen  Wettbewerb  beim  Einkauf  sowohl  wie 
beim  Verkauf  auf  dem  Weichselmarkt  schützen  wollte.  Trotz  ihrer 
Interessen  als  Käufer  und  Verkäufer  hat  die  russische  Regierung  jedoch 
nicht  die  Handhaben,  w^elche  die  Gesetzgebung  ihr  bot,  zu  einer  grund- 
sätzlichen Bekämpfung  der  Kartelle  benutzt.  Für  Salz,  Gips,  Benzin, 
Zement,  Kupfer,  Flachs,  Preßhefe  wurden  Kartellvereinbarungen  ge- 
schaffen oder  ei-weitert,  ohne  daß  die  Regierung  dies  gehindert  hätte. 
Im  Mai  planten  sie  selbst  sogar  die  Begründung  eines  staa.tlicheu. 
Zwangssyndikats    für    die    Platinindustrie. 

Von  französischen  Kartellgründungen  ist  für  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft von  Bedeutung  die  Erneuerung  des  Roheisensyndikats : 
Comptoir  de  Longwy.  Dieses  wurde  1876  gegründet,  von  fünf  zu  fünf 
Jahren  verlängert,  umfaßt  83  Hochöfen  in  den  Erzbecken  von  Longwy 
und  Nancy  und  wurde  am  8.  Ffebr.  erneuert  und  zwar  auf  20  Jahre ; 
doch  ist  unter  gewissen  Umständen  eine  vorherige  Kündigung  mög- 
lich. —  Aus  England  sind  die  Bestrebungen  der  Rheder  zu  nennen, 
die,  etwa  in  Nachbildimg  der  Kopenhagener  ,, Konferenz  für  das 
Baltische  und  Weiße  Meer",  eine  Beschränkung  des  Schiffsraumangebots 
durchzusetzen  wünschten.  Eine  Versammlung,  die  Mitte  Januar  in 
Newcastle  tagte,  blieb  ohne  praktischen  Erfolg.  —  Aus  der  außer- 
europäischen Kaj*tellbewegiuig  sei  erwähnt,  daß  der  Salpetertrust  am 
29.  Mäi'z  endgültig  aufgelöst  w^urde,  ohne  daß  jedoch  die  Bestrebungen 
auf  eine  Neubildung  aufgehört  hätten.  Das  Ende  1908  abgelaufene 
Diamantensyndikat  wurde  sofort  durch  ein  neues  ersetzt.  Aus  Japan 
wurde  ein  Exportsyndikat  der  Baumwollspinnereien  viel  beachtet,  das 
am    1.    Jan.    begründet    wurde. 


C.  Streiks  und  Aussperrungen, 

Die  Beobachtmig,  daß  im  großen  und  ganzen  die  Zahl  und 
Größe  des  Streiks  mit  der  aufsteigenden  Konjunktur  zunimmt 
und  mit  der  sinkenden  abnimmt,  konnte  auch  im  Berichtsjahre 
in  Deutschland  gemacht  werden.  Im  allgemeinen  ist  die  Streik- 
bewegung entsprechend  dem  vielfach  noch  schleppenden  Geschäfts- 
gänge sowohl  in  ganz  Deutschland  als  auch  im  bes-onderen  im 
Korporationsbezirke  gering  gewesen.  Im  ersten  Vierteljahr  blieb, 
wenn  man  das  ganze  Deutsche  Reich  ins  Auge  faßt,  die  Heftig- 
keit der  Streikbewegung  sogar  noch  erheblich  hinter  der  ent- 
sprechenden Zeit  des  Vorjahres  zurück.  Immerhin  läßt  sich 
ebenso  wie  bei  der  Entwicklung  der  Konjunktur,  allerdings  dieser 
in  gewissem  Sinne  vorauseilend,  im  Laufe  des  Jahres  eine 
Aufwärtsbewegung  auch  auf  dem  Gebiete  der  Streiks  feststellen. 
Bereits  im  zweiten  Vierteljahr  kam  die  Zahl  der  Streikenden  und 
Ausgesperrten  für  ganz  Deutschland  der  Zahl  des  Vorjahres  er- 
heblich näher,  und  im  dritten  Vierteljahr  übertraf  sie  diese 
Zahl  sogar  um  mehr  als  das  Doppelte.  Im  Korporationsbezirke 
war   die    Zahl    der    Streikenden,    welche    im    ersten    Vierteljahre 
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die  VorjaJirszahlen  nur  um  2,4  o/o  über  troffen  hat,  in  den  Monaten 
April  bis  Juni  um  146,5  o/o,  in  den  Monaten  Juli  bis  September 
um  152,4  o/o  größer  als  in  den  gleichen  Monaten  des  Vorjahres, 
während  sie  hinter  dem  Jahre  1907  sehr  erheblich  zurückblieb. 
Die  Zahl  der  Streiks  läßt  für  den  Korporationsbezirk  eine  ähn- 
liche Bewegung  erkennen;  während  sie  im  ersten  Vierteljahre 
kleiner  als  im  Vorjahre  war,  ist  sie  im  zweiten  Vierteljahre 
um  71,  im  dritten  um  96  o/o  größer  gewesen ;  auch  hier  blieben 
die  Zahlen  durchweg  gegen  1907  zurück.  "Wenn  auch  für 
das  letzte  Vierteljahr  des  Berichtsjahres  beim  Abschluß  dieses 
Berichtes  noch  keine  Statistik  vorlag,  so  wird  man  doch  annehmen 
können,  daß  die  Streikbewegung  wieder  abgenommen  hat.  Das 
scheint  allerdings  angesichts  des  Aufschwunges,  den  das  Wirt- 
schaftsleben in  den  letzten  Monaten  des  Berichtsjahrss  nahm, 
dem  Zusammenhange  zwischen  Streikbewegung  und  Konjunktur 
zu  widersprechen;  doch  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  im  letzten 
Vierteljahr  1909  insofern  außergewöhnliche  Verhältnisse  vorlagen, 
als  gleichzeitig  in  drei  wichtigen  Gewerben  (Baugewerbe, 
Holzindustrie  und  Malergewerbe)  Tarifvertragsverhan  dlungen 
schwebten.  "Wenn  auch  rein  zahlenmäßig  die  Streikbewe- 
gung in  diesem  Jahre  nicht  an  allen  Orten  hinter  der 
des  Vorjahres  zurückgeblieben  ist,  so  war  die  prinzipielle  Be- 
deutung der  Streiks  im^  ganzen  geringer  als  im  Vorjahre. 
An  einem  alle  anderen  überragenden  Ereignis  fehlt  es. 
Nur  gegen  Ausgang  des  Jahres  entstand  im  Knhrgebiete  ein 
Konflikt  von  hervorra^nder  prinzipieller  Wichtigkeit,  der  jedoch 
bis  zum  Ablauf  des  Berichtsjahres  noch  zu  keinem  offenen  Kampfe 
führte.  Einzelnen  hervorragenden  Arbeitskonflikten  widmen  wir 
im  folgenden  eine   ausführlichere  Darstellung. 

Ein  über  zehn  Wochen  währender  Streik  der  Kieler  städtischen 
Arbeiter  verdient  wegen  der  Haltung  der  städtischen  Behörden 
den  Arbeitern  und  dem  Einigungsamte  gegenüber  Beachtung. 
Der  Verband  der  Gemeindearbeiter  verlangte  den  Achtstundentag 
für  die  Gasarbeiter  an  den  Eetortenöfen,  den  Neunstundentag  für 
alle  übrigen  Arbeiter  in  städtischen  Betrieben  und  eine  Lohn- 
erhöhung für  alle  Arbeiter  von  durchschnittlich  20  Pfg.  für 
den  Tag.  Der  Magistrat  lehnte  mit  dem  Hinweise  auf  den  un- 
günstigen Stand  der  Gemeindefinanzen  diese  Wünsche  sowie  die 
Einberufung  einer  gemeinsamen  Sitzung  der  Arbeiterausschüsse 
der  städtischen  Betriebe  ab.  Am  5.  Juni  stellten  daher 
zunächst  die  Arbeiter  der  Müll-  und  Fäkalienabfuhr,  ohne  die 
Kündigungsfrist  innezuhalten,  die  Arbeit  ein.  Da  die  Stadt  Kiel 
zum  Teil  noch  keine  Kanalisation  hat,  ergaben  sich  bald  die 
größten  Mißstände.  In  manchen  Straßen  wurden  die  nicht  ab- 
geholten Kübel  von  den  Bewohnern  auf  der  Straße  entleert.  Da  die 
Arbeiter  der  städtischen  Straßenreinigung  und  der  Stadtgärtnerei 
sich  weigerten,  die  Arbeit  der  Abfuhrleute  zu  übernehmen,  wurde 
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ein  großer  Teil  von  ihnen  sofort  entlassen.  Am  11.  Juni  beschloß 
eine  Versammlung  der  streikenden  Arbeiter,  daß  alle  noch  in 
den  Wasser-,  Gas-  und  Elektrizitätswerken  Beschäftigten,  außer- 
dem die  Außen ar heiter  der  Licht-  und  Wasserwerke  und  die  in 
der  Müllverbrennungsanstalt  und  der  Poudrettefabrik  beschäf- 
tigten Arbeiter  ebenfalls  die  Arbeit  niederlegen  sollten.  Die  Zahl 
der  Streikenden  und  Ausgesperrten  betrug  gegen  Ende  Juni  etwa 
500.  Zu  derselben  Zeit  war  es  dem  Magistrat  gelungen,  etwa 
150  Arbeitswillige  heranzuziehen.  Zwischen  den  Streikenden  und 
den  zum  Teil  mit  Kevolvern  bewaffneten  Arbeitswilligen 
sowie  der  Polizei  kam  es  vielfach  zu  Zusammenstößen.  Die 
Streikpostenliste  wurde  von  der  Polizei  beschlagnahmt. 
Der  Arbeitgeberverband  unterstützte  den  Magistrat,  indem 
er  seine  Mitglieder  verpflichtete,  keine  streikenden  und  aus- 
gesperrten Arbeiter  der  Stadt  Kiel  in  Beschäftigung  zu 
nehmen.  Verhandlungen  vor  dem  Einigungsamt  wurden  vom 
Magistrat  abgelehnt,  doch  fanden  vom  3.  bis  12.  August  direkte 
Verhandlungen  zwischen  einer  Kommission  der  Streikenden 
und  dem  Magistrat  statt.  Der  Magistrat  versprach,  die 
Einführung  der  Achtstundenschicht  vom  1.  April  1910  ab 
für  die  Ofenheizer  der  Stadtverordnetenversammlung  vor- 
zuschlagen, lehnte  aber  weitere  Verkürzungen  der  Arbeits- 
zeit ab  Auch  eine  generelle  Erhöhung  des  Lohnes  be- 
zeichnete er  als  unmöglich,  doch  sollte  eine  Prüfung  statt- 
finden, ob  an  einzelnen  Stellen  die  Lohnverhältnisse  einer 
Ausgleichung  bedürften.  Die  von  den  Arbeitern  geforderte  Ein- 
führung der  wöchentlichen  Lohnzahlung  sollte  spätestens  am 
1.  April  1910  erfolgen,  wenn  bei  Abstimmtingi  in  den  vereinigten 
Arbeiterausschüssen  sich  für  die  Einführung  eine  Mehrheit  er- 
geben sollte.  Die  alten  Arbeiter,  die  sich  vorwurfsfrei  geführt 
hätten,  würden  in  die  noch  nicht  endgültig  besetzten  Stellen 
wiedereingestellt  werden,  jedoch  sollte  eine  Wiedereinsetzung  in 
die  alten  Rechte  erst  am  1.  April  1910  erfolgen;  bis  dahin  sollten 
die  Wiedereintretenden  als  neueingestellte  Arbeiter  behandelt 
werden.  Da  die  Streikenden  diese  Bedingungen  nicht  annehmen 
wollten,  sondern  mit  Gegenvorschlägen  antworteten,  brach  der 
Magistrat  am  12.  Aug.  die  Verhandlungen  endgültig  ab.  Eine 
Aufforderung  zur  Wiederaufnahme  der  Arbeit,  welche  er 
hierauf  an  die  Streikenden  ergehen  ließ,  hatte  zur  Folge, 
daß  zunächst  70  die  Arbeit  wieder  aufnahmen.  Diese  Tatsache 
und  die  Befürchtung,  daß  die  Zahl  der  Arbeitswilligen  noch 
weiter  wachsen  könnte,  bestimmte  die  Streikenden,  den 
Kampf  am  16.  Aug.  aufzugeben.  Der  Streik  erhielt  einige 
Wochen  später  noch  ein  heiteres  Nachspiel  durch  eine  Ausstellung, 
welche  im  Kieler  Gewerkschaftshause  stattfand  und  welche 
die  nach  Angabe  der  Arbeiter  von  Arbeitswilligen  beim  Zusammen- 
stoß mit  Streikenden  verlorenen  Waffen  umfaßte. 
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Mansfeider  Anfang   Oktober  kam   es   in   den   Schächten   der   Mansfelder 

str»ik.  Kupferschiefer    bauenden    Gewerkschaft    zu    einem    Streik,    der 

besonders  dadurch  bemerkenswert  w^ar,  daß  er  unter  einer 
Arbeiterschaft  stattfand,  die  bisher  als  durchaus  „konser- 
vativ" galt.  Der  Streik  wurde  durch  die  Bemühungen  der  Leitung 
der  Mansfelder  Gewerkschaft  hervorgerufen,  die  Arbeiter  in  der 
Ausübung  des  ihnen  g-esetzlich  zustehenden  Koalitionsrechtas 
zu  beschränken.  In  Mansfeld  bestand  seit  1890  ein  so- 
genannter ,, reichstreuer  Verband",  dem  nach  Angabe  der 
Bergwerksleitung  von  21 000  Knappen  12  000  angehörten. 
Als  in  der  letzten  Zeit  der  sozialdemokratische  Bochumer 
Bergarbeiterverband  im  Mansfelder  Revier  festen  Puß  faßte, 
wurden  45  Arbeiter,  welche  für  diesen  Verband  agitiert 
hatten,  entlassen.  Die  Werklei tung-  erklärte,  daß  sie  den  An- 
schluß ihrer  Arbeiter  aji  irgendeinen  Verband,  sei  dieser  sozial- 
demokratisch oder  christlich,  mit  Ausnahme  des  „reichstreuen 
Verbandes"  nicht  dulden  werde.  Als  die  Direktion  die  an  sie 
gestellte  Forderung,  die  45  entlassenen  Arbeiter  wieder  einzu- 
stellen, ablehnte  und  der  preußische  Handelsminister,  den  die 
Arbeiter  telegraphisch  um  Vermittlung  ersucht  hatten,  eine 
solche  wegen  der  Unversöhnlichkeit  der  Gegensätze  als  aus- 
sichtslos bezeichnete,  legten  am  4.  Okt.  zunächst  auf  einem 
Schacht  900  (nach  anderen  Angaben  1400)  Bergleute  die  Arbeit 
nieder.  Den  Vorschlag  der  Arbeiter,  das  Oberbergamt  Halle  als 
Einigungsamt  anzurufen,  lehnte  der  Generaldirektor  der  Gewerk- 
schaft ab ;  er  erklärte  vielmehr,  nur  mit  dem  Arbeiterausschuß 
verhandeln  zu  wollen ;  diesem  aber  hatte  er  bereits  vor 
dieser  Erklärung  mitgeteilt,  daß  die  Forderungen  der  Arbeiter 
nicht  bewilligt  werden  könnten.  Auch  die  Hoffnung  der 
Arbeiter,  daß  der  Oberbürgermeister  von  Leipzig,  als  Vor- 
sitzender des  Aufsichtsrates  der  Gewerkschaft,  eine  ver- 
mittelnde Tätigkeit  ausüben  werde,  erfüllte  sich  nicht.  Der 
Streik  dehnte  sich  infolgedessen  auf  weitere  Schächte  aus,  die 
Zahl  der  Streikenden  stieg  auf  8000 — 10000  Mann.  Als  es  der 
Direktion  gelang,  eine  größere  Anzahl  von  Arbeitswilligen  zu 
gewinnen,  wurden  diese  auf  dem  AVege  zur  Grube  von  Streikenden 
verhöhnt  und  tätlich  ajigegriffen.  Auf  die  Bitte  des  Landrates 
.  wurde  daher  am  22.  Oktober  Militär  in  das  Streikgebiet  entsandt 
(3  Kompagnien  Füsiliere  mit  4  Maschinengewehren  und  1  Schwa- 
dron Kürassiere).  Die  Truppen  blieben  bis  zur  Beendigung  des 
Ausstandes  im  Streikgebiet.  Die  Ausschreitungen,  welche 
zur  Entsendung  des  Militärs  Anlaß  gegeben  hatten,  wiederholten 
sich  jedoch  nicht,  wozu  die  eifrigen  Bemühungen  der  Streikleitung 
um  Aufrechterhaltung  der  Ruhe  wesentlich  beitrugen.  Die  Streik- 
leitung versuchte,  einen  Teil  der  beschäfligungslosen  Arbeiter 
in  anderen  Gebieten  Deutschlands  unterzubringen,  was 
jedoch     nur     in     vereinzelten     Fällen     gelang.       Am     12.     Nov. 


den   Arbeilh- 
nacbweis. 
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wurde  der  Streik  von  der  Leitung  als  aussichtslos  abgebrochen. 
Außer  mehreren  hundert  Mann,  die  von  der  Streikleitung  zum 
Austragen  der  Verbandszeitung,  von  Flugblättern  und  als  Sicher- 
heit sm  annschaften  verwandt  worden  waren,  wurden  die  sich  zur 
Wiederaufnahme  der  Arbeit  Meldenden  wieder  eingestellt.  Bei 
der  Meldung  zur  Arbeit  wurden  den  Arbeitern  die  Mitglieds- 
karten des  sozialdemokratischen  Arbeiterverbandes  abgenommen 
und  sie  dann  verpflichtet,  nicht  wieder  in  den  Verband  ein- 
zutreten. 

Eine   große   Bedeutung   erlangten   im   Berichtsjahre   die   Be-  Kampf  um 

strebungen  der  Arbeitgeber,  den  nichtparitätischen  Arbeitsnachweis 
weiter  auszugestalten.  Diese  Ausgestaltung  ist  in  einer  Weise 
gedacht,  daß  für  die  Arbeitgeber  eine  wirksame  Waffe  im  Kampf 
um  die  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses  entstehen  würde,  einerlei, 
ob  sie  dieses  geplant  haben  oder  nicht.  Wie  die  Organisationen 
der  Arbeiter  im  allgemeinen  älter  sind  als  die  der  Arbeitgeber 
und  diesen  in  vielen  Punkten  als  Vorbild  gedient  haben,  so  ist 
auch  der  Gedanke,  den  Arbeitsnachweis  zu  monopolisieren, 
in  den  Kreisen  der  Arbeiterschaft  entstanden.  Während  aber 
bei  den  Arbeitern  die  praktische  Ausführung  in  den  meisten 
Fällen  weit  hinter  der  Absicht  zurückblieb  und  auch  die  Absicht 
selbst  später  mehr  und  mehr  zurücktrat,  nahmen  die  Arbeit- 
geber diesen  Gedanken  später  auf,  und  es  gelang  ihnen  bald,  der 
Erreichung  des  Zieles  ein  gutes  Stück  näher  als  die  Arbeiter  zu 
kommen.  Eine  wesentliche  Förderung  erfuhren  diese  Bestrebungen 
im  Berichtsjahre  durch  den  neuen  Kar  teil  vertrag,  der  im  März 
zwischen  den  beiden  Zentralen  der  Arbeitgeberorganisationen,  der 
Hauptstelle  und  dem  Verein  deutscher  Arbeitgeberverbände,  ab- 
geschlossen wurde.  In  diesem  neuen  Vertrage  wurde  die  gemein- 
same Förderung  des  Arbeitgebernachweises  als  eine  wichtige  Auf- 
gabe bezeichnet.  Diesem  Zw^ecke  sollten  in  erster  Linie  gemein- 
same Arbeitsnachweiskonferenzen  der  beiden  Zentralorganisationen 
der  Arbeitgeber  dienen.  Die  erste  dieser  Konferenzen,  welche 
am  26.  und  27.  Oktober  in  Hamburg  stattfand,  sollte  den  Leitern 
der  einzelnen  Arbeitgeberverbände  die  Kenntnis  der  Einrichtung 
des  vollkommensten  nichtparitätischen  Arbeitsnachweises,  des- 
jenigen der  Hamburger  Eisenindustriellen,  vermitteln. 

Neben  einem  Arbeitsnachweis,  der  in  Flensburg  von  mehreren 
dortigen  Arbeitgeberverbänden,  und  einem  solchen,  der  von  den 
Kölner  Metallindustriellen  gegründet  wurde,  ist  besonders  der 
Beschluß  des  Verbandes  Bayerischer  Metallindustrieller  zu  er- 
wähnen, einen  obligatorischen  Arbeitsnachweis  für  die  Orts- 
gruppen Augsburg,  München  und  Nürnberg  zu  gründen.  Auch  der 
deutsche  Arbeitgeberbund  für  das  Baugewerbe  beschloß  Ende  März 
auf  seiner  Tagung  in  Kassel,  daß  die  einzelnen  Verbände  für  ihre 
Bezirke  bis  zum  1.  Januar  1910  nichtparitätische  Arbeitsnachweise 
errichten  sollten.    Ein  Vertreter  des  Stettiner  Baugewerbes  führte 
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aus,  daß  die  Arbeitsnachweise  zusammen  mit  den  Elatlassungs- 
scheinen  eine  wirksame  Waffe  in  den  Händen  der  Arbeitgeber 
seien.  Kurz  vorher  hatte  schon  die  Versammlung  der  Arbeitgeber- 
verbände für  das  Baugewerbe  im  rheinisch-westfälischen  Industrie- 
gebiet in  Dortmund  beschlossen,  am  15.  April  1909  Arbeitsnach- 
weise füi'  je  einen  oder  mehrere  Orts  verbände  zu  errichten.  Eine 
Statistik  des  Bestandes  und  der  Neugründungen  von  Arbeitgeber- 
nachweisen wird  an  einer  späteren  Stelle  gegeben. 
Ai'beits-  Eine    viel    tiefere    Erregung     als    diese    Vorgänge     rief    die 

"*zechSi-'^^^       Absicht  des  Zechenverbandes  im  Kuhrrevier  hervor,  den  Arbeits- 
verbandes.         nachwcis   für   die   Arbeitgeber  zu   monopolisieren.     Der   Zechen- 
verband   in    Essen    ist   ein    am    22.    Januar    1908    zunächst    auf 
fünf  Jahre  geschlossener  Arbeitgeberschutzverband,  der  eine  Um- 
gestaltung   des    seit    dem    Jahre    1890   bestehenden   Ausstands- 
versicherungsverbandes  darstellt,  und  dessen  Vorstand  und  Mit- 
glieder im  wesentlichen  mit  dem  Vorstand  und  den  Mitgliedern 
des  Vereins   für  die  bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamts- 
bezirk Dortmund  identisch   sind.     Dieser   Verband   beschloß   am 
12.  Oktober,  für  die  etwa  300  OOO  Bergarbeiter  des  Ruhrreviers  am 
1.  Januar  1910  einen  Arbeitsnachweis  zu  schaffen,  dessen  Grund- 
linien folgende  sein  sollten :  Die  Hauptstelle  in  Essen  unterhält  in 
15  bis  18  Orten  Nachweisstellen,  denen  die  verschiedenen  Zechen 
zugewiesen  werden.    Inländische  Arbeiter  dürfen  von  Mitgliedern 
des  Zechenverbandes  nur  durch  Vermittlung  des  Arbeitsnachweises 
angestellt    werden.     Es    dürfen    nur    solche    Leute    angenommen 
werden,  die  sich   im   Besitze  eines   von  der  Nachweisstelle   aus- 
gestellten gültigen   Arbeitsnachweisscheines    befinden.     Dagegen 
steht  es  den  Mitgliedern  frei,  ausländische  Arbeiter  selbst  heran- 
zuziehen,   unter   der    Bedingung,    daß    sie    dem    Arbeitsnachweis 
Kenntnis  davon  geben.    Von  den  Arbeitsuchenden  haben  die  Nach- 
weisstellen  zu   verlangen :     a)    sofern   sie    von   einem   Verbands- 
werk kommen,  einen  Nachweis  über  die  ordnungsmäßig  erfolgte 
Kündigung  oder  über  die  Lösung  des  Arbeitsverhältnisses ;   b)  so- 
fern sie  nicht  von  einem  Verbandswerk  kommen,   ihren  letzten 
Entlassungsschein  und  ihre  Legitimation.  Nach  Vorlage  ordnungs- 
mäßiger  Papiere   wird    der   Arbeitsuchende,    falls   eine    für   ihn 
passende  Arbeitsgelegenheit  vorhanden  ist,  unter  Aushändigung 
eines  ausgefüllten  Arbeitsnachweisscheines   an  eine  Arbeitsstelle 
verwiesen.    Der  Schein  hat  nur  für  das  darauf  verzeichnete  Werk 
und  nur  innerhalb  einer  Frist  von  zwei  Werktagen  Gültigkeit. 
Die  Nachweisstellen  haben   den   Wünschen   der  Arbeitsuchenden 
bezüglich  der  Auswahl  der  Arbeitsstellen  Rechnung  zu  tragen. 
Wenn   ein    Arbeitsuchender   eine   Arbeit    angenommen   hat,    sich 
aber  innerhalb  zweier  Werktage  nach  Ablauf  des  für  den  Arbeits- 
antritt festgesetzten  Termins  ohne  hinreichende  Entschuldigung 
auf  der  Zeche  nicht  einfindet,  so  erhält  er  in  den  nächstfolgenden 
zwei  Wochen  vom  Arbeitsnachweise  keine  Arbeit  nachgewiesen. 
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Dieselbe  Folge  tritt  ein,  wenn  ein  Arbeiter  unter  Vertragsbruch 
die  Zeche  verläßt  oder  infolge  eines  solchen  von  der  Zeche  ent- 
lassen wird. 

Die  Gründe,  welche  zu  dem  neuen  Plane  führten,  dessen 
Kosten  auf  300  000 — 500  000  M.  jährlich  geschätzt  wurden,  waren 
nach  Angabe  des  Zechen  Verbandes  folgende:  Dem  planlosen  An- 
werben von  Arbeitskräften  im  Inlande  siollte  vorgebeugt  und  ein 
Ausgleich  von  Ueberschuß  und  Mangel  an  Arbeitskräften  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  und  zwischen  verschiedenen  Industriezweigen 
herbeigeführt  werden.  Ferner  sollten  das  Agentenunwesen  und 
die  „Umschau",  d.  h.  das  regellose  Aufsuchen  von  Arbeits- 
gelegenheiten durch  den  einzelnen,  zurückgedrängt  werden.  Es 
sollte  verhindert  werden,  daß  künftig  ein  Arbeiter  auf  mehreren 
Zechen  gleichzeitig  Arbeit  annimmt  und  von  den  durch  eine 
Zechenleitung  angenommenen  Arbeitern  nur  der  dritte  oder 
vierte  Teil  die  Arbeit  wirklich  antritt.  Auch  sollten 
dadurch  den  Arbeitern  unnötige  Wege  erspart  werden. 
Der  Arbeitsnachweis  gebe  ferner,  so  wurde  ausgeführt, 
den  Arbeitgebern  die  Möglichkeit,  von  "Wünschen  und 
Beschwerden  bei  einzelnen  Zechen  Kenntnis  zu  erhalten.  Er 
trage  dadurch  zur  Anbahnung  eines  besseren  Verhältnisses 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  bei.  Schließlich  solle  der 
Arbeitsnachweis  an  einem  gerechten  Ausgleich  zwischen  Osten 
und  Westen  mitwirken  und  in  der  Vermittlung  von  Arbeits- 
kräften in  versöhnendem  Sinne  für  die  Landwirtschaft  arbeiten. 

Von  der  den  westfälischen  Bergwerksbesitzern  nahestehenden      Die  „schwarzen 
Presse   wurde   zugunsten   des   Arbeitsnachweises   angeführt,    daß  zecheu 

dadurch  die  heftig  angefeindeten  „schwarzen  Listen"  über- 
flüssig gemacht  würden  und  die  Dauer  der  Aussperrung 
für  Kontraktbrüche  erheblich  verkürzt  werde.  In  §  8  der 
Satzungen  des  Zechenverbandes  war  nämlich  den  Mitgliedern  die 
Verpflichtung  auferlegt  worden,  Arbeiter,  die  vereinzelt  unter 
Vertragsbruch  die  Arbeit  auf  einem  Verbandswerke  nieder- 
gelegt hatten,  während  sechs  Monaten  nicht  aufzunehmen. 
Die  Arbeiter  behaupteten,  daß  diese  Bestimmungen  gesetz- 
widrig seien  und  die  „schwarzen  Listen"  dazu  benutzt  würden, 
um  unbequeme  Elemente  unter  den  Arbeitern  zu  schikanieren. 
Auf  den  Listen,  die  während  des  3.  allgemeiaen  Bergarbeiter- 
kongresses  zu  Berlin  am  1. — 3.  Febr.  im  Kongreßlokal  ausgelegt 
waren,  war  in  der  Tat  mehrfach  „Aufwiegler"  als  Grund 
des  Verrufes  angegeben.  Auf  diesem  Kongreß  wurde  auch 
ausgeführt,  daß  oft  die  telephonische  Verständigung  die 
Listen  ersetze.  Am  29.  Januar  kamen  die  „schwarzen 
Listen"  des  Zechen  Verbandes  infolge  einer  Zentrumsiater- 
pellation  im  Beichstage  zur  Sprache.  Der  Staatssekretär 
des  Innern  hielt  zwar  die  Listen  an  sich  für  zulässig,  forderte 
aber,  das  Verfahren  müsse  jeder  Heimlichkeit  entkleidet,  und  es 
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müsse  von  unparteiischer  Seite  geprüft  werden,  ob  der  Verrufene 
zu  Unrecht  auf  die  Liste  gesetzt  worden  sei.  Er  teilte  dem  Reichs- 
tage mit,  daß  der  Zechenverband  fortan  Tatsache  und  Grund 
des  Verrufes  jedem  Arbeiter  mitteilen  werde. 

Die  Gründung  des  Arbeitsnachweises  des  Zechenverbandes 
wurde  von  den  Arbeitern  so  aufgefaßt,  als  ob  durch  ihn 
die  Arbeitgeber  in  vollkommenerer  Weise  zu  erreichen 
hofften,  was  sie  durch  die  „schwarzen  Listen"  angestrebt 
hatten.  Es  bemächtigte  sich  daher  der  Arbeiterschaft  des 
Ruhrreviers  eine  lebhafte  Erregung.  Am  19.  Oktober  richtete 
die  sogenannte  Siebener-Kommission,  in  welcher  der  sozialdemo- 
kratische, christliche,  polnische  und  Hirsch-Dunckersche  Berg- 
arbeiterverband vertreten  waren,  die  Bitte  an  den  Handels- 
minister, im  Interesse  des  wirtschaftlichen  Friedens  zugunsten 
der  Arbeiter  vermittelnd  einzugreifen  und  die  Bestrebungen 
auf  Errichtung  paritätischer  Arbeitsnachweise  auch  gesetz- 
geberisch zu  unterstützen.  Ferner  forderten  die  Arbeiter  die 
Einführung  von  Tarifverträgen,  welche  die  Arbeitgeber  im  Berg- 
bau für  die  Häuer  besonders  aus  technischen  Gründen  für  un- 
durchführbar erklären.  Die  Arbeiter  waren  der  Ansicht,  daß 
eine  der  Hauptursachen  des  vielfachen  Belegschaftswechsels  durch 
die  Einführung  von  Tarifverträgen  beseitigt  werden  würde. 
Durch  den  vom  Zechenverband  geplanten  Arbeitsnachweis  würde 
den  Arbeitern  das  Recht  der  Freizügigkeit  und  der  Organisation 
genommen  bezw.  eingeschränkt  werden.  Das  Recht,  beim  Wechsel 
der  Arbeitsstelle  frei  über  seine  Arbeitskraft  zu  verfügen,  würde 
dem  Arbeiter  genommen,  die  Möglichkeit,  den  bei  einzelnen 
Gruben  bestehenden  Mißständen  und  ungünstigen  Arbeitsbedin- 
gungen zu  entgehen,  würde  vermindert  werden.  Das  dem  Berg- 
arbeiter gesetzlich  zustehende  Recht  der  sofortigen  Lösung  des 
Arbeitsverhältnisses  würde  illusorisch  gemacht.  Auch  an  den 
Zechenverband  richtete  die  Siebener-Kommission  die  Bitte,  von 
der  Errichtung  des  einseitigen  Arbeitgebernachweises  abzu- 
sehen und  ev.  einen  Arbeitsnachweis  auf  paritätischer  Grundlage 
zu  errichten.  Der  Zechenverband  antwortete  am  25.  Okt.,  daß 
er  an  seinem  Beschlüsse  festhalten  müsse. 

Am  27.  Nov.  teilte  der  Handelsminister  den  Arbeiterverbänden 
mit,  daß  er  von  dem  Zechenverbande  über  die  Handhabung  des 
geplanten  Arbeitsnachweises  Erklärungen  erhalten  habe,  durch 
welche  die  Befürchtungen  der  Arbeiter  im  wesentlichen  beseitigt 
würden.  Neues  brachte  in  den  Ausführungen  des  Ministers  nur 
die  Mitteilung,  daß  der  Betriebsführer  einer  Zeche  einem  Arbeiter 
schon  vor  Kündigung  seiner  alten  Stelle  die  Annahme  zur  Arbeit 
zusagen  dürfe  unter  dem  Vorbehalt,  daß  der  Arbeiter  binnen 
einer  bestimmten  Frist  den  von  der  Nachweisstelle  auszu- 
stellenden Nachweisschein  beibringe.  Daß  der  Arbeitsnachweis 
zu   einen.    Lohndrucke    führen   würde,    sei   nicht   zu   befürchten. 
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Der  ^Vettbewerb  der  Zechen  um  die  Erlangung  tüchtiger  Berg- 
leute werde  nicht  ausgeschaltet.  Solange  nicht  im  Ruhrbezirke 
die  Voraussetzungen  für  ein  vertrauensvolles  Zusammenwirken 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  vorlägen,  sei  eine  Vermittlung 
zum  Zwecke  der  Einführung  eines  paritätischen  Arbeitsnach- 
weises und  von  Tarifverträgen  untunlich.  —  Anfang  Dezember 
bat  der  Verband  Deutscher  Arbeitsnachweise  den  Zechenverband, 
die  Errichtung  eines  paritätischen  Arbeitsnachweiseß  an  Stelle 
des  Arbeitgebernachweises  in  Erwägung  zu  ziehen.  —  Am  14.  und 
15.  Dez.  kam  infolge  je  einer  Interpellation  des  Zentrums  und  der 
Sozialdemokraten  der  Zechen-Arbeitsnachweis  im  Reichstage  zur 
Sprache.  Die  Vertreter  der  Arbeiterinteressen  gaben  zu,  daß 
der  Belegschaftswechsel  im  Ruhrgebiete  sehr  groß  sei;  im  Jahre 
1908  hätten  die  Ab-  und  Zugänge  der  Bergleute  58  und  63  auf 
das  Hundert  betragen.  Doch  müsse  man  bedenken,  daß  sich  nur 
ein  kleiner  Teil  der  Arbeiter  in  ständiger  Bewegung  befinde ; 
dieser  w^echsele  jährlich  mehrmals  seine  Stellen,  wodurcli  die 
Zahlen  stark  emporgeschnellt  würden.  Bei  einem  Abgange  von 
95  040  Personen  seien  im  Jahre  1908  5119  Fälle  von  Kontrakt- 
bruch festgestellt  worden,  und  ganz  einwandfreie  Feststellungen 
lägen  sogai'  nur  in  2675  Fällen  vor.  Zum  Kontraktbruch  trage 
nicht  am  wenigsten  die  Zerfahrenheit  in  der  Festsetzung  des  Gne- 
dinges  (Akkordlöhne)  bei.  Der  Staatssekretär  des  Innern  erklärte, 
das  Vorgehen  des  Zechenverbandes  stehe  nicht  im  Widerspruch  zu 
dem  geltenden  Gewerberecht,  und  die  gesetzliche  Einführung  des 
paritätischen  Arbeitsnachweises  sei  zurzeit  nicht  angezeigt.  Man 
dürfe  auch  die  Schwächen  des  paritätischen  Arbeitsnachweises 
nicht  übersehen.  Es  hafte  ihm  eine  gewisse  technische  Schwer- 
fälligkeit an,  die  mit  allen  mehr  oder  weniger  bureaukratisch 
organisierten  Einrichtungen  verbunden  zu  sein  pflege.  Es  sei 
für  einen  großen  paritätischen  öffentlichen  Arbeitsnachweis  sehr 
viel  schwieriger,  besondere  "Wünsche  des  Arbeitgebers  zu  be- 
friedigen und  auch  den  einzelnen  Arbeiter  seinen  Fähigkeiten 
entsprechend  zu  placieren,  als  für  einen  Untemehmernach- 
weis  unter  einer  entsprechenden  technischen  Leitung.  Auch 
werde  beim  paritätischen  Arbeitsnachweis  mangels  Einigung  der 
Beisitzer  der  präsidierende  Staats-  oder  Kommunalbeamte  häufig  in 
fechwierigen  Fällen  allein  entscheiden  müssen,  wodurch  eine  Bureau- 
kratisierung  des  "Wirtschaftslebens  herbeigeführt  werden  könne. 
Immerhin  solle  man  an  sich  bestrebt  sein,  die  allmähliche  Einbürge- 
rung und  Durchführung  des  obligatorischen,  paritätischen  Arbeits- 
nachweises zu  fördern.  Ein  Mittel  zu  einer  solchen  Förderung 
stelle  das  geplante  Gesetz  über  die  gewerbliche  Stellenvermitt- 
lung dar.  Zur  Ausbreitung  des  paritätischen  Arbeitsnachweises 
würden  auch  die  Bestimmungen  in  dem  Entwürfe  eines  Arbeits- 
kammergesetzes beitragen,  wonach  es  zu  den  Aufgaben  der  Arbeits- 
kammern gehören  solle,  den  Abschluß  von  Tarifverträgen  zu  fördern. 
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Kritik.  Eine  unbefangene  Beurteilung  des  vom  Zechenverbande  ge- 

planten Unternehmens  wird  anerkennen  müssen,  daß  die  Zentrali- 
sierung des  Arbeitsnachweises  an  sich  einen  wesentlichen  Fort- 
schritt bedeutet.  Die  Arbeitsvermittlung  würde  durch  den 
Zechenarbeitsnachweis  technisch  erheblich  vervollkommnet 
und  wahrscheinlich  auch  verbilligt  werden.  Dagegen  ist  nicht 
zu  verkennen,  daß  in  einem  von  sozialen  Gegensätzen  so  zer- 
klüfteten Gebiete  wie  dem  Ruhrrevier  die  Monopolisierung  des 
Arbeitsnachweises  durch  die  Arbeitgeber  eine  ständige  Quelle 
von  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  werden 
muß.  Schon  die  bloße  Ankündigung  der  Absicht  des  Zechen  Ver- 
bandes hat  genügt,  die  Gefahr  eines  allgemeinen  Bergarbeiter- 
ausstandes heraufzubeschwören.  Sein  Entstehen  wurde  bisher 
nur  durch  die  Besonnenheit  der  Arbeiterführer  verhindert, 
welche  voraussahen,  daß  bei  der  ungünstigen  Geschäftslage 
ein  Streik  den  Arbeitern  eine  Niederlage  bringen  müsse.  Die 
Arbeiter  werden  stets  in  einer  solchen  Monopolisierung  des 
Arbeitsnachweises  durch  die  Arbeitgeber  den  Versuch  sehen, 
Leute,  die  sich  als  Agitatoren  für  die  Gewerkschaft  besonders 
bemerkbai'  gemacht  haben,  aus  dem  Gewerbe  herauszudrängen. 
Ob  dieses  Mißtrauen  der  Arbeiter  gegen  die  Arbeitgebern ach-^ 
weise  begründet  ist  oder  nicht,  kann  dahingestellt  bleiben;  in 
jedem  Falle  trägt  es  dazu  bei,  das  Verhältnis  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  zu  verschlechtern.  Aehnliche  Be- 
denken, wie  gegen  die  einseitigen  Arbeitgebernachweise,  können 
auch  gegen  die  einseitigen  Arbeiternachweise  vorgebracht  werden. 
Vom  Gesichtspunkte  der  Erhaltung  des  sozialen  Friedens  wird 
daher  der  paritätische  Arbeitsnachweis  im  Prinzip  den 
Vorzug  verdienen.  Gegen  den  paritätischen  Arbeitsnachweis 
ist  von  Unternehmern  häufig  das  Bedenken  geäußert  worden, 
durch  die  Wahl  von  sozialdemokratisch  gesinnten  kleineren 
Arbeitgebern  zu  Arbeitgeberbeisitzern  würde  die  Parität  gestört 
und  der  Arbeitsnachweis  zu  einer  einseitig  im  Interesse  der 
Arbeiter  wirkenden  Institution  werden.  Dieser  Gefahr -läßt  sich 
jedoch  durch  ein  geeignet  ausgestaltetes  Wahlrecht  für  die  Arbeit- 
geberbeisitzer entgegentreten.  Bei  Streiks  und  Aussperrungen 
läßt  sich  die  Unparteilichkeit  des  Arbeitsnachweises  dadurch 
wahren,  daß  der  Arbeitsnachweis  zwar  seine  Tätigkeit  fortsetzt, 
aber  ausdrücklich  auf  den  Streik  oder  die  Aussperrung  auf- 
merksam macht.  Allerdings  wäre  vielleicht  noch  eine  Aenderung 
der  herrschenden  Praxis  in  dem  Sinne  zu  wünschen,  daß  auch 
dem  Arbeitgeber  jedesmal  mitgeteilt  würde,  ob  es  sich  bei  den 
ihm  zugewiesenen  Arbeitern  um  Ausg-esperrte  handelt  oder  nicht. 
Für  die  Errichtung  unparteiischer  Arbeitsnachweise  unter  gemein- 
samer Beteiligung  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  spricht  ins- 
besondere noch  der  Umstand,  daß  die  segensreiche  Wirkung 
der  gewerblichen   Friedensinstitutionen,     der    Tarifverträge    und 
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Einigungsämter,  durch  die  Errichtung  nichtparitätischer  Arbeits- 
nachweise leicht  durchkreuzt  werden  kann.  Die  Eichtigkeit 
dieser  Behauptung  beleucht'Ct  ein  Streit,  der  im  Berichtsjahre 
im  Münchener  Baugewerbe  entstanden  ist.  Der  Arbeitgeber- 
verband für  das  Baugewerbe  in  München  gründete  nach  Ab- 
schluß des  Tarifvertrages  von  1908  unter  Benutzung  «iner 
Lücke  dieses  Vertrages  einen  obligatorischen  Arbeitgeberstellen- 
nachweis. Im  Frühjahr  des  Berichtsjahres  verhängten  die 
Münchener  Bauarbeiter  gegen  diesen  Arbeitsnachweis  die  Sperre. 
Das  Einigungsamt,  bei  welchem  sich  die  Arbeitgeber  über  Ver- 
letzung des  Tarifvertrages  durch  die  Arbeiter  beschwerten,  fällte 
einen  Schiedsspruch,  nach  welchem  sowohl  die  Errichtung  des 
obligatorischen  Arbeitgebernachw^eises  als  auch  die  gegen  ihn 
von  den  Arbeitern  verhängte  Sperre  mit  dem  Tarifvertrage  un- 
vereinbar wäre,  weil  die  beim  Abschluß  des  Tarifvertrages  be- 
stehenden Machtverhältnisse  nicht  während  seiner  Dauer  ver- 
schoben werden  dürften.  Infolge  dieses  Schiedsspruches  wurde 
der  Arbeitgebemachweis  bis  auf  weiteres  seines  obligatorischen 
Charakters  entkleidet. 

Welche  Vorteile  man  sich  im  Auslande  von  den  öffent- 
lichen paritätischen  Arbeitsnachweisen  verspricht,  zeigt  das  eng- 
lische Gesetz  vom  5.  August  des  Berichtsjahres.  Danach  sollen 
innerhalb  10  Jahren  vom  Staate  10  Arbeitsräte  und  240  paritätische 
Arbeitsnachweisstellen  errichtet  werden,  deren  Gesamtkosten  auf 
4  Mill.  Mk.   veranschlagt  sind. 

Einen  Beschluß,  der  geeignet  ist,  zu  einer  Verbesserung  des 
Verhältnisses  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  wesentlich  bei- 
zutragen, faßte  im  Juni  die  größte  deutsche  Gewerkschaft,  der 
Deutsche  Metallarbeiterverband.  D.anach  sollen  Mitglieder  des 
Verbandes,  die  sich  an  der  Maifeier  beteiligen  und  dadurch 
arbeitslos  werden,  künftig  die  Folgen  selbst  tragen.  Dieser 
Beschluß  wurde  damit  begründet,  daß  sich  in  der  Metallindustrie 
das  Ziel  einer  allgemeinen  und  wirksamen  Arbeitsruhe  am 
1.  Mai  ohne  Schädigung  der  wirtschaftlichen  Interessen  der 
Arbeiterschaft  und  mangels  völliger  Uebereinstimmung  innerhalb 
der  Arbeiterschaft  über  die  Zweckmäßigkeit  der  Arbeitsruhe  am 
1.  Mai  überhaupt  nicht  erreichen  lasse,  und  daß  die  Arbeitsn 
ruhe  am  1.  Mai  als  gewerkschaftliches  Kampfmittel  zur  Er- 
reichung günstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  nicht  be- 
trachtet werden  könne,  indem  sie  eine  genügende  Berücksichti- 
gung  taktischer   Maßnahmen  nicht  ermögliche. 

Wenn  auch  bereits  in  früheren  Jahren  der  Streik  als  Kampf- 
mittel in  liberalen  Berufen  Anwendung  gefunden  hattCj  so  ist 
doch  diese  Etrscheinung  bisher  noch  niemals  so  bedeutungs- 
voll hervorgetreten  wie  im  Berichtsjahre. 

Zu  einem  lokalen  Zwist  zwischen  den  Elrankenkassen  und 
Aerzten  in  Köln  gesellte  sich  im  Laufe   des  Berichtsjahres  ein 
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allgemeiner  Kampf  der  Aerzte  gegen  die  von  der  Kegierung 
geplante  Neuordnung  der  Arbeiterversicherung.  In  Köln  waren 
im  Jahre  1904  von  der  Aufsichtsbehörde  der  Krankenkassen  im 
Namen  der  Kassen  bis  zum  31.  Jan.  1909  gültige  Verträge  mit  den 
Aerzten  abgeschlossen  worden,  durch  welche  den  Kassenpatienten 
die  Wahl  ermöglicht  war  unter  einer  bestimmten  größeren  Anzahl 
von  Aerzten,  die  sich  bereit  erklärt  hatten,  zu  Kassenpreisen  zu 
behandeln.  Die  Krankenkassen  behaupteten,  daß  manche  Aerzte, 
um  die  Patienten  an  sich  zu  locken,  diesen  Nähr-  und  Stärkungs- 
mittel im  Uebermaß  verschrieben  und  auch  unberechtigte  Wünsche 
der  Patienten  erfüllt  hätten.  Infolgedessen  seien  die  Ausgaben  für 
Arzneien  und  Heilmittel  bei  der  größten  Kölner  Kasse  von  3,53  M. 
auf  den  Kopf  des  Mitgliedes  im  Jahre  1903  auf  5,80  M.  im 
Jahre  1907  gestiegen,  auch  das  Krankengeld  habe  sich  von  10,13 
auf  13,42  Mk.  erhöht.  Infolgedessen  habe  man  die  Beiträge 
erheblich  erhöhen  müssen.  Die  Krankenkassen  weigerten  sich 
daher,  die  im  Jahre  1909  ablaufenden  Verträge  auf  der  Grund- 
lage des  bisherigen  Systems  zu  verlängern,  und  wünschten  dazu 
zurückzukehren,  einzelne  Aerzte  gegen  Fixum  fest  anzustellen. 
Während  Einigun^s Verhandlungen  schwebten,  suchten  die  Kassen 
Aerzte  zu  gewinnen  und  schlössen  auch  eine  Anzahl  Verträge  ab, 
ein  Vorgehen,  das  von  den  Aerzten  als  illoyal  empfunden 
wurde.  Nach  dem  Scheitern  der  Verhandlungen  beschloß  die 
Organisation  der  Kölner  Aerzte,  vom  1.  Febr.  an  kein  Mitglied 
einer  der  Kölner  Kassen  sowie  keinen  der  versicherten  oder 
nicht  versicherten  Angehörigen  irgendwie  zu  behandeln.  Ohne 
speziell  auf  die  Kölner  Vorfälle  Bezug  zu  nehmen,  äußerte 
sich  der  Staatssekretär  des  Innern  über  die  Aerztestreiks  und 
über  die  dabei  gebrauchten  Kampfmittel  im  Heichstage  am 
5.  Febr.  folgendermaßen:  ,,Wir  stehen  hier  vor  einer  hochemsten 
Erscheinung,  wohin  die  Uebertreibung,  die  Auswüchse  des  Koali- 
tionsprinzips führen  können.  Die  Boykottierung  eines  Kranken 
oder  eines  Sterbenden  —  und  darauf  kann  die  Sache  hinauslaufen 
—  ist  ein  Rückfall  in  unsoziale  Zustände,  wie  er  nicht  schlimmer 
gedacht  werden  kann,  und  ich  glaube,  ein  großer  Teil  der  deut- 
schen Aerzte  ist  damit  in  keiner  Weise  einverstanden.  Aber 
er  wird  durch  die  Klammem  des  Koalitionszwanges  und  den 
Druck  eines  Ehrengerichtsverfahrens  zusammengehalten.  Das  sind 
Auswüchse,  die  ebenso  wie  andere  Auswüchse  des  Koalitions- 
wesens beseitigt  werden  müssen."  Auf  diese  Kundgebung  ant- 
wortete der  Verband  der  Aerzte  Deutschlands  zu  Leipzig,  dem 
95  Prozent  der  für  die  Kassenpraxis  in  Betracht  kommenden 
Aerzte  angehören,  am  18.  Febr.  mit  einer  Erklärung,  in  der  er  mit 
Rücksicht  auf  die  geplante  Reichsversicherungsordnung  folgendes 
ausführte  :  ,, Sollte  .  .  .  der  Versuch  gewagt  werden,  uns  Aerzte  mit 
unseren  Berufsforderungen  unter  den  Spruch  eines  Schiedsrichters 
zu  zwingen  und  auf  diesem  Wege  uns  das  Recht  der  Freiheit  der 
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Hilfeleistung,  unsere  beste  Waffe  zur  Verteidigung  unserer  Berufs- 
und Standesinteressen,  aus  der  Hand  zu  winden,  dann  können 
Exzellenz  versichert  sein,  Sie  werden  die  deutsche  Aerzteschaft 
ebenso  einig  im  Widerstand  finden,  wie  sie  jetzt  zum 
Schutze  ihrer  bedrohten  Kollegen  einig  und  treu  zusammen- 
steht.'' In  seiner  Antwort  warnte  der  Staatssekretär  die 
ärztlichen  Organisationen  nochmals  davor,  durch  Abnahme 
des  Ehrenwortes  den  einzelnen  Arzt  zu  verpflichten,  die 
ärztliche  Behandlung  von  der  Erfüllung  bestimmter  wirt- 
schaftlicher Forderungen  abhängig  zu  machen  und  dem  Arzte, 
der  sich  nicht  fügen  wolle,  ein  ehrengerichtliches  Verfahren  in 
Aussicht  zu  stellen.  Als  am  2.  April  der  Entwurf  der  Reichs- 
versicherungsordnung veröffentlicht  wurde,  erreichte  die  Erregung 
der  Aerzte  einen  noch  höheren  Grad.  Die  Aerzte  erblickten  in 
dem  Entwürfe  den  Versuch,  jede  Mitwirkung  der  staatlichen 
oder  freiwilligen  Organisationen  bei  der  Eegelung  der  kassenärzt- 
lichen Verhältnisse  auszumerzen.  Großen  Anstoß  erregten  ferner 
die  Ausführungen  der  Begründung,  daß  den  Krankenkassen  kein 
bestimmtes  System  der  ärztlichen  Versorgung  vorgeschrieben 
werden  könne,  da  jedes  seine  Vorzüge  und  seine  Nachteile  habe. 
Auch  die  positiven  Vorschläge  der  Regierung  (Vorschrift  einer 
Arztordnung  für  jede  Kasse,  freiwillige,  paritätische  Einigungs- 
kommissionen, obligatorische  Schiedsinstanzen)  wurden  ver- 
worfen, da  sie  nach  Ansicht  der  Aerzte  völlig  unzu- 
reichend waren.  Die  Vertrauensmänner  des  Verbandes  der 
Aerzte  Deutschlands  stellten  am  23.  Mai  eine  Erklärung  fest, 
die  allen  Aerzten  zur  Unterschrift  vorgelegt  werden  sollte  und 
folgendermaßen  begann:  „Hierdurch  gebe  ich  die  Erklärung  ab, 
daß  ich  entschlossen  bin,  bei  der  Ein-  und  Durchführung  der  Reichs- 
versichenmgsordnung  meine  Mitwirktmg  zti  versagen  und,  wenn 
nötig,  jede  Tätigkeit  bei  Krankenkassen  eiazns teilen,  falls  die 
Bestimmungen  über  den  ärztlichen  Dienst  bei  den  Krankenkassen 
in  der  jetzt  vorliegenden  oder  in  einer  gleichbedeutenden  Form 
Gesetzeskraft  erlangen  sollten.  Ich  richte  mich  hierbei  streng  nach 
dem  Urteil  des  deutschen  Aerztetages,  der  zu  entscheiden  hat, 
ob  das  Gesetz  für  den  deutschen  Aer2rbestand  annehmbar  ist  oder 
nicht."  Der  Unterzeichner  der  Erklärung  verpflichtete  sich  ins- 
besondere, von  dem  Wahlrecht  zu  den  Schiedsinstanzen  keinen 
Gebrauch  zu  machen,  den  Abschluß  von  Arztordnungen  ausschließ- 
lich den  Organisationen  der  Aerzte  zu  überlassen  und  sich  nur 
durch  Vermittlung  der  Organisation  um  Kassenarztstellen  zu  be- 
werben. Sollte  es  trotzdem  zur  Aufstellung  von  Arztordnungen  'und 
zur  Bildung  von  Schiedsinstanzen  kommen,  dann  sollte  der  Unter- 
zeichnete den  Arztordnungen  und  Schiedsinstanzen  die  Anerkennung 
versagen,  neue  Verträge  nur  durch  die  Organisation  abschließen  und 
Kassenkranke  nur  als  Privatpatienten  behandeln.  Die  vorstehend 
kurz  skizzierte  Erklärung  wurde  u.  a.  in  Württemberg  von  96 V2  0/0 
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der  Aerzte,  iii  Eiber feld  von  sämtlichen,  in  Berlin  innerhalb  weniger 
Tage  von  mehr  als  1000  Aerzten  unterzeichnet.  Zu  der  Erregung 
der  Aerzte  trug  besonders  eine  irrtümliche  Auffassung  des;  §  435  des 
Entwurfs  der  Reichsversicherungsordnung  bei;  die  Aerzte  legten 
diesen  Paragraphen  so  aus,  als  ob  er  den,  Krankenkassen  den  Abschluß 
von  Verträgen  mit  ärztlichen  Organisationen  untersage.  Diese 
Auslegung  wurde  am  9.  Juni  von  der  „Norddeutschen  Allgemeinen 
Zeitung"  berichtigt;  diese  wies  gleichzeitig  darauf  hin,  daß  der 
Wunsch  der  Aerzte,  daß  nur  Organisationen  zum.  Abschluß  von 
Verträgen  berechtigt  sein  sollten,  nicht  erfüllt  werden  könne,  da 
dies  einen  Eingriff  in  die  Vertragsfreiheit  der  Kassen  und  einen 
Zwang  zur  Koalition  für  die  Aerzte  bedeuten  würde.  Obwohl 
der  Staatssekretär  am  24.  Juni  nochmals  ein  aufklärendes  Schreiben 
an  den  deutschen  Aerztetag  richtete,  gelang  es  ihm  nicht,  die  Auf- 
regung der  Aerzte  zu  beschwichtigen.  Sowohl  die  Generalversamm- 
lung des  Leipziger  Verbandes  als  auch  der  Aerztetag,  die  vom 
24.  bis  26.  Juni  nacheinander  in  Lübeck  tagten,  erklärten  den  Ent- 
wurf der  Reichsversicherungsordnung  für  unannehmbar.  Der 
Aerztetag,  hinter  dessen  Delegierten  22  484  stimmfähige  Einzel- 
mitglieder  standen,  forderte  unter  anderem  folgendes:  1.  die 
grundsätzliche  Zulassung  derjenigen  Aerzte  zur  Tätigkeit  bei  den 
Krankenkassen,  die  sich  den  zwischen  Aerztevertretung  und 
Kassenvertretern  vereinbarten  Vertragsbedingungen  unterstellen, 

2.  die  Errichtung  von  obligatorischen  paritätischen  Vertrags- 
kommissionen, denen  die  Vereinbarung  der  Verträge  zwischen 
Aerzten   und   Ejrankenkassen   sowie   der  Arztordnungen   obliegt, 

3.  die  Einrichtung  von  obligatorischen  paritätischen  Einigungs- 
kommissionen und  Schiedskammem,  4.  die  Gewährung  freier  ärzt- 
licher Behandlung  nur  bis  zu  einer  Gesamteinkommengrenze  von 
2000  Mk.,  4.  Beseitigung  aller  Ausnahmebestimmungen  hinsicht- 
lich des  ehrengerichtlichen  Verfahrens,  des  Koalitionsrechtes  und 
der  Freiwilligkeit  der  ärztlichen  Hilfeleistung.  Das  Verhalten 
des  Leipziger  Verbandes  hatte  jedoch  bei  einem  Teil  der 
Aerzteschaft  Unwillen  erregt,  und  schon  am  2.  Mai  hatte  sich 
unter  dem  Namen  „Reichs verband  Deutscher  Aerzte"  in  Berlin 
erac  Gegenorganisation  gebildet,  die  sich  in  der  Frage  des  Arzt- 
S3^stems  2ni  den  Grundsätzen  der  Reichsversicherungsordnung  be- 
kannte. Am  Schlüsse  des  Jahres  hatte  der  Reichsverband  aller- 
dings erst  einige  Hundert  Mitglieder. 

Fastorensireik.  Als   ein   zweitcr   Fall,   in    dem   Angehörige   eines    liberalen 

Berufes  zum  Streik  als  Kampfmittel  griffen,  um  ihre  wirt- 
schaftliche Position  zu  bessern,  ist  ein  Streik  von  Geistlichen 
zu  nennen.  Seit  dem  25.  Mai  streikten  am  Landgerichtsgefängnis 
in  Liegnitz  die  evangelischen  Pastoren  wegen  Ablehnimg  einer 
Gehaltserhöhung.  Die  Gefängnisverwaltung  ließ  durch  einen 
der  Gefangenen,  einen  Kantor  und  Lehrer,  die  Andachten  ab- 
halten. 
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Ein  schärferer  Ton,  der  an  das  Verhältnis  der  Arbeitgeberver- 
bände zu  den  Grewerkschaften  erinnert,  kam  im  Berichtsjahre 
auch  in  die  Beziehun^n  der  Theaterdirektoren  zu  den  Schau- 
spielern hinein.  Nachdem  die  G-enossenschaft  der  Schauspieler 
den  zwischen  der  Leitung  der  Grenossenschaft  und  dem  Bühnen- 
verein vereinbarten  Normal vertra^g  abgelehnt  und  die  alt©  Leitung 
durch  eine  neue  ersetzt  hatte,  erklärte  im  Berichtsjahre  der 
Bühnen  verein,  die  Genossenschaft  nieht  mehr  als  Vertreterin  des 
Schauspielerstandes  anzuerkennen,  hob  das  Bühnenschiedsgericht, 
eine  gemeinschaftliche  Institution  beider  Organisationen,  auf  und 
beschloß,  daß  für  die  Pensionskasse  der  Genossenschaft  keine 
Benefizvorstellungen  mehr  veranstaltet  werden  dürften.  Eine 
Reihe  von  Stadttheaterverwaltungen  erkannte  den  Beschluß  des 
Bühnenvereins  nicht  an.  Die  "Wünsche  der  Schauspieler  waren 
auf  den  Erlaß  eines  Beichstheatergesetzes  gerichtet. 

Die  übrigen  Arbeitskonflikte  im  Deutschen  Eeiche  geben 
wir,  wie  alljährlich,  in  geographischer  Ueber sieht: 

In  Hamburg  wurde  im  April  und  Mai  im  Baugewerbe 
zwischen  dem  Arbeitgeber-  ujid  Arbeit  er  verbände  über  einen  neuen 
Tarifvertrag  verhandelt,  wobei  die  Arbeiter  die  Erhöhujig  des  Lohnes 
um  5  Pfg.  für  die  Stunde  forderten,  die  Arbeitgeber  dagegen  eine 
Verbesserung  der  Arbeitsbedinguixg-en  ablehnten.  Anfang  Juni  kam 
es  im  Zusammenhang  hiermit  in  einigen  Betrieben  wegen  einer  Lohn- 
verkürzung zunächst  zu  einem  Streik  der  Betonarbeiter,  welchen  die 
Arbeitgeber  am  5.  und  9.  Juni  mit  einer  Aussperrung  aller  Bau- 
arbeiter beantworteten.  Mitte  Juni  waren  rund  3000  Maurer,  1500 
Zimmerer,  2200  Bauhilfsarbeiter,  700  Klempner,  350  Schlosser  und 
je  150  Mauersteina-rbeiter  und  Töpfer  ausgesperrt.  Die  Bautischler- 
und  die  Malerinnung  lehnten  wegen  der  in  Kraft  befindlichen  Tarif- 
verträge eine  Aussperrung  ab.  Gegen  die  Arbeitgeber,  welche 
sich  dem  Aussperrungsbeschlusse  nicht  fügen  wollten,  wurde 
eine  Materialsperre  verhängt.  Die  Freie  Vereinigung  der  Maurer 
Hamburgs,  eine  Lokalorganisation,  deren  Mitglieder  anfangs 
auch  ausgesperrt  waren,  kam  bald  zu  einer  Einigung  mit 
den  Arbeitgebern;  ihre  Mitglieder  nahmen  die  Arbeit  wieder 
auf.  Sehr  erhöht  wurde  die  Zuversicht  der  Arbeiter  durch 
die  Hoffnung,  daß  die  Festbauten  für  das  Bundesschießen  nicht  zur 
rechten  Zeit  fertiggestellt  würden,  doch  gelang  es  den  Unternehmern 
tatsächlich,  die  Arbeiten  noch  zur  Zeit  zu  beendigen.  Nach  vergeb- 
lichen Verhandlungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  vor  dem 
Hamburger  Einigungsamt  und  in  Berlin  kam  am  23.  Aug.  eine  Eini- 
gung auf  folgender  Ginindlage  zustande :  Aussperrung  und  Streik 
werden  aufgehoben,  die  Arbeit  wird  unter  den  bisherigen  Bedingungen 
wieder  aufgenommen.  Es  werden  -bis  zum  31,  März  1910  laufende 
Tarifverträge  abgeschlossen.  Vom  1.  April  1910  ab  findet  eine  Auf- 
besserung um  3  Pfg.  und  am  1.  Juli  1910  eine  weitere  Lohnaufbesserung 
um  2  Pfg.  statt,  —  Unter  den  G^^thausangestellten  machten  sich 
im  Berichtsjahre  von  neuem  Bestrebungen  zur  Abschaffung  der  Trink- 
gelder und  Einführung  fester  Bezüge  bemerkbar.  Im  September  be- 
schloß in  Köln  der  sozialpolitische  xVusschuß  des  Internationalen  Ver- 
bandes der  Köche,  die  Frage  durch  eine  gemeinschaftliche  Beratung 
der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  der  Lösung  entgegenzuführen.  In  Ham- 
burg unterbreiteten  einige  Wochen  später  unter  Leitung  des  Ver- 
bandes deutscher  G^stwirtsgehilfen  fünf  Gehilfenvereinigungen  ge- 
meinschaftlich den  Wirtevereinigungen  einen  Lohntarif,  in  welchem 
die  Mindestmonatsgehälter  für  Kellner  unter  20  Jahre  auf  120  Mark, 
für  solche  über   20  Jahre  auf  180  Mark,   für  Oberkellner,   Direktoren 
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usw.  auf  250  Mark  und  die  Arbeitszeit  auf  12  Stunden  festgesetzt 
wurde.  Der  Entwurf  wurde  von  allen  Prinzipalen  abgelehnt.  Die 
Zersplitterung  des  Organisationswesens  und  die  Tatsache,  daß  die 
Mehrheit  der  Gastwirtsgehilfen  überhaupt  noch  nicht  organisiert  ist, 
stehen  Vereinbarungen  der  erwähnten  Art  hindernd  im  Wege.  —  Im 
Kieler  Hafen  traten  Ende  Februar  300  Kohlenarbeiter  in  den  Aus- 
stand, weil  die  Kohlenimporteure  bei  den  Verhandlungen  über  einen 
neuen  Tarifvertrag  wegen  des  schlechten  Geschäftsganges  eine  er- 
hebliche Herabsetzung  der  Löhne  verlangten.  Es  gelang  jedoch  den 
Arbeitgebern,  zahlreiche  Arbeitswillige  heranzuziehen,  die  auf  einem 
Schiff  isoliert  und  dadurch  von  der  Berührung  mit  den  Streikenden 
streng  abgeschlossen  wurden.  Der  Streik  endigte  mit  dem  Abschluß 
eines  Tarifvertrages  auf  4  Jahre,  der  für  die  Ai'beiter  in  den  beiden 
ersten  Jahren  eine  kleine  Verringerung,  im  letzten  Jahre  eine  kleine 
Erhöhung  des  Lohnes  brachte.  —  Eine  für  die  Arbeiter  erfolgreiche 
Aussperrung  der  Steinsetzer  und  Rammer  in  Kiel  im  Februar  ist  be- 
sonders dadurch  bemerkenswert,  daß  die  Arbeitgeber  dem  Abschluß 
eines  vierjährigen  Vertrages  zustimmten,  während  sonst  alle  Verträge 
im  Baugewerbe  am  31.  März  1910  ablaufen.  —  In  Stettin  begajui 
am  2.  Dezember  eine  Aussperrung  der  Konfektionsschneider  ujid 
-Schneiderinnen,  die  sich  nach  Angabe  der  Arbeiter  auf  1700 — 2000. 
nach  anderen  Angaben  auf  7 — 8000  Personen  erstreckte.  Die  Aus- 
sperrung wurde  dadurch  hervorgerufen,  daß  sich  die  Arbeiter  weigerten, 
einen  Lohnverkürzungen  enthaltenden  Vertragsentwurf  der  Arbeit- 
geber anzuerkennen,  vielmehr  Lohnerhöhungen  forderten.  —  Bei  einem 
Streik  der  Kellner  in  einem  Hotel  in  Z  o  p  p  o  t  dienten  Leibhusaren, 
und  bei  einem  Ausstand  der  Steuer-  und  Bootsleute  in  der  Danziger 
Personenschiffahrt  Matrosen  der  Kaiserlichen  Marine  als  Arbeits- 
willige ;  beide  Streiks  fanden  im  Juli  statt.  —  In  Königsberg 
und  D  a  n  z  i  g  kam  es  im  Februar,  in  E  1  b  i  n  g  im  Juni  im  Töpfer- 
gewerbe zu  Lohnbewegungen,  die,  wie  es  schien,  auf  einen  gemein- 
schaftlichen Versuch  der  Unternehmer  zurückzuführen  waren,  im  Hin- 
blick auf  die  ungünstige  Lage  des  Baumarktes  die  Löhne  herab- 
zusetzen. —  In  Königsberg  fand  ferner  von  Anfang  Januar  bis 
Anfang  September  ein  Abwehrstreik  der  Töpfer  statt,  an  dem  sich 
jedoch  der  Hirsch-Dunckersche  Gewerkverein  nicht  beteiligte.  Der 
Streik,  welcher  durch  Streitigkeiten  der  Zentralisten,  die  den  General- 
streik wollten,  und  der  Lokalisten,  die  ihn  verwarfen,  sehr  in  die 
Länge  gezogen  wurde,  endigte  erfolgreich  für  die  Arbeiter.  —  In 
Tilsit  streikten  über  ÖOO  Schneidemühlenarbeiter  von  Anfang  Juli 
bis  Anfang  August.  Der  Ausstand  endete  mit  dem  Siege  der  Arbeiter. 
—  In  einer  Buntweberei  in  Langenbielau  traten  am  15.  Febr. 
mehr  als  300  Weber  in  den  Ausstand,  weil  die  Arbeitgeber  Lohn- 
abzüge von  1 — 3  Mark  in  der  Woche  vornehmen  wollten.  Die  Firma 
sah  sich  genötigt,  1417  Arbeitern  und  Arbeiterinnen,  die  als  Spuler. 
Färber  und  Appreteure  beschäftigt  waren,  zu  kündigen.  Ein  An- 
erbieten der  Arbeiter,  in  eine  Lohnverkürzung  bis  zu  40  Pfg.  für 
die  Woche  einzuwilligen,  wurde  von  den  Arbeitgebern  zuinickgewiesen. 
Am  27.  März  faßte  der  Verband  der  schlesischen  Textilindustriellen 
den  Beschluß,  falls  die  Arbeit  bis  zu  einem  bestimmten  Termine  nicht 
wieder  aufgenommen  wurde,  sämtlichen  dem  deutschen  Textilarbeiter- 
verbande angeschlossenen  Arbeitern  der  Fabriken  zu  Reichenbach, 
Langenbielau  und  Peterswaldau  zu  kündigen.  Man  begnügte  sich 
jedoch  mit  einer  Aussperrung  des  5.  Teiles  aller  Arbeiter  in  jeder 
Fabrik.  Am  11.  April  endigte  der  Streik  damit,  daß  die  von  den 
Arbeitgebern  verlangten  Lohnverkürzungen  erheblich  eingeschränkt, 
für  einige  Artikel  sogar  die  Löhne  etwas  erhöht  wurden.  —  In 
Striegau  und  Umgegend  legten  900  Steinsetzarbeiter,  die  wegen 
Nichteinwilligung  in  eine  5  o/o  ige  Lohnlierabsetzung  zum  3.  April  aus- 
gesperrt worden  waren,  bereits  am  23,  März  unter  Kontraktbruch  die 
Arbeit  nieder,  mußten  aber  am  6.  Juni  ohne  Erfolg  den  Streik  ab- 
brechen. Die  Lohnherabsetzung  war  in  der  ungünstigen  Lage  der 
schlesischen  Steinbruchindustrie  begründet.  —  Im  obersc  h  le- 
sisch e  n  Industriegebiet  beantworteten  die  Arbeitgeber  am  10.  Juli 
einen  partiellen   Streik   mit   einer  Aussperiiing  der  Maurer,   Zimmerer 
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und  Bauhilfsarbeiter  (etwa  5000  Mann).  Der  Arbeitgeberverband  rief 
das  Einignngsamt  an.  Die  Verliandlungen  vor  diesem  führten  am 
16.  Juli  zum  Abschlüsse  eines  bis  zum  31.  März  1910  gültigen  Tarif- 
vertrages, welcher  eine  Erhöhung  des  Stundenlohnes  von  40  auf 
43  Pf g.  enthält,  —  In  Dresden  und  Umgebung  dauerte  ein  im 
Mai  beginnender  Streik  der  Steinsetzer  und  Rammer  länger  als 
17  Wochen.  —  In  der  vogtländischen  Schiffchenstickerei 
entstand  Mitte  Dezember  ein  Lolinkampf ,  —  In  Quedlinburg 
fand  im  Oktober  ein  Kampf  der  Gärtnergehilfen  um  das  Koalitions- 
recht statt.  —  In  der  Elbe  Schiffahrt  kam,  nachdem  wochenlang 
ein  Streik  gedroht  hatte,  am  28.  Aug.  ein  bis  Ende  1912  gültiger 
Tarifvertrag  zustande.  Im  Oktober  wurden  durch  einen  Streik  die 
außerhalb  des  Arbeitgeberverbandes  stehenden  Firmen  gezwungen, 
entweder  durch  Beitritt  zum  Arbeitgeberverbande  oder  einzeln  den 
Tarifvertrag  anzuerkennen.  —  In  West-  und  Süddeutschland 
fanden  in  der  Holzindustrie  heftige  Arbeitskämpfe  statt.  Durch  den 
Schiedsspruch  des  Berliner  Gewerbegerichts  vom  Mai  1907  war  das 
Arbeitsverhältnis  in  15  Städten  bis  zum  12.  Febr.  1910  geregelt  worden. 
In  21  anderen  Städten  waren  Tarifverträge  bis  zum  11.  Febr. 
1911  abgeschlossen  worden.  Die  rheinisch-westfälischen  Städte,  mit 
Ausnahme  von  Köln,  Düsseldorf  und  Elberfeld,  setzten  aber  den  in 
diesen  Tarifverträgen  zum  Ausdi-uck  kommenden  Bestrebungen  nach 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  Widerstand  entgegen,  und  die  süddeutschen 
Plätze  blieben  der  Tarif  Vertragserneuerung  fern,  so  daß  nach  Kündigung 
der  dortigen  Verträge  im  Dezember  1908  eine  vertragslose  Zeit  herein- 
brach. Den  Anstoß  zum  Ausbruch  des  Kampfes  gab  ein  Beschluß  des 
Arbeitgeberverbandes  für  das  Baugewerbe  in  Rheinland  und  West- 
falen und  des  Arbeitgeberschutzverbandes  für  die  Holzindustrie,  zu- 
nächst zum  1,  März  eine  Lohnherabsetzung  vorzunehmen  und,  falls 
bis  zum  1.  April  kein  Tarifverti-ag  nach  den  Wünschen  der  Arbeit- 
geber zustande  komme,  die  Arbeitszeit  von  91/2  auf  10  Stunden  zu  er- 
höhen und  die  Löhne  wiederum  um  5  0/0  zu  kürzen.  Als  die  Arbeit- 
geber versuchten,  diesen  Beschluß  ihrer  Organisation  auszuführen, 
stellten  Mitte  April  in  Essen,  Dortmund,  Gelsenkirchen,  Herne  und 
Wanne  die  Schreinergesellen  die  Arbeit  ein.  Am  24.  April  beschlossen 
'die  Arbeitgeber,  den  Streik  mit  einer  Aussperrung  zu  '  beantworten ; 
doch  fand  dieser  Beschluß  ebenso  wie  die  früheren  über  die  Lohn- 
herabsetzungen nur  wenig  Beachtung.  Am  15.  Juni  wurde  unter  Ver- 
mittlung des  Vorsitzenden  des  Essener  Gewerbegerichts  ein  Muster 
für  den  Abschluß  von  Tarifverträgen  in  Rlieinland  und  Westfalen  ver- 
einbart, welches  den  Arbeitern  günstig  war.  Die  Arbeitgeber  ver- 
zichteten auf  den  Abschluß  eines  Bezirksvertrages  und  willigten  in 
den  Abschluß  von  Ortsverträgen  ein.  Diese  kamen  in  den  folgenden 
Wochen  in  10  Plätzen  zustande.  In  Nürnberg  forderten  die  Tischler 
Ende  April  eine  Lohnerhöhung  von  5  Pfg.  und  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit von  54  auf  53  Stunden.  Die  Arbeitgeber  lehnten  diese  Zugeständ- 
nisse ab.  Als  die  Tischler  wegen  der  Maifeier  auf  eine  Woche  aus- 
gesperrt wurden,  beschlossen  sie,  nach  Ablauf  dieser  Frist  nicht  mehr 
zur  Arbeit  zurückzukehren.  Die  Arbeitgeber  bemühten  sich,  den  Ge- 
sellen die  Uebernahme  eigener  Arbeiten  uimiöglich  zu  machen,  indem 
sie  durch  die  Holzhandlungen  den  Gesellen  das  Material  sperren  ließen. 
Es  gelang  der  Streikverwaltung,  von  den  1000  Streikenden  mehrere 
Hundert  nach  anderen  Orten  abzuschieben.  Da  außerdem  unter  den 
Arbeitgebern  verschiedene  Interessen  bestanden  und  die  großen  Firmen 
auf  Beendigung  des  Kampfes  drängten,  kam  schließlich  gegen  Ende 
Juli  ein  bis  zum  17.  Februar  1912  gültiger  Tarifvertrag  zustande, 
welcher  eine  Lohnerhöhung  und  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  brachte. 
Im  September  entstanden  Streiks  im  Holzgewerbe  von  Mannheim, 
Ludwig&hafen,  Pforzheim  und  Heidelberg.  Der  Südwestdeutsche  Arbeit- 
geberverband für  das  Holzgewerbe  beschloß  daher,  sämtliche  Tischler 
in  den  Städten  Süd-  und  Westdeutschlands  auszusperren.  Die  Aus- 
sperrung sollte  am  20.  September  in  Firankfurt  a.  M.  einsetzen  und 
dann  Zug  um  Zug  auch  auf  die  übrigen  Städte  ausgedehnt  werden. 
Der  Aussperrungsbeschluß  wurde  auch  in  diesem  Falle  sehr  mangel- 
haft   befolgt.      Nach    Behauptungen    der   Arbeiter    betrug   gegen   Ende 
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September   die   Zahl  der  Ausgesperrten   262,   die   der   Streikenden   104, 
Dazu  kamen  Zwistigkeiten  der  Arbeitgeber.     Nach  Angabe  der  Arbeiter 
soll  es    vorgekommen   sein,    daß   Arbeiten,    welche  die   Mannheim-Lud- 
wigshafener   Arbeitgeber   wegen    ihrer    Solidaritätserklärung   Frankfurt 
gegenüber  nicht    machen   konnten,    nach   Frankfurt    vergeben   wurden. 
Infolgedessen  traten  in  Ludwigs hafen   12  Firmen,   welche  98  von  160 
streikenden    Arbeitern    beschäftigten,    aus    dem    Arbeitgebers chutzver- 
bande  aus  und  erkannten  den  Vertragsentwurf  der  Arbeiter  an.    Auch 
mehrere  Pforzheimer  Meister  traten  au^  dem  Arbeitgeberverbande  aus, 
und  auch  hier  kam  ein  örtlicher  Tarifvertrag  zustande.    Endlich  kam 
nach    langen,    am    19.    Okt.    beginnenden    Verhandlungen,    die    gleich- 
zeitig in  Frankfurt,   Heidelberg,  Mannheim  und  Ludwigshafen  geführt 
wurden,    Anfang   November   ein   Friedensschluß    zustande.     Es    wurden 
Vierträge    für   die    Zeit    bis    zum    Februar    1912   abgeschlossen,    welche 
den  Arbeitern  Lohnerhöhungen  und  Arbeitszeitverkürzungen  brachten. 
Neben  diesen  größeren  Streiks  liefen  kleinere  in  Magdeburg,  Eathenow, 
Luckenwalde,      Ldegnitz,      Sommerfeld     und     Schwenningen     her.     — 
Ajh    12.   Nov.    kündigte    der    Arbeitgeberschutz  verband    sämtliche    in 
der  Zeit  vom  1.   Jan.   bis   1.  April   1910  ablaufenden  52  Tarifverträge. 
Dadurch  wurde  die   Taktik  der  Arbeiterverbände  durchki-euzt,  welche, 
um    eine    Kraftzersplitterung    zu    vermeiden,    an    27    Orten    von    einer 
Kündigung    absehen    wollten.    —    In    Nürnberg    kam    es    anläßlich 
eines    Streiks    bei    einer    Zelluloidfabrik    im    August,    September    und 
Oktober  zu  heftigen  Zusammenstößen  zwischen  Streikenden  und  Arbeits- 
willigen,  bei  denen  ein  Arbeiter  getötet  wurde.   —  Eine  Aussperrung 
von  Mühlenarbeitem,  die  von  Ende  Oktober  bis  zum  8.  Nov.  in  Nürn- 
berg,   Fürth    und    anderen    Orten    Mittelfrankens    stattfand, 
verdient  Beachtung  wegen  der  beiderseits  vei^wendeten  Kampfesmittel. 
Die  vereinigten  freien  Gewerkschaften  von  Nürnberg,  Fürth  und  Lauf 
verhängten  die   Sperre  über  das  Mehl  der  aussperrenden   Mühlen  und 
über   das   daraus    gebackene    Brot ;   die   Mühlen   verstanden   die   Nürn- 
berger  Bäckerimiung   zur   Verhängung    eines   Boykotts    über   die   nicht 
aussperrenden  Mühlen   zu  bewegen.    —   Ein   Kampf  der  Lithographie- 
steinarbeiter   in    Solnhofen,    der    von    Anfang    Juni    an    bis    zum 
September    dauerte    und    der    vom    christlichen    Gewerkverein    durch- 
gefochten wurde,  verlief  ungünstig  für  die  Arbeiter.  —  Ein  Streik  im 
Strebelwerk    in    Mannheim    wurde    zu    Beginn    des    Berichtsjahres 
vom    Metallarbeiterverband    gegen    den    Willen    der    600    Streikenden, 
denen  die   vom   Oberbürgermeister   vereinbarten   Einigungsbedingungeu 
nicht  genügten,  für  beendigt  erklärt;  der  Metallarbeiterverband  wollte 
auf   diese    Weise    die   von   den   Arbeitgebern   angedi-ohte    Aussperrung 
vermeiden.   —  Ein  Streik  der  Hafenarbeiter,  Maschinisten  und  Heizer 
der  E-heinschif fahrt  in  Mannheim-Ludwigshafen  endigte  unter 
Vermittlung    des     Gewerbegerichts     im    allgemeinen    günstig    für    die 
Arbeiter.    —    Ein    Streik    der   Bauarbeiter    in   Saarbrücken    wurde 
am  7.   Sept.  nach  15  wöchiger  Dauer  ohne  Erfolg  seitens  der  Arbeiter 
abgebrochen.      Die    Arbeitgeber    hatten   die    Erneuerung    des    Tarifver- 
trages abgelehnt.   —  Ein  Streik   der  Arbeiter  einer   Steinplattenfabrik 
bei    Trier    ist    dadurch    besonders    bemerkenswert,    daß    die    Arbeiter 
eine  Verläng-erung  der  Arbeitszeit  verlangten,  um  einen  höheren  Tages- 
verdienst  zu   erzielen.    —    In   der   Bergischen   Seidenbandindustrie 
kam    es    am    29.    Okt.    zu    einem    Lohnkampf,    der   am    3.    Dez.    durch 
Inkrafttreten  eines   Arbeits tarif Vertrages    sein   Ende   fand. 

stroikstatistik  DiLTch  das   Entgegenkommen   des   Kaiserlichen   Statistischjen 

tfonsbSSrks'       Amtes,  wclches  uns  das  amtHche  Material  zur  Verfüg-ung  stellt, 

sind  wir  in  der  Lage,  auch  in  diesem  Jahre  das  Verzeichnis  der 

Streiks   und  Aussperrungen   im  Korporationsbezirk  fortzasetzen. 

(Siehe  Tab.  48—56  =  S.  191—196.) 
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Tab.  48.  Verzeichnis  der  im  Korporationsbezirk  begonnenen  Streiks. 

In  den  Angaben  am  Rande  bedeutet:  Gr.  ^  Gruppe  der  amtlichen  Gewerbestatistik;  ein- 
geklammerte Ziffer  rechts  =  Zahl  der  Streiks  in  der  betr.  Gruppe. 
Streiks,  bei  denen  kein  Ort  verzeichnet  ist,  haben  in  Berlin  stattgefunden: 

a)  Nachträge  zum  III.  Vierteljahr  1908. 


Höchstzahl 

o 

Arbeiter  in  den 

1  .-ä-o 

Erfolg 

«. 

Si 

!      «    C 

a^ 

c 

® 

Gewerbszweig 

^  ?®*     1             ergriffenen 
trieben  j                ^ 

über-    1      Betriebszweigen 

1    "SCM 

O 

haupt  i 

j     Arbeiter 

> 

's 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

L    7 

_8_ 

ii_ 

10 

(95) 

Eisenbahn  Signalbauanstalt  in 

Borsigwalde^) 

1 

441 

20  Former 

20 

— 

— ; — 

1 

(96) 

Elekti-izitätswerk^)    .... 

3500 

60  Rohrzieher 

40 

— 

Ij— 

— 

(97) 

Pianofortefabr.  i.  Lichtenbg.^) 

60 

— 

21 

— 

— '  — 

1 

(.98) 

Isolierungsbranehe  .... 

15 

— 

15 

— 

— ! — 

1 

(99) 

Maschinenbauanst.  i.  Wildau 

1900 

50  Schmiede 

20 

—  ■ 

li— 

— 

(100) 

Damengürtelfabrik^)     .     .     . 

8 

— 

8 



1 

(101) 

Korbmacherei  ...          .     . 

9 

— 

7 

— 

—  _ — 

1 

(102) 

do.            in  Lichtenberg 

1900 

50  Schmiede 

20 

— 

l!  — 1  — 

(103) 

Ofensetzer   in    Scliöneberg2) 

2 

35 

— 

35 

— 

-i  ij- 

(104) 

Baugewerbe  i.  Oranienburg^) 

69 

19  Bauhilfsarb. 

8 

— 

-i     ' 

(105) 

Zimmerei  in  Hermsdorf  .     . 

26 

— 

5 

— 

— !— 1  1 

(106) 

Baugewerbe  i.  Friedrichshag. 

32 

— 

32 

— 

! 1      1 

(107) 

do.         in     Mittenwalde 

2 

36 

— 

21 

— 

— . — !  1 

(108) 

Fensterreinigungsanstalt  .     . 

1 

48 

48 

' 

1)  Vor  dem  1.  Okt.  1908  begonnen. 

2)  Im    I.  Vierteljahr  1908  begonnen. 

3)  Im  II.  Vierteljahr  1908  begonnen. 

b)    Jahr  vom  1.  Oktober  1908  bis  dahin  1909. 
L  =  letztes  Quartal  1908.   I,  II,  lU  =  erstes,  zweites,  drittes  Quartal  1909. 


Höchstzahl 

d 

1 

Gewerbszweig 

1 

'B 

Be- 
trieben 

Arbeiter  in  den 
ergriffenen 

1-^ 

II 

E 

u 

rfolj,' 

fei 
.2      r 

i 

c/ 

m 

über 
haupt 

Betriebszweigen 

'S)« 

Arb 

®<2 

QC 

3iter 

o 

> 

1 

1  I  2  ; 


I    4 


9  ILOj  1t 


1  I|  Glasbläser 12!  1660  |  14  Glasbläser 

2  II I  Kunststein fabrik    in    Waid-  ' 

mannslusti) 1  46                   — 

3  j    L  Bronzewarenfabrik  .     .     .     .  ,     1,  17                   — 

4  I    L  Metallpreßwerk !     1  48                   — 

5  ■    L  Gold-  und  Silberarbeiter  .     .  i     8  500                   — 

6  II  Möbelschloßfabrik '1  7 

H\  Bauklempner  in  Berlin  und  i 

18  Vororten !  99  1500 

n!  Original  H  -  StoUenfabrik   in  '       i 

I      Schöneberg ;     li  350 

Ili  Bauklempnereii.Coepenick^)  1     3  11 

II!  Emaillierung  u.  Zusammen-  j 
Stellung  V.  Küchengeräten 

1             in  Zossen!) I     1  40 

1  I III  Eisengießerei Ij  18 

2  I  mi  Metallgießerei '     ll  6 


Schlossergesellen 


20  Fräser 


6  Metallgießer 


14 

24 
15 

26 
148 

7 

360 

20 
11 


34 

13 

6 


-I  1 

1  — 
1  — 


Gr.  VI.    Masch. 

Instrumente     u 

Apparate.   (5) 


Gr  XI.  Leder.(l 
Gr.XII.  Holz-u 
Schnitzstoffe.(2 

Gr.  XVI. 
Baugewerbe.  (5 


Gr.  XXII. 
Verkehrs- 
gewerbe. (1) 


Gr.  IV.  Steine 
und  Erden.  (2 

Gr.  y.  Metall- 

verarbeitunar. 

(20) 


1)  Im  ni.  Vierteljahre  1909  beendet. 
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Gr.  VI. 

Maschinen, 

Instrumente    u. 

Apparate.  (23) 


Or.VII.  Chem. 
Industrie.   (1) 

Gr.  IX.  Textil- 
industrie. (1) 

(ir.  X.  Papier- 
industrie. (5) 


ü 

y^ 

_^ 

V 

1 

rj 

<A 

w 

•A 

<y 

aS 

-! 

Gewerbs  zweier 


Be- 
trieben 
über- 
haupt 


Arbeiter  in  den 

erg'i'iffenen 
Betriebs  zweiten 


Höchstzahl  | 

gfe    i    Erfolg 


'S)® 


§£  i 

NO 


Arbeiter 


1    I    2    I 


J_4_L 


26 

27 
28 
29 
30 
31 
32 
33 
34 

35  i 

36  i 
37 


III 


m 


Metallwarenfabrik     . 


Klempnerei  und  Rohrleger 

gescbäft 

III  Autogenwerke  für  autogene 
Schweißmethoden      .     . 

III  Bauschlosser 

III:  Geldschrankschlosser  .     , 
III:  Metallwarenfabrik    .     .     . 
III:  Bauschlosserei  in  Tempelhof 
IIIi  Bauschlosserei    und    Kunst 

!      schmiede  in  Tempelhof 
Uli  Schlosserei    in     Friedrichs- 

j      hagen    

IIIj  Kunst-    und    Bauschlosserei 

i      in  Pankow 

Li  Turbinenfabrik    .... 

L  Pianofabrik 

Li  Fabrik      von      Schornstein- 

i      auf  Sätzen  und  Ventilatoren 

I      in  Charlottenburg     .     .     . 

L|  Eisenbahn  -  Signalbauanstalt 

I      in  Lichtenberg  1)   .     .     . 
L'  Pianofabrik  in  Rixdorf  i) . 
I|  Allgemeine Elektrizitäts-Ges 
I  Elektrische  Gesellsch.Sanitas 
I|  Telephonfabrik     .... 
1|  Meßapparatefabrik   .     .     . 
Ij  Schiffswerft  in  Boxhagen 
I|  Lokomotivfabrik    in  Wildau 
I'  Schall plattenfabrik  in  Char 

lottenburg 

I  Lokomotivfabrik    in  Wildau 
n  Armaturen fabrik       .     .     . 
11^  Maschinenfabrik  in  Tegel 


38  I    IIj  Schallplattenfabriki.Rixdorf 
.■)9  I  Uli  Maschinenfabrik  .... 

40  I  III I  Allgemeine         Elektricitäts 
I       I      gesellschaft 

41  i  IIII  Pianofabrik 

42  I  IIIj  Wagenfabrik 

43  IIIj  Pianofabrik  in  Rixdorf    . 

44  lll!  Maschinenfabrik  in  Tegel 

45  i  inj  Eisenkonstruktion      (Signal 

bau)  in  Reinickendorf  . 


46 

47 
48 
49 
50 
51 
52 


I  Magnesiumwerk  i.Schönebg 

inj  Mechanische  Weberei  . 

Ij  Album  fabrik    .... 

I|  Buchbinderei  .     .     . 
IIj  Luxuspapierfabrik  .     . 
Uli  Galanteriewarenfabrik 
Uli  do. 


23  Dreher  und 
Schleifer 

6  Rohrleger 

16  Metallarbeiter 


42 

12 

27 

750 

1200 

17 

28 

82 
24 


95  — 

2500  :300  Dreher 

175  — 


100 
32 
II  8000 

li     150 
l!     191 


,200 

i  79 


Arbeiterinnen 
Arbeiter 


'   30 

25 

2177 

l!   30 
l!  2159 


450 
4300 

57 
20 

7000 
35 
75 
29 

4420 

401 

80 


23  Mechaniker 

157  Montage- 
schlosser i 
13  Presser 
319Kesselschmiede 

5  Gußschleifer 
900  Schmiede   und 
Former 
22  Presser 


600  Schlosser 

21  Stellmacher 

22  Tischler 
68  Lackierer 
101  Arbeiter  im 
Eisenbahnsignalb 


40  20  Weber 

86  — 

20  — 

78  — 

45  — 

94  I  — 


176 
23 

9 

153 
13 

250 


160 

22 

9 

63 
30 
19 
22 
20 

63 

80 

20 
26 
10 
51 

15 

70 


—      1 


23 

— 

6 

— 

16 

_ 

600 



800 

— 

14 

3   ' 

27 

1   1 

78 

4 

9 

—  1 

85 

_ 

48 

— 

75 

—  1 

18 

— 

46 

32 



38 

— 

50 


— 

1 
1 
1 

— 

] 
] 

1)  Im  I.  Vierteljahre  1909  beendet. 
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Gewerbszweig 


© 

.0 

Be- 

« 

trieben 

m 

über- 

haupt 

Ä.rbeiter  iii  deu 

ergi'iffenen 
Betriebs  zweigen 


Höchstzahl  | 

S 

c  ^    i     Erfolg 

2-0 

^^ 

2  ® 

^fe 

Jsi. 

%<ti 

^.* 

© 

©  s 

1S 

bo 

"o 

^ 

•s 

Arbeiter 

> 

s 

4«! 

1     1 

2    1 

3                                   1 

^  1 

6 

6                       1 

7     ! 

8      1 

_yj 

lüj 

^ 

53  i    L 

Möbel  polsterei 

1 

27 

23  i 

1 

1 

54  1    L 

Militäreffektenfabrikation 

3 

137 

— 

103  ' 

1 

1 

— 

55  i     I 

Lederfabrikation       .     .     .     . 

1 

135 

85  Färber  U.Gerber 

80  i 

—     — 

1 

— 

56  l     I 

Gummischlauchfabrik  M    .     . 

1 

153 

28  Gummischlauch- 

1 
1 

j 

1 

arbeiter 

24' 

— 

— 

1 

57      II 

Polstermöbeltapeziere .     .     . 

1 

20 



19! 

— 

— 

— 

1 

58  ''   II 

Sattlerei 

1 

12 

— 

12! 

— 

1 

— 

— 

59  1  n 

Lederfabrik  in  Lichtenberg 

1 

110 

100  Lederhilfsarb. 

45^ 

— 

- 

— 

1 

60 

L 

Tischlerei     für     Turngeräte 

1 

35 

— 

35 

— 

1 

— 

61 

L 

do.                      do. 

1 

25 

— 

17  1 

— 

"i 

— 

— 

62 

L 

Bautischler  ei-) 

1 

9 

— 

9 

— 



— 

1 

63 

L 

do.             in  Steglitz 

1 

22 

— 

14 

— 

1 

— 

— 

64 

I 

do.              

1 

69 

69    Tischler    und 

1 

Maschinenarb. 

69 

— 

— 

— 

1 

65  1     I 

Korbmacher 

1 

12 

— 

12 

— 

— 

— 

1 

66  i     I 

Kistenfabrik 

1 

7 

— 

7 

— 



— 

1 

67  1   II 

Tischlerei 

1 

10 

— 

8 



1 

— 

68      II 

Korbmacherei^) 

1 

18                   — 

17 

— 

— 

1 

69 

II 

Bautischlerei  in  Rixdo      .     . 

2 

42  ;            — 

33 

— 

_ 

— 

1 

70 

n 

do.                  do.           .     . 

1 

39  1                 - 

25 

— 



- 

1 

71 

II 

do.                  do.          .     . 

1 

34                    - 

29 

— 



— 

1 

72 

II 

Stockt abrik  in  Rixdo        .     . 

1 

32 

_ 

32 

— 



— 

1 

',3 

III 

Vereinigte       Faß h an    3lsge- 

- 

Seilschaft  m.  b.  H.    .     .     . 

1 

15  '                 — 

13 

— 

1 

— 

74 

ni 

Kistenfabrik 

1 

27                    - 

26 

— 

— 



1 

75 

III 

Holzfraiserei 

1 

3                   — 

3 

— 

— 



1 

76 

III 

Rahmenfabrik 

1 

80  ilO  Tischler. 

6  Maschinenarb., 

;15  Polierer 

31 

— 

_ 

1 

— 

77 

III 

Kistenfabrik     ...... 

1 

10  1               - 

7 

— 

— 

1 

— 

78 

III 

Holzbearbeitungsfabrik    .     . 

1 

89    43  Tischler, 

■11  Maschinenarb. 

54 

— 

— 

1 

— 

-<) 

III 

Bautischlerei 

2 

105  ;80  Tischler, 

jl5  Maschinenarb. 

95 

— 

— 

1 

— 

^0 

III 

Möbeltischlerei 

1 

6  tlO  Einsetzer .     .    . 

6 

— 

— 

1 

n 

III 

Bau-  und  Möbeltischlerei  in 

1 

Schöneberg  

1 

52  1                 — 

47 

5 

1 

— 

i2 

n 

Darmschleimerei       .... 

1 

49   '                 — 

46 

— 

1 

— 

i3 

II 

Darmverwertung      .     .     .     . 

1 

56                   — 

49 

— 

— 



1 

H 

II 

Zigarettenfabrik 

1 

25  1                 — 

18 

— 

— 

1 

J5 

III 

Malzbierbrauerei      .... 

1 

14    4  Flaschen  bierbe- 
j     triebsarbeiter, 

4  Kutscher 

8 

— 

1 

— 

— 

;6 

t7 

III 
ni 

Zigarettenfabrik 

do.              

1 
1 

27 
382 

164  Ziga retten  arb., 
55  Packerinnen, 
12  Tabakschneid., 

7 

1 

17  M  aschinen - 

1 

mädchen 

248 

— 

— 

1 

— 

8 

L 

Mützen  f  abrik 

1 

10 

'                 — 

9 

— 

— 

— 

1 

9 

L 

Damenschneiderei    .... 

1 

34 

— 

9 

— 

1 

— 

— 

0 

L 

do.              

1 

35 

— 

20 

— 

1 

— 

— 

»)  Im  n.  Vierteljahr  1909  beendet. 

2)  Im    I.  Vierte'jaDr  1909  beendet. 

3)  Im  III.  Vieneljabr  1909  beendet. 

Berl.   Jahrb.   f.   Handel  u.   Ind.   1909. 


Gr.  XI.  Leder. 

(7) 


Gr.  XIL 

Holz-  and 

Schnitzstofie 

(22) 


Gr.  Xni. 

Nahrun  gs-    un( 

Genußmittel. 

(6) 


Gr.  XIV. 
Bekleidung. 

(17) 
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Gr  XVI. 

Bau- 

u'ewerbe   (17) 


^r.XVlI.Pol7- 
raph.  Gewerbe. 

(1) 

Gr   XVIII. 

tünstl. Gewerbe 

a) 

Jr.  XX  Handel. 
(5) 


jr   XXII.  Ver- 

köhrsge  werbe. 

(6) 


Gewerbszweig 


Be- 
trieben 
über- 
haupt 


Arbeiter  in  den 

ergriffenen 
Betriebs  zweigen 


Höchstzahl 

■3S 

?.^ 

9  C 

^-^ 

II 

M 

o 

f 

Arbeiter 

^ 

i 

2 

L                       3 

4 

5 

6 

7 

8 

m 

10|  11 

91 

I 

Schuhfabrik 

1 

18 

_ 

16 

_ 

_ 

1 

92 

I 

do 

1 

100 

— 

92 

— 

1 

— 

— 

93 

I 

Schneiderei 

1 

6 

— 

5 

— 

1 

_ 



94 

I 

Damenmaßschneiderei^)  .     . 

68 

1800 

— 

1300 

— 

— 

1 



95 

I 

Schuhfabrik  in  Britz   .     .     . 

1 

40 

— 

20 

— ^ 

— 

1 

96 

II 

Mützenfabrik 

1 

80 

7  Zuschneider 

7 

73 

i 

_ 

— 

97 

IL 

Maßschneiderei 

1 

50 

— 

50 

— 

— 



1 

98 

II 

Datnenmaßschneiderei      .     . 

9 

338 

— 

311 

— 

1 



99 

II 

Konfektionsschneiderei    .     . 

1 

7 

— 

7 

— 

1 





100 

II 

Schuhfabrik 

1 

65 

— 

65 

— 

— 



1 

101 

III 

Pelzwaren  fabrik 

1 

19 

13  Kürschner 

13 

— 

— 

— 

1 

102 

III 

Militäreffekten  fabrikation     . 

1 

65 

— 

65 

— 

— 

1 

103 

III 

Schuhwarenfabrikation     .     . 

1 

15 

— 

12 

— 

1 

— 

— 

104 

III 

Schuhwarenanfeitigung   .     . 

ä 

15 

— 

15 

— 

— 

1 

— 

105 

L 

Bauo-ewerbe 

19 

600 

198  Töpfer 

198 

— 

1 

— 

— 

106 

L 

Baugeschäft 

2 

45 

— 

45 

— 

1 





107 

L 

Baugewerbe  in  Charlottenbg. 

1 

80 

25  Putzer    und 

Rabitzspanner 

25 

— 

— 

1 

— 

108 

II 

Bauanschläger  in  Berlin  und 

11  Vororten 

12 

1500 

— 

165 

— 

— 

1 

— 

109 

II 

Baugeschäft 

1 

100 

— 

75 

25 

— 

1 

110 

n 

Döberitzer  Heerstraße      .     . 

1 

60 

17  Steinsetzer, 
6  Ramm  er 

23 

_ 

_ 

lU 

II 

Erdausschacht  i  Heiligensee 

1 

18 

— 

13 

— 

— 

112 

II 

Zimmerei  in  Treb'in  .     .     . 

2 

46 

— 

8 

— 

— 

- 

113 

II 

Maurerbetriebe  in  Trebbin  . 

2 

75 

— 

20 

— 

114 

II 

Gasanstaltsbau  in  Tegel  .     . 

1 

42 

25  Maurer 

25 

— 

— 

— 

115 

II 

Gasan>taltsbau  in  Wittenau 

l 

300 

— 

288 

12 

— 

— 

116 

III 

Eisen  beton  baugeschäft      .     . 

5 

500 

108  Einschleber 

108 

— 

— 

~ 

117 

inj  Neubau  der  Firma 

, 

Bo.swau  &  Knauer.     .     .     . 

1 

77 

59  Putzer 

59 

— 

— 

118 

III 

Rohrdeckenfabriken  in 

Berlin  und  den  Vororten  . 

31 

353 

— 

353 

— 

1 

— 

119 

III 

Ofensetzgeschäft  .... 

1 

80 

— 

fcO 

— 

1 

— 

120 

III 

Bauhandwerker  i.Nikolassee 

1 

19 

13  Maure  I  gesellen 

13 

— 

1 

— 

121 

III 

Zimmerei  in  Rirkenwerder  . 

2 

23 

— 

23 

1 

1 

— 

122 

II 

Lithographische  Anstalt  .     . 

1 

22 

— 

14 

— 

1 

123 

II 

Graveuie     in     Berlin     und 

■ 

CharlottenburiT      .... 

4 

796 

88  Graveure 

88 

— 

— 

1 

124 

L 

Nutzhol/hdi.  i.  Charlottenbg. 

1 

12 

12 

— 

— 

— 

125 

I 

(i  las  waren    .          

1 

22 

— 

12 

— 

— 

— 

126 

I 

Spedition 

1 

27 

Kutscher  und  Arb 

27 

— 

1 

— 

127 

II 

Bihl  othek  Scherl     .... 

1 

40u 

11    Kadfnhrer 

11 

— 

— 

— 

128 

II 

Haushaltungsartikel     .     .     . 

1 

10 

6  Transportarb. 

6 

— 

1 

129 

III 

Jungbierf, ihrer  in  Berlin  u. 

den   Vororten 

17 

750 

120  Jungb  erfahr. 

120 

— 

— 

1 

130 

III 

Deut  seh- Intern-tion.  Trans- 

portiresellschaft     .     .     .     . 

1 

15 

10  Kutscher 

10 

— 

1 

— 

131 

III 

Miillab  Uhr,        Wirtschafts- 
yenossenschaft        Berliner 

, 

Grundbesitzer 

1 

89 

84  Kutscher    und 
Mitfahrer 

84 

" 

1 

— 

132 

III 

Speditionsgreschäft    .     .     .     . 

1 

30 

— 

30 

— 

1 

— 

133 

ni 

Spediteure 

1 

50 

31  Transportarb. 

31 

— 

1 

— 

h  Im  II  Vierteljahr  n09  beendigt. 
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G  ewerbs  zweig 


«D 

.Q 

•ö 

Be- 

O 

trieben 

m 

über- 

haupt 

Arbeiter  in  den 

ergriffenen 
Betriebs  zweigen 


Höchstzahl  I 


fco  ^ 


Arbeiter 


Erfolg- 


1  I 
1341 
135' 

1361 

137| 


2   i 


±1 


8     I  9  i  10  i  U 


III 
II 
IIl 

in 


Berliner  Elektromobil- 

Droschken-A.-Gr.  Bedag 
Zentraihotel 


Restaurant  '.     .     . 

Maschinenbetrieb 

palast   .     .     .     . 


Eis- 


90 
13 

500 

20 


9  Schlosser 

13  Maschinisten 

und  Heizer 
50  Kellner 


9 
11 

30 

20 


Tab.  iii.     Verzeichnis  der  im  Korporationsbezirk  begonnenen  Aussperrun ■ 


i 

« 

-3 

?!           rp. 

a 

08                            hrG^ 

3 

•^ 

<y 

a 

t 

Gewerbszweifi' 


Be-     I 

trieben  j 

über-    I 

haupt   I 


Arbeiter  in  den 

ergriffenen 
Betriebszweig! 


Höchstzahl 

i  t.  i    ?  t- 

Erfolg 

z.au 
rrte 

mg. 
nde 

u  -■ 

<0    1     . 

u 

©(Di®® 

• 

o 

> 

i\i 

Arbeiter 

*  ! 

2    I 


I    4    I 


7      I      8      !  9  |1Q|  U 


a)  Nachträge  zum  III.  Vierteljahr  1908. 

Nicht  vorhanden. 

b)  Jahr  vom  1.  Oktober  1908  bis  dahin  1909. 
L  =  letztes  Quartal  1908.    I,  II,  III  =  erstes,  zweites,  drittes  Quartal  190*.'. 

Gipsbaubranche    in    Berlin, 


1 

"  u 

o 

ni 

1 

4 

in! 

5 

III 

6 

III 

11'     277 


99|  1500 


11 


Charlotten  bürg,  Rixdorf, 
Wilmersdorf,  Frieden  au, 
Schöneberg  und  Haiensee 

Bauklempner  in  Berlin  und 
18  Vororten 

Bauklempner  in  Groß- 
Lichteifelde 

Bauschlosser  in  Berlin,  Char- 
lottenburg. Rixdorf,  Schö- 
neberg   und     Lichtenberg  131 1  2500 

Kunst-    und    Bauschlosserei  i       I 
in  Friedenau |     Ij       54 

Kunst-    und    Bauschlosserei  |       j 
in  Weißensee ;     li       16 


231 

550 

6 

600 
54 
16 


Umfang  der  Streikbewegung  im  Korporationsbezirk. 


Ge^amtübersicht. 


Quartal 
I     i      II     1     III     i    IV 

Zus. 

Zahl  der  Streiks 

i     ^6 

64        65      27  i     202 

31 

24        26      21  i     102 

24 

41        51           i 

.hl  der  betroffenen  Betriebe. 

488 

1477 

1014 

512|  3421 

126 

32 

263 

50      471 

92 

166 

122 

1 

Zahl  der  Streikenden. 

6544 

6609 

16066 

3213132432 

2465 

894 

1425 

927 

5711 

2524 

2204 

3598 

Die  Gesamtzahl  der  gezwungen 
Feiernden  stellt  sich  tabellarisch, 
wie  folgt: 


^•••^Hl    I    1   VTm   ,  ,v 

Zus. 

1907 
1908 
1909 

4ö 
1176 

21 

24 

152 

89 
32 
26 

7 

165 
1232 

Tab.  51. 


Metalle. 


Jahr 


Quai  t  al 
I     I      II     I     III     !    IV 


Zahl  der  Streiks. 

1907 

I       51         8^       12 

2 

1908 

5          3          2 

3; 

1909 

-i         5        12 

Zus. 


Zahl  der  betroffenen'Betriebe. 


1907 

5 

38j 

17 

2 

1908 

5 

3 

2 

10 

1909 

105; 

31 

27 
13 


62 
20 


1907 
1908 
1909 


Zahl  der  Streikenden. 
247 
333 


6101 

409!     63 

124 

23    189 

532 

1677' 

1329 
669 


13^ 
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Tab.  52.     Holz  und  Schnitzstoffe.  I  Tab.  58       Baugewerbe. 


Tab.  54. 


Handel. 


Jahr 


u_ 


Quartal 

n    I   m   I  IV 


Zahl  der  Streiks. 


1907 
1908 
1909 


Zahl  der  betroffenen  Betriebe. 


1907 

84 

3 

9 

11 

1908 

5 

3 

4 

4 

1909 

3 

7 

10 

107 
16 


Jahr 


Q  II  a  1  t  a  1 
II     1    III 


IV 


Zus. 


Jahr! 


Quartal 
II     i     in     I    IV 


Zahl  der  Streiks. 


1907 
1908 
1909 


14 
6 


Zahl  der  betroffenen  Betriebe. 

476!  1784 
22J     362 


19071 

7 

350 

951 

1^081 

102 

2 

236 

1909! 

— 

21 

41 

Zahl  der  Streikenden. 

1907 

601 

89 

240 

120 

1050  1 

1908 

105 

104 

92 

75 

376 

1909 

88 

136 

282 

Zahl  der  Streikenden. 


1907  i|  358 
1908lil347 
1909  !  — 


1092  16358 


8 
617 


941 
636 


2540120348 
2t>8    2564 


Zahl  der  Streiks. 


1907'; 

2 

2 

3 

2i 

1908 

— 

1 

V 

1: 

19091 

2 

2 

1 

Zahl  der  betroffenen  Betriebe. 


1907 

!      2' 

7 

3' 

14 

1908 

- 

2 

li 

1 

1909 

2! 

2 

— ' 

Zahl  der  Streikenden. 


1907 

1908 11     — 
1909  !| 


35 

99 

85    218 

— 

32 

11      92 

39 

17 

— 

Streiks  in  Berlin 
und  dem  Korpo- 
rationsbezirk. 


Von  den  wichtigsten 
Arbeitskonflikten  des 
Korporati'onsbezirks  ge- 
ben v^ir  im.  folgenden 
eine  kurze  Darstellung: 

Die  bsdeutendsten  Streiks 
und  Aussperrungen  hatte 
das  Baugewerbe  zu  ver- 
zeichnen. Der  Tarifvertrag 
der  Bauklempner  ^vurde 
zum  31.  Mäxz  gekündigt. 
Der  von  den  Arbeitgebern 
vorgelegte  Vertrag  enthielt 
eine  Reihe  von  Lohnherab- 
setzungen, femer  bestimmte 
er,  daß,  im  Gegensatz  zu 
früher,  je  nach  Wahl  des 
Arbeitgebers  Zeitlohn  oder 
Akkordlohn  zulässig  sein 
sollte,  und  daß  Gewerk- 
schaftsbeamte nicht  Mit- 
glieder der  Schlichtungs- 
kommission sein  dürften. 
Demgegenüber        forderten 


Erfolge  der  Streikbewegung  im  Korpo- 
rationsbezirk. 

(v  =  voller,  t  =  teilweiser,  k  =  kein  Erfolg  der 
Tab.  5.5.  Streikenden.) 


t      li 

Quartal 
II               III        j       IV 

Zus. 

>-3 

vhlkllv 

1  t  !  k     V  i  t  1  k  1  V  1  t  1  k 

^1   t   |k 

1907 
1908 
1909 


1907 
19(t8 
1909 


1907 

19081 

1909 


1907 
1908 
1909 


1907 
19(18 
1909 


Gesamtübersicht 


5 
5 
5 

10  31 
9  17 
4  15 

12 
3 
5 

19 
6 
12 

33 
15 
24 

b 

6 
15 

1 

18 

39 

15 
18 

3 

7 

5113 
4110 

1 

26 
21 

54 
24 

103 
57 

Metalle 

-  3 

-  2 

2 
3 

- 

1 
3 

7 
3 
2 

2;    4 

6 

1 
3 

1     1 

2 
1 

2 
1 

8 
4 

17 

Holz  und  Schnitzstoffe 

1 
1 

— 

5 
4 
2 

21    1  - 

1     1    1 

-115 

1 
1 
1 

4 
l 
5 

4 
2 
3 

1  3   3 

2  1    1 

4 
6 

8 
3 

12 

- 

-el 

2 

Bau 

11110 

1 

ivei 
2 

rbe 

li    2 

2!    1 

4 

8 
3 

15    33 

7     : 

Handel 

1 

1 

1 
1 

1 



1 

il 

1 
1 

1 

1 

- 

- 

2 

1 

2 

1 

2 

- 

Tab.  56.                      Aussperini] 

agen  im  Korporationsbezirk. 

L— in    Quaitil 

1907                  1908 

1909 

Aussperrungen 

26 
29  217 

4 
116 

6 

Ausgesperrte 

.     .     . 

1457 

die  Arbeiter  eine  Reihe  von  Lohnerhöhungen.  Den  Hauptstreit- 
punkt bildete  die  Frage  der  Akkordarbeit.  Die  Arbeiter  lehnten 
diese  Arbeit  ab,  da  die  mit  ihr  verknüpfte  Hast  die  im  Baugewerbe 
ohnehin  schon  große  Gefahr  für  das  Leben  der  Arbeiter  noch  steigere. 
Am  1.  April  begann  daher  die  Aussperrung  der  Arbeiter  durch  die 
Arbeitgeber.  Um  Teilaussperrungen  zu  verhüten  und  den  Arbeitgebern 
die  Fertigötellung  dringlicher  Aufträge  unmöglich  zu  machen,  beschlossen 
am  3.  April  die  Arbeiter,  bei  allen  den  aussparrenden  Organisationen 
angehörenden  Betrieben  in  den  Ausstand  zu  treten.  Die  Klempnermeister 
wurden    in    ihrem    Kampfe    auch    von    den    Baugeschäften    unterstützt. 
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Vom  26.  April  ab  stellten  die  Arbeitgeber  die  iiichtorganisierten  Arbeiter 
wieder    ein,    wenn    sie    den    ilinen    vorgelegten    Lohntarif    durch    ihre 
Unterschrift    anerkannten.     Am    8.    Juni   und    23.    Juni   fanden    vor    dem 
Einigungsamte  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  Verhandlungen  statt. 
Hierbei    wurde    festgestellt,    daß    ungefähr    120    Meister    den    Tarif    der 
Arbeiter    anerkannt    hatten;     während    aber    die    Arbeiter    behaupteten, 
daß   die   Zahl   der   von    diesen   Meistern   beschäftigten   Arbeiter   die   der 
ausständigen  Arbeiter  um  150  übersteige,  erklärten  die  Arbeitgeber,  daß 
rair    lO^/o    aller   Gesellen    zu   den    Bedingungen   der   Arbeiter   beschäftigt 
wären.    Die  Verhandlungen  selbst  scheiterten  an  der  Frage  der  Akkord- 
arbeit;    das    Einigungsamt    fällte    daher    am    23.    April    einen    Schieds- 
spruch,   der    sowohl    Zeit-    als    Stücklohn    für    zulässig    erklärte,    den 
Arbeitern    jedoch    gegenüber   dem    Entwurf   der   Arbeitgeber    einige    Zu- 
geständnisse brachte.    Dieser   Schiedsspruch  wurde  am  21.  Juni  in  einer 
Versammlung    der    Streikenden    mit    248    gegen    58    Stimmen    abgelehnt. 
Am     11.    Juni    beschlossen    die    Meister,    auch'    die    einer    Organisation 
angehörenden   Gesellen   wieder    einzustellen,   wenn    sie   den   Tarifvertrag 
der    Arbeitgeber    unterzeichneten.     Am    25.    Juni    fanden    abermals    Ver- 
handlungen  vor  dem  Gew'crbegerichte   statt.    Dabei  machten  die  Arbeit- 
geber noch  einige  allerdings  unbedeutende  Zugeständnisse.    Diese  wurden 
in  einer  Versammlung  der  Streikenden  am  26.  Juni  abgelehnt,  gleich- 
zeitig jedoch  wurde  mit  136  gegen  125  Stimmen  beschlossen,  den  Streik 
abzubrechen,    da    dui^h    eine    Fortführung    in    absehbarer    Zeit    nichts 
Wesentliches  mehr  zu  erreichen  sein  wörde.    Vielleicht  ist  bei  dem  Ver- 
halten   der    Arbeiter    der    Gedanke    leitend    gewesen,    daß    ungünstigere 
Arbeitsbedingungen    ohne    Bindung    füi'    drei    Jahre    etwas    günstigeren 
Arbeitsbedingungen  mit  Bindung  für  eine  Reihe  von  Jahren  vorzuziehen 
wären.    —   Der   Tarif   der    Bauanschläger   wurde    von    den   Arbeit- 
gebern,    der     Schlosserinnung,     zum     31.    März    des     Berichtsjahres    ge- 
kündigt.    Die    Unternehmer    legten    einen    neuen    Tarif    mit    erheblichen 
Lohnreduzierungen  vor,  der  von  den  Arbeitern  nicht  angenommen  wurde. 
Die    von    den  Arbeitern  vorgeschlagene  Verhandlung  vor  dem  Einigungs- 
amt   wurde     von    den     Arbeitgebern     abgelehnt.      Die    Kommission     der 
Arbeitgeber  forderte  diese  nach  dem   Scheitern  aller  Verhandlungen  auf, 
die   Sätze  des  alten  Tarifs  um  lOo/o  zu  kürzen.    In  denjenigen  Betrieben, 
welche    die    Lohnverkürzung    vornahmen,    kam    es    Anfang    April    zum 
Streik.    Am    16.   April   kam   eine  Einigung  dahin   zustande,   daß   bis   zum 
1.  Mai  nach  dem  alten  Tarif  gearbeitet  werden  und  bis  zu  diesem  Termin 
ein    neuer    Tarif    vereinbart    werden    sollte.     Darauf    wurde    der    Streik 
aufgehoben.     Die    Verhandlungen    zwischen    Arbeitgebern    und    Arbeitern 
endigten  mit  der  Verlängerung  des   alten  Tarifvertrages   auf  drei  Jahre. 
—  Die  am   1.  Juli  ablaufenden  Tarife  der  Bau-  und  Geldschrank- 
schlosser   wuixlen    von    den    Arbeitgebern    am    12.    März    gekündigt. 
Der   Zweck,   w^elchen   die   Arbeitgeber  mit  dieser   Kündigung   verfolgten, 
scheint   darin   bestanden   zu   haben,   die   Bestimmungen   des   alten   Tarifs 
auf    längere    Zeit    festzulegen    und    so    künftigen    Lohnforderungen    der 
Arbeiter    vorzubeugen;     jedenfalls    enthielt    der    von    den    Arbeitgebern 
vorgelegte  Tarif  für  die  Arbeiter  nur  unbedeutende  Verschlechterungen. 
Die    Arbeiter     antworteten     auf    die    Kündigung    des'    Tarifes    mit    der 
Forderung    einer    Lohnerhöhung.     Da   diese    von   den    Arbeitgebern    nicht 
bewilligt    wurde,    traten    die    Geldschrankschlosser    am    27.    Juni    in    den 
Ausstand.    Ihnen    schlössen    sich   gegen   den   Willen   ihrer   Verhandlungs- 
kommission   Anfang   August   auch    die   Bauschlosser   an.     Die    Schlosser- 
Innungen    von    Berlin    und    Charlottenburg    und    der    Arbeitgeberschutz- 
verband   für   das    Schlossereigewerbe    beschlossen    hierauf,    am    7.    Aug. 
sämtliche    an    der    Lohnbewegung    beteiligten     Schlosser    auszusperren. 
Die    Zahl    der    Ausgesperrten    wurde    von    den    Arbeitern    auf    420,    die 
Zahl    der    Ausgesperrten    und    Streikenden    zusammen    von    den    Arbeit- 
gebern   auf   2000   angegeben.    Mitte   August  kam   zwischen   dem  Metall- 
arbeiterverbande   und    dem    Schutzverbande    der    Schlossermeister    eine 
Einigung    über    eine   Lohnerhöhung    zustande.    Darauf  wurde   der    Streik 
der   Bauschlosser   am    18.,    der   der   Geldschrankschlosser   am    19.   Aug. 
beendet.  —  Im  Juli   traten  die   S  t  a  k  e  r  in   einen  partiellen   Streik,    Da 
die  Arbeitgeber  nicht  organisiert  w^aren,   verlief  der    Streik   so,  daß  die 
einzelnen    Firmen    na<ih    und    nach    zur    Anerkennung    des    Tarifes    ge- 
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zwungen  wurden.  —  Als  am  22,  Sept.  bei  einer  Firma  170  Ein- 
schaler  unter  Bruch  des  Tarifvertrages  die  Arbeit  niederlegten, 
entschied  die  von  den  Arbeitern  übergangene  Schlichtungskommission, 
daß  die  Arbeiterorganisation  verpflichtet  sei,  Ersatz  für  die  Streikenden 
zu  beschaffen.  Den  Bemühungen  der  Arbeitgeber-  und  Arbeiterorganisa- 
tionen gelang  es  bald,  die  Streikenden  zur  Wiederaufnahme  ihrer  Arbeit 
zu  bewegen.  —  Vom  18.  Okt.  an  traten  auf  39  Bauten  383  Töpfer 
in  den  Ausstand,  weil  sie  vor  Zugluft  nicht  ausreichend  durch  genügend 
verglaste  Penster  geschützt  waroli.  Am  29.  Okt.  wurde  der  Streik 
beendigt.  Aus  demselben  Clrunde  streikten  im  November  die  Stukka- 
teure. —  Im  Fliesenleger  berufe  vollzog  sich  im  Juli  eine  Be- 
wegung,  die   auf  Ausschaltung  der  Zwischenunternehmer  gerichtet  war. 

—  In  der  Schwartzkopffschen  L  o  k  o  ni  o  t  i  v  f  a  b  r  i  k  in  Wildau  streikten 
im  Februar  und  Anfang  März  nacheinander  die  Montagearbeiter  und 
Kesselschmiede,  im  Oktobor  traten  die  Kesselschmiede,  Stemmer  und 
Nieter  von  neuem  in  den  Ausstand.  —  In  der  Lokomotivfabrik  von 
Borsig  in  Tegel  kam  es  infolge  von  Versuchen  der  Firma,  die  Löhne 
herabzusetzen,  zu  mehreren  Streitigkeiten.  Anfang  Juni  legten 
53  Stemmer  und  88  Former  die  Arbeit  nieder,  worauf  450  Arbeiter 
ausgesperrt  wurden.  Die  Firma  drohte  mit  einer  Generalaussperrung  ihrer 
3500  Arbeiter  für  den  Fall,  daß  die  Arbeit  nicht  wieder  aufgenommen 
werden  würde.  Am  9.  Juni  kam  eine  Vereinbarung  zustande,  wonach 
eine  Aenderung  der  Stückpreise  zur  Erhaltung  der  Konkurrenzfähigkeit 
des  Werkes  eintreten  sollte,  wenn  die  Arbeitsbedingungen  sich  änderten 
oder  Irrtümer  vorlägen;  doch  sollte  bei  Aenderung  der  Preise  auf 
den  Durchschnittsverdienst  der  Arbeiter  Rücksicht  genommen  werden. 
Darauf  wurde  der  Streik  seitens  der  Arbeiter  aufgehoben.  Gegen  Ende 
August  streikten  bei  Borsig  einige  Tage  lang  die  Maler;  sie  erreichten 
durch  den  Streik,  daß  die  Firma  auf  die  geplanten  Lohnherabsetzungen 
zum  Teil  verzichtete.  —  Im  R  o  h  r  1  e  g.e  r  g  e  w  e  r  b  e  besteht  ein 
Tarifvertrag  zwischen  dem  Metallarbeiterverbande  und  dem  Arbeitgeber- 
verbande für  das  Rohrlegergewerbe  Groß-Berlins,  in  dem  auch  bestimmt 
ist,  daß  Sonderabmachungen,  die  gegen  den  Sinn  des  Tarifvertrages 
verstoßen,  nicht  getroffen  werden  dürfen.  Der  Arbeitgeber  verband  ver- 
langte nun,  daß  sich  die  Arbeiter  schriftlich  verpflichten  sollten,  keiner 
gewerkschaftlichen  Organisation  anzugehören,  die  bei  Streiks  oder  Aus- 
sperrungen Unterstützungen  zahlt.  Als  Gegenleistung  wurde  den 
Arbeitern  eine  Arbeitslosenunterstützung  zugesichert,  für  die  sie  keine 
Beiträge  zu  zahlen  hatten.  Der  Metallarbeiterverband  bat  im  April  das 
Einigungsamt  des  Berliner  Gewerbegerichts,  zu  entscheiden,  ob  dieses 
Vorgehen  der  Arbeitgeber  einen  Tarifbruch  darstelle.  Bevor  eine  Sitzung 
des  Einigungsamtes  stattfand,  nahm  jedoch  der  Arbeitgeberverband  seine 
Maßnahmen  für  die  Dauer  des  Tarifvertrages  zurück.  —  Ein  Streik 
der  Rohrleger  endigte  am  23.  Sept.  mit  dem  Abschluß  eines  für  die 
Arbeiter  günstigeren  Lohntarifes;  bei  dem  Streik  waren  scharfe  Gegen- 
sätze zwischen  der  Zentral-  und  der  Lokalorganisation   zutage  getreten. 

—  Seit  dem  1.  Nov.  streikten  150  Isolierer;  die  Unternehmer 
lehnten  eine  Lohngai-antie  in  einem  einzuführenden  Akkordtarif 
ab.  —  Der  große  Holzarbeiter  streik  des  Jahres  1907 
hatte  im  Berichtsjahre  in  Berlin  noch  ein  Nachspiel.  Es  wai*  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  ein  Streit  entstanden,  wie  der  Schieds- 
spruch des  Berliner  Gewerbegerichts  vom  11.  Mai  1907 1),  daß  vom 
12.  Pebruai*  1909  ab  die  Arbeitszeit  um  eine  Stunde  verkürzt  werden 
solle,  aufzufassen  sei.  Die  Ai-beiter  behaupteten,  daß  am  Sonnabend 
Öie  Arbeitszeit  um  eine  Stunde  zu  verkürzen,  die  Arbeitgeber,  daß 
an  jedem  Tage  eine  Vesperpause  von  10  Minuten  zu  gewä-hren  sei. 
Durch  einen  Schiedsspruch  des  Einigungsamtes  wurde  die  Angelegen- 
heit dahin  entschieden,  daß  überall,  wo  nicht  bereits  gegenteilige 
Vereinbarungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitern  getroffen  worden 
wäi-en  oder  innerhalb  vier  Wochen  getroffen  würden,  die  Arbeitsver- 
kürzung ans  Ende  der  Arbeitszeit  zu  legen  sei.  —  Am  24.  Febr.  gab 
eine  vom  Verband  der  Schneider  einberufene  allgemeine  Mitgliederver- 
sammlung ihre   Zustimmung   zu   dem  Anti-age   der   Ortsverwaltung  des 
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Verbandes  zu  einer  Lohnbewegung  in  der  Berliner  Kostüm- 
schneiderei.  Die  Forderungen  der  Arbeiter  waren :  Anerkennung 
des  Tarifvertrages  seitens  der  Arbeitgeber  und  damit  eine  einheitliche 
Regelung  der  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  im  Gewerbe.  Bei  der 
Regelung  der  Lohnverhältnisse  handelte  es  sich  um  Beseitigung  der 
Verschiedenheiten  in  der  Lohnhöhe  und  Erreichung  beträchtlicher  Lohn- 
erhöhungen für  die  Arbeiterinnen.  Bei  der  Regelung  der  Arbeitsverhält- 
nisse wünschten  die  Arbeiter  eine  Festsetzung  der  Lohnzahlung  auf  den 
Freitag,  die  Regelung  des  Aussetzens  bei  schlechtem  Geschäftsgang, 
die  Erreichung  des  früheren  Schlusses  am  Sonnabend  (II/2  Stunden 
früher)  ohne  Lohnverkürzung  und  die  Bezahlung  der  Feiertage.  Diese 
Forderungen  wurden  zunächst  ca.  20  Firmen  eingereicht  und  bewirkten, 
daß  sich  die  Arbeitgeber  Anfang  März  zu  dem  Verband  der  Berliner 
Damenmaßschneidereien  zusammenschlössen.  Diese  Organisation  erklärte 
zunächst,  daß  sie  die  Tarifvorlage  mit  Rücksicht  auf  die  schlechte 
wirtschaftliche  Lage  nicht  annehmen  könnte.  Eine  Versammlung  der 
Kostümschneider  und  -Schneiderinnen,  welche  am  14.  März  zu  dieser 
Antwort  der  Arbeitgeberorganisation  Stellung  nahm,  beschloß,  die  Forde- 
rungen aufrechtzuerhalten  und  unter  den  gegenwärtigen  Umständen  im 
allgemeinen  keine  Ueberstunden  mehr  zu  machen.  —  Schon  vor  dem 
14.  März  hatte  aber  eine  Firma  den  Tarifvertrag  mit  geringen  Aende- 
rungen  angenommen,  und  zwei  weitere  Firmen  hatten  sich  zu  Separat - 
Verhandlungen  bereit  erklärt.  Am  17.  März  begannen  allgemeine  Ver- 
handlungen zwischen  dem  genannten  Arbeitgeberverband  und  der 
Ortsverwaltung  des  Schneiderverbandes,  führten  aber  zu  keiner  Eini- 
gung. Am  21.  März  wurden  einer  Versammlung  der  Kostümschneider 
und  -Schneiderinnen  folgende  Vorschläge  des  Arbeitgeberverbandes  vor- 
gelegt. Der  Arbeitgeberverband  erklärte  sich  zwar  zur  prinzipiellen 
Anerkennung  des  Tarifvertrages  bereit,  war  aber  einstweilen  weit  ent- 
fernt, den  Wünschen  der  Arbeiter  auf  Lohnerhöhung  zu  willfahren. 
Bezüglich  der  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  waren  die  Forderungen 
der  Arbeiter  zum  größten  Teil  bewilligt  worden.  Da  aber  die  Forde- 
rungen auf  Lohnerhöhung  glatt  abgelehnt  wurden,  so  wünschte  die 
Versammlung  der  Arbeiter,  sofort  in  den  Ausstand  zu  treten.  Trotzdem 
wurde  die  Entscheidung  einer  für  den  24.  J^Iärz  einberufenen  all- 
gemeinen Mitgliederversammlung  des  Schneiderverbandes  überlassen. 
Diese  beschloß  den  Streik,  der  am  25.  März  in  großem  Umfange  be- 
gann. Er  umfaßte  gleich  am  ersten  Tage  ungefähr  1000  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  und  erstreckte  sich  auf  41  große  Konfektionsfirmen. 
Gleich  in  den  ersten  Tagen  fand  sich  aber  eine  Reihe  von  Firmen, 
die  in  Separatverhandlungen  eintraten,  und  auch  der  Verband  Berliner 
Damenschneidereien  machte  einige  Zugeständnisse  bezüglich  der  Nacht- 
und  Ueberstundenarbeit.  Der  Arbeitgeberverband  schlug  nun  vor,  das 
Einigungsamt  des  Berliner  Gewerbegerichts  anzurufen.  Der  Arbeit- 
nehmerverband erklärte  sich  damit  einverstanden.  Aber  noch  bevor 
es  zu  Verhandlungen  vor  dem  Einigungsamt  kam,  wurden  auf  das  Be- 
treiben der  Arbeitgeber  am  30.  März  die  direkten  Verhandlungen  wieder 
aufgenommen,  die  zu  einer  Einigung  führten.  Im  großen  und  ganzen 
wurden  die  Wünsche  der  Arbeiter  erfüllt.  Eine  Streikversammlung  er- 
klärte sich  am  30.  März  mit  dem  Resultat  einverstanden,  und  am 
31.  März  wurde  die  Arbeit  allseitig  wieder  aufgenommen.  Der  Berliner 
Kostümschneiderstreik  büdete  einen  Teil  einer  über  ganz  Deutschland 
ausgedehnten  Bewegung  im  Schneidergewerbe.  Konflikte  mit  den  Arbeit- 
gebern hatten  z.  B.  auszufechten  die  Damenschneider  und  -Schneide- 
rinnen Kölns  im  April,  Hamburgs  im  April  und  Mai,  Leipzigs  im  Juli; 
ferner  die  Schneider  und  Näherinnen  der  Stettiner  Herrenkonfektion.  — 
Zwischen  den  Brauereibesitzern  und  den  Jungbier  fahre  rn  kam 
es  gegen  Ende  August  wegen  der  Bierpreiserhöhung  zu  einem  Konflikt. 
Die  Brauereibesitzer  wollten  eine  Preiserhöhung  von  10  Pf.  auf  15  Pf. 
pro  Liter  vornehmen.  Die  Fahrer  vertraten  demgegenüber  die  Meinung, 
daß  ein  Aufschlag  von  2  Pf.  genüge.  Schließlich  einigte  man  sich 
dahin,  daß  vom  16.  Aug.  an  das  Bier  für  13  Pf.  pro  Liter  verkauft 
werden  sollte.  Da  es  aber  einer  Anzahl  von  Brauereien  trotzdem  mög- 
lich war,  für  10,  11  oder  12  Pf.  pro  Liter  zu  verkaufen,  teilten  die 
Fahrer    den    Unternehmern   mit,    daß    sie    vom    23.    Aug.    ab    für    12   Pf. 
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verkaufen  wüi'den.  Da  die  Arbeitgeber  an  dem  Preise  von  13  Pf.  fest- 
hielten, legten  am  23.  Aug.  in  17  Brauereien  116  Fahrer  die  Arbeit 
nieder.  Am  28.  Aug.  kam  eine  Einigung  zustande,  daß  ein  Liter  Braun- 
bier füi'  12  Pf.  und  Weißbier  für  13  Pf.  verkauft  werden  sollte.  Darauf 
wurde  am  30.  Aug.  die  Arbeit  wieder  aufgenommen.  —  Am  1.  Juni 
streikten  34  nichtorganisierte  Kellner  der  Weinterrasse  des  Haupt- 
restaurants im  Zoologischen  Garten.  Die  Kellner,  welche  ein  Gehalt 
von  10  M.  monatlich  und  Beköstigung  erhielten,  wofür  sie  jeder  einen 
Gehilfen  mit  80  M.  entlohnen  mußten,  verlangten,  daß  die  Oberkellner, 
welche  von  der  Firma  ein  Gehalt  von  200  M.  monatlich  bezogen,  nicht 
mehr  an  der  gemeinsamen  Trinkgeldkasse  beteiligt  sein  sollten.  Der 
Streik  ging  für  die  Ausständigen  verloren.  —  Ferner  kam  es  im 
September  miter  den  Kaffeeh  ausangestellten  und  den  Gast- 
wirtschaftsgehilfen zu  Lohnbewegungen,  da  der  durch  die  neuen  Zölle» 
und  Steuern  veranlaßte  Aufschlag  auf  die  Getränke  zu  einer  Verringe- 
rung der  Trinkgelder  führte.  Die  Forderungen  waren  teils  darauf  ge- 
richtet, daß  den  Gästen  vom  Wirte  die  Höhe  des  Trinkgeldes  vor- 
geschrieben werden,  teils  darauf,  daß  den  Gehilfen  ein  festes  Ein- 
kommen gewährt  werden  sollte.  Im  Dezember  kam  es  seitens  der 
Kellnervereine  zur  Ausarbeit  mag-  eines  Taiifentwui'fes,  in  dem  ein. 
Mindestlohn,  von  30  Mk.  monatlich  füi'  feste  Stellungen  in  Hotels 
•und  Eestaui-ationen  verlangt  wurde ;  das  Trinkgeld  sollte  daneben, 
bestehen  bleiben.  —  Am  1.  April  begann  ein  Streik  der  Handels- 
g  ä  r  t  n  e  r.  Die  Ursache  war  die  Weigerung  der  Arbeitgeberorgani- 
sationen., in  einem  mit  der  freien  und  der  christlichen  Gewerk- 
schaft neu  abzuschließenden  Tarifvertrage  einige  mäßige  Lohnerhöhungen 
una  Arbeitszeitverkürzungen  zuzugestehen.  Infolge  der  durch  den  langen 
Winter  hervorgerufenen  starken  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  gelang 
es  der  Mehrzahl  der  Gehilfen,  unter  den  von  der  Arbeiterorganisation 
gestellten  Bedingungen  Arbeit  zu  erhalten.  —  In  den  der  Imperial 
Continental  Gas  Association  gehörenden  Gasanstalten  von  Berlin 
und  Umgebung  traten  im  Oktober  die  Arbeiter  in  eine  Lohnbewegung 
ein.  —  Im  August  streikten  die  Schiffbauarbeiter  in  Oranien- 
burg, Füi^stenwalde  a.  d.  Spree,  Fürstenberg  a.  0.,  Zehdenick,  Sachsen- 
hausen und  Kalkberge.  —  Ein  fünfwöchiger  Streik  der  D  a  r  m  - 
arbeite r  auf  dem  Berliner  Schlachthofe  endigte  Mitte  Juni  ohne 
Erfolg.  —  Im  Einküchenhause  in  Friedenau  streikte  im  September  das 
Dienstpersonal.  —  Wegen  der  Maifeier  wurden  in  Berlin  im 
Berichtsjahre  5800  Arbeiter  ausgesperrt,  darunter  4000  Holzarbeiter, 
700  Bauarbeiter,  400  Metallai'beiter  und  200  Arbeiter  der  Bekleidungs- 
industrie. 

Die  Erfahrung,  daß  die  ausländische  Streikbewegung  die 
deutsche  durchschnittlich  an  Heftigkeit  übertrifft,  hat  sich  auch 
im  Berichtsjahre  bestätigt.  In  Frankreich,  Schweden  und  England 
haben  sich  sogar  soziale  Bewegungen  von  einem  Umfange,  einer 
einsehneidenden  Wirkung  auf  das  Wirtschaftsleben  und  einer 
prinzipiellen  Bedeutung  vollzogen,  daß  dadurch  alles,  was  sich  in 
Deutschland  auf  dem  Gebiete  der  Streiks  ereignet  hat,  weit  in  den 
Schatten  gestellt  wird.  Da  überdies  auch  unsere  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zu  den  genannten  Ländern  durch  diese  Bewegungen 
beeinflußt  wurden,  ist  es  notwendig-,  sie  ausführlicher  dai-zustellen, 
als  es  sonst  Erscheinungen  des  Auslandes  in  diesem  Jahresbericht 
gebührt. 

Bereits  der  Ausstand  der  Pariser  Briefträger  im  Jahre  1906 
hatte  den  Beweis  von  dem  Eindringen  gewerkschaftlichen  Geistes 
in  die  Bleiben  der  französischen  Beamtenschaft  geliefert.  Welche 
Fortschritte  die  Annäherung-  zwischen  Subalternbeamten  und  xir- 
l>eitem   seitdem  gemacht  hat,  zeigte  der  Pariser  Poststreik   des 
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Jahres  1909.  Den  Anstoß  zu  dem  Streik  gab  ein  Erlaß  des 
Ünterstaatssekretärs  für  Post  und  Telegraphie,  Simyan,  durch 
den  die  Bedingungen  der  Beförderungen  in  dem  Sinne  geändert 
wurden,  daß  das  VoiTücken  nach  dem  Dienstalter  zum  Teil  durch 
ein  Vorrücken  ,,nach  Verdienst"  ersetzt  wurde.  Nach  Ansicht 
der  Beamten  waren  diese  Aenderungen  geeignet,  die  G-ünstlings- 
wirtschaft  zu  fördern.  Die  Postbeamten  beschlossen  daher, 
am  16.  März  die  Arbeit  einzustellen.  Außer  den  Tele- 
graphisten  traten  auch  die  Pariser  Telephonistiunen,  Briefträger 
und  Telephon-  und  Telegraphenarbeiter  in  den  Ausstand.  Von 
Paris  aus  breitete  sich  der  Streik  auch  auf  die  Provinz  aus. 
Von  amtlicher  Seite  wurde  zugegeben,  daß  etwa  6000  Beamte 
ausständig  seien.  Die  Zahl  der  Streikenden  genau  festzustellen, 
war  aus  dem  Grunde  unmöglich,  weil  sich  die  Postbeamten  als 
Kampfmittels  außer  des  offenen  Streiks  auch  der  passiven  Eesistenz 
bedienten.  Von  100000  Depeschen,  die  in  Paris  täglich  aufge- 
geben werden,  konnten  nach  Zeitungsnotizen  am  16.  März  nur 
etwa  12000,  am  17.  etwa  2000,  nach  amtlichen  Mitteilungen  da- 
gegen am  18.  etwa  15  000  befördert  werden.  Die  Staatskasse  verlor 
täglich  an  Telegrammgebühren  etwa  50  000  Pres.,  die  Verluste 
von  Handel  und  Industrie  gingen  in  die  Hunderttausende.  Auch 
auf  die  auswärtige  Politik  Prankreichs  wirkte  der  Streik  störend 
ein,  da  unter  den  nichtbe förderten  Telegrammen  sich  auch  eine 
wichtige  Depesche  politischen  Inhalts  befand,  die  für  den 
französischen  Minister  des  Auswärtigen  bestimmt  war.  Die 
Regierung  versuchte  durch  Einstellung  von  Soldaten  den 
Betrieb  aufrecht  zu  erhalten,  doch  zeigten  sich  diese  mit 
der  Handhabung  der  Apparate  nicht  genügend  vertraut  und 
machten  durch  Ungeschicklichkeit  eine  große  Anzahl  von 
ihnen  unbrauchbar.  Auch  sonst  entstand  bedeutender  Material- 
schaden. So  wurden  zahlreiche  Telegraphenleitungsdrähte  durch- 
schnitten ;  jedoch  legten  die  Ausständigen  Verwahrung  ein  gegen 
die  Behauptung,  daß  die  Täter  in  ihren  Reihen  zu  suchen  seien. 
Am  20.  März  kam  der  Verkehrsstreik  in  der  Kammer  zur  Ver- 
handlung. Minister  Barthou  wies  darauf  hin,  daß  der  Streik 
einen  Angriff  auf  die  Sicherheit  und  die  Wohlfahrt  der  ge- 
samten Xation  darstelle.  Die  Kammer  verwarf  die  Zulässigkeit 
eines  Beamten  Streiks  grundsätzlieh  und  sprach  der  Eegierung  ihr 
Vertrauen  aus.  Am  21.  März  -wurden  Mitglieder  des  Streikkomitees 
von  Minister  Barthou  und  Ministerpräsident  Clemenceau  in 
Audienz  empfangen.  Die  Ausständigen  forderten  die  Entlassung 
des  Unterstaatssekretärs  Simyan,  völlige  Straflosigkeit  für  die 
Teilnehmer  am  Streik  und  die  Zusicherung,  in  Zukunft  zu  jeder 
Zeit  mit  dem  Minister  direkt  verhandeln  zu  können,  um  ihre  Eekla- 
mationen  vorzubringen.  Die  Minister  lehnten  es  ab,  über  die  Amts- 
entlassung Simyans  mit  den  Streikenden  zu  verhandeln,  erklärten 
aber,     daß     eine     Entlassung    von    Beamten    wegen    des    Streiks 
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nicht  erfolgen  werde,  wenn  die  Arbeit  am  23.  März  wieder 
aufgenommen  würde.  Nach  Wiederherstellung  der  Ordnung 
wolle  sich  die  Regierung  mit  den  Vertretern  der  Beamten  über 
ihre  Interessen  verständig-en.  Am  22.  März  wurden  die  von  Simyan 
in  den  Beförderungs  vor  Schriften  vorgenommenen  Aenderungen,  die 
den  Anstoß  zu  dem  Streik  gegeben  hatten,  zurückgenommen.  Nach 
ihrer  ünterreduUjg  mit  der  Regierung  gaben  die  Delegierten  den 
Streikenden  den  Rat,  die  Arbeit  am  23.  März  wieder  aufzunehmen. 
Die  Streikenden  lehnten  jedoch  am  22.  März  diesen  Vorschlag  ab 
und  wählten  neue  Delegierte,  welche  abermals  mit  Clemenceau 
und  Barthou  verhandelten  und  die  Demission  Simyans 
von  neuem  forderten.  Die  Minister  erklärten  auf  das  be- 
stimmteste, daß  die  Regierung  sich  weder  über  diesen  Punkt 
noch  überhaupt  den  Ausständigen  gegenüber  auf  Bedin- 
gungen einlassen  könne.  Als  die  Ausständigen  sahen,  daß 
sie  vorläufig  nicht  mehr  erreichen  könnten,  beschlossen  sie. 
am  Nachmittaige  des  23.  März  die  Arbeit  wieder  aufzunehmen. 
Am  24.  März  wandten  sie  sich  mit  einem  Maueranschlag  an  die 
Oeffentlichkeit,  worin  sie  erklärten,  Simyan  nicht  mehr  als  ihren 
Vorgesetzten  anzuerkennen.  Als  die  Regierung  eine  Untersuchung 
wegen  dieses  Maueranschlages  anordnete,  erklärte  eine  Deputation 
der  Postbeamten  dem  Minister  Barthou,  daß  der  Mauer- 
anschlag, weil  in  großen  Zügen  schon  vor  Wiederaufnahme 
der  Arbeit  festgestellt,  als  ein  Teil  des  Streiks  zu  betrachten 
wäre,  für  den  Straffreiheit  versprochen  worden  sei.  Die  Re- 
gierung nahm  daher  von  der  Untersuchung  Abstand.  Dennoch  trat, 
da  Simyan  im  Amte  blieb,  keine  Beruhigung  ein,  vielmehr  machte 
die  Annäherung  der  Arbeiter  und  Beamten  immer  weitere  Fort- 
schritte. Am  4.  April  fand  eine  von  Arbeitern  imd  Beamten  be- 
suchte große  Versammlung  statt.  In  dieser  wurde  eine  Reso- 
lution angenommen,  die  jeden  Versuch  der  Regierung,  eine  Scheide- 
wand zwischen  dem  Beamtenproletariat  und  den  organisierten 
Arbeitern  der  Privatindustrie  aufzurichten  (Beamtenstatut),  ver- 
warf und  einen  Zusammenschluß  der  Arbeiter  aller  Art  prokla- 
mierte, um  im  Notfall  die  Staatsarbeiter  solidarisch  zu  unter- 
stützen. Jeder  Unterdrückungsversuch  sollte  durch  energischer 
Mittel,  eventuell  durch  den  Generalstreik,  beantwortet  werden. 
Am  6.  Mai  beschloß  die  allgemeine  Grenossenschaft  der  Post-  und 
Telegraphenbeamten,  unter  Verletzung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften, sich  üi  eine  Gewerkschaft  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
21.  März  1884  umzuwandeln.  Am  8.  Mai  wnirden  7  Postbeamte 
gemäß  dem  Spruch  des  Disziplinargerichts  wegen  ihrer  agita- 
torischen Tätigkeit  von  der  Regierung  abgesetzt.  Durch  diese 
Maßregelungen  imd  die  Haltung  der  Kammer  gegenüber  den  Maß- 
nahmen der  Regierung  erbittert,  proklamierten  die  Führer  der 
Postbeamten  am  11.  Mai  von  neuem  den  Streik.  Die  Regierung 
war   jedoch   diesmal   viel   besser  vorbereitet    als   im   März.     Der 
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Handel  griff  zum  Teil  zur  Selbsthilfe,  indem  er  eigene  Bureaus 
für  die  Abfertigung  der  Geschäftsbriefe  und  ihre  Beförderung  an 
den  Bahnhöfen  errichtete.  Für  den  Fall  eines  Sympathiestreiks  der 
Eisenbahnangestellten  war  ein  Postautomobilverkehr  in  Aussicht 
genommen.  Bei  ihrem  Kampfe  gegen  die  Postbeamten  fand  die 
Regierung  diesmal  nicht  nur  bei  der  Kammer  Unterstützung, 
die  am  13.  Mai  das  Streikrecht  der  Beamten  verneinte  und  der 
E^gierung  ihr  Vertrauen  aussprach,  sondern  auch  bei  der  öffent- 
lichen Meinung.  Das  der  Regierung  übertragene  Recht,  im  Falle 
eines  Streiks  Beamte  ohne  ein  förmliches  Disziplinarverfahren 
entlassen  zu  können,  ein  Recht,  von  welchem  die  Regierung  rück- 
sichtslos Gebrauch  machte,  wirkte  abschreckend  von  der 
Beteiligung  am  Poststreik.  Die  Zahl  der  Streikenden  blieb  daher 
gering,  und  die  Störungen  des  Verkehrs  machten  sich  viel  weniger 
als  im  März  bemerkbar.  Die  Aussichten  der  Postbeamten  wurden 
noch  schlechter,  als  am  17.  Mai  die  Eisenbahnarbeiter  den  so- 
fortigen  Ausstand  zugunsten  der  Postbeamten  ablehnten.  Zwar 
proklamierte  am  18.  Mai  der  Allgemeine  Arbeiterbund  den  General- 
streik, aber  gerade  die  bedeutendsten  Arbeitea?verbände  hatten 
in  der  entscheidenden  Abstimmung  gegen  den  Generalstreik  ge- 
stimmt, und  die  Aufforderung  dazu  wurde  außer  von  den  Erd- 
arbeitern von  keiner  Gewerkschaft  beachtet.  Der  Allgemeine 
Arbeiterbund  sah  sich  daher  genötigt,  bereits  am  21.  Mai  den 
Generalstreik  für  beendigt  zu  erklären,  und  an  demselben  Tage 
fand  auch  der  Ausstand  der  Postbeamten  sein  Ende,  nachdem  600 
Beamte  entlassen  worden  waren.  Daß  die  Regierung  jedoch  die 
Beamtenbewegung  nicht  lediglich  durch  Gewalt,  sondern  auch 
durch  positive  Leistungen  zu  überwinden  bestrebt  war,  bewies 
ein  Beschluß  des  französischen  Ministerrats  vom  22.  Mai.  Dieser 
nahm  einen  vom  Minister  Briand  ausgearbeiteten  Entwurf  eines 
Gesetzes  über  das  Vereinsrecht  der  Beamten  und  eines  Beamten- 
statuts an.  Die  abgesetzten  Beamten  wurden  später  wieder  ein- 
gestellt. 

Der  schwedische  Generalstreik  ist  eines  der  wenigen  Beispiele  ai^^^^f^^k^ 
einer  Arbeitseinstellung,  durch  welche  die  gesamte  industrielle 
Tätigkeit  eines  Landes  fast  völlig  zum  Stillstand  gebracht  wurde. 
Der  Streik  war  die  Folge  der  beständigen  Angriffspolitik  der 
Arbeiter  und  der  Ueberzeugung  der  Arbeitgeber,  daß  dieser  An- 
griffspolitik nur  durch  eiaen  entscheidenden  Schlag  ein  Ende 
gemacht  werden  könne.  Die  in  den  letzten  Jahren  in  Schweden 
durchgeführten  Lohnsteigeningen  sind  durch  die  rasche  indu- 
strielle Entwicklung  des  Landes  im  letzten  Jahrzehnt  hervor- 
gerufen worden.  Zu  den  zahlreichen  Lohnforderungen  der  Arbeiter 
trug  außerdem  noch  der  Umstand  bei,  daß  die  Arbeiter  zu  fast 
50  o/o  (240  000  Mann)  organisiert  sind.  Auch  die  Arbeitgeber  haben 
sich  nach  dem  Streik  von  1902  fest  organisiert,  und  99  o/o  der 
Verkehrs-  und  Industriearbeiter  sind  bei  den    den   Industriever- 
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bänden  angeschlossenen  Arbeitgebern  beschäftigt.  Trotzdem  wäre 
ein  so  großer  Streik  nicht  möglich  gewesen,  wenn  nicht  in  zahl- 
reiche Tarifverträge  die  mit  dem  Tarifvertragsgedanken  durchaus 
unvereinbare  Bestimmung  der  Zulässigkeit  von  Sympathie- 
aussperrungen und  Sympathiestreiks  auch  während  der 
Verträge  aufgenommen  worden  wäre.  Als  im  Mai  des 
Berichtsjahres  die  Arbeiter  in  der  Herrenkonfektion  mit 
großen  Lohnforderungen  hervortraten,  w^urde  von  der  Organi- 
sation der  Arbeitgeber  ilire  Aussperrung  beschlossen.  Dieser  Aus- 
sperrung folgten  bald  weitere.  Gegen  Ende  Juli  waren 
bereits  80  000  Arbeiter  in  verschiedenen  Branchen  ausgesperrt. 
Als  Antwort  der  Arbeiter  wurde  am  27.  Juli  der  General- 
streik für  alle  organisierten  Arbeiter  beschlossen  und  am 
4.  August  in  vollem  Maße  begonnen.  Den  Organisierten 
schlössen  sich  viele  Unorganisierte  an.  Im  ganzen  streikten 
am  9.  August  285  800  Arbeiter,  davon  allein  in  Stock- 
holm, dem  Industriezentrum,  42  000.  Von  dem  Streik  w^iu'den 
sämtliche  Industrien  im  ganzen  Lande  (besonders  Eisen-,  Holz- 
und  Stein-Industrie)  gleichmäßig  betroffen.  Um  Mitte  August 
arbeitete  kein  größerer  Betrieb.  Selbst  der  Verkehr  war  gehemmt. 
Die  Dampfer,  elektrischen  Bahnen  und  Droschken  waren  nicht 
im  Betrieb,  dagegen  gelang  es  nicht,  die  Eisenbahnarbeiter  und 
das  Fahrpersonal  der  Eisenbahn  zur  Arbeitseinstellung  zu  bringen. 
Selbst  die  Zeitungen  konnten  nicht  erscheinen,  denn  auch  der  Typo- 
graphenverband  schloß  sich  den  Ausständigen  an,  obw^ohl  er  in 
seinem  Tarifvertrage  sich  des  Rechtes  des  allgemeinen  Sti-eiks 
begeben  hatte.  ISTur  die  Landwirtschaft  blieb  von  dem  Streik 
fast  unberührt.  Eine  allgemeine  Auswanderung  auf  das  Land 
machte  sich  bemerkbar.  Die  Arbeiter  suchten  sich  zum  T^eil  durch 
Angeln  in  den  vielen  Gewässern  des  Landes  ihren  Lebensunterhalt 
zu  gewinnen,  da  die  großen  Streikgelder,  die  durch  Untrer- 
stützungen vom  Ausland  (aus  Deutschland  500000  M.)  vermehrt 
wurden,  bei  weitem  nicht  ausreichten.  Das  Verhalten  der 
Streikenden  war  während  des  ganzen  Ausstandes  musterhaft. 
Konflikte  mit  Arbeitswilligen  wurden  bald  wieder  beigelegt. 
Hauptsächlich  mag  hierzu  allerdings  das  streng  durchgeführte 
Verbot  des  Ausschankes  von  Alkohol  in  jeder  Form  beigetragen 
haben.  Die  Gesundheitsstatistik  Schwedens  wies  seit  langem  kein 
so  günstiges  Bild  auf,  wie  während  des  Generalstreiks  im 
August  des  Berichtsjahres.  Als  am  15.  August  die  Eisenbahner  sich 
offiziell  mit  den  Streikenden  als  nicht  solidarisch  erklärten,  w^ar 
der  Generalstreik  nicht  mehr  aufrechtzuerhalten.  Zuerst  nahmen 
die  Verkehrsbeamten  und  Hafenarbeiter  die  Arbeit  wieder  auf. 
Am  2.  September  streikten  noch  240  000  Mann,  am  3.  September 
wurde  ein  Teil  der  früher  Ausgesperrten  ^\deder  einberufen. 
Gegen  Ende  September  war  die  Zahl  der  Streikenden  und  Aus- 
gesperrten   auf    etwa    50  000    gesunken.      Während    des    ganzen 
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Streiks  fehlte  es  an  Einigimgsbestrebung'en  nicht.  Auch  die 
Regierung  machte  einen  Einigungsversuch,  der  aber  &cheiterte, 
da  der  Regierungsvertreter  von  den  Arbeiterverbänden  nicht  an- 
erkannt wurde.  Direkte  Verhandlungen  zwischen  Arbeitgeber- 
und Arbeiterverbänden  wurden  schließlich  am  28.  September  als 
erfolglos  abgebrochen.  Am  29.  Okt.  richtete  der  König  an  den 
Direktor  des  schwedischen  Arbeitgebervereins  und  den  Präsidenten 
des  Landessekretariats  der  Arbeiter  die  dringende  Aufforderung, 
in  den  noch  bestehenden  Arbeitskonflikten  sobald  wie  möglich 
ein  Uebereinkommen  zustande  zu  bringen.  Infolge  der  Unmög- 
lichkeit der  Liefei-ung  von  Waren  entstanden  der  schwedischen 
Industrie  große  Ausfälle  und  zum  Teil  nicht  wieder  einbringbare 
Nachteile.  Ein  Teil  der  Kundschaft  ging  an  andere  Länder  ver- 
loren. Viele  Industrien  konnten  aus  Arbeitsmangel  die  alten  Ar- 
beiter nicht  wieder  aufnehmen.  Im  Gegensatz  zu  den  General- 
streiks in  romanischen  Ländern  und  dem  schwedischen  Massen- 
streik von  1902  fehlten  dem  schwedischen  Generalstreik  alle 
politischen  Momente. 

In  England  gab  das  am  1.  Juli  in  Kraft  tretende  Gesetz 
über  der.  Achtstundenarbeitstag  zu  schweren  Konflikten  im  ^^Ji^"^®'**""' 
Bergbau  Anlaß.  Die  Arbeitgeber  von  Süd- Wales  erklärten  den 
noch  bis  zum  31.  Dezember  1909  bestehenden  Tarifvertrag, 
welcher  eine  längere  xlrbeitszeit  festsetzte,  durch  das  Gesetz 
für  beseitigt.  Sie  versicherten,  daß  ihre  Betriebe  durch  die  Ein- 
führung des  Achtstundentages  unrentabel  würden,  und  forderten  die 
Einführung  von  Doppelschichten  oder  die  Erhöhung  der  Arbeiter- 
zahl von  2  auf  3  ^lann  in  jeder  Abbaustrecke,  die  gleichmäßige 
^^erteilung  der  gesetzlich  zulässigen  Ueberstunden  in  der  Art, 
daß  jo  einen  Tag  der  Woche  9  Stunden  gearbeitet  werden  sollte, 
und  eine  Lohnherabsetzung.  Auch  die  schottischen  Arbeitgeber 
wollten  eine  Lohnverminderung  durchführen.  Die  Arbeiter  be- 
kämpften die  Einführung  der  Doppel  schichten  mit  der  Begrün- 
dung, daß  sie  zu  einer  Vermehrung  der  Zahl  der  Unfälle  und 
zur  Ueberproduktion  und  zu  Lohnherabsetzungen  führen  würden. 
Am  29.  Juni  beschloß  der  nationale  Bergarbeiterverband,  ein 
Referendum  darüber  vorzunehmen,  ob  nötigenfalls  die  walisischen 
Bergarbeiter  durch  einen  Generalstreik  der  englischen  Berg- 
arbeiter unterstützt  werden  sollten.  Noch  vor  diesem  Referen- 
dum kam  es  jedoch  vor  dem  Cardiffer  Einigungsamt  am  30.  Juni 
kurz  vor  Mitternacht  zu  einer  Einigung  folgenden  Inhalts :  Ueber 
die  Verteilung  der  Ueberstunden  sollte  ein  gerichtliches  Urteil 
provoziert  werden.  Die  Einführung  von  Doppelschichten  sollt« 
nicht  ohne  Befragung  der  Arbeiter  und  nur  dort  erfolgen,  wo 
sie  mit  keinen  Gefahren  verbunden  sind.  In  Streitfällen  sollte 
das  Einigungsamt  oder  ein  Schiedsrichter  entscheiden.  Während 
es  in  AYales  zur  Einigung  kam,  drohte  in  Schottland  weiter 
Streik     und     Aussperrung.      Der    britische     Bergarbeiter  verband 
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veranstaltete  Ende  Juli  eine  Abstimmung  über  einen  General- 
streik zur  Unterstützmig  der  schottischen  Bergleute.  500000 
Arbeiter  erklärten  sich  dafür  und  nur  60  000  dagegen.  Endlich 
kam  durch  Vermittlung  des  Handelsministers  Churchill  eine 
Vereinbarung  zustande,  nach  welcher  die  Unternehmer  nicht  nur 
von  einer  Herabsetzung  des  Lohnes  Abstand  nahmen,  vielmehr 
sogar  der  bisherige  Lohn  von  6  M.  täglich  als  Mindestlohn  fest- 
gesetzt würde,  was  eine  Erhöhung  des  Mindestlohnes  um  50  Pfg. 
für  den   Tag  bedeutete. 

Außer  diesen  Streiks  kommt  noch  der  Bewegung  der  franzö- 
sischen Matrosen  ein  größeres  Interesse  zu.  In  mehreren  franzö- 
sischen Häfen,  besonders  in  Marseille,  streikten  im  Mai  und  Juni 
die  eingeschriebenen  Seeleute.  Unter  diesem  Namen  versteht  man 
die  in  die  Stammix)lle  der  Kriegsmarine  eingeschriebenen  Matrosen 
der  Handelsmarine,  welche  für  den  Fall  der  Mobilmachung  ein- 
berufen werden  und  zum  Etntgelt  für  diese  Pflichten  für  sich 
selbst  und  ihre  Hinterbliebenen  eine  Pension  erhalten,  sowie  das 
Vorrecht  haben,  daß  die  französischen  Schiffe  zu  mindestens 
drei  Vierteln  aus  ihren  Reihen  bemannt  werden  müssen.  Diese 
haben  seit  1884  auch  das  Recht  des  Streiks,  während  früher 
der  Bruch  des  Heuervertrages  bei  ihnen  als  Desertion  behandelt 
wurde.  Durch  diesen  Ausstand,  dessen  wichtigster  Gegenstand 
die  Gewährung  eines  wöchentlichen  Ruhetages  war,  wurde  der 
Verkehr  zwischen  Frankreich  und  Algerien,  für  welchen  das 
Monopol  der  französischen  Flagge  besteht,  zeitweise  völlig  unter- 
bunden. Die  Regierung  sah  sich  genötigt,  der  Kammer  die  vor- 
übergehende Einschränkung  des  Monopols  der  französischen  Flagge 
und  vorübergehende  Zollfreiheit  der  von  Algier  über  Italien  und 
Spanien  nach  Frankreich  eingeführten  Waren  vorzuschlagen, 
stieß  aber  in  der  schutzzöllnerischen  Kammer  auf  heftigen  Wider- 
stand. Am  25.  Juni  einigten  sich  Reeder  und  Seeleute  auf  Ver- 
mittlung des  Marinem  in  isters  Picard  dahin,  daß  sie  den  Schieds- 
spruch des  Präsidenten  des  Zivilgerichts  von  Paris,  Ditt^,  an- 
erkannten. Dieser  wurde  anfangs  Juli  zugunsten  der  Ausständigen 
abgegeben. 

Die  sonstigen  Streiks  im  Auslande  waren  für  Deutschland 
von   geringerem   Interesse, 

An  die  Urzeiten  der  sozialen  Bewegung  erinnert  es,  wenn  in 
Hazebrouk  (Frankreich)  Ausständige  das  Haus  eines  Webers  zer- 
störten, der  eine  Anzahl  arbeitsparender  Maschinen  montiert  hatte, 
und  wenn  in  der  Bretagne  streikende  Sardinenarbeiter  im  Juli  die 
neueingeführten  arbeitsparenden  Lötmaschinen  zerstörten.  Im  März 
kam  es  in  der  italienischen  Zuckerindustrie  zu  einem  umfang- 
reichen Streik.  Im  Juli  streikten  die  Hafenarbeiter  von  Palermo. 
Am  3.  Nov.  begann  ein  Ausstand  der  Gasarbeiter  in  Mailand,  Genua, 
Alessandria  und  Modena,  der  nach  22  tägiger  Dauer  mit  einem  für 
die  Arbeiter  ungünstigen  Vergleich  endete.  In  Madrid  sollte  am 
3.  Aug.  ein  Generalstreik  beginnen,  im  Juli  streikten  2500  beim  Ge- 
schwaderneubau von  der  englischen  Unternehmerfirma  Vickers  be- 
schäftigte AVerftarbeiter  des  Kriegshafens  Ferrol,     In  den  Steinbrüchen 
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von  Ecaussines  (Belgien)  wnirden  im  Juni  2500  Arbeiter  ausgesperrt, 
in  Mecheln  im  August  3200  Arbeiter.  Ein  achtwöchiger  Streik  in 
der  holländischen  Hochseefischerei  endete  Mitte  November  damit, 
daß  die  Arbeiter  auf  den  größten  Teil  ihrer  Bedingungen  verzichteten. 
In  W  i  e  n  endete  eine  24  Wochen  dauernde  Aussperrung  der  Tischler 
am  20.  Juli  mit  einem  Siege  der  Arbeiter,  welche  sowohl  eine  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  wie  eine  Erhöhung  des  Lohnes  durchsetzten. 
Die  Kosten  des  Arbeitskampfes  betrugen  für  die  Arbeiter  mehr  als 
1  Million  Kronen.  Ein  im  April  stattfindender  Streik  auf  sämt- 
lichen Schächten  der  Präger  Eisenindustriegesellschaft  in  Kladno  er- 
streckte sich  auf  5000  Arbeiter.  In  Winterthur  (Schweiz)  fand 
im  Juni,  Juli  und  August  ein  größerer  Bauarbeiterstreik  statt.  In 
Petersburg  endigte  im  Juni  ein  Streik  von  4000  städtischen  Straßen- 
bahnangestellten mit  einer  Niederlage  der  Streikenden.  Ende  August 
endigte  in  Warschau  ein  Abwehrstreik  wegen  des  Achtstundentages 
mit  dem  Siege  der  Arbeiter.  In  Helsingfors  fand  im  Januai'  eine  Aus- 
sperrung der  Metallai-beiter  statt.  In  Konstantinopel  streikten 
im  Mäi'z  die  Leichterschiffer,  im  Septehiber  in  Athen  die  Straßen- 
bahnangestellten. In  Monrovia  (Liberia)  traten  im  August  die 
schwarzen  Hafenarbeiter  und  Schiffsleute  (Kru jungen)  in  den  Aus- 
stand. In  N  a  t  a  1  streikten  im  April  die  Angestellten  der  Staats - 
bahn.  Auf  den  Sandwichs-Inseln  wurde  von  den  japanischen 
Gewerkschaften  ein  Streik  veranstaltet.  Die  Unternehmer  benutzten 
Eingeborene  von  den  Philippinen  als  Arbeitswillige.  In  Neu-Süd- 
Wales  traten  im  Bezirk  Newcastle,  der  2/3  der  Kohlenerzeugiing 
von  Australien  liefert,  Anfang  November  12  000  Bergleute  unter  Ver- 
tragsbruch in  den  Ausstand.  Am  19.  und  22,  Nov.  endete  der  Streik 
Infolge  der  Vermittlung  des  Premierministers  damit,  daß  die  Streit- 
fragen den  Lohnämtem  unterbreitet  wurden.  In  New  York  streikten 
von  Mitte  Januar  bis  Mitte  Mai  25  000  Hutmacher.  Die  Unternehmer 
wollten  nicht  mehr  zulassen,  daß  am  Futter  der  von  organisierten 
Arbeitern  hergestellten  Hüte  die  Marken  der  Gewerkschaft  befestigt 
würden  und  damit  Hüte  ohne  diese  Kontrollmarken  in  den  Kreisen 
der  Arbeiterbevölkerung  unverkäuflich  gemacht  würden.  Der  Streik 
endigte  mit  dem  Erfolge  der  Arbeiter.  Am  1.  Juli  traten  mehr  als 
10  000  Arbeiter  der  amerikanischen  Platten-  und  Weißblechkompagnie, 
der  verschiedene  Fabriken  in  Pennsylvania,  Ohio,  West-Virginia  und 
Indiana  gehören,  in  den  Ausstand,  weil  die  Arbeitgeber  neben  organi- 
sierten auch  nichtorganisierte  Arbeiter  beschäftigen  wollten.  Gleich- 
zeitig streikten  14  000  Bergarbeiter  gegen  den  Willen  des  nationalen 
Ai'beiterverbandes  und  die  Arbeiter  der  Pressed-Steel-Car-Compagnie 
in  Mac  Keesport  (Pennsylvania).  Bei  diesem  Streik  kam  es  zu 
blutigen  Zusammenstößen  zwischen  Streikenden  und  Polizeibeamten. 
Im  Schiffahrtsbetrieb  auf  den  großen  Seen  brach  im  April  infolge 
der  Weigerung  der  Arbeitgeber,  den  Arbeiterverband  anzuerkennen, 
ein  Streik  aus.  Ende  Mai  streikten  auf  der  Georgia-Eisenbahn  die 
weißen  Heizer;  die  Ursache  des  Streiks  lag  in  dem  Kassengegensatz 
zwischen  Weißen  und  Negern.  In  Buenos  Aires  kam  es  im  Mai 
zu  einem  Massenstreik.  In  Pernambuco  setzten  sich  im  Januai- 
streikende  Eisenbahnbeamte  in  den  Besitz  der  Bahnstation  und  des 
rollenden   Materials. 

Die  wissenschaftliche  Erfassung  der  Arbeitgeberorgani- 
sationen hat  im  Berichtsjahre  durch  die  Einrichtung  einer  amt- 
lichen Statistik  einen  wesentlichen  Fortschritt  gemacht.  Deutsch- 
land ist  mithin  das  erste  Land,  das  eine  eingehende  Statistik 
dieser  Organisationen  besitzt.  Nach  dieser  Statistik  waren 
am  1.  Jan.  1909  in  46  Reichs-,  38  selbständigen  Landes-  und 
43  selbständigen  Orts-,  zusammen  also  127  Verbänden  159  304 
Arbeitgeber  organisiert,  welche  3,6  Millionen  Arbeiter  be- 
schäftigten. Um  die  Bedeutung  dieser  Zahl  zu  kennzeichnen, 
weisen  wir  darauf  hin,  daß  die  Zahl  der  organisierten  Arbeiter 
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2,4  jMillioneii  beträgt,  von  denen  1,8  Millionen  auf  die  freien  Gewerk- 
schaften, 106  000  auf  die  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine, 
265  000  auf  die  christlichen  Gewerkschaften,  135  000  auf  die  un- 
abhängigen Vereine,  19  000  auf  die  vaterländischen  und  65  000  auf 
die  ,,g'elben''  Arbeitervereine  entfallen.  So  machtvoll  die  Arbeit- 
geberorganisationen dastehen,  so  umfassen  sie  immerhin  nur  5,2  o/o 
der  1907  in  Industrie  und  Handel  ermittelten  Selbständigen,  welche 
34,6  ö/o  der  Arbeiter  dieser  Gruppen  bescliäftigen.  Demgegenüber 
waren  von  den  männlichen  Industriearbeitern  26,3  o/o  organisiert. 
Den  beiden  Zentralen,  dem  Verein  deutscher  Arbeitgeberverbände 
und  der  Hauptstelle  deutscher  Arbeitgeberverbände,  waren  38  644 
Arbeitg-eber  mit  2  438  000  Arbeitern  angeschlossen,  d.  h.  24,2  o/o 
der  organisierten  Unternehmer  mit  66,9  o/o  der  bei  diesen  Arbeit- 
gebern beschäftigten  Arbeiter.  Diese  Zahlen  zeigen,  daß  von  den 
organisierten  Betrieben  die  Mehrzahl  der  größeren  bereits  den 
Zentralen  angehört,  während  die  Mehrzahl  der  kleineren  noch 
außerhalb  steht.  Von  den  beiden  Zentralen  ist  der  Verein  deutscher 
Arbeitgeberverbände  die  größere  Organisation;  bei  seinen  Mit- 
gliedern sind  1  450  000  Arbeiter  beschäftigt,  bei  denen  der  Haupt- 
stelle nur  988  000.  Dabei  zei^  sich  zwischen  den  beiden  2^ntralen 
noch  ein  charakteristischer  Unterschied.  Beim  Verein  deutscher 
Arbeitgeberverbände  kommen  auf  ein  Mitglied  45,2,  bei  der  Haupt- 
stelle 160,8  Arbeiter.  In  der  Hauptstelle  ist  also  die  Großindustrie, 
im  Verein  das  mittlere  Gewerbe  stärker  verteten.  Wenn  auch 
die  Selbständigkeit  der  örtlichen  Bezirksverbände  bei  den 
Arbeitgeberverbänden  größer  ist  als  bei  den  Ar  heiter  verbänden, 
so  ist  doch  bei  den  Arbeitgebern  die  Zentralisation  insofern  stärker, 
als  die  beiden  Zentralen  in  einem  Kartellverhältnis  zueinander 
stehen,  während  bei  den  Arbeitern  zwischen  den  Zentralen  ein 
scharfer  Gegensatz  besteht.  Die  Zahlen  der  amtlichen  Statistik 
über  das  Gründungs  jähr  der  Arbeitgeberverbände  geben  kein  voll^ 
ständiges  Bild,  da  die  Mehrzahl  der  Verbände  (1723  gegen  869) 
die  Frage  nach  dem  Gründungsjahr  nicht  beantwortet  hat.  Die 
Mehrzahl  der  erfaßten  Verbände  (572  von  869)  ist  seit  1904  ge- 
gründet worden;  von  den  E-eichsverbänden  (Verbänden,  die  sich 
über  das  ganze  Reich  erstrecken),  über  welche  etwas  zu- 
verlässigere Angaben  vorliegen,  stammen  31  Verbände  aus  der 
Zeit  vor  1904,  36  Verbände  aus  der  Zeit  nach  1904.  Besonders 
groß  wai'  die  Zahl  der  Gründungen  in  den  Jahren  1906  und  1907, 
in  welchen  auch  die  Streikbewegung  besonders  lebhaft  war.  Auch 
auf  die  Streikversicherungsgesellschaften  haben  sich  die  Er- 
hebungen des  Statistischen  Amtes  erstreckt.  Hinsichtlich  der 
Streikversicherung  besteht  zwischen  den  beiden  Zentralen  der 
Arbeitgeberverbände  ein  wesentlicher  Unterschied.  "Während  bei 
der  Hauptstelle  der  Arbeitgeberverband  selbst  Träger  der  Ver- 
sicherung ist  und  nur  für  die  Rückversicherung  eine  besondere 
Organisation,  der  Schutzverband  gegen  Streikschäden,  besteht,  ist 
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beim  Verein  die  Versicherung  selbständigen  Entschädigiingsgesell- 
schaften  übertragen,  die  ihrerseits  wiederum  bei  der  Gesellschaft 
zur  Entschädigung  bei  Arbeitseinstellungen  rückversichert  sind. 
Die  den  beiden  Kückversicherungsgesellschaften  angehörigen  Mit- 
glieder beschäftigten  776  000  Arbeiter,  davon  die  Mitglieder  der 
Gresellschaft  des  Vereins  deutscher  Arbeitgeber  verbände  412  000, 
die  des  Schutzverbandes  364  000  Arbeiter.  Die  Mitglieder  der 
22  Verbände,  die  nach  festen  Regeln  Entschädigungen  gewährten, 
beschäftigten  630  000,  die  Mitglieder  der  Verbände,  die  Ent- 
schädigung  nur  von   Fall    z!u   Fall   gewährten,    98  000   Arbeiter. 

Verzeichnis  der  im  Berichtsjahre  gegründeten  Arbeitgeberverbände. 
Januar.  Ortsgruppe  des  Bayerischen  Ai'beitgeberverbadides  des 
Transpoi-t-j  Handels-  und  Verkehrsgewerbes  in  Regensburg.  —  Arbeit- 
geberverband der  Steinsetz-,  Pflasterer-  und  Straßenbaubetriebe  für 
Vorpommern  und  Rügen  in  Stralsund.  —  Ortsgruppe  der  Schutzver- 
einigung westpreußischer  Betriebe  und  Arbeitgeber  -  Verbände  in 
Graudenz.   —  Arbeitgeberverband  für  das  Schneidergewerbe  in  Elbing. 

—  Vereinigung  der  Schlossermeister  in  Regensburg.  —  Arbeitgeber- 
verband der  Steinsetz-,  Pflasterer-  und  Straßenbaubetriebe  für  Hannover 
und  Umgegend.  —  Arbeitgeberverband  der  Steinsetz-,  Pflasterer-  und 
Stxaßenbaubetriebe   für   den   Regierungsbezirk   Stettin. 

Februar.  Arbeitgeberverband  für  das  Baugewerbe  von  Hilden 
und  Umgegend.  —  Arbeitgeberverbaaid  für  das  Baugewerbe  des  Amts- 
gerichtsbezirks Riddagshausen.  —  Reichsverband  der  Arbeitgeberver- 
bände des  Steinsetzer-,  Pflasterer-  im.d  Straßenbaugewerbes  in  Leipzig. 

—  Arbeitgeberverband  für  das  Steinmetz-  und  Steinbrnchge werbe  im 
Rheinland. 

März.  Bezirksverband  Bromberg  des  Ai-beitgeberverbandes  im 
Malergewerbe.  —  Arbeitgeberverband  im  Steinsetz-,  Pflasterer-  und 
Straßenbaugewerbe   für   Anhalt   und    Umgegend   in   Dessau. 

Mai.  Schutzverband  der  selbständigen  Handwerker  and  Liefe- 
ranten im  Baugewerbe  in  Dortmund.  —  Allgemeiner  Arbeitgebei-ver- 
band  in  Hagenow.  —  Arbeitgeberverband  für  das  Schneidergewerbe 
zu    Pirna   und    Umgegend. 

.1  Uli.  Arbeitgeberschutzverband  der  gewerblichen  und  industriellen 
Betriebii  Landsbergs  a.  W. 

August.  Verband  der  Arbeitgeber  für  das  Baugewerbe  für 
Altdorf  und  Umgebung  und  für  Kitzingen.  —  Handwerkerschutzver- 
band  in  Pfungstadt.   —   Arbeitgeberverband  in  Samter. 

Oktober.  Bezirksverband  für  das  Schmiedehandwerk  der  Mosel-, 
Saar-  und  Nabegegend,  für  den  Hochwald  und  die  Eifel,  sowie  für 
das   Fürstentum  Birkenfeld. 

Der  seit  dem  22.  Dez.  1904  zwischen  der  Hauptstelle  und  dem 
Verein  deutscher  Arbeitgeberverbände  bestehende  Kartellvertrag 
ist  im  Berichtsjahre  durch  einen  neuen  ersetzt  worden.  Aus  dem 
Inhalt  des  Vertrages  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  daß 
die  Vertragschließenden  sich  gegenseitig  verpflichten,  darauf  hin- 
zuwirken, daß  streikende  oder  ausgesperrte  Arbeiter  während  der 
Dauer  der  Bewegung  in  den  Betrieben  der  angeschlossenen  Mit- 
glieder keine  Beschäftigung  finden.  Austausch  der  Mitglieder- 
listen, Förderung  der  Arbeitgebernachweise,  Schutz  der  Arbeits- 
willigen, Durchführung  der  Streikklausel  und  Einsetzung  eines 
ständigen  Kartellausschusses  sind .  die  übrigen  Hauptpunkte  der 
Vereinbarung. 
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Im  Berichtsjahre  machten  sich  gewisse  Anzeichen  dafür  be- 
merkbar, daß  sich  entsprechend  dem  internationalen  Zusammen- 
schlüsse der  Arbeiter,  der  im  Berichtsjahre  z.  B.  in  der  Unter- 
stützung der  schwedischen  Arbeiter  durch  ihre  deutschen  Standes- 
genossen deutlich  zu  Tage  trat,  allmählich  vielleicht  ein  inter- 
nationaler Zusammenschluß  der  Arbeitgeber  entwickeln  könnte. 
Allerdings  ist  nicht  zu  übersehen,  daß,  während  bei  den  Arbeitern 
dieser  Zusammenschluß  durch  die  gemeinsame  Zugehörigkeit  zur 
„internationalen"  Sozialdemokratie  erleichtert  wird,  bei  den  Arbeit- 
gebern die  Hauptvorkämpfer  der  Bewegung  für  Arbeitgeberver- 
bände zum  Teil  gleichzeitig  Vorkämpfer  des  „Schutzes  der  natio- 
nalen Arbeit''  sind,  was  eine  internationale  Annäherung  w^esentlich 
erschwert.  Immerhin  verdient  es  Beachtung,  daß  während  der 
letzten  Woche  des  Oktober  nach  mehr  als  zweijährigen  Verhand- 
lungen in  London  eine  „Internationale  Schiffahrtsvereinigung" 
zustande  kam,  der  Reedereien  aus  England,  Deutschland,  Holland, 
Belgien,  Dänemark  und  Schweden  angehören  und  die  eine  Tonnage 
von  16 — 17  Millionen  repräsentiert.  Der  Zweck  des  Verbands 
besteht  darin,  im  Falle  von  Arbeitsstreitigkeiten  die  Schiffseigen- 
tümer und  die  Schiffahrt  im  allgemeinen  zu  schützen,  die  ^^er- 
ladung  und  Löschung  der  Schiffe  bei  Streiks  und  Aussperrungen 
zu  ermöglichen  und  die  Mitglieder  des  Bundes  bei  eintretenden 
Verlusten  schadlos  zu  halten.  Präsident  wurde  der  Vorsitzende 
des  englischen  Eeederverbandes,  Vizepräsident  Direktor  Leist  vom 
Norddeutschen  Lloyd.  Femer  war  der  deutsche  Hauptverband 
der  Arbeitgeber  im  Malergewerbe  bemüht,  mit  den  benach- 
barten Verbänden  jenseits  der  Eeichsgrenze  Kartellverträge  ab- 
zuschließen. 

Durch  einen  Erlaß  des  Handelsministers  vom  27.  Okt.  1909 
wurde  das  Verbot,  wonach  Innungen  sich  Arbeitgeberverbänden 
nicht  anschließen  durften,  zurückgenommen.  Der  Minister  be- 
gründete seinen  Entschluß  damit,  daß  sich  ein  großer  Teil  der 
Arbeitgeberverbände  aus  Kampf  verbänden  mehr  und  mehr  zu 
Organisationen  entwickelt  habe,  welche  die  Interessengegensätze 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  auszugleichen  bemüht  seien. 
Die  Bestimmung  der  Gewerbeordnung,  wonach  die  Innungen  sich 
die  Förderung  eines .  gedeihlichen  Verhältnisses  zwischen  Meister 
und  Gresellen  angelegen  sein  lassen  sollten,  ständen  daher  dem 
Anschlüsse  der  Innungen  an  Arbeitgeber  verbände  nicht  mehr  ent- 
gegen. Da  das  bisherige  Verbot  in  zahlreichen  Fällen  umgangen 
worden  war,  darf  man  die  Tragweite  des  Ministerialerlasses  nicht 
überschätzen.  Bedenklich  ist  es,  daß  der  Anschluß  von  Zwangs- 
innungen an  Arbeitgeberverbände  auf  eine  Zwangsorganisierung 
der  Arbeitgeber  hinauskommt.  Inbetreff  der  an  die  Arbeitgeber- 
verbände zu  leistenden  Beiträge  hat  der  Minister  einem  Miß- 
brauch durch  die  Bestimmung  vorgebeugt,  daß  Meister,  welche 
keine    Gesellen    und    Lehrlinge    beschäftigen,    ebenso    wie    die 
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Gresellen  selbst  zu  solchen  Beiträg^en  nicht  herang>ezogen  werden 
dürfen. 

Tab.  57.     Mitgliederzahlen  der  freien  Grewerkschaften  für  Berlin  1907 
bis  1909    (nach  der  Statistik  der  Berliner  Gewerkschaftskommission).  ^) 


Lfd 
Nr. 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 
16 

17 
18 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 
30 
31 
32 

33 

34  ! 

35  i 

36 
37 
38 
39 
40 
41 
42 
43 
44 
45 
46 
47 


Name  des  Verbandes 


1.  Januar 
1907 


1.  Januar 
1908 


Asphaltarbeiter 

Bäcker 

Barbiere 

Bauarbeiter 

Bildhauer 

Blätter-   und  Blumenarbeiter 

Böttcher 

Brauer 

Brauereihilfsarbeiter  .... 

Buchbinder 

Buchdrucker 

Schriftg-ießer 

Buchdruckhilfsarbeiteriünen  . 

Buch-  und  Steindruckhilfs- 
arbeiter   

Dachdecker 

Droschken  führer 

Fabrikarbeiter 

Formenstecher 

Gärtner 

Gastwirtsgehilfen 

Cafe -Angestellte 

Glasarbeiter 

Glaser    

Glasschleifer 

Hafenarbeiter 

Handlungsgehilfen      .... 

Handels-  u.  Transportarbeiter 

Straßenbahner 

Handschuhmacher      .... 

Hausdiener,    Verein  Berliner 

Holzarbeiter 

Isolierer  und  Steinfußboden - 
leger 

Hoteldiener 

Hutmacher 

Krankenkassen-  und  Bureau- 
beamte     

Konditoren 

Kupferschmiede 

Kürschner 

Lagerhalter 

Lederarbeiter  (Lohgerber) .     . 
do.  (Weißgerber)    . 

Lithographen      ...... 

Maler  und  Lackierer      .     .     . 

Maschinisten  und  Heizer   .     . 

Maurer,  Putzer,  Zementierer 

Metallarbeiter 

Mühlenarbeiter 


? 
1911 

582 

11423 

1402 

? 

555 

860 
2  867 
6  044 
9  277 

573 
1500 

2  388 
706 

3  258 
6  396 

57 
1  142 
1300 


622 
950 

1025 

404 

628 

221 

57 

303 

642 

3  288 

5  992 

1800 

15  784 

61834 

294 


231 

2  631 
607 

6  427 

1138 

100 

570 

903 

3  026 
6  393 
9  838 

574 
1400 

3  188 
640 
2  550 
6  011 
68 
1057 
1307 


308 

312 

975 

701 

559 

518 

460 

380 

1425 

1379 

2  390 

19  858 

1089 

912 

148 

163 

9  300 

8  780 

7  937 

24  092 

592 
947 

1  100 

603 

325 

66 

244 

582 

3  446 

5  043 

1784 

11  124 

63  109 

280 


1.  Januar 
1909 


149 

2  814 
508 

3  021 
980 

96 

565 

903 

2  994 

6  258 

10  299 

578 

1510 

2  523 
546 

2  730 
6  525 

1030 

1282 
522 
304 
588 
536 
300 

1  357 

17  439 

810 

147 

8  224 
23  835 

350 
573 
965 

1229 

587 
713 
76 
235 
556 

3  473 
5  002 
1736 
8  606 

63  140 
268 


*)    Die  Zahlen   beziehen   sich  auf  den  1.  Januar   (wobei  wir  den  Stan  d   dieses  Tages 
<iem  des  vorang'eg'ang'enen  31.  Dezember  gleichsetzten). 
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Lfd 
Nr. 


Arbeiter- 
verbände. 

Statistik. 


48 
49 
50 
51 
52 
53 
54 
55 
56 
57 
58 
59 
60 
61 
62 
63 
64 
65 
66 
67 
68 
69 

70 
71 
72 
73 
7+ 
75 


Name  des  Verbandes 


Musiker 

Photographen 

Portefeuiller 

Porzellanarbeiter 

Sattler .     .     . 

Schirmmacher,  m.  u.  w.     .     . 

Schlächter 

Schmiede . 

Schneider   u.  Schneiderinnen 

Schuhmacher 

Städtische  Arbeiter    ...     . 

Steinarbeiter 

Marmorarbeiter 

Steinsetzer 

Rammer 

Stukkateure 

Tabakarbeiter 

Tapezierer . 

Technisches    Bühnenpersonal 

Textilarbeiter 

Töpfer 

Verein  für  die  Interessen  der 

Hausangestellten      .... 

"Wäschearbeiter,  m.  u.  w.   .     . 

Xylographen 

Zigarrensortierer 

Zimmerer 

Zuschneider 

Schiffs-  und  Bootsbauer      .     . 

Zusammen 


1.  Januar 
1907 


1.  Januar 
1908 


1.  Januar 
1909 


290 
275 
729 
263 

2  272 
254 
517 

3  175 
6  000 
2  779 
5  600 

632 
283 
673 
812 
1  198 

1  202 
1839 

150 

2  401 

2  547 

? 

3  500 
137 

4  649 
200 


314 
197 
746 
341 

2  123 
197 
578 

3  023 
6  300 
2  889 
5  839 

585 
254 

2  100 

937 
1417 

1  642 
170 

2  368 
2  252 

402 

2  368 
167 

56 

3  492 
333 


254  798  I  235  980 


359 

670 
280 

1940 

95 

523 

2  513 

5  350 
2  874 

6  205 
480 
214 

1305 

765 
1162 
150+ 

200 
2  145 
1788 

300 

2  394 
160 

58 

3  172 
186 

82 


223  806 


Mit  gliederzahlen  der  deutschen  Gewerkvereine  (Hirsch-Duncker)  für  Berlin 
1907 — 1909.  (Mitgeteilt  vom  Verbände  der  deutschen  Gewerkvereine.)  ^) 

Tab.  68. 


Lfd. 

Nr. 


Name  des  Verbandes 


1 
2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 


Maschinenbau-  u.  Metallarbeiter , 

Verein    der    Deutschen    Kaufleute  (Handlungs- 
gehilfen u-  Gehilfinnen) 

Fabrik-  u.  Handarbeiter .     . 

Holzarbeiter 

Textilarbeiter 

Schuhmacher  u.  Lederarbeiter . 

Schneider 

Graphische  Berufe  und  Maler 

Töpfer 

Bauhandwerker 

Gemeindearbeiter 

Frauen  u.  Mädchen 

Bildhauer 

Konditoren 

Brauer 


Zusammen     14  296  17  407  16  642 


1)  Die  Zahlen  beziehen  sich  auf  den  1.  Januar. 

Auf  Grund  des  uns  von  den  Verbänden  selbst  zur  Ver- 
fügung gestellten  Materials  geben  wir  in  Tab.  57/58  die  Zahl 
der  Mitglieder  der  Arbeiterverbände  innerhalb  des  Berliner  Weich- 
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bildes  am  1.  Jan.  des  Berichtsjahres.  Die  Statistik  der  christ- 
lichen Gewerkschaften  befand  sich  beim  Abschluß  des  Berichtes;' 
noch  nicht  in  unseren  Händen. 

Der  Rückgang  der  Mitgliederzahlen  der  freien  Gewerk- 
schaften setzte  sich  im  Jahre  1908  infolge  der  anhaltend  un- 
günstigen Konjunktur  und  der  großen  Arbeitslosigkeit  weiter 
fort,  wenn  auch  mit  verminderter  Geschwindigkeit.  Die  Gewerk- 
schaften verloren  in  Berlin  12  000,  im  Vergleich  mit  1907  31  000 
Mitglieder,  d.  h.  fast  ein  Achtel  der  damaligen  Mitgliederzahl. 
Besonders  stark  wurden  von  dem  Rückgange  alle  Gruppen  der 
Bauarbeiter  betroffen;  recht  erheblich  war  auch  die  Abnahme 
bei  den  Schmieden  und  Schneidern.  Auch  die  Deutschen  Gewerk- 
vereine hatten  einen  Rückgang  zu  verzeichnen. 

Aus  der  Gewerkschaftsbewegung  ist  die  Ausdehnung  der  Orga- 
nisationsbestrebuugen  auf  die  Dienstmädchen  zu  berichten.  Seit 
Oktober  1908  waren  in  18  Städten  von  den  örtlichen  Gewerk- 
schaftskartellen und  sozialdemokratisch  gesinnten  Frauen  Vereine 
mit  zusammen  5711  Mitgliedern  gegründet  worden.  Am  17.  Ja- 
nuar wurde  nunmehr  in  Berlin  ein  Zentralverband  der  Haus- 
angestellten begründet,  welcher  der  Generalkommission  der  Ge- 
werkschaften Deutschlands  angeschlossen  wurde.  Der  Monats- 
beitrag wurde  auf  40  Pfg.  festgesetzt,  wofür  das  Verbandsorgan, 
Krankenunterstützung  und  freier  Rechtsschutz  gewährt  werden 
sollen.  Es  wurd,e  beschlossen,  eigene  Stellennachweise  nur  dort 
zu  errichten,  wo  keine  oder  nur  ungenügende  kommunale  Nach- 
weise bestehen. 

Als  eine  Folg'e  des  Stettiner  Nieterstreiks,  bei  dem  durch  das 
Vorgehen  einiger  hundert  Nieter  auf  der  Vulkanwerft  alle  deut- 
schen Werftarbeiter  mit  einer  General  aussperr  ung  bedroht  wurden, 
ist  die  Errichtung  einer  Zentral-Werftkommission  in  Hamburg 
(Januar  des  Berichtsjahres)  zu  betrachten.  Ohne  vorherige  An- 
hörung dieser  Kommission,  die  sich  aus  Delegierten  der  in  Betracht 
kommenden  Zentralverbände  der  Arbeiter  zusammensetzt,  darf 
keine  Angriffs-  oder  Abwehrbewegung  seitens  irgendeiner  Orga- 
nisation erfolgen. 

Auf  dem  Gebiete  der  Tarifvereinbarungen  war  das  wich- 
tigste Ereignis  der  Abschluß  eines  Haftungs Vertrages  zwischen 
dem  Deutschen  Buchdruckerverein  (Prinzipale)  und  dem  Guten- 
bergbund  (Gehilfen),  der  am  8.  Juni  des  Berichtsjahres  er- 
folgte. Jn  diesem  Vertrage  verpflichteten  sich  beide  Orga- 
nisationen gegenseitig  zum  Schadensersatze  für  den  Fall  eines 
Vertragsbruches  seitens  eines  ihrer  Mitglieder.  Bisher  be- 
standen im  Buchdruckgewerbe  zwei  Vereinbarungen:  1.  Der 
im  Jahre  1906  abgeschlossene,  bis  1911  gültige  Lohntarif, 
der  füi*  sämtliche  Angehörige  des  Gewerbes  auf  beiden  Seiten 
maßgebend  ist.  2.  Der  zwischen  dem  Deutschen  Buchdrucker- 
verein   und    dem    Verband    der    Deutschen    Buchdrucker  gleich- 


Organisation 

der  Haas- 
angestellten. 


Zentralwerft- 
kommission. 


Tarifverträge. 

Haftungsver- 
trag' zwischen 
Buchdrucker- 
verein und 
Gutenberg- 
bund. 
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falls    1906     abgeschlossene    Sondervertrag,     der    nur    die    Mit- 
glieder    der     beiden     Organisationen     bindet.      Dieser     Sonder-i 
vertrag  bestimmte   ursprünglich   in   §  4:    Der   Tarifvertrag   ver- 
pflichtet a)  die  Mitglieder  des  Deutschen  Buchdruckervereias,  ntir 
solche   Gehilfen   einzustellen,   die   dem   Verbände   der   Deutschen 
Buchdrucker    angehören,     b)    die    Mitglieder    des    Verbandes  der 
Deutschen  Buchdrucker,  nur  in  solchen  Buchdruckereien  tätig  zu 
werden,   deren  Inhaber   dem  Deutschen  Buchdruckerverein   ange- 
hören.   Der  vereinbarte    Vertrag,   hieß   es   weiter,    läßt   für   die 
Zukunft  offen,  daß  auch  anders  organisierte,  für  die  Tarifgemein- 
schaft wichtig  erscheinende  Vereinigungen  in  die  Vertragsgemein- 
schaft  mitaufgenommen   werden,    sofern   sie   den   Tendenzen   des 
gedachten  Vertrages  entsprechen.  lieber  eine  eventuelle  Aufnahme 
d.erartiger  Vereine  entscheidet  das  Tarifamt.    Diese  Bestimmung 
wurde  praktisch  dadurch,  daß  der  Gutenbergbund  am  29.  April 
1907  seine  Zulassung  zum  Sondervertrage  beantragte.    DerGuten- 
berg-bund  war  am  23.  August  1902  vom  Tarifamte  für  tarifuntreu 
erklärt  worden.   Er  trat  aber  seit  dem  Jahre  1906  eifrig  für  die 
Durchführung   des   Lohntarifes    ein.    Es   wurde   ihm   daher   vom 
Tarifamte    mitgeteilt,    daß    der   Tarifausschuß    gegen    seine    Zu- 
lassung grundsätzlich  nichts  emzuwenden  habe.    Doch  gab   ihm 
das  Tarif  amt  auf,  bis  zum  1.   Januar  1908   seine  Tarif  treue  zu 
beweisen.    Zu  dieser  Beweisführung  kam  es  jedoch  nicht,  da  in- 
zwischen zwei  wichtige  EreigTiisse  eintraten.   Der  §  4  des  Sonder- 
vertrages wurde  im  Dezember  1907   abgeändert,  so  daß  er  nun- 
mehr  lautete:    a)   Der  Deutsche   Buchdruckerverein   verpflichtet 
sich,  nur  solche  Prinzipale  als  Mitglieder  aufzunehmen,  die  der 
Tarifgemeinschaft  der  Deutschen  Buchdrucker  angehören,  die  Mit- 
glieder des  Deutschen  Buchdruckervereins  sind  verpflichtet,  nur 
tarif treue  Gehilfen  zu  beschäftigen ;  b)  der  Verband  der  Deutschen 
Buchdrucker  verpflichtet   sich,  nur  tariftreue  Gehilfen   als  Mit- 
glieder aufzunehmen;  die  Mitglieder  des  Verbandes  der  Deutschen 
Buchdrucker   verpflichten    sich,   nur   in   tariftreuen    Druckereien 
zu    ai'beiten;    c)    Gehilfen,    welche   von    den   tariflichen    Schieds- 
insxanzen  als  gemaßregelt  erklärt  worden  sind,  müssen  bei  Ein- 
stellung in  erster  Linie  berücksichtigt  werden.    Femer  entschied 
der  Tarifausschuß  am  19.  November  1908,  daß  die  im  Jahre  1902 
vom  Tarifamt  verhängte   Untreuerklärung  des   Gutenbergbundes 
schon    aus    formalrechtlichen    Gründen    gegenstandslos    geworden 
sei,  weil  die  Tarifgemeinschaft  nur  taiiftreue  Einzelmitglieder, 
nicht    aber   tariftreue   Organisationen   kenne   und   die   Tariftreue 
nicht  von  irgendeiner  Organisationszugehörigkeit  abhängig  mache. 
Durch  die  Entscheidung  des  Tarifausschusses  waren  die  Htader- 
nisse  für  den  Abschluß  eines  Sondervertrages  zwischen  dem  Prin- 
zipalverein  und  dem  Gutenbergbund  nach  Art  des  Sondervertrages 
zwischen  dem  Prinzipalverein  und  dem  Buchdruckerverband  aus 
dem  AVegc  geräumt  worden.    Unter  der  Voraussetzung,  daß  der 
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Gutenbergbund  eine  vollständig  selbständige  und  unabhängige 
Organisation  sei,  wurde  daher  der  obenerwähnte  Haftungsvertrag 
für  die  Zeit  vom  1.  Okt.  1909  bis  Ende  1911  abgeschlossen.  In 
den  KJreisen  des  Verbandes  wurde  der  Vertragsabschluß  zunächst 
mit  Unruhe  aufgenommen,  doch  gewann  später  die  lYeude  über 
die  Kräftigung  der  Tariftreue  und  die  Hoffnung,  daß  durch  diesen 
Vertragsabschluß  einmal  die  Brücke  zu  einer  Einigung  der  Ge- 
hilfenschaft  geschlagen   werden   könnte,    die    Oberhand. 

Neben  dem  Abschluß  des  soeben  erwähnten  Haftungs Vertrages 
ist  der  Abschluß  einer  Reichst arifgemeinschaft  im  Malergewerbe 
als  besonders  bemerkenswertes  Ereignis  zu  nennen.  G^gen  Ende 
des  Jahres  fanden  Verhandlungen  wegen  Verlängerung  der  ab- 
laufenden Tarife  besonders  im  Baugewerbe  und  in  der  Holz- 
industrie statt. 

Daß  sich  der  Gedanke  des  kollektiven  Arbeitsvertrages  oder 
richtiger  Arbeitsnormenvertrages  auch  außerhalb  der  Kreise  der 
Arbeiterschaft  Bahn  zu  brechen  beginnt,  beweist  der  Umstand, 
daß  am  13.  Juni  zwischen  dem  Vereine  deutscher  ZeituQgsverleger 
und  dem  Verbände  deutscher  Journalisten-  und  Schriftsteller- 
vereine Normalbestimmungen  für  Verträge  zwischen  Verlegern 
und  Bedakteuren  vereinbart  wurden. 

Eine  prinzipiell  wichtige  Frage  wurde  durch  einen  Erlaß  des 
Düsseldorfer  Regierungspräsidenten  beantwortet.  Dieser  verbot 
den  Zwangsinnungen,  Tarifverträge  abzuschließen,  da  solche  Ver- 
tragsabschlüsse gegen  §  100  g  der  Gewerbeordnung  verstießen. 
Der  genannte  Paragraph  bestimmt,  daß  die  InnuDg  ihre  Mit- 
glieder in  der  Festsetzung  der  Preise  ihrer  Waren  und  Leistungen 
nicht  beschränken  darf.  Man  wird  sich  zwar  der  Auslegung  des 
Regierungspräsidenten  schwerlich  anschließen  können,  aber  doch 
zugeben  müssen,  daß  aus  anderen  Gründen  dem  Abschlüsse  von 
Tarifverträgen  durch  Zwangs  Innungen  gewisse  Bedenken  ent- 
gegenstehen. Diese  bestehen  darin,  daß  es  einem  Arbeitgeber,  der 
mit  den  vereinbarten  Bedingungen  nicht  einverstanden  ist,  voll- 
kommen unmöglich  ist,  sich  diesen  Bediagungen  zu  entziehen, 
während  es  ihm  freisteht,  aus  einem  etwa  bestehenden  Arbeit- 
geberverbande auszutreten. 

Einen  U  eher  blick  über  die  Tarifverträge  des  Jahres  1908 
gibt  das  Kaiserliche  Statistische  Amt  im  Reichsarbeits- 
blatt (November  1909).  Danach  wurden  im  Jahre  1908 
2252  Tarifverträge  für  50  459  Betriebe  mit  411265  Per- 
sonen neu  abgeschlossen,  während  es  im  Jahre  1907  2782  Ver- 
träge für  52  369  Betriebe  mit  441 365  Personen  waren.  Es 
scheint  mithin  mit  der  Sättigung  der  dem  Tarifvertragsgedanken 
leichter  zugänglichen  Gewerbe  allmählich  eine  Verlangsamung 
der  Entwicklung  einzutreten.  Immerhin  erhöhte  sich  der  vor- 
handene Bestand  der  Tarifverträge  in  der  Zeit  vom  1.  Jan. 
bis   31.    Dez.    1908   von   5380   Tarifen   für   110071    Betriebe   mit 
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Schlichtungs- 
ordnung'  des 
Verbandes  bay- 
rischer Metall- 
industriellen. 


Schlichtungs- 
kommissioaen 


970  700  Personen  auf  5671  Tarife  für  120  401  Betriebe  mit 
1 026  435  Personen.  Vergleicht  man  im  Hinblick  darauf,  daß 
Tarifverträge  für  vreibliche  Personen  nur  in  sehr  geringem  Um- 
fange abgeschlossen  werden,  die  Zahl  der  von  Tarifverträgen 
erfaßten  Personen  mit  der  Zahl  der  männlichen  Berufsangehörigen, 
so  ergibt  sich  folgendes  Bild:  Der  Prozentsatz  der  von  den 
Verträgen  erfaßten  Personen  beträgt  im  polygraphischen  Gne- 
vrerbe  46,5  o/o,  im  Baugev^erbe  27,4  o/o,  in  der  Industrie  der  Holz- 
und  Schnitzstoffe  15,9  o/o,  im  Bekleidungsgewerbe  13,5  o/o,  in  der 
Papierindustrie  12,0  o/o,  in  allen  übrigen  Gewerben  weniger  als 
10  o/o.  Vollständig  fehlen  Tarifverträge  im  Bergbau,  fast  voll- 
ständig in  der  chemischen  und  Textilindustrie.  27,5  o/o  der  Tarif- 
gemeinschaften umfassen  Betriebe  mit  durchschnittlich  bis  zu 
fünf  Personen.  Die  verhältnismäßig  größte  Zahl  der  durch 
Verträge  erfaßten  Personen  (142 144)  entfällt  auf  die 
Gruppe  20 — 50  Personen.  Bei  1  o/o  der  Tarifgemeinschaften 
kommen  durchschnittlich  auf  einen  Betrieb  mehr  als  200  Per- 
sonen. Diese  Zahlen  geben  einen  gewissen  Anhalt  dafür,  in- 
wieweit die  Tarifverträge  bereits  in  die  Großindustrie  ein- 
gedrungen sind,  wenn  sie  auch  mit  Vorsicht  benutzt  werden 
müssen.  Die  größte  Zahl  der  im  Jahre  1908  durch  Tarifverträge 
neu  erfaßten  Personen  entfiel  auf  das  K-heinland  (69  391),  die 
zweitgrößte  Zahl  auf  Berlin  (54  565).  Tarifliche  Schlichtungs- 
und Einigungsstellen  besaßen  1154  von  den  1973  neu  ab- 
geschlossenen Tarifgemeinschaften  des  Jahres  1908^),  während 
im  Jahre  1907  noch  nicht  die  Hälfte  der  neu  abgeschlossenen 
Tarifverträge   Schlichtungseinrichtungen   vorsah. 

Die  vom  Verbände  bayerischer  Metalliadustriellen  in  Nürn- 
berg angestrebte  Schlich tungsordnxmg  kam  nicht  zustande,  da 
der  Deutsche  Metallarbeiterverband  im  Gegensatz  zum  Hirsch- 
Dunckerschen  Gewerkverein  und  dem  christlichen  Metallarbeiter- 
verband es  ablehnte,  sich  an  einer  Institution  zu  beteiligen,  in 
welcher  auch  die  gelben  Organisationen  vertreten  sein  würden.  Das 
Verhalten  des  Metallarbeiterverbandes  ist  um  so  auffallender,  als 
das  "Wahlrecht  der  Arbeiter  zu  der  Kommission  gar  nicht  auf  den 
Organisationen  aufgebaut  sein  sollte.  Zu  dem  Scheitern  der  Ver- 
einbarung trug  übrigens  auch  der  Streit  um  den  Vorsitz  in  der 
Kommission  bei,  da  die  Arbeiter  die  Forderung  der  Arbeitgeber, 
der  Vorsitzende  müsse  ein  Arbeitgeber  sein,  nicht  bewilligen 
wollten. 

Im  Berichtsjahre  wurden  in  Berlin  folgende  Schlichtungs- 
kommissionen  neu  errichtet: 


1)  In  dieser  Zahl  sind  die  Doppelzählungen  ausgeschieden,  während 
wir  oben,  um  vergleichbare  Zahlen  für  die  Jahre  1907  und  1908  zu 
erhalten,  von  der  Subtraktion  der  Doppelzählungen  Abstand  nehmen 
mußten. 
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Die  im  Jahre  1909  in  Berlin  neugegriindeten  Schlichtungskommissionen. 

Tab.  59. 


Lfd. 
Nr. 


Bezeichnung  des  Gewerbes 


Anzahl  der 
Kommissions- 
mitglieder 


Arbeit-    Arbeit- 
geber     nehmer 


Bemerkungen 


Vgl. 
Nr. 


1_75  Berliner  Jahrbuch  1905,  1906,  I.  166;  I.  126:  1907,  I,  160;  1908,  I,  166. 


76 


77 


78 


79 


Gips-      und     Zementbranche 
(Einschalwandputzer, 
Rabitz-      u.     Zementdraht- 
putzer, Rabitzspanner  usw.) 

Beton-  und  Eisenbetonbau- 
branche (Zementierer  und 
Flechter,    Einschaler    usw.) 

Rohrdeckengewerbe 


Album-,   Mappen-    u.  Galan- 
teriewaren-Industrie 


3  3 

3  3 

3  3 

2  2 


Den  Vorsitz  führt 
ein  Arbeitgeber 


Den  Vorsitz  führt 
ein      Unpartei- 
ischer 
desgl. 


43 


48 


Bei  der  großen  Bedeutung,  welche  die  Arbeitsnachweisfrage 
im  Berichtsjahre  erlangt  hat,  ist  es  von  Interesse,  einen  Blick 
auf  die  Statistik  der  verschiedenen  Arten  der  Arbeitsnachweise  zu 
werfen.  Zu  Anfang  des  Jahres  1908  bestanden  im  Deutschen  Reiche 
insgesamt  389  öffentliche  paritätische  Arbeitsnachweise.  Dem  Ver- 
bände deutscher  Arbeitsnachweise,  der  im  Januar  1908  149  Mit- 
glieder zählte,  gehörten  am  Schlüsse  des  Jahres  1908  167  öffent- 
liche Arbeitsnachweise  an.  Die  Zahl  der  an  die  beiden  Zentralen 
der  Arbeitgeberverbände  angeschlossenen  reinen  Arbeitgeber  nach- 
weise betrug  im  Jahre  1908  66,  im  JaJire  1909  154.  Von  den 
88  neu  angeschlossenen  Nachweisen  entfallen  60  auf  das  Bau- 
gewerbe ,  ein  Teil  davon  (z.  B.  die  26  Nachweise  des  Bheinisch- 
"Westfälischen  Arbeitgeberbundes)  ist  neu  gegründet  worden.  Der 
größte  Teil  der  bestehenden  Arbeitgebernachweise  (1909  145)  ent- 
fällt auf  den  Verein,  nur  ein  kleiner  Teil  (1909  9)  auf  die  Haupt- 
stelle deutscher  Arbeitgeberverbände.  Durch  die  44  Arbsitgeber- 
nach weise,  deren  Vermittlungsziffern  für  1908  bekannt  waren, 
wurden  426  693  Stellen  besetzt,  während  158  öffentliche  Arbeits- 
nachweise 932  956  Stellen  vermittelten.  Beim  Vergleich  dieser 
Zahlen  ist  zu  berücksichtigen,  daß  bei  denjenigen  Arbeitgeber- 
nachweisen, die  in  der  Hauptsache  nur  eine  von  den  Arbeitern 
zu  passierende  Kontrollstelle  darstellen,  die  Statistik  tatsächlich 
nicht  die  Zahl  der  Vermittlungen,  sondern  der  Kontrollmeldungen 
wiedergibt.  Andererseits  ist  die  Kontrolle  über  die  Stellen- 
besetzungen bei  den  öffentlichen  Arbeitsnachweisen  weniger 
streng  als  bei  den  Arbeitgebernachweisen.  Die  öffentlichen 
Arbeitsnachweise  vermitteln  ferner  verhältnismäßig  mehr  Aus- 
hilfsstellen als  die  Arbeitgebernachw^ise,  welche  zum  großen 
Teil  Facharbeitsnachweise  sind.  Allerdings  vermitteln  die  großen 
Arbeitgebernachweise  im  Hafenbetriebe  wiederum  so  gut  wie 
ausschließlich   kurzfristige  Arbeit.    Man   kann   daher   annehmen, 


Statistik  der 
Arbeitsnach- 
weise. 
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daß  sich  die  Fehler  der  Statistik  der  öffentlichen  und  der  Arbeit- 
gebemachwei&e  ziim  Teil  ausgleichen.  Es  darf  mithin  ans  obigen 
Ziffern  der  Schluß  gezogen  werden,  daß  die  öffentlichen  Arbeits- 
nachweise die  Arbeitgebern  ach  weise  an  Bedeutung  überragen. 
Die  Zahl  der  an  das  Eeichsarbeitsblatt  berichtenden  Arbeiter- 
nachweise betrug  1908  188  Nachweise  mit  256  443  Vermitt-- 
lungen.  Die  Arbeiternachweise  stehen  also  an  Bedeutung  bereits 
weit  hinter  den  Arbeitgebernachweisen  zurück.  "Während  diese 
im  Vordringen  begriffen  sind,  befinden  sich  jene  im  Beharrungs- 
zustande. In  Berlin  betrug  im  Jahre  1908  die  Zahl  der  Stellen- 
besetzungen durch  paritätische  Nachweise  84  248,  städtische  7185, 
Arbeitgebernachweise  38  392,  Arbeiternachweise  158  213,  Ver- 
einsnachweise 13  568.  Die  Zalilen  der  Arbeitgebernachweise  sind 
deshalb  viel  zu  niedrig,  weil  die  Nachweise  der  Metallindu- 
striellen in  der  Statistik  fehlen.  Immerhin  fällt  es  auf,  daß 
das  Verhä,ltnis  der  verschiedenen  Gruppen  zu  einander  in  Berlin 
anders  ist  als  im  Eeiche  und  daß  in  Berlin  die  Arbeiternach- 
weise eine  ungewöhnlich  große  Bedeutung  haben.  Die  private 
Stellenvermittlung  wird  von  weiblichen  Arbeitskräften  erheb- 
lich mehr  als  von  männlichen  in  Anspruch  genommen ;  ihr  Haupt- 
gebiet ist  die  Vermittlung  von  Hauspersonal  und  das  Gast-  und 
Schankgewerbe,  doch  wird  sie  auch  auf  diesen  Gebieten  immer 
mehr    durch    die    öffentlichen    Nachweise    zurückgedrängt. 


D.  Geldmarkt  und  Reiclisbank. 

Allgemeine  Die  Entwicklung   des   Geldmarktes   ist   im   Berichtsjahr   be- 

sonders charakteristisch  gewesen,  denn  sie  hat  deutlich  die 
Veränderung,  die  sich  im  wirtschaftlichen  Leben  vollzogen 
hat,  'widergespiegelt.  Während  im  Jahre  1908  aus  der  zunehmen- 
den Verbilligung  /der  Geldsätze  auf  das  Vorhandensein  einer 
wirtschaftlichen  Depression  geschlossen  werden  konnte,  war  im 
Jahr  1909  sogar  früher,  als  es  in  den  einzelnen  Teilen 
des  Erwerbslebens  empfunden  wurde,  der  Umschwung  von 
der  wirtschaftlichen  Abwärtsbewegung  zur  aufstrebenden  Kon- 
junktur zu  erkennen.  Aber  abgesehen  hiervon  ist  im  Berichtsjahr 
auch  der  große  Einfluß  klar  ^um  Ausdruck  gekommen,  den  der 
Geldmarkt  auf  die  Gestaltung  des  wirtschaftlichen  Lebens  aus- 
zuüben vermag.  Man  wird  behaupten  können,  daß  die  wirt- 
schaftliche Besserung  ihren  ersten  Impuls  vom  Geldmarkte  empfan- 
gen hat.  Der  flüssige  Geldstand  ermöglichte  nicht  nur  eine 
willige  Aufnahme  der  emittierten  heimischen  Anleihen,  son- 
dern auch  eiae  leichte  Unterbringung  von  Neu-Emissionen  aller 
Art.  Auf  diesem  Wege  sind  dann  wohl  der  Industrie  auch  die- 
jenigen Mittel  zugeführt  worden,  die  sie  zur  Einführung  ver- 
änderter  Produktionsmethoden    und   schließlich    auch    — •   in   der 
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Hoffnung  auf  einen  baldigen  wirtschaftlichen  Umschwling  — 
zur  Ausdehnung  der  Produktion  veranlaßt  haben  mögen.  Kann 
somit  auf  der  einen  Seite  von  einer  sehr  günstigen  Wirkung 
des  Geldmarktes  auf  das  Erwerbsleben  gesprochen  werden,  so 
hat  sich  doch  auch  im  Berichtsjahr  eine  Erscheinung  wiederholt, 
die,  vielleicht  zum  ersten  Male,  schon  im  Jahre  1903,  einer  der 
Gegenwart  in  wirtschaftlicher  Beziehung  ähnlichen  Zeit,  zu  be- 
obachten war.  Die  während  der  Depressionsperiode  angesammelten 
Geldkapitalien,  mit  denen  ein  neuer  Aufschwung  gewissermgußen 
testritten  w^erden  soll,  verschwinden  infolge  der  Kreditorganisation 
schneller  wieder,  als  es  erwünscht  erscheinen  mag.  So  tritt  eine 
Geldanspannung  bereits  in  der  ersten  Zeit  der  wirtschaftlichen 
Aufwärtsbewegung  ein,  die  dann  als  ein  störendes,  die  Bewegung 
vorzeitig  hemmendes  Moment  empfunden  wird.  Daß  sich  ein 
solcher  Uebergang  von  großer  Geldflüssigkeit  bis  zur  ausge- 
sprochenen Geldknappheit  bereits  in  diesem  Jahr  vollzogen  hat, 
soll  im  folgenden  dargelegt  werden. 

Wir  messen  die  Entwicklung  der  deutschen  Geldverhältnisse 
im  allgemeinen  und  bei  der  Eeichsbank  im  besonderen  an  den 
Ziffern  der  „Inanspruchnahme",  die  wir  nach  den  früher  von 
uns  aufgestellten  Grundsätzen^)  durch  Abzug  der  „sonstigen  täg- 
lich fälligen  Verbindlichkeiten"  von  dem  Wechsel-  und  Lombard- 
bestand der  Eeichsbank  ermitteln.  In  diesen  Ziffern  kommt  die 
Entwicklung  der  deutschen  Geldverhältnisse  deutlich  -um  Aus- 
druck. Wie  aus  den  Ziffern  der  „Inanspruchnahme"  hervorgeht 
(vergl.  Tabelle  6),  wurden  in  den  ersten  Monaten  des  Berichts- 
jahres an  die  Eeichsbank  nur  geringe  Ansprüche  gestellt.  Der 
große  Unterschied,  der  sich  aus  einem  Vergleich  mit  den  ent- 
sprechenden Zahlen  des  Jahres  1908  ergibt,  erklärt  sich  daraus, 
daß  damals  die  Eeichsbank  von  den  überaus  starken  Ansprüchen 
des  Herbstes  1907  noch  nicht  entlastet  war.  Aber  auch  im 
Vergleich  mit  früheren  Jahren  erscheint  die  Inanspruchnahme 
ungemein  niedrig,  und  es  ist  kein  bloßer  Zufall,  wenn  gleiche 
Ziffernreihen,  wie  in  den  ersten  Monaten  des  Berichtsjahres,  nur 
im  Jahre  1902  zu  finden  sind.  In  dieser  Uebereinstimmung 
spiegelt  sich  nämlich  das  Vorwalten  gleicher  wirtschaftlicher  Ver- 
hältnisse wider.  Beide  Jahre  gehörten  zunächst  noch  der  wirt- 
schaftlichen Depression  an,  und  erst  in  ihrem  weiteren  Verlauf 
vollzog  sich  der  Umschwung  zur  aufsteigenden  Konjunktur.  In- 
folgedessen weichen  denn  auch  die  „Inanspruchnahme"-Ziffern  in 
diesen  Jahren  nicht  wesentlich  von  einander  ab.  In  den  ersten 
Monaten  des  Berichtsjahres  ist  die  „Inanspruchnahme"  teilweise 
noch  niedriger  als  1902,  ja  im  Mai  fällt  sie  auf  einen  bisher 
kaum  vorgekommenen  Tiefstand.  Indessen  wäre  es  verfehlt,  diese 
eine   Zahl    als  Ausdruck    einer    besonders    schaffen    wirtschaft- 


^)   Berl.  Jahrb.   1903,   Bd.   I,   S.   .3. 
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liehen  Depression  in  jener  Zeit  ansehen  zu  wollen.  Es  liegt 
im  Gegenteil  nahe  anzunehmen,  daß  damals  bereits  der  Um- 
schwung zur  Besserung  sich  zu  vollziehen  begann.  Die  auffällig 
niedrige  Ziffer  aber  ist  auf  andere  Ursachen  zurückzuführen. 
In  jener  Zeit  (Mai  1909)  waren  die  „öffentlichen  Guthaben", 
die  in  den  „sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten"  mit 
enthalten  sind,  besonders  hoch  und  sie  trugen  daher  zU  einer 
starken  Verminderung  der  „Inanspruchnahme"-Ziffer  bei.  Die 
tatsächliche!^)  Inanspruchnahme  der  iteichsbank  durch  die  gewerb- 
lichen Kreise  dagegen  muß  viel  höher  gewesen  sein. 

Auch  das  dritte  Quartal  zeigte  im  Berichtsjahr  ähnliche 
Ziffern  wie  im  Jahre  1902.  Die  „Inanspruchnahme"  blieb  im 
August  sogar  noch  um  ungefähr  50  Mill.  M.  gegen  die  gleiche 
Ziffer  im  Jahre  1902  zurück.  Um  so  auffälliger  ist  dann  der 
sich  vom  September  ab  vollziehende  Umschwung.  Die  „Inanspruch- 
nahme''-Ziffern  sind  wesentlich  höher  als  im  Herbst  1902 ;  sie  zeigen 
den  'bereits  angedeuteten  schnellen  Uebergang  von  Geldflüssigkeit 
zu  Geldknappheit.  Wenn  hiernach  die  Monatsziffern  der  „Inan- 
spruchnahme" den  im  Berichtsjahre  eingetretenen  Umschwung  im 
wirtschaftlichen  Leben  richtig  zum  Ausdruck  bringen,  zeigt  der 
sich  auf  284,3  Mill.  belaufende  Jahresdurchschnitt,  daß  während 
des  größeren  Teiles  der  Berichtsperiode  ein  verhältnismäßig  starker 
Greldüberfluß  l>estanden  haben  muß,  wie  es  ja  auch  titsächlich 
der  Fall  gewesen  ist.  Dasselbe  Bild  zeigt  übrigens  auch  die 
Bewegung  der  Zinssätze.  Im  Gegensatz  zur  Bank  von  England, 
die  am  13.  Jan.  genötigt  war,  den  Diskont  heraufzusetzen,  konnte 
die  Eeichsbank  im  Februar  eine  Diskontermäßigung  auf  3V2<'/o 
vornehmen,  d.  h.  auf  einen  Satz,  der  seit  dem  Jahre  1905  nicht 
in.  Anwendung  gebracht  worden  war.  Dann  aber  mußte  sie  im 
Herbst,  den  vollständig  veränderten  Geldverhältnissen  Rechnung 
tragend,  zunächst  am  20.  Sept.  eine  Diskonterhöhung  auf  4<yo 
und   am   11.   Okt.   eine   solche   auf  5  o/o   vornehmen. 2) 

Tab.  60.    Der  durchschüittliche  Privatdiskont  an   der  Berliner  Börse  verglichen  mit 
dem  durchschnittlichen  Bankdiskont  der  Reichsbank  im  Jahre  1909  in  ^/q. 


Jan. 

Febr. 

März 

April     Mai 

Juni 

Juli     Aug. 

Sept. 

Okt. 

Nov. 

Dez. 

Jahres- 
durch- 
schnitt 

Privatdiskont 
Bankdiskont. 

2/24 
4,— 

2,17 
3,77 

2,67 
3,50 

1,98    2,32 
3,50    3,50 

2,92 
3,50 

2,28    2,13 
3.50    3.50 

3,07 
3.69 

3,83 
4,70 

4,47 
5,— 

4,34 
5.— 

2,87 
3,93 

Unterschied  . 

1,76 

1,60 

0,83 

1,52  1  1.18 

0,58 

1,22    1,37 

0,62 

0,87 

0,53 

0.66 

!    1,06 

Tab.  61.        Privatdiskont  der  Berliner  Börse  im  Durchschnitt  der  Jahre: 

1900       1901       1902       1903       1904       1905       1906       1907       1908       1909 
4,41-       3,06        2,19        3,01        3,14        2,85        4,04        5,11        3,52        2,87 


•1)  Wir  haben  schon  im  Jahre  1903  darauf  hingewiesen,  daß 
durch  die  Zusammenfassung  der  öffentlichen  und  privaten  G-uthaben 
die  genaue  Berechnung  der  den  gewerblichen  Kreditbedarf  zum  Aus- 
druck   bringenden    ,, Inanspruchnahme*'    häufig    unmöglich    wird. 

2)    s.  u.  S.  240,  241. 
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Tab.  62.         Privatdiskont  dei 

'  Berliner  Börse 

im  Durchschnitt 

der  Monate 

: 

1  Jan.  1  Febr. 

März  i  April  |    Mai    |  Juni 

Juli 

Aug. 

Sept. 

Okt.  1  Nov.      Dez.  Ij  «ST 

1907 

4,88    4,69 

5,38     4,65 

4,43  !  4,65 

4,44 

4,62 

5,08 

4,90  1  6,59     7,07 

5,10 

1908 

4,97  !  4,48 

4,49  l4,ll 

3,90 

3,33 

2,75 

2,83 

3,14 

2,79 

2,54 

2,92 

3,52 

1909 

2,24  j  2,17 

2,67 

1,98 

2,32 

2,92 

2,28 

2.13 

3,07 

3,83 

4,47 

4,34 

2,87 

höchster  . 

2,50  1  2,373 

3  — 

2,50 

2.75 

3,25 

2,75 

2,25 

3,50 

4,50 

4,625 

4,625 

niedrigst. 

2—    1.875 

2,125 

1,875 

1,75 

2,50 

2,— 

2,— 

2,375 

3,125 

4,125 

3,75 

Die  Diskontsätze  der  großen  Notenbanken 
Tab.  63.                        im  Durchschnitt  der  Monate  des  Jahres  1909 

ij  Jan.   1  Febr.  i  März  j  April 

Mai    j  Juni        Juli 

Aug. 

Sept. 

Okt.  !  Nov.  {    Dez. 

Jahres- 
durchschnitt 

BcTlin    ;  4.—  1  3,77     3,5       3,5 
London!  2,8     1  3,—  !  3,—     2,5 
Paris        3,—  1  3,—  i  3,—  1  3,— 

3,5 

2,5 
3.— 

3,5     !  3,5 
2,5       2,5 
3.-     3,- 

3,5 
2,5 
3.- 

3,69 

2,5 

3,— 

4,7 
3,8 
3- 

3,— 

5, — 

4,6 

3,— 

3,93 

3,1 

3.— 

Aehnlicli  ist  auch  die  Bewegung  der  Zinssätze  am  offenen  Geld- 
markt gewesen.  Der  Privatdiskont  ging  in  den  ersten  Monaten  des 
JaJires  bis  auf  V/s^  zurück  und  hielt  sich  bis  in  den  August 
hinein  durchschnittlich  auf  einem  wesentlich  niedrigeren  Stande 
als  in  den  vorangegangenen  Jahren.  Vom  September  ab  trat 
dann  auch  in  den  Sätzen  des  Privatdiskonts  der  Umschwung 
ein,  so  daß  dieser  im  Oktober  bereits  mehr  als  1  0/0  und  im 
November  nahezu  ^o/o  höher  war  als  in  der  gleichen  Zeit  des 
Jahres  1908.  Der  Unterschied  zwischen  dem  Privatdiskont  und 
dem  offiziellen  Bankdiskont  ist  im  Jahresdurchschnitt  verhältnis- 
mäßig niedrig  gewiesen  (l,06o/o).  Nur  in  den  ersten  Monaten 
des  Jahres  ^var  die  Differenz  so  groß,  daß  für  unser  Zentral- 
Noteninstitut  die  Gefahr  bestand,  die  Fühlung  mit  dem  offenen 
Geldmarkte  zu  verlieren.  Infolgedessen  versuchte  die  Reichsbank 
im  Januar,  allerdings  vergeblich,  durch  Begebung  von  Reichs- 
schatzscheinen auf  den  Privatsatz  steigernd  einzuwirken.  Im 
Februar  trug  sie  den  Verhältnissen  des  offenen  Geldmarktes 
durch  Ermäßigung  des  Bankdiskonts  Rechnung.  Eine  gleiche  Ent- 
w^icklung  hat  sich  auch  in  den  übrigen  Zinssätzen  an  der  Börse 
vollzogen.  So  war  täglich  kündbares  Geld,  sogenanntes  täg- 
liches Geld,  während  des  größten  Teiles  des  Jahres  außerordent- 
lich billig  zu  haben,  der  Satz  dafür  sank  zeitweise  bis  auf 
1  o'o.  Erst  vom  Oktober  ab  fand  eine  Steigerung  der  Sätze 
statt,  die  sich  bis  zum  Ende  des  Jahres  fortsetzte.  Die 
Spekulation  hat  eine  wesentliche  Anregung  aus  den  billigen 
Ultimogeldsätzen  empfangen.  (Vergl.  Tabelle  Nr.  64.)  Diese 
waren  während  eines  großen  Teiles  des  Jahres  außer- 
ordentlich niedrig,  z.  B.  betrug  der  Satz  dafür  in  den  ersten 
beiden  Monaten  des  Jahres  durchschnittlich  nur  21/2%  und  er 
ging  selbst  am  Quartalstermin  nur  wenig  über  4%  hinaus.  In 
den  folgenden  Monaten  blieben  die  Sätze  für  Ultimogeld  gleich- 
falls sehr  niedrig,  obgleich  in  jener  Zeit  schon  durch  die  mehr 
und  mehr  umsichgreifende  Spekulation  eine  recht  starke  Nach- 
frage nach  Geld  für  diese  Zwecke  hestand.  Erst  als  der  Geldmarkt 
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Tab.  64. 


Ultimogeldsätze  an  der  Berliner  Börse 

U  =  Ultimogeldsätze;     L  = 


Jahr     1     Januar      |      Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

1906  2 

4«/8-4i/4    1  41/4.37/8-41/8 

6           [             6 

53/8- 51/8-51/2 
6 

46/8-41/4 
6 

41/2—4 
5V2 

5V4 

5V2 

1907  £ 

6-58/4-51/2-5 

7 

41/2-51/2-5 

7  _  67/8-8 

43/4-41/2-41/8 
6V2 

.         47/8-43;, 
0V2 

^r'' 

1908  2 

6I/4-43/4-41/2 
7 

43/4-4^2-45:8 

^''evf' 

4V2-43/4-41/2 
6 

41/4-41/8 
6 

41/4-41/8 
5 

1 909  F 

23/8-26/8      1        23/8-23/4 

4-41/8 

272,23/4,21/2 

3V«,33/8,3V2,3^;«,37/, 

43/4-45/8 

xyyjy  ^ 

5 

4^2 

41/2 

41/2 

4'/2 

41/2 

M 


Tab.  65. 


Wechselkurse 
für  die  einzelnen  Monate  im  Jahre  1909. 


1    Jan. 

Febr.  |  März     April      Mai 

Juni 

Juli    1  Aug.  I  Sept. 

Okt.  1  Nov    !   Dez.  1 

im  Jab 

Amsterdam 

höchst. 

1G9.65 

169.60 

169.15 

169.45 

169.55 

169.20 

169.20 

169.05 

168.80 

168  70 

168.55 

168.60 

169.&' 

(8  Tage) 

niedr. 

169.50 

169.15 

168.90 

16910 

169.10 

168.— 

168.80 

168  80 

168.40 

168.50 

168.45 

168.45 

168.- 

Durch. 

169.59 

169.40 

169.05 

169.32 

169.37 

169.— 

169.02 

168.91 

168.65 

168.61 

168.52 

168.52 

168.9« 

London 

h. 

20.505* 

20.505* 

20.51' 

20.47 

20.466 

20.456 

20.445 

20.45 

20.435 

20.48 

20.49 

20.47 

20.6] 

(vista) 

n. 

20.455 

20.485 

20.455 

20.445 

20.435 

20.43 

20.43 

20.43 

20.386 

20.40 

20.46 

20.43 

20Jtf 

D. 

20.475 

20.497 

20.492 

20.455 

20.449 

20.44 

20.438 

20.442 

20.412 

20.442 

20.472 

20.458 

20.4f 

New-York 

h. 

4.20 

4.21 

4,2025 

4.195 

4.195 

4.19 

4.1925 

4.20 

4.1975 

4.20 

4.195 

4.1926 

4.21 

(vista) 

n. 

4.1975 

4.20 

4.1875 

4.1875 

4.1875 

4.1775 

4.1825 

4.1925 

4.1925 

4.19 

4.1925 

4.1826 

LVi 

D. 

4.1988;    4.2046 

4.1955 

4.1918 

4.1903 

4.1b'»2 

4.1872 

4.1967 

4.1952 

4.1961 

4.1938 

4.18« 

IIJ 

Paris 

h. 

81.55* 

81.50' 

81.325 

81.35 

8I.375 

81.225 

81.175 

81.20 

81.20 

81 .275 

81.25 

81.225 

81.K 

(vista) 

n. 

81.40 

81.25 

81. 175 

81.20 

81.15 

81.125 

81.10 

81.125 

81.125 

81.126 

81.15 

81.125 

81.1( 

D. 

81.48 

81.35 

81  23 

81.2  3 

81.273 

81.136 

81.144 

81.172 

81.176 

81.218 

81.196 

81.175 

81Ä 

Wien 

h. 

85.45 

85.45 

85.45 

85.35 

85.35 

85.20 

85.175 

85.20 

85.15 

85.25 

84.875 

84.825 

85.4f 

(8  Tage) 

n. 

85.20 

85.35 

85.175 

85.225 

85.15 

84.975 

85.05 

85.15 

84.975 

84.85 

84.725 

84.70 

84.7( 

D. 

85.87 

85.39 

85.331 

85.296 

85.25 

85.059 

85.128 

84.162 

85.05 

84.965 

84.797 

84.73 

85.12 

"j  Die  Kurse  „London"  und  „Paris"  sind  im  Januar  und  Februar  „8  Tage"-Kurse,  vom  März  an  „vista"- Kurse. 


b)  im  Jahresdurchschnitt. 


1897 

1898 

1899     1 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

190 

1 

London  .     .    .  | 

20.37 

20.43 

20.44 

20.46 

20.41 

20.45 

20.42 

20,41 

20.44 

20.46 

20.47 

20.42 

aa4 

Paris.    ... 

80.96 

80.83 

81.02 

81.34  1 

81.12 

81.28 

81.21 

81.10 

81.28 

81.32 

81.31- 

81.27 

8LS! 

Wien      ... 

85.04 

84.86 

84.67 

81.46  i 

85.09 

85.25 

85.23 

8513 

85.10 

85.05 

84.92 

85.05 

86.1 

Amsterdam     .   \ 

168  60 

169.06 

168.71  1 

169.11  1 

168.86 

168.57 

168.91 

169.04 

169.07 

168.85 

169.29 

168.99 

168.Si 

Xe-w  York  .     .   { 

4.19 

4.21 

4.20  j 

4.20  i 

4.19 

4.19 

4.20 

4.19 

4.20 

4.21  ' 

4.21 

4.19 

il 

Tab.  GG. 


Wechselkurse 


Januar 

Februar 

März 

2.     !      9. 

15.     1      23. 

30. 

6. 

13.          20. 

27. 

6.       !     13. 

20. 

27. 

London        .    . 

20.455 

20.47 

20.48 

20.48 

20.506 

20.505 

20.49 

20.495 

20.495 

20.51 

20.495 

20.49 

20.476 

Paris       .    .    . 

81.50 

81.50 

81.55 

81.45 

81.50 

81.40 

81.30 

81.25 

81.3C 

181.30 

Sl.225 

81.225 

81.176 

Wien       .    .    . 

85.30     185.35 

85.35 

85.40 

85.45 

85.40 

85.35 

85.40 

85.40 

85.425 

85.40 

85.275 

85.25« 

New  York  .     . 

4.1975 

4.1975 

4.20 

4.20 

4.20 

4.21 

4.2025 

4.2050 

4.2025 

4.2025 

4.1950 

4.19 

4.19 

Amsterdam     ,    \ 

169.65 

169.65 

169.55 

169.55 

169.60 

169.60 

169.40 

169.30 

169.15 

169.15 

169.05 

168.90 

169.05 

Priv.-Disk.      \ 

Berlin     .    .     .    j 

2V4 

2V8 

2V2 

2 

2 

9 

21/4 

2V4 

2V4 

23/8 

25/« 

2V8 

25/8 

London  .     .    . 

21/1« 

23/h 

23/ 

25/8 

25/8 

2»/, 

2V4 

25/lfi 

2V4 

23/,fi 

23'16 

21/4 

1<« 

Paris  .... 

21/2 

2^/8 

25/8 

21/2 

1«/* 

IV. 

IVs 

1 

1V4 

IV4 

IV4 

IV2 

i^/8 

Juli 

August 

1              Se  ptem  ber 

, 

3.      :     10.     !     17.     '      24. 

31. 

7. 

14..        21. 

28. 

1     4. 

n. 

18.   1     25. 

London        .    . 

20.44      20.445    20.445 

20.446 

20.446 

20.45 

20.445 

20.44 

20.435 

20.425 

20.42 

20.41 

20.405 

Paris        .     .     . 

81.15      81.15      81.10 

81.15 

81.126 

81.175 

81.176 

81.175 

81.20 

81.20 

81.20 

81.176 

81.20 

Wien       .     .     . 

85.076    85.125    !&Ö.15 

85.176 

85.176 

85.15 

85.176 

85.175 

80.175 

85.10 

85.076 

85.025 

85.026 

New  York 

4.1825  1  4.186 

4.1875 

4.19 

4.1926 

4.196 

4.20 

4.19'6 

4.1976 

4.1i)5 

4.1975 

4.196 

4.19» 

Amsterdam     . 

169.20  !  169.05 

168.95 

168.80 

168.85 

169.05 

168.95 

168.85 

168.80 

161.75 

168.80 

168.50 

168.60 

Priv.-Disk. 

Berlin     .    .    . 

23/8        !    23/8 

2V4 

2 

2V« 

0 

2 

2V8 

21'8 

25/« 

2V« 

3V4 

fi' 

London  ,     .   .. 

13/8        1    »»/18 

l'/l6 

l'/l6 

i';ifi 

l"/l6 

IV16 

IV2 

IV3 

IV,« 

IV2 

1»/,« 

1^3  16    , 

Paris  .... 

1^/ 

IV. 

IV. 

IV* 

1V4 

IV4 

IV4 

IV4 

IV4 

IV4 

l»/8 

i-*/* 

2'/8 

J 

V.  Wirtschaft!.  Entwicklung  in  Berlin.  D.  Geldmarkt  u.  Reichsbank. 


und  Lombardzinssätze  der  Reichsbank. 

Lombardzinssätze  der  Reichsbank. 


Juli 

Aug^nst 

September 

Oktober 

Novfember 

Dez«raber    h 

4-35/8 
5V2 

5-45/8 

6V2 

33/8-3V8 

5 
3-2V8 

4V2 

4i/8-3'/8 

5', '2 
5-45/8 

61/2 
31/4-3 

5 

23', 

4^2 

53/^_63/^_6 
6V^6V2 

3-2-/8 
5 

41  0.  5,  4^/8,  5 
5 

5V4-6V8-53/4 

5V8-5^/2 

7^2 

3Vi-3 
5 

3'/o,  4,  31/2,  3 
6 

6^*-53/4 

7 

7-71/2-73/3 
8V2 

23/4-2V8 

5 

4'l8,  5 
6 

8V2-8V8-83/« 
8 

9— 9V4-8\'4 

8^'2 

41/4-47/8-43/8 

5 

6V2,  "(,  7V» 
6 

5^1906 
i'l907 
£l908 
5J 1909 

durch  den  Umschw'ung  im  wirtschaftlichen  Leben  einen  Tfeil  seiner 
Mittel  verlor  und  das  Ausland  namhafte  Beträge  seiner  ijuthaben 
zurückzog,  begaanen  die  Sätze  für  Ultimo geld  zu  steigen.  Sie 
erreichten  aber  erst  im  letzten  Monat  des  Jahres  mit  Sätzen  bis 
zu  71/4  0/0  eine  beträchtliche  Höhe. 

Die  Gestaltung  der  internationalen  Geldverhältnisse,  sowie 
auch  der  Stand  unseres  Zahlungsverkehrs  mit  dem  Auslande  haben 
in  der  Bewegung  der  Wechselkurse  ihren  deutlichen  Ausdruck  ge- 
funden. Solange  der  Berliner  Geldmarkt  gleiche,  teilweise  sogar 
niedrigere  Zinssätze  hatte  als  die  großen  ausländischen  Geld- 
märkte (namentlich  London  und  Paris),  bestand  für  das  Ausland 
keine  Veranlassung,  in  Deutschland  größere  Guthaben  zu  be- 
lassen bezw.  hier  Kapitalien  zinstragend  anzulegen.  Infolgedessen 
ist  dann  auch  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  die  Bewegung  der 
fremdländischen  Wechselkurse  durchgängig  gegen  Deutschland 
gerichtet  gewesen.  Mehrfach  erreichten  die  Wechselkurse  die 
sogenannten  oberen  Gi^ldpunkte,  womit  ein  Goldabfluß  von 
Deutschland  nach  dem  Auslande  verbunden  war.  Der  Londoner 
Vista-Kurs  hielt  sich  längere  Zeit  hindurch  über  20,50,  und  auch 
die  französische  Devise  erreichte  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres 
einen  Kurs  von  81,60.    Bei  dieser  Gelegenheit  erwies  sich  die  von 


Wechselkvirse. 


und  Privatdiskont. 


April 

Mai                              j                   .Juni                      | 

3.      !      8. 

17.     1     24.     1 

1. 

8. 

15.     !     22.     1    29.    1!     5.      I 

12.     1 

19.     i     26.    1 

20.445 

20.470 

20.455 

20.465 

20.455 

20.455 

20.450 

20.4.50 

20.440 

20.44 

20.45 

20.43 

20.445 

London 

81.225 

81.275 

81.30 

8I.350 

81.350 

81.325 

81.30 

81.225 

81.175 

81.15 

81.125 

81.10 

81.175 

Paris 

85.325 

85.275 

85.225 

85.350 

85.350 

85.30 

85.250 

85.20 

85.20 

85.125 

85.05 

85.05 

85.05 

Wien 

4.19 

4.1^25 

4.19 

4.195 

4.1925 

4.1925 

4.19 

4.18"5 

4.1875 

4.185 

4.18^5 

4.1825 

41.1825 

New  York 

169.25 

169.30 

169.35 

169.40 

169.55 

169.50 

169.45 

169.30 

168.95 

169.05 

169.10 

169.- 

169.20 

Amsterdam 
P  r  i  V.  -  D  i  s  k. 

2 

2 

2 

l'/s 

1^/4 

2V8 

23/8 

2V2 

25/8 

23/4 

3 

3V8 

27/8 

Berlin 

l^/ie 

1^2 

1«;« 

l^/ifi 

IV4 

1^'ifi 

l^/l6 

17l6 

1«/16 

13/4 

l^^/ifi 

13/4 

1"/16 

London 

IV. 

1=^/8 

l^/s 

IV2 

IV4 

IVs 

IV4 

IVs 

1^8 

1^/8 

IV2 

IV2 

IV2 

Paris 

Oktober                       | 

November 

Dezember 

2.           9. 

16. 

23.     1     30.    1 

6.   .1     13.     1     20.     !     27. 

4. 

11. 

18.     !     24. 

20.415 

20.425 

20.44 

20.47 

20.48 

20.485 

20.48 

20.465 

20.47 

20.47 

20.465 

20.465 

20.45 

London 

81.225 

81.225 

81.225 

81.15 

81.20 

8I.I75 

81.20 

81.20 

81.25 

81.20 

8I.I75 

81.20 

81.175 

Paris 

85.025 

85.00 

84.95 

84.90 

84.85 

,84.80 

84.85 

84.775 

84.80 

84.70 

84.725 

84.725 

84.75 

Wien 

4.195 

4.1975 

4.195 

4.19     1  4.1925 

4.195 

4.195 

4.1925 

4.1925 

4.1925 

4.19 

4.1875 

4.1875 

New  York 

168.70 

168.70 

168.60 

168.50  1168.50 

1 

168.50 

168.50 

168.50 

165.55 

168.55 

168.45 

168.50 

168.60 

Amsterdam 
Priv.-Disk. 

'^)* 

3V. 

■37/« 

41/4      i    41/2 

4^/8 

45/8 

41/0 

41/, 

3^5/ie 

4^2 

4V. 

41/, 

Berlin 

2V4 

•21^/16 

3/^4 

49/16 

4V8 

45/8 

41/2 

4V8 

4 

3^5/16 

4 

25/8 

London 

^V* 

23/8 

2^/8 

2^'8 

2^8 

2^/8 

i 

2'/8 

2^/4 

23/, 

23/4 

23/4 

23/, 

23/, 

Paris 

224 
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der  Reichsbank  seit  einiger  Zeit  eifrig  betriebene  Devisenpolitik 
als  äußerst  nützlich.  Indem  das  Noteninstitut  die  starke  Nach- 
frage nach  fremdländischen  "Wechseln  durch  Hergabe  von  Devisen 
aus  seinem  eigenen  Bestände  teilweise  befriedigen  konnte,  hat 
es  sicher  dazu  beigetragen,  daß  die  erwähnten  Goldexporte 
keinen  größeren  Umfang  annahmen.  Daß  Goldexporte  tatsäch- 
lich stattgefunden  haben,  geht  deutlich  aus  der  amtlichen  Statistik 
(siehe  Tabelle  67)  hervor,  die  in  mehreren  Monaten  insbesondere 
zu  Beginn  des  Jahres  einen  Ueberschuß  der  Goldausfuhr  erkennen 
läßt.  Wenn  insgesamt  bis  Ende  des  Jahres  schließlich  doch  noch 
ein  kleinerer  Einfuhrüberschuß  zu  verzeichnen  ist,  so  bleibt  doch 
die  Tatsache  bedauerlich,  daß  der  deutsche  Goldvorrat,  der  sich 
beispielsw^eise  nach  der  Statistik  im  Jahre  1908  durch  Einfulir- 
überschuß  um  ungefähr  313  Mill.  Mk.  vermehrt  hatte,  im 
Berichtsjahre  keine  entsprechende  Erhöhung  erfahren  hat.  Hier- 
bei ist  noch  zu  berücksichtigen,  daß  die  ajntliche  Sta- 
tistik den  Goldverbrauch  durch,  die  heimische  Industrie  und 
den  Goldaustausch  mit  dem  Ausland,  der  sich  durch  den 
Eeiseverkehr  ergibt,  nicht  mit  umfaßt.  Aus  den  Ziffern 
der  Eeichsbank  geht  hervor,  daß  der  Goldbestand  des  Insti- 
tutes, der  zu  Beginn  des  Berichtsjahres  eine  Höhe  von  fast 
900  Mill.  Mk.  erreicht  hatte,  zum  Schlüsse  desselben  wieder 
unter  700  Mill.  Mk.  gesunken  ist.  Eiine  so  rasche  Verminderung 
der  Goldreserve  des  Noteninstitutes  ist  aber  im  Hinblick  auf  die 
weiteren  Ansprüche,  die  im  Verlaufe  der  erst  aufsteigenden 
Konjunktur  an  das  Noteninstitut  noch  gestellt  werden,  recht  un- 
erfreulich. Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  wäre  es  wohl  zu 
wünschen,  daß  sich  der  Verkehr  noch  mehr  als  bisher  der  Ein- 
richtungen bedient,  durch  die  der  Bedarf  an  Bargeld  herab- 
gemindert wird;  z.  B.  des  Scheck-  und  Clearing- Verkehrs,  kleiner 
Banknoten  usw. 


Tab.  67.  Statistik  der  Goldbewegimg  in  den  Jahren  1908  und  1909. 

(In  Millionen  Mark.) 


1 

Jan. 

Febr.    |    März 

April    1     Mai 

Juni 

Juli 

Aug. 

Sept.    1    Okt.    1    Kov.    1    Dez.   | 

- 

1908 

1               1 

~ 

Einfuhr .     .     . 

8.98 

15.78 

5.67 

5.52 

8.78 

77.12 

79.89 

58.31 

16.12        48.74 

26.51 

19.57 

Ausfuhr .     .    . 

3.77 

5.80 

2.12 

3.01 

3.44 

2.19 

2.83 

12.02 

3.33 

8.18 

10.83 

6.17 

Mehr  (+) 

weniger   (— )  ' 

gegen  d.Vorj. 

+   5.21 

+  10.48 

+   3.55 

+   2.51 

-f   5.34 

-f  74.93 

+  77.0b 

+  46.29 

-f  12.79 

4-   5.56 

+  15.68 

+  13.4C 

i 

1909            i 

Einfuhr  .    .    .  i 

7.93 

14.97 

11.26 

11.81 

10.07 

19.76 

17.90 

45.99 

27.99 

56.59 

6.39 

Ausfuhr ... 

19.74 

23.64 

31.41 

5.68 

15.99 

2.06 

2.67 

25.42 

65.81 

32.35 

5.99 

Mehr  r+) 

weniger    (-) 

gegen  d.Vorj, 

-  11.81 

-    8.67 

—  20.15 

4-   6.13 

-    5.92 

+  17.70 

+  15.23 

+  20.57 

-  37.82 

+  24.24 

-f-    0.40 

Eine  ausführliche  Schilderung  der  wechselvollen  Gestaltung 
des  heimischen  Geldmarktes  im  Berichtsjahre  kann  aber  nur  an 
Hand  der  Veränderungen,  die  sich  von  Woche  zu  Woche  voll- 
zogen haben,  gegeben  werden.    Diesem  Zwecke  dienen  die  folgen- 
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den  Monatsübersichten,  in  denen  die  jeweiligen  Bewegungen  der 
Wechselkurse,  der  Zinssätze  des  offenen  Geldmarktes  und  die 
Veränderungen  im  Status  der  E/eichsbank  im  einzelnen  zur 
Darstellung  gelangen  (vgl.   Tabelle   64 — 66). 

Januar.    Der  lieimisclie   Geldmarkt  zeigte  im  Januar  eine  sehr        Monatsweiser 
groi3e  Flüssigkeit,    üeber  die  Jahreswende  war  man,   soweit  die   Zins-  Ueberbiick. 

sätze  am  offenen  Markt  mitsprachen,  sehr  leicht  hinweggekommen. 
Unmittelbar  nach  Ultimo  ging  der  Privat diskontsatz  von  41/2  wieder  auf 
2^8  zurück  und  hatte  die  Tendenz,  weiter  zu  sinken;  tägliches 
Geld  war  in  großen  Beträgen  zu  billigen  Sätzen  zu  haben.  Alis 
schließlich  der  Privatdiskontsatz  sich  um  volle  2o/o  von  der  offiziellen 
Bankrate  entfernt  hatte,  versuchte  die  Reichsbahk  mehrfach  durch 
Begebung  von  Reichsschatzscheinen,  diesen  Abstand  zu  verringern,  ein 
Mittel,  mit  dem  sie  jedoch  nur  vorübergehend  Erfolg  hatte.  Von  einer 
Ermäßigung  seines  Satzes  mußte  das  Noteninstitut  einstweilen  mit 
Rücksicht  auf  die  internationale  Geldmarktslage  absehen.  Im 
Gegensatze  zu  dem  Geldüberfluß  in  Berlin  war  in  Paris  und 
London  eine  ziemliche  Geldknappheit  eingetreten.  An  beiden  Plätzen 
wurden  durch  die  Vorbereitungen  für  große  Emissionen  die  Gelder 
zurückgehalten.  Die  Baiilv  von  England  sah  sich  genötigt,  ihre  Rate 
heraufzusetzen.  Die  Wechselkurse,  die  schon  im  Dezember  ungünstig 
für  Deutschland  gestaiiden  hatten,  schlugen  weiter  eine  steigende 
Tendenz  ein  und  näherten  sich  sämtlich  dem  Goldexportpunk:te 
iden  sie  teilweise  überschritten,  so  notierte  z.  B.  Paris  81,50, 
Amsterdam  169,65.  Im  Zusammenhang  damit  fanden  größere  Gold- 
ausgänge nach  Paris  und  Amsterdam  statt.  Da  auch  die  eng- 
lische Devise,  trotzdem  seitens  der  Reichsbank  größere  Beträge 
englischer  Wechsel  dem  Markte  zur  Verfügung  gestellt  wurden, 
die  Gefahr  von  Goldentziehungen  seitens  der  Bank  von  England 
immer  wahrscheinlicher  werden  ließ,  konnte  von  einer  Ermäßigung 
des  Bankdiskonts  keine  Rede  sein,  so  erwünscht  sie  auch  mit  Rücksicht 
auf  die  Lage  des  offenen  Marktes  gewesen  wäre.  Gerade  des  hoben 
Diskonts  wegen  war  der  Status  der  Bank  im  Januar  durchaus  günstig. 
Der  Rückfluß  nach  dem  Quai'talstermin  vollzog  sich  rasch  und  die 
starke  Anspannung  der  Anlagen  ließ  bald  nach.  Wechsel-  und  Lom- 
bardbestand sowie  der  Betrag  der  umlaufenden  Noten  verringerteoi 
sich  ständig,  die  sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten  und 
der  Metallbestand  nahmen  dauernd  zu.  Außergewöhnlich  hoch  waa- 
mir  der  Bestand  an  Reichsschatzscheinen,  doch  war  dies  der  Bank 
unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  nicht  unangenehm,  da  ihr  da- 
durch die  Möglichkeit  des  Intervenierens  am  offenen  Geldmarkte  zui- 
Erzielung  eines  höheren  Privatdiskonts  gegeben  wurde.  Auch  zum 
Monatsschluß  wurden  keine  erheblichen  Ansprüche  an  das  Noten- 
institut gestellt.  Die  Zunahme  auf  dem  Wechsel-  und  Lombardkonto 
war  sehr  gering,  die  Abnahme  der  Girogelder  um  nahezu  90  Mill.  M. 
dagegen  außergewöhnlich  hoch.  Die  Ven'ingerung  des  Metallbestandes 
um  40  Mill.  M.  entfiel  nahezu  gänzlich  auf  den  Goldvorrat,  woraus 
zu  entnehmen  war,  daß  das  zu  Exporten  benötigte  Gold  im  wesentlichen 
der  Reichsbank  entzogen  wurde.  —  Die  Inanspruchnahme  belief  sich 
auf  durchschnittlich  252,9  Mill.   M. 

Februar.  Auch  im  Eebruar  hielt  die  große  Geldflüssigkeit 
an  und  vermehrte  sich  noch  dadurch,  daß  nunmehr  auch  auf 
den  Geldmärkten  in  Paris  und  London  ein  Umschwung  einge- 
treten war.  Während  im  Januar  die  Devisenkurse  sich  sämtlich  zu- 
ungunsten Deutschlands  gestellt  hatten,  standen  jetzt,  nachdem  in 
Paris  die  durch  die  Einzahlung  auf  die  i-ussische  Anleihe  festgelegten 
Gelder  frei  .geworden  waren,  dort  beträchtliche  Mittel  zur  Verfügung, 
die  einen  raschen  Fall  des  Privatdiskonts  herbeiführten  und  damit 
zur  Verwendung  auf  andere  Plätze  gedrängt  wurden.  In  London  hatte 
die  Bank  von  England  schon  in  den  letzten  Tagen  des  vorigen  Monats 
•einen  Teil  der  Goldankünfte  an  sich  zu  ziehen  vermocht,  und  im 
Febi-uar   fand   sie   nur   noch   in   OesteiTeich-Ungam   einen  ernsthaften 
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Konkurrenten  am  Goldmarkte.  Da  ihr  gleichzeitig  infolge  des  hohen 
englischen  Wechselkurses  in  Berlin  von  hier  aus  Gold  zufloß,  so 
erfuhr  ihr  Status  eine  wesentliche  Besserung.  Diese  Erleichteiiing 
des  internationalen  Marktes  machte  sich  auch  in  Berlin  uemerkbar. 
Die  Devisen  Paris  und  Amsterdam  gingen  bedeutend  zurück  und  nur 
London  und  Wien,  letzteres  im  Zusammenhang  mit  der  Emission 
österreichischer  Schatzscheine,  hielten  sich  noch  dauernd  am  Gold- 
exportpunkt, Für  englische  Rechnung  fanden  ziemlich  be- 
deutende Goldausgänge,  meist  nach  Argentinien,  statt.  Am  offenen 
Markt  war  tägliches  Geld  dauernd  zu  1 1/2^/0,  teil  weis  darunter,  zu 
haben.  Dagegen  zog  der  Privatdiskont  langsam  auf  21/4 •'/o  an  und 
vermochte  sich  auf  diesem  Stande  zu  halten,  trotzdem  im  Verlauf 
des  Monats  Paris  stark  als  Käufer  am  hiesigen  Markt  auftrat.  Die 
Reichsbank  entschloß  sich  Mitte  des  Monats  trotz  der  teilweise  noch 
ungünstigen  Wechselkurse  zur  Herabsetzung  ihrer  Rate  von  4  auf 
^V2  0/o,  um  die  Fühlung  mit  dem  oifenen  Markte  nicht  zu  verlieren. 
Außerdem  wurden  auch  die  Goldausgänge  zu  Beginn  des  Monats  fast 
gänzlich  durch  den  Rückfluß  aus  der  Inlandszirkulation  gedeckt.  Um 
die  Mitte  des  Monats  war  dieser  Rückfluß  so  stark,  daß  vom 
15.  bis  23.  sich  der  Goldvorrat  trotz  der  ungünstigen  Devisenkurse 
erheblich  vermehrte.  Die  Wochenübersichten  zeigten  denn  auch  durch- 
weg ein  befriedigendes  Bild.  —  Der  geringen  Vermehrung  der  Anlagen 
der  Reichsbank  zu  Ende  Januar  f«  Ts^te  am  7.  Februar  eine  größere 
Verminderung,  die  sich  in  den  folgenden  Wochen  fortsetzte,  während 
umgekehrt  die  sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten  sich  ständig 
erhöhten,  ein  Beweis  für  das  Vorliandensein  unverwendbarer  Geld- 
mengen. Dies  trat  auch  bei  der  Ultimoliquidation  in  die  Erscheinung. 
Ultimogeld  wurde  anfangs  nur  mit  2^'^, — 21/2^/0  bezahlt.  In  den  letzten 
Tagen  des  Monats  wurden  die  Geldgeber  zurückhaltender  und  die 
Zinssatz!'  auf  dem  offenen  Markt  zogen  leicht  an.  —  Die  Inanspruch- 
nahme der  Reichsbank  betrug  im  Februar  durchschnittlich  ISOMill.  Mk., 
die   niedrigste   Ziffer  seit   dem  Jahre   1902. 

März.  Im  März  trat  eine  a  ilniähliche  Versteifung  des  offenen 
Geldmarkts  ein.  Es  machten  sich  Anzeichen  dafür  bemerkbar,  daß 
die  Zeit  der  größten  Geldflüssigkeit  vorüber  war.  Das  dringende 
Geldangebot  hatte  schon  Ende  Februar  aufgehört.  Zu  Be- 
ginn des  März  stiegen  zwaj-  der  Privatdiskontsatz  und  der 
Satz  für  tägliches  Geld  nur  langsam,  da  der  Bedarf  an  Geld 
zunächst  nur  klein  war,  jedoch  war  der  Umschwung  schon  in  der 
Wochenübersicht  der  Reichsbank  vom  6.  März  deutlich  zu  erkennen.  In 
dieser  UeV>ersicht  waren  zwar  die  Gf.pamtanlagen  noch  um  39  Mill.  M. 
kleiner  als  zur  gleichen  Zeit  des  Vorjahres,  aber  die  Verbesserung 
im  Status  der  Bank,  deren  Anlagen  Ende  Dez.  1908  um  553  Mill.  M. 
geringer  gewesen  waren  als  Ende  1907,  war  rasch  zusammengeschrumpft. 
Schon  in  dem  Ausweis  vom  22,  März  waren  die  Anlagen  so  weit 
gestiegen,  daß  sie  gegenüber  der  ü^Ieichen  Periode  des  Vorjahres  wieder 
eine  Erhöhung  aufwiesen.  Steigen  aber  die  Anlagen  der  Baiik,  so  pflegt 
das  auf  eine  Knappheit  am  Geldmarkt  hinzuweisen.  Auch  Q]er  Rückgang 
des  Metallbestandes  der  Bank  zeigte  die  beginnende  Anspannung  am 
Geld  markte.  Die  dann  folgende  weitere  Befestigung  des  Marktes  war 
freilich  zum  großen  Teil  auf  die  poütische  Laie,  die  durch  den 
österreichisch-serbischen  Konflikt  hervorgerufen  war,  zurückzuführen, 
die  den  Geldgebern  Zurückhaltung  aiifei  legte,  zum  andern  Teil  machte 
sich  auch  das  Heranrücken  des  C^uai-talstermins  geltend,  so  daß  der 
Privatdiskont  von  21/2  auf  3o/o  sties.  Die  politische  Beum'uhigung 
beeinflußte  auch  den  Satz  für  IHtimogeld.  der  anfangs  37/j^o/o  betrug 
und  als  Kriegsbefürchtungen  überliandnaiimen,  bis  auf  41/2  0/0  stieg. 
Als  dann  gegen  Schluß  des  Monats  d.e  politischen  Verhältnisse  ruhiger 
geworden  waren,  ging  der  Satz  wieder  auf  4"/o  zurück,  auch  der  Privat- 
diskont und  der  Satz  für  tägliches  Geld  ermäßigten  sich  wieder. 
Dieser  Rückgang  stan<l  auch  im  ZusammenharLg  mit  der  noch  immer 
ungünstigen  wirtschaftlichen  •  Lage,  die  zahlreiche  Zirkulationsmittel 
entbehrlich  machte  und  sie  zu  anderen  Anlagen  drängte.  Da  dem 
offenen  Markte  auf  diese  Weise  wieiler  Gelder  zuflössen,  konnte  noch 
einmal  eine  größere  Geldflüssigkeit  eintreten.    Andererseits  trat  einem 
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ullzu  großen  Sinken  des  Geldleihwertes  die  sich  im  Laufe  des  Monats 
schon  stark  regende  Emissionstätigkeit  entgegen,  —  Zum  Quartals- 
termin wurde  die  Reichsbank  sehr  stark  in  Anspruch  genommen. 
Die  Wechselanlagen  schwollen  in  der  letzten  Woche  von  760  bis 
auf  1130  Mill.  M.  an,  während  gleichzeitig  die  sonstigen  täglich 
fälligen  Verbindlichkeiten  um  100  Mill.  M.  zurückgingen.  So  kam 
die  Bank  mit  einem  Betrage  von  290  Mill.  M.  in  die  Steuerpflicht. 
—  Die  Bewegung  der  Wechselkurse  gestaltete  sich  im  März  günstiger 
als  im  Februar.  Während  zu  Beginn  des  Monats  sämtliche  aus- 
ländischen Wechselkurse  noch  ungünstig  waren,  gingen  der  franzö- 
sische und  der  amerikanische  Kurs  lasch  so  weit  zurück,  daß  Gold- 
■exporte  nicht  mehr  in  Frage  kamen.  Nur  der  Londoner  imd  der 
Wiener  Kurs  hielten  sich  längere  Zeit  dauernd  am  Goldexportpunkt, 
letzterer  erfuhr  sogar  mit  Rücksicht  auf  die  Ausgabe  österreichischer 
Schatzscheine,  die  vielfach  im  Auslande  Unterkunft  fanden,  eine 
scharfe  Steigerung  bis  auf  85  *'^.  Es  fanden  denn  auch  tatsächlich  Gold- 
ausgänge,  z.  T.  nach  Argentinien,  statt.  Da  der  Goldbestand 
der  Reichsbank  jedoch  sehr  groß  war,  und  die  Rückflüsse  aus  dem 
Verkehr  dauernd  anhielten,  hatten  diese  Goldausgänge  durchaus  nichts 
Beängstigendes.  Im  Gegenteil  befestigte  die  Willigkeit,  mit  der  die  Bank 
Gold  hergab,  das  Ansehen  unserer  Währung.  Im  weiteren  Verlauf 
des  Monats  wichen  dann  auch  der  Wiener  und  der  Londoner  Kurs, 
so  daß  Goldexporte  nicht  mehr  zu  befürchten  standen.  —  Die  Inan- 
spruchnahme der  Reichs bank  betrug  im  März  durchschnittlich  200,5 
gegen  543,9  Mill.  M.  im  Vorjahre.  Diese  trotz  der  Jahreszeit  außer- 
ordentlich geringe  Ziffer  ließ  erkennan,  daß  das  wirtschaftliche  Leben 
sich   noch   in   einer   starken   Depression   befand. 

April.  Im  April  folgte  der  geringen  im  März  hervorgetretenen 
«Geldanspannung  wieder  eine  Erleichterung.  Die  schnelle  Bei- 
legung der  Balkankrise  hatte  die  Börsen  von  einer  langen  Unruhe 
befreit,  und  damit  gaben  dann  die  Geldgeber  ihre  Msher  geübte 
Zurückhaltung  auf.  Die  vorher  für  etwaige  kriegerische  Ereignisse 
bereitgestellten  größeren  Barreserven  flössen  jetzt  wieder  dem  Markte 
zu,  und  ihre  Summe  wurde  vermehrt  durch  den  Rückfluß  der  um  diese 
Jahreszeit  üblichen  Zins-  und  Kuponszahlungen,  die  neue  Anlagen 
suchten.  In  Berlin  wich  der  Privatdiskont  wieder,  wie  zu  Beginn  des 
Jahres,  rasch  von  2^/^  auf  2 o/o.  Während  aber  dieser  Umstand  im 
Januar  infolge  der  gleichzeitigen  höheren  Leihsätze  in  T'aris  und 
London  einen  ungünstigen  Einfluß  auf  die  Wechselkurse  ausgeübt 
hatte,  trat  jetzt  wegen  der  an  diesen  Plätzen  noch  flüssigeren  Geld- 
marktlage  der  umgekehrte  Fall  ein,  nämlich  eine  für  uns  günstige  Be- 
wegung der  Wechselkurse.  Im  weiteren  Verlauf  des  Monats  hielt 
nicht  nur  die  Geldflüssigkeit  an,  es  trat  sogar  Geldüberfluß  ein, 
^er  Privatdiskont  ging  bis  IVs  ^/^  zurück,  tägliches  Geld  war  mit 
1V2%  und  dai-unter  zu  haben,  und  trotz  einer  recht  beträchtlichen 
Belebung  des  Börsengeschäfts  war  auch  Ultimogeld  in  größeren  Be- 
trägen mit  21/2  0/0  angeboten,  ein  so  niedriger  Satz,  wie  er  für  den  April 
seit  langen  Jahren  nicht  zu  verzei.^;inen  war.  Diese  äußerst  günstige 
Verfassung  des  Geldmarktes  bildete  tinen  großen  Anreiz  zur  Emissions- 
tätigkeit, durch  die  dann  dem  Geldmarkt  ein  erheblicher  Teil  der 
flüssigen  Mittel  wieder  entzogen  wurde.  Auch  an  den  anderen  großen 
Geldmärkten  zeigte  sich  starkes  Geldangebot.  In  Paris  und  London 
gingen  zu  Beginn  des  Monats  die  Sätze  am  offenen  Markt  stark  zurück, 
so  daß  sich  auch  die  Bank  von  England  genötigt  sah,  ihre  Rate 
von  30/0  auf  21/2^/0  zu  ermäßigen.  In  London  hielt  die  Geldflüssigkeit 
dauernd  an  und  nahm  im  weiteren  Verlauf  des  Monats  noch  zu, 
während  sich  in  Paris  eine  Befestigung  des  Geldmarktes  durch  die 
Einzahlungen  auf  die  russische  Anleihe  geltend  machte.  Im  Ein- 
klang hiermit  stand  eine  zeitweise  Beeinflussung  der  Wechsel- 
kurse zugunsten  Frankreichs,  die  der  Pariser  Markt  auch  zur  Heran- 
ziehung von  Geld  aus  London  ausnutzte.  Am  heimischen  Geldmarkte 
dagegen  nahmen  die  Devisen  im  Zusammenhang  mit  den  niedrigen 
Zins-  und  Reportsätzen  zum  Schluß  eine  bis  teilweise  hart  an  die 
Goldgrenze  steigende  Tendenz  an,  die  aber  durch  die  Ankündigung 
der    großen    Anleihen    Preußens    und    des    Reiches    sofort    wieder    zum 
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Stehen  gebracht  wurde,  da  das  Ausland,  speziell  Frankreich  und 
die  Schweiz,  durch  Erwerbung  deutscher  Wechsel  sich  für  Be- 
teiligungen an  den  Anleihen  vorbereitete.  —  Die  Reichsbank,  die 
zum  Quartal  sehr  stark  in  Anspruch  genommen  wai-,  wurde  im  Beginn 
des  Monats  nui'  wenig  entlastet.  Eist  der  Ausweis  vom  15.  April 
brachte  eine  wesentliche  Erleichterung  des  Wechsel-  und  Lombard - 
bestandes.  Dagegen  wiesen  die  Effekten  eine  weitere  Vermehrung  gegen- 
über dem.  Bestände  von  Ende  März  auf.  Zum  Monatsschluß  wurde]  l 
dann  wieder  recht  beträchtliche  Anforderungen  an  das  Noteninstitut 
gestellt,  so  daß  es  mit  einem  geringen  Betrag  in  die  Notensteuer 
geriet.  Dabei  waren  die  gewerblichen  Kreditansprüche,  die  sich  in 
den  Wechsel-  und  Lombardbeständen  widerspiegeln,  nicht  besonders 
hoch,  die  Verschlechterung  war  im  wesentlichen  auf  das  Anschwellen 
des  Effektenbestandes  zui'ückzuführen,  der  zum  großen  Teil  aus  Reichs- 
schatzscheinen  bestand.  Die  Inanspruchnahme  der  Bank  betrug  denn 
auch  nur  durchschnittlich  207,7  Mill.  M. 

Mai.  Im  Mai  war  von  der  Geldflüssigkeit,  wie  sie  sich  im 
April  gezeigt  hatte,  kaum  noch  etwas  zu  spüren.  Dies  hatte  seineox 
Grund  in  den  Einzahlungen  auf  die  großen  Anleihen  Preußens  und 
des  Reichs,  deren  erste  Rate  am  13.  Mai  erfolgte.  Schon  vor  diesem 
Tage  zog  der  Pri\'atdiskont  von  I34  auf  21/4 0/0  an,  tägliches  Geld  waa* 
dagegen  vielfach  noch  mit  lV2°/o  zu  haben.  Am  Einzahlungstage  machte 
sich  jedoch  eine  starke  Geldknappheit  bemerkbar,  so  daß  für  tägliches 
Geld  bis  4  0/0  bezahlt  werden  mußte,  ein  Satz,  der  sich  nar  langsam 
bis  zum  Schluß  des  Monats  auf  3  0/0  ermäßigte.  Infolge  dieses  Um- 
schwunges am  offenen  Geldmarkte  erhöhte  sich  denn  auch  der  Satz  für 
Ultimogeld,  der  im  April  21/2  0/0  betragen  hatte,  auf  33/4  0/0.  Es  zeigte 
sich  nicht  nur  ein  schwächeres  Geldangebot,  sondern  auch,  zum  Teil 
veranlaßt  durch  die  Ausdehnung  der  Börsenspekulation,  eine  größere 
Geldnachfrage,  durch  die  auch  der  Privatdiskontsatz  bis  auf  23/4O/0 
stieg.  Diese  Erhöhung  bewirkte  wiederum,  da  gleichzeitig  der  Pariser 
und  Londoner  Privatdiskont  niedrig  notierte,  eine  Ermäßigung  der 
Wechselkurse,  die  es  der  Reichs bank  ermöglichten,  durch  Gewährung 
zinsfreier  Vorschüsse  australisches  Gold  zu  erwerben.  —  Die  Anlagen 
der  Reichsbank  erfuhren  im  Wechsel-  und  Lombardbestand  zu  Beginn 
des  Monats  eine  angemessene  Verminderung.  Der  Effektenbestand 
hingegen  erhöhte  sich  noch  durch  Uebernahme  eines  größeren  Be- 
trages von  Schatzscheinen.  Die  folgenden  Wochenübersichten  zeigten 
einen  engen  Zusammenhang  mit  der  Einzahlung  auf  die  Anleihen. 
Am  15,  Mai  wai'en  sowohl  die  „sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlich- 
keiten" sowie  die  Wechsel-  und  Lombardbestände  gestiegen.  Im  nächsten 
Ausweis  ging  dann  der  Effektenbestand  um  163  Mill.  Mk.  zurück,  da  das 
Reich  die  fällig  werdenden  Schatzscheine  einlöste.  Gleichzeitig  gingen 
auch  Wechsel-  und  Lombardbestand  zurück,  und  der  Goldvorrat  ver- 
mehrte sich  um  26  Mill.  M.  Zum  Ultimo  wui-de  die  Bank  ziemlich 
stark  in  Anspruch  genommen,  die  Wechselanlage  erhöhte  sich  be- 
deutend bei  auffallend  starker  Abnahme  der  Girogelder.  —  Die  In- 
anspruchnahme des  Instituts  betrug  durchschnittlich  58,1  Mill.  Mk., 
die   niedrigste   Ziffer  seit   1895. 

Juni.  Die  bereits  im  Mai  hervorgetretene  Anspannung  des  Geld- 
marktes setzte  sich  im  Juni  fort.  Nach  dem  Ultimo  des  Vormonatis 
trat  nur  eine  kurze  Abschwächung  der  Zinssätze  am  offenen  Mai-kte 
ein.  Der  Privatdiskont  ging  vorübergehend  von  23/4  auf  21/2  %  zurück, 
stieg  jedoch  bald  wieder.  Für  tägliches  Geld  mußte  dauernd  31/2  <yo, 
teilweise  mehr,  bezahlt  werden.  Trotzdem  sich  also  die  Zinssätze  stark 
i>efestigten,  blieb  das  ausländische  Kapital  dem  hiesigen  Markte  an- 
fangs fem,  da  in  London  zeitweise  die  Zinssätze  im  Zusammenhang 
mit  Börsenspekulationen  stark  stiegen  und  sich  auch  in  Paris  vor- 
übergehend Anzeichen  einer  leichten  Befestigung  geltend  machten. 
Im  weiteren  Verlaufe  des  Monats  suchten  dann  fremde  Gelder,  da 
die  französischen  und  englischen  Zinssätze  rasch  gesunken  waren, 
während  sie  hier  auf  ihrem  hohen  Stande  verharrten,  in  erheblichem 
3Iaße  Anlage  in  Berlin.  Im  Zusammenhang  damit  gingen  dann  auch 
liier  von  der  Mitte  des  Monats  an  die  Zinssätze  wieder  etwa^  zurück. 
Der  Privatdiskont,   der  allmählich  bis   auf  31/4  0/0   gestiegen  war,   sank 
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auf  23/4  0/0,  tägliches  Geld  wurde  mit  2  0/0  bezahlt  gegen  vorher  31/2  %. 
Daß  diese  Erleichterung  lediglich  in  dem  Zufluß  ausländischen  Kapitals 
ihren  Ursprung  hatte  und  keineswegs  auf  eine  erneute  Greldflüssigkeit 
des  heimischen  Marktes  zurückzuführen  war,  zeigte  sich  in  den  Aus- 
weisen der  Reichsbank.  Ihr  Status  erfuhr  in  den  ersten  Wochen  des 
Juni  keine  wesentliche  Besserung.  "Wohl  verzeichneten  am  7.  Juni 
Wechsel-,  Lombard-  und  Effektenbestand  einen  Rückgang  und  die  Giro- 
-gelder  einen  kleinen  Zugang,  in  den  folgenden  Ausweisen  aber  nahm 
<iie  Wechselanlage  kaum  noch  ab,  die  Lombardanlage  erhöhte  sich 
sogar.  Zum  Quartalstermin  trat  dann  ein  ungewöhnlich  großer  Kredit- 
begehr an  das  Noteninstitut  heran.  Der  Grund  lag  wohl  dai-in,  daß 
allmählich  auch  die  Industrie  die  Meinung  von  dem  Bevorstehen  eines 
neuen  wirtschaftlichen  Aufschwunges  zu  teilen  begann.  Da  die  Börsen 
dieser  Ansicht  schon  seit  längerer  Zeit  durch  die  Höherbewertung 
«iner  ganzen  Anzahl  Industriepapiere  Ausdruck  gegeben  hatte,  und 
infolge  umfangreicher  spekulativer  Käufe  sich  auf  dem  offenen  Geld- 
markt bereits  eine  Knappheit  zeigte,  so  führte  der  sich  auf  die 
künftige  wirtschaftliche  Gestaltung  begiündende  Kreditbegehr  zu  einer 
starken  Inanspruchnahme  der  Reichsbank.  In  der  letzten  Juniwoche 
stieg  die  Lombard-  und  Wechselanlage  um  421  Mill.  Mk,  bei  gleich- 
zeitigem Rückgang  der  „sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten" 
^um  93  Mill.  Mk.  Unter  solchen  Umständen  konnte  eine  weitere 
Diskontermäßigung,  die  man  im  Hinblick  auf  die  günstige  Geldmarkt- 
lage des  April  und  Mai  erwartet  hatte,  nicht  erfolgen.  —  Die  Inan- 
spruchnahme betrug  zwar  durchschnittlich  nm*  242  Mill.  Mk.,  am 
Quartalstermin  jedoch  615,6  Mill.  Mk.  Die  Devisenkurse  erfuhren  im 
Laufe  des  Monats  keine  wesentlichen  Veränderungen,  nur  der  Pai'iser 
ging   vorübergehend   stäi'ker   zurück. 

Juli.  Die  im  Vonnonate  herrschende  Anspannung  des  Geld- 
marktes ging  im  Juli  noch  einmal  erheblich  zurück.  Unmittelbar 
nach  der  Quartalswende  traten  erhebliche  Rückflüsse  bei  der  Reichs- 
bank ein,  die  Anlagekonten  wurden  wesentlich  entlastet  imd  die 
Zinssätze  am  offenen  Markt  gaben  nach.  Der  Privatdiskont  wich 
von  2Vs  auf  21/2%,  und  tägliches  Geld  war  mit  21/0%  reichlich  ange- 
boten. Im  weiteren  Verlauf  des  Monats  sanken  dann  beide  Sätze 
noch  weiter.  Diese  Bewegung  wurde  vielfach  mit  einer  Stagnation 
im  Wirtschaftsleben  begründet.  Man  behauptete,  daß  die  Ansätze 
zur  Belebung  der  industriellen  Tätigkeit,  wie  sie  im  Frühjahr  zu 
beobachten  waren,  nicht  mehr  recht  fortschritten.  Die  Bessenung 
schlüge  ein  so  langsames  Tempo  ein,  daß  von  einer  allgemeinen 
aufsteigenden  Konjunktur  noch  nicht  gesprochen  werden  könnte.  So 
weise  ja  auch  das  Geschäft  an  den  Effektenmärkten  nicht  mehr 
die  Intensität  auf,  die  es  im  Frühjahr  gehabt  hätte.  Diese  Auf- 
fassung bestätigte  sich  nicht.  Zwax  zeigten  die  Börse  und  der  AVaren- 
handel  eine  leichte  Abschwächung,  doch  wai-  dies  auf  die  Sommers- 
zeit zurückzuführen.  Die  Wochenausweise  der  Reichsbank  wiesen 
im  Monatsdurchschnitt  ein  ständiges  Steigen  der  AVechselanlage,  die 
den  gewerblichen  Kreditbedarf  anzeigt,  nach.  Die  Gelderleichteining- 
war  auf  internationale  Kapitalverschiebungen  zurückzuführen.  Da  in 
Paris  und  London  die  Zinssätze  noch  bedeutend  niedriger  als  in 
Berlin  waren,  wurden  vielfach  englische  und  französische  Gelder  hier 
angelegt  und  so  ein  Sinken  des  Privatdiskonts  herbeigeführt.  Hinzu 
kam,  daß  die  Seehandlung  die  bedeutenden  Summen,  die  ihr  aus 
der  Einzahlung  auf  die  preußischen  Anleihen  zugeflossen  waren,  dem 
offenen  Markte  auf  längere  Termine  zur  Verfügung  stellte.  Durch 
dieses  vermehrte  Geldangebot  des  Auslandes  und  der  Preußischen 
Staatsbank  wurde  die  Befriedigung  des  Geldbedarfs  der  Börse 
zu  dem  für  diese  Zeit  sehr  niedrigen  Zinssatze  von  2V8^/o 
ermöglicht.  Die  weitere  Erstarkung  des  Wirtschaftslebens  ließ 
sich  auch  aus  der  Bewegung  der  „sonstigen  täglich  fälligen 
Verbindlichkeiten"  der  Reichsbank  nachweisen.  Diese  Ziffer  war  zu 
Beginn  des  Jahres  stets  erheblich  größer  gewesen  als  in  der  gleichen 
Zeit  des  Vorjahres.  Der  Unterschied  zwischen  beiden  Zahlen 
schwand  jetzt  mehr  und  mehr,  ein  Beweis,  daß  flüssige  Gelder 
häufiger     zu     Anlag-en     benutzt     wurden.      Zum     Ultimo     wurde     die 
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Reichsbank  so  stai-k  ia  Anspruch  genommen,  daß  sich  ihre 
steuerfreie  Notenreserve  bis  auf  20  Mill.  Mk.  ermäßigte.  Durch- 
schnittlich betrug  die  Inanspruchnahme  im  •  Laufe  des  Monats 
276,5  Mill.  M.  —  Die  Wechselkurse  erfuhren  zu  Beginn  des  Monats 
mit  dem  Rückgang  des  Privatdiskonts  eine  leichte  Steigerung.  Da 
jedoch  auch  in  Paris  und  London  die  Zinssätze  zurückgingen,  hielten 
sich  der  französische  und  englische  •  Kurs  auf  einem  für  Deutschland 
günstigen  Standpunkt,  während  der  holländische  unter  dem  Einfluß 
der  Diskontermäßigung  in  Amsterdam  sogar  eine  wesentliche  Ab- 
schwächung    zeigte. 

August.  Der  Geldmarkt  im  August  blieb  wie  im  voran- 
gegangenen Monat  durchaus  flüssig.  Tägliches  Geld  und  Privatdiskont^ 
die  um  Ultimo  Juli  vorübergehend  angezogen  hatten,  verharrten  auf 
dem  Satz  von  2  o/o.  Dabei  fanden  an  der  Berliner  Börse  bedeutende 
Käufe  in  Dividendenwerten  statt,  die,  wie  der  Rückgang  der  Renten- 
kurse zeigte,  offenbar  durch  Verkäufe  von  Renten  beglichen  wurden. 
Diese  Verkäufe  konnten  freilich  bei  den  dauernden  spekulativen 
Käufen  der  Börse  nicht  genügen,  der  hierfür  erforderliche 
Kredit  mußte  die  Finanzinstitute  in  Anspruch  nehmen.  Trotz- 
dem steigerte  sich  der  Privatdiskont  erst  gegen  Ende  des 
Monats  und  nur  um  i/g  o/o ;  auch  Ultimogeld  wurde  zu  dem 
billigen  Satze  von  33/4O/0  angeboten.  Die  dauernd  große  Flüssigkeit 
beruhte,  wie  schon  im  Juli,  darauf,  daß  das  Ausland,  in  dem  sich  die 
Zinssätze  noch  niedi'iger  stellten,  ständig  dem  hiesigen  Markte  Mittel 
zur  Verfügung  stellte.  Der  kommende  Herbstbedarf,  der  gewöhnlich 
sich  von  Mitte  August  nach  Eintritt  der  Ernte  bemerkbar  macht,  wai* 
in  Berlin  so  gut  wie  gar  nicht  zu  spüren.  Die  Devise  New  York  zog* 
vorübergehend  im  Zusammenhang  mit  der  Begebung  amerikanischer 
Finanztratten  etwas  an.  Gegen  Schluß  des  Monats  stieg  dann 
auch  der  Wechselkurs  auf  Petersburg,  das  auf  dem  Umwege 
über  Berlin  der  Österreich  -  ungarischen  Bank  Gold  entzog.  Im 
übrigen  verharrten  die  Devisen  durchaus  auf  einem  Deutschland  gün- 
stigen Stande,  wenn  auch  einige  kleinere  Goldausgänge  nach 
überseeischen  Ländern  stattfanden.  Diese  erschienen  zwar  unbedenklich, 
da  sich  der  Metallvorrat  der  Reichsbank  gegenüber  den  Jahren  J9ÜG. 
und  1907  recht  hoch  zeigte,  doch  änderte  sich  dies  Bild,  wenn 
man  sie  mit  dem  jeweiligen  Notenumlauf  verglich.  Während  nämlich 
in  jenen  Jahren  nur  ein  metallisch  ungedeckter  Notenumlauf  von 
rund  150  Mill.  M.  vorhanden  war,  liefen  am  15.  Aug.  des  Berichtsjahres 
nahezu  370  Mill.  M.  ungedeckt  um.  Hieraus  ergab  sich,  daJ3  unser  Noten- 
institut für  die  Herbstkampagne  nicht  den  Wünschen  entsprechend 
gerüstet  sein  konnte.  Unter  diesen  Umständen  konnte  die  Er- 
leichterung, die  die  Reichsbank  in  den  ersten  Wochen  des  August  erfuhr, 
nicht  als  befriedigend  angesehen  werden.  Die  Wechselanlage  steigerte 
sich  sogar  noch  von  Ultimo  Juli  bis  zum  7.  Aug.,  und  nahm  dann  nur 
langsauL;  ab.  Einen  sehr  ungünstigen  Eindruck  aber  machte  es,  daß 
der  Effektenbestand  durch  Uebernahme  von  Reichsschatzscheinen  eine 
recht  erhebliche  Vermehrung  erfuhr.  Die  Abhebungen  der  Girogelder 
waren  gegen  Schluß  des  Monats  wieder  bedeutend,  so  daß  die  Guthaben 
sowohl  am  23.  wie  am  31.  Aug.  kleiner  waren,  als  zur  gleichen 
Zeit  des  Vorjahres.  Die  Inanspruchnalmie  bezifferte  sich  auf  durch- 
schnittlich  173,1   Min.  M, 

September.  Im  September  trat  eine  erhebliche  Versteifung 
des  Geldmarktes  ein.  Tägliches  Geld  blieb  zwar  bis  weit  in  den 
Monat  hinein  mit  2V2O/0  angeboten,  der  Privatdiskontsatz  aber  zog 
stetig  an,  und  erhöhte  sich  binnen  14  Tagen  auf  31/40/0,  so  daß  er 
um  die  Mitte  des  Monats  nur  noch  1/4  0/0  von  der  Bankrate  entfernt 
war.  Wenige  Tage  darauf,  am  20.,  erhöhte  die  Bank  ihren  offiziellen 
Satz  auf  4  0/0.  Zu  dieser  Erhöhung  wurde  die  Bank  nicht  so  sehr 
(durch  eine  übermäßige  Inanspruchnahme  veranlaßt,  da  die  gewerb- 
lichen Ansprüche  sich  noch  in  durchaus  normalem  Umfange  bewegten, 
sondern  die  Maßnahme  sollte  vielmehr  der  um  sich  greifenden 
Börsenspekulation  Einhalt  tun.  Mitbestimmend  war  für  die  Reichs- 
bank der  Umstand,  daß  der  Metallbestand  sich  während  des  ganzen 
Monats  ermäßigte,  und  gleichzeitig  im  Zusammenhang  mit  einer  außer- 
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ordentlichen  Steigerung  der  Devise  Petersburg  erhebliche  Beträge  nach 
Kußland  abflössen.  Die  sich  dauernd  vermehrende  Wechselanlage  der 
Keichsbank  im  Berichtsmonat  hatte  wohl  ihren  Grund  darin,  daß 
der  Markt  die  Diskontsteigerung  voraussah  und  durch  Einreichung 
vor  derselben  noch  den  niedrigeren  Satz  ausnutzen  wollte,  eine  An- 
sicht, die  in  der  Erhöhung  der  sonstigen  täglich  fälligen  Verbind- 
lichkeiten ihre  Stütze  findet.  Den  beabsichtigten  Zweck  einer  Ein- 
schränkung der  Haussepositionen  am  Effektenmarkt  erreichte  die 
J^ank  durch  die  Diskonterhöhung  nicht,  das  Publikum  ließ  sich  in 
seiner  Kauflust  nicht  abschrecken.  Infolgedessen  erfolgte  eine 
Ultimoregulierung  zu  dem  Satz  von  5  o/o,  trotzdem  vielfach  aus- 
ländisches Geld  hierher  gekommen  war.  Besonders  England  und 
Holland  traten  lebhaft  als  Diskontkäufer,  teilweise  auch  als  Geld- 
geber für  Reportzwecke  auf.  Ein  Druck  auf  die  im  allgemeinen  ohnehin 
schon  günstigen  Wechselkurse  wurde  nicht  erzielt,  da  sich  bereits 
ein  größerei  Devisen-Bedarf  für  Getreide-  und  Baumwollimporte  geltend 
machte.  Zum  Quartals  Wechsel  trat  dann  ein  außerordentlich  hoher 
Kreditbegehr  an  die  Reichsbank  heran,  der  bewies,  wie  richtig  die 
Maßnahme  der  Diskonterhöhung  gewesen  war.  Trotzdem  während  des 
ganzen  Monats  schon  eine  Erhöhung  des  Wechselbestandes  zu  ver- 
zeichnen gewesen  war,  stieg  dieser  in  der  letzten  Woche  noch  um 
352  Mill.  M,  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  des  Lombardbestandes 
um  137  Mill.  M.  Die  von  den  Privaten  angesammelten  Geldbeträge 
für  den  Herbstbedarf  wurden  der  Bank  wieder  entzogen,  wodurch 
die  sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten  sich  um  140  Mill.  M. 
verminderten.  Der  schlechte  Status  der  Bank  wurde  noch  dadurch 
erhöht,  daß  das  Reich  erneut  den  Schatzscheinbestand  um  44  Mill.  M. 
gegen  Ende  August  erhöhte.  So  geriet  denn  die  Bank  mit  570  Mill.  M. 
in  die  Steuerpflicht,  eine  Ziffer,  die  zu  dieser  Jahreszeit  noch  niemals 
erreicht  wurde.  Der  Notenumlauf  erhöhte  sich  auf  über  2  Milliarden 
Mark,  den  höchsten  Betrag,  der  überhaupt  bisher  in  der  Geschichte 
der  Bank  zu  verzeichnen  war.  Die  Inanspruchnahme  belief  sich  auf 
durchschnittlich  329,7  Mill.  M.  Am  Ende  des  Monats  stieg  diese 
Ziffer  auf  812,7  Mill.   M. 

Oktober.  Der  heimische  Goldmarkt  wurde  im  Oktober  durch 
die  Lage  des  internationalen  Geldmarkts  erheblich  beeinflußt.  Die 
Bank  von  England  hatte  in  rascher  Aufeinanderfolge  in  der  Zeit  vom 
7.— 21.  ihren  Diskont  von  21/2  auf  5  0/0  heraufgesetzt.  Sie  war  hierzu 
gezwungen  worden  durch  die  an  der  Londoner  Börse  über  das  wünschens- 
werte Maß  hinausgehende  Spekulation,  vor  allem  aber  auch  durch 
die  Ueberschwemmung  des  englischen  Marktes  mit  amerikanischen 
Finanzwechseln,  durch  welche  erhebliche  Mengen  Goldes  nach 
New  York  zu  fließen  drohten.  Da  ferner  Südamerika  und 
Aegypten  und  vorübergehend  auch  Konstantinopel  und  Berlin 
Gold  an  sich  gezogen  hatten,  so  war  das  englische  Noten- 
institut zu  den  mehrfachen  Diskonterhöhungen  gezwungen,  wie  sie 
sonst  in  solchem  Umfang  und  solcher  Höhe  nur  in  Krisenzeiten  vor- 
zukommen pflegen.  Die  Reichsbank  hatte  den  veränderten  Geldmarkts- 
verhältnissen bereits  am  11.  Oktober  durch  eine  Erhöhung  ihres  Satzes 
auf  5  0/0  Rechnung  getragen.  Sie  behielt  diesen  Diskont  auch  bei, 
nachdem  der  englische  den  gleichen  Stand  erreicht  hatte,  um  nicht 
das  eben  erwachende  Wirtschaftsleben  durch  eine  übermäßige  Kredit- 
erschwerung in  Erschütterung  zu  bringen.  Aus  demselben  Grunde, 
vor  allem  aber,  um  krisenhafte  Vorgänge  und  Störungen  des  Geld- 
marktes, wie  sie  aus  ähnlichem  Anlaß  im  November  1907  er- 
folgt waren,  zu  verhüten,  suchten  auch  die  zurzeit  an  Mitteln 
reichercL  Noteninstitute,  indem  sie  der  Bank  von  England 
Gold  zur  Verfügung  stellten,  einer  weiteren  Heraufsetzung 
der  englischen  Diskontrate  vorzubeugen.  So  diskontierte  die 
Bank  von  Fi-ankreich  größere  Beträge  englischer  Wechsel  und  auch 
Amsterdam  stellte  Sovereigns  zur  Verfügung.  Dieser  Lage  des  inter- 
nationalen Geldmarktes  entsprechend  ging  der  Privatdiskont  an  der 
Berliner  Börse,  nachdem  er  zu  Beginn  des  Monats  vorübergehend  auf 
31/4  0/0  gesunken  war,  stetig  nach  oben  und  stieg  bis  auf  41/2  %. 
Ultimogeld    aber,    das     im    Oktober    1908    2'^J^  0/0     bedang,    mußte    in 
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dieser  Zeit  bei  noch  immer  reger  Nachfrage  mit  Si/i^'/o  und 
darüber  bezahlt  werden.  Am  klarsten  aber  zeigte  sich  die  eingetretene 
Veränderung  der  Geldmarktlage  in  der  Bewegung  des  englischen 
Wechselkurses,  der  im  Verlauf  des  Monats  von  20,38  auf  20, 47 1/2 o/o 
stieo".  Die  Ausweise  der  Eeichsbanls:,  die  durchweg  einen  schlechteren 
Status  der  Bank  als  im  Vorjahre  zeigten,  ließen  erkennen,  da.ß  von 
allen  Seiten  hohe  Kreditansprüche  an  das  Noteninstitut  gestellt  wurden 
und  daß  auf  einen  Eückgang  derselben  vorerst  nicht  zu  rechnen  war. 
Es  nahmen  zwar  Wechsel-  und  Lombardbestand  im  Verlauf  des  Monats 
unter  gleichzeitiger  leichter  Erhöhung  des  Metallbestandes  dauernd 
ab,  aber  dieser  Abnahme  ging  auch  eine  ständige  Verminderung  der 
sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten  parallel,  so  daß  die  Bank 
während  der  ganzen  Zeit  mit  erheblichen  Beträgen  in  der  Steuer- 
pflicht war.  Die  Anspannung  zum  Schluß  des  Monats  war  unter 
Berücksichtigung  der  angespannten  Lage  nicht  übermäßig  zu  nennen. 
Die    Inanspruchnahme    betrug   durclischnittlich    543,4    Mill.    Mk. 

November.  Im  November  stand  der  Geldmarkt  eine  geraume 
Zeit  noch  unter  dem  störenden  Eindruck  des  schlechten  Zu- 
standes  der  Bank  von  England.  Nachdem  dieser  durch  gemeinsames 
Zusammenwirken  der  Noteninstitute  in  Paris,  Amsterdam  und  Wien 
beseitigt  war,  so  daß  ihr  Status  sich  wieder  erheblich 
besserte  und  weitere  diskontpolitische  Maßnahmen  nicht  mehr  zu 
erwarten  standen,  wirkte  diese  Besserung  auch  auf  den  heimischen 
Mai'kt  zurück.  Solange  die  unsichere  Lage  des  Geldmarktes  be- 
stand, mußte  die  Reichsbank  eifrig  darauf  bedacht  sein,  ihren  Metall- 
bestand zu  schützen.  Da  sie  ihre  wirksamste  Waffe,  die  Diskont- 
erhöhung, nicht  ohne  schwere  Belastung  der  gewerblichen  Kreise  an- 
wenden wollte,  richtete  sie  ihr  Bestreben  darauf,  den  fremden  in 
Berlin  angelegten  Geldern  eine  möglichst  hohe  Verzinsung  zu  ge- 
währen und  so  ihre  Abwanderung  zu  verhüten.  Zu  diesem  Zweck 
hielt  sie  durch  häufiges  Begeben  von  Reichsschatzscheinen  am  offenen 
Markt  den  Privatdiskont  auf  dem  Satz  von'4Y8^/o.  Damit  en-eichte 
sie  denn  auch,  daß  die  Wechselkurse  dauernd  einen  Goldexport  nicht 
lohnend  machten.  Auf  ,,Vista  London"  drückte  sie  auch  durch  Ab- 
gaben aus  ihrem  Portefeuille.  So  überstand  sie  die  ki'itische  Zeit, 
ohne  ihren  Diskont  noch  einmal  hei-aufsetzen  zu  müssen.  Mit  der 
Beseitigung  der  GeldmarktstöiTing  in  London  machte  sich  dann  rasch 
auch  am  heimischen  Geldmarkt  eine  Entlastung  bemerkbar.  Nach  dem 
raschen  Fall  des  englischen  Privatdiskonts  von  5  auf  4  0/0  richtete 
sich  der  kontinentale  Wechselbedarf  in  der  Hauptsache  nach  Berlin 
und  führte  auch  hier  einen  Rückgang  des  Privatdiskonts  herbei,  der 
jedoch  mit  4YgO/o  noch  höher  als  der  englische  notierte.  Scheck 
London  ging  denn  auch  rasch  von  meiner  beumnihigenden  Höhe  zuinick. 
Die  Ultimoliquidation  bewies  dann,  daß  der  heimische  Markt  sein 
Gleichgewicht  völlig  wiedergefunden  hatte.  Sie  vollzog  sich  leicht 
zu  dem  Satz  von  5  0/0,  da  von  den  gi'oßen  Staatsinstituten,  der  See- 
handlung und  der  Preußenkasse,  in  reichem  Maße  Gelder  zui-  Verfügung- 
gestellt wurden.  Der  Status  der  Reichsbank  vermochte  im  November 
nicht  ganz  zu  befriedigen,  weil  er  trotz  der  inzwischen  eingetretenen 
Gelderleichterung  nicht  genug  entlastet  und  damit  nicht  gerüstet 
für  die  zum  Jahresschluß  zu  erwartenden  Ansprüche  der  gewerb- 
lichen Kreise  erschien.  Die  Entlastung  der  Wechsel-  tmd  Lombai'd- 
anlage  war  langsam  vor  sich  gegangen  imd  die  ,, sonstigen  täglich 
fälligen  Verbindlichkeiten"  nahmen  nur  120  Mill.  Mk.  zu  gegen  160 
im  vorangegangenen  Jahre.  Die  steuerfreie  Notem-esen-e,  die  am 
23.  Nov.  zum  erstenmal  seit  Ende  September  wieder  sichtbar 
wurde,  betrug  denn  auch  nur  73  Mill.  ]\Ik.  gegen  209  Mill.  Mk. 
in  der  gleichen  Zeit  des  Vorjahres.  Diese  Reserve  aber  war  nur  da- 
durch entstanden,  daß  sich  der  Effektenbestand  durch  anhaltendes 
Begeben  von  Reichsschatzscheinen  und  durch  Einlösung  fällip:er 
Schatzscheine  durch  das  Reich  vermindert  hatte.  Zum  Monats- 
schluJ3  wies  dann  der  Status  erneut  eine  Versclilechterung  von 
142  Mill.  Mk.  auf,  so  daß  die  Reichsbank  wieder  mit  69  Mill.  Mk.  in 
die  Steuerpflicht  kam.  Die  Inanspruchnahme  betrug  durchschnittlich 
462,3  Mill.   Mk.  ,  1 
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Dezember.  Der  Greldmarkt  rtand  im  ganzen  Verlauf  des  Monats 
Dezember  unter  dem  Eindruck  der  Vorbereitungen  auf  die  Jahreswende. 
So  zog  schon  in  den  ersten  Tagen  des  Monats  der  Privatdiskontsatz,  der 
am  30.  Nov.  41/3  0/0  betragen  hatte,  allmälilich  an  und  stieg  bis  zum  13. 
auf  4^/3  0/0,  auf  welchem  Stande  er  einige  Tage  verharrte.  Er  ging 
dann  vorübergehend  unter  der  Nachwirkung  der  am  9.  erfolgten  Diskont- 
ermäßigung der  Bank  von  England  (von  5  auf  41/2  0/0)  auf  4^/8  0/0  zurück. 
Trotz  bedeutender  Anlagen  ausländischen  Kapitals  an  hiesigem  Markte 
stieg  er  aber  sehr  bald  wieder,  da  während  des  ganzen  Monats  ein 
reiches  Angebot  von  Wechseln,  besonders  der  zum  Quartalsschluß 
bei  den  Käufern  von  Privatdiskonten  so  unbeliebten  „Schnittwechsel" 
(Wechsel,  die  nur  eine  Laufzeit  von  56  Tagen  oder  wenig  darüber 
hinaus  haben)  vorhanden  war.  Er  wurde  auch  durch  den  Umstand 
liochgehalten,  daß  die  Reichsbank  ständig  Schatzscheine  am  offenen 
Markte  rediskontierte,  die  von  den  großen  Banken  zum  größten  Teil 
nach  dem  Auslande  weiter  begeben  wurden,  um  damit  die  im  Dezember 
vielfach  fälligen  französischen  Wechselpensionen  zu  decken.  Gleich  dem 
Privatdiskont  erfuhr  auch  der  Satz  für  tägliches  Geld  eine  ständige 
Steigerung.  Zu  Beginn  des  Monats  mit  31/2^/0  reichlich  angeboten,  mußte 
es  schließlich  mit  41/2  0/0  und  höher  bezahlt  werden.  Die  steife  Lage 
des  Geldmarktes  und  der  Umfang  der  Spekulation  charakterisierte  sich 
auch  dadurch,  daß  während  der  Ultimoliquidation  Ultimogeld  61/2  bis 
70/0  notierte,  und  daß  sich  die  Sätze  für  Reportgeld  auf  ungefähi- 
73/3  0/0  berechneten.  Da  diesmal  die  Qualität  der  Geldnehmer  kritischer 
als  sonst  geprüft  wurde,  wichen  die  geforderten  Zinssätze  oft  erheb- 
lich voneinander  ab.  Ganz  schwache  Käufer  sahen  sich  auch  viel- 
fach genötigt,  per  ultimo  Dezember  zu  verkaufen  und  gleichzeitig 
per  ultimo  Januar  1910  Rückkäufe  vorzunehmen.  Der  von  solcher  Seite 
bewilligte  Zinssatz  stellte  sich  häufig  bis  auf  10  0/0  und  darüber. 
Diese  hohen  Raten  für  tägliches  bzw.  Ultimogeld  ^varen  teilweise 
auf  den  Umstand  zurückzufühi'en,  daß  dem  Markte  von  selten  der 
Seehandlung,  die  in  den  vorangegangenen  Monaten  Geld  in  großen 
Beträgen  zur  Verfügung  gestellt  hatte,  nicht  mehr  so  reiche  Mittel 
zuflössen.  Mit  Rücksicht  auf  den  zu  er\vartenden  Geldbedarf  der 
preußischen  Staatskassen  mußte  die  Seehandlung  so  vorsichtig  dis- 
ponieren, vielleicht  aber  wai'  sie  deshalb  zurückhaltender  als  sonst, 
um  nicht  durch  die  allzu  willige  Hergäbe  von  Geld  der  Spekulation 
eine  unerwünschte  Anregung  zu  geben.  Die  hohen  Sätze  am  offenen 
Markt  ließen  eine  recht  erhebliche  Inanspruchnahme  der  Reichs- 
bank zum  Monatsschluß  erwarten,  zumal  da  die  „sonstigen  täglich 
fälligen  Verbindlichkeiten"  eine  auffallend  niedrige  Ziffer  am  7.  Dez. 
aufwiesen,  ein  Beweis  dafür,  daß  die  verfügbaren  Guthaben  der  ge- 
werblichen Kreise  nicht  sonderlich  hoch  wai'en.  Die  Reichsbank  nahm 
nun,  um  ihre  Anlagekonten  möglichst  zu  entlasten,  die  oben  erwähnten 
Begebungen  von  Reichsschatzscheinen  vor.  Trotzdem  verschlechterte 
sich  der  gesamte  Status  der  Bank  von  Ausweis  zu  Ausweis.  Am  8. 
war  zwar  eine  leichte  Verminderung  des  Wechsel-  und  Lombard- 
bestandes sowie  des  Notenumlaufs  gegen  die  letzte  Novemberwoche 
zu  verzeichnen,  parallel  dazu  ging  aber  auch  eine  Abnahme  des  Metall- 
bestandes und  der  fremden  Gelder.  Die  beiden  folgenden  Wochen- 
übersichten zeig-ten  zwar  eine  kleine  Abnahme  der  Inanspruchnahme, 
doch  war  diese  nicht  groß  genug,  um  die  Bank  für  die  Jahreswende 
igenügend  zu  kräftigen.  Der  31.  Dezember  brachte  dann  ein  An- 
wachsen der  Inanspruchnahme  des  Noteninstituts  um  429  Mill.  Mk. 
Die  größte  Zunahme  erfuhr  der  Wechselbestand,  nämlich  258,9  Mill.  Mk., 
charakteristisch  für  die  Mai'ktlage  war  aber  die  erhebliche  Mehr- 
belastung des  Lombardkontos,  die  durch  die  große  Spannung  zwischen 
dem  Lombardzinsfuß  und  dem  Satz  für  Ultimogeld  hervorgeinifen 
wurde.  Der  Notenumlauf  erreichte  mit  2,07  Milliarden  Mark  die 
Höchstziffer  sowohl  des  Jahres  -wie  der  gesamten  Zeit  seit  Bestehen 
der  Bank.  Ein  für  die  letzte  Dezemberwoche  seltener  Fall  trat  bei 
den  „sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten"  ein,  sie  erfuhren 
eine  Steigerung  um  43  Mill.  Mk.  Vielleicht  läßt  sich  dies  dadurch 
erklären,  daß  die  Abhebung  privater  Guthaben  durch  Gutschriften  für 
die  Reichshauptkasse  als   Gegenwert  eingereichter  Schatzscheine  über- 
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troffen  wurde.  Wenigstens  läßt  sich  dieser  Schluß  aus  der  gleich- 
zeitigen starken  Vermehrung  des  Effektenbestandes  ziehen.  Der  Metall- 
bestand verminderte  sich  um  68,5  Mill.  Mk.,  wovon  65  Mill.  auf 
den  Goldbestand  entfielen.  Letzterer  wäre  noch  mehr  verkleinert 
worden,  wenn  nicht  in  den  letzten  Ta^en  des  Dezember  größere  Gold- 
importe stattgefunden  hätten.  Die  Inanspruchnahme  bezifferte  sich 
im  Durchschnitt  des  Monats  auf  525,5  Mill.,  am  31.  Dezember 
jedoch  auf  856,3  Mill.  Mk,,  ein  so  hoher  Betrag,  daß  die  Reichsbank 
mit  617,9  Mill.  Mk.  in  die  Notensteuer  geriet.  —  Die  Wechsel- 
kurse stellten  sich  infolge  des  durch  die  hohen  Zinssätze  her- 
vorgerufenen großen  Zustroms  ausländischen  Geldes  nach  Berlin 
günstig  für  Deutschland,  und  zwar  fiel  London  von  20,465  auf 
20,435  und  Paris  von  81,225  auf  81,125.  Am  letzten  Tage  des  Monats 
zogen  die  Devisen  wieder  an,  denn  die  Banken  begannen  ihre  stark 
gelichteten  Portefeuilles  wieder  aufzufüllen.  Am  gleichen  Tage  ging 
der  Privatdiskontsatz  um  ein  volles  Prozent  auf  31/2  ^h  zurück  und 
auch   der   Satz   für   tägliches   Geld   ermäßigte   sich. 

Jahres-  Aus  den   einzelnen  Monatsübersichten   ergeben  sich  für  die 

Reichsbankziffern  bedeutende  Differenzen  gegen  das  Vorjahr. 
Vergleicht  man  indessen  die  Durchschnittszahlen  der  beiden  Jahre, 
so  sind  die  Unterschiede  nicht  so  groß.  Für  die  Beurteilung  des 
Verhältnisses  der  Reichsbank  zu  Handel  und  Industrie  sind  die 
Ziffern  des  Wechsel-  und  Lombardkontos  am  wichtigsten.  Diese 
ergeben  nach  den  48  Wochenausweisen  berechnet  folgende  Jahres- 
durchschnitte : 


Ueberbliok. 


1908 

1909 

Wechsel 

968 

919 

Mill.  Mk. 

Lombard 

91 

83 

»                    V) 

Beide  Konten  haben  also  durchschnittlich  einen,  wenn  auch 
nur  wenig,  geringeren  Bestand  aufzuweisen  als  im  Vorjahre.  Es 
würde  indessen  nicht  richtig  sein,  lediglich  auf  Grund  des  Ver- 
gleiches dieser  zwei  Durchschnittszahlen  eine  Gleichartigkeit 
beider  Jahre  behaupten  zu  wollen.  Wir  wiesen  bereits  in  unserem 
letzten  Jahresberichte^)  darauf  hin,  daß  in  den  ersten  Wochen- 
ausweisen von  1908  sich  noch  die  Nachwehen  der  letzten  Krisis 
bemerkbar  machten.  Aus  diesem  Grunde  sind  wohl  auch  die 
Durchschnittszahlen  des  Berichtsjahres  gegen  1908  etwas 
niedriger,  so  daß  man  aus  ihnen  kaum  auf  eine  weniger  lebhafte 
Bewegung  des  Wirtschaftsjahres  schließen  darf.  Das  Jahr  1908 
war  ein  Jahr  der  Depression  nach  einer  starken  Hochkonjunktur, 
während  von  der  zweiten  Hälfte  ab  das  Jahr  1909  eine  Wieder- 
belebung unserer  Volkswirtschaft  zeigte.  Ein  Vergleich  des  Be- 
richtsjahres auch  mit  den  entsprechenden  Jahren  der  vorher- 
gegangenen Wirtschaftsperiode  von  1895 — 1907,  und  zwar  der 
Jahre  1902  und  1903,  weist  folgende  Ziffern  auf: 


1902 

1903 

Wechsel 

776 

846    MiU.  Mk. 

Lombard 

74 

75        „       „ 

Gegen  diese  Ziffern  waren  die  Wechsel-  und  Lombard- Anlagen 
von   1909   allerdings  erheblich  höher:   gegen   1902   +   143   bzw. 


1)   S.   Berl.  Jahrb.   1908,   I,   S.    191. 
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+  14,  gegen  1903  +  73  bzw.  +  13.  Dabei  ist  jedoch 
zu  berücksichtigen,  daß  der  Geschäftsverkehr  der  Reichsbank 
sich  ständig  weiter  ausdehnt,  und  daß  demgemäß  auch  die 
einzelnen  Konten  an  sich  höhere  Ziffern  aufweisen  müssen,  wie 
ja  auch  infolge  der  wachsenden  Bevölkerung  der  gesamte  Wechsel- 
umlauf naturgemäß  immer  mehr  zunehmen  muß.  Tatsächlich 
scheint  das  Wirtschaftsleben  mit  Beginn  des  zweiten  Halbjahrs 
1909  eine  leichte  Besserung  aufzuweisen.  Diese  Ansicht  wird 
durch  einen  Vergleich  der  einzelnen  Quartale  1908/09  gestützt- 
Hieraus  ergibt  sich  das  folgende  Bild  vom  Ultimo  der  Monate 
in   um.    Mk.: 


März 

Juni 

Sept. 

Dez. 

Wechsel     1908 

1  239 

1  127 

1  210 

1  159 

19(.9 

1  131 

1  181 

1304 

1  237 

Lombard    1908 

256 

164 

160 

176 

19U9 

136 

208 

203 

292 

Im  ersten  Quartale  1908  war  demnach  die  Anlage  auf  beiden 
Konten  noch  größer  gewesen,  da,  wie  schon  erwähnt,  kurz  nach 
einer  Krisis  Geldmarkt  und  Notenbank  noch  einige  Zeit  stark 
in  Anspruch  genommen  werden.  Mit  dem  Ende  des  zweiten 
Quartales  wandelte  sich  dann  das  Verhältnis  in  ein  gegenteiliges 
um.  Am  letzten  Ausweistage  des  Juni  1909  stiegen  sowohl  die 
Wechsel-  wie  die  Lombardanlagen  zum  ersten  Male  über  die  ent- 
sprechenden Ziffern  des  Vorjahres  und  zeigten  von  da  an  bis  zum 
Jahresschluß  eine  ständig  wachsende  Mehrbelastung  der 
Reichsbank. 

Die  Reichsbank  ist  berechtigt,  einen  Teil  ihrer  Gelder  auch 
in  Wertpapieren  bestimmter  Art  anzulegen.  In  früheren  Jahren 
kam  dieser  Bilanzposten  wenig  zur  Geltung,  da  er  bis  1900 
nie  mehr  als  41  Mill.  Mk.  im  Jahresdurchschnitt  betragen  hat. 
Seitdem  wies  aber  das  Konto  „Wertpapiere"  fortwährend  steigende 
Ziffern   auf,   im  Durchschnitt  der  Jahre  in   Mill.   Mk. : 


1901 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

54 

106 

117 

100 

150 

280 

Die  Anlage  in  Wertpapieren  hat  sich  also  seit  dem  letzten 
Jahr  nahezu  verdoppelt.  Auch  bei  Vergleichung  der  einzelnen 
Wochenausweise  zeigen  sich  im  Jahre  1909  Beträge  in  einer 
bisher  noch  nicht  vorgekommenen  Höhe.  Im  Jahre  1908  betrug 
die  höchste  Anlage  in  Wertpapieren  395  Mill.  Mk.,  die  niedrigste 
24  Mill.  Mk.,  1909  dagegen  die  höchste  509  Mill.  M.,  die  niedrigste 
145  Mill.  Mk.,  d.  h.  der  niedrigste  Betrag  im  Berichtsjahr  war 
ungefähr  so  hoch  wie  die  Durchschnittszahl  des  verflossenen 
Jahres.  Der  Bestand  an  „Wertpapieren"  setzt  sich  zum  aller- 
größten Teil  aus  Reichsschatzscheinen  zusammen,  deren  An- 
wachsen indes  zu  lebhaften  Bedenken  Veranlassung  geben  muß. 
Andererseits  Kvird   allerdings   die  Reichsbank  durch   den   Besitz 
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von  Scb  atzscheinen  in  den  Stand  gesetzt,  durch  deren  Ee- 
diskontierung  auf  die  Zinssätze  am  offenen  Markte  ein- 
zuwirken. Nach  den  Absichten  des  Bankgesetzes  soll  die 
Reichsbank  in  erster  Linie  zur  Befriedigung  des  gewerblichen 
Kredites  dienen.  Vergleicht  man  indessen  "Wechsel-  und  Lombard- 
konto, auf  denen  die  privaten  Kreditansprüche  zum  Ausdruck 
kommen,  mit  dem  Bestand  an  E-eichsschatzscheinen,  so  scheint  sich 
allmählich  hier  ein  Mißverhältnis  gebildet  zu  haben.  Die 
Anlagen  auf  den  genannten  Konten  betrugen  im  Jahres- 
durchschnitt : 

1908  1909 

Wechsel  und  Lombard  1  059  J^üU.  Mk.  1  006  Mül.  Mk. 

Wertpapiere  150      „       „  279      „        „ 

Wertpapiere  in  7o  der  Wechsel 

u.  Lombardanlagen  14,1  27,7 

Der  größere  Teil  der  Schatzscheine  ist  allerdings  im  Laufe 
des  Berichtsjahres  aus  dem  Ertrag  der  begebenen  Anleihen  durch 
das  Eeich  eingelöst  worden,  so  daß  z.  B.  im  Mai  das  Wertpapier- 
konto von  509  auf  240  Mill.  Mk.  zurückging,  aber  der  Eeichsbank- 
status  zeigte  in  den  letzten  Wochen  des  Jahres  noch  immer 
einen  Bestand  von  ca.  200  Mill.  Mk.  dieser  Papiere,  d.  h.  zirka 
20  o/o  der  Wechsel-  und  Lombardanlagen.  Leider  lassen,  die  bis- 
her ^bekannt  gewordenen  Finanzpläne  der  Eeichsregierung  nicht 
mit  Sicherheit  darauf  schließen,  daß  dieser  Bestand  in  abseh- 
barer Zeit  erheblich  vermindert  werden  w^ird,  wiewohl  dies  wegen 
der  'bei  einem,  neuen  wirtschaftlichen  Aufschwünge  zu  erwartenden 
privaten  Kreditansprüche  sehr  wünschenswert  sein  würde. 

Wie  im  Jahre  1908  zeigten  auch  im  Berichtsjahre  die 
„sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten"  eine  weitere  Zu- 
nahme. Sie  betrugen  im  Durchschnitt  720  Mill.  M.  gegen  649  Mill. 
Mark  in  1908.  Ob  diese  Vermehrung  darauf  zurückzuführen  ist, 
daß  die  Erwerbskreise  Teile  ihrer  Betriebsmittel,  deren  sie  gerade 
nicht  bedurften,  für  kürzere  Zeit  bei  der  Eeichsbank  stehen  ließen, 
läßt  sich  nicht  mit  Bestimmtheit  sagen.  Der  von  der  Eeichs- 
bank geübte  Brauch,  die  Guthaben  der  privaten  und  der  öffent- 
lichen Kassen  unter  der  Bezeichnung  ,, sonstige  täglich  fällige 
Verbindlichkeiten''  in  einer  Summe  zu  veröffentlichen,  gestattet 
keine  genaue  Beurteilung  dieses  für  den  ganzen  Ausweis  so 
wichtigen  Postens.  Trotz  der  von  uns  mehrfach  vertretenen 
Forderung,  daß  diese  beiden  so  wesensverschiedenen  Posten 
getrennt  aufzuführen  seien,  hat  die  Eeichsbank  diesem  Wunsche 
gegenüber  sich  immer  noch  ablehnend  verhalten.  Aus  diesem 
Grunde  isind  leider  die  interessierten  Kreise  in  bezug  auf  die 
Position:  „Sonstige  täglich  fällige  Verbindlichkeiten"  größten- 
teils auf  Vermutungen  angewiesen. 

Immerhin  darf  aber  wohl  angenommen  werden,  daß  die  Ver- 
mehrung gegen  1908  zum  Teil  auf  Einzahlungen  zurückzuführen 
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ist,  die  das  Eeich.  im  Mai  aus  dem  Erlös  der  neuen  Anleihen  leistete. 
In  dem  "Wochenausweis  vom  15.  Mai,  kurz  nach  der  ersten  Ein- 
zahlung auf  die  neuen  Keiohsanleihen,  figurieren  die  „sonstigen 
täglich  fälligen  Verbindlichkeiten"  mit  einem  Betrage  von  1094 
Mill.  Mark,  eine  Höhe,  die  sie  bis  dahia  noch  nicht  erreicht 
hatten.  Diesem  Betrage  stehen  als  niedrigste  Summe  im  Berichts- 
jahr 575  Mill.  Mk.  gegenüber,  während  die  entsprechenden 
Ziffern  für  1908:  811  und  450  MiU.  Mk.  waren.  Im  zweiten 
Halbjahr  zeigten  die  sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten 
eine  beträchtliche  Abnahme  gegen  1908. 

Die  Eeichsbank  hat  im  Gregensatz  zu  ihrem  Verhalten  bei 
den  „sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten",  einer  andern 
alten  Forderung  der  Handelskreise  gegenüber,  ein  dankenswertes 
Entgegenkommen  gezeigt.  Sie  gibt  nämlich  seit  Beginn  des  Be- 
richtsjahres auch  ihre  Goldbestände  an  jedem  Ausweistage  be- 
kannt. Im  Besitze  der  Bank  befanden  sich  im  Berichtsjahre 
durchschnittlich  795  Mill.  Mk.  in  Gnold.  Der  höchste  Bestand 
betrug  894,6  Mill.  Mk.,  der  niedrigste  672,5.  Nach  dem  Jahres- 
bericht der  Eeichsbank  betrug  der  durchschnittliche  Goldbestand 
1908:  785,2  Mill.  Mk.,  so  daß  sich  demnach  im  Berichtsjahre 
eine  leichte  Besserung  um  10  Mill.  Mk.  bemerkbar  gemacht  hat. 
Die  höchste  und  niedrigste  Summe  des  Goldbestandes  sind  in 
dem  Geschäftsbericht  nicht  angegeben  und  ein  weiterer  Vergleich 
also  unmöglich.  Ebenso  wie  der  Groldbestand  zeigte  auch  der 
gesamte  Metallbestand  eine  Erhöhung  gegen  das  Vorjahr.  Er 
betrug  nämlich  durchschnittlich  1909  1046,3  Mill.  Mk.  gegen 
1019,1  Mül.  Mk.  1908,  also  ein  Plus  von  27,2.  Die  höchsten 
und  niedrigsten  Ziffern  stellen  sich  wie  folgt: 


1908 

1909 

höchster 

1165,6 

1152,3 

—  13,3    Mill.  Mk. 

niedrigster 

838,7 

909,7 

4-  71,-    „       „ 

Trotzdem  der  Höchstbestand  im  Berichtsjahre  etwas  gegen 
1908  zurückblieb,  war  doch  der  Durchschnitt  höher,  während  der 
niedrigste  Bestand  des  Berichtsjahres  den  des  Vorjahres  um 
71  Mill.  M.  überragte.  Daraus  ergibt  sich,  daß  es  der  B/eichsbank 
gelungen  ist,  den  Metallbestand  stabiler  zu  halten  als  in  1908. 
Unzweifelhaft  haben  hierzu  auch  die  Bemühungen  der  Handels- 
vertretungen beigetragen,  den  Gheck-  und  Ueberweisungsverkehr 
einzubürgern.  Allerdings  sind  die  erzielten  Eesultate  noch  nicht 
genügend,  "wie  dies  die  Tatsache  beweist,  daß  immer  noch  zu  den 
Quartalsterminen  große  Goldabflüsse  für  den  inneren  Verkehr 
stattfanden. 

Der  Notenumlauf   zeigte   gegen    das    Vorjahr    wieder    eine        Noteuumiauf 
Erhöhung;    die   Vergleichsziffern  lauten: 

1908  1909 

durchschnittlicher  Umlauf     1524,1  1576,5 

höchster  Umlauf   ....     1975,4  2023,— 

niedrigster  Umlauf    .     .     .     1313,9  1332,7 


11.  Steuercrrenze. 
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Der  Notenumlauf  hat  also  im  Berichtsjahr  zum  ersten  Male 
die  zweite  Milliarde  überschritten,  während  selbst  im  Dezember 
1907,  zur  Zeit  der  höchsten  Anspannung,  nur  1885,9  Mill.  Mk. 
Heichsbanknoten  im  Umlauf  waren.  Durch  einen  Vergleich  mit 
dem  Barbestand^)  ergibt  sich,  daß  1907  durchschnittlich  553  Mill. 
Mark  Noten  nicht  durch  bar  gedeckt  waren,  1909  vlagegen  nur 
462,8  Mill.  Mk.,  trotzdem  auch  der  durchschnittliche  Notenumlauf 
des  Jahres  1909  den  Von  1907  um  ca.  50  Mill.  Mk.  übertraf. 
Das  Deckungsverhältnis  der  Noten  hat  sich  in  der  zweiten  Hälfte 
des  Berichtsjahres,  nachdem  es  1908  eine  Besserung  gezeigt  hatte, 
wieder  verschlechtert.  In  den  einzelnen  Monaten  weist  es  ent- 
sprechend der  Entwicklung  des  Wirtschaftslebens  gegen  1908 
zunächst  eine  Verbesserung  auf,  bleibt  dann  aber  bedeutend  hinter 
den  Zifferr.  des  Vorjahres  zurück.  Zum  Vergleich  fügen  wir 
in  der  folgenden  Tabelle  auch  noch  die  Ziffern  von  1906  und 
1907    hinzu. 


Tab.  08. 


Gesetzliche  Deckung^)  der  Noten  am  Ultimo  in  %. 


Jahr 

Jan. 

Febr. 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

Aug-. 

Sept. 

Okt. 

Nov. 

Dez. 

Deckungs- 
durchschnitte 
der  r2Answf>ise 

1906 

73  91 

79.71 

56.04 

71.66 

79.19 

53.45 

69.09 

67.69 

42.03 

52.63 

5S.38 

40  33 

62.01 

1907 

fi4.2;i 

71.69 

9.19 

64.86 

7.-^.16 

53  09 

65.47 

65.54 

45.43 

52  15 

50.72 

4 1 .34 

58.07 

1908 

64.7 

70.2 

52.6 

65  8 

73.8 

61.1 

76.4 

79.7 

57.5 

67.2 

74.4 

52.5 

66.32 

1909 

76.9 

81.7 

58.3 

69.5 

75.2 

58.1 

7i.l 

72.3 

48- 

56  9 

65.5 

46.9 

65.— 

1)  Metall  und  Reichskassenscheine  nach  §  17  des  Bankgesetzes  vom  14.  März  1875. 

Die  in  dem  Barbestand  enthaltenen  Beichskassenscheine 
zeigten  in  sämtlichen  Wochenausweisen  einen  ziemlich  gleich 
hohen  Bestand,  der  zwischen  60  und  70  Mill.  Mk.  schwankte. 
Durchschnittlich  betrug  er  67  Mill.  Mk.  wie  im  Vorjahre.  Da- 
gegen war  der  Anteil  der  Scheidemünzen  und  des  Goldes  am 
Barbestande  wechselnd,  und  wir  setzen  deshalb  den  Ziffern  der 
gesetzlichen  Deckung  diejenigen  der  Golddeckung  gegenüber: 

Tab.  G9.  Deckung  der  Noten  am  Ultimo  19<'9  in  ^/o 


Jan 


lautGesetz:*    76.9 
durch  Gold:    56  4 


Fel)r. 


81.7 
59.0 


März 


58  3 
40  5 


\pril 


69.5 

49  0 


Mai 


75  2 
52.2 


Juni 


58  I 
40.5 


Juli 


71.1 
50.6 


ug. 


Sept. 


72.3    48.0 
50  0    33  2 


Ok 


56.9 
40  0 


Nov. 


65  5 
46.2 


Dez. 


Durchschnitt 
der 4S    'usw. 


4r.9 

32.8 


70.6* 
50.4 


*)  Metall  und  Reichskassenscheine,  §  17  des  Uankgesetzes  vom  14  März  1875. 


Es  muß  besonders  hervorgehoben  werden,  daß  Ultimo  Sep- 
tember infolge  von  sehr  großen  Ansprüchen  des  Inlandes  und 
von  Geldexporten  nach  Petersburg  die  Bardeckung  der  Noten 
nur  noch  48  o/o  betrug  gegen  57,5  o/o  im  Vorjahr.  Der  Gold- 
bestand war  sogar  so  weit  gesunken,  daß  er  nicht  mehr  ein  volles 


1)   Barbestand:    Metall-  und  Reichskassenscheine    nach  §   17   des 
üankgesetzes  vom  14.  März  1875. 
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Drittel  des  Notenumlaufes  ausmachte,  was  zum  zweiten  Male 
dann  Ultimo  Dezember  eintrat.  Die  Bardeckung  der  gesamten 
täglich  'fälligen  Verbindlichkeiten  stellte  sich  im  Berichtsjahre 
wie   folgt:  ' 


Tab.  70. 


Bardeckung 0  der  gesamten  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten^) 
der  Reichsbank  am  Ultimo  in  %. 


-_ 

- 

Deokungs- 

Jahr 

Jan. 

Febr. 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

Aug. 

Sept. 

Okt. 

Nov. 

Dez. 

durchschnitt 
der  12Aus\veist^ 

1906 

54.0 

54.8 

41.6 

50.5 

56.1 

39.7 

50.4 

49.7 

31.7 

39.6 

41.5 

30  1 

1         45  0 

1907 

47.6 

51.9 

36.9 

47.3 

50  6 

393 

48.7 

48.1 

34.4 

39  3 

38.8 

30  9 

42.8 

1908 

49  1 

51.8 

39.4 

47.5 

51.3 

45.9 

54  1 

54  7 

43.1 

49  6 

51.4 

39  8 

i         47.1 

1909 

54.8 

55.3 

42.9 

48.3 

50  0 

416 

50.1 

50.4 

36.0 

39  7 

45.4 

35.7 

1       45.8 

1)  Metall,  Reichskassenscheine  und  Noten  anderer  deutschen  Banken  nach  §  9  des 
Bankgesetzes   vom   14.   März    1875. 

2)  Die    gesamten    täglich    fälligen   Verbindlichkeiten  sind  Noten  und  fremde  Gelder. 

Infolge  der  mehrfach  erwähnten  stärkeren  Ansprüche,  die 
im  Berichtsjahre  an  die  Eeichsbank  herantraten,  hat  sie  ihre 
Notensteuergrenze  naturgemäß  mit  einem  höheren  Betrage  über- 
schritten als  1908.  Die  Summe  der  steuerpflichtigen  Noten 
belief  sich  im  Berichtsjahr  auf  3595  Mill.  Mk.  gegen  2529,3  Mill. 
Mark. 

Am  30.  Juni  war  der  steuerpflichtige  Notenumlauf  zum  ersten 
Male  höher  als  im  Vorjahr,  und  von  da  an  zeigt  er  eineai 
ständig  wachsenden  Mehrbetrag  gegen  1908.  Seit  Ultimo  Sep- 
tember hat  die  Eeichsbank  nur  einen  einzigen  Wochenausweis 
veröffentlicht,  der  eine  steuerfreie  Notenreserve  aufwies.  So 
war  denn  auch  die  Anzahl  der  Ueberschreitungen  dei'  Steuer- 
Frenze  wieder  beträchtlich  höher  als  im  Vorjahre,  in   dem  nur 

14  Wochenausweise  eine  Ueberschreitung  des  Notenkontingents 
zeigten  gegen  18  im  Berichtsjahre.  Die  Ueberschreitungen  traten 
in  dieser  Häufigkeit  erst  im  zweiten  Halbjahr  1909  ein,  nämlich 

15  mal,  ein  Umstand,  der  zur  Erreichung  des  bei  Einführung 
der  Steuergrenze  beabsichtigten  Zweckes,  das  Erwerbsleben  vor 
zu  hoher  Anspannung  der  Kreditmittel  zu  warnen,  kaum  sehr 
förderlich  sein  dürfte.  Es  ist  deshalb  zu  begrüßen,  daß 
die  Gesetzgeber  in  der  Banknovelle  von  1909  der  großen  Zu- 
nahme unseres  Zahlungs-  und  Kreditverkehrs  Rechnung  getragen 
haben,  indem  sie  das  Notenkontingent  der  Zentralnotenbank  auf 
550  Mill.  Mk.  erhöhten.  Außer  dieser  allgemeinen  Erweiterung 
der  Steuergrenze  brachte  die  Novelle  zum  Bankgesetz  noch  eine 
glückliche  Neuerung  durch  die  Bestimmung,  daß  die  Reichsbank 
an  Quartalsterminen  bis  zu  750  Mill.  Mk.  Noten  steuerfrei  aus- 
geben darf.  Hierdurch  wird  dem  Umstände  Rechnung  ge- 
tragen, daß  am  Ende  eines  jeden  Vierteljahres  der  Bedarf  an 
Umlaufsmitteln  naturgemäß  besonders  groß  ist.  Die  beiden 
-anderen   hierher  gehörigen  Aenderungen^)   der   Banknovelle  sind 


1)    Die    Erhöhung    des    Notenkontingents    tritt   am    l./l.    1911    in 
Kraft,    die    beiden   anderen    erwähnten   Bestimmmigen  am    l./l.    1910, 
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Die  Diskont- 
politik der 
Reichsbank. 


nicht  so  wichtig.  Es  handelt  sich  um  die  Verleihung  des  „legal 
tender"  Charakters  an  die  Beichsbanknoten,  und  um  die  Be- 
stimmung, daß  die  Bank  ihre  Noten  in  Gnold  (früher  in  „kurs- 
fähigem "deutschen  'Gelde'')  einlösen  muß.  Durch  die  Aufnahme 
dieser  beiden  Vorschriften  wird  im  Grunde  genommen  nur  ein 
Zustand  gesetzlich  festgelegt,  der  in  "Wirklichkeit  schon  bestand. 
Die  Diskontpolitik  der  Eeichsbank  war  im  Berichtsjahre 
wieder  durch  große  Vorsicht  charakterisiert.  In  der  ersten  Hälfte 
des  Jahres  ließ  sich  das  Direktorium  hauptsächlich  durch  Rück- 
sichten auf  die  Verhältnisse  im  Auslande  leiten.  Es  vermied,  schon 
im  Januar  von  4  o/o  auf  einen  niedrigeren  Diskont  herabzugehen, 
wenn  auch  der  Status  der  Reichsbank  eine  derartige  Herabsetzung 
gerechtfertigt  (haben  würde,  und  sie  sogar  nötig  erscheinen  mx)chto 
im  Hinblick  auf  die  Bewegung  des  Privatdiskonts  an  der 
Berliner  Börse,  der  bei  einem  durchschnittlichen  Stande  von  2,24  o/o 
zwischen  2,5  und  2  o/o  schwankte.  Durch  diese  fast  2  o/o  betragende 
Differenz  zwischen  Banksatz  und  Privatdiskont  war  natürlich 
der  Reichsbank  'die  Kontrolle  des  Geldmarktes  sehr  erschwert, 
wenn  nicht  vorübergehend  unmöglich  gemacht.  Trotzdem  konnte 
sich  unser  Noteninstitut  nicht  zu  einer  Diskontermäßigung  ent- 
schließen. Einmal  wohl,  weil  es  vermutlich  von  einer  solchen  eine 
weitere  rasche  Ausdehnung  der  Spekulation  fürchtete,  und  diese, 
die  schon  zu  Beginn  des  Jahres  stark  hervorgetreten  war,  keines- 
falls unterstützen  wollte.  Der  Hauptgrund  für  das  Verhalten 
der  Reichsbank  war  jedoch  die  Lage  des  Geldmarktes  in  London 
und  Paris.  An  beiden  Börsen  stellte  sich  das  Geld  teurer  als 
in  Berlin,  und  infolgedessen  stiegen  die  Wechselkurse  bis  nahe 
an  den  Goldexportpunkt  auf  20,50V2  bzw.  81,55  „8  Tage-Kurs". 
Wie  berechtigt  das  Festhalten  der  Reichsbank  an  einem  4proz. 
Bankdiskont  war,  zeigte  die  Entwicklung  der  englischen  Ver- 
hältnisse. "Während  bei  der  Bank  von  England  in  eine  relativ  hohe 
Anspannung  kam,  War  es  der  Reichsbank  infolge  ihrer  Zurück- 
haltung möglich  geworden,  Mitte  Februar  den  Banksatz  auf  31/2  0/0 
herabzusetzen  und  dadurch  der  heimischen  Volkswirtschaft  die 
erwünschte  Anregung  zu  schaffen.  Auch  im  Herbst  des  Berichts- 
jahres schlug  die  Reichsbank  eine  richtigere  Diskontpolitik  ein 


Tab.  71. 

Bankdiskont  der 

Jahr 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai" 

Juni 

1907 

1-21 
7 

22-31 
6 

6 

6 

1-22 123-30 

6    1  5V, 

51/2 

5V2 

1908 

1-13 

13-25 
6V2 

25-31 
6 

6 

1-6 

6 

7-31 
5V. 

1-27 

5V. 

27-30 
5 

5 

1—4 
5 

4-17 

18-30 
40/0 

1909 

4 

1—16     16—28 
4         3V2 

3 

V2 

3 

V2 

31/2 

31/2 

als  ihr  englisches  Schwesterinstitut.  Dadurch,  daß  sie  bei  An- 
wachsen der  Herbstansprüche  ihren  Diskont  zeitig  am  20.  Sept. 
auf  4  0/0  heraufsetzte,  gab  sie  zunächst  ein  Warnungszeichen,  das 
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vornehnilicth.  gegen  die  Spekulation  'gerichtet  gewesen  sein  dürfte, 
wenn  dies  auch  in  der  betreffenden  Sitzung  des  Zentralausschusses 
nicht  besonders  erwähnt  wurde.  Als  sich  diese  Warnung  im  Laufe 
der  folgenden  Wochen  als  unwirksam  erwies,  erhöhte  unsere 
Zentralbank  am  11.  Okt.  ihren  Satz  weiter,  und  diesmal  gleich 
um  ein  volles  Prozent  auf  5  o/o.  Der  Reichsbankpräsident  benutzte 
die  Greleg-enheit,  um  nunmehr  'zu  erklären,  daß  die  Bank  zum 
Teil  auch  durch  die  Ausdehnung  der  Spekulation  zu  ihrem  Vor- 
gehen gezwungen  worden  sei.  Es  gelang  der  Eeichsbank,  im  Inter- 
esse des  heimischen  Gewerbelebens  'eine  weitere  Erhöhung  dos 
Diskontsatzes  zu  vermeiden.  Sie  war  überzeugt,  den  Jahres- 
wechsel mit  ihrem  alten  Diskontsatz  überstehen  zu  können.  Auf 
diesem  Wege  'trug  auch  die  Reichsbank  wesentlich  zur  Beruhi- 
gung des  internationalen  Geldmarktes  bei. 

In  unserem  letzten  Jahresbericht-e  wiesen  wir  bereits  darauf 
hin,  daß  zwei  der  sogenannten  „kleinen  Mittel"  der  Diskonto- 
politik von  der  'Reichsbankleitung  in  ausgedehnterem  Maße  zur 
Anwendung  gebracht  w^erden,  als  dies  früher  geschah.  Es 
scheint,  daß  diese  beiden  Mittel,  die  Devisenpolitik  und  die 
Gewährung  von  zinsfreien  'Vorschüssen  auf  Goldimporte,  sich 
im  Berichtsjahre,  wenigstens  in  gewissen  Grenzen,  bewährt 
haben.  Die  Reichsbank  konnte  verschiedentlich  dem  offenen 
Markte  Devisen  in  nicht  unerheblichen  Beträgen  zur  Ver- 
fügung stellen,  wodurch  es  ihr,  allerdings  nicht  immer,  aber 
doch  mehrmals,  gelang,  Goldexporte  zu  verhindern.  Auch  dieser 
Umstand  trug  dazu  bei,  eine  weitere  Erhöhung  des  Bank- 
diskonts zu  vermeiden.  l)ie  Goldexporte  haben  vielmehr  während 
vieler  Monate  stattgefunden;  wenn  es  der  Reichsbank  trotzdem 
geglückt  ist,  ihren  Goldbestand  auf  einer  verhältnismäßig 
immerhin  noch  befriedigenden  Höhe  zu  halten,  so  ist  dies  wohl 
nicht  mit  Unrecht  den  Goldimporten  aus  Australien  und  aus 
London  zuzuschreiben,  die  durch  die  „zinsfreien  Vorschüsse"  er- 
möglicht wurden.  Es  zeigte  sich  ebensowohl  bei  der  Devisen- 
politik als  auch  bei  der  Gewährung  von  zinsfreien  Vorschüssen 
dieselbe  Erscheinung  wie  bei  der  Rediskontierung  von  Schatz- 
soheinen.  Diese  wirkt  auch  nur  dann,  wenn  die  Nachfrage  des 
Reichsbank. 


Juli 

Aug'ust 

September 

Oktober    |   November 

Dezember  ! 

Jahresdiirchschnitt 

5V2 

5V2 

5V2 

1-28 
51/2 

29-31 
6V2 

1-7 
6V2 

8-30 

i'U 

6.03 

4 

4 

4 

4 

4 

4         1 

1 

4.75 

3V, 

37, 

l_20|20-3() 

31/2  i    4 

1-11 
4 

11—31 
5 

5 

5 

3.93 

Marktes  nach  Diskonten  gewisse  Grenzen  nicht  überschreitet. 
So  gelang  es  z.  B.  der  Reiohsbank  im  Januar  nicht,  den  Privat- 
diskont durch  Rediskontierung  von  Schatzscheinen  dem  Bank- 
satz  erheblich   zu   nähern,    da   die   Geldflüssigkeit   am   Berliner 
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Abrechnungs 
▼erkehr  der 
Reichsbank. 


Tab.  72, 


Markte  sehr  groß  war.  Dagegen  hatte  sie  im  Novednber  bei 
Anwendung  des  gleichen  Mittels  Erfolg,  als  sie  den  Berliner 
Privatsatz  befestigen  wollte,  um  den  Abfluß  von  Geldern  nach 
London  zu  verhüten. 

Der  Abrechnungsverkehr   der   Reichsbank   ist   im   Berichts- 
jahre weiter  gewachsen,  und  zwar  bedeutend  mehr  als  im  Vorjahre. 

Es  gelangten  zur  Verrechnung  (in  Mill.  Mark) 


Jahr  fl    Jan.    |    Febr.   )    März    j    April 


Mai 


Juni 


Juli 


Aug.    I    Sept.    I     Okt.    I    Nov.     |     Dez.    11  Jahr« 


1907 
1908 
1909 

1907 
1908 
1909 


Bank  des 

Berliner 

Kaissenvereins. 


a)  bei  den  Abrechnungsstellen  der 

Reichsbank  zusammen. 

3769.3 

33165 

3690.4 

4152.9 

3895.8 

3567.5 

3960  2 

3637.- 

3596.4 

40871 

3887.5 

3752.7 

3966.6 

3501.0 

3725.2 

4206.6 

3722.- 

3748.- 

4240.- 

34446 

3567.2 

4268.1 

3596  8 

3974.7 

4433.5 

3949  3 

4332.5 

4541.8 

4354  8 

4312.2 

4411.5 

3762  6 

4112  6 

4556  6 

4116.6 

4543.4 

b)  bei  der  Abrechnungsstelle    der  Reichs  h au ptbank  in 

Berlin. 

1248.6  1132.8 

11785 

1380  3 

1339  2 

1261.5 

1201.1 

1225.9 

1207.1 

1382.8 

1436  9 

1333  9 

1275.9  1134.9 

1202  9 

1448.1 

1333.5 

1319.1 

1526.3 

1179.9 

1197.9 

1545.- 

1264.4 

1355.- 

1680.1 

1444.7 

1569.4 

1766.7 

1750.2 

1581.9 

1517  2 

1340.2 

15190 

16010 

1446.5 

1560.41 

45  31 
45  96 
5142 

J15  32 

|15  78 
|18  77 


Tab.  73. 


Die  Zahl  der  Abrechnungsstellen  erhöhte  sich  im  Berichts- 
jahre auf  20;  hinzugekommen  sind  Essen,  Karlsruhe,  Düsseldorf. 

Bei  der  Bank  des  Berliner  Kassenvereins  haben  die  Umsätze 
im  Berichtsjahre  seit  längerer  Zeit  zum  ersten  Male  wieder  eine 
beträchtliche  Steigerung  erfahren,  deren  Ursache  in  der  zum  Teil 
günstigen  Gestaltung  des  Bank-  und  Börsengeschäftes  liegt.  Der 
Gesamt-Inkassoverkehr,  der  sich  im  letzten  Jahre  von  16,5  auf 

Einliefprungen  bei  der  Bank  des  Rf»rliner  Kassen  verein  ^^  (in  Mill.  Mark). 


Jahrll     Jan.    |    Febr.    |    März    |    April    |     Mai     |    Juni 


Juli 


Aug.    I    Sept.    [Okt.     I    Nov.    |    Dez.    ||  Jahr 


a)  Gesami-Inkasso -Verkehr. 

1907 

1825 

1465 

1748 

1529 

1380 

1215 

1  221 

1  114 

1235 

1378 

1235 

1234 

1908 

1377 

1  120 

1  154 

1437 

1293 

1  147 

1114 

1077 

1310 

1320 

1161 

1314 

1909 

1481 

1523 

1506 

1  683 

1811 

1560 

1570 

1575 

2  020 

1960 

1604 

1914 

b)  Einlieferun  gen  an  den  Ultimo-Tagen. 

1907 

521 

462 

515 

437 

313 

314 

310 

292 

323 

361 

316 

314 

1908 

368 

305 

291 

343 

302 

313 

271 

296 

419 

398 

354 

369 

1909 

396 

440 

437 

507 

488 

513 

436 

525 

701 

698 

599 

672 

14,8  Milliarden  Mk.  vermindert  hatte,  ist  im  Berichtsjahre  auf 
20,2  Milliarden  Mk.  gestiegen  und  hat  sich  damit  wieder  den 
höchsten  Umsätzen  des  Jahres  1905  genähert.  Eine  prozentual 
noch  größere  Steigerung  zeigen  die  Einlieferungen  an  den  Ultimo- 
Tagen,  die  sich  von  4  Milliarden  im  Jahre  1908  auf  6,4  Milliarden 
Mark  im  Berichtsjahre  erhöht  haben.  Diese  Ziffer  übersteigt 
sogar  noch  die  entsprechende  Zahl  des  Jahres  1905  und  zeigt 
deutlich  die  starke  Ausdehnung  des  Ultimo- Verkehrs.  Mit  Rück- 
sicht darauf,  daß  die  Bank  des  Berliner  Kassenvereins  ebenso 
wie  die  Abrechnungsstellen  „der  Förderung  des  Geldumlaufs  und 
der  Ersparung  von  Barmitteln"  durch  die  Kompensation  der  bei 
ihr  eingereichten  gegenseitigen  Förderungen  ihrer  Mitglieder 
dienen,  ist  der  Eintritt  der  Preußischen  Staatsbank  (Seehandlung) 
in  den  Ausgleich  verkehr  des  Kassenvereins,  der  nach  jahrelangen 
Verhandlungen  im  Berichtsjahre  endlich  erfolgt  ist,  mit  Freuden 
zu  begrüßen. 
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.  Die  EinnaJimen   des  Reiches   aus   der  Wochselstempelsteuer  Wechsel- 

weisen  im  Laufe  des  Berichtsjahres  folgende  Entwicklung  auf : 


Tab.  74. 


Einnahme  an  Wechselstempel  (in  tausend  Mark). 


Jahr  II  Jan.  |  Febr.  [  März  |  April  |    Mai  |  Juni  |   Juli  |  Aug.  |  Sept.  |    Okt.  |  Nov.  |  Dez.  ||    zus. 


17  092 
15  453 


2316 


a)  im 

Deutschen  Reich. 

1907 

1463 

1260 

1385  1444 

1403 

1315 

1523 

1429 

1445 

1588 

1423 

1414 

1908 

1568 

1383 

1402   1296 

1231 

1235 

1390 

1172 

1175 

1336 

1176 

1170 

1909 

1472 

1263 

1348   1400 

1263 

1357 

1875* 

1852 

1626 

1763 

1481 

b)  im  Oberpostdirektionsbezirk  Berlin. 

1907 

i  234 

170 

201 

188 

215 

157 

212 

211  1  246   203 

224 

214 

1908 

220 

183 

187 

210 

189 

206 

203 

190  !  175   199 

193 

161 

1909 

190 

193 

178 

173 

168 

218 

275* 

291 

261 

261 

193 

207 

*)  Wirkung  der  Wechselstempelsteuererhöhung-. 

Während  im  ersten  Viertel] alire  der  Ertrag  der  Steuer  ge- 
ringer war  als  im  Vorjahre,  wiesen  dann  vom  zweiten  Vierteljahr 
1909  ab  die  Steuererträge  eine  Zunahme  des  Wechselumlaufes 
gegen  1908  auf.  Die  außergewöhnlich  hohen  Ziffern  der  Monate 
Juli  bis  zum  Ende  des  Berichtsjahres  sind  jedoch  nicht  nur  auf 
die  Wiederbelebung  des  Wirtschaftslebens  zurückzuführen,  son- 
dern auf  die  neue  Steuergesetzgebung,  die  eine  Erhöhung  des 
Stempels  für  Wechsel,  die  länger  als  drei  Monate  laufen,  brachte. 

Die  Entwicklung  des  internationalen  Greldmarktes  zeigte  im 
Laufe  des  Berichtsjahres  ein  sehr  wechselndes  Bild.  Sie  emp- 
fing, wie  meistens,  ihre  Hauptcharakteristik  durch  die  Vorgänge 
auf  dem  Londoner  Markt.  Die  Bank  von  England  hatte  in- 
folge ihres  langen  Festhaltens  an  eiaer  21/2^/0  igen  Minimal-Dis- 
kontrato  in  das  neue  Jahr  verhältnismäßig  geringe  Mittel  über- 
nommen. Der  Monat  Januar  brachte  ihr  nicht  die  erwarteten 
Eückflüsse,  wohl  aber  einen  starken  Konkurrenten  am  Gold- 
markt, die  Bank  von  Frankreich.  Der  Pariser  Markt  rüstete 
sich  für  die  bevorstehende  Russenemission  von  1400  Mill.  Frcs. 
und  ließ  in  London  Grold  aufkaufen.  Auch  nach  Unter- 
bringung der  Russenanleihe  hörte  Paris  nicht  auf,  als 
Goldkäufer  aufzutreten.  Die  Oesterreichisch-Ungarische  Bank 
war  im  Berichtsjahre  zum  erstenmal  bedeutender  Käufer  von 
Gx)ld.  Es  gelang  ihr,  große  Beträge  an  sich  heranzuziehen, 
auch  wenn  sie  keine  Vergünstigungen  auf  Goldimporte  ge- 
währte, da  die  Anfang  des  Jahres  begebenen  Ungarischen  und 
Oesterreichischen  Schatzscheine  zu  einem  erheblichen  Teile  im 
Auslande  untergebracht  worden  waren.  Das  zweite  Moment,  das 
den  internationalen  Geldmarkt  beunruhigte,  ging  von  Nordamerika 
aus.  Dieses  sandte  von  Mitte  des  Jahres  an  Finanzwechsel  auf 
London  nach  Europa,  die  auch  in  Berlin  zum  Teil  Unter- 
kunft fanden.  Die  Bank  von  England  erhöhte  ihre  inzwischen 
wieder  auf  2 1/2  <^/o  ermäßigte  Diskontrate  nicht  zeitig  genug.  Da- 
durch wurde  sie  schließlich  infolge  des  Anwachsens  der  ameri- 
kanischen Ansprüche  gezwungen,  innerhalb  14  Tagen,  vom 
7.  bis  21.  Okt.,  ihren  Diskont  von  2V2  bis  auf  5  0/0  hinaufzusetzen. 
Wieder  war  es  die  Bank  von  Frankreich,  die,  wie  schon  so  oft, 

16* 


Internationaler 
Geldmarkt. 
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die  englische  Zentralnotenbank  durch  Diskontierung  von  eng- 
lischen Wechseln  unterstützte.  Ebenso  kam  die  Bank  von  Holland 
und  sogar  die  von  Oesterreich-Ungarn  ihrer  englischen  Kollegin 
zu  Hilfe.  Hierdurch  verbesserte  sich  die  Lage  der  Bank  von 
England  so  sehr,  daß  sie  am  9.  Dez.  ihren  Diskont  auf  41/2  ^/o 
ermäßigen  konnte.  Die  Entwicklung  des  internationalen  Geld- 
marktes lenkte  im  Berichtsjahre  wieder  einmal  die  Blicke 
auf  die  amerikanischen  Greldverhältnisse,  die  von  Zeit  zu  Zeit 
eine  Beunruhigung  Europas  herbeizuführen  pfleg-en.  Leider  hat 
es  den  Anschein,  daß  die  im  Berichtsjahre  wieder  aufgerollte 
Frage  einer  für  Nordamerika  so  nötigen  Zentralnotenbank  immer 
noch  nicht  zu  einer  befriedigenden  Lösung  geführt  werden  wird. 
Wie  im  Vorjahre  geben  wir  wieder  die  Veränderungen,  die 
die  ausländischen  Noteninstitute  im  Laufe  des  Berichtsjahres  mit 
ihren  Diskontsätzen  vorgenommen  haben: 

Tab.  75.  Die  offiziellen  Diskonto-Sätze  der  ausländischen  Noteninstitute 

im  Jahre  1909. 


Frankreich       England     Oesterreich      Rußland     I     Schwei* 


Edelmetalle. 
Gold. 


2.  Januar 
13. 

4.  Februar 
1.  April 

3.  „ 
18.  Sept. 

7.  Oktober 
14. 
21. 
11.  November 

9.  Dezember 
Jahresschluß 


30/. 


/o 


2V2V0 
37o 

2V27o 


3% 
5% 

4V27o 


47o 


5V27o 


öVo 

4V2% 


3% 

3V2% 

47o 


37o  41/2%  40/0  41/^0/0 

Nach  den  Berechnungen  des  Londoner  „Statist"  hat  sich  die 
Groldproduktion  seit  dem  Jahre  1896  wie  folgt  entwickelt: 
Tab.  76.  Wert  der  Goldproduktion  in  Pfund  Sterling 


1896  . 

40  450  000 

1903 

.  65  192  000 

1897  . 

47  762  000 

1904 

.  69  378  000 

1898  . 

57  486  000 

1905 

.  75  427  000 

1899  . 

61  345  000 

1906 

.  82  480  000 

1900  . 

50  915  000 

1907 

.  82  200  000 

1901  . 

52  198  000 

1908 

.  88  100  000  (Schätzung) 

1902  . 

59  348  000 

1909 

.  92  100  000 

Die  Groldproduktion  zeigt  mit  einer  Unterbrechung  (1900  in- 
folge des  Transvaalkrieges)  ständig  wachsende  Ziffern,  und 
auch  das  Berichtsjahr  hat  wieder  eine  Zunahme  der  Grold- 
produktion gebracht.  Der  Durchschnittspreis  des  Goldes  stellte 
sich  im  Berichtsjahr  auf  77,93^  gegen  77,10Vi6  ^  Jahre  1908, 
und  hat  sich  demnach  dem  Preise  genähert,  zu  dem  die  Bank 
von  England  die  ihr  angebotenen  Barren  auf  Grund  der  Peel- 
schen  Bank  'Akte  erwerben  muß,  nämlich  zu  77,9  sh  pro  Unze. 
Auch  in  den  einzelnen  Monaten  stand  fast  durchweg  der  Gold- 
preis niedriger  als  im  Vorjahre,  nur  im  Januar  stieg  er  erheblich. 
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nämlich  1  Penny,  über  den  Stand  desselben  Monats  im  Jahre 
1908,  was  auf  die  starke  Konkurrenz  der  Bank  von  Frankreich 
£L.m   Londoner  'Groldmarkt   zurückzuführen   ist. 

Im  Gegensatz  zum  Golde,  dessen  untere  Preisgrenze  infolge  siiber. 

der  Münzgesetzgebung  der  Goldwährungsstaaten  fest  bestimmt 
ist,  und  das  wegen  seiner  Eigenschaft  als  Währungsmetall  auch 
nach  oben  nur  verhältnismäßig  kleine  Preisschwankungen  zeigen 
kann,  erfuhr  Silber  im  Laufe  des  Berichtsjahres  eine  weitere 
Entwertung.  Sein  Durchschnittspreis  an  dem  ausschlaggebenden 
Londoner  Markte  stellte  sich  auf  23,71  d  gegen  24,39  d  im  Vor- 
jahre. Damit  ist  das  Silber  noch  untrer  den  bisherigen  niedrigsten 
Durchschnittspreis,  24,09  d  im  Jahre  1902,  gefallen.  Die  Kelation 
zum.  Golde  zeigt  dieser  Entwicklung  entsprechend  gleichfalls 
eine  weitere  Verschlechterung,  die  Ziffern  lauten: 
1902  1908  1909 

39,14  38,81  39,72% 

während  im  Jahre  1906  die  Eelation  sich  noch  auf  1 :  30,25  ge- 
stellt hatte. 

Da  die  Produktion  des  Silbers  ziemlich  geringe  Schwankungen 
aufweist,  wird  seine  Preisbewegung  in  erster  Linie  durch  die 
iS' achfrage  in  China  und  Indien  bestimmt.  China  ist  der  einzige 
der  großen  Staaten,  der  heute  noch  Silberwährung  hat,  und 
Indien  nimmt  das  fragliche  Metall  in  großen  Mengen  auf, 
wenn  die  wirtschaftliche  Lage  es  dem  Eingeborenen  ermög- 
licht, Ersparnisse  zurückzulegen,  wozu  er  sich,  trotz  der  auch 
in  Indien  herrschenden  Goldwährung,  immer  noch  des  Silbers 
bedient.  Da  nun  aber  die  wirtschaftliche  Lage  „im  Osten" 
wälirend  der  letzten  Jahre  dauernd  schlecht  war,  ist  hierdurch 
eine  Erklärung  für  das  fortwährende  Nachlassen  der  Nach- 
frage nach  Silber  und  für  den  daraus  folgenden  Preisrück- 
gang gegeben.  Im  Laufe  des  Berichtsjahres  trat  Indien  am 
Londoner  Silbermarkte  fast  gar  nicht  als  Käufer  hervor.  China 
dagegen  erwarb  während  verschiedener  Monate  mäßige  Beträge, 
verkaufte  aber  auch  zeitweilig  wieder  in  London.  Ueberhaupt 
hielten  sich  die  Umsätze  am  Silbermarkte  lq  verhältnismäßig 
engen  Grenzen.  Außer  den  indischen  und  chinesischen  Einflüssen, 
die  die  Entwicklung  des  Marktes  im  großen  und  ganzen  bestimmen, 
wirkten  im  Laufe  des  Berichtsjahres  noch  zwei  Momente  zeitweilig 
auf  die  Preisgestaltung  ein,  die  Spekulation  und  die  Nachfrage  des 
europäischen  Kontinents.  Dieser,  wie  Australien,  ließen  ver- 
schiedentlich Silber  aufkaufen,  um  es  als  Scheidemünzen  auszu- 
prägen, und  führten  dadurch  kleine  Preis  auf  besserungen  herbei. 
Das  Vorhandensein  einer  Spekulation  am  Silbermarkte  ist  natür- 
lich. Die  Gründe  für  ihre  Einwirkung  auf  dem  Markte  lagen 
in  folgendem:  die  Haussepartei  ließ  sich  von  der  Hoffnung  auf 
eine  gute  Ernte  in  Indien  und  China  leiten  und  nahm  an,  daß 
der  erwartete  Konjunkturumschlag  auch  die  Verhältnisse  im  Osten 
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Tab.  77. 


bessern  und  damit  die  Silbernachfrage  erhöhen  würde.  Die  Baisse- 
l^ai'tei  dagegen  wies  darauf  hin,  daß  in  Indien  und  China  derartig 
große  Silbervorräte  aufgehäuft  seien,  daß,  selbst  wenn  ein  wirt- 
schaftlicher Umschwung  eintreten  sollte,  eine  bedeutend  erhöhte 
Nachfrage  in  London  doch  nicht  zu  erwarten  sei. 

Durchschnittspreis  der  Unze  Standard- Gold  (in  Schilling  imd  Pence) 

(nacb  den  Marktberichten  von  Pickley  &  Abell  in  London! 


Jahr  i,  Januar  |  Februar  |    März    |   April 


Mai 


Juni 


Juli 


August     Sept.      Oktober-     Nov. 


Dez. 


Durcl 


1907 
1908 
1909 


77.9 

77.9Vl 

77.101/8 


I     77.9V8    I    77.91/2     77.9378 
8  77.91/16  !    77.91/8  I  77.10i/< 


77.9 


77.91/1 


77.10        77.9-/8    ,  77.95/8    ;  77.9'/b 
77.103/8  i  77.101/2  i  77.103/8  j  77.10.25 
77.91/,    '■  77.9       I  77.9       |  77.9 


•7.10        77.101/0    i  77.113,4  I  77.111/4 
7.103/8    77  10.10     77.111/4     77.103/8 


T.IO'V 


•lOi.'ß 


77.9 


Tab. 


Durchschnittspreis  von  Standard-Silber  am  Londoner  Markt. 

d.  per  Unze  Standard  (925  fein). 


Jahr 


1907 
1908 
1909 


Jan. 


31.74 
25.64 
23.81 


Pebr.j  März  I  April!  Mai  |  Juni    Juli  |  Aug.  j  Sept.  i  Okt.   Nov.  j  Dez.  |i  Durchschn.*) 


31.86  ;  31.1380.16 
25.875|  25.55:25.075 
23.75  I  23.7523.50 


30.48  30.86 
243/8  2413/J6 
24.31  24.19 


31.21 
24.65 
23.50 


31.56  31.31 
23.92  23>5/i6 
23.75  23.75 


28.83 
23ii\« 


27.11  ^25.52  80.15  !   30.92 


22.60  i22  75 


23.50  i23.31  23.96  JS23.71  '   39.72.5 


24  39  t   38.81 


Tab.  79. 


*)  Die  letzte  Spalte  gibt  die  Relation  zum  Gold  im  Jahresdurchschnitt  an. 

E.    Renten-    und   Dividendenpapiere. 

1.  Der  Wertpapierhandel  im  allgemeinen. 
In  unserm  letzten  Jahresberichte^)  haben  wir  darauf  hin- 
gewiesen, daß  das  neue  Börsengesetz  von  1908  in  der  ersten  Zeit 
nach  seinem  Inkrafttreten  für  den  Berliner  Effektenhandel  nicht 
die  Von  ihm  erwartete  Belebung  herbeigeführt  hatte.  Diese  Be- 
lebung ist  nun  im  Berichtsjahre  erfolgt,  unterstützt  durch  die 
Anregung,  die  sich  aus  dem  Wirtschaftsleben  selbst  ergeben  hat. 
Diese  Anregung  ging  von  den  Geldverhältnissen  aus,  die  am  An- 
fang des  Berichtsjahres  herrschten.   Dui^ch  die  billigen  Leihsätze 

Report -Geldsätze  für  di 


Name 


Januar 


Re-  F^"^- 
^° ,     satz 

P"^^  |in  o/o 


Februar 


Re- 
port 


IZins 


in% 


März 


Re- 
port 


Zins- 
satz 
in  o/( 


April 


Re- 
port 


1  Zins- 


Mai 


Re- 
port 


Zins- 
satz 

in  o/o 


Juni 


Berliner  Handels-Anteile 

Darmstädter  Bank,  Aktien  .    .         .     . 

Deutsche  Bank,  Aktien 

Disconto-Kommandit-Anteile  .... 

Dresdner  Bank,  Aktien 

Nationalbank,  Aktien 

Oesterr.  Credit-Aklien 

A.  Schaaffhaus.  Bankverein,  Aktien   . 
Oesterr.  Staatsbahn  (Franzosen),  Aktien 
Oesterr.  Südbahn  (Lombarden),  Aktien 


0,05 
0,05 
0,125 
0,05 


23/4 

3V2 
21/4 
2V2 


0,05     I   3 
0,0B        21/2 


Italiener  Rente     .     .     .     .    , 
Ungar.  Kronen-Rente   .     . 
Rtiss.  40/0  Anleihe  von  1902 


0,05 
0,0126 
0,0125 
0,26 


0,226 
0,1376 
0.16 


2'U 

23/4 
2V2 
2V2 


1V2 
21/2 
2V2 


3,0625 

0,0876 

0,1125 

0,125 

0.025 

0,06 

0,0875 

0,026 

0,026 

0ßl26 


0,20 

0,1376 

0,1626 


21/2 
21/4 
2 

23/. 
23/4 

21/2 
21/2 
21/, 
21/2 


0,275 

0,125 

0,25 

0,325 

0,225 

0,0875 

0,25 

0,1375 

0,1875 

0,2626 


2  0,10  I  3' 
234  glatt'  41 
21/2  \o,06        4 


41/4 

3 

41/4 
41/4 
31/2 

4V4 

4 


0,0375 
0,06 
glatt 
0,075 
glatt 
0,0626 
0,05 

0,06  27^ 
glatt  I  2Vo 
0^875      2 


2V2 
21/2 

13/4 
2^2 
21/2 

I   2V. 


0^75 
0,05     I 

0,20   ; 

0,2375J 
0,15  j 
0,025  \ 
0,2a    i 


0,0875 


33/4 
31/2 
21/2 
31/2 
33/4 
31/., 
31/4 
31/2 
33/4 
31/4 


0,175 
0,1375 
0,16     ! 


0,125  i    3 
0,06     ,    31/2 
0,0i>75\    31/0 


0,35  :  4»'4 

0,20  j  48/, 

0,50  ^  4 

0,425  j  i'lt 

0,2875.  49tß 

0,175  1  6| 

0,425  [  4^ 

0,20  I  ^ 

0.30  I 

(i,2:i6  ; 


0,075      31/4 

0,0375 
U,05 


Anmerkung.    Die    kursiv  gesetzten  Ziffern    deuten    an,    daß    für    das    betreffende  Papier  ein  Depfl 
notiert  wurde.  i 


1)  Berl.  Jahrb.   1908,   I,   S.  203. 
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(der  Privatdiskont  betrug  im  Januar  durchsclinittlicli  2,24  o/o) 
war  der  Anreiz  zu  Käufen  gegeben,  die  gleich  nach  der 
Jahreswende  einsetzten.  Da  die  Banken  nur  sehr  mäßige  Ver- 
zinsung für  Depositen  gewähren  konnten,  wurden  ihnen  diese 
entzogen:  sie  fanden  Anlage  in  Wertpapieren,  die  eine  bessere 
Kente  boten.  Naturgemäß  wandte  sich  die  Nachfrage  zunächst 
den  festverzinslichen  Werten  zu,  denn  die  anhaltende  wirtschaft- 
liche Depression  ließ  für  das  erste  noch  keine  befriedigenden 
Erträgnisse  der  Industrie  und  damit  Kurssteigerungen  der  Divi- 
dendenpapiere erwarten.  So  zeigten  denn  auch  Ende  des  ersten 
Quartals  in  erster  Linie  die  festverzinsKchen  Werte,  besonders  die 
höher  rentierenden  ausländischen,  Kursaufbesserungen,  während  die 
übrigen  Papiere  im  großen  und  ganzen  keine  wesentKchen  Er- 
höhungen aufwiesen  und  teilweise  sogar  etwas  gesunken  waren.  Im 
Laufe  des  zweiten  Quartals  trat  dann  aber  ein  bemerkenswerter 
Umschwung  ein.  Das  Publikum  vernachlässigte  die  Rentenwerte, 
deren  Eentabilität  durch  die  Kurssteigerung  vermindert  worden 
war  und  wandte  sein  Interesse  den  Dividendenpapieren  zu.  Es 
machte  sich  allmählich  die  Hoffnung  geltend,  daß  das  Berichtsjahr 
eiae  Wendung  zum  Besseren  im  Wirtschaftsleben  bringen  würde. 
Gestützt  wurde  diese  Hoffnung  ztmächst  durch  das  allerdings 
vorerst  nur  vereinzelte  Auftreten  günstiger  Nachrichten  aus  der 
heimischen  Industrie.  Dann  aber  vor  allem  dadurch,  daß  durch 
das  Anhalten  der  großen  Greldflüssigkeit  eine  der  Hauptbe- 
dingungen  für  einen  neuen  Aufschwung  gegeben  zu  sein  schien. 
Durch  die  Lage  des  Greldmarktes  wurde  einerseits  die  schnelle 
und     glatte     Unterbringung     der     Anleihen     von     Staat     und 


wichtigsten  Ultimo -Papiere  1909. 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

Durchschnitt 
der  gezahlten 
Geldsätze  in  % 

Vorauss.  Dividende  in% 

Re- 
port 

Zins- 
satz 
in  o/o 

Re- 
port 

Zins- 
satz 
in  o/o 

Re- 
port 

Zins- 
satz 
in   0/, 

Re- 
port 

Zins- 
satz 
in   % 

Re- 
port 

Zms- 

satz 
in  «0 

Re- 
port 

Zins- 
satz 
in   0/0 

von  No- 
minal- 
wert 

=  Verzins,  des 

Kurswertes  von 

Ultimo  Dez. 

040 

3 

0,10 

3 

0,45 

51/4 

0,4875 

51/4 

0,4625 

5V4 

0,7625 

7 

4^/8 

9 

4,94 

glatt 

3 

glatt 

3 

0,2375 

43/4 

0,2875 

5V4 

0,2625 

5 

0,50 

7 

4 

6V2 

4,74 

0,15 

21/4 

0,15 

21/4 

0,65 

43/4 

0,70 

5 

0,6875 

43/4 

1,— 

61/4 

33/8 

12 

4,82 

0,1375 

3 

0,125 

23/, 

0,5375 

51/4 

0,55 

51/4 

0,525 

5 

0,80 

63/4 

37/8 

9 

4,60 

0,0625 

3 

0,0625 

3 

0,3625 

5 

0,40 

5^4 

0,375 

51/4 

0.65 

7 

4V8 

8 

4,94 

glatt 

3V4 

glatt 

3 

0,20 

13/4 

0,25 

5V4 

0,225 

5 

0,45 

71/4 

41/8 

6V2 

5,02 

0,05 

2V4 

0,1625 

23;'4 

0,55 

5 

0,5625 

5 

0,55 

5 

0,9125 

7 

33/4 

9 

4,27 

glatt 

3 

glatt 

3 

0,30 

5 

0,3375 

51/4 

0,30 

5V4 

0,5625 

7V4 

4 

7 

4,75 

0,05 

3 

0,075 

3 

0,35 

5 

0,375 

5 

0,35 

5 

0,625 

7 

43/8 

^ 

3,73 

0^5 

3 

2^2 

0,275 
0,15 

3 

23/4 

0,2126 
glatt 

5 
4 

0,2125 
0,05 

51/4 
4 

0,2125 
0,06 

5 
41/2 

0,1626 
glatt 

7V4 

5 

4 

3^4 

0 

0 

feststeh 
vomNo- 
minalw. 

.  Verzinsung i. 0/0 
=Verzs.  d.Kurs- 
wert.v.Ult.  Dez. 

0,16 

33/4 

3,59 

);L125 

23/4 

0,126 

23/4 

0,05 

4^2 

0,05 

5 

0,0625 

5 

0,1875 

7 

33/4 

4 

432 

\1375 

23;, 

0,15 

2V2 

glatt 

41/2 

0,0375 

43/4 

0,0375 

43/4 

0,2125 

71/4 

4 

4 

4,41 

Kommunen  erleichtert,  was  größere  Auftragserteilungen  an 
die  Industrie  ermöglichte.  Andererseits  aber  ermöglichten  es  die 
Geldverhältnisse    der  Industrie,   durch   Aufnahme  von   Anleihen 
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oder  AiusgalHe  Yjoii  Aktien  sich  die  Mittel  zu  beschaffen  zu 
notwendig  gewordenen  technischen  Verbesserungen,  wie  zur  Aus- 
dehnung ihrer  Produktion.  Die  hiermit  verbundene  zunehmende 
Beschäftigung  der  Industrie  mußfte  natürlich  wieder  auf  die  Börse 
zurückwirken  lund  verursachte  hier  im  Verlauf  des  Berichts- 
jalires  eine  stetig  zunehmende  Nachfrage  nach  Dividendenpapieren, 
die  allmählich,  besonders  im  zweiten  Semester,  eine  Hausse  her- 
beiführte, die  fast  ohne  Unter brechling  bis  zum  Ende  des  Be- 
richtsjahres anhielt. 

Trotz  dieser  im  allgemeinen  steigenden  Kursbewegung 
während  des  abgelaufenen  Jahres  hat  es  natürlich  auch  nicht 
an  Kursrückgängen  gefehlt.  Sie  erstreckten  sich  aber  entweder 
nur  auf  einzelne  Gebiete  oder  währten  nur  verhältnismäßig 
kurze  Zeit.  Ein  scharfer,  das  gesamte  Wertpapiergebiet  ziem- 
lich gleichmäßig  in  Mitleidenschaft. ziehender  Kursrückgang  fand 
nur  im  März,  unter  dem  Einfluß  der  ungünstigen  Balkanpolitik, 
statt.  Aber  auch  in  diesem  Falle  verschaffte  sich  der  feste, 
ja  optimistische  Grundton  der  Börse  bald  wieder  Geltung, 
als  die  Gefahren  eines  Konfliktes  zwischen  Oesterreich  und 
Rußland  beseitigt  waren.  Am  24.  März  vollzog  sich  ein  so 
durchgreifender  Umschwung,  daß  bis  Ende  März  fast  der 
gesamte  Kursrückgang  wieder  eingeholt  war.  Hiervon  ab- 
gesehen übten  politische  Ereignisse  im  Berichtsjahre  keinen 
stärkeren  Einfluß  auf  die  Börse  aus.  Auch  die  Verhandlungen 
über  die  Reichsfinanzreform,  die  dem  "Wertpapierhandel  neue  Er- 
schwerungen zu  bringen  drohte,  machten  sich  nur  vorübergehend 
störend  bemerkbar. 


Tab.  80. 


Liquidationskurse,     a.  Reutenpapiere. 


Dez.    Dez.    Dez.  19  0  9 

1906    1907     1908     Jan.  |  Febr. j  März  |  April  |  Mai  |  Juni  |  Juli  |  Aug.  j  Sept.  |  Okt.  |  Nov. 


30/0  Deutsche  Reichs- Anleihe 
30/0  Preussische  Konsols      .    .    , 
3%  Sächsische  Rente  .... 
Argent.  50/0  Eisenb.-Anl.  v.  1890 
ßuenos-Aires  3%  Prov.  Anl.   . 
Chinas.  5%  Aul.  v.  1896  .    .    . 
41/20/0  ,,    V.  1898  .    .    . 

Japanische  41/2%  Anl 

ItaUen.  33/^0/^  Rente  .... 
Portug-.  unif.  III.  Anl.  .... 
Russ.  4%  Anl.  v.  1880      .    .    , 

"       3V2%,.     V.  1894      .    .    . 

„       30/0     „     V.  1896      .    .    . 
40/0  kons,  Anl.  V. 

n       40/0  Anl.  V.  1902      .    .     . 

40/0  Staats-Rente    .    .    . 

Spanische  4 o/p  Rente    .... 

Türk.  unif.  Anl.  v.  1903/06    .    . 

„      400  Fr.-Los© 

Ungar.  40/^  Gold-Rente    .    .    . 
„       Ivronen-Rente  .... 
Buenos  Aires  6  0/0  Stadt- Anleihe 


I.  u.  II, 


87.- 
87 
86 
100.- 

101.50 
96.50 
93.50 

102.75 
69.75 
78.75 


62.80 
78.50 
81.- 


73.50  74. 
93.50  88, 


93.75 
144. 

96. 

95.75 
100.75 


82.60 
82.60 
83.25 
98.60 


103 


79.50 


50  67. 


85.40 
85.30 
85.— 
101.— 

101 
96.75 
92.50 

104.25 
59.50 
83.50 
75.50 
69.- 
84.50 
83.25 
76.50 
95.- 
93.— 

144 
92.50 
91.50 

101.50 


30 
30  86 
o  86 
101 
64 
102 
98 
94 
50104 


100 

2.T  64.80  66.50 
101 


93 

50I144 

93 


.75 


86.90 
86.90 
86.50 
101.25 


102.75 
99.G0 
95.50 

104.50 
62.75 
86.— 
78.25 
72.50 
86. 
50  85.70 
85. 
96.50 
93 

145.50 
95.— 
93.25 

102.75 


86.40 
86.40 
86. 

101.50 
66 

102.25 
99.50 
95.75 

104.75 
G3.75 
87. 
80. 
73. 
88. 
86.50 
85.50 
97.50 
93.25 

147 
95.75 
95.30 

103.— 


85.20 
85.20 
85.50 

101 
66 

102 
98.75 
95.50 

104.75 
64 
87 

79.50 
70.50 
8' 

86.30 
84.50 
97.50 
92.25 

145.— 
95.25 
92.VO 

103 


86.60 

86.60 

86. 
101. 

66. 
103. 


50 


50102. 


101.50 


103 

99.VO 

97.25 
104.75 

64.— 

90.50 

82 

73 

90.50 

89.70 

87.75 

97 

93.50 
501145.50 

95.50 

93. 
50 102.75 


83.50 
83.50 
83.- 

101.50 
65.25 

102.— 
98.75 
95.25 

104.25 
63.50 
89.75 
81.75 
73.50 
89.75 
88.10 
87.60 
94.50 
94 


162.2518 


94.25 
91.50 
102.50 


8511) 
85.10 
84.2Ö 

100.25 
67.- 

10:>..- 
99.25 
96.5(' 

10:l!.7:. 
64..50 
91.- 
85.- 

91.ö() 
90.5U 
89.- 
94.u'i 
93.50 


94.75 
92.50 
102.5( 
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Liquidationskurse.     B.  Dividendenpapiere. 


Dez.  IDez. 

1906  il907 


Dez. 
1908 


Jan.  I  Febr.|  März  |  April|  Mai  |  Juni  |  Juli  |  Aug.  |  Sept.  |  Okt.  |  Nov.  |  Dez 


)ck  Buchen  Eisenb.-Akt . 
ntung  Eisenb.-Akt.  .  .  . 
tr.  Hochbahn- Aktien  .  . 
3erl.  Straßenbahn  Akt.  . 
burger  Straßenbahn  Akt. 
!ht?brader  Eisenb.-Akt. 

;.  B 

,-Ungar.Staatsbahn  Akt.. 
nt.Eisenb.-Betrbsges.Akt. 
isterr.(Lombard.)Eisenb.- 


194.—  179.- 


schau  -Wiener  Eisenb.-A. 
more-Ohio  Eisenb.-Akt.  . 
iida-Paciflc  Eisenb.-Akt.  . 
isylvania  Eisenb.-Akt. 
Ol.  Eisenb.-Akt.  GQo/o  .  , 
bardbahn-Akt 

Meridional-Eisenb.-Akt. . 

Mittelmeer-Eisenb.-Akt. . 
jmbg.  -Prince-Henry- 

5enb.-Akt 

b.-Amerik.  Packetf.-Akt. . 
saDampfschiffahrtsges.A. 

id.  Lloyd  Akt 

.Handels-GesellschaftAnt. 
merz-  u.DiscontobankAkt. 
ustädter  Bank  Akt. .  .  . 
;sche  Bank  Akt.  .  .  .  • 
onto-Commandit  Ant.  .     . 

;dner  Bank  Akt 

onalbank  f.  D.  Akt. .    .    . 

err.  Credit  Akt 

Länderbank  Akt. .  , 
rsb. Int. Handelsbank  Akt. 
;.  Bank  f.  a.  H.  Akt.  .  . 
jhaaff  h.  Bank-Verein  Akt. 
aer  Bank- Verein  Akt.  .  . 
Unionbank  Akt. .     .     . 

Elektrizitätsges.  Akt.  . 
lumer  Gußstahl  Akt     .    . 

sch-Luxembg.  Bgw.  Akt. 

h.-Uebersee.  Elektr.  Akt. 

m.  Union  Lit.  C   Akt. 

imite  Trust  „     .     . 

mkirchen  Bergw.    „     .     . 

■ener  Bgb.  „     .     . 

■nlohe-^\'erke  „     .    . 

ahütte  „    .    . 

schles.  Eisenb  -Bedarfs- 
t 

schles.  P^isen-Indust.  Akt. 
nix  Bgb.  „     . 

1.  Stahlwerke  „     . 

jacher  Hütten  „     . 

ckert  Elekt.  Aktien  .  . 
ens  &  Halske       „        .    . 


194.75 
194.75 

[147.25 
126.75 

34.25 
126.50 
'l22 

;197.50 
138.50 
129.25 

|l92.50 

154 


151 
157 
134 
130 
174 
121 
140 
241. 
186. 
158. 
182. 
216. 
117. 

141. 
158. 
142. 
145. 
213. 
241. 

198.; 

83. 
|173. 
228. 
212. 


.75 


.25 


172.50 


169.25 
185.50 

264.— 

144. 

119. 

28. 

94. 

82. 

149.75 
107.75 
119.25 
187.- 
134.50 


173.25 
178.- 

261.75 
143.25 
113.— 

18  50 

94 

110.50 
177.25 
126.75 
105.— 
174.75 
133. 


174.75 


182.75 
175.75 


179.25 

122.25 

180.^0 
182.50 


264.50  255.50257.50246.50255.— 
144.50 142.25 146.25 150.25 156 
113.75113.50115.— 122.-  121.75 


76.75  76.25 


116. 
114. 
122. 
50|103. 
153. 


107.— 


50 125. 

227. 

169. 

137. 
25114, 

199. 

103. 


1243.- 


199.— 


.75 


.50 


.50 131. 
..50218. 


129. 

134. 

129. 

131, 

195. 

191.20219. 

142.75154 
148, 
59 
156 
188 
192 
180, 
194 


90 


167.80 

159 

164 


17.25 
96.50 

112 

173.— 

128.20 

112. 

178. 

130.75 
75.50 


50 1 


174.50 
164.— 
152.50 

204.50 


121. 
112. 
121, 
92, 
171, 
112, 
131, 
244 
185, 
150 
123 
197 
111 

132, 
135 
130 
136 
222 
222 
152 
148 
61 
156 
186. 
191. 
189. 
>00. 


179.- 


122.— 


177.50 180.50 
176.-181.- 


17.25 

97.50 
108.75 
169.— 
124.- 
112.50113. 

78, 
129.75 

74.75 


17.&0 

98 

110..50112 
172.25 
127.75 


181. 
132.25 
75.50 


116. 
111. 
124. 
91. 
171. 
111. 
128. 
50243. 
185, 
149, 
119, 
196, 
108, 


50 


50 


95.75 
173.50 
165.- 
155.— 

200.— 


105.25 
95.25 
167.— 
161 
150.- 
118.75 
199 


182.75 


121. 


185.75 

120.75 
180.— 
182.50 


117. 

109. 

121. 
85. 

169. 

112. 

129. 
50241. 
75 185. 

153. 

121. 
50202. 

111. 

146. 
25  152. 
50 133. 
50133. 

136. 


18. 

98.50 
.75 
174.VO 
129. 
113.50 
178.- 
136.50 


17.75 
109.25 
112.75 
178 
131.75 
109.75 
176.50 
139.25 

83 


25  126.— 


50119, 


75 


125, 
90, 

172 

112 

131 
25242. 
75 189. 

150. 

122. 
25202. 

113. 


227, 
218, 
155.— 
154.50 
58.50 
162.- 
181.— 
189.25 
185.- 
190.50 


103.50 
94.50 
163.50 
160, 

148.50153 
120.— 
203.— 


.50 


50227. 
189. 


103. 
95.75 
172.75 
169. 

50 
127 
216. 


184.— 

119— 

184.- 
182.— 

247.— 
156.25 
125.50 


186. 

119.50 
183.- 
181.50 


246.50250, 

154.25 

124, 


21.50 
108.- 
115.25 
179. 
133.50 
110.50 
177 
137.50136 

81.75 


130. 
118. 
131. 

92, 
50171, 
110, 
131, 
241 
185 
150, 
120 
200 
114 
145 
142, 
133 
133 
138 
234 
227, 
191, 
163, 

62, 
169. 
180, 
190, 
192, 
189, 


501129, 
116, 


134. 
90. 
170, 
110. 
130. 
241. 
185. 
152. 
50120. 
199, 


50 


50 


25 


501 


100.— 
95.- 

171.50 

166.50 

162. 
25.25 

218. 


20.75 
111.- 
119.50 11 
181, 
135.25 

110.50112.- 
176.50 178. 
137.75 
87.75 


75 


186.25 

119.- 

187.— 
178.75 


81.50 


50 


50135.50 
25 


92. 

174. 

113. 

132. 

246. 

188. 

154. 

123. 
,50202. 
50 114. 

151. 

145. 

134. 
—  133. 

140. 
50232. 
50233. 


25  176.2i 


50 


25 


25 


101.50 
97.75 
172.75 
164. 
151.50 
123.25 
219 


187.75 

119.25 

187.75 

77.75 


161.50 
131.50 


22.50 
117.50 
5 

183.25 
136.50 


95. 


183.75 

115.75 

119. 

185. 

175. 


>47 

161.75 

130.25 

25.25 
21.75 
118. 
185.50 
147.50 
111.25 
182.— 
137.50 
81.25 

132. 
132. 


50245 


5.50238.50243, 
159.25 159.75 
130.50 130.25 


24.75 
120.25 
115.25 
184 
146.75 
112 
183.- 
136.a 
9.75 


131 

126.25 132.50 
136.50148.25 
50 


114.25 

138.- 
50247,25 

192.— 

159.75 

127.25 

206.25 

120.— 

IÖ6.26 

151.75 

143.50 

137.- 

145.- 
25237.25240 

243.50254 

214.- 

170.— 
84.75 

169.25 

196.50 
50199.75 

194.50 
50191.50 


102.50 100.— 
97.50 
181.50193.50213 
170.75 
155.25 
125.25 
222.2.5 


182.— 
164.50 
126.75 
233.25 


115.25 
101.50 110.50 


189. 
172. 
129. 
234.25 


185.50184.75 
""  118.25 


114.75 
119.— 
184.50 
187.75 


120.— 
187.50 
186.25 


23.75 

129.50 
117 
50189.YO 
141.50 
111. 
188. 
136.75 
79.25 


130.50 
132. 
147. 
101.,  0 
179.75 
115 
136.50 
247.75 
196.75 
158.75 
127.25 
206.75 
124.50 
160, 
152.75 
145.25 
135, 
145 
248, 
254.50 
209.— 
171.- 
88.2; 
172.25 
213.— 
202.50202 
220 
194.50194 


113. 

108.50 108, 

212.75 

181.— 

166.50 

136.- 

235.50245 


160.75 
132.— 


25 


75 


.25 


112.2i 


181 

168.25 

140 


24 

129.— 
117.25 
180.25 
136.25 
112.- 
188.— 
136.— 

78.— 

136.— 

133.50 

153.75 

102.— 

182.25 

116.— 

137.— 

50248.75 

75195.50 

162.— 

129.50 

210.75 

127.— 

166.— 

156.25 

147.25 

50137.75 

147.— 

50262.- 

25254.— 

221.25 

182.25 

96.— 

180.— 

222.— 

209.50 

50228.25 

199.75 


114.25 


50109.50 
>12.50  224.50 


192.50 
196.50 
138.50 
249,25 


250 
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Bei  der  Vergleichung  der  Liquidationskurse  in  den  einzelnen 
Monaten   sind  die  Kurs-Ab-   und  Zuschläge  zu  berüoksiditigen. 

Die  an  der  Berliner  Börse  im  Jahre  1909   für  Ultimopapiere   festgesetzten 
Tab.  82^ Kurs-Ab-  und  Zuschläge. 


Nr. 


Name  des  Papiers 


Datum 


1    I 


Ab-  (— )  oder  Zu- 

scblag  (-{-)  (in  o/o) 

4 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 
30 
31 
32 
33 
34 
35 
36 
37 
38 
39 
40 
41 
42 
43 
44 
45 
46 
74 
48 
49 
50 
51 
52 
53 
54 


Siemens  &  Halske,  Aktien  .  .  .  . 
Baltimore  and  Ohio  Eisenbahn,  Aktien 
Russische  4%  Staatsrente  .  .  .  . 
Große  Berliner  Straßenbahn,  Aktien  . 
Hamburger  Straßen-Eisenbahn,  Aktien 
Berliner  Handelsges.,  Anteile  .  .  . 
Nationalbank  f.  D.,  Aktien  .  .  .  . 
„Hansa"  Dampf schiffahrtsges.,  Aktien 

Deutsche  Bank,  Aktien 

Commerz-  und  Disconto-Bank,  Aktien 
Diskonto-Kommandit-Anteile .  .  .  . 
A.  Schaaffhausenscher  Bkverein.,  Akt. 
Mitteldeutsche  Creditbank,  Aktien  . 
Hamburg- Amerik.Packetfahrt,  Aktien 

Dresdner  Bank,  Aktien 

Oesterreich.  Länderbank,  Aktien  .     . 
Ungarische  Creditbank,  Aktien       .     . 
Wiener  Unionbank,  Aktien     .     .     .     . 

Canada  Pacific  Eisenbahn,  Aktien 
Darmstädter  Bank,  Aktien      .     .     .     . 

Wiener  Bankverein,  Aktien    .     .     .     . 

Petersburg.  Internat.  Handelsbk  ,  Akt 
Russische  Bank  f   a.  H.,  Aktien     .     . 
Oesterreich.  Kredit-Aktien      .     .     .     . 

Türkische  Tabak-Regie,  Aktien  .     .     . 
Italienische  Mittelmeerbahn,  Aktien    . 
Gelsenkirchen  Bergwerk,  Aktien  .     . 
Norddeutscher  Lloyd,  Aktien      .     .     . 
Oberschles.  Eisen-Industrie.  Aktien    . 
Gotthardbahn,  Aktien      .     .     .     .     .     . 

Gelsenkirchen  Bergwerk,  Aktien  .  . 
Oberschi.  Eisenbahn-Bedarfsges.,Akt. 
Luxembg.  Prince  Henri  Eb.,  Aktien 
Nobel  Dynamite  Ti'ust,  Aktien     .     .     . 

Russische  40/q  Staatsrente 

SüdösteiT.  (Lombard)  Eb.,  Aktien  .  . 
Lübeck — Buchener  Eb.,  Aktien  .     .     . 

Pennsylvania  Eh.,  Aktien 

Buschtehrader  Eh.,  Aktien  .  .  .  . 
Deutsch.  Uebersee  Elektr.-  Ges.,  Akt. 
Anatolische  600/0  Eb.-Aktien  .  .  . 
Oesterr.-ungar.  Staatsbahn,  Aktien 
Italienische  Meridionalbahn,  Aktien  . 
Warschau- Wiener  Eb.,  Aktien  .  .  . 
Hohenlohe- Werke,  Aktien  .  .  .  . 
Oriental.  Eb.-Betriebs-Ges.,  Aktien 
Baltimore  and  Ohio  Eisenb.,  Aktien   . 

Russische  4%  Staatsrente 

Canada  Pacific,  St. -Aktien  .  .  .  . 
Türkische  Tabak-Regie,  Aktien  .  . 
Italien.  Mittelmeerbahn,  Aktien  .  .  . 
Deutsch-Luxembg.  Bergw.,  Aktien 
Harpener  Bergbau,  Aktien,  .  .  .  . 
Rheinische  Stahlwerke,  Aktien  .     .     . 


27. 
27. 

6. 
17. 
20. 
20. 
22. 
25. 
26. 
27. 
27. 
27. 
31. 
31. 
31. 
31. 
31. 

2. 

5. 

5. 


Januar 
Februar 

n 

März 


/. 

7. 

i   14. 

14. 

19. 

30. 

1. 

5. 
10. 
15. 
29. 
29. 
29. 

1. 

1. 

1. 


Mai 


Juni 


14. 
23. 
25. 
30. 
30. 
30. 
30. 

1. 
31. 
31. 

2. 
13. 
14. 
26. 
27. 
28. 


Juli 
Aug. 

Okt. 


April        — 


+ 


2,99 
0,05 
4,25 

6 


— 

8 

— 

1,50 

— 

0 

— 

3 

— 

2,50 

+ 

4 

— 

3,50 



0 



6 

— 

3,50 

— 

3,48 



2 

— 

3,52 

— - 

5,95 

— 

5,95 

— 

5,40 

— 

5,97 

+ 

2,085 

— 

5 

+ 

4 

+ 

2,50 

2,70 

— 

4,90 

+ 

2,50 

1,0575 

— 

6,01 

4- 

0,05 

+ 

4 

4 

+ 

1,0125 

6,75 

5,50 

1,20 

2,15 

1,535 

4 

4 

1,05 

1,01 

0,05 

0,5125 

0,02 

1,5125 

6 

4 

2 
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Nr. 

Name  des  Papiers 

1           Datum 

Ab-  (— )  oder  Zu- 
schlag (-f-)  (in  o/o) 

IL                    ,                  2 

1               3 

4 

55 

Bochumer  Gußstahl,  Aktien   .     .     . 

.       1.  Nov. 

—      8 

56 

„Phoenix"  Bergbau,  Aktien    .     .     . 

5.       „ 

—     5 

57 

Dortm.  Union,  Lit.  C.  Aktien      .     . 

8-       ^ 

+     2 

58 

Rombacher  Hüttenwerke,  Aktien  . 

10.       „ 

—     1 

59 

Russische  4%  Staatsrente  .... 

30.       „ 

—     0,05 

60 

Pennsylvania  Eisenbahn,  Aktien    . 

4.  Dez. 

—     2,9875 

61 

Allgem.  Elektr.-Ges.,  Aktien  .     .     . 

10.      „ 

—     9 

62 

Pennsylvania  Bb.,  Akt.  (Bezugsrecht) 

10.      „ 

—     7,65 

63 

Canada  Pacific,  Aktien  (Bezugsrecht) 

14.      „ 

—     9,325 

64 

Italien.  Meridional-Eisenb.,  Aktien     . 

31.      „ 

—     0,52 

65 

Oesterr.- Ungar.  Staatsbahn,  Aktien     . 

31.      „ 

—     0.535 

Die  Emissioiistätigkeit  hat  durch  dio  im  Laufe  des  Berichts- 
jahres eingetretene  große  Ausdehnung  des  Börsengeschäfts  eine 
nicht  zu  unterschätzende  Unterstützung  gefunden.  Wir  haben 
es  hier  mit  einer  der  günstigen  Wirkungen  des  neuen  Börsen- 
gesetzes zu  tun.  Die  Berliner  Börse,  die  unter  dem  Drucke  einer 
erschwerenden  Gesetzgebung  so  erheblich  gelitten,  hat,  von  diesem 
Drucke  befreit,  wieder  in  höherem  Maße  internationale  Be- 
deutung erlangt.  Mit  dem  Fallen  der  hindernden  Schranken  hat 
der  für  die  gesamte  Volkswirtschaft  so  bedeutsame  Börsenverkehr 
wieder  diejenige  Ausdehnung  erfahren,  die  eine  unerläßliche  Vor- 
bedingung für  seine  Betätigung  ist.  Wenn  hierbei  einzelne  Ueber- 
treibungen  stattgefunden  haben,  so  muß  hervorgehoben  werden, 
daß  Banken  und  Börse  es  an  nachdrücklichen  Warnungen  nicht 
haben  fehlen  lassen.  ' 

Die  Belebung  selbst  hat  sich  nicht  auf  alle  Gebiete  gleich- 
mäßig erstreckt.  Wie  bereits  erwähnt,  machte  sich  die  erste 
Besserung  auf  dem  Markte  der  festverzinslichen  Wertpapiere 
geltend,  die  in  den  Monaten  März  und  April  ihre  höchsten  Kurse 
erreichten.  Von  da  an  trat  aus  den  oben  angeführten  Gründen 
eine  rückläufige  Bewegung  ein,  die  bis  zum  Jahresschlüsse  bei  den 
deutschen  Staatsanleihen  sogar  zli  einem  Sinken  unter  das  Kurs- 
niveau vom  31.  Dez.  1908  führte  (3  o/o  Reichsanleihe  —  0,45  o/o, 
31/2  0/0  Preußische  Konsols  —  0,50  0/0).  Die  heimischen  Städte- 
anleihen staaden  im  allgemeinen  am  Ende  des  Berichts- 
jahres etwas  höher  als  1908.  Bedeutende  Kursanfbesserungen 
erfuhren  die  ausländischen  Anleihen,  besonders  die  russischen  (40/0 
kons.  Anleihe  von  1902  -(-  7,30  0/0,  4  0/0  Staatsrente  +  13,10  0/0). 
Letztere  erlitten  übrigens  im  Gegensatz  zu  anderen  Staats- 
papieren nach  dem  April  keine  Abschwächung  im  Kurse,  sondern 
stiegen   bis   zum   Dezember   dauernd   weiter. 

Bei  den  Dividendenpapieren  konzentrierte  sich  zu  Beginn 
des  Berichtsjahres  das  Interesse  auf  Kolonial  werte.  Als  sich  aber 
später  herausstellte,  daß  die  wirtschaftliche  Depression  des  Vor- 
jahres nicht  s|o  stark  gewirkt  hatte,  entwickelte  sich  in  erster  Linie 
auf  dem  Kassamarkt  ein  außerordentlich  lebhafter  Verkehr.  Dort 


\öl 
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wurden  die  Aktien  solcher  Unternelimungen  gekauft,  die  für  das 
laufende  Greschäftsjalir  befriedigende  Erträgnisse  in  Aussicht 
stellten.  Erst  verhältnismäßig  spät  wurde  die  Aufmerksamkeit 
auf  den  Montanmarkt  gelenkt.  Die  fast  überwiegend  ungünstigen 
Dividendenschätzungen  boten  der  Spekulation  und  dem  Kapital  zu- 
nächst keine  Anregung.  Als  jedoch  bekannt  wurde,  daß  die 
Mehrzahl  der  großen  Montanwerke  (z.  B.  Hoesch,  Deutsch-Luxem- 
burger, Bochumer,  Phönix)  unter  dem  wirtschaftlichen  Eückgange 
weit  weniger  zu  leiden  gehabt  hatten,  als  angenommen  worden 
war,  entwickelte  sich  auf  dem  Markte  der  Montanwerte  ein  un- 
gemein lebhaftes  Geschäft.  Die  Aktien  der  vorgenannten  Ge- 
sellschaften erfuhren  dann  auch  besonders  starke  Kurssteigerungen. 
Z.  B. :  Hoesch  ca.  60,  Deutsch-Luxemburger  ca.  64  o/o.  Eine  Sonder- 
stellung nahmen  die  Elektrizitätswerte  ein.  Es  wurde  frühzeitig 
bekannt,  daß  diese  Industrie  in  der  abgelaufenen  Periode  einen 
günstigeren  Geschäftsgang  gehabt  hatte  und  die  großen  Werke 
teilweise  sogar  höhere  Dividenden  würden  zur  Verteilung 
bringen  können.  Infolgedessen  standen  fast  während  des  ganzen 
Jahres  die  Elektrizitätsaktien  mit  in  dem  Vordergrund  des 
Interesses,   und  ihre  Kurse   gingen  rapide   in   die   Höhe. 

Tab  83.  Bezeichnende  Kursschwankungen  wichtiger  Industriepapiere  von  Ende  1908  bis  Ende 


a)  Kurserhöhungen 


b)  Kursrückgänge 


Name  des  Papiers: 


31.  Dez.   31.  Dez. 
1908         1909 


Stei- 
gerung 
in  o/o 


Name  des  Papiers: 


31.  Dez. 
1908 


31.  Dez. 
1909 


Akt.-Ges.  f.  Aiüliiifabrikation  .     .     . 

Adler-Fahrradwerke 

Berliner  Omnibus-Ges 

AUgem.  Elektr.-Ges 

Gubener  Hutfabriken 

Dürkopp  Maschinen 

Bochumer  Gußstahl 

Chemische  Werke  Albert    .... 

Deutsche  GasglOhlicht 

Deutsche  Jutespinnerei  Meißen  .  . 
Deutsch-Luxemburger  Bergwerk  . 
Deutsche  Spiegelglas  A.-G.     .     .     . 

Dortmunder  Union  C 

Duxer  Kohlenverein 

Elberfelder  Farben-Fabrik  .  .  . 
Essener  Steinkohlen-Bergwerk   .     . 

Freund  Maschinen 

Gebhardt  &  König 

Hamburg-Amerika  Paketf 

Hansa  Dampfschiff 

Harburg  Wien,  Gummi 

Hoesch,  Eisen  und  Stahl     .... 

Hofmann  Waggon 

nse  Bergbau 

Kaliwerk  Aschersleben 

Loewe  &  Co 

Kappel  Maschinen 

Mühle  Rüningen 

Norddeutsche  Wollkämmerei  .     .     . 

Phönix  Bergwerk 

Uhein-Xassau  Bergwerk  .... 
Schuckert  Elektrizit.-A.-G.  .  .  . 
Stahl  &  Xölke  Streichholz-Fabr.  . 
Wernshausen  Kammgarnspinnerei . 
Westeregeln  Alkali      ...... 


278,75 
277,25 
105,— 
218,50 
151,60 
285,25 

223 

IIb  — 
371,50 
209,— 
165,75 
312,— 
61,40 
207,25 
414,— 
157,75 
327,50 
220,90 
112,10 
116,75 
125,- 

222 

419,75 
384,80 
141,40 
256,— 
289,— 
138,50 
137,75 
177.50 
227,50 
115,40 
121,— 
116,75 
178,50 


364,75 
138,50 
263,70 
203,90 
363,— 
252,75 
498,25 
658,50 
293,50 
220,40 
375,25 
96,— 
225,75 
483,50 
199,90 
366,75 
347,75 
135,60 
157,50 
184,— 
282,75 
540,25 
475,— 
175,— 
290,— 
376,— 
229,— 
170,20 
223,- 
302,— 
140.70 
173,— 
161,— 
240,- 


90,25 
87,50 
33,50 
45,20 
52,30 
77,75 
29,75 
63,25 

287,-1) 
84,50 
64,65 
63,25 
34,60 
18,50 
69,50 
42,15 
39,25 

126,851) 
23,50 
40,75 
59,— 
60,75 

120,50 
90,20 
33.60 
34,— 
87,— 
90.50 
32,45 
45;50 
74,50 
25,30 
52,- 
44,25 
61,50 


Berliner  Holzkomptoir  .  .  . 
Bernburger  Maschinen  .  .  . 
Breitenberger  Portland- Cement 

Bremer  Linoleum 

C.  Ernst  &  Co 

Finkenberg  Portland-Cement 
Feiten  &  Guilleaume  .... 
Germania  Portland-Cement 
Hüstener  Gewerkschaft  .  .  . 
Kahla  Porzellanfabrik  .  .  . 
Lothringer  Cement  .... 
Petroleum-Werke  abg.  V.-A.  . 
Vomvohler  Portland-Cement   . 


76,— 

:;   105,— 

II   131,10 

1   159,75 

!!     66,— 

ii   169,25 

1    154,50 

'i   115  — 

67,10 

325,— 

128,75 

56,— 

241  — 


67  60 

88'80 

iis'eo 

120'— 

46'50 

133'— 

140'50 

100'— 

32'— 

295'— 

107'50 

12'60 

224'7Ü 


Folgende  Kursabschläge  wegen  Abtrennung  von  Bezugsrechten  sind  zu  berücksichtige! 
•)  14.10  0/,,  2)   13.50  0/0. 
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Aber  auch  die  Mehrzahl  derjenigen  Wertpapiere,  in  denen 
sich  nur  vorübergehend  ein  lebhafteres  Geschäft  entwickelt-e, 
haben  im  Jahre  1909  teilweise  sogar  anhaltende  Kurssteigerungen 
zu  verzeichnen.  Dies  gilt  beispielsweise  von  den  Bankaktien, 
den  amerikanischen  Eisenbahnaktien  und  den  Schiffahrtspapieren. 
(Disoonto  Commandit  17,50,  ÜTCsdner  !Bank  15,50,  Petersburger 
Intern.  Hand.-Bank  36,20  o/o ;  Canada  Pacific  5,90,  Baltimore  & 
Ohio  7,40  0/0 :  Hamburg-Amerika  23,50,  Nordd.  Lloyd  13,50,  Hansa 
Dampfschiffahrt  40,75  o/o.) 

Bezugs  re  chtswerte. 


Tab.  84. 


Nr. 


Tag  der  Notierung 
vom  i  bis 


Name  des  Papieres 


Durch- 
scbnittl. 
Wert  des 
Bezugs- 
recht, in  o'n 


1 

2 

3            il 

4                                        ,!         5 

1 

2. 
2. 
4. 

1.  09 
1.  09 

1.  09  ! 

4. 
6. 
5. 

1.  09 
1.  09 

1.  09 

Elektr.  Hochbahn,  Akt 

1,50 

2 

Rombacher  Hütte,  Akt 

1,50 

3 

Archimedes  Bgh.,  Akt 

4,20 

4  1 

22. 
29. 

1.  09  ; 

1.  09  1 

27. 
4. 

1.  09 

2.  09 

Zellstoff  Waldhof,  Akt 

26.50 

4,— 

5  i 

Deutsche  Gasglühl.,  Akt.      .     .     . 

6 

1. 

2.  09 

4. 

2.  09 

Hedwigshiitte.  Akt 

4V2 
36,50 

7 

8. 

2.  09 

9. 

2.  09 

Rositzer  Braunkohlen,  Akt.     .     . 

8 

13. 

2.  09  1 

16. 

2.  09 

Riebeck  Montanwerke,  Akt.     .     . 

36,50 

9 

5. 

3.  09 

8. 

3.  09 

Deutsche  Uebersee  EL,  Akt.    . 

1,45 

10 

10. 
12. 

3.  09 
3.  09 

12. 
14. 

3.  09 
3.  09 

Holstenbrauerel,  Akt 

5, — 

11 

Schles.  Elekt.  u.  Gas,  Akt.  .     . 

8^10 

12 

15. 
18. 

3.  09 
3.  09 

17. 
20. 

3.  09 
3.  09 

Bismarckhütte,  Akt 

24,50 

8,75 

13 

Sibirische  Handelsbk.,  Akt.     . 

14 

24. 

3.  09 

28. 

3.  09 

Vereinsbank  in  Hamburg,  Akt. 

0.65 

15 

24. 

3.  09 

29. 

3.  09 

Orenstein  &  Koppel,  Akt.    .     .     . 

8,50 

16 

2. 

8. 
12. 
13. 

4.  09 
4.  09 
4.  09 
4.  09 

6. 

9. 
14. 
18. 

4.  09 
4.  09 
4.  00 
4.  09  1 

Essener  Bankverein,  Akt.    . 

2,65 
13,80 

17 

Kahla  Porzellan,  Akt 

18 

Triptis  Porzellan,  Akt. 

4,50 

19 

Eintracht  Braunkohlen,  Akt.  . 

28,60 

20 

15. 

4.  09 

16. 

4.  09 

Deutsche  Ansiedlungsbk.,  Akt. 

0,25 

21 

16. 

4.  09 

17. 

4.  09 

Brüning  &  Sohn,  Akt.      .     .     . 

18,75 
5,— 

22 

25. 

4.  09 

29. 

4.  09 

Württembg.  Vereinsbk.,  Akt. . 

23 

25. 

4.  09 

27. 

4.  09 

Lübecker  Maschinenfabr.,  Akt. 

11- 

24 

26. 

4.  09 

28. 

4.  09 

Württembg.  Bankanstalt,  Akt. 

5,20 

25 

27. 

4.  00 

29. 

4.  09 

Ver.  Glanzstoff,  Akt 

341,50 

26 

4. 

5.  09 

9. 

5.  09 

Gelsenkirchen  Bgb.,  Akt.    .     . 

4,925 

27 

5. 

5.  09 

8. 

5.  09 

Leonhard  Braunkohlen,  Akt.  . 

2,75 

28 

10. 

5.  09 

14. 

5.  09 

Ges.  f.  elektr.  Unternehmg  ,  Akt 

4,75 

29 

12. 

5.  09 

!6. 

5.  09 

Müller  Speisefett,  Akt.     .     .     . 

16,50 
0,15 

30 

16. 

5.  09 

18. 

5.  09 

Anhalter  Kohlenwerke,  Akt.    . 

31 

20. 

5.  09 

24. 

5.  09 

Gothaer  Grundcreditbk.,  Akt. . 

2,80 

32 

25. 

5.  09 

29. 

5    09 

Budens  Eisenwerke,  Akt.    . 

0.50 

33 

25. 

S.  09 

29. 

5".  09 

Königsberger  Zellstoff,  Akt.     . 

28,30 

34 

25. 

5.  09 

28. 

5.  09 

Stettiner  Chamottefabr.,  Akt.  . 

30,50 

35 

1. 

6.  09 

4. 

6.  09 

Sarotti   Chokolade     4kt.   .     .     . 

3,75 

36 

3. 

6.  09 

5. 

6*.  09 

Antwerpener  Zentralbk.,  Akt. 

0,95 

37 

4. 

6.  09 

7. 

6.  09 

Leipziger  Werkzeug,  Akt..     . 

26,50 

38 

5. 

6.  09 

9. 

6.  09 

Adler  Portland  Cement,  Akt.  . 

7,25 

39 

24. 

6.  09 

26. 

6.  09 

Chem.  Werke  Heyden,  Akt.     . 

4.50 

40 

25. 

6.  09 

29. 

6.  09 

Rhein.  Creditbk.,  Akt.      .     .     . 

0.60 

41 

26. 

6.  09 

30. 

6.  09 

Wasserwerke    Gelsenkirchen,    A 

[kt! 

23,- 

42 

3. 

7.  09 

5. 

7.  09 

Maschinenfabrik  Buckau,  Akt. 

0,15 

43 

8. 

7.  09 

12. 

7.  09 

Berlin- Anhalt.  Maschinen,  Akt. 

15,50 

44 

10. 

7.  09 

14. 

7.  09 

Sächs.-Thüring.  Porti.  Cement,  Akt. 

3,25 

4:. 

i  13. 

7.  09 

1   14. 

7.  09 

Rheinische  Hyp.-Bk.,  Akt.  .     . 

1,70 

Bezugsrecbts- 
werte. 
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Nr. 


Tag  der  Notierung 
vom  ,  bis 


Name  des  Papiers 


Üurch- 
schnittl. 
Wert  des 
Bezugs- 
recht. inO/o 


46 
47 
48 
49 
50 
51 
52 
53 
54 
55 
56 
57 
58 
59 
60 
61 
62 
63 
64 
65 
66 
67 
68 
69 
70 
71 
72 
73 
74 
75 
76 


14. 
16. 
29. 

9. 
16. 
22. 
19. 

3. 

7. 

7. 

7. 


7. 
7. 
7. 
8. 
8. 
8. 
9. 
10. 
10. 
10. 
10. 
12.  10. 
18.  10. 

24.  10. 
2.  11. 
4.  11. 

18.  11. 
22.  11. 

22.  11. 

25.  11. 
27.  11. 
29.  11. 

6.  12. 

6.  12. 

6.  12. 

8.  12. 

8.  12. 
11.  12, 
20.  12. 

23.  12 
27.  12. 


09 
09 

09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 


18. 
21. 
31. 
11. 
19. 
24. 
26. 

6. 
10. 
10. 
11. 
14. 
21. 
27. 

5. 
18. 
23. 
26. 
23. 
27 
29. 

1. 
17. 

9. 

9 

10. 
11. 
28. 
22. 
27. 
28. 


9. 

10. 
10. 
10. 
10 
10. 
10. 
10. 

11. 
11. 
11. 
11. 
11. 
11. 
11. 

12. 
12. 
12. 
12. 
12. 
12. 
12. 
12. 
12. 
12. 


09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 
09 


Akt 


Donnersmarckhütte,  Akt.  .  . 
Hohenlohewerke,  Akt.  .  .  . 
Düsseldorfer  Röhrenwerke,  Akt. 
Braunschwg.  Straßenb.,  Akt.  . 
Petersburger  elektr  Bei.,  Akt. 
Preiiß.  Pfandbrief-Bank,  Akt.  . 
Petersburg.  Intern.  Handelsbk 
Gerbstoffwerke  Renner,  Akt.    . 

Baer-Stein,  Akt 

Dresdner  Sardinen,  Akt.      .     . 
Varziner  Papierfabrik,  Akt. 
Niederdeutsche  Bank,  Akt. .     . 
Norddeutsche  Creditanstalt,  Akt. 
Hasper  Eisenwerke,  Akt.     .     . 
Humboldt  Maschinenfabrik,  Akt 
Wittener  Stahlröhren,  Akt. 

Rombacherhütte,  Akt 

Rhein  -Westfäl.  Di-skontoges.,  Akt 
Gebhardt  &  König,  Akt.  .  .  . 
Beton-  u.  Monierbau,  Akt.  .  . 
Chemnitzer  Bankverein,  Akt.  . 
Ostbank  für  Handel  u.  Gewerbe, 
Pennsylvania  shares  .... 
Westfäl.  Draht-Ind.,  Akt.  .  . 
SchlesLsche  Bankverein,  Akt.  . 
Schwelmer  Eisen,  Akt.  .  .  . 
Stettiner  Vulkan,  Akt.  .  .  . 
Canada  Pacific  shares  .  .  . 
Duxer  Porzellanfabrik,  Akt.     . 

Lauchhammer,  Akt 

Linsrel,  Schuhwarenfabrik,  Akt 


Akt, 


40,00 
2,55 
3,— 
2,50 
2.10 

1- 
3,40 
5,50 

74,40 

47,— 
4,75 
0,18 
0,48 

24,90 
2,10 

41,30 
2,— 
0,40 

13,50 
4  — 
0.10 
0,75 
7,50 
3,75 
2,95 
7,50 

17,60 
9,325 
4.25 
8,>5 

42,50 


Emissionen.  Ueber  dic  Gesamtheit  der   deutschen  Etoussionen  erscheinen 

bei  Schluß  des  Kalenderjahres  regelmäßig"  zwei  private  Statistiken 

Tab.  85.  Emissionen  1)  im  Deutschen  Reich. 

Statistik  der  „Frankfurter  Zeitung".     (Kurswert  in  Mill.  Mark.) 


1907 

1908 

1909 

1.  Deutsche  Staatsanleihe    .     . 

54106 

1079.52 

1066.66 

2.  Ausländische  Staatsani.  .     . 

!           49.83 

98.51 

178  56 

3    Stadt-  und  Provinzialanl.    . 

496.66 

606.43 

532.82 

4.  Deutsche  Hyp.-Obl.     .     .     . 

287.24 

492.32 

582.94 

5.  Ausländ.  Hyp.-Obl.     .     .     . 

— 

1.98 

4.Ö84 

6.  Sonstige  Obligationen      .     . 

172  96 

402.15 

329.19 

7.  Bank-Aktien 

97.41 

75.63 

145.38 

8.  Eisenbahn-Aktien  .... 

4.70 

28.34 

18.60 

9    Industrie-Aktien     .     .     . 

240.20 

326.86 

322.42 

1899.96 

3111.54 

3222.41 

Davon  in  festverzinsl.  Obl.     . 

1547.75 

2680.91 

273601 

Aktien . 

352.21 

430.63 

486  40 

1)  In  dieser  Tabelle  sind  lediglich  Neu- Emissionen  enthalten,  insbesondere  also 
die  eigentlichen  Konversionen  außer  acht  gelassen.  Die  von  bestehenden  Gesellschaften 
ausgegebenen  neuen  Aktien  sind  in  der  Tabelle  enthalten,  gleichgültig  ob  diese  erst  mittels 
Ausübung  des  Bezugsrechts  zur  Ausgabe  gelangt  oder  bereits  an  der  Börse  eingeführt  worden 
sind.    Der  Absatz  an  Hypoth. -Obligat,  ist  schätzungsweise  eingesetzt. 
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der  ,, Frankfurter  Zeitung"  und  des  „Deutschen  Oekonomist". 
Nach  verschiedenen  Grundsätzen  aufgestellt,  sind  sie  unterein- 
ander nicht  vergleichbar,  geben  jedoch  jede  in  sich  eine  vergleich- 
bare Reihe.  Nach  beiden  Statistiken,  denen  wir  m  Tab.  87  noch 
die  bei  der  Berliner  Börse  zugelassenen  Wertpapiere  hinzufügen, 
entfällt  der  weitaus  größte  Prozentsatz  der  Emissionen,  wie  in 
den    früheren   Jahren,    auf   festverzinsliche   "Werte. 


Tab.  85. 

Statistik  des 


Emissionen  im  Deutschen  Reich. 

(Deutschen  Oekonomist."     (Nominal-  und  Kurswert  in  Mill.  Mark.) 


1907                1 

1908                1 

19U9 

Nom.- 

Kurs-    1 

Nom.- 

Kurs- 

Nom.- 

Kurs- 

1   Betrae 

wert 

Betrag 

wert 

Betrag 

wert 

Deutsche  Papiere 

1 

1 

Staatsanleihen   .... 

i    551.00 

546.22 

1269  00 

1258  99 

1  065.00 

1  062  92 

Kommunal- Anleihen 

1    430.86 

425.44 

536  30 

51171 

395  22 

409.86 

Pfandbriefe 

326.33 

326  33 

400.00 

400  00 

750.00 

750  00 

Eisenbahn -Oblig.  .     .     . 

1        1.00 

0.99 

3.20 

3.20 

4.50 

4.48 

Industrie- Oblig.     .     .     . 

j    170.90 

172.70 

317.42 

314.70 

270  71 

273.55 

Bisenbahn -Aktien      .     . 

0  61 

0.62 

16.21 

18.94 

25.00 

28.66 

Bank- Aktien      

i    108  89 

152.49 

5O.50 

68.82 

53.30 

80.85 

Vers. -Aktien      .... 

:       3.06 

3.06 

11.00 

11.63 

3.00 

3.00 

Industrie- Aktien   .     .     . 

284.14 

431.32 

26233 

599.81 

410  03 

731.31 

Dtsch.  Papiere,    Summa 

1876.79 

2059.26 

^865.96 

3187.80 

2976  76  !  3344.63 

Ausländ!  sehe  Papiere 

i 

Staatsanleihen   .... 

80.80 

78.03 

149.38 

144.23 

11594 

i    109.06 

Kommun  al- Anleihen 

i 

— 

37.00 

24.80 

57.00 

!      54  72 

Pfandbriefe 

i        4.00 

3.80 

— 

— 

22.75 

i      21.81 

Eisenbahn-Oblig.  .     .     . 

34.00 

32.46 

5.00 

4.98 

140  41 

!    128.59 

Industrie-Oblig.     .     .     . 

— 

— 

31.57 

31.22 

— 

1       

Eisenbahn-Aktien      .     . 

8.00 

15  03 

— 

— 

!        6.30 

i       1112 

Bank-Aktien      .... 

66  05 

23  34 

7.40 

10  84 

2  1b 

4.54 

Industrie-Aktien   .     .     . 

— 

— 

9  68 

1195 

1      14  14 

18.92 

Ausländ.Papiere,  Summa 

14J.85 

152  6ö 

24(J  03 

228.U2 

1    3:>8  70 

1    348.76 

Gesamt- Summia 

20 1 9.64 

12211.92 

3l05.y9 

3415.82 

!  3335.46  !  3693  39 

Tab.  87.        Die  bei  der  Berliner  Börse  neu  zugelassenen  Wertpapiere. 

Jahr    II     Jan.      |  Febr.  |  März  |  April  |     Mai    |  Juni   |    Juli    |  Aug.   |  Sept    |  Okt   |  Nov.  |  Dez.  ||      Sa. 


a)  Anzahl 


1907 
1908 
1909 

1907 

1908=^) 

1909^) 


25 

25 

15 

22 

28 

19 

29 

19 

10 

11 

9 

8 

9 

16 

22 

20 

14 

23 

22 

13 

10 

20 

14 

15 

22 

15 

25 

18 

19 

36 

28 

23 

12 

16 

18 

17 

b)  Wert  .in  Mill.  Mk.) 


6728.0n  282  9 

318.4 

234.1 

633.5 

187.0 

2n5.4 

273  0 

85.8    33.9 

46.9   86.0 

256.0    201.7 

320.7 

136.5 

62  7 

230.5 

269.7 

147.5 

208  0  231.2 

129.1  260.0 

672.1     286.5 

386.6 

178.1 

92.3 

2743 

165  4 

114.2 

291.4  118.4 

77.5   97.4 

220 
198 
249 

9114.9 
2266.5 
2754.2 


»)  Konvert.  Ren^e  des  Königreichs  Italien  Mk    6  4815R5  231. 

*)  Der  Bt^trag    v^on  Reichs-  und  Staatsanleihen,  Schatzanweisungen    sowie  von   land-chaftlichen 
Pfandbriefen  ist  in  dieser  Zusammenstellung  nur  insoweit  enthalten,  als  er  mitgeteilt  worden  ist. 


Die  Einnahmen  des  Reiches  aus  der  Reichsstempelsteuer  für 
die  Emission  von  Wertpapieren  zeigen  gegen  das  Vorjahr  eine 
nicht  unbeträchtliche  Vermehrung.  Hierbei  ist  aber  zu  berück- 
sichtigen,  daß   im   Berichtsjahre  eine  Erhöhung  der  Steuer  ein- 


Reichsstempel- 
steuer. 
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Tab.  88. 


getreten  ist,  und  daß  mit  Hücksicht  hierauf  große  Beträge  von 
Wertpapieren  noch  vorher  zur  Abstempelung  gelangt  sind. 

Reichsstempel  für  die  Emission  von  Wertpapieren.     Ertrag  in  Mark. 


rahi|| 


Jan. 


Febr.   i    März 


April 


Mai 


Juni 


Juli 


Aug.    I    Sept.   I     Okt.    I    Nov.    |    Dez.     j]     zus. 


1906 
1907 
1908 
1909 


3581238 
2405  242 
1295  716 


1 549  616 
7  658  282 
1  686  695 


2  704  525  2  607  479 


196713612  261 
6  650985 
2  319  737 
3142316 


6124782 
2077  091 
1 826  329 


u  i 


1908  635 
1 724  213 

2  378  885 


a)  Im  Deutschen  Reich. 
)913  251 833  3  055  284i2  054:983 


2  471  871  1 951 563 : 1 359  623 
2  390  523j3  002  063'l  150  901 
2  628  256 110357208!  2870863* 


b)  Im  Bezirk  des  Hauptsteueramts 


1906  112040  271 

1907  839  397 

1908  I  337  321 

1909  11388255 


869  179 
2  761 557 

638240 
1 257  326 


709  521 
1 118  797 

443  919 
1  432  727 


954  859 
842341 
880  680 
927  693 


673182 
560197 
595  584 

873  089 


i  750  540 
1 048  965 
1352  871 
1 002  669 


1 492  156 

50ol02 

1 175  274 

4  377  076 


530  928 

410975 

393394 

1336465* 


3  084  98912  218  15813 033  7421 816  622  iiSO 7732 
1 349  148  1 228  445  1 080  46011 655  512  '35  8395 
2  726  875  1  680 267  2  550 953  1 757  015  !  24 3620 

650  S66|  1935  079|2.158 16813  679  091 1136  939  0 
Berlin. 
1352  046  402  049  458  915 

205  333  428938  376  313 

576  353  828  647  1 413  714 

136  458  816  717   82  782 


745  266,119788 

517  718!;  9  615  6 

7184701  9  3544 

1196  921  14  8281 


*)  Erhöhung  des  Stempeltarifs. 


umfatzstempei.  Besondcrs  interessant  ist  die  folgende  Tabelle  über  den  Elrtrag 

des  ißeichsst'empels  für  den  Umsatz  in  Wertpapieren,  da  sie  uns 
einen  ziffernmäßigen  Anhalt  für  die  Belebung  des  Börsenhandels 
im  Berichtsjahre  bietet. 


Tab.  89. 


Reichsstempel  für  den  Umsatz  in  Wertpapieren.     Ertrag  in  Mark. 


Jahr||    Jan.    |  Febr.   |    März    |    April   |     Mai     |    Juni    |    Juli     |    Aug.    j    Sept.    j     Okt     |    Nov.    |    Dez. 


a)  Im    Deutschen  Reich. 


1906 
1907 
1908 
1909 


1 800  8201 1 441 7841 1 489  705 

15281631136460  1396069 

896  890    676  836!    703  66:3 

1 186  68911 497  748!  1 008  356 


2  082  979  1753  366 

1  275  524 

1115  715 

1076  009 

1 627  645 

1046  977  937  611 

751849 

723  197 

654  011 

779  753 

730571  968192 

746  751 

726  395 

843  288 

1281484 

1437107  1730000 

1 347  305 

1240  795 

1797  361 

2  474  468 

5  1 270  968!  1. 126  597 1 1 185  785  .  17  246  8 


840  0691  700074 
llOC  15*  1138129 
2  427  754!!  697  637! 


530098 
842618 


b)  Im  Bezirk  des  Hauptsteueramts  Berlin. 


1906  ,1168  731 

1907  ;!l  002  149 
1908,1  549112 
1909!  706  406 


925  8321  972  817 11350759 II 047  561 

724  0891  955  362!  600835!  510  634 

393  4491  352  022  378  352 1  564  486 

1025  828  803  9611  914  99411143  474 


902  0711  652  458  844  238 

851638!  828  332 

721 631 

808117 

450810  392  794  385851 

442  984,  480  588 

407  292 

282947 

448  582  411715  509  883 

874  5871  951666 

708  622 

521414 

857  476  719  398  1220110 

1696  932!  1627  495 

1093  240 

1 241 039 

110243 
10664  9 


11 074 1 
66389 
63791 

13  050  S 


Die  Einnahmen  aus  dieser  Steuer  zeigen  fast  eine  Verdoppe- 
lung gegen  das  Vorjahr  und  übertrafen  damit  diejenigen  von  1907 
beträchtlich,  ja  sie  erreichten  sogar  die  Ziffer  des  Jahres   1906. 

Aehnlich  wie  für  den  Geldmarkt,  geben  wir  auch  für  den 

Wertpapiermarkt    zunächst    die    hauptsächli'chsten    Vorfälle    des 

Jahres  in  chronologischer  Reihenfolge  wieder. 

Januar.  Der  erste  Monat  des  Berichtsjahres  kennzeichnete 
sich  dnrch  eine  überaus  ungleichmäßige  Knrsgestaltung.  Die  Einigung 
zwischen  der  Türkei  und  Oesterreich-Ungarn  hatte  zunächst  eine  feste 
Tendenz  hervorgerufen,  während  in  der  zweiten  Hälfte  des  Monats 
durch  Serbiens  Versuche,  den  Frieden  auf  dem  Balkan  zu  stören,  eine 
Ermäßigung  der  Kurse  eintrat.  Aber  selbst  diese  wichtigen  Vor- 
gänge fanden  in  der  Kursbewegung  keinen  gleichmäßigen  Ausdruck. 
Sie  berührten  in  erster  Linie  die  Werte  der  beteiligten  Länder, 
österreichische,  türkische  und  serbische  Papiere.  Im  übrigen  ^  aber 
bewirkten  sie,  daß  die  Werte,  die  aus  besonderen  Gründen  Neigung 
zum  Steigen  hatten,  mehr  als  andere  Papiere  von  der  günstigen  poli- 
tischen Entwicklung  profitierten  und  daß  diejenigen  Papiere,  die  aus 
besonderen  Gründen  Neigung  zum  Sinken  hatten,  durch  die  ungüuütige 
politische  Gestaltung  weiter  im  Kurse  gedrückt  wurden.  Diese  un- 
gleichmäßige Kursbewegung  wurde  hauptsächlich  durch  zwei  Faktoren 
hervorgenif en :  die  günstige  Entwicklung  des  Geldmarktes  und  die 
allgemein    ungünstige    wirtschaftliche    Lage.     Während    die    Situation 
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des  Geldmarktes  sowohl  auf  Rentenwerte  wie  auf  Bankaktien  eine 
belebende  Wirkung  ausübte,  rief  die  wirtschaftliche  Lage  teilweise 
nicht  unbeträchtliche  Rückgänge  in  den  Kursen  der  Montanwerte, 
teilweise  auch  der  Transportwerte  hervor.  Es  zeigte  sich  hierbei  wieder, 
wie  verschiedenartig  die  Börse  die  einzelnen  Vorgänge  des  Wirtschafts- 
lebens wertete.  Sie  erblickte  in  dem  Rückgange  des  Zinsfußes  eine 
Anregung  zum  Kauf  von  Renten,  die  um  so  berechtigter  erschien,  als 
auch  das  Privatkapital  dauernd  diese  Werte  in  großen  Posten  aufnahm, 
und  sie  erkannte  richtig,  daß  der  günstige  Geldstand  das  Emissions- 
geschäft erleichtere,  woraus  den  Banken  Vorteile  erwachsen  mußten. 
Hingegen  verschloß  sich  die  Börse  nicht  der  Erkenntnis,  daß  unter 
der  Ungunst  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  die  Mehrzahl  der  großen 
industriellen  Unternehmungen  für  das  laufende  Jahr  nur  schlechte  Er- 
trägnisse zur  Verteilung  ibringen  würde,  und  sah  sich  infolgedessen 
veranlaßt,  diese  Werte  abzustoßen.  Aehnliche  Erwägungen  ließen 
unter  dem  EindiTick  der  zur  Veröffentlichung  gelangenden  Minder- 
einnahmen der  Eisenbahnen  auch  Befürchtungen  entstehen,  daß 
die  großen  ausländischen  Eisenbahngesellschaften  im  Berichtsjahre 
mit  niedingen  Dividenden  zu  rechnen  haben  würden.  Insbesondere  galt 
das  von  den  amerikanischen  Eisenbahnen,  deren  Aktien  in  den  voi-an- 
gegangenen  Monaten  in  der  Erwartuug  eines  wirtschaftlichen  Auf- 
schwungs in  Amerika  ziemlich  stark  gekauft  worden  waren.  Eine 
Ausnahme  stellte  die  Steigerung  der  Otavi-Minen-Aktien  dar,  die  im 
Berichtsmonat  an  der  Berliner  Börse  eingeführt  wurden,  und  in  denen 
sich  ein  außerordentlich  lebhafter  Handel  zu  steigenden  Kursen  ent- 
wickelte. Auch  auf  dem  Kassamarkte  waren  Kurssteigerungen  ein- 
zelner Werte  hervorzuheben:  Deutsche  Gasglühlicht-Aktien  stiegen  um 
73  o/o,  Zink-Aktien  auf  die  Nachricht  von  der  Begründung  eines  inter- 
nationalen Zinksyndikats,  besonders  Rhein-Nassauer  um  24  o/o,  West- 
fälische Drahtindustrie-Aktien  Langendreer  um  7  o/o  auf  die  Bildung 
einer  Preiskonvention  für   gezogene   Drähte. 

Februar.  Im  allgemeinen  herrschte  während  des  Monats  Februai* 
eine  durchaus  feste  Tendenz  am  Wartpapiermarkt.  Es  war  zwar  keine 
einheitliche,  alle  Gebiete  des  Kurszettels  gleichmäßig  steigernde  Be- 
wegung zu  beobachten ;  das  Interesse  beschi'änkte  sich  oft  auf  kleine,  ab- 
gegrenzte Spezialgebiete.  Zwei  Momente  übten,  im  Gegensatze  zu  ein- 
ander, auf  den  Markt  Einfluß  aus.  Die  starke  Geldflüssigkeit  wirkte 
sehr  anregend  auf  den  Markt  und  machte  sich  besonders  in  der  fort- 
gesetzten Steigerung  der  heimischen  Rentenwerte  geltend,  die  zu  Be- 
ginn des  Monats  vielfach  bereits  den  höchsten  Kursstand  des  Vorjahres 
überschritten.  Ungünstig  wirkten  dagegen  auf  die  Börse  die  dauernd 
schlechten  Nachrichten  aus  der  Montanindustrie.  Vom  Kohlensyndikat 
wurde  berichtet,  daß  Arbeiterentlassungen  vorgenommen  werden  würden, 
da  bei  dem  dauernd  schlechten  Absatz  die  Produktion  zwecks  Ent- 
lastung der  Lagerbestände  eingeschränkt  werden  müßte.  In  der  Eisen- 
industrie hatte  Phönix  in  den  ersten  Monaten  des  Geschäftsjahres 
einen  erheblichen  Mindergewinn  zu  verzeichnen,  das  Blechwalzwerk 
Schulze  &  Knaudt,  das  bisher  stets  befriedigende  Abschlüsse  ge- 
bracht hatte,  erklärte,  eine  Dividende  für  das  abgelaufene  Geschäfts- 
jahr nicht  zahlen  zu  können.  So  blieben  denn  Eisen-  und  Kohlen- 
aktien, die  z.  Zt.  bevorzugten  Spekulationspapiere  des  Ultimomarktes, 
auch  vernachlässigt.  Das  Publikum  aber,  dem  die  Verzinsung  der 
heimischen  Rente  nicht  genügte,  wandte  sich  für  sein  starkes 
Anlagebedürfnis  den  BankaJktien  oder  den  Aktien  solcher  Industrie- 
zweige zu,  aus  denen  die  Nachrichten  besser  lauteten.  Auch  für 
die  hochverzinslichen  ausländischen  Fonds  zeigte  sich  regeres  In- 
teresse. Im  Laufe  des  Monats  wirkten  dann  die  politischen  Momente 
anregend  auf  die  Börse.  Der  Besuch  des  Königs  von  England  in 
Berlin  und  der  Abschluß  des  deutsch-französischen  Marokko-Abkommens 
ließen  die  Sorge  um  die  Störung  des  Weltfriedens  durch  den  zeitweise 
beunruhigenden  Österreich-serbischen  Konflikt  in  den  Hintergrund 
treten  und  riefen  eine  Kurssteigerung  auch  bei  sonst  vernach-i 
lässigten  Spekulationspapieren  hervor.  Selbst  Montanpapiere  stiegen 
trotz  ungünstiger  Nachrichten.  Besonders  für  oberschlesische  Werte 
zeigte    sich     regeres     Interesse,     wohl    im    Zusammenhange    mit    Ge- 
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rüchten  über  eine  Einflußnahme  des  zur  Gruppe  der  deutschen  Bank 
gehörigen  Schlesischen  Bankvereins  auf  die  Donnersmai-ckhütte.  Diese 
Steigerungen  ließen  jedoch  bald  wieder  nach  und  es  erfolgten  Rück- 
schläge, a.ls  die  Balkanfrage  sich  gegen  Ende  des  Monats  erheblich 
zuspitzte  und  Amerika  gleichzeitig  starke  Rückschläge  der  wich- 
tigsten Hüttenprodukte  meldete.  Es  wurde  zwar  vermutet,  daß  diese 
aus  politischen  Gründen  künstlich  herbeigeführt  \rurden,  dennoch 
riefen  sie  an  der  New  Yorker  Börse,  deren  unbefriedigende  Haltung 
schon  während  des  ganzen  Monats  verstimmt  hatte,  eine  starke  Er- 
schütterung des  Marktes  hervor,  die  auch  in  Berlin  nachwirkte.  Neben 
den  Montanwerten,  deren  Export  durch  die  niedrigen  amerikani- 
schen Preise  gefährdet  schien,  sanken  vor  allem  amerikanische  Werte. 
Der  Rentenmarkt  blieb  von  solchen  Schwankungen  verschont  und  wies 
eine  bemerkenswerte  Widerstandskraft  auf.  Auch  die  von  den  un- 
günstigen Nachrichten  nicht  direkt  betroffenen  Industrie-Werte  blieben 
fest;  es  waren  sogar  auf  Spezialgebieten  noch  namhafte  Kurssteige- 
rungen zu  verzeichnen,  so  z.  B.  auf  Ginind  hoher  Dividendenschätzungen 
bei  einigen  Zuckerfabriken.  Eine  ganz  ausnahmsweise  Stellung  nahm 
die  Kursentwicklung  der  Auer-Aktien  ein,  die  bei  täglichen  Schwan- 
kungen von  10 — 20o'o  schließlich  den  Kurs  von  500  o/o  überschritten. 
Dauernd  beliebt  waren  ferner  russische  Bahn-  und  Bankaktien,  ein 
Zeichen,  daß  die  Börse  eine  friedliche  Beilegung  der  Orientkrisis 
erwartete.  Aus  diesem  Grunde  zeigte  sich  in  den  letzten  Tagen 
des  Monats  wieder  eine  leichte  Erholung  auch  in  denjenigen  Werten, 
die,  wie  die  Montanpapiere,  zeitweise  stäi'kere  Kursrückgänge  er- 
litten  hatten. 

März.  Im  Monat  März  übte  die  Politik  einen  seit  langer  Zeit 
nicht  mehr  beobachteten  entscheidenden  Einfluß  auf  die  Börse  aus. 
Schon  im  Februar  hatte  der  österreichisch  -  serbische  Konflikt  eine 
leichte  rückgängige  Bewegung  der  Kurse  bewirkt,  die,  von  kleineren 
Steigerungen  unterbrochen,  im  Beginn  des  März  anhielt.  Rußlands 
zweifelhafte  Stellung  legte  der  Börse  Zurückhaltung  auf,  wenn  auch 
einstweilen  keine  ernsthafteren  Befürchtungen  laut  wurden,  da  allge- 
mein die  Ansicht  der  Lokalisiei-ung  eines  etwa  zwischen  Öesterreich 
und  Serbien  ausbrechenden  Krieges  bestand.  Erst,  als  am  17.  Mäa'z 
die  russische  Note  an  Öesterreich  bekannt  wm'de,  die  den  Konflikt 
vor  das  Forum  der  Mächte  ziehen  wollte  und  sich  so  in  einen  schroffen 
Gegensatz  zu  den  Anschauungen  der  österreichischen  Regierung 
stellte,  befürchtete  man  die  Gefahr  eines  europäischen  Krieges, 
und  die  bis  dahin  noch  ziemlich  hoffnungsvolle  Stimmung  der  Börse 
schwand.  Die  auf  Zeit  gehandelten  Papiere  wichen  stark  im  Kurse 
und  rissen  den  Kassamarkt  der  Dividendenpapiere  am  nächsten  Tage 
mit  sich.  Aengstlich  gewordene  Effektenbesitzer  realisierten,  die 
Ivontremine  ging  mit  reichlichen  Blankoabgaben  vox.  Wenn  trotz- 
dem noch  einmal  ein  kleiner  Aufschwung  eintrat,  so  war  das  auf  eine 
englische  Vermittlungsaktion  zurückzuführen.  Erst  als  diese  gescheitert 
war  und  OesteiTeich  ein  Ultimatum  an  Serbien  plante,  gewann  die  pessi- 
mistische Auffassung  die  Oberhand.  Nunmehr  nalimen  die  Kursrück- 
gänge einen  großen  Umfang  an.  Naturgemäß  wurden  hiervon  die  öster- 
reichischen Werte  am  meisten  betroffen  (so  sanken  in  Wien  die  öster- 
reichischen Kreditaktien  auf  den  seit  vielen  Jahren  nicht  vorgekommenen 
Kurs  von  600  Kr,).  Am  24.  März,  als  die  Möglichkeit  eines  Krieges  in 
greifbare  Nähe  gerückt  schien,  sanken  die  Kurse  auf  einen  Stand,  der 
teilweise  noch  unter  denjenigen  des  17.  März  hinunterging,  des  Tages, 
an  dem  die  ersten  alarmierenden  Telegramme  eingetroffen  waren. 
Von  einheimischen  Papieren  wurden  insbesondere  Industriepapiere  be- 
troffen, während  Bankaktien  und  Rentenpapiere  nur  eine  weniger  erheb- 
liche Abschwächung  zeigten.  Auf  die  Industriepapiere  wirkte  ferner 
ungünstig  ein,  daß  gerade  in  diesen  kritischen  Tagen  die  Gelsenkirchener 
Bergwerksgesellschaft  die  Aufnahme  von  nicht  weniger  als  60  Mill.  Mk. 
neuer  Mittel  ankündigte.  Als  indessen  ganz  unerwartet  die  politischen 
Nachrichten  günstiger  lauteten  und  bekannt  wurde,  daß  Rußland 
die  diplomatische  Unterstützung  Serbiens  aufgab  und  der  Führer 
der  serbischen  Kriegspartei,  Kronprinz  Georg,  auf  den  Thron  Ver- 
zicht geleistet   hatte,    war   das    Signal   für   eine   allgemeine   Aufwärts- 
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bewegung  der  Kurse  gegeben,  an  der  nahezu  alle  Renten-  und  'Divi- 
dendenpapiere Teil  hatten.  Als  dann  die  Erhaltung  des  europäischen 
Friedens  zur  Gewißheit  wurde,  veränderte  sich  das  Bild  der  Börse 
vollends.  Es  erfolgten  Kurssteigerungen  auf  allen  Gebieten,  insbe- 
sondere in  solchen  Werten,  in  denen  vorher  Blank oabgaben  statt- 
gefunden, hatten,  und  das  Ergebnis  war,  daß  eine  Mehrheit  der  Kurs© 
in  den  wenigen  Tagen  bis  zum  Monatsschluß  einen  so  hohen  Stand 
erreichte,  wie  er  auch  vor  Eintritt  der  politischen  Beunruhigung 
nicht  zu  verzeichnen  war. 

Es  standen: 


Kassakurse 

17.  xMärz  1909 

24.  März  1909 

31.  März  1909 

Deutsche  Bank 

242,50 

242,75 

240,50* 

Bochumer  Gußstahl 

214,25 

212,75 

219,60 

Allgem.  Elektr.-Ges 

218,50 

218,30 

229,00 

Laurahütte 

186,90 

186,50 

192,20 

30/0  Preuß.  Staatsanleihe  .... 

85,70 

85,50 

87,00 

*)  Abzügl.   des   Kuponsabschlags   von  8  0/0. 

Obwohl  eine  Reihe  von  Effektenbesitzern  erheblichen  Schaden 
erlitten  hatte,  da  ein  Verkauf  in  den  ersten  Tagen  der  politischen 
Unruhen  natürlich  einen  ungünstigen  Markt  vorfand,  vollzog  sich  dann 
die  Aufwärtsbewegung  am  Schluß  des  Monats  unaufhaltsam.  Es 
suchte  nicht  nur  die  Kontremine  sich  zu  decken,  auch  das  Publikum 
war  schon  wieder  mit  Kaufaufträgen  am  Markt.  Jetzt  konnten  unter 
solchen  Verhältnissen  auch  andere  Faktoren,  die  in  der  Zeit  der 
politischen  Beunruhigung  keine  Beachtiuig  gefunden  hatten,  ihre  kurs- 
steigernde Wirkung  ausüben.  In  erster  Linie  machte  sich  der  dauernd 
billige  Geldstand  bemerkbar,  aus  dem  besonders  der  Rentenmarkt 
ständig  neue  Anresgnng  schöpfte. 

April.  Im  April  charakterisierte  sich  der  Wertpapiermarkt  durch 
eine  ununterbrochen  fortschreitende  Haussebewegung,  wie  sie  die 
Berliner  Börse  seit  langer  Zeit  nicht  mehr  erlebt  hatte.  Ueberall 
zeigte  sich  frisches  Leben,  Neigung  zur  Anlage  großer  Summen  in 
spekulativen  Werten,  aber  auch  Nachfrage  nach  Rentenpapieren  aller 
Ai*t.  Noch  waren  kaum  zwei  Wochen  nach  jenen  kritischen  Märztagen, 
an  denen  die  Kriegsbefürchtungen  die  Kurse  auf  den  tiefsten  Stand 
hatten  sinken  lassen,  verflossen,  da  ei*reichten  einzelne  Bankaktien, 
Elektrizitäts werte  und  sogar  einige  Montanpapiere  eine  Höhe,  wie 
sie  selbst  in  den  Jahren  1906,  1907  und  1908  nicht  zu  verzeichnen  ge- 
wesen war.     Es  standen  am: 


Kassakurse 

k  April  1906 

8.  April  1907 

8.  April  1908 

24.März  1909 

8.  April  1909 

Deutsche  Bank      .     . 
Disconto-Kom. -Anteile 
Franzosen      .... 
40/0  unif.  Türken  .     . 
Bochumer  Gußstahl  . 
Deutsch-Luxemb.  .     . 
Allgem.  Elektr.-Ges. 
Siemens  &  Halske     . 

240,40 

189,00 

146,00 

93,60 

'     246,20 

!     235,00 

!     224,45 

188.60 

230,40 
172,10 
142,25 
93,80 
218,50 
167,25 
202,25 
173,30 

234,40 
176,50 
146,50 
95,50 
215,30 
154,00 
202,25 
174,50 

242,75 

182,50 
140,50 
93,40 
212,75 
149,00 
218,80 
195,25 

241,90* 
189,80* 
148.80 
95,50 
226,10 
173,75 
230,50 
208,00 

*)  Abzügl.  des  Kuponsabschlags  von  8  bezw.  5  o/o. 

Diese  Aufwärtsbewegung  vermochte  selbst  das  erneute  Aufflammen 
der  Orientkrise,  die  Revolution  in  Kionstantinopel  und  die, 
nach  Ansicht  der  öffentlichen  Meinung,  wiederum  hervor- 
tretende Neigung  Rußlands,  die  innertürkischen  verworrenen  Ver- 
hältnisse für  sich  auszunutzen,  nicht  zu  hemmen.  Auch  andere 
ungünstige  Ereignisse,     wie  der   Zusammenbruch    des   Lübecker  Bank- 
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hauses  Luckmann  &  Soltau  oder  die  zu  dieser  Zeit  der  noch  herr- 
schenden internationalen  industriellen  Depression  doppelt  schwer  in& 
Gewicht  fallende,  durch  schlechte  Ernteaussichten  begründete  Hausse 
am  Weizenmarkte,  gingen  nahezu  spurlos  an  der  Börse  vorüber.  Die  Kurse 
erholten  sich  immer  mehr,  ein  wahres  Spekulationsfieber  ergriff  das 
Publikum.  Die  berufsmäßige  Börsenspekulation  zeigte  sich  demgegen- 
über anfangs  recht  zurückhaltend,  beeinflußt  wohl  hauptsächlich  durch 
den  noch  immer  recht  schlechten  Geschäftsgang  der  Industrie.  Gegen- 
über der  Nachfrage  des  Publikums  war  sie  jedoch  völlig  machtlos,  und 
schließlich  wui-de  auch  sie  von  der  allgemeinen  Bewegung  mitgerissen. 
Die  Kurssteigerungen  waren  so  stark,  daß  die  Verwaltungen  einiger 
Aktiengesellschaften  zu  der  Erklärung  genötigt  waren,  daß  sachliche  Mo- 
tive für  solche  Steigerungen  kaum  vorlägen.  Der  Grund  dieser  starken 
Hausse  war  in  erster  Linie  der  äußerst  billige  Geldstand  des  Monats. 
Infolge  der  mangelnden  Beschäftigung  in  der  Industrie  wurden  dauernd 
beträchtliche  Summen  frei  und  diese,  sowie  die  nach  Anlage  suchenden 
Kapitalien  wandten  sich  dem  Effektenmarkt  zu,  weil  die  Anlage 
am  offenen  Markt  eine  ungenügende  Verzinsung  bot.  Zunächst  zog 
der  Kentenmarkt  hiervon  Nutzen.  Als  dann  mit  der  Hebung  der 
Kurse  dei'  Kentenpapiere  deren  Kentabilität  nachließ,  wandte  sich 
das  Publikum  wieder  mehr  solchen  Aktien  zu,  die  neben  der  höheren 
Verzinsung  noch  die  Möglichkeit  eines  Kursgewinnes  boten.  Es  kam 
hinzu,  daß  der  Glaube  an  einen  Umschwung  in  der  Industrie 
durch  einige  Berichte  aus  den  großen  Industriezentren  ge- 
stützt wurde.  Die  im  April  veröffentlichten  Märzversandziffern 
des  deutschen  Stahlwerks  Verbandes  wiesen  eine  Steigerung  auf, 
und  auch  die  Angaben  der  Verwaltung  über  den  zu  erwartende/n 
Absatz  trugen  zur  Ermutigung  bei.  Auch  aus  Amerika  meldete  der 
Stahltrust  eine  Belebung  des  Geschäfts.  Von  diesen  Nachrichten  zog 
natürlich  in  erster  Linie  der  Montanmarkt  Nutzen,  an  dem  besonders 
Deutsch  -  Luxemburger  während  des  ganzen  Monats  durch  feste 
Haltung  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  lenkten.  Aber  auch  die  anderen, 
und  besonders  alle  lothringischen,  Montanwerte  erfuhren  Steigerungen. 
Auf  diese  war  durch  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  der 
G^lsenkirchener  Bergwerksgesellschaft  das  Interesse  gelenkt  worden. 
Besondere  Beachtung  wurde  neben  den  Montanwerten  während  des 
ganzen  Monats  den  Kolonial  werten  und  den  Elektrizitätsaktien  zuteil. 
Der  Optimismus,  der  sich  in  der  ganzen  Börsenbewegung  widerspiegelte, 
eilte  aber  doch  wohl  den  tatsächlichen  Verhältnissen  voraus.  An- 
zeichen einer  wirklich  dauernden  Konjunkturbesserung  waren  noch 
nicht  eingetreten;  die  etwas  lebhaftere  Nachfrage  in  einigen  Indu- 
strien war  wohl  nur  auf  den  Erühjahrsbedarf  zurückzuführen,  der 
infolge    der    politischen    Wirren    im    März    erst    jetzt    hervortrat. 

Mai.  Die  Lage  des  Wertpapiermarktes  im  Mai  war  trotz  mancher 
Störungen  durchaus  ruhig.  Die  starke  Haussebewegung  des  April 
setzte  sich  auf  dem  Kassamarkt  zunächst  fort,  aber  schon  niclit 
mehr  in  dem  gleich  hohen  Maße.  Es  traten  zwar  noch  einige  be- 
sonders starke  Kurssteigerungen  ein,  so  stiegen  beispielsweise  an 
einem  Tage  die  Aktien  der  Auerges ellschaft  um  32  o/o  auf  700  o/o, 
die  Aktien  von  Gebhardt  und  König  um  41  o/o,  aber  es  machte  sich 
doch  ein  Stillstand  in  der  Kauflust  bemerkbar.  Hierzu  trugen  wesent- 
lich die  von  allen  Seiten  ertönenden  Mahnungen  zur  Vorsicht  bei; 
im  weiteren  Verlauf  des  Monats  wirkten  vor  allem  die  von  der  Ein^anz- 
kommission  des  Reichstags  ausgearbeiteten  Bör5en.steuervorschläge  depri- 
mierend. Die  Schnelligkeit,  mit  der  diese  Gesetzentwürfe,  die  nicht  nur 
Geldmarkt  und  Börse,  sondern  auch  die  eben  sich  erholende  Industrie 
schwer  belasteten,  geplant  und  angenommen  wurden,  mußte  verstimmen. 
Wenn  sie  dennoch  nicht  dauernd  stärkeren  Eindruck  auf  die  Börse 
machten,  so  lag  das  wohl  in  der  Zuversicht,  daß  jene  Vorschläge  nicht 
Gesetzeskraft  erlangen  würden,  eine  Ansicht,  die  dann  auch  in  den  Er- 
kläi-ungen  der  Regierung  ihre  Stütze  fand.  Zur  Befestigung  der  Stim- 
mung trugen  auch  noch  Nachrichten  bei,  die  auf  eine  leichte  Belebung 
der  Industrie  schließen  ließen.  Am  Metallmarkt  hatte  der  Kupferpreis 
eine  von  Amerika  ausgehende  mäßige  Erhöhung  erfahren,  und  die  Ein- 
nahmeziffem  der   Bahnen   für  April   wiesen   eine   erhebliche    Zunahme 
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des  Güterverkehrs  nach.  Trotzdem  machte  sich  infolge  der  inner- 
politischen Verhältnisse  auf  dem  Kassamarkt  der  Dividendenpapiere 
sowohl  wie  auf  dem  Ultimomarkt  eine  Abschwächung  bemerkbar.  Mit- 
bestimmend hierfür  war  freilich  das  ziemlich  heftige  Anziehen  der 
Geldsätze  um  die  Mitte  des  Monats,  das  durch  die  Einzahlungen 
auf  die  großen  Anleihen  Preußens  und  des  Kelches  veranlaßt  wurde. 
Im  Zusammenhang  mit  diesen  Emissionen  und  mit  der  Abschwächung 
der  Industriepapiere  zeigte  sich  dann  wieder  ein  größerer  Begehr  nach 
Rentenwerten.  Besonders  wurden  russische  Renten  stark  begehrt,  während 
die  neuen  heimischen  Werte  erst  durch  die  Interventions tätigkeit  der 
Seehandlung  im  Kurse  anziehen  konnten.  Da  am  Kassamarkt  der 
Industriepapiere  einzelne  Spezialwerte  dauernd  Kurssteigerungen  er- 
fuhren und  an  den  anderen  großen  Börsenplätzen  ein  überaus  starkerOpti- 
mismus  herrschte,  zeigte  sich  gegen  Ende  des  Monats  auf  allen  Märkten 
trotz  der  herrschenden  Verstimmung  über  die  Steuerpolitik  doch  eine 
starke  Widerstandsfähigkeit.  Bei  der  Ultimoliquidation  kam  es  wohl 
zu  einigen  Realisationsverkäufen,  doch  wurden,  zum  Teil  infolge  des 
billigeren  Geldstandes,  die  meisten  Engagements  durchgehalten.  Be- 
sonders in  den  Anteilen  der  Kolonialgesellschaft  für  Deutsch-Südwest- 
afrika waren  schon  in  den  vorhergehenden  Monaten  namhafte  Kurs- 
steigerungen zu  verzeichnen;  jetzt  erreichten  sie  den  für  ein  Kolonial- 
papier und  für  ein  deutsches  Wertpapier  überhaupt  enorm  hohen 
Stand  von  1000  o/o.  Mit  ihnen  steigerten  sich  sämtliche  Kurse  der 
mit  dem  Gedeihen  unserer  Kolonien  verbundenen  Papiere,  so  be- 
sonders   auch    die    der    Aktien-Gesellschaft    für    Verkehrswesen. 

Juni.  Der  Wertpapiermarkt  war  im  Juni  dauernd  beunruhigt 
durch  die  ungünstige  innerpolitische  Lage.  Wenn  auch  im  Mai 
sich  immer  wieder  eine  freundlichere  Beurteilung  derselben  geltend 
gemacht  hatte,  so  mußten  doch  die  fortgesetzten  Steuerpläne, 
die  stets  nur  auf  eine  weitere  Heranziehung  von  Handel  und  Indu- 
strie gerichtet  waren,  Sorge  und  Beunruhigung  bei  der  Börse 
hervorrufen.  Auf  allen  Gebieten  ließ  infolgedessen  die  Kauflust  nach. 
Charakteristisch  für  die  ganze  Lage  war,  daß  auch  die  neuesten 
heimischen  Anleihen  schon  zu  Beginn  des  Monats  trotz  mehrfacher 
Interventionstätigkeit  der  Seehandlung  unter  den  Emissionskurs  ge- 
sunken waren.  Außer  bedeutenden  Abgaben  heimischer  Besitzer  ver- 
kauften auch  ausländische  Inhaber  vielfach  deutsche  Anleihen,  im 
Zweifel,  ob  eine  Ordnung  in  den  Reichsfinanzen  möglich  sein  würde. 
Die  Verstimmung  mußte  sich  naturgemäß  erhöhen,  da  unter  den  ob- 
waltenden heimischen  Verhältnissen  aus  den  mannigfachen  An- 
regungen der  ausländischen  Börsen,  und  zwar  aus  der  New  Yorker 
Hausse  in  Eisen  und  Kupferaktien  und  aus  der  Steigerung  der  Minen- 
werte in  London  und  Paris  kein  Nutzen  gezogen  werden  konnte.  Hierzu 
kamen  erneute  ungünstige  Nachrichten  aus  der  deutschen  Industrie. 
Neben  schlechten  Berichten  vom  lothringisch-luxemburgischen  Eisen- 
markt und  vom  Koksmarkt  wirkten  besonders  die  Ausführungen  über  den 
Geschäftsgang  der  Laurahütte  sehr  verstimmend.  Hierzu  kam  auch 
noch  eine  stark  steigende  Tendenz  der  Geldsätze.  Wenn  trotzdem 
die  Kursrückgänge  nicht  schärfer  wurden,  so  lag  das  daran,  daß 
nur  wenig  Ware  an  den  Markt  kam.  Erheblich  wichen  nur  die  Kursei 
der  Montanwerte  und  anderer  Gesellschaften,  deren  Dividenden- 
erklärungen Enttäuschungen  brachten.  Am  Kassaindustriemarkt  zeigte 
sich  immer  noch  eine  ziemlich  feste  Tendenz,  da  sich  die  Baissei- 
spekulation  hier  wohl  weniger  als  an  den  Terminmärkten  betätigte. 
Vorübergehend  war  auch  für  einige  Werte  etwas  stärkere  Kauflust 
vorhanden,  so  zu  Beginn  des  Monats  für  chemische.  Speziell  die 
Aktien  der  chemischen  Fabrik  Union  erfuhren  auf  eine  hohe  Divi- 
dendenschätzung der  Pacific  Phosphat  Co.,  von  der  sie  Aktien  be- 
sitzt, die  2500/0  Dividende  gaben,  eiae  lebhaftere  Steigerung,  die  aber 
im  Verlauf  des  Monats  wieder  zu  Rückschlägen  fiihrte.  Im  Vordergrunde 
des  Interesses  standen  die  gleichen  Papiere  wie  in  den  Vormonaten,  die 
Auer-G^sellschaft  und  die  Kolonialgesellschaft  für  Deutsch-Südwest- 
afrika. Die  Aktien  der  erstgenannten  Gesellschaft  unterlagen  zwar 
vielfach  starken  Schwankungen,  wiesen  aber  doch  dabei  eine  un- 
gewöhnliche Kurssteigerung  auf.    Die  Anteile  der  Deutschen  Kolonial- 
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gesellschaft,  die  im  Moiiat  vorher  bis  auf  1000  gestiegen  waren,  eine 
Steigerung,  die  von  seiten  der  Verwaltung  eine  Warnung  vor  über- 
triebenen Erwartungen  herbeiführte,  stiegen  an  einem  Tage  um  600 
auf  2000  o/o,  ein  Fall,  der  in  der  Geschichte  der  Berliner  Börse  bisher 
noch   nicht  dagewesen  war. 

Juli.  Die  gedrückte  Stimmung,  in  der  sich  die  Börse  im  Juni 
infolge  der  innerpolitischen  Vorgänge  befunden  hatte,  schwand  im 
Juli  wieder.  Obwohl  ein  Teil  der  Handel  und  Industrie  belästigenden 
Steuern  schließlich  Gesetz  geworden  war,  waren  doch  die  schlimmsten 
Gesetzesvorschläge,  Kotiei-ungssteuer  und  Erhöhung  des  Umsatz- 
stempels, gefallen.  Da  durch  die  Erledigung  der  "Eeiclisfinanzrefoiin 
die  ewige  Um-uhe,  die  im  Juni  geheiTscht  hatte,  beseitigt  war,  so 
entwickelte  sich  im  Juli  ein  für  diese  stille  Jahreszeit  ziemlich 
lebhaftes  Geschäft  und  von  der  Mitte  des  Monats  ab  machte  sich 
sogar  auf  vielen  Gebieten  eine  leichte  Kursbesserung  bemerkbar,  unter- 
stützt wui'de  diese  Tendenz  durch  den  Glauben,  daß  wirklich  eine 
Konjunktui'besserung  einträte.  Diese  Ansicht  fand  eine  gewisse  Kräfti- 
gung in  den  jetzt  veröffentlichten  Ausfuhr-  und  Einfuhrziffern  des 
ersten  Halbjahres.  Dazu  kam  der  billige  Geldstand,  der  Ende  Juni 
eingetreten  war  und  dauernd  anhielt.  Die  eigentlichen  Spekulations- 
papiere, die  Montanwerte,  erhielten  eine  Anregung  durch  die  erneute 
Kokspreisherabsetzung  des  Kohlensyndikats  und  die  Gewährung  einer 
Ausfuhrvergütung  an  die  Hochofenwerke,  wodurch  diese  wieder  kon- 
kurrenzfähiger gegen  das  Ausland  wurden.  Es  ti*afen  auch  aus  einer 
Anzahl  rheinischer  Hütten-  und  Stahlwerke  günstige  Ausweise  ein, 
die  zur  Festigung  des  Marktes  beitrugen.  Der  heimischen  Kohlen- 
industrie endlich  boten  sich  günstige  Erwartungen  durch  die  Aus- 
sicht auf  einen  Streik  und  eine  allgemeine  Bergarbeiteraussperi-ung 
in  England.  Im  Hinblick  hierauf  wurde  schon  von  einer  Auffüllung 
der  Kohlenlager  in  Emden  gesprochen.  Gegen  den  Schluß  des  Monats 
schwächten  sich  dann  die  Ultimowerte  etwas  ab,  da  infolge  schlechter 
Dividendenschätzungen  auch  vielfach  Verkäufe  vorgenommen  wurden. 
Auf  dem  Kolonialpapieimarkt  machten  in  diesem  Monat  die  Shares 
der  South  African  Territories  Co,  von  sich  reden.  In  kurzer  Aufein- 
anderfolge trafen  Nachrichten  über  Diamantfunde,  Dementierungen 
dieser  Meldung  und  erneute  Bestätigung  ein,  so  daß  die  Kurse 
sprunghaft  auf  und  nieder  gingen.  Kursschwankimgen  von  5  sh 
bei  einem  Nominalbetrag  des  Papiers  von  1  Pfd.  Sterl.  waren  keine 
Seltenheit.  Schließlich  traten  auch  noch  in  Kaliwerten  lebhafte  Be- 
wegungen hervor.  Schon  in  den  letzten  Tagen  des  Juni  waren  in 
diesen  Papieren  mit  Rüclvsicht  auf  die  fragliche  Erneuerung  des  Kali- 
syndikats mehrfach  Kursrückgänge  und  Erholungen  zu  verzeichnen 
gewesen.  Dasselbe  Bild  zeigte  sich  zu  Beginn  des  Monats  während 
der  Verhandlungen  über  die  provisorische  Verlängerung  des  Syndikats 
und  wiedeinim  zum  Schluß,  als  mehrere  Kaligewerkschaften  mit  Rück- 
sicht auf  die  unsichere  Lage  die  Ausbeuteverteilung  einstellten.  Am 
Kassamarkt  zeigte  sich  vorübergehend  noch  Interesse  für  Maschinen- 
fabrik- und  Brauereiaktien. 

August.  Die  leichte  Aufwärtsbewegung  der  Börse  im  Juli 
setzte  sich  im  August  fort.  Schon  bei  den  kleinsten  Anregungen 
trat  die  deutliche  Neigung  zur  Steigerung  hervor,  und  an  einzelnen 
Tagen  stand  die  Börse  sichtbar  im  Zeichen  der  Hausse,  während 
sie  sich  über  störende  Einflüsse  leicht  hinwegsetzte.  Ereignisse 
wie  die  spanischen  Unruhen  oder  die  Aufrollung  der  Kretafi-age 
machten  kaum  irgendwelchen  Eindruck,  So  wurden  denn  schon  in 
den  ersten  Tagen  des  August  Kurse  en-eicht,  die  trotz  der  erheblichen 
Rückschläge  im  März  und  Juiii  diejenigen  von  Ende  1908  wesentlich 
überschritten.  Infolge  des  billigen  Geldstandes  und  der  optimistischen 
Beurteilung,  die  in  weiten  Kreisen  über  den  künftigen  wirtschaft- 
lichen Aufschwung  herrschte,  beteiligte  sich  das  Publikum  lebhaft 
an  dem  Verkehr  auf  dem  Kassaindustriemarkt  und  dieser  zog  schließ- 
lich alle  Gebiete  in  die  Aufwäi'tsbeweg'ung  hinein,  so  daß  am 
12.  Aug.  eine  so  lebhafte  Hausse  eintrat,  wie  sie  seit  langer 
Zeit  nicht  deigewesen  war.  Der  folgende  Tag  brachte  freilich  eine 
Ernüchterung  infolge  des  Zusammentreffens  .mehrerer  schlechter  Nach- 
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richten.  Die  amtliche  Erkläining,  daß  auf  den  Feldern  der  South 
African  Territories  Co.  keine  Diamanten  gefunden  seien,  beeinflußte 
bei  der  Bedeutung  des  Kolonialmarkts  für  die  Berliner  Börse  die  Ge- 
samtstimmung. Hierzu  kam  noch  das  Sinken  des  Kupferpreises. 
Indessen  war  dieser  Umschlag  nicht  von  langer  Dauer.  Nur  die 
Territories  shares  setzten  ihre  Abwärtsbewegung  fort,  sie  sanken  in 
zwei  Tagen  von  35  auf  171/2  sh.  Alle  anderen  Papiere,  sogar  die  des 
Kolonialmarktes,  erholten  sich  bald  wieder.  Eine  ernsthaftere  Er- 
schüttei-ung  war  nicht  eingetreten.  Es  ka-men  jetzt,  nachdem  man 
ein  Jahr  lang  nur  schlechte  Nachrichten  aus  der  Montanindustriö) 
zu  hören  gewohnt  war,  doch  dauernd  bessere  Berichte.  So  wirkten 
die  unerwartet  günstigen  Dividendenerkläi*ungen  des  Bochumer  Guß- 
stahl-Vereins und  des  Stahlwerkes  Hösch,  sowie  die  verwaltungs- 
seitigen  Schätzungen  der  Harpener  Gesellschaft  stimulierend.  Der 
Eisenaktienmarkt  erfuhr  Am'egungen  aus  der  Belebung  der  fremd- 
ländischen Märkte  und  den  Preiserhöhungen,  die  sich  infolgedessen 
an  der  Düsseldorfer  Börse  für  Eisen  durchsetzen  konnten.  Eine 
Folge  der  Steigerung  der  Industriewerte  war  die  rückgängige  Be- 
wegung der  heimischen  Kenten.  Im  Gegensatz  dazu  konnten  sich  die 
höher  verzinslichen  ausländischen  behaupten.  Russische  Renten  zogen 
sogar  teilweise  erheblich  an,  einmal  weil  auch  in  Rußland  eine 
günstige  Ernte  und  andererseits  auch  ein  wirtschaftlicher  Aufschwung 
erwartet  wurde,  nachdem  nach  den  letzten  Krisenjahren  nunmehr 
die  Ordnung  im  Lande  hergestellt  zu  sein  schien.  Infolge  besserer 
Ernteaussichten  wurden  die  Aktien  von  Fabriken  für  landwirtschaft- 
liche Maschinen,  außerdem  auch  die  Aktien  der  Leinengarnspinnereien 
gekauft. 

September.  Die  feste  Stimmung  der  Börse  in  den  beiden 
Vormonaten  hielt  auch  noch  im  September  an.  Besonders  regte  sich 
wieder  auf  dem  Montanmarkt  die  Unternehmungslust,  da  dieser  auch 
durch  den  Ultimohandel  die  beste  Gelegenheit  zu  spekulativen  Käufen 
bot,  die  denn  auch  reichlich  ausgenutzt  wurde.  Machten  sich  doch 
auch  immer  mehr  Anzeichen  einer  wirklichen  Besserung  bemerkbar. 
Der  ersten  noch  schwachen  Preisbesserung  vom  20.  Aug.  waren  bald 
weitere  gefolgt.  Die  oberschlesischen  Stabe isenhändler  setzten  die  Stab- 
eisenpreise herauf,  und  ihnen  schlössen  sich  an  der  Düsseldorfer  Börse 
Erhöhungen  für  die  meisten  Eisensorten  an.  Dabei  war  die  Roheisen- 
erzeugung in  den  ersten  sieben  Monaten  des  Jahres  erheblich  gegen 
das  Vorjahr  gestiegen,  doch  war  auch  Ausfuhrüberschuß  erzielt  worden, 
während  sich  noch  im  Vorjalire  ein  Einfuhrüberschuß  ergeben  hatte. 
Ferner  brachten  erneut  die  Abschlüsse  einiger  Werke  Resultate,  die  weit 
über  die  gehegten  Erwartungen  hinaus  gingen.  So  kündigten  Phönix 
und  die  Rombacher  Hütte  eine  die  pessimistischen  Schätzungen  im 
Verlauf  des  Jahres  wesentlich  übersteigende  Dividende  an.  Damit 
stieg  die  Zahl  der  Käufer  ,auf  diesem  Markt  bedeutend,  und  neben 
diesem  waren  es  nur  ein  paar  beschränkte  Gebiete  des  Termin- 
und  Kassamarktes,  die  begünstigt  wurden.  Am  Terminmarkt  zeigte 
sich  zeitweise  noch  für  Schiffahrtsaktien  Interesse,  da  wohl  infolge  des 
erheblich  gesteigerten  Personenverkehrs  und  der  guten  amerikanischen 
Ernte  mit  größeren  Getreideverschiffungen  gerechnet  w^irde.  Am 
Kassamarkte  zogen  im  Anschluß  an  die  Belebung  in  Schiffahrtsaktien 
auch  die  Werftaktien  an.  Daneben  herrschte  zeitweise  ein  lebhafteres 
Geschäft  in  den  Aktien  von  Zinkbergwerken,  sowie  von  Wollwebereien. 
Die  feste  Tendenz  der  Börse  wurde  auch  nicht  erschüttert,  als  sich 
allmählich  eine  Anspannung  am  Geldmarkte  fühlbar  machte.  Zu- 
nächst waren  die  Geld  Verhältnisse  noch  nicht  so  kritisch,  daß  not- 
wendigerweise Realisationen  vorgenommen  werden  mußten.  Als  dann 
die  Reichsbank  ihren  Diskont  erhöhte  mit  dem  ausdrücklichen  Hin- 
weis, daß.  die  Erhöhung  sich  hauptsächlich  gegen  die  Kurssteigerungen 
des  Wertpapierhandels  richtete,  schien  allerdings  die  Börsenspekulation 
eine  Zeitlang  geneigt,  dem  Signal  Folge  zu  leisten.  Weniger  veranlaßte 
sie  dabei  die  Erkenntnis,  daß  die  bisherigen  Kurstreibereien  übertrieben 
seien,  als  vielmehr  der  Glaube,  daß  das  Publikum  vor  dem  Ultimo  werde 
zu  Verkäufen  schreiten  müssen  und  damit  dann  eine  Abschwächung 
herbeigeführt  werden  würde.    Da  aber  die  Kauflust  des  Publikums  sich 
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als  dauernd  stark  erwies,  gab  aucli  die  Börsenspekulation  die  Zurück- 
haltung bald  auf  und  nahm  wieder  neue  Käufe  vor. 

O  k  t  o  b  e  r.  Im  Oktober  wies  der  Wertpapiermarkt  im  großen 
und  ganzen  eine  stabile  Haltung  auf.  Es  hatten  sich  zwar  die  Fak- 
toren erheblich  gemehrt,  die  einer  weiteren  Aufwärtsbewegung  der 
Kurse  entgegenstanden,  aber  der  vielfach  erwartete  Rückschlag  er- 
folgte nicht,  denn  das  Privatpublikum  war  durchaus  nicht  geneigt, 
seinen  Effektenbesitz  zu  verkaufen.  Diese  Widerstandsfähigkeit  des 
Marktes  stand  im  direkten  Gegensatz  zu  der  Entwickelung  des  Geld- 
marktes. Weder  die  Erhöhung  des  Reichsbankdiskonts,  nocli  die  Vor- 
gänge auf  dem  Londoner  Geldmarkt  vermochten  nachhaltigen  Ein- 
fluß auf  die  Börsentendenz  auszuüben.  Da  der  Diskont  gleich  um  ein 
ganzes  Prozent  erhöht  worden  war,  so  "würde  nach  Meinung  der  Börse  eine 
weitere  Heraufsetzung  nicht  mehr  stattfinden,  die  Börse  würde  also 
durch  die  Sorge  um  den  Geldmarkt  nicht  mehr  bedroht  werden.  Infolge 
des  teueren  Geldes  ließ  der  Geschäftsumfang  zwar  etwas  nach,  aber 
die  Kurse  gingen  nicht  zurück.  Es  kamen  einige  Schwankungen 
vor,  aber  sie  wurden  weniger  durch  Geschäfte  des  Privatpubliloims. 
als  durch  die  Börsenspekulation  verursacht,  die  für  einige  Be- 
wegung sorgte.  Zum  Ultimo  ermäßigten  sich  die  Kurse  dann  etwas 
durch  die  Abwickelung,  aber  auch  jetzt  war  von  einem  erheblichen 
Rückschlag,  wie  er  infolge  der  Geldmarktslage  hätte  erwartet  werden 
können,  nichts  zu  spüren.  Da  die  Prolongation  nur  zu  hohen  Zins- 
sätzen möglich  war,  wurde  vielfach,  besonders  am  Montanaktien- 
markt, zuerst  Novemberware  gekauft,  und  dann  erfolgte  die  Glatt- 
stellung der  per  Ultimo  Oktober  laufenden  Hausseengagements.  Die 
Spekulation  suchte  eben  tmter  allen  Umständen  infolge  der  günstigen 
Aussichten  in  der  Industrie  das  Kursniveau  zu  halten.  Andererseits 
zeigte  sie  allerdings  nicht  den  Mut,  ihre  Engagements  wesentlich  zu 
vergrößern.  Von  den  Bankaktien  waren  vorübergehend  Diskontokom- 
manditanteile  und  Deutsche  Bankaktien  angeregt,  jene  mit  Rücksicht 
auf  die  endgültige  Lösung  der  Popp-Beteiligungen,  diese  im  Hinblick 
auf  die  Uebernahme  eines  Brüsseler  Hauses,  das  als  Filiale  weiterge- 
führt werden  sollte.  Am  Kassaindustriemarkt  war  die  Tendenz  im  all- 
gemeinen schwächer,  die  Realisationen  nahmen  stärkeren  Umfang 
an,  bei  einzelnen  Werten  waren  aber  auch  hier  namhafte  Kurssteige- 
rungen  zu   vermerken. 

November.  Die  Lage  des  Wertpapiermarktes  im  November 
war  schwankend.  In  den  ersten  Wochen  war  das  Geschäft,  wie 
schon  im  Oktober,  still  und  lustlos,  ohne  daß  von  einer  direkt 
flauen  Stimmung  gesprochen  werden  konnte.  Infolge  der  Be- 
fürchtungen, ob  nicht  die  Reichsbank  doch  noch  zu  einer  Diskont- 
erhöhung werde  greifen  müssen,  schritt  nun  doch  das  Privatpublikum 
zu  ^größeren  Verkäufen.  Auch  die  Börsenspekulation  realisierte  viel- 
fach und  ging  mit  Blankoabgaben  vor.  Da  der  letzte  Umstand 
wieder  Anlaß  zu  Deckungen  war,  und  andererseits  auch  größere  Aufträge 
für  ernsthafte  Anlagen  vorliegen  sollten,  so  wurde  dem  Sinken  der 
Kurse  immer  wieder  Widerstand  entgegengesetzt.  Während  die 
Börsenspekulation  jetzt  vielfach  Gewinne  realisierte  und  zu  neuen 
Käufen  schwer  zu  bewegen  war,  schöpfte  das  Publikum  aus  günstigen 
Nachrichten  aus  der  Montanindustrie,  die  erneut  Preiserhöhungen 
vornahm  und  größere  Staats-Aufträge  erhalten  hatte,  immer 
neuen  Mut  zu  Hjausseengagements.  Auf  dem  Montanmarkt 
fanden  daher  sehr  große  Umsätze  .statt,  doch  war  das  Interesse 
nicht  einheitlich  und  wandte  sich  bald  dem  einen,  bald  dem  andern 
Papier  zu.  Die  günstige  Stimmung,  die  sich  allmählich  wieder  geltend 
machte,  erlitt  noch  einmal  eine  erhebliche  Erschütterung.  Der  Kampf 
um  das  Budget  zwischen  Ober-  und  Unterhaus  in  England  barg  die 
Gefahr  in  sich,  daß  die  Bank  von  England  von  der  Regierung  er- 
heblich in  Anspruch  genommen  und  dann  zu  besonderen  Maßnahmen 
zur  Sicherung  ihres  Goldbestandes  würde  schreiten  müssen.  Das  hätte 
aber  auch  Deutschland  in  Mitleidenschaft  gezogen.  So  legten 
sich  die  Käufer  eine  gewisse  Zurückhaltung  auf.  Hinzu  kam, 
daß  unerwartet  auch  aus  der  Montanindustrie  wieder  ungünstigere 
Berichte   einliefen.    Das   teure   Geld  erschwerte   den  Absatz,   die   eben 
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erhöhten  Stabeisenpreise  konnten  nicht  aufrecht  erhalten  werden,  und 
überdies  drohte  infolge  des  geplanten  Zentralzeohenarbeitsnachweises 
ein  Streik.  In  der  dritten  Novemberwoche  ging'en  denn  auch  die 
Kurse  der  Montanwerte  zurück.  Als  dann  gegen  Schluß  des 
Monats  erneut  eine  bessere  Stimmung  einsetzte,  erholten  sich 
unter  Führung  von  Gelsenkirchen  die  Montanpapiere  wieder  be- 
deutend. Die  Zurückhaltung,  die  das  Publikum  beim  Kauf  neuer 
Industriepapiere  bewies,  kam  zeitweise  den  heimischen  Anleihen  zu- 
gute, auch  einige  ausländische  Eenten  zogen  vorübergehend  leicht 
im  Kurse  an.  Auf  dem  Kolonialmarkt  gingen  infolge  der 
matten  Tendenz  sämtliche  Kurse  zurück,  besonders  verloren  die  Otavi-^ 
Minen- Anteile,  auf  die  der  Rückgang  der  Kupferpreise,  sowie  die 
den  gehegten  Erwartungen  nicht  entsprechende  Regierungsvorlage  be- 
treffend   die    Verstaatlichung    ungünstig    einwirkte. 

Dezember.  Im  allgemeinen  wies  der  Wertpapiermarkt  im 
Dezember  weiter  eine  durchaus  feste  Tendenz  auf.  Trotz  mancher  un- 
günstiger Nachrichten,  wie  des  Rückgangs  der  Kupferpreise  in  Amerika 
oder  der  schlechten  Verfassung  der  Londoner  Börse,  zeigte  der  Berliner 
Markt  große  Widerstandsfähigkeit.  Wenn  auch  die  Börse  den  Mahnungen 
der  großen  Banken  zur  Verringerung  der  bestehenden  hohen  Engage- 
ments wenigstens  zeitweise  nachkam,  so  fand  dadurch  doch  kaum  eine 
Abschwächung  der  Kurse  statt,  höchstens  veiunlaßten  diese  Mahnungen 
eine  gewisse  Zurückhaltung  der  Käufer.  Im  Gregensatze  hierzu  aber 
befolgte  das  den  Börsenkreisen  ferner  stehende  Publikum,  wie  schon 
mehrfach  im  Verlaufe  des  Jahres,  den  Rat  zu  Realisationen  nicht 
Und  bewilligte  lieber  die  großen  Opfer  für  Prolongationen,  die  die 
hohen  Zinssätze  verlangten.  Immerhin  lag  in  der  ersten  Hälfte  des 
Monats  im  Hinblick  auf  die  Ultimoprolongation  der  Terminmarkt 
schwächer,  während  sich  zeitweise  ein  stärkeres  Geschäft  auf  dem 
Kassaindustriemarkt  geltend  machte,  auf  dem  besonders  die  Aktien 
einiger  kleinerer  Elektrizitätswerke  lebhafter  gehandelt  wurden  und 
Kurssteigerungen  erzielten.  Ehe  jedoch  die  Ultimoregulierung  völlig 
beendet  war,  setzte  auch  auf  dem  Terminmarkt  wieder  ein  Aufschwung 
ein,  der  von  den  Montanwerten  ausging.  Hier  wirkten  die  Preiser- 
höhuD^n  des  belgischen  Stahlwerksverbandes,  sowie  der  westdeutschen 
Eisenhändler  und  der  rheinisch-westfälischen  Bandeisenwerke  anregend. 
Besonderes  Interesse  zeigte  sich  für  Phönix-Aktien  und  für  die  der 
Rombacher  Hütte.  So  konnten  erstere  am  21.  ihren  Kurs  um.  5  o/o, 
letztere  an  zwei  aufeinanderfolgenden  Ta^en  (am  28.  und  29.)  um  je 
3  und  4  o/o  verbessern.  Der  Grund  für  die  Preissteigerung  lag  darin, 
daß  beide  Werke  in  der  Hauptsache  die  sogenannten  B-Produkte  her- 
stellen, in  denen  die  oben  erwähnten  Preiserhöhungen  vorgenommen 
waren.  Bei  der  Rombacher  Hütte  wurde  auch  von  einer  bevorstehenden 
Fusion  mit  dem  Werk  Aumetz-Friede,  dessen  Aktien  an  der  Brüsseler 
Börse  in  diesen  Tagen  auf  die  Nachricht  ihrer  bevorstehenden  Ein- 
führung an  der  Berl.  Börse  erheblich  gestiegen  waren,  gesprochen. 
Allmählich  griff  diese  Haussebewegung  auch  auf  den  Bankaktienmarkt 
und  die  Nebenwerte  des  Ultimohandels  über,  von  denen  nament- 
lich Schiffahrtspapiere  ein  lebhaftes  Geschäft  aufwiesen.  Auf  dem 
Kassaindustriemarkt  erzielten  Eisenwerte  und  mit  ihnen  Kohlenpapiere 
ebenfalls  wesentliche  Besserungen  Sehr  fest  waren  zum  Schluß  des 
Monats  Kaliwerte.  Hatten  schon  vorher  die  Einigungsverhandlungen 
günstig  auf  die  Kurse  eingewirkt,  so  mußte  der  von  Preußen  ein- 
gebrachte Gesetzentwurf,  der  den  bestehenden  Werken  auf  Jahre  hin- 
aus jede  Konkurrenz  fernhielt  und  lohnende  Preise  sicherte,  natur- 
gemäß eine  weitere  Kurserhöhu^g  bringen.  Der  Rentenmarkt  lag  im 
Dezember  ziemlich  still,  doch  entwickelte  sich  auch  auf  ihm  in  den 
letzten  drei  Ta^en  wegen  des  herannahenden  Anlagetermins  ein  größerer 
Verkehr,  von  dem  besonders  die  3proz.  Reichsanleihen  Nutzen  zogen. 

2.  Rentenpapiere. 

Die    Kursentwicklung    der    heimischen    Anleihen    war     im      statSlniemen. 
Berichtsjahre    im    Vergleich    zum    vorangegangenen    Jahre  über- 
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wiegend  günstig.  Es  erreichten  die  31/2  proz.  und  3proz.  Eeichs- 
anleihen  96,75  und  87,70  als  Höchstkurse  gegen  94,75 
und  85,75  0/0  in  1908.  Die  niedrigsten  Kurse  waren  93 
und  83,40  gegen  91,20  und  81,25  0/0  in  1908.  Der  durch- 
schnittliche Kursstand  hat  sich  also  gegen  das  Vorjahr 
um  etwa  2  0/0  gebessert.  Die  Gründe  hierfür  lagen  in 
der  großen  Geldflüssigkeit,  die  im  Jahre  1909  mit  Ausnahme 
weniger  Monate  herrschte,  und  in  der  während  eines  großen 
Teiles  des  Jahres  noch  andauernden  wirtschaftlichen  Depression. 
Der  Geldmarkt  sah  sich  hierdurch  veranlaßt,  einen  Teil  seiner 
freiwerdenden  Mittel  am  Rentenmarkt  unterzubringen,  und  auch 
das  Publikum  zog  es  vielfach  vor,  seine  Eirsparnisse  in  Renten 
anzulegen.  Aber  auch  als  diese  Gründe  fortfielen,  als  sich  im 
Verlaufe  des  Jahres  der  Geldmarkt  versteifte,  und  außerdem 
das  Interesse  des  Publikums  infolge  der  besseren  Aussichten  der 
Industrie  sich  den  Dividendenpapieren  zuwandte,  bröckelten  die 
Kurse  nur  langsam  ab,  vermutlich,  weil  in  diesem  Jahr  ein 
erheblicher  Teil  der  Anleihen  in  festen  Besitz  übergegangen  war. 
AVenn  sich  somit  der  Kursstand  der  Anleihen  im  Berichtsjahre 
gehoben  hat,  so  kann  von  einer  durchgreifenden  Besserung 
doch  noch  nicht  gesprochen  werden,  um  so  weniger,  als  in  der 
gleichen  Periode  die  ausländischen  Anleihen  vielfach  weit  größere 
Kurssteigerungen  zu  verzeichnen  hatten,  und  auch  im  Vergleich 
mit  früheren  Jahren  die  Kurse  der  Anleihen  im  Berichtsjahre 
noch  sehr  niedrig  genannt  werden  müssen.  Der  Grund  dieser 
ungenügenden  Erholung  der  Kurse  liegt  in  dem  noch  immer 
andauernden  Mißverhältnis  zwischen  Anlagebedürfnis  und  der 
Neuemission  von  Anleihen.  Infolge  der  wachsenden  Verteuerung 
der  Lebenshaltung  ist  der  sich  mit  den  niedrigen  Zinssätzen  einer 
Rente  begnügende  Kapitalistenkreis  immer  kleiner  geworden, 
andererseits  aber  ist  die  Zahl  der  Emissionen  in  den  letzten  Jahren 
stark  gestiegen;  es  kommt  Imizu,  daß  das  Publikum  im  großen 
und  ganzen  mit  den  höher  verzinslichen  Industrieobligationen, 
teilweise  sogar  mit  Dividendenpapieren  in  den  letzten  Jahren  recht 
gute  Erfahrungen  machte  im  Gegensatz  zu  den  erheblichen 
Verlusten,  die  es  an  Staatspapieren  erlitten  hatte.  Wie  sehr  gerade 
die  sich  immer  wiederholende  Ausgabe  neuer  Anleihen  dazu  an- 
getan ist,  den  Kurs  der  alten  zu  drücken,  zeigte  z.  B.  die  Kurs- 
bewegung im  letzten  Viertel  des  Jahres.  Es  tauchten  Berech- 
nungen auf,  die  im  Anschluß  an  die  unerwartet  geringe  Ergiebig- 
keit der  neuen  Steuern  den  Emissionsbedarf  des  Reiches  allein 
auf  die  bisher  nicht  erreichte  Summe  von  744  Mill.  Mk.  angaben. 
Auf  solche  Berechnungen  hin  gingen  die  Kurse  scharf  zurück, 
eine  in  jener  Zeit  aufgelegte,  nur  26  Mill.  Mk.  betragende  4proz. 
Württembergische  Staatsanleihe  wurde  sogar  nicht  einmal  voll 
gezeichnet.  Als  dann  die  Veröffentlichung  des  Etats  für  1910 
die  oben   genannte   Summe  erheblich   reduzierte,   vermochte   sich 
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das  in  dieser  Jahreszeit  im  allgemeinen  recht  stille  Geschäft 
in  Staatspapieren  so  zu  heben,  daß  die  Kurse  um  IVi  ^/o 
sich  erholen  konnten.  Von  wesentlichem  Einfluß  war  im  ganzen 
Verlauf  des  Jahres  die  Finanzpolitik  des  Eeiches  und  der  Bundes- 
staaten,  beziehungsweise   des   E/Cichstags. 

Diejenigen  Anleihen,  die  im  Frühjahr  zur  Zeit  der 
größten  Geldflüssigkeit  auf  den  Markt  kamen  und  dabei 
an  dem  Zinsfuß  von  4  o/o  festhielten  wie  die  Badische 
und  die  Hamburger  Staatsanleihe,  fanden  sehr  willige  Auf- 
nahme und  gingen  rasch  in  festen  Besitz  über.  Vor  der 
Emission  der  großen  Anleihen  Preußens  und  des  Reichs  machte 
sich  eine  lebhafte  Bewegung  dafür  geltend,  zum  3V2proz. 
Zinsfuß  zurückzukehren.  Von  agrarischer  Seite  wurde  für 
diesen  Zinsfuß  Stimmung  gemacht,  da  von  seiner  Ein- 
bürgerung eine  Verbilligung  des  Hypothekenzinses  erwartet 
werden  konnte.  Demgegenüber  vertrat  das  Uebernahme- 
konsortium  den  Standpunkt,  das  Publikum  habe  sich  so 
an  den  Zinssatz  von  4  o/o  gewöhnt,  daß  nur  eine  zu  diesem 
Satz  verzinsliche  Anleihe  auf  eine  rasche  und  gute  Placierung 
rechnen  könnte,  eine  Ansicht,  deren  Richtigkeit  sich  später  heraus- 
gestellt hat,  als  es  sich  anläßlich  der  scharfen  Kursrückgänge 
infolge  der  Reichstagsverhandlungen  im  Juni  zeigte,  daß  von  den 
niedriger  verzinslichen  Werten  sehr  viel  „schwimmendes*'  Material 
am  Markte  war,  während  die  4proz.  Papiere  placiert  schienen. 
Es  wurde  schließlich  der  Ausweg  gefunden,  daß  die  Anleihen 
zur  Hälfte  zu  4  o/o  und  zur  Hälfte  zu  31/2  0/0  aufgelegt  wurden, 
um  dem  Publikum  die  Wahl  des  Zinsfußes  zu  überlassen.  Der 
äußere  Erfolg  war  im  Vergleich  zu  früheren  Jahren,  abgesehen 
von  1908,  nicht  gerade  glänzend.  Der  Betrag  wurde  nur  etwa 
doppelt  gezeichnet,  wobei  eine  höhere  Summe  auf  die  4  proz. 
Papiere  entfiel.  Günstig  dagegen  schien  es,  daß  sich  rund 
570  Mill.  Mk.  der  Sperre  unterwarfen,  ein  Zeichen  dafür,  daß  sich 
diesmal  in  erheblichem  Maße  das  wirklich  xlnlage  suchende 
Publikum  beteiligt  hatte.  Außerordentlich  befriedigend  war  auch 
das  Tempo  der  Einzahlungen,  in  wenigen  Tagen  waren  80  0/0 
vollgezahlt,  da  bei  den  niedrigen  Sätzen  am  offenen  Markte 
hierdurch  eine  bessere  Verzinsung  der  anzulegenden  Gelder  erzielt 
werden  konnte.  Zwei  weitere  Momente  waren  noch  von  Einfluß 
auf  die  Haltung  der  Staatspapiere,  die  schon  oben  erwähnte 
Steuerpolitik  des  Reichstages  und  die  Balkanwirren.  Letztere 
übten  zeitweise  einen  sehr  störenden  Einfluß  auf  die  Börse  aus, 
der  sich  natürlich  auch  an  dem  Staatsanleihemarkt  bemerkbar 
machte.  In  den  unruhigen  Tagen  des  Februar  und  März  erfuhren 
die  Staatspapiere  sehr  starke  Kursschwankungen  und  erlitten 
schließlich  einen  Verlust  von  2  0/0.  An  einzelnen  Tagen  hatte 
der  Markt  der  heimischen  Anleihen  sogar  seinen  inneren  Zu- 
sammenhang verloren ;    bei  völligem  Unverändertbleiben  einiger 


268  Teil  I.   Allgemeine  Entwicklung. 

Kurse  verloren  andere  ein  halbes  Prozent.  Mit  dem  Augenblick, 
in  dem  der  Frieden  gesichert  erschien,  hörte  die  rückgängige 
Kursbewegung  auf  und  eine  neue  Belebung  trat  ein,  der  auch 
durch  die  später  wieder  auftauchende  Krisis  in  Konstantinopel  nicht 
wesentlich  gehemmt  wurde.  Die  innere  Politik  war  nur  insofern 
von  Bedeutung,  als  die  von  den  konservativen  Parteien  im  Verein 
mit  dem  Zentrum  und  den  Polen  vorgebrachten  Steuerpläne,  die 
das  mobile  Kapital  und  die  Börse  bedrohten,  natürlich  die  Haltung 
des  gesamten  Wertpapiermarktes  herabdrückten.  Die  Staats- 
papiere wurden  am  meisten  betroffen,  da  jene  Pläne  zeigten,  wie 
schwer  es  erschien,  die  verfahrenen  Finanzverhältnisse  des  Reiches 
zu  ordnen.  Die  Anleihen  strömten  in  großen  Mengen,  besonders 
aus  dem  Ausland,  das  im  Frühjahr  bedeutende  Beträge  an  sich 
gezogen  hatte,  auf  den  Markt,  und  das  Uebernahmekonsortium 
sah  sich  genötigt,  um  die  Kurse  nur  einigermaßen  zu  stützen, 
große  Summen  zurückzukaufen.  Grade  hierbei  zeigte  sich  nun, 
daß  die  4proz.  Anleihe  besser  placiert  worden  war  als  die 
niedriger  verzinslichen,  denn  gerade  die  letzteren  waren  es  zumeist, 
die  auf  den  Markt  zurückkehrten.  Mit  dem  Zustandekommen  der 
Reichsfinanzreform  vermochten  sich  dann  die  Anleihen  wieder 
etwas  zu  erholen,  da  gerade  in  dieser  Zeit  infolge  ungünstiger  Divi- 
dendenerklärungen einiger  industrieller  Werke  die  Aufmerksam- 
keit des  Publikums  wieder  auf  den  Staatspapiermarkt  gelenkt 
wurde.  Das  Ausland  beteiligte  sich  in  diesem  Jahre  zeitweise 
ziemlich  stark  an  den  Käufen,  besonders  in  den  ersten  Monaten 
des  Jahres  sowie  nach  Zustandekommen  der  Reichsfinanzreform 
im  Juli,  da  infolge  des  niedrigen  Geldsatzes  in  Paris  und  London 
die  dortigen  Gelder  außerhalb  Beschäftigung  suchten.  An  den 
Zeichnungen  auf  die  großen  Anleihen  dagegen  beteiligte  sich  das 
Ausland  nur  in  sehr  geringem  Umfang.  An  besonderen  Einzel- 
heiten ist  noch  zu  erwähnen,  daß  seit  langen  Jahren  zum  ersten 
Male  wieder  eine  3V2proz.  Rente  den  Parikurs  erreichte,  und 
zwar  im  Februar  die  in  Berlin  nicht  gehandelte  Sächsische  Rente. 

Tab.  90.  Inländische  Reichs-  und  Staatsanleihen. 

30/0  Reichsanleihe. 

1.  Jan.     11.  Febr.    23.  März    24.  März    23.  April    23.  Juni    31.  Juli  27.  Okt.    30.  Nov.    31.  Dez. 

85.70           87.70            86.—            85.70           86.90          85.—           86  70  83.40          85.20         85,25 

31/2%  Reichsanleihe. 

/.  Jan.     11.  Febr.    23.  Märe     24.  März    23.  April    23   Juni    31.  Juli  27.  Okt.     30.  Kov.     31.  Dez. 

94.70           96.75            95.30            95.30           96.50          95.—           95.80  93.—          94.25           94,20 

40/0  Reichsanleihe. 

1.  Jan.     11.  Febr.    23.  März    24.  März    23.  April     23.  Juni    31.  Juli  S7.  Okt.    30.  Nov.    31.  Des. 

10275        104.—          103.—          106.—          103.60        102.70           103.—  102.-        102.40      102,50 

3%  Preußische  Konsols. 

1.  Jan.     11.  Febr.     23.  März    24.  März    23.  April    23.  Juni    31.  Juli  27.  Okt.     30.  Nov.    31.  Dez. 

85.60          87.70           86.—           85.50          86  90          85.—           86.70  83.40         85.20         86,20 

31/2%  Preußische  Konsols. 

1.  Jan.     11.  Febr.    23.  März    24.  März    23.  April    23.  Juni    31.  Juli  27.  Okt.    30.  Nov.     31.  Dez. 

94.70           96.70           95.30           95.30          96.50         95.—          95.80  93.—          94.25         94,20 

4%  Preußische  Konsols. 

J.  Jan.     11.  Febr.    23.  März    24.  März    23.  April    23.  Jnni    31.  Juli  27.  Okt.    30.  Nov.    31.  Des. 

102.75          103.90          103.—          103.—         103.70          102.70        103.—  102.—        102.40       102.40 

Inländische  Der  Markt  der  Stadtanleihen  unterlag  im  wesentlichen  den- 

selben  Einflüssen,    die    auf    die    Kursbewegung    der    Staatsfonds 
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eingewirkt  haben.  Auch  sie  wiesen  im  Verlauf  dieses  Jahres 
einen  im  Vergleich  zu  den  vorangegangenen  günstigen  Durch- 
schnittskurs auf.  Wenn  derselbe  nicht  die  Höhe  der  Staatsanleihen 
erreicht,  so  fand  das  seinen  Grund  in  dem  beschränkten  Absatz- 
gebiet der  Papiere.  Andererseits  sicherte  der  lokale  Markt,  den 
diese  Werte  oft  haben,  ihnen  eine  bemerkenswerte  Stetigkeit  der 
Kurse,  schärfere  Rückgänge  waren  nur  als  seltene  Ausnahmen 
zu  verzeichnen.  So  traten  denn  die  Wirkungen  der  einzelnen 
Kursbeeinflussungen  hier  nicht  so  scharf  zu  Tage.  Selbst  der 
im  ganzen  hohe  Anleihebedarf  der  Städte  drückte  die  Kurse 
nicht  merklich,  da  durchgehends  an  dem  Zinsfuß  von  4  o/o  fest- 
gehalten wurde,  und  die  Emissionen  sich  über  das  ganze  Jahr 
verteilten.  Die  verschiedene  Bewertung  der  Anleihen  der  großen 
und  kleinen  Städte,  von  denen  die  der  letzteren  erheblich  tiefer  im 
Kurse  standen,  ließ  den  Gedanken  an  eine  Zentralisation  des 
Stadtkredits  auftauchen.  Die  zu  diesem  Zweck  auf  dem  Städtetage 
gemachten  Vorschläge  führten  jedoch  zu  keinem  Resultat,  nicht 
einmal  zu  einer  ernsthafteren  Erwägung  des  Problems,  da 
den  großen  Städten  nicht  daran  gelegen  sein  konnte,  ihrerseits 
den  kleinen  Vorspann  zu  leisten.  Das  einheitliche,  von  einer 
Zentralstelle  ausgegebene  Stadtpapier  würde  wahrscheinlich 
höher  im  Kurse  stehen,  als  die  Anleihe  einer  kleinen  Stadt,  es 
muß  aber  bezweifelt  werden,  ob  dasselbe  so  hoch  bewertet  würde, 
wie  etwa  die  Berliner  oder  Frankfurter  Stadtanleihe.  An  Einzel- 
heiten ist  noch  zu  erwähnen,  daß  die  meisten  Städte  erklärten, 
die  Talonsteuer  auf  ihren  Etat  übernehmen  zu  wollen,  um  ihre 
Anleihen  gegenüber  denen  des  Staates,  die  von  dieser  Ab- 
gabe befreit  sind,  konkurrenzfähig  zu  erhalten.  In  der 
folgenden  Tabelle  sind  die  Kurse  einiger  wichtiger  4proz. 
Stadtanleihen  wiedergegeben,  denen  eine  3V2  proz.  hinzu- 
gefügt ist,  um  zu  zeigen,  daß  auch  auf  diesem  Gebiet  die  4  proz. 
Werte  vom  Publikum  bevorzugt  werden. 

Tab.  91.  Deutsche  Stadtanleihen. 

3V2%  Berliner  Stadtanleihen  von  1882—1898. 

1.  Jan.        20.  Mars        31.  März      23.  Sept.        30.  Okt.        29.  Nov.  31.  Dee. 

93.80             97.25               96.10            95  70              95.30            95.30  95.20J 

4%  Berliner  Stadtanleihe  von  1904. 

1.  Jan.        8  März        M.  März        16.  Sept.        30    Okt.        30.  Nov.  31.  Dez. 

10125           102.40           101.70             101.40             100.60           101.50  101.70 

4%  Charlottenburger  Stadtanleihe  von  1908. 

1.  Jan.           12.  Febr.        Ü6.  März        23.  Sept.         1.  Okt.        24.  Nov.  31.  Dez. 

101.20             102.50            101.40            101,10           100.50           101.90  101.25 

40/0  Düsseldorfer  Stadtanleihe  von  1905. 

1.  Jan.                 12.   März               25.  März           26.  Okt.               27.  Nov.  31.  Dez. 

100.60                   101.40                      100.30                   100.—                   100.50  100.40 

Die  Kurse  am  Markte  der  Hypothekenbankpfandbriefe  wiesen 
im  Berichtsjahre  keine  stärkere  Veränderung  auf.  Den  leichten 
Schwankungen,  denen  sie  unterworfen  waren,  liegen  im  wesent- 
lichen die  Faktoren,  die  auch  die  Staats-  und  Stadtanleihen  be- 
einflußt haben,  zugrunde.  Die  große  Geldflüssigkeit  zu  Beginn 
des  Jahres  ließ  fast  sämtliche  4  proz.  Pfandbriefe  den  Parikurs 


270  Teil  I.   Allgemeine  Entwicklung. 

erreichen,  teilweise  sogar  überschreiten.  Auf  dieser  Höhe  hielten 
sie  sich  nahezu  während  des  ganzen  Jahres,  und  selbst 
die  Balkanwirren,  die  doch  den  Kurs  der  Staatsfonds  schon 
von  Mitte  Februar  an  erheblich  drückten,  führten  erst, 
als  die  Krisis  ihren  Höhepunkt  erreicht  hatte,  einen  jedoch 
nur  sehr  geringfügigen  Rückgang  der  Pfandbriefkurse  herbei. 
Im  Vergleich  zu  den  Staatspapieren  war  er  jedoch  nur 
unbedeutend.  Es  zeigte  sich  dabei  wieder,  daß,  dank  der  ge- 
schickten Absatzorganisation,  die  Pfandbriefe  nahezu  ausschließ- 
lich zu  dauernden  Anlagen  dienen,  so  daß  ein  Besitzwechsel  nui 
unter  besonderen  Umständen  eintritt.  Ein  erheblicher  Nachteil 
drohte  den  Hypothekenbanken  durch  die  neuen  Steuergesetze, 
die  den  Pfandbriefstempel  erhöhten  und  die  Talonsteuer  neu 
einführten.  Diesem  Nachteil  begegneten  die  Hypothekenbanken 
durch  die  Erklärung,  daß  sie  die  neuen  Lasten  selbst  tragen 
und  nicht  auf  die  Pfandbriefinhaber  abwälzen  würden.  Die 
Geldversteifung  in  der  zweiten  Jahreshälfte  führte  dann  auch 
eine  Abschwächung  der  Kurse  herbei,  die  sich  jedoch,  da  das  wenige 
an  den  Markt  kommende  Material  von  den  Banken  übernommen 
wurde,  in  sehr  engen  Grenzen  hielt.  Erheblicher  waren  die  Kurs- 
bewegungen der  31/2  proz.  Pfandbriefe,  ein  Beweis,  daß  auch  auf 
diesem  Gebiete  die  höher  verzinslichen  Werte  im  allgemeinen  den 
niedrigeren  vorgezogen  wurden.  Die  folgende  Tabelle  zeigt  die 
wesentlichsten  Kursveränderungen  an. 

Tab.  92.  Hypothekenbank-Pfandbriefe. 

4°/o  Berl.  Hypothekenbank-Pfandbriefe,  Serie  III  und  IV 

31.  Jan.  22.  März  25.  März  1.  Sept.  30.  Nov.  31.  Dez. 

99.80  100.20  100.—  .100.—  100.—  99.50 

4%  Hamburger  Hypothekenbank-Pfandbriefe,  Ser.  341—400. 

31.  Jan.  23.  März  24.  März  1.  Sept.  30.  Nov.  31.  Dez. 

99.75  100.—  100—  100.-  99.50  99.50 

40/0  Preuß.  Cenlral-Boden-Credit-Anstalt-Pfandbriefe  von  1890. 

31.  Jan.  13.  März  24.  März  20.  Sept.  30.  Nov.  31.  Dez. 

100.20  100.30  99.90  100.10  99.75  99.80 

31/2%  Preuß.  Pfandbrief-Bank-PfandbriefO;  Emission  24. 

31.  Jan.  11.  Febr.  12.  März  13.  März  31.  Nov.  31  Dez, 

93.30  97.10  95.25  95.—  92.50  92.30 

4%  Deutsche  Hypothekenbank,  Berlin.    Pfandbriefe,  Serie  XI  und  XII. 

31.  Jan.  16.  März  17.  März  1.  Sept.  28.  Nov.  31  Des. 

99.50  100.—  99.80  100.—  99.60  99.50 

Ausländische  ^^^  Kursc  der  ausländischen  Staatsanleihen  zogen,  ebenso  wie 

Staatsanleihen.  ^^q  ^qj,  heimischen,  großcu  Nutzen  aus  dem  flüssigen  Geldstand. 
Sie  wiesen  zu  Ende  des  Berichtsjahres  fast  durchweg  einen 
höheren  Stand  auf  als  zu  Beginn,  wenn  sie  auch  während  dieser 
Zeit  zum  Teil  großen  Schwankungen  und  recht  erheblichen  Kurs- 
rückgängen ausgesetzt  waren.  Dies  gilt  besonders  von  den  An- 
leihen der  osteuropäischen  Staaten.  Schon  im  letzten  Quartal 
des  Jahres  1908  waren  die  Anleihen  sämtlicher  Balkanländer 
infolge  der  diplomatischen  Verwicklungen  mit  der  Türkei  stark 
im  Kurse  gesunken.  Wohl  trat  hiernach  noch  einmal  wieder  ein 
kleiner  Aufschwung  ein.  In  den  ersten  Monaten  des  Berichts- 
jahres jedoch,  in  denen  sogar  die  heimischen  Anleihen  unter  dem 
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Einfluß  der  Balkanwirren  eine  Einbuße  erlitten  hatten,  waren 
bei  den  AVerten  aller  in  die  Krisis  direkt  verwickelten  Länder 
scharfe  Kursrückgänge  zu  verzeichnen,  die  allerdings,  nachdem 
die  Befürchtungen  eines  österreichisch-serbischen  Waffenganges 
oder  gar  eines  Weltkrieges  behoben  waren,  teilweise  überraschend 
schnell  wieder  eingeholt  wurden.  Bei  einigen  der  betroffenen 
Länder  kamen  die  Folgen  jener  Ereignisse  in  den  Kursen  der 
Staatsfonds  noch  längere  Zeit  zum  Ausdruck. 

Die  türkischen  Anleihen,  die  nach  Beendigung  der  Balkan- 
krise erheblich  höher  bewertet  wurden,  da  die  von  Oesterreich 
zu  zahlende  Entschädigungssumme  die  finanzielle  Lage  des  Landes 
verbesserte,  wurden  in  ihrer  weiteren  Kursbewegung  durch  die 
innerpolitischen  Vorgänge  des  Landes  beeinflußt.  Als  die  Militär- 
revolution in  Konstantinopel  ausbrach,  erfolgte  ein  scharfer  Eück- 
gang  der  türkischen  Papiere,  der  jedoch  bald  von  einer  Erholung 
abgelöst  wurde.  Den  relativ  hohen  Stand,  den  die  Kurse 
schließlich  erreichten,  vermochten  sie  auch  im  weiteren  Verlauf 
des  Jahres  zu  behaupten,  da  die  neue  Regierung  sich  bemühte, 
die  Finanzverhältnisse  des  Reiches  zu  ordnen  und  durch  Ein- 
führung zeitgemäßer  Reformen  ihre  Position  zu  befestigen.  So 
übten  selbst  Ereignisse,  wie  die  Aufrollung  der  Kretafrage,  nur 
vorübergehend  einen  Druck  auf  die  Anleihen  aus.  Sie  standen 
daher  zu  Ende  des  Berichtsjahres  höher  im  Kurse  als  zu  Beginn. 


Türkei. 


Tab.  93, 


2.  Jan 

93.30 


2.  Jan. 

8510 


24.  Febr. 
93.70 


25.  Febr. 

86.10 


Türkische  Anleihen. 

40/0  Türkische  unifizierte  Anleihe. 

3.  April  17.  April  26.  Aug. 

95.-  92.20  94.20 

4%  Türkische  Bagdad-Eisenbahn-Anleihe. 
6.  April  17.  April  12.  Aug. 


86.40 


87.70 


6.  Okt. 
98.75 


26.  Okt. 

87.- 


28.  Dez. 
94.90 


28.   Deji. 

87.40 


Nach  den  schweren  Verlusten,  welche  die  Besitzer  griechischer 
Anleihen  in  früheren  Jahren  erlitten  hatten,  schien  es,  als  wenn 
durch  die  Finanzkontrolle  der  Mächte  bessere  Zeiten  angebrochen 
wären,  ja  vorübergehend  wurden  ,, Griechen"  ein  beliebtes  Kauf- 
objekt  für  diejenigen  Kapitalisten,  die  für  eine  höhere  Verzinsung 
ein  größeres  Risiko  einzugehen  bereit  waren.  So  waren  denn 
auch  die  Kurse  in  den  letzten  Jahren  nicht  unbedeutend  gestiegen. 
Die  in  dieser  Steigerung  zum  Ausdruck  gebrachte  Hoffnung  schien 
sich  jedoch  nicht  zu  erfüllen.  Im  Berichtsjahre  haben  die 
griechischen  Anleihen  wieder  erhebliche  Rückgänge  erfahren.  Sie 
waren  nur  zum  kleinen  Teil  auf  den  unmittelbaren  Einfluß  der 
Balkan krise  zurückzuführen,  der  Hauptanstoß  dafür  wurde  durch 
die  innerpolitischen  Vorgänge  gegeben,  die  sich  an  den  von  den 
Großmächten  erzwungenen  Verzicht  auf  Kreta  anknüpften.  Die 
am  Schlüsse  des  Jahres  noch  nicht  beendeten  inneren 
Unruhen  bewirkten,  daß  die  Kurse  im  Dezember  unter  denen 
des  Januar  standen. 


Griechenland. 
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Tab.  94. 


1.  Jan.       4.  Märe 

48.80  48.- 


11.  März 
49.25 


Griechische  Anleihen. 
BO/o  Piräus-Larissa  Anleihe. 
80.  Aug. 


19.  Juni 

iO.W 


31.  Juli 
47.75 


48.60 


26.  Sept.      1.  Nov.      38.  Des. 
46.75  46.50  47.10 


Serbien. 


Die  serbischen  Anleihen  wiesen  während  des  ganzen  Berichts- 
jahres starke  Kursschwankungen  auf,  hervorgerufen  durch  die 
inneren  Unruhen,  welche  der  die  nationale  Eitelkeit  verletzenden 
Erledigung  der  Balkankrise  folgten.  "Wenn  auch  nach  derselben 
im  ganzen  eine  steigende  Tendenz  der  Kurse  zu  konstatieren  war, 
so  traten  doch  naturgemäß  plötzliche  scharfe  Rückgänge  ein, 
so  oft  die  häufigen  Nachrichten  von  politischen  Umtrieben,  die 
sich  meist  gegen  das  Königshaus  richteten,  bekannt  wurden.  Erst 
in  den  letzten  Monaten,  als  die  Euhe  im  Lande  dauernd  gefestigt 
schien,  wurden  die  Kurse  stetiger,  so  daß  die  Anleihen  schließlich 
erheblich  höher  als  zu  Beginn  des  Jahres  bewertet  wurden. 


Tab.  95.  Serbische  Anleihen. 

40/0  Serbische  amtl.  Staats-Anleihe  von  1895. 
2.  Jan.     12.  Febr.     24.  Febr.     18.  Märe    31.  März    21.  Juni    9.  Aug.     9.  Sept.     12.  Nov.    28.  Dez. 


76.10 


77.- 


74. 


72. 


77.75 


81.50        78.60        81. 


82.50 


83.40 


Bulgarien. 


Die  bulgarische  6  proz.  Gold-Hypotheken- Anleihe  erfuhr  sehr 
bedeutende  Kurssteigerungen.  Dank  der  hohen  Verzinsung  und 
hypothekarischen  Sicherstellung  genießt  dieses  Papier  eine  große 
Beliebtheit,  und  so  konnte  sich  sein  Kurs  bis  auf  105  o/o  erhöhen. 
Selbst  die  die  Werte  anderer  Staaten  niederdrückende  Balkan- 
krise ließ  die  bulgarischen  Papiere  verhältnismäßig  unberührt, 
da  die  Türkei  Bulgarien  als  „Königreich"  anerkannte.  Vorüber- 
gehend erfolgte  im  November  eine  Abschwächung  der  Anleihe. 
Trotz  dieses  Rückgangs  hatten  die  Anleihen  zum  Schlüsse  des 
Berichtsjahres  im  ganzen  eine  Kurserhöhung  von  über  2  o/o  zu 
verzeichnen. 


Tab.  96. 


1.  Jan.  27.  Febr. 

102.50  102.60 


Bulgarische  Anleihen. 

6 o/o  Bulgar.  Gold-Hypotheken- Anleihe  von  1R92. 

18.  März  31.  März  17.  Juni  1.  Nov. 

102.—  103.—  105.-  104.75 


29.  Nov 
103.80 


28.  Bez. 

104.80 


Rumänien. 


Von  allen  Balkanstaaten  wiesen  die  Anleihen  Rumäniens  die 
größte  Stetigkeit  der  Kurse  auf.  Lediglich  die  Ereignisse  im 
Frühjahr  vermochten  sie  vorübergehend  zu  beeinflussen,  im 
weiteren  Verlauf  des  Jahres  spiegelt  sich  in  ihnen  lediglich  die 
allmähliche  Versteifung  des  Geldmarktes  und  die  bei  jedem  indu- 
striellen Aufschwung  zu  bemerkende  Abkehr  des  Publikums  von 
den  Rentenwerten  wieder. 


Tab.  97. 


2.  Jan.       9.  Märe 
101.—         101.50 


Rumänische  Anleihen. 

50/0  Rum.  Staatsanleihe  von  1903. 
24.  März        30.  April        1.  Juni        16.  Sept. 


100.10 


102.25 


10270 


102.25 


21.  Okt.         28.  Des. 

101.80  101.90 
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Auf  die  Kursbewegung  der  russischen  Beuten  übten  zwei 
Momente  einen  entscheidenden  Einfluß  aus.  Der  äußerst  billige 
Geldstand  ließ  viele  Kapitalisten  ihre  freien  Mittel  in  russischen 
Werten  anlegen,  wodurch  die  Kurse  erheblich  stiegen.  Die  außer- 
ordentlich günstige  Ernte,  durch  welche  die  finanzielle  Lage 
des  Staates  erheblich  gebessert  wurde,  trug  das  ihre  dazu  bei, 
eine  höhere  Bewertung  der  Anleihen  gerechtfertigt  erscheinen 
zu  lassen.  Hierbei  ist  besonders  bemerkenswert,  daß  inner- 
politische Unruhen,  an  denen  es  im  Berichtsjahre  durchaus  nicht 
gefehlt  hat,  kaum  einen  nennenswerten  Eückgang  herbeigeführt 
haben,  während  im  März  die  äußere  politische  Lage  auf  dem 
Markt  der  russischen  Papiere  von.  wesentlichem  Einfluß  war. 
Dagegen  rief  die  Nachricht  über  eine  Zuspitz,u.ng  der  politischen. 
Verhältnisse  zwischen  Japan  und  Rußland  kaum  einen  tieferen 
Eindruck  hervor.  Die  russischen  Renten  wiesen  zum  Jahres- 
schluß durchweg  erhebliche  Kursgewinne  gegen  den  Stand  vom 
Januar  auf. 


Rußland» 


Tab. 


2.  Jan. 

84.— 


Jan. 


97. 


12.  Febr. 

85.70 


12.  Febr. 
99.— 


Russische  Anleihen. 

40/0  Russische  Staatsanleihe  toxi  1902. 

34.  März        30.  Juli        3.  Sept.        1.  Okt. 

81.90  87.—  89.90  89.60 
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Russische  Staatsanleihe  von  1905. 


24.  März 

97.30 


30.  Juli        3.  Sept. 
99.50  99.60 


21.  Okt. 

98.90 


29.  Nov. 
90.30 


29.  Nov. 
99.25 


28.  Dez. 
90.40 


?8.  Dez. 

99.40 


Der  Kursstand  der  österreichisch-ungarischen  Anleihen 
war  ini  Berichtsjahr  unbeständig.  Die  Einflüsse  der  äußeren 
Politik  im  Frühjahr  wurden  zwar  sehr  rasch  überwunden, 
und  der  Kurs  der  4proz.  österreichischen  Goldrente  über- 
schritt im  Mai  seit  langer  Zeit  zum  erstenmal  wieder 
den  Parikurs;  er  vermochte  sich  aber  nicht  dauernd  auf  dieser 
Höhe  zu  halten,  obwohl  er  sie  auch  in  der  Folgezeit  mehrfach 
wieder  erreichte.  Bei  den  ständigen  Schwierigkeiten,  die  dauernd 
zwischen  den  beiden  verbundenen  Ländern  sowohl  wie  innerhalb 
derselben  bestanden,  genügten  oft  schon  kleine  auf  den  Markt 
gebrachte  Mengen,  um  einen  erheblichen  Rückgang  der  Kurse 
hervorzurufen.  Die  Schlußkurse  des  Jahres  wiesen  schließlich 
jedoch  einen  höheren  Stand  auf,  als  zum  Jahresbeginn. 


Oesterreich- 
Ungarn. 


Tab.  99.  Oesterreichisch-Ungarische  Anleihen. 

4%  Oesterr.  Gold-Rente. 

2.  Jan.    10.  Febr.     19.  März    22.  Mai    14.  Juni    9.  Juli    30.  Sept.    30.  Okt.    29.  Nov.    28.  Dez. 

98.—  98.50  97.10  100.25        99.80        100.25        99.20         98.60  99.20         99.90 

4%  Oesterr.  Kronen-Rente. 

11.  Jan.     12.  Febr.     IS.  März    30.  April    5.  Mai    13.  Juli    18.  Sept.    27.  Nov.     30.  Dez. 

94.60  95.90  93.10  97.10  98.-         97.50  95.10  95.50  95.10 

4%  Ungar.  Gold-Rente. 

2.  Jan.    11.  Febr.    18.  März    19.  April    26.  Mai    7.  Sept.    29.  Okt.    27.  Nov.    28.  Dez. 

92.60  94.90  91.75  94.60  96.—        95.50  94.10  95.—  95.40 

Wie  schon  in  früheren  Berichten  erwähnt,  hat  das  Geschäft 
in  spanischer  Rente  an  der  hiesigen  Börse  stark  nachgelassen, 
weil  bedeutende  Beträge  in  den  letzten  Jahren  ins  Ausland  ab- 
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gewandert  sind.  So  kamen  denn  auch  im  Berichtsjahre  vielfach 
Kursnotierungen  nicht  zustande.  Zu  gewissen  Zeiten  jedoch  — 
wie  z.  B.  während  der  Marokko-Aktion  oder  der  Unruhen  in 
Barcelona  — ,,  als  in  Paris  die  spanische  Rente  starke  Ab- 
schwächungen  erlitt,  fanden  auch  hier  bedeutende  Umsätze  in 
„Spaniern"    statt,    mit    denen    Rückgänge    der    Kurse    verbunden 


waren. 


Tab.  100. 


26.  Jan. 

96.75 


Spanische  Anleihen. 

40/0  Spanische  Schuld, 
11.  Mai        2.  Aug.        9.  Sept. 


97. 


97.50 


96.75 


7.  Dez. 

95.75 


Portugal.  •       Die  Kursbewegung  der  portugiesischen  Anleihen  nahm  einen 

dem  vorangegangenen  Jahre  direkt  entgegengesetzten  Verlauf. 
T^^ährend  1908  infolge  der  auf  die  Ermordung  des  Königs  folgenden 
inneren  Unruhen  die  Kurse  dauernd  fielen  und  im  ganzen  etwa 
5  o/o  verloren,  sind  sie  1909,  nachdem  allmählich  wieder  geordnete 
Verhältnisse  eingetreten  waren,  stetig  gestiegen  und  konnten  die 
Verluste  wieder  gänzlich  einholen.  Infolge  des  Umschw^ungs  in 
der  inneren  politischen  Lage  Portugals  wurden  auch  im  Auslande 
in  London  und  Paris  bedeutende  Beträge  portugiesischer  Renten 
gekauft,  die  auch  dort  zu  starken  Kurssteigerungen  führten. 


Tab.  101. 


2.  Jan. 

59.60 


Portugiesische  Anleihen. 

3«/o  Portugies.  unif.  Schuld,  Serie  III. 
Märt        29.  April        9.  Juli        23.  Sept.        . 


60.10 


63. 


64.20 


64.90 


)9.  Nov. 
64..50 


8.  Dez. 
65.— 


Ueberseeische 
Staatsanleihe. 


Argentinien. 


Einer  stets  wachsenden  Beliebtheit  erfreuen  sich  an  hiesiger 
Börse  die  meist  hochverzinslichen  Anleihen  überseeischer 
Staaten.  Auch  im  Berichtsjahre  zog  das  Publikum  der- 
artige Anleihen  den  heimischen  vielfach  vor.  Es  darf  nicht 
außer  acht  gelassen  w^erden,  daß  ein  großer  Besitz  an  ausländischen 
und  überseeischen  Papieren,  die  an  unserer  Börse  gehandelt  werden, 
für  das  nationale  Wirtschaftsleben  in  gewissen  Zeiten  ein  un- 
schätzbares Realisationsmittel  bildet,  ganz  abgesehen  davon,  daß 
die  Placierung  solcher  Anleihen  gewöhnlich  mit  lohnenden  Auf- 
trägen für  die  Industrie  verbunden  ist. 

Besonders  reges  Interesse  zeigte  sich  im  Zusammenhang  mit 
der  gebesserten  wirtschaftlichen  und  politischen  Lage  des  Landes 
für  argentinische  Werte.  Es  machte  sich  nicht  nur  eine  starke  Nach- 
frage nach  älteren  Anleihen  geltend,  auch  eine  erst  im  Dezember 
1908  aufgelegte  Emission  der  Provinz  Buenos  Aires  fand  sehr 
willige  Aufnahme.  Demgemäß  vermochten  die  Kurse  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres  dauernd  zu  steigen.  Im  Juni  wurde  diese  Be- 
wegung unterbrochen,  es  trat  im  Zusammenhang  mit  der  Ausgabe 
einer  neuen  Staatsanleihe  eine  leichte  Abschwächung  ein.  Da 
aber  bald  darauf  die  Nachricht  eintraf,  daß  die  Ernteerträgnisse 
diesmal  besonders  günstig  gewesen  waren,  holten  die  Kurse  einen 
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Teil  der  erlittenen  Einbußen  bald  wieder  ein.     Am  Schlüsse  des 

Bericht-s Jahres   standen   sie   etwa   auf   der  gleichen   Höhe  wie  zu 

Beginn. 

Tab,  102.  Argentinische  Anleihen. 

50,0  Innere  Argentinische  Goldanleihe  von  1907. 
1.  Jan.        24.  Mai        24.  Juni        25.  Aug.        21.  Okt.        27.  Dez. 
101.10  101.75  100.30  100.70  101.10  101.— 

50  0  Anleihe  der  Provinz  Buenos  Aires  von  1908. 

9.  Jan.        22.  Mai        26.  Juni        2.  Aug.        26.  Okt.        28.  Dez. 

91.50  98.60  98.50  97.70  98.—  99.— 

Neben  den  argentinischen  AYerten  wurden  im  Berichtsjahr 
auch  vielfach  japanische  und  chinesische  Anleihen  gekauft.  Die 
Papiere  heider  Länder  hatten  Steigerungen  aufzuweisen,  die  be- 
sonders bei  den  Japanern  reoht  bedeutend  waren.  Dabei  erfuhren 
die  letzteren  jedooh  vielfach  Schwankungen,  die  z,  T.  durch  Ge- 
rüdite  über  die  Konversion  der  höher  verzinslichen  Anleihen  her- 
vorgerufen wurden.  Diese  Schwanktingen  traten  dann  noch 
heftiger  auf,  als  im  Herbst  dem  Reiche  neue  Verwicklungen  mit 
Rußland  zu  drohen  schienen.  Immerhin  aber  ergibt  sich  aus  den 
Anfangs-  und  Endkursen  der  japanischen  Renten  im  Berichtsjahr 
eine  bedeutende  Kurserhöhung.  Demgegenüber  büßten  die  chine- 
sischen Werte  ihre  im  Laufe  des  Jahres  gewonnene  Kursbesserung 
wieder  ein,  so  daß  die  Kurse  vom  Januar  und  Dezember  auf 
Sfleicher   Höhe   standen. 


Tab.  103. 


2B.  Jan. 
102.60 


Japanische  und  chinesische  Anleihen. 

50/0  Chinesische  Gold-Anleihe  von  J.896. 
13.  Juni        30.  Juli        27.  Aug.        29.  Okt.        29.  Nov, 


ia2.75 


102.90 


103. 


102.— 


28.  Dez. 
103,30  102.60 


2.  Jan. 

92.60 


31.  März 

95.70 


41/2^0  Japanische  Staatsanleihe  von  1905. 
4.  Juni      13.  Juli      31.  Juli      26.  Aug.       8.  Sept. 


96.20 


96.50 


95.80 


97.60 


19.  Okt. 

95.- 


•8.  Dez. 

96.10 


Japan. 
China. 


Am  Markte  der  Prämienlose  zogen  im  Berichtsjahre  in  erster  Prämien-Lose. 
Linie  die  türkischen  400  Eres. -Lose  die  Aufmerksamkeit  auf  sich. 
Ihre  Kurse  verbesserten  sich  besonders  im  zweiten  Halbjahr  sehr 
erheblich,  sie  stiegen  um  nicht  weniger  als  40  Mk.  von  Mitte 
August  bis  zum  Jahresschluß.  Im  November  erreichten  sie 
mit  184,50  Mk.  ihren  Höhepunkt  und  überschritten  dajnit 
den  Kursstand,  den  sie  zu  der  Zeit  innehatten,  als  sie  noch  zum 
vollen  Werte  eingelöst  w^urden  und  Zinsen  brachten,  obwohl  heute 
für  die  nicht  mit  Prämie  gezogenen  Papiere  nur  noch  192  Mk. 
ausbezahlt  werden  und  die  Zinszahlung  eingestellt  ist.  Die  hohe 
Kurssteigerung  fiel  umsomehr  ins  Gewicht,  als  vom  April  I&IO 
ab  sowohl  die  Gesamtsumme  der  auszulosenden  Prämien  wie  auch 
die  Höhe  der  einzelnen  Gewinne  eine  erhebliche  Verminderung 
erfährt.  Als  Gründe  für  die  starke  Erhöhung  der  Kurse  kamen 
in  erster  Linie  die  erheblichen  Rückkäufe  der  „Dette  Publique''  in 
Betracht,  die,  wie  angegeben  wurde,  sich  in  den  nächsten  Jahren 
noch  vermehren  werden,  da  die  für  diesen  Zweck  zur  Verfügung 
stehenden  Mittel  eine  Vergrößerung  erfahren  sollen.  Als  weiterer 
Grund  der  Kurssteigerung  kann  für  die  Türkenlose  noch  angeführt 
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werden,  daß  auch  alle  anderen  Lose  im  Berichtsjahre  recht  erheb- 
liche Erhöhungen  erfuhren.  Von  deutschen  Losen  wiesen  be- 
sonders die  Braunschweigißchen  20  Taler-Lose  stetig  stedgende 
Kurse  auf,  denen  nur  nach  den  jeweiligen  Ziehungen  ;2eitweiise 
Rückschläge  gegenüberstanden. 


Tab.  104- 

Prämien-Los  e.^) 

a)  Deutsche  Lose. 

Sachsen-Meininger 
7.  fl.-Lose 

4.  Jan. 

31.60 

2.  April 

38.10 

29.  Juni      10.  Aug. 
41.20           .37.50 

27.  Nov. 
39.40 

31.  Dez. 
39.25 

Braunschweig-er 
20  Taler-Lose 

30.  Jan. 

198.- 

15.  Mai 

208— 

30.  Juni       7.  Aug. 
223.30         '202.- 

11.  Sept. 

218.75 

14.  Okt. 
212.10 

31.  Dez. 
223.10 

b)  Ausländische  Lose. 

Türkische 
400  Frcs.-Lose 

B.  Jan. 

141.60 

1.  April 

146.90 

17.  Aug.       30.  Okt. 
144.—           165.80 

20.  Xov. 
184.50 

31.  Dez. 

180,75 

1)   Die   Notierungen  verstehen   sich   in  Mark   per   Stück. 

3.  Dividendenpapiere. 

Banken.  Li  Bankaktien  entwickelte  sich  nahezu  während  des  ganzen 

Inländische.        Berichtsjahres  ein  sehr  lebhaftes  Geschäft,  das  zu  starken  Kurs- 
steigerungen führte.    Im  Januar  und  Februar  regten  die  günstigen 
Dividendenschätzungen  für  1908  dazu  an,  die  vielfach  vorhandenen 
flüssigen  Mittel  in  Bankaktien  anzulegen.     Im  weiteren  Verlauf 
des  Jahres  aber  hatten  die  Banken  infolge  der  sehr  regen  Be- 
teiligung des  Publikums  am  Börsengeschäft  auf  ihren  einzelnen 
Konten  dauernd  sehr  hohe  Umsätze  zu  verzeichnen,  so  daß  die 
Erwartung  guter  Gewinnresultate  hereohtigt  schien.  Der  günstige 
Verlauf  des  Emissionsgeschäfts  und  die  Eealisierung  älterer  billig 
zu  Buch  stehender  Bestände  mußte  gleichfalls  einen  erheblichen 
Nutzen  abwerfen.    Dazu  kam,  'daß  sieh  im  zweiten  Halbjalir  in- 
folge der  guten  Ernte  und  der  leichten  Belebung  in  der  Industrie 
auöh  die  Umsätze  im  !Kreditverkehr  nicht  unerheblich  vermehrten 
und  gleichzeitig  der  'Zinsfuß  eine  steigende  Kiohtung  annahm, 
wodurch    die   Wirkungen  'des   niedrigen   Zinsfußes   und   der  Er- 
ledigung der  Steuerfragen  im  Ersten  Halbjahr  wieder  wett  ge- 
macht wurden.    Die  Sorge  um  etwaige  Folgen  der  Reichsfinanz- 
reform konnte  fallen  gelassen  werden,  da  die  allgemeine  Hausse- 
bewegung  an  der  'Börse  erkennen  ließ,   daß  das  Börsengeschäft 
unter    den    neuen    Belastungen    nicht   gelitten    hatte.     Im    Spät- 
herbst übten  dann  noch  zwei  andere  Momente  Einfluß  auf  die 
Bankaktien  aus,  die  Anspannung  des  Geldmarktes,  die  von  der 
Bank  von  England  ihren  Ausgang  nahm,  und  die  Tätigkeit  der 
Bankenquetekommission,    die    sich    mit    einer    Frage    von    ein- 
schneidender    Bedeutung     für     die     weitere     Entwicklung     des 
heimischer:  Bankwesens,  einer  eventuellen  gesetzlichen  Regelung 
des  Depositenwesens,   zu  befassen  hatte.     Beide   Vorfälle  riefen 
aber  nur  vorübergehend  eine  Kursabschwächung  hervor,   da   die 
englische     Geldstörung     verhältnismäßig     rasch     behoben     und 
bezüglich    der    Verhandlungen    der    Enquetekommission   schnell 
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bekannt  wurde,  daß  bei  ihr  keine  Neigung  bestand,  die  bewährten 
Grundlagen  unseres  Bankwesens  zu  ändern.  Neben  diesen  im 
allgemeinen  die  Aktien  aller  großen  Banken  gleichmäßig  be- 
einflussenden Faktoren  haben  bei  einzelnen  der  großen  Berliner 
Banken  noch  besondere  Umstände  anregend  auf  den  Umsatz  ihrer 
Aktien  eingewirkt.  Die  Orientgeschäfte  der  Deutschen  Bank, 
z.  B.  die  Konzession  für  den  Weiterbau  der  Bagdadbahn  und  die 
einen  großen  Gewinn  abwerfende  gütliche  Abfindung  mit  der 
Orientbahngesellschaft,  waren  zeitweise  stimulierend.  Die  Dis- 
oontoGesellschaft  zog  zum  Jahresbeginn  namhaften  Nutzen 
aus  der  Einführung  der  Anteile  der  Otavi  Minen-  und  Eisen- 
tahnge&ellsahaft  an  der  Berliner  Börse  und  spä,ter  aus  der 
Lösung  des  „Poppengagements".  Die  überaus  günstige  Aufnahme 
jener  Kolonialanteile  beim  Publikum  und  die  Abstoßung  der  seit 
langer  Zeit  als  lästig  empfundenen  Poppschen  Beteiligung 
erheblich  über  dem  Buchwert  brachten  der  Gesellschaft  recht 
gute  Gewinne,  was  dann  in  der  Bewegung  der  Kurse  seinen  Aus- 
druck fand.  Das  Kesultat  aller  dieser  Faktoren  war  bei  sämt- 
lichen Bankaktien  eine  erhebliche  Kurssteigerung,  die  am  höchsten 
bei  der  Discontogesellschaft  mit  17,52  o/o  war.  Die  Anteilscheine 
der  Keichsbank  folgten  in  ihrer  Kursbewegung  im  allgemeinen 
der  der  anderen  Bankpapiere,  nur  waren  bei  ihnen  die  Schwan- 
kungen wäJirend  der  Verhandlungen  über  die  Finanzreform  und 
die  Aenderung  des  Bankgesetzes  etwas  stärker.  Trotzdem  durch 
die  Novelle  die  Dividende  der  Anteilseigner  zugunsten  des  Reichs 
beschnitten  wurde,  hatten  auch  sie  zum  Jahresschluß  einen  er- 
heblich höheren  Kursstand  als  äu  Beginn. 


Deutsche  Bankaktien. 


aak, 


..om- 
teile 

iank, 


sensch. 

Aktien 

jdels- 

Bank, 

und 
k,  Akt. 
.che 
\ktien 
k  für 
Aktien 

Aktien 


5.  Jan. 
241.50 

6.  Jan. 
180.10 
6.  Jan. 
147.75 

5.  Jan. 
133.— 
8.  Jan. 

168.40 

lt.  Jan. 

127.80 

6.  Jan. 
107.50 
2.  Jan. 
118.- 

7.  Jan. 
120.30 

2.  Jan. 
143.60 


10.  Febr. 

247.10 
.9   Febr. 

190.90 
5.  Febr. 

153.10 

5.  Febr. 
188.30 

12.  Febr. 
174.75 

6.  Febr. 
132.20 

1.  Febr. 
114.10 

1.  Febr. 
121.25 

2.  Febr. 
125.30 

22.  Febr. 
148.25 


24.  Febr. 
243.— 

25.  Febr. 
185.60 

25.  Febr. 
149.10 

24.  Febr. 
133.50 

25.  Febr. 
170.75 

24.  Febr. 
127.76 

26.  Febr. 
111.40 

24.  Febr. 

120.— 
24.  Febr. 
119.— 
18.  März 
144.— 


1.  Mai 

244.25 

1   Mai 

190.50 

10.  Mai 

152.90 

1  Mai 

135.30 

1.  Mai 

175.20 

29.  April 

134.- 

1.  Mai 

112.10 

10.  Mai 

122.- 

1.  Mai 

123.75 

ö.  Mai      t 

148,5^5 


27.  Mai 

240.90 


31.  August    23.  Sept. 


248.40 


23.  Juni    31.  August 


184.80 

25.  Mai 

151.— 


192.25 

31.  August 

160.40 


23.  Juni    31.  August 


132.50 


143.90 


28.  Juni    31.  August 
177.10 


170.60 

26.  Juni 

130.60 

26.  Mai 

110.75 

26.  Juni 

120.- 
26.  Juni 
120.10 
.  Juni 
145.— 


250.90 
16.  Okt. 

210.50 
29.  Sept. 

163.90 
29.  Sept. 

151.75 
29.  Sept. 

185.10 
29.  Sept. 

141.40 


28.  August 

138.— 
31.  August    29.  Sept. 

119.25 

20.  Sept. 
123.75 


114.50 

30.  August 
122.30 

31.  August    29.  Sept. 
127.50  131.10 

17.  Juni      7.  Juli        7.  Okt. 
148.—  147.25  150.— 


6.  Okt. 

247.— 
23.  Okt. 

195.60 
23.  Okt. 

158.— 
23.  Okt. 

144.25 
23.  Okt. 

178.50 
23.  Okt. 

136.25 
28.  Okt. 

115.- 
26.  Okt. 

121.50 
23.  Okt. 

127.20 

12.  Nov. 
149.— 


31.  Dez. 

2.Ö0.— 
31.  Dez. 

197.62 
Sl.  Dez. 

163.80 
3  t.  Dez. 

149.12 
3t.  Dez. 

183.87 
31.  Dez. 

138.50 
31.  Dez. 

116.62 
31.  Dez. 

1-20.- 
3t.  Dez. 

131.25 

3t.  Dez. 
155. — 


M  Von    ausländischen    Bankaktien   wiesen    die   russischen   eine 

ganz  besondere  Kurserhöhung  auf.  Sie  zogen  einmal  aus 
der  Steig-erung  russischer  Rentenwerte  Vorteil,  mit  der  eiQe 
Wiedererwerbung  russischer  Dividendenpapiere  und  speziell  von 
Bankaktien  Hand  in  Hand  ging,   außerdem  aber  auch  von  dem 


Ausländische, 
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günstigen  wirtschaftlichen  Einfluß,  den  die  russische  Ernte  aus- 
übte. Unter  solchen  Umständen  vermochten  die  hier  besonders 
beliebten  Aktien  der  Russischen  Bank  für  auswärtigen  Handel 
und  der  Petersburger  Internationalen  Handelsbank  fast  ununter- 
brochen während  des  ganzen  Jahres  im  Kurse  anzuziehen.  Auch 
in  österreichischen  Kreditaktien  fand  zeitweise  ein  außerordent- 
lich lebhafter  Umsatz  statt.  Unter  dem  Einfluß  der  Balkan- 
wirren ging  der  Kurs  auf  einen  Tiefstand  zurück  (191,50  o/o),  der 
seit  vielen  Jahren  nicht  zu  verzeichnen  w^ar.  Ebenso  rasch  erfolgte 
aber,  nachdem  der  Friede  gesichert  war,  eine  Kurssteigerung'. 
Bereits  Ende  März  hatten  die  Kreditaktien  wieder  einen  Kurs 
von  202  o/o,  der  sich  im  Verlauf  des  Jahres  noch  bedeutend  hob, 
so  daß  auch  sie  zum  Schluß  nicht  unerheblich  höher  standen  als 
zu  Beginn  des  Berichtsjahres. 

Tab.  106.  Ausländische  Bankaktien. 

Russ.  Bank  für  au.swärtigen  Handel. 
8.  Jan.     12.  Febr.      24.  Mars.       29.  März.      29.  Mai      30.  Juli       29.  Sept.      26.  Nov.       31.  Dez. 
132.25         141.60  135.25  142.75  144.50         145.70  156.90  1.>S.6(J  158.75 

Petersburger  internationale  Handelsbank. 
4.  Jan.      17.  Febr.      24.  März.      31.  März.       13.  Mai.      31.  Juli.      27.  Sept.      19.  Nov.      31.  Dez. 
133.—         145.50  138.50       •      146.—  149.-  152.—  1G3.."jO  163.—        168.2f> 

Oesterreichische  CreditanstaP. 
5.  Jan.      3.  Febr.      24.  März     30.  März      21.  Mai      26.  Juli      29.  Sept.      29.  Nov.      31.  Dez. 
193.60         201.3Ö  191.50  202.25  201.—         202.20  211.75  210.20  211.75 

Hypotheken-  Die  Kursbcwcgung  der  Aktien  der  Hypothekenbanken  war 

gleich  derjenigen  der  andern  Banken  durchaus  günstig.  Der 
Geschäftsgang  dieser  Banken  ist  besonders  von  zwei  Momenten 
abhängig,  der  Lage  des  Baumarktes  und  dem  Pfandbriefabsatz. 
Der  letztere  war  im  Berichtsjahre  im  allgemeinen  gut.  Nicht  ganz 
90  günstig  lag  "das  "Baugeschäft.  Es  setzte  im  Frühjahr  zwar  eine 
etwas  erhöhte  Bautätigkeit  ein,  und  die  Nachfrage  nach  Darlehen 
wuchs  infolge  des  flüssigen  Geldstandes,  doch  nahm  das  Baugeschäft 
schon  deshalb  keinen  größeren  Umfang  an,  weil  die  großen  Geld- 
geber eine  gewisse  Zurückhaltung  beim  Gewähren  größerer 
Summen  auf  längere  Zeit  zeigten,  da  vielfach  schon  mit  einem 
erheblichen  Geldbedarf  der  Industrie  infolge  der  Anzeichen  eines 
leichten  Aufschwunges  gerechnet  wurde.  Im  zweiten  Halbjahr 
wurde  dann  die  Bautätigkeit  eingeschränkt,  hauj^tsächlich  durch 
die  Furcht  vor  dem  Inkrafttreten  des  zweiten  Teils  des  Gesetzes 
betr.  Sicherung  der  Bauforderungen,  das  die  Sicherheit  gewährter 
Baugelder  gegenüber  den  bisher  bestehenden  Zuständen  ver- 
schlechterte. So  wurde  die  Nachfrage  nach  Hypothekengeldern 
geringer.  Als  erschwerender  Umstand  trat  für  die  Banken  noch 
hinzu,  daß  ihnen  'durch  die  Uebernahme  der  Talonsteuer  erheb- 
liche Mehrausgaben  erwuchsen  und  sie  darauf  angewiesen  waren, 
die  Bedingungen  für  ausgeliehene  Gelder  zu  erhöhen.  Trotz  dieser 
füi*  den  Geschäftsgang  ungünstigen  Faktoren  war  die  Kurs- 
en twieklung     befriedigend.     Zum    Schluß     des    Jahres     standen 


banken. 
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die    Aktien     sämtlich,    auf    einem    höheren    Kursstand     als    zu 
Beginn. 

Tab.  107.  Hypothekenbanken. 

Deutsche  Hypotheken -Bank  (Berlin)  Aktien. 
6.  Jan.        17.  Febr.        25.  März      20.  April        28.  Juni      7.  Juli      21.  Aug.       5.  Okt.       31.  Bez. 
141.60  146.60  142.25  149.50  144.75         148.80        145.80  148.90         15-4.90 

Preußische  Pfandbrief-Bank-Aktien. 

6.  Jan.        19.  Febr.        18.  März      1.  Mai        19.  Juli      30.  Aug.        6.  Okt.       31.  Bez. 

143.10  145.—  141.80  150.—  145.75  144.60  147.25  158.30 

Preußische  Bodenkredit-Aktien-Bank,  Aktien. 

2.  Jan.        2.  März        24.  März       12.  Juni        16.  Juli      2.  Sept.      27.  Sept.       9.  Okt.        31.  Bez. 

150.80  162.—  156.—  163.—  160.—        165.—         161.50  164.—  167.50 

Preußische  Central-Bankenkredit  A.-G. 

30.  Jan.      11.  März      19.  März  j^  28.  Mai      1.  Juni      19.  Juli      9.  Sept.       1  Nov.       31.  Dez. 

182.10  190.—  186.25  191.70  190.40  185.75  194.80         191.75         193.50 

Preußische  Hypotheken  Aktien-Bank. 

6.  Jan.       19.  Febr.     31.  März     30.  April      2.  Juni      19.  Juli       2.  Okt.       8.  Nov.       31.  Dez. 

116.30  121.60  117.—  126.—  124.40  121.—  123,—         121.25  124.75 

Eine  ganz  besondere  Bedeutung  für  die  Börse  erlangten  im 
Berichtsjahre  die  Kolonialpapiere.    In  früheren  Zeiten  hatte  sich 
der    Handel    in    diesen    Papieren    auf    einen   kleinen   bestimmten 
Interessentenkreis  beschränkt  und  nahezu  gänzlich  außerhalb  der 
Börse  abgespielt.    Der  Aufstand  in  Deutsch-Südwest-Afrika  hatte 
dann  das  Interesse  weiterer  Volkskreise  auf  unsere  Kolonien  gelenkt. 
Im  Zusammenhang  mit  den  politischen  Debatten  über  die  hohen 
Ausgaben   und   die   fragliche  Rentabilität    Südwest-Afrikas   war 
eine  Aenderung  der  Verwaltung  eingetreten,  an  deren  Spitze  zum 
ersten  Male  ein  Kaufmann  berufen  w^urde.    Mit  dem  politischen 
Interesse  erwachte  auch  das  wirtschaftliche,  und  allmählich  fing 
das    deutsche    Kapital    an,    sich    an    der    Erschließung    unserer 
Kolonien  in  erhöhtem  Maße  zu  beteiligen.    Es  bildete  sich  in  den 
Jahren  1907  und  1908  ein  ausgedehnterer  Verkehr  in  Kolonial- 
werten an  der  Börse  heraus.    Freilich  wuchs  er  nur  langsam,  einer 
raschen  Vergrößerung  stellte  sich  in  der  heimischen  wirtschaft- 
liehen Depression,  die  zur  Zurückhaltung  mahnte,  ein  Hindernis 
entgegen.     Da    kam    in    der    zweiten    Hälfte    des    Jahres    1908 
die  Nachricht  von  Diamantenfunden  in  Deutseh-rSüdwest-Afrika. 
Den   Hoffnungen,   die   man   für   das   Gedeihen   unserer  Kolonien 
hegte,  winkte  unerwartet  rasch,  die  Erfüllung.    Naturgemäß  zog 
den      größten     Vorteil      hiervon      diejenige     Gesellschaft,      auf 
deren    Grund    und    Boden    die    Funde    gemacht    worden    w^aren, 
die    deutsche    Kolonialgesellschaft   für   Deutsch-Südwest-Afrika. 
Mit  deren  Anteilen  stiegen  aueh  die  der  Otavi-Minen-  und  Eisen- 
bahngesellschaft    als     desjenigen     Unternehmens,     das     bereits 
wirtschaftliche     Erfolge    aufzuweisen     hatte.      Aber     auch     die 
Aktien    der    anderen    in    Südwest-Afrika   tätigen    Gesellschaften 
erfuhren    Steigerungen,   und   schon   zu   Beginn   des   Jahres    1909 
standen  alle  diese  Werte  auf  einem  im  Verhältnis  zu  den  bisher 
erzielten  Erträgnissen  reichlich  hohen  Kursniveau.    Als  dann  der 
Staatssekretär    voii  einer   Kolonialreise   zurückkehrte    und    seine 
Rede     im.     Reichstag     über     Südwest-Afrika     hielt,     war     eine 
neue    Anregung     gegeben.      Diese     Entwicklung     wurde     durch 
zwei    Momente    noch    begünstigt.     Einmal    bot    sich    hier    der 
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Spekulation  ein  Gebiet,  das  damals  im  Gegensatz  zu  allen 
anderen  Märkten  günstige  Aussiehten  zu  bieten  schien,  und 
andererseits  waren  die  Anteile  der  Otavi-G^sellsehaft  offiziell 
zum  Börsenhandel  zugelassen  worden.  Damit  war  die  Hoffnung 
erweckt,  daß  auch  die  anderen  Kolonialwerte  bald  zur  amt- 
lichen Notiz  gelangen  würden.  Ehe  die  Zulassung  jedoch  aus- 
gesprochen oder  auch  nur  beantragt  war,  entwickelte  sich  ein 
zuvor  kaum  gekannter  Verkehr  in  diesen,  wie  auch  in  anderen 
Kolonial  werten,  und  zwar  zum  Teil  auf  Grund  Londoner  Usancen. 
In  einzelnen  Papieren  wurde  der  Umsatz  noch  durch  die  Stempel- 
freiheit gefördert,  da  Anteile  von  Gesellschaften,  die  als  „Deutsche 
Kolonialgesellschaften"  gegründet  sind,  von  dem  Reichsstempel- 
gesetz nicht  betroffen  wurden.  Wie  hoch  die  Umsätze  auf  dem 
Kolonialmarkt  waren,  läßt  sich  genau  nicht  feststellen; 
sicher  war,  daß  die  Vorgänge,  besonders  die  phantastischen 
Kui'ssteigerungen  der  Anteile  der  Kolonialgesellschaft  für 
Deutsch-Südwest-Afrika,  mehr  als  einmal  das  gesamte  Bild 
der  Börse  beherrschten.  Auch  die  Warnung  der  Verwal- 
tung der  Gesellschaft  vor  übertriebenen  Kurssteigerangen  — 
die  Anteile  wurden  damals  mit  1000  o/o  bewertet,  —  vermochte 
die  Spekulation  nicht  einzudämmen,  sie  setzte  bald  darauf  an 
einem  Tage  den  Kurs  um  600  o/o  auf  2000  o/o  herauf.  Es  ist 
übrigens  anzunehmen,  daß  bei  den  starken  Werterhöhungen  nicht 
lediglich  die  Nachfrage  aus  deutschen  Kapitalkreisen  eine  B,olle 
spielte.  Einen  erheblichen  Anteil  daran  haben  wohl  auch  eng- 
lische Käufe,  da  von  seiten  des  englischen  Diamant^nsyndikats 
versucht  wurde,  die  Majorität  in  den  deutschen  Gesell- 
schaften zu  erlangen,  um  den  neuen  Konkurrenten,  der  am 
Weltmarkt  unbequem  werden  konnte,  unter  seine  Kontrolle 
zu  bekommen.  Wenn  auch  die  Hausse  am  Kolonialmarkt  in  den 
für  den  Wertpapierhandel  im  allgemeinen  ungünstigen  Tagen 
des  Mai  und  Juni  der  Börse  eine  nicht  zu  unterschätzende  Wider- 
standsfähigkeit verlieh,  so  hat  doch  die  Ausdehnung  der  Speku- 
lation auf  diesem  Gebiete  das  wünschenswerte  Maß  überschritten. 
Es  kam  vor,  daß  lediglich  auf  unbestätigte  Gerüchte  hin  Kurs- 
steigerungen stattfanden,  denen,  nachdem  sich  jene  als  falsch 
herausgestellt  hatten,  ebenso  rasch  bedeutende  Stürze  folgten, 
ein  Fall,  der  z.  B.  bei  der  South  African  Territories  Co.  eintrat. 
Es  kam  auch  hinzu,  daß,  gerade  mit  Hinweis  auf  die 
hohen  am  Kolonialmarkt  erzielten  Gewinne,  von  mancher 
Seite  versucht  wurde,  Anteile  neugegründeter  Unterneh- 
mungen, deren  Rentabilität  durchaus  nicht  immer  zweifels- 
frei erwiesen  war,  im  Publikum  unterzubringen.  Wenn  die 
Börse  mit  diesem  Treiben  nun  auch  durchaus  nichts  zu 
tun  hatte  und  auch  für  den  inoffiziellen  Markt  der  Kolo- 
nialwerte nicht  verantwortlich  war,  so  lief  sie  doch  Gefahr,  daß 
ihr    derlei    Ausschreitungen    zur    Last   gelegt  werden   könnten. 
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Es  fanden  denn  auch  ihrerseits  Versuche  statt,  die  übertriebene 
Spekulation  einzuschränken.  So  wies  z.  B.  durchaus  mit  Recht 
der  Staatskommissar  der  Börse  die  großen  Tageszeitungen 
darauf  hin,  daß  die  Nachrichten  über  die  Preise  der  im 
freien  Verkehr  gehandelten  Kolonialwerte  in  den  Handels- 
teilen immer  mehr  den  Charakter  von  Preislisten  an- 
nähmen, deren  Veröffentlichung  nach  dem  Börsengesetz  verboten 
sei.  Nachdem  sich  dann  in  der  zweiten  Jahreshälfte  ein  Auf- 
schw^ung  in  der  Industrie  bemerkbar  gemacht  hatte,  wodurch  das 
Interesse  des  Publikums  auf  die  heimischen  Dividendenpapiere 
gelenkt  wurde,  ließ  die  Spekulation  in  Kx)lonialwerten  merk- 
lich nach  und  damit  gingen  die  Kurse  bedeutend  zurück. 
Die  Otavi-Anteile  dagegen  erfuhren  im  Herbst  noch  einmal 
eine  lebhafte  Steigerung  im  Zusammenhang  mit  den  Ver- 
handlungen über  die  Verstaatlichung  der  Bahn,  sie  erreichten 
am  4.  Okt.  mit  einem  Kurse  von  247  o/o  den  höchsten 
Stand  des  Jahres.  Da  die  von  der  Regierung  bewilligten  Be- 
dingungen jedoch  nicht  ganz  den  gehegten  Erwartungen  ent- 
sprachen, und  außerdem  Zweifel  darüber  auftauchten,  ob  der 
Reichstag  der  Verstaatlichung  zustimmen  würde,  vermochten  sich 
die  Kurse  nicht  auf  dieser  Höhe  zu  halten.  Es  war  übrigens  für  die 
Otavi-Anteile  auch  die  Zulassung  zum  Terminhandel  beantragt, 
von  dem  Bundesrat  bisher  jedoch  nicht  genehmigt  worden.  Die 
lebhafte  Hausse  auf  dem  Gebiete  der  Kolonialwerte  beschränkte 
sich  auf  südwestafrikanische  Papiere;  die  Anteile  von  Gesell- 
schaften, die  in  anderen  Kolonien  ihren  Sitz  haben,  wurden  durch 
sie  nicht  berührt.  Die  Kursbewegung  der  an  der  Börse  notierten 
Werte  verlief    wie  folgt: 

Tab.  108.  Kolonialwerte. 

Otavi  Gesellschaft. 

13.  Jan.*)  31.  Jan.  B.Juni  4.  Okt.  4.  Nov.  31.  Dee. 

179.—  208.40  237.10  247.-  231.25  234.75 

Deutsch  Ostafrik.  Ges. 

20.  Sept.  *)  20.  Okt.  25.  Nov.  31.  Dez. 

116.—  117.60  132.—  124.— 

South  West  Africa  Co. 

20.  Okt.  ♦)  15.  Nov.  31.  Dez. 

196.-  199.60  195.50 


*)  Tag-  der  ersten  Notierung. 

Von  deutschen  Eisenbahnaktien  kamen  im  Berichtsjahre  für  Eisenbaha- 
den Handel  an  der  Berliner  Börse  im  wesentlichen  nur  noch  die  Deutsche. 
Aktien  der  Lübeck-Büchener  Bahn  in  Betracht.  Auch  in  diesen 
wai'  der  Verkehr  nicht  besonders  groß,  so  oft  jedoch  Umsätze 
stattfanden,  konnten  die  Kurse  anziehen.  Die  günstige  Ent- 
wicklung der  Einnahmen  dieser  Bahn,  sowie  zeitweise  auf- 
tauchende Nachrichten  über  ihre  Verstaatlichung  führten 
dem  Markte  Nachfrage  zu,  die,  weil  die  Aktien  sich  in  festen 
Händen  befinden,  nur  zu  höheren  Preisen  befriedigt  werden  konnte. 
Die   Steigerung  der  Kurse  im  Verlauf  des   Jahres  betrug  10 o/o. 
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Tab.  109. 


Oesterreichi- 

scheEisenbahn- 

aktien. 

Franzosen. 


Lombarden. 


5.  Jan. 
172.25 


Deutsche  Eisenbahnen. 

Lübeck-Büchener  Eisenbahn- Aktien. 
17.  März        8.  Mai        6.  Juli        25.  Okt.       28.  Bez. 
175.10  186.50  185.40  182.75  183.75 


Von  österreichischen  Eisenbahnaktien  wurden  in  größerem 
Umfange  nur  die  Aktien  der  Oesterreichisch  -  Ungarischen 
Staatsbahn  (Franzosen)  und  die  der  Oesterreichischen  Süd- 
bahn (Lombarden)  gehandelt.  Die  erster en  haben  im  Verlauf 
des  Jahres  eine  sehr  starke  Kurssteigerung  erfahren,  die  sich 
teilweise  a,uf  die  günstige  Verkehrsentwicklung  stützte,  vor  allem 
aber  mit  den  Verstaatlichungsabsichten  iii  engstem  Zusammen- 
hange stand.  Wenn  auch  der  Preis,  den  die  Regierung  für 
das  Bahnunternehmen  zu  zahlen  bereit  war,  bereits  fest- 
stand, blieben  die  Aktien  der  Staatsbahn  dennoch  ein  be- 
liebtes Spekulationsobjekt,  weil  der  Gesellschaft  ein  sehr  großer 
Montanbesitz  verbleibt,  über  dessen  "Wert  günstige  Schätzungen 
verbreitet  wurden.  Der  Tod  des  Generaldirektors  der  Bahn, 
Taussig,  vermochte  nur  für  kurze  Zeit  einen  Kursdruck  aus- 
zuüben. 

Wenn  die  Franzosen  gerade  in  Wien  ein  von  der  Speku- 
lation besonders  bevorzugtes  Papier  sind,  so  gilt  das  gleiche  von 
den  Lfombarden  in  Berlin.  Die  Aktien  der  Oesterreichischen  Süd- 
bahn erfuhren  hier  eine  nicht  unbedeutende  Kurssteigerung,  die 
um  so  auffallender  erschien,  als  die  Verwaltung  der  Bahn  nicht 
einmal  ein  Abkommen  mit  den  Prioritätenbesitzem  wegen  Be- 
willigung des  Geldbedarfs  für  die  nächsten  Jahre  treffen 
konnte.  Wenn  trotzdem  die  Kurse  in  die  Höhe  gingen, 
so  lag  das  daran,  daß  sich  an  die  von  der  Regierung  ge- 
nehmigte Tariferhöhung  die  Hoffnung  Imüpfte,  daß  die  stets 
sieh  wiederholenden  großen  Unterbilanzen  der  Gesellschaft  in 
der  Zukunft  aufhören  würden.  Die  österreichische  Regierung 
schien  gegen  Ende  des  Jahres  geneigt,  die  Vorschläge  der  Ver- 
waltung den  Obligationären  gegenüber  zu  unterstützen,  um  die 
allmählich  dringend  notwendig  gewordene  Sanierung  der  Bahn 
herbeizuführen. 


Tab.  110.  Oesterreichisch-Ungarische  Eisenbahn- Aktien. 

Franzosen. 

5.  Jan.         23.  März        31.  März        28.  Mai  14.  Sept.  25.  Okt. 

142.50            142.60               147.40            156.25  163.50  158.50 
Lombarden. 

13.  Jan.        18.  März        7.  Mai        10.  Juni  1.  Sept.  3.  Nov. 

18.30                15.60              18.80              22.40  23.—            25.— 


30.  De-, 
161.40 


28.  Dez. 
24.60 


Warschau- 
Wiener  Eisen 
bahn. 


Die  Aktien  der  War  seh  au- Wiener  Eisenbalin  erfuhren  sehr 
bedeutende  Kurssteigerungen,  die  im  Mai  anläßlich  der  Greneral- 
versammlung  der  Bahn  einsetzten,  als  bekannt  wurde,  daß  die 
Bahn,  obwohl  sie,  wie  in  den  Vorjahren,  auch  für  1908  keine 
Dividende  zu  zahlen  vermochte,  doch  ihre  finanzielle  Lage  im 
abgelaufenen  Jahre  erheblich  verbessert  hatte.  Im  späteren  Ver- 
lauf   des    Jahres    blieben    die    Aktien    auf    ihrem    hohen    Stande. 
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da  die  äußerst  gute  Ernte  Rußlands  der  Bahn  dauernd  steigende 
EinnaJimen   brachte. 


Tab.  111. 


Warschau-Wiener  Eisenbahn-Aktien. 


19.  Jan. 

90.75 


24.  März 
93.75 


3.  Mai 

104.2U 


10.  Juni 
107.10 


11.  Sept. 
124.— 


?6.  Nov. 
129.90 


31.  Dez. 

129.40 


Von  den  Schweizer  Baiinen,  die  in  Berlin  früher  in  großen  Gotthard-Baii 
Beträgen  gehandelt  wurden,  finden  heute  nur  noch  in  den  Aktien 
der  Gütthard-Bahn,  als  des  einzigen,  wenigstens  noch  teilweise 
imverstaatlichten  Unternehmens,  vereinzelte  und  geringe  Um- 
sätze statt.  Die  Kursbewegung  war  ausschließlich  abhängig  von 
der  Beurteilung  des  zwischen  dem  Bund  und  der  Bahn  schwebenden 
Rechtsstreits  über  die  Höhe  des  Rückkauf sprei&es.  Ihren  Tief- 
stand nahmen  die  Aktien  zu  Beginn  des  Jahres  ein,  als  bekannt 
wurde,  daß  der  Bund,  einen  Preis  z'u  zahlen  beabsichtigte, 
der  den  Aktionären  nur  eine  ungenügende  Entschädigung  geboten 
hätte.  Eine  spätere  teilweise  Einigung  erzeugte  eine  Kurssteige- 
rung, die  dadurch  unterstützt  wurde,  daß  die  über  den  Streit  ver- 
nommenen Sachverständigen  sich  zugunsten  der  Bahn  geäußert 
hatten. 


Tab.  112. 


Gotthard-Bahn- Aktien. 


6.  Jan. 
174.— 


29.  März 

181.— 


5.  Mai 

179.— 


16.  Okt. 
183.— 


27.  Nov. 

188.- 


Die  Aktien  der  amerikanischen  Eisenbahnen,  die  bereits  im 
Vorjahre  unter  der  Einwirkung  der  Besserung  der  wirtschaft- 
lichen Lage  Amerikas  eine  Kurssteigerung  zu  verzeichnen  hatten, 
konnten  diese  im  Berichtsjahre  fernerhin  fortsetzen.  Insbesondere 
gilt  dies  von  den  Aktien  der  Pennsylvania  Co.,  die  im  Monat 
September  ungefähr  um  20  o/o  gegenüber  dem  Stande  am  Jahres- 
beginn gestiegen  waren,  und  von  den  Canada  Pacific  shares, 
die  dauernd  im  Mittelpunkt  des  Interesses  standen.  Die  letzt- 
genannte Bahn  hat  unter  Berücksichtigung  eines  Beztigs- 
rechtes  von  etwa  9  o/o  im  Verlauf  des  Jahres  eine  Steigerung 
von  etwa  13  o/o  erfahren.  Bei  den  Baltimore-  und  Ohio-Aktien 
wax  die  Kurserhöhung  weniger  erheblich.  Der  Hauptgrund  der 
Aufwärtsbewegung  der  amerikanischen  Bahnaktien  ist  wohl  in 
der  überaus  günstigen  Ernte  zu  erblicken,  durch  die  die  Einnalimen 
der  Bahnen  von  Beginn  des  Jahres  an  bis  zum  Schluß  dauernd 
erhöht  wurden. 
Tab.  113.  Amerikanische  Eisenbahnaktien. 

Canada  Pacific  shares 

2.  Jan.            30.  März           27,  Mai           29.  Sept.            5.  Okt.  27.  Nor,  31.  Dez. 

177.75                 173.90                  178.10                 189.70                191.—  189.90  183.20 

Baltimore  and  Ohio  shares. 

14.  Jan.              30.  März             11.  Juni             31.  Juli  29.  Sept.  31.  Dez. 

109.70                    112.—                     117.70                    120.—  120.20  118.75 

Pennsylvania  shares. 

4.  Jan.           29.  März           5.  Juni           30.  Sept.          25.  Okt.  3.  Nov.  31.  Dez. 

128.-                  127.80                 136.25                 149.75                  143.—  147.-  136.10. 

Die     Kursbewegung     der     Aktien     der     Großen     Berliner        Straßenbahn. 
Straßenbahn     stand,     wie     auch     schon     im     Vorjahre,     unter 
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Omnibus 


Schiffahrt. 


dem  Einfluß  der  Nachriditen  über  das  Verhältnis  zwischen 
Stadt  und  Straßenbahn.  Eine  Einigung  konnte  auch  im 
Berichtsjahre  nicht  erzielt  werden.  Die  Umsätze  hielten 
sich  in  sehr  engen  Grenzen,  und  demnach  waren  auch  die 
Kursveränderungen  nur  gering.  Stärkeren  Umfaug  nahmen  sie 
nur  im  Januar  an,  als  eino  etwas  höhere  Dividende  als  im  Vor- 
jahre erklärt  wurde  und  dann  im  weiteren  Verlauf  des  Jahres 
auf  erneute  Verhandlungen  mit  der  Stadt.  Neben  den  Kurs- 
schwankungen aus  diesem  Anlaß  w^ar  auch  für  die  Bewertung  die 
Steigerung  der  Einnahmen  von  Bedeutung,  deren  Zunahme  die 
Befürchtung    vor    der   Konkurrenz    der   Hochbahn    als   nicht   be- 


rechtigt erwies. 


Tab.  114. 
5.  Jan. 
174.10 


Große  Berliner  Straßenbahn-Aktien. 


24.  April 
178.30 


26.  April 
L  181.25 


8.  Juni 

178.25 


8.  Nov. 
183.— 


30.  Nov.  31.  Dez. 

186.20  186.50 


Die  Aktien  der  ADgemeinen  Berliner  Omnibus-O-esellschaft, 
die  in  den  Jahren  1907  und  1908  fortgesetzt  scharfe  Kursrückgänge 
erlitten  hatten,  konnten  im  Berichtsjahre  ihren  Kursstand  wieder 
etwas  verbessern.  Einmal  imachte  es  einen  günstigen  Eindruck, 
daß  die  früheren  Differenzen  innerhalb  der  Aktionäre  wesent- 
lich an  Schärfe  verloren  hatten,  wovon  die  Greneralver- 
sammlung  im  Mai  Zeugnis  ablegte,  s-o  daß  nunmehr  eine 
ruhigere  Entwicklung  des  in  den  letzten  Jahren  gerade  durch 
diese  inneren  Schwierigkeiten  so  oft  gestörten  Unternehmens  er- 
möglicht schien.  "Wesentlich  beruhigend  für  die  Zukunft  des 
Unternehmens  und  die  Ausgestaltung  wirkten  die  nicht  unbe- 
deutenden und  von  Monat  ^u  Monat  wachsenden  Mehreinnahmen. 
Nur  vorübergehend  trat  eine  heftige  Unterbrechung  darin  ein, 
begründet  durch  das  Bekanntwerden  des  ungünstigen  Abschlusses 
für  1908,  der  einen  Verlust  von  2  Mill.  Mk.  aufwies.  Die  günstige 
Semesterbilanz  des  Berichtsjahres,  die  neben  der  Einnahmesteige- 
rung eine  wesentliche  Verminderung  der  Ausgaben  zeigte,  unter- 
stützte die  bedeutende  Kursbesserung  bis  zum  Jahresschluß,  die 
auch  darin  einen  wesentlichen  Grund  hatte,  daß  sehr  große  Aktien- 
beträge von  älteren  Aktionären  erworben  imd  dem  Verkehr  ent- 
zogen  wurden. 


Tab.  115. 
2.  Jan. 
112.60  12:3.25 


Allgemeine  Berliner  Omnibus-Aktien. 

3.  April        22.  April        1.  Mai        2.  Aug.         12.  Aug.        3.  Nov.        31.  Dez. 


106.50 


118.50 


132.- 


143. 


141.50 


138.50 


Die  Lage  der  deutschen  Seeschiffahrt  ist  im  Vorjahre  außer- 
ordentlich ungünstig  gewesen.  Unter  der  von  Amerika  ausge- 
gangenen wirtschaftlichen  Depression  hatte  das  Frachten-  und 
Passagiergeschäft  sämtlicher  Schiffahrtsgesellschaften  stark  zu 
leiden  gehabt,  und  demgemäß  waren  Schiffahrtsaktien  erheblich  im 
Kurse  gesunken.  Diese  Eirscheinung  hatte  sich  besonders  bei 
unsem   größten   Gesellschaften,    dem   Lloyd   und    der   Hamburg- 
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Amerika-Linie,  die  beide  üiren  Hauptnutzen  aus  dem  transatlan- 
tischen Verkehr  ziehen,  g-ezeigt.  Unter  dem  Eindruck  von  Ver- 
handlungen der  großen  Gesellschaften,  deren  Ziel  nach  den  Vor- 
schlägen des  Direktors  der  Hamburg- Amerika-Linie  dahin  ging, 
durch  eine  systematische  Verminderung  der  Tonnage  ein©  Besserung 
der  Aussichten  des  Schiffahrtsgeschäfts  anzustreben,  zeigten  dann 
die  Kurse  zu  Beginn  des  Berichtsjahres  eine  leichte  Besserung. 
Diese  Besserung  erfuhr  jedoch  bei  der  Amerika-Linie  und  beim 
Lloyd  noch  einmal  einen  heftigen  Rückschlag,  nachdem  die  Ge- 
schäftsergebnisse für  1908  veröffentlicht  waren.  Eis  war  zwar 
schon  vorher  bekannt  geworden,  daß  unsere  größten  Ge- 
sellschaften voraussichtlich  keine  Dividende  würden  zui'  Ver- 
teilung bringen  können,  doch  brachten  die  endgültigen  Abschluß- 
ziffem  besonders  beim  Lloyd  ein  unerwartet  ungünstiges  Re- 
sultat. Bald  darauf  setzte  indessen  eine  Kurserholung  ein,  die 
mit  kleineren  Unterbrechungen  bis  zum  Jahresschluß  an- 
hielt, und  zwar  aus  folgenden  Gründen:  Der  schon  1908 
zwischen  den  am  transatlantischen  Verkehr  beteiligten  Gesell- 
schaften geschlossenen  Preisvereinigung  folgten  ähnliche  Ab- 
machungen auf  anderen  Linien.  Von  größter  Bedeutung  aber  war 
es,  daß  im  Berichtsjahr  sich  wieder  eine  allmähliche  Geschäfts- 
belebung ^Itend  machte.  Der  Passagierverkehr  nahm  schon  im 
ersten  Quartal  einen  recht  erheblichen  Aufschwung.  So  wurden 
z.  B.  nach  den  Mitteilungen  des  Statistischen  Amtes  des  Bremer 
Staates  im  März  1909  21  248  Auswanderer  von  Bremen  befördert 
gegen  4785  im  März  des  Vorjahres.  Unter  solchen  Umständen 
konnten  die  beteiligten  Gesellschaften  auch  eine  Erhöhung  der 
Fahrpreise  durchsetzen.  Im  Sommer  nahmen  dann  die  Verfrachtun- 
gen ebenfalls  wieder  größeren  Umfang  an,  so  daß  die  Gesellschaften 
relativ  zufriedenstellend  arbeiten  konnten.  Mit  der  Verschiffung 
der  sehr  reichen  amerikanischen  Eimte  stieg  dann  die  Beschäftigung 
der  Gesellschaften  so,  daß  sich  die  Kurse  vom  August  zum  September 
um  etwa  10  o/o  erholen  konnten.  Günstig  war  auch  für  die  Kurs- 
entwicklung, daß  es  gelang,  die  Betriebsunkosten  infolge  der 
Herabsetzung  der  Kohlenpreise  zu  reduzieren.  Andrerseits  beein- 
trächtigte den  finanziellen  Gewinn  der  heimischen  Reedereien  in 
erheblichem  Umfang  der  Umstand,  daß  in  immer  steigendem  Maße 
die  ausländische  Schiffahrt  von  den  betreffenden  Regierungea 
subventioniert  wurde.  Insbesondere  die  italienische,  französische 
und  spanische  Regierung  stellten  ihren  Gesellschaften  ganz  außer- 
ordentliche Mittel  zur  Verfügung.  Die  schlechte  Lage,  in  der 
sich  der  Lloyd  und  die  Hamburg- Amerika-Linie  zu  Beginn  des 
Jahres  befanden,  ließ  erneut  den  Gedanken  an  eine  Fusion  beider 
Unternehmungen  auftauchen,  da  man  neben  dem  Erlöschen  der  Kon- 
kurrenz hiervon  eine  Verminderung  der  Unkosten  und  damit  dann 
erhebliche  Gewinnresultate  erwartete.  Die  Verwaltung  des  Lloyd 
erklärte  daraufhin,    daß  sie  zu  einer  Fusion  durchaus  nicht  die 
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Hand  bieten  würde.  Es  muß  daran  erinnert  werden,  daß  gerade 
eine  Anzahl  kleinerer  Keedereien,  die  sich  auf  einzelne  Linien 
beschränkten  und  auf  diesen  das  Geschäft  intensiv  betrieben, 
in  den  letzten  Jahren  erheblich  bessere  Ergebnisse  erzielten  als 
unsere  großen  Unternehmungen.  Immerhin  beschlossen  diese,  wie 
auch  fast  alle  übrigen  Gesellschaften,  das  Berichtsjahr  mit  einer 
ansehnlichen  Kurserhöhung. 
Tab.  116.  Schiffahi'tsaktien. 

Hamburg- Amerikanisclie  Paketfahrt- A.-G.,  Aktien. 

9.  Febr.      24.  März      29.  April      30.  Juli       31.  Aug.      29.  Sept.      30.  Nov.      31.  Bez. 
114.10         108.80  120.40  120.60  127.—  135.80  132..30         136.10 

Norddeutscher  Lloyd,  Aktien. 

10.  Febr.      29.  März      30.  April      31.  Juli      31.  Aug.      18.  Sept.      30.  Nov.      31.  Da. 
03.10  85.60  90.60  93.60  95.25  105.80  101.60         103.80 

Hansa  Dampfschiffahrts-A.-G.,   Aktien. 

19.  Febr.      15.  März    30.  April     31.  Juli     3.  Avy.        29.  Sept.       30.  Nov.      31.  Dez. 

125.—  124.—  129.60  135.60         137.50  149.50  160.90  158.— 

Bergwerks- und  In  der  Kursbcwegung  der  Aktien  der  deutschen  Eisen-  tmd 

Huttenaktien.       Stahlwerke  lassen  sich  deutlich  zwei  Phasen  unterscheiden.    Von 


Eisen. 


Jahresbeginn  an  fand  ein  stetes  Sinken  der  Kurse  statt,  dem  von 
Ende  März  ab  ein  zwai-  zeitweilig  unterbrochener,  aber  doch  un- 
aufhaltsamer Aufstieg  folgte.  Diese  Kursentwicklung  fand  in 
der  Gestaltung  der  Industrie  selbst  nur  zum  Teil  eine  Stütze. 
Die  Industrie,  die  schon  im  Jahre  1908  mit  sehr  schwierigen  Ver- 
hältnissen zu  kämpfen  gehabt  hatte,  wies  bis  weit  in  die  zweite 
Hälfte  des  Berichtsjahres  hinein  unbefriedigende  Ergebnisse 
auf.  Sie  war  gezwungen,  zu  Preisen  zu  verkaufen,  die  kaum 
einen  Verdienst  ließen,  und  konnte  trotzdem  weit  weniger  Auf- 
träge als  in  den  Vorjahren  an  sich  ziehen.  Erst  im  August  kam 
der  Rückgang  der  Preise  zton  Stehen,  und,  ausgehend  vom  ameri- 
kanischen Eisenmarkte,  machte  sich  eine  allmähliche  Besserung 
bemerkbar,  die  nicht  nui'  durch  eine  ^Vergrößerung  des  Absatzes, 
sondern  auch  durch  ein  leichtes  Anziehen  der  Preise  kenntlich 
w^urde.  Diese  Besserung  hielt  im  weiteren  Verlauf  des  Jahres 
an,  so  daß  dann  zum  Schluß  desselben  von  einer  im  allgemeinen 
guten  und  teilweise  wohl  auch  lohnenderen  Beschäftigung  der 
Werke  gesprochen  werden  konnte.  Im  einzelnen  war  die 
Entwicklung  wie  folgt:  Die  infolge  der  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Lage  in  den  ersten  Monaten  ohnehin  niedrigen 
Kurse  mußten  naturgemäß  weiter  sinken,  sobald  von  einzelnen 
Werken  besonders  ungünstige  Nachrichten  bekannt  wurden.  Als 
solche  sind  zum  Beispiel  im  Januar  der  erhebliche  Mindergewinn 
zu  nennen,  den  die  Phönix-Gesellschaft  im  zweiten  Semester  des 
Jahres  1908  gegen  das  vorhergehende  zu  verzeichnen  hatte,  oder 
im  Februar  die  Erklärung  des  Blechwalzwerkes  Schulz -Knaudt, 
eine  Dividende  nicht  verteilen  zu  können.  Weiterhin  wirkte  be- 
sonders verstimmend,  daß  gerade  in  den  politisch  bewegten  Tagen 
des  März  die  Gelsenkirchener  Gesellschaft  die  Aufnahme  von 
nicht  weniger  als  60  Mill.  Mk.  neuer  Mittel  ankündigte.    Gegen- 
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über  dieser  sich  der  Lage  der  Industrie  anpassenden  Kursentwick- 
limg'  mußte  die  vom  April  ab  einsetzende  Steigerung  der 
Montanpapiere  um  so  auffallender  erscheinen,  da  die  Anzeichen 
einer  wirklichen  Besserung  der  Beschäftigung  und  der  Preise 
erst  vom  August  ab  eintraten.  Bewirkt  wurde  dieser  mit  den 
tatsächlichen  Verhältnissen  im  Widerspruch  stehende  Vorgang 
durch  die  Spekulation.  Diese,  die  im  Berichtsjahre  eine  außer- 
ordentlich lebhafte  Tätigkeit  entfaltete,  neigte  zu  der  Ueber- 
zeugung,  daß  sich  infolge  des  billigen  Geldstandes  bald  ein  Um- 
schwimg  in  der  Industrie  bemerkbar  machen  würde,  und  gab  dieser 
Ansicht  durch  umfangreiche  Käufe  Ausdruck.  Das  Publikum 
freilich  verhielt  sich  anfangs  noch  zurückhaltend,  folgte  dann 
aber  mit  seinen  Käufen  der  gegeljenen  Anregung,  sobald  die 
ersten  schw^achen  Merkmale  einer  "Wiederbelebung  der  Industrie 
bemerkbar  wurden.  An  solchen  vereinzelten  Anzeichen  fehlte  es 
nicht:  z.  B.  die  im  April  erfolgte  Veröffentlichung  der  März- 
versandziffem  des  Stahlwerkverbandes,  die  eine  Steigerung  gegen 
denVormonat  aufwiesen,  und  die  Nachricht  aus  dem  Siegerland,  daß 
die  Beschäftigung  in  einer  Spezialfabrikation,  den  Pfeinblech- 
werken,  zunähme.  Als  dann  im  August  wirklich  die  erhoffte 
Besserung  der  Montanindustrie  ihren  Anfang  nahm,  als  am 
20.  die  erste  Preiserhöhung  von  der  Düsseldorfer  Börse  be- 
kannt wurde,  wurden  Montanwerte  lebhaft  begehrt  und  er- 
reichten bald  wäeder  ihre  Stellung  als  führende  Papiere  der 
Börse  und.  besonders  des  Ultimohandels.  Die  Kurse  stiegen  ständig, 
als  jener  ersten  Preiserhöhung  bald  neue  folgten.  Den  größten 
Anreiz  zu  einem  w^eiteren  Heraufgehen  der  Kurse  gaben  aber 
die  im  Verlauf  des  August  und  September  bekannt  w^erdenden 
Geschäftsergebnisse  des  abgelaufenen  Jahres.  Es  zeigte  sich,  daß 
bei  einer  größeren  Zahl  von  Werken  die  Depression  nicht  so 
tiefe  AVunden  geschlagen  hatte,  als  man  vorher  angenommen 
hatte.  Das  Stahlwerk  Hösch  z.  B.  konnte  die  gleiche  Dividende 
^vie  im  Vorjahre  verteilen;  der  Bochumer  Gußstahl  verein,  Phönix, 
die  Komb  acher  Hütte  blieben  zwar  hinter  dem  Ertrag  von  1908 
zurück,  konnten  aber  doch  einen  wesentlich  höheren  Prozentsatz 
ausschütten,  als  im  Frühjahr  angenommen  war.  Diese  Ergeb- 
nisse riefen  eine  große  Nachfrage  nach  den  genannten  Papieren 
hervor,  und  bei  dem  geringen  an  den  Markt  kommenden  Material 
kamen  sprunghafte  Kui^steigerungen  zustande.  Daneben  trat 
aber  auch  in  denjenigen  Papieren,  die  diese  verhältnismäßig 
noch  günstigen  Erträge  nicht  aufweisen  konnten,  ein  größeres 
Geschäft  ein.  Die  Kurse  stiegen,  da  man  bei  diesen  Werten  mehr 
die  Zukunftschancen  eskomptierte.  Die  Hausse  in  MontanaJitien 
hielt  dann  entsprechend  der  stetig  sich  verbessernden  Gestaltung 
der  Industrie  mit  einer  Unterbrechung  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres 
an.  Anfang  November  planten  die  großen  Hütten  und  Zechen, 
einen  Zentralarbeitsnachweis  der  Arbeitgeber  einzurichten.   Dieser 
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Plan  drohte  zu  einem  Streik  zu  führen,  da  die  Arbeiter  in  ihm 
eine  Waffe  der  Zechenverwaltung  zur  Fernhaltung  mißliebiger 
Elemente  sahen^).  In  diesen  Tagen  sanken  die  Kurse  teilweise 
ganz  beträchtlich;  so  fiel  z.  B.  vom  5.  zum  6.  Nov.  Phönix 
von  212,90  auf  206,60,  Bochumer  Gußstahl  vom  1.  zum  2.  Nov. 
von  255,90  auf  248,90.  Nachdem  jedoch  die  Streikgefahr  für  den 
Augenblick  beseitigt  schien,  wurde  dieser  Rückgang  in  kürzester 
Frist  wieder  eingeholt.  Eine  etwas  andere  Kursbewegung  als  die  so- 
eben beschriebene,  die  im  wesentlichen  auf  die  Aktien  der  rheinisch- 
westfälischen und  lothringischen  Eisenhütten  zutrifft,  weisen  die 
fülyenden  Werke  der  oberschlesischen  Montanindustrie  auf.  Im 
Gregensatz  zu  jenen  stiegen  sie  zu  Beginn  des  Jahres  im  Kurse,  und 
zwar  setzte  diese  Steigerung  in  den  Tagen  ein,  als  die  Deutsche 
Bank  auf  die  Donnersmarckhütte  Einfluß  gewann.  Die  Papiere  ver- 
mochten sich  aber  auf  dem  hohen  Stand  nicht  zu  halten.  Sie 
sanken  sehr  bald  recht  erheblich  im  Kurse  und  vermochten  auch 
im  Laufe  des  Jahres  diese  Verluste  zum  Teil  nicht  ^\ieder  einzu- 
holen. Im  Vergleich  zti  den  westdeutschen  Märkten  machte  sich  in 
Schlesien  die  Besserung  am  Montanmarkte  nur  sehr  langsam  be- 
merkbar. Infolge  der  hohen  Produktionskosten  —  die  Eisenerze 
müssen  zum  größten  Teile  von  auswärts  bezogen  werden  —  und 
infolge  des  zeitweise  recht  heftigen  Konkurrenzkampfes  unter 
einander  erzielten  die  oberschlesischen  Eisenwerke  bedeutend 
schlechtere  Ergebnisse  als  die  rheinisch-westfälischen  und  loth- 
ringischen, und  dies  kam  naturgemäß  in  der  Bewertung  der 
Papiere   durch  die   Börse   zum  Ausdruck. 

Tab.  117.       Eisenhütten-Kohlenzechen-Aktien  (gemischte  Betriebe). 

Bochumer  Verein  für  Bergbau  und  Gußstahlfabrikation,  Aktien. 


13.  Jan. 

224.90 

18.  März 
211.30 

1    ApHl          10.  Mai         31.  Juli 

221.80             228.40            235.25 

29.  Sept. 
259.90 

8.  Nov. 
242.25 

31.  Dez. 
•254.40 

13.  Jan. 

178.90 

18.  März 
159.50 

Phönix,  Aktien. 
18.  Mai          31.  Juli        29.  Sept. 
170.-             182  90            217.30 

8.  Nov. 
205.10 

31.  Dez. 
•233.- 

2.  Jan. 
63.65 

24.  März 
55.— 

Union,  Dortmund  Aktien,  Lit. 
27.  Mai         2.  Juni           2.  Aug. 
62.—              63.25               64.60 

C. 

16.  Okt. 

89.- 

8.  Nov. 
85.25 

30.  Dez. 
96.25 

2.  Jan. 

156.76 

18.  März 

148.25 

Deutsch-Luxemburg  B.  G. 
29.  April        1.  Juni          28.  Aug. 
192.50            200.50             214.- 

1.  Okt. 
219.50 

8.  Nov. 
•205.90 

30.  Dez 

221.60 

5.  Jan. 

198.10 

12.  Febr. 
204.10 

Vereinigte  Königs-  u.  Laiu-ahütte. 
24.  März        18.  Mai        10.  Juni.         27.  Sept. 

185.10            188.25           177.40             204.80 

8.  Nov. 
191.70 

31.  Dez, 

•201.80 

8.  Jan. 
219.40 

24.  März 
215.50 

Hoesch,  Eisen-  und  Stahlwerke,  Aktien. 
29.  April         1.  Juli         31.  Aug.           18.  Sept. 
238.75           230.-            262.50              274.50 

6.  Nov. 
267.50 

30.  Dez. 
283.75 

]l.  Jan. 

305.10 

10.  Febr. 
364.- 

Donnersmarckhütte,  Aktien. 
3.  April         14.  Juni        26.  Juni 
353.-             345.25             335.25 

29.  Sept. 

318.- 

10.  Nov. 
308.25 

3t.  Dez. 

319.50 

2.  Jan. 

257.— 

10.  Febr. 
275.- 

Bismarckhütte,  Aktien. 
24.  März        10.  Juni        21.  Sept. 
212.-            224.75            244.- 

10.  Nov. 
225.50 

29.  Dez. 

■2:35.75 

Kohle. 


Die    Lage   des    Kohlenaktienmarktes    war   im    Berichtsjahre 
überwiegend  ungünstig,  wenigstens  soweit  die  im  rheinisch-west- 
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fälischen  Kolilensyndikat  vereinigten  "Werke  in  Betracht  kommen. 
Da  das  Elrträgnis  dieser  AYerke  hauptsächlich  durch  den  Koks- 
absatz beeinflußt  wird,  und  dieser  sich  von  Jahresbeginn  an  von 
Monat  zu  Monat  verschlechterte,  so  gaben  auch  die  Kurse  dauernd 
nach.  Sie  wurden  auch  durch  schlechte  Nachrichten  aus  der 
Eisenindustrie,  die  ja  der  Hauptabnehmer  für  Koks  ist,  gedrückt. 
Am  meisten  wichen  die  Aktien  der  reinen  Kohlenzechen  (so  z.  B. 
Konkordia  Bergbau  vom  18.  Jan.  bis  zum  17.  März  von  302  auf 
255  o/o),  da  sie  unter  der  vom  Syndikat  vorgeschriebenen  Pro- 
duktionseinschränkung besonders  zu  leiden  hatten.  Der  Kursrück- 
gang der  Papiere  der  gemischten  Zechenbetriebe  war  dagegen  nicht 
so  groß  (Harpener  Bergbau  ging  vom  13.  Jan.  bis  zum  24.  März  von 
195,80  auf  182,90  o/o  zurück) ;  bei  ihnen  wurde  zu  ihren  Gunsten 
berücksichtigt,  daß  sie  einen  Teil  der  Produktion  in  den  eigenen 
.Werken  verarbeiten  konnten,  und  daß  dieser  Produktionsteil  nicht 
auf  die  Beteiligungsziffer  anzurechnen  war.  Vor  allem  aber 
wirkte  die  Politik  des  Syndikats,  das  die  Preise  künstlich  hoch- 
hielt, ungünstig  auf  die  Kurstendenz  ein.  Um  die  Mitte  des 
Jahres  hatte  sich  aber  der  Glaube  an  einen  kommenden  wirtschaft- 
lichen Aufschwung  zfu  sehr  befestigt,  als  daß  man  die  Kohlen- 
papiere von  der  allgemeinen  Aufwärtsbewegung  hätte  aus- 
schließen können.  Als  dajin  im  Herbst  wirkliche  Anzeichen 
einer  leichten  Besserung  vorlagen,  nahmen  die  bisher  doch 
immer  noch  unsteten  Kurse  eine  dauernd  steigende  Eich- 
tung  an,  die  nur  noch  einmal  von  einem  schärferen  Rück- 
gang anläßlich  des  im  November  drohenden  Bergarbeiterstreiks 
unterbrochen  wurde.  Nachdem  sich  die  Streikbefürchtungen 
dann  als  grundlos  erwiesen  hatten,  setzte  sich  die  Kurssteigerung 
wieder  fort,  und  in  ihrem  Verlaufe  vermochten  sich  die  Kurse 
so  zu  erholen,  daß  sie  zum  Ende  des  Jahres  erheblich  höher 
standen  als  zu  Beginn.  Hierzu  trug  freilich  auch  die  Nachricht 
von  einem  bevorstehenden  englischen  Bergarbeiterstreik  bei,  der 
dann  auch  tatsächlich  —  wenigstens  partiell  —  im  Anfang  des 
Jahres  1910  zum  Ausbruch  kam. 

Eine  wesentlich  andere  Verfassung  zeigte  der  Braunkohlen- 
aktienmarkt. Auf  ihm  wiesen  die  Kurse  während  des  ganzen 
Jahres  mit  nur  vorübergehenden  Rückschlägen  eine  steigende 
Tendenz  auf.  Der  Grund  hierfür  lag  in  der  bedeutend  günstigeren 
Lage  der  Braunkohlenindustrie.  Während  die  Steinkohlen- 
industrie in  den  letzten  Jahren  ihre  Produktion  hatte  erheblich 
einschränken  müssen,  konnte  jene  dauernd  ihre  Förderung 
steigern.  Hand  in  Hand  damit  giag  eine  wachsende,  in  einzelnen 
Gebieten  nicht  immer  voll  zu  befriedigende  Nachfrage.  Infolge- 
dessen hatten  die  Aktien  sämtlicher  Braunkohlenwerke  von  Beginn 
des  Jahres  an  Kurssteigerungen  zu  verzeichnen,  die  nur  bei  den 
West-  und  mitteldeutschen  Gesellschaften  vorübergehend  im 
Sommer  zum  Stillstand  kamen,  da  infolge  der  gerade  hier  zahl-  . 
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reich  errichteten  neuen  Werke  und  der  dadurch  hervorgerufenen 
starken  Produktionssteigerung  der  Absatz  zeitweise  ins  Stocken 
kam.  Eine  besonders  günstige  Entwicklung  nahmen  die  Kurse 
der  Lausitzer  Braunkohlenwerke,  von  denen  ,,Ilse"  im  Verlauf 
des  Jahres  in  ununterbrochenem  i^ufstieg  ihren  Kursstand  um 
130  o/o  zu  erhöhen  vermochte. 
Tab.  118.  Kohlenaktien. 

Gelsenkirchener. 

2.  Jan.         19.  März         25.  Mai         3.  Juli         3.  Sept.  1.  Okt.  8.  Nov.  30.  Dez. 

192.25               177.90                180.25              177  50             196.—  217.10  207.10             222.80 

Harpener. 

13.  Jan.       24.  März         27.  Mai       30.  Juli        j^Ö.  Sept.  16.  Okt.  8.  Nov.  31.  Dez. 

195.80              182.90                190.10             195.90             212.—              209.25  197  50            213.90 

Concordia. 

18.  Jan.       17.  März         25.  Mai        3t.  Juli       18.  Sept.  16.  Okt.  25  Nov.  31.  Dez. 

302.-              255.—                266.—             282.—              297.—  289.90  255.—             29560 

Ilse. 

7.  Jan.         31.  März         15.  Mai        31.  Juli       22.  Sept.  30.  Okt.  6.  Nov.  28  Dez. 

357.50             365.50               393.25             396.—             432  50             450.-  435.—            48510 

Brauereien.  Die  Kursbewegung  der  Brauerei- Aktien  stand  unter  dem  Ein- 

druck der  Brausteuer  ujid  ihrer  Folgen.  Seit  drei  Jahren  war 
ein  ständiger  Eückgang  der  Brauereiwerte  eingetreten,  hervor- 
gerufen durch  das  Steuergesetz  von  1906.  Kaum  war  zu 
Beginn  des  Berichtsjahres  ein  kleiner  Aufschwung  zu  ver- 
zeichnen, da  bedrohte  eine  neue  Steuerbelastung  die  Brau- 
industrie, und  es  erfolgte  ein  Eückgang  der  Kurse.  Es 
war  zwar  ausdrücklich  die  Möglichkeit  vorgesehen,  die  neue 
Steuer  auf  die  Konsum.enten  abzuwälzen,  und  eine  gewisse 
Entschädigung  war  den  bestehenden  Gesellschaften  insofern 
gewährt  worden,  als  durch  das  Steuergesetz  zugleich  die 
Errichtung  von  neuen  Brauereien  und  damit  die  Vergrößerung 
der  Konkurrenz  auf  eine  Eeihe  von  Jahren  ausgeschlossen  wurde. 
Trotzdem  vermochten  sich  die  Kurse  nach  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes nur  langsam  wieder  zu  erholen.  Es  ergaben  sich  bei  der 
Abwälzung  der  Steuer  auf  die  Konsumenten  erhebliche  Schwierig- 
keiten. Wirte  wie  Publikum  protestierten  energisch  gegen  eine 
Bierpreiserhöhung,  und  auch  zwischen  den  einzelnen  Brauereien 
war  nur  schwer  eine  Einigung  zu  erzielen.  Vielfach  wurde  auch 
der  Rückgang  der  Erträgnisse  der  Brauereien  und  damit  dann 
auch  das  Sinken  der  Kurse  mit  der  namentlich  in  Arbeiter- 
kreisen fortschreitenden  Abnahme  des  Trinkens  in  Zusammen- 
hang gebracht.  Unter  solchen  Umständen  war  es  erklärlich,  daß 
die  Bewertung  der  Brauereiaktien  sehr  lebhaften  Schwankungen 
unterworfen  war,  um  so  mehr,  als  infolge  des  nassen  Sommers 
und  der  noch  immer  nicht  sonderlich  günstigen  industriellen  Lage 
der  Bierabsatz  und  damit  das  finanzielle  Erträgnis  der  Brauereien 
litten.  Diese  Unstetigkeit  der  K^urse  hielt  bei  einigen  Papieren 
bis  zum  Schluß  des  Jahres  an ;  bei  den  meisten  trat  jedoch 
noch  eine  Aufwärtsbewegung  ein,  so  daß  die  Kurse  am  Ende 
des  Jahres  vielfach  höher  standen  als  am  Anfang.  Eine  Anzahl 
großer     Gesellschaften     hatte     für     das     im     September     abge- 
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laufene    Geschäftsjahr    die    gleiche    Dividende    wie    im    Vorjahre 
auszahlen   können. 

Tab.  119  Brauereien. 

a)  hiesige 

Berliner  Bockbrauerei  2. Tan.  10  Febr.   28  Mai  2S.Juni  31.  Aug.   23.  Sept.  22.  Nov.  31.  Dez. 

107.-       110.50      102.—      101.75      106.—      100.—      102.40  104.80 

Böhmisches  Brauhaus  9.  Jan.  6.  April   25.  Juni  10  Juli   10.  Aug.   28.  Sept.  29  Nov.  3t  Dez. 

112.25      120.~      108.—      118.—      114.50      110.—      112.—  114.50 

Patzenhofer  2.  Jan.  8.  Febr.  27.  April  24  Juni    9. Sept.    25.Sept.  27.  Nov.  31.  Dez. 

194.50      203—       210.—      196.25      220.—      211.—      219.—  221.75 

Schultheiß-Brauerei  2.  Jan.     27.  April     1.  Juli       4.  Aug.     30.  Sept.    30.  Nov.  31.  Dez. 

224.—         237.—         228.—         248.50         232.10        239.25  244.70 

b)  auswärtige 
Brauhaus  Nürnberg                 2.  Jan.  7.  Mai  3t.  Juli  13.  Aug.  26.  Nov.  31   Des- 
147.50  157.—  152.50  156.—            150.—  155.— 
Dortmunder    Union-              2t.  Jan.  7.  3Iai  29.  Juli  27.  Aug.  23.  Nov.  31  Dez- 
Brauerei                             306.—  321.—  332.—  328.75            311.25  328.75 
Holsten-Bräu                               11.  Jan.  1.  Febr.  29.  April  18.  Aug.  2.  Sept.  31.  Dez. 
164.—  168.—  149.25  169.—            165.—  162.— 
V.  Tuchersche  Brauerei           2.  Jan.  6   Mai  8.  Juli  2.  Aug.  2.  Sept.  31.  Dez- 
226—  234.75  226.—  227.50            232.75  230.25 

Die    Aktien    unserer   Elektrizitätsgesellschaften    haben    fast        Eiektrizitäts- 
ohne  Ausnahme  in  diesem  Jahre  eine  günstige  Kursen twickltm^  ^^^^^' 

erfahren.  Selbst  im  Frühjahr,  als  die  anderen  Industriepapiere 
überwiegend  noch  auf  dem  niedrigen  Kursstande  verharrten,  den 
sie  infolge  der  wirtschaftlichen  Depression  1908  eingenommen 
hatten,  waren  Elektrizitätswerte  beliebte  Anlage-  und  Speku- 
lationspapiere, die  ihre  Kurse  ständig  verbessern  konnten.  Die 
großen  Aufträge  für  eine  Eeihe  der  führenden  Gesellschaften, 
wie  z.  B.  die  Fortführung  der  Berliner  und  der  Neubau  der 
Schöneberger  Untergrundbahn  sowie  die  Errichtung  der  Ueberland- 
zentrale.  Birnbaum-Meseritz,  sicherten  den  Werken  auf  längere 
Zeit  lohnende  Beschäftigung  und  ließen  auch  für  das  Berichts- 
jahr ein  günstiges  Geschäftsergebnis  erwarten.  Diese  Hoffnung 
wurde  noch  dadurch  gestärkt,  daß  die  großen  Konzerne  auf  solchen 
Gebieten,  auf  denen  ein  schädigender  Wettbewerb  drohte,  die 
Konkurrenz  durch  Vereinbarungen  regelten.  So  fanden  z.  B.  Ab- 
machungen statt  über  Aufträge  auf  dem  Gebiet  der  Starkstrom- 
technik; auch  das  Kabelkartell  wurde  erneuert,  nachdem  es  ge- 
lungen war,  den  stärksten  bisherigen  Außenseiter,  die  Bergmann- 
Werke,  zum  Beitritt  zu  bewegen.  Infolge  dieser  eine  gewisse 
Stetigkeit  der  Entwicklung  verbürgenden  Verträge  und  der 
guten  Beschäftigung  begann  man  von  der  Mitte  des  Jahres  ab 
mit  einer  Dividendenerhöhung  bei  den  großen  Gesellschaften  zu 
rechnen,  ein  Moment,  das  natürlich  die  Kurse  erhöhte.  Diese 
Hoffnung  schien  um  so  berechtigter,  da  die  Werke  ihre 
Eohstoffe,  wie  Zink,  Kupfer,  Kohle,  erheblich  billiger 
hatten  einkaufen  können,  als  in  den  vorangegangenen  Jahren. 
Als  dann  die  Erwartung  einer  größeren  Dividende  im  Herbst 
erfüllt  wurde,  als  Siemens  &  Halske  und  die  Allgemeine  Elek- 
tricitäts-Gesellschaft  ein  Prozent  mehr  wie  im  Vorjahre  aus- 
schütten  konnten,    stiegen   die   Kurse   der   Aktien   dieser   beiden, 
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Gresellschaften  so  stark,  daß  sie  zum  Jahresschluß  um  50  bzw. 
40  o/o  höher  standen  als  zu  Beginn.  Eine  ähnliche  Steigerung 
hatten  die  Aktien  der  Bergmann  Werke  aufzuweisen.  Die 
ständig  steigende  Kursontwicklung  der  großen  Gesellschaften  ist 
im  Berichtsjahre  einmal  unterbrochen  worden  und  zwar  durch 
die  geplante  Steuer  auf  elektrische  Kraft.  Als  dieses  Steuer- 
projekt fiel,  konnten  die  Kurse  sich  bald  erholen.  Die  Belastung, 
die  durch  die  E^eichsfinanzreform  schließlich  der  Elektrizitäts- 
industrie  auferlegt  wurde,  die  Steuer  auf  Beleuchtungskörper, 
wurde  paralysiert  durch  die  weitere  Verbreitung  und  Veibilligung 
der  stromsparenden  Metallfadenlampe.  Die  Aktien  der  Gesell- 
schaften, die  zu  dem  Konzern  Felten-Guilleaume-Lahmeyer  ge- 
hörten, nahmen  an  der  allgemeinen  Kurssteigerung  nicht  teil, 
sondern  erlitten  sogar  erhebliche  Einbußen.  Diese  Werke  hatten 
in  den  beiden  letzten  Jahren  immer  geringere  Dividenden  ver- 
teilt; die  schlechten  Ergebnisse  schienen  auf  wirtschaftliche  und 
betriebliche    Organisationsfehler   zurückzuführen    zu    sein. 

Tab.  120.  Aktien  von  Elektrizitätsgesellschaften. 

Allgemeine  Elektrizitäts-  6.  Jan.  31.  März  26.  Mai  25.  Juni  10.  Aug.  30.  Sept.  31.  Okt.  31.  Dts. 

Gesellschaft  217.75  228.75  234.—  230.25  233.75  242.30  249.—  263.70 

Siemens  &  Halske,  A.-G.  ^  Jan.  31.  März  13.  Mai  23.  Juni  6.  Aug.  29.  Sept.  30.  Nov.  31.  Bez. 

197.30  204—  222.40  217.75  222.90  239.-  244.50  253.90 

Q 

Bergmann  Elektrizitäts-                 .  Jan.  31.  März  4.  Mai       30.  Juni        31.  Aug.      19.  Okt.  27.  Nov.  31.  Bez. 

werke                                           250.-  259—  272.75          261.-          263.—         284.—  307.—  310.— 

Berliner  Elektrizitäts-                   ^.Jan.  31.  März          14.  Mai          31.  Juli          23.  Sept.  30.  Nov.  31.  Bez 

160.—              168.—             175.—            170.75             171.90  172.—  175.25 


Schuckert  &  Co.,  Elek-  7.  Jan.  17.  April          10  Mai         25.  Juni         31.  Juli         30.  Sept.  31.  Dez. 

trizitäts  werke  115.—  122.—             125.90             122.75            12550             140.—  140.70 

Lahmeyer  &  Co.,  Elek-  8.  Jan.  10.  Febr.      30.  April      30.  Juni      31.  Juli      25.  Sept.      30.  Nov.  31.Dez\ 

trizitätswerke.  117.—  120.—           122.25           116.75         114.75         111—          107.25  106 "~ 
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Kuxenmarkt. 
KoMen. 


Der  Handel  in  Kohlenkuxen  war  in  der  ersten  Hälfte  des 
des  Jahres  1909  sehr  unbedeutend.  Die  Kohlenindustrie,  die  dem 
wirtschaftlichen  Niedergang  am  längsten  widerstanden  hatte, 
konnte  sich  naturgemäß  nicht  so  schnell  erholen  wie  die  kohle- 
verbrauchenden Industrien.  Die  ungünstige  Lage  der  Eisen- 
industrie führte  zu  einer  scharfen  Einschränkung  des  Koksabsatzes 
und  zwang  die  Zechen,  den  bereits  stark  gefüllten  Lagern  weitere 
große  Mengen  zuzuführen;  dazu  kam,  daß  die  Ausfälle  im  In- 
landabsatz nicht  durch  eine  entsprechende  Steigerung  der  Aus- 
fuhr ausgeglichen  werden  konnten,  die  durch  den  Wettbewerb 
des  Auslandes  und  die  1908  erfolgte  Aufhebung  von  Kohlen ausfuhr- 
tarifen  verhindert  wurde.  Unter  dem  Eindruck  der  durch  die 
allgemeine  mißliche  Lage  hervorgerufenen  schlechten  Betriebs- 
ergebnisse und  der  hierdurch  bedingten  Ausbeuteermäßigungen 
vieler  Grewerkschaften  fielen  die  Kuxenpreise  mit  Ausnahme  der- 
jenigen der  Magerzechen  und  erreichten  etwa  im  März  den 
tiefsten  Stand  des  Jahres.  Mit  geringen  Schwankungen  trat  in 
der  zweiten  Jahreshälfte  ein  Umschwung  der  Tendenz  ein.  In- 
folge der  Besserung  des  Kohlenaktienmarktes  steigerte  sich  auch 
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die  Nachfrage  nach  Kohleiikuxeii,  die  dann  auch  eine  nennens- 
werte Preissteigerung  zeitigte,  und  zwar  bei  steigenden  Um- 
sätzen. Erst  gegen  Ende  des  Jahres  infolge  der  Einflüsse  des 
Geldmarktes  und  der  Befürchtung  wegen  Arbeiterunruhen  des 
B.uhrbezirks  wurden  sie  eingeschränkt. 

Die    Kursbewegung    der    Kalikuxe    stand    im    Berichtsjahre  Kaii. 

unter  den  wechselnden  Eindrücken,  die  die  Erneuerungsverhand- 
lungen des  Kalisyndikats  auf  die  Börse  machten.  Schon  im  Jahre 
1908  waren  diese  Verhandlungen  aufgenommen,  hatten  aber  zu 
einem  greifbaren  Eesultate  nicht  geführt.  Diese  Mißerfolge  hatten 
recht  ungünstig  auf  das  Kursniveau  gewirkt,  und  erst  mit  der 
Hoffnung  auf  bessere  Erfolge  der  1909  weiter  fortgesetzten  Ver- 
handlungen trat  eine  neue  Kurssteigerung  eia,  die  Unterstützung 
dadurch  fand,  daß  das  Interesse  der  Spekulation  von  dem 
stillen  Kohlenkuxenmarkt  sich  dem  Kalikuxengeschäft  201- 
wandte.  Trotzdem  die  Eirneuerung  des  Syndikats  zM  dem  fest- 
gesetzten Termin  (30.  Juni)  in  der  alten  Form  nicht  gelang, 
vermochten  auch  im  Juli  die  Kurse  noch  zu  steigen,  da  die 
Drohung  der  Regierung,  Kali  mit  einem  Ausfuhrzoll  zu  belegen, 
sobald  es  von  den  außersyndikatlichen  Werken  zu  billigeren 
Preisen  an  das  Ausland  verkauft  w^ürde,  es  wahrscheinlich  machte, 
daß  die  dem  Syndikat  ferngebliebenen  Produzenten,  die  Schmidt- 
manngruppe (Sollstedt  und  Aschersleben)  und  Westeregelhgruppe 
(Salzdethfurt,  Roßleben,  Thüringen  und  Einigkeit),  sich  dem 
Syndikat  wieder  anschließen  und  ihre  nach  Amerika  abge- 
schlossenen Lief erungs vertrage  rückgängig  machen  würden.  Diese 
Hoffnung  erfüllte  sich  nicht,  eine  Einigung  mit  den  amerikani- 
schen Trust«  war  nicht  zu  erzielen,  und  die  genannten  Werke 
blieben  außerhalb  des  Syndikats.  Die  syndikatstreuen  Werke  be- 
schlossen daraufhin,  den  Kampf  gegen  die  „Amerikaner''  auf- 
zunehmen, und  da  dieser  Kampf,  wie  er  auch  auslaufen  mochte, 
>auf  jeden  Eall  'den  Werken  schw^ere  Verluste  bringen  mußte,  so 
gingen  im  August  die  Knxenpreise  scharf  zurück.  Nach  starken 
Schwankungen  im  September  und  Oktober  trat  im  November  eine 
entschiedene  Eestigung  des  ^larktes  ein,  da  der  preußische 
Handelsminister  im  Einverständnis  'mit  der  Reichsregierung  die 
Erklärung  abgab,  daß  das  Reich  unter  keinen  Umständen  eine  Ver- 
schleuderung der  Kalisalze  nach  dem  Auslande  zugeben,  sondern 
gesetzgeberische  Maßnahmen  zum  Schutze  der  Industrie  treffen 
werde.  Da  gleichzeitig  ein  Reichskaligesetz,  das  eine  Kontin- 
gentierung des  Absatzes,  verbunden  mit  einer  Erzeugungssteuer, 
zum  'Ziele  hatte,  angekündigt  wurde,  zeigten  sich  die  Außenseiter 
zu  neuen  Verhandlungen  bereit.  Es  wurde  ein  Abkommen 
getroffen,  das  imter  Berücksichtigung  der  widerstreitenden 
Interessen  beide  Parteien  zufriedenstellte  und  damit  auch  auf 
das  Preisniveau  günstig  einwirkte.  Der  publizierte  ReichskalÜ- 
gesetzentwurf    schränkte     zwar     die    Bewegungsfreiheit    der    be- 
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stehenden  Werke  staxk  ein,  sicherte  ihnen  dafür  aber  durch  Be- 
seitigung der  Konkurrenz  für  die  nächsten  Jahre  lohnende  Er- 


T»b.  121. 


Kohlen. 


1909 


I  Jan.    I  Febr.     März   |  April  |    Mai 


Alte  Haase ^^ 

Anneliese ^2 

Bellerhammer ^^ 

Blankenburg ^J 

hN 

•  nA 

hN 

•  nA 


Brassert 

Bruckdorf-Metleben  . 
Caroline ^^ 

hN 

•  nA 
hN 

•  nA 


Oarolus  Magnus 
Constantin  d.  Große 


Deutschland ^^ 

n  A 

Dorstfeld ^^ 

n  A 
hN 
nA 
hN 
nA 
hN 
nA 
hN 
nA 


Eintracht  Tiefbau .     .     . 

Ewald 

Freie  Vogel  u.  Unverhofft 
Friedrich  der  Groi3e  .     . 


Gottessegen 


Helene  und  Amalie 
Hermann  I — III 


Germania ^  ^ 

n  A 

hN 

•  nA 

Graf  Schwerin ^^ 

nA 

Heinrich ^^ 

n  A 
hN 

•  nA 
hN 

•  nA 

Humbold ^? 

n  A 
hN 

■  nA 
hN 

•  nA 
hN 

'  n  A 
hN 

■  nA 
hN 
nA 
hN 
nA 
hN 
nA 


Johann  Deimelsberg  . 
Kaiser  Friedrich  .  . 
Königin  Elisabeth 
König  Ludwig  .  .  . 
Langenbrahm  .  .  . 
Lothringen  .  ... 
Lucherberg     .... 


Mont  Cenis ^J 


Oespel   .    . 
Schallmauer 


hN 
nA 
hN 
nA 
hN 


Schürbank  u.  Charlottenburg^^  ^ 
Trappe  


hN 

•  •      •      • nA 

Tremonia J^ 

n  A 

hN 

•  •      •      *   nAJ 


Trier  I— III 


Unser  Fritz JJ 


1675 
1615 
2  500 

2  450 
3325 

3  225 
2800 
2  900 
6300 
5  400 
5  800 

5  850 
2  775 
2  825 

6  050 
6  050 

35  500 
86  500 

4  900 
5000 

11000 
10  600 

5  650 
5  750 

50  600 
52  500 

2  075 
1800 

23  500 
700 
750 

3  675 
3600 
8400 
8  500 
5  100 
5100 

16  800 

3  375 

2  775 

1475 

150C 

5  450 

5  425 

2  850 

2  800 

20  200 

20500 

29  000 

28400 

15  250 

14100 

26  500 

26  800 
2  525 

2  500 
15  800 
14  850 

1920 
1875 
4000 

3  975 
1425 
1425 
3  200 
3300 
3  400 

3  325 

4  750 
4  600 

27  200 


1580 
1590 
2  300 
2  400 
3150 
3150 
2  750 
2  825 
6  400 
6  500 
6  075 
5  900 
2  800 

2  825 
5  750 
6000 

33  000 
36  000 

4  850 
5000 

10450 
10500 

5  500 
5  600 

50500 

52  200 

1900 

1875 

22  800 

21500 

740 

775 

3  600 

3  650 
8  350 
8  300 

4  950 

5  050 

15  500 

16  400 
3175 
3100 
1400 
1375 
5  425 
550U 
2  875 
2  900 

19  550 
19  400 

28  600 

29  000  ! 
16150  i 
15  850 

26  300 
25  750 

2  475 

2  500 
15  550 
15  500 

1910 
1840 
3900 

3  925 
1400 
1425 
3  200 
3  250 
3  225 

3  2C0 

4  425 
4100 

27  000 


1525 
1450 

2  300 
3100 
2  950 

2  800 
6  450 
6  2()0 
5  950 
6000 
2  775 

2  850 
5600 
6000 

34  200 

35  000 
4  850 

4  875 
10  2(X) 
10300 

5  550 
5  600 

52  500 
1875 

1875 

23  000 
725 
750 

3  650 

3  600 
8000 
8  050 

4  900 

4  925 

15  500 

16  500 
2  850 
2  725 
13(0 
1375 

5  475 
5  500 
2  750 
2  800 

19  600 
19  500 
28  200 
28  700 
16  350 
16  000 
26  300 
25  500 

2  500 
2425 

15  400 
15  450 
1850 
1850 
3900 
3900 
1400 
1375 

3  050 
3150 
3  075 

2  700 
4000 

3  675 
24  900 
26300 


1650 
1500 
2  250 

2  275 

3  000 
3000 
2  700 
2  700 
6  750 
6  650 
5  950 
6000 
2  850 

2  800 

5  800 

6  000 
35  000 
35  700 

4  825 

4  9(0 
11500 
10  850 

5  500 
5  650 

51200 

52  000 

1825 

1575 

24  000 

23  500 

700 

750 

3  550 

3  300 
8  650 
8  250 

4  925 

4  900 
17  300 

17  000 
2  875 
2  725 
1375 
1400 

5  925 
5  650 
2  775 
2  475 

21000 
20  600 
30000 
29  800 

18  400 

16  850 

27  500 

28  000 
2  450 

2  475 

17  650 
17100 

1875 
1765 

3  900 
3  925 
1450 
1375 
3175 
3150 

3  275 
2  550 

4  325 
6  600 

25  500 

26  500  1 

I 


1610 
1625 
2  275 

2  275 

3  150 
3  075 
2  750 
2  825 

7  400 
6  700 
5900 
6000 

2  900 
2900 
5  800 
5  900 

38  000 

37  000 

5  050 

4900 

11500 

10  600 

5  600 

5  550 

51800 

52  200 

1640 

1500 

24  000 

24  750 

710 

740 

3  600 
3  675 

8  950 
8  850 
5100 
5  050 

18100 

17  900 
3375 

3  025 
1475 
1500 
5  750 
5  750 
2  800 
2  550 

20  800 
20  000 
29  800 
3000U 
19  850 

18  800 
28  000 
27  600 

2  475 

2  500 

19  400 
18100 

1975 
1800 

4  025 

3  950 
1525 
1510 
3  275 
3  300 
3  325 

3  200 

5  100 

4  750 
25  500 
27  000 


Juni  I  Juli  I  Aug.  |  Sept.  |  Okt. 


1590 
1600 
2  225 

2  200 

3  025 
3000 
2  900 
2  950 
7  850 

7  550 
5  850 
5  850 
2  900 

2  900 
5  700 
5  900 

36  000 

37  000 
5100 
5100 

10300 

10350 

5  600 

5  750 

51 500 

52  000 

1650 

1500 

23  000 

22  000 

725 

730 

3  750 

3  750 
8450 

8  700 

4  800 

4  950 
18  200 

18  500 
3  200 

3  075 
1500 
1450 

5  800 
5  850 
2  700 
2  650 

19  700 
20000 
28  750 
27  750 
19  600 
19  400 

26  400 

27  0)0 
2  450 

2  475 

18  850 

19  000 
1900 
1725 

4  050 

4  050 
1450 
1475 
3350 

3  450 
3150 
3000 

5  675 
5  050 

27  000 


1575 
1575 
2100 
2  200 
3000 
3(00 

2  950 
3i00 
8000 

7  850 
5  875 

i  6000 

I  2  975 

!  300O 

6000 

I  6000 

!  36  700 

'37  500 

4  900 

\    5000 

11300 

!  10  200 

I  5  900 

I  5  800 

!  52  000 

51300 

1520 

1350 

22  000 

23  000 
725 
750 

3  600 

3  500 
9100 

8  400 

4  850 
5000 

18  000 

17  650 
3  775 
3  200 
1425 
1375 
6100 

5  900 
2  625 
2  600 

20  60(J 
20  400 
29  900 
29  500 
20450 

19  500 
28  300 
27  500 

2  550 

2  460 

18  900 
19100 

1750 
1675 
4000 
4000 
1450 
1375 
3300 

3  350 
3  525 
3  275 
5  550 
5350 

25  000 

26  500 


1685 
1600 
2150 
2  200 
3000 
3(*00 

2  950 

3  000 

8  250 
7  200 
5  850 

5  600 
3150 
3000 

6  250 
6100 

36  700 

37  700 
5150 

4  900 
11300 
10  800 

6  725 

6  400 

52  000 

1825 

1525 

213  000 

24  000 

725 

775 

3  800 

3  650 

9  250 
9100 
5075 

5  050 
18  200 
18  200 

3  925 
3  800 
1550 
1375 

6  925 
6  500 
3  050 
2  650 

20  600 
21000 
29  500 
29  650 
22  500 
21400 

28  300 

29  000 
2  900 

2  600 
18  900 
19100 

1890 
1850 
4150 
4(50 
1560 
1475 
3350 
3250 

4  350 

3  400  1 
6300  1 

5  450  I 

26  500 

27  250  ! 

I 


1675 
1700 
2  700 
2  300 
3325 
3000 

2  925 
3000 

8  550 
8300 
5  600 

5  600 

3  425 
3  200 

6  400 
6  300 

39  600 

37  700 

5  375 

5  250 
12  850 
11200 

6  775 

6  700 
54  000 
54  500 

2  500 
1775 

25  250 

25000 

790 

775 

4000 

3  850 
10150 

9  500 
5  300 
5  275 

19  200 
18  750 
3  950 

3  925 
1450 
1450 

7  225 
7  050 
3100 
2  975 

21600 
21300 
31900 
30  700 
23  500 
21500 
30  850 
29  400 
3150 
2  950 
22  800 
19  800 

2  200 
1875 

4  250 
4150 
1725 
1600 

3  400 

3  400 

4  172 
4  200 
6  325 
6  050 

27  000 
27  750 


1700 
1720 

2  875 
2900 

3  450 
3  375 
2  9(0 

2  925 
8  500 
8  500 
5  800 

5  600 

3  350 
3  275 

6  700 

6  600 
39  600 
39  500 

5  375 

5  300 
15100 
14400 

7  300 

6  850 

54  000 

55  000 
2  450 

2  250 

25  000 
24  000 

800 

820 

4000 

3  950 
10450 
10100 

5300 
5  200 
19  350 
19  200 
4175 

4  025 
1700 
1575 

7  875 
7  600 
3175 
3  050 

21400 
21700 
32  000 
32  500 

26  500 
26400 
30500 
30  000 

3  225 
3150 

23  000 
22  500 
2  550 

2  475 

4  200 
4  200 
1800 
1750 

3  450 

3  400 

4  225 
4125 
6300 
6  250 

27  000 
27  000 


1690 
1710 
2  800 

2  850 

3  375 
3400 
2  850 

2  800 
9  150 
8  950 
5  700 

5  650 

3  300 
3  350 

6  650 

6  750 
39  750 
39  200 

5  400 

5  275 

15  000 

14  250 

7  300 
7  200 

54  000 

55  000 
2  375 

2  325 
26  000 
26  000 

850 
850 

3  875 
3900 

10  4( 
10  i 

5: 

5: 

18i 

19; 
4: 

517« 

157{ 

1511 

71 

7  60 

3  025 

3000 

21200 

21500 

32  300 

32  300 

26  750 

26  600 

29  400 

29  800 

3300 

3  300 
22  900 
22  800 

2  820 

2  610 

4  200 
4  200 
1775 
1775 
3400 

3  525 
4100 
4100 
6  300 
6200 

28  000 
27  500 


h  N  =  höchste  Nachfrage,  n  A  =  niedrigstes  Angebot. 
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trägnisse.  Da  dieses  Gesetz  zugleich  eine  wirksame  Waffe  in 
der  Hand  der  nach.  Amerika  zu  Einigungsverhandlimgen  mit 
dem    dortigen    Düngertrust   gesandten   Kommission    bildete,    und 


122. 


Kali. 


1909 


candershall 

»nrode 

larckshall  Vor z. -Aktien 

bach 

sfund 

tsche  Kaliwerke  .     .     . 
tschland-Justenberg 

gkeit 

ikauf-Sondershausen     . 
aberzog  von  Sachsen    . 

thershaU 

sa-Silberberg  .     .     .     . 
orf,  Vorzugs-Aktien 
irungen  I— n  .     .     .     . 

nann  II 

enfels 

enzoUern 

lenrode 

mnashall 

US  I 

5eroda 

wigshaU 

bleicherode 

staßfurt 

ihäuser 

nenberg 

lenberg 

isen- Weimar    .     .     .     . 
Leferkaute-Heiligenroda 

rfried  I 

"mundsball 

tonia 

ienroda 

beck 

lehnshall 

itershall 


Jan.  I  Febr.  |  März     April  |    Mai    |   Juni  |    Juli   |  Aug.      Sept.  |    Okt.  |  Nov.      Dez. 


hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nAil 

hN  ' 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 

hN 

nA 


7  050 
6100 

4  550 
4150 

29 

25 

11200 

10  750 

5  750 
5  450 

102 

86 

3100 

3  075 
4900 
5000 

15  600 

15  300 

5  900 

5  650 

4  200 
3900 
2800 

2  900 
82V2 
76 
1060 

910 
1840 
1800 
6100 
5450 

3  225 
3  350 
3350 
3000 
3  350 

3  200 

70 
60 

6  650 
6  300 

7IV2 

57V2 

91 

80 

8  500 
8  800 

8IV2 

68 

117 

115 

1575 

1380 

2  550 

2  285 

325 

290 

3150 

2  775 

127 

113 

119 

118 

2  900 

2  400 

4500 

4  400 
9300 
9100 

11800 
11200 


7  250 
6  900 
4800 

4  700 

30 

25 

11800 

11700 

6000 

5  925 
1001/2 

96 

3175 
3100 
5000 
5100 

15  900 

16  250 
5  900 
5  800 
4175 
3  975 
2  875 
2  850 

82 
79 
1050 
1000 
1920 
1840 
5  900 

5  800 
3250 

2  900 
3300 

3  075 
3  500 

3  400 
7IV2 
65 

6  800 
6  800 
71 

67V2 
95 

92V2 
9  500 
9  400 
87 
8IV4 

120 

115 

1560 

1500 

2  625 

2  600 

590 

600 

3200 

3075 

127 

124 

158 

155 

2  900 

2  925 

5000 

4  700 
9  950 
9  750 

11900 
11900 


7  425 
7000 
5000 
4  750 

25 

24V2 
11900 


7  625 
7  600 
5  175 
4  950 

24 

22V2 
12  200 


11  500  i  12  100 


6  050 
5  925 
99V2 
95 

3175 
3  025 
5H00 
5  200 

15  900 

16  200 
5  800 
5  900 
3  900 
3  900 
2  875 
2  800 
80'/2 
79V4 
1070 
1000 
1880 
1650 

5  850 
5850 
2  925 

2  725 
3150 

3  050 
3  350 
3  300 

661/2 
65 

6  600 
6  400 

69 

68V2 
94 
92 
9  800 


6  700 
6  500 
IO8V2 

100' /2 

3  425 
3400 
6  050 

5  500 
16  200 
16  700 

6150 
6000 
3  975 
3  9QO 
3225 

2  975 
781/2 
79 

1190 
1100 
1800 
1715 

6  350 
6000 

3  275 

2  900 

3  250 
3  250 
3  500 
3  425 

69 

68V2 
6  800 
6  500 
;    721/2 
*    701/2 
I        97 
94 
9900 
10100    10100 

84 :    931/2 


80 

113 

114 
1510 
1500 
2  475 

2  400 
540 
475 

3  175 
3  125  I  3  225 

120    136 
121 
158 
140 
3050 


86I/2 
127 
119 
1575 
1500 
3  375 

2  625 
975 
780 

3  475 


3100 
4  800 
4  9C0 


133 
150 
153 

3  500 
3125 

4  950 
4  900 


9  650  10350 
9  300  10  000 
11800  12  000 
11 750  i  12  200 


8  700 
7  750 

5  450 
5325 
35 
26I/4 

12  750 

12  500 

7  200 

6  750 

117 

IIW4 
4  025 
3400 
6175 
6150 

17100 

16  600 

6  700 

6  450 
3  825 
3  775 
3500 
3  200 

104 
79 
1425 
1325 
1860 
1700 

7  500 
6  500 
3  650 
3  375 
3  720 
3  350 
3  725 
3  550 

8IV2 
691/2 
7000 
7000 
8O1/4 
76 

IOÖI/2 

98 

10  800 

10  500 

96 

95 

128 

129 

1900 

1675 

3  550 

3  450 
1750 

920 

4  250 

3  675 
170 
143 
153 
151 

4  550 

3  650 

5  375 

4  950 
11500 
10  850 
13  400 
12  300 


9100 

9  750 

8  075 

8  500 

5450 

5  900 

4  950 

5 -.50 

42 

59 

331/2 

521^2 

13400 

13  900 

12100 

12  200 

7300 

7  500 

6  550 

6  70. 

1211/2 

134 

IIIV2 

1211/2 

4100 

4500 

3  650 

4  050 

6  300 

8000 

5  800 

6  550 

17100 

17  300 

16  200 

16  300 

6  750 

7  400 

6  500 

6  750 

3  775 

4125 

3  500 

3775 

3  500 

3800 

3  250 

3  450 

102 

105 

981/2 

94 

1650 

1800 

1350 

1625 

2  050 

2  750 

1800 

2  050 

7  250 

7  900 

6  600 

7000 

3900 

5  250 

3  450 

4100 

3  575 

3950 

3  300 

3  600 

3  750 

4  750 

3  450 

3  875 

80 

9IV2 

731/2 

8IV2 

7  700 

8  700 

6  850 

7800 

79 

85 

77 

79 

112V, 

122 

1031/2 

1121/2 

10400 

11350 

10  500 

11000 

96 

1021/2 

91 

95 

130 

142 

125 

130 

2325 

2  500 

1825 

2175 

4  300 

4  500 

3900 

4150 

2  450 

2  750 

1760 

2400 

4  500 

5000 

4  075 

4  450 

173 

179 

161 

170 

153 

150 

145 

138 

4000 

4250 

3  800 

3  850 

5  600 

5  500 

6300 

5  200 

12100 

12  900 

11000 

11250 

13  700 

14  000 

12  900 

13  200 

8  900 
8  650 
5300 

5  200 
58 
571/2 

12  400 
11700 

6  600 

6  300 
122 
117 

4150" 
4100 
7a50 

7  500 
15  500 
15  850 

6  600 

6  500 
3  875 
3800 
3  400 

3  400 
93 
901/4 
1625 
1625 
2  475 

2  325 
7200 
7000 
6000 

4  800 

3  550 

3  550 
"4400 

4  400 
93 
881/2 
7900 

7  600 

93 
81 
1121/2 
1101/2 
11500 
11500 
941/2 

913/4 

132 
1321/2 

2  275 
2100 
4150 

3  975 
2  575 

2  375 

4  650 

4  500 
170 
170 
124 
120 

3900 

3  950 

5  025 
6100 

11500 
10900 
13450 
13000 


9  300 

8  650 

9000 

8  200 

5  350 

4  700 

5100 

4  500 

58'/, 

59 

58 

58 

13  450 

12  000 

13  000 

11400 

6  850 

6  500 

6  650 

6  200 

128 

116 

1241^2 

115 

4175 

3  700 

4150 

3  700 

7  950 

7  500 

7900 

7  250 

15  750 

15  900 

16  200 

15  750 

7000 

6  450 

6  800 

6  200 

4  050 

3  750 

3  950 

3  500 

3425 

3  300 

3400 

2  960 

971/2 

90 

94- 

89 

1750 

1575 

1700 

1500 

2  950 

2  650 

2  700 

2  550 

7  400 

6  6f0 

7  200 

6  450 

5100 

4  400 

4950 

4300 

3800 

3  500 

3  700 

3  076 

4  700 

4  600 

4625 

3.900 

96 

89 

94 

86 

8175 

7  400 

8000 

7  300 

84 

78 

81 

77 

120 

1131/2 

115 

113 

12  000 

ii(»oo 

11500 

10800 

97 

92 

95 

92 

136 

124 

133 

125 

2425 

2150 

2  325 

1900 

4  325 

3  950 

4  050 

3  650 

3000 

3  225 

2  850 

2  850 

6100 

4  400 

4950 

4  250 

170 

160 

171 

160 

123 

114 

122 

1131 '2 

4150 

4150 

4  200 

3  900 

5100 

4  750 

5100 

5000 

12160 

10  850 

11700 

10  600 

13450 

12  600 

13  300 

13  000 

9  700 
9125 
6  760 
6000 
74 

631/2 

13300 

12860 

7100 

6  660 
130 
I2IV2 

4  250 
3850 

7  760 
7  500 

16  500 
16000 
7  475 
6750 
4426 
3  850 

3  450 
3110 

99 

931/2 
2  050 
1675 
3125 

2  775 

7  760 

6  850 

5  225 

4  750 
4  500 

3  600 

4  525 
4  050 
105 

91V2 

8  776 

7  600 

94 
81 
128 
119 

13  200 
11600 

103 

95 

128 

127 

2  436 

2  200 
4  675 

4  060 
4300 

3  575 

5  350 

4  700 
175 
164 
I28V2 
117 

5  600 
5000 
4  400 
3  850 

12  700 
11600 

14  400 
11500 


11400 
10150 

6  950 

5  900 
IO81/2 

861/a 

16  300 
14150 

8  200 

7  250 
145Va 
127 
5000 
4  450 

8  800 
7900 

18  200 

17  300 
7  700 
7  200 

6  450 
4  550 
3950 
3  650 
II6V2 
100 

3  075 
2160 

4  025 
3100 

I  9000 

7  750 
5400 
6150 

5  350 
4  625 
4900 

4  550 
122 
107 

10000 
9100 
1141/a 
98 

1451/2 

130 

15  300 

14  300 

120 

104 

139 

130 

2900 

2  525 

5  960 

6  150 
5  500 

4  550 

5  900 

5  500 
186 
176 
130 
127 

6  750 
5  700 
5500 
4  550 

14  500 
13  000 
16300 
13800 


hN  =  höchste  Nachfrage,    nA  =  niedrigstes  Angebo' 
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somit  eine  Lösung  der  mit  diesem  geschlossenen  Verträge  zu  er- 
wai'ten  stand,  hielt  die  steigende  Kurstendenz  an,  so  daß  am  Jahres- 
schluß die  Kaliwerte  erheblich  höher  standen  als  zu  Jahresbeginn. 
Beigetragen  zu  dieser  günstigen  Entwicklung  hat  wohl  auch 
der  Umstand,  daß  trotz  der  durch  die  Syndikatsverhandlungen 
hervorgerufenen  Beunruhigung  ein  'Mehrabsatz  gegen  das  Vorjahi- 
erzielt  wurde. 

Im  folgenden  geben  wir,  wie  in  den  Vorjahren,  die  im  Be- 
richtsjahre stattgehabten  Sanierungen. 


Tab. 

123.       Sanierungen 

(Das  Datum  in  Spalte  4 

gibt  den  Tag  des  Generalversammhmgs-Beschlusses 

an.) 

1 

Nr. 

Wertpapier 

Früheres 
Kapital 

Datum 

Art  der  Sanierung 

Jetziges 
Kapital 

Kurs  ultim 

M 

M. 

1907 

1908 

1 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1 

Aktder  Maschinen- 
fabrik u.  Mühlen- 
bauanst.  G.Luther, 

5  000  000 
2  000  000 

28.11.03 

zusammengelegt  im  Ver- 
hältnisse von  5:2,  Neu- 

) 

Aktiengesellsch.  z. 

3  500  000 

ausgabe  von  M.  1  500  000 

Braunschweig, 

Vorzugsaktien. 

■^ 

No.  1—4000    zu   je 

5.1.07 

Zusammenlegung  d.  Vor- 

4 

M.  1000 

zugsaktien    im   Verhält- 

1 000  000 

nisse    von    3:2,    Herab- 
setzung des  Stammkap. 

:aj- 

500  000 

i.  Verhältn.  V.  4:1,  Weg- 
fall d.  Vorzugsrechte  d. 

.1 

Vorzugsaktien  und   Er- 

1 

2  500  000 

höhung  des  Grundkapit. 

4  000  000 

— 

— 

IC 

2 

Vorzugsaktien   der 
Waggon-    u.    Ma- 
schinenfabr.  Akt  - 
Gesellschaft  vorm. 
Busch  zu  Hambg. 
und  Bautzen, 

No.  1977—2334    zu 
je  M.  1000 

1000  000 

1  500  000 

2  500  000 

3  500  000 
3  124  000 
2  343  000 

7.2.98 
24.4.99 
28.5.00 
28.8.01 
14.1.05 

herabgesetzt  i.  Verhältnis 
von  4 : 3  und  durch  Nach- 
zahlung   von    150/0    auf 
die    reduzierten    Aktien 

\ 

1  976  000 

16.1.09 

umgewandelt     in     Vor- 
zugsaktien, 
durch  Nachzahlung    von 

]  2  334  000 
[  Vorzugs- 
J    aktien 
und     9000 
Stammakt. 

— 

151,50 
bz.g. 

t 

j 

40%  bzw.  50%  von  den 

1 

verbliebenen  M.  367  000 
Stammaktien   weiter   in 

358  000 

Vorzugsakt.  umgewand. 

3    Akt.   d.  Aktienges. 

1  400  000 

1  für  Asphaltierung 

2  250  000 

9.9.97 

1  u.  Dachbedeckung 

2  700  000 

28.3.99 

vorm.      Johannes 

und 

.* 

Jeserich    1.   Char- 

1000  000 

14.4.02 

1  lottenburg   inner- 

Vorzugsakt. 

!  halb  der  Nummern 

1—2700,  versehen 

30.3.08 

Herabsetzung  d.  Grund- 

2 350  000 

m.  dem  Vermerk : 

kapitals  um  M.  1  350  000 

(100  000 

r,  abgestempelt  laut 

durch  Zusammenlegung 

Vorzugs- 

Generalversamm - 

v.  zwei  Akt.  zu  einer  Akt. 

aktien 

83.75 

112,90 

10 

lungsbeschluß     v. 

u.  1350000 

s- 

bz. 

b 

'  30.  März  1908". 

Aktien) 

44 

— 

14 

. 

bz.gf. 

b 
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Wertpapier 


Früheres 
Kapital 

M. 


Datum         Art  der  Sanierung 


Jetziges 

Kapital 

M. 


Kurs  ultimo 
1907  I  1908  I  1909 


3 


Abgestempelte 
Vorzugsaktien    A 

der  Berliner 

Werkzeugmasch.- 

Fabrik       Actien- 

Gesellschaft  vorm. 

L.  Sentker 

innerhalb  der 

Nummern  1 — 3000 

äM.300 

und 

innerhalb  der 

Nummern    1 — 750 

aiM.1200 


1  350  000 

900l)Ö0 


1  560  000 
240  000 


1  bOO  000 


8  3.80 

5.3.87 
15.7.89 
20.8.98 
11.9.99 
29.9.06 

30.9.09 


G 


durch  Zusammenlegung 
von  drei  in  zwei  Akt.  als 
Vorzugsakt.  umgewand. 

erhöht  allmählich  auf 

erhöht  um 

durch  Zuzahlung  v.  25  ^/o 
resp.  von  35%  auf  jede 
Aktie  = 

M.  430  800  —  und 
M.      5  670,— 


Sa. 


436  470,— 

238,90  (Zins.) 


M.  436  231,10 
sind    an  Stelle    der  bis- 
herigen   Aktien    gleich- 
berechtigte Vorzugsakt  A 
geschaffen 

Alte  sogenannte  Vorzugs- 
aktien zus. 


1  739  400 
60  600 
1  800  000  I 


74,30 


70 

bz.g-. 


82,50 
bz.g. 


F.  Konzentrationen  in  Bankgewerbe  und  Industrie. 


Im  vergangenen  Jahre  wiesen  wir  an  dieser  Stelle  i)  darauf 
hin,  daß  der  Rückg-ang  in  der  Konzentrationsbewegung  im  Bank- 
gewerbe bereits  zu  einer  Auflösung  früherer  Zusammenschlüsse, 
z.  B.  der  Interessen^gemeinschaft  Dresdner  Bank — A.  Schaaffhau- 
senscher  Bankverein,  geführt  habe.  Indes  war  ein  weiteres  JFort. 
schreiten  in  dieser  Richtung  im  Berichtsjahre  nur  vereinzelt  fest- 
zustellen. 

Während  sich  die  Konzentrat ionstätigkeit  der  letzten  Jahre 
hauptsächlich  in  der  Richtung  entwickelte,  daß  die  Berliner  großen 
Banken  sich  Provinzbanken  oder  Firmen  angliederten,  war  ein 
wichtiges  Ereignis  des  Jahres  1909  die  Aufnahme  der  Berliner 
Bankfirma  Hardy  &  Co.  G.  m.  b.  H.  durch  die  Rheinisch-Westfäli- 
sche Diskonto-Gresellschaft  in  Aachen.  Letztere  erhöhte  ihr  Kapital 
um  15  Millionen  auf  95  Millionen  Mark  zwecks  Ankauf  der 
15  Millionen  Mark  Anteile  des  Bankhauses  Hardy  zum 
Kurse     von     111  o/o.       Die     Rheinisch- Westfälische      Diskonto- 


Gesellschaft     war     1872     als     Aachener     Diskonto-Gesellschaft 


Allgemeine 
Tendenz. 


Rheinisch- 
Westfälische 

Diskonto- 
Gesellschaft 
Hardy  t  Co. 


1)  Berl.  Jahrb.   1908,   I,   S.   261. 
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Die  deutschen 

Banken  und  das 

Ausland. 


Konzentration 

in  den 

Provinzen, 


gegründet,  hatte  dann  ihren  Namen  das  erste  Mal  1902 
in  Rheinische  Diskonto-Gesellschaft  und  das  zweite  Mal 
1905  zu  der  jetzigen  Firma  geändert.  Das  ursprüngliche 
Kapital  von  6  Millionen  war  1876  auf  2,5  Millionen  herabgesetzt 
und  dann  allmählich  bis  1907  auf  80  Millonen  erhöht 
worden.  An  der  Konzentrationsbew^egung  der  früheren  Jahre 
war  das  Institut  sehr  rege  beteiligt.  Es  hatte  1905  den  Neu- 
wieder Bankverein,  di©  Bochumer,  Westfälische  und  Düsseldorfer 
Bank,  im  folgenden  Jahre  die  Zülpicher  Volksbank,  im  Jahre 
1907  die  Unnaer  Bank  und  die  Hemscheider  Kredit-  und 
Sparbank,  und  in  den  beiden  folgenden  Jahren  die  Kre- 
felder Bank,  die  Volksbank  Erkelenz,  dazu  mehrere  Einzel- 
firmen, sich  angegliedert.  Es  besaß  Zweiganstalten  in  16 
Städten  des  Eheinlandes  und  Westfalens,  meist  infolge  von 
Aufsaugung  kleinerer  Banken  und  Bankhäuser.  Außerdem  war 
die  Bank  namhaft  beteilig  an  10  kleineren  Banken  ihres  Bezirkes 
und  an  den  Firmen  Delbrück  Leo  &  Co.  in  Berlin,  Joh.  Ohli^- 
schlaeger  G.  m.  b.  H.  in  Aachen  und  M.  W.  Koch  in  Frank- 
furt a.  M.  Die  Verbindung,  die  sie  mit  der  Direktion  der 
Berliner  Disconto-Gesellschaft  unterhielt,  war  stets  nur  eine 
freundschaftliche,  nicht  die  einer  affilierten  Bank  zum  Haupt- 
institut gewesen,  und  so  lag  das  Bestreben  nahe,  auf  dem  Berliner 
Platz©  selbständig  vertreten  zu  sein.  Indem  die  Rheinisch-West- 
fälische Diskonto-Gesellschaft  die  Firma  Hardy  &  Co.  mit  dem 
alten  Najnen  weiterbestehen  ließ  und  nicht  als  Filiale  bezeichnete, 
verzichtete  sie  darauf,  äußerlich  in  den  Kreis  der  Berliner  Banken 
einzutreten,  und  begnügte  sich  mit  dieser  indirekten  Anteilnahme 
an  dem  Berliner  Geschäft. 

In  den  Beziehungen  zwischen  der  deutschen  Bankwelt  und  dem 
Auslande  sind  eiIli^ge  Veränderungen  eingetreten.  Sie  lagen  in  der 
Errichtung  einer  Filiale  der  Deutschen  Bank  in  Brüssel  und  in 
der  geplanten  Gründung  einer  Filiale  der  Brüsseler  Societe 
FrajiQaise  de  Banque  et  de  Depots  in  Berlin  sowie  in  der  Be- 
teiligung der  Nationalbank  für  Deutschland  bei  der  Kapitals- 
erhöhung des  Credit  mobilier  Fl-angais  in  Paris. 

An  der  Spitze  der  Bestrebungen  zu  einem  Zusammenschluß 
der  bis  dahin  unabhängig  gebliebenen  größeren  Provinzbanken 
stand  ebense  wie  im  Jahre  1905^)  und  in  den  beiden  Vorjahren^)  die 
Magdeburger  Privatbank.  Nur  wenige  Institute  haben  in  den 
letzten  5  Jahren  eine  so  rege  Konzentrationstätigkeit  entwickelt, 
wie  diese  Bank,  die  nacheinander  18  kleinere  Banken  und  Bank- 
häuser mit  sich  vereini,gte.  Nachdem  sie  um  die  Mitte  des  Jahres 
den  im  Jahre  1862  begründeten  Vorschuß  verein  zu  Hersfeld  Ge- 
nossenschaft m.   b.   H.   erworben  hatte,  nahm   sie   den  Dresdneai 


1)  Berl.  Jahrb.  1905,  I,  S.  264. 

2)  1.  c.  1907,  I,  S.  269;  1908,  I,  S.  262. 
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Bankverein  mit  einem  Kapital  von  21  Mill.  Mk.  auf,  der  früher 
der  Deutschen  Genossenschaftsbank  nahestand,  und  außer  seiner 
Niederlassung  in  Dresden  mit  2  Filialen,  in  Leipzig  und  Chemnitz, 
noch  Niederlassungen  in  6  Städten  des  Königreiches  Sachsen  hesaß. 
Beide  Institute  wurden  im  November  unter  der  Firma  Mittel- 
deutsche Privatbank  miteinander  vereinigt,  das  Kapital  der  Mag- 
deburger Privatbank  um  14  Mill.  auf  50  Mill.  M.  erhöht  und  den 
Aktionären  des  Dresdner  Bankvereins  der  Umtausch  von  je 
6000  Mk.  Aktien  gegen  je  5000  der  Mitteldeutschen  Privatbank 
unter  Zuzahlung  von  je  50  Mk.  pro  Dividendenschein  1908  ange- 
boten. Durch  diese  Fusion  dehnte  das  Magdeburger  Institut  seinen 
bisher  hauptsächlich  auf  die  Provinz  Sachsen,  Mitteldeutschland 
und  Hamburg  gerichteten  Greschäftsbetrieb  auf  das  König- 
reich Sachsen  aus.  —  In  Süddeutschland  vergrößerten  sich 
die  Württembergische  Vereinsbank  durch  Uebemahme  von  Firmen 
in  Ehingen,  Leutkirch  und  Tauberbischofsheim,  die  Bayrische 
Vereinsbank  und  die  Bayrische  Diskonto-  und  Wechsel-Bank  durch 
Uebemahme  von  Firmen  in  Augsburg  und  Aschaffenburg  sowie 
in  Kempten  und  Weißenburg;  die  Süddeutsche  Diskonto-Gesell- 
schaft übernahm  die  Landauer  Volksbank.  Die  Bheinische  Kredit- 
bank Mannheim  nahm  Bankhäuser  in  Pirmasens  und  Villingen  auf 
und  fusionierte  sich  mit  dem  Schwarzwälder  Bankverein  in  Triberg, 
während  die  Berg-  und  Metallbank  in  Frankfurt  a.  M.  sich  bei  einer 
großen  Berliner  Firma  kommanditarisch  beteiligte.  —  In  West-  und 
Norddeutschland  war  ein  Fortschreiten  der  Konzentrationsbewe- 
gung zu  verzeichnen  bei  dem  Barmer  Bankverein,  der  den 
Wermelskirchener  Bankverein,  und  bei  der  Braunschweiger  Privat- 
bank, die  Firmen  in  Schöppenstedt  und  Braunschweig  übernahm. 
—  Mit  dänischem  Kapital  wurde  im  Elreise  Sonderburg  eine 
eigene  Bank  mit  0,6  Millionen  Mark  Kapital  errichtet,  das 
ursprünglich  geplante  Aktienkapital  von  0,3  Millionen  Mark 
wurde  um  das  Doppelte  überzeichnet.  —  In  Mitteldeutschland 
fusionierte  sich  die  von  der  Magdeburger  Privatbank  1908  aus  dem 
Vorschuß-  und  Sparverein  zu  Weimar  umgewandelte  Thüringische 
Landesbank  in  rascher  Folge  mit  der  Erfurter  Vorschußbank,  der 
Erfurter  Leihbank,  der  Zeulenrodaer,  Apoldaer  Bank  und  der 
Spar-  und  Vorschußbank  in  Stutzerbach. 

In  der  Gruppe  der  Deutschen  Bank  kam  es  „zur  Vereinfachung 
der  Geschäftsführung"  zu  folgenden  Maßnahmen.  Die  in  engsten 
Beziehungen  zu  der  leitenden  Bank  stehende  Essener  Kreditanstalt 
übernahm  die  von  der  Deutschen  Bank  abhängige  Duisburg- 
Ruhrorter  Bank  mit  ihren  Niederlassungen  in  Homberg  und  Ober- 
hausen und  führte  sie  als  Filialen  fort.  Die  Niederrheinische  Bank 
in  Düsseldorf,  Zweiganstalt  der  Duisburg-Euhrorter  Bank,  wurde 
der  Bergisch-Märkischen  Bank  angegliedert,  während  die  Duis- 
burger Filiale  der  Bergisch-Märkischen  Bank  von  der  Essener 
Kreditanstalt  übernommen  wurde. 


Veränderungen 
in  den  bestehen- 
den Gruppen. 

Deutsche  Bank, 
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Disconto-Ges. 
Dresdn?r  Bank 


Darmstädter 
Bank. 


Commerz-    und 
Discontobank. 


Mitteldeutsche 
Creditbank. 


Die  Dis(X)nto-Gesellschaft  übernahm  eine  Mainzser  Firma,  die 
Dresdner  Bank  Firmen  in  Fulda  und  Eschwege. 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  verwandelte  ihre  seit 
1884  bestehende  kommanditarische  Beteiligung  bei  der  Mannheimer 
Firma  Wingeroth  &  Scherr  in  eine  Filialniederlassung,  liquidierte 
die  von  ihr  1906  zusammen  mit  ihrer  Bankverbindung  Laden- 
burg, Thalheim  &  Co.  in  New  York  und  der  Vereinsbank  in 
Hamburg  gegründete  Anaerika-Bank  mit  einem  Kapital  von  25 
Millionen  Mark  und  löste  eine  gleichfalls  schon  seit  Jahren 
bestehende  Beteiligung  bei  der  Londoner  Firma  S.  Japhet  &  Co. 

Auch  die  Commerz-  und  Disconto-Bank  löste  eine  seit  längerer 
Zeit  bestehende  kommanditarische  Beteiligimg  zu  der  Franftirter 
Firma  J.  Dreyfus  &  Co. 

In  der  Gruppe  der  Mitteldeutschen  Creditbank,  die  selbst  eine 
Hanauer  Firma  erwarb,  verband  sich  die  von  ihr  gegründete  Bank 
für  Thüringen  mit  dem  Bankverein.  Frankenhausen. 

Für  die  übrigen  Konzentrationen  wird  die  Aufnahme  in  die 
nachstehende  Tabelle  genügen. 


Tab.  124. 


Bankkonzentrationen  in  1909. 


Nr. 


Tag  des 
Bekannt- 
werdens 


Name 
der  aufnehmenden  Bank 


Name  der  eine  Verbindung 

eingehenden  Bank  oder  des 

Bankhauses 


Art  der  Verbindung 


a)    Im  Deutschen  Reiche. 


1 

2 

3 

Jan.  2. 

r,           2. 
«           5. 

4 
5 

«      5. 
„    15. 

6 

r,       16. 

7 

„    29. 

8 
9 

Febr.  19. 

n       22. 

10 

„    23. 

11 

März  2. 

12 

r,       10. 

13 

.    19. 

14 
15 
16 

.    24. 
»    24. 
„    25. 

Bayr.  Disc-  u.  Wechselbk.j 
Siiddtsch.  Disconto-Ges.  | 
Bk.     f.     Thüringen    vorm 

B.  M.  Strupp 
Oldenb.  Spar-  u.  Leihbk. 
Thüringer  Landesbk., 

Weimar 
Bayr.  Disc-  u.  Wechs.-Bk. 

Delcredere  u.Treuhand  A.-G. 

Düren  er  Bk. 
Thüring.  Landesbank 

Mansfelder  Spar-  u.  Credit- 
bank e.  G.  m.  u.  N. 

L.  u.  E.  Wertheimber, 
Frkf.  a.  M. 

Braunschw.  Bk.  u.  Kredit- 
anstalt 

Schles.  BkY. 

Mitteldeutsche  Creditbk. 
Thüring.Landesbk.  Weimar 
Essener  Kreditanstalt 


Abrell  «&Deffner,Kempten 
Jacob  Bär,  Bruchsal 
Bankv.      Frankenhausen 

(Kyffh.) 
A.  Schüssler,  Ovelgönne 
Erfurter    Vorschußbk.,  \ 

Erfurter  Leihbank.      / 
Aug     Ahammer    &    Co., 

Weißenburg  a.  S. 
Bayer.   Vereinsbk.,  Mün- 
chen 
Lechenicher  Credit-Ver. 
Zeulenrodaer   Bk.,    e.   G. 

m.  b.  H. 
Mansfelder  Disconto-Ges. 

Staffelstein&Co.,Komm.- 

Ges.  a.  A. 
Bank    u    Wechselstuben 

Ges.m.b.  H..  Frkf.a.M. 
F.  Heine,  Oschersleben 

H.  C.  Weiss  &  Co., 

Königshütte 
Gebr.  Fürth  u.  Co., Hanau 
Apoldaer  Bk. 
Duisburg-Ruhrorter  Bk. 


Uebernahme 
Uebemahme 
Fusion 

Uebernahme 

Fusion 

Uebemahme 

Begrdg  d.  Bayr.  Treu- 
hand A.-G., München 
Uebernahme 
Aufnahme 

Uebernahme 


Begrdg. 

Aufnahme 

Uebernahme 

Uebernahme 
Uebern.d  neuen  Aktien 
Fusion 
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ag  des 
ekannt- 
rerdens 

Name 
der  aufnehmenden  Bank 

Name  der  eine  Verbindung 

eingehenden  Bank  oder  des 

Bankhauses 

Art  der  Verbindung 

Datum  der 
beschlieB. 
General- 

versamml. 

"    2           i                                 B                                1                               4                               !                           5                          1           6 

Berg.-Märk.  Bk.,  Elberfeld 

Disconto-Ges. 

Rhein. -Westfjil.  Disc.-Ges. 

Darinstädter  Bk. 

Bayr.  Vereinsbk.,  München 
Thüring.Landesbk.  Weimar 

Rhein. Creditbk.  Mannheim 

Brauns chw.  Privatbk. 

Magdeb.  Privatbk. 

Hessischer  Bkv.,  Kassel 
Magdeb.  Bkv. 

Dresdner  Bk. 
Privatbk.  z.  Gotha 


Rhein.-Westf.  Disc.-Ges. 
Bk.  V.  Elsaß-Lothringen 
Deutsche  Vereinsbk. 

Darmstädter  Bk. 
Commerz-  u.Diskonto-Bk. 
Württemberg.  Vereinsbk. 


Bayr.  Vereinsbk. 

Rhein .  Creditbk.,Mannheim 
Carl    Neubui'ger,     Comni.- 

Ges.  a.  A. 
Magdeb.  Privatbk. 

Berg-  und  Metallbk.,  Frank- 
furt a.  M. 
Bk.  f.  Handel  u.  Ind. 
Rheinische  Creditbk. 

Niederdeutsche  Bk. 


Bkkomm.     Mergentheim, 

Roeser  &  Co. 
Breslauer  Discontobk. 

Württemb.Landesbk  , Stutt- 
gart 
Magdeb.  Privatbk. 

Barmer  Bkv. 


Niederrhein.  Bk.,  Fil.  d. 
Duisb.-Ruhrorter  Bk. 

Bamberger  &  Co.,  Mainz 

Krefelder  Bk 

Wingenroth,  Scherr  &  Co., 
Mannheim 

C.  Keck  &  Sohn,  Augsb. 

Spar-  u.  Vorschußbk.  i. 
Stutzerbach 

Schwarzwälder  Bkv.,  Tri- 
berg 

Louis  Bremer&Co.,  Braun- 
schweig 

Friedrich  Freise,  Magde- 
burg 

Otto  Göbel        \^  ,. 

B.  Birkwuth     P^^^^^ 
Otto    Weibezahl    &    Co., 

Braunschweig 
(F.  Wallach,  Fulda  ) 

\Dsly.  M.  Kahn,  Eschwegei 
Arnstädter  Bk.  von  Kül- 
mer,  Czarnikow  &  Co., 
Komm. -Ges.  a.  A. 
Volksbk.  Erkelenz 
Gewerbebk.  i.  Basel 
Eduard  G.  Gerst,  Darm- 

stadt 
Amerika-Bk. 
J.  Dreyfus  &  Co.,  Frkf.  a.M. 
Bankkomm.        Leutkirch 
Gustav  Schaal    &    Co., 
Leutkirch  (AUgäu) 
Schramm  »It  Morhart, 

Aschaflenburg 
Gebr.  Dold,  Villingen 
Gebr.    Schaad,    Oranien- 
burg 
Vorschußverein  Hersfeld 

e.  G.  m.  u.  H.,  Hersfeld 
Delbrück,    Leo     &     Co., 

Berlin 
S.  Japhet  &  Co.,  London 
August  Schneider  &  Co., 

Pirmasens 
Louis  Wolff.  Hamburg, 

C.  W.  Schmitzdorf,  Bran- 
denburg 

Maier     Reis,     Tauber- 
bischofsheim 

Bk.f.  Hand.  u.  Gew.,  Fran- 
kenberg i.  Schi. 

Gutmann  &  Söhne,  Schw. 
Gmünd 

Dresdner  Bkv. 

Wermelskirchener  Bk.  in 
Wermelskirchen 


Fusion 

Uebernahme 
Engere  Bezieh. 
Umwandig.    d.    Kom  - 

mandite  in  Fil. 
Angliederung 
Aufnahme 

Fusion 

Uebemahm© 

Aufnahme 

Uebernahme 
Uebernahme 

Uebernahme 
Fusion 


Uebernahme 
Uebernahme 
Umwandig.  d.  Komm. 

in  Filiale 
Aufnahme 
Auflös.  d.Komm.-Verh. 
Komm    Beteilig. 


Komm.  Beteilig. 

Aufnahme 
Aufnahme 

Uebernahme 

Komm.  Beteil. 

Auflös.  d.  Komm.  Bet. 
Aufnahme 

Uebernahme 

Komm.  Beteil. 

Umwandl.     i.     G.     m. 

b.  H. 
Komm,  Beteil. 

Fusion  zu  Mittel dtsche 

Privatbk.  A.-G. 
Fusion 


6.  Mai 
25.     . 


25. 


14.  Sept. 


29.  Juli 


23.  Okt. 


14. 
15. 
19. 


302 


Teil  I.   Allgemeine  Entwicklung. 


Nr. 


Tag  des 
Bekannt- 
werdens 


Name 
der  aufnehmenden  Bank 


Name  der  eine  Verbindung 

eingehenden  Bank  oder  des 

Bankhauses 


Art  der  Verbindung 


50 

51 

52 

53 
54 

55 

56 

57 

58 

59 
60 

61 

62 
63 

64 


Okt.     2. 

„  12. 

„  14. 

n  19. 

.  24. 

«  26. 

„  26. 

.  27. 

Nov.    2. 

«  8. 

n  24. 

«  25. 

n  25. 

Dez.  7. 

.  16. 

r.  29. 


Braunschw.  Privatbk. 

Stahl     &    Federer     A.-G., 

Stuttgart 
Deutsche  Nationalbk. 

Rhein. -Westfäl.     Disconto- 

Gps.,  Aachen 
Württemb.  Verein sbk. 
Deutsche  Bank 

Süddeutsche     Disc.-Ges. 
Mannheim 

Württemb.  Vereinsbk. 

Magdeb.  Bkv. 

Niederdtsch.  Bk.,  Komm.- 
Ges.  a.  A.,  Dortmund 

Commerz-   u.  Disconto-Bk. 

Niederdtsch.  Bk.,  Komm.- 
Ge.s.  a  A.,  Dortmund 

Vereinsbk.  in  Nürnberg 

Vereinsbk    Neumünster 
Comptoir    d'Escompte     de 

Mulhouse 
Maerdeb.  Bkv. 


Ostmann    &   Co.,    Schöp- 

penstedt 
J.  Knaebel,  Cann.statt 

Fritz  Meschede  i.  Me- 
schede,  Westf. 

Hardy  &  Co.,  G.  m.  b.  H  , 
Berlin 

Manch  &  Hees,  Ehingen 

Balzer  &  Co.  (früher  Brug- 
mann  fils),  Brüssel 

Pfälzische  Spar-  u.  Kre- 
ditbk.  vorm.  Landauer 
Volksbk.,   Landau 

Bkkomm.  Tauberbischofs- 
heim, Roeser  &  Co. 

J.  Wertheimer 

Meyer  Seckel 

Bergheimer  Volksbk. 


Peine 


Altonaer  Bk. 

Kohrs  &Seeba,  Hannover 

Spar-  und  Darlehnskasse 

Bramfeld 
Rendsburger  Bk. 
Riaz,  Audra  &  Co.,  Lyon 

Carl  Fürstenheims  Erben, 
Coethen 


Komm.  Beteil. 

Uebernahme 

Umwandig.    in    A.-G. 

Sauerländisch.  Bkv. 

Fusion 

Komm.  Beteil. 
Uebernahme 

Fusion 

Komm.  Beteil. 

Aufnahme 

Uebernahme 

Aufnahme 
Uebernahme 

Uebernahme 

Uebernahme 
Uebernahme 

Uebernahme 


65 

Jan.  4. 

66 

»   6. 

67 

r.     30. 

68 

Febr.  18. 

69 

April  20. 

70 

Aprü  8. 

71 

Juni  7. 

72 

«  21. 

73 

74 

.  26. 
.  30. 

Schweizerischer  Bkv. 
London  Joint  Stock  Bk. 

Banque  de  Paris  et  desPays 

Bas 
London  and  Paris  National 

Bank  of  S.  Francisco 

Credit  mobüier  fran9ais 
Incassobk.,  Amsterdam 


Banco  di  Roma 

Ungar.  AUgem.  Sparkasse 
A.-G. 


Moskauer  Unionbk. 
Banque  d'Athenes 


b)  Im  Ausland. 

Bk.    f.  Appenzell -Außer- 

rhoden,  Herisau 
York    City    and    County 

Banking  Comp. 
Banque  Ottomane 

Anglo  Californian  Bank 


Bkges.  Lhoste  &  Co. 


Maatschappij  Voor  Hy- 
pothecair  Crediet  Hol- 
land-Mexico 

Soc.  di  assicurazioni  di- 
verse, Neapel 

Ung  Escompte-u.  Wechs- 
lerbk.,AssicurazioniGe- 
nerali,  Triester  Allgem. 
Versicherungsges. 

Baltische  Bk.  in  Reval 

Banque  d'E.scompte 
d'Egypte  in  Kairo 


Uebernahme 
Fusion 

Begrd.  d.  Cr^ditfoncier 

National  Ottoman 
Fusion  z.  Anglo   and 

London  Paris  Natio 

nal  Bk. 
Begründung  d.  Banco 

Hypotec.  e  Agricolo 

Sao  Paolo 
Errichtung 


Aufnahme 

Begrd.  d.  Ung.  Allgem, 
Treuhand-Bk.  A.-G 


Fusion 
Uebernahme 
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rag  des 
3ekaunt- 
werdens 


Name 
der  aufnehmenden  Bank 


Name  der  eine  Verbindung 

eingehenden  Bank  oder  des 

Bankhauses 


i  Datum  der 
beschließ. 
General- 
versamml. 


Uli  13. 
.    24. 


ug.  10. 
.    20. 


ept.  10. 
^ov.   1. 

«    26. 

„  30. 
)ez.  14. 


Wolga-Kamabk. 
London    and  Westminster 
Bank 

London  County  and  West- 
minster Bk. 
Soc.  Generale,  Paris 


Banque  Francaise   du  Rio 

de  la  Plata 
Parrs  Bk.,  London 

Nordische  Bk  Pelersb. 

Banco  Franco  Jtaliano  per 
TAmerica  del  Sud 

London  City  and  Midland 
Bk. 


Asow-Donbank 
London       and       County 
Banking  Company 

Wilts  and  Dorset  Banking 

Co. 
Allgem.     Elsäss.    Bkges., 

Filiale  Lausanne 


Banque  Francaise  du  Rio 
de  la  Plata,  Paris 

Stuckeys  Banking  Comp., 
Bristol 

Russisch-Chinas.  Bk. 

Banco  Comm.   Italo  Bra- 

siliano 
Bradford  Banking  Comp. 


Begrdg  e.  AUslaw.  Bk. 
Vereinig. Z.London  and 

County  Westminster 

Bk. 
Aufnahme 

Begrdg.  d.  Soc.  Suisse 
de  Banque  et  de  De- 
pots, Lausanne  und 
Uebern  der  Filiale 
Lausanne  d.  Allgem 
EUsäss.  Bkges. 

Begrdg.  als  Filiale  mit 
10  Mill.  Frcs, 

Fusion 

Verg.  z  Banque  Russo- 

Asiatique 
Aufnahme 

Fusion 


Von  den  Banken  im  Auslände  boten  besonderes  Interesse  die  ^""ßanS^^ 
russischen  Institute.  Fast  durcli  das  ganze  Jabr  zog^en  sieb 
die  Verbandlungen  über  eine  Verscbmelzung  der  Russiscb-Cbiner- 
siscben  Bank  mit  anderen  Banken.  Nacbdem  eine  Verbindung  mit 
der  sibiriscben  Handelsbank  im  letzten  Augenblick  an  Personal- 
fragen gescbeitert  war,  kam  gegen  Ende  des  Jahres  die  Ver- 
bindung mit  der  Nordischen  Bank  zustande.  Beide  Institute  ver- 
einigten sich  unter  der  Firma  Banque  Itusso-Asiatique.  Große 
Fortschritte  machte  der  Ausbau  des  Filialnetzes  der  russischen 
Banken.  Nach  einer  Zusammenstellung  der  St.  Petersbui'ger 
Zeitung  besaßen  im  Berichtsjahre  die 


1.  Russisch-Chinesische   Bk.  über  65  Fil 

2.  Unionbk.  „  65 

3.  Azow  Don  Commerzbk.  ,,  52 

4.  Russ.  Bk.  f.  Hand.  u.  Ind.  „  40 

5.  Nordische  Bk.  „  40 

6.  Russ.    Bk.    f.    ausw.    Hand.  „  34 

7.  Sibir.  Hdlsbk.  „  29 

8.  Wolga  Kama  Kommerzbk.  ,,  27 

9.  St.  Petersb.  Internat.  Hdlsbk.  „  14 

10.  St.   Petersb.    Diskontobk.  „  4 

11.  St.  Petersb.  Privat  Hdlsbk.  „  3 


Zus.    11    Banken  über  373  Filialen 


alen 


Von  Kapitalserhöhungen  waren  nur  die  Vermehrung  des 
Kapitals  der  Wolga  Kamabank  um  3  und  die  der  Petersburger  Inter- 
nationalen Handelsbank  um  6  Mill.  Rbl.  von  Interesse.  Die  Pläne 
der  Begründung  einer  russisch-englischen  Bank  haben  noch  keine 
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greifbare    Gestalt    angenommen.     Für    eine    Russisch  -  Slawisohe 
Handelsbank  mit  5  Mill.  Rbl.   Kapital  ist  bereits  ein  Statuten- 
entwurf  ausgearbeitet.  In  Oest erreich  wurde  unter  der  Firma 
Oesterreichische  Volkswirtschaftliche  Zentralbank  in  Wien  eine 
neue  Bank  mit  10  Mill.  Kr.  Kapital  gegründet,  hauptsächlich  zur 
Pflege  des  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Kredites.    Die 
Zentralbank    tschechischer    Sparkassen    gründete    die    Bohemia- 
Aktienbank  in  Prag  mit  2  Mill.  Ej;-.  zur  Pflege  des  Ueberweisungs- 
verkehrs  der  slawischen  Auswanderer  zwischen  Amerika  und  dem 
Heimatlande.    In   Belg  ien   kam  es   zu  einigen   internationalen 
Bankgründungen.    In    Brüssel  wurden   eine   Belgisch-Bulgarische 
Bank  mit  15  Mill.  Frcs.  Kapital  und  Niederlassungen  in  Sofia, 
Varna,  Rustschuck  Und  Philippopel  gegründet,  auch  nahmen  die 
Antwerpner  Centralbank  und  die  Societe  Hypothecaire  Beige  Ame- 
ricaine    Kapitalserhöhungen   vor.     In    der   Schweiz    übernahm 
der  •  schweizerische    Bankverein    die    Bank    für    Appenzell.     Die 
als  Tochter  Institut  der  Societe  Generale  in  Paris  neugegründete 
Societe   Suisse  de   Banque   et   de  Depots  in   Lausanne  übernahm 
die    dortigie    Filiale    der    Allgemeinen    Elsässischen    Bankgesell- 
schaft in  Straßburg.     Einige    andere   Banken   nahmen   zum   Teil 
recht   bedeutende   Kapitalserhöhungen   vor.    In   England    ver- 
einigte  sich   die   älteste    der   Londoner  Banken,   die   London   and 
Westminster  Bank,  mit  der  London  and  Oounty  Banking  Comp. 
Die  neue  Verbindung  trägt  den  Namen  London  County  and  West- 
minster  Bank  mit  14  Mill.  £  Kapital.  Die  Zahl  der  Bankstellen  der 
vereinigten  Bank  wird  sich  in  Zukunft  auf  307  stellen,  gegenüber 
630  der  City  and  Midland  Bank,  537  der  Lloyds  Bank  und  476 
i/ci  Barklay  &  Co.   Eine  andere  Londoner  Bank,  die  London  Joint 
Stock  Bank,  gliederte  sich  die  York  City  and  County  Banking  Corp., 
ein  seit  1830  bestehendes  Provinzinstitut  mit  116  Niederlassungen 
und  71  Agenturen,  an  und  erhöhte  ihr  Kapital  auf  20  Mill.  £.  In 
Italien  erhöhte  der  von  der  BancaCommerciale  Italiana,  abhängige 
Banco  Commerciale  Italo  Brasiliano  mit  dem  Sitze  in  Sao  Paolo  und 
Rio  de  Janeiro  seia  Aktienkapital  auf  25  Mill.  Frcs.  unter  der 
neuen  Firma  Banca  Franco-Italiana  per  l'America  del  Sud  und 
dem  Sitze  in  Paris.  Im  Orient  interessierten  besonders  die  Bank- 
gründungen in  der  Türkei,  obwohl  bei  ihnen  deutsches  Kapital 
und  deutscher  Einfluß  nur  in  geringem  Maße  beteiligt  waren. 
In  Konstantüiopel  wurden  unter  englischem  Einfluß  die  Banque 
Nationale  de  Turquie  Und  unter  Mitwirkung  der  Banque  de  Paris 
et  des  Pais  Bas  sowie  der  Ottomanbank  der  Credit  foncier  National 
Ottoman  mit  je  3  Mill.  L.   T.   ins  Leben  gerufen.     Ein   älteres 
Konstantinopeler  Institut,   die  Bank  von  Mytilene,    erhöhte    ihr 
Kapital,  auch  erhielt  eine  ottomanische  Gesellschaft  die  Konzession 
zur    Gründung   einer    „Bank    von    Palästina"    mit    2  Mill.    Frcs. 
Kapital,   die  ihren  Sitz  in  Jerusalem  haben  soll.    Durch  iater- 
nationalc  Verabredungen  der  beteiligten  Banken,  Societe  Generale, 


V.    Wirtschaftliche   Entwicklung   in   Berlin.      F.   Konzentrationen.     305 

Oesterreichische  Länderbank  und  Anglo  Oesterreichische  Bank, 
wurde  das  Kapital  der  Banque  de  Salonique  um  10  Mill.  auf 
20  Mill.  Frcs.  erhöht  und  der  Sitz  der  Bank  nach  Konstantinopel 
verlegt;  die  neuen  Aktien  wurden  von  der  Pariser  Societe 
Generale  übernommen.  Gegen  Ende  des  Jahres  tauchten  noch 
weitere  Pläne  zu  Bankgründungen  auf.  Der  türkische  Staatsrat 
beschäftigt  sich  mit  der  Gründung  einer  Banque  de  la  Turquie, 
von  englischen  Kapitalisten  ist  mit  Unterstützung  der  Banque 
Nationale  Bulgare  eine  Anglo  Bulgarische  Bank  geplant,  in  der 
gleichen  Weise  soll  in  Saloniki  unter  der  Führung  italienischer 
Finanziers  eine  Banque  Italo  Turque  gegründet  w^erden.  In  A  f  r  i  k  a 
sind  die  Versuche  zur  Gründung  einer  Abessinischen  Nationalbank 
in  Adis  Abeba  mit  8  Mill.  Theresienthaler  (18  Mill.  Lire)  Kapital 
als  Konkurrenzunternehmen  gegen  die  unter  englischem  Einfluß 
stehende  Bank  of  Abessynia  noch  nicht  abgeschlossen.  Für  den 
Kongostaat  wurde  die  Banque  du  Oongo  Beige  in  Brüssel  mit 
2  Mill.  Frcs.  gegründet.  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
scheint  der  Plan  zur  Gründung  einer  panamerikanischen  Bank  in 
New  York  mit  Agenturen  in  den  Hauptstädten  Süd-  und  Mittel- 
amerikas seiner  Verwirklichung  entgegenzugehen.  Eine  größere 
Fusion  kalifornischer  Banken  geschah  durch  den  Zusammen- 
schluß der  Ang-lo  Califomischen  Bank  und  der  London  and  Paris 
National  Bank  of  San  Francisco  zu  der  neuen  Firma  Anglo  and 
London  Paris  National  Bank  mit  4  Mill.  $  Kapital.  Im  Gegen- 
satz zu  diesen  Transaktionen  amerikanischen  Kapitals  sind  die 
Gründungen  einer  Banque  Frangalse  Pacifique  mit  10  Mill. 
Pesos  in  Chile  und  des  Banco  Hypothecario  e  A^icolo  de  Sao 
Paolo  in  Brasilien  mit  10  Mill.  Frcs.  von  der  französischen 
Bankwelt  beschlossen  worden.  Die  Banque  Frangaise  du  llio  de  la 
Plata  gründete  unter  gleichem  Namen  in  Paris  eine  Filiale  und 
stattete  sie  mit   10  Mill.   Frcs.  Kapital  aus. 

Die  Ansprüche  der  deutschen  Banken  an  den  Kapitalmarkt  erhöh^eo 
waren  im  Berichtsjahre  mehr  als  doppelt  so  groß  wie  im  Vorjahre. 
Sie  'beliefen  sich  auf  143  Mill.  M.  (Bei  dieser  Berechnung  ist  die 
Erhöhung  der  Staatseinlage  um  25  Mill.  M.  bei  der  Preußischen 
Zentralgenossenschaftßkasse  nicht  in  Ansatz  gebracht.)  Die  be- 
deutendsten waren  die  Kapitalserhöhungen  der  Rheinisch-West- 
fälischen Diskonto-Gesellschaft  um  15  Mill.  M.,  der  Magdeburger 
Privatbank  (Mitteldeutsche  Privatbank)  um  14  Mill.  M.,  der  Rhei- 
nischen Kreditbank,  der  Deutschen  Ueberseeischen  Bank  und  des 
Schlesischen  Bankvereins  um  je  10  Mill.  M.  Außerdem  kamen  noch 
in  Betxacht  die  Erhöhungen  der  beiden  Institute  in  Mülhausen 
im  Elsaß  :  der  Banque  de  Mulhouse  und  des  Comptoir  d'Escompte  de 
Mulhouse  um  7  resp.  8  Mill.  M.  Bedeutend  stärker  waren  wieder 
wie  in  den  Vorjahren  die  Kapitalserhöhungen  der  ausländischen 
Banken,  die  sich  auf  über  651  Mill.  M.  beliefen,  von  denen  der 
weitaus  größte  Teil   auf  die  französischen  Banken  entfiel. 

Berl.   Jahrb.   f.    Handel  u.    Ind.    1909.     I.  20 
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Tab. 

125. 

Kapitals erhöhungen  von  Banken. 

Tag  des 
Bekannt- 
werdens 

Erhöhende  Bank 

Bisheriges      |        Erhöhtes 

Datum  der 

Nr. 

Aktienkapital  in  MiU.  Mark 

beschhf'ßeuden 
Ueneraivers. 

l    i           2           1                           3                           1               4               1               5                1               6 

a)  Im  Deutschen  Reiche. 


17 

18 
19 
20 
21 

22 
23 

24 
25 
26 

27 

28 
29 

30 
31 

32 
33 


34 
35 


Jan. 

20. 

n 

23 

« 

27. 
27. 

Febr. 

n 

30. 
7. 
9. 

w 

10. 

10. 
13. 
21. 
23. 

n 

27. 

März 

28 
6. 
7. 

n 

9. 

April 

16. 

25. 

27. 

3 

rt 

3. 
10. 

Juni 
Juli 

5. 

15. 

1. 

» 

6 

8. 
9 

Aug. 

24 
5. 

n 

6 
20. 

Sept. 

12. 

1» 

15. 

Grundcreditbank    in 

Königsberg  i.  Pr. 

0,6 

0,9 

6.  Febr. 

Delcr  -  u    Treuhand- 

A.-G.,  Frankf.  a.  M. 

1 

1,5 

25.  Febr. 

Hildesheimer  Bank 

8 

9 

18.  Febr. 

Preußische     Central- 
genossenschafts- 

Erhöhung 

der  Staatseinlage  von 

kasse 

50 

75 

Vereinsbk.  i.  Hamburg 

30 

36 

9.  März 

Alfelder  Aktienbank 

1,5 

2 

3.  März 

Mecklenb.  Sparbank, 

Schwerin 

3 

4 

8.  März 

Deutsche  Grundcredit- 

bank Gotha 

15 

18 

17.  März 

Leipziger  Hjpoth.-Bk. 

10 

12 

9.  März 

Essener  Bkv. 

15 

20 

19.  März 

Frankftr.  Hypoth.-Bk. 

20 

22 

20.  März 

Handels-  u  Verkehrs- 

bank, Hamburg 

0,75 

l 

17.  März 

Württemb    Bankanst. 

vorm.  Pflaum  u.  Co. 

8 

10 

27.  März 

Württemb.  Vereinsbk. 

24 

30 

27.  März 

Dtsche  Treuhand-Ges. 

1,5 

2 

6.  März 

Ansiedlgsbk.  für  ge- 

nossensch.    Grund- 

besitz 

0,05 

0,1 

28.  März 

Deutsche     Uebersee- 

ische  Bank 

20 

30 

25.  März 

Bendorfer  Volksbk. 

0,3 

0,35 

4.  April 

Apoldaer  Bank 

0,9 

1,8 

14.  April 

Essener  Creditanst. 

60 

61 

23.  AprU 

Voigtl.Creditanst.A.-G. 

in  Falkenstein  i.  V. 

2 

2,5 

3.  April 

Lünener  Bank 

0,5 

1 

24.  April 

Rhein.       Kreditbank, 

Mannheim 

75 

85 

25.  Mai 

Bk.  von  Elsaß-Lothr. 

12,6 

16,2 

1.  Juli 

BremischeHyp'»th.-Bk. 

2,4 

3,322 

3.  Juli 

Siegener  Bk.  f.  Hand. 

u.  Gew. 

4 

6 

24.  Juli 

Banque  de  Mulhouse 

in  Mülhausen 

12,8 

19,8 

29.  Juli 

Geestemünder  Bk. 

1,3 

1,6 

26.  Juli 

Frankfurter  Hypoth.- 

Kreditverein 

16,5 

19,8 

9.  August 

Bkv.  Gelsen  kirchen 

2 

3 

4.  Sept. 

Niederdeutsche  Bank, 

28    August 

Dortmund 

8 

12 

od.  25.  Sept. 

Preuß.   Pfandbriefbk. 

18 

21 

. 

Hallescher  Bkv.,  von 

Kulisch,      Kaempf 

&  Co. 

13,5 

15 

9.  Sept. 

NorddtscheCreditanst. 

in  Königsberg 

15 

18 

4.  Oktober 

Comptoir  d'Escompte 

de  Mulhouse,  Mül- 

hausen 

12 

20 

6.  Oktober 
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-Nr. 


Tag  des 
Bekauat- 
werdens 


Erhöhende  Bank 


Bisheriges 


Erhöhtes 


Aktienkapital  in  Mill   Mark 


Datum  der 

beschließenden 

Generalvers. 


1 

2           1 

;-{ 

i                4 

5 

6 

36 

Sept.  22. 

Magdeb.Privatbk.  Mit- 

teldtsch.  Privatbk.) 

36 

50 

. 

-37 

n       30. 

Mecklenb.-S  relitz. 

Hypoth  -Bk. 

1,16 

4 

5.  Nov. 

.38 

Okt.      3. 

Ostbk.f.Hand.u.Gew., 

Posen 

18 

22,5 

4.  Okt. 

.39 

.        7. 

Bk.   für  Grundbesitz, 

Leipzig 

5 

7,50 

6.  Nov. 

40 

„      16. 

Schles.   Bkv. 

30 

40 

16.  Nov. 

41 

„      20. 

Chemnitzer  Bkv. 

7,5 

10 

10.  Nov. 

42 

„      20. 

Rhein  -Westfäl.  Disc- 

Ges.,  Aachen 

80 

95 

11.  Nov. 

43 

„      30. 

Rank  f.  Grundbesitz, 

Leipzig 

0,175 

0,525 

30.  Okt. 

44 

Nov.  25. 

Frankf.  Viehmarkts- 

A.-G. 

0,3 

0,5 

, 

45 

Dez.  22. 

Westholstein.  Bk. 

7,5 

12 

. 

46 

47 
48 

49 
50 
51 

52 
53 
54 
55 

56 

57 
58 

59 
60 

61 

62 


63 


Jan.    5. 

„        5, 
„      21, 

«  26 
Febr.    4 

r,  14 

„  27. 
März    1. 

.  13. 
April    1 


1- 
„      16. 

„      22. 
Mai  14. 

„      22. 

.      24. 


Juni    3 


64 

n          3 

65 

„        5. 

66 
67 

7. 
„      20. 

68 

Aug.  18. 

69 

„      30 

Soc.    Hypoth 

Americaine, Brüssel 
Sibirische  Handelsbk. 
Bank  in  Menziken 

(Schweiz) 
Prager  Kreditbank 
Aargauische  Kdtanst. 
Soc.     financ.    Suisse- 

Americaine 
Rumän.  Kreditbk. 
Cred.mobilierfranQais 
Cred  foncier  de  France 
Banque    Suisse     p.   1 

comm.  ötfang.,  Genf 
Comptoir  National 

d'Escompte 
Societö  Generale 
Basellandschftl  Hypo- 

thekenbk.,  Liestal 
Banque  de  Salonique 
Banque  Paris,  des 

Fonds  Publics 
Banque  Centrale  An- 

versoise,  Antwerpen 
BanquelmperialeOtto- 

mane,  Konstanti- 
nopel 
Soc.   Alti  Forni,  Fon- 
der ie  e    Acciaterie  di 
Piombino 
Banque  FranQ.  du  Rio 

de  la  Plata 
Soc.  Franc,  de  Banque 

et  de  Depots,  Brüssel 
Banco  di  Roma 
Wolga    Kama     Bank, 

Petersburg 
Pelersburg.    Internat. 

Handelsbk. 
Spar-     u.     Leihkasse 

Lissach 


b)   Im  Auslande. 
Belge- 


12  Mill.  Frcs. 
7  Mill.  Rbl. 

0,5  Mill.  Frcs 
6  Mill.  Kr. 


5  Mill.  Fr^s. 
5  Mill.  Frcs. 
25  Mill.  Frcs 
200Mill.Frcs, 

5  Mill.  Frcs. 

150Mill  Frcs. 
300Mill.Frcs, 

6  Mill  Frcs 
10  Mill.  Frcs 
1  Mill.  Frcs. 


13,5Mill.Frcs 


um  5  Mill. 

15,015  Mill. 

Lire 

12.Mill.  Pesos 


12  Mill.  Frcs 
50  Mill.  Lire 

12  Mill.  Rbl. 

24  Mill.  Rbl. 


18  Mill.  Frcs. 
10  Mill.  Rbl. 

0,75  Mill.  Frs. 

12  Mill  Kr. 

6  Mill.  Frcs. 

8.25  Mill  Frs. 
6  Mill.  Frcs. 
45  Mill.  Frcs. 
250Mill  Frcs. 

12,5MiU.Frs. 

200Mill.Frcs 
400Mill  Frcs. 

8  Mill  Frcs. 
20  Mill  Frcs. 
5  MiU.  Frcs. 


15  Mül.  Frcs 


Livr.  Turq. 

18,915  Mill. 

Lire 

16.Mill.Pesos 


25  Mill.  Frcs 
70  Mill.  Lire 

15  Mill.  Rbl. 

30  Mill.  Rbl 


um  1  Mill.  Frcs. 


28.  Jan. 
31.  März 


3.  April 
3.  April 

1.  April 
1.  April 
21.  Juni 


11.  Dez. 
18/31.  Juli 
17./30.   Aug. 

20* 
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Tag  des 
Bekaxint- 
werdens 

Erhöhende  Bank 

Bisheriges      1 

Erhöhtes 

Datum  der 

Nr. 

Aktienkapital  in 

MiU.  Mark 

beschließenden 
Generalvers. 

1 

2 

3 

4               1 

5 

6 

70 
71 

72 

73 

74 
75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 
82 

83 

84 
85 

86 
87 


88 
89 
90 

91 


Sept. 
Okt. 


Nov.     1. 

«        1. 
6. 


«  18 

„  19. 

„  22. 

„  26. 

«  26. 

.  27. 

,  27. 

Dez.  1. 

-  3 

7. 


1.  Credit  Lyonnais 

12.  Bk.  V.  Mytilene,  Kon- 
stantin opel 

14.  Union    financiere    de 
Geneve,  Genf 
Ungar.  Handels-A.-G. 

Budapest 
Paris  Bank,  London 
London  andHanseatic 
i     Bank 
12.|Wechselst.  A.-G.  Mer- 
j     cur,  Budapest 

13.  St.  Petersb.  Russ. 
Staatsbk. 

Caisse  d.  Propri^taires, 

Brüssel 
Banque  de  Nancy 
Banq.  Hyp.  Franco 

Argentine 
Banque  d'Athenes 
Credit  Foncier  Franco 

Canadien 
Bohemia  Bk.,  Prag, 
Warschauer  Disc.-Bk. 
Banco    Comm.    Itaio 

Brasiliano 
Lodzer  Kaufmannsbk. 
Soc.  Nanceienne   de 

Credit   ind.  et  de     j 

Depots 
Credit  fonc.  du  Brösil     1  MiU  Frcs. 
9.  Rotterdamer  Bk.  6  Mill.  G. 

17.  Böhm.  Industrial  Bk.,    12  Mill.  Kr. 

Prag 
17.  Banco  di  Roma  70  Mill.  Lire 


250Mill.Frcs.|450MiU.Frcs. 


um  26  000  Aktien 


8  MiU.  Frcs. 

20  MiU.  Kr. 
12  MiU.  £ 

1  MiU.  £ 

1  MiU.  Kr. 


11,25  Mill. 

Frcs. 
3  MiU.  Frcs. 

25  MiU.  Frcs. 
um  20  MiU 


12  MiU.  Frcs 

25  MiU.  Kr. 
12,5  MiU.  £ 

1,5  MiU.  £ 

2  Mill.  Kr. 

75  MiU.  Rbl 

12,5  MiU. 

Frcs. 

5  Mül.  Frcs. 

50  MiU.  Frcs 
Drachmen 


um  15  Mül.  Frcs. 


15.  Nov. 


27.  Nov. 


1  MUl.  Kr. 
4  MiU.  Rbl. 


2  MUl.  Rbl. 


2  Mül.  Kr. 
6  MiU.  Rbl. 

25  MUl.  Frcs 
3  AliU.  Rbl. 


50  MUl.  Frcs.  60  MiU  Frcs 
10  Mill.  Frcs. 
12  MiU.  G. 
20  MiU.  Kr. 

80  MUl.  Lire 


22.  Dez. 


29.Dez.a.  St. 


10. 
9. 


Dez. 
Dez. 


Bankfilialen. 


Die  Bewegung  zur  Errichtung  von  Bankfilialen  hat  wieder 
eiae  größere  Ausdehnung  gewonnen.  Von  den  Berliner  Banken 
eröffnete  die  Dresdner  Bank  allein  in  vier  Orten  neue  Filialen, 
teils  unter  Uebemahme  dortiger  Bankhäuser.  Im  Auslände  war  die 
rege  Tätigkeit  in  Filialgründungen  besonders  durch  die  russischen 
Banken  bemerkenswert. 


Neuerrichtete  Bankfilialen. 

nkhäusern,   die  an  scüon    besteh 

•  bedeutet,  daß  mit  der  Errichtung'  der  neuen  Filiale  die  Aufnahme  einer  Bank  oder  eines  Bankhauses  verbünd«  j 


Tab.  120. 

Die  Aufnahme  von  Banken   oder  Bankhäusern,   die  an  schon    bestehende   Filialen   angegliedert   worden 
hier  nicht  verzeichnet. 


|Tag  der  Er- 
ichtung  od 
^  I  Beschluß- 
(     fa'ssiing' 


Errichtende  Bank 
oder  Bankhaus 


Ort 


Tag  der  Er- 

richtung-  od 

ßeschluß- 

fassung 


Errichtende  Bank 
oder  Bankhaus 


Ort 


Jan.     2. 


Bayrische  Disconto-  u. 

Wechsel-Bank 
Süddei^tscheDisc.-Ges 
Oldenb.  Spar-  u.  Leih- 
bank 


a)  Im  Deutschen  Reiche. 
Kempten* 


Bruchsal* 
Ovelgönne* 


4 

Jan.     9. 

5 
6 

,      15. 

r.           30. 

P.  W.  Weiß,  Reichen-tNimptsch 

bach  i.  Schles. 
Osnabrücker  Bank       Haselünn€ 
Deutsche  Bank  iKonstantii 

I 
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"deFEF- 
itung  od. 

Errichtende  Bank 

Ort 

[7 

Tag  der  Er- 
richtung od. 

Errichtende  Bank 

Ort 

schtuß- 
issung_ 

oder  Bankhaus 

^ 

Beschluß- 
fassung 

oder  Bankhaus 

n.      ? 

Carl  Neuburger, 

Anklam 

39 

Juü      3. 

Dresdner  Bank 

Fulda* 

Komm.-Ges.  a.  A. 

40 

.        7. 

Schles.    Handelsbank, 

Striegau 

r,        30. 

Schles.    Handelsbank, 

Beuthen 

Breslau 

Breslau 

41 

«        8. 

Magdeburg.  Privatbk. 

Hersfeld* 

p 

Westholst.  Bk.,  Heide 

Wilster 

42 

.      12. 

Vogtland.  Bk.,  Plauen 

Falkenstein, 

rbr.  17. 

Brasil.  Bk.  f.  Deutschi. 

Bahia 

Klingenthal 

,      18. 

Bresl.  Disc.-Bk. 

Neustadt  O.-S. 

(Umwandig    d. 

irz  11. 

Allgem.  Dtsch.  Kredit- 

Meuselwitz 

Dep.-K.  1.  Fil.) 

anstalt 

43 

r,         2L 

Carl  Neuburger, 

Naumburg 

.     15. 

Bk.f  Elsaß-Lothringen 

Basel* 

Komm  -Ges  a.  A. 

,      19. 

Schles.  Bkv. 

Königshütte* 

44 

Aug.    3. 

Ostbk.f.  Hand.u.Gew. 

Eydtkuhnen 

„      24. 

Mtteldtsche.  Creditbk. 

Hanau*,  Fulda* 

45 

»      21. 

Deutsche  Orientbank 

Mersina  (Klein- 

„    28. 

Üisconto-Ges. 

Mainz* 

asien) 

^     30. 

Dresdner  Bank 

Leipzig 

46 

.      26. 

Rheinische  Creditbk. 

Pirmasens* 

.     31. 

Schles.    Handelsbank, 
Breslau 

Striegau 

47 

„      27. 

Bank  Mergentheim 

Tauberbischofs- 
heim* 

)ril    1. 

Süddtsche.  Disc.-Ges. 

Heidelberg(Um- 

48 

»      28. 

Hessischer  Bankv. 

Paderborn* 

wdlg.  d.  Dep.- 

49 

Sept.  24. 

Elberf eider  Bankv. 

Ohligs 

K.  i.  Fil) 

50 

»      25. 

Barmer  Bankverein 

Wermels- 

,       3. 

Bayr.  Treuhand  A.-G., 

Nürnberg 

kirchen* 

München 

51 

«      25. 

Thüring.  Landesbank 

Pausa 

,        6. 

Dürener  Bk. 

Lechenich* 

in  "Weimar 

.      13. 

Berg.-Märk.  Bank 

Lippstadt 

52 

Okt.  12. 

Stahl  &  Federer  A.-G., 

Cannstätl*. 

ai      1. 

Hessischer  Bankv. 

Fulda*,  Kasser 

Stuttgart 

Ludwigs  hafen 

5.  iNiederdeutsche  Bank, 

Paderborn 

53 

„      20. 

Chemnitzer  Bankv. 

Frankenberg,S. 

Dortmund 

Werdau 

5.  Mag-debnrger  Bankv. 

B  r  au  n  schweig* 

54 

„      23. 

Niederdeutsche  Bank, 

Hamburg* 

5.iBk.  f.  Handel  u.  Ind. 

Kehl 

Dortmund 

.       7. 

Privatbk.  z.  Gotha 

Arnstadt* 

55 

«      26. 

Deutsche  Bank 

Brüssel* 

.      24. 

Chemnitzer  Bankv. 

Werdau,    Fran- 
kenberg i.  S. 

56 

Nov.    3. 

Stahl  &  Federer  A.-G., 
Stuttgart 

Zuffen  hausen 

,      24. 

Deutsche  Vereinsbank 

Darmstadt* 

57 

«        4. 

Dtsch.-Südamerik.  Bk. 

Valparaiso 

.      30. 

Bayrische    Notenbank 

München 

58 

6. 

Alfelder  Aktienbk. 

Seesen 

ni  19. 

Tiiüring.   Landesbank 

Suhl 

59 

.      19. 

Darmstädter  Bank 

Düsseldorf 

in  Weimar 

60 

r,          25. 

Vereinsbank  Neu- 

Bramfeld' 

22. 

Dresdner  Bank 

Zittau 

münster 

23. 

Barmer  Bankverein 

Duisburg: 

61 

.      26. 

Commerz-  u.  Disk.-Bk 

Altona* 

25. 

Carl  Neuburger, 
Komm.-Ges.  a.  A. 

Oranienburg* 

62 

Dez.     1. 

Niederlausitz.  Kredit- 
u.  Sparbank 

Liübben 

,      27. 

Thüring.  Landesbank 

Suhl,  Mehlis 

63 

r,          11. 

Bayer.  Hdlsbk. 

Traun  stein 

in  Weimar 

64 

,      16. 

Comptoir    d'Escompte 

Lyon* 

li     1. 

Banque  de  Mulhouse, 

Paris 

de  Mulhouse 

Müihausen 

65 

.      29. 

Königsb.  Vereinsbk. 

Tüsit 

1. 

Deutsche  Vereinsbk. 

Darmstadt* 

66 

.      30. 

Disconto-Ges. 

Potsdam 

1. 

Dresdner  Bank 

Eschwege* 

ir.   6. 
13. 


b)  Im  Auslande. 


•il  16. 
li  24. 
ui    1. 


Russ.  Bk.  f.  ausw.Hand, 
SibirischeHandels-Bk. 


Banque  d'Athenes 

Compt.  d'Escompte  de 

Mulhouse 
Banco  di  Napoli 


Konstantinopel 

Sarapul,  Kamy- 
schlow,  Akrao- 
linsk,  Pawlo- 
dar,  Ramjen, 
Werchneu- 
dinsk,  MinU" 
sinsk,  Kokand 
Odessa,  Mos- 
kau 

Tripolizza, 
rissa 

Paris 

New  York 


La- 


Juni 


Juli 


Aug. 


26. 

7. 


3. 

5. 

14. 
15. 


Soc.  Franc,  de  Banque 

et  de  Depots,  Brüssel 

Moskauer  Unionbank 

Russ.  Bk.  f.  ausw.  Hdl 


CharteredBk.  of  India. 

Australia  and  China 
Hongkong  &  Shanghai 

Banking  Corpor. 
Russ.  Bk.  f.  ausw.  Hdl 
Banque     Suisse    p.    1. 

Comm.  etr.  Genf 


Berlin 

Petersburg 

Akkerman 
(Bessarabien), 
Kozloff,  Nowo- 
Nikolajeffsk 
(Tomsk),Omsk, 
Simferopol 

Klang  (Ver.  Ma- 
laien-Staaten) 

Canlon 

Konstantinopel 
Paris,  London, 
Rom 
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Tag  der  Er- 
richtung od 
Beschluß- 
fassung 


Errichtende  Bank 
oder  Bankhaus 


Ort 


Tag  der  Er 
richtung  od 
Beschluß- 
fassung' 


Errichtende  Bank 
oder  Bankhaus 


Ort    * 


Aug.  18. 

Sept.  10. 

„      17. 
.      17. 


«      17. 
Okt.     3. 


Russ.  Bk.  f.  ausw.  Hdl. 

Banque  Fran9.  du  Rio 

de  la  Plata 
Nordische  Bank 
Russ.  Bk.  f.  ausw.  Hdl. 


SibirischeHandels-Bk. 
Compt.  National  d'Es- 

compte  de  Paris 
Russ.  Bk.  f.  ausw.  Hdl., 

St.  Petersburg 


Winniza,    Dub- 

no(Wolhynien; 

Paris 

Ssamara 

Ssaniara,Barna- 
sul,Belzy,Eka 
terinburg,Sys 
ran,  Theodosia 

Moskau 

Port  Said 

Kainsk(Tomsk) 
Kanischloff 

(Perm),  Powla- 
dor  (Semipala- 
tinsk) 


Okt.   20. 

Nov.  3. 
.  12 
.      19. 

Dez.     1. 


4. 
11. 
17. 
22. 
31. 


Prager  Kreditbank 
Petersb.Intern.  Hdlsbk. 
Anglo-österreich.  Bk. 
Banco  del  Peru 
Anglo  Oesterr.  Bk. 
"Wien 


Banque    de    Bukarest 
Prager  Kreditbk. 
Russ    Chines.  Bk. 
Wiener  Bankverein 
Soc   Bancaria  Italiana 


Dresden 
Brüssel 
Linz,  Wels 
Paris 
Marburg, 

Villach,  Zni 

Eger,       Fi 

zensbad 

positur) 
Konstantin©] 
Belgrad 
Jakutsk 
Budweis 
Rom 


Depositen- 
kassen. 


Tab.  127. 

*  bedeutet. 


Auch  die  Zahl  der  neu^gründeten  Depositenkassen  ist  gegQn 
das  Vorjahr  gestiegen.  Von  den  in  Berlin  domizilierenden  Banken 
waren  die  Dresdner  Bank  mit  6,  die  Disconto-Gesellschaft  mit  4, 
die  Deutsche  Bank  und  der  Schaaffhausensche  Bankverein  mit 
je  3,  die  Mitteldeutsche  Kreditbank  mit  2,  die  Darmstädter  Bank 
und  die  Kommerz-  und  Diskontobank  mit  je  1  Neugründung 
vertreten. 

Neuerrichtete  Depositenkassen. 

daß    mit  der  Errichtung   der  neuen   Depositenkasse   die   Aufnahme    einer  Bank   oder   eines    Bankhauses 

bunden  war. 


Tag  der  Er- 
richtung od, 
Bescbluß- 
fassunir 


Errichtende  Bank 
oder  Bankhaus 


Ort 


Tag  der  Er- 
richtung od, 
Beschluß- 
fassunsT 


Errichtende  Bank 
oder  Bankhaus 


Ort 


1 

Jan.     5. 

2 

.        6. 

3 
4 

«      17. 
„      19. 

5 
6 

„      20.1 
„      23 

7 

n          28.   j 

8 

Febr.  25. ' 

9 
10 

„      25.1 
„      26. 

11 

.      27. 

12 

März    2. 

13 
14 

Oldenb.    Spar-    und 

Leihbank 
A.  Schaaffhausen- 

scher  Bkv. 
Dresdner  Bank 
Anhalt-Dessauische 

Landesbank 
Dresdner  Bank 
Dresdner  Bank 

Vereinsbank    Neu- 
münster 
Deutsche  Bank 

Disconto-Ges. 
Commerz-    u.    Dis- 

conto-Bank 
Mecklenb.  Hjp  -   u. 

Wechselbk. 
Norddtsche    Credit- 

anstalt,  Thorn  Fil. 
Deutsche  Orientbk. 
Braun schw.  Bank  u. 

Kreditanst. 


a)  im  Deutschen  Reich. 
Ovelgönne* 

Berlin,  Kronen- 
straße 
Wiesbaden 
Aisleben 

Leer  (Ostfr.) 
Berlin.  Belle- 
Alliancestr. 
Wesselburen 

Frankfurt 

(2  Kassen) 
Frankfurt 
Cöpenick 

Stargardi.Mckl 

Briesen  i.  "West- 
preußen 
Casablanca 
O  schersieben* 


15 
16 
17 

März  22. 

r,          22. 

„      24. 

18 

„      26. 

19 
20 

April  10. 
April  16. 

21 
22 
23 

n           18. 

Mai     1. 

6. 

24 

r,          18. 

25 
26 

27 
28 

„      24. 
«      25. 
.      27. 
n       29. 

29 

Juni  15. 

30 

„      25. 

Mitteldtsch.Creditbk. 
L.  Pfeiffer,  Kassel 
Disconto-Ges. 

Dresdner  Bank 

Braunschw.  Privatb. 
Magdeb.  Privatbk. 

Deutsche  Bank 

Bk.  f  Handel  u.  Ind. 

Dresdner  Bank 

Rhein.-Westfäl  Disc- 
Ges. 

Deutsche  Vereinsbk. 

Bayr.  Notenbank 

Disconto-Ges. 

Vereinsbank    Neu- 
münster 

Ostbk.f.Hand.u  Gew. 

Württb.  Vereinsbk 


Fulda*u.Hai 
Fulda 
Frankfurt  a 

u.  Berlin 
Frankfurt  a| 

(2  Kassenl 
Braunschwe^ 
Magdeburg* 

Buckau  0 
Leipzig 
Leipzig  (21 
Eschwege,* 

Fulda* 
Erkelenz* 

Offenbach  a 
Uffenheim 
Charlottenb 
Label 

Bjdtkuhnen 
Neustettti 

Feuerbach 
Stuttgart 


V.   Wirtschaftliche   Entwicklung   in   Berlin.     F.   Konzentrationen.     311 


'ag  der  Er- 
ichtung  od. 
Beschluß- 
fassung 


Errichtende  Bank 
oder  Bankhaus 


Ort 


Tag  der  Er- 
richtung od, 
Beschluß- 
fassung 


Errichtende  Bank 
oder  Bankhaus 


Ort 


Juni  26. 

JuU    7. 

Ä.ug.  29. 


Sept.     3. 

Febr.  22. 
^klärz   13. 


Breslauer  Disc.-Bk. 
Banque  deMulhouse, 

Mülhausen 
Bk.  f.  Handel  u.  Ind. 


Dresdner  Bk. 


Schweiz.  Bkv.,  Basel 
Banque    Russe   p.  1. 
comm.  Strang. 


Breslau 
Le  Hävre 

Leipz.-Stötteritz 
Berlin  (Belle- 
Allianceplatz) 

Leipzig  (4  K.) 


März  27. 

„      28. 

Okt.     2. 

„      11. 

Dez.  4. 


A.  Schaaff haus.  Bkv.  Berlin  (2  Kassen) 
Piälzische  Bank,         München 

Ludwigs  hafen 
Braunschw.  Privatb.  Helmstedt 
Deutsche  Vereinsbk.  Offenbach  a.  M. 

Frankfurt  a.  M.      1 
Berg.  Mark.  Bk.  iMörs,  Neuß 


b)  im  Auslande. 


Herisau* 
Stambul 


42 

Juni  26. 

43 

Nov.     5. 

44 

Dez.  22. 

Moskauer  Unionbk. 
Wiener  Bkv. 
Wiener  Bkv. 


St.  Petersburg, 

Reval* 
Przemysl, 

Tarnow 
Tarnopol 


"Während  auf  dem  Gebiete  des  Bankg'ewerbes  die  Intei^ssen- 
gemeinschaft  Dresdner  Bank-A.  Schaaffhausenscber  Bankverein 
sich,  im  Vorjahre  aufgelöst  hatte,  weil  das  eine  oder  das  andere 
Institut  in  der  Trennung*  größere  Vorteile  zu  finden  glaubte  als 
in  der  Vereinig"ung,  sahen  wir  im  Berichtsjahre,  daß  in  der  Indu- 
strie durch  die  Ueberleitung'  der  Interessengemeinschaft  der  Oren- 
stein  &  Koppel  A.-G.  und  der  Arthtir  Koppel  A.-G.  in  eine  völlige 
Verschmelzung  der  beiden  gleichartigen  Gesellschaften  die  ent- 
gegengesetzten Konsequenzen  gezogen  wurden. 

Von  einer  über  die  Branche  weit  hinausgehenden 
Bedeutung  war  schon  die  Vereinigung  der  drei  bedeutenden 
Firmen  für  Feld-  und  Kleinbahnen,  Orenstein  &  Koppel, 
Arthur  Koppel  xmd  Freudenstein  &  Co.  äu  einer  Interessen- 
gemeiuschaft  auf  35  Jahre  im  Jahre  1905  gewesen.  Die  da- 
mals gewählte  Form  der  Interessengemeinschaft  hatte  aber, 
wie  in  der  Generalversammlung  der  Orenstein  &  Koppel  A.-G, 
ausgeführt  wurde,  bei  den  Verwaltimgen  im  Laufe  der  Zeit 
gleichmäßig  die  Ueberzeugung  wachgerufen,  daß  die  erstrebten 
Ziele  hiermit  nur  unvollkommen  erreicht  werden  könnten.  Die 
Aufklärungen,  die  hier  über  die  Vorzüge  einer  Fusion  gegeben 
wurden,  hatten  eine  über  den  Einzelfall  hinausgehende  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung  für  den  Konzentrationsprozeß  über- 
haupt. Das  Ziel  der  Interessengemeinschaft  war  die  Aus- 
schaltung der  Konkurrenz  auf  dem  Markte  der  Feldbahnen 
gewesen.  Jedoch  hatten  die  letzten  Jahre  gezeigt,  daß  in  der 
bestehenden  Verbindungsform  eine  solche  Ausschaltung  nicht 
möglich  war,  da  nach  wie  vor  Verkaufsorganisationen,  besonders 
die  Filialen  der  beiden  GTesellschaften,  unverändert  bestehen  blieben 
und  sich  im  Gegenteil  an  den  verschiedensten  Punkten  der  Welt 
eine  der  Interessengemeinschaft  schädliche  Konkurrenz  bereiteten. 
Diese  Konkurrenz  konnte  nur  durch  vollständige  Ver schmelz  ang 
der  beiden  Gesellschaften  beseitigt  werden,  die  auch  eine  ganz 
bedeutende    Verringerung    der    gesamten    Betriebskosten    im    Ge- 


Indusli'ie. 


Orenstein  b 

Koppel  — 

Arthwr  Koppel. 
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folge  haben  mußte.  Die  Aktiengesellschaft  für  Feld-  und 
Kleinbahnenbedarf  vorm.  Orenstein  &  Koppel,  die  bisher  ein  Ka- 
pital von  11  Mill.  M.  repräsentierte  und  dasselbe  um  15  Mill.  M. 
erhöhte,  übernahm  die  Arthur  Koppel  Aktiengesellschaft  als 
Ganzes  unter  Ausschluß  der  Liquidation  gegen  Gewährung  von 
8  Mill.  M.  jungen  vom  1.  Januar  1910  ab  dividendenberechtigten 
ilktien  der  Gesellschaft  Orenstein  &  Koppel  und  Zahlung 
von  je  80  M.  für  jeden  Dividendenschein  pro  1908  der  Arthur 
Koppel  Gesellschaft.  Die  Aktionäre  der  Arthur  Koppel  Aktien- 
gesellschaft, die  ein  Kapital  von  10  Mill.  M.  besaß,  erhielten  für 
5000  M.  Arthur  Koppel-Aktien  4000  M.  Orenstein  &  Koppel- 
Aktien.  Die  Firma  wurde  abgeändert  in  Orenstein  &  Koppel- 
Arthur  Koppel  Aktiengesellschaft. 

EisenhfudeE  ^^1*  ^^^  diesjährige  Konzentrationsbewegung  waren  außerdem 

kouzerns.  yoü  Bedcutung  die  Verbindung  der  Vereinigten  Raveneschen  Stab- 

eisen-  und  Trägerhandlungen  in  Berlin  mit  großen  Eisenhändler- 
firmen und  die  bedeutenden  Kapitalserhöhungen  fast  aller  auf  dem 
Montanmarkte  führenden  Gesellschaften.  Die  Verschmelzung  der 
FirmeTi  M.  J.  Caro  &  Sohn  und  Eduard  Lindner  in  Berlin  und 
Breslau  sowie  eine  Beteili^ng  bei  der  Firma  C.  F.  AVeithas  Nachf. 
in  Leipzig  durch  die  Vereinigten  B,aveneschen  Stabeisen-  und 
Trägerhandlungen  in  Berlin  war  eiu  bedeutsamer  Schritt  auf  dem 
Wege  der  Konzentration  im  Eisenhandel.  Ebenso  wie  in  West- 
deutschland waren  auch  im  übrigen  Deutschland  sogenannte  Werks- 
firmen geschaffen  worden,  die  zum  Teil  durch  Umwandlung  in  ge- 
sellschaftliche Unternehmungen  in  ein  gewisses  Abhängigkeitsver- 
hältnis zu  den  Hütten  kamen.  Nachdem  der  Stahl  wer  ksverband 
verlängert,  das  schon  seit  mehreren  Jahren  in  der  Luft  schwebende 
Projekt  des  Stabeisensyndikats  dagegen  nicht  zustande  gekommen 
war,  mußten  sich  einige  und  zwar  nicht  die  unbedeutendsten 
Werksfirmen,  soweit  sie  sich  noch  eine  teilweise  Selbständigkeit 
bewahrt  hatten,  in  ihrem  Aktionsradius  beengt  fühlen.  Sie  sahen 
sich  in  gewissem  Sinne  trotz  ihrer  Beziehungen  zu  den  großen 
Werken  schlechter  gestellt,  als  andere  freie  Firmen  von  ge- 
ringerer Bedeutung.  Die  Folge  hiervon  war,  daß  sich  die  Tendenz, 
wieder  frei  zu  w^erden,  bei  ihnen  immer  mehr  Bahn  brach.  Aus 
dieser  Tendenz  heraus  war  die  im  Vorjahre  geschlossene  Ver- 
bindung zwischen  der  Friedenshütte  und  der  Steffens  &  Nölle 
Aktiengesellschaft  wieder  gelöst  worden,  auch  die  vor  längerer 
Zeit  geschlossene  Verbindung  zwischen  den  Vereinigten  B,avene- 
schen  Stabeisen-  und  Trägerhandlungen  und  der  Vereinigtem 
Königs-  und  Laurahütte  wieder  zerfallen.  Im  Oberschlesischen 
Interessengebiet  bestanden  die  Gruppen:  Caro-Liadner  einerseits 
und  die  von  der  Vereinigten  Königs-  und  Laurahütte  gegründete 
Schlesische  Montan-Gesellschaft  anderseits  als  Verkäufsorgani- 
sation. Wenn  jetzt  eine  Verbindung  zwischen  den  Gruppen 
Caro-Liadner    und   Ravene,    zu    welchen    beinahe    alle    größeren 
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Eisenhandlxmgen  in  sehr  nalien  Beziehung^en  stehen,  unter  Hinzu- 
nahme  der  für  das  Königreich  Sachsen  bedeutendsten  Eisenhandels- 
firma  Weithas  geschaffen  war,  so  bedeutete  dieser  Zusammen- 
schluß eine  Vereinigung  der  Interessen  des  Eisen-Großhandels 
m  Mittel-  und  Norddeutsohland,  aber  auch  eine  Ausschaltung 
des  größten  Teils*  der  Konkurrenz  in  Oberschlesien,  wo  nur  noch 
die  Schlesische  Montangesellschaft  als  einziger  bedeutender  Außen- 
seiter eine  Schließung  des  Eisenhandelsringes  verhindert.  Bei  dem 
starken  Interessengegensatz  zwischen  dem  jetzt  verbundenen  Kon- 
zern Eavene-iCaro!^  Lindner  und  der  Vereinigten  Königs-  und 
Laurahütte  darf  man  den  Ausgang  des  voraussichtlich  eintretenden 
Kampfes  mit  Interesse  erwarten.  Die  Ravene-Gesellschaft  er- 
höhte ihr  Kapital  um  14V2  Mill.  Mk.  und  gab  41/2  Mill.  Mk. 
neue  Obligationen  heraus,  so  daß  ihr  gesamtes  Kapital  nun 
23  Mill.  Mk.  Aktien  und  71/2  Mill.  Mk.  Obligationen  betrug. 
Gleichzeitig  wandelte  sie  ihre  Firma  in  Deutscher  Eisenhandel 
Aktiengesellschaft  um. 

Besonders  charakteristisch  war  die  beträchtliche  Zahl  der 
Kapitalserhöhungen  der  auf  dem  Montanmarkt  führenden  Gesell- 
schaften. In  der  Hauptsache  erhöhten  von  den  Steinkohlengesell- 
schaften Gelsenkirchener  und  Harpener,  auf  dem  Braunkohlen- 
markt Anhaltische  Kohlenwerke  und  Ilse  ihre  Kapitalien,  während 
auf  dem  Eisenmarkte  Buderussche  Eisenwerke,  Deutsch  Luxem- 
burg, Hasper  Eisen,  auf  dem  Markte  der  übrigen  Erze  Hohenlohe- 
"Werke,  Donnersmarckhütte  und  E;ombacher  Hüttenwerke  zum 
Teil  bedeutende  Kapitalsvermehrungen  vornahmen.  Auch  abge- 
sehen hiervon  ist  die  Zahl  der  Kapitalserhöhungen  wieder  ganz 
bedeutend  gestiegen.  Die  deutschen  Industriegesellschaften  haben 
in  217  Fällen  ihr  Kapital  erhöht  gegen  164  Fälle  im  Vorjahre.  Die 
Gründe  hierfür  sind  zum  Teil  in  der  anhaltenden  Geldflüssigkeit 
der  ersten  6  iMonate  des  Jahres  zu  suchen,  durch  die  viele  Gesell- 
schaften in  der  Lage  waren,  ihre  Bankschulden  abzustoßen.  Die 
Gesamtsumme  der  verlangten  ca.  362  Mill.  M.  zeigte,  welche  ge 
waltigen  Forderungen  wieder  an  die  deutschen  Geldmärkte  ge- 
stellt wurden. 


Kapitals- 
erhöhungen. 


Tab 

128. 

Kapitalserhöhun^en  in  der  Industrie. 

Lfd. 
Nr. 

Tag  des 
Bekannt- 
werdens 

Erhöhende  Geseilschaft 

Bisherig.        Erhöhtes 
Kapital  in  Mill.  Mark 

Datum  der 
beschließenden 
General -Vers 

1    11            2 

3 

i            4          1            5 

6 

Jan.  28. 

Febr.  3. 
„  21. 
„     23. 

April  17. 


a)  Im  Deutschen  Reiche. 

Stettiner  Chamottefabrik 
vorm.  Didier     .     .     .     .     . 

Porzellanfabrik  Triptis     .     . 

Porzellanfabrik  Kahla      .     . 

Bayr.  Portlandcementwerke 
Marrenstein 

Adler,     Deutsche    Portland- 
cementfabr.  A.-G.,    Berlin 


12,4 
2 
3 

16,0 
4 
3,6 

1 

1,25 

4 

5,5 

22.  April 
5.  März 
10.     „ 


8.  Mai 


steine  u. Erden. 
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Lfd. 

Nr. 


Montan. 


Tag  des 
Bekannt- 
werdens 


Erhöhende  Gesellschaft 


Bisherig.        Erhöhtes 
Kapital  in  Mill    Mark 


Datum  der 
beschließenden 
General- Vers. 


1 

1           2 

3 

4 

^ 

6 

6 

Mai  22. 

Sächs.-Thür.  Portland- 
cementfabr.  Prüssing-  &  Co., 
Komm.-Ges.  auf  Aktien  in 

Göschwitz 

2,25 

2,7 

15.  Juni 

7 

n        22. 

Ton  waren  fabr.     Schwandorf 

Akt.-Ges 

0,94 

1,27 

. 

8 

.     25. 

C.  M.  Hutschenreuther,  Por- 
zellanfabrik in  Hohenberg 

a.  d.  Eger 

um 

1,1 

25.  Mai 

9 

Sept.  28. 

Portlandcementfabrik 

Drachenberg,  Walbeck  b. 

Gardelegen 

1.5 

1.8 

21.  Okt. 

10 

Nov.  4. 

Schweig  &  Co.,  A.-G.,  Neue 

Oberlaus    Glasw.       .     .     . 

2 

3 

24.  Nov. 

11 

„    13. 

Duxer   Porzellan  -  Manufact., 

.    22. 

A.-G 

1 

1,5 

4.  Dez- 

12 

Bremer  Portland  -  Cementw. 

Porta 

1,275 

2,525 

16.     „ 

13 

Dez.  8. 

Stralauer  Glashütte .... 

1 

1,5 

28.     „ 

14 

.     21. 

Portland  Cementfabrik    Elm 
A-G 

1,5 

15 

Jan.  20. 

Steinkohlenbergw.  Akt.-Ges. 
Friedrich  Heinrich,  Lint- 

fort  (Mors) 

14 

18 

22.  Mai 

16 

.     21. 

Hedwigshütte,  Anthrazit- 
Kohlen-    und    Kokswerke 

J.  Stevenson  A.-G.,  Stettin 

4 

6 

8.  Jan. 

17 

,     21. 

Werschen-Weissenf  eiser 

Braunkohlen  A.-G,    Halle 

3,122 

3,75 

16.  Febr. 

18 

„     27. 

Milowicer   Eisenwerke  in 

Friedenshütte,  Beuthen     . 

2.6 

3,5 

16.  März 

19 

.     28. 

Donnersmarckhütte  i.Zabrze 

10,0926 

12,625 

22.  Mai 

20 

Febr.  12. 

Braunkohlen  A.-G.  Herkules, 

Zittau 

1,35 

2,35 

6.  März 

21 

März  17. 

Gelsenkirch.  Bergw.  A.-G.  . 

130,0 

156,0 

17.  April 

22 

n     20. 

Braunkohlenwerk  Leonhard, 

A.-G.  i.  Wuitz  b.  Zeitz     . 

1,5 

1,8 

15.       „ 

23 

r,         24. 

Eintracht,  Braunkohlenw. 

Neu-Welzow,  N.-L.       .     . 

5 

6 

23.  März 

24 

„     31. 

Anhaltische  Kohlenw.,  Halle 

6,6 

8 

26.  Aprü 

25 

April  12. 

Buderus'sche  Eisenwerke, 

Wetzlar 

10,5 

12,5 

10.  Mai 

26 

r.         24. 

Stoiberger  Zinkhütte    .     .     . 

15,118 

16,918 

24.  Aprü 

27 

^     27. 

Hohenzollernhütte,  Emden  . 

3 

3,3 

18.  Mai 

28 

r,        30. 

Stahlwerk  Rieh.  Lindenberg, 

Remscheid 

2,25 

3 

29.  Aprü 

29 

Mai    2. 

Kaliwerke   Niedersachsen  z. 

Wattlingen,  Celle      .     .     . 

2 

3 

27.  Mai 

30 

„     19. 

Walterhütte  z.  Nicolai  O.-S. 
Braunkohlenabbau-Ges. 

Friedensgrube.Meuselwitz 

0,385 

0,589 

. 

31 

r,        26. 

Hohenlohewerke  A.-G.  zu 

Hohenlohehütte     .... 

40 

48 

29.  Juni 

32 

„     28. 

Harpener  Bergbau  A.-G. .     . 

80 

85 

26.       „ 

33 

n        29. 

Hasper  Eisen-  u    Stahlwerk 

5 

10 

9.  Okt. 

34 

Juni     6. 

Steinkohlen-Bergbau-Ges. 

Humboldt,  Frankfurt  a.  M. 

um 

0,18 

30.  Juni 

35 

JuU     5 

Mark    Westfäl.  Bergw  -Ver- 

ein, Letmathe    ..... 

1,8 

4 
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Lfd. 
Nr. 

Tag  des 

Bisherig. 

Erhöhfes 

Datum  der 

Bekannt- 

Erhöhende  Gesellschaft 

beschließenden 

•werdens 

Kapital  in 

Mill.  Mark 

General -Vers. 

1  !!        2         i 

3 

4            1 

5           1 

6 

36 

Juli    23. 

HüstenerGewerkschaftA.-G., 

Husten 

6 

7 

37 

Okt.     1. 

Dtsch.  -  Luxemb.    Bergw.  u. 

Hütten- A.-G.,  Bochum  .     . 

42 

50 

26.  Okt. 

38 

6. 

Ilse  Bergbau-A.-G 

8 

10 

39 

.      15. 

Rombacher  Hiittenw.,  Rom- 

bach (Lothr.) 

40 

45 

8.  Nov. 

40 

Nov.     2. 

Gutehoffnungshütte  A.-V.  f. 
Bergb.  u.  Hüttenb.,  Ober- 

hessen   

24 

27.  Nov. 

41 

„       20. 

Georgs-  u.  Marie-Be'rgw.  u. 

Hütten-Verein 

12,298 

18,5 

11.  Dez. 

42 

n           27. 

Deutsche  Kaliw.  Bernterode, 

A-G 

12 

15 

18.  Dez. 

43 

Dez.  16. 

Heinrich  Läpp,  A.-G  f.  Tief- 

bohrung, Aschersleben.     . 

1,15 

1,534 

10.  Jan.  1910 

44 

Jan.    7. 

Schles.  Elektr.-Ges.  A-G.     . 

8,82 

11,04 

8.  Febr. 

45 

.       9. 

Filter-  u.  brautechn.  Masch.- 
Fabr.  A.-G.  v.  L.  Enzinger, 

Worms 

1,5 

2,1 

28.  Jan. 

46 

„     10. 

Deutsch-Ueberseeische 

Elektrizitäts-Gesellschaft  . 

72 

80 

4.  Febr. 

47 

„     10. 

Howaldtswerke,  Kiel    .     .     . 

5 

8 

19.  Jan. 

48 

n     10. 

Georg  Gerlach  &  Co.,  A.-G., 

Berlin  (elektrophot.  Anst.) 

1 

1,25 

6.  Febr. 

49 

r,          13. 

Carl  Lindstroem  A.-G.. 

Sprechmasch.-Fabr., Berlin 

1 

1,25 

25.  Juni 

50 

„     15. 

Masch.-Fabr.  Montania  A.-G. 
vorm.    Gerlach    &   König, 

Nordhausen 

0,5 

0,75 

6.  Febr. 

51 

„     20. 

A.     Riebecksche     Montanw. 

A.-G.,  Halle 

12 

15 

20.  Jan. 

52 

Febr.    4. 

Leipziger  Werkzeugmasch.- 
Fabr.  v.  W.  v.  Pittler  A.-G., 

Wahren  b.  Leipzig  .     .     . 

1,2 

1.6 

6.  März 

53 

.      26. 

A.-G.  Calliope,   Musikwerke 

i.  lieipzig 

0,6 

1 

26.  Febr. 

54 

.      28. 

Wasserwerke  z.  Frankft.  a.O. 

0,4 

0,8 

55 

März     2. 

Lübecker  Maschinenbauges. 

2,2 

3,3 

22.  März 

56 

4. 

Wasserwerk    f.  d.    nördlich- 
westfäl.  Kohlenrevier,  Gel- 

senkirchen     

21,5 

28 

18.  Mai 

57 

.        4. 

Uniongießerei,  Königsberg  . 

2,18 

4,36 

58 

n        5. 

Heddern heimer  Kupferwerk, 

Frankfurt  a.  M 

5 

8 

3.  April 

59 

«      16. 

Ges.  f.  elektr.  Unternehm., 

Berlin 

37,5 

45 

7.      „ 

60 

.      20. 

Döring   &  Lehrmann,    A.-G. 
f.  Bergw.-,  Erd-  u.  Bauarb., 

Helmstedt 

3.5 

5,5 

17.      „ 

61 

„      31. 

Dtsche    Babcock    &    Wilcox 
Dampfkessw.,  Oberhausen 

(Rhld) 

2 

3,5 

22.      „ 

62 

April    2. 

Wayss  &  Frey  tag  A.-G. 

Neustadt/H 

3 

4 

24.       „ 

63 

April    4. 

Stahlwerk  Becker  A.-G. 

Willich  b.  Krefeld    .    .     . 

3 

3,5 

8.  Mai 

64 

r,           5. 

Maschinenbau  A.-G.  Balcke, 

Bochum 

1,5 

2 

4.        n 
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Lfd, 
Nr. 


Tag  des 
Bekannt- 
werdens 


Erhöhende  Gesellschaft 
3 

Berlin- Anhalt.  Masch.-Bau 
A.-G 

Krefelder  Stahlwerk  A.-G.   . 

A.-G.  Gebr.  Körting  i. Linden 
b.  Hannover 

Hab  ermann  &  Guckes  A.-G., 
Kiel 

Gas-A.-G.  Ritter  &  Co.,  Köln 

A.-G.  f.  Eisenbahn-  u.  Militär- 
bedarf, Weimar    .... 

Dr.  Paul  Meyer  A.-G.,  Berlin 
(elektrotechn.  Apparate)    . 

Masch.-Fabr.  Bruchsal  A.-G. 
vorm.  Schnabel  &  Henning, 
Bruchsal 

Rodi  &  Wienerberger  A  -G. 
f.  Bijouterien  Kettenfabrik, 
Pforzheim 

Hackethal-Draht-  u.  Kabel- 
werke, Hannover  .... 

J.  H.  Piedboeuf  &Co.  Röhren- 
werke A.-G.,  Düsseldorf- 
Eller     

Düsseldorfer  Röhrenindustrie 
Düsseldorf-Bilk     .... 

Horch  &  Co  ,  Motorwagenw. 
A.-G.,  Zwickau      .... 

Ueberland  -  Zentrale  Helm- 
stedt A.-G.    ...... 

Metallw.-Fabr.  Baer  Sc  Stein 
A.-G.,  Berlin 

A.-G.  Oberhausener  Wasser- 
werk, Oberhausen  (Rhld.). 

Amperwerke  -  Electr.  -  A  -G, 
München 

Elsässer  Mühlenwerke  A.-G.. 
Straßbui'g,  Eis 

Werkzeugmasch.  A.-G.,  Köln 

Bremer  Tauwerk  A.-G.  vorm. 
Michel sen,  Groß-Vegesack 

Norddeutsche  Autom.  u.  Mo- 
toren-A.-G.,  Bremen      .     . 

Wittener  Stahlröhrenwerke, 
Witten-Ruhr 

Düsseid.  Eisen-  u.  Draht- 
Industrie  

Electr. -A.-G.  vorm.  Hermann 
Poege,  Chemnitz   .... 

Schwarzenb  Emaillierw.  u. 
Stanzwerk  vorm.  Reinstrom 
&  Pilz  A.-G.,  Schwarzen- 
berg  i.  S 

Maschinenbauanst.Humboldt, 
Kalk  b.  Köln 

Konstanzer  Gießerei  u.  Ma- 
schinenfabrik Rieter  & 
Roller,  Kreuzungen  .     .     . 

Kabelw.  Rheydt  A.-G.  .     .     . 


Bisherig.       Erhöhtes         Datum  der 

I  beschließenden 

Kapital  in  Mill.  Mark   |  General- Vers. 


65 

66 
67 

68 

69 
70 

71 

72 

73 

74 
75 

76 
77 
78 
79 
80 
81 
82 

83 

84 

85 
86 
87 
88 
89 

90 
91 

92 


April  7. 

r,        11. 

„     21. 

n        27. 
r,         28. 

Mai    1. 

«     12. 
.     19. 

,     24. 

Juni    8. 

r,        10. 

„     15. 
Juli  10. 

.     14. 

r,         17. 

r,     17. 
,     22. 

n        31. 

Aug.  14. 
.     29. 

Sept.    4. 

„     14. 

n        14. 
r,        17. 

„     21. 

.     21. 
«     22. 

«     25. 


9 
3 

16 

1,3 
0,5 

0,4856 
1,6 

3,4 

0,8 

1 

1,8 

3,7 

0,7 

0,15 

1,15 

0,3 

2 

1,5 
1 

0,5 

2,25 

2,4 

3,15 

1.5 

1 
10,5 

2*25 


12 
4 

19 

2 

1 

0,6 
2 


1.2 
1.5 

2,8 

5 

1 

2 

1,5 


2 
1,2 

1 

3,25 

3,5 

3,6 

2,5 

1,5 
14,1 

2.25 


29.  April 
4.  Mai 

15.     „ 
27.  April 


1.  Juni 


12. 


/. 


14.  Juli 
7.     „ 
30.     „ 
16.     „ 
27.  Aug. 

22.  Juli 

14.  Aug. 

27.  Sept. 
12.  Okt. 
16.     „ 
24.     „ 

15.  ^ 


22.  Sept. 
25.  Okt. 
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Lfd 

r  Tag  des 

Bisherig. 

Erhöhtes 

Datum  der 

Nr. 

Bekannt- 
werdens 

Erhöhende  Gesellschaft 

beschließenden 

~ 

Kapital  in  Mill.  Mark 

General -Vers. 

II           2 

1                                    3 

1            4 

i           5 

1              6 

93 

Sept.  26. 

Metallw.    Unterweser  A.-G., 

Nordenham 

3,5 

5 

19.  Okt. 

94 

Okt.    1. 

Regina  Bogenlampenfabr. 
G.m.b.H.,  Köln-Sülz    .     . 

1 

95 

.       6. 

Tief-  XL.  Kälteind.  A.-G.  vorm. 
Gebhardt  &  Koenig,  Nord- 

hausen   

2,5 

3 

30.     „ 

96 

„       7. 

Siegener  Maschinenb.  A.-G. 

vorm.  A.  &H.  Oechelhäuser 

1 

1,25 

12.  Nov. 

97 

r,        8. 

Benz    &    Co.,    Rhein.    Gas- 
motoren- u.Automobilfabr., 

Mannheim 

4,35 

8 

29.  Okt. 

98 

«     11. 

Wilhelm    Bruch,    Kanalbau- 

A.-G.,  Berlin 

2 

2,5 

11.     » 

99 

.     12. 

Voltohm  Seil-  u.  Kabelw. 

A.-G.,  Frankfurt  a.  M.  .     . 

0,45 

0,75 

11.  Nov. 

100 

.     13. 

Westfäl.  Drahtind.  i.  Hamm 

i.  W 

7,9998 

10 

20.     , 

101 

„     16. 

Düsseid.  Eisen-  u.  Drahtind. 

3.15 

3,6 

16.  Okt. 

102 

„     16. 

Schwelmer  Eisenwerke 

Müller  &  Co.  A.-G.  .     .     . 

1,5 

2 

20.  Nov. 

103 

„     20. 

Stettiner    Masch.-Bau   A.-G. 

Vulkan '. 

10 

15 

24.     , 

104 

,     24. 

Masch.-Fabr.F.WeigelNachf. 
A.-G.,  Mittelneuland      .     . 

0,6 

105 

„     30. 

A.-G.  Lauchhammer  Riesa  . 

5,565 

7,5 

9.  Dez. 

106 

Nov.    2. 

A.-G.    f.    Beton-    u.  Monier- 

bau, Berlin 

■  1,5 

2 

2.  Nov. 

107 

«       3. 

Eisenbahnsignalbauanst. 

Jüdel  &  Co.,     Braunschw. 

4 

6 

20.     „ 

108 

„       5. 

Hohenzollern  A.-G.    f.  Loco- 

motivbau,  Düsseldorf    .     . 

4 

. 

26.     „ 

109 

„       8. 

Ver.     Metallw.-Fabr.    vorm. 

Haller  &  Co.,  Altena     .     . 

2,25 

3 

15.  Dez. 

110 

n        20. 

Charlottenb.  Wasserwerke   . 

20 

30 

20.     „ 

111 

.     23. 

Masch. -Fabrik   Wery   A.-G. 

Zweibrücken 

1,1 

1,5 

16.     „ 

112 

,     24. 

Dresd.    Gasmotorenfabr.     v. 

M.  Hille  A.-G 

2 

2,5 

23.     „ 

113 

.     30. 

A.-G.  H.  F.  Eckert,  Berlin  . 

3,6 

4,8 

21.     „ 

114 

Dez.    2. 

Reiniger,    Gebbert  Schall  & 

Co.,  Berlin 

1,5 

2 

17.     . 

115 

n            5. 

Konstanzer     Gießerei     und 
Masch.-Fabr.Rieter&RoUer 

A.-G.,  Kreuzungen    .    .    . 

0,9 

1.2 

. 

116 

Jan.    7. 

Deutsche  Carbid-A.-G., 

Chemisch* 

Frankfurt  a.  M 

2 

3,6 

29.  Jan. 

Fabriken 

117 

Febr.  23. 

Frankfurter  Gasgesellschaft, 

Frankfurt  a.  M. 

1,8 

13,6 

29.  Juli 

118 

.     26. 

A.-G.  f.  Stickstoffdünger, 

Knapsack  b.  Köln     .     .     . 

2 

3,6 

. 

119 

April    6. 

Chem.    Fabr.  vorm.   Golden- 
berg,    Geromont    &    Co., 

Winkel 

1 

1,5 

27.  April 

120 

n      21. 

Salpeterwerke  Gildemeister, 

Bremen 

5 

5,8 

12.  Mai 

121 

Mai  11. 

Chem.  Fabr.  v.  Heyden  &  Co., 

Radebeul  

5 

6 

2.  Juni 

122 

n    19. 

Oelfabr.  Groß-Gerau-Bremen 

2,5 

3,5 

7.     . 
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Lfd. 
Nr. 


Tag  des 
Bekannt- 
werdens 


iiahrungs-    und 
Genußraittel. 


Texlil. 


1 

1    2     1 

123 

Juni  10. 

124 

JUÜ23. 

125 

Sept.  1. 

126 

«  10. 

127 

n        15. 

128 

Okt.  24. 

129 

Nov.  15. 

130 

Jan.  9. 

131 

»  23. 

132 

März  10. 

133 

n        31. 

134 

April  5. 

135 

.     22. 

136 

n    23. 

137 

Mai  16. 

138 

Juni  23. 

139 

Okt.  4. 

140 

Dez.  9. 

141 

Febr.  7. 

142 

„   18. 

143 

März  16. 

144 

.  16. 

145 

Mai  14. 

146 

n        15. 

147 

Juli  14. 

148 

Aug.  32. 

149 

Sept.  24. 

150 

«  28. 

151 

Okt.  3. 

152 

n       11. 

Erhöhende  Gesellschaft 

3 

Dtsche  Nafta  A.-G.,  Berlin  . 
Gaswerk    Lauenburg   A,-G., 

Bremen 

Gerb-  u.Farbstoffw.  H.Renner 

&  Co.,  Hamburg  .... 
Osteibische  Spritw.  A.-G., 

Berlin 

Akt.- Ges.  Gaswerk  Bensheim 

(Hessen) 

Edmund  Müller  &  Mann 
(Chem  Lack-  u.  Farben- 
Fabrik)     

Rhein.  Gerbstoff-  und  Farb- 
holzfabrik Gebr.  Müller 
A.-G.,  Benrath 

Holsten-Brauerei,  Altona 

Sternbrauerei  A.-G.  v.  W. 
Creischer,  "Wahn  .... 

C.  &  G.  Müller,  Speisefett- 
fabrik, Berlin 

Sarotti  A.-G.  Chocoladen-  u. 
Cacao-Ind.     ...'"... 

Ges,  f.  Markt-  u.  Kühlhallen, 
München,  Hamburg.     .     . 

Ver.  Georgen-  und  Feld- 
schlößchen -  Brauerei  in 
Sangerhausen 

Union  brau  erei  in   Stralsund 

Friesenbrauerei,  Hamburg  . 

Aktien  brauerei  Dinglingen, 
Freiburg/ Br.      ..... 

Ver.  Nord-  u.  Süddeutsche 
Spritw.  u.  Preßhefefabrik 
Bast,  Nürnberg     .... 

NorddeutscheAffinerieA.-G., 
Hamburg 

Tüllfabrik  Flöha  i.  Flaue  b. 
Flöha 

Baumwollspinnerei  Gronau  . 

Mechan.  Baumwollspinnerei 
u   Weberei 

Ver  Glanzstofffabriken,  El- 
berfeld 

Baumwollspinnerei  Wangen 
i.  Allgäu 

Baumwo  Ispin nereiGermania 
i.  Kirchspiel  Epe  i.  W.      . 

Tüll-  und  Gardinen  Weberei 
A.-G.,   Plauen- Haselbrunn 

Dresd.  Gardinen-  u.  Spitzen- 
Manuf 

Augsb.  Kammgarnspinnerei, 
Augsburg      .  .... 

Gruschwitz  Textilw.  A.-G., 
Grünberg      

Spitzen -Appretur  Plauen 
A.-G  ,  Plauen  i.  V.    .     .     . 

Engl.  Wollwaren-Manufakt. 
Griinberg      ...... 


Bisherig.       Erhöhtes 
Kapital  in  Mill.  Mark 


Datum  der 
beschließenden 
<»eneral-Vers. 


1 

0,075 
4,5 
1.2 
0,18 


1 
1,5 

0,2 

1,5 

3 

6 


2 

0,15 

5,5 

2,2 

0,5 

1,3 


1,3 
2,5 


2,1 
3,5 

7.5 


0.575  0,^ 

um  0,25 
0,005    I       1 

um  0,51 


1 

1,65 

3 
1.5 

3,6 

2,5 

0,72 

1.2 

1,25 

2.65 

2,4 

1.3 

0,65 

2,5 


1,6 

3,3 

5 
2,25 

4,5 

5 

1 

2 

1,5 

4 

2,88 

5 

1,25 

3,22 


28.  Juni 

20.  Sept. 
1.  Okt. 

15.  Nov. 


15.  Dez. 
10.  Febr. 


8.  April 

4.  Mai 

16.  Aug. 


22.  April 
29.  Sept 


30.  Okt. 

31.  Dez. 

2.  März 

7.  April 

5.  Juni 

3.  „ 
14.  JuH 
13.  Sept. 
28.  Okt. 
28.  Sept. 
20.  Okt. 
12.  Mai 

6.  Dez. 
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Lfd. 

Taa:  des 

Bisherig. 

Erhöhtes' 

Datum  der 

Nr.' 

Bekannt- 

Erhöhende Gesellschaft 

beschließenden 

werdens 

Kapital  in 

Mill.  Mark 

(ieueral-Vers. 

1    !i           2           1 

3                                    1 

4           1 

6 

6 

153 

Nov.      6. 

Dittersdorfer  Filz-  u.Kratzen- 
tuchfabrik.     Dittersdorf  b. 

Chemnitz 

1,25 

2 

2.  Dez. 

154 

n           19. 

Hagener     Textilind.     vorm. 

Gebr    Elber.s     ...... 

4,5 

5 

. 

155 

Dez.  14. 

Elsäss.  Bad.  WoUfabr.  A.-G., 

Kehl  (Rh ) 

1,2 

1.5 

14.  Dez. 

156 

„     14. 

Hagener    Textil-Ind.     vorm. 

Gebr    Eibers 

4,5 

5 

14.      „ 

157 

n        24. 

Altonaer  Wachsbleiche     .     . 

, 

1 

158 

April  17. 

Königsb.  Zellstofffabr.  A.-G. 

2,25 

3,5 

10.  Mai                      Papier. 

159 

Mai  11. 

Papierfabr.  Reisholz  i.  Kabel 

Juni  30. 

i.  w 

3 

2,7 

3,6 

4,5 

15.  Juli 

160 

Ver.  Bautzener  Papierfabr.  . 

161 

Sept.  11. 

Varziner  Papierfabrik  .     .     . 

2 

5 

11.  Sept. 

162 

Okt.  14. 

Papierfabrik       Weißenstein 

A-G.,  Dill- Weißenstein     . 

1,3 

16.  Febr. 

163 

Nov.    15. 

Verein  f.  Zellstoffind.    A.-G. 

Dresden 

1,315 

1,678 

14.  Dez. 

164 

Jan.  15. 

A.-G.    Orenstein    &   Koppel, 

Verkehr. 

Berlin  (Feldbahnen)      .     . 

10 

25 

2.  März 

165 

„     29. 

Demminer    Kleinbahn  A.-G. 

0.882 

1,024 

24.  Febr. 

166 

Febr.    9. 

Regen  walder  KleinbahnA.-G. 

um  ( 

3,085 

. 

167 

«      12. 

Ges.  f.  elektr.  Hoch-  u  Unter- 

grundbahnen i.  Berlin.     . 

37,5 

45 

168 

„      25. 

Bremerhavener  Straßenbahn 

2.5 

3,5 

20.  April 

169 

März  16. 

Deutsche     Levante     Linien, 

Hamburg 

6 

9 

. 

170 

n     19. 

Brückenbau    Flender   A.-G. 

i.  Benrath  b.  Düsseldorf  . 

1,35 

1.6 

1.  Mai 

171 

n        31. 

Leipziger  Außenbahn   A.-G. 

1 

2 

31.  März 

172 

April    3. 

Frankf.  Lokalbahn  A.-G.      . 

4 

. 

24.  April 

173 

„      11. 

Hanauer  Straßenbahn  A  -G. 

0,1 

0,38 

, 

174 

r,        22. 

Badische     Localeisenbahnen 

A.-G.,  Karlsruhe   .... 

8 

9 

15.  Mai 

175 

Mai  14. 

Wehlau-Friedländer    Kreis- 

bahn A.-G.  i.  Wehlau  .     . 

um 

0,692 

11.  Juni 

176 

n        15. 

Braunschweiger  Straßen- 

bahn A.-G 

4.5 

6 

4.  Juni 

177 

Juni  15. 

„Weichsel"  Danziger  Dampf- 

schiffahrt u.  Seebad  A.-G. 

0.2 

0,5 

. 

178 

Aug.  10. 

Klein  bahn- A.-G.  Ziesar— 

Großwusterwitz    ..... 

um 

0.625 

. 

179 

«     21. 

Westfäl.       Landeseisenbahn 

una 

L  2 

. 

180 

Sept.    8. 

Kleinbahn  Celle— Wittlngen, 

A.-G 

1,884 

2,14 

28.  Sept. 

181 

r,        28. 

Transatlant  icaRhedereiA.-G., 

Hamburg 

3,5 

12 

24.  Nov. 

182 

Nov.  23. 

Dtsche.  Post-  u.  Eisenbahn- 

Verkehrsw.  A.-G.      .     .     . 

1,5 

3,6 

21.  Dez. 

183 

n        27. 

J.  Pohlig   A.-G.   (Drahtseü- 

bahnen)  Köln 

1,8 

2,1 

28.    „ 

184 

März  30. 

Nordd.  Versicherungs-Ges., 

Versicherung 

Hamburg 

10 

12,5 

15.  AprU 

185 

April  11. 

Stuttg.  Mit-u.  Rückvers.  A.-G. 

5 

10 

. 

186 

Mai  12. 

Versich.-Ges.,  Hamburg  .     . 

4 

4,6 

3.  Juni 

187 

Juni  12. 

Rückversicher.-Ges.  Europa, 

Berlin 

3 

4 

16.  Sept. 

188 

Sept.    7. 

Alüanz  Vers.  A.-G.,  Berlin  . 

9 

10 

5.  Okt. 
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1    1           2 

1                                    3 

J            4 

1           5 

1                ö 

18^ 

)    Okt.  29. 

Feuer- Assecuranz-Comp.von 

1 

1877,  Hamburg:      .... 

1,48 

3 

16.  Nov. 

19C 

)    Dez.    2. 

Münch.  Rückvers.-Ges.     .     . 

2.0 

2,5 

29.  Dez. 

19] 

Nov.    1. 

Allorem.  See-Vers. -Ges., 
Hamburg 

1 

2,5 

5 

192 

Dez.   21. 

Versichergs.- Ges.   Hamburg 

4,6 

5,6 

. 

Kolonial. 

193 

Jan.    1. 

Bremer  Kolonialges.  v.  Oloff 

&  Co.,  A.-G 

0,75 

1 

20.  Jan. 

194 

.     21. 

Dtsche  Kolonial-Ges.  f.  Süd- 

west- Afrika 

2 

4 

6.  Febr. 

I95 

April    2. 

Dtsche  Agaven- Ges.     .     .     . 

um 

0,3 

. 

196 

„     17. 

Plantagen-Ges.  m.  b.  H.     .     . 

um 

0,5 

, 

197 

Juni  29. 

Dtsch.-Ostafrika-Ges.,  Berlin 

6,721 

8 

29.  Juni 

198 

Sept.  18. 

Ostafrika-Ges.  Südküste 
G.m.b.H.,  Berlin      .     .     . 

1,08 

Handel. 

199 

Febr.  13. 

Wulff  &  Co.,  m.  b.  H.,  Berlin 

(Kohlenhdl.) 

0,1 

1 

. 

200 

März    2. 

Brüning&Sohn  A.-G.,  Lan- 

gendiebach  (Zigarrenkist.) 

1,25 

1,75 

27.  März 

201 

Okt.  12. 

Ver.  Ravenesche  Stabeisen-  u. 

Trägerhdlg.  A.-G.,   Berlin 

8,5 

23 

. 

Verschiedenes. 

202 

Jan.  17. 

Theaterbau  A.-G.,    Stuttgart 

0,15 

0,21 

. 

203 

Febr.   4. 

A.-V.  Zoolog.  Garten,  Berlin 

2 

2.5 

17.  März 

204 

6. 

Theater-     u.     Saalbau- A.-G. 
(Neues  Schauspielhaus), 

Schöneberg  

2 

3 

27.  Febr. 

205 

März  26. 

A.-G.    f.   autom.  Verkauf   in 

• 

Hamburg 

1 

1.25 

26.  März 

206 

April  15. 

A.-G.f.Korbwaren-Ind.vorm. 

A.  Hourdeaux,  Lichtenfels 

0.5 

0.9 

15.  April 

207 

»      22. 

Großeinkaufsges.    Deutscher 
Konsumvereine  m.  b.  H.    . 

1.5 

2 

208 

April  25. 

A.-G.  Flora,    Köln    (gemein- 

nütz. Untern.) 

0,6 

1,1 

. 

209 

Mai  15. 

Ver.   Werkstätten    f.    Kunst 
i.     Handwerk,     München, 

Bremen,  Berlin,  Hamburg 

um 

0,85 

2.  Juni 

210 

n        16. 

A.-G.    f.    Bürstenind.   vorm. 
Roegner,  Striegau,  D.  J.Du- 

kas  in  Freiburg/Br.       .     . 

1,5 

1.75 

10.  Juni 

211 

Okt.  22. 

Charlottenb.  Wasserwerke    . 

20 

30 

20.  Nov. 

212 

.     22. 

Dtsche    Flugplatzges.  Berlin 
m.b.H 

0,06 

0,2 

213 

Nov.     5. 

Anton    Chr.    Dissl,    Herald. 

Anst.,  München    .     .    •     . 

1 

1,075 

30.  Nov. 

214 

«        9. 

Ed.  Lingel,  Schuhfabr.  A.-G. 

Erfurt     . 

3 

4 

30.     „ 

215 

.      10. 

Gummiw.  Fulda  A.-G.      .     . 

0,65 

0,8 

216 

n          12. 

Berl.  Grundst.-Verwertungs- 

A.-G 

um 

0,6 

3.  Dez. 

217 

Dez.  28. 

Mitteldtsche.  Gummiw.-Fabr. 
vorm.  Louis  Peter     .     .     . 

2 

5 

b)  Im  Auslande 

. 

Steine  u.  Erden. 

218 

Juni   12. 

Königshofer      Zemenlfabrik, 
Wien 

um  0,75 

Mill.  Kr. 

Montan. 

219 

Jan.    12. 

New  Goch  Gold  Mines  Lim. 

0,3  MiU. 

0,45  Mill. 
j6' 

220 

Ä.pril  10. 

Soc.          Ougree  -  Marihaye, 
Brüssel | 

5,26  Mill. 
Frcs. 

6  Mill. 
Frcs. 

3.  Mai. 
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Lfd 
Nr. 


Tag  des 
Bekannt-   | 
Werdens    | 


Erhöhende  Gesellschaft 


Bisherig.   |    Erhöhtes         Datum  der 


Kapital  in  Mill.  Mark 


beschließenden 
General -Vers. 


221 
222 

223 

224 
225 

226 
227 

228 

229 

230 
231 

232 

233 

234 

235 

236 

237 

238 

239 

240 

241 

242 

243 

244 

245 

246 

247 

248 

249 

250 

251 

252 


Mai 
Juui 

Mai 

Juni 

JuU 

n 

Aug. 
» 

Okt. 
Dez. 
März 
April 


Mai 


Juni 


Juli 

n 
Aug. 
Sept. 

Okt. 
Nov. 

n 

Mai 
Dez. 


4. 
3. 

14. 

24. 
30. 

31. 
9. 

4. 

23. 

27. 
22. 

1. 
13. 

3. 
11. 
29. 

3. 
15. 
16. 
25. 
25. 
28. 
10. 
24. 
23. 
11. 
29. 
21. 

4. 

8. 
14. 

8. 


Rand  Collieries  Lt.  .     .     . 
Salgotar  janer      Steinkohlen 

bergbau  A.-Gr.  (Ungarn) 
Meyer  &  Charlton  Gold  Mi 

ning  Co.  Ld 

Apex  Mines  Ltd.      .     .     . 
Manchester  West   Gold  Mi 

ning  Co.,  Lt 

Langlaagte  Estate  Co. 
Stahlwerk  Terni,  Mailand 

Van  Dyck  Proprietary  Mines 

Ltd.,  Johannesburg .     .     . 

Geldenhuis  Deep  Co.,  Ltd.  . 

Prager  Eisenind.  A.-G.    .     . 
Eisenwerk  Elba,  Mailand     . 

Mitterb  erger  Kupfer  A.-G., 
Wien 

Comp.  Parisienne  d.  Distri- 
bution d'Electr 

Ges.  für  elektr.  Beleuchtung 
Petersburg 

Kraftw.  Brusio  (Graubünden) 

Kupferwerke  Oesterreich, 
Prag     .     .     ,     

Masch.-Fabr.  Escher,  Wyß 
&  Co.,  Zürich 

Soc.  elettrica  Bresciana   .     . 

Russ.  Allgem.    Electr.   Ges., 

Petersburg , 

Automobilfabr.    Fiat ,    Turin 

Societä  Edison  di  Elettricita, 

Mailand 

Rimamuranyer  SalgöTarjaner 

Eisenw.  A.-G.,  Budapest  . 
Comp.  d'Electricite   de  Var- 

sovie,  Paris 

Maschinenfabrik         Vulkan, 

Bukarest 

Ciouteries  de  Flandres,  Gent 

(Draht- Nagelw.)  .  .  .  . 
Adriatique,      Electr.     A.-G., 

Fiume 

Schweiz.     Werkzeugmasch.- 

Fabr.  Oerlikon  .... 
Electr.  A.-G.  Stern  &  Haffert, 

Gmunden 

Ver.  Glühlampen-  u.  Elektr.- 

A.-G.,  Budapest  .... 
Aluminium  Comp,  of  America 

New  York 

A.-G.  f.  ehem.  u.  metallurg. 

Ind.,  Aussig 

Akkumulatorenfabrik 

Oerlikon 


515  000.^757  500^' 

18  Mill.      22  AliU. 

Kr.  Kr. 

0,1  MiU.£  0,2  Mill.  £ 
100  000  £350  000  £ 
0,2 15  Mill.  0,7  Mill.£ 

£        1 
0,47Mill.£0,95MiIl.£ 


18  Mül. 

Lire 

0,65  MiU. 

£ 

0,35  Mill 

£ 

um  14  Mill 

22,5  MiU 

Lire 
1,4  Mül. 

Kr. 

50  Mill. 

Frcs. 


22  MiU. 

lÄre 
0,85  MiU 

£ 
0,6  Mill.  £ 

Kr. 
33,25  Mill. 

Lire 
2,1  Mül. 

Kr. 

100  MiU. 

Frcs. 


um  0,6  MiU.  Rbl. 

3  MiU. 

4,5  MiU. 

Frcs. 

Frcs. 

2,4  MiU. 

3,6  MiU. 

Kr. 

Kr. 

5  MiU. 

10  Mül. 

Frcs 

Frcs. 

16  MiU. 

17,5  MiU 

Lire 

Lire 

6  MiU. 

7  MiU. 

Rbl. 

Rbl. 

9  Mül. 

12  MiU. 

Lire 

Lire 

15  MiU. 

18  MiU. 

Lire 

Lire 

um  15  Mül.  Kr. 

um  2,5  MiU.  Frcs. 

um  0,5  MiU.  Frcs. 

um  5  Mill.  Frcs. 

4MÜ1.  Kr.lOMül.Kr. 
1,5  MiU. 
Frcs. 

6  MiU.  Kr. 

4,5  MiU. 

Rbl. 

20  Mül.  $ 

9  Mül.  Kr. 

1,2  Mül. 

Frcs. 


2  MiU.  Kr. 

4  MiU. 

Rbl. 

16,8MiU.$ 

6  Mill.  Kr. 

0,55  Mül. 

Frcs. 


14.  JuU. 


29.  April 
11.  Mai 


12.  Juli 


14.  Okt. 


Berl.  Jahrb.  f.   Handel  u.  Ind.   1909.    I. 


14.  Mai 

4.  Dez. 
21 


Metalle. 


Chemische 
Fabriken. 
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253 

Sept.  15. 

Schweizer     Gasges.      A.-G., 

3  Mill. 

6  Mill. 

Zürich-Bremen      .... 

Frcs. 

Frcs. 

23.  Sept. 

254 

Okt.    17. 

Resiczaer    Holzdestillations - 

2,5  Mill. 

3,2  Mill. 

A.-G.,  Budapest    .... 

Kr. 

Kr. 

255 

Nov.   15. 

Kgl.  Niederl.  Petroleum- Ges. 

um  4  Mill.  niederl.  G. 

. 

256 

r,           21. 

AustriaPetroleum-Ind.,A.-G. 

♦ 

10  Mill. 
Rbl. 

21.  Nov. 

257 

Aug.  24. 

Warschauer  Zuckerfabr.  .     . 

5Mül.Rbl. 

, 

258 

Nov.  11. 

Spiritusindustrie  A.-G.,  Wien 

2,6  Mill. 

3,5  MiU. 

Kr. 

Kr. 

24.  Aug. 

259 

Jan.     9. 

Anglo-KontinentaleKondens. 

2  Mill. 

2,5  Mill. 

Milch  A.-G.,  Wien   .     .     . 

Rbl. 

Rbl. 

260 

Juni  15. 

Vöslauer  Kammgarnfabr. .     . 

7,5  Mill. 
Kr. 

8,3  MiU. 
Kr. 

9.  Jan. 

261 

»     23. 

A.-G.    der    Wollmanufaktur 
F.    Wilhelm     Schweikert, 

Lodz 

2Mill.Rbl. 

3MiU.Rbl. 

. 

262 

American  Woolen  Comp.     . 

35  Mill.  $ 

40  Mill.  $ 

263 

Aug.  31. 

Baumw.-A.-G.      de     Angeli, 

20  Mill. 

23  MiU. 

. 

Mailand 

Lire 

Lire 

264 

Nov.    5. 

A.-G.   der  Moskauer  Textil- 

9  Mill. 

10  MiU. 

manufaktur  Glarus  .     .     . 

Frcs. 

Frcs. 

12.  Nov. 

265 

Dez.  17. 

Russ. -Franz.  Baumwollges., 

10  Mill. 

15  MiU. 

Paris 

Frcs. 

Frcs. 

266 

April  13. 

Atchison  Topeka  and  Santa 

Fe  Eisenb.-Ges.,  New  York 

250  Mill.  $ 

323  MiU.  $ 

. 

267 

Mai     3. 

Ver.  Arader-Csanader  Eisen- 

■ 

bahn      

um  3,5  Mill.  Kr. 

6.  Juni 

268 

„     26. 

Louisville  andNashvilleBahn, 
New  York 

um  12  Mill.  $ 

269 

Juli    10. 

Comp,  du  Chemin  de  fer  de 

Rosario  ä  Puerto  Belgrano, 

15  Mill. 

25  MiU. 

Paris 

Frcs. 

Frcs. 

270 

«     26. 

Pennsylvania  RailroadComp. 

Philadelphia 

500  Mill.  S 

580  Mill.  $ 

271 

Sept.  25. 

New   York    Newhaven    and 
Hartford  Bahn      .... 

um  15  Mill.  $ 

272 

Dez.     2. 

Chicago     and     North    West 
R.  R.  Co 

um  30,5  Mill.  $ 

273 

„        3. 

Montreux -Bern  er  Oberland 

9  Mill. 

10  Mül. 

Bahnen     

Frcs. 

Frcs. 

274 

Febr.  27. 

Handelsvereinigung  Amster- 
dam        

um  2,5  Mill.  fl 

275 

Mai     7. 

Portois   &  Fix    A.-G.,  Wien 

(Kunstmöbel) 

2  Mill.  Kr. 

3  Mill.  Kr. 

276 

Juli     2. 

Luxemb.    Bergw.    u.     Saar- 
brücker  Eisenb.-Ges.  Bur- 
bacher Hütte 

um  3  Mill.  Frcs. 

277 

Juni    22. 

Schweiz.    Unfallversichergs. 

5  Mill. 

10  MiU. 

A.-G.,  Winterthur     .    .     . 

Frcs. 

Frcs. 

8.  Juli 

278 

Sept.  17. 

Trafikaktiebolaget  Gr  aenges - 

berg-Oxeloesund,     Stock- 

63 MiU. 

75,6  MiU 

. 

holm     

Kr. 

Kr. 

279 

Okt.     9. 

Götzsche,      Holzgesellschaft, 

8  Mill. 

12  MiU. 

. 

Wien 

Frcs. 

Frcs. 

280 

Nov.  19. 

Wells  Fargo  Comp.  New  York 

8  Mill.  $ 

24  MiU.  $ 

. 

281 

Dez.     9. 

Gath  &  Chaves,  Buenos  Aires 

6  MiU.  $ 

9  MUl.  $ 

. 

Warenhaus  .     .     .     .     .     . 

(Gold) 

(Gold) 

282 

,      14. 

Galeries  Lafayette    .... 

22,5  Mill. 
Frcs. 

30  MiU. 
Frcs. 

• 
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Neben  diesen  für  die  ganze  Konzentrationsbewegimg  charak- 
teristischen Erscheinungen  haben  sich  in  einzelnen  Industriezweigen 
verschiedene  Transaktionen  vollzogen,  die  wir,  wie  in  den  Vor- 
jahren, kurz  zur  Darstellung  bringen,  soweit  sie  für  die  Branchen 
selbst    von    größerer    Wichtigkeit    gewesen    sind. 

In  der  oberschlesischen  Montanindustrie  bestand  das  Haupt- 
interesse in  der  beabsichtigten  Vereinigung  der  Oberschlesischen 
Eisenbahnbedarfs-Aktiengesellschaft  und  der  Oberschlesischen 
Eisenindustrie-Aktiengesellschaft  (Caro-Hegenscheidt),  an  welche 
die  Bismarckhütte  angegliedert  werden  sollte.  Bis  zum  Schlus&e 
des  Berichtsjahres  ist  jedoch  diese  Kombination  über  das  Stadium 
der  Vorprüfung  nicht  hinausgekommen.  —  Einen  bemerkens- 
werten Schritt  in  der  Geschichte  der  reinen  Walzwerke  bedeutete 
der  Zusammenschluß  zweier  bedeutender  Konkurrenzfirmen  in 
Hohenlimburg  zu  einer  Aktiengesellschaft.  —  Eine  Folge  der  Be- 
gründung des  Zinksjaidikats  war  die  Aufnahme  des  1871  ge- 
gründeten Emser  Blei-  und  Silberwerkes  mit  2,6  Mill.  M.  Kapital 
durch  eine  der  ältesten  Aktiengesellschaften  Deutschlands,  die 
1845  gegründete  Aktiengesellschaft  für  Bergbau,  Blei-  und  Zink- 
iabrikation  zu  Stolberg  (Eheinland).  Die  aufnehmende  Gesell- 
schaft, die  schon  1853  sich  mit  dem  Rheinisch-Westfälischen 
Bergwerksverern  fusioniert  hatte  und  zuletzt  über  15  Mill.  M. 
Kapital  verfügte,  war  bis  dahin,  da  sie  Zinkerze  zwar  produzierte, 
sie  aber  nicht  selbst  verhütten  konnte,  auf  einen  Anschluß  an 
Zinkhütten  angewiesen.  Das  Emser  Werk  besaß  dagegen  nur 
Bleihütten  und  brachte  seine  Zinkerze  zum  Verkauf.  Durch  den 
Zusammenschluß  werden  dann  in  Zukunft  die  Erze  in  einem 
Unternehmen  verhüttet  werden. 

Eine  weitere  Vergrößerung  des  Konzerns  Berlin-Anhaltische 
Maschinenbau-Aktiengesellschaft  —  Stettiner  Chamottefabrik  vor- 
mals Didier,  der  im  Vorjahre  die  Interessengemeinschaft  der  von 
ihm  abhängigen  Benrather  Maschinenfabrik  mit  der  Märkischen 
Maschinenbauanstalt  und  der  Duisburger  Maschinenbau- Aktien- 
gesellschaft bewirkt  hatte,  lag  in  der  Fusion  des  leitenden  Unter- 
nehmens mit  der  Kölnischen  Maschinenbau-Aktiengesellschaft.  — 
Auf  dem.  Gebiete  des  L^itungskupfergeschäftes  führte  die  Auf- 
nahme der  Süddeutschen  Kabelwerke  Mannheim  durch  die  Heddem- 
heimer  Kupferwerke  vorm.  F.  A.  Hesse  Söhne  in  Frankfurt  a.  M. 
zu  einer  beide  Teile  befriedigenden  Fusion.  Die  Heddernheimer 
Kupferwerke  mit  einem  Kapital  von  5  JMill.  M.,  das  auf  8  Mill.  M. 
erhöht  werden  sollte,  fabrizierten  in  großem  Umfange  Kupfer- 
drähte zu  Leitungszwecken,  während  die  Süddeutschen  Kabelwerke 
zu  ihren  Stark-  und  SchwachstromkabeLn  Kupferdraht  ver- 
arbeiteten, den  sie  erst  kaufen  mußten.  Die  unnötige  und  schädliche 
Konkurrenz,  die  entstanden  wäre,  wenn  das  Kupferwerk  eine 
eigene  Kabelfabrik  und  die  Kabelwerke  ein  eigenes  Walzwerk 
hätten  errichten  müssen,  wurde  durch  die  Fusion  beseitigt.  —  Von^ 

21* 


Montan. 


Metalle. 
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besonderem  Interesse  für  den  Berliner  Platz  war  die  Umwandlung- 
der  seit  90  Jahren  in  Berlin,  Duisburg  und  Aschaffenburg  be- 
stehenden Kupfer-  und  Messingfirma  C.  Heckmann  in  eine  Aktien- 
gesellschaft mit   10  Mill.   M.   Kapital. 

Nach  langen  Verhandlungen  kam  es  endlich  zu  einer 
Vereinigung  in  der  Camera -Industrie,  welche  „die  deutsche 
photographische  Industrie  heben  und  den  Konkurrenzkampf 
in  ihr  mildern  sollte".  Die  Fabrik  photographischer  Apparate 
vorm.  E«.  Hüttig  u.  Sohn  in  Dresden  ermäßigte  ihr 
Kapital  auf  0,786  Mill.  M.  und  änderte  ihre  Firma  in 
loa  Aktiengesellschaft  ab.  Dann  erhöhte  sie  ihr  Kapital  um 
2,214  Mill.  auf  3  Mill.  M.  und  erwarb  die  Emil  Wünsche  Aktien- 
gesellschaft für  photographische  Industrie  in  Dresden-Keick  und 
die  Camera- Abteilungen  zweier  Firmen  in  Jena  und  Frankfurt 
am  Main-Furtwangen. 

In  der  Porzellan-  und  Glasindustrie  nahm  die  Porzelianfabrik 
Triptis  eine  größere  Transaktion  vor,  indem  sie  eine  der  größten 
Glasfabriken  Oesterreichs  aufnahm.  —  Den  gleichen  Weg  be- 
schritt die  Nürnberger  Porzellanfabrik  Hutschenreuther  Aktien- 
gesellschaft, die  Porzellanfabriken  in  Karlsbad  erwarb.  Dagegen 
wurde  ein  bedeutendes  Berliner  Geschäft,  die  Glashüttenwerke 
Warmbrunn,  Quilitz  &  Co.  in  Berlin  und  Tschemitz  (Böhmen)  von 
den  Neuen  Oberlausitzer  Glashüttenwerken  Schweig  &  Co.  in 
Weißwasser  angekauft,  die  ihr  Kapital  von  2  Mill.  M.  auf 
3  Mill.  M.  erhöhten  und  ihre  Firma  in  Vereinigte  Lausitzer  Glas- 
werke A.-G.  abänderten. 

Eine  starke  Bewegung  war  in  der  Brauindustrie  festzu- 
stellen. Schon  der  Umstand,  daß  in  Hamburg  die  Friesen 
Brauerei-Aktiengesellschaft  gegründet  wurde,  als  deren  Zweck 
„der  Ankauf  bzw.  die  Uebemahme  von  Brauereien  in  Hamburg, 
Altena  und  Umgegend"  bezeichnet  war,  ist  ein  Symptom  für 
die  im  Brauereigewerbe  herrschende  Konzentrationstendenz.  —  In 
der  badischen  Brauindustrie  übernahm  die  Aktienbrauerei  Ding- 
lingen  in  Freiburg  die  Bercherbrauerei  Aktiengesellschaft  in 
Breisach  und  wandelte  sich  zur  Mittelbadischen  Brauereigesell- 
schaft zum  Greifen  um.  Als  solche  übernahm  sie  dann  die  Brauerei- 
gesellschaft vorm.  Karcher  Aktiengesellschaft  in  Emmendingen.  — 
In  der  Berliner  Brauindustrie  erwarb  die  Löwenbrauerei  Aktien- 
gesellschaft in  Hohenschönhausen  die  seit  1873  bestehende  Feld- 
schloßbrauerei in  Groß-Lichterfelde.  —  Auch  in  der  Bayrischen, 
Rheinischen,  Lothringer  Brauindustrie  waren  Vereinigungen  und 
Kapitalserhöhungen  zu  verzeichnen. 

Eine  bedeutende  Fusion  vollzog  sich  in  der  Holzindustrie, 
Die  Verbindung  der  Firmen  Wolff  Herrmann  Comm.-Ges.  Char- 
lottenburg und  Holzexport  G.  m.  b.  H.,  Danzig,  die  mit  großen 
Holz-  und  Schwellenfirmen  eng  verbunden  waren,  ließ  in 
Zukunft  zwei  der  bedeutendsten  Holzkonsumenten  sowohl  bei  dem 
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Eiiikauf  in  Eußland,  als  auch  bei  ihren  Lieferungen  im  Inlande 
wie  in  ihren  Abschlüssen  nach  dem  Auslande  geeinigt  vorgehen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  ist  außer  den  zahlreichen 
Kapitalserhöhungen,  besonders  auch  bei  Kleinbahnen,  tind  den 
Versuchen  zur  Gründung  von  Lnftschiffahrtsgesellschaften, 
noch  die  Interessengemeinschaft  der  Mannheimer  Lagerhaus-G^ 
Seilschaft  mit  der  Rhein-Seeschiffahrtsgesellschaft  zu  Köln  zu 
erwähnen.  Die  letzte  Gesellschaft  beschloß  1,8  Mill.  M.  Aktien 
des  Mannheimer  Lagerhauses  anzukaufen. 

Verschiedene  Zusammenschlüsse  kennzeichneten  die  Geschäfts- 
lage im  süddeutschen  Versicherungsgewerbe.  Der  Bayerische  Lloyd 
Transportversicherungs-Akt.-Ges.  vnirde,  nachdem  vergebliche  Ver- 
handlun^n  mit  der  Oberrheinischen  Versicherungs-Gesellschaft 
in  Mannheim  gepflogen  waren,  schließlich  von  der  Allianz  Ver- 
sicherungs-Akt.-Ges.  in  Berlin  aufgenommen,  und  die  Heilbronner 
Versicherungsgesellschaft  von  der  "Württembergischen  Transport- 
Versicherungsgesellschaft  in  Stuttgart,  ihrem  früheren  Mutter- 
institut. —  Während  in  Hamburg  eine  Verbindung  zwischen  der 
dortigen  Albingia  Versicherungs- Akt.-Ges.  und  der  Deutschen 
Feuer- Versicherungs-Akt.-Ges.  in  Berlin  im  letzten  Augenblick 
scheiterte,  schlössen  zwei  Frankfurter  Versicherung^  -  Gesell- 
schaften, die  Frankfurter  Transport-,  Unfall-  und  Glasversiche- 
rungs- Akt.-Ges.  und  die  Frankona,  Eück-  und  Witwenversiche- 
rungs-Akt.-Ges.,  mit  zwei  Eückversicherungs-Gesellschaften  in 
Berlin,  der  Rückrs^ersicherungs  -  Gesellschaft  Europa  und  der 
Preußischen  E,ückversicherungs-Akt.-Ges.,  eine  Interessengemein- 
schaft ab. 

Auf  dem  Gebiete  des  Handels  war  die  große  Zahl  von  neu- 
gegründeten  Kolonialgesellschaften  bemerkenswert,  über  die  an 
anderer  Stelle  berichtet  wird.^)  Für  die  übrigen  Verbindungen 
zwischen  Industriegesellschaften,  deren  Gesamtzahl  von  62  im 
Vorjahr  auf  129  gestiegen  ist,  verweisen  wir  auf  die  Tabelle  100. 


Verkehr. 


Handel. 


Tab.  129. 


Konzentrationen  in  der  Industrie. 


Nr. 


■D^^«««*     i  Name  der  aufnehmenden 
l"^^-  Gesouschaft 


Name  der  eine  Verbindung 
eingehenden  Gesellschaft 


Art  der 

Verbindung 


Datum 
der  beschl. 
Gen.-Vers. 


Jan.  3. 


4. 


Dampf  Ziegelei 
Schanzenberg 
A.-Gr.,  Saarbrücken 

Oldenb.  Glashütte 
A.-G.,  Oldenburg 


a)  Im  Deutschen  Reiche. 

Saarbr.Dampf  Ziegelei 
Bruch,  Lüttgen  & 
Co.,  Malstatt  -  Bur- 
bach 

Glashütte  Hildburg- 
hausen von  Ried 
&  Co.,  Hildburg- 
hausen (Piaschen- 
fabrik) 


Ankauf 


Ankauf 


1)    S.    0.    III.   Außen-   u.    Kolonialhandel   S.    74  ff. 


Steine  und 
Erden. 


326 


Teil  I.   Allgemeine  Entwicklung. 


Nr. 


Tag  des 
Bekaiint- 
werdens 


Name  der  aufnehmenden 
Cresellschaft 


Name  der  eine  Verbindung 
eingehenden  Gesellschaft 


Art  der 
Verbindung 


Datum 
der  beschL 
Gen. -Vers, 


April  24. 

Aug.  7. 

Nov.    4. 

„      13. 

n        22. 

Dez.     9 
Jan.  17. 


10 

März  13. 

11 

n        14. 

12 

,     22. 

13 

„     24. 

14 

April  2. 

15 

„       8. 

16 

Juni  19. 

17 

Juli     5. 

18 

»     22. 

19 

Aug.    6. 

20 

Nov.  27. 

21 

März     5. 

Porzellanfabrik  Hut- 
schenreuther,  Ho- 
henbergb.  Dresden 

Fenner        Glashütte 

vorm.Raspiller&Co. 

G.  m.  b.  H.  Nachf  , 

Fenne 
Neue     Oberlausitzer 

Glashüttenwerke 

Schweig&Co.A.-G., 

Weißwasser 
Duxer       Porzellan  - 

manuf.  A.-G. 

Bremer  Portland 
CementFabr.  Porta 

Stralauer    Glashütte 

Geisweider  Eisen- 
werke 


Friedr.König,Hohen- 

limburg       (Walz- 

Averke) 
Metallurg.  Ges , 

Frankfurt  a.  M. 
A.-G.    für   Bergbau, 

Blei-  u.  Zinkfabr., 

Stolberg 
Eintracht,       Braun- 

kohlenw.u.Brikett- 

fabr.,     Neu-Wel- 

zow  N.-L. 
Oberschles.      Eisen- 
industrie     A.  -  G., 

Gleiwitz 
Gewerksch.  Langen- 

brahm,  Essen 
Dtsch  -Luxemburg. 

Bergw.-  u.  Hütten- 

A.-G. 
Mark.- Westf.  Bergw- 

Verein  i.  Letmathe 
Dtsch.-Luxemburg. 

Bergw.-  u.  Hütten- 

A.-G. 


Oberschles.  Eisen- 
Ind.  A.-G.  f.  Berg- 
bau- u.  Hüttenbetr. 
Gleiwitz 

A.-G.  Deutsche  Kali- 
werke Benterode 

Heddernheimer 
Kupferwerk. 
Frankfürt  a.  M. 


Altrohlaue  rPorzellan-l      Ankauf 
fabr.  M.  ZdekauerJ 
Altrohlau  b.  Karls- 
bad ; 

Glasfabrik  Drei-         ^Verg.  z.A.-G. 
brunnen,    Hirsh 
Hammel 


25.  Mai 


Warmbrunn,   Quilitz 
&  Co.,  Glashütten- 
werke Berlin- 
Tschernitz  (Böhm.) 

Fasolt  &  Eichel,  Por- 
zellanfabr.,  Blan- 
kenstein  b.Weimar 

Portland  Cementw. 
Union.  Enniger- 
loh i.  W. 

Rädnitz.  Glashütten- 
werk   G.  m.  b.  H. 

Siegener  Eisenind. 
A.-G.  vorm.Hesse  & 
Schulte,  Rohlands- 
hütte i.  Weidenau 

Frdr.  Böcker,  Philipp 
Sohn&Co.,Hohen- 
limburg  (Walzw.) 

Deutsche  Diamanten- 
ges, m.  b.  H. 

EmserBlei-  u.  Silber- 
werk, Ems 

SaxoniaA.-G.,Braun- 
kohlenw,  Zeiß- 
holz 

Königshulder  Stahl- 
u.  Eisenw.  -  Fabr. 
A.-G. 

Steinkohlenbergw. 
Schnabel  in  Osten 

Lothringer    Hütte  n- 
verein  Aumetz- 
Friede 

Gew.  Victoria,-  Gew. 
Altenberg,   Siegen 

Hugo  Stinnes,  Mül- 
heim/R. 


Konsol.      Gleiwitzer 
Steinkohlengrube 


A.-G.  Kaliwerk  Neu- 
Bleichrode 

Süddeutsche  Kabel- 
werke,   Mannheim 


Fusion      '24.   Nov. 


Ankauf      1  4.  Dez. 


Fusion.        16.  Dez, 


Ankauf 

Begrdg.  der 
Siegerländer 
Stahlröhren  - 
werke  m-b.H 
Vereinigung 
z.  A.-G. 


Mitbegrdg. 
Fusion 

Ankauf 


Erwerb 

sämtlicher 

Aktien 

An- 

gliederung 

Fusion 


An- 

gliederung 
j  Umwdlg.  V. 
Ernst  Kupfer 
JKohlenflrma 
i  Berlin  in 
I  G.  m.  b.  H. 
lErwerb   von 

975  Kuxen 


April 


24.  März 


Fusion 
Fusion 


18.  Dez. 

I 

2.  April 

3.  , 


41 
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Nr. 

Tag:  des 
Bekannt- 
werdens 

Name  der  aufnehmenden 

Name  der  eine  Verbindung 

Art  der 

Datum 
der  besohl. 
Gen.-Vers. 

Gesellschaft 

eingehenden  Gesellschaft 

Verbindung 

22 

März  31. 

Deutsche  Babcock  u. 
Wilcox  Dampf- 
kesselwerke Ober- 
hausen (Rhld.) 

Oberschles.  Kesselw. 
B.Meyer  G.m.b.H. 
Gleiwitz 

Ankauf 

22.    .„ 

23 

April  4. 

HugoSchneiderA.-G. 
Paunsdorf-  Leipzig 
(Lampenbrenner) 

Otto  Müller,  Berlin 

Umwandig. 

in  A.-G.  und 

Bet. 

• 

24 

„       7. 

Berlin-Anhalt. 
Masch.-Bau  A.-G. 

Köln.    Masch.  -  Bau- 
A  -G.  in  Köln- 
Bayenthal 

Fusion 

29.  April 

25 

Mai  3. 

A.  E.-G.  u.  Bank  für 

Märk.Elektricitätsw. 

Begründung 

elektr.  Untern. 

A.-G. 

der  letzteren 

26 

Juni  3. 

Siemens    u.    Halske 

Soc.   beige    Siemens 

Begründung 

. 

A.-G. 

et  Halske 

der  letzteren 

27 

-     24. 

Matth.  Hohner  A.-G. 
Trossingen,  Württ. 
(Harmonikafabr.) 

Chr.  Meßner  &  Co., 
Trossingen 

Fusion 

• 

28 

n         30. 

Mitteldeutsche  Auto- 

C.  F.  Schulze  &  Co  , 

Grdg.  d.  Mittel- 

. 

maten-Ges., 

Automat.Apparate, 

deutsche 
x\utomaten  A.-G. 

Dresden 

Berlin 

Dresden 

29 

Juli  14. 

Ueberland-Zentrale 
Helmstedt  A.-G. 

Gewerksch.     Consol. 
Sudersche   Braun- 
kohlenborgw.      zu 
Helmstedt 

Erwerb 

16.  Juli 

30 

n        23. 

Electra  A.-G., 

Vogtland.    Elektriz.- 

Ankauf  d. 

. 

Dresden 

Werk 

größten  Teils 
der  Aktien 

31 

Aug.    3. 

A.-G.  f.  Gas  u.  Elek- 

A.-G.Vulkan,Düssel- 

Mitbegr.  d. 

, 

trizität,  Köln 

dorf 

letzteren 

32 

Sept.  21. 

Schwarzenb.    Email- 
lierwerk        vorm. 
Rein  Strom  &  Pilz, 
Schwarzenberg  i.S. 

Ernst    Hecker,    Me- 
tallwarenfabrik, 
Aue  i.  S. 

Erwerb 

15.  Okt. 

33 

.     25. 

Balcke,    Tellering  & 
Co.,  Benrath 

Ernst  TelleriDg  &Co., 
G.m.b.H.,  Fittings 
Fabr.  i.  Immigrath 
b.  Benrath 

Aufnahme 

34 

.     27. 

Norddtsche.  Automo- 
bil-Motoren A.-G., 
Bremen 

Elektr.  Motor enfabr.. 
Weil 

Erwerb 

27.  Sept. 

35 

Okt.    7. 

Fabr.  photogr.  App. 
a.  A.,  A.  Hüttig  & 
Sohn,  Dresden 

Emil  Wünsche  A.-G. 
f.  photogr.  Ind.  in 
Reick   b.  Dresden 

Fusion 

6.  Okt. 

36 

Nov.  24. 

Dresdn.  Gasmotoren- 
fabr.   vorm. 
M.  HiUe,  A.-G. 

Jacobiwerk  A.-G , 
Meißen 

Uebernahme 

24.  Nov. 

37 

Dez.  10. 

Allgem.  Electr.-Ges. 

Schlesische      Klein- 
bahn-Ges. 

Ankauf  der 
Aktien- 
majorität 

38 

April  24. 

GeorgEgestorffs  Salz- 
wke.  A.-G.  Hannov. 

Nienburger  Chem. 
Fabr.  A.-G. 

Fusion 

7.  Mai 

39 

Mai  12. 

Salpeterw.  Gilde- 
meister, Bremen 

J.Matth.  Gildemeister 
Chiü 

Ankauf 

12.     „ 

40 

n        22. 

A.-G.     f.     Stickstoff- 
dünger i.  Knapsack 
b.  Köln 

Ges.  f.  Stickstoff  düng. 
G.m.b.H.  i.  Wester- 
egeln 

Uebernahme 

11.  Juni 

41 

Juni    8. 

Chem.     Düngerfabr. 

F.W.WeiB&Co.,G.m. 

Vereinigung 

Vogtmann    &    Co., 

b.  H.,  Hilchenbach 

z.  A.-G. 

G.  m.  b.  H. 

in  Westf. 

Chemische 
Fabriken. 


328 


Teil  I.  Allgemeine  Entwicklung. 


Nr. 


Tag  des 
Bekannt- 
werdens 


Name  der  aufnehmenden 
Gesellschaft 


Name  der  eineVerbindung 
eingehenden  Gesellschaft 


Art  der 
Verbindung 


Datum 
der  beschl 
Gen.  -Vers 


42 
43 

44 

45 
46 

47 
48 

49 
50 
51 
52 

53 
54 

55 

56 

57 
58 
59 

60 

61 

62 
63 
64 


Juni  25. 

Juli    9. 

r,         23. 

Aug.  20. 
Okt.  22. 

n        29. 

Nov.  15. 

Jan.  9. 
Febr.  26. 
März  11. 
AprillS. 

.     19. 
.     21. 

«     27. 

Mai  16. 
Juni  20. 

„     28. 
Aug.  21. 

r,        23. 

Sept.    8. 

.     10. 

Okt.    3. 

.     21. 


Brandenb.  Karbidwk. 
G.  m.  b.  H.,  BerUn 

Frankf .  Gasgesellsch. 


Chein.  Fabr.  Hönnin- 
gen,  vorm.  Walter 
Feld  &  Co.,  A.-G., 
Hönningen  (Rhein) 

A.-G.  J.  D.  Riedel, 
Chem.Fabr.,  Berlin 

A.-G.  f.  pharmaz.  Be- 
darf sart.  vorm.  G. 
Wenderoth,  Kassel 

Edm.  Müller  &  Mann 
A.-G.,  Charlottenb 

A.-G.  f.  Pharmazeut. 
Bedarfsartikel.  G. 
Wenderoth,  Kassel 

Holsten-Brauerei, 
Hamburg 

Mülheimer  Aktien- 
brauerei, Mülheim 

Niederrhein.  Aktien- 
brauerei, Xanten 

Kochelbrauerei, 
München 

Fritz  Berliner,  Leob- 
schütz    (Dpfmühl.) 

LöwenbrauereLA.-G., 
Berlin-Hohen- 
Schönhausen 

Hofbräuhaus  A  -G , 
Saarbrücken 

Friesenb  rauer  ei , 
Hamburg 

Aktienbrauerei  Ding- 
lingen,  Freibg./Br. 

Ver.  Tabakind.A.-G., 
Hamburg 

Regensburger  Brau- 
haus A.-G. 

Linden.  Akt  -Brauer. 

vorm.     Brande    & 

Meyer,  Hannover. 
Mittelbad.   Brauerei- 

ges.z. Greifen  A.-G., 

Freiburg 
Osteibische    Spritw. 

A.-G.,  Berlin 
Brauerei   Mäbendorf 

i.  Suhl 
Ver.    nord-  u.  südd. 

Spritwerke   A.-G., 

Nürnberg,     Berlin 

u.  Breslau 


Ostdtsch.  Wasserkraft 
Ges.  m.  b.  H.,  Berlin 

Imperial  Continental 
Gas  Association, 
Fil.  Frankfurt  a.M. 

Nickelwerk  G.m.b.H. 


Permutit-Filter-  Co. 

G.  m.  b.  H. 
W.  Wenderoth  G.  m. 

b.  H.,  Berlin 

Dr.  J.  Perl  &  Co. 

G.  m.  b.  H.,  Berlin 
Wilh.  Wenderoth, 

G.  m.  b.  H.,  Berlin 

Bierbrauerei  Janssen 
Wwe.,  Hamburg 

Brauerei  R.  Pund  in 
Mörs-Asberg 

Löwenbrauerei  G.  m. 
b  H.,  Rheydt 

Brauerei  Frh.  v.  Geb- 
sattel, Hof  Heg- 
nenberg 

Heinrich  Brück,  Karl 
Böhm,  Leobschütz 

Feldschloßbrauerei 
G.  m.  b.  H ,     Gr.- 
Lichterfelde 

Genossensch.-Actien- 
brauerei    Union, 
Saarbrücken 

Bahrenfelder  Brauer, 
i.  Liqu. 

Bercherbrauer,  A.-G. 
Breisach 

F.  H.  Ziegenbein,  Ci- 
garren  f  ab .  ,Hambg. 

Bergmüllersche  Mäl- 
zerei U.Karmeliter- 
Brauer.,  Regensbg. 

H.  Langkopf,  G.  m. 
b.H.,Peine(Brauer.) 

Brauer  eiges.     vorm. 
Karcher  A.-G., 
Emmendingen 

A.  Katzenellenbogen 
Spritwerke 

Brauerei  Gebr.  Krell, 
Heinrichs 

Spritfabr  L.  Brügge- 
mann in 
Schwetzingen 


Umwdlg.  L  A.-G 
Brandenb. 

Karbid- u.Elec-' 
tricitätsw. 

Erwerb 


Ankauf 


Errichtung 

Erwerb  v. 
Geschäfts- 
Anteilen 
Ankauf 

Fusion 


Erwerb 

Ankauf 

Ueber- 

nahme 

Stillegung 

der  letzteren 

Vereing.  z.Groß- 

mühlen  A.-Q. 

Leobschütz 

Fusion 


Fusion 

Ankauf 

Fusion 

Ueber- 

nahme 

üebernahme 


Interessen- 
gemeinsch. 

Fusion 


Ankauf 
Ankauf 
Erwerb 


29.  Juli 


15.  Nov. 

15.     r, 

9.  Jan. 


29.  Sept. 
19.  Juli 

28.  Juni 

1.  Sept. 

29.  , 

1.  Okt. 

2.  « 
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Tag  des 
Bekannt- 
werdens 


Dez.  11. 

Jan.  27. 

April  23. 

Mai  15. 

Sept.  11. 

Okt  14. 

Nov.  15. 

Jan.    3. 

März  16, 
April  14. 

„     28. 

Mai     1. 
Juli  8. 

Okt.   2. 

Nov.  23. 


Name  der  aufnehmenden 
Gesellschaft 


Jan.  2. 
Mai  15. 
Juni  14. 


Name  der  eine  Verbindung         Art  der 
eingehenden  Gesellschaft       Verbindung 


Sept.  28. 


Posener    Sprit-A.-G. 


Tapeten -Ind.  A.-G., 
Altona     , 

Papierfabr.  Reisholz 
A.-G.  i.  Kabel  i.  W. 

Dachpappenfabr.  v. 
Gaßmann  zu  Glei- 
witz  u.  Oppeln 

Varziner  Papierfabr. 

Albrecht    &   Meister 

A.-G.,  Berlin 
Verein  für  Zellstoff- 

Ind.  A.-G.  Dresden 
Orenstein  &  Koppel 


Deutsche  Levante- 
linie, Hamburg       | 

Lehnkering  &  Co.! 
A.-G.,  Duisburg,! 
Hagen  (Transport)! 

AUgem.  Local-  und| 
vStraßenbahnA.-G., 
Berlin 

Rhein-  u.  Seeschiff- 
fahrtsges.,  Köln 

Orenstein  &  Koppel, 
Arthur  Koppel 
A.-G. 

Niederrhein.  Dampf- 
schlepp schiff  A.-G., 
Düsseldorf  i 

Deutsche  Post-  und; 
Eisenb.  Verkehrs-j 
A.-G. 


Mechan.  Weberei 
Fischen  A.-G. 

Ver.  Werkstätten  f. 
Kunst  u.  Handw., 
München 

Sammtappretur- 
Pr  es  s  erei  vanKem  - 
pen  &  Müller,  Kre- 
feld 

Stoffappretur  C.  L. 
Lenger  Sohn,  Kre- 
feld 

Gruschwitz  Textilw. 
A.-G.,  Grünberg 


Bk.  f.  Sprit-  u.  Pro- 
duktenhdl.,  Berlin 

Chemnitzer  Tapeten- 
fabrik Max  Lang- 
hammer, Chemnitz 

Papierfabrik  Flens- 
burg V.  C.  F.  Wal- 
ther in  Flensburg 

Nothmann  &  Domb 


Hammermill     Paper 

Co.,  Erie 
A.-G.  Aristophot, 

Taucha  (Papier) 
Papierfabr.    Nieder- 

Leschen  A.-G. 
Arthur  Koppel 


Atlas-Linie,   Bremen 

Berg. -Mark.  Transp.- 

Kont.   O.    Hansen, 

Kückelhausen 
Düsseld.-Duisburger 

Kleinbahn  G.  m.  b. 

H.,  Kaiserswerth 
Mannheimer    Lager- 

hausges. 
Deutsche  Feld-  und 

Indus  tri ebahnw. 

G.  m.  b.  H.,  Danzig 
Silo  A.-G., Düsseldorf 


Internat.  Abelsche 
Briefmarken- Auto- 
maten -  Vertriebs- 
ges.  m.  b.  H.  Inter- 
nat. Eisenb.  Fahr- 
karten -  Billetausg. 
G.  m.  b.  H. 

Mechan.  Weberei 
Bachmann  &  Loeb, 
Sonthofen 

Bremer  Woll  -  Ind. 
A.-G.  vorm.  J.  G. 
H  agenmeyer  i.  Liq. 

Karl  Overlack,W.A. 
Biermann  &  Sohn, 
Krefeld 

Stoffappretur    und 
Moirieranstalt 
Heinrich  Tack, 
Krefeld 

J.  E.  Gruschwitz  & 
Söhne  zu  Neusalz, 
Lauban  u.Konstadt 


Ank.  d. 

Majorität 

d.  Aktien 

Uebernahme 


Ankauf 


Verg.  z.  Schles. 

Dachpappen- 
fabr. G  m.  b.  H. 
Breslau 

Erwerb 

Fusion 

Ankauf 

Umwdlg.  der 

Inter.-Gem. 

in  Fusion 

Erwerb 

Fusion 


Ankauf 
d.  Aktien 


Uebern.  v. 
,8  Mill.  Akt. 
Einfluß- 
nahme 

Fusion 


Uebernahme 


Uebernahme 


Erwerb 


Zusammen- 
schluß 
zu  einer 
Firma 


Erwerb 


Datum 
der  beschl. 
Gen.-Vers. 


11.  Dez. 


10.  Mai 


Papier. 


Sept. 
Nov. 
Dpz. 
Föbr. 


Verkehr. 


9.  Aug. 


Textil. 


28.  Sept. 
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Xr. 

Tag  des 
Bekaont- 
werdens 

Name  der  aufnehmenden 
Gesellschaft 

Name  der  eine  Verbindung 
emgehenden  Gesellschaft 

Art  der 
Verbindung 

Datum 
der  beschl 
Gen.-Vers. 

84 

Okt.  11. 

Engl.  Wollwaren  Ma- 

Schles.      Tuchfabrik 

Interessen- 

6.  Dez. 

nuf.,    Grünberg  i. 

R.    Wolff     A.-G, 

Gemeinsch. 

Schi. 

Grünberg 

85 

n         20. 

Spitzen  appretur 
Plauen 

Fr.     Aug.     Preßler, 
Appretur 

Ankauf 

20.  Okt. 

86 

Dez.  18. 

Spinnerei    u.    Bunt- 

Spinnerei u  Weberei 

Fusion 

21.  Jan. 

weberei  Pfersee.    1      Ulm 

1910 

S^rsicheniHg.            87 

Juni   12. 

Frankfurter  Trans- 
port-,ünfall-  und 
Glasversicher.- 

Rückversiche- 
ruugsgesellsch. 
Europa,  Berlin 

A.-G.,  Frankfurt 

Interessen- 

. 

88 

Frankona,  Rück-  u. 
Witwenversiche- 
ruDgs-A.-G., 
Frankfurt 

Preuß.       Riickver- 
sicherungs- 
A.-G.,  Berlin 

gemeinsch. 

89 

Juni  1. 

AJlianz  Vers.  A.-G., 
Berlin 

Bayrischer       Lloyd 
Transport-Vers. 
A.-G.,  München 

Fusion 

5.  Okt. 

90 

Okt.  30. 

Württemb.       Trans- 
portversich.-Ges., 
Heilbronn 

Heilbronner  Ver- 
sicherungsges. 

Fusion       26.  Nov. 

! 

91 

Nov.  1. 

Aachen-München. 

Allgem.  Seeversiche- 

Interessen- 

. 

Feuerversiche- 

rungsges.,      Ham- 

Gemeinsch. 

rungsges. 

burg 

92 

.       3. 

Deutschland  Lebens- 
versicher.     A.-G., 
Berlin 

Lebensversicherung 
Maatschappij  Dort- 
recht, Dortrecht 

Uebernahme 

• 

93 

Dez.  8. 

Bremer   Lebensvers 

Hannoversche 

Fusion 

30.  Dez. 

A.-G. 

Lebensvers.   A.-G. 

6.  Jan.  10 

Handel.                  94 

März  8. 

Eisen-    und    Metall- 
han delsges.   m.   b 
H.,  Nürnberg 

Metallhdlg.    Hichen- 
berg,     Halberstadt 
&  Co..  Halle 

Aufnahme 

95 

„     10. 

Holzexport  G.  m.  b. 
H.,  Danzig 

Wolff  Hermann  Holz- 
import,  Charlotten- 
burg 

Verbin  dg. 

96 

r,         19. 

Hecht,  Pfeiffer  &  Co., 
Berlin 

Hardt  Export  m  b.H. 

Errichtung 

97 

Okt.  12. 

Ver.  Ravenesche 
Stabeisen-  u.  Trä- 
gerhandlungA.-G.. 
Berlin 

M.  J.  Caro  &  Sohn, 
Eduard     Lindner, 
Berlin   u.  Breslau 

Uebernahme 

desgl. 

C.F.WeithasNachf.. 

Leipzig 
Bergmann  &  Co., 

Beteiligung 

erschiedenes.           98 

Aprü  15. 

A.-G.  f.  Korbwaren- 

Fusion 

15.  Aprü 

Ind.  vorm.  A.Hour- 

Kom. -Ges.,  Hirchs- 

'  deaux,  Lichtenfels 

aid  u.  Lichteinfels 

99 

Mai  24. 

A.-G.  f.  Bürstenind., 
Striegau 

Mez  &  Co.  in  Donau- 
eschingen, 

Ankauf 

10.  Juni 

Mechan.       Bürsten- 

fahr  ,  Bergedorf 

100 

Nov.  8. 

Neues      Tageblatt 

Würitemberger  Zei- 

Interessen- 

22.  Nov. 

A.-G.,     Stuttgart, 

tung 

Gemeinsch. 

Deutsche  Verlags- 

anstalt Stuttgart 

i 
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Tag  des 
Bekannt- 
werdens 

Name   der  aufnehmenden 

Name  der  eine  Verbindung 

Art  der 

Datum 
der  besohl. 
Gen.-Vers 

Nr. 

Gesellschaft 

eingchendeu  Gesellschaft 

Verbindung 

b)  Im  Auslände. 

101 

Febr.  4. 

Porzellanfabr.Triptis 

S.  Fischmann  Söhne, 
Flaschen-  u.  Tafel- 
glasfabr.,    Teplitz, 
Tichau,    Eichwald 
bei  Teplitz 

An- 
gliederung 

!    5.  März         steine  u.  Erden 

102 

April  7. 

Glashüttenwerk 

Deutsche          Fabrik 

ümwandlg. 

, 

Schröter,     Neffen, 

Fürstenberg    oder 

in  A.-G.  bzw. 

i 

Wien 

Briesen,  Mark, 
Glasfabrik  Josefs- 
thal, Böhmen 

G.  m.  b.  H. 

1 

103 

Juni  12. 

Königshof  er  Zement- 
fabrik, Wien 

Portland  -  Zement- 
fabrik Waldmühle 

Fusion 

• 

104 

Jan.  5. 

Roodeport       United 
Main  Reef  Co. 

Roodeport  Gold  Mi- 
ning Co. 

Fusion 

Montan 

105 

Febr.  20. 

Randfontein  Central, 

Ferguson     Randfon- 

Ver- 

, 

Stubbs      Randfon- 

tein,       Johnstone 

schmelzung 

tein,     East    Rand- 

Randfontein,   Van 

z.  Rand- 

fontein 

Hulsteyn       Rand- 
fontein 

fonteinMines 

106 

März  4. 

LuipaardsVleiEstate 
a.     Gold      Mining 
Comp.  (Transvaal) 

Windsor  Gold  Mines 
Comp.  (Transvaal) 

Fusion 

107 

.     19. 

FeiTeira  Mine 

Robinson  Gold    and 
Feireira  Deep 

Ver- 
schmelzung 

108 

April  1. 

Consolidated      Main 

Main  Reef  East,  Main 

Ver- 

Reef   Mines     and 

Reef  Deep 

schmelzung 

Estate 

109 

.       5. 

Nigel     Deep     Mine, 
Johannesburg 

Sub  Nigel  Deep  Mine 

Fusion 

110 

,     17. 

Rand        Klipfontein 
Estate  Co. 

Rand  Klipfontein  Co. 

Ver- 
schmelzung 

111 

Juni  30. 

Manchester        West 
Gold    Mining    Co. 
Lim. 

Manchester  Gold  Mi- 
ning Co. 

Fusion 

112 

Juli  31. 

Langlaagte      Estate, 
Langlaagte  Block  B 

Langlaagte  Explora- 
tion and  Building 
Co. 

Randmines  Deep 

Fusion 

113 

Aug.  21. 

Randmines  Co. 

Fusion 

114 

.     23. 

Geldenhuis  Deep  Co., 
Ltd. 

Jumpers    Deep    Co., 
Ltd.,     Geldenhuis 
Estate    and     Gold 
Mining  Co ,  Ltd. 

Fusion 

115 

„     25. 

Lancaster   Gold  Mi- 
ning Co. 

Lancaster  West  Gold 
Mining  Co.,  Ltd. 

Fusion 

116 

Dez.  7. 

Golden  Links  u.  Kal- 
goorli  Am.  Comp, 

Oroya    Brown     hill 
(Westaustr.) 

Fusion 

117 

.     9. 

Chafters    Main   Reef 

Great  Boulder  Main 
Reef 

Fusion 

118 

Febr.  3. 

Fiat  -  Gesellschaft, 

Soc.  Automobili  Bre- 

Ankauf 

MetaUe. 

Mailand 

vetti  Fiat 

Maschinen  und 

119 

n          14. 

A.-G.  Electricitätsw. 
Rothausen,  Luzern 

Electricitätswerk 
Altdorf 

Fusion 

Elektrizität. 

120 

April  3. 

Ges.     f.    electr.    Be- 

Electricitätsw.  Lodz 

Fusion 

leucht,  Petersburg 

121       Mai  1. 

0.    Mushad   u.   Son, 

Christiania     Restes - 

Fusion 

Gothenburg 

kosoemfabrik, 
Christiania  (Nägel) 
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Nr. 

Tag  des 
Bekannt- 
werdens 

Name  der  aufnehmenden 
Gesellschaft 

Name  der  eine  Verbindung 
eingehenden  Gesellschaft 

Art  der 
Verbindung 

Datum 
der  besbhl. 
Gen.-Viers. 

122 

Juni  4. 

Ateliers  de  Construc- 
tion    du  Nord   de 
la  France 

Ateliers    Nicaise     et 
Delcuve 

Fusion 

4.  Juni 

123 

Juli^  24. 

Erste    Brünner   Ma- 

Simmeringer Masch.- 

Interessen- 

schinenfabrik 

Fabr.,  Wien 

gemeinsch. 

1  94. 
Chemische 

März  3. 

Prod.  chim.  de  Has- 

Soc. an.  Centrale  de 

Interessen- 

Fabriken. 

selt   Soc.  an.  (Bel- 
gien) 

Prod.  chim.  i  Vil- 
vorde  (Belgien)  A.- 
G.    f.    ehem.    Ind. 
(Oesterr.) 

gemeinsch. 

125 

April  2. 

A.-G.    f.    Oest.-Ung. 

Oele  und  Petroleum 

Gründung 

Mineralölprod., 

Ges.  m.  b.  H.,  Ber- 

als Tochter- 

Wien 

lin 

Gesellsch. 

'- 

126 

Aug.  17. 

Warschauer  Zucker- 
fabr.,  Dobrschelin- 
ska  A.-G. 

Zuckerfabr.  Model, 
Zuckerfabr.    Ssan- 
niki 

Ankauf 

127 

«     20. 

Regatul  Romana  Pe- 
troleumges. 

Holländ.-Rumän.  Pe- 
trol.-Ges. 

Fusion 

128 

Sept.  4.  1  Regatul  Romana 

Astra    Raffinerie    in 
Ploesci 

Fusion 

Textil.                 ^2^ 

Jan.  9.    Vöslauer  Kammgarn - 
fabr. 

Bielitz-Bialaer 
Kammgarnspinner. 

Erwerb 

9.  Jan. 

130 

März  4. 

Winkler,   Gärtner  & 

Wirkw.  Strumpf-  u. 

Interessen- 

Bormann        A.-G. 

Handschuhfabr.  v. 

gemeinsch. 

(Tricotagen),  Lodz 

Winkler  &Gärtner, 
Burgstädt  i.  S. 

131 

Juni  3. 

Soc.    Tessuti    Stam- 
pati  Deangeli,  Mai- 
land (Textü) 

Cotonificio       Berga- 
masco 

Fusion 

132 

Nov.  5. 

Continental    Rubber 
Co.       (Kautschuk) 
New  York 

Intercontinental 
Rubber  Co. 

Fusion 

■ 

Verkehr.               133 

Febr.  22. 

Internat.      Transport 

Schenker  &  Co.,  Spe- 

Interessen- 

A.-G.,  Wien 

dition,  Wien. 

gemeinsch. 

134 

April  7. 

Reedereiflrma  Kova- 

Reedereifirma     Spo- 

Zschl  Z.A.-G. 

lenko,  Cherson 

zoto,  Cherson 

Novorossia, 
Brüssel 

135 

.     14. 

Oestr. Lloyd,  Austro- 

Triest  -Südamerikan. 

Begründung 

Americana,        Es- 

Schiffahrts-A.-G. 

der  letzteren 

compte-Gesellsch., 

ZionostenskaBanka 

136 

Juni  17.  [Illinois  Centralbahn 

Central  of  Georgia 

Ankauf 

■ 

Railway  Comp. 

Verschiedene           1 37 

Dez.  31. 

Wabash  Eisenbahn 

Pittsburg    Terminal 

Co. 
Photoglob  Co., Zürich 

Erwerb 

138 

«     1. 

Ver.   Kunstanstalten 

Fusion 

14.  Dez. 

Zürichs 

Ver. Kun  staust.  A.- 
G.  Kaufbeuren 

Den  Vorgang  der  Umwandlung  von  JBinzelfirmen  in  Aktien- 
gesellschaften oder  andere  gesellschaftliclie  Untemehjnimgsformen 
stellen  wir,  wie  im  Vorjahre,  in  der  folgenden  Tabelle  130  zu 
sammen,  deren  Kümmern  gegen  das  Vorjahr  von  56  auf  65  ge- 


stiegen sind. 
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Umwandliing"  von  Einzelflrmen  in  Aktiengesellschaften. 


m  des 
mnt- 
dens 


Name  der  sich 

umwandelnden 

Firma 


Neue 
Gesell- 
schafts- 
form 


Kapital 

in 
Mül.  Mk. 


Lfd. 
Nr. 


Datum  des 
Bekannt- 
■werdens 


Name  der  sich 

umwandelnden 

Firma 


I    Neue 
I  Gesell- 
J  Schafts- 
I    form 


Kapital 

in 
Mill.  Mk. 


a)  Im  Deutschen  Reiche. 


.  13. 

16. 

21. 

23. 

r.  19. 
25. 

26. 

•z    4. 


A.-G. 


12. 
25. 

il    1. 

14. 
24. 
24. 


Mechan.  Trikotwe- 
berei, Ludwigs- 
hafen, Gebr.  Mann, 
Ludwigshafen 

B.  Wagner,    Berlin-  Stettin, 

an.^4-t:^  Anthr 

Stettin  |u.Kohi.- 

■  werk. 
Im.  b.  H. 

Franziskaner    Leist-  A.-G 

brau,       Sedlmayr, 

München 
Otto  Müller,  Fabr.  f. 

Petroleum-  u.  Gas- 

glühlichtbrenner 
Max  Kohl,    Appara- 

tenfabr.,  Chemnitz. 
Hannov.  Bahnind.  m. 

b.  H.  z.  Hannover, 

Herrenhausen 
Höchster  Klebstoffw. 

R.  Braselmann, 

Höchst  M. 
Alexandre  Freres, 

Rosheim 
J.    Adler,    Nürnberg 

(MetaUhdl.) 
Westfäl.  Masch.-Bau- 

ind.,  G.  Moll  &  Co., 

Neubekum 

C.  Heckmann,  Berlin 
(Kupferu.Messing). 

Prinz  Carlshütte,  Ei- 
sengießerei m.b.H., 
Rottenburg  a.  d.  I. 

Fr.  Boecker  Ph's 
Sohn,   Kaltwalzw., 
Fr.  Koenig,  Hohen- 
limburg 

Hennessen  u.  Jansen 
Buntpapierfabrik. 
M. -Gladbach 

H.  Stürtz,  KgL  Univ.- 
Druckerei,  Würz- 
burg 

Guilleaume  Werke, 
G.m.b.H.,  Neustadt 
a.  H. 

Vossische  Ztg., Berlin. 

F.  Wulf  &  Werl  in 
Westfal.,  Getreide- 
brennerei, Preß- 
hefe und.  Malz 

H.  Th.  Böhme,  Chem- 
nitz,Drog  ,Chemik. 

Otto  MüUer,  Fabr.  f. 
Petroleum-  u.  Gas- 
glühlichtbrenner, 
Berlin 


A-G. 


A.-G. 


A.-G. 


G.m.b.H. 


Kom.-tles. 
A.-G. 
G.m.b.H. 

A.-G. 


A.-G. 


A-G. 


A.-G. 


A.-G. 


A.-G. 


A.-G. 


G.m.b.E 
A.-G. 


A.-G. 
A.-G. 


0,5 


0,7; 


1.6 


1.7 


10 


0.5 


1.7 


1,4 


3,22 
1,2 


1,5 


21 
22 

23 

24 

25 
26 
27 

28 
29 

30 

31 

32 
33  i 
34 

35 
36 

37 
38 
39 

40 


Mai 


Juli 


13. 

18. 


Juni     2. 


9. 
11. 
11. 

23. 
24. 

24. 

30. 
1. 
6. 

7. 

7. 
7. 

10. 
14. 
15. 

16. 


Mech.  Weberei  und'  A.-G 

Appretur  -  Anstalt! 

Gunst  &  Co. 
Zimmermann&Buch-  A.-G. 

loh,     Borsigwalde 

(EisenkonstiTik- 

tion  Masch.) 
Palmin  Werke,  A.-G 

H.  Schlinck  &  Co.,| 

Mannheim  u.  Wil-I 

helmsburg  a.  Elbe. 
Comm.    Ges.    Apler-  A.-G. 

b  eckerHütte ,  Br  üg-  i 

man,Weyland&Co..; 

Apierbeck 
Gerson  &  Co  ,  Ham-G.m.b.H 

bürg   (Konfektion) 
Eisenwerk,G.Meurer.  A.-G. 

Cossebaude 
Otto  Müller,  Brenner-  A.-G. 

fabrik,  Berlin, 

(Metalle)  ^ 

Waggonfabr.  G.  m.  b.  A.-G. 

H.,  Wismar. 
H.  Schlinck    &    Co..  A.-G. 

Mannheim   (Pflan- 
zenfette, Oele) 
Matth.  Hohn  er,  Har-  A.-G. 

monikafabrik, 

Trossingen 
Gebr.   Hartoch,  Wa-Kom- 

renh.,     Düsseldorf  Ges. 
August  Horch,  Auto-  G.  m.b.H, 

mobilw.    Zwickau. 


Gebr.Ziegler,Pfeifen- 
fabr.,  Ruhla 

Deutsche  Grube  bei 
Bitterfeld,  Bauer- 
meister &  Söhne. 

Gummiwerke  Fulda. 
G.  m.  b.  H. 

Meyer      Kauffmann. 
Spinnerei  u.  Webe- 
rei G.  m.  b.  H., 
Breslau 

J.Schreiber  U.Neffen. 
Glasindustrie, 
Fürstenberg/O. 

Mitteldeutsche  Auto- 
matenges., Neubert 
&  Co.,  Dresden 

Rhein.  Apparaten - 
bauanstalt,  Peter 
Dineketz  &  Sohn, 
Mainz 

A.  Prang,  Dampf-  u. 
Wassermühlenw. 
Gumbinnen 


A.-G. 
A.-G. 


A.-G. 


A.-G. 


A.-G. 


A.-G. 


G.  m.b.H. 


A.-G. 


0,55 
1 


1,25 
1 


3 
3 

1 

0,2 

0,424 

2.5 

0,65 
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66 
67 
68 
69 
70 
71 
72 
73 
74 

75 


Lfd 

Datum  des 

Name  der  sich 

Neue 
Gesell- 
schafts- 
form 

Kapital 

T  f H 

Datum  des 

Name  der  sich 

Neue 
Gesell. 
Schafts - 

form 

Bekannt- 

umwandelnden 

in 

LilO. 

!  Nr. 

i 

Bekannt- 

umwandelnden 

Nr. 

werdens 

Firma 

Mül.  Mk. 

werdens 

Firma 

41 

Jiüi  20. 

F.  A.  Günther  &  Sohn 
Ruchdrnckerei    u 
Verlag,  Berlin. 

A.-G. 

1,26 

54 

Okt.  14. 

Masch.-  u.  Fahrrad- 
Fabr.,  Ciaer  & 
Flentje,  Mühlhaus. 

e.  m.b.H. 

42 

n          21. 

Smyrna  und  Velour- 

G.ffl.b.H. 

0,5 

i.  Thür. 

teppichfabr., 

55 

r,          22. 

F.    &   J.    Meyer, 

t).  m.b.H. 

Boeder  &  Co.,  Ans- 

Fischgroßhandlg, 

bach 

Hamburg 

43 

.      23. 

Magnesia  Comp., 
Asch  (feSilberstein, 
Wilmersdorf, 

A.-G. 

0,5 

,56 

.      29. 

Delmenhorster    Wa- 
genfabrik, Carl 
Tönje 

A.-G. 

ErnstHildebrandt, 

57 

„      31. 

Peters  Dtsche.  Ophir 

A.-G. 

Pankow. 

G.  m.  b.  H. 

44 

r         27. 

F.  Wulf.  Brennerei 
u.    Preßhefefabrik, 
Wert      (Arnsberg] 

A-G. 

1.2 

58 

Nov.     1. 

Hernsheim  &Co.,Ma- 
tupi    Komm.  -  Ges. 
(Neu  Guinea)  Fac- 

A.-G. 

45 

-      30. 

Ver.  Schloßbrauerei. 

A.-G. 

1,2 

toreien 

Tutzing  -  Bernried, 

59 

3. 

Dr.  Gnellin,  Sanator. 

A-G. 

München 

Wyk  a.  Föhr. 

46 

Aug.    5. 

Isaria    Zähler  werke, 
G.  m.  b.  H.,  Münch. 

A.-G. 

1,6 

60 

A.   u.  R.  Hahn,  Opt. 
Anst.,  Kassel 

A.-G. 

47 

„      10. 

Thermos  G.  m.  b.  H. 

A.-G. 

1 

61 

Dez.    4. 

Simon,  Evers  &  Co., 

G.m.b.H 

48 

.      10. 

H.      von     Gimborn, 

A.-G. 

1 

Import— Export. 

Emmerich/Rh. 

62 

„        5.  Emil  Paque,  Pirma- 

A.-G. 

(Tinten) 

sens  (Schuhfabrik). 

49 

.      19. 

Fr. Böcker  Ph's  Sohn 
&Co.,Walz-u.Röh- 
renw.,  Hohenlimb. 

A.-G. 

1,7 

63 

.        7- 

Guilleaumewerke,  G. 
m.  b.  H.,   Neustadt 
a.  H. 

A.-G. 

50 

«      21. 

Asbach  &  Co.,  Rüdes- 
heim,        (Kognac- 

G.m.b.e. 

1 

64 

.        9. 

A.  Prang,  Dampf-  u. 
Wassermühlen, 

A.-G. 

brennerei). 

i     Gumbinnen. 

51 

Sept.    9. 

Schneiders  &  Irmen, 

A.-G. 

1,7 

65 

21.  iKreyenborg  & 

A.-G. 

iTextil)    M-Gladb. 

Schemm,      Rheine 

52 

.      18. 

Eisenhandelkonzern, 
Caro-Lindner. 

A.-G. 

12 

(Weberei). 

53 

.      30. 

Getreidekomm.  G.  m. 
b.    H.,    vorm.    Ed. 
Meyer,  Düsseldorf. 

A.-G. 

1,3 

b)  Im  Auslande. 


Jan.  26. 
.  28. 
Febr.  3. 
März  3. 
4 
April .  2. 

n  10. 

n  10. 

r,  20. 

„      22. 


Hoffmann  &  Co.,    St. 

Gallen. 
Wild  &  Co.,  Komm.- 

Ges.  a.  A.,  Zürich 
A.Marcuard,  Ziegelei, 

ZoUikofen,  Schwz. 
Hertz  &WolEf,  Gela-I 

tine,  Hasselt,  Belg.; 
Winkler  &   Gärtner 

Trikotagen,     Lodz 
Graf   Zichy,    Kopac- 

saly. 
Goldfinger  &  Tep- 

lanszky,  Budapest. 
W.  Blumenthal  &  Co., 

Paris. 
Eisenw.,  G.  Meurer, 

Cossebaude       und 

Tetschen. 
A.  Combe  et  fils    et 

Cie.,  Paris  (Leder) 


A.-G. 

76 

April  24. 

A.-G. 

1,6  MilL 
Frcs. 

A.-G. 

0,87  MilL 
Frcs. 

77 

Juni     1. 

A.-G. 

1,4  Mill 

Frcs. 

78 

5. 

A.-G. 

. 

79 

„      11. 

A.-G. 

9MiU.Kr. 

A.-G. 

6MiU.Kr. 

80 

y,         17. 

A.-G. 

10  Mill. 

Frcs. 

81 

n         27. 

A.-G. 

1,25 

82 

Juli     2. 

A.-G. 

12  Mill. 
Frcs. 

Gebr.  Greily,  Martz 
&  Co.,  Cement-  u 
Kalkwerke,  Büls- 
berg  (Kant.  Bern) 

Ed.  Geistlich  Söhne, 
Schlieren,  Schweiz 
(Chem.  Ind  ) 

Warenh.  Selfrigde, 
London. 

Wasserbauten, 
Conrad    Zschokke 
Aachen   (Schweiz). 

Warenhäuser.vSiegel 
&     Copper,      New 
York. 

G.    Haster,    Telegra- 
phenwerkstätte, 
Bern. 

I.  Baumann  &  Dr.  A. 
Müller,  Zürich 
(Seidenfärberei). 


A.-G. 


a.-gJ 


-G. 
-G. 

-G. 

-G 
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Datum  des 
Bekannt- 
werdens 

Name  der  sich 

umwandelnden 

Firma 

Neue 
GeseU- 
schafts- 

form 

Kapital     jiLfd 
Mil^Mk.  P- 

Datum  des 
Bekannt- 
werdens 

Name  der  sich 

umwandelnden 

Firma 

Neue 
Gesell- 
schafts- 
form 

Kapital 

in 
Mill.  Mk. 

.Tnli     5. 
.        6. 

Egidio  e  Pio  Gravazzi, 
Mailand      (Seiden- 
waren). 

Schenk  &  Ledecz, 
Zementfabr.,  Tenc- 
sen  i.  Ungarn. 

A.-G. 
A.-G. 

7  Mill. 
Lire 

1,6  Mill. 
Kr. 

85 
86 

87 

Aug.  10. 
Sept.   9. 

Okt.     5. 

Andreas  Gessler, 
Schuhwar.,    Basel. 

Armaturenfabr.    Ge- 
bauer  &  Lehrner, 
Wien. 

{lappoth    &   Co.,    St. 
Gallen    (Stickerei) 

A.-G 
fi.  m.b.H. 

A.-G. 

1    Mill. 

Frcs. 

Eine  andere  Form  der  Kapitalserhöhungen,  die  in  der  Aus- 
gabe von  Obligationen  besteht,  stellen  wir  wieder  wie  im  Vorjahre 
in  der  folgenden  Tabelle  zusammen. 

Tab.  131.  Verzeichnis  der  Industriegesellschaften,  die  im  Berichtsjahre 
Obligationen  ausgaben. 


Lfd. 
Nr. 


Datum  des 
Bekannt- 
werdens' 


Name  der  Gesellschaft 


Ausgegebene 
Obligationen 
in  Mill.  Mk. 


1 

2 

Jan.    10 
.       13 

3 
4 
5 

«       27 
.       10 
„       21 

6 

7 

„       27 
Febr.    4 

8        „         4. 

9  :„      5. 

10  i  März  16. 

11  !     .       17. 

12  April   3. 

13  .         3. 


14 


10. 


13. 


16 

r 

14. 

17 

17. 

18 

17. 

19 

r» 

24. 

20 

» 

25. 

21 

Mai 

1 

22 

„ 

8 

23 

r 

11 

24 

15 

25 

22 

26 

V 

6 

27 

28 

28 

29 

29 

Juni 

1 

31 

n 

5 

32 

6 

33 

12 

34 

16 

35 

17 

a)  Im  Deutschen  Kelche. 

Treuhandbk.  f.  electr.  Ind. 

A.-G.  f.  Tricotweberei vorm.  Gebr.  Mann, 
Ludwigshafen 

Elberfelder  Farbenfabriken 

Dtsch.  Überseeische  Electr.-Ges. 

Werschen  -Weiß  enf  eiser     Braunkohlen 
A.-G..  Halle 

A.-G.  f.  Anilinfabrikat.,  Treptow-Berlin 

Aktienv.  Zoolog.  Garten,  Berlin 

Demminer  Kleinbahn  A.-G. 

Springer  Kalkwerke  A.-G. 

Dtsche.  Levantelinie,  Hamburg 

Gelsenkirchener  Bergw.-A.-G. 

Bergmann,  Electrizitätsw.,  Berlin 

Mascliinenfabr.  vorm.  Guttsmann  A.-G., 
Breslau 

Rhein.  A.-G.  f.  Braunkohl,  und  Brikett- 
fabrik., Köln 

G.  Seebeck,  A.-G.,  Schiffswerft,  Bremer- 
haven 

Steinkohlengew.  Charlotte,  Czernitz  O.-S. 

Rhederei-A.-G.  v.  1896,  Hamburg 

Anhalt.  Kohlenw.,  Halle 

Porzellanfabr.  Hutschenreuther,  Hohen- 
berg 

Straßb.  Druckerei  u.Yerlagsanstalt  vorm. 
R.  Schnitze  &  Co.,  Straßb. 

Halberstadt-Blankenburger  Eisenbahn 

Stahlw.  Becker,  Wittich  b.  Krefeld 

Ver.  Strohstofffabr.,  Dresden 

Duisburger  Masch.-Bau-A.-G. 

Tonwarenfabr.  Schwandorf  A.-G. 

Dtsche.  Solvaj'werke,  Bernburg 

A.-G.  Münchener  Export -Malzfabr. 

Electr.  Straßenbahn,  Breslau 

Stoiberger  Zinkhütte 

Ilseder  Hütte 

Mecklenb.-PommerscheSchmalspurbahn 
I  Akkumulatorenfabr.  Berlin-Hagen 

Steinkohlengewerksch.  Charlotte 
!  DüsseldorferRührenind.,Düsseldorf-ßilk 


Zinssatz 
in  % 


7,5 

. 

0,3 

• 

25 

4V. 

15 

5 

0,5 

4V2 

5 

^V. 

2 

0,036 

, 

0,6 

. 

4 

20 

. 

10 

. 

1,2 

4V2 

4,5 

4V2 

2 

5 

6 

4V. 

1,5 

5 

1,4 

. 

0,75 

• 

0,5 

4V2 

2 

4 

1.5 

5 

2 

4V. 

1.5 

4V. 

1,5 

20 

4V2 

1 

0.5 

. 

3 

4V2 

6 

1,3 

. 

4 

6 

4'A 

2 

4Vj 
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Lfd. 
Nr. 


Datum  des 
Bekannt- 
werdens 


Name  der  Gesellschaft 


36 

Juni 

18. 

37 

» 

24. 

38 

« 

28. 

39 

28. 

40 

n 

29. 

41 

Juli 

5. 

42 

V 

10. 

43 

n 

16. 

44 

22. 

45 

Aug. 

27. 

46 

n 

29. 

47 

Sept. 

8. 

48 

29. 

49 

»> 

27. 

50 

Oct. 

4. 

51 

M 

5. 

52 

12. 

53 

n 

23. 

54 

n 

30. 

55 

Nov. 

3. 

56 

^ 

8. 

57 

12. 

58 

Dez. 

14. 

59 

» 

24. 

Maschinenfabr.  Gebr.Guttsmann,  Breslau 
Ueberlandcentrale    Birnbaum-Meseritz- 

Schwerin  a.  W. 
Ver.  Tabakind.  A.-G.,  Hamburg 
Gewerksch.  Victoria  in  Kupferdreh 
Gewerksch.  Oespel 

Mark  Westfäl.Bergw.-Verein  i.  Letmathe 
Duisburger    Maschinenbau^A.-G.  vorm. 

Bechern  &  Keetmann,  Duisburg 
Gas-  u.  Electric.-A.-G.  Brema 
Carl  Zeiß  Stiftung,  Jena 
A.-G.  Ruhr-Lippe  Kleinbahnen,  Soest 
Rügensche  Kleinbahnen  A.-G.,  Puttbus 
Kleinbahn  Celle-Wittingen 
Gruschwitz  Textilw.  A.-G.,  Grünberg 
A.-G. f.  Federstahlind.  vorm.  Hirsch  &Co., 

Cassel 
Kaligesellsch.  Riedel,  Hannover 
Duxer  Kohlenverein  Teplitz,  Dresden 
Ver.Ravenesche  Stabeisen  u.  Trägerholz, 

Berlin 
Apierbecker   Hütte,    Brügmann,    Wey- 

land  &  Co. 
Duxer  Kohlenverein  A.-G.,  Dresden 
Stettin  er  Maschinenbau  A.-G.,  Vulkan 
Nürnb.  Metall-  u.  Lackierw.  Gebr.  Birg 
Berl.  Grundstücks-Verwertgs.  A.-G. 
Immobilien-  u.  Baugesellschaft,  München 
Dresdner  Gasmotorenfabr.  vorm.  M.  Hille 

b)   Im  Auslande. 
Aussig-Teplitzer  Eisenbahn- Ges. 
Escher,  Wyß  &  Co.,  Zürich 
Soc.  Electrica  Bresciana 
Ungar.  Asphalt  A.-G.,  Budapest 
Comp,  auxil.  d'entrepr.  electr.,  Brüssel 
Brauerei  z.  Falken,  Schaffhausen 
Holland.  Lloyd,  Amsterdam 
Ver.  Rheinsalinen  A.-G.,  Schweizerhalle 
Soc.  belge-egypt.  de  l'Esbekieh 
21.  j  Großkikinda-AraderLocaleisenbahnges., 
Budapest 
Moskauer  Textilmanufactur  Glarus 

Ausland.  ^^  Auslande  nahmen  die  G-esellschaften  in  der  Hauptsache 

Kapitalserhöhimg^en  vor,  die,  besonders  in  Frankreich,  zum  Teil 
sehr  -erheblich  waren.  Die  Gesamtsumme  der  g'eforderten  Kapi- 
talien 'betrug  ca.  1223  Mill.  M.  Vielfach  schritt  man  zur  Gründung 
neuer  Unternehmungen  und  zur  Umwandlung  von  Einzelgeschäften 
in  gesellschaftliche  Betriebe  (vgl.  Tab.  130).  —  Eine  besonders 
große  Rolle  spielten  das  ganze  Jahr  hindurch  die  teils  geplanten, 
teils  durchgeführten  Fusionen  in  der  südafrikanischen  Gold- 
minenindustrie,  die  zu  einer  immer  stärker  werdenden  Zusammen- 
fassung der  Gruben  in  einige  große  Gruppen  zu  fükren  scheinen.  — 
In  Belgien  und  Frankreich  interessierten  außer  den  zahl- 
reichen und  bedeutenden  Kapitalserhöhungen  die  Gründung  der 
Sodete  beige  Siemens  et  Halske  mit  1  Mill.  Frcs.  Kapital  als  Filiale 
der   Berliner   Gesellschaft   und   die   Societe   des   Usines   Pintsch 


60 

April 

L   8. 

61 

Mai 

11. 

62 

», 

15. 

63 

28. 

64 

Juni 

7. 

65 

23. 

66 

n 

26. 

67 

Okt. 

12. 

68 

14. 

69 

n 

21. 

70 

Nov. 

5. 

Ausgegebene 

7A  riR^sitv 

Obligationen 

in  % 

in  Mill.  Mk. 

1,2 

3 

4'/^ 

0,4 

1,2 

. 

1,5 

5 

2.25 

. 

2,5 

4V2 

0,6 

4V2 

2 

4 

1 

0,3 

2,2 

4V2 

1 

4V2 

3 

2 

4V2 

4,5 

4V2 

1,5 

• 

2 

4V2 

10 

4V2 

3 

4V2 

10,3 

0,5 

. 

0.5 

4V2 

11  Mill.  Kr. 

6  Mill.  Frcs. 

4V2 

10  Mill.  Lire. 

4V2 

3,8  Mill.  Kr. 

5 

9  Mill.  Frcs. 

4V2 

0.5  Mill.  Frcs. 

4V2 

2,5Mill.flned. 

2,5  Mill.  Frcs. 

4' 

7  MiU.  Frcs. 

4V2 

9,288  Mill.Kr. 

4 

5  Mill.  Frcs. 

. 
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in  Paris  als  Tochterinstitut  des  Berliner  Unternehmens.  —  In 
der  Schweiz  wurde  eine  Interessen^meinschaft  von  elektrischen 
Untern ehmnngen  herbeigeführt;  für  den  deutschen  Kapitalmarkt 
kam  auch  die  Kapitalserhöhnng  der  Aktiengesellschaft  Escher, 
^y^yQ  u.  Co.  in  Zürfich  in  Betracht.  —  Italien  hatte  besonders 
viel  Kapitalserhöhnngen  und  Fusionen  in  der  Textil-  und  Auto- 
mobilindustrie  aufzuweisen.  —  Von  den  Transaktionen  in  der 
österreichischen  Industrie  ist  die  Interessengemeinschaft  der 
Internationalen  Transport- Aktiengesellschaft  mit  der  Wiener 
Speditionsfirma  Schenker  u.  Co.,  zu  der  die  Niederösterreichische 
Escompte-Gesellschaft  nahe  Beziehungen  unterhält,  zu  erwähnen. 
Auch  andere  Interessengemeinschaften  in  der  Zement-  und 
Maschinenfabrikation  haben  sich  gebildet.  Am  meisten  inter- 
essierte die  beteiligten  Kreise  die  geplante  Umwandlung  des 
Bürgerlichen  Brauhauses  in  Pilsen  in  eine  Aktiengesellschaft 
mit  einem  Kapital  von  40  Mill.  Kr.,  die  aber  bis  zum 
Schlüsse  des  Berichtsjahres  noch  nicht  zur  Tat  geworden 
ist,  und  die  geplante  Kapitals  Vermehrung  der  Prager  Eisen - 
industriegesellschaft,  die  auf  Antrag  der  Regierung  wegen 
steuerbehördlicher  Erhebungen  zunächst  beanstandet  wurde.  — 
Zu  eiaer  wichtigen  Fusion  der  Petroleuminteressen  kam  es  in 
Rumänien,  wo  der  A.  Schaaffhausensche  Bankverein  den 
Regatul  Roman,  zu  der  er  neben  der  Banque  de  l'Union  Parisienne, 
der  Dresdner  Bank,  der  Internationalen  Bohrgesellschaft  und  andern 
deutschen  Firmen  enge  Beziehungen  unterhielt,  mit  der  Petroleum- 
gesellschaft Astra  vereinigte,  die  zu  dem  Konzern  der  holländisch- 
rumänischen Petroleumgesellschaften  gehörte.  —  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  erwarb  die  Illinois  Central- 
bahn  die  Central  of  Georgia  Railway  Comp.,  beide  unter  der  Kon- 
trolle Harrimans  stehend.  In  der  Lederindustrie  wurde  eine  neue 
Gesellschaft,  The  Instar  Leather  Comp.,  mit  2  Mill.  $  Kapital 
gegründet,  die  bekannten  Siegel-Copperschen  Warenhäuser  wurden 
in  eine  Aktiengesellschaft  mit  10,25  Mill.  $  Kapital  umgewandelt 
und  die  Deutsch-Cubanische  Elektrizitätsgesellschaft  in  Bremen 
wurde  errichtet. 


G.     Allgemeine    Entwicklung    des    Getreidehandels. 

Das  verflossene  Jahr  hat  für  das  internationale  Brotgetreide,         AUgrememe 
den  Weizen,  wieder  hohe  Preise  gebracht.    Bei  Beginn  des  Jahres  ^^^®' 

hing  die  Geschäftslage  hauptsächlich  von  Argentinien  ab,  dessen 
Ausfuhrleistungen  für  die  schwache  Exporttätigkeit  Rußlands 
und  die  nachlassenden  Lieferungen  Nordamerikas  Ersatz  bieten 
sollten.  Die  Welt- Weizen-Ernte  des  Jahres  1908  war  in  ihrer 
Gesamtheit  gering  gewesen.  Sie  war  auf  84,5  Mill.  t  beziffert 
worden,  gegen  86  Millionen  im  Jahre  1907  und  94,9  Mill.  t  im 

Berl.   Jahrb.   f.   Handel  u.   Ind.   1909,     I.  22 


338  Teil   L   Allgemeine  Entwicklung. 

Jahre    1906.     Diese    Ziffern    wurden    in    späteren    Angaben    mit 
mäßigen  Abweichungen  ungefähr  bestjätigt. 

Nach    ungefähren    Schätzungen    betrug    die    Welternte    in 
Millionen  Tonnen: 


Tab.  132. 

Welternte. 

1907 

1908 

1909 

Weizen 

Roggen 

Hafer 

Oerste 

86.0 
41.5 
54.0 
31.0 

84.5 
40.5 
54.5 
31.5 

95.0 
42.0 
64.0 
34.0 

Die  Ziffern  bedeuteten  für  die  Saison  1908/09  nach  der 
schon  im  vorhergegangenen  Jahre  kleinen  Weltemte  eine  knappe 
Versorgung  des  AYeltbedarfs  und  die  Notwendigkeit  für  die  euro- 
päischen Einfuhrgebiete,  durch  hohe  Preise  die  notwendige  Zu- 
fuhr aus  den  unsichtbaren  Vorräten  des  "Weltmarktes  heranzu- 
2dehen.  Diese  Situation  war  in  Argentinien  bald  erkannt  worden. 
Das  Land  hatte  in  Erwartung  einer  guten  zum  Jahresbeginn 
fälligen  Ernte  schon  im  letzten  Quartal  1908  viel  Weizen  nach 
Europa  auf  Abladung  im  Januar-Februar  und  Februar-März  ver- 
kauft. Es  wurde  mit  seinen  Angeboten  schon  seit  dorn  Schlüsse 
des  Vorjahres  wesentlich  vorsichtiger,  zumal  seine  eigene 
Ernte  nicht  den  Erwartungen  entsprach  und  die  Preise 
im  Lande  selbst  eine  Höhe  erreichten,  die  es  nur  mit 
Verlust  möglich  machte,  Vorverkäufe  zu  decken.  Die  Argen- 
tinier fanden  für  ihren  Weizen  nicht  viel  Konkurrenz.  Zwar 
hatte  Australien  eine  ziemlich  befriedigende  Ernte  und  bot  auch 
bald  größere  Posten  zur  demnächstigen  Abladung  an.  Aber 
dieser  Weizen  war  vermöge  seines  wesentlich  höheren  Preisstandes 
kein  eigentlicher  Konkurrent  für  den  Laplataweizen,  zumal  da 
die  geringe  Leistungsfähigkeit  des  westlichen  Nordamerikas,  das 
gleichfalls  die  weißen  Weizensorten  produziert,  hierin  eine 
besondere  Knappheit  auf  dem  Weltmarkt  hervorrief.  Auch  durch 
den  starken  Zufuhrbedaxf  Italiens  war  der  Konsum  an  weißen 
Weizensorten  in  der  Saison  1908/09  verhältnismäßig  stark. 
In  Nordamerika  war  allmählich  die  Etxporttätigkeit  sehr  ein- 
geschränkt worden.  Die  Forderungen  für  Kansasweizen  hielten 
sich  ziemlich  regelmäßig  auf  einem  um  10  Mk.  höheren  Niveau 
als  für  argentinische  Ware,  und  da  andererseits  auch  Rußland 
im  Winter  1908/09  nur  sehr  geringe  Abladungen  nach  dem  Aus- 
lande machte,  so  war  es  erklärlich,  daß  die  Konsumgebiete  sich 
um  die  für  Europa  schwimmenden  Mengen  wie  um  weitere  An- 
käufe von  südamerikanischem  Weizen  bewarben.  Der  argentinische 
Export  setzte  erst  im  letzten  Teile  des  Januar  kräftiger  ein,  und 
ebenso  begann  auch  Australien,  größere  Massen  heranzubringen. 
Das  Gros  dieser  Verschiffungen  war  aber  schon  im  ^^oraus  verkauft, 
und  bereits  wenige   Wochen  später  zeigte  sich,   daß  von  beiden 


V.  Wirtschaftliche  Entwicklung  in  Berlin.  G.  Getreidehandel.  339 

Ländern  auf  eine  sonderlich  lange  Andauer  ihrer  Exportkraft 
nicht  zu  rechnen  war.  Die  Laplataexporteure  kauften  sogar  viele 
vorher  gemachte  Abschlüsse  zurück.  Dieser  Situation  standen 
in  ihrem  befestigenden  Einfluß  auf  die  allgemeine  Preislage  die 
Vorgänge  an  den  nordamerikanischen  Börsen  zur  Seite.  Dort 
hatte  die  Spekulation  die  Geschäftslage  schon  frühzeitig  er- 
kannt und  auf  die  Größe  des  europäischen  Bedarfes  wie 
^uch  des  enormen  Eigenbedarfes  der  Vereiaigten  Staaten  hin 
größere  Hausseunternehmungen  eingeleitet. 

Zu  allen  diesen  die  Geschäftslage  befestigenden  Um-  Besorgnisse 
ständen  gesellten  sich  mancherlei  Besorgnisse  für  die  Saaten.  Der  die^neue  Emte. 
"Winter  war  ziemlich  hart.  Im  Januar  wie  im  Februar  traten 
■diesseits  wie  jenseits  des  Ozeans  wiederholt  scharfe  Blach- 
fröste  auf,  die  für  die  Saaten  besorgt  machten,  zujnal  die  "Winter- 
pflanzeii  infolge  der  Trockenheit  des  Herbstes  und  der  teilweise  i 
späten  Aussaat  vielfach  in  recht  dürftiger  Kondition  in  die  strenge 
Jahreszeit  eingetreten  waren.  Bis  in  die  zweite  Hälfte  des  März 
hielt  der  ebenso  wechselreiche  wie  zeitweise  scharfe  Winter 
an,  und  ehe  die  enormen  Schneemassen  verschwanden  und  die 
Schiffahrt  wieder  begann,  kam  der  April  heran.  Diese  lange 
Störung  des  Transports  auf  den  Binnenwässern  hatte  sich  in 
Deutschland  bei  der  Versorgung  der  Mühlenindustrie  empfindlich 
fühlbar  gemacht,  da  infolgedessen  der  so  viel  teurere  Bahntransport 
vielfach  benutzt  werden  mußte,  so  daß  eine  E/eihe  von  Mühlen  es 
sogar  vorzogen,  ihren  Betrieb  zeitweise  zu  beschränken.  Auch  der 
weitere;  Verlauf  des  Frühjahrs  brachte  ungewöhnlich  kühle  Tempera- 
tur. Während  vor  dem  April  von  einem  Elrwachen  der  Vegetation 
überhaupt  noch  keine  Rede  war,  entwickelte  sich  diese  auch  im 
Laufe  dieses  Monats  und  bis  über  die  Hälfte  des  Mai  hinaus 
noch  äußerst  wenig,  so  daß  man  sich  mehr  und  mehr  auf  eine 
Verspätung  der  kommenden  Ernten  gefaßt  machen  mußte.  Ebenso 
wie  in  Deutschland,  wenn  auch  nicht  ganz  so  schlimm,  lagen 
die  Verhältnisse  in  vielen  anderen  europäischen  Gebieten,  des- 
gleichen in  Amerika,  bis  dann  endlich  im  letzten  Teile  des  Mai, 
mehr  aber  noch  im  Juni,  die  Witterung  die  Getreidepflanzen 
-ZU  schärferer  Entwicklung  brachte.  Die  anfänglichen  Besorg- 
nisse wegen  Ausfrierens  der  Saaten  hatten  sich  zum  Teil  nicht 
in  dem  befürchteten  Maße  bestätigt.  In  Deutschland  allerdings 
waren  von  Weizen  über  10 o/o  umgepflügt  worden,  und  bei  dem 
verspäteten  Beginn  des  Frühjahrs  konnte  nur  ein  Teil  des  Aus- 
falls durch  Mehrbestellung  von  Sommerweizen  ergänzt  werden. 
Verhältnismäßig  am  besten  lauteten  die  Saatenstandsberichte  aus 
Rußland,  wo  der  Winterweizen  in  glänzender  Kondition  in  den 
Winter  getreten  war  und  ihn  trotz  mannigfacher  Befürchtungen 
gut  überstanden  hatte.  Sehr  klein  war  der  Anbau  von  Winter- 
v^eizen  in  den  Vereinigten  Staaten  gewesen.  Aber  um  so  mehr 
:br achte   man   nunmehr   dort    den    Frühjahrsweizen    zur   Aussaat. 
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In  besonders  Kohem  Grade  hatte  man  in  Kanada  das  Anbau- 
areal vergrößert.  Inzwischen  hatten  sich  im  Frühjahr  die  zuerst 
recht  beträchtlichen  argentinischen  und  australischen  Weizen- 
abladungen  unerwartet  schnell  verringert,  und  bevor  Rußland 
mit  seinen  noch  erhebliehen  Eest verraten  von  Sommerweizen  aus 
der  vorherigen  Ernte,  die  es  schon  von  Mitte  Februar  ab  all- 
mählich zum  Verkauf  brachte,  zur  Abladung  kam,  hatten  sich 
die  zeitweise  stark  angewachsenen  schwimmenden  Zufuhren 
Europas  wieder  ansehnlich  verringert.  Von  Monat  zu  Monat 
nahmen  die  Vorräte  Amerüas  wie  Europas  ab,  und  die  bereits 
erwähnte  Aussicht  auf  eine  verspätete  Ernte  begann  eine  Gefahr 
für  die  Versorgung  unseres  Erdteils  zu  werden. 
Weizenpreise.  I^  allmählicher  Steigerung  hatten  sich  während  der  ersten 

fünf  Monate  des  Jahres  die  Weizenpreise  überall,  wenn  auch 
durch  mannigfache  Schwankungen  unterbrochen,  unaufhaltsam  ge- 
steigert. In  Chicago  war  der  Maitermin  von  107  auf  134  Cents  pro 
Bushel,  d.  i.  um  ca.  40  Mk.  pro  Tonne  gestiegen.  Der  Preis 
für  Lokoweizen  Red- Winter  II  hatte  sich  in  New  York 
von  109  auf  146  Cents,  d.  i.  56  Mk.  pro  Tonne  erhöht. 
In  Liverpool  ging  der  Lieferungspreis  von  7  sh  6  d 
auf  8  sh  11  d,  d.  i.  eine  Steigerung  von  etwa  33  Mk.  pro  Tonne. 
Budapest  hatte  seine  Oktobernotiz  von  10,94  auf  12,96  Kr.,  also 
um  etwa  34  Mk.  erhöht,  während  die  Forderungen  für  Laplata- 
weizen  in  der  gleichen  Zeit  frei  deutsche  Küste  unverzollt  von 
162  auf  200  Mk.,  südrussische  Ulkaweizen  von  168  auf  200  Mk, 
gestiegen  waren.  In  derselben  Zeit  hatten  sich  in  Berlin  die 
Preise  für  Lokoware  von  205  bis  auf  272  Mk.,  für  Mailieferung 
von   210   auf   272   Mk.   erhöht. 

Tab.  133.     Monatsdurchschnittspreise  am  Berliner  Markt  in  Mark  pro  Tonne. 

II  Jan.  I  Febr.  |  März  |  April  |    Mai  I  Juni  |  Juli   |  Aug.  j  Sept.  |    Okt.  i  Nov.  |    Dez. 

1907 
1908 
1909 

1907 
1908 
1909 

1907 
1908 
1909 

Im  allgemeinen  war  also  die  Preisbewegung  überall 
ziemlich  gleichmäßig;  und  nur  die  deutschen  Preise  wiesen 
eine  merkKch  stärkere  Erhöhung  auf.  Im  Mai  war  die 
Kauftätigkeit  Deutschlands,  und  zwar  in  allen  Teilen  des 
Reiches,  am  Weltmarkt  außerordentlich  stark;  sowohl  an 
australischem,    Walla-Walla-    und    Chiliweizen,    die    die    weißen 
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Weizensorten  repräsentierten,  wie  an  süd-  und  nordrussiscKem, 
besonders  auch.  sibiriscJieni  Weizen  wurden  außerordentliclie 
Mengen  gekauft.  Dieser  große  Bedarf  Deutschlands  bot  wiederum 
im  Auslande  den  Preisen  eine  kräftige  Stütze  und  trug  auch, 
im  Juni  und  Juli  zur  Behauptung  des  Preisniveaus  bei.  Viel- 
leicht wäre  in  diesen  Monaten  bei  dem  immer  noch  außerordent- 
lichen Bedarfe  der  Konsumgebiete  die  Teuerung  noch  schärfer 
geworden,  wenn  nicht  die  allmähliche  günstigere  Gestaltung  der 
Emteaussichten  allgemein  die  Kauflust  des  Bedarfes  auf  das 
äußerste  eingeschränkt  hätte.  Besonders  in  Deutschland  war  der 
Brotkonsum  infolge  der  Teuerung  und  der  dadurch  bedingten  Ver- 
kleinerung des  Einzelgebäcks  erheblich  verringert.  Die  Mühlen,  die 
zum  Teil  mit  beschränktem  Betriebe  auskamen,  suchten  das  Bx)h- 
material  für  den  allernächsten  Gebrauch  anzuschaffen.  So  kam  es, 
daß  im  Laufe  des  Juli  der  Absatz  unserer  Importeure  allmählich 
recht  schleppend  wurde.  Aus  den  früheren  Käufen  waren  aber  sehr 
ansehnliche  Vorräte  an  den  Küsten  eingetroffen,  und  wenn  diese 
einen  nur  mäßigen  Druck  auf  die  Preise  übten,  so  geschah  jes, 
weil  inzwischen  Großbritannien  weitere  Verwendung  für  den 
fremden  Weizen  behielt  und  die  noch  auf  Hamburg  schwimmenden 
Zufuhren  unseren  Importeuren  abnahm,  während  ein  Teil  des  ein- 
getroffenen Weizens  ebenfalls  nach  dem  Auslande  wieder  abfloß. 
Im  August  wurde  der  Einfluß  der  neuen  Ernten  ernstlich  fühl- 
bai\  In  Amerika  hatte  die  Winterweizenemte  zwar  keinen  sonder- 
lich großen,  aber  reichlich  so  guten  Ertrag  wie  im  Vorjahre 
gebracht;  die  Amerikaner  suchten  im  August  Absatz  für 
ihren  roten  Winterweizen  und  demnächst  für  ihren  Kansas- 
weizen und  gingen  bei  der  großen  Vorsicht  der  europäischen 
Käufer  mit  ihren  Forderungen  merklich  zurück.  Mitte  Juli  war 
für  Kansasweizen  August- Abladimg  noch  195  Mk.  verlangt, 
Ende  August  war  er  bis  auf  170  Mk.  im  Preise  zurückgegangen. 
Das  hatte  auch  für  die  Offerten  anderer  Länder  entsprechende 
Folgen  gehabt,  zumal  Rußland  glänzende  Ernte-Erträge  hatte 
und  daher  teils  noch  alte  Ware,  teils  seine  neue  in  großen  Posten, 
zu  verkaufen  suchte.  Gleichzeitig  ermäßigten  sich  die  Forde- 
rungen für  russischen  Azimaweizen  von  195  auf  165,  und  nord- 
russischer Weizen  wurde  noch  einige  Mark  darunter  gehandelt. 
Es  schien  um  diese  Zeit,  als  ob  wir  dauernd  einer  vollständigen 
Aenderung  der  nun  schon  seit  längerer  Zeit  so  hohen  Preis- 
lage des  internationalen  Brotgetreides  entgegengingen;  denn 
nach  der  mäßig  guten  Winterweizenemte  der  Vereinigten  Staaten 
wurde  dort  eine  Bekordemte  an  Ftühjahrsweizen  gewonnen,  und 
ebenso  stellte  es  sich  immer  mehr  heraus,  daß  die  russische 
Weizenemte  sehr  groß  gewesen  war.  Daneben  war  in 
Kanada  gleichfalls  eine  Weizenemte  gewonnen,  wie  das  Land 
sie  niemals  früher  in  ähnlichem  Umfange  gehabt  hatte,  und  diesen 
gewaltigen  Erträgen  stand  ein  nicht  ungünstiges  Ergebnis  des  wesir 


342 


Teil  I.  Allgemeine  Entwicklung. 


liehen  Europas  und  aucli  Italiens,  dessen  Bedarf  in  der  alten 
Campa^e  so  viel  zur  Verschärfung  der  Situation  beigetragen 
hatte,  gegenüber.  Deutschlands  Ergebnis  an  Weizen  war  quan- 
titativ wenig  geringer  als  in  1908,  hatte  aber  zum  Teil 
durch  ungünstige  Ernte  Witterung  an  Qualität  erheblich  gelitten. 
Letztes  Quartal.  Man    mußtc    Memach    auf    eine     sehr    stark     vergrößerte 

Leistungsfähigkeit  der  Exportgebiete  gegenüber  eiuem  ver- 
minderten Bedarf e  der  europäischen  EÜnfuhrdistrikte  gefaßt  sein. 
Allein  die  Situation  wurde  dennoch  eine  ganz  andere,  und  das. 
letzte  Quartal  brachte  wieder  eine  recht  feste  Tendenz  mit  lang- 
sam anziehenden  Preisen.  Hierfür  lagen  verschiedene  Gründe 
vor.  In  erster  Eeihe  waren  durch  die  Verlängerung  der  vor- 
jahrigen Erntesaison,  die  sehr  früh  begonnen  und  infolge  der 
verspäteten  neuen  Ernten  sehr  spät  geendet  hatte  (sie  umfaßte 
einen  Zeitraum  von  dreizehn  Monaten),  die  alten  Bestände 
überall  außerordentlich  reduziert;  Es  bezog  sich  dies  sowohl 
auf  die  sichtbaren  Vorräte  diesseits  wie  jenseits  des  Ozeans^ 
wie  mehr  noch  auf  die  unsichtbaren  Bestände  von  Weizen  uad 
Mehl  in  den  Händen  der  Händler,  Müller  und  Bäcker.  Allgemein 
waren  diese  bestrebt  gewesen,  möglichst  ohne  Vorräte  in  die 
neue  Saison  zu  gehen,  und  so  handelte  es  sich  in  der  neuen 
Kampa^e  nicht  nur  darum,  den  laufenden  Bedarf  ^u  befriedigen, 
sondern  auch  um  die  Notwendigkeit,  eine  allmähliche  Auffüllung 
der  unsichtbaren  B;eserven  wieder  zu  bewirken.  Hierdurch  war 
aber  die  Aufnahmefähigkeit  so  außerordentlich  gesteigert, 
daß  selbst  die  Ergebnisse  der  Exporttätigkeit  Rußlands  im 
Herbst,  wie  sie  in  diesem  Umfange  niemals  früher  erlebt 
wai',  glatt  von  den  verschiedenen  Importgebieten  aufgenommen 
wurden,  ohne  daß  dadurch  eine  nennenswerte  Vergrößerung  der 
sichtbaren  Bestände  eingetreten  wäre.  Vom  1.  Aug.  bis  Mitte 
Dezember  hatte  Rußland  rund  3  Mill.  t  Weizen  exportiert,  das 
ist  das  Dreifache  der  gleichen  Zeit  des  Vorjahres,  während  Nord- 
amerika sich  weniger  leistungsfähig,  trotz  seiner  großen  Ernte, 
erwies  und  nur  1  900  000  gegen  2  500  000  t  in  der  gleichen  Zeit 
1908  exportierte.  Allerdings  war  die  Ausfuhr  aller  übrigen  Ver- 
sandgebiete im  neuen  Emtejahre  bisher  nur  schwach,  doch  belief 
sich  der  Gesamtexport  auf  ca.  53/4  Mill.  t  gegen  etwas  über  43/4 
Mill.  t  von  August  bis  Dezember  1908,  so  daß  etwa  1  Mill.  t 
Auslands  Weizen  mehr  aufgenommen  wurde. 

Das  neue  Erntejahr  trug  ein  besonderes  Kennzeichen  in  einem 
in  früheren  Jahren  nie  dagewesenen  enormen  Zufuhr  bedarf  Ungarns. 
Das  Land  hatte  hintereinander  drei  schlechte  Ernten  gehabt,  von 
denen  die  des  Berichtsjahres  die  schlechteste  war.  Schon  im  Früh- 
jahr waren  infolge  der  knappen  Vorräte  die  ungarischen  Preise 
erheblich  gestiegen  und  hatten  sich  allmählich  so  sehr  ver- 
teuert, daß  sich  ein  außerordentlicher  Import  entwickelte,  der 
zunächst  den  diesmal  nicht  erheblichen   Ueberschuß   der  Donau- 
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länder  größtenteils  mit  Beschlag  belegte.  Demnäclist  griff  er 
auch,  auf  den  russischen  Weizen  über,  der  ebenso  wie  der  rumänische 
zumeist  donauaufwärts  bezogen  wurde.  Die  gewaltige  Teuerung 
Ungarns  machte  dieses  Land  natürlich  auch  unfähig,  dem  sonst 
von  ihm  versorgten  Oesterreich  die  gewohnte  Zufuhr  zu  stellen, 
und  so  mußte  auch  dieses  selbständig  fremdländischen,  darunter 
auch  deutschen  Weizen  in  ansehnlichen  Mengen  erwerben.  Die  An- 
nahme, daß  Italien  in  der  neuen  Saison  nur  mäßigen  Zuschuß' 
gebrauchen  würde,  ging  zunächst  auch  nicht  ganz  in  Erfüllung, 
indem  bei  den  schwachen  alten  Vorräten  des  Landes  der  erste 
Teil  der  Kampagne  noch  recht  beträchtliche  Ansprüche  an  den 
Weltmarkt  brachte.  Auch  die  Türkei  hatte  infolge  schlechter 
Ernten  in  einzelnen  Gebieten  nicht  unerheblichen  Zuschuß  nötig. 
So  war  denn  allseitige  für  eine  glatte  Verwendung  der  großen 
Abladungen  gesorgt,  und  da  von  ihnen  ein  Druck  auf  die  Preise 
nicht  ausging,  so  war  anderen  befestigenden  Motiven  Gelegen- 
heit   zu    voller   Wirkung   gegeben. 

Es  handelte  sich  hierbei  besonders  um  die  neu  heranwachsende 
Ernte  Argentiniens.  In  diesem  Lande  hatte  sich  die  Witterung 
im  Sommer  für  die  Einsaat  sehr  ungünstig  gestaltet;  vieles  konnte 
allerdings  nachgeholt  werden,  doch  war  von  der  sonst  in  den 
Laplatastaaten  stattfindenden  beständigen  Zunahme  des  Anbau- 
areals von  Weizen  diesmal  nichts  zu  merken.  Das  Auftreten 
enormer  Heuschreckenschwärme  beunruhigte  überdies,  und  wenn 
auch  schließlich  der  durch  sie  angerichtete  Schaden  nicht  als 
sehr  beträchtlich  angesehen  wurde,  so  traten  doch  dafür  neue 
Gefahren  für  die  Ernte  auf,  indem  sowohl  Frost  wie  unzeitige 
Dürre  und  auch  Regen  während  der  Einerntung  im  nördlichen 
Argentinien  die  Erträge  der  Laplataländer  zu  schmälern  drohten. 
Die  Zukunft  wird  erst  zeigen,  ob  wirklich  ernstere  Nachteile  ein- 
getreten sind.  Jedenfalls  hatten  aber  die  Besorgnisse  im  letzten 
Teile  des  Jahres  mit  dazu  beigetragen,  die  Preisbewegung  am 
Weltmarkt  zeitweise  wieder  in  mäßig  steigende  Bewegung  zu 
bringen.  Dabei  waren  die  Aussichten  für  die  zum  Jahresschluß 
fällige  australische  Ernte  verhältnismäßig*  günstig,  und  ebenso 
gestalteten  sich  die  Vorbedingungen  für  die  im  nächsten  März 
fällige  indische  Ernte  ungewöhnlich   gut. 

Das  Jahr  schloß  für  AVeizen  in  einer  wenig  durchsichtigen 
Situation.  Die  Welternten  waren  zweifellos  enorm  und  stellten 
sich  um  über  10  Mill.  t  höher  als  im  Vorjahre.  Dafür  hat  aber 
der  Beginn  der  Saison  eine  ungewöhnliche  Erschöpfung  alter 
Reserven  angetroffen,  und  nachdem  jetzt  fünf  Monate  des  Emte- 
jahres  vorüber  sind,  ist  die  Nachwirkung  dieses  Mangels  an  alten 
Beständen  sichtlich  noch  immer  nicht  überwunden.  Es  ist  die 
Frage,  ob  bis  zum  Frühjahr  die  immer  noch  empfindliche  Teuerung 
des  Weizens  schon  eine  erhebliche  weitere  Milderung  erfahren 
haben  wird,  und  dann  wird  voraussichtlich  der  fernere  Verlauf 
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des    Hajidels    von    der    Gestaltung    der    kommenden    Ernte    ab- 
liängen. 

Bei  den  Verhältnissen  in  Deutschland  haben  wieder  die  durch 
das  Einfuhrscheinsystem  geschaffenen  Exportverhältnisse  eine 
nicht  unerhebliche  E^lle  gespielt.  Insbesondere  waren  die  vorzüg- 
lichen deutschen  Qualitäten  der  Saison  1908/09  am  Weltmarkt  ein 
begehrter  Artikel  zu  den  durch  die  Ausfuhrvergütuiig  bewirkten 
billigen  Preisen  und  fanden  lebhaften  Absatz,  ebenso  wie  unser 
Weizenmehl. 


Tab.  134.         Getreideein-  und  -ausfuhr  vom  1.  Aug.  bis  31.  Dez. 


Gesamteinfuhr 

1907                 1908         i         1909 
dz                   dz         1          dz 

Gesamtausfuhr 

1907                1908                1909 
dz                   dz                   dz 

Weizen    .     .     . 
Roggen     .     .     . 
Weizenmehl     . 
Roggenmehl     . 

11  168  654 

2  487  151 

95  383 

12  534 

9  314  183 

1  174  742 

96  387 

8  188 

13  287  150 

1  614  984 

73  025 

4  736 

932  891 

1312  180 

393  291 

337  252 

2  552  013 

4  679  663 

786  282 

480  378 

2  076  179 

2  869  770 

814  383 

588  120 

Tab.    135. 


Getreideein-  und  -ausfuhr  nach  Monaten  in  Doppelzentnern. 


Jan.     I   Febr.    |    März    |    April 


Mai 


Juni  I  Juli  I  Aug.  |  Sept.  |  Okt.  |  Nov.  1  Dez. 


Weizen  <  1908 
U909 
^1907 

Roggen  { 1908 
ll909 
--1907 

Gerste  n908 
il909 
(-1907 

Hafer  1908 
il909 
(1907 


■1907||1525  363 


Mais 


1908 
11909 


1 505  403 

977  424 

473  429 

251 665 

89  534 

1 840  479 

1 240  506 

1333167 

179  463 

101109 

231 129 

1  051 261 

510739 

581 691 


900  875|1637  714 

1331106 

1196  883 

544  957 

276  816 

100  083 


1 181 154 

804  034 

349  070 

280281 

94  523 

1 451  639 

1210861 

1 162  808 

139  890 

92  306 

178  952 

775  860 

595  835 

486  129 


l  532  789 

1 221 336 

1386  342 

224  213 

176  900 

268  706 

1 058  397 

601565 

403  254 


2050488 

2  040523 

2  057  690 

504  673 

234080 

142  127 


12  677  294 
4401 


Einfuhr. 
2  7619312  521535 


313  059 
128  159 
660  661 
417  012 
361  802 
637137 
026308 
743  825 
561 421 


2  539 

2  062  67 
581 329 
331477 
186  091 
994077 

1166  070 

1 610  264 
401439 
340035 
659  382 

1  254  578 
631 198 
486  372 


811  638 

2  315  977 

679331 

530  972 

255  645 

1 305  795 

1 236  040 

2  282  335 

297  904 

271 027 

708182 

1 075  563 

557  358 

au  774 


1733  007 

3078  806 

573  177 

392  077 

274  687 

1315349 

1  539  541 

2  052  639 
253  074 
217  807 
549  868 

1340055 
724. 613 
868  385 


2  277  87912  084  974 


1  798  274 

2  832  621 
452  337 
188 135 
394  773 

1  219  375 

1 030  393 

1  664  534 

238172 

210  317 

484  011 

1 937  753 

597  574 

993  909 


1 563  757 

1 952  904 

342  697 

190  769 

252  869 


341 809 
807  947 
264  703 
301 453 
199  906 

345  857 

346  385 
437  533 
683  015 


1815  92l|1979  757 


1 950  841 

2170  515 

454  988 

279  584 

381  636 


1  929 154 

2  502  585 
541  648 
245  556 
300  761 


2  308  405 
1 521  506 


577  318 
271 224 


2  632  651 2  566  307  2  658  996 
2  994  026  2  889  223  2  392  186 
4 


994  026  2  889  223 
090  2103  408  131 


262  474  216  596 
362  982  377  913 
373  5701  427  751 


670477  445  890  537129!  12  fi 


3013241  401806 
553  5771  434  794 


2%  816 
285  935| 


24  E 
20t 

601 
34' 

211 

18  € 


595  504 


Ausfuhr. 

Weizen 

fl907 
<1908 
ll909 

I   149083 

i   102  688 
!   202  710 

80306 
105  987 
156  123 

120984 
100913 
157  922 

92  255 
80  757 
179  836 

37  709 
98136 
58  948 

25  689 
39  629 
28  795 

26128 

35  651 

8392 

8  320 
63  482 
11501 

46  086 
472  781 
153130 

108  521 
612  704 
448  350 

132  826 
478096 
335  752 

144  5991 
421  946 

Roggen 

(1907 
<1908 
V1909 

169  303 
161 743 
535  214 

186  539 
203131 
619  049 

194  655 
149  863 
697  053 

185  639 
140458 
850365 

222  738 
232  450 
648  071 

121  572 
207  094 
237  084 

55  571 
181 765 
131 138 

130  444 
585  732 
138124 

241  632 

1276  445 

457  B86 

213  126 

1 018  363 

639  533 

353  977 
935  233 
716  835 

254  690 

852  999 

Gerste 

/1907 
h908 
ll909 

1673 

1098 

249 

591 
953 

875 

1977 
1327 
1243 

1995 

1052 

969 

292 

1328 

179 

844 
890 
555 

450 
986 
715 

262 
1138 
1392 

898 
1359 
1955 

1740 
4  768 
2  694 

3400 
3436 
4  229 

5  671 
460 

Hafer 

,1907 
<1908 
11909 

319178 
549  198 
226  256 

254  239 
422  011 
291 314 

330  901 
637  352 
210731 

284180 
617  578 
294  970 

186  483 
587  748 
157  970 

122  886 
406  845 

87  832 

63  272 

276  601 

74  679 

52  679 

178  867 
61148 

174  480 
292  864 
210  154 

450  651 

358  923 

359  563 

657  278 
329  206 
546  526 

562  618 
297  156 

Mais 

fl907 
1908 
11909 

23 
10 
10 

11 
152 
22 

8 
14 
39 

40 
60 
29 

52 
154 
102 

53 

18 
48 

32 

28 
8 

211 
13 
24 

14 

48 
20 

26 
23 
12 

8 
46 
17 

12 

825 

29 


66 


26 


23 
59 


34 

49 


Es  wurden  am  Weizen  und  Weizenmehl  in  1908/09  6  212  416  dz 
exportiert  geg^n  3  590  355  im  Vorjahre,  während  die  Einfuhr 
22  363  343  gegen  23  877  993  dz  betrug;  somit  stellte  sich  die 
Nettoeinfuhr  Deutschlands  an  Weizen  und  Weizenmehl  auf 
16150  927   dz   Weizen  gegen   20  287  638   in   1907/08.     Diese  Ver- 
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hältnisse  erklären  die  wachsende  Knappheit  des  inländischen 
Weizens,  die  so  weit  ging,  daß  im  Sommer  für  inländische  Ware 
bis  290  Mk.  bewilligt  werden  mußten.  Die  neue  Ernte  hatte  nur 
zum  Teil  wieder  gute  Qualitäten.  In  Mecklenburg  und  Pommern, 
die  im  Vorjahre  besonders  viel  für  den  Etsport  geliefert  hatten,  war 
diesmal  das  Korn  durch  die  Witterung  teilweise  minderwertig 
geworden,  und  auch  in  der  Mark  wie  in  Posen  blieben  die  Quali- 
täten zum  Teil  zurück.  Bessere  Ergebnisse  hatte  Ost-  und  West- 
preußen, besonders  aber  die  Provinz  und  das  Königreich  Sachsen; 
aus  allen  diesen  Gegenden  wurde  auch  wieder  das  Material  so 
erheblich  für  die  Ausfuhr  in  Anspruch  genommen,  daß  man 
darauf  gefaßt  sein  muß,  in  Deutschland  wieder  im  Frühjahr  eine 
völlige  Entblößung  von  guter  Inlandsware  vorzufinden  und 
unseren  Zufuhrbedarf  vom  Weltmarkte  um  so  umfangreicher  zu. 
sehen,  als  die  große  Masse  geringen  Weizens  ohnehin  eine  er- 
heblich 3  Aufmischung  mit  guter  Ware  bedingt. 

Tab.  136.  Ernte  im  Deutschen  Reich  in  Tonnen  nebst  Erträgnissen  pro  Hektar 


1907 

1 

1908 

1909 

p.  ha 

p.  ha 

p.  ha 

Winterweizen . 

2  613  826 

1.87  r 

3  349  707 

2.00 

3  197  888 

2.00 

SoTTiTTierweizen 

865  498 

2.48 

418  060 

2.03 

557  859 

2.37 

zus.  Weizen    . 

3  479  324 

—     1 

3  767  767 

— 

3  755  747 

— 

Roggen    .     .     . 

9  757  859 

1.62  j 

10  736  874 

1.77 

11348  415 

1.86 

Gerste     .     .     . 

3  497  745 

2.06  ■ 

3  059  885 

1.88 

3  495  616 

2.12 

Hafer  .... 

9  149  138 

2.09 

7  694  833 

1.80 

9  125  816 

2.12 

Kartoffeln    .     . 

45  538  299 

13.81 

46  342  726 

14.07 

46  706  252 

14.05 

Tab.  137. 


Anbauflächen  im  Deutschen  Reich  (in  Hektar). 


. 

1907 

1908 

1909 

Winter  Weizen      .... 
Sommerweizen     .... 

zus.  Weizen 

Roggen 

Gerste 

Hafer 

Kartoffeln 

1  397  257 
349  530 

1  746  787 
6  042  580 
1  701  707 
4  377  115 
3  297  483 

1  678  432 
206  168 
1  884  600 
6  119  933 
1  628  967 
4  275  305 
3  292  647 

1  596  255 
235  128 
1  831  383 
6  130  732 
1  646  354 
4  309  967 
3  323  733 

Ganz  anders  als  für  Weizen  lagen  die  Geschäftsverhältnisse 
im  abgelaufenen  Jahre  für  Roggen.  Die  beiden  letzten  Eirnten 
Deutschlands  sind  außerordentlich  groß  gewesen.  Die  des 
Jahres  1908  hatte  mit  10  736  874  t,  die  Eimte  des  Jahres  1907  um 
eine  volle  Million  Tonnen  und  die  bis  dahin  größte  vom  Jahre  1904 
um  700000  t  überragt.  Es  erregte  die  größte  Ueberraschung, 
daß  die  E-mte  von  1909  mit  11  348  415  t  um  noch  600  000  t  größer 
als  die  vorjährige  Rekordernte  war.  Allerdings  bestand  ein 
sehr  großer  Unterschied  zwischen  den  schönen  Qualitäten  der 
Ernte  1908  und  der  zu  großem  Teil  minderwertigen  Ware  der 
diesmaligen  Elmte,  so  daß  trotz  des  quantitativen  Plus  der  wirk- 
liche Nutzwert  an  Mehl  sichtlich  hinter  dem  der  vorletzten 
Ernte  zurückbleibt.    Bei  der  Ausfuhr  wurden  besonders  die  besseren 
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Qualitäten  der  beiden  Preußen  und  Posen  bevorzugt.  Aber  der 
Export  stand  hinter  dem  der  vorhergegangenen  Saison  ganz  be- 
deutend zurück,  zumal  der  deutsche  Roggen  diesmal  im  Auslande 
der  russischen  Konkui'renz  begegnete.  Bei  den  Riesenerträgen 
der  diesjährigen  Roggenemte  nahmen  die  Marktpreise  des 
Roggens  an  den  Konjunkturen  des  Weizenmarkts  im  letzten  Halb- 
jahr nach  der  neuen  Ernte  wenig  Teil ;  es  fanden  nur  verhältnis- 
mäßig geringe  Preisschwankungen   statt. 

Die  Haferernte  Deutschlands  war  mit  9 125  816  t  außer- 
ordentlich umfangreich  und  übertraf  die  des  vorhergegangenen 
Jahres  fast  um  IV2  Mill.  t.  Die  Preise  der  neuen  Saison  sind 
auch  wesentlich  niedriger  geworden.  Der  Preisrückgang  kam  zum 
Stillstand,  da  die  Ausfuhr  ziemlich  beträchtliche  Ansprüche  stellte, 
ungeachtet  der  großen  Etrnten  Rußlands  und  Amerikas.  Bis  jetzt 
haben  sie  aber  keinen  besonderen  Andrang  von  Offerten  veranlaßt. 

Für  das  Gerstengeschäft  waren  die  Schädigungen  der  Quali- 
täten durch  die  Witterung  verhängnisvoll;  von  der  Brauware 
wurde  nur  äußerst  vorsichtig  und  zu  gedrückten  Preisen  gekauft, 
und  für  die  in  großen  Mengen  angebotene  inländische  Eutterware 
entwickelte  sich  der  Absatz  noch  schwieriger.  Sehr  starken 
Import  hatte  Deutschland  im  letzten  Jahre  wieder  in  russischer 
Futtergerste.  Doch  brachten  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  die 
Klagen  wegen  der  Denaturierung  durch  Eosinfärbung  dem  Handel 
viele  Schwierigkeiten. 
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VI.    Wirtschaftliche  Entwicklung  im  Auslande. 

In  Oesterreich-Ungarn  hielt  im  Jahre  1909  die  im  Vorjahr 
einsetzende  wirtschaftliche  Depression,  jedoch  in  verhältnismäßig- 
leichter  Form,  an.  Nur  während  des  türkischen  Boykotts  und 
des  Konflikts  mit  Serbien  drohte  sie  kurze  Zeit  größere  Dimen- 
sionen anzunehmen.  Als  aber  Anfang  April  die  politischen  Ge- 
fahren beseitigt  waren,  hatte  die  Industrie  aus  ihnen  nicht 
unbedeutende  Vorteile  gezogen,  da  die  Bestellungen  der  Militär- 
behörden an  Gewehren,  Patronen  und  sonstigem  Kriegs-  und  Aus- 
rüstungsmaterial .zahlreichen  Unternehmungen  reiche  Beschäfti- 
gung boten.  Auch  durch  die  zukünftige  Ausgestaltung  der 
Armee  und  der  Marine  (Bau  von  Dreadnoughts)  haben  die  dem 
Heeresbedarf  dienenden  Industrien  noch  für  die  nächsten  Jahre  eine 
stärkere;  Beschäftigung  zu  erwarten.  Aber  gerade  die  mchtigsten 
Industrien  klagten  ini  Berichtsjahr  über  unzureichende  Beschäfti- 
gung und  schlechte  Preise.  Bis  in  die  letzten  Tage  des 
Jahres  bestand  sogar  die  Gefahr,  daß  für  Oesterreich  erst  das  Jahr 
1910  den  Tiefpunkt  der  Wirtschaftsentwicklung  bringen  werde. 
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Wenn  näjnlich  das  Budgetprovisorium  für  1910  niaht  rechtzeitig 
bewilligt  sworden  wäre,  hätte  das  Finanzministerium  mehr  als 
150  Millionen  Kronen  für  Bestellmigen  an  die  Industrie  aus  dem 
Budget  streichen  müssen.  In  diesem  Falle  wären  ^^or  allem  die 
Waggon-  und  Lokomotivenindustrie,  der  Brückenbau  und  die  Eisen- 
konstruktionsanstalten in  eine  bedrängte  Lage  geraten.  Indirekt 
hätte  die  Einschränkung  des  staatlichen  Bedarfs  auch  die  schwere 
Eisenindustrie  getroffen.  Dadurch,  daß  im  letzten  Augenblick 
das  Parlament  mit  unerwarteter  PlötzKchkeit  ein  Gresetz  an- 
genommen  hat,  welches  eine  parlamentarische  Obstruktion 
künftig  unmöglich  machen  soll,  ist  die  Wahrscheinlichkeit  ge- 
boten, daß  die  im  Ausland  bereits  wahrnehmbare  Besserung  der 
Konjunktui-  sich  (im  nächsten  Jahre)  auch  auf  Oesterreich  über- 
tragen wird. 

Die  Wiener  Börse  hat  unmittelbar  nach  Beilegung  der 
serbischen  Kriegsgefahr  eine  starke  Belebung  ihrer  Geschäfts- 
tätigkeit erfahren.  In  einem  breiten  Publikum  entstand  wieder  ein 
ungewöhnlich  großes  Interesse  an  den  Börsenvorgängen.  Die 
Banken  waren  infolgedessen,  namentlich  im  April,  in  der  Lage, 
große  Effektenbestände  abzustoßen.  Die  Kurse  nahiaen  eine 
steigende  Richtung  an,  zumal  auch  die  ausländischen  Börsen, 
namentlich  die  New  Yorker,  die  erwartete  Besserung  der  Kon- 
junktur in  starkem  Maße  eskomptierten.  Am  lebhaftesten  war 
diese  Bewegung  im  August  und  September.  Als  dann  gegen  Ende 
Oktober  die  internationale  Geldknappheit  die  Haussebewegung 
hemmte,  fügte  sich  die  Wiener  Börse  nur  widerwillig  dem  Einfluß 
des  Auslandes.  In  Oesterreich-Ungarn  gab  es  keine  Geldknappheit. 
Hier  standen  die  Zinssätze  sogar  im  zweiten  Semester  noch  in 
der  Regel  um  I4  0/0  niedriger  als  zur  gleichen  Zeit  des  Vorjahres. 
Der  Goldschatz  und  der  Devisenbesitz  der  Oesterreichisch- 
Ungaaischen  Bank  waren  größer  denn  je,  zumal  da  zu  Anfang 
des  Jahres  die  österreichischen  und  ungarischen  Schatzscheine 
im  Auslande  placiert  waren.  Die  Oesterreichisch-Üngarische  Bank 
war  in  der  Lage,  der  Bank  von  England  ihre  Unterstützung  zur  Ab- 
lenkung der  überseeischen  Goldnachfrage  anzubieten,  eine  Unter- 
stützung, die  jedoch  nur  zum  kleinen  Teile  angenommen  wurde. 
Der  billige  Geldstand  in  Oesterreich-Ungarn  bewirkte  auch,  daß 
die  Kurse  gegen  Schluß  des  Jahres  nur  stagnierten,  aber 
keinen  beträchtlichen  Rückgang  gegenüber  den  Höchstkursen 
erfuhren. 

In  hohem  Grade  bezeichnend  für  das  abgelaufene  Jahr  waren 
die  allgemeine  Teuerung  und  die  zunehmende  Verschlechterung 
der  Staatsfinanzen.  Einmal  bewirkten  die  Syndikate  und  Kartelle, 
daß  auch  in  den  Zeiten  der  Depression  die  Preise  für  Industrie- 
artikel nur  verhältnismäßig  wenig  zurückgingen.  Sodann  sind 
alle  persönlichen  Dienstleistungen  im  Laufe  der  Zeit  teurer  ge- 
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wjorden.  Selbst  die  Bahntarife,  die  viele  Jahr©  teils  konstant 
blieben,  teils  eine  Tendenz  zur  Ermäßigung  zeigten,  wurden  er- 
höht. Am  schwersten  fühlbar  war  aber  die  Teuerung  der  Lebens- 
mittel, die  eine  mehr  oder  weniger  direkte  Folge  der  hohen  Zoll- 
tarife   ist. 

Die  ungarische  Ernte  war  sehr  klein,  und  gleichzeitig 
war  der  Vorratsbestand  aus  früheren  Jahren  knapp.  Die 
ungarische  Weizenernte  ergab  nur  30  Mill.  dz,  war  also 
um  10  Mill.  dz  geringer  als  im  Vorjahre  und  um  26  Mill.  dz 
geringer  als  in  dem  reichen  Erntejahr  1906.  Tatsächlich 
muß  sie  aber  noch  viel  geringer  gewesen  sein.  Die  Weizen- 
preise erreichten  eine  selten  dagewesene  Höhe,  und  der  Ernteaus- 
fall mußte  durch  gewaltige  Getreideimporte  gedeckt  werden.  In 
den  ersten  zehn  Monaten  des  Jahres  1909  wurden  im  Vergleich  zum 
Vorjahre  6,19  Mill.  dz  Getreide  (-{-  5,3  Mill.  dz)  im  Werte  von 
124  Mill.  K.  ("1-  112  Mill.  K.)  importiert;  exportiert  wurden 
dagegen  nur  1,46  Mill.  dz  ( —  700  000  dz)  im  Werte  von 
27,8  (—  15)  Mill.  K.  Der  Weizenimport  allein  betrug  4,43  (+  4,4) 
Mül.  dz  im  Werte  von  99,37  (+  98,9)  Mill.  K. ;  der  größte 
Teil  des  Weizens  kam  aus  Rumänien.  Der  Gretreideaußenhandel 
hat  also  allein  in  den  ersten  zehn  Monaten  eine  Verschlechterung 
der  österreichisch-ungarischen  Handelsbilanz  um  139  Mill.  K. 
bewirkt.  Ungarische  Statistiker  berechnen  einen  notwendigen  Wei- 
zenimport von  ca.  14  Mill.  dz,  von  dem  bisher  nur  ca.  6  Mill.  dz 
importiert  sind,  doch  ist  diese  Schätzung  anscheinend  zu  hoch,  zu- 
mal bei  teueren  Preisen  der  Konsum  sich  auf  Surrogate  zurückzieht. 
Jedenfalls  aber  ist  die  Belastung  des  Konsums  durch  diese  Teue- 
rung sehr  groß.  Ferner  haben  die  Agrarier  durch  die  Schutzzölle 
und  durch  die  Organisation  der  Produzenten  auch  die  Preise  anderer 
landwirtschaftlicher   Produkte,   z.    B.    der   Milch,   erhöht. 

Infolge  des  starken  Weizenimports  hat  sich  die  Handels^ 
bilanz  überaus  ungünstig  gestaltet.  Für  die  ersten  zehn  Monate 
ergibt  sich  ein  Passivsaldo  von  302,3  Mill.  K.  gegen  94,2 
Millionen  K.  im  Vorjahre.  Wenn,  wie  vor  einigen  Jahren 
berechnet  wurde,  Oesterreich-Ungarn,  um  seine  Zahlungsbilanz 
glattzustellen,  jährlich  einen  Ausfuhrüberschuß  von  ca.  200  MilL  K. 
braucht,  so  weist  das  Jahr  1909  einen  Passivsaldo  der  Zahlungs- 
bilanz von  mindestenz  500  Mill.  K.  auf.  Wahrscheinlich  wird 
dieser  Passivsaldo  indes  viel  größer  sein,  da  die  Getreideimporte 
auch  während  der  zwei  letzten  Monate  des  Jahres  fortgedauert 
haben;  auch  die  Zahlungsbilanz  des  ersten  Semesters  1910  wird 
sich  durch  die  Getreideimporte  ungünstig  gestalten.  Zweifellos 
dürften  auch  die  bisher  so  günstigen  Geldverhältnisse  der 
Monarchie  im  nächsten  Jahre  durch  den  großen  Passivsaldo  un- 
günstig beeinflußt  werden. 

Die  Finanzen  Oesterreichs  haben  sich  gleich  denen 
Deutschlands    und   Englands   in   den   letzten   Jahren   wesentlich 
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verschleclitert.  Sckon  das  Budget  für  1909  schloß  mit  einean 
Defizit,  das  zum  Teil  eine  Folge  der  Teuerung  ist,  die  dem  Staat 
ebenso  wie  den  Privatunt-emehmern  höhere  Lasten  für  das  Be- 
amtenpersional  auferlegt.  Dazu  kommt,  daß  auch  die  finanziellen 
"Wirkungen  der  Eisenbahn  Verstaatlichungen  zunächst  nicht  günstig 
sind.  Es  ist  zwar  in  den  Verstaatlichungsverträgen  auf  die  un- 
aufhörlich steigenden  Personallasten  und  die  unmittelbar  nach  der 
Verstaatlichung  vorzunehmenden  Aufwendungen  eine  gewisse 
Rücksicht  genommen  worden,  aber  diese  Vorsorge  war  nicht  groß 
genug,  und  so  dürfte  bereits  1910  bei  allen  neu  verstaatlichten 
Bahnen  das  Erträgnis  nicht  vollständig  zur  Deckung  der  vom 
Staat  übernommenen  Zinsenlasten  ausreichen,  obwohl  sich  der 
Staat  durch  eine  Tariferhöhung  zu  helfen  sucht.  Zu  diesen  Be- 
lastungen des  Staatshaushalts  kamen  im  Berichtsjahr  noch  die 
Kosten  der  Rüstungen  und  der  Mobilisierung  hinzu.  Die  vorläufige 
Deckung  der  hierdurch  verursachten  Ausgaben  wurde  durch  die 
Emission  von  Schatzscheinen  bewirkt,  die  zu  Beginn  des  Bericlits- 
jahres  sowohl  von  Ungarn  als  von  Oesterreich  ausgegeben  und, 
da  man  den  inländischen  Rentenmarkt  schonen  wollte,  größten- 
teils im  Auslande  abgesetzt  wurden.  Dies  hat  jedoch  nicht 
ausgereicht,  und  das  Budget,  das  der  Finanzminister  für  das 
Jahr  1910  vorlegte  und  das  auf  der  Einnahmenseite  schon 
eine  Anleihe  im  Betrag  von  109  Mill.  K.  voraussetzte,  schließt 
mit  einem  Defizit  von  42  Mill.  K.  Nach  der  Erklärung- 
des  Finanzministers  enthält  das  Budget  aber  noch  nicht  alle 
dringenden  und  unvermeidlichen  Ausgaben,  so  daß  das  wahre 
Defizit  nicht  42,  sondern  395  Mill.  K.  beträgt,  von  denen 
326  Mill.  K.  durch  Kreditoperationen  und  69  Mill.  K.  durch 
Steuererhöhungen  und  neue  Steuern  zu  decken  sind.  Das  neue 
Steuerprogramm  des  Finanzministers  dürfte  das  österreichische 
Parlament  im  Laufe  des  nächsten  Jahres  auf  das  intensivste  be- 
schäfti^n,  und  wenn  wirklieh  die  Obstruktion  für  immer  be- 
seitigt ist,  wird  die  Regierung  wohl  auch  wieder  den  Versuch 
aufnehmen,  gleichzeitig  mit  den  Staatsfinanzen  auch  die  Länder- 
finanzen zu  sanieren.  Uebrigens  dürfte  sich  der  Staatshaushalt 
im  Jahre  1910  doch  wohl  etwas  günstiger  gestalten,  als  es  im 
Budget  vorgesehen  ist,  und  zwar  hauptsächlich  wegen  der  großen 
Getreideimporte,  die  eine  wesentliche  Erhöhung  der  Zolleinnahmen 
bewirken  müssen.  Besteht  tatsächlich  ein  Weizenimportbedarf 
von  14  Mill.  dz,  so  entfällt  allein  darauf  ein  Zoll  von  mehr 
als  90  Mill.  K.,  während  im  Budget  die  Zolleinnahmen  im  ganzen 
nur  mit  einer  kleinen  Mehreinnahme  eingestellt  sind. 

Ein   Vergleich   der  Kurse   an   der  Wiener  Börse  vom  Ende      wSSr^Börs© 
des  Berichtsjahres  bzw.   des  Vorjahres  zeigt  den  Geschäftsgang 
in  verschiedenen  Zweigen  des  Handels  und  der  Industrie.    (Siehe 
Tab.    138,   S.    350.) 
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Tab.  138.  Kurse  an  der  Wiener  Börse  am  31.  Dezember 

im  Vergleich  zum  Vorjahre. 


4.2%  Aprilrente  .  .  . 
Oesterreich.  Goldrente  . 
Oesterreich.  Kronenrente 
Ungar.  Goldrente  .  .  . 
Ungar.  Kronenrente  .  . 
Türkenlose 


Aussig-Teplitzer  Bahn  .     . 

Orientbahnen 

Buschtiehrader  Bahn  .  . 
Donau-Dampfschiff  .  .  . 
Perdinands-Nordbahn    .     . 

Lloyd 

Staatsbahn 

„  Genußscheine  . 

Südbahn    

Bankverein 

Bodenkredit 

Creditanstalt 

Creditbank,  Ungarische 
Escompte-Gesellschaft    .     . 

Länderbank  

Mercur 

Unionbank 

Baugesellschaft,  Allgem.    . 


Union  Bau 

Wiener  Biu 

Union  Baumaterialien  .  .  . 
Wienerberorer  Ziegel  .  .  . 
Königshofer  Cement  .... 
Perlmooser  Cement  .... 
Brüxer  Kohlen  ..... 
Nordböhm.  Kohlen     .... 

Rossitzer 

Westböhm.  Bergbau  .... 

Salgo  Tarjaner 

Ungar.  AUg.  Kohlen  .... 

Alpine  Montan 

Prager  Eisen 

Rimamuranyer 

Dynamit  Nobel 

Hirtenberger  Patronen .     .     . 

Waffenfabrik 

Veitscher 

Simmeringer  Waggon  .  .  . 
Locomotivfabrik  Sigl     .     .     . 

Kabel  und  Draht 

Galizische  Karpathen     .     .     . 

Schodnica 

Liesinger  Brauerei     .... 

Pilsener  Brauerei 

Leykam-Josefsthal     .... 

Fezfabriken 

Teppich  Haas 

Electricitäts-A.-G.,  Vereinigte 

Holzhandels-A.-G 

Zuckerindustrie,  Böhm.  .  . 
Zuckerindustrie,  Ungarische 
Türkische  Tabak 


Am  31.  Dez. 
1908  (in  Kronen) 


Am  31.  Dez. 
1909  (in  Kronen) 


1909  gegen  1908 

mehr  + 
weniger  — 
(in  Kronen) 


97,30  o/o 
114.60  o/o 

94,35  % 
109,550/0 

91,05% 
174,750/, 

per  Stück 

2290  — 
520,— 

2800  — 
880,— 

5000,— 
408,50 
668,25 
189,— 
101,40 
504,50 

1022,— 
620,25 
718,25 
568,— 
422,25 
592,- 
521,50 
149,— 
195,— 
140,— 
165,— 
670,— 
880,— 
450,— 
698,50 

1340,— 
434,— 
420,— 
573.— 
600,— 
627,50 

2367  — 
515,50 

1515,— 
976,— 
609,— 

1025,— 
240,— 
280,— 
332.— 
528,— 
415.— 
221,— 

2220,— 
447.— 
502,— 
237  — 
212,- 
241.— 
171,— 

1845.— 
324,— 


99,150/0 
117,45  o'o 

94,950/0 
113,750/0 

92,35  0/0 
225,900/0 
per  Stück 

2225,— 
610,— 

2665,— 

1035.— 

5470,- 
551,— 
750.— 
277,— 
127,25 
547,35 

1145,— 
672,25 
788,— 
649,— 
506,75 
640,— 
588,— 
211,— 
228,— 
174,50 
197,25 
734,— 
810,— 
421,— 
767,— 

1440,— 
543,— 
511,— 
625,— 
640.— 
752,25 

2645.— 
662,— 

1575,— 

1120,— 
691,— 

1050,— 
341.— 
324,— 
376,50 
768,— 
532,— 
207,— 

2135  — 
465,25 
640,— 
245,— 
250.— 
247,— 
213,— 

2252,— 
367,— 


1,85  0/0 
2,850/0 
0,60  0/0 
4,200/0 
1,30  0/, 
4-52,250/0 
per  Stück 

-  65,— 
+    90,— 

—  135,— 
-f  155,— 
+  470.— 
-f  142,50 
+  81,75 
4-    88.— 


+ 

25,85 

+ 

42,85 

+  123.— 

+ 

52,- 

+ 

69,75 

-f- 

81.— 

+ 

84,50 

+ 

48,— 

+ 

66,50 

-f 

62.— 

-f 

33- 

+ 

34,50 

+ 

32.25 

+ 

64,— 

70  — 

— 

29,— 

4- 

68,50 

+ 100.- 

+  109,— 

+ 

91,— 

H- 

52  — 



40,- 

124,75 

-- 

278,— 

146,50 

-- 

60,— 

-- 

144.— 

-- 

82,— 

-- 

25,— 

+ 

101.— 

+ 

44.— 

+ 

44,50 

+ 

240.— 

-f 

117,- 

14,— 

— 

85,— 

4- 

18,25 

+ 

138,— 

+ 

8.— 

+ 

38,— 

+ 

6,— 

+ 

42,— 

+  ^ 

+07,— 

+ 

43.— 
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Eine  Ausnahme  von  den  meist  bedeutenden  Stöigerimgen 
machen  nur  die  Aktien  der  böhmischen  Kohlenbahnen,  der  Zement- 
fabriken  und  der  Brauereien.  Unter  den  Renten  sind  besonders 
jene  stark  gestiegen,  welche,  wie  die  Goldrenten,  hauptsächlich 
vom  Auslande  abhängig  sind.  Dagegen  ist  die  Kurssteigerung 
der  beiden  Kronenrenten  nicht  bedeutend.  Der  heimische  Kenten- 
markt  hat  sich  trotz  des  niedrigen  Zinsfußes  noch  nicht  wesent- 
lich erholt.  Zum  Teil  wird  das  darauf  zurückgeführt,  daß 
die  Banken  durch  hohe  Zinsen  dem  Eentenmarkt  Kon- 
kurrenz machen,  zum  Teil  liegt  die  Ursache  in  der  berech- 
tigten Erwartung,  daß  neue  Kentenemissionen  auf  ihre  Unter- 
bringung warten.  Der  österreichische  Eventenbedarf  dürfte 
jedenfalls  im  Inlande  gedeckt  werden.  Sehr  groß  ist  der 
Anleihebedarf  Ungarns,  zumal  die  220  Mill.  K.  41/2  prozentiger 
ungarischer  Schatzscheine  bereits  Ende  1910  fällig  sind.  Man 
schätzt  den  gesamten  ungarischen  Anleihebedarf  für  das  Jalu' 
1910  auf  500  Mill.  K.  —  Eine  ansehnliche  Steigerung  haben 
die  Türkenlose  erzielt,  die  nunmehr  nicht  viel  unter  dem  "Wert 
des  kleinsten  Treffers  notieren. 

Von  den  notierten  Bankaktien  haben  nur  wenige  wii*k- 
lich  etwas  mit  dem  österreichischen  Eisenbahnwesen  zu  tun. 
Die  Nordbahnaktie  ist  in  der  Hauptsache  eine  Kohlenaktie  ge- 
worden, die  Staatsbahnaktie  ein  Industriepapier.  Die  Orientbahnen, 
für  'welche  sich  erhöhtes  Interesse  zeigte,  und  die  bisher  den  Sitz 
ihres  Unternehmens  in  "Wien  hatten,  werden  diesen  künftig  in 
die  Türkei  verlegen.  Die  bedeutende  Steigerung  dieser  Aktien 
rührt  daher,  daß  der  Plan  der  Amortisation  des  Aktien- 
agios durch  die  Gresellschaft  selbst  von  der  Regierung  end- 
gültig angenommen  und  am  1.  Dez.  1909  auch  zum  erstenmal  aus- 
geführt wurde.  —  Es  existieren  jetzt  Nordbahngenußscheine,  die 
an  der  Börse  zu  ziemlich  hohen  Kursen  gehandelt  wurden,  aber 
noch  nicht  zur  offiziellen  Notiz  gelangten,  weil  die  Anzahl  der 
gezogenen  Aktien  noch  zu  klein  ist.  Die  Steigerung  dei 
Staatsbahnaktien  rührt  daher,  daß  erst  im  Laufe  des  Jahres  die 
Annahme  des  Verstaatlichungs Vertrages  durch  das  Parlament  er- 
folgte. Seit  dem  Tode  des  Grouvemeurs  der  Bodenkreditanstalt, 
Taussig,  sind  die  Staatsbahnaktien  an  der  Börse  etwas  in  den 
Hintergrund  getreten.  Wirkliche  Eisenbahnpapiere  sind  nur  noch 
die  der  Südbahn,  der  Aussig-Teplitzer  tmd  der  Buschtiehrader 
Bahn.  Die  Einnahmen  der  Südbahn,  deren  Aktien  im  Berichtsjahre 
um  26  Kr.  gestiegen  sind,  betragen  für  die  ersten  zehn  Monate  rund 
114  Mill.  K.,  490  000  K.  weniger  als  die  definitiven  Einnahmen  des 
Vorjahrs,  aber  etwa  1,64  Mill.  K.  mehr  als  die  in  gleicher  Weise 
provisorisch  berechneten  Vorjahrseinnahmen.  Es  wird  angenommen, 
daß  die  Gesamteionahmen  der  Südbahn  pro  1909  schließlich  um 
ca.  2  Mill.  K.  höher  sein  werden  als  im  Vorjahr;  dieser  Ein- 
nahmensteigerung  dürfte  aber  auch  eine  Erhöhung  der  Ausgaben 
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gegenüberstehen.  Indes  rechnet  man  damit,  daß  im  nächsten  Jahre 
die  Tariferhöhung,  die  auf  vielen  Gebieten  um  7  o/o  über  die 
künftigen  Sätze  der  Staatsbahnen  hinausgeht,  die  Einnahmen  der 
Südbahn  ansehnlich  vermehren  wird;  ist  doch  auch  die  letzt- 
jährige Steigerung  der  Südbahneinnahmen  hauptsächlich  auf  die 
Ei'höhung  der  Personentarife  zurückzuführen.  Noch  wichtiger 
aber  als  die  finanzielle  Wirkung  der  Tariferhöhung  ist  der  Um- 
stand, daß  sie  vom  Staate  nur  provisorisch  und  nur  auf  ein  Jahr 
bewilligt  wurde  und  nur  unter  der  Bedingung  verlängert  werden 
soll,  daß  auch  die  Prioritäre  der  Gesellschaft  Zugeständnisse 
machen.  Deshalb  werden  im  Laufe  des  nächsten  Jahres  direkte 
Verhandlungen  zwischen  der  Südbahn,  dem  österreichischen 
Staat  und  den  Prioritären  über  die  Sanierung  des  Unternehmens 
stattfinden.  Daß  die  Verkehrsverhältnisse  nicht  gerade  besonders 
günstig  sind,  drückt  sich  auch  in  den  Einnahmeausweisen  der  beiden 
böhmischen  Bahnen  aus;  die  Einnahmen  der  Aussig-Teplitzer 
Bahn  betrugen  in  den  ersten  zehn  Monaten  gegenüber  der 
gleichen  Zeit  des  Vorjahres  12,53  (—  1,06)  Mill.  K.,  die 
der  Buschtiehrader  Bahn  20  (—  1,18)  Mill.  K.  Die  Einnahmen 
der  gesamten  Staatsbahnen  betrugen  in  den  ersten  zehn  Monaten 
510,89  (plus  6,88)  Mill.  K.  "Wenn  man  die  Einnahmen  des  ganzen 
Staatsbahnnetzes,  der  Südbahn  und  der  beiden  böhmischen  zu 
einem  Ganzen  vereinigt,  so  ergibt  sich  eine  Einnahmesumme  von 
rund  657  Mill.  K.,  4,15  Mill.  K.  oder  kaum  2/3^/0  mehr  als  im 
Vorjahr.  Bei  den  beiden  böhmischen  Bahnen  fällt  die  Verringerung 
der  Einnahmen  sehr  ins  Gewicht,  und  beide  Gesellschaften  dürften 
für  1909  wesentlich  geringere  Dividenden  bezahlen  als  im  Vorjahr; 
doch  sind  die  Chancen  für  das  nächste  Jahr  wieder  günstiger, 
weil  beiden  Bahnen  Tariferhöhungen  gestattet  wurden,  welche 
nach  Abzug  aller  vom  Staat  verlangten  Gegenkonzessionen  doch 
bei  der  Aussig-Teplitzer  einen  Mehrgewinn  von  600  000,  bei  der 
Buschtiehrader  von  500000  K.  bewirken  sollen, 
schiffahrts-  Sehr    güustig    War     die    Entwicklung    der     österreichischen 

Schiffahrtsgesellschaften.  Die  Einnahmen  des  Oesterreichischen 
Lloyd  betrugen  in  den  ersten  zehn  Monaten  gegenüber  der 
gleichen  Zeit  in  1908  25,1  (plus  1,66)  Mill.  K.  bei  einer 
Leistung  von  1,725  (—  0,012)  Mill.  Seemeilen;  die  Ein- 
nahmen der  Austro-Americana  21  (plus  1,65)  Mill.  K.  bei  einer 
Leistung  von  1,26  ( —  0,03)  Mill.  Seemeilen.  Aus  diesen  Ziffern 
ergibt  sich,  daß  der  Seeverkehr  Oesterreiehs  sich  im  ab- 
gelaufenen Jahr  günstig  gestaltet  hat  und  die  Folgen  des 
türkischen  Boykotts  vollständig  überwunden  sind.  Dazu  kommt, 
daß  die  Betriebskosten  des  Lloyd  sich  seit  seiner  Rekon- 
struktion wesentlich  verbilligt  haben,  seine  Dividende  für 
1909  wird  auf  5 — 6  0/0  geschätzt.  Auch  die  Austro-Americana 
entwickelte  sich  günstig.  Die  österreichische  Regierung  schloß 
mit    ihr    allein    einen    Vertrag*    über    die   Besorgung    des    süd- 
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amerikanischen  Schiffahrtsdienstes  ab,  den  bisher  zum  größten 
Teil  der  Oesterreichische  Lloyd  betrieben  hat.  Auch  die 
Verhältnisse  der  Binnenschiffahrt  besserten  sich.  Die  Donau- 
Dampf  Schiffahrtsgesellschaft  erhielt  gute  Beschäftigung  durch 
rumänische  Getreideimporte;  ihre  Einnahmen  betrugen  in  den 
ersten  zehn  Monaten  12,55  (plus  0,97)  Mill.  K.  Ein  endgültiger 
Vertrag  mit  dem  Staate  ist  noch  immer  nicht  zustande  gekommen ; 
für  das  Jahr  1910  wird  wahrscheinlich  das  gegenwärtige  Provi- 
sorium unverändert  verl^ängert  werden. 

Die  Banken  haben  ein  gutes  Greschäftsjahr  hinter  sich.   Zwar  Banken, 

war  der  Zinsfuß,  wie  bereits  erwähnt,  etwas  niedriger  als  im 
Vorjahr,  aber  der  Umfang  des  Geschäfts  war  größer.  Die  Banken 
der  Rothschildgruppe  haben  an  den  beiden  Schatzscheinemissionen 
viel  verdient  und  fühlten  den  Verlust  an  der  Emission  der  letzten 
österreichischen  Kronenrente  um  so  weniger,  als  dieser  schon  in 
den  Bilanzen  des  Vorjahrs  abgeschrieben  war.  Alle  Banken 
hatten  im  April  nach  der  Beendigung  des  serbischen  Konflikts 
ein  sehr  lebhaftes  Geschäft  und  konnten  ihre  Effektenbestände 
abstoßen.  Das  industrielle  Emissionsgeschäft  war  nicht  allzu 
bedeutend.  Zur  iSTeueinführung  an  der  Börse  gelangten  bloß  acht, 
und,  wenn  man  von  einer  Lokalbahn  absieht,  sogar  nur  sieben 
iVktien -Gattungen.  Die  Kreditanstalt  führte  die  Konstanzer  Holz- 
verkohlungsaktien  neu  ein,  der  "Wiener  Bankverein  die  Clotilde- 
Aktien,  die  Eskompte-G^sellschaft  die  Aktien  der  Galizischen 
Montanwerke,  die  Verkehrsbank  die  Aktien  der  Möbelfabrik 
Portois  &•  Fix ;  zu  erwähnen  ist  auch  die  Einführung  der  Telefon- 
fabriks-Aktien  Berliner.  Auch  die  Gründungstätigkeit  des  ab- 
gelaufenen Jahres  war  nicht  groß.  Es  wurden,  soweit  es  sich  bis 
jetzt  überblicken  läßt,  etwa  30  neue  Aktiengesellschaften  mit  einem 
Kapital  von  62  Mill.  K.  gegründet  gegen  35  Gesellschaften  mit 
rund  78  Mill.  K.  im  Vorjahr  und  67  Gesellschaften  mit  rund 
137  Mill.  K.  im  Jahre  1907.  Hervorzuheben  unter  den  Neu- 
gründungen sind:  die  Galizische  Lidustriebank  mit  10  Mill.  K. 
durch  die  Eskompte-Gesellschaft,  die  Eisenwaren  A.-G.  Rothau- 
Neudek  mit  einem  Kapital  von  10  Mill.  K.  durch  die  Kreditanstalt, 
die  Umwandlung  der  Klazarschen  Textilfabriken  in  zwei  Aktien- 
gesellschaften mit  4,5  bezw.  2,5  Mill.  K.,  die  Gründung  von 
Wagenmann  &  Seybel  mit  4  Mill.  K.,  durch  die  Kreditanstalt 
an  die  Holz  verkohlungs- A.-G.  angegliedert,  die  Dampf  schiff  ahrts- 
A.-G.  Dalmatia  mit  4  Mill.  K.  Man  erwartet,  daß  die  meisten 
Banken  eine  gegenüber  dem  A^orjahr  etwas  erhöhte  Dividende 
geben  werden.  Die  Länderbank  beschäftigte  sich  mit  großen 
Projekten,  u.  a.  mit  der  Umwandlung  des  Pilsner  Bürgerlichen 
Bräuhauses  in  eine  Aktiengesellschaft;  auch  soll  ihr,  falls  in 
Oesterreich  ein  Zündhölzchenmonopol  eingeführt  wird,  die  Finaji- 
zierung  desselben  zufallen.  Bemerkenswert  ist  auch  die  zu- 
nehmende geschäftliche  Bedeutung  der  tschechischen  Banken,  wie 
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Baugeschäft. 


Eisenindustrie. 


der   Zivnostenska,    der   Prager   Kreditbank   und   der   Böhmischen 
Industrialbank. 

Die  Aktien  von  Baunntemehmungen  weisen  eine  Steige- 
rung auf,  die  zum  größeren  Teil  mit  der  inneren  Kon- 
solidierung der  meisten  Gresellschaften  zusammenhängt.  Die 
Baukonjunktur  war  im  Berichtsjahre  noch  ebenso  ungünstig 
wie  im  Vorjahre,  vielleicht  wurde  sogar  noch  weniger  ge- 
baut. Mindestens  blieb  der  Ziegelabsatz  des  Wiener  Ziegel- 
kartells noch  hinter  dem  des  Vorjahres  zurück.  Doch  dauert 
die  Stagnation  im  Baugewerbe  bereits  so  lange,  daß  man  au± 
den  baldigen  Eintritt  einer  Besserung  unbedingt  rechnet;  dies 
erklärt  es,  wenn  von  sämtlichen  Eisenwaren  allein  der  Absatz 
von  Bauträ^m  in  der  letzten  Zeit  gestiegen  ist,  da  dieser  Artikel 
von  den  Händlern  auf  Vorrat  gekauft  wurde.  Bemerkenswert 
ist  der  starke  Rückgang,  den  die  Zementaktien  erfahren  haben. 
Er  erklärt  sich  dadurch,  daß  das  Zementkartell  im  nächsten  Jahre 
abläuft,  und  keine  Hoffnung  auf  seine  Erneuerung  besteht.  Schon 
jet^t  mußten  die  Preise  mit  Rücksicht  auf  die  Outsider  wesent- 
lich herabgesetzt  werden.  Auch  innerhalb  des  Kartells  bestehen 
Rivalitäten,  welche  zur  Fo^ge  hatten,  daß  die  größten  Fabriken 
ihre  Betriebe  ansehnlich  erweiterten,  um  für  die  kartellose  Zeit 
möglichst    leistungsfähig   zu    sein. 

Die  Lage  der  Montanindustrie  mit  Ausnahme  der  Kohlen- 
industrie war  nicht  besonders  günstig.  Die  Einfuhr,  namentlich 
von  Halbfabrikaten,  war  geringer,  die  Ausfuhr  von  Halbfabrikaten 
wesentlich  größer.  Der  Inlandsabsatz  war  wesentlich  kleiner;  der 
Gresamtabsatz  im  Inland  an  Stabeisen,  Trägem,  Grobblech  und 
Schienen  betrug  5,56  Mill.  dz,  650  000  dz  oder  12  o/o  weniger 
als  im  Vorjahr.  Am  umfangreichsten  ist  der  Rückgang  in  Stab- 
und  Fassoneisen,  wo  er  477  000  dz  oder  16^/0  beträgt,  verhältnis- 
mäßi^g  am  stärksten  ist  er  in  Schienen,  wo  er  206  000  dz  oder  fast 
20o/o  ausmacht.  Der  Grobblechabsatz  hat  sich  nur  unbedeutend 
vermindert,  der  Trägerabsatz  ist  um  42  000  dz  oder  331/2^/0  ge- 
stiegen. Die  Preise  blieben  gleichfalls  beträchtlich  hinter  denen  des 
Vorjahres  zurück;  die  Wirkung  dieser  Rückgänge  kommt  in  den 
Quartalsbilanzen  der  Eisengesellschaften  deutlich  zum  Ausdruck. 
Die  Prager  Eisenindustrie  A.-G.  hat  bereits  für  das  Jahr  1908/09 
eine  Dividende  von  nur  160  K.  gegen  180  K.  im  Vorjahr  bezahlt; 
für  das  erste  Quartal  1909/10  ist  der  Reingewinn  gegenüber 
dem  Vorjahr  um  ca.  700000  K.  zurückgegangen,  und  wenngleich 
die  Aussichten  für  die  künftigen  Quartale  günstiger  sind,  und 
die  finanzielle  Position  der  Gesellschaft  nach  wie  vor  gut  ist, 
so  dürfte  doch  die  Dividende  für  das  laufende  Jahr  wiederum 
herabgesetzt  werden.  Der  Konflikt,  in  welchen  die  Prager  Eisen- 
industrie-Gesellschaft anläßlich  der  Liquidation  der  Böhmischen 
Montangesellschaft  und  der  beabsichtigten  Kapitalserhöhung  mit 
dem  Staat  geraten  ist,  dürfte  auf  ihre  finanzielle  Position  keinen 
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Einfluß  haben.  Durch  die  Liquidation  der  Böhmischen  Montan- 
gesellschaft wird  sie  jedenfalls  Steuerersparnisse  erzielen;  der 
Erhöhung  der  Dividendenzusatzs teuer  hätte  sie  sich  ohnehin  nicht 
entziehen  können.  Die  Alpine  Montangesellschaft  hat  in  den  drei 
ersten  Quartalen  bei  einer  um  9  Mill.  K.  geringeren  Pakturen- 
summe  einen  um  IV2  Mill.  K.  geringeren  Grewinn  erzielt;  ihre 
Dividende  wird  auf  34—36  K.  gegen  40  K.  im  Vorjahr  geschätzt. 
Wenn  die  Aktien  dieser  Eisengesellschaften  jetzt  höher  notieren 
als  im  Vorjahr,  obwohl  damals  ihre  Dividenden  hzw.  ihre  un- 
mittelbaren Dividendenaussichten  größer  waren  als  jetzt,  so  hängt 
dies  damit  zusammen,  daß  bei  diesen  Aktien  wegen  ihrer  inneren 
finanziellen  Kraft  die  Zukunft  mit  großer  Sicherheit  eskomptiert 
werden  kann.  Die  Steigerung  der  Rima-Muranyer-Aktien  ist  haupt- 
sächlich eine  Folge  des  Kampfes,  der  sich  um  den  Besitz  der 
Majorität  zwischen  dem  Bankverein  und  einher  ungarischen  Gruppe 
entsponnen  hat,  welcher  neben  dem  Grafen  Szecheny  auch  die 
Ungarische  Kreditbank  sowie  auch  die  Oesterreichische  Boden- 
Kreditanstalt  angehört  haben.  An  einem  Tage  schnellte  der  Kurs 
der  Rima-Aktien  auf  870  K.  hinauf  und  sank  dann  wieder  auf 
700  K.,  sobald  der  Bankverein  seiner  Majorität  sicher  war. 

Unter  den  Metall-  und  Maschinenaktien  prosperierten  die, 
welche  Heeresbedarf  produzieren.  Veitsche  Magnesit-Aktien  zogen 
Nutzen  aus  der  glänzenden  Konjunktur  der  amerikanischen  Eisen- 
industrie, welche  in  den  letzten  Monaten  sogar  mehr  Magnesit 
abnahm,  als  der  Maximalverpflichtung  in  dem  Lieferungsvertrag 
der  Veitschen  Gesellschaft  entsprach.  Die  Lokomotivenindustrie 
war  ziemlich  gut  beschäftigt  und  wird  nach  Erledigung  des  Budgets 
auch  im  nächsten  Jahre  zu  tun  haben.  Pur  die  übrigen  Ma- 
schinenfabriken lagen  besonders  seitens  der  Petroleum-  und  Zucker- 
industrie  reichliche    Bestellungen   vor. 

Die  Petroleumindustrie  hat  ein  ereignisreiches  Jahr  hinter 
sich.  Die  Standard  Oil  Company  machte  einen  Versuch,  mit  Hilfe 
des  galizischen  Landesverbandes  der  Eohölproduzenten  die 
Herrschaft  über  das  österreichische  Rohöl  zu  erwerben.  Gegen- 
über dieser  Gefahr  vereinigte  sich  der  Staat  mit  den  Raffinerien 
und  den  Rohölproduzenten  zu  einem  gemeinsamen  Vorgehen.  Der 
Staat  verwendet  viele  Millionen  Ej:onen  zum  Bau  von  Reservoirs, 
in  welchen  der  Landesverband  sein  Rohöl  einlagern  kann;  femer 
übernimmt  er  den  Betrieb  der  Entbenzinierungsanstalt,  die  in 
kurzer  Zeit  eröffnet  wird,  in  eigene  Regie.  Infolge  dieser  Ordnung 
der  Dinge  hat  sich  der  Rohölpreis  beträchtlich  gehoben,  und 
die  Gesellschaften,  welche,  wie  die  Galizische  Karpathengesell- 
schaft,  viel  Rohöl  produzieren,  sehen  einer  besseren  Zukunft  ent- 
gegen. Dagegen  ist  die  Lage  der  Raffinerien  noch  immer  recht 
unbefriedigend.  Das  Kartell,  das  sich  anläßlich  des  Vorstoßes 
der  Standard  Oil  Company  gebildet  hat,  umfaßt  nur  einen  Teil  der 
Literessenten,  und  man  fürchtet,  daß  es  sich  wieder  auflösen  werde. 
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Deu  meisten  übri^n  Industrien  ging  es  etwas  besser  als- 
im  Vorjahr,  jedoch,  noch  keineswegs  gut.  Die  Glas-  und  Papier- 
industrie litten  noch  immer  unter  der  Ungunst  der  Zeiten. 
Besonders  schlecht  ging  es  der  Brauindustrie,  welche  für  die 
Erhöhung  ihrer  Materialienpreise,  ihrer  Löhne  und  ihrer  Steuern 
beim  Verkauf  des  Biers  keiuen  Ausgleich  finden  konnte.  Die 
Textilindustrie  litt  unter  den  hohen  Baumwollpreisen  und  ver- 
suchte, sich  durch  BetriebseinschräJikungen  zu  helfen.  Beim  Jahres- 
schluß wai'  indes  allgemein  die  Empfindung  verbreitet,  daß  für 
fast  sämtliche  Industrien  eine  Wendung  zum  Besseren  bevorstehe. 

Während  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1907  und  de& 
größten  Teils  des  Jahres  1908  hatte  die  französische  Volkswirt- 
schaft die  Folgen  der  industriellen  und  finanziellen  Krise  zu 
tragen,  die  in  den  Vereinigten  Staaten  und  in  den  wichtigsten 
Ländern    Europas    geherrscht    hatte.      Am    Schluß  .  des    Jahres 

1908  näherte     sich     diese     Krise    -ihrem     Ende.       Das     Jahr 

1909  brachte  dann  den  Beginn  einer  Aufwärtsbewegung,  die,  wenn 
sie  sich  ungehemmt  vollzieht,  im  Jahre  1910  zu  einem  all- 
gemeinen geschäftlichen  Aufschwünge  führen  dürfte.  Das 
Nahen  einer  Aufschwungsperiode  wurde  durch  verschiedene 
Momente  angekündigt.  Der  bedeutende  Mehrertrag  der 
Steuern,  die  Ermäßigung  des  Diskontsatzes  der  Banque  de 
France  auf  3  o/o  und  der  sehr  starke  Metallvorrat,  den 
die  letzten  Bilanzen  dieses  Instituts  aufwiesen,  die  Erhöhung 
des  Aktienkapitals  mehrerer  großer  Kreditinstitute,  die  Kurs- 
steigerung der  Rente  und  der  hauptsächlichsten  mobilen  Werte  und 
schließlich  die  Steigerung  der  Ausfuhr  und  Einfuhr  kennzeichneten 
sie.  Auch  die  politische  Lage  scheint  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
wenigstens  den  Optimismus  der  Geschäftsleute  zu  rechtfertigen. 
Die  Beamtenstreiks  sind  im  allgemeinen  völlig  gescheitert,  das 
Projekt  einer  Einkommensteuer,  das  die  bürgerlichen  KJi'eise  er- 
schreckt hatte,  ist  bisher  nicht  verwirklicht  worden.  Industrie, 
Handel  und  Landwirtschaft  aber  finden,  daß  sie  die  Vertagung 
dieses  Planes  mit  der  Annahme  neuer  Steuern  im  Betrage  von 
200  Mill.  Frcs.  durch  Erhöhung  der  Erbschaftssteuern  und  der 
Verbrauchsabgaben  nicht  zu  teuer  bezahlt  haben.  Schließlich 
kommt  noch  in  Betracht  der  Beifall,  mit  dem  die  Vorschläge 
zur  Aenderung  des  Wahlrechts  aufgenommen  worden  sind. 

Das  Budget  für  1910  stellt  sich  im  Vergleich  mit  dem 
des   Jahres    1909    folgendermaßen: 

Erhöhung  der  vorgesehenen  Ausgaben 173  710  226  Frcs. 

Verminderung  der  vorgesehenen  Einnahmen .     .     ,     .     .       53  745  005 
Fehlbetrag '     227  455  231  Frcs. 

In  AVirklichkeit  wird  dieser  Fehlbetrag  sich  bis  auf 
200  634  838  Frcs.  vermindern,  da  einzelne  Ausgaben  auf  besondere 
Kechnung  geführt  werden.  Die  Regierung  und  die  Budgetkom- 
mission wollen  dieses  Defizit  nicht  durch  Aufnahme  einer  neuen 
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Anleihe,  sondern  aus  den  ordentlichen  und  dauernden  Ausgaben 
decken.  Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  will  das  Budget 
für  1910  neue  Einnalimequellen  durch  die  Erhöhung  alter  oder 
Einführung  neuer  Steuern  erschließen.  Auf  diese  Weise  sollen  ins- 
gesamt 200  803  100  Eres,  aufgebracht  werden  und  zwar  hauptsäch- 
lich durch  Erhöhung  des  Tabak  Verkaufspreises  65  Mill.,  durch 
Anbringung  von  Vignetten,  die  den  Ursprung  von  Weinen,  Alkohol, 
Mineralwasser  urkundlich  bezeugen,  42  Mill.,  durch  die  Er- 
höhung der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern  45  Mill.  und 
-durch  die  Erhöhung  und  Vereinfachung  der  Branntweinsteuern 
24  Mill.  Eres.  Mit  Hilfe  dieser  neuen  Einnahmen  hat  man  das 
Gleichgewicht  im  Budget  von  1910  folgendermaßen  hergestellt: 

Vorgesehene  Einnahmen 4  152  503  164  Frcs. 

Bewilligte  Ausgaben 4  152  334  902      „ 

Ueberschuss  der  vorgesehenen  Einnahmen Iö8  262  Frcs. 

Der  Einnahmeüberschuß  wird  jedoch  diese  Ziffer  weit 
übersteigen.  In  der  Tat  zeigten  am  1.  Dez.  1909  die  Einnahmen 
für  die  ersten  elf  Monate  einen  Mehrertrag  von  143  690  000 
Francs  gegen  die  gleiche  Periode  des  Jahres  1908.  Man 
kann  daher  den  Gesamtüberschuß  für  1909  auf  mindestens 
150  bis  160  Mill.  Eres,  (schätzen.  Einschließlich  einer  Ein- 
nahmevermehrung um  50  Mill.,  welche  nach,  den  angestellten 
Schätzungen  der  neue  Erbschaftssteuertarif  im  Jahre  1911  gegen- 
über 1910  ergeben  soll,  rechnet  man  damit,  ungefähr  200  oder 
mindestens  150  Mill.  Frcs.  verfügbar  zu  haben,  die  dazu  dienen 
sollen,  die  Ausführung  des  Gresetzes  betr.  die  Arbeiterversiche- 
rung zu  bewerkstelligen,  das  von  der  Kammer  schon  angenommen 
ist  und  gegenwärtig  dem  Senat  vorliegt.  Dieses  Eesultat 
ließ  sich  nur  dadurch  erzielen,  daß  man  dem  Lande  eine  Mehr- 
belastung an  Steuern  in  Höhe  von  200  Mill.  Frcs.  auferlegte. 
Die  Eentenschuld  beträgt  21861000000  mit  einer  Zinspflicht 
von  655  841 611  Frcs.  Die  rückzaiilbare  Schuld  (einschließlich 
der  Tilgungsquoten  und  der  schwebenden  Schuld)  stellt  sich  anf 
10  401000000  mit  einer  Zinspflicht  von  312  048  370  Frcs.  Die 
Annuitätenschuld  beläuft  sich  auf  9  849  500  000  mit  einer  jähr- 
lichen Zinspflicht  von  295  489  600  Frcs.  Frankreichs  Gesamt- 
verschuldung beträgt  daher  42 112  Mill.  mit  einer  jährlichen 
Zinspflicht    von    1263    Mill.,    die    seinen    Etat    schwer   belasten. 

Die  Bewegung   des  Außenhandels   im   Spezialhandel  betrug 
für  die   ersten  elf  Monate: 
Tab.  139.  Französischer  Außenhandel. 


1908 


1909  gegen  1908 

(-f  =  mehr, 
■;—  :=  weniger) 


Nahrungsmittel     .     . 
Industrielle  Rohstoffe 
Fabrikate      .... 

Insgesamt    .... 


Einfuhr: 

854  987  000 

3  188  933  000 

998  094  000 


824  104  000 
3  512  668  000 
1  042  217  000 


5  042  014  000    !     5  378  989  000 


—  30  883  000 
+  323  735  000 
-h     44  123  000 


Der 

Außenhandel. 


+  336  975  000 
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1908 


1909 


1909  gegen  19(« 

(+  —  mehr, 
—  =  weniger) 


Nahrungsmittel    .     . 
Industrielle  Kohstoffe 
Fabrikate     .... 
Postkollis     .     .     .  _j_ 

Insgesamt    .... 


Ausfuhr : 

677  689  000 

1  205  725  000 

2  293  950  000 
396  993  000 


724  906  000 

1  405  438  000 

2  439  043  000 
393  095  000 


-f  47  217  000 
4-  199  713  000 
+  145  093  000 
—       3  898  000 


4  574  357  000    !     4  962  482  000    |  -f-  388  125  000 


Diese  Aufstellung  läßt  erkennen,  daß  die  Lage  sich  gegen- 
über dem  Vorjahre  verbessert  hat.  Die  Ausfuhr  hat  sich 
um  388125  000  Fros.  erhöht,  von  denen  145  093  000  auf 
Fabrikate  entfallen.  Die  Zolleinnahmen  für  die  ersten  zehn 
Monate  des  Jahres  1909,  für  welche  eine  detaillierte 
Statistik  vorliegt,  belaufen  sich  auf  397  723  000  Frcs.  an 
Einfuhrzöllen,  42  704  000  Frcs.  an  statistischen  und  Schif f- 
fahrts-Gebühren,  zusammen  440  427  000  Frcs.,  gegen  381296  000 
Francs  an  Einfuhrzöllen,  43  099  000  Frcs.  an  statistischen  und 
Schiffahrts-Gebühren,  zusammen  424  351 000  Frcs.  im  gleichen 
Zeitraum  1908. 

Die  höchsten  Einfuhrwerte  betrugen :  für  Eohwolle  532,  Stein- 
kohlen 339,  Bx)hseide  und  Seidenabfälle  260,  Rohbaumwolle  289, 
Oelsaat  und  -fruchte  262,  Bohhäute  und  -feile  148,  Getreide 
120  Mill.  Frcs. ;  die  hauptsächlichsten  Ausfuhrwerte :  für  Seiden- 
gewebe 262,  Baumwollgewebe  265,  Wollgewebe  168,  Wein  172, 
Drechsel-  und  Spielwaren  156  Mill.  Frcs.  Der  Handel  in  Gold 
und  Silber  gestaltete  sich  für  die  ersten  zehn  Monate  des  Finanz- 
jahres 1909  folgendermaßen: 


In  Fr 
Einfuhr 
1907      1908      1909 

ancs 

A'u  s  f  u  h  r 
1907      1908   1   1909 

Goldbarren  .  .  . 
Gemünztes  Gold  . 
Silberbarren   .  . 
Gemünztes  Silber 
Kupfermünzen  etc. 

1 

297  006  OOOj  597  188  000 

92  237  OOO;  192  637  000 

86  179  0001  63  421000 

80  612  000!  60  470  000 

86  OOOi     57  000 

228  350  000 

68  318  000 

56  883  000 

65  940  000 

65  000 

2  694  000 

91310  000 

12  256  000 

125  807  000 

623  000 

2  210  000 

16  197  000 

15  704  000 

113  426  000 

586  000 

37  100  0 
90  579  0 
22  440  0- 
83  549  0 
1048  0 

Insgesamt  .  .  . 

538  120  000  913  773  000 

419  556  000 

232  690  000 

148  123  000 

234  716  0 

Die  starke  Einfuhr  des  Jahres  1908,  die  nach  der  ameri- 
kanischen Krise  stattfand,  war  eine  Ausnahmeerscheinung,  da- 
gegen war  1909  ein  normales  Jahr. 

In  bezug  auf  die  einzelnen  Länder  gestalteten  sich  Ein-  und 
Ausfuhr  in  Tausend  Ftcs.  im  Vergleich  zum  Vorjahr,  wie  folgt: 
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Einfuhr  von:  Ausfuhr  nach: 

1908  1909  1908  1909 

Rußland 190  547  224  771  62  897  49  318 

England            650  190  676  489  974  392  1016  206 

Deutschland 484  840  512  028  499  977  535  003 

Belgien 336  686  346  870  604  496  687  430 

Schweiz 92  482  96  698  254  724  271108 

Italien 129  461  127  697  189  747  221 068 

Spanien 117  409  140  804  102  444  97  533 

Oesterreich-Ungarn      ....  54376  55410  34060  33475 

Türkei 67  941  76  272  48  415  52  782 

Ver.  Staaten  von  Nord-Amerika  511  888  503  802  248  658  376  671 

Brasilien 96  873  99  298  40  835  42  605 

Argentinien 205  161*  242  586  91852  103  414 

Algerien 231732  207  346  326  370  322  511 

Andere  Länder 1049  211  1537  035  636  888  665  318 

Insgesamt 4  578  797  4  847  106  4  118  205  4  474  842 

Die  Schiff a-hrtsbewegung  stellt  sich  für  die  ersten  zehn 
Monate  des  Jahres   1908   und   1909   folgendermaßen: 

Angekommen : 

19C8  1909 

Anzahl  der  Anzahl  der 

Schiffe  Tonnen  Schiffe  Tonnen 

Französische 6  636       5  261487  6  348       5  410  831 

Fremde .  16  406     17  291698 16  304     17  549  715 

Insgesamt 23  042     22  553  185  22  652     22  960  546 

Abgefahren : 

Französische 6  057       4  957  240                  5  914  5  026  724 

Fremde .  11734     12  372  821 11689  12  664  927 

Insgesamt 17  791     17  330  061                 17  603  17  691651 

Der  Aufschwung,  den  die  französisohe  Handelsmarine  im 
Jahre  1908  aufzuweisen  hatte,  scheint  zum  Stillstand  gekommen 
zu  sein,  und  Frankreich  mußte  sich  wie  früher  der  englischen, 
belgischen  und  deutschen  Flotte  bedienen.  Die  Eegierung  hat  einen 
Gesetzentwurf  vorgelegt  betr.  die  vSelbstverwaltung  der  Handels- 
häfen ;  eine  Kommission  aus  Vertretern  des  Lokalhandels  und  aus 
Beamten  soll  die  Finanzen  der  Häfen  verwalten  und  gewisse 
Abgaben  direkt  erheben. 

Die  Getreideernte  stellt  sich  nach  den  Schätzungen  des 
Jahres  1909  im  Vergleich  mit  1908   und  1907  folgendermaßen: 

Tab.  140.  Getreideernten  in  Hektolitern. 

1907  1908  1909 

Weizen 132  853  578  111979  680  125  655  900 

Roggen 2  488  462  2  278  140  2  520  700 

Mischkorn 19  697  811  18  220160  19  961000 

Hafer 15  168  100  14  332  920  16  838  150 

Gerste 107  089  903  100  728  390  119  724  800 

Tab.  141.  Anbauflächen  in  Hektar. 

1907  1908  1909 

Weizen  . 6  577  449  6  564  370  6  570  500 

Roggen 144  240  142  870  143  900 

Mischkorn 1  240  982  1  244  320  1  241  500 

Hafer 712  863  729  580  737  255 

Gerste 3  870  956  3  896  670  3  906  130 
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Im  allgemeinen  war  das  Jahr  1909  der  Bodenkultur  wenig 
günstig.  Trotz  seiner  klimatischen  Vorzüge  hat  Frankreich 
"Wetterunbilden  erfahren,  die  den  regelmäßigen  Gang  der  Vege- 
tation gestört  haben.  Nichtsdestoweniger  scheint  es,  daß  die 
Getreideernte  im  Vergleich  mit  anderen  Kulturen  noch  günstig 
ausgefallen  ist.  Im  allgemeinen  erreichte  sie  den  gewöhnlichen 
Durchschnitt,  dagegen  kann  ihr  Ausfall  in  bezug  auf  Qualität 
als  günstig  betrachtet  werden.  In  bezug  auf  die  Ergebnisse  der 
Ernte  in  Hackfrüchten  weicihen  die  Schätzungen  voneinander  ab. 
Wein.  Die  Weinernte   1909  betrug: 

Tab.  142.  Weinernte  in  Hektoliter. 


Herault 
Aude     . 
Gard 
Gironde 


13  479  000  13  481000  2  000 

6  497  000  6  120  000  —  377  000 

4  147  000  4  170  000  23  000  — 

3  344  000  3  638  000  294  000  — 


Oestliche  Pyrenäen      3  387  000         3  390  000  3  000 

Rhone   .... 

Var 

Saone  und  Loire  .      2  307  000         1016  000  —  1291000 

Algerien    ....      7804000         8229000      1575000  — 


1  776  000         1  341  000  —  435  000 

1  666  000         1  289  000  —  377  000 


Die  übrigen  hier  nicht  aufgeführten  Departements  haben 
eine  geringere  Ernte  aufzuweisen,  und  dieser  Rückgang  ist  ver- 
ursacht durch  Erühlingsfrost,  Scliw^und,  duröh  den  Heu-  und 
Sauerwurm,  durch  die  Peronosporakrankbeit  und  durch  Fäulnis. 
Das  Departement  La  Marne,  das  im  vergangenen  Jahr  durch  die 
Peronosporakrankheit  heimgesucht  wurde  und  das  dieses  Jahr  unt-er 
dem  Frost,  dem  Heuwurm  und  dem  Falter  zu  leiden  hatte,  hat  eine 
verschimmelte  Weinernte  gehabt  und  nur  268  000  hl  geemt^t. 
Für  die  19  Weinbau-Departements  ergibt  sich  gegenüber  1908 
ein  Ausfall  von  2  948  000  hl.  Die  Vorräte  haben  sich 
außer  in  Algerien  und  La  Marne  überall  erheblich  ver- 
mindert; der  Handel,  dem  die  Weine  fehlten,  war  ge- 
nötigt, gewaltige  Ankäufe  in  den  begünstigten  Departe- 
ments zu  machen.  Die  Qualität  ist  befriedigend. 
Alkohol.  Das  Ergebnis  der  Kampagne  der  Branntweinbrennerei  vom 

1.   Okt.   bis  30.   Sept.   war  für  1907/08  und  1908/09: 

Erzeugung  der  gewerbl.  Brenner  u.  Destillateure  2  240  585  hl  in  1908/0*> 

gegen  2  135  240  „  „  1907/08 

Einfuhr 200  220  „  „  1908/09 

gegen  198  356  „  „  1907/08 

Ausfuhr 291  154  „  „  1908/09 

gegen  293  322  „  ,  1907/08 

Vorrat  am  30.  September 364  418  „  „  1908/09 

gegen  497  448  ,  ,  1907/08 

Hierzu  kommt  noch  die  Erzeugung  des  Haustrunks,  d.  h.  des 
Alkohols,  der  von  Winzern  oder  Landwirten  aus  Wein,  Apfelwein 
oder  Obst  für  ihren  persönlichen  Verbrauch  hergestellt  wird,  mit 
303  000  hl  in  1908/09  gegen  244  000  in  1907/08.  Die  gesamte 
Alkoholproduktion  stellt  sich  daher  für  1908/09  auf  2  543  585  hl. 
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Nach  der  Enquete  der  internationalen  Gesellschaft  für  Zucker- 
statistik vom  27.  Nov.  wird  die  französische  Produktion  796  200 
Tonnen    Rohzucker   gegen    791 600   im    Jahre    1908/09    betragen. 

Die  Gesamtproduktion  Frankreichs  an  Kohlen  während  der 
ersten  Hälfte  der  Jahre  1908  und  1909  betrug  in  t: 

1908  1909 

Steinkohle  und  Anthrazit:         18  116  143  18  208  15 

Braunkohle: 383  499  354  413 

Die  französische  Produktion  reichte  bei  weitem  nicht  aus, 
um  den  nationalen  Bedarf  zu  decken.  Die  Einfuhr  von  Kohlen 
und  Koks  ist  daher  in  den  ersten  zehn  Monaten  des  Jahres  1909 
auf  15  236  458  t  gestiegen,  gegen  14  641086  für  dieselbe  Periode 
1908.  A^on  der  Einfuhr  stammten  7  905  496  t  aus  England, 
3  740  847  t  aus  Belgien.  Wenn  man  diese  Mengen  der  eigenen 
Produktion,  die  für  1909  auf  ca.  40  Mill.  t  geschätzt  wird, 
zufügt,  so  ergibt  sich  eine  Summe  von  ungefähr  55  Mill.  t,  die 
von  der  Industrie  und  den  Privatleuten  verbraucht  worden  sind. 

Die  Produktion  des  Roheisens  hat  sich  im  Vergleich  mit 
derjenigen  der  Jahre  1908  und  1907  vermindert.  Sie  beträgt 
für  die  ersten  sechs  Monate  1 713  461  t  gegen  1 746  634  t  im 
Jahre  1908  und  1  797  843  t  im  Jahre  1907.  Die  Hochöfen  haben 
in  demselben  Zeitraum  1909  verbraucht:  3  974  920  t  französische 
Eisenerze,  617  340  t  ausländische  Eisenerze  und  76  131  t  Mangan- 
erze. Die  Stahlproduktion  hat  zugenommen ;  sie  stellt  sich  für 
den  KohstaM  auf  1506  329  t  gegen  1364  979  t  im  Jahre  1908  im 
ersten  Halbjahr;  dies  ist  eine  Zunahme  um  10  «o ;  für  die  fertigen 
Fabrikate  auf  1 006  436  t  gegen  907  956  im  Jahre  1908,  eine 
Zunahme  um  10,8  o/o.  In  den  ersten  neun  Monaten  sind  eingeführt 
worden :  191  485  t  Gußeisen  und  Stahl,  eine  Zunahme  von  3  o/o 
und  ausgeführt  351 574  t,  eine  Abnahme  von  13  o/o  gegen  1908. 
Im  allgemeinen  ist  die  Metallindustrie  stationär  geblieben,  nach- 
dem sie  in  den  ersten  Jahren  des  Jahrhunderts  einen  rapiden 
Aufschwung   genomnien  hatte. 

In  der  Zeit  vom  1.  Jan.  bis  1.  Dez.  haben  die  verschiedenen 
Eisenbahngesellschaften  folgende  Bruttoeinnahmen  in  Eres,  auf- 
zuweisen : 

1908  1909 

Staatseisenbahnen  (altes  Netz) 52  847  500  54  113  000 

(neues  Netz)    .....  191777000  189480000 

Eisenbahnen  P.  L.  M.  und  algerische  ...  476  447  000  482  038  000 

Nord 242  747  000  245  569  000 

„               Orleans 247  569  000  249  919  000 

Ost 206  334  000  214  884  000 

Süd 116  610  000  117  604  000 

Algerien  und  Tunesien  ...  35  599  000  36  802  000 

Medoc 1  336  000 1  334  000 

Insgesamt ....      1  569  266  500  1  591  743  000 

Im  Vergleich  mit  1908  ist  also  keine  bemerkenswerte 
Aenderung  eingetreten,  und  der  Verkehr  ist  befriedigend  geblieben. 
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Börse  und  Geld-  Böpse     und     Geldmarkt     waren     im     Anfang     des     Jahres 

^^^^^-  ruhig     und     die     Kurse     der     Staatspapiere     haben     nur     un- 

bedeutende Schwankungen  erfahren.  Im  zweiten  Halbjahr 
hat  sich  ihre  Lage  verbessert,  da  die  internationalen  V^er- 
wicklungen  nicht  mehr  in  erster  Linie  die  Entschließungen 
der  Geldleute  beeinflußten.  Auch  die  wichtigen  Fragen  der 
inneren  Politik,  die  Absichten  der  Regierung  und  der 
Kammern,  die  mit  der  bevorstehenden  Aenderung  des  Zoll- 
tarifs zusammenhängen,  haben  die  Kurse  weniger  beeinflußt, 
als  man  erwarten  durfte.  Die  Erwartung  der  Inkraftsetzung 
des  neuen  amerikanischen  Tarifs  hat  einen  verstärkten  Export- 
verkehr nach  diesem  Lande  hervorgerufen.  Im  Jahre  1909  hat 
sich  der  Geschäftsgang  an  der  Börse  gebessert.  Das  Anlage 
suchende  Kapital  hat  sich  mehr  den  Aktien  der  großen  Kredit- 
institute und  den  Industriewerten  zugewandt.  Der  Effektenmarkt 
für  die  Kohlenbergwerke  des  Nordens  und  des  Pas  de  Calais 
blieb  sehr  fest,  während  der  Markt  der  Goldminen  und  der  ver- 
wandten Transvaal- Werte  stagnierte  und  eine  Neigung  zur  Baisse 
zeigte,  die  von  Juni  bis  Dezember  8  bis  10  o/o  ausmachte.  Die 
Staatsrente  steht  am  Schlüsse  des  Jahres  auf  99  Pres.,  gegen 
96,65  am  Ende  1908.  Die  Erfolge  der  Unternehmungen,  günstige 
Aussichten  oder  die  Verkehrsentwioklungen  haben  wenig  dazu 
beigetragen,  die  Börse  in  ihrer  befriedigenjden  La^  zu  befestigen. 
Der  Geldmarkt  hat  sich  im  Laufe  des  Jahres  1909  merklich 
gebessiert.  Die  im  Berichtsjahre  erfolgte  Beilegung  der  inter- 
nationalen Schwierigkeiten,  die  das  Publikum  im  Vorjahre  erregt 
hatten,  und  eine  Neigung  zur  Mäßigung"  auf  dem  Gebiete  der 
inneren  und  äußeren  Politik  haben  dazu  beigetragen,  die  Ka- 
pitalisten zu  beruhigen.  Am  Schlüsse  des  Jahres  war  Geld 
flüssig,  und  die  Liquidationen  vollzogen  sich  in  normaler  Weise. 

Kurse  der  Staatspapiere 
am  9.  Jan.  am  9.  Dez. 

der  dreiprozentigen  ständigen  Schuld  .     .     .  96.65  99. — 

der  dreiprozentigen  amortisierbaren    Schuld  97.75  98.S,j 

Während  der  ersten  Hälfte  1909  sind  52  französische  Werte 
mit  einem  Nominalkapital  von  909  366  000  Pres,  und  21  aus- 
ländische mit  einem  Nominalkapital  von  1  593  144  800  Pres,  zur 
amtlichen  Kursnotiz  der  Pariser  Börse  zugelassen  worden.  Die 
hauptsächlichen   Emissionen   französischer   Werte   waren: 

Nominalkapital. 

Le  Credit  Foncier  oblig.  foncieres  3%  1909      ....  350000000  Frcs. 

Indo-Chine  3%  1909 59  819  000      ., 

Tunisie  3%  1902—1907 57  026  000      „ 

Port  de  Rio  Grande  do  Sul,  obli^.  5  % 50  000  000      „ 

Cie  Parisienne  de  distribution  d'electricite 50  000  000 

Gouvernement  General  de  l'Afrique  occidentale  3  %      .  34  285  500 

Eisenbahn  Rosario— Porto  Belgrano  5%  fremde  Werte  25  000  000      „ 

Emprunt  russe  41/2%  1909 1220  000  000      . 

Sao  Paulo  5%  1908  bons 125  500  000      „ 

Brasil  50/0   1908  Pernambuco 40  000  000      „ 

Chemin  de  fer  Volga  Bougalina  oblig.  41/2%    ....  34920000      „ 
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Vom  1.  Juli  bis  zum  30.  Nov.  1909  sind  an  der  Pariser 
Börse  französische  Werte  emittiert  worden  mit  einem  Nominal- 
kapita! von  396  878  000  Frcs.  und  ausländische  Werte  mit  einem 
Nominalkapital  von  688  278  900  Frcs.,  insgesamt  1 085  156  900  Frcs. 
An  der  Lyoner  Börse  stellte  sich  die  Zulassung  verschiedener 
Werte  für  das  erste  Halbjahr  auf  ein  Nominalkapital  vion 
23  754  000  Frcs.  An  der  Börse  in  Lille  repräsentierten  sie  ein 
Nominalkapital  von  14  887  000  Frcs.,  auf  der  Börse  von  Marseille 
ein  solches  von  7  000  000  Frcs. 

In  Minenwerten  sind  nur  beschränkte  Spekulationen  vor- 
gekommen. Rio  Tinto,  das  infolge  der  schwachen  Kupferpreise 
140  Frcs.  verloren  hatte,  hat  diesen  Verlust  wieder  eingeholt 
und  den  Stand  von  1909  überschritten.  Am  Schlüsse  des  Jahres 
erreichte  Rio  1965,  Nickel  676,  Creusot  1962,  Denain-Anzin  2,111, 
Carmaux  2,150. 

Der  Diskontsatz  hat  seinen  Stand  vom  Schluß  des  Jahres 
1908  behauptet  und  betrug  am  Schluß  des  Berichtsjahres  3  o/o ; 
der  Lombardzins  stellte  sich  auf  3V2  ^/o. 

Die  Bilanz  der  Banque  de  France  war  am  9.  Dez.  die 
folgende : 

Barbe.stand  in  Gold 3  543  633  162  Frcs. 

Barbestand  in  Silber 894  341  283  „ 

Wechsel-Portefeuille 813  800  233  „ 

Lombard-Darlehen 527  489  966  „ 

Private  Guthaben 581  156  892  „ 

Oeffentli?he  Guthaben * 178  486  260  „ 

Umlaufende  Noten 5  166  588  860  „ 

Rohertrag  des  Diskonts  u.  die  verschied.  Zinsen  f.  d.  Woche  721  671  „ 

Unkosten 42  691  „ 

Diese  Bilanz  weist  das  VorhandenseiQ  gewaltiger  Mittel  auf ; 
der  metallische  Barvorrat  betrug  zur  Zeit  des  höchsten  Standes, 
am  8.  Juli  1909:  4  600  000  000  Frcs.  Der  Metallvorrat  am 
gleichen  Tage  der  einzelnen  Jahre  stellte  sich  folgendermaßen: 


Diskont. 


Banque  de 
France. 


Am  15.  Dezember  1904  . 

3  760  800 

„     15.    „           1905  . 

3  972  900 

„  15.    „     1906  . 

3  740  200 

„  15.    „     1907  . 

3  617  000 

„     15.    „     1908  . 

4  318  000 

Die  Banque  de  France  bleibt  der  Bankier  der  Bankiers.  Eine 
wichtige  Entscheidung  ist  getroffen  worden,  welche  den  Gre- 
schäftskreis  der  Bank  noch  weiter  ausdehnt.  Um  ihrer  Kund- 
schaft die  Einziehung  der  für  exportierte  Waren  fälligen  Be- 
träge zu  erleichtern,  hat  man  der  Bank  die  allgemeine  Befugnis 
erteilt,  Handelswechsel  auf  das  Ausland  einzukassieren  und  zu 
diskontieren.  Auf  diese  "Weise  will  man  ein  permanentes  aus- 
ländisches Portefeuille  anlegen,  was  bis  jetzt  nur  ausnahmsweise 
der  Fall  war.  Dieser  Schritt  ist  sowohl  in  Frankreich  wie  im 
Auslande   günstig  aufgenommen  worden. 
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Zu  den  charakteristischsten  Begebenheiten  der  finanziellen 
Entwicklung  des  Jahres  1909  gehörten  die  Kapitalerhöhungen 
der  drei  größten  Kreditinstitute.  Das  Gesellschaftskapital  des 
Oomptoir  d'Escompte  ist  von  150  auf  200  Mill.  erhöht,  das  der 
Societe  Generale  von  300  auf  400  Mill.  Jenes  ist  vollständig, 
dieses  nur  zur  Hälfte  eingezahlt  worden.  Der  Credit  Foncier 
ist  durch  seine  Aktionäre  ermächtigt  worden,  sein  Kapital  von 
200  auf  250  Mill.  zu  erhöhen,  um  das  gesetzlich  vorgeschriebene 
Verhältnis  mit  der  wachsenden  Zahl  seiner  Geschäfte  aufrecht 
zu  erhalten.  Der  Stand  der  größten  französischen  Bank  (nach  der 
Banque  de  France)  ergibt  sich  aus  der  hier  folgenden  letzten  Bilanz. 

Tab.  143.  Credit  Lyonnais. 

(30.  September  1909.) 

Aktiva. 

Kassenkonto 143  848  561,76 

Wechselkonto 1  221  962  742,52 

Lombardkonto 454  661403,19 

Kontokorrentkonto,  Debitoren  .     .      504  584  313,28 

Kffektenkonto 9  092  995,21 

Grundstückskonto 35  000  000,— 

Durchlauf.  Konti  und  Diverses     .        35  857  379,47 

Francs  2  405  007  395,43 

Passiva. 


Depositenkonto,  Sichtguthaben  . 
Kontokorrentkonlo,  Kreditoren . 

Akzeptkonto . 

Kündig  Qngsguthaben  .  .  .  . 
Durchlauf.  Konti  und  Diverses 
Verschiedene  Reserven  .  .  . 
Das  eingezahlte  Kapital     .     .     . 


822  930  871,10 
969  882  478,62 
125  844  502,74 
27  186  917,37 
84  162  625,60 
125  000  000,— 
250  000  000,— 


Francs  2  405  007  395,43 

Der  internationale  Geldmarkt  war  während  der  ersten 
neun  Monate  des  Berichtsjahres  andauernd  leicht.  Während 
Ende  Dezember  1908  die  vierzehn  großen  Zentralnoteninstitute 
der  Welt  einen  Goldbestand  von  654  892  Mill.  Pfd.  Sterl.  besaßen, 
war  dieser  Betrag  Ende  Januar  1909  bereits  um  weitere  31  649 
Millionen  Pfund  Sterling  oder  um  4,8  o/o  gestiegen.  Diese  Zu- 
nahme setzte  sich  bis  Ende  Juli  fort;  sie  betrug  in  den  ersten 
sieben  Monaten  60  275  Mill.  Pfd.  Sterl.  oder  9,2  o'o.  Seitdem  war 
allerdings  ein  dauernder  Rückgang  zu  verzeichnen,  aber  selbst 
Ende  November  betrug  der  Goldbestand  immer  noch  35  890  Mill. 
Pfund  Sterling  oder  5  o/o  mehr  als  Ende  1908.  Dieses  weitere 
Wachstum  der  Kassareserven  der  Zentralnoteninstitute  ist  um 
so  bemerkenswerter,  als  schon  das  Jahr  1908  eine  Erhöhung 
von  99  633  Mill.  Pfd.  Sterl.  oder  18,2  o/o  gebracht  hatte.  Seit 
Oktober  1907,  der  Zeit  der  amerikanischen  Krise,  ist  die  Gold- 
reserve der  Zentralnotenbanken  um  20,5  o/o  gestiegen.  Am 
geringsten  war  ihre  Steigerung  bei  der  Bank  von  England,  wobei 
allerdings  zu  berücksichtigen  ist,  daß  da^  englische  Zentral- 
noteninstitut  teils  wegen  des  ausgebildeten  Schecksystems,  teils 
weil   London   den   größten   offenen  Geldmarkt   besitzt,   einer  ge- 
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ringereii  Verstärkung  seiner  Reserve  bedurfte.  In  Mill.  Pfd.  Sterl. 
betrug  die  Groldbewegnng  bei  den  wichtigsten  großen  Zentral- 
notenbanken : 


1909 

1907 

1908 

1903 

4-  mehr 

—  weniger 

geg.l907|geg.l908 

Deutsche  Reichsbank  (am  30.  Noa'-.)    .     . 

33,9 

54.4 

49,1 

4-15,2i  —  5,3 

Bank  von  England  (am  l.  Dez.).     .     .     . 

32,2 

34,6 

36,3 

+  4.1  +  1,7 

Bank  von  Frankreich  (am  2.  Dez.)      .     . 

145,3 

171,7 

177,5 

-j-32,2 

+  5,b 

Oesterr.-Ungar.  Staatsbank  (am  30.  Nov.) 

57,7 

61,4 

69,2 

+  11.9 

+  7,8 

Ver.  New  Yorker  Banken   (am  27.  Nov.) 

43,6 

76.9 

60,6 

+17,0 

—16,3 

Russische  Staatsbank  (am  29.  Nov.)    .     . 

127,8 

129,1 

149,4 

+21,6 

+20,3 

Bei  der  Bank  von  England  war  am  Schlüsse  des  Jahres  1908 
vielleicht  zu  lange  der  Versuch  fortgesetzt  worden,  mit  der  am 
27.  Mai  1908  festgesetzten  2V2^/oigen  Bankrate  auszukommen.  Der 
zunehmende  Staatsbedarf  an  schwebendem  Kredit  und  starke 
Goldausgänge,  die  sich  aus  der  Erhöhung  der  Fähigkeit  Süd- 
amerikas, auf  London  zu  ziehen,  infolge  der  ausgedehnten 
Emissionstätigkeit  Londons  im  zweiten  Halbjahr  ergaben,  machten 
bereits  am  13.  Jan.  1909  eine  Diskonterhöhung  auf  3  o/o  notwendig. 
Nachdem  insbesondere  der  Goldbedarf  Brasiliens  befriedigt  war, 
und  die  Goldreserve  der  Bank  von  England  infolge  von  Gold- 
zufuhren aus  Frankreich,  Deutschland,  Aegypten  und  Amerika 
sich  um  10  Mill.  Pfd.  Sterl.  verbessert  hatte,  erfolgte  am  31.  März 
die  Ermäßigung  der  Bankrate  auf  2V2  o/o  unter  Anzeichen,  welche 
die  Fortdauer  eines  billigen  Geldstandes  bis  gegen  das  Jahres- 
ende zu  sichern  schienen.  Es  zeigte  sich  jedoch  bald,  daß 
namentlich  die  Erwartungen  hinsichtlich  der  amerikanischen  Gold- 
zufuhren nach  Europa  übertrieben  waren.  In  der  Voraussetzung, 
daß  man  bald  zu  einer  2  o/o  igen  Bankrate  gelangen  und  damit 
wohl  gar  bis  in  den  Dezember  auskommen  könnte,  wurden  die 
notwendigen  Vorkehrungsmaßregeln  selbst  dann  noch  nicht  ge- 
troffen, als  im  ersten  Halbjahr  1909  die  beispiellose  Steigerung 
der  Londoner  Emissionsstätigkeit  in  überseeischen  Anleihen  eine 
gewaltige  Goldschuld  gegen  England  aufgetürmt  hatte.  Aller- 
dings wurde  der  Bank  von  England  die  Ergreifung  von  Maß- 
regeln durch  den  andauernd  niedrigen  Stand  der  Geldsätze  im 
offenen  Markt  erschwert.  Die  Geldsätze  stellten  sich  folgender- 
maßen : 


Vom  28. 

Mai  1908 

14.  Jan. 

1.  April 

7.  Okt. 

14.  Okt. 

21.  Okt. 

10.  Dez 

8.  Jan. 

1909 

1909 

1909 

1909 

1909 

1909 

1909 

Banken : 

Wochengeld 

l-'/o 

IV.  % 

1% 

l'l2% 

2V2% 

372^0 

3  7o 

Halbmonatsgeld.     .     .     . 

1% 

lV2  7o 

1% 

1V2% 

'^V2  7o 

372% 

3% 

Diskonthäuser 

Tägl.  Geld 

1% 

IVo  ^'o 

iVo 

1V2% 

2V2  7o 

3V2  7o 

3% 

Wochengeld 

1V4% 

1^/4% 

lV4"/0 

1^4% 

2^4% 

3^4% 

3V4  7o 

Halbmonatsgeld.     .     .     . 

1V4% 

1^/4% 

IV47O 

1^4  "/O 

2^4% 

3^4% 

3V4  7o 
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Die  Groldimporte  in  den  ersten  elf  Monaten  betrugen  1907 : 
49  306  609,  1908:  41539  849,  1909:  48  870125  Pfd.  Sterl.  Im 
ganzen  hatte  Amerika  bis  Anfang  Dezember  105  Mill.  Dollars 
Gold,  größtenteils  für  englische  Eechnnng,  exportiert  und  auf 
diese  AYeise  den  Rest  seiner  Goldverschuldung  aus  der  Krise 
des  Jahres  1907  an  Europa  getilgt.  Die  Türkei  gewann  Goldforde- 
rungen in  London  durch  die  Aufnahme  zweier  Anleihen. 
Aegypten,  dessen  Baumwollernte  bis  in  den  September  sehr 
günstig  geschätzt  wurde,  und  wo  sich  infolgedessen  eine  ge- 
waltige Landspekulation  entwickelte,  stellte  ebenfalls  bedeutend 
höhere  Ansprüche.  Brasilien  führte  seinen  Kaffee-Export  bis 
zur  Höchstgrenze  des  revidierten  Valorisations- Abkommens.  Bis 
zum  Dezember  hatte  daselbst  die  Ausfuhr  9V2  Mill.  Sack  erreicht 
und  schien  auch  durch  die  Elrhebung  der  Surtaxe  von  20  Eres,  per 
Sack  noch  nicht  behindert  zu  werden,  so  daß  mit  weiteren 
brasilianischen  Goldansprüchen  bis  in  das  Jahr  1910  hinein 
gerechnet  werden  mußte.  Rußland  war  in  der  Lage,  dank  der 
ungewöhnlichen  Erhöhung  seiner  Getreideausfuhr,  durch  deutsche 
und  französische  Vermittlung  im  Herbst  des  Berichtsjahres  am 
Londoner  Barrenmarkt  in  ansehnlichem  Umfange  Goldkäufe  vor- 
zunehmen, nachdem  es  im  Laufe  des  Sommers  ohnehin  schon 
durch  die  Placierung  einer  Reihe  von  Eisenbahnen-  und  Stadt- 
anleihen   Goldguthaben   erworben   hatte. 


Tab.  144. 


Status  der  Bank  von  England  (in  Mill.  Pf.  St.) 


27.  Mai 

IB.  Jan. 

31.  März  8.  Okt. 

18.  Okt. 

20.  Okt. 

8.  Dez. 

1908 

1909 

1909         1909 

1909 

1909 

1909 

Zirkulation 

28.5 

29,1 

29,4       29,7 

29,3       29,0 

28,4 

Kasse 

37,7 

31,6 

41,7    !  34,9 

33,8       32,9 

35,9 

Privat-Depositen       .     . 

42,8    1  42,9. 

44,2 

45,2 

46,4       40,5 

38,6 

LK)mbard 

28,8 

30,2 

35,6 

28.6 

29,1 

25,5 

23,1 

Reserve   

27,7 

21,0 

30,8 

23,6 

22,9 

22,3 

26.0 

Bankrate 

2V2O/0 

3% 

2Vi>Va 

3% 

4% 

5% 

4V2% 

Dreimonatswechsel  .     . 

l"/l6% 

2V27o 

l'ke% 

2V87o 

3V4% 

y/s% 

Die  Bank  von  England  war  namentlich  im  zweiten  Halbjahr 
nicht  in  der  Lage,  ihren  Goldvorrat  auf  der  Höhe  des  ersten 
Quartals  zu  halten,  bis  die  Erhöhungen  der  Bankrate  auf  3  0/0 
am  6.  Okt.  und  auf  4  0/0  am  13.  Okt.  die  finanzielle  Gesamtlage 
zugunsten  des  englischen  Geldmarktes  verschoben  hatten.  Jedoch 
machten  die  starke  Goldnachfrage  Indiens  und  Südamerikas  sowie 
die  Aufgabe  des  Zentralnoteninstituts,  den  offenen  Markt  für  die 
Finanzlage  vorzubereiten,  die  durch  die  voraussichtliche  Ablehnung 
des  Budgets  im  Hause  der  Lords  geschaffen  werden  würde,  am 
20.  Okt.  eine  nochmalige  Eirhöhung  der  Banlo-ate  auf  Ö^/o  notwendig, 
der  erst  am  10.  Dez.  die  Wiederermäßigung  der  Bankrate  auf 
41/2  0/0  folgte.  Die  Befürchtung  des  Handels,  daß  ein  konservativer 
Wahlsieg  den  sofortigen  Uebergang  zum  Schutzzoll  bedeute,  und 
andererseits  die  während  der  Unklarheit  über  das  Schicksal  des 
Budgets  von  dem  Handel  in  Tee,  Tabak  und  Spirituosen  beobachtete 


VI.    Wirtschaftliche    Entwicklung    im    Auslande. 


367 


Zurückhaltung,  veranlaßten  E-nde  November  und  Anfang  Dezember 
ungewöhnlich  hohe  Importe  und  Verzollungen,  so  daß  die  Be- 
gebung größerer  Schatzwechselbeträge  bis  in  das  neue  Jahr 
verschoben  werden  konnte. 

Der  Silbermarkt  war  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  subermarkt. 
noch  ziemlich  gedrückt,  weil  Ostasien  infolge  seiner  an- 
gesajnmelten  gewaltigen  Silbervorräte  nur  mäßig  kaufte.  Da- 
gegen empfing  der  Markt  eine  Stütze  durch  russische  und 
deutsche  Silberkäufe.  Eußland  importierte  in  den  ersten  elf 
Monaten  910  328  Pfd.  Sterl.  gegen  328  890  Pfd.  Sterl.  im  Vor- 
jaJire.  Die  Einfuhr  Deutschlands  stieg  von  375  853  Pfd.  Sterl. 
auf  1 324 150  Pfd.  Sterl.  In  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres 
brachte  die  Belebung  des  chinesischen  Geschäfts  eine  Er- 
höhung der  Nachfrage  Chinas  und  Hongkongs,  die  von  641 300 
Pfund  Sterling  im  Jahre  1908  auf  2  007  150  Pfd.  Sterl.  im  Jahre 
1909  stieg.  Die  indische  Nachfrage  regte  sich  erst  im  letzten 
Quartal  lebhafter,  war  aber  dann  sehr  stark.  Für  die  ersten 
elf  Monate  stellen  sich  die  Ziffern  auf  5  895100  Pfd.  Sterl. 
gegen  7  913  221  Pfd.  Sterl.  im  Vorjahre.  Die  vorzügliche 
indische  Ernte  hatte  eine  verstärkte  Nachfrage  nach  Leih- 
geld in  Bombay  und  Calcutta  z'ur  Folge.  Die  Bank  von 
Bombay  erhöhte  am  25.  Nov.  ihren  Diskont  auf  6  o/o,  und  die 
Bank  von  Bengalen  folgte  dieser  Maßregel  am  9.  Dez.  Der 
Bedarf  der  Londoner  Importeure  an  Rupientratten  erfuhr  in  den 
letzten  Monaten  des  Jahres  eine  besonders  starke  Steigerung, 
so  daß  das  Angebot  des  Indischen  Rats  an  Rupien tratten  allmählich 
von  10  auf  80  Lakhs  per  Woche  erhöht  werden  mußte.  Während 
der  Rat  im  Jahre  1908  vom  Beginn  des  indischen  Statsjahres, 
1.  April  an  bis  zum  7.  Dez.  an  Wechseln  und  Transfers  insgesamt  nur 
4  167  528  Pfd.  Sterl.  erlöst  hatte,  belief  sich  sein  Verkauf  in  der 
gleichen  Zeit  1909  auf  14  035  652  Pfd.  Sterl.  Der  Silbervorrat 
der  Goldstandardreserve  in  Indien  ist  jetzt  auf  6  786  734  Pfd. 
Sterling  zurückgegangen,  gegen  11 499  437  Pfd.  Sterl.  am 
31.  Aug.  1908.  Die  Goldeffekten  sind  wieder  von  6  785  000  auf 
10  836  571  Pfd.  Sterl.  gestiegen,  so  daß  sie  nur  noch  um  etwa  3V4 
Millionen  Pfund  Sterling  entfernt  sind  von  dem  Bestand  des 
31.  März  1908,  dem  Datum  des  Beginns  der  indischen  Währungs- 
krise. 

Durch  das  Budget  w^urde  die  von  dem  liberalen  Regime  mit  Finanzrefornv 
glänzendem  Erfolg  betriebene  außerordentliche  Schuldentilgung  ein- 
gestellt und  teils  zur  Deckung  des  dringenden  Mehrbedarfs  für  die 
Flotte,  teils  zur  endlichen  Verwirklichung  der  Bestrebungen 
auf  dem  Gebiete  der  Sozialpolitik  und  für  eine  gerechtere  Ver- 
teilung der  Steuerlast,  die  größte  Fiaanzreform  seit  Peel  in 
Angriff  genommen.  Die  Regierung  schätzte  die  Mehrausgaben  für 
1909/10  auf  12,8  Mül.  Pfd.  Sterl.  Diese  erhöhten  Aufwendungen 
erklärten  sich  erstens  aus  der  Finanzierung  der  Alterspensionen 
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und  zweitens  aus  der  Steigerung  der  Marineausgaben.  Der  Schatz- 
kanzler rechnete  mit  einem  Defizit  von  ca.  17  Mill.  Pfd.  Sterl. 
Zur  teilweisen  Ausgleichtmg  desselben  schlug  er  vor,  dem  Tilgungs- 
fonds 3  "Mill.  Pfd.  Sterl.  zu  entnehmen.  Später  wurde  diese  Summe 
auf  31/2  Mill.  Pfd.  Sterl.  erhöht.  Die  übrigen  ca.  14  Millionen, 
sollten  durchweg  durch  höhere  Steuern  aufgebracht  werden. 
Die  Steuer  auf  Einkommen  bis  zu  3000  Pfd.  Sterl.  per  Jahr 
wurde  unverändert  gelassen.  Für  Einkommen  über  3000  Pfd. 
Sterling  und  für  sogenannten  mühelosen  Wertzuwachs  wurde  die 
Steuer  von  1  sh  auf  1  sh  2  d  per  Pfd.  Sterl.  erhöht.  Einkommen 
unter  500  Pfd.  Sterl.  per  Jahr  sollten  für  jedes  Kind  unter 
16  Jahren  einen  Nachlaß  von  10  Pfd.  Sterl.  an  dem  steuer- 
pflichtigen Einkommen  erhalten.  Aus  dieser  Mehrbesteuerung 
wurde  ein  Betrag  von  3  Mill.  Pfd.  Sterl.  erwartet.  Für  Ein- 
kommen über  5000  Pfd.  Sterl.  und  für  den  2000  Pfd.  Sterl.  über- 
steigenden Betrag  des  steuerpflichtigen  Einkommens  wurde  eine 
Zuschlagssteuer  von  6  d  per  Pfd.  Sterl.  eingeführt.  Diese  Ver- 
änderung der  Einkommensteuersätze  sollte  im  ersten  Jahre 
31/2  Millionen,  in  den  folgenden  Jahren  51/2  Mill.  Pfd.  Sterl.  mehr 
einbringen.  Auch  die  Erbschaftssteuer  wurde  einer  Verschärfung 
unterzogen.  Die  Steuersätze  sollten  weiterhin  von  1  bis  15  ^^o 
steigen,  aber  die  Steuerstufen  sollten  weniger  weit  voneinander  ent- 
fernt sein.  Während  z.  B.  früher  nur  Erbschaften  von  3  Mill.  Pfd. 
Sterling  der  Maximalrate  von  15  0/0  unterworfen  waren,  würden 
in  Zukunft  schon  solche  von  1  Mill.  Pfd.  Sterl.  hiervon  betroffen. 
Aus  der  erhöhten  Erbschaftssteuer  wurde  für  1909/10  ein  Mehr- 
betrag von  21/2  Mill.  Pfd.  Sterl.,  für  1910/11  von  4,2  Mill.  Pfd. 
Sterling  und  von  1911/12  ab  ein  stabiler  Mehrbetrag  von  4,4  Mill. 
Pfund  Sterling  erwartet.  Auf  Vermächtnisse  beim  Todesfall  sollte 
der  Satz  von  1  auf  2  0/0  erhöht  werden.  Aus  dieser 
Erhöhung  wurde  eine  Mehreinnahme  von  50  000  Pfd.  Sterl. 
für  1909/10  und  von  375  000  Pfd.  Sterl.  für  1910/11  ver- 
anschlagt. Auch  der  Veranschlagungsmodus  für  die  Erbschafts- 
steuern sollte  verändert  w^erden.  Der  Marktpreis  des  gesamten 
Besitzes  einschließlich  des  landwirtschaftlichen  Eigentums  und  der 
Effekten  sollte  für  die  Besteuerung  maßgebend  sein.  Außerdem 
wurde  die  Grenze  der  Steuerfreiheit  für  veräußerte  Erbschafts- 
gegenstände von  1  auf  5  Jahre  heraufgesetzt.  Die  Stempelsteuer 
auf  Üebertragungsdokumente  sollte  von  10  auf  20  sh  für  100  £ 
erhöht  werden.  Die  gegenw^ärtige  Steuer  von  10  sh  auf  Üeber- 
tragungsdokumente zwischen  Lebenden  sollte  einer  Wertsteuer 
Platz  machen,  die  dem  Verkaufsstempel  bei  ähnlichen  Trans- 
aktionen entspricht.  Inhaberpapiere  und  sonstige  lieferbare 
Effekten  sollen  die  doppelte  Steuer  wie  bisher,  nämlich  20  sh 
f.  d.  H.,  vom  Nominalwert  zu  bezahlen  haben.  Entsprechend 
wurde  die  Steuer  auf  im  Austausch  gegen  bestehende  Bonds 
emittierte  Obligationen  von  2  sh  6  d  auf  5  sh  f.  d.  H.  erhöht. 
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Koloniale  Regierungsobligationen  sollten  dagegen  zur  alten  Rate 
von  2  sh  6  d  f.  d.  H.  weiter  besteuert  werden.  Bedeutend 
erhöht  wurden  ferner  die  Stempelsteuern  für  Aktienübertragungen, 
und  zwar  von  1  d  auf  6  d  bei  Umsätzen  von  5  Pfd.  Sterl.  bis 
100  Pfd.  Sterl.  Von  100  Pfd.  Sterl.  bis  200  Pfd.  Sterl.  blieb 
die  Steuer  bei  dem  bisherigen  Satze  von  1  sh.  Von  500  bis 
lOOOPfd.  Sterl.  sollten  2  sh,  von  da  an  für  jede  weiteren  1000  Pfd. 
Sterling  2  sh  erhoben  werden.  Bei  Eeportierungen  wurde  die  Steuer 
nicht  mehr  auf  beide  in  der  Transaktion  enthaltene  Operationen, 
sondern  nur  noch  auf  eine  angewendet.  Prämienkontrakte 
sollten  ursprünglich  nach  dem  Nominalbetrag  der  Effekten  be- 
steuert werden,  doch  hat  in  dieser  Beziehung  das  Schatzamt 
später  Zugeständnisse  gemacht.  Den  aus  den  neuen  Stempel- 
steuern zu  erzielenden  Mehrbetrag  schätzte  der  Schatzkanzler 
bei  seiner  Veranschlagung  sehr  niedrig  mit  1450  000  Pfd.  Sterl. 
Erheblich  höhere  Steuern  wurden  endlich  dem  Wirtshausgewerbe 
aufgelegt,  das  nach  dem  neuen  Budget  2,6  Mill.  Pfd.  Sterl.  mehr 
zu  zahlen  haben  sollte.  Bisher  betrug  die  Lizenz  für  voll 
lizensierte  Wirtshäuser  50  o/o  des  jährlichen  Miets wertes,  für 
kleiQe  Häuser  mit  einem  Mietswert  bis  zru  700  Pfd.  Sterl. 
bis  zu.  8V2O/0  des  jährlichen  Mietswertes.  Oberhalb  dieser  Zahl 
hörte  die  Staffelung  auf,  so  daß  sich  mit  steigendem  Miets- 
wert eine  verhältnismäßige  Abnahme  in  Beziehung  zum  jähr- 
lichen Mietswerte  ergab.  Diese  Steuerform  wollte  das  Budget 
durch  eine  gleichmäßige  Eate  von  50  0/0  des  jährlichen  Miets- 
wertes ersetzen.  Von  dieser  Belastung  sollten  nur  Häuser  bis 
zu  einem  jährlichen  Miets  wert  von  5  Pfd.  Sterl.  in  ländlichen 
und  von  10  Pfd.  Sterl.  in  städtischen,  dünn  bevölkerten  Bezirken 
ausgenommen  sein.  Für  London  und  die  Großstädte  mit  über 
100000  Einwohnern  wurde  eine  Minimalgebühr  von  35  Pfd. 
Sterling  festgesetzt.  Auch  bei  den  sogenannten  Bierhäusem  wurde 
an  Stelle  der  alten  fixierten  Gebühr  von  70  sh  eine  gleitende 
Skala  festgesetzt,  und  zwar  sollte  der  Steuerfuß  zwei  Drittel 
desselben  für  volle  Wirtshauslizenzen  bei  entsprechenden  Ge- 
bäuden ausmachen,  das  heißt,  ein  Drittel  des  jährlichen  Miets- 
wertes. Bei  Hotels,  Restaurants  und  Gasthöfen  war  eine  höhere 
Besteuerung  für  diejenigen  Etablissements  vorgesehen,  in  denen 
die  Einnahmen  aus  den  Schankbetrieben  ein  Drittel  der  Gesamt- 
einnahmen übersteigen.  Klubs  sollten  eine  Steuer  von  3  d  per 
Pfund  Sterling  der  Einnahme  aus  dem  Schankbetrieb  bezahlen. 
Bei  den  Brauereilizenzen  sollte  die  bisherige  Pauschgebühr  von 
1  Pfd.  Sterl.  künftig  nur  für  die  Produktion  von  100  Pässern 
gelten  im.d  weitere  12  sh  für  jede  ferneren  50  Fässer  erhoben 
werden.  Die  Destillateure  sollen  bis  zu  50  000  Gallonen  10  Pfd. 
Sterling  und  darüber  hinaus  10  Pfd.  Sterl.  für  jede  weiteren 
25  000  Gallonen  bezahlen.  Aehnliche  Steuererhöhungen  waren  für 
die   Theaterschankbetriebe   und    die    Detailgeschäfte,    sowie    den 
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Straßenverkauf  in  alkoholischen  Getränken  vorgesehen.  Die  Er- 
höhung der  Einnahmen  aus  den  Schanklizenzen  wurde  auf  2,6  Mill. 
Pfund  Sterling  berechnet.  Die  vielumstrittenen  Landsteuem  zer- 
fielen in  drei  Projekte.  Das  erste  wollte  den  Wertzuwachs 
am  Boden  allein,  also  ohne  Grebäude  und  sonstige  Verbesserungen, 
mit  20  o/o  treffen.  Für  das  erste  Jahr  wurde  aus  dieser  Steuer 
ein  Betrag  von  50  000  Pfd.  Sterl.  erwartet.  Das  zweite  Projekt 
wollte  den  Kapitalwert  des  nicht  für  Hausbau-  und  industrielle 
Zwecke  aufgeschlossenen  Geländes  mit  V2  d  per  Pfd.  Sterl. 
besteuern  und  V2  d  per  Pfd.  Sterl.  von  bergbaulichen  Arealen 
erheben,  wobei  der  Kapitalwert  zum  Marktpreis  am  Tage  der 
Einschätzung  berechnet  werden  sollte.  Es  war  vorgesehen,  auch 
solchen  Boden  zu  besteuern,  in  dem  die  Mineralien  noch  nicht 
aufgeschlossen  waren.  Aus  diesem  Projekt  wurde  die  Einnahme 
für  das  laufende  Jahr  auf  350  000  Pfd.  Sterl.  veranschlagt.  Das 
dritte  Projekt  sah  eine  lOproz.  Besteuerung  aller  Vorteile  vor, 
welche  dem  Verpächter  beim  Heimfall  einer  Pacht  zufließen. 
Aus  diesem  Projekt  wurde  für  1909/10  ein  Ei-trag  von  500  000  Pfd. 
Sterling  veranschlagt.  Ferner  sollte  die  Einfuhr  von  Sprit  mit  einer 
Gebühr  von  3  sh  9  d  per  Gallone  belastet  werden  und  1,6  Mill. 
Pfund  Sterling  einbringen.  Unverarbeiteter  Tabak  sollte  8  d  per 
Pfund  mehr  zu  bezahlen  haben.  Auf  Zigarren  und  Zigaretten 
waren  entsprechende  Zuschläge  vorgesehen.  Die  Mehrbesteuerung 
des  Tabaks  sollte  1,9  Mill.  Pfd.  Sterl.  für  1909/10  und  2V4  Mill. 
Pfund  Sterling  für  jedes  volle  Jahr  ergeben.  Insgesamt  sollten 
die  neuen  Steuern  ca.  15  Mill.  Pfd.  Sterl.  bringen  und  den  Fehl- 
betrag des  Budgets  von  1908/09  decken.  Außerdem  schlug  der 
Schatzkanzler  vor,  den  sogenannten  alten  Tilgungsfonds  zur 
Bildung  eines  „Entwicklungsfonds"  izli  verwenden,  aus  welchem 
den  Lanugemeinden  Beiträge  zur  Verbesserung  des  Chaussee- 
wesens, zr-m  Bau  von  Motorstraßen  und  zur  Aufforstung  ge- 
währt werden  sollten. 

Die  Ungewißheit  über  das  Schicksal  des  Budgets  führte  zu- 
nächst zu  einer  erheblichen  Einschränkung  des  Konsums  und  der 
Einfuhr  von  Spirituosen  und  Tabak  tmd  zu  einer  Verminderung  der 
Zolleinnahmen  der  Kegierung.  Dieser  Umstand  und  die  erhöhten 
Ausgaben  für  Alterspensionen  und  Flottenbauten  machten  im 
Laufe  des  Etatsjahres  eine  Erhöhung  der  ausstehenden  Schatz- 
wechselbeträge von  20,5  Mill.  am  Ende  1908  auf  30,8  Mill.  Pfd. 
Sterling  am  19.  Dezember  1909  nötig.  Der  wirkliche  Beginn 
der  budgetlosen  Periode  brachte  in  der  ersten  Dezemberwoche 
sehr  erheblich  höhere  Verzollungen,  die  es  dem  Schatz  erlaubten, 
die  Begebung  größerer  Schatzwechselposten  bis  in  den  Januar 
zu  vertagen. 

Infolge  der  durch  die  Ablehnung  des  Budgets  geschaffenen 
Unklarheit  über  die  Steuereinnahmen  lassen  sich  diese  als  Maß- 
stab   für   die   Erhöhung   des    Nationalwohlstandes    im   laufenden 
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Jahre  nicht  benutzen.  Doch  ist  so  viel  sicher,  daß  der  Zuwachs 
des  steuerbaren  Vermögens  im  Jahre  1909  die  normale  Rate  von 
2  o/o  erheblich  überschritten  hat,  selbst  wenn  man  die  Hausse  an 
der  Mehrzahl  der  Effektenmärkte  berücksichtigt.  In  den  zwölf 
Monaten  bis  zum  Juni  1908  stellte  sich  das  in  England,  in 
Indien  und  in  den  Kolonien  und  dem  überseeischen  Ausland  neu 
investierte  Kapital  auf  110  Mill.  Pfd.  Sterl.  Vom  1.  Juli  1908 
bis  zum  30.  Juni  1909  stieg-  die  Summe  um  175  Mill.  Seit 
1904  sind  nicht  weniger  als  400  Mill.  Pfd.  Sterl.  auf  diese  Weise 
investiert,  worden.  Von  den  Kolonien  hat  Australien  einen  Betrag 
von  12  234  718  Pfd.  Sterl.,  Südafrika  13  547  762  Pfd.  Sterl., 
Kanada  27  425  401  Pfd.  Sterl.  britischen  Kapitals  in  dieser  Periode 
aufgenommen.  Argentinien  erhielt  eine  Kapitalzufuhr  von 
24  803  545  Pfd.  Sterl.,  Brasilien  von  11889  580  Pfd.  Sterl.,  Mexiko 
von  12  874  254  Pfd.  Sterl.,  Rußland  von  9  455  525  Pfd.  Sterl., 
Finnland  von  2  263  400  Pfd.  Sterl.,  Chili  von  4139  200  Pfd. 
Sterling,  Persien  von  1200000  Pfd.  Sterl.,  während  die  Ver- 
eiaigten  Staaten  mit  13  634  655  Pfd.  Sterl.  britischen  Kapitals 
ausgestattet  wurden.  Die  Einnahme  aus  der  britischen  Kapital- 
anlage über  See  wird  zur  Zeit  auf  140  Mill.  Pfd.  Sterl.  oder  durch- 
schnittlich   5,2  o/o    geschätzt. 

Im  Außenhandel  mußte  sich  England  stärker  als  sonst  mit  Außenhandel. 
Weizen,  Rohbaumwolle  und  Wolle  versorgen;  mit  Ausnahme  von 
Wolle  wurden  daher  alle  Rohstoffe  in  erheblich  größeren  Mengen 
importiert.  Der  Preisfall  für  Kohle  beeinflußte  zwar  den  Wert  der 
Kohlen  ausfuhr  etwas  ungünstig,  aber  die  Menge  des  Kohlen- 
exports war  erheblich  höher.  Auch  für  Eisen-,  Stahl-  und  Baum- 
wollfabrikate waren  die  Ausfuhrwerte  niedriger,  aber  auch  in 
diesen  Artikeln  sind  die  Mengen  fast  durchweg  gestiegen.  Gegen- 
über dem  Vorjahr  ist  die  Einfuhr  trotzdem  um  39  787  030  Pfd. 
Sterling  gestiegen,  bleibt  aber  gegen  1907  noch  erheblich  zurück. 
Der  Export  von  Produkten  und  Fabrikaten  des  Vereinigten  König- 
reichs ist  dagegen  nur  um  1  275  620  Pfd.  Sterl.  gestiegen.  Tat- 
sächlich ist  jedoch  das  Verhältnis  wesentlich  günstiger,  da  die 
Verbesserung  der  geschäftlichen  Lage  im  Export  eigentlich  erst  seit 
Juni  eingesetzt  hat.  Im  Mai  betrug  der  Rückgang  des  Exports 
noch  4,9  o/o  gegen  das  Vorjahr.  Im  Juni  setzte  eine  Steigerung 
von  2,6  o/o  ein,  die  ziemlich  ständig  gewachsen  ist,  bis  sie  im 
Dezember  allein  gegenüber  dem  gleichen  Monat  dos  Vorjahres 
4  358  920  Pfd.  Sterl.  betrug.  Die  Zunahme  der  Wiederausfuhr, 
also  die  Besserung  der  Lage  des  englischen  Zwischenhandels 
hatte  bereits  im  Oktober  1908  begonnen,  und  nahm  dann,  nament- 
lich in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1909  zeitweilig  bedeutende 
Dimensionen  an.  Im  Februar  wurden  13  o/o,  im  März  26,4  o/o, 
im  April  27,4  o/o,  im  Juni  32,1  o/o  und  im  September  22,2  o/o  mehr 
wieder  ausgeführt.  Im  ganzen  macht  die  Hebung  dieses  Teils 
des    Außenhandels    für   das    Berichtsjahr    11741768    Pfd.    Sterl. 
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oder  14,70/0  aus,  ^genüber  einer  Abnahme  um  13,3  0/0  für  das 
Gresamtjahr  1908.  Es  betrug  der  englische  Außenhandel  in  Pfund 
Sterling : 


Einfuhr  .  . 
Ausfuhr .  . 
Rück  ausfuhr 


1909 


624  740  517 

378  379  444 

91365  465 


mehr 
1909  gegen  1908 


31  787  030 

1  275  620 

11  741  768 


Die  Zu-  oder  Abnahme  des  Exports  in  den  11  Monaten  1909 
betrug  in  den  einzelaen  Artikeln  in  Pfd.  Sterl. : 


gegen  1907 

gegen  1908 

Kohle 

Wolle 

Stahlfabrikate 

Sonst.  Metalwaren 

Elektrische  Fabrikate 

Maschinen 

—  4  465  551 
-f        772  276 

—  8  646  122 

—  3  065  850 

—  409  095 

—  3  086  502 

—  3  868  364 

—  16  394  801 

—  3  643  625 

—  582  905 

—  1  756  263 

—  405  365 

—  512  106 

—  4  407  907 
+     1  473  365 
-f        617  228 

—  269  815 
+        163  471 

—  2  737  959 

Neue  Schiffe 

Baumwollfabrikate 

Wollfabrikate 

Seidefabrikate 

Sonst.  Textilwaren 

Lederwaren 

—  4  523  003 

—  3  084  036 
+     1  996  076 
4-        136 150 
+     1  504  408 
+        324  754 
4-        304  356 

Chemikalien 

Infolge  der  erheblichen  Steigerung  der  Ausfuhr  im  Dezember, 
für  welche  uns  die  genauen  Zahlen  noch  nicht  vorliegen,  wird 
sich  jedoch  das  Gresamtbild  des  Berichtsjahres  nicht  unwesentlich 
von  dem  Bilde   unterscheiden,  das  die   ersten   11   Monate  boten. 

Die  Kohlenausfuhr  der  ersten  11  Monate  des  Jahres  betrug: 

1907  .• 58  407  880  t   im  Werte  von  36  675  679  £ 

1908 57  375  422  t      „.        „           „     36  456  042^ 

1909 57  748  100  t     „         „           „     32  305  703.^ 


1907 
1908 
1909 


Von  dieser  Ausfuhr  gingen  nach  Deutschland: 

9  264  722  t   im  Werte  von     4  954  339  £ 

8  951104  t     „         „  „       4  878  610  .^ 

8  868  169  t     „         „  „       4  172  703  ^ 


Die  britische  Kohlenausfuhr  hatte  namentlich  unter  dem 
deutschen  Wettbewerb  beim  Absatz  nach  Skandinavien,  Prank- 
reich, Italien  und  Südamerika  einen  schweren  Stand.  Das  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  über  den  Achtstundentag  im  Bergbau  her 
günstigte  die  fremde  Konkurrenz  besonders  bei  der  Ausfuhr 
walisischer  Kohle  und  hatte  gegen  Schluß  des  Jahres  eine  allge- 
meine Unsicherheit  darüber  zur  Pölge,  ob  der  gewerbliche  Friede 
im  kommenden  Jahre  erhalten  bleiben  werde.  Die  Mehrzahl  der 
Kohlenbezirke  konnte  im  Dezember  für  neue  Kontrakte  höhere 
Preise  erzielen.  Die  größeren  Bahnen  bewilligten  fast  alle  einen 
Aufschlag   von   6   d   per  Tonne  gegen   die  Preise   von    1908. 
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In  der  Eisenindustrie  wax  die  Besckäfti^ung  den  größten 
Teil  des  Jahres  hindurch  unbefriedigend.  Erst  vom  August  ab 
machte  sich  in  der  Schiffsbauindustrie,  vor  allem  Schottlands, 
eine  regere  Nachfrage  nach  neuer  Tonnage  geltend.  Für  Groß- 
britannien war  Ende  August  die  vom  Stapel  gelassene  neue 
Tonnage  mit  222  458  t  noch  um  100  000  t  hinter  der  des  De- 
pressionsjahres 1908  zurückgeblieben.  Die  dann  eintretende  Besse- 
rung wurde  durch  Verzögerung  der  Begierungsaui träge  und  durch 
eine  rasche  Verteuerung  der  Materialien  etwas  verlangsamt. 
Gegen  Ende  des  Jahres  war  aber  doch  eine  Beschäftigung  der 
Werften  bis  zu  etwa  65  o/o  ihrer  Leistungsfähigkeit  zu  ver- 
zeichnen. Die  Eoheisenproduktion  wurde  den  ganzen  Sommer 
und  Herbst  hindurch  durch  die  entschiedene  Befestigung  des 
amerikanischen  Eisenmarktes  angeregt.  Die  Aussicht  auf 
Koheisenimporte  Amerikas  und  eine  zeitweilige  stärkere 
Nachfrage  des  Kontinents  für  schottisches  Roheisen,  sowie  im 
Herbste  der  größere  Bedarf  der  vom  Schiffsbau  abhängigen  In- 
dustrien an  Hämatiteisen  führten  zu  mäßigen  Preiserhöhungen,  die 
auch  noch  ziemlich  behauptet  wurden,  als  die  Hoffnungen  auf 
amerikanische  Käufe  sieh  nur  sehr  langsam  verwirklichten  und 
der  deutsche  Begehr,  besonders  im  Oktober  und  November,  ent- 
täuschte. Die  Itoheisenproduktion  wurde  mit  unvermindertem 
Eifer  fortgesetzt  in  der  Erwartung,  daß  die  Belebung  des  Ge- 
schäfts in  1910  mit  den  von  115184  t  am  17.  Dez.  1908  auf 
377  010  t  am  16.  Dez.  1909  angeschwollenen  Vorräten  in  Connal's 
Stores  rasch  aufräumen  werde.  Ende  des  Jahres  wurden  sogar  in 
verschiedenen  Distrikten  stillgelegte  Hochöfen  wieder  angeblasen. 

In  der  zweiten  großen  Stapelindustrie,  im  Textilgewerbe,  war 
das  Berichtsjahr  das  ungünstigste  der  letzten  25  Jahre.  Nach  den 
Berechnungen  Tattersalls  haben  von  82  Spinneredgesellsohaften  in 
Lancashire  nur  16  mit  Gewinn  für  die  11  Monate**  bis  Ende 
November  gearbeitet.  Der  Verlust  für  diese  82  Gesellschaften 
betrug  239  903  Pfd.  Sterl.  oder  7,73  o/o  auf  das  Aktienkapital,  resp. 
5,570/0  auf  das  Aktien-  und  Obligationskapital.  Im  Jahre  1908 
hatte  der  Gewinn  auf  das  Aktienkapital  15,18  o/o,  im  Jahre  1907 
33,860/0  ausgemacht.  Seit  Juli  feierten  6  978  576  Spindeln  der 
Spinner  von  amerikanischer  Baumwolle  Sonnabends  und  Montags. 
Im  Dezember  arbeiteten  95  o/o  der  in  der  Spinners  Federation  ver- 
tretenen Spindeln  wenig  über  Halbzeit.  Die  Spinner  ägyptischer 
Baumwolle  machten  große  Anstrengungen,  eine  ähnliche  Pro- 
duktionseinschränkung herbeizuführen.  Es  besteht  wenig  Aus- 
sicht, daß  vor  dem  Ablauf  des  ersten  Quartals  1910  eine 
nennenswerte  Besserung  eintritt.  In  den  Webereidistrikten  von 
Blackburn  und  Bumley  waren  im  Dezember  25  o/o  der  Stühle 
stillgelegt,  der  Kest  auf  Halbzeit  gesetzt.  Die  Baumwollernte 
Amerikas  wurde  am  Schlüsse  des  Jahres  auf  knapp  IIV2  Mill. 
Ballen,    diejenige    Aegyptens    auf   51/2    Mill.    Kantars    geschätzt. 
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Nachdem  Ende  Oktober  1908  :  9,6  o/o  aller  Mitglieder  derjenigen 
Gewerkschaften  (Trade  Unions),  die  dem  Handelsministerium 
regelmäßig  statistische  Berichte  abstatten,  ohne  Beschäftigung 
waren  und  damit  der  Prozentsatz  der  Arbeitslosen  in  Eng- 
land seit  zehn  Jahren  den  höchsten  Punkt  erreicht  hatte, 
haben  sich  die  Verhältnisse  des  Arbeitsmarktes  im  Berichts- 
jahre zwar  langsam  aber  stetig  gebessert,  Anfangs.  April 
war  der  Prozentsatz  der  Unbeschäftigten  zwar  auf  8,2  o/o  ge- 
fallen, stand  aber  immer  noch  höher  als  zur  gleichen  Zeit  des 
Vorjahres,  in  der  der  Prozentsatz  der  Arbeitslosen  mit  6,5  o/o 
schon  den  höchsten  Grad  seit  10  Jahren  erreicht  hatte.  Von 
Anfang  Mai  bis  Ende  Juni  ging  die  Ziffer  auf  7,8  o/q  zurück, 
während  sie  im  Vorjahre  im  Laufe  derselben  Monate  von  6,5  o/o 
auf  7,85 o/o  gestiegen  war.  Während  die  Arbeitslosigkeit  1908 
gerade  von  diesem  Zeitpunkte  ab  sich  verstärkt  hatte,  hat  sich 
von  Anfang  Juli  des  Berichtsjahres  an  der  englische  Arbeitsmarkt 
langsam  aber  ununterbrochen  wesentlich  gebessert.  Das  Verhältnis 
der  Arbeitslosen  zu  den  Beschäftigten  fiel  auf  7,2 o/o.  Im  November 
trat  eine  weitere  Besserung  auf  6,5  o/o  ein.  Einen  nachteiligen 
Einfluß  übte  die  Einlegung  von  Feierschichten  in  der  Spinnerei 
und  "Weberei  von  Lancashire  aus.  Diese  trat  besonders  im 
November  deutlich  hervor,  um  so  mehr,  als  dieser  Monat  eine  erheb- 
liche Verbesserung  in  der  Beschäftigung  der  Arbeiter  der  Eoh- 
eisenhütten,  der  Blechwalzwerke,  des  Schiffs-  und  Maschinen- 
baus brachte.  Im  allgemeinen  aber  kann  die  Lage  des  englischen 
Arbeitsmarktes  immer  noch  nicht  als  günstig  bezeichnet  werden. 
Im  Durchschnitt  der  zehn  Jahre  von  1899  bis  1908  hat  das  Ver- 
hältnis der  Arbeitslosen  zu  den  Beschäftigten  zwischen  3,8  und 
5,2  o/o  geschwankt,  wobei  sich  im  allgemeinen  die  Monate  April, 
Mai,  Juni  und  Juli  günstig,  die  Monate  November,  Dezember  und 
Januar  uof^nstig  stellten.  Die  besten  Jahre  während  der  zehn- 
jährigen Periode  waren  1899  und  1900,  in  denen  der  Prozentsatz 
der  Unbeschäftigten  während  mehrerer  Monate  bis  auf  1,8  o/o  fiel. 

Die  Keederei  hat  ein  etwas  besseres  Geschäftsjahr  zu  ver- 
zeichnen gehabt.  Namentlich  in  der  zweiten  Hälfte  1909  begann  das 
Frachtgeschäft  nach  dem  fernen  Osten  sich  etwas  zu  beleben.  Zu 
Ende  des  Berichtsjahres  war  nicht  nur  in  den  englischen  Häfen  eine 
Tonnage  von  fast  l^k  Millionen  aufgelegt,  sondern  auch  in  Bombay, 
Calcutta  und  in  den  übrigen  Häfen  des  Ostens  hatte  sich  eine 
gewaltige  unbeschäftigte  Flotte  angesammelt.  Im  fernen  Osten 
hat  die  Aufnahme  eines  neuen  Geschäfts,  des  mandschurischen 
Bohnenexports,  eine  große  Tonnage  absorbiert,  so  daß  die  öst- 
lichen Frachten  zum  ersten  Male  in  den  letzten  drei  Jahren  eine 
größere  Steigerung  erfahren  haben.  Die  gute  indische  Ernte, 
die  Zunahme  des  chinesischen  Seidenexports  und  das  Wachstum 
der  indischen  Baumwoll-  und  Zwirnausfuhr  nach  China  und 
Japan    begünstigten    namentlich    gegen    Schluß    des    Jahres  die 
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weitere  Erholung  des  Eeedereigeschäfts.  Dagegen  ging  der  Export 
gefrorenen  Fleisches  von  Australien  erheblich  zurück,  und  im 
asiatischen  Passagegeschäft  war  die  Konkurrenz  der  sibirischen 
Bahn  und  der  japanischen  Linienreederei  fühlbar.  Im  letzten 
Quartal  war  die  Verfrachtung  spanischer  Eisenerze  unbefriedigend. 
Dagegen  belebte  sich  infolge  des  australischen  Streiks  die  Kohlen- 
verfrachtung nach  den  Südseeländern  und  nach  Südamerika.  Das 
Geschäft  nach  den  La  Plata-Staaten  ließ  dauernd  zu  wünschen 
übrig.  Mit  den  Schwarzmeerhäfen  war  der  Verkehr  bei  leicht 
erhöhten  Frachtsätzen  reger. 

Die  britischen  Eisenbahnen  traten  im  Berichtsjahre  in  den  Eisenbahnen. 
vollen  Genuß  der  Vorteile,  welche  die  von  dem  Minister  Lloyd 
George  1908  inaugurierte,  auf  Ausschaltung  zu  weitgehenden 
Wettbewerbs,  gemeinschaftliche  Frachteinsammlung,  gleichmäßige 
Lohnpolitik  usw.  gerichtete  Kooperation  und  der  billigere 
Preisstand  für  Kohle  bereits  gegen  Ende  1908  mit  sich 
gebracht  hatten.  Bei  den  19  wichtigsten  britischen  Bahnen 
wurden  im  ersten  Halbjahr  1909  gespart  an  Löhnen  l,8o/o, 
an  Materialien  0,5  o/o,  an  Kohle  17,6  o/o,  an  den  gesamten 
Transportspesen  5,9  o/o.  Es  stiegen  die  Einnahmen  aus  dem 
Personenverkehr  um  0,4,  aus  dem  allgemeinen  Güter-  und  dem 
Viehverkehr  um  0,5,  aus  dem  Mineralien transp ort  um  1,3,  die 
Gesamtbruttoeinnahmen  um  0,6  o/o.  Das  Ei'gebnis  dieser  Er- 
sparnisse und  Betriebsverbesserungen  bestand  in  einer  Reihe  von 
Dividendenerhöhungen  von  ^/s  bis  ^k  ^/o,  an  denen  jedoch  die 
schottischen  Bahnen  noch  nicht  teilnahmen.  Im  zweiten  Halb- 
jahr war  die  Verbesserung  der  Einnahmen,  namentlich  im  Fracht- 
verkehr, viel  allgemeiner.  Für  die  ersten  22  Wochen  betrug 
die  Steigerung  bei  den  17  führenden  Gesellschaften  allein  43  000 
Pfd.  Sterl  für  die  Frachten.  Am  besten  haben  die  südlichen' 
und  östlichen  Bahnen  abgeschnitten.  Die  Dividendenaussichten 
für  das  zweite  Halbjahr  sind  aber  wegen  erhöhter  Betriebsspesen 
kaum  günstiger,  zumal  für  das  erste  Halbjahr  1910  mit  einer 
Steigerung  der  Kohlenkosten  zu  rechnen  ist. 

Die  Emissions tätigkeit  war  namentlich  im  ersten  Halbjahr        Emissionen. 
außerordentlich  lebhaft.     Der  Betrag  der  Eimissionen  im  ersten 
Halbjahr  betrug: 

38,5  Mill.  Pfd.  Sterl.  in  1906 

53,0  „    „    „   „  1907 

48,2   „    „    „   „  1908 

81,5   „    „    „   „  1909 

Bemerkenswert  war  hierbei  die  Steigerung  der  kolonialen 
und  der  munizipalen  Anleihen.  Im  Jahre  1908  betrug  die  Be- 
teiligung der  Kommunen  an  den  Emissionen  20  o/o,  im  Jahre  1909 
30  o/o,  gleich  einem  Plus  von  7  Mill.  Pfd.  Sterl.  Es  betrugen 
im  Berichtsjahr  in  Mill.  Pfd.   Sterl. 
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Staats-         Kommunal- 
Anleihen  Anleihen  ''^^• 

Vereinigtes  Königreich     .     .     .  — .—  3,782  3,782  4%% 

Kolonien 29,626  5,238  34,864  ^'^^U^U 

Ausland 24.004  18,892  42,896  52V2% 

Total    .     .  •  .  53,630  27,912  81,542  100    % 

Charakteristische  Züge  des  Emissionsmarktes  bildeten  die 
zahlreichen  russischen  tind  japanischen  Stadt-  und  Eisenbahn- 
Emissionen,  für  welche  der  englische  Markt  ziemlich  willig  Kapital 
hergab.  Auch  China  beanspruchte  mehr  Kapital  für  seine  Eisen- 
bahnbauten. Die  chinesischen  Emissionen  wurden  im  Wett- 
bewerb und  schließlich  im  Einvernehmen  mit  französischen, 
deutschen  und  amerikanischen  Bankgruppen  durchgeführt. 
Effektenmarkt  An  der  Börse  wurde  das  Geschäft  im  ersten  Halbjahr  durch 

die  Geldflüssigkeit  und  die  andauernd  rege  Emissionstätigkeit 
unterstützt.  Der  britische  Fondsmarkt,  der  das  Jahr  mit  einer 
ziemlichen  Hausse  eröffnet  hatte,  wurde  allerdings  während  des 
ganzen  zweiten  Halbjahrs  durch  die  Sorgen  um  das  Budget  un- 
günstig beeinflußt.  Am  Markt  der  ausländischen  Werte  war 
die  Steigerung  von  russischen  und  japanischen  Eonds,  Argentiniern 
und  Brasilianern  charakteristisch.  Am  Jahresschlüsse  profitierten 
auch  Chinesen.  Den  Hintergrund  dieser  Hausse  bildeten  die 
guten  Ernten  und  die  Besserung  in  dem  Ausfuhrgeschäft  der  be- 
treffenden Länder.  Argentinier  waren  zeitweilig  durch  die 
Stellungnahme  des  Finanzministers  gegen  eine  übertriebene 
Kreditaufnahme  der  Provinzen  gedrückt.  Brasilianern  kam  der 
gute  Fortgang  des  Valorisationsgeschäfts  zustatten.  Der  britische 
Eisen  bahn  markt  erweckte  erst  nach  der  Verteilung  der  erhöhten 
Halb  Jahrsdividenden,  und  als  zu  den  Ersparnissen  bessere  Betriebs- 
Einnahmen  infolge  der  Konjunkturbesserung  hinzukamen,  neue 
Kauflust  seitens  des  Publikums.  Die  Verwerfung  des  Budgets 
durch  das  Haus  der  Lords  wurde  von  dem  ganzen  Fondsmarkt 
mit  einer  Hausse  begrüßt.  Eine  charakteristische  Erscheinung 
im  Fonds-  und  Eisenbahnmarkt  bildete  die  Uebertragung  von  In- 
vestierungskapitalien aus  englischen  auf  ausländische  und 
Kolonialpapiere.  Bemerkenswert  war  ferner  die  Regsamkeit,  mit 
der  sich  kanadisches  Kapital  an  mexikanischen  und  brasilianischen 
Trambahn-,  Elektrizitäts-  und  Wasserwerksunternehmungen  be- 
teiligte. Von  ausländischen  Bahnen  profitierten  namentlich  die 
mexikanisclien  und  argentinischen  infolge  der  allgemeinen  Pro- 
sperität und  des  günstigen  Standes  der  Märkte  für  alle  landwirt- 
schaftlichen Produkte.  Das  lebhafte  Interesse  des  Londoner 
Marktes  für  mittelamerikanische  Staats-  und  Eisenbahnanleihen 
wurde  gegen  Jahresschluß  etwas  abgeschwächt,  da  sowohl  bei 
Kolumbien,  als  bei  der  Quayaquil  &  Quito  Railway,  deren  Zinsen- 
dienst die  Hepublik  Ecuador  erst  ein  Jahr  zuvor  garantiert  hatte, 
die  Zahlung  der  Coupons  z*um  1.  Januar  1910  ungewiß  ge- 
worden war. 
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Der  englische  Industrieaktienmarkt  blieb  andauernd  ver- 
nachlässigt. Nur  für  Petroleumpapiere  entwickelte  sich  leb- 
hafteres Interesse,  das  sich  auch  auf  die  neu  entdeckten  Oelbezirke 
in  Südrußland  ausdehnte.  Der  Plan  eines  engeren  Zusammen- 
gehens zwischen  der  Standard  Oil-Gruppe,  der  Shell  Transport  & 
Trading  Co.  und  der  Koniglijke  Nederlandsche  Maatschappij 
wurde  schließlich  durch  die  Ungewißheit  über  die  Rechtslage 
der   Standard    Oil   Comp,    aufgeschoben.. 

Am  Kupferaktienmarkt  hielten  sich  Rio  Tinto-Aktien  das 
ganze  Jahr  auf  ziemlich  hohem  Niveau,  obwohl  die  Gesell- 
schaft ihre  Dividende  im  März  auf  27  sh  6  d  ermäßigen  mußte 
und  auch  im  Oktober  über  diesen  Satz  nicht  hinausgehen 
konnte,  während  die  sichtbaren  europäischen  Kupfervorräte  von 
19  710  t  ;a{m  31.  Dez.  1907  auf  107  185  t  am  15.  Dez.  1909  stiegen 
und  der  Kupferpreis  sich  nur  zeitweilig  über  daß  Jahr  es- Anfangs- 
niveau von  58,10  Pfd.  Sterl.  erheben  konnte.  Vom  April  an  setzte 
in  amerikanischen  Kupferaktien  eine  starke,  fast  ununterbrochene 
Hausse  ein,  welche  sich  auf  die  Vorverhandlungen  zur  Bildung 
eines  amerikanischen  Kupfertrusts  gründete.  Dieser  Trust  sollte 
75  o/o  der  Produktion  kontrollieren  und  eine  lOo/o  ige  Produktions- 
einschränkung durchsetzen.  Am  Ende  des  Jahres  war  das  Projekt 
soweit  gediehen,  daß  man  damit  beginnen  konnte,  die  einzelnen 
jüngeren  Kupferuntemehlmungen  miteinander  zu  verschmelzen. 
Auch  war  in  einzelnen  Grubendistrikten  bereits  eine  Einschrän- 
kung der  Förderung  bejmerkbar. 

Am  südafrikanischen  Minenmarkt  bestand  im  ersten  Halb- 
jahr eine  fortdauernde  Haussebewegung,  an  der  sich  aach  das 
französische  und  deutsche  Kapital  mit  großen  Anlagekäufen  be- 
teiligten. Der  Rand  konnte  sich  zum  ersten  Male  wieder  in 
größerem  Umfange  neues  Kapital  beschaffen.  Hierzu  wurde  in 
der  Regel  der  Weg  gewählt,  daß  die  interessierten  Minenhäuser 
einen  Betrag  neuer  Aktien  fest  übernahmen  und  auf  weitere 
Beträge  Bezugsrechte  erwarben,  deren  Ausübung  von  einer  Kurs- 
steigerung abhängig  gemacht  wurde.  Da  fast  alle  diese  Bezugs- 
rechte zur  Ausübung  kommen  konnten,  so  blieb  das  ganze  Jahr 
hindurch  die  Finanzierung  auch  derjenigen  Grubenuntemehmungen 
leicht,  die  noch  vor  kurzem  nicht  zu  den  abbauwürdigen  Arealen 
gehört  hatten.  Die  von  der  Gx)ldfields-  und  Rand  Mines-Gruppe 
inaugurierte  Politik  der  Zusammenfassung  alles  erreichbaren 
Tiefbaugrundes  und  die  Heranziehung  auch  geringwertiger  Erze 
zur  Verpochung  führte  zu.  einer  bedeutenden  Ausdehnung  der 
Förderung,  so  daß  die  Selbstkosten  um  weitere  4  sh  per  Tonne 
fielen  und  die  Gewinne  sich  wesentlich  erhöhten.  Bemerkenswert 
war  der  Aufschwung  der  Goldproduktion  am  Ostrand  und  in  dem 
westlichsten  Teile  des  Witwatersrandgoldfeldes.  In  Rhodesien 
wurde  im  Abercom-Distrikt  ein  neues  Goldfeld  erschlossen,  zu 
dessen    bergbaulicher   Inangriffnahme    sich    das    nötige    Kapital 
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sofort  fand.  Die  Groldproduktion  des  Transvaals  stieg  von 
27  410  210  Pfd.  Sterl.  im  Jahre  1907  auf  29  986  469  Pfd.  Sterl. 
im  Jahre  1908  und  auf  28  355  966  Pfd.  Sterl.  in  den  ersten  elf 
Monaten  1909.  Dabei  war  die  Industrie  in  der  ersten  Hälfte 
des  Jahres  durch  Ueberflutungen  der  Gruben,  in  der  zweiten 
Hälfte  durch  Arbeitermangel  und  die  Heimsendung  der  letzten 
14  000  Chiaesen  in  ihrer  Tätig-keit  behindert.  In  derselben  Zeit 
stieg  die  Goldproduktion  der  "Welt  von  83,4  auf  87,6  Mill.  Pfd. 
Sterling.  Die  GiDldausbeute  iUiodesiens  wuchs  von  2  178  885  Pfd. 
Sterling  im  Jahre  1907  auf  2  526  007  im  Jahre  1908  und  auf 
2  390  391  Pfd.  Sterl.  in  den  ersten  elf  Monaten  1909.  Für  das 
Gesamt] ahr  1909  stellen  sich,  die  Dividendenausschüttungen  der 
südafrikanischen  Gt)ldindustrie  um  fast  2  Mill.  Pfd.  Sterl.  höher 
als  im  vorausgegangenen  Jahre. 

Die  Lage  des  Diamantaktienmarktes  begann  sich  gegen  Ende 
des  ersten  Semesters  unter  dem  Einfluß  der  steigenden  ameri- 
kanischen Nachfrage  auch  für  die  besseren  Steinsorten  fort- 
schreitend günstiger  zu  gestalten.  Im  zweiten  Halbjahr  erreichte 
die  Bewegung  das  Niveau  der  Hochkonjunktur  von  1906  und 
1907,  nachdem  erst  die  De  Beers,  die  Ja^rsfontein  und  später 
aucli  die  Premier  Miaen  die  Deferred-Dividende  wieder  auf- 
genommen hatten.  Der  Steinabsatz  überschreitet  zurzeit  die 
Verkäufe  der  Jahre  1906  und  1907.  Der  Wettbewerb  des  neu 
erschlossenen  südwestafrikanischen  Diamantfeldes  hat  sich  bisher 
nicht  ernstlich  fühlbar  gelnacht,  da  die  Diamantenregie  die  Preise 
des  Kartells  nicht  unterbietet. 

Ajm  Amerikanermarkt  setzte  sich  die  mit  der  Präsidenten- 
wahl begonnene  Kurssteigerung  der  Eisenbahnwerte  fast  das 
ganze  Jahr  hindurch  fort.  In  Industrieaktien  brachte  der  Preis- 
kampf  am  Stahlmarkte  gegen  das  Ende  des  ersten  Quartals  eine 
heftige  Reaktion  hervor.  Das  zweite  Quartal  stand  im  wesent- 
lichen unter  dem  Eindruck  der  Verhandlungen  zur  Revision  des 
Zolltarifs.  Sobald  sich,  aber  herausgestellt  hatte,  daß  die  ver- 
trusteten Industrien  keine  ernstlich©  Beeinträchtigung  ihres  Ab- 
satzes zu  er^varten  hatten,  kehrte  das  Vertrauen  wieder  zurück. 
Gleichzeitig  setzte,  beeinflußt  durch  den  vorzüglichen  Ausfall 
der  Ernten,  eine  neue  günstige  Bewegung  ein,  die,  von  einer 
gewaltigen  Hausse  am  Eisen-  und  Stahlmarkte  begleitet,  den 
Anlaß  zu  einer  rapiden  Steigerung  der  Industriewerte  unter 
Führung  der  Staliltrustaktien,  s-owie  zu  einer  andauernden  Höher- 
bewertung aller  Eisenbahnaktien  gab.  Durch  den  Tod  Harri- 
mans  kam  die  Bewegung  im  August  und  September  zu  einem 
zeitweiligen  Stillstand.  Die  Reaktion  war  aber  nur  mäßig,  da 
die  verbündeten  Rockefeller-  und  Morgan-Interessen  nicht  nur 
über  den  Effektenmarkt,  sondern  aucli  über  den  Geldmarkt  eine 
absolute  Kontrolle  erwarben,  die,  im  Sinne  der  Mäßigung  und 
Stützung  ausgeübt,  die  Gefahren  abzuschwächen  vermochte,  die 
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sich  für  das  auf  knapper  monetärer  Grundlage  aufgebaute  Kurs- 
gebäude aus  der  Steigerung  der  europäischen  Greldsätze  und  aus 
der  Notwendigkeit,  einen  großen  Teil  der  in  London  und  Paris 
aufgenommenen  Schulden  zurück2ruzahlen,  ergeben  hatten. 
Amerika  war  sogar  zum  ersten  Male  im  Stande,  zum  Herbst 
ohne   große   europäische   Goldimporte    auszukommen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  hat  das  Jahr  1909  einen  all- 
gemeinen und  in  mancher  Hinsicht  auffallenden  gewerblichen 
Aufschwung  genommen.  Die  Geschäftswelt  hatte  schon  1908  einen 
Umschwung  erwartet,  der  in  kurzer  Zeit  das  Wirtschaftsleben 
auf  ein  höheres  Niveau  heben  sollte,  als  es  je  früher  erreicht 
worden  war.  Diese  Hoffnungen  und  Wünsche  gingen  1909 
in  Erfüllung. 

Bei  Beginn  des  Jahres  1909  war  allerdings  die  Lage  noch 
nicht  dazu  angetan,  die  Erfüllung  solcher  Aussichten  erwarten 
zu  lassen.  Ein  großer  Teil  der  Ende  1908  an  der  Effekten- 
börse hervorgetretenen  optimistischen  Strömung  ging  von 
der  Stahl-  und  Eisenindustrie  aus.  Doch  gleich  nach  Be- 
ginn des  neuen  Jahres  zeigte  sich,  daß  in  dieser  grund- 
legenden Industrie  nicht  alles  zum  besten  bestellt  sei.  Wäh- 
rend des  ganzen  Jahres  1908  hatte  die  United  States  Steel 
Corporation  für  ihre  Produkte  die  Preise  festgehalten,  die  vor 
der  Panik  des  Jahres  1907  bestanden  hatten.  Es  waren  zwar 
einige  unbedeutende  Zugeständnisse  für  vereinzelte  Produkte 
gemacht  worden,  aber  sie  hatten  den  Konsumenten,  die  nach 
einer  Depressionsperiodo  von  anscheinend  ungewisser  Dauer  eine 
erhebliche  Preisherabsetzung  erwartet  hatten,  nicht  genügt.  Weit- 
gehende Meinungsverschiedenheiten  zeigten  sich  auch  unter  den 
Industriellen  selbst:  bei  der  United  States  Steel  Corporation 
wurden  Ansichten  laut,  welche  das  Hochhalten  der  Preise  zu  einer 
Zeit,  in  der  keia  Mittel  zur  Belebung  der  Industrie  un- 
versucht bleiben  durfte,  für  einen  taktischen  Fehler  hielten. 
Jedenfalls  war  das  konsumierende  Publikum  im  allgemeinen 
zu  diesem  Urteil  gekommen.  Bei  Beginn  des  Jahres  1909 
wurden  neue  Aufträge  ziurückgehalten,  und  nur  diejenigen 
unabhängigen  Betriebe,  die  sich  zu  einer  bedeutenden 
Preisermäßigung  bereit  erklärten,  konnten  solche  erlangen; 
zwischen  den  verschiedenen  Interessengruppen  der  Stahl- 
industrie wurden  erfolglose  Verhandlungen  gepflogen.  Schließ- 
lich war  eine  außergewöhnliche  Preisherabsetzung  nicht  mehr 
zu  vermeiden  und  der  Stahltrust  machte  selbst  damit  den  Anfang, 
indem,  er  im  Februar  und  März  die  Preise  für  einen  Teil  seiner 
Produkte  um  40  o/o  ermäßigte.  In  der  Industrie  herrschte  eine 
Zeitlang  große  Ungewißheit,  bald  aber  zeigte  sich,  daß  diese 
Herabsetzung  der  Stahlpreise  die  Lage  des  Gewerbes  geklärt 
hatte.  Nachdem  man  einen  Monat,  gewartet  hatte,  um  zu  sehen, 
wie  weit  der  Preisdruck  auf  dem  offenen  Markt  gehen  würde, 
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wurde  die  Stahl-  und  Eisenindustrie  mit  Aufträgen  in  solchem 
Maße  überschüttet,  wie  sie  seit  der  Mitte  des  Jahres  1907  nicht 
vorgekommen  waren.  Der  nun  folgende  große  Aufschwung  der 
Eisen-  und  Stahlindustrie  war  also  durch  die  Preisherabsetzungen 
verursacht  worden.  "Wie  bedeutend  diese  Herabsetzungen  waren, 
läßt  sich  aus  folgenden  Zahlen  ersehen :  Als  die  United 
States  Steel  Corporation  Ende  Februar  den  Markt  für 
frei  erklärte,  ermäßigte  sie  sofort  die  Preise  um  5  Doli, 
bis  10  Doli,  pro  Tonne.  Als  die  unabhängigen  Gesell- 
schaften folgten,  ging  der  Stahltrust  noch  tiefer  mit  den  Preisen 
herab.  Man  war  der  Ansicht,  daß  die  günstige  Lage  des  Bau- 
gewerbes eine  starke  Nachfrage  nach  Baustahl  bewirken 
werde,  wie  sehr  auch  sonst  die  übrigen  Zweige  der  Stahlindustrie 
daniederlägen.  Aber  eigentümlich  genug  sanken  gerade  die 
Preise  für  Baustahl  am  tiefsten.  Vor  der  Freigebung  des  Marktes 
wurde  Baustahl  zum  Preise  von  34  Doli,  pro  Tonne  verkauft. 
Am  19.  Febr.,  als  der  Markt  für  frei  erklärt  wurde,  fiel  ßr 
auf  32  Doli.  Infolge  der  jetzt  einsetzenden  lebhaften  Konkurrenz 
der  Produzenten  und  ihrer  gegenseitigen  Unterbietung  wurde  der 
erstaunlich  niedrige  Preis  von  20  Doli,  pro  Tonne  erreicht.  Der 
beste  Kenner  des  Stahlmarktes,  Schwab,  erklärte  damals,  daß 
dieser  Preis  nach  Abzug  der  Transport-  und  Arbeitskosten  der 
niedrigste  sei,  den  er  je  erlebt  hätte,  und  daß  der  Preis  faktisch 
nicht  ausreiche,  um  die  Produktionskosten  zu  decken.  Natürlich 
konnte  eine  derartige  Bewegung  nicht  anhalten.  Im  i^pril 
befestigte  sich  infolge  der  eifrigen  Kauflust,  die  durch  die  Preis- 
unterbietung angefeuert  war,  der  Markt.  Als  man  gegen  Ende 
des  Sommers  sah,  daß  die  Aufträge  jetzt  ausreichten,  um  alle 
Konkurrenten  zu  beschäftigen,  erholten  sich  die  Preise  allmählich. 
Der  Herbst  hatte  kaum  begonnen,  als  die  Preise  für  alle 
Hauptprodukte  der  Industrie  schon  fast  das  Niveau  wieder 
erreichten,  auf  dem  sie  vor  der  Freigebung  des  Marktes  ge- 
standen hatten.  Diese  Preissteigerung  trat  ein,  trotz  des  ge- 
waltigen Umfanges  der  Produktion.  Im  August  erreichte  die 
Eisenproduktion  des  Landes  das  höchste  Monatsergebnis,  das  nur 
durch  die  Ergebnisse  der  Monate  Mai,  Juli,  August  und  Oktober 
1907  übertroffen  wurde,  die  den  Höhepunkt  des  lebhaften  in- 
dustriellen Aufschwungs  jener  Periode  bezeichneten.  Im  Sep- 
tember und  Oktober  wurden  alle  früheren  Monatsergebnisse  in 
der  Geschichte  der  amerikanischen  Eisenindustrie  überholt.  Die 
Produktion  belief  sich  in  Mill.  t  in  den  Jahren: 

Juni  Juli   August  Sept.  Okt. 

2,232  2,260     2,250     2,163  2,3371 

1,189  1.218     1,360     1,419  1,56?' 

1,930  2,103     2,246     2,385  2,593 

Die   Belebung   der   Eisen-,   und   Stahlindustrie  kam  auch  in 
rler  Entwicklung  der  United  States  Steel  Corporation  und  in  der 


Jan. 

Febr. 

März 

April 

Mai 

1907 
190,^ 
1909 

2,206 
1,045 
1,798 

2,045 
1,080 
1,707 

2,226 
1,228 
1,836 

2,217 
1,150 
1,739 

2,294 
1,050 
1,883 
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umfangreichen  Spekulation  in  den  Aktien  des  Unternehmens  zum 
Ausdruck.  Der  Kurs  des  „Steel  common"  stieg  an  der  Effekten- 
hörse  von  41  im  März  auf  94  im  Oktober.  Dem  entsprach  die 
Dividendenbewegung  der  Stammaktien.  Von  1905  bis  Mitte  1909 
hatte  die  Viertel]  ahrsdividende  1/2^/0  betragen.  Im  Juli  betrug  sie 
3/4  0/0  und  im  Oktober  lo/o.  Damit  war  die  höchste  Dividende 
erreicht,  welche  die  Gesellschaft  je  bezahlt  hatte.  Aller- 
dings hat  diese  Dividendensteigerung  heftige  Angriffe  erfahren; 
nach  dem  letzten  Bericht  (für  das  mit  dem  30.  Sept.  endende 
Quartal)  betrug  der  Gewinn  des  Stahltrusts  38,246  Mill.  Doli, 
gegen  29,34  Mill.  Doli,  im  zweiten  Quartal  und  gegen  27,106 
Mill.  Doli,  im  dritten  Quartal  des  vorhergehenden  Jahres.  Es 
war  ein  überaus  günstiges  Ergebnis,  aber  keineswegs  das  höchste 
in  den  Annalen  der  Gesellschaft.  Die  Gewinne  des  dritten  Quartals 
1909  waren  in  den  drei  ersten  Quartalen  des  Jahres  1907  überholt 
worden,  von  denen  ein  Quartal  45,5  Mill.  Doli.  Eeiagewinn  auf- 
zuweisen hatte.  Auch  das  zweite  Quartal  des  Jahres  1906  zeigte 
höhere  Ziffern.  Bei  dieser  Vergleichung  kommen  noch  in  Be- 
tracht: die  Höhe  der  Abschreibungen  und  die  Zuweisungen  an 
den  Baufonds.  Vor  der  Panik  des  Jahres  1907  stellten  sich  diese 
Zuweisungen  auf  50  Mill.  Doli,  pro  Jahr.  Seit  jener  Zeit  waren 
sie  ganz  fortgefallen.  Man  fragte  sich,  ob  eine  so  starke  Er- 
höhung der  Dividende  gerechtfertigt  war,  ehe  jene  Zuweisungen 
wieder  aufgenommen  wurden.  Die  Gesellschaft  begegnete  dieser 
Kritik,  indem  sie  10  Mill.  Doli,  von  dem  Eeingewinn  des 
dritten  Quartals  dem  Baufonds  zuwies.  Das  erste  Fachblatt 
des  Landes,  ,,Iron  Age",  äußerte  sich  in  bezug  auf  die  Ge- 
staltung der  zukünftigen  Politik  folgendermaßen:  „Wir  haben 
von  Zeit  zu  Zeit  darauf  hingewiesen,  in  welch  großem  Umfange 
die  Stahlindustrie  Kapital  zu  absorbieren  vermag.  Ihre  Nach- 
frage nach  Geld,  um  neue  Anlagen  auszuführen  oder  alte  zu  er- 
setzen, scheint  fast  unersättlich  zu  sein.  Es  ist  fraglich,  ob  den 
Fortschritten  der  Produktionstechnik,  die  in  dem  vergangenen 
Jahrzehnt  schnell  aufeinander  gefolgt  sind,  die  für  Abschrei- 
bungen, Ersatz-  und  Neuanlagen  angesetzten  Beträge  entsprechen. 
Während  vom  Reingewinn  der  Jahre  1906  und  1907  2,28  Doli, 
für  die  Erneuerung  und  Erhaltung  der  Anlagen  des  Stahl- 
trusts abgeschrieben  wurden,  während  die  Dividende  nur  1  Doli, 
ausmachte,  waren  diese  Verhältnisse  direkt  umgekehrt  im  Jahre 
1908,  in  dem  2,30  Doli,  auf  die  Dividende  und  1  Doli,  auf  die 
Abschreibungen  kamen.  In  der  Auf  Schwungsperiode,  welcher  die 
Industrie  entgegengeht,  darf  man  erwarten,  daß  die  Abschrei- 
bungen "wieder  den  Umfang  annehmen  werden,  den  sie  in  früheren 
guten  Zeiten  gehabt  haben." 

Im  allgemeinen  läßt  sich  über  die  wirtschaftliche  Tätigkeit       Abrechnungs- 

^^  .  f        A  ^         ^  1  /^i         •  stellen. 

ein  Urteil   gewinnen,   wenn  man   die  Abrechnung  der  „Ulearing 
Häuser"  für  das  ganze  Land  in  Betracht  zieht.    In  den  ersten 
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drei  Monaten  des  Jahres  1909  stand  ihr  Verkehr  27 o/o  über 
dem  des  Jahres  1908,  blieb  aber  immer  noch  um  lOo/o  hinter 
dem  des  Jahres  1906  zurück.  Im  zweiten  Quartal  1909  hatte  sich 
der  Verkehr  um  33  o/o  gegen  1908  erhöht  und  überstieg  schon  den 
des  Jahres  1906.  Im  dritten  Quartal  1909  übertrafen  die  Ab- 
rechnungen der  „Clearing-Häuser"  alles  bisher  Dagewesene  und 
gingen  selbst  über  die  Jahre  der  höchsten  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung 1905  bis  1907  hinaus.  "Während  der  ersten  zehn  Monate 
betrug  die  Summe  der  Bankabrechnungen  in  Mill.  Doli. : 


1900 
68.364 

1905 
116.307 


1901 
98,916 

1906 
132,078 


1902 
98,051 

1907 
126,073 


1903 
91,802 

1908 
105,026 


1904 

87,280 

1909 
135,004 


Ernten.  Nach    der   Mitte   Dezember    veröffentlichten    Statistik   über 

den  Ertrag  und  Wert  der  Ernten  stellt  sich  die  Ernte  wie  folgt : 


Mais    .... 
Winterweizen . 
Frühjahrsweizen 
Hafer  .... 
Gerste      .     .     . 
Roggen    .     .     . 
Buchweizen 
Flachssaat    .     . 
Reis     .... 
Kartoffeln     .     . 
Heu  (in  Tonnen) 
Tabak  (in  Pfund) 


Anbaufläche 

108  771  000 

28  330  000 

18  393  000 

33  204  000 

7  011000 

2  006  000 

834  000 

2  742  000 
720  000 

3  525  000 
45  744  000 

1  180  000 


Ertrag 

in  busheis 

1908 

1616  145  000 

437  908  000 

226  694  000 

807  156  000 

166  756  000 

31851000 

15  874  000 

25  805  000 

21890  000 

278  985  000 

70  798  000 

718  061000 


Ertrag 

in  bushels 
1909 

2  772  376  000 

446  366  000 

290  823  000 

1  007  353  000 

170  284  000 

32  239  000 

17  438  000 

25  856  000 

24  368  000 

376  537  000 

64  938  000 

949  347  000 


Der  "Wert  dieser  Ernten  stellte  sich  am  1.  Dez.  im  Ver- 
gleich zum  gleichen  D:atum  der  Jahre  1908  und  1907  wie  folgt 
in  Pfd.   Sterl.: 


Mais     .... 
Winterweizen  . 
Frühj  ahrs  weizen 
Hafer  .    . 
Gerste 
Roggen     . 
Buchweizen 
Flachssaat 
Kartoffeln 
Heu      .     . 
Tabak  .     . 
Reis     .     . 


Insgesamt 


1907 
1  340  446  000 
361217  000 
193  220  000 
334  568  000 
102  058  000 

23  068  000 
9  975  000 

24  713  000 
183  880  000 
743  507  000 

76  234  000 
16  081  000 


1908 

616  145  000 

410  330  000 

206  496  000 

381  171000 

92  442  000 

23  455  000 

12  004  000 

30  577  OUO 

197  039  000 

635  423  000 

74  130  000 

17  771  000 


1652 

459 

270 

408 

93 

23 

12 

39 

206 

689 

95 

19 


822  000 
154  000 
892  000 
174  000 
971000 
809  000 
188  000 
466  000 
545  000 
345  000 
719  000 
341  000 


3  408  967  000     3  696  983  000     3  971  426  000 


Die  Ernteergebnisse  des  Jahres  1909  haben  einen  be- 
trächtlichen Einfluß  auf  die  wirtschaftliche  Lage  geübt.  So 
sehr  auch,  der  amerikanische  Geschäftsmann  geneigt  ist,  groi3e 
Erfolge  von  gewagten  Kreditoperationen  zu  erwarten,  so  hält 
er    doch    immer    noch    den    Grund    und    Boden    für    die    Quelle 
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alles  Wohlstandes.  So  gab  es  auch  im  Jahre  1908  Augen- 
blicke, in  denen  die  Emteaussichten  mit  vieler  Besorgnis  ver- 
folgt wurden.  In  den  ersten  Monaten  des  Erntejahres  1909  Weizen. 
waren  diese  Aussichten  nicht  sehr  verheißungsvoll.  Die 
Jahreszeit  war  dem  Frühweizen  nicht  günstig  gewesen,  und 
mehrere  Millionen  Acres  wurden  vom  Winterfrost  getroffen.  Nooh 
im  Mai  mußte  man  über  den  Ausfall  der  Ernte  Zweifel  hegen,  und 
um  diese  Zeit  erreichten  die  Weizenpreise  des  Ohicagoer  Marktes 
den  höchsten  Stand  des  Jahres.  Sie  stiegen  auf  1,51  Doli,  in 
New  York  pro  Bushel,  eine  Folge  der  Erschöpfung  aller  Vor- 
räte und  der  herrschenden  Unsicherheit  in  bezug  auf  den  Ernte- 
ausfall des  Jahres  1909,  aber  auch  der  Spekulation  des  Patten- 
ringes in  Chicago.  Die  tatsächlichen  Ergebnisse  haben  dann  alle 
diese  Zweifel  beseitigt.  Wenn  auch  der  Ertrag  des  Winterweizens 
schließlich  nicht  alle  optimistisöhen  Hoffnungen  rechtfertigte, 
so  war  er  doch  immerhin  weit  größer,  als  man  im  Mai  oder 
Juni  annehmen  konnte,  w,ährend  der  Ertrag  des  Frühweizens 
im  Nordwesten  so  glänzend  war,  daß  schließlich  die  Weizen€>rnte 
insgesajnt  einen  Ertrag  aufzuweisen  hatte,  der  nur  einmal  in 
der  Greschichte  des  Landes  übertroffen  worden  war,  nämlich  im 
Jahre  1901.  Die  Weizenernte  betrug  in  Mill.  Busheis  in  den 
Jahren : 

1900  1901  1902  1903  1904 

522,229       748,460       670,063       637,821       552,399 

1905  1906  1907  1908  1909 

692,979       735,260       634,087       664,602         737,189 

Diese  Weizenernte  war  in  mehr  als  einer  Beziehung  ein  außer- 
gewöhnlicher Glücksfall ;  als  sie  eintraf,  waren  die  Preise  infolge 
des  vorjährigen  Mangels  sehr  hoch  gestiegen  und  die  Vorräte 
der  Lagerhäuser  so  zusammengeschrumpft,  daß  selbst  am 
Schluß  der  Erntezeit  noch  die  Aussicht  auf  Hochhaltung 
der  Preise  bestand.  Aber  als  die  Jahreszeit  vorrückte,  zeigte 
sich,  daß  auch,  die  Getreideernten  des  Auslandes  glänzend  ge- 
wesen waren,  so  daß  eine  Verminderung  der  amerikanischen 
Weizen  ausfuhr  bevorstand.  Im  Anfang  wurde  allerdings  auch 
aller  Weizen  gebraucht,  um  die  heimischen  Vorräte  wieder  auf- 
zufüllen; als  dann  im  August  und  September,  nachdem  kein 
Zweifel  über  die  guten  Ernteaussichten  mehr  bestand,  energische 
Baissespekulationen  am  Markte  einsetzten,  zeigte  sich  ein 
Widerstand  der  Farmer.  Der  Preis,  der  in  New  York 
von  1,51  Doli,  per  Bushel  im  Juni  auf  1,08  Doli,  im  August 
gefallen  war,  stieg  im  November  wieder  auf  1,26V2  Doli.  Infolge 
dieser  hohen  Preise,  der  reichlichen  Auslandsernten  und  des  großen 
heimischen  Weizenbedarfs  zeigte  die  Nachfrage  des  Auslandes 
eine  solche  Zurückhaltung,  daß  eine  Zeitlang  der  Ausfuhrhandel 
darunter  zu  leiden  hatte.  Im  September  wurden  6  710  386  Busheis 
Weizen    ausgeführt,    gegen    13  427  527   im    gleichen    Monat   1908 
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Mais  und  Hafer. 


und  9  598  235  in  1907 ;  im  Oktober  8  766  419  gegen  12  032  146  in 
1908  und  13  668131  in  1907.  Aber  die  Farmer  fanden  Absatz 
für  ihre  Erzeugnisse  auf  dem  Keimiseben  Markt  und  erzielten 
gute  Preise.  —  Wie  die  Weizenemte,  so  zeigte  auch  die  Mais- 
und Haferernte  günstige  Resultate.  Die  Maisernte  war  die  bisKer 
größte,  abgesehen  von  denjenigen  der  Jahre  1906,  1905.  Es 
wurde  geemtet  Mais  in  Mill.  Busheis  in  den  Jahren: 


1902        1903        1904        1905        1906        1907        1908  1909 

2523,6     2244,2     2467,5     2707,9     2927,4     2592,3     2668,6     2772,376 


Baumwolle.  Durchaus   entgegengesetzt  war   der  Ausfall   der  Ba,umwoll- 

ernte,  die  sich  als  eine  völlige  Mißernte  schließlich  darstellte.  Auf 
einen  solchen  Ausfall  war  man  aber  nicht  sofort  vorbereitet. 
Im  Juni  ergaben  die  Begier ungsschätzungen  eine  mutmaßliche 
Baumwollernte  von  81,1  o/o,  also  ein  für  diese  Jahreszeit 
durchaus  befriedigendes  Ergebnis.  Im  Juli  wurde  diese 
Zahl  auf  74^8  ^/o  ermäßigt  und  im  August  auf  71V8  ^/o- 
Aber  erst  im  September  trat  eine  allgemeine  Beunruhigung 
ein.  Das  Agricultural  Department  setzte  in  seinem  Monats- 
bericht seine  Schätzung  auf  633/4  o/o  herab,  die  niedrigste 
Septemberschätzung  seit  den  27  Jahren,  in  denen  Monatsberichte 
über  die  amerikanische  Baumwollernte  von  der  Regierung  ver- 
öffentlicht werden.  Als  diese  Septemberzahl  bekannt  wurde,  sank 
die  Schätzung  der  Ernteaussichten  auf  11,5  Mill.  Ballen,  da  man 
im  Vergleich  mit  1908  eiue  Verminderung  der  Anbauflächen  um 
1,452  Mill.  Acres  annehmen  mußte.  Infolgedessen  griff  die 
Beunruhigung  auf  dem  Baumwollmarkte  weiter  um  sich,  denn 
der  Weltbedarf  wurde  nach  heimischen  und  ausländischen 
Schätzungen,  soweit  er  durch  die  diesjährige  amerikanische  Baum- 
wollernte gedeckt  werden  sollte,  auf  12,5 — 13  Mill.  Ballen  be- 
.  rechnet.  Einigen  Trost  schöpfte  man  daraus,  daß  die  Baumwoll- 
vorräte  am  Ende  des  alten  Erntejahres,  also  im  August,  um  eine 
Million  Ballen  größer  waren  als  im  vergangenen  Jahr.  Aber 
dieser  Trost  wurde  zum  großen  Teil  wieder  zerstört  durch  die 
Oktoberschätzung  des  Baumwollertrages,  welche  die  Prozentziffer 
auf  58,3  ermäßigte,  eine  Ziffer,  die  um  8V2  Punkte  unter  dem 
Durchschnitt  der  vorangegangenen  zehn  Jahre  stand.  Diese 
Ermäßigung  war  das  Ergebnis  eiaer  andauernden  Sommerdürre  in 
dem  südwestlichen  Baumwollgebiet  und  die  Folge  eines  heftigen 
tropischen  Orkans,  der  in  der  letzten  Hälfte  des  September  die 
Golfstaaten  heimgesucht  hatte  und  die  schon  schwer  geschädigten 
Baumwollfelder  vollständig  verwüstete.  In  den  atlantischen  Staaten 
ist  allerdings  keine  Schädigung  eingetreten,  und  hier  wird  die 
Baumwollernte,  sowohl  in  bezug  auf  Quantität  wie  auf  Qualität, 
denen  der  besten  früheren  Jahre  gleichkommen.  Aber  die 
Verluste    in    dem    fernen    Südwesten    waren    so   erheblich,   daß 
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sie  alle  Schätzungen  beeinflußten.  An  der  New  Yorker  Börse 
stieg  die  Baumwolle  in  den  letzten  Tagen  des  Oktobers  auf 
15  Cents  pro  engl.  Pfund.  In  der  Aufregung  über  diese  Erhöhung 
des  Baumwollpreises  hörte  man  häufig  Prophezeiungen,  daß  er 
noch  auf  18  oder  gar  20  Cents  steigen  würde.  Aber  zunächst 
trat  noch  ein  Sinken  der  Preise  ein.  Erst  als  die  Schätzung 
der  Regierung  vom  3.  Dez.  die  schlimmsten  Befürchtungen  be- 
stätigte, stieg  der  Preis  auf  16  Cents.  Das  ist  der  höchste  Preis, 
der  je  im  Dezember  seit  dem  Jahre  1873  erreicht  worden  ist, 
und  er  bleibt  nur  um  IVs  Cent  unter  dem  hohen  Preis  des 
Sully  Corner,  der  im  März  1904  erreicht  worden  war.  Die  De- 
zemberschätzung der  Regierung  nimmt  eine  Ernte  von  10  088  000 
Ballen  an.  Die  Baumwollernte  betrug  in  Mill.  Ballen  in  den 
Jahren : 

1902/03    1903/04    1904/05    1905/06    1906/07    1907/08    1908/09     1909/10 
10,7  10,0  13,6  11,3  13,5  11,6  13,6  10,1 

"Wenn  man  die  Regier ungsschätzung  für  1909/10  mit  einer 
früheren  Schätzung  vergleicht,  wonach  12  600  000  Ballen  nötig 
wären,  um  den  Jahresbedarf  der  Welt  an  amerikanischer  Baum- 
wolle zu  decken,  so  erklärt  es  sich,  daß  der  Baumwollmarkt  am 
Schluß  des  Jahres  in  lebhafte  Aufregung  geriet.  Bis  jetzt  kann 
man  noch  nicht  sagen,  worin  die  schließlichen  Folgen  dieses 
großen  Fehlbetrages  bestehen  werden,  wenn  die  Schätzung  sich 
als  zuverlässig  herausstellen  sollte.  Das  Spinnereigewerbe  be- 
schließt das  Jalir  in  einem  Zustand  großer  Verlegenheit  und 
Verwirrung.  Die  Baumwollhausse  vermehrte  am  Schluß  des  Jahres 
noch  die  Klagen,  die  schon  früher  in  der  gesamten  Bevölkerung 
laut  geworden  sind,  über  die  erhebliche  Verteuerung  der  Lebens- 
haltung. Diese  Verteuerung  wird  von  einzelnen  großen  Finanz- 
leuten als  ein  ernstes  Problem  betrachtet,  das  den  Kapital-  und 
Warenmarkt    in    der    Zukunft   beunruhigen   wird. 

Die  Kupferproduktion   der    amerikanischen    Bergwerke    hat  Kupfer- 

dieses  Jahr  alles  bisher  Dagewesene  übertroffen.     Offenbar  hat  mdustne. 

aber  der  Verbrauch  mit  der  Erzeugung  nicht  Schritt  gehalten.  Von 
Januar  bis  April  wax  die  Produktion  den  Lieferungen  weit  voran- 
geschritten, und  die  vorhandenen  Vorräte  hatten  nach  der  Berech- 
nung der  Copper  Produoers  Association  die  gewaltige  Höhe  von 
183  Mill.  Pfd.  erreicht.  Die  Monate  Mai  bis  Juli  brachten  ein© 
plötzliche  Steigerung  des  scheinbaren  Verbrauchs,  hauptsächlich 
bewirkt  durch  Exporterhöhungen,  die  zwar  nur  eine  Ueber- 
tragung  des  Kupfers  aus  den  heimischen  in  die  europäischen 
Lag^erhäuser  bedeuteten,  immerhin  aber  die  vorhandenen  Lager 
im  Lajide  von  183  Mül.  Pfd.  Ende  April  auf  122,596  Mill.  Pfd. 
Ende  Juli  verminderten.  Um  die  Mitte  des  Sommers  änderte  sich 
die  Lage  vollständig.  Die  Produktion  stieg,  während  der  Konsum 
abnalim,   und    im   Oktober  hatten   die   vorhandenen   Vorräte   sich 
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wieder  auf  153  Mill.  Pfd.  erhöht.  Es  betrugen  in  den  ersten  zehn 
Monaten  des  Jahres  nach  der  Statistik  der  American  Copper 
Producers   Association   in    Mill.    Pfd. : 

Jan.    Febr.  März  April    Mai  Juni  Juli  Aug.  Sept.  Okt. 

Produktion     112,1    103,7    117,1  113,6    118,4  116,6  118,3  120,6  118,0  124,7 

Lieferung         90,4      74,5    106,1  112,7    131.7  131.6  150,5  108,0  102,2  122,6 

Vorräte           144,1    173,3    182,.3  183,2    169.8  154,9  122,6  135,2  151,5  153,5 

Die  Ursachen  dieser  Ueberproduktion  sind  nicht  vollständig 
klar,  aber  sie  beeinflußte  natürlich  den  Kupferpreis,  der  Anfang 
Januar  14i/2  Cents  pro  Pfund  betrug-,  sich  gegen  Ende  des  Jahres 
auf  13Vi  stellte,  und  damit  den  niedrigsten  Stand  des  Jahres,  mit 
12V8  Cents  im  März,  etwas  übertraf.  Zum  Teil  erklärt  sich 
diese  La^e  zweifellos  durch  die  Organisation  zahlreicher  Kupfer- 
gesellschaften, die  zum  Teil  sehr  billig  produzieren  können  und 
daher  ihren  Produktionsüberschuß  auf  die  Amalgamated  Copper 
Comp,  und  die  United  Metals  Selling  Co.  abladen.  Der  Rückgang 
des  Verbrauchs  ergibt  sich  auch  daraus,  daß  die  Lage  eines  Teiles 
der  Elektrizitätsindustrie  —  wenig-stens  soweit  die  Straßenbahnen 
in  Betracht  kamen  —  keinjesweg-s  günstig  war.  Gegen  Ende  des 
Jahres  tauchten  QTerüchte  auf  über  die  Gründung  eines  Kupfer- 
trusts, der  die  Produktion  einschränken  und,  wenn  möglich,  die 
Preise  heben  sollte.  Zuerst  sprachen  diese  Gerüchte  von  einem 
„Milliarden-Dollars-Trust".  Später  verdichteten  sie  sich  zu  einem 
Zusammenschluß  zwischen  der  Amalgamated  Comp,  und  ungefähr 
einem  halben  Dutzend  der  jüngeren  Bergwerke.  Am  Schlüsse  des 
Berichtsjahres  hatte  es  den  Anschein,  als  ob  man  infolge  der 
Entscheidung  gegen  den  Oiltrust  das  ganze  Projekt  fallen  gelassen 
habe.  Es  ist  schwer  zu  sagen,  wie  sich  die  Industrie  unter  solchen 
Verhältnissen  weiter  entwickeln  wird,  nur  das  eine  scheint  klar 
zu  sein:  Läßt  man  die  natürlichen  Kräfte  frei  walten,  so  wird 
der  Kupferpreis  weiter  fallen,  bis  die  minder  ergiebigen  Berg- 
werke gezwungen  sind,  ihren  Betrieb  einzustellen,  um  damit  das 
Angebot  zu  vermindern, 
nandeisbiianz.  Ein    anderer    Umstand    hat    im    Laufe    des    Jahres    zugleich 

günstige  und  ungünstige  Aussichten  eröffnet.  Der  Ueberschuß 
der  Warenausfuhr  über  die  Einfuhr  ist  auf  seinen  tiefsten  Stand 
seit  1897  gefallen.  Er  betrug  für  die  ersten  neun  Monate  nur 
ca.  92  Mill.  Doli,  gegen  ca.  432  Mill.  Doli,  in  dem  gleichen  Zeit- 
raum 1908  und  gegen  ca.  224  Mill.  Doli,  in  dem  gleichen  Zeit- 
raum 1907.  Die  Ursache  dieser  erstaunlichen  Abnahme  des  Aus- 
fuhrüberschusses von  ca.  340  Mill.  Doli,  gegen  1908  war  weniger 
der  Eückgang  der  Ausfuhr,  obschon  auch  diese  etwas  geringer  war 
als  in  der  gleichen  Zeit  der  beiden  vorangegangenen  Jahre, 
sondern  in  der  Hauptsache  die  gewaltige  Zunahme  der  Einfuhr. 
Die  AVareneinfuhr  im  Monat  Juni  war  größer  als  in  irgendeinem 
der    vorangegangenen    Jahre,    im    Juli    und    August    wurde    sie 


VI.    Wirtschaftliche    Entwicklung    im    Auslande.  387 

nur  von  derjenig-en  der  gleichen  Monate  1907  übertroffen.  So 
kain  es.  daß  im  Juni  die  Einfuhr  zum  ersten  Male  seit  1897 
die  Ausfuhr,  und  zwar  um  ca.  7  Mll.  Doli.,  überstieg.  Im  Juli 
überstieg  die  Einfuhr  um  ca.  3  und  im  August  um  ca.  6  Mill. 
Doli,  die  Ausfuhr.  Beim  Herannahen  des  Herbstes  stellte  sich 
infolge  der  starken  Ausfuhr  landwirtschaftlicher  Produkte  wieder 
eiii  Ausfuhrüberschuß  ein.  Aber  inzwischen  blieb  die  während 
der  ersten  Monate  des  Jahres  entstandene  ungünstige  Handels- 
bilanz bestehen.  Man  konnte  diesen  Umschwung  zweifellos 
auf  die  plötzliche  Wiederbelebung  der  Nachfrage  zurückführen, 
die  sich  in  zahlreichen  heimischen  Industrien  bemerkbar  gemacht 
hatte.  Man  verglich  das  Jahr  1909  mit  dem  Jahre  1895,  das  eben- 
falls einer  Finanzpanik  gefolgt  war  und  genau  denselben  Einfulir- 
überschuß  aufzuweisen  hatte.  Damals  führte  er  eine  zu  hastige 
AVarenhäufung  herbei,  die  auf  den  Handel  ungünstig  einwirkte. 
Auf  der  anderen  Seite  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  die  Revision 
des  Zolltarifs,  die  während  des  Sommers  schwebte  und  eine  Er- 
höhung der  Zölle  erwarten  ließ,  zu  einer  möglichst  großen  Ein- 
fuhr vor  Inkrafttreten  des  neuen  Gresetzes  geführt  hatte.  Hier- 
gegen spricht  aber,  daß  der  Umfang  der  Einfuhr  sich  nach  An- 
nahme des  Tarifgesetzes  am  5.  Aug.  nicht  verminderte.  Die 
Waren  einfuhr  im  August  wurde  nur  von  der  des  Jahres  1907 
übertroffen,  im  September  überstieg  sie  den  Eekord  aller  früheren 
Jahre.  Man  kann  daher  die  Ursache  dieses  Einfuhrüberschusses 
nur  in  der  plötzlichen  und  heftigen  Steigerung  der  heimischen 
Nachfrage  sehen,  die  nach  der  langen  Zurückhaltung,  welche 
den  Konsumenten  und  Geschäftsleuten  im  Jahre  1908  auferlegt 
war,    eintrat. 

Eine  Wirkung  dieser  Warenbewegung  war,  daß  die  Gold-  Goidbewegun^ 
ausfuiir  w^eit  über  die  Goldeinfuhr  hinausging.  Während  der 
ersten  zehn  Monate  des  Jahres  stellte  sich  dieser  Ueberschuß  auf 
68  Mill.  Doli,  gegen  28  Mill.  Doli,  in  1908  und  18  Mill.  Doll.1907. 
Seit  langer  Zeit  sind  die  Verhältnisse  für  Amerika  nicht  so  un- 
günstig gewesen.  Die  ungünstige  Handelsbilanz  hat  ohne  Zweifel 
auch  den  internationalen  Geldmarkt  beeinflußt.  Im  Jahre  1908 
konnte  Amerika  noch  mit  großer  Leichtigkeit  im  Auslande 
G^ld  aufnehmen,  weil  die  amerikanische  Handelsbilanz  den  Elredit 
in  Europa,  zu  Amerikas  Gunsten  anwachsen  ließ.  Dieser  Kredit- 
fonds verschwand  zum  großen  Teil  im  Laufe  des  Jahres  1909 
und  vergrößerte  nur  noch  die  Schwierigkeiten,  die  schließlich 
dazu  führten,  daß  Wall  Street-Bankiers  versuchten,  gewaltige 
Summen  auf  dem  Wege  des  reinen  Kredits  auf  dem  Londoner; 
Markt  zu  erheben. 

Dieser  Versuch  wurde  gemacht,   nachdem  der  New   Yorker         Geldmarkt. 
Geldmarkt  eine  starke  Anspannung  erfahren  hatte.    Während  in 
der  ersten  Hälfte  des  JaJires  niedrige  Geldsätze  durchweg  vor- 
herrschten, trat  die  Anspannung  bei  Beginn  des  Herbstes  merklich 
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Effektenbörse. 


Zolltarif. 


hervor.  Sie  war  verursacht  durch  den  plötzlich  eintretenden 
Aufschwung  des  Verkehrs,  die  lebhafte  Bewegung  und  die 
großen  Preiserhöhungen  an  der  Effektenbörse.  Anfang  Oktober 
war  die  Ueberschußreserve  in  New  York  auf  4,5  Mill.  Doli,  ge- 
fallen und  die  Depositendeckung  drohte  unter  die  vorgeschriebenen 
250/0  zu  sinken.  Dieser  Gefahr  wurde  dadurch  vorgebeugt,  daß 
man  sich  an  den  europäischen  Greldmarkt  wandte;  die  New 
Yorker  Banken  nahmen  Gelder  in  Höhe  von  100 — 200  Mill.  Doli, 
auf.  Als  die  Bank  von  England  im  Oktober  ihren  Diskontosatz  von 
3  auf  5^/ö  erhöhte,  wurden  die  auswärtigen  Operationen  der 
amerikanischen  Bankiers  arg  gestört,  und  ein  großer  Teil  amerika- 
nischer Effekten  spekulativer  Natur  strömte  von  London  zurück. 
Trotzdem  wurde  der  Geldmarkt  nicht  allzu  sehr  beeinflußt ; 
obschon  der  Zinssatz  für  tägliches  G^eld  Anfang  November  auf 
6V2O/0  stieg,  ist  er  über  diesen  Stand  nicht  hinausgegangen,  trotz 
der  Erwartung,  daß  die  außergewöhnlich  hohen  Herbstgeldsätze 
vergangener  Jahre  wieder  eintreten  würden. 

Die  letzten  Jahresberichte,  welche  die  7000  Nationalbanken 
der  Vereinigten  Staaten  dem  Bankdepartement  der  itegierung 
am  27.  November  erstatteten,  zeigten  die  folgenden  Aenderungen 
des   Status  im  Vergleich   mit  demselben   Tage   des  Jahres   1908 : 

Lombard-  und  Diskontdarlehn  Zunahme  $  308  419  000 

Metallbestand Abnahme  $     27  694  000 

Papiergeld „  $     12  204  000 

Gesamter  Barvorrat     ....  „  $     39  898  000 

Privatdepositen Zunahme  $400  158  000 

Notenumlauf „  $     69  074  000 

Die  Bewegung  an  der  Effektenbörse  stand  im  Zusammen- 
hang mit  der  Anspannung  der  Bankreserve.  Die  aufgeregte 
Spekulation  war  auf  verhältnismäßig  wenige  Effekten  beschränkt 
geblieben.  So  stiegen  die  Stammaktien  der  United  States  Steel 
Corporation  vom  Frühjahr  bis  zum  Herbst  um  53,  die  Aktien 
der  E/cading  Railroad  um  55  und  die  Aktien  der  Amalgamated 
Copper  um  31  Punkte.  Die  Herbstspekulation,  die  so  verheißungs- 
voll einsetzte,  beruhte,  wie  schon  erwähnt  worden  ist,  haupt- 
sächlich auf  der  Entwicklung  des  Stahl trusts.  Anfang  Herbst  erlitt 
diese  Spekulation  eine  heftige  Störung  durch  den  Tod  Harrimans, 
wodurch  die  Rekonstruktion  der  Union  Pacific  bedeutend  erschwert 
wurde.  Als  die  Bank  von  England  im  Oktober  eine  feindliche 
Stellung  gegen  die  Anleiheversuche  von  Wall  Street  einnahm, 
trat  wiederum  eine  Störung  ein;  und  Ende  November  bewirkte 
die  Verurteilung  des  Standard  Oil  Trusts  durch  das  Bundesgericht 
auf  Grund   des   Anti-Trustgesetzes   erhebliche   Liquidationen. 

Im  Anfang  des  Jahres  war  man  der  Ansicht,  daß  der  Markt 
infolge  der  Verhandlungen  über  den  Zolltarif  sich  Zurückhaltung 
auferlegen  würde,  und  daß  seine  volle  Tätigkeit  erst  einsetzen, 
könne,  nachdem  diese  Verhandlungen  zu  Ende  geführt  und  das 
Gesetz  in   Kraft   getreten   wäre.    Diese   Erwartungen   sind  nicht 
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eingetroffen.  Die  Kurssteig^erungen  an  der  Effektenbörse  waren 
am  lebhaftesten  bei  Beginn  der  Tarifdebatte,  und  die  Operationen 
erreichten  ihren  höchsten  Stand  im  August,  als  die  Bill  zur 
Ajinahme  gelangte.  Die  Tarifverhandlungen  zogen  sich  bei 
scharfen  Kämpfen  sehr  in  die  Länge  und  erweckten  im  Lande  das 
lebhafteste  Interesse.  Das  schließlich  angenonnnene  und  am  6.  Aug. 
in  Kraft  getretene  Zolltarifgesetz  enthält  zum  Teil  erhebliche 
Erhöhungen  der  Eingangszölle,  denen  nur  einzelne  Ermäßigungen 
der  Zölle  auf  Rohprodukte  und  Halbfabrikate  gegenüberstehen, 
die  das  Land  zur  Weiterverarbeitung  benötigt.  Der  Tarif  enthält 
zmiächsi:  eiaen  Mindesttarif;  der  Präsident  ist  nur  ermächtigt, 
ihn  denjenigen  Ländern  zu  gewähren,  welche  die  Einfuhr  aus 
den  Ver.  Staaten  weder  durch  Zollsätze  noch  durch  sonstige 
Bestimmungen  ungebührlich  differenzieren,  oder  solchen,  welche 
die  Ausfuhr  nach  den  Ver.  Staaten  weder  durch  iiusfuhrprämien 
befördern,  noch  durch  Ausfuhrzölle  oder  Ausfuhrverbote  in  un- 
gebührlicher Unterscheidung  hemmen.  Geschieht  dies  aber,  so 
soll  dem  betreffenden  Lande  gegenüber  der  Maximaltarif  an- 
ge^\^ndet  werden,  d.  h.  die  Zollsätze  werden  um  25  o/o  des  Waren- 
wertes erhöht.  Die  Verhandlungen  mit  den  einzelnen  Staaten 
müssen,  da  diese  Zollerhöhungen  vom  1.  April  1910  ab  eia treten 
sollen,  bald  ihren  Anfang  nehmen;  es  mrd  sich  also  in  Kürze 
zeigen,  ob  es  gelingt,  ein  freundschaftliches  handelspolitisches 
Verhältnis  mit  dem  Auslande  herbeizuführen,  oder  ob  die  Ver. 
Staaten  in  sehr  verhängnisvolle  Zollkriege  verwickelt  werden. 
Das  Verhalten  der  Bevölkerung  zeigt,  daß  der  größte  Teil  des 
Westens,  der  jetzt  eine  entscheidende  Bedeutung  für  die  Gesetz- 
gebung gewännt,  von  Grund  aus  jeder  weiteren  Zollerhöhung  ab- 
geneigt ist  und  im  Prinzip  die  weitere  Herabsetzung  begünstigt. 
Dieser  Teil  der  Bevölkerung  ist  mit  dem  neuen  Tarif gesetz  durch- 
aus  unzufrieden  und  wird  sicher  so  bald  wie  möglich  auf  eine 
neue  Revision  dringen.  Die  Steuer,  die  in  Verbindung  mit  dem 
Tarifgesetz  auf  den  Reingewinn  der  privaten  Korporationen  gelegt 
wurde,  hat  kaum  ernstliche  Beachtung  gefunden.  Es  scheint, 
als  ob  die  Absicht  damit  verbunden  war,  die  Bundeseinnahmen 
zu  erhöhen,  falls  die  neuen  Zollsätze  nicht  genügend  abwerfen 
sollten.  Augenblicklich  steht  die  wichtige  Frage  zuj  Ent- 
scheidung, ob  nicht  diese  Korporationssteuer  verfassungswidrig 
ist  und  aus  diesem  Grunde  wieder  beseitigt  werden  muß. 

Gegen  Ende  des  Jahres  fiel  die  Entscheidung  über  die  Aus-  Anti-Trust- 
legung  des  An ti  -  Trustgesetzes  von  1890  durch  das  Urteil  des  Entscheidung. 
Federal  Circuit  Court  gegen  die  Standard  Oil  Company.  Diese  Ent- 
scheidung, die  am  13.  Nov.  bekanntgegeben  wurde,  war  für 
Wall  Street  eine  vollkommene  Ueberraschung,  denn  der  zweite 
Prozeß,  den  die  Regierung  vor  Jahren  gegen  den  Petroleumtrust 
angestrengt  hatte,  und  der  nach  einem  andern  Gesetz  (dem  Anti- 
Rebate-Act)  entschieden  worden  war,  hatte  mit  einem  Mißerfolg 
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für  die  Regierung  geendet.  In  dem  ersten  Prozeß  war  der  Ge- 
sellschaft eine  Strafsumme  von  29  Mill.  Doli,  auferlegt  worden, 
die  aber  von  dem  höheren  Gerichtshof  zugunsten  der  Gesell- 
schaft wieder  aufgehoben  wurde.  Jetzt  wirkte  daher  die  Ent- 
scheidung des  13.  Nov.  wie  ein  Blitz,  und  war  wahrscheinlich 
mit  an  dem  starken  Rückgang  schuldig,  den  die  Börse  in  den 
letzten  Tagen  des  November  erlebte.  Allerdings  ist  die  Revision 
des  Urteils  bei  dem  höchsten  Bundesgericht  beantragt  worden, 
aber  man  ist  im  allgemeinen  der  Ansicht,  daß  der  Supreme  Court 
das  Urteil  des  Circuit  Court  aufrecht  erhalten  wird,  und  daß 
die  gegenwärtige  Form  oder  Organisation  der  Standard  Oil  Com- 
pany für  ungesetzlich  erklärt  werden  wird.  Die  Entscheidung 
rief  zuerst  Bestürzung  in  den  beteiligten  Kreisen  hervor.  Einige 
Interessenten  behaupten  sogar,  daß  diese  Entscheidung  die  Ge- 
schäftsführung jeder  gesellschaftlichen  Unternehmung,  ja  jede 
Teilhaberschaft  unmöglich  mache.  Wenn  man  aber  den  Wort- 
laut des  Urteils  aufmerksam  durchliest,  so  wird  man  finden,  daß 
es  weit  mehr  dem  jetzigen  Zustande  Rechnung  trägt,  als 
die  Interessenten  vermuten ;  denn  das  Gericht  gab  sich  die 
größte  Mühe  auseinanderzusetzen,  weshalb  die  Wirksamkeit 
des  Gesetzes  sich  nicht  auf  die  Fälle  einer  harmlosen  und 
lo^^alen  Konkurrenz  und  selbst  nicht  auf  die  eines  partiellen 
Monopols  erstrecke.  Die  Auslegung  des  Gesetzes,  die  in  der 
Entscheidung  des  Gerichts  enthalten  ist,  gibt  einen  Begriff 
von  den  Ansichten  des  Gerichtshofes.  Sie  lautet:  ,,Die  getreue 
Auslegung  des  Gesetzes  führt  zu  der  Erkenntnis,  daß  ungesetz- 
liche Mittel  zur  Errichtung  und  Erhaltung  eines  Monopols  im 
zwischenstaatlichen  und  internationalen  Handelsverkehr  als  Ver- 
gehen zu  betrachten  und  daher  strafbar  sind.  Dagegen  wendet 
sich  das  Gesetz  nicht  gegen  partielle  Monopole  im  zwischenstaat- 
lichen und  internationalen  Handelsverkehr,  sow^eit  er  auf  legi- 
timer Konkurrenz  beruht,  und  sie  können  daher  auch  durch 
die  Gerichte  nicht  verboten  werden."  Die  Wirkung,  welche 
diese  Entscheidung  trotz  dieser  Einschränkung  im  Laufe  der 
Zeit  ausüben  wird,  läßt  sich  kaum  voraussehen.  AValii- 
schein  lieh  wird  sie  davon  abhängen,  welche  Anschauung  von  dem 
Charakter,  den  Zwecken  und  der  Vergangenheit  derjenigen  Trusts 
sich  herausbildet,  die  sich  bisher  noch  keinem  Angriff  a.usgesetzt 
haben.  Der  Stahltrust  soll  allerdings  die  Regierung  davon  überzeugt 
haben,  daß  er  in  keiner  Weise  gegen  den  Geist  des  Gesetzes  ver- 
stoße. Welche  Bedeutung  das  Gesetz  aber  für  die  Kupferindustrie 
und  den  Zuckertrust  gewinnen  wird,  die  sich  nicht  bloß  eine 
Monopolisierung  zuschulden  kommen  ließen,  läßt  sich  schwer 
sagen.  Immerhin  deuten  andere  Fälle  darauf  hin,  daß  das  Gesetz 
mit  großer  Vorsicht  zur  Anwendung  gelangen  wird,  und  daß  keines- 
falls eine  Zerstörung  von  Vermögensbesitz  oder  eine  Unter- 
brechung   des    Handelsverkehrs    zu    befürchten    ist. 
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Die  vom  Kongreß  ernannte  Münzkommission,  unter  dem  zeutrainoten- 
Vorsitz  des  Senators  Aldrich,  ist  für  die  Errichtung  einer  Zentral- 
bank eingetreten.  Zweifellos  wird  dieses  Projekt  hie  und  da 
Beifall  finden,  aber  es  fragt  sich,  ob  es  im  gegenwärtigen  Augen- 
blick auf  die  Billigung  des  Landes  rechnen  kann.  Die  Provinz- 
banken sind  fast  einstimmig  dagegen,  und  ein  gewichtiger  Teil 
der  öffentlichen  Meinung  hat  sich  gegen  den  Plan  ausgesprochen, 
weil  man  fürchtete,  daß  eiae  derartige  Anstalt  sich  nicht  wie 
die  großen  Zentralbanken  Deutschlands,  Frankreichs  und  Einglands 
gegen  politische  oder  spekulative  Machenschaften  und  Beein- 
flussungen genügend  schützen  und  wehren  kann.  Es  ist 
mit  Wahrscheinlichkeit  zu  erwarten,  daß  man  mit  der  legis- 
lativen Behandlung  dieses  Projektes  nicht  vor  dem  Ende  des 
Jahres   1910  ernstlich   beginnen  wird. 

Die  südamerikanischen  Staaten,  mit  Ausnahme  von  Argen-  Südamerika. 
tinien  und  Uruguay,  standen  während  des  Berichtsjahres  noch 
stark  unter  der  Einwirkung  der  voraufgegangenen  Krisis,  und 
erst  am  Schlüsse  des  Jahres  machte  sich  eine  Besserung  bemerkbar. 
Der  Bedarf  in  Baumaterialien  und  Eisenbahnschienen  war  bedeu- 
tend; es  wurden  ca.  388  000  t  importiert,  an  denen  Deutschland  mit 
106  000  t  beteiligt  war.  Die  begonnenen  und  die  geplanten  neuen 
Eisenbahnlinien,  die  den  ganzen  südamerikanischen  Kontinent 
mit  den  Vereinigten  Staaten  von  N"ord-Amerika  verbinden  sollen, 
der  Ausbau  der  zahlreichen  HäfeUj  die  Flußre^ulierungen  und  vor 
allem  die  Kultivierung  gewaltiger,  noch  unbebauter  und  zum 
Teil  noch  unbekannter  Länderstreoken  eröffnen  für  die  Zukunft 
Aussichten  auf  einen  gewaltigen  Konsum  in  Bau-  und  Kon- 
struktions-Materialien verschiedenster  Art.  Der  Verbrauch  an 
fertigen  Fabrikaten  ist  in  den  einzelnen  Ländern  durch  die  Krisis 
erheblich  zurückgegangen,  und  die  Einfuhr  wird  außerdem  von 
Jahr  zu  Jahr  durch  die  dauernd  fortgesetzte  Steigerung  der 
Einfuhrzölle    erschwert. 

Der  Kaffeehandel  Brasiliens  wird  schon  das  vierte  Jahr  durch  Brasilien, 

das  Valorisationsgesetz  beunruhigt.  Die  dem  Staate  gehörigen 
ca.  7  "Mill.  Sack  Kaffee  sind  von  den  Gläubigern  käuflich  erworben, 
jedoch  unter  der  Bedingung,  daß  der  Bundesstaat  Säo  Paulo  den 
weiteren  Kaffee-Export  einschränkt.  Durch  Gresetz  wurden  für 
das  Jahr  1908/09  9  Mill.  Sack  und  für  1909/10  91/2  Mill.  Sack 
kontingentiert,  d.  h.  zu  dem  üblichen  Zollsatze  von  fünf  Frcs.  pro 
Sack  hinausgelassen,  während  alle  übrigen  Quantitäten  mit  einer 
weiteren  Exportbesteuerung  von  20  0/0  belegt  wurden,  die  nahezu 
prohibitiv  wirkte.  Die  Folge  davon  war,  daß,  als  das  Exportlimit 
für  1908/09  am  1.  März  erreicht  war,  bis  zum  1.  Juli  sich  in 
den  Hafenlägern  große  Vorräte  ansammelten  und  dann  bei  Be- 
ginn des  neuen  Geschäftsjahres  ein  Massenexport  stattfand,  weil 
jeder  seinen  Kaffee  ohne  die  20  0/0  Extrazoll  hinausschaffen 
wollte,    so    daß    in    kurzer    Zeit    die    konting'entierten    91/2    Mill. 
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Sack  für  1909/10  exportiert  waren.  In  den  Zwischenzeiten  trat 
dann  eine  vollständige  Stockung  des  Kaffee-Exports  ein  und 
Exporteure,  Spediteure,  Eisenbalinen  und  vor  allem  die  vielen 
Hafenarbeiter,  die  von  den  Kaffeeverladungen  leben,  blieben  ohne 
Beschäftigung.  Wenngleich  durch  diese  Maßnahmen  scheinbar 
eine  kleine  Preissteigerung  erzielt  worden  ist,  so  deckt  diese 
bei  weitem  nicht  die  hier  genannten  Schäden,  und  es  bleibt 
die  Frage  bestehen,  was  mit  dem  im  Lande  eingesperrten 
Kaffee  späterhin  geschehen  soll.  Der  brasilianische  Bundes- 
rat hat  die  Unmöglichkeit,  dieses  Gesetz  aufrecht  zu  erhalten, 
eingesehen,  kann  jedoch  ohne  Zustimmung  der  europäischen 
Gläubiger,  welche  den  Eegierungskaffee  erworben  haben, 
nichts  ändern.  —  Gummi  erzielte  im  Berichtsjahre  sehr  hohe 
Preise,  und  das  Geschäft  in  den  nördliehen  Staaten  Para  und 
Manaos  war  daher  erheblich  besser,  wenn  auch  hier  der  empfind- 
liche Ausfuhrzoll  von  22 — 24  o/o  den  Produzenten  stark  fühl- 
bar wird.  Nahezu  die  Hälfte  des  exportierten  Gummis  wurde 
von  deutschen  Pirmen  verschifft.  Der  Bundesstaat  Para  hatte 
gegen  Ende  1908  ein  Gesetz  erlassen,  wonach  einem  einheimischen 
Sjmdikat  von  Gummiexporteuren  der  Ausfuhrzoll  um.  etwa  4  o/o 
ermäßigt  wird.  Hierdurch  wurden  die  in  den  Ausfuhrhäfen 
ansässigen  ausländischen  Firmen  schwer  geschädigt.  —  Infolge 
des  anhaltenden  und  zu  reichlichen  Regens  haben  die  Tabak- 
Anpflanzungen  sehr  gelitten,  doch  erscheinen  zum  Schluß  des 
Berichtsjahres  die  Aussichten  besser,  obgleich  man  über  den  Er- 
trag der  kommenden  Ernte  noch  kein  Urteil  fällen  kann.  —  Zu 
den  hohen  Ausfuhrzöllen,  welche  die  Einzelstaaten  den  Produ- 
zenten auferlegen,  kommen  die  hohen  Einfuhrzölle,  welche  die 
importierten  Waren  empfindlich  verteuern  und  die  Aufnahme- 
fähigkeit herabmindern.  Wohl  werden  durch  diese  hohen  Zölle 
einzelne  Industrien  im  Lande  künstlich  großgezogen,  die  wohl 
einigen  tausend  Arbeitern  Lohn  und  einigen  wenigen  Reichtum 
verschaffen,  der  ^lehrzahl  der  Bevölkerung  aber  schwere 
Opfer  auferlegen.  Die  in  Aussicht  genommene  Herabsetzung 
der  Einfuhrzölle  ist  an  dem  Widerstände  der  wenigen,  aber 
einflußreichen  Industriellen  gescheitert.  Das  brasilianische 
Bundesgesetz  enthält  auch  für  das  Berichtsjahr,  wie  in  früheren 
Jahren,  eine  Bestimmung,  durch  die  der  Präsident  ermächtigt 
wird,  für  ausländische  Erzeugnisse  eine  Zollermäßigung  bis  zu 
20  o/o  zu  gewähren,  falls  diese  Vergünstigung  durch  Vorteile 
ausgeglichen  wird,  die  brasilianischen  Waren,  wie  z.  B.  dem 
Kaffee,  bei  der  Einfuhr  zugestanden  werden.  Von  dieser  Er- 
mächtigung hat  der  Präsident  Gebrauch  gemacht  und  für  eine 
Anzahl  von  Erzeugnissen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
eine  Ermäßigung  von  20  o/o  angeordnet,  weil  in  Nordamerika 
auch  nach  dem  neuen  Zolltarif  der  Kaffee  zollfrei  bleibt.  Deutsch- 
land hat  dagegen  im  Berichtsjahre  den  Zoll  auf  Kaffee  erhöht. 


VI.    Wirtschaftliche    Entwicklung    im    Auslande. 


393 


Die  GesaniteinfuJir  Brasiliens,  die  bereits  1908  um  ca.  20  Mill. 
Mark  zurückg^egangen  war,  dürfte  für  das  Beriditsjakr,  wenn- 
gleich Statistiken  noch  nicht  vorliegen,  einen  weiteren  Rück- 
gang  zu   verzeichnen  haben. 

Argentinien  ist  vermög'e  seiner  aktiven  Handelsbilanz  von 
der  Krisis  so  gut  wie  nicht  berührt  worden  und  hat  auch  für 
das  Berichtsjahr  eine  weitere  erhebliche  Zunahme  seines  Außen- 
handels zu  verzeichnen.  Wenngleich  in  den  ersten  9  Monaten 
des  Jahres  der  Weizenexport  ein  Minus  von  11  Mill.  Pesos 
Gold  gegen  den  allerdings  sehr  großen  Export  des  vorauf- 
gegangenen Jahres  zeigte,  so  ^vurde  dieses  Defizit  mehr 
als  reichlich  allein  durch  den  größeren  Maisexport  gedeckt, 
der  einen  Mehrausfuhrwert  von  17  Mill.  Pesos  Gold  auf- 
weist. Außerdem  zeigte  der  Export  in  Wolle  einen  Mehrwert 
von  12  Mill.,  Fleisch  von  4  Mill.  Pesos  Gold.  Auch  die  anderen 
Produkte  wiesen  eine  Steigerung  auf,  so  daß  für  das  Wirtschafts- 
jahr mit  einer  Zunahme  des  Ausfuhrwertes  um  ca.  42  Mill. 
Pesos  Gold  gerechnet  werden  kann.  Infolge  dieser  großen  Ausfuhr 
hat  die  Einfuhr  von  Gold  eine  bedeutende  Höhe  erreicht.  Sie  be- 
trug vom  l.Sept.  1908  bis  zum  28.  Mai  1909  IIV2  Mill.  Pfd.  Sterl. 
Die  Wareneinfuhr  zeigte  in  der  ersten  Hälfte  des  Berichtsjahres 
eine  Steigerung  von  10  Mill.  Pesos  Gold  gegen  das  voraufgegangene 
Jahr ;.  dementsprechend  haben  sich  die  Zolleinnahmen  vermehrt. 
Am  Wachsen  des  Imports  waren  außer  Eisenbahnmaterial  ganz 
besonders  Textilwaren  beteiligt,  und  zwar  nicht  nur  geringe  Baum- 
wollwaren, sondern  feine  Woll-  und  Seidenstoffe,  wie  auch  andere 
Artikel  für  den  Luxuskonsum.  —  Die  Staatskasse  ver\vendet  große 
Summen  zur  weiteren  Erschließung  des  Landes.  Außer  fünf  neuen 
Eisenbahnlinien  soll  ein  umfassendes  System  künstlicher  Be- 
wässerung angelegt  werden,  wodurch  weite  Ländereien,  die 
infolge  Wassermangels  brach  liegen,  der  Bebauung  zugeführt 
werden.  Im  Jahre  1910  wird  gelegentlich  der  Zentenarfeier  eine 
Ausstellung  in  Buenos  Aires  veranstaltet,  die  einen  großen 
Fremden  Zufluß  zur  Folge  haben  wird  und  für  die  weitere 
Entwicklung  von  Stadt  und  Land  nicht  ohne  Einfluß  bleiben 
dürfte. 

Das  Argentinien  benachbarte  kleine  Uruguay  zeigte  bereits 
im  Jahre  1908  einen  Fortschritt  in  seinem  Außenhandel  und 
eine  hervorragend  günstige  wirtschaftliche  Entwicklung.  Stetig 
und  schnell  bessern  sich  die  Finanzen  des  Landes,  und  auch 
im  Berichtsjahre  konnte  man  infolge  der  steigenden  Preise  von 
Wolle  und  I^leisch  eine  weitere  Besserung  bemerken.  Für 
Deutschland  ist  Uruguay  ein  guter  Abnehmer  für  Zucker,  ebenso 
für  landwirtschaftliche  Geräte  und  Maschinen,  während  Deutsch- 
land wieder  einen  großen  Teil  der  AVoile  von  dort  bezieht, 
dagegen  von  dem  Handel  in  gefrorenem  Fleisch  durch  seine  Gesetz- 
gebung ausgeschlossen  ist.     Geplant  sind  von  der  Regierung  ein 
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großartiger  Hafenausbau,  ferner  der  Bau  einer  500  km  langen 
Bahn,  welche  das  ganze  Land  durchschneiden  und  bis  zur  bra- 
silianischen Grenze  geführt  werden  soll.  Die  Konzession  ist  einer 
G«.9ellschaft  in  New  York  erteilt  worden.  Durch  diese  neue 
Bahn  wird  eine  direkte  Bahnverbindung  mit  Rio  de  Janeiro  herbei- 
geführt, die  wiederum  einen  Teil  der  geplanten  amerikanischen 
Trans-Kontinental-Eisenbahn  bilden  wird. 

Paraguay.  Paraguay   ist  durch   seine   häufigen   Eevolutionen   in   seiner 

wirtschaftlichen   Entwicklung   zurückgeblieben ;    die    Valuta   des 
Geldes  ist  tief  gesunken.     Die  Einfuhr  ist  zurückgegangen ;    die 
Zustände   sind  unsicher. 
Chile.  Chile  hat  sich  von  den  Nachwirkungen  der  schweren  Krisis 

1907  auch  jetzt  noch  nicht  erholen  können.  Nach  dem  Zusammen- 
bruch des  Salpetersyndikats  sind  die  Preise  für  diesen  Artikel 
erheblich  gesunken.  Da  aber  anzunehmen  ist,  daß  infolge  der 
niedrigen  Preise  der  Konsum  steigen  wird,  wird  die  ehileuische 
Regierung  durch  die  erhöhte  Ausfuhr  Mehreinnahmen  aus  dem 
Ausfuhrzoll  auf  Salpeter  zu  erwarten  haben.  Auch  die  Kupfer- 
preise waren  niedrig  infolge  der  gegenüber  dem  Weltverbrauch 
zu  großen  Kupferproduktion.  Der  Wechselkurs  des  Landes,  der 
im  vergangenen  Jahre  von  71/2  Pence  bis  auf  12  Pence  pro  peso 
stieg,  sank  im  Berichtsjahre  wiederum  auf  10  Pence  herab  und  er- 
holte sich  zum  Schluß  bis  auf  11  Pence.  Die  importierten  Waren 
werden  durch  diese  niedrige  Valuta  teuer;  die  Aufnahmefähigkeit 
läßt  nach,  so  daß  der  Import  einen  wesentlichen  Rückgang  zu 
verzeichnen  hatte.  Die  Einnahmen  des  Landes  haben  sich  ent- 
sprechend verringert,  und  die  Regierung  sucht  durch  Ersparnisse 
der  Gefahr  eines  Defizits  entgegenzutreten.  Unter  anderem  wird 
vorläufig  von  einer  staatlichen  Forderung  der  Einwanderung  ab- 
gesehen und  die  Konvertierung  des  Papiergeldes  bis  zum  1.  Jan. 
1915  verschoben.  Trotzdem  sind  Insolvenzen  von  größerer  Be- 
deutung  nicht  zu  verzeichnen. 

Peru.  Peru  hatte   sehr   kritische   Zeiten   durchgemacht,   von   denen 

die  Nachwirkungen  auch  w^ährend  des  ganzen  Berichtsjahres 
noch  zu  spüren  sind.  Die  Preise  der  meisten  Erzeugnisse  waren 
gesunken.  Da  in  der  zweiten  Hälfte  des  Berichtsjahres  wesent- 
liche Preissteigerungen  von  Wolle  zu  verzeichnen  waren,  so  sind 
Aussichten  auf  BesseruTig  vorhanden,  sobald  erst  die  großen 
Vorräte  fremder  Waren,  die  in  den  Jahren  1906  und  1907  über- 
mäßig   importiert   wurden,    verbraucht   sein    werden. 

Bolivien.  Aucli   in    Bolivien    liegen    die   Verhältnisse    noch    sehr    un- 

günstig. Schon  durch  die  geographische  Lage,  durch  die  es 
bei  seiner  Ein-  und  Ausfuhr  auf  die  chilenischen  Häfen  angewiesen 
ist,  hat  dieses  Land  dauernd  bei  seinem  Import  und  Export  mit 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  Die  Produkte  der  Minenindustrie 
erzielten    niedrige    Preise,    und    die    allzu    großen    Warenvorräte 
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aus  den  Jahren  1906  und  1907  drücken  auf  den  Markt.  Die 
in  letzter  Zeit  gezahlten  besseren  Preise  für  Zinn  und  Kupfer 
berechtigen    das    Land    zu    Hoffnungen    auf    baldige    Besserung. 

Der  Berliner  Exporthandel  und  die  Exportindustrie  konnten      vethäitnis  Süd- 
erst  zum  Schlüsse  des  Berichtsjahres  eine  Besserung  feststellen.  Berlin. 

Es  trafen  die  südamerikanischen  Einkäufer  bedeutend  zahlreicher 
als  im  vorangegangenen  Jahre  ein,  doch  fehlt  noch  viel,  um 
die  Exportziffern   der   Jahre   vor  der   Krisis   zu  erreichen. 
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Innere  Angelegenheiten  der  Korporation. 


Die  Korporation  der  Kaufmannschaft  von  Berlin  zählte  Ende 

1905  3983  Mitglieder  in   2695   Firmen 

1906  4362  „  „  3002 

1907  4993  „  „    3551 

1908  4969  „  „    3552 

1909  5001  „  „    3526 

hat  also  im  Jahre  1909  einen  Zuwachs  von  32  Mitgliedern  er- 
fahren. Es  traten  der  Korporation  294  neue  Mitglieder  bei, 
262  schieden  aus,  darunter  116  infolge  Todes;  in  146  Fällen  er- 
folgte der  Austritt  aus  einem  der  anderen  Gründe,  aus  denen 
nach  §  12  der  Verfassung  der  Korporation  die  Mitgliedschaft 
erlischt. 

Ueber  die  einzelnen  Gegenstände,  mit  denen  wir  uns  im 
Berichtsjahre  befaßt  haben,  wird  in  den  folgenden  Abschnitten 
berichtet.  Unsere  Arbeiten,  die  sich  auf  die  wichtigsten  Teile 
des  Wii^tschaftslebens  bezogen,  sind  wesentlich  gefördert  worden 
durch  die  treue  und  wertvolle  Hilfe,  die  uns  von  den  beiden 
Korporationsausschüssen  und  den  Fachdeputationen,  sowie  von 
sonstigen  Sachverständigen  zuteil  geworden  ist.  —  Als  äußere 
Merkmale  für  den  Umfang  unserer  Tätigkeit  im  Berichtsjahre 
mögen  die  folgenden  Zahlen  dienen: 

Das  Aeltesten-Kollegium  hielt  im  Jahre  1909  44  Plenar- 
sitzungen, gegenüber  48  im  Vorjahre,  ab.  Ferner  fanden  insgesamt 
206  (gegenüber  173  i.  J.  1908)  Sitzungen  der  Kommissionen  des 
Kollegiums,  der  Fachdeputationen  und  der  beiden  Korporations- 
ausschüsse statt. 

Der  Börsenvorstand  trat  136  mal,  die  Zulassungsstelle  für 
Wertpapiere  82  mal,  die  Disziplinar-Kommission  des  Börsenvor- 
standes 33  mal  zusammen  (1908 :    122  —  88  —  31). 

Unser  Kollegium  bestand  zu  Beginn  des  Jahres  1909  aus 
den  im  Bericht  für  1908  an  dieser  Stelle  aufgeführten  Mitgliedern. 
Ende  1909  hatten  wiegen  Ablaufs  der  Mandate  aus  dem  Aeltesten- 
Kolleg-ium  auszuscheiden  die  neun  Herren:  Boehme,  Foerster, 
Prenkel,  Lazarus,  Mann,  Praedikow,  Protzen,  Schlesinger,  Weill. 
Die  Neuwahlen  fanden  am  10.,  11.  und  13.  Dezember  unter  Be- 
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teiligung  von  1883  =  38  o/o  der  Wahlberechtigten  statt ;  es 
wurden  die  vorgenannten  neun  Herren  auf  drei  Jahre  wieder- 
gewählt. 

Unser  Kollegium  setzt  sich  demnach  im  Jahre  1910  unver- 
ändert wie  folgt  zusammen: 

1.  Kaempf,  Johannes,  Präsident  (früher  Direktor  der  Bank 
für  Handel  und  Industrie). 

2.  Dr.  Weigert,  Max,  1.  Vizepräsident  (früher  in  Firma 
Weigert  &  Co.,  Plüsch-  und  Wollwarenfabrik). 

3.  Helfft,  Edmund,  2.  Vizepräsident  (in  Firma  N.  Ilelfft 
&  C,  Bankgeschäft  und  Handel  in  Spiritus). 

4.  Dr.  Antrick,  Otto  (Direktor  der  chemischen  Fabrik  auf 
Aktien  vorm.  E.  Schering). 

5.  Bleise,  Max  (Direktor  des  Berliner  Spediteur -Vereins,. 
Akt.-Ges.). 

6.  Boehme,  Paul  (in  Firma  Eaehmel  &  Boellert,  Bankge- 
schäft). 

7.  Borchardt,  Siegmund  (in  Firma  Wilhelm  Woellmers  Schrift- 
gießerei, Otto  &  Krause  und  Maaß  &  Röhmann,  Schriftgie  Bereif 
Gravier  ans  talt,  Papiergroßhandlung). 

8.  Foerster,  Emil  (in  Firma  Foerster  &  Runge,  Eisenwaren- 
geschäft). 

9.  Frank,  Georg  (in  Firma  David  &  Co.,  Wollwarenfabrik). 

10.  Frenkel,  Hermann  (in  Firma  Jacquier  &  Securius,  Bank- 
geschäft). 

11.  Jacoby,  Hermann  (früher  in  Firma  Hermann  Jacoby,. 
Getreidehandel). 

12.  Kantorowicz,  Wilhelm  (Direktor  der  Ostdeutschen  Sprit- 
fabrik, G.  m.  b.  H.). 

13.  Landsberg,  Robert  (früher  in  Firma  S.  L.  Landsberger,. 
Bankgeschäft). 

14.  Lazarus,  Moritz  (Direktor  der  Berliaer  Dampfmühlen- 
Aktien-Gesellschaft.) 

15.  Luther,  Otto  (in  Firma  Otto  Luther,  Nutzholzhandlung). 

16.  Maas,  Heinrich  (iu  Firma  Adolph  Maas  &  Co.,  Wollen- 
garn  und   Tapisserie). 

17.  Mann,  Louis  (früher  in  Firma  Edmund  Müller  &  Mann,^ 
Farben-  und  Oelfabrik). 

18.  Netter,  Carl  Leopold  (in  Firma  Wolf  Netter  Sc  Jacobi^ 
Blechwalzwerke,  Eisenkonstruktionswerkstätte,  Verzinkerei  usw.). 

19.  Pincus,  Siegmund  (in  Firma  Siegmund  Pincus,  Getreide- 
und  Bankgeschäft). 

20.  Praedikow,  Hugo  (Direktor  des  Internationalen  Lloyd, 
Versicherungs  -  Aktiengesellschaft,  und  des  Deutschen  Lloyds 
Transportversicherungs-Gesellschaft). 

21.  Protzen,  Eugen  (in  Firma  M.  Protzen  &  Sohn,  Teppieh- 
fabrik). 
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22.  Richter;  Hermann  (in  Firma  Hermann  Richter,  Bank- 
geschäft). 

23.  Richter,   Max   (in   Firma  Emil   Ebeling,    Bankgeschäft). 

24.  Schlesinger,  "Willy  (in  Firma  Herrmann  Schlesinger  &  Oo., 
Häute,  Felle,  Leder). 

25.  Schwaß,  Albert  (früher  in  Firma  Albert  Schwaß  &  Co., 
Bankgeschäft). 

26.  Steinthal,  Leopold  (Direktor  des  Berliner  Makler  Vereins, 
Inhaber    der    Firma   Alexander   Löwenherz    Nachf.). 

27.  Weill,  Siegmund  (früher  persönlich  haftender  Gesell- 
schafter der  Deutschen  Genossenschaftsbank  von  Soergel,  Parrisius 
&  Co.). 

Mitglieder  der  Finanzkommission  waren  im  Jahre  1909  die 
im  vorjährigen  Berichte  erw,ähnten  Herren.  Ende  1909  hatten 
aus  ihr  turnusmäßig  auszuscheiden  die  Herren  Otto  Burchardt, 
Julius  Jaooby  und  Paul  Langer;  ferner  hatte  Herr  Albert 
Stäckel  sein  Amt  als  Mitglied  der  Finanzkommission  nieder- 
gelegt. Die  Wahlen  erfolgten  unter  Beteiligung  von  1897  = 
38  o/o  der  Wahlberechtigten.  Die  Herren  Burchardt,  Jaooby  und 
Langer  wurden  für  die  Jahre  1910,  1911  und  1912  wieder- 
gewählt, und  an  Stelle  von  Herrn  Stäckel  wurde  für  den  Rest 
seiner  Wahlperiode,  d.  h.  für  die  Jahre  1910  und  1911,  Herr* 
Albert  Heilmann   gewählt. 

Die  Finanzkommission  besteht  daher  im  Jahre  1910  aus 
folgenden  Herren: 

1.  Kochhann,  Albert,  Vorsitzender  (in  Firma  G^br.  Koch- 
hann,   Getreidehandel). 

2.  Moser,  Adolf,  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  (in  Firma 
Georg   Fromberg   &   Co.,   Bankgeschäft). 

3.  Burchardt,  Otto  (in  Firma  Burchardt  &  Brock,  Bank- 
und  Wechselgeschäft). 

4.  Engel,   Eduard   (in   Firma   Joseph   Stern,   Bankgeschäft). 

5.  Heilmann,  '  Albert  (in  Firma  Müller  &  Heilmann,  Ge- 
treideh  andel). 

6.  Jaooby,  Julius  (in  Firma  Julius  und  Adolph  Jacoby, 
Baumwoll  Warengeschäft). 

7.  Langer,  Paul  (in  Firma  Langer  &  Falkenheim,  Bank- 
geschäft). ' 

8.  Salinger,  Max  (in  Firma  Gust.  Salinger,  Getreidehandel). 

9.  Wittekind,  Anton  (Direktor  der  Mitteldeutschen  Kredit- 
bank). 

Die  Uebersicht  über  den  Haushalt  der  Korporation  wird 
nach  Abschluß  der  Rechnungen  in  der  von  uns  herausgegebenen 
„Correspondenz"    veröffentlicht   werden. 

Aus  unserem  Volkswirtschaftlichen  Sekretariat  schied  am 
1.  Okt.  des  Berichtsjahres  unser  Volkswirtschaftlicher  Beirat, 
Herr   Prof.    Dr.    Jastrow,    aus,    um    sich    ausschließlich    seinen 

Berl.  Jahrb.  f.   Handel  u.   Ind.   1909.     I.  26 
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Arbeiten  als  Professor  an  unserer  Handelshochschule  zu  widmen. 
Der  Genannte  hat  vom  1.  Juni  1903  ab  unserem  Volkswirte 
schaftlichen  Sekretarijat  angiehört  und  durch  sein  reiches  volks- 
wirtschaftliches Wissen  und  mannigfache  Anregungen  unsere 
Arbeiten  erfolgreich  unterstützt. 
Stiftungen  und  Den   müdeu  Stiftungen   der  Korporation  sind  im  Berichts- 

•  Stützungen.  jahrc  wicderum  erhebliche  Zuwendungen  von  Freunden  der  Kor- 
poration bzw.  aus  deren  Nachlässen  zugeflossen,  und  zwar  von 
der  Firma  Grebr.  Heymann  3000  Mk.  für  die  Conrad-Stiftung, 
von  Frau  Anna  Mosler  aus  dem  Nachlasse  ihres  verstorbenen 
Ehegatten  30  000  Mk.  als  einen  der  Conrad-Stiftung  anzugliedern- 
den Gustav  Mosler-Stiftungsfonds,  von  Herrn  Kommerzienrat 
Siegmund  Pincus  10  000  Mk.  als  Siegmund  Pincus-Stiftungsfonds, 
der  der  Friedrich-Wilhelm- Viktoria-Stiftung  angegliedert  werden 
soll;  ferner  für  das  Asylhaus  der  Fr iedrich-WiUielm- Viktoria- 
Stiftung  von  Frau  Alwine  Schulz-Engelhardt  10  000  Mk.  in 
4 o/o  igen  Wertpapieren.  Außerdem  sind  uns  am  30.  Jan.  1909 
von  einem  ungenannten  Freunde  der  Korporation  für  die  Zwecke 
der  Handelshochschule  100  000  Mk.  in  4  o/o  igen  Wertpapieren  als  ein 
Spezialfonds  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  übergeben  worden. 
Wir  sprechen  den  hochherzigen  Stiftern  auch  an  dieser  Stelle 
unseren  herzlichen  Dank   aus. 

Die  „Kommission  für  das  Unterstützungswesen"  der  Kor- 
poration setzte  ihre  Arbeit  in  bisheriger  Weise  fort.  Die  unten 
folgenden  Tabellen  geben  einen  Ueberblick  über  den  Umfang  ihrer 
Tätigkeit.  Die  Beziehungen  zu  der  Stiftungs-Deputation  des 
Magistrats,  der  Zentrale  für  Private  Fürsorge  E.  V.,  dem  Verein 
gegen  Verarmung,  der  Zentralstelle  für  Wohltätigkeitsanstalten 
der  jüdischen  Gemeinde  wurden  aufrecht  erhalten. 

Im  folgenden  geben  wir  eine  Uebersicht  über  die  Stiftungs- 
fonds, die  im  Berichtsjahre  von  uns  verwaltet  wurden;  aus  den 
Einkünften  der  meisten  Fonds  kamen  Unterstützungen  zur  Ver- 
teilung, 

1.  Alexander  Mendelssohn  -  Stiftungs  -  Fonds.  (7  Stipendien  für 
Witwen  ä  200  Mk.,  davon  2  Stipendien  nur  an  Witwen  ehemaliger 
Mitglieder  der  Korporation,  5  Stipendien  aber  auch  an  solche  Witwen, 
deren  Ehemänner  ins  Handelsregister  eingetragen  waren.)  Vermögen: 
56  500   Mk. 

2.  Job.  Heinr.  Scheel-Stiftnngs-Fonds  (ehemalige  Mitglieder  der 
Korporation ;  aber  nicht  alljährlich  dieselben).    Vermögen :   16  400  Mk. 

3.  Bercht  &  Fricke-Stiftnngs-Fonrls  (die  Zinsen  müssen  im  Monat 
Juli  jeden  Jahres  an  zwei  hier  etabliert  gewesene  Kaufleute  verteilt 
werden),     Vermögen:    3150   Mk. 

4.  Walther  Bauendahl-Stiftungs-Fonds  (für  Handlungsgehilfen). 
Vermögen :    57  300  Mk. 

4a.  Gustav  Müller-Zweig-Stiftungs-Fonds  Cfür  Witwen  und  Kinder 
von  Handlungsgehilfen).    Vermögen:  5000  Mk. 

4b.  von  Mendelssohn-Zweig-Stiftungs-Fonds  (für  Witwen  und 
Töchter  von  Handlungsgehilfen,  sowie  für  weibliche  Handlungsge- 
hilfinnen).    Vermögen:    10  000   Mk. 

5.  Hermann  Gerson-Stiftungs-Fonds  (28.  Febr.  jeden  Jahres).' 
4  Stipendien  für  Kaufleute  und  Handlungsgehilfen  der  Textilbranche ; 
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für  2  haben  solche  Personen  einen  Vorzug,  welche  in  dem  Hause 
Hermann  Gerson  tätig  waren,  und  kann  auch  für  diese  deren  Witwen 
gewährt    werden.      Vermögen :    26  000    Mk, 

6.  Junge-Stiftungs-Ponds.  Ansammlung  der  Zinsen  zur  Gründung 
eines  Hospitals  für  verarmte  Kaufmanns-Witwen  und  -Töchter  (gegr. 
1870).     Vermögen:   26  400   Mk. 

7.  Emil  Eubens-Stiftuiigs-Fonds  (füi-  Witwen  und  Waisen  ver- 
eideter Wechsel-.  Fonds-  und  Geld-Makler  resp.  füi*  Fonds-Makler 
selbst).      Vermögen:    25  000    Mk. 

8.  Schwabach-Fondsbörsen-Stiftungs-Fonds.  Benefizien  an  ein 
Mitglied  der  Fondsbörse  oder  deren  Witwe  (gegr.  1888).  Vermögen: 
30  500    Mk. 

9.  Felix-Meyer-Stiftungs-Fonds.  Benefizien  an  ein  Korporations- 
mitglied der  Fondsbörse  oder  dessen  Witwe  (gegr.  1888).  Vermögen: 
25  500    Mk. 

10.  Julius  Bleichröder-Fonds  (für  Mitglieder  der  Fondsbörse). 
Vermögen:    5000  Mk. 

11.  Robert  Warschauer-Fonds;  a)  für  Korporierte  und  Nicht- 
korporierte  sowie  für  deren  Angehörige;  b)  Handlungsgehilfen  und 
deren    Hinterbliebene.     Vermögen :    40  000   Mk. 

IIa.  Josef  Pinkus-Fonds ;  für  Korporierte  und  Nichtkorporierte. 
Vermögen:    30  000   Mk. 

12.  Courad-Stiftung.  Hauptfonds  (für  selbständige  Kaufleute  und 
vereidete  Makler,  sowie  für  Witwen  und  Kinder  derselben).  Vermögen: 
200  500    Mk. 

12a.  Julius  Cunow-Fonds  (korporierte  und  nichtkorporierte  Mit- 
glieder   der    Produktenbörse).     Vermögen:    10  000    Mk. 

12b.  Karl  Friedrich  Wilke-Fonds  (19.  März  und  6.  Nov.  an  hilfs^ 
bedürftige    Kaufleute).     Vermögen:    1900    Mk. 

12c.  Louis  Liepmann-Zweigstiftung  der  Conrad-Stiftung.  Ver- 
mögen:    10  000    Mk. 

12d.  Franz  Griebel-Fonds  (Zweigfonds  der  Conrad-Stiftung).  Ver- 
mögen:  1500  Mk. 

12e.  Meyer  Cohn-Fonds  (Zweigfonds  der  Conrad-Stiftung;  am 
1.  Sept.  jeden  Jahres  an  Mitglieder  der  Fondsbörse).  Vermögen: 
10  000    Mk. 

12f.  Hermann  und  Dora  Nathansohn-Fonds  der  Conrad-Stiftung. 
Vermögen:  10  000  Mk.  Die  Zinsen  sind  alljährlich  am  6.  Nov.  an 
hilfsbedürftige    Mitglieder   der   Fondsbörse   zu   verteilen. 

12g.  Paul  Steinfeld-Fonds  der  Conrad-Stiftung.  Vermögen:  10  000 
Mark.  Zweck:  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Mitglieder  der  Fonds- 
börse. 

12h.  Verschiedene  Beiträge  -  Fonds  der  Conrad  -  Stiftung.  Ver- 
mögen:   4000    Mk.     Verwendung    wie    Hauptfonds. 

13.  Wilhelm  Augusta-Stiftung.  Erziehungsgelder  (für  Kinder  von 
selbständigen  Kaufleuten  und  von  Handlungsgehilfen,  die  ihres  Er- 
nährers  beraubt  sind)    pro   Kind   300   Mk.     Vermögen:    113  200   Mk. 

14.  Sigismund  Born-Stiftung.  Unterstützung  hilfsbedürftiger,  in 
Berlin  oder  in  den  Vororten  Berlins  oder  Charlottenburg  wohnhafter 
oder  wohnhaft  gewesener  korporierter  und  nichtkorporierter  Kaufleute 
sowie   deren   Hinterbliebener.     Vermögen:    125  000   Mk. 

15.  Gustav  Güterbocksche  Stiftung.  Ansammlung  der  Zinsen,  bis 
das  Kapital  eine  jährliche  Rente  von  3000  Mk.  abwirft,  demnächst 
Gewährung  von  Stipendien  an  junge  deutsche  Kaufleute  und  In- 
dustrielle, welche  sich  in  deutschen  Kolonien  niederlassen  wollen. 
Vermögen:     62  500    Mk. 

16.  Jacob  Plaut-Stiftung.  für  korporierte  und  nichtkorporierte 
Kaufleute,  sowie  deren  Hinterbliebene  (gegr.  1901).  Vermögen: 
50  000    Mk. 

17.  Steinthal  -  Fonds,  an  Korporierte  bezw.  deren  Angehörige 
(gegr.    1893).     Vermögen:    1000    Mk.  ^ 

18.  Friedrich  Wilhelm  Viktoria-Stiftung  (gegr.  1859).  Vermögen: 
einschl.  des  Wertes  des  Asylhauses :  1  031  980  Mk.  (Besteht  aus  dem 
Vereinigten     Unterstützungs-     und     Asyl-Fonds,      den     Albert     Hahn-, 
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Wilhelm  Herz-,  Gerson  v.  Bleichröder-,  Moritz  Simoa-,  Robert  Wax- 
schauer  &  Co.-,  Cajl  Schwartz-,  Hohenzollem  -  Jubiläums-,  Gebrüder 
Simon-Jubiläums-,  Mathilde  Weigert-  und  Alwine  Schulz-Engelhaidt- 
Stiftungsfonds.)  Unterstützungen  an  Mitglieder  der  Korporation,  deren 
Witwen  und  Töchter  und  Gewährung  von  Wohnung  und  Verpflegung 
in  dem  Asylhause  in  Treptow;  in  beschränktem  MaiSe  können  auch 
(andere  Kaufleute  und  Handlungsgehilfen,  sowie  deren  Angehörige  in 
demselben  Aufnahme  finden. 

18a.  Wilhelm  Augusta  Viktoria-Stiftung.  Vermögen :  67  950  Mk.  I>ie- 
Zinsen  dienen  zur  Bestreitung  des  Lebensunterhaltes  der  in  das  Asyl- 
haus aufgenommenen  ehemaligen  Korporationsmitglieder  und  deren 
Angehörigen. 

18b.  Wiener-Hagen-Fonds  der  Friedrich  Wilhelm  Viktoria-Stif- 
tung  (hilfsbedürftige  korporierte  Mitglieder).     Vermögen:    10  000  Mk. 

18c.  Adolf  Moser-Fonds  der  Friedrich  Wilhelm  Viktoria-Stiftung 
(für  Besucher  der  Berliner  Bör&e  und  deren  Hinterbliebene).  Ver- 
mögen:    10  000   Mk. 

18d.  Louis  Köhne  Stiftungs-Fonds  (Zweigfonds  der  Friedrich 
Wilhelm  Viktoria- Stiftung).  Vermögen:  5000  Mk.  Gewährt  Unter- 
stützungcen  an  korporierte  und  nichtkorporierte  Kaufleute  und  deren. 
Angehörige. 

18e.  Siegmund  Pincus-Stiftungs-Fonds  der  Friedrich  Wilhelm- 
Viktoria-Stiftung,  Vermögen:  10  000  Mk.  Zweck:  Unterstützung  hilfs- 
bedürftiger  Kaufleute   und   ihrer   Angehörigen. 

19.  Johann  Ludwig  Rex-Stiftung.  Unterstützung  hilfsbedürftiger 
Waisen  Berliner  Kaufleute.  Bevorzugt  werden  Waisen  von  solchen 
Angestellten  einer  der  Firmen  Rex,  welche  mindestens  5  Jahre  dort 
tätig    waren.      Vermögen:    75  000    Mk. 

Ferner  sind  aus  den  durch  den  Etat  zur  Verfügung  ge- 
stellten Mitteln  sowie  aus  Beiträgen  der  Korporationsmitglieder 
Unterstützungen  gewährt  worden,  und  zwar: 

a)  3600  Mk.  für  Freischulgelder;  bevorzugt  wurden  Gesuche  von 
Korporationsmitgliedem   bezw.    deren    Hinterbliebenen; 

b)  1508,85  Mk.  für  Brennmaterial  an  bedürftige  Kaufleute  bezw. 
deren  Familien;  es  kamen  in  der  Kegel  2500  Briketts  und  V2  Rmtr. 
Holz    pro    Familie    zur    Verteilung; 

c)  für  laufende  und  einmalige  Unterstützungen  laut  nachfolgender 
Tabelle : 

Tab.  145. 


1         1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

Betrag  der  laufend.  Unterstützung. 

an  Korporierte,  bezw.  an  deren 

Hinterbliebenen     ....    Mk. 

44745 

46705 

47302 

48282 

48312 

Desgl.  einmalige  Unterstützungen 

. 

an  Korporierte,  bezw.  an  deren 

Hinterbliebenen     ....     Mk. 

3017 

4770 

5865 

5095 

3265 

Desgl.  einmalige  Unterstützungen 

an  Nicht-Korporierte    .     .     Mk. 

1         14041 

17304 

16597 

15403 

1485» 

lieber  die  Anzahl  der  Gnesuche  um  Unterstützung  und  der  Ab- 
lehnungen  unterrichtet    folgende   Statistik: 


Tab.  146. 


1905 


1906 


1907 


1908 


1909 


Zahl  der  Gesuche  .     . 
Zahl  der  Ablehnungen 


2923 
340 


3316 

387 


3837 
418 


3972 
571 


4150 

577 


Der  Mindestbetrag  für  eine  laufende  Unterstützung  (exkL 
Erziehungsgeld,     Schulgeld,     Brennmaterial)     betrug    im    Jahre 
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1909  120  Mk.,  der  Höchstbetrag  60O  Mk.,  der  Mindestbetrag  für 
■einmalige  Unterstützungen  20  Mk.,  der  Höchstbetrag  1220  Mk. 
Ueber  die  Friedrich- Wilhelm- Viktoria-Stiftung  der  Kauf- 
mannschaft von  Berlin  mögen  noch  folgende  Mitteilungen  hier 
Platz  finden.  Die  Stiftung  wurde  im  Jahre  1859  zum  i^ndenken 
>an  die  am  25.  Jan.  1858  vollzogene  Vermählung  des  Prinzen 
Friedrich  Wilhelm  von  Preußen  mit  der  Prinzessin  Victoria  von 
"Großbritannien  und  Irland  durch  freiwillige  Beiträge  der  Mit- 
glieder der  Korporation  von  Berlin  gegründet.  Ihr  Zweck  ist: 
a,)  die  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Kaufleute  und  hilfsbe- 
dürftiger Kaufmannswitwen  und  erwerbsunfähiger  Kaufmanns- 
töchter, b)  die  Gründung  eines  Asyls  für  hilfsbedürftige  Kauf- 
leute  und  deren   Ehefrauen. 

Berücksichtigung  finden  Mitglieder  der  Korporation  und 
vereidigte  Makler,  sowie  Angehörige  von  solchen;  durch  Nach- 
tragsstatut vom  24.  Jan.  1889  können  auch  Nichtkorporierte  in 
■das  Asylhaus  aufgenommen  werden,  wenn  die  Itäume  desselben 
nicht  durch  Korporationsmitglieder  vollständig  in  Anspruch  ge- 
nommen  sind. 

Ende  des  Jahres  1908  befanden  sich  im  Asylhause  37  In- 
sassen, davon  19  Mitglieder  der  Korporation  oder  deren  Angehörige 
{1  Ehepaar,  3  Männer,  8  Witwen,  6  Fräulein)  und  18  Nichtmit- 
^lieder  (2  Ehepaare,  1  Mann,  10  Witwen,  3  Fräulein).  Jeder  Pen- 
sionär erhielt  freie  Verpflegung  und  durchschnittlich  26  Mk. 
jährlich  Taschengeld  und,  wenn  erforderlich,  auch  Kleidung  und 
erhöhte  Bezüge. 

Die  Friedrich- Wilhelm- Viktoria- Stiftung  erhielt  von  Herrn 
Marcus  Kappel,  wie  schon  seit  einer  längeren  Eeihe  von  Jahren, 
einen  Beitrag  von  300  Mk.,  femer,  wie  bereits  erwähnt,  von 
Frau  Alwine  SchulzrEngelhardt  10  000  Mk.  Außerdem  erhielt 
die  Stiftung  auch  im  Berichtsjahre  von  einer  Eeihe  von  Freunden 
und  Gönnern  Geschenke  in  Nahrungs-  und  Genußmitteln,  Geld- 
beträgen u.   a. 

Die  Korporation  der  Kaufmannschaft  war  im  Jahre  1909 
Mitglied  bei  folgenden  Vereinigungen  und  zahlte  an  sie  einen 
Jahresbeitrag : 

1.  Zentralverein   für  Arbeitsnachweis. 

2.  Zentral  verein  für  Hebung  der  deutschen  Fluß-  und  Kanal- 
schiffahrt. 

3.  Deutsch-Asiatische  Gesellschaft. 

4.  Deutscher   Handelstag. 

5.  Deutscher    Verein    für    den     Schutz     des     gewerblichen 
Eigentums. 

6.  Deutscher  Verein  für  Versicherungswissenschaft. 

7.  Gesellschaft  zur  Verbreitung  von  Volksbildung. 

8.  International  Law  Association,  London. 


Mitgliedschaft 
der  Korpora- 
tion bei  anderen 
Vereinigungen. 
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9.   Internationale     Vereinigung    für    gewerblichen    Rechts- 
schutz. 

10.  Kaufmännischer  Hilfsverein  zu  Berlin. 

11.  Kolonial- Wirtschaftliches   Komitee. 

12.  Verband   reisender   Kaufleute   Deutschlands. 

13.  Verein  für  Handlungskommis  von  1858  in  Hamburg,  Be- 
zirk Berlin. 

14.  Verein   für   Sozialpolitik,    Leipzig. 

15.  Verein  gegen  Verarmung,  Berlin. 

16.  Zentralverein  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen. 

17.  Deutsche   Gesellschaft  zur  Rettung   Schiffbrüchiger. 

18.  Deutsch-Russischer    Verein    zur   Pflege   und   Förderung- 
der   gegenseitigen   Handelsbeziehungen. 

19.  Bund      Deutscher      Nahrungsmittel  -  Fabrikanten      und 
-Händler,  E.  V.,  Nürnberg. 

20.  Internationaler  Kongreß  der   Handelskammern  und   der 
kaufmännischen  und  industriellen  Vereine. 

21.  Internationaler  Verband  der  Schiffahrtskongresse. 

Ferner  gehörten  wir  dem  Verband  mitteldeutscher  Handels- 
kammern an,  an  dessen  vom  24. — 26.  Juni  1909  in  Hildesheim, 
abgehaltenen  Versammlung  wir  auch  teilgenommen  haben. 

Die  Korporation  zahlte  Beiträge  an  nachstehende  Ver- 
einigungen, ohne  deren  Mitglied  zu  sein: 

1     Berliner    Handwerkerverein. 

2.  Berliner  Rettungsgesellschaft. 

3.  Zentrale     für    private    Fürsorge    (Auskunftsstelle     der 
Deutschen  Gesellschaft  für  ethische  Kultur). 

4.  Deutsche  Gesellschaft  zur  Versorgung  verschämter  Armen. 

mit  freiem  Brennmaterial. 

5.  Deutscher   Bankbeamten- Verein. 

6.  Deutscher  Verband  für  das  kaufmännische   Unterrichts- 
wesen. 

7.  Deutscher  Privatbeamtenverein. 

8.  Gesellschaft     für     wirtschaftliche     Ausbildung,    Frank- 
furt a.  M. 

9.  Humboldt-Akademie. 

10    Kranken-  und  Sterbekasse  der  Berliner  Kassenboten. 

11.  Kuratorium  der  Berliner  Unfallstationen. 

12.  Lette- Verein. 

13.  Verein  Berliner  Kassenboten. 

14.  Verein  der  Bankbeamten  in  Berlin. 

15.  Verein  zur  Förderung  der  Handelsfreiheit. 

16.  Vereinigung  selbständiger  Makler  an  der  Berliner  Fonds- 
börse. 

17.  Lehrlings  ab  teilung    des    Vereins    junger    Kaufleute    zu 
Berlin. 


I.  Innere  Angelegenheiten  der  Korporation. 
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18.  Städtische    Handwerker-Baugewerk-   und   Höhere   Webe- 
schule   (zu    Stipendien). 

19.  Städtische    Webeschule. 

20.  Ständige   Äusstellungskommission   für   die   Deutsche   In- 
dustrie. 

lieber  die  Benutzung  der  beiden  Wagen  der  Korporation  am 
Nordhafen  und  am  Kronprinzenufer  geben  wir  folgende  Uebersicht. 
Die  öffentliche  Wage  am  Nordhafen  hat  im  Berichts- 
jahre einen  geringeren  Verkehr  aufzuweisen. 

Es  sind  an  Gütern  verwogen  worden: 

1905  30  158  t 

1906  36  779  t 

1907  41 998  t 

1908  28  183  t 

1909  27  599  t 

Unter  den  im  Berichtsjahre  verwogenen  Waren  sind  nament- 
lich hervorzuheben:  Steinkohlen,  Alteisen,  Koks,  Briketts,  Eisen- 
teile, Heu,  Anthrazit,  Petroleum,  Stroh,  Gummiabfälle,  Häcksel, 
Altglas,  Hafer,  Teer,  Altpapier,  Lumpen,  Klee,  Altzink,  Kartoffeln, 

Dagegen  ist  unsere  am  Kronprinzenufer  aufgestellte 
Wage  mehr  als  im  Vorjahre  in  Anspruch  genommen  worden,  wie 
folgende  Verwiegungsziffern  beweisen: 

1905  8404  t 

1906  7614  t 

1907  7721  t 

1908  8264  t 

1909  9320  t 

Bei  den  Verwiegungen  auf  dieser  Wage  handelte  es  sich  im 
Berichtsjahre  namentlich  um  folgende  Güter:  Steinkohlen, 
Messing,  Preßkohlen,  Koks,  Kupfer,  Kübenschnitzel,  Blei,  Kaffee, 
Zink,  Treber,  Anthrazit,  Holz,  Terpentinöl,  Eisen,  Gesalzene 
Felle,  Spitzsamen,  Zinn,  Lumpen,  Honig,  Hirse. 

Die  Handelskammer  zu  Paris  entsandte  im  Berichtsjaiire  eine 
Abordnung,  bestehend  aus  ihrem  Vizepräsidenten  Legrand 
und  drei  Kammermitgliedem,  nach  Deutschland,  um  die  deutschen 
Einrichtungen  auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  und  technischen 
Unterrichtswesens  kennen  zu  lernen.  Wir  erklärten  uns,  als  die 
Parise]*  Handelskammer  uns  von  ihrer  Absicht  Kenntnis  gab,  auch 
das  hiesige  Schulwesen  zu  studieren,  sofort  bereit,  die  Abordnung 
zu  empfangen  und  ihren  Arbeiten  jede  Förderung  zuteil  werden 
zu  lassen,  ihr  insbesondere  auch  den  Besuch  der  Kaufmännischen 
Schulen  der  Korporation  der  Kaufmannschaft  und  der  Handels- 
hochschule zu  gestatten.  Am  10.  Okt.  wurden  die  Vertreter  der 
Pariser  Handelskammer  von  uns  in  der  Handelshochschule  be- 
grüßt. Der  Rektor  der  Handelshochschule  und  der  ilektor  der 
Kaufmännischen  Schulen  der  Korporation  legten  bei  iliesem  Be- 
suche   die    gesetzlichen    und    unterrichtlichen    Grundlagen    des 
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Berliner  ^werblichen  Schulwesens  dar,  und  Geheimrat  Dr.  v.  See- 
feld vom  Handelsministerium  erläuterte  die  für  Preußen  in  Betracht 
kommenden  Verhältnisse.  Nachdem  der  Vizepräsident  der  Pariser 
Handelskammer  seinen  Dank  für  die  ihm  und  seinen  Kollegen  ge- 
botenen Mitteilungen  ausgesprochen  hatte,  wurden  die  i>inrich- 
tungen  der  Handelshochschule  einer  Besichtigung  unterzogen.  Am 
folgenden  Tage  besuchten  die  französischen  Herren  unter  Pührung 
von  Mitgliedern  des  Aeltesten-Kollegiums  und  der  Handels- 
kammer zu  Berlin  die  städtische  Webeschule,  den  städtischen 
Gewerbesaal  sowie  die  Berliner  Tischler  schule  und  am  Nachmittag 
die  erste  und  zweite  Handwerkerschule.  Am  12.  Okt.  haben  dann 
die  Mitglieder  der  Pariser  Handelskammer  unter  Führung  der 
Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin  die  von  der  Pirma 
Ludwig  Loewe  &  Co.  begründete  Lehrlingsschule  und  die  städtische 
Pflichtfortbildungsschule  in  der  Georgenkirchstraße  mit  großem 
Interesse  besichtigt.  Am  Abend  waren  die  Herren  Gäste  der 
Aeltesten  der  Kaufmannschaft  im  Lesesaale  der  Bibliothek. 
Außer  den  französischen  Herren  und  den  Mitgliedern  des  Aeltesten- 
kollegiums  und  der  Finanzkommission  der  Korporation  nahmen  an 
dem  Diner  u.  a.  Botschaftssekretär  de  la  Croix  als  Vertreter 
des  verreisten  Botschafters  der  französischen  Kepublik,  Geh.  Ober- 
Beg.-Rat  Dr.  von  Seefeld  aus  dem  Handelsministerium,  der  llektor 
der  Handelshochschule  Geh.  Rat  Dr.  Dunker,  der  Direktor  der 
städtischen  Fortbildungsschulen  Dr.  Grundscheid,  der  Direktor 
unserer  kaufmännischen  Fortbildungsschulen  Dr.  Knörk,  der 
französische  Konsul  Fuchs,  Direktor  Dr.  Waldschmidt  von  der 
Firma  Ludwig  Loewe  &  Co.  teil.  Der  Präsident  des  Aeltesten- 
Kollegiums,  Kaempf,  begrüßte  die  französischen  Gäste  und  be- 
tonte, daß  freundschaftliche,  persönliche  Beziehungen  die  Grund- 
lage bilden  zu  guten  Beziehungen  zwischen  den  Nationen, 
worauf  die  Prosperität  von  Handel  und  Industrie  be- 
ruhe. Er  gab  der  Hoffnung  Ausdruck,  daß  das  Studium  der 
deutschen  Verhältnisse  und  des  neuen  obligatorischen  Fortbildungs- 
schulwesens von  segensreichen  Erfolgen  begleitet  sein  möge  für 
das  fernere  Gedeihen  von  Frankreichs  Handel  und  Industrie. 
Der  Vizepräsident  der  französischen  Handelskammer,  Legrand, 
sprach  den  Aeltesten  den  Dank  aus  für  die  freundliche  Aufnahme 
und  dankte  ferner  den  Professoren  der  Handelshochschule  wie  den 
Lehrern  der  verschiedenen  besuchten  Lehranstalten  für  ihre  treff- 
lichen Informationen. 

Im  November  des  Berichtsjahres  erging  an  uns  eine  Ein- 
ladung der  Londoner  Chamber  of  Commerce  zu  einem  Bankett  in 
London,  an  der  von  unserem  Kollegium  die  Herren  Kaempf,  Maas 
und  M.  Richter  teilnahmen.  Bei  dem  Bankett  wurden  die  freund- 
schaftlichen Gefühle  zwischen  beiden  Völkern  hervorgehoben  und 
die  Erwartung  ausgesprochen,  daß  die  Beziehungen  zwischen  beiden 
Ländern  sich  in  Zukunft  noch  herzlicher  gestalten  möchten. 
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Nicht  nur  das  Gesetz  von  der  umfassendsten  Tragweite,  son-        Reichsflnaoz- 
dern    auch   der   Mittelpunkt  des   öffentlichen  Interesses   war  im  reorm. 

Berichtsjahr  in  Deutschland  die  Reichsfinanzreform. 

Die  Notwendigkeit  einer  Neuordnung  unseres  Reichsfinanz- 
wesens  nach  dem  ungeheuren  Anschwellen  der  Eeichsschulden  war 
seit  vielen  Jahren  allgemein  anerkannt.  Auch  darüber  herrschte 
Einigkeit,  daß  es  sich  nunmehr  nicht  um  eine  Maßnahme  von  vor- 
übergehender Bedeutung  handeln  konnte,  sondern  daß  dem  Reiche 
neue  Einnahmequellen  erschlossen  werden  mußten.  Was  die  Frage 
anlangt,  ob  hierfür  indirekte  oder  direkte  Steuern  geschaffen 
werden  sollten,  so  wird  nicht  geleugnet  werden  können,  daß  in- 
direkte Steuern  auf  den  Konsum  (im  weitesten  Sinne)  die  weniger 
bemittelten  Bevölkerungskreise  am  stärksten  belasten.  Da  es  sich 
um  eine  jährliche  Mehreianahme  des  Reiches  von  500  Mill.  Mk.  han- 
deln sollte,  und  durch  die  Verteuerung  der  Lebenshaltung  wie  des 
Produktionsbetriebes  das  Budget  der  breiten  Massen  der  Be- 
völkerung und  der  kleineren  und  mittleren  Betriebe  der  Pro- 
duktion in  den  letzten  Jahren  ohnehin  schon  ungünstig  beeinflußt 
worden  war,  so  war  es  von  vornherein  klar,  daß  nicht  die  gesamte 
Summe  durch  indirekte  Steuern  aufgebracht  werden  durfte.  Dem 
Gesetzentwurte  für  die  Reichsfinanzreform,  der  am  3.  Nov.  1908 
dem  Reichstage  vorgelegt  worden  war,  lag  daher,  mochte  man 
über  die  einzelnen  Steuervorschläge  denken  wie  man  wollte,  jeden- 
falls der  eine  gesunde  Gedanke  zugrunde,  daß  er  eine  Kombi- 
nation von  indirekten  Steuern  und  von  Steuern  auf  den  Besitz  war. 
Freilich  kann  dies  nur  mit  einer  gewissen  Eiaschränkung  be- 
hauptet werden.  Denn  da  die  Vorlage  so  aufgestellt  war,  da.ß 
die  indirekten  Steuern  400  Mill.  Mk.,  also  Vs  der  Gesamtsumme 
einbringen  sollten,  so  mußten  sich  daraus  für  die  in  Betracht 
kommenden  Handels-  und  Industriekreise  erhebliche  Schwierig- 
keiten füi-  ihre  Kalkulation  und  für  die  Aufrechterhaltung  ihres 
Produktionsumfanges  ergeben.  Eine  weitblickende  Reichsfinanz- 
reform hätte  dieser  Hemmung  der  Entwicklung  unseres  wirt- 
schaftlichen Wohlstandes,  unserer  Kapitalbildung,  von  Anfang 
an  Rechnung  tragen  müssen  dadurch,  daß  sie  für  die  durch  die 
indirekten  Steuern  eingeengte  Bewegungsfreiheit  von  Handel  und 
Industrie  einigermaßen  einen  Ausgleich  geschaffen  hätte  durch 
Befreiung  von  Lasten  und  Einschränkungen,  durch  Verbilligung 
des  Verkehrs  u.  a.  Davon  waren  in  der  Regierungsvorlage  jedoch 
nur  Ansätze  (Beseitigung  der  Fahrkartensteuer,  Wiedereiaführung 
des  billigen  Ortspostkartenportos)  vorhanden,  außerdem  enthielt 
sie  unter  den  indirekten  Steuern  auch  erhebliche  Verkehrssteuem 
(Inseratensteuer).  So  erschien  jener  gesunde  volkswirtschaftliche 
Grundgedanke  in  einer  Form,  die  zeigt,  daß  die  Vorlage 
Überhaupi   nicht   auf    einer    einheitlichen     volkswirtschaftlichen 
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Grundlago  aufgebaut  worden  war.  Eine  solche  hätte,  wie  in 
bestimmtem  Umfange  jede  wirtschaftspolitische,  letzten  Endes 
überhaupt  jede  politische  Maßnahme,  neben  dem  Konsum  nicht  nur 
die  Produktion  an  sich,  sondern  auch  deren  Voraussetzung,  die  Pro- 
duktionsfähigkeit,  erfassen  müssen.  Eine  Steuerpolitik,  die  nicht 
auf  diese  Weise  arbeitet,  kann  volkswirtschaftlich  Ersprießliches 
nicht   leisten. 

Abgesehen  von  den  staatsrechtlichen  Schwierigkeiten,  mit 
denen  die  Reichsfinanzpolitik  zu  rechnen  hat,  stehen  unsere 
politischen  Verhältnisse,  im  Eeiche  und  in  Preußen,  einer 
solchen  großzügigen  Politik  im  Wege.  Die  Blockpolitik,  welche 
der  Reichskanzler  Fürst  Bülow  im  Jahre  1906  eingeleitet  hatte, 
und  mit  der  er  die  Reichs-Finanzreform  durchführen  wollte,  kam 
bei  dieser  zum  Scheitern.  Für  eiae  gemeinsame  Arbeit  der 
Konservativen  und  der  Liberalen  ließ  sich  auf  die  Dauer  keine 
genügende  Grundlage  finden,  da  ihre  prinzipiellen  Anschauungen 
von  dem  deutschen  Wirtschaftsleben  im  allgemeinen  und  von 
dessen  Entwicklungsrichtung  im  besonderen  zu  weit  auseinander- 
gingen. 

Die  Liberalen  sind,  beseelt  von  dem  Wunsche,  ein  gemein- 
sames Werk  zustande  zu  bringen,  den  Konservativen  soweit  ent- 
gegengekommen, daß  sie  der  Entnahme  von  400  Mill.  Mk.  aus 
indirekten  Steuern  zustimmten,  trotz  jener  Mängel  der  volkswirt- 
schaftlichen Grundlage  für  die  Reform,  und  unter  der  Bedingung, 
daß  die  Konservativen  die  Besteuerung  des  Nachlasses,  des  Be- 
sitzes, akzeptierten.  Die  Konservativen  haben  diese  Bedingung 
abgelehnt  und  im  Bunde  mit  dem  Zentrum  und  den  Polen  eine 
mit  erheblichen  Verkehrssteuern  belastete  Reichsfinanzreform  ge- 
macht, der  zwar  nicht  der  Reichskanzler  Fürst  Bülow,  aber  die 
Reichsregierung  zustimmte. 

Die  Arbeit  des  Reichstags  zur  Reichsfinanzreform  war  ein 
überhastetes  Aufstellen  von.  Projekten  und  Kombinationen,  das 
unter  oberflächlicher  Begründung  und  mit  großer  gegenseitiger 
Verbitterung  zum  Ausdruck  kam.  Alle  Welt  war  von  der  Mei- 
nung beherrscht,  daß  irgendein  positives  Ergebnis  zustande 
kommen  müßte.  AVas  schließlich  Gesetz  geworden  ist,  ist  in  der 
G^esamtheit  gegen  den  Willen  der  Liberalen  beschlossen  worden. 
Auf  Seiten  der  Liberalen  mußte  naturgemäß  während  der  Be- 
ratungen und  noch  mehr,  als  schließlich  die  Regierung  der  gegen 
das  Votum  der  Liberalen  zustande  gekommenen  Finanzreform  zu- 
stimmte, eine  tiefe  Verstimmung  eintreten.  Sie  hat  die  Liberalen 
jedoch  nicht  in  den  Schmollwinkel  geführt.  Wenn  freilich  der 
neue  Reichskanzler  von  Bethmann-Hollweg  in  seiner  ersten  Reichs- 
tagsrede am  9.  Dez.  andeutete,  daß  die  Volksgemeinschaft  jedem 
ihrer  Mitglieder  einen  Drang  zum  Schaffen  auferlegt,  so  ist 
mit  Recht  darauf  hinzuweisen,  daß  dieser  Drang  nur  eine  sehr 
allgemeine  Voraussetzung  für  die  Arbeit  im  Dienste  der  Allgemein- 
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heit  ist ;  die  Hauptsache  ist  die  Zuversicht  oder  wenigstens  die  Hoff- 
nung, daß  die  politischen  Richtungen,  in  denen  er  lebendig  wird, 
sich  verständigen  können. 

Im  Vergleich  mit  dem  überragenden  Interesse,  das  im  Be-  Andere  Gesetze. 
rieht sjahre  die  Reichsfinanzreform  für  sich  in  Anspruch  nahm, 
hat  man  der  übrigen  Tätigkeit  der  Parlamente  eine  verhältnis- 
mäßig untergeordnete  Aufmerksamkeit  geschenkt.  Mit  der  am 
1.  Oktober  in  Kxaft  getretenen  Novelle  zum  Gesetz  gegen  den 
unlauteren  AVettbewerb  ist  man  weiter  in  der  Bahn  geschritten, 
auf  der  man  Auswüchse  des  Wettbewerbs  zu  bekämpfen  versucht. 
Niemand  leugnet,  daß  solche  Auswüchse  vorkommen;  aber  der 
grolle  Schaden,  den  solche  Spezialgesetzgebung  anrichtet,  besteht 
einmal  darin,  daß  dadurch  auch  der  reelle  Wettbewerb  beunruhigt, 
gehemmt  und  Grefahren  ausgesetzt  wird,  da  die  Grenzlinien 
zwischen  Reellem  und  Unreellem  von  Fall  zu  Fall  sehr  ver- 
schieden sind  und  ein  Urteilen  nach  äußeren  Merkmalen 
leicht  zu  falschen  Schlüssen  verleitet,  andererseits  darin,  daß  das 
Gefühl  und  die  Betätigung  der  Selbsthilfe  eingeschränkt  werden, 
und  schließlich,  daß  die  Tätigkeit  des  Kaufmanns  überhaupt  öffent- 
lich diskreditiert  wird.  Schematische  Eingriffe  in  die  Bewegungs- 
freiheit von  Handel  und  Gewerbe  sind  auch  die  Abänderungs- 
beschlüsse der  Reichstagskommission  zu  dem  v«on  der  Reichs- 
regierung vorgelegten  Entwürfe  einer  Novelle  zur  Gewerbe- 
ordnung. Diese  Beschlüsse,  die  sich  auf  die  Anstellung 
besonderer  Handelsinspektoren,  die  Konknrrenzklausel  der  tech- 
nischen Angestellten,  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  den  Kon- 
toren, den  Ladenschluß  der  Detailgeschäfte,  die  obligatorische 
Einführung  von  Arbeiteraüsschüssen,  u.  a.,  beziehen,  sind  von 
uns  aus  prinzipiellen  und  aus  besonderen  Gründen  bekämpft 
worden ;  wenn  auch  die  Regierung  zu  ihnen  bisher  keine  Stellung 
genommen  hat  und  sie  durch  den  Schluß  des  Reichstags  im  Juni  • 
zunächst  hinfällig  geworden  sind,  so  besteht  angesichts  der  Partei- 
gruppieriing  im  Reichstag  doch  die  Möglichkeit,  daß  diese  oder 
ähnliche  Fesseln  unserem  AVirtschaftsleben  auferlegt  werden. 
Drittens  ist  in  diesem  Zusammenhange  auf  das  die  Oeffentlichkeit 
seit  vielen  Jahren  beschäftigende  und  nunmehr  zustande  ge- 
kommene Gesetz  über  die  Sicherung  der  Bauforderungen  hinzu- 
weisen. Hier  handelt  es  sich  um  außerordentlich  kompliziertb 
Verhältnisse  des  Baugewerbes,  der  Bauhandwerker  und  des  Geld- 
und  Hypothekenmarkt^s.  Wir  haben  des  öfteren,  zuletzt  im  Jahre 
1907,  eingehend  die  Schäden  dargelegt,  die  dem  gesamten  Bau- 
gewerbe aus  gesetzlichen  Anordnungen  der  geplanten  Art  er- 
wachsen würden.  Aber  so  eindringlich  auch  die  Warnungen  waren, 
die  wir  und  zahlreiche  andere  Interessenvertretungen  aussprachen, 
sie  haben  doch  auf  die  Entschließungen  des  Reichstags  und  der 
Regierung  keinen  Einfluß  ausgeübt.  Der  zweite  Teil  des  Gesetzes, 
der    die    dingliche    Sicherung    der   Bauforderungen    betrifft   und 
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den  wir  als  besonders  schädlich  bekämpft  haben,  besitzt  zwar 
noch  nicht.  Gesetzeskraft,  kann  aber  jederzeit  für  einzelne  Ge- 
meinden durch  landesherrliche  Verordnung  in  Geltung  gesetzt 
werden.  Die  Gefahr,  daß  dies  geschieht,  ist  überall  vorhanden 
und  bringt  eine  dauernde  Unruhe  in  die  Kreise  der  Interessenten. 
Audi  die  Tendenzen  anderer  Gesetze,  des  Gesetzes  betr.  die 
Preisfeststellung  beim  Markthaadel  mit  Schlachtvieh,  des  Wein- 
gesetzes, des  Viehseuchengesetzes,  des  Gesetzes  über  die  zoll- 
widrige Verwendung  von  Gerste,  sind,  entweder  vollständig  oder 
teilweise,  auf  Mißtrauen  gegenüber  dem  Handel  und  seinen  Einricli- 
tungen  zurückzuführen.  Wir  sind  nieht  der  Meinung,  daß  dieses 
Mißtrauen  überall  dem  Gefühle  des  Hasses  gegenüber  der  Ent- 
v/icklung  Deutschlands  zum  Industriestaat  und  gegenüber  den 
Handeltreibenden  entspringt.  Ein  Teil  der  Schuld  ist  sicherlich 
einer  ungenügenden  Kenntnis  von  der  Bedeutung  und  der  Wirk- 
samkeit des  Handels  und  der  Industrie  bei  unseren  Gegnern  bei- 
zumessen. Diese  Tatsache  ist  an  sich  nicht  auffällig.  Die 
Entwicklungsmöglichkeiten  und  das  Entwicklungstempo  sind 
bei  der  Landwirtschaft  andersartig  als  bei  Handel  und  Industrie. 
Da  bei  letzterer  die  Möglichkeiten  viel  mannigfaltiger  sind  und 
das  Tempo  weit  schneller  als  in  der  Landwirtschaft  ist,  so  ist 
der  Landwirt  geneigt,  schon  darin  etwas  Rätselhaftes  zu  er- 
blicken. Eine  solche  unbestimmte  Vorstellung  kann  natürlich 
durch  Detailkenntnisse  geklärt  und  geändert  werden.  Aber  diese 
sich  zu  erwerben,  ist  sehr  schwierig ;  denn  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse in  den  einzelnen  Zweigen  der  Industrie,  des  Handels,  des 
Bankgeschäfts,  der  Verkehrseinrichtungen  sind  so  kompliziert  ge- 
worden, die  einzelnen  Branchen  sind  unter  sich  durch  so  feine 
Fäden  verknüpft  und  mit  dem  Auslande  so  mannigfaltig  ver- 
bunden, daß  selbst  derjenige,  dessen  tägliche  Arbeit  Handel  und 
Industrie  gewidmet  ist,  kaum  alle  wichtigsten  Entwicklungen 
verfolgen  kann.  Diese  Schwierigkeiten  müssen  aber  überwunden 
werden,  wenn  wir  in  Deutschland  zu  gesunden  wirtschaftlichen 
Zuständen  gelangen  wollen. 
Haasabund.  Als  die  Arbeiten  der  Reichstagskommission  zur  Reichs f in anz- 

reform  einen  Punkt  erreicht  hatten,  wo  es  schien,  daß  bei  der 
Jagd  nach  geeigneten  Steuerobjekten  nicht  die  geringste  Rück- 
sicht auf  die  Interessen  von  Handel  und  Gewerbe  mehr  genommen 
würde,  machten  sich  Unmut,  Verdruß  und  Empörung,  die  sich 
mehr  und  mehr  bei  den  Handel-  und  Gewerbetreibenden  ange- 
sammelt hatten,  in  einer  einmütigen,  aus  allen  Teilen  Deutsch- 
lands beschickten  Protestversammlung  Luft.  Jeder  hatte  die  Emp- 
findung, daß  es  nunmehr  die  höchste  Zeit  zu  einem  Zu- 
sammenschluß von  Handel,  Industrie  und  Gewerbe  in  einer 
festen  Organisation  wäre.  So  wurde  am  12.  Juni  der  Hansa- 
bund für  Gewerbe,  Handel  und  Industrie  gegründet.  Wir  haben 
sofort     die     Angehörigen     von     Berlins     Gewerbe,    Handel    und 


Preußen. 


IL  Gesetzgebung  und  Verwaltung  im  allgemeinen.  413 

Industrie  aufgefordert,  dem  neuen  Bunde  beizutreten,  weil  wir 
auf  ihn  die  Hoffnung  setzten,  daß  er  durch  eine  umfassende  Auf- 
klärungsarbeit den  Eintritt  gesünderer  wirtschaftspolitischer  Zu- 
stände bei  uns  anbahnen  würde.  Es  gilt  nicht,  den  Gegner  durch 
Schlagw^orte  zu  überreden,  sondern  ihn  zu  jenem  Verständnis  für 
die  Bedeutung  und  die  Bedürfnisse  unseres  gewerblichen  Lebens  zu 
bringen,  von  dem  wir  oben  sagten,  daß  der  Mangel  desselben 
die  letzte  Ursache  für  unsere  ungesunden  politischen  Zustände 
ist.  Dazu  wird  sehr  viel  Arbeit,  Geduld  und  Umsicht  er- 
forderlich   sein. 

Noch  ein  zweiter  Punkt  erscheint  uns  geeignet,  daß  von  ihm  ^ref^rm^^n'*" 
eine  Wendung  zum  Besseren  ausgeht.  In  Preußen  hat  der  König 
am  7.  Juni  eine  unter  dem  Vorsitz  des  Ministers  des  Innern  stehende 
Immediatkommission  zur  Keorganisation  der  Verwaltung  ein- 
gesetzt. Nach  dem  Allerhöchsten  Erlaß  hat  die  Kommission  „zu 
prüfen,  welche  Aenderungen  der  gesetzlichen  und  Verwaltungs- 
vorschriften im  Sinne  der  Vereinfachung  und  der  Dezentrali- 
sation es  bedürfen  wird,  um  die  Geschäftsformen,  den  Behörden- 
aufbau, die  Verteilung  der  Verwaltungsgeschäfte  auf  die  Behörden 
und  die  Ordnxmg  des  Eechtsmittelwesens  und  der  Instanzenzüge 
in  der  gesamten  inneren  Verwaltung  den  Anforderungen  der  heu- 
tigen Entwicklung  des  öffentlichen  Lebens  anzupassen".  Die  Vor- 
schläge der  Kommission  sollen  dann  die  Grundlage  für  die  weiteren 
Verhandlungen  im  Staatsministerium  bilden.  In  ihrer  ersten 
Sitzung  (29.  Juni)  hat  die  Kommission,  der  vorwiegend  Männer 
der  staatlichen  Verwaltung,  daneben  einige  Vertreter  der  In- 
dustrie, des  Handels  und  der  städtischen  Selbstverwalt'ing  an- 
gehören, sechs  Ausschüsse  zur  Vorbereitung  ihrer  Arbeiten  ge- 
bildet: 1.  für  die  Vereinfachung  des  Geschäftsbetriebs  bei  den 
Behörden  der  inneren  Verwaltung,  2.  für  die  Reform  der  Schul- 
verwaltung, 3.  für  die  Reform  der  landwirtschaftlichen  und  der 
Landeskulturverwaltung,  4.  für  die  Reform  der  Finanzverwaltung, 
5.  für  die  Dezentralisation  der  Dienstgeschäfte  und  6.  für  die 
Reform  des  Rechtsmittelwesens.  Aus  diesem  Programm  geht  her- 
vor, daß  es  sich  nicht  etwa  nur  um  eine  „Verringerung  des  Schreib- 
werks** handelt,  sondern  um  eine  umfassende  Reorganisation.  An 
einer  solchen,  mit  dem  Ziele  einer  einfachen,  modernen  Geschäfts- 
führung und  einer  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  entsprechen- 
den Neuordnung  des  Behördenapparates,  sind  Handel  und  In- 
dustrie auf  das  lebhafteste  interessiert,  um  so  mehr,  als  die  ge- 
setzliche und  verwaltungstechnische  Regelung  von  Angelegenheiten 
aus  dem  Arbeitsgebiete  dieser  Erwerbszweige  dauernd  zunimmt. 
Wenn  wir  auch  diese  Eingriffe  des  Gesetzgebers  und  der  Ver- 
waltung in  der  überwiegenden  Mehrzahl  als  nicht  nur  überflüssig, 
sondern  sogar  als  schädlich  bekämpfen  (leider  bisher  vergeblich), 
so  haben,  wenn  solche  Anordnungen  getroffen  werden,  Handel 
und   Industrie    doch    das    lebhafteste    Interesse    daran,    daß    ihr 
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Wahlrecht  in 
Preußen. 


aus  der  Behördenorganisation  nicht  neue  Schwieiigkeiten  und 
Weitläufigkeiten  erwachsen.  Welches  Ergebnis  die  Arbeiten  der 
Ininiediatkommission  haben  werden,  kann  man  heute  noch  nicht 
voraussehen.  Es  ist  jedenfalls  sehr  zu  bedauern,  daß  sie  sich 
vollständig  hinter  geschlossenen  Türen  vollziehen ;  bei  der  emi- 
nenten Wichtigkeit  der  Frage  ist  es  durchaus  notwendig,  daß 
alle  an  ihr  interessierten  Kreise  (und  das  ist  hier  das  gesamte 
Volk)  von  Anfang  an  eine  Gelegenheit  zu  öffentlicher  Kritik  haben. 
Aber  welches  Resultat  auch  immer  aus  den  Arbeiten  hervor- 
gehen wird,  eine  Neuorganisation  allein  wird  nicht  genügen.  Die 
praktische  Anwendung  der  Gesetze  und  Verordnungen  hängt  von 
den  Menschen  ab,  denen  sie  anvertraut  sind.  Die  Frage  der  Vor- 
bildung unserer  Beamten  ist  vielleicht  noch  wichtiger  als  jene 
Seite  der  Angelegenheit  und  hängt  eng  zusammen  mit  unseren 
obigen  Darlegungen  über  die  Erwerbung  eines  Verständnisses  für 
die    Bedeutung  und   Bedürfnisse   von   Handel   und   Industrie. 

Schließlich  gehört  in  diesen  Kxeis  von  Betrachtungen  auch 
die  Frage  der  Aenderung  des  WaJilrechts  in  Preußen.  Das  heute 
geltende  Dreiklassensystem  mit  öffentlicher  Stimmabgabe  trägt 
einen  Teil  der  Schuld  daran,  daß  der  Einfluß  des  Liberalismus, 
und  damit  auch  von  Handel  und  Industrie,  im  preußischen  Land- 
tage nicht  der  tatsächlichen  Bedeutung  dieser  Erwerbszweige  ent- 
spricht. Nach  der  Verteidigung,  welche  die  amtliche  „Berliner 
Korrespondenz"  vom  27.  Dezember  1909  dem  heute  geltenden 
Wahls3'stem  und  dem  unter  seiner  Herrschaft  erzielten  Resultat 
der  Landtagswahlen  hat  zuteil  werden  lassen,  muß  man  leider 
annehmen,  daß  es  sich  bei  der  Reform  nur  um  kleine  Abänderungen 
handeln  wird. 

Im  Folgenden  geben  wir  eine  Ueber sieht  über  die  im  Jahre 
1909    erlassenen   Reichsgesetze   und   preußischen    Gesetze. 


Tab.  147. 


Preußische  Gesetze.^) 


Nr. 


Datum 


Name  des  Gesetzes 


Preuß.    I 

(lesetz-  (     Tritt  in 
sammig.  1  Kraft  am 
Seite 


i_L 


31.  März 
26.  Mai 
16.  Juni 

26.  Juni 


Gesetz  betr.  die  Bildung  eines  Landarmenverbandes 
für  die  Insel  Helgoland 

Pfarrbesoldungfsgesetz  für  die  evangelisch-lutherische 
Kirche  der  Provinz  Hannover 

Gesetz  betr.  dieHeranziehuno^derBeamten,  Elementar- 
lehrer und  unteren  Kirchendiener  zur  Gemeinde- 
Einkommensteuer    

Gesetz  betr.  die  Abnderung  de.s  Stempelsteuer- 
gesetzes vom  31.  Juli   189.") 


27 


423 


489 


495 


1.  April 


1.  Juli 


*)  Reine  Formalgesetze  (wie  das  jäbrlich  wiederkehrende  Etatsgesetz,  Eisenbahn- 
Anleihegesetze  u.  a.)  sind  in  das  Vei-zeichnis  nicht  aufgenommen;  Gesetze  von  örtlicher  Be- 
deutung nur,  wenn  sie  sich  auf  den  Korporationsbezirk  beziehen  Bei  Gesetzen,  in  denen  ein 
Datum  des  Inkrafttretens  nicht  angegeben  ist,  ist  Spalte  5  mit  *  ausgefüllt;  solche  Gesetze 
treten  im  Reich  14  Tage  nach  Ausgabe  des  Reichsgesetzblattes  in  Kraft,  in  Preußen  innerhalb 
eines  entsprechenden  Zeitraumes,  der  für  die  einzelnen  Provinzen  zwischen  S  und  14  Tagen  beträgt. 
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Datum 


Name  des  Gesetzes 


Preuß. 
Gesetz- 
Sammig. 
Seite 


Tritt  in 
Kraft  am 


23.  Juni 


10.  JuH 

14.  Juli 
24.  Juli 

28.  Juli 
12  Juni 


1'4.  Juli 
1.  Aug. 

1.  Aug. 

1.  Aug. 
3.  Aug. 

25.  Aug. 

25.  Aug. 

17.  März 
14.  Nov. 


3     16.  Sept. 


Gesetz  über  den  Bergwerksbetrieb  ausländischer 
juristischer  Personen  und  den  Geschäftsbetrieb 
außerpreußischer  Gewerkschaften 

Gesetz  betr.  die  Umzugskosten  der  Geistlichen  der 
evangelischen  Landeskirche   der  älteren  Provinzen 

Gesetz  betr.  die  Gebühren  der  Medizinalbeamten 

Gesetz  betr.  die  Aufhebung  der  Generalkommis.sion 
für  die  Provinzen  Westpreußen  u.  Posen  inßromberg 

Gesetz  betr.  das  Höferecht  in  der  Provinz  Hannover 

Gesetz  betr.  die  Verpflichtung  der  Gemeinden  in  der 
Provinz  Hessen -Nassau  zur  Haltung  von  Ziegen- 
böcken     

Gesetz  betr.  die  Abänderung  des  Allgemeinen  Berg- 
gesetzes vom  24.  Juni  1865/1892 

Gesetz  über  die  Haftung  des  Staates  und  anderer 
Verbände  für  Amtspflichtverletzungen  von  Beamten 
bei  Ausübung  der  ötfentlichen  Gewalt 

Gesetz  betr.  die  Erhebung  von  Beiträgen  für  die 
gewerblichen  und  kaufmännischen  Fortbildungs- 
schulen   

Gesetz  betr.  den  Grunderwerb  am  Rhein -Weser-Kanal 
und  am  Großschiffahrtswege  Berlin-Stettin     .     .     . 

Gesetz  betr.  die  Bewilligung  weiterer  Staatsmittel  zur 
Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  von 
Arbeitern,  die  in  staatlichen  Betrieben  beschäftigt 
sind,  wie  von  gering  besoldeten  Staatsbeamten 

Gesetz  betr.  den  Anschluß  von  Lehrern  und  Lehrerinnen 
an  den  öffentlichen,  nichtstaatlichen  mittleren 
Schulen  an  die  Alterszulagekasse  der  Volksschul- 
lehrer 

Gesetz  über  die  Ausführung  des  Staatsvertrag?s 
zwischen  Preußen  und  Hamburg  vom  14.  Nov.  1908, 
betr.  die  Verbesserung  der  Elbe  usw 


Staatsvertrag  zwischen  Preußen  und  Oldenburg 
wegen  Herstellung  einer  Bisenbahn  von  Keimbad 
a.  d.  Nahe  nach  Baumholder 

Staatsvertrag  zwischen  Preußen  und  Hamburg  betr. 
die  Verbesserung  des  Fahrw.  der  Elbe  usw.     .     . 


Staatsvertrag  zwischen  Preußen  und  Braunschweig 
wegen  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Bad  Harz- 
burg nach  Oker 


619 

621 
625 

637 
651 


675 
677 

691 

733 

735 

737 

738 
749 

11 
752 

789 


23.  Juni 


14.  Juli 


24.  Juli 


1.  Okt. 


1.  April 


10  Tage 
nach  Aus- 
wechslung 
der  Ratifi- 
kations- 
urkunden 


Tab.  148. 


Reichsgesetze.  ^) 


Datum 


Name  des  Gesetzes 


R.-O  -Bl.        Tritt  in 
Seite         Kraft  am 


1    i 


1  8.  Febr. 

2  I    4.  März 


Gesetz  betr.  die  Preisfeststellung  beim  Markthandel 
mit  Schlachtvieh 

Gesetz  wegen  Aenderung  des  Gesetzes  betr.  die 
Wechselstempelsteuer 


269 
305 


1.  April 
1909 
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R.-G.-Bl. 

Tritt  in    j 

Nr. 

Datum 

Name  des  Gesetzes 

Seite 

Kraft  amll 

l    1           2 

3 

4 

5    rt 

3 

8.  März 

Gesetz  zur  Ergänzung  des  Gesetzes  betr.  Postdampf- 
pchiffsverlundungen  mit  überseeischen  Ländern     . 

317 

*^^^l 

4 

15.         r. 

17.     „ 

Gesetz  betr.  die  Ein^virkung  A^on  Armenunterstützung 
auf  öffentliche  Rechte 

319 

*^^H 

i> 

Gesetz    betr.  die  Kontrolle    des  Reichshaushalts,    des 

^^^M 

Landeshaushalts    von    Elsaß-Lothringen     und    des 

320 

*']^^H 

Haushalts  der  Schutzgebiete 

6 

25.  \ 

Gesetz    zur    Abänderung    des  Röichsgesetzes    wegen 

^^1 

Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai  1870 

329 

1.  Aprfl' 

n 

7.  Aprü 
5.      „ 

Weingesetz , 

402 

1.  Sept. 

8 

Gesetz    zur  Ausführung   des  Abkommens    über    den 

Zivilprozeß  vom  17.  Juli  1905 

430 

9 

3.  Mai 

Gesetz  über  den  Verkehr  mit  Kraftfahrzeugen      .     . 

437 

1.  Juni 
1909 

(1.  April  1910 

Teil  n) 

10 

1.  Juni 

Gesetz  über  die  Sicherung  der  Bauforderungen    .     . 

449 

1.  Juli 

11 

1.      » 

Gesetz   betr.  Aenderungen    des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes,   der  Zivilprozeßordnung,     des    Gerichts- 
kostengesetzes    und     der     Gebührenordnung     für 

1.  April 

7.      „ 

Rechtsanwälte 

475 
499 

1910 

12 

Gesetz  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb     .... 

1.  Okt. 

13 

1.      « 

Münzgesetz 

507 

* 

14 

1.          n 

Gesetz  betr.  Aenderung  des  Bankgesetzes     .... 

515 

1.  Jan. 
1910,1911 

15 

26.      „ 

Viehseuchengesetz 

519 

* 

16 

15.  Juli 

Besoldungsgesetz 

573 

1.  Aprü 
1908 

17 

15.     „ 

Branntweinsteuergesetz 

661 

1.  Okt. 

18 

15.     „ 

Gesetz  wegen  Aenderung  des  Brausteuergesetzes      . 

695 

1.  Aug. 

19 

15.     , 

Gesetz  wegen  Aenderung  des  Tabaksteuergesetzes   . 

705 

15.  Aug. 
1.  Sept 

20 

15.     „ 

Gesetz  zur  Abänderung  des  Schaumwein  Steuergesetzes 

714 

1.  Aug. 

21 

15.     „ 

Gesetz  wegen  Aenderung  des  Reichsstempelgesetzes 

717 

1.     . 

22 

15.     „ 

Gesetz  wegen  Aenderung  des  Wechselstempelgesetzes 

740 

1-     « 

23 

15.     . 

Gesetz  betr.  Aenderungen  im  Finanzwesen  .... 

743 

1.  April 

1.  Aug. 
1.  Okt. 

24 

24.     , 

Gesetz  wegen  Aenderung  des  Schankgefäßgesetzes  . 

891 

1.  Aug. 

25 
26 

3.  Aug. 
11.  Dez. 

Gesetz  betr.  die  zollwidrige  Verwendung  von  Gerste 
Gesetz  betr.  die  Abänderung  des   §  15  des  Zolltarif- 
gesetzes vom  25.  Dezember  1902  und  des  §  2  des 
Gesetzes  betr.  den  Hinterbliebenen- Versicherungs- 

899 

1.  Sept. 

fonds  und  denReichsinvalidenfonds  vom 8.  April  1907 

973 

* 

27 

13.      „ 

Gesetz  betr.  die  Handelsbeziehungen  zum  Britischen 

1.  Jan. 

14.  Aprü 

Reiche 

479 

1910 

1 

Handelsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 

1908 
23.  FebT. 

dem  Freistaate  El  Salvador 

405 

14.  April 

2 

Abkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den 

Vereinigten  Staaten  von  Amerika  betr.  den  gegen- 

seitigen gewerblichen  Rechtsschutz 

895 

1.  Aug. 

3 

12.  Juni 

Abkommen    zwischen    dem    Deutschen    Reiche    und 
Dänemark    betr.     den    gegenseitigen    Schutz     der 

Muster  und  Modelle 

9i5 

12.  Sept. 

4 

26.  Jan. 

Freundschafts-,      Handels-     und      Schiffahrtsvertrag 

zwischen    dem  Deutschen  Reiche     und  Venezuela 

919 

7.         n         - 
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III.  Privatrecht  und  Rechtspflege. 


Wie  in  den  Vorjahren,  erteilten  wir  auch  in  dem  Berichts- 
jahre zahlreiche  Auskünfte  an  Grerichte  und  andere  Behörden. 
Die  Auskünfte  betrafen  insbesondere: 

Eechts Verhältnisse  der  Handlungsgehilfen,  der  Ingenieure, 
der  Agenten  und  Makler,  Fragen  des  Aktienrechts,  des  Bank- 
und  Börsen  Wesens,  des  Wechsel  Verkehrs,  das  Hypotheken  wesen, 
den  Getreide-  und  Mehlhandel,  den  Handel  mit  Vieh,  Fleisch, 
Butter  »und  Eiern,  die  Gebräuche  im  Handel  mit  Holz,  Kohlen  und 
Koks,  mit  Steinen,  den  Maschinen-  und  Eisen warenhandel,  den 
Chemikalien-  und  Dtrogenhandel,  den  Handel  in  Porzellan,  Woll- 
wlaren,  Garnen,  die  Konfektion,  die  Handschuh-  und  Gürtel- 
branche, den  Handel  mit  Partie-  und  Kurzwaren,  Spedition  und 
Schiffahrt,  den  Buchhandel,  den  Handel  in  Silber-  und  Gold- 
waren, das   Patentwesen  u.   a.   m. 

Am  11.  Juni  1906  haben  wir  ein  den  Handel  mit  Tuchen 
betreffendes  Gutachten  erstattet,  in  dem  wir  feststellten,  daß 
eingehende  Stoffe  vom  Käufer  nicht  in  ihrer  ganzen  Länge  geprüft, 
daß  vielmehr  nur  einige  Meter  zur  Durchsicht  aufgeschlagen 
und  aufgerollt  werden.  Stellen  sich  dann  später  im  ferneren 
Lauf  des  Stückes  Fehler  heraus,  die  bei  den  ersten  Metern 
nicht  erkennbar  waren,  so  können  diese  Fehler  auch  später  noch 
gerügt  werden.  Da  dieses  Gutachten  in  den  Kreisen  der  Fabri- 
kanten Widerspruch  gefunden  hatte,  ersuchte  uns  die  Handels- 
kammer zu  Kottbus,  die  der  Meinung  war,  daß  die  Stücke 
vollständig  aufgerollt  und  untersucht  werden  müssen,  um 
eine  Nachprüfung,  die  zwar  erfolgte,  uns  aber  keine 
Veranlassung  bot,  von  unserem  Gutachten  abzugehen.  Nun- 
mehr setzte  sich  die  Handelskammer  zu  Kottbus  mit 
den  übrigen  deutschen  Handelskammern  in  Verbindung  und 
fand  in  der  Tat  für  ihren  Standpunkt  bei  einer  B>eihe  von  Han- 
delsvertretungen, u.  a.  bei  der  Handelskammer  in  Berlin,  der 
Potsdamer  Handelskammer  (Sitz  Berlin)  und  besonders  bei  den- 
jenigen Kammern,  in  denen  Fabrikanteninteressen  vertreten 
waren  (Plauen,  Greiz,  Sagan,  Sorau,  Gera),  Unterstützung.  Eine 
ganze  Anzahl  anderer  angesehener  Handelskammern  (u.  a.  Ham- 
burg, Frankfurt  a.  M.,  Lübeck,  Stettin,  Magdeburg,  Mannheim, 
Köln,  Braunschweig,  Bochum,  Görlitz,  Landeshut,  Brom- 
berg) vertraten  indes  unseren  Standpunkt.  Die  Handelskammer 
zu  Kottbus  lud  darauf  zu  einer  Aussprache  über  die  Meinungs- 
verschiedenheiten ein,  die  am  10.  Mai  d.  J.  zu  Berlin 
stattfand.  Es  wurde  geltend  gemacht,  daß  ein  Handels- 
gebrauch, wie  wir  ihn  bekundeten,  nicht  bestehen  könne, 
weil  zu  einem  Handelsbrauch  die  Uebereinstimmung  von  Käufer 
und  Verkäufer  gehörte,  während  im  vorliegenden  Falle  die  Fa- 
brikanten unser  Gutachten  nicht  anerkannten.    Dem  wurde  ent- 
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gegen  gehalten,  daß  die  Frage,  in  welchem  Umfange  eine  Ware 
vom  Käufer  zu  untersuchen  ist,  sich  gemäß  §  377  HGB.  nach 
dem  ordnungsmäßigen  Geschäftsgange  des  Käufers  bestimme,  und 
für  die  Frage,  was  im  ordnungsmäßigen  Geschäftsgange  des 
Käufers  tunlich  ist,  die  Meinung  der  Fabrikanten  ebensowenig 
maßgebend  sein  könne,  wie  es  die  Ansicht  der  Händler  ist,  wenn 
der  ordnungsmäßige  Geschäftsgang  beim  Fabrikanten  in  Frage 
steht.  Gegen  eine  Abstimmung  protestierten  wir,  weil  nur  zu 
einer  Aussprache  über  die  Meinungsverschiedenheiten  und  nicht 
zu  einer  Stellungnahme  eingeladen  war.  Die  Versammlung,  an  der 
in  der  Hauptsache  nur  Fabrikanten  vereine  und  Vertreter  der  an  der 
Fabrikation  besonders  interessierten  Handelskammern  teilnahmen, 
beschloß  jedoch  mit  19  Stimmen  —  gegen  1  Stimme  und  5  Stimmen- 
enthaltungen —  eine  Resolution,  dahingehend,  „daß  im  Verkehr 
zwischen  Fabrikanten  und  Abnehmern,  betreffend  Reklamation 
und  Bemängelung  der  Ware,  ein  Handelsgebrauch  nicht  besteht." 

Im  Laufe  des  Berichtsjahres  sind  von  uns  revidierte  Be- 
dingungen für  den  Berliner  Leder-,  Häute-  und  Felle-Handel  in 
gemeinschaftlicher  Arbeit  mit  den  beiden  anderen  im  Korporations- 
bezirke wirkenden  Handelsvertretungen,  der  Handelskammer  zu 
Berlin  und  der  Potsdamer  Handelskammer,  Sitz  Berlin,  festge- 
legt worden.  Zugleich  mit  diesen  Bedingungen  wurde  eine  neue 
Schiedsgerichts-Ordnung  in  Kraft  gesetzt. 

In  dem  Berichtsjahre  ist  die  Frage  der  Schaffung  einer  Aus- 
kunftsstelle für  internationales  Recht  praktisch  geworden.  Die 
zunehmende  Intemationalisierung  des  Handels  und  der  Industrie 
bringt  naturgemäß  eine  Mehrung  der  Fälle  internationaler  Rechts- 
kollisionen mit  sich.  Sowohl  Gerichte  wie  Anwälte  werden  vor 
die  Frage  gestellt,  wie  der  einzelne  Streitfall  nach  ausländischem 
Recht  zu  beurteilen  ist,  wie  die  Rechtsverfolgung  im  fremden 
Recht  sich  gestaltet,  wie  die  Kosten  der  Prozeßführung  sich  stellen 
und  dergl.  Ebenso  wichtig,  wie  für  den  einzelnen  Kaufmann  und 
Industriellen,  erweist  sich  die  Kenntnis  des  fremden  Rechts  für 
unsere  Gesetzgebung  überhaupt.  Es  kann  heute  kein  Gesetz  mehr 
gemacht  werden  ohne  die  genaueste  Prüfung  der  analogen  Ver- 
hältnisse in  anderen  Ländern.  Die  bisherigen  Behelfe  sind  un- 
zureichend, denn  unter  den  Anwälten  und  Richtern  gibt  es  nur 
^wenige,  die  völligen  Einblick  in  die  Gesetzgebung  fremder 
Staaten  besitzen,  und  die  Erkundigungen  bei  dem  auswärtigen 
Konsul  führen  sehr  oft  nicht  zum  Ziel,  da  der  Konsul 
die  betreffende  Frage  unmöglich  beherrschen  kann  und  sich 
seinerseits  wieder  an  einen  Rechtsanwalt  wenden  muß.  Eben- 
sowenig ausreichend  sind  die  sogenannten  internationalen 
Rechtsbureaus,  deren  Zuverlässigkeit  nicht  immer  zu  kon- 
trollieren ist.  Nachdem  zunächst  der  Zentral  verband  deutscher 
Industrieller  sich  mit  der  Einrichtung  einer  Auskunt'tss teile 
beschäftigt   hatte,    erging    von    dieser    Seite    an    den    Deutschen 


I 


III.   Privatrecht  und   Rechtspflege.  419 

Handelstag  die  Anregung,  sich  an  diesem  Institut  zu  beteiligen. 
Der  Handelstag  liat  dahin  Stellung  genommen,  daß  er  sich  an 
dieser  Auskunftsstelle  unter  der  Voraussetzung  beteiligen  wolle, 
daß  sie  auf  neutralem  Boden  stehe  und  dem  Deutschen  Handels- 
tage eine  seiner  Bedeutung  entsprechende  Stellung  in  ihr  einge- 
räumt werde.  Vom  Handelstag  wurde  sodann  eine  entsprechende 
Umfrage  bei  den  Handelsvertretungen  veranstaltet,  die  wir  dahin 
beantworteten,  daß  wir  uns  grundsätzlich  bereit  erklärten,  zu 
•den  Kosten  der  Auskunftsstelle  beizutragen. 

Bescheinigungen     über     Eintragungen     ins     Handelsregister      Benutzung:  des 
werden   in   zwei  verschiedenen   Formen  erteilt:  registers. 

1.  in  Form  vollständiger  ^Abschriften  (§  9  des  Handels- 
gesetzbuchs); 

2.  in  Form  von  Zeugnissen  über  die  Eintragung  des 
Vorstandes  einer  Aktiengesellschaft,  der  Befugnis  zur  Ver- 
tretung einer  offenen  Handelsgesellschaft,  einer  Kommanditge- 
sellschaft, einer  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  und  einer  Ge- 
sellschaft mit  beschränkter  Haftung  (§  33  der  Grundbuchordnung). 

Während  die  umfangreichen  Abschriften  meist  der  Ueber- 
sichtlichkeit  entbehren,  sind  die  an  zweiter  Stelle  genannten 
Zeugnisse  im  Verkehr  beKebt  und  in  der  Regel  durchaus  ge- 
eignet, den  Bedürfnissen  zu.  genügen.  Der  weiteren  Benutzung 
steht  nur  der  Umstand  entgegen,  daß  die  Gerichte  zu  ihrer 
Erteilung  nicht  allgemein,  sondern  nur  für  Grundbuchzweckie 
verpflichtet  sind,  und  daß  es  zweifelhaft  erscheint,  ob  auch  für 
andere  als  die  genannten  Verhältnisse,  z.  B.  über  die  Person  des 
Alleininhabers  einer  Firma,  derartige  Bescheinigungen  erteilt 
werden  müssen.  Freilich  sind  die  Parteien  in  der  Lage,  be- 
glaubigte Auszüge  aus  dem  Handelsregister  zu  fordern. 
Indes  ist  die  Möglichkeit,  solche  Auszüge  zu  erhalten,  nicht 
allgemein  bekannt;  und  ihr  Gebrauch  wird  auch  nicht  der-. 
art  gefördert,  wie  das  sowohl  im  Interesse  der  Justiz- 
verwaltung als  im  Interesse  des  Verkehrs  erwünscht  erscheint. 
Besonders  kommt  der  Umstand  in  Betracht,  daß  die  Gebühren 
für  Auszüge  und  Zeugnisse  nicht  niedriger  sind,  als  die  für  voll- 
ständige Abschriften,  nämlich  je  nach  der  Gewerbesteuerklasse 
bis  zu  10  Mk. 

Aus  diesen  Gründen  haben  wir  am  1.  Februar  1909  an  den 
-Justizminister  das  Ersuchen  gerichtet: 

1.  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  Gerichtsschreiber  der  Ee- 
gistergerichte  in  geeigneten  Fällen  die  Beteiligten  auf  die  Mög- 
lichkeit verweisen,  Zeugnisse  bzw.  Auszüge  aus  dem  Handels- 
register statt  vollständiger  Abschriften  zu  fordern; 

2.  auf  die  Gerichte  dahin  zu  wirken,  daß  sie  von  ihrer 
Befugnis,  Zeugnisse  über  die  Vertretungsverhältnisse  einer  Firma 
^uch  zu  anderen  Zwecken  als  für  das  Grundbuch  zu  erteilen, 
in  möglichst  weitem  Umfange  Gebrauch  machen; 
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3.  füi'  eine  Herabsetzung  der  Gebühren  in  den  Fällen  Sorge 
zu  tragen,  in  denen  Zeugnisse  oder  Auszüge  aus  dem  Handels- 
register lediglich,  über  die  Firmen,  deren  Sitz  sowie  die  Inhaber 
und  deren  Vertreter  erteilt  werden. 

Auf  unsere  Eingabe  hat  der  Justizminister  am  17.  März  19CK> 
den  Bescheid  erteilt,  daß  er  von  einer  Einwirkung  auf  die  Re- 
gistergerichte in  dem  Sinne,  daß  sie  auch  in  anderen  als  den 
gesetzlich  bestimmten  Fällen  Bescheinigungen  aus  dem  Handels 
register  erteilen,  absehen  müsse.  Ein  Bedürfnis  nach  Erlaß  einer 
Vorschrift,  daß  die  Gerichtsschreiber  die  Beteiligten  auf  die 
Möglichkeit  der  Erteilung  von  auszugsweisen  Abschriften  und 
in  den  gesetzlich  vorgesehenen  Fällen  auf  die  Möglichkeit 
der  Erteilung  von  Zeugnissen  aufmerksam  zu  machen  haben, 
sei  nicht  dargetan,  und  es  werde  der  Prüfung  anheim- 
gestellt,  ob  etwa  Anlaß  vorliege,  an  die  kaufmännischen  Kreise- 
in Fachzeitschriften  einen  entsprechenden  Hinweis  zu  richten. 
Was  schließlich  die  Normierung  der  für  Abschriften  und 
Zeugnisse  aus  dem  Handelsregister  zu  erhebenden  Gebühren  an- 
langt, so  würde  diese  Frage  nur  bei  einer  etwaigen  Revision  des. 
Preußischen  Gerichtskostengesetzes  in  Erwägung  gezogen  werden 
können. 

Wir  haben  den  Sachverhalt  durch  unsere  Korrespondenz  be- 
kann tgemacht  und  darauf  hiagewiesen,  daß  die  Erteilung  von 
Auszügen  an  Stelle  der  vielfach  unübersichtlichen  vollständigen 
Abschriften  beantragt  werden  könne.  Wir  verkennen  indes  nicht, 
daß  die  Gerichtsschreiber,  die  mit  den  Gesuchstellern  in  unmittel- 
bare Berührung  kommen,  die  geeignete  und  im  Hinblick  auf  die 
Ersparung  von  Schreibarbeit  auch  die  berufenste  Stelle  zu  solchen 
Hinweisen  sind.  In  wirksamer  Weise  werden  unsere  Bestrebungen 
freilich  erst  durch  eine  wesentliche  Herabsetzung  der  Gebühren 
für  Auszüge  aus  dem  Handelsregister  erfüllt  werden  können. 

Nach  §  91  HGB.  kann  der  Handlungsagent  bei  der  Abrech- 
nung mit  dem  Geschäftsherrn  über  seine  Provisionsaasprüche 
die  Mitteilung  eines  Buchauszuges  über  diejenigen  Geschäfte 
verlangen,  von  denen  er  Provision  zu  fordern  hat.  Man  hat  bei 
Erlaß  des  Handelsgesetzbuchs  davon  abgesehen,  im  Falle  eiaes 
Streites  über  die  Vollständigkeit  und  Richtigkeit  des  Buchauszuges 
dem  Agenten  ein  generelles  Recht  auf  Vorlegung  der  Geschäfts- 
bücher zu  gewähren;  es  wurde  vielmehr  als  ausreichend  ange- 
sehen, daß  nach  §  45  HGB.  der  Kaufmann  seine  Geschäftsbücher 
unter   folgenden    Voraussetzungen   vorzulegen   hat: 

1.  Es  muß  bereits  ein  Rechtsstreit  anhängig  sein; 

2.  die   Vorlage  muß   vom  Gericht  angeordnet  werden; 

3.  die  Anordnung  hängt  vom  richterlichen  Ermessen  ab. 
Gegenüber  dieser  Rechtslage  hat  der  Verband  reisender  KLauf- 

leute  Deutschlands  die  Forderung  erhoben,  daß  den  Handlungs- 
agenten  ein    vom   richterlichen    Ermessen   nicht   abhängiger   An- 
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?pruch  auf  Vorlage  der  Gescliäftsbüclier  in-  und  außerhalb  des 
Kechtsstreites  zustehen  solle.  Der  Zentralverband  deutscher 
Handlungs-Agentenvereine  hat  ebenfalls  zu  dieser  Frage  Stellung 
genommen,  beschränkte  sich  jedoch  auf  die  Forderung,  daß  der 
Anspruch  der  Handlungsagenten  nicht  vom  richterlichen  Er- 
messen abhängig  sein  solle,  während  es  bei  dem  Eechtszustande 
ijleiben  solle,  daß  die  Vorlegung  nur  innerhalb  des  Prozesses  zu 
^•eschehen  hat.  Auf  Grund  der  Beratungen,  die  in  unserer 
Ständigen  Deputation  für  das  Agenturgewerbe  und  in  den  beiden 
K'orp'orationsausschüssen  stattgefunden  haben,  waren  wir  der 
Meinung,  daß  das  Verlangen,  wonach  die  Handelsbücher  des  Ge- 
schäftsherrn zur  Prüfung  des  erteilten  Buchauszuges  auch  außer- 
halb des  Eechtsstreites  vorzulegen  sind,  ein  unberechtigtes  ist, 
während  im  Prozeß  ein  solches  Verlangen  dann  als  berechtigt 
angesehen  werden  muß,  wenn  Grund  zu  der  Annahme  besteht, 
(laß  der  Buchauszug  nicht  mit  der  ordentlichen  Sorgfalt  her- 
gestellt worden  ist.  Während  jedoch  vielfach  die  Meinung  dahin 
ging,  daß  auf  Grund  der  Vorschrift  des  §  45  HGB.  schon  heute 
die  Vorlegung  der  Geschäftsbücher  unter  der  erwähnten  Voraus- 
setzung angeordnet  ^vird,  waren  andere  Meinungen  vertreten,  daß 
die  Kechtsprechung  in  ihren  Anforderungen  an  die  Voraus- 
setzungen für  die  Vorlegung  von  Geschäftsbüchern  strenger  ist 
imd  die  Vorlegung  der  Geschäftsbücher  nur  zum  Nachweis  des 
Abschlusses  bestimmter  von  Agenten  bezeichneter  Geschäfte  an- 
geordnet wird.  Wir  haben,  um  die  Frage  zu  klären,  den  Zentral- 
verband deutscher  Handlungsagentenvereine  ersucht,  richterliche 
Urteile  zu  beschaffen,  in  denen  die  Anordnung  an  den  Gesohäfts- 
herrn,  seine  Geschäftsbücher  vorzulegen,  nicht  erlassen  wurde, 
obwohl  Grund  zu  der  Annahme  bestand,  daß  der  erteilte  Bucli- 
auszug  nicht  mit  der  erforderlichen  Sorgfalt  hergestellt  war. 

Die  Bestrebungen  zur  Vereinheitlichung  der  verschiedenen  weit-wechse; 
in  den  Kulturstaaten  geltenden  Wechselrechte  gehen  weit  ztirück. 
Nachdem  im  Jahre  1847  die  Bewegung,  die  auf  Beseitigung 
der  Rechtszerrissenheit  in  Deutschland  zielte,  einen  glänzenden 
Erfolg  gehabt  hatte,  indem  56  verschiedene  Wechselordnungen 
zu  einem  einheitlichen  Eecht  vereinigt  wurden,  ist  ein 
nennenswerter  Forschritt  auf  diesem  Gebiete  nicht  mehr  zu  ver- 
zeichnen gewesen,  obwohl  sich  hochangesehene,  aus  Juristen  und 
Kaufleuten  bestehende  Vereinigungen  seit  den  siebziger  Jahren 
mit  Ernst  und  Entschiedenheit  der  Frage  zuwandten.  Die  Inter- 
national Law  Association  stellte  in  den  sog.  Bremer  Regeln  in 
den  Jahren  1875 — 1878  Grundzüge  für  ein  einheitliches  Yv^echsel- 
recht  auf,  und  das  Institut  de  droit  international  hat  in  den 
Jahren  1875/78  sogar  einen  Gesetzentwurf  ausgearbeitet,  der 
als  Grundlage  für  ein  einheitliches  Weltwechselrecht  hätte  dienen 
können.  In  den  achtziger  Jahren  wurde  dann  die  Frage  des 
Weltwechselrechts     zum    Gegenstand    internationaler    Verhand- 
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lungen  gemaclit,  die  im  Jahre  1885  und  1888  zwei  Entwürfe  zir. 
einem  Weltwecliselrecht,  den  sogenannten  Antwerpener  und 
Brüsseler  Entwurf,  zum  Ergebnis  hatten.  Eine  praktische  Wir- 
kung  hatten    alle   diese    Schritte   nicht. 

Wenn  die  Anträge,  die  von  der  Veroneser  Handelskammer 
im  Jahre  1905  auf  dem  internationalen  Handelskammerkongreß 
zu  Lüttich  im  Hinblick  auf  die  Schaffung  des  Weltwechselrechts 
gestellt  wurden,  nicht  wieder  im  Sande  verlaufen  sollten,  mußte  eine 
breitere  Grundlage  für  die  kommenden  Verhandlungen  geschaffen 
werden.  Wir  glauben  das  Verdienst  in  Anspruch  nehmen  zu  dürfen,, 
daß  wir  in  Erkenntnis  dieser  Tatsache  eine  solche  Grundlage  in  den 
Arbeiten  geschaffen  haben,  die  in  unserem  Auftrage  Herr  Kammer- 
gerichtsrat Dr.  Felix  Meyer  verfaßt  hat.  Für  die  Fortsetzung 
der  Beratungen  des  Lütticher  Kongresses  über  Weltwechselrecht 
auf  dem  internationalen  Handelskammerkongreß  zu  Mailand  im 
Jahre  1906  legten  wir  zunächst  eine  Denkschrift  vor:  „Welt- 
wechselrecht, die  Verschiedenheiten  der  geltenden  Wechselrechte 
und  deren  Vereinheitlichung."  Wir  begnügten  uns  jedoch  nicht 
damit,  daß  wir  in  dieser  Denkschrift  den  Nachweis  der  praktischen 
Durchführbarkeit  der  Idee  führten,  sondern  traten  an  die  deutsche 
Keichsregierung  mit  dem  Ersuchen  heran,  die  Einberufung  einer 
internationalen  Konferenz  herbeizuführen,  in  der  die  Grundlagen 
für  die  Schaffung  eines  übereinstimmenden  Weltwechselrechtes- 
herg^estellt  werden  sollten.  Wir  hatten  die  Freude  zu  sehen, 
daß  unsere  Bestrebungen  einen  fruchtbaren  Boden  fanden,  und 
daß  im  September  1908  die  niederländische  Kegierung  auf  das- 
Ersuchen  der  deutschen  und  der  italienischen  B/egierung  daran 
ging,  die  Einberufung  einer  internationalen  Konferenz  in  die 
Wege  zu  leiten.  Die  mit  den  Vorarbeiten  betraute  niederländische 
Staatskommission  für  internationales  Privatrecht  arbeitete  einen 
Fragebogen  aus,  der  den  E/Cgierungen  mit  der  Einladung  über- 
sandt  wurde.  Fast  überall  wurde  die  Einladung  der  nieder- 
ländischen Eegierung  zu  der  Konferenz  günstig  aufgenommen. 
—  Um  eine  internationale  Konferenz  wirksam  vorzubereiten, 
erschien  es  uns  wichtig,  in  großem  Bahmen  das  Material  für 
die  Vereinheitlichung  des  Wechselrechts  herbeizuschaffen.  Wir 
haben  deshalb  Herrn  Kammergerichtsrat  Dr.  Felix  Meyer  er- 
sucht, ein  zweites  Werk  auszuarbeiten,  das  unter  dem  Titel: 
„Das  Weltwechselrecht,  im  Auftrage  der  Aeltesten  der  Kauf- 
mannschaft von  Berlin  verfaßt  von  Dr.  Felix  Meyer*',  im  Verlage 
der  A.  Deichertschen  Verlagsbuchhandlung  Nachf.  (Georg 
Böhme)  zu  Leipzig  im  Berichtsjahre  erschienen  und  als  Grundlag-e 
für  die  Beratungen  der  Konferenz  von  der  allergrößten  Bedeutung 
ist.  Die  Arbeit,  die  als  ein  Standard  work  des  internationalen 
Wechselrechts  zu  bezeichnen  ist,  besteht  aus  zwei  Teilen,  deren 
erster  eine  umfassende  systematische  Darstellung  des  gesamten,. 
zurzeit  geltenden  Wechselrechts  auf  rechtsvergleichender  Grund- 
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läge  enthält;  bei  den  einzelnen  Streitfragen  ist  unter  eingehender 
Berücksichtigung  der  Literatur  und  Rechtsprechung  des  betreffen- 
den Landes  Stellung  genommen,  und  so  dem  Leser  ein  Einblick 
gewährt  in  die  Probleme,  die  es  bei  einer  Vereinheitlichung  des 
Wechselrechts  zu  lösen  gilt.  Der  zweite  Teil  zieht  die  prak- 
tischen Folgerungen  aus  dem  in  dem  ersten  Teil  gesammelten 
Material,  indem  er  einen  Entwurf  eines  Welt  Wechselgesetzes  mit 
ausführlicher  Begründung  bringt,  der  den  künftigen  Beratungen 
zugrunde  gelegt  werden  soll  und  sie  in  hervorragendem  Maße  er- 
leichtert. 

Bei  der  Bedeutung,  welche  die  Frage  eines  Weltwechselrechts 
für  den  gesamten  Kaufmannsstand  hat,  glaubten  wir  es  den 
Mitgliedern  unserer  Korporation  schuldig  zu  sein,  ihnen  einen 
ü eberblick  über  den  Stand  der  Frage  und  über  unsere  Mitarbeit 
daran  zu  geben.  Herr  Kammergerichtsrat  Dr.  Felix  Meyer  hat 
in  einem  Vortrage:  „Der  Weg  zum  Weltwechselrecht  und  die 
Haager  Konferenz"  am  4.  Febr.  d.  J.  in  der  Aula  unserer  Handels- 
hochschule die  Ergebnisse  seiner  wissenschaftlichen  Forschungen 
und  den  gegenwärtigen  Stand  der  auf  die  Vereinheitlichung 
gerichteten  Bewegung  den  Mitgliedern  der  Korporation  der 
Kaufmannschaft  von  Berlin  dargelegt.  Der  Vortragende  gab 
zunächst  einen  Rückblick  über  die  Entwicklung,  welche  die 
Idee  der  Vereinheitlichung  des  Wechselrechts  genommen  hat, 
und  führte  weiter  aus,  daß  die  Frage  des  Weltwechsel- 
rechts zu  gemeinsamer  internationaler  Behandlung  reif  geworden 
ist,  was  die  AnnäJierung  der  Wechselgesetz©  der  verschiedenen 
Nationen  zueinander  zeige.  Die  bestehenden  Verschieden- 
heiten betreffen  meist  Fragen  zweiter  und  dritter  Ordnung. 
Nur  Lehrmeinungen  und  Rechtsprechung  haben  hier  und  da 
tiefere  Unterschiede  hervorgerufen.  In  einer  Rundschau  über 
das  geltende  Recht  wurde  gezeigt,  wie  die  drei  grundlegenden 
n^esetze  von  Frankreich,  Deutschland  und  England  in  mehr  oder 
minder  modifizierter  Gestalt  von  Volk  zu  Volk  gewandert  sind, 
und  wie  auch  der  Boden  in  den  um  ihren  Eintritt  in  die  völker- 
rechtliche Gemeinschaft  ringenden  großen  mohammedanischen  und 
asiatischen  Staaten  für  die  Aufnahme  eines  einheitlichen  Wechsel- 
rechtes vorbereitet  ist.  Im  einzelnen  wurden  dann  die  Haupt- 
bediagungen  für  eine  erfolgreiche  Arbeit  der  Haager  Konferenz 
dargelegt,  wobei  als  fundamentalste  Erfordernisse:  der  gute 
Wille  und  eiu  wohlwollendes  Entgegenkommen  der  maß- 
gebenden Kreise,  sachgemäße  Beschränkung  des  Stoffes,  Be- 
freiung von  dem  starren  Festhalten  an  einem  bestimmten  vor- 
handenen Gesetz  und  von  überflüssigem  Formalismus,  die  Aus- 
stattung der  aus  Juristen  und  Kaufleuten  zu  bildenden  Konferenz 
mit  den  genügenden  rechtsvergleichenden  Materialien  und  einem 
eingehend  motivierten  Entwurf  bezeichnet  wurden.  Vorher  sollen 
nach  dem  Vorschlage  des  Redners  Kommissionen  in  den  einzel- 
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nen  Ländera  zur  Beratung  des  Entwurfs  zrusammentreten. 
Von  größter  Wichtigkeit  aber  erachtete  der  Redner,  daß 
auch  England  für  eine  völlige  Vereinheitlichung  des  Wechsel- 
gesetzes  gewonnen  wird.  Bisher  neigt  man  daselbst  nur  zu  der 
partiellen  Unifikation.  Die  trennenden  Punkte  aber  sind  nach 
der  Ansicht  des  Vortragenden  von  wenig  erheblicher  Bedeutung. 
Wenn  sich  hiernach  auch  ergibt,  daß  noch  manche  Schwierig- 
keiten zu  überwinden  sein  werden,  so  hegen  wir  doch  für  das  Zu- 
standekommen eines  einheitlichen  Rechts  die  besten  Hoffnungen. 
Denn  es  ist  eine  innere  Notw^endigkeit,  daß  dem  völkerverbindenden 
Verkehr  wenigstens  für  den  Wechsel,  der  eines  seiner  wichtigsten 
Mittel  ist,  auch  ein  die  Völker  verbindendes  Recht  folgt,  damit  der 
Zustand,  daß  ein  der  natürlichen  Auffassung  nach  einheitliches 
Gebilde,  wie  der  Wechsel,  in  so  viele  Formen  zersplittert  wird, 
als  es  Gesetzgeber  auf  der  Erde  gibt,  ein  Ende  nimmt. 

Auf  unsere  Anregung  hatte  sich  der  Ausschuß  des  Deut- 
schen Handelstags  am  3.  Dez.  1906  mit  der  Frage  des  inter- 
nationalen Wechselrechts  beschäftigt  und  beschlossen,  eine  Sonder- 
kommission einzusetzen,  die  auf  Grund  des  in  unserem  Auftrag  zu 
verfassenden  Werkes  des  Herrn  Kammergerichtsrat  Dr.  Meyer  eine 
eingehende  Bearbeitung  der  Frage  vorzunehmen  hat.  iSTachdem 
dieses  Werk  nunmehr  erschienen  ist,  trat  die  Sonderkommission, 
zu  der  wir  das  Mitglied  des  Kollegiums,  Herrn  Kommerzienrat 
Max  Richter,  und  unseren  Syndikus,  Herrn  Prof.  Dr.  Apt,  dele- 
giert hatten,  am  30.  Nov.  1909  zusamlnen.  In  dreitägigen  Be- 
ratungen stimmte  sie  dem  von  Kammergerichtsrat  Meyer  aus- 
gearbeiteten Entwurf  mit  einer  Reihe  von  Vorbehalten  und 
Aenderungen  zu. 
siche^^ng:  der  Im  Jahre  19071)  haben  wir  über  den  Entwurf  eines  Gesetzes 

forderuagen.  zur  Sicherung  der  Bauforderungen  berichtet,  der  dem  Reichstag 
am  29.  April  1907  vorgelegt  worden  war.  Wir  haben  dort  aus- 
führlich die  Schäden  erörtert,  die  wir  von  dem  Inkrafttreten 
dieses  Entwurfs  für  das  Baugewerbe  befürchteten,  und  haben 
auf  die  Eingabe  hingewiesen,  die  wir  auf  Grund  der  Beratungen 
in  einer  von  uns  einberufenen  Versammlung  von  Delegierten  sämt- 
licher Bauhandwerkervereinigungen  Berlins  und  der  Vororte  an 
den  Reichskanzler  und  Reichstag  gerichtet  haben.  Unser  Wider- 
spruch gegen  den  Gesetzentwurf  hatte  keinen  Erfolg.  Mit  einer 
Reihe  von  Abänderungen  wurde  er  als  Gesetz  über  Sicherung 
von  Bauforderungen  vom  1.   Juni  1909  verkündet. 

Die  wesentlichste  Aenderung  gegenüber  dem  Entw^urf  war 
die  Einfügung  eines  Abschnitts  über  allgemeine  Sicherungsmaß- 
regeln, der  seit  dem  21.  Juni  1909  in  Kraft  ist  und  unter  An- 
drohung  von   Strafen    die    folgenden    Verpflichtungen   festsetzt : 

1.   Bei  Neubauten  die   Verpflichtung   des  Bauleiters,   an 
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leicht  sichtbarer  Stelle  einen  Anschlag  anzubringen,  der  den 
Stand,  den  Familiennamen  und  einen  Vornamen,  sowie  den  "Wohn- 
ort des  Eigentümers  und  des  Unternehmers  enthalt-en  muß ;  bei 
einer  Firma  ist  der  Niederlassungsort   anzugeben. 

2.  Bei  Neubauten  und  für  den  Fall,  daß  Baugeld 
gewährt  wird,  auch  bei  Umbauten  die  Verpflichtung 
zur  Führxing  eines  Baubruchs  für  denjenigen,  der  die  Herstellung 
eines  Neu-  oder  Umbaues  übernimmt,  sofern  er  Baugewerbe- 
treibender ist  oder  sich  Baugeld  gewähren  läßt. 

3.  Die  Verpflichtung  des  Empfängers  von  Baugeld,  das  Bau- 
geld zur  Befriedigung  der  Personen,  die  an  der  Herstellung  des 
Baues  beteiligt  sind,   zu  verwenden. 

Der  zweite  Abschnitt  des  Gesetzes  betrifft  die  dingliche 
Sicherung  der  Bauforderungen  und  enthält  im  wesentlichen  die- 
jenigen Vorschriften,  die  den  Inhalt  des  von  den  Regierungen 
dem  Reichstag  vorgelegten  Gresetzentwurfes  bildeten.  Der  Ab- 
schnitt gilt  nicht  für  das  ganze  Deutsche  Reich,  sondern  nui^ 
für  diejenigen  Gemeinden,  für  die  eine  landesherrliche  Verordnung 
die  Anwendung  des  Abschnittes  angeordnet  hat.  Für  den  Fall 
einer  solchen  Anordnung,  die  bisher  noch  nicht  erfolgt  ist, 
gilt  folgendes: 

Sofern  nicht  für  ein  Drittel  der  voraussichtlichen  Baukosten 
vor  Baubeginn  Sicherheit  geleistet  wird,  muß  zur  Sicherung  des 
Ranges  der  für  die  Baugläubiger  einzutragenden  Hypothek  ein 
Bauvermerk  ins  Grundbuch  eingetragen  werden.  Es  muß  dann 
der  Baustellenwert  und  die  Höhe  der  dem  Bauwerk  vorangehenden 
oder  ihm  gleichstehenden  Belastungen  festgestellt  werden,  und 
es  darf  die  Bauerlaubnis  seitens  der  Baupolizeibehörde  nur  erteilt 
werden,  wenn  die  dem  Bau  vermerk  vorgehenden  oder  ihm  gleich- 
stehenden Belastungen  drei  Vierteile  des  Baustellen- 
wertes  nicht  übersteigen,  oder  wenn  in  Höhe  des  Ueberschusses 
Sicherheit  geleistet  ^vird;  bei  den  dem  Bauvermerk  gleich- 
stehenden Belastungen  ist  die  Sicherheit  nur  insoweit  zu  leisten, 
als  der  Betrag  dieser  Belastungen  ein  Viertel  des  Baustellen- 
wertes übersteigt.  Die  Feststellung  des  Baustellenwertes  erfolgt 
durch  das  Bauschöffenamt.  Nach  Fertigstellung  des  Baues  können 
die  Bauforderungen  der  Lieferanten,  Handwerker  und  Bauarbeiter 
angemeldet  werden.  Für  die  angemeldeten  und  anerkannten  oder 
bei  Gericht  glaubhaft  gemachten  Forderungen  wird  eine  Bau- 
hypothek eingetragen.  Bei  Unzuverlässigkeit  und  Unsicherheit 
des  Unternehmers,  dem  zunäclist  die  Bauarbeiten  oder  ein  Teil 
derselben  übertragen  sind,  ist  es  auch  möglich,  daß  die  sogenannten 
Nachmänner,  d.  h.  diejenigen,  denen  der  Unternehmer  die  Liefe- 
rungen und  Arbeiten  weiter  übertragen  hat,  die  Eintragung  ihrer 
Forderungen  ins  Grundbuch  verlangen.  Der  Bauhypothek  für 
Lohnrückstände  von  Bauarbeitern  gebührt  bis  zur  Höhe  des  auf 
zwei  Wochen  entfallenden  Lohnes  der  Vorrang  vor  den  übrigen 
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Bauforderungen.  Auf  Antrag  eines  Beteiligten  hat  das  Bau- 
schöffenamt eine  gütliche  Einigung  zu  vermitteln. 

Ein  Baugelddarlehen  erhält  den  Vorrang  vor  dem  Bauvermerk 
und  der  Bauhypothek  und  den  den  Bauforderungen  gleichstehenden 
Belastungen,  soweit  durch  eine  in  Anrechnung  auf  das  Baugeld 
geleistete  Zahlung  eine  Bauforderung  getilgt  oder  an  den  Eigen- 
tümer in  Höhe  einer  von  diesem  getilgten  Bauforderung  Zahlung 
geleistet  worden  ist.  Für  ein  Fünftel  des  Baugeldes  gilt  der  Vor- 
rang jedoch  nicht,  wenn  binnen  zwei  Wochen  seit  Beginn  der 
Frist,  innerhalb  deren  die  Baugläubiger  ihre  Forderungen  anzu- 
melden haben,  Widerspruch  von  einem  Baugläubiger  gegen  die 
AuszaJilung  erhoben  wird.  Auf  Antrag  des  Baugeldgebers  kann 
ein  Treuhänder  bestellt  werden.  Zahlungen,  die  durch  dessen  Ver- 
mittlung oder  auf  seine  Anweisung  hin  erfolgen,  gewähren  dem 
Baugeld  ohne  weiteres  den  Vorrang. 

Auf  die  Rechte,  die  den  Baugläubigern  durch  das  Gesetz 
gewährt  sind,  können  sie  in  der  Eegel  erst  nach  Fertigstellung 
oder  in  der  Zwangsversteigerung  verzichten. 

Der  geschäftsführende  Ausschuß  der  deutschen  Handwerks- 
und  Gewerbekammem  hat  die  sämtlichen  Handwerks-  und  Ge- 
werbekammem  ersucht,  unverzüglich  für  ihre  Bezirke  Erhebungen 
vorzunehmen  darüber,  ob  Mißstände  im  Baugewerbe  bestehen,  die 
ein  Inkrafttreten  des  zweiten  Abschnittes  des  Gesetzes  erforder- 
lich machen,  und  hat  sie  aufgefordert,  den  Bundesregierungen 
über  den  Ausfall  dieser  Erhebungen  zu  berichten.  Gegen- 
über diesen  Bestrebungen  glaubten  wir  unsere  Meinung  dahin 
äußern  zu  müssen,  daß  es  durchaus  verfrüht  sei,  im  gegen- 
wärtigen Augenblick  in  eine  Prüfung  der  Frage  einzutreten,  ob 
der  zweite  Abschnitt  des  Gesetzes  für  Berlin  in  Kraft  gesetzt 
werden  soll  oder  nicht.  Nachdem  die  allgemeinen  Sicheruags- 
maßregeln  des  Gesetzes  eben  erst  in  Kraft  gesetzt  sind,  nämlich 
der  Zwang,  Name,  Stand  und  Wohnort  des  Eigentümers  und 
des  Unternehmers  an  den  Neubauten  anzuschreiben,  die  Buch- 
führungspflicht der  Baugewerbetreibenden  oder  Baugeldempfänger 
und  die  Verpflichtung  des  Empfängers  von  Baugeld,  dasselbe  zur 
Befriedigung  der  Baugläubiger  zu  verwenden,  nachdem  ferner 
vor  nicht  zu  langer  Zeit  der  §  35  Absatz  5  der  Gewerbeordnung 
in  Kraft  getreten  ist,  der  die  Polizeibehörden  ermächtigt  und  ver- 
pflichtet, gegen  unzulässige  Unternehmer  und  Bauleiter  einzu- 
schreiten und  diesen  den  Betrieb  äu  untersagen,  erscheint  es  durch- 
aus angezeigt,  die  Erfahrungen  abzuwarten,  die  man  mit  diesen  Vor- 
schriften machen  wird.  Schon  heute  läßt  sich  sagen,  daß  z.  B.  die 
Vorschriften  über  den  Zwang  zur  Verwendung  des  Baugeldes  für 
die  Baugläubiger  eine  Aenderung  der  Gepflogenheiten  im  Baugeld- 
geschäft herbeigeführt  haben,  welche  die  Bestrebungen  zum  Schutze 
der  Handwerker  zu  fördern  wohl  geeignet  sind.  Es  wird  im  Bau- 
geldvertrag eine  Scheidung  der  geliehenen  Gelder  vorgenommen, 
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und  diejenigen  Beträge  werden  besonders  hervorgehoben,  die  aus- 
schließlich der  Bestreitung  der  Baukosten  dienen.  Ferner  weigern 
sich  seit  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  die  Bau- 
Geldgeber,  die  Abtretung  der  Ansprüche  auf  Auszahlung 
des  Baugeldes  zu  genehmigen.  Was  die  Vorschriften  der 
Gewerbeordnung  anlangt,  so  hat  der  Minister  für  Handel 
und  Gewerbe  und  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
im  Berichtsjahre  durch  Erlaß  vom  19.  April  1909  die  Polizei- 
behörden auf  die  einschlägigen  Vorschriften  hingewiesen  und  ihnen 
die  Entfernung  unzuverlässiger  Bauleiter  aus  dem  Baugewerbe 
zur  Pf  licht  gemacht.  Eine  abwartende  Stellung  erscheint  daher  um 
so  mehr  angezeigt,  als  sich  gerade  die  Baugewerbetreibenden,  denen 
die  dingliche  Sicherung  der  Bauforderungen  zugute  kommen  soll, 
in  Erkenntnis  der  schweren  Gefahren,  die  eine  derartige  Maß- 
regel mit  sich  bringt,  ganz  entschieden  gegen  den  Erlaß  einer 
solchen  Anordnung  sträuben. 

Am  30.  Okt.  1906  hatten  wir  uns  an  den  Deutschen  Handels-        Haftung;  des 
ta^   gewandt    und   es    für   wünschenswert   erklärt,    daß   ein   ein-  Beamten. 

stimmiges  Votum  der  deutschen  Handelskammern  über  die  Frage 
der  Haftung  des  Staates  für  den  Schaden,  der  von  seinen  Beamten 
bei  Ausübung  der  ihnen  anvertrauten  öffentlichen  Gewalt  zugefügt 
wird,  herbeigeführt  werde.  Dementsprechend  hat  sich  auch  der 
Deutsche  Handelstag  dahin  ausgesprochen,  daß  der  Staat  und  die 
sonstigen  juristischen  Personen  des  öffentlichen  Eechts  durch 
Eeichsgesetz  für  den  Schaden  verantwortlich  gemacht  werden  sollen, 
den  ihre  Beamten  einem  Dritten  durch  eine  in  Ausübung  der  ihnen 
anvertrauten  öffentlichen  Gewalt  zum  Schadenersatz  verpflich- 
tende Handlung  zufügten.  Diesen  Wünschen  des  Handelstages  ist  in- 
sofern entsprochen  worden,  als  einerseits  ein  preußisches  Gesetz 
über  die  Haftung  des  Staates  und  anderer  Verbände  für  Amts- 
pflichtverletzungen von  Beamten  bei  Ausübung  der  öffentlichen 
Gewalt  am  1.  Au^.  1909  erging,  das  seit  dem  1.  Okt.  1909  in 
Kraft  ist,  andererseits  dem  Reichstag  am  23.  Nov.  1909  ein  Ent- 
wurf über  die  Haftung  des  Reichs  für  die  Reichsbeamten  vorge- 
legt worden  ist.  Das  preußische  Gesetz  beschränkt  sich  auf  Pflicht- 
verletzungen preußischer  mittelbarer  und  unmittelbarer  Staats- 
beamten. Demnach  ist  den  Wünschen  des  Handelstages  insofern 
nicht  Rechnung  getragen  worden,  als  nicht  eine  einheitliche  Rege- 
lung für  die  Haftung  aller  Beamten  des  Deutschen  Reiches  einge- 
führt werden,  vielmehr  in  jedem  Bundesstaat  verschiedene  Regeln 
bestehen  sollen,  und  wenn  der  Gesetzentwurf,  der  dem  Reichstag  vor- 
gelegen hat,  sanktioniert  wird,  daneben  für  die  Reichsbeamten  noch 
eiD  besonderes  Recht  geschaffen  werden  soll.  Die  Verschieden- 
heit wird  sich  weniger  bei  Zuwiderhandlungen  der  Beamten 
gegen  Landesgesetze  bemerkbar  machen,  als  bei  ihren  Zuwider- 
handlungen gegen  Reichsgesetze ;  so  wird  z.  B.  die  Verantwortlich- 
keit   für  Delikte  von  Zollbeamten  verschieden  sein,    je  nachdem 
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eine  Ware  über  Hamburg  oder  Stettin,  über  die  ostpreußische 
oder  elsaß-lothringische  oder  die  bayerische  Grenze  eingeführt 
wird.  Ebenso  widerspruchsvoll  ist  es,  wenn  auf  dem  Gebiete  der 
Nahrungsmittelpolizei,  der  Seuchenpolizei,  auf  dem  Gebiete  der 
Eleischbeschau  usw.  der  Verkehr  verschieden  behandelt  wird,  je 
nachdem  die  auf  Grund  eines  und  desselben  Keichsgesetzes  ge- 
troffene polizeiliche  Maßnahme  in  Bayern,  Preußen,  Hessen  oder 
Sachsen  angeordnet  wurde. 

Die  Frage,  ob  die  Ausführung  eines  Reichsgesetzes  den  lleichs- 
behörden  überlassen  ist  oder  ob  sie  dem  einzelnen  Bundesstaat 
übertragen  wird,  ist  nicht  selten  eine  Frage  der  Zweckmäßigkeit 
des  einzelnen  Falles.  So  liegt  z.  B.  bei  kleinen  Versicherungs- 
vereinen die  reichsgesetzliche  Aufsicht  den  Landesbehörden  ob,  bei 
größeren  Versicherungs  vereinen  dem  Reichsversicherungsamt, 
so  daß  es  für  die  Beteiligten  die  Natur  eines  Zufalles  hat, 
ob  und  in  welcher  Art  sie  Ersatzansprüche  bei  Fehlgriffen  der 
Beamten  geltend  machen  können.  Wenn  die  verschiedenartige 
Regelung  der  Beamtenhaftung,  die  danach  für  ein  und  dieselbe 
Materie  gilt,  damit  gerechtfertigt  wird,  daß  eine  reichsgesetzliche 
Regelung  der  Beamtenhaftung  in  das  öffentliche  Recht  der 
Bundesstaaten  eingreife,  so  läßt  sich  dem  entgegenhalten,  daß, 
wenn  die  Bundesstaaten  dem  Reich  verfassungsmäßig  für  Ver- 
letzung der  Reichsgesetze  verantwortlich  sind,  es  nur  konsequent 
ist,  wenn  das  Reich  diese  Verantwortlichkeit  der  Staaten  auch 
auf  die  Haftung  für  di©  Beamten  erstreckt.  Dies  ist  bereits  im 
einzelnen  Fall  geschehen,  z.  B.  bei  der  Grundbuchordnung,  wo 
durch  Reichsgesetz  die  Haftung  des  Staates  für  die  Grundbuch- 
beamten verordnet  worden  ist.  Demzufolge  würden  wir  es  für- 
richtiger gehalten  haben,  wenn  nicht  nur  die  Haftung  des  Reichs 
für  die  Reichsbeamten,  sondern  auch  die  Haftung  der  Biindes- 
staaten  für  ihre  Beamten  einheitlich  festgestellt  werden  würde, 
soweit  es  sich  um  die  Ausführung  von  Reichsgesetzen  handelt. 

Die  am  1.  April  1910  in  Kraft  tretende  Novelle  zur  Zivil- 
prozeßordnung trägt  in  erfreulicher  Weise  den  meisten  Wünschen 
Rechnung,  die  wir  in  unserer  in  der  Korrespondenz  1907  S.  259 
abgedruckten  Stellungnahme  zur  Zivilprozeßreform  zum  Aus- 
druck gebracht  haben. 

Zunächst  sind  sämtliche  Vorschriften  des  den  Gegenstand 
unserer  damaligen  Stellungnahme  bildenden  Entwurfs  aufrecht 
erhalten  worden,  in  denen  wir  eine  Verbesserung  des  jetzigen 
Verfahrens  erblickt  haben,  nämlich  die  Erweiterung  der  Ferien - 
Sachen,  die  Zustellung  der  Ladungen  von  Amts  wegen  in  Amts- 
gerichtsprozessen, die  Vereinheitlichung  der  Einlassungsfrist  in 
größeren  Städten  mit  verschiedenen  Gerichtsbezirken,  die  Herbei- 
schaffung von  Beweismitteln  bereits  zu  dem  ersten  Verhandlungs- 
termin und  die  Verweisung  des  Rechtsstreites  bei  Unzuständigkeit 
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des  Amtsg^erichts  an  das  zuständige  Gericht  mittels  Besclilussies, 
an  Stelle   des  bisherigen  Urteils. 

Wir  haben  weiter  eine  Reihe  von  Vorschriften  des  Entwurfs 
als  Verschlechternngen  gegenüber  dem  bisherigen  Verfahren  be- 
zeichnet. Von  diesen  sind  zwei  in  das  Gresetz  nicht  anfgenommeii 
worden,  nämlich  die  Beschränkung  der  Beruf üngssnmme  bei  der  An- 
fechtung eines  amtsgerichtlichen  Urteils  auf  50  Mk.  und  die  Er- 
hebung einer  besonderen  Gebühr  für  den  vierten  (bei  Beweisauf- 
nahmen den  siebenten)  und  jeden  folgenden  Termin.  Die  von  uns 
gegen  die  vom  Entwurf  vorgeschlagene  Erhöhung  der  Zuständig- 
keit der  Amtsgerichte  auf  800  Mk.  geltend  gemachten  Bedenken, 
haben  insoweit  Berücksichtigung  gefunden,  als  die  Amtsgerichte 
nur  für  ein  Streitobjekt  bis  zu  600  Mk.  für  zuständig  erklärt  sind. 
Schließlich  hatten  wir  den  Wunsch  ausgesprochen,  es  möchte  die 
vorgeschlagene  Pauschalierung  der  Schreibgebühren  nicht  auf  die 
von  Amts  wegen  zu  erteilenden  Abschriften  und  Ausfertigungen 
beschränkt,  sondern  auf  alle  Abschriften  und  Ausfertigungen 
ausgedehnt  werden.  Dem  ist  insoweit  entsprochen  worden,  als 
wenigstens  für  solche  Versäumnis-  und  Anerkenntnisurteile,  die  mit 
Benutzung  der  vorgelegten  beglaubigten  Abschrift  der  Klageschrift 
oder  des  Zahlungsbefehls  ausg-efertigt  werden,  Schreibg^ebühren 
nicht   zu  entrichten  sind. 

Von  den  anderen  im  Gesetz  eingeführten  Neuerungen  scheinen 
noch   die   folgenden   bemerkenswert: 

1.  Für  die  Beeidig-ung  von  Zeugen  ist  der  Nacheid 
vorgeschrieben.  Der  Zedent  einer  Forderung,  die  der  Erwerber 
eingeklagt  hat,  darf  nicht  beeidigt  werden. 

2.  Versäumnis-  und  Anerkenntnisurteile  können 
in  abgekürzter  Form  erlassen  werden,  indem  das  Urteil  auf  die 
bei  den  Akten  befindliche  Urschrift  oder  Abschrift  der  Klage 
oder  auf  ein  damit  zu  verbindendes  Blatt  gesetzt  wird.  Des 
Tatbestandes  und  der  Entscheidungsgründe  und  der  Bezeichnung 
der  mitwirkenden  Richter  bedarf  es  nicht.  Die  Bezeichnung  der 
Parteien,  ihrer  gesetzlichen  Vertreter  und  der  Prozeßbevollmäch- 
tigten ist  nur  insoweit  erforderKch,  als  von  den  Angaben  der 
Klageschrift  abgewichen  wird.  In  der  Urteilsformel  kann  auf 
die    Klageschrift   Bezug   genommen   werden. 

3.  Die  Kos  teufest  Setzung  erfolgt  durch  den  Gerichts- 
schreiber  und   nicht   wie    bisher   durch   den   Bichter. 

4.  Der  Zahlungsbefehl  im  Mahn  verfahren  ist  von 
Amts  wegen  zuzustellen,  nicht  wie  bisher  nur  auf  Antrag  der 
Parteien. 

5.  Einspruch  und  Berufung  wird,  wie  dies  bereits 
jetzt  bei  Revisionen  der  Fall  ist,  bei  Gericht,  nicht  wie  bisher 
durch  Zustellung  an  die  Gegenpartei  eingelegt.  Termin  zur  Ver- 
handlung wird  von  Amts  wegen  anberaumt. 
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<^ewerblicher 
Kechtsschutz. 


Internationale 
Vollstreckung 
von  Urteilen 
und  Schieds- 
sprüchen. 


"Wir  haben  uns  von  jeher  auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß 
sich  die  Einführung  einer  Sondergerichtsbarkeit  auf  dem  Gebiete 
des  gewerblichen  Rechtsschutzes  nicht  empfehle,  und  haben  es 
daher  begrüßt,  als  der  preußische  Justizminister  durch  den 
Runderlaß  vom  11.  Okt.  1907  auf  die  Mittel  hinwies,  die  bereits 
das  geltende  E/Ccht  den  Grerichten  zur  Abstellung  etwaiger  Uebel- 
stände  an  die  Hand  gibt.  Die  Vorschläge  betrafen  die  Hand- 
habung des  Verfahrens,  die  Regelung  des  Sachverständigenwesens, 
die  besondere  Ausbildung  der  Juristen  durch  technisch-wissen- 
schaftliche Abhandlungen  und  Vorträge,  für  welche  wir  unsere 
Handelshochschule  zur  Verfügung  stellten,  und  endlich  die  Zen- 
tralisierung der  Rechtsprechung,  indem  bestimmten  Kammern  und 
Senaten  die  Angelegenheiten  des  gewerblichen  Rechtsschutzes 
ständig  überwiesen  werden.  In  Verfolg  unserer  Stellungnahme 
haben  wir  uns  dann  an  den  preußischen  Justizminister  und  den 
Staatssekretär  des  Reichs  Justizamts  gewandt  und  sie  ersucht,  ein 
Verzeichnis  derjenigen  Gerichte  mitzuteilen,  bei  denen  Abteilungen 
speziell  für  die  Entscheidung  gewerblicher  Streitigkeiten  auf  dem 
Gebiete  des  gewerblichen  Rechtsschutzes  gebildet  wurden.  Der 
Staatssekretär  des  Reichsjustizamtes  hat  uns  nunmehr  die  außer- 
preußischen Gerichte  bekanntgegeben,  bei  denen  besondere  Ein- 
richtungen für  die  Entscheidung  derartiger  Streitigkeiten  ge- 
troffen sind,  nachdem  der  preußische  Justizminister  entsprechende 
Mitteilungen  für  Preußen  gemacht  hatte.  Auf  Grund  dieser 
Unterlagen  haben  wir  ein  Verzeichnis  derjenigen  Landgerichte 
zusammengestellt,  an  denen  Zivilkammern  bestimmt  sind,  die  sich 
besonders  mit  den  Fragen  des  gewerblichen  Rechtsschutzes  be- 
fassen. Da  durch  solche  Einrichtungen  den  Beteiligten  eine  größere 
Gewähr  für  sachkundige  Beurteilung  ihrer  Streitigkeiten  gegeben 
ist,  haben  wir  für  den  Fall,  daß  es  zu  einer  Streitigkeit  kommt, 
empfohlen,  die  Zuständigkeit  eines  der  im  Verzeichnis  angeführten 
Gerichte  zu  vereinbaren.  Wir  beabsichtigen  von  Zeit  zu  Zeit 
die  Veröffentlichung  des  Verzeichnisses  unter  Berücksichtigung 
etwaiger  Aenderungen  zu  wiederholen. 

In  der  internationalen  Rechtsverfolgung  hat  sich  seit  einiger 
Zeit  der  Uebelstand  besonders  bemerkbar  gemacht,  daß  rechts- 
kräftige Urteile  in  ausländischen  Staaten  gewöhnlich  nicht  voll- 
streckt werden.  Dadurch  ist  der  Gläubiger,  der  im  Inland  ein 
Urteil  erstritten  hat,  gezwungen,  im  Auslande  unter  schwierigen 
Verhältnissen  einen  neuen  Prozeß  zu  beginnen,  dessen  Erfolg  mit 
Bestimmtheit  kaum  vorausgesehen  werden  kann.  Auch  benutzt  der 
Schuldner  nach  rechtskräftiger  Verurteilung  häufig  den  herrschen- 
den Rechtszustand  dazu,  um  seine  in  dem  betreffenden  Staate  befind- 
lichen Vermögensobjekte  so  schnell  als  möglich  nacli  einem  anderen 
Staat  zu  schaffen  und  sie  dadurch  dem  Zugriff  seines  Gläubigers 
zu  entziehen.  Bei  dieser  Rechtslage  leidet  der  internationale  Handel 
auf  bestimmten  Gebieten  unter  einer  erheblichen  Rechtsunsicher- 
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heit,  und  es  haben  sich  gewichtige  Stimmen  erhoben,  die  eine 
Vereinheitlichung  der  internationalen  Rechts  Verfolgung  nach- 
drücklich fordern. 

Die  Frage  ist  bereits  wiederholt  Gegenstand  von  Erörterimgen 
in  kaufmännischen  und  juristischen  Kreisen  gewesen;  sie  soll 
von  neuem  auf  dem  im  nächsten  Jahre  in  London  stattfindenden 
internationalen  Handelskammerkongreß  zur  Verhandlung  gebracht 
werden. 

Eine  gegenseitige  Vollstreckung  von  ausländischen  Urteilen 
in  einer  größeren  Anzahl  von  Staaten  dürfte  sich  indessen  vorder- 
hand kaum  erreichen  lassen.  Dazu  genügen  die  Garantien  noch 
nicht,  die  in  einzelnen  Ländern  für  eine  unparteiische  Recht- 
sprechung geboten  werden,  und  auch  die  Rechtsanschautmgen  der 
Völker  selbst  sind  auf  wichtigen  Rechtsgebieten  zu  verschieden,  als 
daß  bezüglich  der  materiellen  Rechtsregeln,  die  die  Grundlage  für 
eine  gleichmäßige  Rechtsprechung  und  die  erste  Voraussetzung 
für  eine  gegenseitige  Anerkennung  von  Urteilen  darstellen,  eine 
Einheitlichkeit  in  weiterem  Umfange  erzielt  werden  könnte. 
Allerdings  darf  man  die  Hoffnung  hegen,  daß  es  dem  immer 
mehr  an  Bedeutung  gewinnenden  internationalen  Handel  gelingt, 
zunächst  zwischen  einzelnen  besonders  beteiligten  Staaten, 
deren  Völker  ungefähr  die  gleichen  Rechts anschauun gen  teilen, 
Verträge  durchzusetzen,  die  eine  gegenseitige  Exekution  der 
Urteile  sichern,  daß  dann  allmählich  mit  dem  Fortschreiten 
der  Kultur  und  Zivilisation  auch  andere  Länder  sich 
diesen  Abmachungen  anschließen,  und  daß  so  nach  einer  Reihe 
von  Jahren  auf  dem  Gebiete  der  internationalen  Rechts  Verfolgung 
eine  Kulturgemeinschaft  geschaffen  werden  kann,  innerhalb  deren 
ein  jeder  obsiegender  Kläger  das  ihm  zugesprochene  Recht  zu 
verwirklichen   in    der   Lage   ist. 

Wenn  daher  auch  der  augenblickliche  Stand  der  Angelegen- 
heit nicht  die  Möglichkeit  bietet,  für  Urteile  allgemein  die  inter- 
nationale Vollstreckbar  keit  herbeizuführen,  so  dürfte  doch 
wenigstens  für  die  Schiedssprüche  die  Möglichkeit  bestehen, 
ihre  internationale  Vollstreckbarkeit  zu  erreichen.  Da  sie  auf 
dem  privaten  Vertragswillen  der  Parteien,  und  nicht  wie  die 
Urteile  auf  der  Autorität  der  Staatsgewalt  beruhen,  gewährt 
ihnen  das  internationale  Recht  auch  im  Auslände  Beachtung  und 
zwingt  die  ausländischen  Behörden,  solchen  Vertragsabreden  im 
Notfalle  durch  Bereitstellung  der  öffentlichen  Gewalt  Geltung 
zu  verschaffen.  Damit  ist  jedenfalls  im  Prinzip  bereits  jetzt 
eine  internationale  Vollstreckung  ausländischer  Schiedssprüche 
gewährleistet.  Erforderlich  ist  nur,  daß  eine  Verständigung 
zwischen  den  einzelnen  Ländern  über  die  formellen  Voraus- 
setzungen erzielt  wird,  von  deren  Beobachtung  nach  den  inlän- 
dischen Gesetzen  die  Exekution  abhängt.  Ein  Erfolg  nach  dieser 
Richtung  dürfte  nicht  außerhalb  des  Erreichbaren  liegen. 
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Die  Wichtigkeit  der  Frage  für  die  gesamte  Handelswelt 
hat  die  Aeltesten  veranlaßt,  ihren  derzeitigen  juristischen  Hilfs- 
arbeiter, Herrn  Gerichtsassessor  Dr.  Haeger,  mit  der  Zusammen- 
stellung des  einschlägigen  Materials  zu  beauftragen.  In  einer 
umfangreichen  Arbeit  sind  die  in  den  einzelnen  Ländern  für  die 
Vollstreckung  von  Schiedssprüchen  und  Urteilen  geltenden  Be- 
stimmungen zusammengestellt,  und  deren  Anwendung  in  der 
Praxis  an  zahlreichen  Beispielen  erläutert  worden.  Weiter  ist 
die  Bedeutung  der  Schiedssprüche  für  unser  heutiges  Rechts-  und 
Wirtschaftsleben  eingehend  untersucht  und  die  rechtliche  Natur 
der  Urteile  und  Schiedssprüche  einer  besonderen  Prüfung  unter- 
zogen worden,  um  die  grundlegenden  Unterscheidungsmerkmale 
beider  zur  Darstellung  zu  bringen. 

Auf  Grund   der  Ergebnisse   dieser  Studien   behält  sich  das 
Aeltesten-Kollegium   vor,   Vorschläge   zur   Vereinheitlichung  der 
internationalen  Eechtsverfolgung  dem  Londoner  Kongreß  zu  unter- 
breiten. 
sach-  Aus  den  Klreisen  der  Interessenten  wurde  bei  uns  über  die 

strafproSen  Auswahl  der  Sachverständigen,  namentlich  in  Strafprozessen,  Be- 
schwerde geführt.  Die  Beschwerde  gründete  sich  darauf,  daß 
den  Gerichten  und  den  Staatsanwaltschaften  zwar  eine  Reihe 
von  öffentlichen  Sachverständigen  zur  Verfügung  steht,  daß  diese 
Sachverständigen  jedoch  in  der  Hauptsache  berufen  sind,  Fragen 
wissenschaftlicher  und  pro duktions technischer  Art  zu  beurteilen, 
während  die  Fragen  der  eigentlichen  Handelstechnik  und  die 
im  Verkehr  herrschenden  Gebräuche  und  Gepflogenheiten  für  die 
Beurteilung  eines  Sachverhalts  häufig  ebenso  wichtig,  wenn  nicht 
wichtiger  sind.  Soweit  nicht  für  die  letzteren  Fragen  ein  für 
allemal  beeidigte  oder  öffentlich  angestellte  Sachverständige  zur 
Verfügung  stehen,  hängt  es  durchaus  vom  Zufall  ab,  ob  die 
Behörden  einen  geeigneten  der  Sachlage  gewachsenen  Sachverstän- 
digen zu  Rate  ziehen,  wenn  sie  sich  nicht,  was  keineswegs  die 
Regel  bildet,  von  den  amtlichen  Handelsvertretungen,  Handels- 
kammern und  kaufmännischen  Korporationen  in  dieser  Richtung 
beraten  lassen.  Daraus  ergeben  sich  zuweilen  ungerechtfertigte 
Anklagen  und  Verurteilungen,  zuweilen  ungerechtfertigte  Frei- 
sprechungen. Wir  haben  an  den  Herrn  Oberstaatsanwalt  des 
Königlichen  Kammergerichts  das  Ersuchen  gerichtet,  die  Staats- 
anwaltschaften anzuweisen,  im  Strafverfahren  gegen  Gewerbe- 
treibende timlichst  die  öffentlich  angestellten  und  beeidigten  Ge- 
werbetreibenden oder  mangels  solcher  die  von  amtlichen  Handels- 
vertretungen (Handelskammern  und  kaufmännischen  Korpo- 
rationen) vorzuschlagenden  Personen  als  Sachverständige  zu  be- 
rufen, und  zwar  auch  dann,  wenn  mit  Rücksicht  auf  wissenschaft- 
lich-technische Fragen  bereits  ein  beamteter  und  sonstiger  Sach- 
verständiger zugezogen  ist. 

Aus  diesem  Anlaß  hat  der  Herr  Oberstaatsanwalt  die  ersten 
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Staatsanwälte  und  Anitsanwälte  seines  Bezirkes  auf  di-e  Ver- 
fügung des  Herrn  Justizministers  vom  24.  März  1903  hingewiesen, 
in  der  bereits  den  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  empfohlen 
ist,  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  Fragen  des  Handelsrechts 
und  des  Handelsbrauchs  in  Betracht  kommen,  wenn  nicht  von 
vornherein  ein  Sachverständiger  von  unzweifelhafter  Befähigung 
zur  Verfügung  steht,  mit  den  zuständigen  Handelskammern  oder 
kaufmännischen  Korporationen  wegen  Benennung  solcher  Sach- 
verständiger in  Verbindung  zu  treten.  Er  hat  ferner  noch  be- 
sonders darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  es  vielfach  erforderlich 
ist,  neben  demjenigen  Sachverständigen,  Chemiker  usw.,  dem  die 
Beurteilung  der  wissenschaftlichen  und  produktionstechnischen 
Fragen  unterliegt,  noch  einen  besonderen  kaufmännischen  Sach- 
verständigen aus  den  öffentlich  angestellten  Gewerbetreibenden 
oder  durch  Angehung  der  amtlichen  Handelsvertretungen  zu- 
zuziehen. 


lY.   Steuern   und  Verbrauchsabgaben. 

Im  vorigen  Jahre  haben  wir  an  dieser  Stelle  bereits  über  Reichsfinanz- 
die  Grundzüge  der  für  das  Reich  geplanten  Finanzreform  be- 
richte t^).  Durch  Einführung  eines  staatlichen  Zwischenhandels- 
monopols für  Branntwein,  die  Erhöhung  und  Umgestaltung  der 
Bier-  und  Tabakbesteuerung,  durch  Einführung  einer  Nachlaß-  und 
Wehrsteuer  und  eines  Erbrechts  des  Staates  bei  entfernten  Ver- 
wandtschaftsgraden neben  der  bereits  bestehenden  und  in  einigen 
Bestimmungen  abzuändernden  Erbschaftssteuer,  von  der  in 
Zukunft  dem  Reiche  V*  statt  bisher  y^  zufließen  sollten, 
durch  Einführung  einer  VVeinsteuer  mit  gleichzeitiger  Er- 
höhung der  Schaumweinsteuer,  durch  eine  Steuer  auf  Gas, 
Elektrizität  und  Beleuchtungsmittel,  sowie  auf  Inserate 
und  Plakate  und  durch  eine  Erhöhung  der  ungedeckten 
Matrikularbeiträge  bis  auf  80  Pfg.  pro  Kopf  der  Bevölke- 
rung sollte  für  das  Reich  eine  jährliche  Mehreinnahme 
von  500  Mill.  Mk.  erzielt  werden.  Im  einzelnen  sollten  Brannt- 
wein 100  Millionen,  Tabak  77  Millionen,  Bier  100  Millionen, 
WcLQ  20  Millionen,  die  verschiedenen  Formen  der  Besteuerung  von 
Erbschaften  insgesamt  92  Millionen,  Gas,  Elektrizität  und  Be- 
leuchtungsmittel 50  Millionen,  Anzeigen  33  Millionen  und  die 
Erhöhung  der  Matrikularbeiträge  55  Millionen  Mark  jährlich 
einbringen. 

Die  Vorlagen  der  Verbündeten  Regierungen  fanden  in  der 
Oeffentlichkeit  und  im  Reichstage  zum  Teil  eine  sehr  scharf 
ablehnende  Kritik.     Unsere  grundsätzliche  Stellungnahme  haben 


1)    Berl.    Jahrb.    1908,    I,    S.    404—407. 

Berl.   Jahrb.   f.   Handel  u.   Ind.   1909.     I.  28 
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wir  bereits  im  Vorjahr©  an  dieser  Stelle  dargelegt^).  Wir  waren 
der  Ansicht,  daß  die  Ordnung  der  Reichs  f  in  an  zen  wirtschaftlich 
und  politisch  eine  Notwendigkeit  sei  und  daß  Handel  und  In- 
dustrie sich  der  Pflicht,  an  ihrem  Teile  hierzu  beizutragen,  nicht 
entziehen  würden.  "Wir  hielten  es  aber  für  erforderlich,  daß 
durch  die  geplanten  Steuern  die  Grundlagen  für  die  Entwick- 
lung von  Handel  und  Industrie  nicht  angetastet  werden  dürften. 
Da  dieser  Forderung  in  der  Reichsfinanz  vor  läge  zum  großen  Teil 
nicht  entsprochen  war,  mußten  wir  uns  gegen  die  Heranziehung 
einiger  Steuerobjekte  sowie  gegen  die  Form  mancher  Steuerent- 
würfe aussprechen.  Ferner  verlangten  wir,  daß  die  Begünstigung 
agrarischer  Interessen  in  den  geplanten  Steuern  gegenüber  den- 
jenigen von  Handel  und  Industrie  beseitigt  würde. 

Der  Reichstag  erkannte  zwar  die  Notwendigkeit  einer  durch- 
greifenden Reform  der  Reichsfinanzen  an,  nahm  aber  an  den  Vor- 
lagen grundlegende  Umgestaltungen  vor,  die  zwar  von  den  Ver- 
bündeten Regierungen  aufs  schärfste  bekämpft,  schließlich  zum 
Teil  aber  doch  angenommen  wurden,  um  nicht  die  ganze  Reichs- 
finanzreform zum  Scheitern  zu  bringen.  Der  Reichstag  beriet  die 
Vorlagen  in  erster  Lesung  in  sieben  Sitzungen  vom  19.  bis  28.  Nov. 
1908  und  überwies  sie  dann  an  eine  Kommission  (im  Folgenden  als 
Finanzkommission  bezeichnet).  Ueber  die  Umgestaltung,  die  die 
einzelnen  Vorlagen  in  der  Finanzkommission  und  in  der  zweiten 
und  dritten  Lesung  im  Plenum  des  Reichstags  erführen,  geben 
wir  folgende  Uebersicht. 

Das  staatliche  Zwischenhandelsmonopol  mit 
Branntweia  wurde  von  der  Finanzkommission  abgelehnt,  weil 
die  Mehrheit  von  einem  Monopol  zu  große  Nachteile  für  die 
Konsumenten  und  eine  einseitige  Begünstigung  der  Landwirtschaft 
befürchtete.  Es  wurde  eine  Subkommission  eingesetzt,  die  zu- 
sammen mit  dem  Reichsschatzamt  eine  neue  Steuervorlage  aus- 
arbeiten sollte.  Dieser  neue  Steuerentwurf  brachte  aber  nicht 
die  von  allen  Seiten  als  dringend  notwendig  anerkannte  Verein- 
fachung der  Branntweiabesteuerung.  Denn  während  er  auf  der 
einen  Seite  die  Maischraum-  und  Brennsteuer  beseitigte,  hielt  er 
auf  der  anderen  Seite  unter  Erhöhung  der  Verbrauchsabgabe  von 
70  auf  125  Mk.  die  „Liebesgabe"  aufrecht,  fügte  ihr  noch  eine 
zweite  Kontingentierung  in  der  Form  des  Durchschnittsbrandes! 
hinzu  und  setzte  an  Stelle  der  verhältnismäßig  einfachen  Brenn- 
st'Cuer  eiae  wesentlich  kompliziertere  Betriebsauflage  mit  stark 
progressiver  Skala.  Außerdem  "wurde  der  die  gewerblichen  Brenne- 
reien in  wesentlich  höherem  Maße  treffende  Vergällungszwang 
eingeführt,  und  die  Bestimmungen  über  die  Betriebsauf  läge  und 
den  Durchschnittsbrand  wurden  so  gefaßt,  daß  der  Neubau  von 
Brennereien  für  die  ersten  zehn  Jahre  so  gut  wie  ausgeschlossen 


2)  Ebenda,   S.   406/07. 
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ist.  Entsprechend  der  vorgeschlagenen  Steuererhöhung  sollten 
;auch  die  Zölle  eine  Heraufsetznng  erfahren.  Die  Finanzkom- 
mission  und  das  Plenum  des  ßeichtages  stimmten  diesem  Steuer- 
system zu  und  nahmen  nur  an  Einzelbestimmungen,  insbesondere 
den  Steuersätzen,  Aenderungen  vor.  Auch  die  Verbündeten  Re- 
gierungen erklärten  sich  schließlich  mit  dem  Vorschlage 
einverstanden,  obwohl  sie  dem  Zwischenhandelsmonopol  nach 
wie  vor  den  Vorzug  gaben.  Während  der  Kommissions - 
beratungen  über  die  Branntweinsteuer  wurde  auch  ein  Verbot 
der  Verwendung  von  Essigessenz  zu  Speise- 
zwecken und  eine  Besteuerung  der  Riech-  und 
Schönheitsmittel,  sowie  eine  entsprechende  Erhöhung  des 
Parfümzolls  beschlossen.  Das  Verbot  der  Verwendung  von 
Essigessenz  wurde  aber  in  der  Kommission  wieder  fallen 
gelassen  und  durch  eine  Verbrauchssteuer  auf  Holzessigsäure 
ersetzt,  die  Besteuerung  der  Riech-  und  Schönheitsmittel  wurde 
in  der  zweiten  Lesung  des  Plenums  zurückgezogen.  —  Gegenüber 
der  von  dem  Brausteuer entwurf  in  Aussicht  genommenen 
Erhöhung  der  bisherigen  Steuersätze  von  4 — 10  Mk.  pro  dz  Malz 
je  nach  der  Betriebsgröße  auf  14 — 20  Mk.  wurde  in  der  Finanz- 
kommission versucht,  die  Staffeln  für  kleinere  Betriebe  bis  auf 
8  Mk.  herabzusetzen;  diese  Beschlüsse  wurden  aber  unter  Rück- 
kehr zur  Regierungsstaffel  wieder  aufgehoben.  Auch  in  der 
zweiten  und  dritten  Lesung  des  Reichstages  wurden  die  Staffeln 
des  Entwurfs,  mit  denen  auch  die  Brauereien  wegen  der  voraus- 
sichtlichen Abwälzbarkeit  der  Steuer  auf  die  Konsumenten  sich 
zum  großen  Teil  einverstanden  erklärt  hatten,  beibehalten.  Ein 
Vorschlag,  auch  die  alkoholfreien  Getränke  zu  be- 
steuern, wurde  nicht  weiter  verfolgt.  lieber  die  von  der 
Kommission  im  Interesse  einer  leichteren  Abwälzung  ge- 
wünschte Vorlage  eines  Gesetzentwurfs  wegen  Abänderung 
des  Schankgefäßgesetzes  wird  an  anderer  Stelle  berichtet  i). 
Die  von  der  Brauereiindustrie  beantragte  Kontingentierung 
der  Bierproduktion  wurde  zwar  abgelehnt,  doch  wurde  in 
der  dritten  Lesung  im  Plenum  des  Reichstags  ein  Antrag  an- 
genommen, der  auch  in  das  Gesetz  Aufnahme  fand,  wonach 
Brauereien,  die  nach  dem  1.  Aug.  1909  den  Betrieb  neu-  oder 
wiederaufnehmen,  für  die  ersten  acht  Jahre  mit  Steuerzuschlägen 
belegt  werden.  Hierdurch  erhalten  die  bereits  vorhandenen 
Brauereien  eine  Art  Monopolstellung.  —  Nach  dem  Wein- 
st e  u  e  r  entwurf  sollten  Stillweine  in  Flaschen  einer  Steuer  von 
5  Pfg.  pro  Flasche  und  einem  Zuschlag  von  0,10 — 3,00  Mk.  pro 
Flasche,  je  nach  dem  Werte  des  Weines,  Schaumweine  einem  Zu- 
schlage zu  der  bisherigen  Steuer  unterworfen  werden.  In  der 
Kommission  wurde  nach  einem  Versuche,  auch  die  Faßweine  zur 
Steuer    heranzuziehen,    die    Weinsteuer    mit    Rücksicht    auf  die 
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Schwierigkeit  der  Abwälzung  auf  die  Konsumenten  und  die  un- 
günstige Lage  des  Winzerstandes  abgelehnt,  dagegen  eine  Er- 
hchimg  und  Staffelung  der  bisherigen  Schaumweinsteuer, 
sowie  eine  entsprechende  Zollerhöhung  und  eine  Nachversteuerung 
beschlossen.  Die  Staffeln  wurden  in  der  dritten  Lesung  im  Plenum 
auf  1  Mk.  für  Schaumwein  im  Werte  bis  zu  4  Mk.  pro  Flasche, 
2  Mk.  bis  zu  einem  Wert  von  5  Mk.  und  3  Mk.  bei  einem  Wert 
von  über  5  Mk.  festgesetzt.  Der  Zoll  wurde  auf  180  Mk.  pro  dz, 
unter  Ermächtigung  des  Bundesrats,  ihn  bis  auf  130  Mk.  zu 
ermäßigen,  die  Nachsteuer  für  ausländische  Schaumweine  auf 
0,50  Mk.,  bei  Weinen  unter  1,25  Mk.  Wert  pro  Flasche  auf  0,25  Mk. 
bestimmt.  —  Der  Tabaksteuerentwurf  behielt  den  bis- 
heriger. Einfuhrzoll  von  85  Mk.  pro  dz  und  die  Inlandsteuer  von 
45  Mk.  pro  dz  bei,  nahm  aber  daneben  eine  Fabrikatsteuer  nach 
dem  Banderolesystem  für  Zigarren,  eine  Erhöhung  der  Zigaretten- 
steuer, eine  Steuer  auf  bessere  Rauch-,  Kau-  und  Schnpftabake 
und  eine  Erhöhung  der  entsprechenden  Einfuhrzölle  in  Aussicht, 
während  die  Zigarettenpapier  Steuer  herabgesetzt  werden  sollte. 
Die  Beratung  des  Tabaks  teuer  gesetzentwurfs  in  der  Finanzkom- 
mission zeigte  zeitweise  ein  Bild  völliger  Ratlosigkeit;  alle  mög- 
lichen Besteuernngssysteme  wurden  in  Vorschlag  gebracht  und 
wieder  verworfen.  Schließlich  einigte  man  sich,  unter  Ver- 
werfung des  Banderolesystems,  auf  einen  Wertzollzuschlag  für 
ausländische  (mit  Ausnahme  der  Zigarettentabake)  und  eine  Steuer- 
erhöhung  für  inländische  Rohtabake,  sowie  auf  eine  Erhöhung 
der  Zölle  auf  Tabakfabrikate.  Das  Plenum  des  Reichstags  schloß' 
sich  diesen  Beschlüssen  an  und  bewilligte  für  die  im  ersten  Jahre 
nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  brotlos  werdenden  Arbeiter  eine 
Unterstützung  aus  Reichsmitteln  im  Gesamtbetrage  von  4  000  000 
y.rk.  —  Die  Besteuerung  von  Gas,  Elektrizität 
und  Eeleuchtungsmitteln  T\nirde  in  der  Finanzkom- 
mission und  im  Reichstage  nach  kurzer  Erörterung  abgelehnt. 
Von  der  Finanzkommission  wurde  jedoch  in  einem  späteren 
Stadium  der  Verhandlungen,  als  infolge  der  beschlossenen 
Ablehnungen  und  Aenderungen  der  Regierungsvorlagen  Ersatz- 
steuem  notw^endig  wurden,  auf  die  Beleuchtungsmittelsteuer 
unter  teilweiser  Beibehaltung  und  Erhöhung  der  von  den 
Verbündeten  Regierungen  vorgeschlagenen  Steuersätze  zurück- 
gegriffen. Das  Plenum  schloß  sich  diesen  Vorschlägen  mit 
Verdoppelung  der  Steuersätze  für  Metallfaden-  und  Nernst- 
lampen  an.  —  Die  von  den  Verbündeten  Regierungen  vorge- 
schlagene Anzeigen  Steuer  (Steuer  auf  Inserate,  Zeitungs- 
beilagen, Plakate)  wurde  gleichfalls  in  der  Finanzkommission 
abgelehnt,  ebenso  eine  aus  ihrer  Mitte  als  Ersaiz  hierfür  beantragte 
Quittungssteuer.  Der  Reichstag  schloß  sich  diesen  Beschlüssen 
an.  —  Den  Kern  der  Steuervorlagen  bildeten  die  verschiedenen 
Formen    der    Erbschaftsbesteuerung,    insbesondere   die   Nachlaß- 
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'Steuer,  die  im  Gegensatz  zu  den  Verbrauchssteuern,  die  die 
Konsumenten  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Leistungsfähigkeit  treffen, 
eine  ausschließliche  Belastung  des  Besitzes  darstellten.  Die  Ver- 
bündeten Eegierungen  hatten  neben  einer  inende  rung  der 
bisherigen  Reichserbschaftssteuer,  die  Kinder 
und  Ehegatten  freiläßt  und  nach  den  Verwandtschafts- 
graden abgestuft  ist,  eine  Nachlaßs teuer  und  ein  Erbrecht  des 
»Staates  vorgeschlagen.  Die  Nachlaßsteuer  sollte  jeden  reinen 
Nachlaß  über  20  000  Mk.  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Erben 
progressiv  besteuern.  Außerdem  sah  sie  als  W  e  h  r  s  t  e  u  e  r  einen 
Zuschlag  für  Nachlässe  wehrpflichtiger  Personen,  die  nicht  aktiv 
g&dient  haben,  vor.  Das  Erbrecht  des  Staates  sollte 
gegenüber  den  Nachlässen  solcher  Personen  eiatreten,  die  ohne 
Hinterlassung  näherer  Verwandten  (Ehegatten,  Abkömmlinge, 
Eltern,  Geschwister  und  deren  Abkömmlinge,  Großeltern) 
sterben.  Das  Erbrecht  des  Staates  wurde  in  der  Finanz - 
kommission  anfangs  mit  Zufallsmajorität  angenommen,  später 
aber  von  ihr,  wie  auch  vom  Plenum  des  Reichstags,  aus 
prinzipiellen  Gründen  abgelehnt.  Das  gleiche  Schicksal 
hatte  die  vorgeschlagene  Aenderung  des  Reichserbschafts- 
. Steuergesetzes.  Die  Nachlaßsteuer  wurde  von  dem  Reichs- 
schatzsekretär  wiederholt  als  der  Eckstein  der  ganzen 
Reichsfinanzreform  bezeichnet,  ohne  den  diese  nicht  zustande 
kommen  könnte.  Trotzdem  wurde  sie  in  der  Finanzkommission 
aufs  schärfste  bekämpft  und  es  wurde  eme  Reihe  von  Anträgen 
gestellt,  die  sie  durch  mehr  oder  weniger  verschleierte  Matrikular- 
beiträgc  oder  eine  Vermögenssteuer  oder  durch  eine  Ausdehnung 
der  Erbschaftssteuer  auf  Kinder  und  Ehegatten  ersetzen  wollten. 
Am  2.  März  lehnte  die  Einanzkommission  die  Nachlaßsteuer  ab. 
einigte  sich  aber  zwei  Tage  später  auf  ein  Kompromiß,  das 
eine  von  den  Bundesstaaten  aufzubringende  Besitzsteuer  ver- 
langte. Während  die  Verbündeten  Regierungen  als  Ersatz  der 
Nachlaß-  und  sonstigen  Erbschaftssteuern  eine  Erbanfallsteuer 
vorbereiteten,  wurde  in  der  Finanzkommission  eine  Reichswert- 
zuwachs- eventuell  Reichsumsatzsteuer  auf  Immobilien  und  Wert- 
papiere vorgeschlagen  und,  als  der  Antrag  abgelehnt  worden 
war,  unter  Aufliebung  des  Kompromisses  vom  4.  März  eine 
Kotierungssteuer,  die  aber  von  den  Verbündeten  Regierungen 
scharf  bekämpft  wurde,  und  eine  Reichsumsatzsteuer  auf  Grund- 
stücke sowie  in  Verbindung  damit  eine  Reichs  wertzuwachs- 
steuer auf  Immobilien  beantragt  und  angenommen.  —  In- 
folge der  teilweisen:  Ablehnung  und  Abänderung  der  ur- 
sprünglichen Vorlagen,  die  eine  erheblich  geringere  Einnahme, 
als  notwendig,  erwarten  ließen,  sahen  sich  die  Verbündeten 
Regierungen  veranlaßt,  dem  Reichstag  eine  Reihe  von  Ersatz- 
steuern vorzulegen.  Am  14.  Juni  wurden  daher  dem  Reichs- 
tage die  Entwürfe  einer  Erbanfallsteuer,  einer  Besteuerung  der 
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Feuerversichenuigsquittiingen,  einer  Erhöhung  des  Effekten - 
stempeis,  der  Einführung  eines  Gnuidstückstempels,  der  Er- 
weiterung des  "Wechselstempels  und  der  Einführung  eines- 
Scheckstempels  vorgelegt.  —  Die  Erbanfallsteuer  dehnte 
die  Erbschaftssteuer  auf  Gatten  und  Kinder  aus.  Von  der 
Steuer  sollten  befreit  bleiben  der  eigentliche  Mobiliar  besitz, 
das  Gattenerbe  in  beerbter  Ehe,  ferner  jeder  reine  Nach- 
laß bis  zu  20  000  Mk.  und  jeder  auf  das  einzelne  Kind  oder 
den  kinderlosen  Ehegatten  entfallende  Erbanteil  von  nicht  über 
10  000  Mk.  Die  Steuer  sollte  nach  der  Höhe  der  Erbschaft 
progressiv  nach  oben  steigen.  Auch  dieser  Entwurf  wurde,  da 
er  an  der  Besteuerung  des  Gatten-  und  Kindererbes  festhielt, 
von  der  Finanzkommission  und  im  Plenum  des  Reichstags  ab- 
gelehnt. —  Wie  die  Erbanfallsteuer,  so  sollte  auch  die  Be- 
steuerung der  Feuerversicherung  squittungen. 
den  Besitz  treffen.  In  Aussicht  genommen  war  eine  jährliche 
Besteuerung  der  Feuerversicherungsquittungen  mit  Vi  7oo  der  Ver- 
sicherungssumme, unter  Freilassung  der  Versicherungen  unter 
5000  Mk.  —  Der  Stempelsteuerentwurf  erhöhte  den, 
Emissionsstempel  für  inländische  Aktien  von  2  auf  2 1/2  <^/o,  für 
ausländische  von  2%  auf  3  0/0,  für  Kuxe  von  1,50  Mk.  bezw. 
1  0/0  auf  3  Mk.  bezw.  2V2  ^/o,  für  inländische  Obligationen,  sowie 
für  ausländische  Obligationen  von  Staaten,  Eisenbahnen  und 
Kommunen  von  6  7oo  a,uf  1 0/0,  für  andere  ausländische  Obli- 
gationen von  1  0/0  auf  IV2  <^/o,  für  inländische  Kommunal-Grund- 
kredit-Obligationen  usw.  von  2  °/oo  a-uf  3  Voo  "und  unterwarf  deutsche 
Kolonialaktien  einem  Stempel  von  1 0/0.  Nachdem  die  Finanz- 
kommission einige  Sätze  noch  weiter  erhöht  und  eine  Erhöhung 
der  Börsenumsatzsteuer  beschlossen  hatte,  wurde  vom  E>eichstag 
unter  Aufhebung  des  letzteren  Beschlusses  der  Stempel  für  in- 
und  ausländische,  sowie  für  Kolonialaktien  auf  3  0/0,  für  Kuxe 
auf  5  Mk.  bezw.  3  0/0,  für  inländische  Obligationen  auf  2  0/0,. 
für  ausländische  Staats-,  Eisenbahnen-  und  Kommunal-Obligationen 
auf  1  0/0,  für  andere  ausländische  Obligationen  auf  2  0/0  und  für 
inländische  Kommunal-Grundkredit-Obligationen  usw.  auf  5  ^oa 
festgesetzt.  —  Von  Grundbesitzübertragungen  sollte 
nach  dem  Regierungsentwurf  eine  Abgabe  von  Vs  ^/o  des  "Wertes 
erhoben  werden.  Die  Finanzkommission  erhöhte  den  Stempel  auf 
V2  0/0,  unter  Freilassung  der  Werte  bis  zu  5000  Mk.  bei  unbebauten 
und  bis  zu  20  000  Mk.  bei  bebauten  Grundstücken  und  miter- 
warf  auch  die  Fideikommisse,  Lehn-  und  Stamm  guter  einer  Be- 
steuerung, die  alle  30  Jahre  pränumerando  mit  Vs  ^/o  des  Wertes 
zur  Erhebung  kommen  sollte.  In  der  dritten  Lesung  des  Entwurfs 
im  Plenum  des  Reichstags  wurde  der  Satz  der  Grundbesitzwechsel- 
abgabe wieder  auf  Vs  ^/o  herabgesetzt,  jedoch  ein  lOOprozentigcr- 
Zuschlag  für  die  Zeit  bis  zum  Erlaß  eines  Reichs  wer  tzu  wach  s- 
steuergesetzes    beschlossen.     Ein    solches    Gesetz    ist   dem   Reichs- 
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tage  bis  zum  1.  April  1911  vorzulegen  und  spätestenis 
am  1.  April  1912  einzuführen.  —  Die  Wechselstempel- 
novelle der  Verbündeten  Regierungen  erhöhte  den  Wechsel- 
stempel für  alle  Wechsel,  die  länger  als  3  Monate  laufen,  unter- 
warf auch  die  unvollständigen  Wechsel  der  Besteuerung  und 
führte  einen  Fixstempel  von  10  Pfg.  pro  Stück  auf 
Schecks  imd  Bankquittungen  ein.  Diese  Vorschläge 
wurden  vom  Ileichstage  angenommen.  —  An  Stelle  der  von 
der  Finanzkommission  und  am  22.  Juni  auch  vom  Eeichstage 
angenommenen  Kotierungssteuer,  die  die  Verbündeten  Regie- 
rungen als  unannehmbar  bezeichnet  hatten,  wurde  im  Reichs- 
tage eine  Talonsteuer  vorgeschlagen.  Durch  sie  sollten 
für  einen  längstens  zehnjährigen  Zeitraum  geltende  Gewinnanteil- 
scheine von  Aktien  einer  Steuer  von  1  o/o.  Zinsbogen  von  Renten- 
nnd  Schuldverschreibungen  einer  Steuer  von  Vs — V2  ^/o  des  Nenn- 
wertes der  Wertpapiere  unterworfen  werden.  Für  Anteilscheine 
und  Zinsbogen  mit  längerer  als  zehnjähriger  Dauer  erhöhte 
sich  die  Abgabe  für  jedes  fernere  Jahr  um  Vio-  Befreit  bleiben 
sollten  inländische  Staatsanleihen,  Aktien  solcher  Gesell- 
schaften, die  wohltätigen  Zwecken  dienen,  die  vor  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  oder  zum  erstenmal  ausgegebenen  Gewinnanteil- 
scheine und  Zinsbogen,  im  letzteren  Falle  jedoch  nur  für  einen 
höchstens  zehnjährigen  Zeitraum.  Die  Verbündeten  Regierungen 
erklärten  sich  mit  diesem  Steuervorschlage  einverstanden.  —  Der  in 
der  Finanskommission  beantragten  Erhöhung  des  Kaffee- 
zolls von  40  auf  60  Mk.  pro  dz  für  rohen  und  von  40 
auf  85  Mk.  für  gebrannten  Kaffee  stimmten  der  Reichstag 
und  die  Verbündeten  Regierungen  zu,  desgleichen  der  vor- 
geschlagenen Erhöhung  des  Teezolls  von  25  auf 
100  Mk  pro  dz.  —  Auch  der  von  der  Finanzkommission  vor- 
geschlagenen Einführung  einer  Zündwarensteuer  wurde 
vom  Reichstage  und  den  Verbündeten  Regierungen  zugestimmt. 
Zum  Schutze  der  bestehenden  Fabriken  wurde  eine  Zuschlag- 
steuer für  neue  und  für  solche  Fabriken  beschlossen,  deren  Jahres- 
erzeugung die  nachweisliche  Durchschnittserzeugung  der  drei 
letzten  Betriebsjahre  übersteigt.  —  Die  gleichfalls  vorgeschlagene 
Mühlenumsatzsteuer  und  der  Kohlenausfuhrzoll  wurden  dagegen 
auf  den  Widerspruch  der  Verbündeten  Regierungen  hin  im 
Plenum  des  Reichstags  abgelehnt.  Ferner  beschloß  der  Reichstag 
die  Fahrkartensteuer,  die  nach  dem  Regierungsentwurf 
beseitigt,  werden  sollte,  beizubehalten  und  die  Zucker- 
Steuer,  entgegen  den  ursprünglichen  Vorschlägen  der  Ver- 
bündeten Regierungen,  vor  dem  1.  April  1914  nicht  zu  ermäßigen. 
Endlich  erklärte  sich  der  Reichstag  mit  einer  Erhöhung 
der  Matrikularbeiträge,  jedoch  unter  Ablehnung  einer 
Bindung,  einverstanden,  genehmigte  die  Uebernahme  der  in 
den     Jahren    1906 — 1908    den    Bundesstaaten     gestundeten 
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Matrikularbeiträge  auf  Reichsanleihe,  beschloß 
nach  dem  Vorschlage  der  Verbündeten  Regierungen  die  Be- 
seitigung der  Vorschußpflicht  des  Reiches  an 
die  Berufsgenossenschaften,  sowie  die  Tilgung  der 
aufgelaufenen  Beiträge,  die  die  Berufsgenossenschaften  dem  Reiche 
schulden,  unter  Verzicht  des  Reiches  auf  V5  dieser  Beiträge  und 
stimmte  dem  Tilgungsplane  der  Verbündeten  Regierungen 
für    die    Reichsschulden    zu. 

Von  den  beschlossenen  Steuern  und  Zöllen  werden  folgende 
Erträge  erwartet:  Branntweinsteuer  80  Mill.  Mk.,  Biersteuer 
100  Mill.  Mk.,  Tabaksteuer  43  Mill.  Mk.,  Schaumweinsteuer  5  Mill. 
Mark,  Erweiterung  des  Anteils  des  Reiches  an  der  Erbschaftssteuer 
25,5  MilL  Mk.,  Effektenstempel  22,5  Mill.  Mk.,  Grundstücks- 
stempel 40,0  Mill.  Mk.,  Wechsel-  und  Scheckstempel  19,5  Mill. 
Mk.,  Talonstempel  27,5  Mill.  Mk.,  Erhöhung  des  Kaffee-  und 
Teezolls  37,0  Mill.  Mk.,  Beleuchtungsmittelsteuer  20,0  Mill.  Mk., 
Zündwarensteuer  25,0  Mill.  Mk.,  also  zusammen  445,0  Mill.  Mk., 
wozu  noch  die  beibehaltene  Fahrkartensteuer  mit  20,0  Mill.  Mk. 
und  die  nicht  ermäßigte  Zuckersteuer  mit  35,0  Mill.  Mk.  kommen. 

Ueberblickt  man  das  Ergebnis  der  Reichs finanzreform,  so 
muß  konstatiert  werden,  daß  die  Regierungsvorlagen  durch  den 
Reichstag  insofern  verschlechtert  worden  sind,  als  eine  die  all- 
gemeine Belastung  des  Konsums  ausgleichende  stärkere  Heran- 
ziehung des  Besitzes  entsprechend  der  Leistungsfähigkeit  nicht 
erfolgt  ist.  Die  vom  Reichstag  neu  aufgenommenen  Verkehrs 
st-euem  sind  keine  allgemeinen  Besitzsteuem,  sondern  be- 
lasten luid  belästigen  einseitig  Verkehr,  Handel  und  In- 
dustrie. Auch  an  dem  finanziellen  Ergebnis  der  dem  Reiche 
neu  erschlossenen  Einnahmequellen  bestehen  begründete  Zweifel, 
und  es  ist  zu  befürchten,  daß  in  einigen  Jahren  noch- 
mals an  eine  Reform  der  Reichsfinanzen  herangetreten  werdeB 
muß.  —  Die  in  dem  Reichstag  und  seiner  Finanzkommission 
eingebrachten  neuen  Steuerpläne  ließen  vielfach  eine  gründliche 
Durcharbeitung  und  genügende  Sachkenntnis  vermissen.  TJm  so 
notwendiger  war  es,  daß  die  Vertretungen  von  Handel  und  In- 
dustrie Bedenken  gegen  die  neuen  Steuerpläne  dem  Reichstage 
zur  Kenntnis  brachten.  Bei  der  schnellen  Aufeinanderfolge 
der  einzelnen  Steuervorschläge  war  es  diesen  aber  oft  kaum 
oder  überhaupt  nicht  möglich,  zu  den  auftauchenden  Pro- 
jekten eingehend  Stellung  zu  nehmen.  Trotzdem  haben 
wir  im  Interesse  der  von  uns  vertretenen  Industrie-  und 
Handelszweige  gegen  eine  Reihe  der  vorgeschlagenen  Steuern 
Einspruch  erhoben.  An  anderer  Stelle^)  wird  berichtet  über 
unsere  Resolution  gegen  den  Beschluß  der  Finanzkommission  auf 
Einführung  einer  Kotierungssteuer  und  über  die  im  gleicher! 
Sinne  sich  aussprechende  Eingabe  derjenigen  Handelsvertretungen, 

1)  Vgl.  S.  478. 
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die  in  unmittelbarer  Beziehting  zM  deutschen  Börsen  stehen.  —  In 
einer  Eingabe  vom  19.  Juni  sprachen  wir  uns  ferner  gegen  die 
Besteuerung  von  Schecks  tind  Bankquittungen 
aus,  wobei  wir  ausführten,  daß  der  Scheckverkehr,  besonders  im 
gegenwärtigen  Zeitpunkte,  in  dem  sich  das  Publikum  an  ihn  noch 
nicht  dauernd  gewöhnt  hat  tind  die  Erkenntnis  von  seinen  Vorteilen 
noch  nicht  genügend  verbreitet  ist,  bei  Auferlegung  selbst  eines  ge- 
ringen Stempels  Schaden  für  seine  weitere  Entwicklung  leiden 
würde.  Aber  auch  finanziell  versprachen  wir  uns  von  der  Scheck- 
steuer keinen  Erfolg,  weniger  wegen  des  Rückganges  des  Scheck- 
verkehrs, als  deswegen,  weil  sie  den  außerordentlich  entwicklungs- 
fähigen und  finanziell  viel  versprechenden  Postscheckverkehr  schä- 
digen würde.  Ein  allgemeiner  Scheckverkehr,  außerhalb  des  Post- 
scheckverkehrs, ist  die  Voraussetzung  und  das  wichtigste 
Förderungsmittel  für  den  Postscheckverkehr  und  ist  ge- 
eignet, die  Einnahmen  aus  dem  Pos  tscheck  verkehr  um  ein 
Vielfaches  derjenigen  Beträge  zu  steigern,  die  aus  der 
Schecksteuer  erwartet  werden  und  *  zu  erzielen  sind.  —  Weiter 
wandten  wir  uns  gegen  die  als  Banderolesteuer  gedachte  Steuer 
auf  Riech-  und  Schönheitsmittel,  weil  ihrer  Durch- 
führung große  technische  Bedenken  und  Gefahren  für  die  be- 
treffenden Betriebe  entgegenstanden  und  weil  sie  außerdem  kaum 
die  erwarteten  Einnahmen  bringen  und  in  hygienischer  Beziehung 
bedenklich  sein  würde.  —  Gegen  das  vorgeschlagene  Verbot 
der  Verwendung  von  Essigessenz  zu  Speise- 
zwecken richteten  wir  eine  Eingabe  an  den  Reichstag,  in  der 
wir  darlegten,  daß  ein  solches  Verbot  zum  Schutze  des  Publikums 
nicht  notwendig  sei,  daß  es  aber  voraussichtlich  zu  einer  Ver- 
nichtung der  Essigessenzindustrie  und  zu  einer  Schädigung  der- 
jenigen Zweige  der  chemischen  Industrie  führen  würde,  die  Essig- 
säure als  Rohmaterial  verwenden.  —  Ferner  bekämpften  wir 
die  Besteuerung  der  Feuer  versicherungs  quittun - 
gen,  weil  eine  solche  Steuer  eine  ungerechte  Besteuerung 
des  Besitzes  ist,  insofern,  als  sie  keine  Rücksicht  auf 
die  Leistungsfähigkeit  und  Kreditverhältnisse  der  Steuerträger 
nimmt  und  daher  den  verschuldeten  Besitz  verhältnis- 
mäßig stärker  als  den  unverschuldeten  belastet  und  als  sie 
Handel,  Industrie  und  Handwerk  härter  trifft  als  die  Land- 
wirtschaft, deren  wichtigstes  Produktionsmittel,  nämlich  Grund 
und  Boden,  von  ihr  nicht  erfaßt  wird.  —  Weiterhin  wandten 
wir  uns  gegen  die  von  der  Finanzkommission  beschlossene  Er- 
höhung der  von  den  Verbündeten  Regierungen  vorgeschlagenen 
Grundbesitzwechselabgabe  von  %  auf  1/2^/0.  Obwohl 
wir  grundsätzlich  gegen  jede  Besteuerung  des  Umsatzes  sind, 
da  Umsatzsteuern  den  Verkehr  erschweren  und  auf  die  Leistungs- 
fähigkeit, insbesondere  auf  die  Verschuldung  der  Steuerträger 
und    auf    die    jeweilige    Lage    des   betreffenden    Gewerbes    keine 
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Kücksicht  nehmen,  erklärten  wir  uns  doch  bei  der  finanziellen 
Schwierigkeit  des  Eeiches  mit  einer  Grundbesitzwechselabgabe  ein- 
verstanden, wenn  die  Sätze  in  mäßigen  Grenzen  gehalten  würden. 
Wir  baten  deshalb,  die  Härten  der  Vorlage  zu.  mildern  und 
die  weitere  Ausdehnung  dieser  Steuer  zu  verhindern.  Eine  ganz 
besondere  Härte  der  Umsatzsteuer  für  Grundstücke  erblickten 
wir  in  der  Besteuerung  der  Umsätze  aus  Zwangsversteigerungen,, 
weil  entgegen  der  allgemeinen  Annahme  die  Steuer  in  solchen  Fällen 
von  denen  getragen  werden  muß,  die  sich  an  und  für  sich  schon  in 
einer  Notlage  befinden.  —  Unter  Hinweis  auf  unsere  früheren 
Eingaben  an  den  Bundesrat  und  Reichstag  von  1906  und  1907  i) 
sprachen  wir  uns  nochmals  gegen  eine  Mühlenumsatzsteuer 
aus,  da  sie  eine  Eeihe  der  schwersten  wirtschaftlichen  und  finan- 
ziellen Schädigungen  im  Gefolge  haben  würde.  Wir  betonten,  daß 
eine  solche  Besteuerung  der  unentbehrlichsten  Nahrungsmittel  auf 
den  Konsum  abgewälzt  werden  und  die  Lasten,  welche  die  Steige- 
rung des  Getreidezolles  den  großen  Massen  des  Volkes  auferlegt 
hätte,  noch  durch  Hinzufügen  ^ines  Brotzolles  erhöhen  würde.  An- 
dernfalls, wenn  die  Abwälzung  nicht  stattfände,  würden  die  Groß- 
betriebe zu.  einer  Einstellung  ihrer  Tätigkeit  gezwungen  werden.. 
—  Endlich  baten  wir  den  Herrn  Minister  für  Handel  und  Ge- 
werbe, darauf  hinzuwirken,  daß  der  Bundesrat  von  seiner  Er- 
mächtigung, den  Zoll  auf  Schaumwein  von  180  auf  130  Mk. 
pro  dz  herabsetzen  zu  dürfen,  Gebrauch  machen  möchte,  weil 
sonst  angesichts  der  hochschntzzöllnerischen  Bestrebungen  in 
Frankreich  eine  Verstärkung  ihrer  Agitation  und  Repressalien 
gegen  deutsche  Ausfuhrartikel  nach  Frankreich  zu  befürchten 
seien.  Unserem  Vorschlage  wurde  durch  einen  Beschluß  des 
Bundesrats  entsprochen,  während  unsere  weitergehenden  Anträge 
a,uf  Vereinfachung  der  Zoll-  und  Steuerzeichen  für  Schaumwein 
und  Fortfall  der  Datierung  auf  diesen  Streifen  keine  Berüclv- 
sichtigung  fanden. 
Pr^^ußische  Mit    geringeren    Schwierigkeiten   und   besserem   Erfolge   als 

ma  z  .  orm.  ^  Reiche  kam  im  Berichtsjahre  die  in  Preußen  geplante  Finanz- 
reform zustande.  Der  dem  Landtage  in  seiner  ersten  Sitzung 
am  20.  Okt.  1908  vorgelegte  Gesetzentwurf,  betr.  Bereit- 
stellung von  Mitteln  zu  Diensteinkommensverbesserungen  ent- 
hielt neben  einem  Mantelgesetz  7  Einzelvorlagen.  Diese  be- 
trafen: 1.  die  Besoldungsordnung,  2.  den  Wohnungsgeldzuschuß 
der  unmittelbaren  Staatsbeamten,  3.  das  Diensteinkommen  der 
Lehrer  und  Lehrerinnen  an  öffentlichen  Volksschulen,  4.  Besol- 
dung, Ruhegehalt  und  Hinterbliebenenfürsorge  für  evangelische 
Geistliche,     5.    das    Diensteinkommen    der   katholischen   Pfarrer, 

6.  eine    Abänderung    der    Einkommens-    und    Ergänzungssteuer, 

7.  die  Vorlage  eines  Gesellschaftssteuergesetzes.     Die  Aufbesse- 


1)  Berl.  Jahrb.  1906,  I,  S.  335—338,  Beigaben  Nr.  7,  S.  G02— 606, 
1907,   I,   S.   426—429. 
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rungen  der  Beamten  bedangen  in  Verbindung  mit  den  in  den 
Etats  der  beiden  Vorjahre  vorgenommenen  Aufbesserungen  und 
mit  den  durch  die  Erhöhung  der  Bezüge  verursachten  Mehr- 
kosten der  Witwen-  und  Waisenfürsorge  eine  Gesamtmehr- 
belastung  der  Staatskasse  um  186  Mill.  Mk.  Den  größten  Teil 
dieser  Mehrausgabe  beabsichtigte  die  Regierung  aus  vorhandenen 
Mitteln  zu  decken,  nur  55  Mill.  Mk.  sollten  durch  neue  Steuern 
aufgebracht  werden.  Bei  Einkommen  über  7000  Mk.  sollte  die 
Einkommensteuer  erhöht  werden  bis  auf  5  o/o  im  Höchstsatz.  Die 
Ergänzungssteuer  sollte  um  25  o/o  gesteigert  werden.  Eine  Gesell- 
schaftssteuer sollte  22  Mill.  Mk.  erbringen.  Wenn  für  die  Besol- 
dungsaufbesserungen die  Form  eines  neuen  Gesetzes  gewählt 
wurde  und  man  sich  nicht  auf  eine  Erhöhung  der  verschiedenen 
Posten  im  Budget  besohränkte,  so  geschah  dies  aus  Rücksicht- 
nahme auf  das  Herrenhaus,  das  sonst  im  einzelnen  keine  Ein- 
wirkung auf  die  Neuregelung  gehabt  hätte,  da  es  das  Budget 
nicht  abändern,   sondern  nur  annehmen  oder  ablehnen  kann. 

Während  gegen  eine  Erhöhung  der  Einkommens-  und  der 
Ergänzungssteuer  grundsätzliche  Bedenken  nicht  bestanden, 
nahmen  wii'  sofort  gegen  die  Gesellschaftssteuer  Stellung,  weil 
sie  in  vollständiger  Verkennung  der  Bedeutung  der  Gesellschafts- 
form als  Kapitals  Vereinigung  ein  Hemmnis  für  die  gesunde 
Weiterentwicklung  unserer  gesamten  Volkswirtschaft  sein  würde^)... 

Am  30.  und  31.  Okt.  1908  beriet  das  Abgeordnetenhaus 
in  erster  Lesung  über  die  Steuervorlage.  Sämtliche  Redner  waren 
mit  einer  Erhöhung  der  Ergänzungs-  und  Einkommensteuer  ein- 
verstanden, während  die  Gesellschaftssteuer  bereits  viele  Gegner 
fand.  Die  gesamte  Vorlage  wurde  der  verstärkten  Budgetkom- 
mission überwiesen.  Am  19.  und  20.  Febr.  1909  nahm  das 
Haus  die  Erhöhung  der  Einkommen-  und  Ergänzuugssteuer  nack 
den  Beschlüssen  der  Budgetkommission,  welche  die  Erhöhung  der 
Einkommensteuer  schon  bei  Einkommen  von  1200  M.  beginnen 
lassen  wollte,  in  zweiter  Beratung  und  am  11.  März  in  dritter 
Beratung  an.  Die  Gesellschaftssteuer  lehnte  es  nach  dem 
Vorschlage  der  verstärkten  Budgetkommission  ab  und  faßte 
eine  Resolution,  in  der  die  Regierung  ersucht  wurde, 
zur  Deckung  des  noch  bleibenden  Mehrbedarfs  die  Er- 
höhung einzelner  geeigneter  Positionen  des  Stempelsteuer- 
tarifs um  rund  15  Mill.  Mk.,  wovon  71/2  Mill.  Mk.  durch 
Errichtungsstempel  von  Aktiengesellschaften  und  Gesellschaften, 
mit  beschränkter  Haftung  aufzubringen  seien,  in  Aussicht  zu. 
nehmen.  Das  Herrenhaus  übte  in  einer  Generaldebatte  über  die- 
Gesamtvorlage  mit  Ausscheidung  der  Gesellschaftssteuer  am  17.. 
und  18.  März  Ejitik  an  der  Fassung  des  Abgeordnetenhauses., 
insbesondere  daran,  daß  die  Bestimmungen  über  die  Gehaltsauf- 
besserungen    der     Lehrer     eine     rückwirkende     Kraft     bis     zunii 

1)  Berl.    Jahrb.    1908,    I,    S.    408. 
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1.  April  1908  haben  sollten.  Es  verwies  die  Vorlage  an 
zwei  Sonderkommissionen,  nach  deren  von  der  Fassung  des  Ab- 
geordnetenhauses in  mehreren  Punkten  abweichenden  Beschlüssen 
es  am  28.  und  29.  April  die  Vorlage  annahm  und  an  das  Abgeord- 
netenhaus ztirückverwies.  Letzteres  erklärte  sich  am  12.  Mai 
mit  den  meisten  Abänderungen  des  Herrenhauses  einverstanden, 
willigte  vor  allem  auch  in  die  Bestimmung,  daß  künftige  Ab- 
änderungen der  Besoldungen  nur  durch  Gesetz,  nicht  aber  durch 
das  Budget  erfolgen  sollten,  hielt  aber  an  der  rückwirkenden 
Ivraft  der  Lehrerbes-oldirngsaufbesserung  fest.  Das  Herrenhaus 
erklärte  sich  am  22.  Mai  hiermit  einverstanden,  und  am  26.  Mai 
wurde  das  Gesetz  betr.  Bereitstellung  von  Mitteln  zu  Dienst- 
einkommensaufbesserungen  veröffentlicht. 

Inzwischen  hatte  die  B/egieriing  einen  Gesetzentwurf  zur 
Abänderung  des  Stempelsteuergesetzes  von  1895  eingebracht,  der 
am  10.  März  vom  Abgeordnetenhause  nach  einer  ersten  Beratung 
an  die  verstärkte  Budgetkommission  überwiesen  wurde.  Gegen 
die  Erhöhung  der  Stempelsteuern  in  der  vorgeschlagenen  Art 
und  Weise  hatten  wir  ähnliche  Bedenken  wie  gegen  die  Gesell- 
schaftssteuer. In  einer  Eingabe  an  den  Landtag  vom  5.  April 
sprachen  wir  unser  Bedauern  darüber  aus,  daß  die  Regierung 
über  die  voraussichtlichen  Wirkungen  der  vorgeschlagenen  Steuer- 
erhöhungen die  Handelsvertretungen  nicht  gehört  habe,  die 
auch  beim  Erlaß  des  Stempelsteuergesetzes  von  1895  nicht  aus- 
reichend zu  Worte  gekommen  seien.  W^ir  bemängelten  ferner 
die  unseres  Er  achtens  viel  zu  niedrige  Veranschlagung  des  Er- 
trags der  neuen  Steuern  auf  nur  16  Mill.  M.  Wir  wandten 
uns  ferner  besonders  gegen  die  übermäßig^e  Heranziehung  der 
Aktiengesellschaften  und  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haf- 
tung, deren  steuerliche  Leistungsfähigkeit  zum  Schaden  der 
Gesamtheit  stark  überschätzt  werde.  Im  einzelnen  bemängelten 
wir  weiter  die  Versuche  des  G^esetzentwurfs,  dadurch  Steuer- 
umgehungen zu  verhindern,  daß  eine  ganze  Reihe  von  Geschäften 
neu  steuerpflichtig  gemacht  wurde,  und  übten  ferner  Kritik 
an  der  Stempelpflichtigkeit  von  Offerten,  Nießbrauchbestellun- 
^en,  Pacht-  und  Mietsverträgen.  Die  Regierungsvorlage 
wurde  am  25.  Mai  in  zweiter  und  am  folgenden  Tage 
in  dritter  Beratung  vom  Abgeordnetenhause  mit  gering- 
fügigen Abänderungen  angenommen.  Das  Herrenhaus,  das  am 
22.  Juni  über  die  Vorlage  verhandelte,  nahm  an  dem 
Steuer tarif  verschiedene  Veränderungen  vor.  AVährend  aber  die 
Ivritik  des  Herrenhauses  an  den  Besoldungsgesetzen  in  der 
Cef fentlichkeit  starken  Widerspruch  herausgefordert  hatte,  fanden 
die  von  ihm  vorgenommenen  Veränderungen  an  dem  vom  Abgeord- 
netenhause beschlossenen  Stempeltarif  überall  Beifall.  ISTach  der 
Fassung  des  Abgeordnetenhauses  sollte  die  Besteuerung  der  Pacht- 
und    Mietsverträge    bei    Objekten    von    300    Mk.    anfangen,     das 
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Herrenhaus  setzte  diese  Grenze  auf  400  Mk.  herauf.  Ferner  strich 
das  Herrenhaus  die  vom  Abgeordnetenhause  beschlossene  Be- 
steuerung der  Fahrräder  und  nahm  Erleichterungen  gegenübe;i^ 
den  Beschlüssen  des  Abgeordnetenhauses  für  die  Automaten - 
besteuerung  vor.  Am  24.  Juni  nahm  das  Abgeordnetenhaus  die 
Beschlüsse  des  Herrenhauses  im  allgemeinen  an  und  setzte,  um 
auch  hierin  dem  Herrenhause  entgegen  zu  kommen,  die 
untere  Grenze  für  die  Besteuerung  von  Pacht-  und  Mietsver- 
trägen auf  360  Mk.  fest.  Hiermit  erklärte  sich  das  Herrenhaus 
am  25.  Juni  zufrieden,  so  daß  am  folgenden  Tage  das  Gesetz 
veröffentlicht  werden  konnte. 

Anläßlich  des  Finanzbedarfs  im  Reich  und  in  Preußen  trat 
in  den  preußischen  Jahrbüchern  deren  Herausgeber  Professor 
Delbrück  mit  der  Behauptung  hervor,  daß  in  Preußen  in  großem 
Umfange  Einkommens-  und  Ergänzungssteuerbeträge  hinterzogen 
würden.  Unter  Fortlassung  der  Vermögen  juristischer  Personen 
und  der  Vermögen  unter  6000  Mk.  berechnete  Delbrück  das  Volks- 
vermögen auf  155  Milliarden  Mark.  Durch  die  preußische  Er- 
gänzungssteuer würden  nur  91,6  Milliarden  erfaßt,  40  o/o  des 
Volksvermögens  entzögen  sich  der  Ergänzungsst^uer,  und  ähn- 
lich sei  der  Ausfall  an  Einkommensteuer.  Insbesondere  auf 
dem  Lande  komme  man  der  St^uerpflicht  unzureichend  nach. 
Schuld  seien  hieran  die  Veranlagungskommissionen,  an  deren 
Spitze  der  Landrat  stehe,  der  sich  aus  gesellschaftlichen  Gründen 
und  solchen  der  Karriere  mit  den  kreiseingesessenen  Besitzern 
gut  stellen  müsse.  Am  29.  März  kam  die  Angelegenheit  beim 
Etat  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  zur  Sprache.  Der 
Forderung  verschiedener  Redner,  die  Landräte  von  den  Veran- 
iagungsgeschäften  zu  befreien,  erklärte  der  Finanzminister  nicht 
nachkommen  zu  können,  da  einmal  die  Landräte  gerade  durch 
die  Arbeit  in  der  Veranlagungskommission  mit  den  Verhältnissen 
in  ihrem  Kreise  vertraut  würden,  was  für  ihre  gesamte  Tätigkeit 
von  großem  Nutzen  sei,  und  da  ferner  auch  die  gerügten  Miß- 
stände in  dem  behaupteten  Umfange  nicht  hervorgetreten  seien. 

Der  Berliner  Stadtverordnetenversammlung  ist  seitens  des 
Magistrats  am  12.  Nov.  eine  Vorlage  betr.  den  Entwurf  einer 
Wertzuwachssteuer  für  Berlin  zugegangen.  Nach  diesem  Ent- 
würfe soll  beim  Uebergang  des  Eigentums  von  Grundstücken 
oder  von  Rechten,  welche  Grundstücken  gleichstehen,  eine  Abgabe 
von  dem  Wertzuwachs  vom  Veräußerer  erhoben  werden.  Die 
Steuer   beträgt   bei    einem    Wertzuwachs 

bis  zu  Mk.  2  000                                          1       v.  H., 

von  mehr  als     „  2  000  bis  zu  Mk. 
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Zu  diesen  Sätzen  sollen,  wenn  der  "Wertzuwachs  mehr  als 
10  V.  H.  des  Anschaffungswertes  beträgt,  Zuschläge  erhoben 
-werden,  und  zwar: 

10  V.  H.  bei  einem  Wertzuwachs  von  mehr  als  10  bis  20  v.  H. 

20      „  „  „  „  „  „  r, 

30  „  .  „  ,  „  „  „ 

40  .  „  „  „  „  „  „ 

50  „  „  „  „  .         '         „  „ 

60  „  „  „  „  „  „  „ 

70  „  „  „  „  „  „  , 

80  „  .  „  „  .  „  „ 

90  „  „  „  „  .  „  „ 

100  „  „  „  „  „  »  „ 
'des  Anschaffungswertes. 

Die  Wertzuwachssteuer  soll  nur  zu  drei  Vierteilen  erhoben 
werden,  wenn  bei  Eintritt  der  die  Steuerpflicht  begründenden  Tat- 
sache mehi'  als  30  Jahre  seit  der  letzten  voraufgegangenen  Ver- 
äußerung verflossen  sind.  Andererseits  soll,  wenn  dieser  Zeitraum 
10  bis  5  Jahre  beträgt,  zu  der  Wertzuwachss teuer  ein  Zuschlag 
in  Höhe  von  einem  Viertel,  bei  einer  Besitzdauer  von  weniger  als 
5  Jahren  ein  Zuschlag  in  Höhe  der  Hälfte,  bei  einer  Besitzdauer 
von  weniger  als  3  Jahren  ein  Zuschlag  in  voller  Höhe  dieser  Steuer 
■erhoben  werden. 

Wir  glaubten  bei  der  jetzigen  Lage  der  Verhältnisse  und 
angesichts  des  Umstandes,  daß  der  Entwurf  auf  anderen  Grund- 
lagen beruht  und  auch  in  den  Einzelheiten  von  dem  Entwurf  des 
Jahres  1906  abweicht,  gegen  den  wir  uns  in  unserer  Eingabe  vom 
8.  März  1906  gewandt  haben,  von  einer  prinzipiellen  Stellung- 
nahme gegenüber  der  Wertzuwachssteuer  absehen  zu  können,  und 
beschränkten  uns  darauf  in  einer  Eingabe  vom  21.  Dez.,  vom 
Standpunkt  der  von  uns  vertretenen  Interessengruppen  von 
Handel  und  Industrie,  besonders  des  Baugewerbes,  auf  einige 
Bestimmungen  der  Vorlage  hinzuweisen,  deren  Aenderung  wir  von 
der  für  die  Beratung  des  Entwurfes  eingesetzten  Kommission  der 
Stadtverordnetenversammlung  erbaten. 

Der  Ansatz  der  bei  dem  Erwerbe  entstehenden  Kosten  (§2,  2) 
mit  3 0/0  erschien  uns  als  zu  gering,  da  die  Erwerbskosten  eines 
Grundstücks  in  Berlin  (Umsatzsteuer  1  o/o,  bei  unbebauten  2 o/o,  Stem- 
pel 1  o/o ,  Vermittlerpro  Vision  lo/o,  Eeichsumsatzsteuer  2/3  o/o  und  Ge- 
richtskosten 1/3^/0)  4 — 50/0  betragen.  —  Auch  das  Zugeständnis  eines 
Zuschlages  von  3 0/0  jährlich  zum  Erwerbspreise,  für  die  Zeit, 
in  der  das  Grundstück  nachweislich  keine  Nutzungen  gewährt 
hat,  ist  nicht  genügend,  da  der  Zinsfuß  für  Hypotheken  und  Bau- 
gelder sich  auf  mindestens  4  0/0  berechnet.  —  Wir  haben  weiter 
vorgeschlagen,  daß  für  diejenigen  gewerblichen  Unternehmungen, 
die  Terrains  für  die  Beförderung  des  Wohnungsbedürfnisses  bau- 
reif machen,  eine  Anrechnung  für  Verwaltungskosten,  und  zwar 
V2  ^/o  des  Wertes  des  einzelnen  Objektes,  statthaft  sein  soll.  — 
IDie  Annahme  der  Bestimmung  in  §  3,  Abs.  4,  nach  der  für  den 


IV.  Steuern  und  Verbrauchsabgaben.  447 

Fall  eines  Wertzuwachses  bei  kürzerer  Besitzdauer  Zuschläge  bis 
zur  Verdoppelung  vorgesehen  sind,  würde  für  diejenigen  gewerb- 
lichen Unternehmer,  die  sich  mit  dem  Ankauf  von  Baustellen  zum 
Zwecke  des  Häuserbaues  beschäftigen,  eine  große  Ungerechtigkeit 
in  sich  schließen  und  dieses  für  die  Befriedigung  des  Wohnungs- 
bedürfnisses notwendige  Gewerbe  ungebührlich  hoch  belasten. 
Wir  haben  daher  die  Stadtverordnetenversammlung  gebeten,  für 
diese  Unternehmungen  von  den  Zuschlägen  Abstand  zu  nehmen. 
Für  Grundstücke,  die  gekauft  werden,  einzig  und  allein  in  der 
Absicht,  später  mit  Gewian  wieder  verkauft  zu  werden,  müssen 
andere  Bestimmungen  getroffen  werden  als  für  diejenigen  Unter- 
nehmer, die  ein  Grundstück  erwerben,  um  durch  dessen  Bebauung 
das  Wohnungsbedürfnis  der  Bevölkerung  zu  befriedigen.  —  Wir 
hielten  ferner  eine  Zusatzbestimmung  für  unerläßlich,  nach  der 
bei  Teilveräußerungen  örtlich  und  wirtschaftlich  zusammen- 
hängender Grundstücke  desselben  Eigentümers  die  Anrechnung 
einer  späteren  Wertverminderung  auf  einen  früheren  Wert- 
zuwachs stattfinden  soll.  Bei  einem  größeren  Grundstück  werden 
erfahrungsgemäß  zuerst  die  Eckgrundstücksparzellen,  die  so- 
genannten Spitzen,  veräußert.  Der  Rest,  die  Mitte  des  Grund- 
stückes, bleibt  häufig  lange  Zeit  unverkäuflich  und  kann  auch 
dann  oft  nur  mit  Verlust  verkauft  werden.  Es  ist  daher  eine 
billige  Forderung,  wenn  die  etwaige  Wertverminderung  der 
Restparzellen  gegen  den  Wertzuwachs  der  zuerst  verkauften 
Grundstücke  angerechnet  werden  kann,  soweit  beide  Arten  von 
Grundstücken  dem  gleichen  Eigentümer  gehören  und  ein  wirt- 
schaftlich und  örtlich  zusammenhängendes  Ganzes  bilden.  —  Die 
Befreiung  des  Fiskus  von  der  Wertzuwachssteuer  (§  7)  konnten 
wir  nicht  billigen.  Der  Fiskus  hat  und  wird  auch  weiter  in  der 
gleichen  Weise  Wertzuwachs  erzielen  wie  Einzelpersonen  und 
Korporationen.  Es  ist  nicht  abzusehen,  warum  er  nicht  —  wie 
zur  Gewerbesteuer  —  auch  zu  der  Wertzuwachssteuer  herange- 
zogen werden  soll.  —  Für  die  Fälle,  in  denen  eine  Einigung  der 
Steuerdeputation  mit  dem  Steuerpflichtigen  über  die  gemachten 
Angaben  nicht  zustande  kommt,  haben  wir  die  Festsetzung  nach 
dem  Gutachten  Sachverständiger  als  „obligatorisch"  verlangt,  im 
Gegensatz  zu  der  „fakultativen"  Anrufung  in  §  13  der  Vorlage, 
Wir  haben  vorgeschlagen,  daß  in  jedem  strittigen  Falle  ein 
ständiges  Schiedsgericht,  bestehend  aus  der  gleichen  Zahl  von  Mit- 
gliedern der  Steuerdeputation  und  gewählten  Vertretern  der 
Interessenten,  unter  Vorsitz  eines  von  beiden  Seiten  bestimmten 
Unparteiischen,  eingesetzt  werden  soll.  Dieses  Schiedsgericht 
kann  dann  in  jedem  einzelnen  Falle,  in  dem  die  Höhe  der  fest- 
zusetzenden Steuer  oder  der  Veräußerungserlös  nach  §  2  der 
Vorlage  strittig  sind,  von  den  Interessenten  angerufen  werden. 
Ein  solches  Schiedsgericht,  das  vielleicht  auch  als  Beirat  dienen 
•könnte,   um   der    Steuerdeputation   des    Magistrats    ihre   bei   der 


448     Teil  IL    Wirksamkeit  der  Aeltesten.  Gesetzgebung  u.  Verwaltung. 

Schwierigkeit  der  Materie  oft  nur  schwer  lösliche  Arbeit  zu  er- 
leichtern und  sie  durch  den  Eat  von  bewährten  Fachmännern  zu 
unterstützen,  würde  die  Interessenten  vor  mancher  Unbilligkeit 
und  Härte  durch  eine  rein  formale  Auslegung  des  Gesetzes  be- 
wahren. Das  letztere  gilt  besonders  in  bezug  darauf,  daß  die 
Steuer  auf  jeden  Fall  gezahlt  werden  muß,  da  ein  Einspruch 
und  eine  Klage  im  Verwaltungs- Streitverfahren  auf  die  vor- 
läufige Zahlung  keinen  Einfluß  haben.  —  Zum  Schlüsse 
haben  wir  noch  um  die  Einfügung  einer  Bestimmung  ge- 
beten, nach  der  aus  allgemeinen  Billigkeitsgründen  die 
zu  erhebende  Steuer  ganz  oder  zum  Teil  niedergeschlagen 
werden  kann.  Es  treten  sehr  häufig  Fälle  ein,  in  denen  die  Er- 
hebung einer  Wertzuwachssteuer  ebenso  wie  die  einer  Umsatz- 
steuer eine  Besteuerung  des  Unglückes  für  die  schon  ohnedies 
wirtschaftlich  Geschwächten  ist.  So  z.  B.,  wenn  der  Hypotheken- 
gläubiger, der  das  Grundstück  zu  hoch  beliehen  hat,  es  in  der 
Zwangsversteigerung  erstehen  muß,  und  ganz  besonders,  wenn 
eine  Zahl  von  Bauhandwerkem,  um  ihre  Forderungen  zu 
retten,  das  Grundstück  ersteht  und  dann  bei  dem  doch  notwendiger- 
weise eintretenden  Wiederverkauf  noch  einmal  die  Wertzuwachs- 
steuer zu  entrichten  hat.  Diesem  Wunsche  ist  unseres  Wissens 
auch  in  anderen  Orten  bei  Aufstellung  einer  Wertzuwachssteuer- 
Ordnung  bereits  Rechnung  getragen  worden. 


Abänderung' 
der  Gewerbe- 
ordnung, 
a)  Beschäf- 
tigung von 
Arbeiterinnen. 


V.    Gewerbeordnung   und   Verwandtes. 

Von  dem  am  16.  Dez.  1907  im  Reichstag  eingebrachten  Ge- 
setzentwurf betr.  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung,  hatte 
der  Reichstag  im  Jahre  1908  mit  Rücksicht  auf  das  inter- 
nationale Uebereinkommen  über  das  Verbot  der  Nachtarbeit  der 
gewerblichen  Arbeiterinnen  vom  26.  Sept.  1906  die  hierauf  be- 
züglichen Abschnitte  des  Entwurfs  erledigt.^)  Diese  Bestim- 
mungen wurden  am  28.  Dez.  1908  Gesetz  und  sind  zum  großen 
Teil  am  1.  Jan.  1910  in  Kraft  getreten.  Durch  sie  wird  die 
tägliche  Besohäftigungsdauer  der  Arbeiterinnen  auf  zehn  Stunden, 
an  den  Tagen  vor  Sonn-  und  Festtagen  auf  acht  Stunden  be- 
schränkt. Während  der  Nachtzeit,  von  8  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens,  ferner  am  Sonnabend,  sowie  an  Vorabenden  der  Fest- 
tage nach  5  Uhr  nachmittags  dürfen  Arbeiterinnen  nicht  be- 
schäftigt werden.  Nach  Beendigung  der  tä,glichen  Arbeitszeit 
ist  den  Arbeiterinnen  eine  ununterbrochene  Ruhezeit  von 
mindestens  11  Stunden  zu  gewähren.  Der  Bundesrat  ist  er- 
mächtigt, für  Gewerbezweige,  in  denen  regelmäßig  zu  gewissen 
Zeiten  des  Jahres  ein  vermehrtes  Arbeitsbedürfnis  eintritt,  für 


1)  Berl.   Jahrb.   1908,    I,   S.  471   ff. 
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höchstens  40  Tage  im  Jahre  Ausnahmen  von  diesen  Bestim- 
mungen zu  erlassen,  jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  die  tägliche 
Arbeitszeit  zwölf  Stunden,  an  Sonnabenden  acht  Stunden  niciht 
überschreitet  und  die  zu  gewährende  ununterbrochene  Ruhezeit 
nicht  weniger  als  zehn  Stunden  beträgt.  In  der  ununterbrochenen 
Euhezeit  müssen  die  Stunden  zwischen  10  Ulir  abends  und  5  Uhr 
morgens  liegen.  Der  Deutsche  Handelstag  hatte  angeregt,  beim 
Bundesrat  dahin  vorstellig  zu  werden,  daß  er  der  Ftage 
des  Erlasses  solcher  Ausnahmebestimmungen  näher  treten  möge. 
Wir  haben  daraufliin  bei  einer  großen  Anzahl  von  Firmen 
in  Berlin  Erhebungen  über  die  Notwendigkeit  des  Erlasses  solcher 
Ausnahmebestimmungen  veraastaltet  und  uns  auf  Grund  des 
Ergebnisses  dieser  Umfrage  in  der  Kommission  des  Deutschen 
Handelstages  betr.  Sozialpolitik  für  den  Erlaß  von  Ausnahme^ 
bestimmungen  für  einzelne  Geschäftszweige,  insbesondere  die 
Kleider-  und  Wäschekonfektion,   ausgesprochen. 

Die  übrigen  Teile  des  Gesetzentwurfs  wurden  von  der  Eeichs- 
tagskommission  im  Berichtsjahre  in  erster  Lesung  beraten.    Die 
Kommission  hat  in  ihren  Verhandlungen  an  den  Bestimmungen 
des     Entwurfs     eine     Reihe     einschneidender    Aenderungen     vor- 
genommen.   So   hat   sie    die    Vorschriften   über    die   Konkurrenz- 
klausel der  technischen  Angestellten  zugunsten  der  Angestellten 
wesentlich   erweitert.    Nach    den   jetzt   geltenden    Bestimmungen 
der  Gewerbeordnung  ist  eine  Konkurrenzklausel  im  Dienstvertrage 
eines  technischen  Angestellten  nur  dann  wirksam,  wenn  sie  das 
Eortkommen  des  Angestellten  nicht  unbillig  erschwert  und  dieser 
zur  Zeit   des  Vertragsabschlusses  volljährig  war.    Der  Entwurf 
behielt  zwar  diese  Bestimmung  bei,  beschränkte  aber  die  Rechts- 
gültigkeit der  Konkurrenzklausel  auf  drei  Jalire  nach  Beendigung 
des  Dienstverhältnisses,  sofern  nicht  das  zuletzt  gezahlte  Gehalt 
weiter  gewährt  würde.    Femer  versagte  der  Entwurf  dem  Unter- 
nehmer den  Anspruch  aus  der  Konkurrenzklausel  für  die  Fälle, 
in    denen    der  Angestellte    wegen    vertragswidrigen   Verhaltens 
des   Unternehmers    kündigt   oder    der    Unternehmer   das    Dienstr 
Verhältnis    löst,    ohne    daß    ein    von    ihm    nicht    verschuldeter 
erheblicher  Anlaß  vorliegt  oder  ohne  daß  er  das  zuletzt  gezahlte 
Gehalt  weiter  gewährt.     Bei  Festsetzung  einer  Strafe  für  Ver- 
tragsverletzung   durch    den    Angestellten    sollte    der    Anspruch 
des    Unternehmers    auf    diese    Strafe    beschränkt     sein,     unbe- 
schadet   der    Vorschriften    des    BGB.    über    die    Herabsetzung 
einer   unverhältnismäßig  hohen   Vertragsstrafe.     Gegenüber  An- 
gestellten mit  einem  Jahresgehalt  von  mindestens   800O  M.   er- 
klärte der  Entwurf  eine  Konkurrenzklausel  nur  dann  als  imwirk- 
sam,  wenn  sie  das  Fortkommen  des  Angestellten  unbillig  erschwere 
oder  während  dessen  Minderjährigkeit  abgeschlossen  worden  sei. 
Der  Unternehmer  sollte  gegenüber  einem  so  hoch  bezahlten  An- 
gestellten aus  der  Konkurrenzklausel  nur  dann  keinen  Anspruch 
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haben,  wenn  der  Angestellte  wegen  vertragswidrigen  Verhaltens 
des  Unternehmers  kündig.  Die  Eeichstagskonunission  ging  über 
diese  Bestimmung'en  des  Entwurfs  hinaus,  indem  sie  jede  Kon- 
kurrenzklausel gegenüber  technischen  Angestellten  mit  einem 
Jahresarbeitsverdienst  bis  einschließlich  1500  M.  für  nichtig  er- 
klärte ;  im  übrigen  sollte  nach  ihren  Beschlüssen  eine  derartige  Ver- 
tragsbestimmung nur  dann  verbindlich  sein,  wenn  sie  bezwecke 
und  geeignet  sei,  den  Unternehmer  gegen  Verrat  von  Betriebs- 
uud  Greschäftsgeheimnissen  zu  schützen.  G-egenüber  Angestellten 
mit  einem  jährlichen  Diensteinkommen  von  mehr  als  1500  M. 
bis  3000  M.  sollte  eine  Konlmrrenzklausel  nur  für  ein  Jahr  nach 
Beendigung  des  Dienstverhältnisses,  gegenüber  solchen  mit  einem 
Jahresarbeitsverdienst  von  3 — 8000  M.  zwar  für  einen  längeren 
Zeitraum,  aber  nur  gegen  Fortzahlung  des  letzten  Dienstein- 
kommens wirksam  sein.  "Weiterhin  sollte  der  Unternehmer  dem 
Angestellten  bei  der  Kündigung  erklären,  ob  er  diesem  das  bis- 
herige Diensteinkommen  weiterzahlen  wolle,  widrigenfalls  er  seiner 
Ansprüche  aus  der  Konlmrrenzklausel  verlustig  gehe.  Die  Be- 
stimmungen des  Entwurfs  bezüglich  der  Angestellten  mit  einem 
Jahresgehalt  von  mindestens  8000  M.  erfuhren  keine  Aenderung. 
Diese  Beschlüsse  der  Beichstagskommission  erregten  in  den  Kreisen 
der  Unternehmer  eine  große  Beunruhigung,  und  der  Herr  Minister 
für  Handel  und  Gewerbe  ersuchte  die  Handels vertretun^n,  ihm 
etwaige  Bedenken  gegen  die  vorgeschlagene  Aenderung  des  Byegie- 
riingsent^ivurfs  mitzuteilen.  Wir  haben  den  nach  den  Beschlüssen 
der  Beichstagskommission  abgeänderten  G-esetzentwurf  in  unseren 
Fachdeputationen  und  Korporationsausschüssen,  sowie  in  einer  Ver- 
sammlung von  An  gestellten  verbänden  eingehend  beraten.  In 
den  Verhandlungen  trat  im  allgemeinen  ein  scharfer  Gegensatz 
zwischen  den  Ansichten  der  Unternehmer  und  denjenigen  der  An- 
gestellten zutage.  Während  diese  mit  den  vorgeschlagenen  Be- 
stimmungen in  der  Hauptsache  einverstanden  waren,  oder  sich 
überhaupt  gegen  jede  Konkurrenzklausel  aussprachen,  wurden  von 
der  Mehrzahl  der  Unternehmer  die  schärfsten  Bedenken  gegen  die 
Einschränkung  der  Konkurrenzklausel  erhoben.  Insbesondere 
wurde  der  Fortfall  der  Konkurrenzklausel  für  Angestellte  mit 
einem  jährlichen  Diensteinkommen  bis  einschließlich  1500  M.  als 
eine  ernste  Gefahr  für  viele  Industriezweige  bezeichnet, 
denn  es  würde  damit  der  Spionage  von  selten  der  Konkurrenz 
Tür  und  Tor  geöffnet.  Wenn  diese  Bestimmung  Gesetz  würde, 
so  würde  es  z.  B.  für  die  chemische  Industrie  unmöglich  werden, 
jüngere  Betriebsbeamte,  besonders  Chemiker  und  Techniker,  die 
eben  von  der  Hochschule  kommen  und  meist  mit  einem  ganz 
geringen  Gehalt  (1200  M.  p.  a.)  als  Lernende  angestellt  werden, 
fernerhin  auszubilden,  sie  in  die  Praxis-  einzuführen  und  ihnen 
Kenntnisse  beizubringen,  auf  denen  sich  ihre  ganze  spätere,  oft 
sehr  hoch  bezahlte  Existenz  aufbaut.    Auch  der  Vorschlag,  daß 
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i-echnische  Angestellte  mit  einem  Jahres verdiensi;  von  1500  bis 
^000  M.  nur  einer  einjähri^n  BeschräJikxing  in  ihrer  gewerb- 
lichen Tätigkeit  unterworfen  werden  sollten,  wurde  von  vielen 
Unternehmern  als  unannehmbar  bezeichnet.  In  zahlreichen  In- 
dustriezweigen bedeute  eine  einjährige  Karenzzeit  überhaupt  keinen 
Schutz.  Es  gebe  neben  den  durch  Patente  geschützten  Erfindungen 
eine  große  Zahl  kleinerer  und  größerer  Erfindungen,  die  sich 
entweder  nicht  patentrechtlich  schützen  ließen  oder  deren  Paten- 
tierung und  Bekanntgabe  unterbleiben  müsse,  weil  sie  mit  Rück- 
sicht auf  den  mangelnden  bzw.  ungenügenden  Patentschutz  im 
Auslande  geheim  gehalten  werden  müßten.  Da  auch  gegen  die 
übrigen  Beschlüsse  der  Reichstagskommission  zur  Konkurrenz- 
klausel der  technischen  Angestellten  begrüadete  Bedenken  geltend 
gemacht  wurden,  deren  Berechtigung  wir  anerkennen  mußten,  so 
haben  wir  den  Herrn  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  gebeten, 
darauf  hinzuwirken,  daß  die  oben  skizzierten  Bestimmungen  des 
Regierungsentwurfs  mit  einigen,  den  berechtigten  Wünschen  der 
Unternehmer  entsprechenden  Zusätzen  wiederhergestellt  würden. 

Bisher  ist  die  Einführung  von  Lohnbüchern  in  das  Er- 
messen des  Bundesrats  gestellt.  Der  Entwurf  behielt  diesen 
Grundsatz  bei,  gestaltete  aber,  den  Wünschen  der  Interessenten 
entsprechend,  das  Lohnbuch  zu  einem  Abrechnungsbuch  um  und 
ermächtigte  den  Bundesrat  bzw.  die  Bundesregierungen  und 
Polizeibehörden,  auf  die  Eintragungen  mit  Tinte  zu  verzichten. 
Die  Reichs tagskommission  behielt  diese  Bestimmungen  bei,  machte 
aber  für  die  Hausarbeiter  Lohnbücher  oder  Arbeitszettel  obli- 
gatorisch. Gegen  die  Einführung  der  Lohnbücher  in  der  Haus- 
industrie hatten  wir  im  Prinzip  nichts  einzuwenden,  obwohl 
wir  nicht  verkannten,  daß  die  Führung  von  Lohnbüchern  in 
verschiedenen  Zweigen  der  Hausaj-beit,  besonders  in  der  Berliner 
Kleider-  und  Mäntelkonfektion,  mit  erheblichen  Schwierigkeiten 
verbunden  sein  würde.  Dagegen  hielten  wir  nach  wie  vor  Lohn- 
bücher für  Fabriken,  trotz  den  im  Entwurf  enthaltenen  Er- 
leichterungen, für  eine  übermäßige  Erschwerung  und  Verteuerung 
der  Fabrikation,  die  in  manchen  Betrieben,  z.  B.  in  der  Wäsche- 
fabrikation, in  der  ein  weitgehendes  Hand  in  Hand-Arbeiten 
stattfindet,  geradezu  undurchführbar  ist.  Lohnbücher  sind  in 
solchen  Betrieben  auch  überflüssig,  weil  in  ihnen  die  Arbeits- 
bedingungen und  Lohnsätze  durch  Aushang  in  den  Pabrik- 
räumen  bekannt  gemacht  werden,  &o  daß  Differenzen  gar  nicht 
entstehen  können.  Es  erschien  uns  daher  erforderlich,  die  Führung 
von  Lohnbüchern  allein  auf  die  Hausarbeit  zu  beschränken. 

Die  Arbeiterausschüsse  wurden  von  der  Reichst agskom m isision 
für  Betriebe,  in  denen  in  der  Regel  mindestens  20  Arbeiter 
beschäftigt  werden,  obligatorisch  gemacht,  und^  mit  umfang- 
reichen Befugnissen  ausgestattet.  Wir  sind  zwar  nicht  grund- 
sätzliche    Gegner     von    Arbeiter  ausschüssen,    waren    aber     der 
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Ansicht,  daß  nur  bei  übereinstimmendem  Wunsche  von  Unter- 
nehmer und  Arbeitern  solche  Ausschüsse  eingerichtet  werden 
sollten,  weil  sonst  die  Ausschüsse  von  vornherein  den  Keim 
zu  Gegensätzen  und  unersprießlicher  Tätigkeit  in  sich  tragen. 
Ferner  erschien  uns  ein  Ausschuß  für  Betriebe  mit  nur  20  Ar- 
beitern zwecklos,  da  der  Arbeitgeber  bei  dieser  kleinen  Zahl 
von  Arbeitern  hinreichend  mit  ihnen  in  Fühlung  stehen  kann. 
Die  Einrichtung  des  Ausschusses  müßte  deshalb  auf  Betriebe 
mit  größerer  Arbeiterzahl  beschränkt  bleiben.  Auch  in  der  Ein- 
räumung von  Befugnissen  für  den  Ausschuß  war  die  Kommission 
unseres  Erachtens  zu  weit  gegangen.  Wir  hielten  es  nicht  für 
richtig,  dem  Ausschuß  ein  Beispruchsrecht  bei  den  Anträgen 
auf  Gewährung  von  Ausnahmen  bezüglich  der  Arbeitszeit  und 
der  Sonntagsruhe  zuzugestehen,  denn  solchen  Aufgaben  ist  der 
Ausschuß  nicht  gewachsen.  Auch  gegen  die  von  der  Kommission 
beschlossenen  Altersgrenzen  für  das  aktive  und  passive  Wahl- 
recht hatten  wir  Bedenken.  Insbesondere  müßte  das  passive 
Wahlrecht  unseres  Erachtens  erst  durch  Vollendung  des  25.  Lebens- 
jahres und  eine  mehr  als  einjährige  Tätigkeit  iq  dem  be- 
treffenden Betriebe  erworben  werden, 
e)  Maximal-  j)^^    RcichstaKskommission     hatte     ferner     eine     o^esetzliche 

arbeitszeit  in  ö  o 

Kontoren  usw.  E/Cgelung  der  Arbeitszeit  in  Schreibstuben,  Kontoren  und  Lager- 
räumen, welche  nicht  zu  offenen  Verkaufsstellen  gehören,  ver- 
sucht. Die  Arbeitszeit  sollte  auf  höchstens  9  Stunden,  die  Ruhe- 
zeit auf  mindestens  12  Stunden  festgesetzt  werden.  Innerhalb 
der  Arbeitszeit  sollte  eiae  Mittagspause  von  I1/2  Stunden,  und  bei 
achtstündiger  oder  kürzerer  täglicher  Arbeitszeit  von  einer  halben 
Stunde  gewährt  werden.  An  höchstens  60  Tagen  im  Jahre  sollte 
Ueberarbeit  gestattet  sein.  Wir  haben  uns  bereits  früher  auf 
Grund  eingehender  Untersuchungen  über  die  bezüglichen  Ver- 
hältnisse der  wichtigsten  Handels-  und  Industriezweige  des 
Berliner  Wirtschaftsgebietes  gegen  eine  allgemeine  Festsetzung 
der  Arbeitszeit  in  Kontoren  ausgesprochen,  weil  wir  eine  solche 
Maßnahme  für  undurchführbar  und  schädlich  hielten,  und  halten 
auch  jetzt  noch  an  dieser  Auffassung  fest.  Für  die  Unternehmungen 
ohne  offene  Verkaufsstellen  darf  die  tägliche  Arbeitszeit  nicht 
schematisch  auf  eine  Anzahl  von  Stunden  und  von  Ausnahme- 
tagen beschränkt  und  festgelegt  werden.  Die  Ausnutzung  der 
Konjunkturen  und  der  Saisons,  der  für  alle  Handels-  und  Industrie- 
zweige sehr  ernste  und  dauernd  zunehmende  Konkurrenzkampf 
auf  dem  Weltmarkte  erfordern,  daß  oft  eine  Zeitlang  alle  nur 
irgend  vorhandenen  Arbeitskräfte  auf  das  intensivste  tätig  sein 
müssen.  Eine  Ueberbürdung  des  Personals  ist  trotzdem  nicht 
zu  befürchten.  Die  Prinzipale  haben  in  den  letzten  Jahren  frei- 
willig die  Arbeitszeiten  gekürzt  und  üiren  Angestellten  Er- 
leichterungen Bei  der  Arbeit  geschaffen,  da  eine  rasche,  frische, 
gründliche  El-ledigung  der  Arbeiten  im  eigenen  Interesse  der  Ge- 
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schäftsheiren  liegt.  Es  ist  ferner  nicht  mög-lich,  zum  Zwecke 
vorübergellender  Aushilfe  Hilfsarbeiter  einzustellen,  da  für  viele 
Verrichtungen  nur  eingearbeitete  vertrauenswürdige  Personen  zu 
gebrauchen  sind.  Eibensowenig  kann  das  ständige  Personal  dauernd 
vermehrt  werden,  da  es  in  stillerer  Zeit  nicht  beschäftigt  werden 
könnte  und  auch  die  Unkosten  zu  hoch  wären.  Die  Zahl  von  60 
Ausnahme  tagen  ist  vielfach  nicht  ausreichend  und  der  dabei  zu 
beobachtende  Weg  zu  umständlich  und  zeitraubend.  Für  die 
Vorschrift  einer  Miudestzeit  für  die  Mittagspause  liegt  gleich- 
falls keine  Notwendigkeit  vor.  In  den  meisten  Fällen  beträgt 
die  Mittagspause  schon  jetzt  IV2  Stunden.  Eine  kürzere  Zeit  wäre 
bei  den  Entfernungen  der  Großstadt  überhaupt  zwecklos.  In  den 
Petrieben,  wo  bereits  englische  Tischzeit  und  dementsprechend  nur 
eine  kleinere  Pause  besteht,  würde  eine  solche  Vorschrift  störend 
wirken,  da  wegen  des  Zeitverlustes  an  einigen  Tagen  länger 
gearbeitet  werden  müßte. 

Die  Bestimmungen  über  den  Ladenschluß  wurden  von  der  ^)  ^0^^^^^-^^'^ 
Kommission  dahiu  geändert,  daß  der  Achtuhrladenschluß  ge-  ladenscwuß. 
setzlich  festgelegt  werden  sollte.  "Wir  hielten  diese  für  alle  Arten 
von  offenen  Geschäften  schematisch  einheitliche  Eegelung  der 
Verkaufszeit  zum  mindesten  für  verfrüht.  Die  Folgen,  welche 
die  Einführung  des  Achtuhrladenschlusses  für  Groß-Berlin  gehabt 
hat,  sind  in  der  relativ  kurzen  Beobachtungszeit  noch  nicht  voll- 
kommen zu  überblicken.  Die  Erfahrungen,  die  dabei  gemacht 
wurden,  sind  nicht  für  alle  Arten  von  Geschäften  gleich.  Einige 
Branchen;  z.  B.  die  der  Textil-  und  Eisenwaren,  sind  mit  dem 
früheren  Ladenschluß  zufrieden.  Die  für  sie  in  Frage  kommen- 
den Artikel  werden  stets  und  unbedingt  gebraucht,  müssen  aber 
nicht  augenblicklich  zur  Stelle  sein  und  sind  nach  Ladenschluß 
anderweitig  nicht  zu  haben.  Das  Publikum  hat  sich  dalier  daran 
gewöhnen  müssen,  seinen  Bedarf  in  diesen  Artikeln  zu  früherer  Zeit 
zu  decken.  Eine  Keihe  anderer  Branchen,  vor  allem  die  der  Nah- 
rungs-  und  Genußmittel  (Konfitüren,  Zigarren,  Kolonialwaren, 
aucli  Blumen)  hat  jedoch  'unter  dem  gegenwärtigen  Zustande  schwer 
zu  leiden,  weil  ihre  Waren  teilweise  nicht  unbedingt  notwendige 
Bedarfsartikel  sind,  sondern  nur  gekauft  werden,  wenn  sie  im 
Augenblick  zu  haben  sind.  Die  Käufer  sind  zum  großen  Teil  nicht 
ständige  Kunden,  sondern  ein  Laufpublikum.  Dies  stellt  sich  zum 
überwiegend  größten  Teile  erst  in  den  Abendstunden  ein.  In 
diesen  ist  besonders  wieder  die  neunte  Stunde  ergiebig,  da  alsdann 
die  Kontore  und  ein  großer  Teil  der  Geschäftslokale  bereits  ge- 
schlossen sind  und  die  auf  dem  Heimwege  sich  befiadenden  An- 
gestellten einen  nicht  unerheblichen  Teil  der  Käufer  bilden.  Als 
erschwerender  Umstand  kommt  hinzu,  daß  eine  Peihe  der  frag- 
lichen Artikel  (z.  B.  Schokolade  und  Schokoladenwaren,  Zigarren, 
Eßwaren)  auch  nach  8  Uhr  in  Konditoreien,  Warenautomaten, 
Cafes,  Restaurants   zu  haben   sind.     Da   also   der  Achtuhrladen- 
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Schluß  für  einzelne  Branchen  bedeutende  Nachteile  mit  sich  bringt^ 
so  besteht  in  manchen  Kreisen  der  Wunsch,  daß  die  betr.  Be- 
stimmungen für  eini^  Greschäftszweige  wieder  aufgehoben  werden 
möchten.  Eine  gesetzliche  Festlegung  des  Achtuhrladenschlusses 
würde  aber  eine  Rücksichtnahme  auf  abweichende  berechtigte 
Verhältnisse  unmöglich  machen.  Auch  dem  Vorschlage  der  Kom- 
mission, die  Behörde  im  Falle  der  Einführung  des  Achtuhrladen- 
schlusses für  die  Sonnabende  an  den  Ausfall  einer  Abstimmung 
der  Interessenten  zu  binden,  konnten  wir  nicht  zustimmen, 
denn  die  Entscheidung  darüber,  ob  und  in  welchem  Umfange  dem 
Antrage  auf  Erlaß  eiaer  solchen  Anordnung  zu  entsprechen  ist, 
muß  dem  Ermessen  der  Behörde  überlassen  werden,  damit  emp- 
findliche Schädigungen  berechtigter  Interessen  des  Publikums  oder 
der  dem  Antrage  widersprechenden  Minderheit  der  beteiligten  Ge- 
schäftsleute vermieden  werden, 
g)  Handels-  Auch  die  Anstellung  von  Handelsinspektoren  hatte  die  Reichs- 

tagskommission  in  Vorschlag  gebracht.  Wir  haben  die  Frage  der 
Schaffung  von  Handelsinspektionen  erneut  geprüft  und  sind  wie 
früher  zu  dem  Schluß  gekommen,  daß  ein  Bedürfnis  nach  einer 
derartigen  Behörde  nicht  vorliegt.  Eine  Umfrage  bei  den  Polizei- 
behörden des  Korporationsbezirks  ergab  fast  übereinstimmend  das 
Resultat,  daß  die  für  die  im  Handelsgewerbe  Angestellten  er- 
lassenen Schutzbestimmungen  im  allgemeinen  eingehalten  werden, 
daß  nur  selten  Beschwerden  einlaufen  und  daher  die  Einführung 
von  Handelsinspektionen  nicht  notwendig  sei.  Unseres  Etrachtens 
ist  die  Ortspolizei  auch  vollkommen  in  der  Lage,  die  bei  einer 
Kontrolle  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  zu  beurteilen; 
denn  es  handelt  sich  bei  der  Ausübung  der  Aufsicht  über  die 
Beobachtungen  der  Schutzbestimmungen,  hauptsächlich  um  eine 
Tätigkeit  der  Wohlfahrts-  und  Gresundheitspolizei,  bezw.  der  Bau- 
polizei. Hierfür  stehen  oftmals  noch  besonders  ausgebildete 
Beamte  (Aerzte  usw.)  zur  Verfügung",  die  infolge  ihrer  ein- 
gehenden Fachkenntnisse  ein  sichereres  Urteil  haben  werden,  als 
ein  überwiegend  kaufmännisch  vorgebildeter  Handelsinspektor. 
Da  dieser  für  einen  größeren  Bezirk  bestellt  wird,  so  ist  er  nicht 
einmal  imstande,  die  Revisionen  so  oft  vorzunehmen,  wie  es  der 
Polizei  möglich  ist.  Et  wird  mit  den  Verhältnissen  nie  vollkommen 
vertraut  werden  können.  Ein  Urteil  über  die  zweckentsprechende 
Ausbildung  der  Lehrlinge  wird  sich  der  Handelsinspektor  bei  seinen 
seltenen  Besuchen  weniger  bilden  können  als  es  die  Polizei  ver- 
mag. Eine  zu  einseitige  Ausbildung  der  Lehrlinge  wird  schon  in 
befriedigendem.  Maße  durch  die  Vereinigungen  der  kaufmännischen 
Angestellten  bekämpft.  Die  Gewerbeinspektoren  sind  nicht  als 
Vorbild  heranzuziehen,  da  die  Aufsichtsbeamten  für  das  Handels- 
gewerbe die  für  jene  notwendigen  technischen  Kenntnisse  nicht 
zu  haben  brauchen.  Ob  die  Handelsinspektoren  als  Vermittlungs- 
organe  zwischen   Prinzipalen    und   Angestellten     zur   Erhaltung 
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des  sozialen  Friedens  beitragen  werden,  ist  sehr  fraglich.  Eis  ist 
im  Gegenteil  zu  erwarten,  daß  ein  hier  eingeschobenes  Glied  mehr 
trennend  als  bindend  wirkt. 

Als  durch  die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  von  1896  für  das  ^^^^l'^c^^J"  ""'^ 
Detailreisen  außerhalb  des  Gemeindebezirks  der  gewerblichen 
Niederlassung  der  Zwang  zur  Lösung  eines  Wandergewerbescheines 
eingeführt  wurde,  erhielt  der  Bundesrat  die  Befugnis,  für  gewisse 
"Waren  Ausnahmen  von  dieser  Vorsehrift  zuzulassen.  Eine  solche 
wurde  durch  die  Bekanntmachung  des  E/cichskanzlers  vom  27.  Nov. 
1896  auch  für  die  Wäscheindustrie  bewilligt.  Die  in  den  kleineren 
Provinzstädten  ansässigen  Betriebe  mit  offenem  Detailgeschäft 
fühlen  sich  jedoch  durch  das  Detailreisen  mit  Wäsche  geschädigt 
und  fordern  die  Aufhebung  der  Ausnahmebestimmungen 
für  die  ,  Wäschebranche.  Ihre  Agitation  hatte  den  Erfolg, 
daß  der  Herr  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  im  Berichts- 
jahre die  Üegierungspräsidenten  und  den  Berliner  PoLLzeipräsi- 
denten  ersuchte,  darüber  zu  berichten,  ob  ein  Bedürfnis  für  eine 
Aenderung  der  Bekanntmachung  vom  27.  Nov.  1896  nach  der 
Richtung  vorliege,  daß  für  die  Folge  auch  das  Detailreisen  mit 
AVäsche  wandergewerbescheinpflichtig  werde.  Wir  haben  uns  in 
einer  an  den  Herrn  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  gerichteten 
Eingabe  entschieden  gegen  eine  solche  Aenderung  ausgesprochen. 
(S.  Beigaben.)  Durch  genaue  Angaben  über  den  Umsatz 
der  bedeutendsten  Berliner  Detailreisegeschäfte,  die  Zahl  der 
von  ihnen  beschäftigten  Personen,  ihre  Ausgaben  für  Löhne 
und  Gehälter  und  ihren  Absatz  suchten  wir  die  Größe 
der  in  Frage  kommenden  Interessen  zu  veranschaulichen. 
Gegenüber  den  Behauptungen,  daß  die  Reisenden  sich 
vielfach  aus  minderwertigem  Material  rekrutierten  und  zu- 
weilen die  Käufer  übervorteilten,  wiesen  wir  darauf  hin, 
daß  es  sich  bei  den  Firmen  des  Korporationsbezirkes  um  Geschäfte 
mit  großenteils  festem  Kundenkreise  handele,  die  ein  Interesse 
daran  hätten,  ihre  Kunden  reell  bedient  zu  sehen  und  daher  bei 
der  Auswahl  ihrer  Reisenden  mit  der  größten  Sorgfalt  vorgehen 
müßten.  Die  Firmen  mit  offenem  Dietailgeschäft  in  den  kleineren 
Provinzialstädten  können  vielfach  nicht  eine  so  reiche  Auswahl 
bieten,  wie  sie  die  Kunden  der  Berliner  Geschäfte,  die  zum  großen 
Teil  in  den  besseren  Gesellschaftskreisen  zu  finden  sind,  verlangen.  " 
Eine  Beschränkung  des  Detailreisens  wird  mehr  denjenigen  großen 
Berliner  Versandgeschäft-en,  die  nicht  durch  Reisende,  sondern 
durch  Versendung  ihrer  Kataloge  in  der  Provinz  Bestellungen  auf- 
suchen, als  den  in  der  Provinz  selbst  befindlichen  Betrieben  nützen. 
Für  die  Bewohner  kleiner  und  abgelegener  Ortschaften  sind  die 
Detailreisenden  kaum  entbehrlich.  Es  gibt  femer  in  Berlin  Be- 
triebe, die  sich  speziell  mit  der  Fabrikation  und  dem  Vertrieb 
von  Wäsche  für  bestimmt-e  Kreise  von  Angestellten,  z.  B.  Kellner, 
Köche  usw.  beschäftigen.  Diese  Angestellten  wenden  sich  mit  Vor- 
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liebe  an  die  Berliner  Geschäfte,  weil  diese  darauf  eingerichtet  sind, 
ihren  besonderen  Bedürfnissen  B/echnnng  zu  tragen.  Können  mithin 
die  für  die  Beschränkung  des  Detailreisens  mit  Wäsche  angeführten 
Gründe  nicht  als  stichhaltig  anerkannt  werden,  so  sprechen  anderer- 
seits schwerwiegende  Gründe  dagegen.  "Werden  für  die  Detail- 
reisenden mit  Wäsche  Wandergewerbescheine  vorgeschrieben,  dann 
werden  sich  Personen  mit  guter  kaufmännischer  Bildung  nicht 
mehr  wie  bisher  mit  dieser  Tätigkeit  befassen  wollen.  Den  Berliner 
Geschäften  würde  es  dann  nicht  möglich  sein,  die  geeigneten  Per- 
sonen als  Reisende  zu  erhalten.  Damit  wäre  aber  ihre  Existenz 
und  diejenige  der  zahlreichen  von  ihnen  abhängigen  Personen 
bedroht.  Dies  trifft  um  so  mehr  zu,  als  die  Aenderung  des 
bisherigen  B/echtszustandes  gleichzeitig  für  die  Berliner  Geschäfte 
eine  große  Mehrbelastung  mit  Steuern  bedeuten  Avürde.  Bei  dem 
Plane,  die  Bekanntmachung  vom  27.  Nov.  1896  abzuändern,  handelt 
es  sich  um  einen  neuen  Versuch,  zugunsten  einer  bestimmten  Art 
des  Detailgeschäftes,  die  als  die  Normalform  angesehen  wird,  alle 
anderen  Formen  durch  gesetzliche  und  steuerpolitische  Maßnahmen 
einzuschränken  und,  soweit  als  möglich,  zu  unterdrücken.  Dem- 
gegenüber hielten  wir  an  der  Auffassung  fest,  daß  gerade  in  dem 
Reichtum,  von  Betriebsformen,  wie  sie  der  freie  Wettbewerb  ge- 
schaffen hat,  ein  besonderer  Vorteil  für  das  Publikum  zu  er- 
blicken ist,  und  daß  grundsätzlich  alle  Betriebsformen  von  der 
staatlichen  Wirtschaftspolitik  als  gleichberechtigt  behandelt 
werden  müssen. 

Von  der  Gewerbe-Deputation  der  Stadt  Berlin  ist  im  Berichts- 
jahre eine  Umfrage  über  die  Sonntagsruhe  in  offenen  Laden- 
geschäften an  31 414  Firmen  gerichtet  worden.  Nach  der 
daraus  gewonnenen  Statistik  des  Berliner  Städtischen  Statisti- 
schen Amtes  hat  sich  etwas  über  die  Hälfte  der  Firmen, 
nämlich  50,66  o/o,  für  die  Beibehaltung  der  Sonntagsruhe 
im  bisherigen  Umfange  ausgesprochen.  Der  andere  Teil 
war  für  einei  Erw^eiterung  der  Sonntagsruhe:  35,39  ^o 
traten  für  eine  weitere  Verkürzung  der  Geschäftszeit  an 
Sonntagen  ein  und  13,79  o/o  für  eine  vollständige  Sonntags- 
ruhe. Wenn  so  für  die  Gesamtheit  von  Berlin  die  beiden 
Hauptrichtungen  ungefähr  gleich  stark  vertreten  sind,  so  wird 
dieses  Verhältnis,  wenn  man  die  einzelnen  Bezirke  der  Stadt  be- 
trachtet, z.  T.  erheblich  verschoben.  In  der  Friedrichstadt  wird 
die  Einführung  der  vollständigen  Sonntagsruhe  von  39  o/o,  also 
fast  dem  dreifachen  der  Durchschnittsziffer,  gewünscht  und  nur 
36  o/o  sind  für  Beibehaltung  der  bisherigen  Regelung.  Hier  macht 
sich  der  citymäßige  Charakter  dieses  Stadtteils  bemerkbar,  der 
sich  wohl  noch  schärfer  gezeigt  haben  würde,  wenn  nicht  eine 
große  Anzahl  der  Geschäfte  des  Fremdenverkehrs  wegen  ein 
Interesse  an  dem  Sonntagsgeschäft  hätte.  Im  Gegensatz  hierzu 
stiellt    sich    die    Quote    der    völlige     Sonntagsruhe     wünschenden 
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Geschäfte  im  Osten,  Süden  und  Norden,  hauptsächlich  in  den 
Arbeitervierteln,  unter  den  Durchschnitt.  Von  den  die  Verkürzung 
der  bisherigen  Geschäftszeit  fordernden  Stadtteilen  ragt  der 
östliche  Teil  der  jenseitigen  Luisenstadt  mit  46,71  o/o  hervor, 
aber  nur  7,75  o/o  der  Geschäfte  in  diesem  Stadtteil  sind  für  voll- 
ständige Sonntagsruhe.  —  Noch  größer  sind  die  Unterschiede  bei 
den  verschiedenen  Branchen.  Die  Geschäfte,  welche  leicht  ver- 
derbliche, für  den  täglichen  Genuß  bestimmte  Waren  liefern,  wie 
Milchgeschäfte,  Konditoreien,  Backwaren,  Fleisch-  und  Wurst- 
waren-Handlungen sind  mit  verschwindenden  Ausnahmen  gegen 
eine  völlige  Sonntagsruhe,  doch  ist  gerade  unter  ihnen  die  Zahl 
derer  verhältnismäßig  groß,  welche  eine  Verkürzung  der  bis- 
herigen Geschäftszeit  am  Sonntag  wünschen.  Das  ist  bemerkens- 
wert, weil  gerade  diesen  Branchen  eine  Verlängerung  der  Ge- 
schäftszeit bisher  gestattet  ist.  Im  Gegensatz  hierzu  haben  sich 
die  Geschäfte,  welche  Artikel  zu  gewerblichen  Zwecken  handeln, 
z.  T.  mit  erheblicher  Mehrheit  für  die  völlige  Sonntagsruhe  aus- 
gesprochen, insbesondere  sind  hier  die  Handlungen  mit  Tuchen, 
Rohhäuten  und  Fellen  aber  auch  die  Tapetengeschäfte  vertreten. 
Ein  Arbeiten  mit  oder  ohne  Hilfspersonal  scheint  keinen  be- 
merkenswerten Einfluß  auf  die  Stellungnahme  znv  Frage  der 
Aenderung  der  Sonntagsruhe  zu.  haben.  Die  Geschäfte  ohne 
Hilfspersonal  sind  zwar  in  der  Gruppe,  die  sich  für  vollständige 
Sonntagsruhe  ausgesprochen  hat,  nur  mit  91/2  0/0  (gegen  13,79  0/0 
in  der  Gesamtheit)  vertreten,  dafür  sind  sie  aber  in  der  Gruppe, 
welche  eine  Verkürzung  der  Geschäftszeit  wünscht,  wieder  etwas 
stärker,  mit  37,84  0/0  (gegen  35,46  0/0  in  der  Gesamtziffer)  beteiligt. 
Stellung  zu  dieser  Frage  hat  der  Berliner  Magistrat  noch  nicht 
genommen. 

Es  waren  mehrfach  Fälle  bekannt  geworden,  in  denen  Berliner 
Handelsagenten  und  Handlungsreisende  Berliner  Firmen  in 
Provinzstädten  und  auch  in  einigen  Vororten  Berlins  von  Polizei- 
beamten angehalten  wurden,  um  sich  über  den  Besitz  einer  Ge- 
werbelegitimationskarte auszuweisen.  Der  Inhalt  der  §§  44  und 
44  a  der  Gewerbeordnung  läßt  erkennen,  daß  die  Ausstellung 
der  Legitimationskarte  einen  Schutz  gegen  gemeingefährliche 
Elemente  gewähren  soll.  Denn  vor  Erteilung  der  Legitimation 
muß  unter  anderem  festgestellt  werden,  ob  der  Nachsuchende 
nicht  wegen  gewohnheitsmäßiger  Arbeitsscheu,  Bettelei,  Land- 
streicherei oder  wegen  Trunksucht  übel  berüchtigt  ist.  Die 
Bestimmungen  erscheinen  gegenüber  den  modernen  Verhältnissen 
des  Warenhandels  als  vollständig  veraltet.  Wir  haben  daher 
eine  Eingabe  des  Centralverbandes  Deutscher  Handelsagenten- 
vereine an  den  Herrn  Minister  des  Innern  unterstützt,  indem  wir 
uns  dem  Wunsche  des  Verbandes  anschlössen,  daß  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  die  Gewerbelegitimationskarte  eine 
den  modernen  Verhältnissen  entsprechende  Umgestaltung  erfahren 
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möchteD.  Um  jedoch  die  bei  der  Ausübung  der  Kontrolle  fühl- 
baren Mißstände  einstweilen  abzustellen,  hielten  wir  es  für 
wünschenswert,  daß  eine  Anweisung  an  die  Aufsichtsbehörden 
erginge,  wonach  in  Zukunft  davon  abz:u'sehen  sei,  lediglich  zwecks 
Feststellung  der  Mitführung  der  Gewerbelegitimationskarte  Han- 
delsagenten und  Handlungsreisende  zoir  Vorzeigung  ihrer  Gre- 
werbelegitimationskaxte  anzuhalten.  Den  Mißständen  in  den 
Berliner  Vororten  wäre  am  besten  durch  eine  Verordnung  abzu- 
helfen, welche  bestimmt,  daß  das  Wirtschaftsgebiet  Groß-Berlin 
als  ein  Cremeindebezirk  im  Sinne  des  §  44  Abs.  1  S.  1  der 
Gewerbeordnung  angesehen  würde. 


Beschäftigung 
V.  Aenderinnen 
.in   der  Konfek- 

tionsbranche. 


Seit  dem  Erlaß  der  A'erordnung  vom  17.  Febr.  1904,  welche 
die  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  von  jugendlichen  weib- 
lichen Arbeitern  auch  auf  solche  Werkstätten  ausdehnt,  in  denen 
die  Herstellung  oder  Bearbeitung  von  Waren  der  Kleider-  und 
Wäschekonfektion  nur  gelegentlich  erfolgt,  vertreten  die  Gewerbe- 
inspektoren und  Gerichte  vielfach  die  Auffassung,  daß  für  die 
Schneiderinnen,  welche  in  Konfektionsgeschäften  damit  beschäftigt 
werden,  Aenderungen  vorzunehmen,  die  sich  bei  dem  Verkauf 
der  fertigen  Ware  als  notwendig  herausstellen,  nunmehr  die  Be- 
stimmungen der  Gre Werbeordnung  über  die  Beschäftigung  von 
jugendlichen  Arbeitern  und  von  Arbeiterinnen  Greltung  haben. 
Das  bedeutet  ein  Auseinanderreißen  zweier  wirtschaftlich  nicht 
zu  trennender  Funktionen,  nämlich  des  Verkaufs  von  Konfektions - 
artikeln  und  der  sich  dabei  als  notwendig  herausstellenden  Aende- 
rungsarbeiten.  Die  hierbei  aufgetretenen  Mißstände  hatten  uns 
schon  im  Jahre  1907  "zu  einer  Eingabe  an  den  Herrn  Beichskanzler 
und  den  Herrn  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  veranlaßt^),  auf 
die  wir  am  5.  Febr.  des  Berichtsjahres  durch  Vermittlung  des 
Herrn  Polizeipräsidenten  von  Berlin  einen  Bescheid  des  Herrn 
Miaisters  für  Handel  und  Gewerbe  erhielten.  Der  Herr 
Minister  teilt  darin  die  vom  Beichsgericht  in.  einem  Urteil  vom 
13.  Okt.  1908  (abgedruckt  ün  Ministerial-Blatt  der  Handels- 
Gewerbeverwaltung,  1909,  S.  27)  vertretene  Auffassung,  wo- 
nach alle  Aenderungswerkstätten  von  Konfektionsgeschäften  der 
Verordnung  vom  17.  Febr.  1904  unterstehen.  Da  aber  die  Ent- 
scheidung des  Reichsgerichts  es  dahingestellt  sein  läßt,  ob  gering- 
fügige Aenderungen,  die  in  unmittelbarem  Zusammenhange  mit 
dem  Kaufabschluß  erledigt  werden,  vielleicht  eine  andere  Be- 
urteilung rechtfertigen  könnten,  so  sollen  Aenderungen  an  soge- 
nannten ,, Wartesachen''  solange  nicht  zu  den  unter  die  oben- 
genannte Verordnung  fallenden  Arbeiten  gerechnet  werden,  bis 
nicht  etwa  die  Gnerichte  diese  Auffassung  als  unzulässig  erklärt 
haben. 


1)  Berl.  Jahrb.   1907,   I,  S.   440  ff . 
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Der  Deutsche  BaaLkbeamten-Verein  ersuchte  uns  im  Be- 
richtsjahre, für  die  Einführung  der  durchlaufenden  (englischen) 
Arbeitszeit  im  Bankgewerbe  einzutreten.  Zur  Begründung  seines 
Antrages  führte  der  Verein  aus,  daß  technische  Schwierigkeiten 
diesen  Bestrebungen  nicht  im  Wege  ständen,  daß  aber  die 
Wohnungsverhältnisse  Berlins  und  das  Interesse  an  der  Gesundheit 
und  Weiterbildung  der  Bankbeamten  die  baldige  Einführung  der 
durchgehenden  Arbeitszeit  dringlich  erscheinen  lasse.  Der  Antrag 
wurde  in  einer  Konferenz  von  Vertretern  unseres  Kollegiums,  der 
Handelskammer  zu  Berlin,  der  Vereinigung  der  Berliner  Banken 
und  Bankiers,  des  Vereins  für  die  Interessen  der  Fondsbörse, 
des  Vereins  Berliner  G-etreide-  und  Produktenhändler  und  des 
Zentral- Verbandes  des  Deutschen  Bank-  und  Bankiergewerbes 
eüigehend  beraten.  Man  kam  jedoch  in  dieser  Konferenz  zu  der 
Ueberzeugung,  daß,  so  sehr  auch  sonst  die  Entwicklung  des 
Berliner  Wirtschaftslebens,  sowie  die  Wohnungsverhältnisse  in 
Berlin  eine  nicht  durch  eine  längere  Mittagspause  unterbrochene 
Arbeitszeit  als  wünschenswert  erscheinen  ließen,  doch  der  Ein- 
führung der  durchgehenden  Arbeitszeit  im  Berliner  Bankgewerbe 
noch  derartige  Hindemisse  entgegenständen,  daß  hieran  einst- 
weilen nicht  zu  denken  sei.  Eine  notwendige  Voraussetzung  für 
die  Durchführbarkeit  des  Antrages  sei  die  Verlegung  der  Börsen- 
zeit. Das  sei  jedoch  nicht  möglich  im  Hinblick  auf  die  geo- 
graphische Lage  Berlins  und  die  Börsenzeit  an  den  ausländischen 
Börsen.  Unter  Beibehaltung  der  jetzigen  Börsen  zeit  würde  aber 
ein  früherer  Bureauschluß,  wie  er  mit  der  Reform  angestrebt  werde, 
zur  Folge  haben,  daß  bei  Börsenaufträgen  an  demselben  Tage  nur 
die  Anzeige  der  erfolgten  Ausführung  erteilt  würde,  während  die 
Erteilung  der  Abrechnung  auf  den  folgenden  Tag  verschoben 
werden  müßte.  Wie  ein  Versuch  bewiesen  hat,  stößt  eine  solche 
Neuerung  aber  auf  heftigen  Widerspruch  bei  der  Kundschaft,  die 
auch  mit  einem  frtihen  Kassenschluß  der  AVechselstuben  voraus- 
sichtlich nicht  einverstanden  sein  wird.  Wir  haben  daher  davon 
abgesehen,  die  Anregung  des  Deutschen  Bankbeamten-Vereins 
weiter  zu  verfolgen. 

Der  Verband  der  Berliner  Detailgeschäfte  der  Herren-  und 
Ivnabenbekleidung  hatte  wiederholt  den  Magistrat  von  Berlin  er- 
sucht, einer  Polizeiverordnung  seiae  Zustimmung  zu  erteilen,  durch 
die  „das  Anrufen  und  Einladen  der  auf  der  Straße  befindlichen 
Personen  durch  AVorte  und  Zeichen  seitens  der  Verkäufer  oder  ihrer 
Angestellten"  (das  sog.  Anreißen  von  Käufern)  untersagt  werden 
sollte.  Begründet  wurde  der  Antrag  damit,  daß  durch  das  An- 
reißen der  Käufer  den  Geschäften,  die  sich  dieses  unlauteren 
Mittels  der  Kundengewinnung  nicht  bedienen,  eine  empfindliche 
Konkurrenz  bereitet  würde,  gegen  die  ohne  ein  polizeiliches  Ver- 
bot nicht  mit  Erfolg  vorgegangen  werden  könne.  Im  Berichtsjahre 
ersuchte  uns  der  Magistrat  von  Berlin  um  eine  Auskunft,  ob  ein 


Durchgehende 
Arbeitszeit  im 
Bankgewerbe. 


Anreißen  von 
Käufern  auf  der 

Straße. 
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Bedürfnis  für  den  Erlaß  einer  solchen  Polizeiverordnung  vorliege. 
Wir  konnten  uns  nach  Anhörung  maßgebender  Geschäfte  der 
Herren-  und  Knabenbekleidungsbranche  nicht  für  eine  solche 
Polizeiverordnung  aussprechen,  sondern  waren  vielmehr  der  An- 
sicht, daß  die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  über 
den  Schadensersatzanspruch  wegen  widerrechtlicher  Verletzung 
der  Bechte  anderer  und  wegen  vorsätzlicher  Schädigung  Dritter 
in  einer  gegen  die  guten  Sitten  verstoßenden  Weise  (§§  823  Abs.  2 
und  826).  sowie  die  Strafbestimmungen  gegen  groben  Unfug  für 
die   Bekämpfung   dieser   Unsitte   ausreichend   seien. 

Im  August  faßte  die  Hochbaudeputation  der  Stadt  Berlin 
den  Beschluß,  bei  städtischen  Bauten  die  Verwendung  von  Blei- 
weiß, wegen  der  Gefahren  für  die  Gesundheit  der  Arbeiter,  nicht 
mehr  zuzulassen  und  als  Ersatz  Diamantweiß  und  Zinkweiß 
vorzuschlagen.  Auf  Antrag  des  Zentralausschu^ses  der  Ver- 
einigungen der  Lack-  und  Farbenbranche  Deutschlands  baten  wir 
am  29.  Sept.  den  Magistrat,  diesen  Beschluß  nochmals  eiaeo? 
Nachprüfung  zu  unterziehen  und  zu  dieser  Prüfung  auch  Sach- 
verständige aus  den  Kreisen  der  Industrie  und  des  Handels  hin- 
zuzuziehen. Wir  wiesen  darauf  hin,  daß  nach  Ansicht  der 
Interessenten  Bleiweiß  für  den  Außenanstrich  unentbehrlich  sei, 
weil  es  gegen  Wind  und  Wetter  widerstandsfähiger  sei  als  Zink- 
weiß und  Lithopone.  Die  Erkrankungen  der  Arbeiter  seien 
hauptsächlich  auf  Verarbeitung  von  trockenem  Bleiweiß  und  auf 
Unreinlichkeit  zurückzuführen.  Blei  weiß  werde  jedoch  fast  immer 
nur  in  Oel  angerührt  aus  der  Fabrik  bezogen.  Es  bedürfe  nur 
einer  strengen  Durchführung  der  Bundesratsverordnung  vom 
27.  Juni  1905,  damit  die  Erkrankungsgefahr  auf  das  Mindest- 
maß eingeschränkt  werde.  In  einem  Schreiben  vom  29.  Okt. 
schlug  der  Magistrat  unsere  Bitte  ab.  Die  von  uns  vorgebrachten 
Gründe  seien  von  der  Hochbaudeputation  bereits  erwogen  worden. 
Bei  der  Bauweise,  die  gegenwärtig  bei  städtischen  Bauten  üblich 
sei,  kämen  übrigens  Außenanstriche  fast  nur  beim  Holzwerk  vor. 


VI.   Gesetzgebung  gegen  Verfälschung. 


Weingesetz.  j^^  vorigen  Jahre  hatten  wir  an  dieser  Stelle^)  über  zwei 

Eingaben  berichtet,  die  wir  zu  dem  vorläufigen  und  zu  dem 
dem  B^ichstag  vorgelegten  Entwurf  eines  neuen  Weingesetzes  an 
den  Bundesrat  und  Reichstag  gerichtet  hatten.  Der  dem  Reichstag 
zugegangene  Gesetzentwurf  hat  in.  den  Verhandlungen  der 
Kommission  und  bei  der  dritten  Lesung  im  Plenum  noch  ver- 
schiedene Aenderungen  erfahren.  Die  vom  Reichstag  beschlossenen 


1)    Berl.   Jahrb.    1908,   I,    S.    424—427. 
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Aenderuugen  fanden  die  Zustimmung  des  Bundesrats.  Am  7.  April 
1909  wurde  das  neue  AVeingesetz  erlassen,  und  am  1.  Sept.  1909 
trat  es  in  Kraft.  —  Die  auch  von  uns  wegen  üirer  Unklairiieit 
und  der  damit  verbundenen  Rechtsunsiclierheit  bemängelte  Fassung 
des  §  3  Abs.   1,  in  dem  ein  Zusatz  von  Zuckerwas.ser  bei  „un- 
genügender  Reife"    gestattet   werden   sollte,   ist   dahin   geändert 
worden,  daß  Zucker,  auch  in  reinem  Wasser  aufgelöst,  zugesetzt 
werden  darf,  um  einem  natürlichen  Mangel  an  Zucker  bzw.  Alkohol 
oder  einem  Uebermaß   an  Säure  insoweit  abzuhelfen,  als  es  der 
Beschaffenheit  des   aus   Trauben  gleicher  Art  und  Herkunft  in 
guten      Jahrgängen      ohne     Zusatz     gewonnenen     Erzeugnisses 
entspricht.     Auch  mit  dieser  Fassung"  ist  noch  keiaeswegs  eine 
klare    Bestimmung    gegeben.      Dagegen    ist    der    von    uns    im 
Interesse  des  Weinbaues  an  der  Mosel  und  ihren  Nebenflüssen, 
deren   Weine    einen    besonders    hohen    Säuregehalt   haben,     auf- 
gestellten Forderung,  die  Höchstgrenze  des  Zuckerwasserzusatzes 
auf  V4  der  zu  zuckernden  Flüssigkeit  (anstatt  auf  1/5)  festzusetzen, 
in    der   Weise   entsprochen   worden,    daß    der   Zusatz   in   keinem 
Falle    mehr    als    1/5    der    gesamten    Flüssigkeit    —    also    ein- 
schließlich des  Zuckerwassers  selbst  —  betragen  darf.    Die  im 
Entwurf    bis    zum    31.    Jan.    gestattete    Zuckerung   ist    auf   die 
Zeit    vom    Beginn    der    Ernte    bis    zum    31.    Dez.    beschränkt 
worden,  was  im  Interesse  des  Moselweinbaugebietes,  wegen  der 
dortigen  späten  Ernte,  zu  bedauern  ist.  Die  örtliche  Beschränkung 
der  Zuckerung  ist  insofern  gemildert  worden,  als  die  Zuckerung 
innerhalb    der    am   Weinbau   beteiligten   Grebiete   des    Deutschen 
Reiches  vorgenommen  werden  kann,  während  nach  dem  Entwurf 
die  Zuckerung  nur  innerhalb  des  Weinbaugebietes  gestattet  sein 
sollte,     aus    dem     die    Trauben    stammen.      Zu    begrüßen     ist 
ferner,    daß    die    Zuckerung   nicht   von   einer    Grenehmigung    der 
Behörden    abhängig   gemacht   worden   ist,    sondern   lediglich    an- 
zuzeigen ist.   Desgleiehen  ist,  im  Gregensatz  zu  den  Bestimmungen 
des  Entwurfs,  der  Zusatz  von  Zucker  zum  Zwecke  der  ümgärung 
kranker  Weine  nicht  genehmigungs-,  sondern  nur  a^nzeigepflichtig. 
Audi   bezüglich    der   Bezeichnung   der  Weine   siad   verschiedene 
Aenderungen  gegenüber  dem  Entwurf  eingetreten.    Der  Entwurf 
gestattete    die    Bezeichnung  des   gezuckerten   Weiues   mit   einer 
Weinbergslage    oder   mit    dem   Namen   eines    Weinbergbesitzers, 
wenn  gleichzeitig   der  Wein   als   „gezuckert"   bezeichnet  würde. 
Das  Gesetz  verbietet  die  Benennung  des  gezuckerten  Weines  ajs 
Wachstum  eines  Weinbergbesitzers  überhaupt,  gestattet  dagegen, 
gezuckerten  Wein  mit  einer  Weinbergslage  zu  bezeichnen,  ohne 
ihn  als  gezuckerten  Wein  zu  kennzeichnen.    Das  Gresetz  nimmt 
damit  bis  zu  einem  gewissen  Grade  Rücksicht  auf  die  bestehende, 
wenn    auch    oft   ungerechtfertigte   Abneigung   der   Konsumenten 
gegen  gezuckerte  Weine.   §  6  des  Gesetzes  behält  den  im  Entwurf 
aufgestellten   Grundsatz,    daß   im   gewerbsmäßigen   Verkehr   mit 
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Anhörung  von 
Sachverständi- 
gen bei  Bean- 
standung von 
Weinen. 


"Wein  geographische  Bezeichnimgeii  nur  zur  Kennzeichnung  der 
Herkunft  verwendet  werden  dürfen,  bei.  Gestattet  bleibt  jedoch, 
die  Namen  einzelner  Gemarkungen  oder  Weinbergslagen,  die  mehr 
als  einer  Gremarkung  angehören,  zu  benutzen,  um  gleichartige  und 
gleichwertige  Erzeugnisse  benachbarter  oder  nahegelegener  Ge- 
markungen oder  Lagen  zu  bezeichnen.  Diese  gegenüber  dem 
EntwTirx  etwas  geänderte  Fassung  läßt  immer  noch  die  dringend 
erforderliche  Klarheit  über  das,  was  bei  der  Etikettierung  von 
Weinen  erlaubt  und  was  verboten  ist,  vermissen.  Es  wird  von 
den  jeweiligen  Auffassimgen  der  Gerichte  abhängen,  ob  die  Er- 
zeugnisse vieler,  den  Konsumenten  bis  jetzt  unbekannter  Wein- 
gemarkungen noch  wie  seither  unter  den  bekannten  Gemarkungs- 
bezeichnungen in  den  Handel  gebracht  werden  dürfen.  Desgleichen 
bleibt  die  von  uns  bemängelte  Bechtsunsicherheit  bezüglich  der 
Begriffe  „gleichartig  und  gleichwertig"  bestehen.  Auch  für 
die  Bezeichnung  von  Verschnittweinen  schafft  das  Gesetz 
keine  klaren  Rechtsverhältnisse.  Der  §  8  bringt  die  von 
uns  befürwortete  Deklaration  für  Eot -Weißwein verschnitte ;  er 
bestimmt,  daß  ein  Gemisch  von  Weißwein  und  Rotwein,  wenn 
es  als  Rotwein  in  den  Verkehr  gebracht  wird,  nur  unter  einer  die 
Mischung  kennzeichnenden  Bezeichnung  verkauft  werden  darf. 
§  18  regelt  die  Kognakfrage  in  dem  bekannten  puristischen  Sinne. 
Als  Kognak  darf  nur  ein  Trinkbranntwein  bezeichnet  werden, 
dessen  Alkohol  ausschließlich  aus  Wein  gewonnen  ist.  Trink- 
branntwein, der  neben  Kognak  Alkohol  anderer  Art  enthält,  darf 
als  Kognak- Verschnitt  bezeichnet  werden,  wenn  mindestens  ^/lo 
des  Alkohols  aus  Wein  gewonnen  ist. 

Das  neue  Weingesetz  stellt  sich  in  vielen  seiner 
Bestimmungen  als  ein  Kompromiß  scharf  widerstreitender 
Ansichten  dar.  Eine  Folge  davon  ist,  daß  es  nirg'^ends  un- 
geteilten Beifall  findet,  sondern  vielmehr  zumeist  einer  ab- 
fälligen Kritik  begegnet.  Es  enthält  eiue  ganze  Reihe  von  Un- 
klarheiten; es  wäre  die  von  uns  empfohlene  Beibehaltung  des 
alten  Weingesetzes,  unter  Abänderung  der  klar  erkannten  Mängel 
zweckmäßiger  gewesen.  Diese  Unklarheiten,  die  auch  durch  die 
Ausführungsvorschriften  zum  Weingesetz  und  Erklärungen  der 
Regierung  nicht  beseitigt  worden  siud,  lassen  für  den  Weinhandel 
große  wirtschaftliche  Nachteile  befürchten,  weil  ihre  völlige 
Klärung  nur  durch  gerichtliche  Entscheidungen  herbeigeführt 
werden  kann,  wie  es  von  der  Regierung  teilweise  selbst  zugegeben 
worden  ist.  Sind  aber  Prozesse  an  sich  schon  ein  Uebel,  so  sind 
sie  es  im  besonderen  im  Weinhandel,  in  dem  der  gute  Jluf  einer 
Firma  von  größtem  Werte  ist.  Bei  den  jetzigen  unklaren  Be- 
stimmungen können  sehr  leicht  auch  reelle  Firmen  in  einen  Gegen- 
satz zu  den  Ansichten  der  Aufsichtsbehörde  kommen.  Auch  wenn 
sie  in  dem  Prozeß  freigesprochen  werden  sollten,  würden  sie 
wirtschaftlich  geschädigt  werden.    Aus   den  Kreisen   des   Wein- 
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handels  war  dalier  die  Anreg'uiig  gegeben  worden,  die  mit  der 
Durchführung  .des  Gresetzes  beauftragte  Behörde  solle  vor  Er- 
hebung einer  Anklage  Gutachten  von  Sachverständigen  einholen. 
Dadurch  könnten  \aele  grundlose  Prozesse  vermieden  werden.  Wir 
haben  in  Uebereinstimniung  mit  diesem  Vorschlage  unserer 
Ständigen  Deputation  für  den  Weinhandel  den  Herrn  Polizei- 
Präsidenten  von  Berlin  gebeten,  bei  Beanstandung  von  Weinen 
vor  einer  gerichtlichen  Weiterverfolgung  der  Angelegenheit  Sach- 
verständige aus  der  Weinbranche  gutachtlich  ziu  hören;  gleich- 
zeitig erklärten  wir  uns  bereit,  geeignete  Sachverständige  aus  den 
Kreisen  des  Weinhandels  für  diese  Tätigkeit  in  Vorschlag  zu 
bringen.  Der  Herr  PoKzeipräsident  hat  unserem  Antrage  ent- 
sprochen und  uns  anheimgestellt,  ihm  geeignete,  hinreichend  ei'- 
fahrene  und  wirtschaftlich  vollständig  unabhängige  Personen  zu 
benennen.  Wir  haben  daraufhin  dem  Herrn  Polizeipräsidenten 
drei  Mitglieder  unserer  Ständigen  Deputation  für  den  Weinhandel 
als   Sachverständige  vorgeschlagen. 

Durch     das     Weingesetz    ist    zwecks    entsprechender    Kon-        weinzoiiord- 
trolle    der     ausländischen    Weine     eiae    neue    Weinzollordnung  "'^°^" 

notwendig  geworden.  Die  am  17.  Juli  1909  erlassene  Weiazoll- 
ordnung  bestimmt  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Weingesetz, 
daß  Wein,  Traubenmost  tmd  Traubenmaische  bei  der  Einfuhr  ins 
Zollinland  einer  amtlichen  Untersuchung  auf  ihre  Einfuhrfähig- 
keit unterliegen.  Die  Kosten  der  Untersuchung  fallen  dem  Ver- 
fügungsberechtigten ztir  Last.  Von  der  Untersuchung  bei  der 
Einfuhr  befreit  sind  u.  a.  Sendungen,  die  von  einem  Zeugnis  über 
ihre  Einfuhrfähigkeit  begleitet  sind,  das  von  einer  ausländischen, 
zur  Ausstellung  eines  solchen  Zeugnisses  befugten  Anstalt  erteilt 
ist.  Hochwertige  Flaschenweine  können  auch  ohne  diese  Voraus- 
setzung von  der  Untersuchung  befreit  werden.  —  Wenn  diese 
Bestimmungen  auch  taanche  Belästigungen  für  den  Weinhandel 
enthalten,  so  wurden  von  unserer  Ständigen  Deputation  für  den 
Weinhandel  im  allgemeinen  grundsätzliche  Bedenken  gegen  die 
neue  Weinzollordnung  nicht  geltend  gemacht.  Dagegen  erschien 
es  notwendig,  einige  Uebelstände,  die  sich  bei  der  Anwendung  der 
neuen  Vorschriften  in  der  Praxis  ergeben  hatten,  zu  beseitigen. 
Da  in  Berlin  nur  eine  amtliche  Untersuchungsstelle  für  aus- 
ländische Weine  'vorhanden  war,  so  konnte  diese  bei  starken 
Zufuhren  die  Untersuchungen  nicht  prompt  erledigen.  Wir  be- 
antragten daher  in  Uebereinstimniung  mit  den  Vorschlägen  unserer 
Ständigen  Deputation  für  den  Weinhandel,  auch  die  vereidigten 
Nahrungsmittelchemiker  zur  Anfertigung  von  Analysen  für  die 
Zollabfertigung  zu  ermächtigen.  Femer  baten  wir  die  ein- 
geführten Weine  nach  Entnahme  der  Probe  für  die  Analyse  in 
die  Teilungs-  und  Transitläger  der  Weinhändler  abzulassen,  da 
die  Weüie  bei  dem  Lagern  auf  dem  Packhof  während 
der    Analysenanfertigung     leicht    der    Grefahr    des    Verderbens 
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ausgesetzt  sind.  Auch  beantragten  wir  eine  Verein  fachun, 
der  Analysenvorschriften  für  die  ausländischen  Weinunter 
suchungsstellen,  da  die  Erfahrung  gezeigt  hatte,  daß  diese  Stellen 
bei  Innehaltung  der  bestehenden  Vorschriften  nur  einen  be- 
schränkten Teil  der  nach  Deutschland  bestimmten  Sendungen 
untersuchen  konnten.  Ferner  schlugen  wir  vor,  den  Begriff  der 
Hochwertigkeit  der  Flaschenweine  dahin  festzulegen,  daß  Weine, 
deren  Wert  einschließlich  Glas  und  Packung  über  3  M.  beträgt,  als 
hochwertig  anzusehen  sind  und  demgemäß  von  der  Untersuchiings 
pflicht  befreit  bleiben  möchten. 


4 


VII.  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz. 


Gutachten  über 
Warenzeichen. 


Der  Kongreß 
für  gewerb- 
lichen Rechts- 
schutz in  Stettin 
iid    das    Uecht 
1er  Angestellten 
an  der  Er- 
findung. 


Ueber  die  Eintragungsfähigkeit  von  Warenzeichen  haben  wir, 
wie  in  früheren  Jahren,  dem  Kaiserlichen  Patentamt  in  mehreren 
Fällen  Gutachten  erstattet,  die  zum  Teil  in  unserer  ,, Korre- 
spondenz" im  Wortlaut  zum  Abdruck  gebracht  worden  sind.  In 
Frage  standen  die  folgenden  Wort-  und  Bildzeichen: 

1.  „Kaiser"  für  Pastillen  (3)i), 

2.  ,,Elekta"  für  Uhren,   Uhr  teile  und  Uhrmacherwerkzeuge  (6), 

3.  ,, Zauberschlange'*    für    Feuerwerkskörper    und    Zündwaren    (9), 

4.  ..Angostura-Bitters"  für  Angostura- Bitter  oder  andere  Bitter- 
iiköre   (9). 

5.  ,,S.  M.  Lichtenhainer"  für  ein  in  Sachsen-Meiningen  herge- 
stelltes  Bier   (10), 

6.  ,,Nuir'  für  Roggenmehl,  Weizenmehl,  Gries,  Bleistifte, 
Schraubenzieher,  Nagelbohrer,  Hämmer,  Laubsägen,  Messing- 
draht,   Schrot,   gepulverte   chemische  Artikel   (11). 

In  der  Zeit  vom  17.  bis  20.  Mai  fand  in  Stettin  der  Kongreß 
des  deutschen  Vereines  für  den  Schutz  des  gewerblichen  Eigentums 
statt,  an  dem  wir  durch  Delegierung  unseres  Syndikus  Professor 
Dr.  Apt  teilgenommen  haben.  Die  Verhandlungen  waren  von 
besonderem  Interesse  durch  die  Behandlung  der  Frage  des  Er- 
finderrechtes der  Angestellten.  Wir  haben  uns  mit  dieser  Frage 
bereits  seit  längerer  Zeit  beschäftigt  und  zu  ihrer  Prüfung  eine 
Sonderkommission  eingesetzt.  Das  Problem  des  Erfinderrechts  der 
Angestellten  ist  ein  Ergebnis  der  neueren  wirtschaftlichen  und 
industriellen  Entwicklung  und  der  in  den  Kreisen  der  Angestellten 
gärenden  sozialen  Bewegung.  Die  Angestellten  bezeichnen  den 
jetzigen  Zustand  als  unbefriedigend.  Denn  der  Erfinder,  dessen 
Schöpfung  die  Industrie  nähre  und  erhalte,  gehe  jeglichen  Lohnes 
für  seine  Arbeit  und  der  Ehre  für  seine  Leistung  verlustig,  wenn 
die  Erfindung  durch  die  Firma  angemeldet  werde.  Dadurch  werde 
die  Tatsache,  daß  eine  Erfindung  von  dem  Angestellten  aus- 
gegangen   sei,    zu    dessen    Nachteil    verschleiert.     Der    Umstand, 


1)   Die  eingeklammerte   Zahl  bezeichnet  die  Nummer  der  „Korre- 
spondenz",   Jahi^.    1909,    in   der    das    Gutachten   mitgeteilt    ist. 
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daß  eine  Firma  Ehre  und  Grewinn  aus  der  Erfindung  eines  An- 
gestellten ziehe,  während  der  Erfinder  selbst  außer  seinem  Gehalte 
nichts  erhalte,  führe  dazu,  daß  die  erfinderische  Betätigung  der 
Angestellten  gelähmt  würde,  während  doch  die  Industrie  ein 
eigenes  Interesse  daran  habe,  aus  ihren  Angestellten  ihr  ganzes 
erfinderisches  Können  herauszulocken.  Es  sei  daher  ein  Gebot 
der  Billigkeit  und  Zweckmäßigkeit,  den  Angestellten  ihre  Er- 
findungen und  das  Recht,  Patente  zu  nehmen,  zu  belassen,  da- 
gegen den  Dienstherren  die  einfache  Nutzung  der  Erfindung  für 
ihren  eigenen  Betrieb  zu  gewähren.  Wünsche  der  Dienstherr  das 
ausschließliche  Nutzungsrecht,  so  solle  er  den  Angestellten  dem- 
entsprechend entschädigen.  Entgegenstehende  Verträge  sollten 
unwirksam  sein.  Demgegenüber  wird  von  den  Unternehmern 
betont,  daß  die  in  industriellen  Betrieben  gemachten  Erfindungen 
selten  von  einzelnen  Erfindern  ausgingen.  Die  Regel  seien  die 
sogenannten  Etablissementserfindungen.  In  den  verschiedenen 
Stadien  der  Erfindungen  bis  zur  endgültigen  gebrauchsfähigen 
Ausführung  seien  zahlreiche  Kräfte  nebeneinander  und  nachein- 
ander tätig.  Da  der  einzelne,  dem  eine  bestimmte  Aufgabe  in 
diesem  Arbeitsgange  zufalle,  oft  sein  ganzes  Können  dem  Betriebe 
verdanke  bzw.  die  Erfahrungen,  Einrichtungen  und  Mittel  des 
Betriebes  benutze  und  unter  steter  Beratung  und  Kontrolle  seiner 
Mitarbeiter  und  Vorgesetzten  stehe,  so  könne  er  als  Erfinder 
nicht  angesehen  werden.  Das  Patent  bedeute  an  sich  gar  nichts 
und  werde  nur  w^ertvoll  durch  die  darauf  verwandte  Arbeit  oder 
das  hineingesteckte  Kapital,  denn  ohne  dieses  könnten  viele  Ei'- 
iindungen  überhaupt  nicht  ertragsfähig  gemacht  werden.  Was 
ein  glücklicher  Erfolg  bringe,  müsse  für  die  mißlungenen  Ver- 
suche, für  den  Aufwand,  den  die  Ausführung  der  Erfindung  ver- 
ursache, entschädigen.  Das  Verlangen  einer  Gewinnbeteiligung 
schließe  die  Uebernahme  eines  Verlustanteils  in  sich.  Für  das 
Gesamtrisiko,  das  der  Betrieb  trage,  sei  auch  freie  Disposition 
über  den  Gewinn  erforderlich.  Der  Dienstherr  könne  sich  nicht 
davon  abhängig  machen,  daß  der  Angestellte  ihm  die  Erfindung 
zum  Patent  überlasse.  —  In  den  Konimissionsberatungen  des 
^^ereins  kam  man  bei  der  Behandlung  der  Frage  zu  dem  Ergebnis, 
daß  der  Anspruch  auf  das  Patent  grundsätzlich  dem  Erfinder 
zustehe  und  zwar  dem  erstanmeldenden  Erfinder.  Der  I^ongreß 
hat  folgenden  Beschluß  gefaßt,  der  mit  unserer  Ansicht  voll- 
kommen übereinstimmt: 

I.  Das  Patentgesetz  ist  dahin  abzuändern,  daß  der  Anspruch  auf 
ein  Patent  oder  Grebrauclismuster  dem  erstanmeldenden  Erfinder  oder 
Peclitsnachfolger  zusteht,  wobei  als  Erfinder  oder  RechtsnacMolger 
fies   Erfinders   der   erste  Anmelder  vermutet   wird. 

II.  Das  Recht  an  der  Erfindung  einschließlich  des  Anspruchs 
auf  das  Patent  ist  grundsätzlich  übertragbar.  Eine  gesetzliche  Be- 
schränkung der  Vertragsfreiheit  ist  nicht  zu  empfehlen. 

III.  1.  Ist  eine  Erfindung  nicht  von  dem  Erfinder  oder  dessen 
Rechtsnachfolger  angemeldet,  so  steht  demjenigen,  dessen  mündlichen 

Berl.   Jahrb.   f.   Handel  u.   Ind.   1909.     I.  30 


466     Teil  II.    Wirksamkeit  der  Aeltesten.  Gesetzgebung  u.  Verwaltung. 


Deutsch-Ameri- 
kanischer 
Vertrag  über 
Patente,  Ge- 
brauchsmuster, 
Muster  und 
Modelle, 


oder  schriftlichen  Beschreibungen,  Zeichnungen,  Modellen,  Gerät- 
schaften, Eini-ichtungen  oder  Verfahren  der  Inhalt  der  Anmeldung 
ohne  seine  Grenehmigung  entnommen  worden  ist,  neben  dem  Ein- 
spruch das  Recht  auf  Uebertragung  des  Anspruchs  auf  das  Patent 
oder  auf  Uebertragung  des  Patents  zu.  —  2.  Die  Klage  verjährt  in 
3  Jahren  nach  Bekanntmachung    der  Anmeldung    gemäß  §  23  PG.   — 

3.  Für  die  Klagen  aus  1  und  2  sind  ordentliche  Gerichte  zuständig.  — 

4.  Zieht  der  Anmelder  im  Falle  der  Klage  die  Anmeldung  zurück,  so 
kann  der  Erfinder  die  Anmeldung  mit  ihrer  Priorität  innerhalb  einer 
Frist  von  3  Monaten,  nachdem  ihm  die  Zurücknahme  bekannt  geworden 
ist,   aufnehmen. 

IV.  A.  Der  Kongreß  spricht  aus :  daß  er  es  für  undurchführbar 
und  überaus  nachteilig  für  die  deutsche  Industrie  und  zwar  sowohl 
für  die  Unternehmer  wie  für  die  Angestellten  selbst  hält,  einen  Rechts- 
satz des  Inhalts  aufzustellen,  wonach  jedem  Angestellten,  der  eine 
Erfindung  macht,  schematisch  ein  Recht  auf  ,, Gewinnbeteiligung"  daran 
zustehe.  —  B.  Mangels  einer  ausdrücklichen  Vereinbarung  soll  das  Recht 
an  der  Erfindung  stillschweigend  auf  einen  anderen  übergehen,  in- 
soweit, als  der  Erfinder  ki-aft  seines  Dienst-  oder  sonstigen  Vertrags- 
verhältnisses dem  anderen  zu  einer  Beschäftigung  verpflichtet  ist,  in 
deren  Bereich  Gegenstand  oder  Verfahren  von  der  Art  des  Erfundenen 
falle.  Diese  Bestimmung  gilt  mit  folgender  Maßgabe:  Gehört  die 
im  Dienstverhältnis  gemachte  Erfindung  nicht  zum  Bereich  des  Unter- 
nehmers, ist  sie  aber  geeignet,  in  seinem  Betriebe  verwendet  zu  werden, 
so  kann  der  Unternehmer  eine  freie  Lizenz  beanspruchen;  wünscht  er 
eine  weitergehende  Ausnutzung,  so  hat  er  den  Angestellten  angemessen 
zu  entschädigen. 

V.  Auch  im  Falle  der  Erfindung  oder  der  Anmeldung  der  Er- 
findung durch  einen  anderen  verbleibt  dem  nachweislichen  Erfinder 
das  unveräußerliche  Recht,  auf  Verlangen  in  der  Patentschrift  und 
Patentrolle,  sowie  in  der  Gebrauchsmusterrolle  als  Erfinder  bezeichnet 
zu   werden. 

VI.  1.  Mit  Zustimmung  des  Anmelders  ist  der  Name  des  Erfinders 
in  der  Patentrolle  zu  vermerken.  —  2.  Der  Erfinder  kann  sein  Recht 
auf  Namensnennung  im  Wege  der  Klage  gegen  den  Anmelder  bezw. 
gegen  den  eingetragenen  Patentinhaber  und  gegen  den  fälschlich  als 
Erfinder  Bezeichneten  geltend  machen.  —  3.  Die  Klage  verjährt  inner- 
halb einer  Frist  von  3  Jahren  vom  Tage  der  Bekanntmachung  des 
Patentes  oder  gegebenenfalls  vom  Tage  der  Bekanntmachung  der 
Erfinderbezeichnung. 

Im  vergangenen  Jahre  hatten  wir  an  den  B;eichskaiizler  die 
Bitte  gerichtet^),  mit  tunlichster  Beschletmigung  auf  den  Ab- 
schluß eines  Staatsvertrages  zwischen  dem  Deutschen  Beiche  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  über  den  Ausführungs- 
zwang für  Patente  hinzuwirken,  zugleich  die  Frage  der  Gegen- 
seitigkeitsabkommen analog  dem  deutsch-italienischen  in  Er- 
wägung zu  ziehen  und  auf  den  Abschluß  solcher  Verträge  auch 
mit  anderen  Staaten  zu  dringen,  da  zu  befürchten  wäre,  daß  man 
den  Beispielen  Englands  und  der  Vereinigten  Staaten  auch  in 
anderen  Staaten  folgen  würde.  Am  23.  Febr.  des  Berichtsjahres 
ist  nun  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  ein  Abkommen  betreffend  den  gegenseitigen 
gewerblichen  B>echtsschutz  abgeschlossen  worden,  das  am  1.  Aug. 
publiziert  worden  und  auf  Grund  von  Artikel  2  mit  dem  Tage 
seiner  Verkündigung  in  KJraft  getreten  ist.  Das  Abkommen  ent- 
hält die  Bestimmung,  daß  die  in  den  geltenden  oder  den  künftigen 
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Gresetzen  des  einen  der  vertragschließenden  Teile  enthaltenen  Vor- 
schriften, nach  denen  im  Falle  der  Nichtausführung  eines  Patents, 
Gebrauchsmusters,  Musters  oder  Modells,  die  Zurücknahme  oder 
eine  sonstige  Beschränlning  des  Rechts  vorgesehen  ist,  auf  die 
den  Angehörigen  des  anderen  vertragschließenden  Teiles  gewährten 
Patente,  Gebrauchsmuster,  Muster  oder  Modelle  nur  in  dem  Um- 
fange der  von  diesem  Teile  seinen  eigenen  Angehörig-en  auferlegten 
Beschränkungen  Anwendung  finden  soll.  Gleichgestellt  wird  die 
Ausführung  des  Patentes  usw.  in  dem  Gebiete  des  einen  vertrag- 
schließenden Teiles  der  Ausführung  in  dem  Gebiete  des  anderen 
Teiles. 

Auch  zwischen  Dänemark  und  dem  Deutschen  Reiche  ist  am 
12.  Juni  des  Berichtsjahres  ein  Abkommen  betr.  den  gegenseitigen 
Schutz  von  Mustern  und  Modellen  geschlossen  worden,  das 
am  13.  September  in  Kraft  getreten  ist.  In  dem  Abkommen  wird 
bestimmt,  daß  der  Schutz  der  Muster  und  Modelle  in  dem  Gebiete 
jedes  der  vertragschließenden  Teile  unabhängig  davon  gewährt 
werden  soll,  ob  die  Ausführung  oder  Nachbildung  des  Musters 
oder  Modells  in  dem  Gebiete  des  einen  oder  des  anderen  Teiles 
erfolgt.  Demgemäß  soll  auch  die  Einfuhr  einer  in  dem  Gebiete  des 
einen  Teiles  hergestellten  Ware  in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles 
in  dem  letzteren  den  Verlust  des  auf  Grund  eines  Musters  oder  Mo- 
dells für  die  Ware  gewährten  Schutzrechtes  nicht  zur  Folge  haben. 


A-bkommeu   mit 
Dänemark  betr. 

den  gegen- 
seitigen   Schutz 
der  Muster  und 
Modelle. 


VIII.  Aussteilungen. 

Die   Vorarbeiten   für  die  deutsche  Abteiluns:  auf  der  Welt-      Brüsseler  weit- 

o  ausstellungl910. 

ausstellung  in  Brüssel  1910^)  nahmen  im  Berichtsjahr  einen 
durchaus  günstigen  Verlauf,  der  in  erfreulichem  Gegensatze  zu 
der  in  einem  früheren  Stadium  gelegentlich  hervorgetretenen  Aus- 
stellungsmüdigkeit stand.  Die  Bedeutung,  die  seitens  des  Reichs 
der  Brüsseler  Ausstellung  beigemessen  wird,  kam  besonders  da- 
durch zum  Ausdruck,  daß  die  deutschen  Aussteller  nicht  wie 
bei  manchen  früheren  Unternehmungen  sich  selbst  überlassen 
blieben,  sondern  die  Beteiligung  nach  Ernennung  eines  Reichs- 
kommissars amtlich  organisiert  wurde.  Dementsprechend  wurde 
auch  von  den  übrigen  beteiligten  Organen  des  Reiches  und  der 
Bundesregierungen  besonderer  Nachdruck  auf  die  Beschickung  der 
Brüsseler  Weltausstellung  gelegt,  und  auch  eine  Reihe  von  staat- 
lichen Verwaltungen  haben  sich  bereit  erklärt,  an  der  Beschickung 
der  Ausstellung  mitzuwirken.  So  ist  unter  anderem  eine  große 
deutsche  Unterrichtsausstellung  in  Vorbereitung,  wie  sie  bisher 
nur  auf  den  Weltausstellungen  in  Chicago  1893  und  St.  Louis 
1904  organisiert  wurde.  Desgleichen  hat  auf  Anregung  des  Kul- 
tusministeriums und  des  Vereins  deutscher  Ingenieure  der  Berliner 


1)    Jierl.    Jahrb.    1908,    I,    S.    431. 
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Magistrat  beschlossen,  sicli  auf  der  Ausstellung  mit  Ausstellungs- 
gegenständen aus  dem  Volksschulwesen  und  aus  dem  Gebiete 
der  Tiefbau-  und  Kanalisationsverwaltung  zu  beteiligen.  Auch 
wird  von  der  Lfeitung  des  Königlich  Preußischen  Ministeriums 
der  öffentlichen  Arbeiten  eine  umfangreiche  Eisenbahnabteilung^ 
sowie  eine  Sammelausstellung  auf  dem  Gebiete  des  "Wasserbaues 
durchgeführt  werden.  Die  süddeutschen  Bundesregierungen  und 
das  Königreich  Sachsen  sind  in  besonderem  Maße  an  der  kunst- 
gewerblichen Abteilung  beteiligt.  Die  endgültigen  Abmachungen 
über  die  Beteiligung  des  Deutschen  Erichs  an  der  "Weltausstellung 
wurden  mit  dem  Reichskommissar  durch  eiue  zu  diesem  Zwecke 
nach  Berlin  gekommene  belgische  Deputation  im  Mai  des  Be- 
richtsjahres   zum   Abschluß    gebracht. 

Nach  einer  Mitteilung  des  Herrn  Ministers  für  Handel  und 
Gewerbe  ist  in  Anregung  gebracht  worden,  den  Mißständen  auf 
dem  Gebiete  des  Ausstellungswesens,  insbesondere  dem  Medaillen- 
schwindel, im  Wege  internationaler  Regelung  dadurch  abzuhelfen^ 
daß  die  Berechtigung  zur  Verleihung  von  Auszeichnungen  auf 
Ausstellungen  von  einer  behördlichen  Genehmigung  abhängig 
gemacht  werden  sollte.  Femer  war  vorgeschlagen  worden,  die  ge- 
werbsmäßigen Ausstellungsuntemehmer  dem  §  35  der  Gewerbeord- 
nung zu  unterstellen.  Zu  einer  gutachlichen  Aeußerung  über  den 
^'orschlag  vom  Herrn  Polizeipräsidenten  aufgefordert,  haben  wir 
uns  daliin  ausgesprochen,  daß  zwar  die  Mißstände  im  Ausstellungs- 
wesen vielfach  Anlaß  zu  Beschwerden  gegeben  hätten,  ihnen  aber 
durch  die  aufklärende  Tätigkeit  der  Presse  und  ganz  besonders  der 
Ständigen  Ausstellungskommission  für  die  deutsche  Industrie,  so- 
wie durch  Berichte  der  Konsulate  und  Handelsvertretungen 
bereits  mit  gutem  Erfolge  entgegengetreten  wäre.  Aus  diesem 
Grunde  konnten  wir  den  oben  erwähnten  Vorschlägen  nicht  zu- 
stimmen, insbesondere  sahen  wir  uns  nicht  in  der  Lage,  eine 
ges-etzliche  Regelung  der  Materie  durch  eine  Konzessionspflicht 
der  Ausstellungsunternehmer  auf  Grund  von  §  35  der  Gewerbe- 
ordnung zu  befürworten.  "Uns  leitete  dabei  der  Gesichtspunkt, 
daß  einerseits  auch  eine  Konzessionspflicht  die  IJebelstände  nicht 
völlig  beseitigen  könne,  andrerseits  aber  der  Staat  mit  ihrer  Ein- 
führung für  die  von  ihm  konzessionierten  Ausstellungen  eine  Ver- 
antwortung übernehme,  die  er  nicht  tragen  könne.  Außerdem 
sei  aber  von  einer  solchen  Regelung  eine  Schädigung  reeller  Aus- 
stellungsunternehmungen   zu   befürchten. 


IX.  Maße  und  Gewichte. 

Abänderung  des  Das   Schaukgcf  äßgcsctz  vom  20.   Juli  1881   läßt,   abgesehen 

^gesetfes.^  '       von   Vierte llitergef äßen,  vom  Liter  abwärts  nur  solche   Schank- 
gefäße für  den   Verkehr  zu,   deren   Sollinhalt  durch   Stufen  von 
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Zehnteilen  des  Liters  gebildet  wird.  Die  Finanzkommission  des 
Reichstages  hatte  bei  der  Beratung  des  Brausteuergesetzes  zum 
Zwecke  einer  leichteren  Abwälzung  der  erhöhten  Brausteuer  auf 
die  Konsumenten  die  Regierung  ersucht,  das  Schankgefäßgesetz 
dahin  abzuändern,  daß  auch  solche  Schankgefäße  zugelassen 
würden,  bei  denen  vom  halben  Liter  abwärts  der  Sollinhalt  durch 
Zwanzigteile  des  Liters  bestimmt  würde.  Ein  dahingehender 
Entwurf  wurde  dem  Reichstage  am  16.  Juni  des  Berichtsjahres 
vorgelegt.  Außer  der  Abstufung  der  Schankgefäße  vom  halben 
Liter  abwärts  nach  Zwanzigteilen  änderte  der  Entwurf  auch 
die  Bestimmungen  des  Schankgefäßgesetzes  über  die  Anbringung 
des  Füllstriches  an  Schankgefäßen  ab.  Der  Abstand  des  Füll- 
strichs mußte  bisher  bei  gewöhnlichen  Schankgefäßen  zwischen 
1  und  3  cm  vom  oberen  Rande  betragen ;  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde konnte  jedoch  den  Maximalabstand  bei  solchen  Schank- 
gefäßen, in  denen  eiiue  ihrer  Natur  nach  stark  schäumende 
Flüssigkeit  verabreicht  wird,  über  3  cm  hinaus  festsetzen.  Um 
der  Unsitte  schlechten  Einschänkens  wirksam  entgegenzutreten, 
war  in  Bayern  wiederholt  vorgeschlagen  worden,  diese  Be- 
stimmung dahin  zu  ändern,  daß  bei  stark  schäumenden  Getränken, 
insbesondere  Bier,  nicht  der  Maximal-,  sondern  der  Minimal- 
abstand  des  Füllstriches  vom  Gefäßrande  festgesetzt  werde.  Wir 
konnten,  wie  wir  im  vorigen  Jahre  an  dieser  Stelle  berichtet 
haben^),  für  unseren  Bezirk  das  Bedürfnis  für  eine  solche 
Aenderung  nicht  anerkennen.  Da  jedoch  nach  den  von  der 
Regierung  angestellten  Ermittlungen  in  manchen  Gegenden 
Deutschlands,  namentlich  dort,  wo  undurchsichtige  Schankgefäße 
(irdene  Krüge)  üblich  sind,  die  Unsitte  des  schlechten  Bier- 
einschänkens  weit  verbreitet  ist,  so  ermächtigte  der  Entwurf  die 
höheren  Verwaltungsbehörden,  den  Mindestabstand  des  Füllstrichs 
auf  2  cm  zu  erhöhen.  Der  Reichstag  hielt  jedoch  eine  Aenderung 
der  bisherigen  Bestimmungen  über  die  Anbringung  des  Füllstrichs 
nur  für  Bierschankgefäße  für  erforderlich,  beschloß  aber,  eine 
solche  Aenderung  im  Interesse  der  Glasindustrie  und  der  Wirte 
schon  im  Gesetze  selbst  vorzunehmen.  Bei  Schankgefäßen  für  Bier 
mu,ß  der  Abstand  des  Füllstrichs  vom  oberen  Gefäßrand  zwischen 
2  und  4  cm  betragen.  Nur  bei  Gefäßen  von  einem  halben  Liter 
Inhalt  und  darüber  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde  den 
Mindestabstand  auf  3  cm  erhöhen.  Die  Verbündeten  Regierungen 
erklärten  ihre  Zustimmung  zu  diesen  Beschlüssen,  und  am 
1.  Aug.  1909  traten  diese  neuen  Bestimmungen  in  Kraft.  Bis 
zum  1.  Okt.  1913  ist  jedoch  der  Gebrauch  von  Schankgefäßen 
für  Bier  mit  einem  Mindestabstande  von  1  cm  gestattet. 


0   Berl.   Jahrb.    1908,   I,    S.  438—439. 
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X.  Geldwesen. 

Bankgesetz-  Am  8.  Februar  des  Berichtsjahres  wurde  dem  Reichst-ag  ein 

h^jnnf  im  Gesetzentwurf  betr.  Abänderung  des  Bankgesetzes  vorgelegt,  der 
vom  Reichstag  in  unveränderter  Fassung  angenommen  wurde  und 
am  1.  Juni  Gesetz  geworden  ist.  Dieses  Gesetz  bezweckt  keine 
Aenderung  in  der  Organisation  der  Reichsbank,  denn  diese  hat  sich^ 
wie  in  der  Begründung  des  Entwurfes  ausgeführt  wurde,  durch- 
aus bewährt,  sondern  es  soll  die  Aktionskraft  der  Reichs- 
bank verstärken.  Zu  diesem  Zwecke  ist  eine  allmähliche  Er- 
höhung des  zurzeit  auf  seiner  gesetzlichen  Höhe  befindlichen 
Reservefonds  über  den  gegenwärtigen  Betrag  von  64  814  000  M. 
hinaus  vorgesehen,  indem  von  dem  Gewinne  der  Bank,  der 
nach  Ausschüttung  einer  vom  Reiche  garantierten  3V2  o/oigen 
Dividende  an  die  Anteilseigner  verbleibt,  10  o/o  dem  Reservefonds 
zuzuschreiben  sind,  während  von  dem  Rest  I4  den  Aktionären 
und  3i  dem  Reiche  zufallen.  Das  steuerfreie  Notenkontingent  der 
Reichsbank,  das  durch  Gesetz  vom  7.  Juni  1899  auf  450  Mill.  M. 
festgesetzt  w^orden  und  durch  den  Zuwachs  der  Anteile  der 
Frankfurter  Bank,  der  Bank  für  Süddeutschland  und  der  Braun- 
schweigischen Bank  auf  472  829  000  M.  gestiegen  war,  wird  durch 
das  neue  Bankgesetz  auf  550  Mill.  M.,  an  den  Quartalsterminen 
auf  750  Mill.  M.  erhöht.  Dementsprechend  ist  das  steuerfreie 
Notenkontingent  aller  deutschen  Notenbanken  auf  insgesamt 
618  771000  M.,  bzw.  818  771000  M.  festgesetzt  worden.  Weiter 
wird  durch  das  Gesetz  der  Reichsbanknote  die  Eigenschaft 
eines  gesetzlichen  Zahlungsmittels  beigelegt.  Die  Reichsbank 
bleibt  verpflichtet,  ihre  Noten  auf  Verlangen  einzulösen, 
jedoch  nicht,  wie  bisher,  in  kursfähigem  deutschen  Geld, 
sondern  lediglich  in  Gold,  d.  h.  in  deutschen  Goldmünzen. 
Ferner  sind  die  Noten  der  Privatnotenbanken  innerhalb  des 
Staates,  in  dem  die  Bank  konzessioniert  ist,  bei  allen  Zweig- 
anst^lten  der  Reiohsbank  nach  Maßgabe  ihrer  Bestände  und 
Zahlungsbedürfnisse  gegen  Reichsbanknoten  umzutauschen.  Mit 
Rücksicht  auf  das  Scheckgesetz  vom  11.  März  1908  erteilt  das 
neue  Bankgesetz  der  Reichsbank  und  den  Privatnotenbanken  die 
Ermächtigung  zum  Ankauf  von  Schecks  unter  Voraussetzungen, 
die  den  für  Wechsel  festgesetzten  entsprechen.  Das  Gesetz  dehnt 
weiter  den  Kreis  der  lombardfähigen  Papiere  auf  Schuldver- 
schreibungen öffentlich-rechtlicher  Bodenkreditinstitute  aus  und 
ermächtigt  die  Reichsbank,  zinsbare  Darlehen  auf  nicht  länger 
als  drei  Monate  auch  gegen  Verpfändung  von  Forderungen,  die 
in  das  Reichsschuldhuch  oder  in  das  Schuldbuch  eines  Bundesstaates 
eingetragen  sind,  zu  gewähren,  und  zwar  unter  Zuteilung  von 
Rechten,  welche  gegen  die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts 
zugunsten  der  Reichsbank  abweichen.  Das  Pfandrecht  für  andere 
Beleiher  solcher  Schuldforderungen  ist  nämlich  nur  dann  gegen- 
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über  etwaigen  Rechten  der  Reichsbank  wirksam,  wenn  es  vorher 
im  Schuldbuch  eingetra^n  war  oder  der  Reichsbank  bekannt  sein 
mußte.  Die  Verpflichtung  der  Reichsbank,  die  Geschäfte  der 
Reichshauptkasse  unentgeltlich  zu  führen,  bestand  schon  bisher; 
sie  wird  nur  deutlicher  ausgesprochen.  Diese  Bestimmung  des 
Gresetzes,  sowie  diejenigen  über  die  Grewinnverteilung  und  die 
Bildung  des  Reservefonds  treten  am  1.  Jan.  1911,  die  übrigen  sind 
bereits  seit  dem  1.  Jan.  1910  in  Kraft.  —  "Wir  haben  uns  mit 
dem  Gesetzentwurfe  eingehend  beschäftigt,  hatten  aber,  da  wir 
mit  seiner  Tendenz  einverstanden  waren,  keine  Bedenken  geltend 
zu  machen. 

Im  vorigen  Jahre  hatten  wir  bei  der  Besprechung  der  Wochen- 
übersichten der  Reichsbaak  in  dem  Abschnitt  „Geldmarkt  und 
Reichsbank' '^)  mit  Rücksicht  auf  die  große  Bedeutung,  die  die  Zu- 
sammensetzung der  „sonstigen  täglichen  Verbindlichkeiten"  für 
die  Beurteilung  des  Status  der  Reichsbank  hat,  es  als  sehr 
wünschenswert  bezeichnet,  daß  das  Institut  in  den  Wochenüber- 
sichten die  öffentlichen  und  privaten  Guthaben  voneinander 
trennen  möchte,  wie  dies  seit  Jahrzehnten  von  den  anderen  großen 
Zentralnotenbanken  geschieht  und  auch  von  der  Oeffentlichkeit 
seit  langem  gefordert  wird.  Wenn  die  jetzige  Form  der  Ver- 
öffentlichung auch  den  Bestimmungen  des  §  8  des  Bankgesetzes 
vom  14.  März  1875  entspricht,  so  wird  man  doch  von  eiaer  aus- 
reichenden Publizität  nicht  sprechen  können.  Wir  haben  deshalb 
den  Herrn  Präsidenten  des  Reichsbankdirektoriums  unter  Hinweis 
auf  unsere  vorjährigen  Ausführungen  gebeten,  eine  getrennte  Publi- 
kation der  öffentlichen  und  privaten  Guthaben  in  den  Wochen- 
übersichten der  Reichsbank  herbeiführen  zu  wollen.  Die  Ver- 
waltung der  Reichsbank  hat  dieser  Anregung  nicht  entsprochen, 
weil  sie  grundsätzlich  entscheidenden  Wert  darauf  legen 
müsse,  die  wöchentlichen  Veröffentlichungen  innerhalb  des  durch. 
§  8  des  Bankgesetzes  vorgeschriebenen  Rahmens  zu  halten.  Wir 
werden  jedoch  nochmals  für  eine  Trennung  der  öffentlichen  und 
privaten  Guthaben  bei  der  Reichsbankverwaltung  vorstellig  werden. 
Erwähnt  sei  hier  noch,  daß  seit  dem  1.  Jan.  1909  die  Reichsbank 
in  ihren  Wochenübersichten  üire  Bestände  in  Gold  und  Silber  ge- 
trennt aufführt. 

In  der  Kommission  des  Reichstages,  die  sich  mit  der  Vor- 
beratung des  oben  besprochenen  Gesetzentwurfs  über  die  Ab- 
änderung des  Bankgesetzes  zu  beschäftigen  hatte,  wurde 
auch  die  Frage  eines  wirksameren  Schutzes  der  Depositen- 
gläubiger behandelt.  Es  Waren  zunächst  zwei  Anträge  gestellt 
worden,  allen  Banken  und  Bankiers,  welche  zur  Anlegung 
von  Depositen-  ^nd  Spargeldem  auffordern,  die  gesetzliche  Ver- 
pflichtung  aufzuerlegen,    nach    einem   gesetzlich   festzulegenden 
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Formulai^  periodisch  ihren  Status  zu  veröffentlichen  und  eine 
Kontrollstelle  einzurichten,  die  die  Richtigkeit  dieser  Publikationen 
prüfen  sollte.  Wir  haben  uns  gegen  diesen  Vorschlag  ausgesprochen. 
Denn  wenn  die  Kontrollstelle  lediglich  eine  formelle  Prüfung  der 
Uebereinstinunung  der  Bücher  'mit  den  Statuspublikationen  vorzu- 
nehmen hätte,  90  Vürde  sie  überflüssig  sein,  weil  sie  in  diesem  Falle 
nicht  "nur  dem  Publikum  keinen  Schutz  gewähren,  sondern  letzteres 
sogar  zu  der  irreführenden  Annahme  verleiten  würde,  daß  in 
dieser  formellen  Prüfung  eine  tatsächlich  nicht  vorhandene  Sicher- 
heit liege.  Soll  aber  die  Kontrollstelle  in  eine  materielle  Prüfung 
des  Status  und  der  Bonität  der  Aktiva  eintreten,  so  steht  sie  bei 
dem  weitverzweigten  Ineinandergreifen  der  verschiedenen  Passiv- 
Positionen  von  Kontokorrent-Guthaben,  Depositen  usw.  und  bei  der 
großen  Vielseitigkeit  der  Werte  und  Kredite,  in  denen  die  Passiv- 
Positionen  angelegt  werden,  vor  einer  überhaupt  nicht  zu  be- 
wältigenden Aufgabe.  Einer  solchen  materiellen  Prüfung  müßte 
eine  gesetzliche  Peststellung  vorausgehen,  in  welchen  Werten  die 
Gnthaben  des  Publikums  bei  den  Banken  und  Bankiers  von  diesen 
ajigelegt  werden  dürfen,  und  damit  würde  die  Frage  der  Trennung 
des  Depositengeschäfts  von  den  Kredit-  und  Effektengeschäften  der 
Banken  und  Bankiers  unlösbar  zusammenhängen.  Eine  derartige 
Trennung  widerspricht  aber  den  volkswirtschaftlichen  Bedürfnissen 
Deutschlands,  wo  zum  Vorteil  unserer  wirtschaftlichen  Entwick- 
lung gerade  durch  die  tatkräftige  Vermittlung  des  Bankgewerbes 
die  überschüssigen  Gelder  des  Publikiims  der  Förderung  von 
Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft  nutzbar  gemacht  worden 
sind.  Aus  der  Unmöglichkeit  und  Schädlichkeit  eiuer  solchen 
Trennung  ergibt  sich  aber  auch  die  Zwecklosigkeit  einer  gesetz- 
liehen Festlegung  der  Status  Veröffentlichungen  von  Banken  und 
Bankiers.  Was  letztere  anbelangt,  so  würde  durch  die  den  Privat- 
bankiers aufzulegende  Verpflichtung  zur  periodischen  Veröffent- 
lichung ihres  Status  nur  deren  Aufsaugung  durch  die  großen 
Banken  gefördert  und  das  weitere  Verschwinden  der  kleineren 
und  mittleren  Bankiers  die  notwendige  Folge  sein.  Die  Anträge 
auf  Veröffentlichung  der  Bilanzen  nach  einem  bestimmten  Muster 
und  auf  Einrichtung  'einer  Kontrollstelle  fanden  denn  auch  in  der 
Eeichstagskonunission  keine  Annahme.  Dagegen  wurde  von  der 
Kommission  eine  Resolution  vorgeschlagen,  welche  die  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfs  zur  'Bekämpfung  der  Gefahren  verlangte, 
die  dem  Publikum  durch  Banken  und  Bankiers  erwachsen,  die 
zur  Anlage  von  Depositen  oder  Spargeldern  durch  öffentliche 
oder  schriftliche  Aufforderung  oder  durch  Agenten  anreizen. 
Diese  Resolution  wurde  auch  im  Plenum  des  Reichstags  ange- 
nommen. So  sehr  zu  billigen  ist,  daß  die  Mißstände,  die  sich 
etwa  ergeben,  beseitigt  werden,  so  mußten  wir  auch  gegem  diesen 
Vorschlag  dieselben  Bedenken  erheben,  denn  auch  er  wird  am 
letzten  Ende  zu  gleichen  Resultaten  führen,  wie  der  erstere  Antrag. 
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Auch  die  Bankenquete-Koinmisßi'oni)  'hat  sich  im  Berichts- 
jahre mit  der  T'ragHi  des  Schutzes  der  Depositengläubiger  be- 
schäftigt. Es  war  ilir  die  Frage  vorgelegt  worden,  ob  es  im  öffent- 
lichen Interesse  geboten  'erscheine,  für  die  Sicherheit  und  Liquidität 
der  Anlage  von  Depositen  und  Spargeldern  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  Sorge  zu  'tragen.  Die  K]ommission  hat  diese  Frage 
im  November  eingehend  erörtert  und  damit  ihre  Arbeiten  zu 
Ende  geführt.  Nach  den  in  der  Oeffentlichkeit  bekannt  gewordenen 
Verhandlungen  der  Kommission  'hat  sie  davon  Abstand  genommen, 
ein  gesetzgeberisches  Vorgehen  auf  diesem  Gebiete  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Das  sogenannte  „Anreißertum"  auf  dem  Gebiete  des 
Bankdepositenwesens  wurde  zwar  iallgemein  verurteilt;  es  wurde 
von  vielen  Mitgliedern  der  Kommission  auch  ein  gesetzliches  Ein- 
schreiten gegen  diese  Auswüchse  verlangt,  doch  wurde  kein  gang- 
barer Weg  hierfür  gefunden.  Der  früher  oft  gemachte  Vorschlag 
der  Trennung  von  Depositen-  und  Effektenbanken  nach  eng- 
lischem Muster,  gegen  den  die  Eegierung  sich  schon  bei  Beginn 
der  Arbeiten  der  Kommission  ausgesprochen  hatte,  fand  angesichts 
der  ganz  andersartigen,  historischen  Entwicklung  des  deutschen 
Bankwesens,  die  zu  dem  gewaltigen  Aufschwünge  der  deutschen 
Volkswirtschaft  in  den  letzten  Dezennien  in  hervorragendem 
Maße  "beigetragen  hat,  nur  wenig  Befürwiorter.  Dagegen  ist  eine 
größere  Publizität  des  Status  der  Banken,  die  Depositen  an- 
nehmen, vorgeschlagen  worden,  doch  soll  diese  nicht  durch  Ge- 
setz, sondern  durch  freie  Vereinbarung  erfolgen.  Ferner  hat 
die  Kommission  die  Einsetzung  eines  Beirats  für  Bankwesen 
in  Anregung  gebracht,  der  der  Regierung  in  Fragen  des  Bank- 
wesens mit  seinem  sachkundigen  Rat  zur  Seite  stehen  soll.  Es 
ist  zu  hoffen,  daß  die  Verhandlungen  der  Bankenquete- 
Kommission  über  das  Depositen wesen  im  Kreise  ihrer  Mitglieder 
aufklärend  über  das  "Wesen  und  die  Bedeutung  der  modernen 
Banken  gewirkt  und  manches  Vorurteil  beseitigt  oder  doch  er- 
schüttert  haben. 

Die  Förderung  des  Scheck-  und  Ueberweisungsverkehrs  zum 
Zwecke  der  Verbesserung  unseres  Zahlungsverkehrs  haben  wir 
uns  auch  im  Berichtsjahre  angelegen  sein  lassen,  indem  wir  wieder- 
holt Behörden  wie  Privaten  die  Anwendung  dieses  Zahlungs- 
modus empfohlen  haben.  So  war  uns  mitgeteilt  worden,  daß  das 
hiesige  Hauptzoilamt  am  Packhof  die  Annahme  von  Schecks  als 
Zahlungsmittel  mehrfach  verweigert  habe,  und  zwar  mit  dem 
Hinweis,  daß  an  Stelle  von  Barzahlungen  nur  Ueberweisungen  von 
einem  Girokonto  bei  der  Reichsbank  angenommen  würden.  Da  sich 
aber  zahlreiche  Gewerbetreibende  an  Stelle  der  Reichsbank  privater 
Bankhäuser  für  den  Scheck-  und  Ueberweisungsverkehr  bedienen, 
so  erschien  es  uns  im  Interesse  einer  möglichst  weitgehenden  Aus- 
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Schaltung  des  Barzahliuigsverkiehrs  dringeiMi  erwünscht,  daß  von 
dem  Hanptzollamt  am  PacMiof  auch  solche  Schecks  angenommen 
würden,  die  auf  Bankhäuser  lauten,  welche  mit  der  Reichsbank 
im  Giroverkehr  stehen.  Wir  haben  daher  den  Herrn  Finanz- 
minister  gebeten,  dem  Hauptzollamt  am  Packhof,  sowie  den 
anderen  zu  seinem  Ressort  gehörenden  Behörden  eine  dahin 
gehende  Anweisung  zu  erteilen.  Ein  Bescheid  war  uns 
auf  diesen  Antrag  bis  zum  Jahresschluß  noch  nicht  zu- 
gegangen. —  Der  Magistrat  der  Stadt  Berlin,  der  in  an- 
erkennenswerter Weise  in  seinem  eigenen  Kassenwesen  auf  eine 
Verbesserung  des  Zahlungsverkehrs  hinzuwirken  sucht,  läßt  die 
Zahlungen,  die  die  Stadtverwaltung  an.  Lieferanten  zu  leisten 
hat,  von  seinen  Kassen  durch  Ueberweisung  auf  das  Bankkonto 
der  Lieferanten  erledigen.  Während  früher  das  leider  noch  jetzt 
bei  anderen  Kassen  übliche  Verfahren,  nach  dem  der  Lieferant 
zunächst  eine  Quittung  einzureichen  hatte,  bevor  die  Ueberweisung 
erfolgte,  in  Geltung  war,  ist  der  Magistrat  nunmehr  dazu  über- 
gegangen, die  Ueberweisung  ohne  vorherige  Einreichung  einer 
Quittung  zu  bewirken.  Gleichzeitig  mit  der  Ueberweisung  ergeht 
von  der  betreffenden  Kasse  eine  Mitteilung  an  den  Lieferanten, 
daß  die  Ueberweisung  erfolgt  sei  und  daß  nach  Eingang  der  Ueber- 
weisuhg  die  beigefügte  Quittung  der  Kasse  einzureichen  sei.  Auf 
diese  Weise  sind  die  Lieferanten  im  Gegensatz  zu  dem  früheren 
Verfahren,  bei  dem  die  Ueberweisung  mehrere  Tage  in  Anspruch 
nahm,  imstande,  ihr  Geld  genau  so  schnell  zur  Verfügung  auf  ihrem 
Bankkonto  zu  haben,  wie  bei  der  Abhebung  in  bar  von  den 
städtischen  Kassen.  Wir  haben  den  hiesigen  Firmen  empfohlen, 
von  dieser  Einrichtung  des  Magistrats  in  vollem  Umfange  Gebrauch 
zu  machen.  —  Gegenüber  der  Eisenbahnverwaltung,  die  einen 
sehr  großen  Zahlungsverkehr  hat,  sind  wir  schon  früher  für  eine 
Einschränkung  des  Bargeldverkehrs  eingetreten.  In  sehr  an- 
erkennensw^erter  Weise  hatte  im  November  1908  die  Kgl.  Eisen- 
bahndirektion Berlin  den  Versuch  gemacht,  die  Bargeldzahlungen 
des  Publikums  an  die  Bahn  und  umgekehrt  durch  den  Ueber- 
weisungs-  und  Scheckverkehr  zu  ersetzen.  Die  Direktion  hatte 
für  ihre  Güterkassen  auf  dem  Anhalter,  Potsdamer,  Hamburger, 
Lehrter,  Stettiner,  Nord-,  Ost-,  Schlesischen  und  Görlitzer  Bahn- 
hof Girokonten  bei  der  Peichsbank  eingerichtet  und  diese  Kassen 
angewiesen,  alle  Ausgleichungen,  insbesondere  die  Auszahlung 
von  Nachnahmen,  die  Rückzahlungen  überhobener  Fr  ach  tbe  träge, 
Erstattungen  usw.  im  weitesten  Umfange  im  Reichsbankgiro- 
verkehr zu  bewirken.  Um  die  Barzahlungen  noch  weiter  ein- 
zuschränken, hatte  sie  ferner  versuchsweise  einigen  Firmen,  die 
mit  ihr  in  besonders  regem  Geschäftsverkehr  standen,  unter  Ver- 
zicht auf  eine  Sicherheitsleistung  eine  eintägige  Frachtstundung 
mit  Ausgleichung  durch  Reichsbankgirokonto  oder  durch  ein  Bank- 
haus gewährt.    Sie  hatte  den  Firmen  weiterhin  empfohlen,  falls 
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sie  von  der  eintägigen  Frachtstundimg  keinen  Gebrauch  maclien 
wollten,  die  Barzahlung  dadurch  auszuschalten,  daß  der  Aasgleich 
durch  Zahlung  mittels  Schecks  zur  Verrechnung,  die  auf  die  Keichs- 
bank  oder  auf  die  hiesigen  mit  der  Reichsbank  in  täglicher  Ab- 
rechnung stehenden  Bankinstitute  lauten,  erfolgen  möchte.  Dieses 
Verfahren  hat  sich  im  Verlaufe  eines  einjährigen  Zeitraumes 
so  gut  bewährt,  daß  die  Kgl.  Ei&enbahndirektion  sich  entschlossen 
hat,  es  dauernd  beizubehalten  und  es  noch  weiter  auszudehnen. 
Bei  unseren  Bestrebungen,  dem  Scheck-  und  Ueberweisungs- 
verkehr  in  Deutschland  eine  größere  Ausdehnung  zu  geben,  haben 
wir  nicht  verkannt,  daß  die  Größe  seines  Nutzens  für  die  All- 
gemeinheit abhängig  ist  von  der  Möglichkeit,  die  Schecks  auf 
dem  Wege  des  Abrechnungsverkehrs  zur  Einlösung  za  bringen. 
Für  Berlin  und  einige  andere  deutsche  große  Handelsstädte  be- 
stehen bereits  Abrechnungsstellen  für  Schecks;  die  Schwierig- 
keiten, welche  sich  der  Schaffung  einer  einzigen  deutschen  Ab- 
rechnung nach  dem  Vorbilde  Englands  entgegenstellen,  liegen  in 
den  zu  großen  Entfernungen  einzelner  deutscher  Städte  unter- 
einander, und  die  Einrichtung  besonderer  Abrechnungsstellen  für 
den  Süden,  Norden,  Osten  und  Westen  würde  den  Abrechnungs- 
verkehr zersplittern  und  daher  große  Nachteile  haben.  Da  die 
Schecks  fast  durchweg  auf  Plätze  lauten,  an  denen  sich  auch 
eine  Niederlassung  der  Reichsbank  befindet,  und  Deutschland  wie 
kein  anderes  Land  mit  einem  Netz  von  Reichsbankniederlassungen 
überzogen  ist,  so  haben  wir  das  Reichsbankdirektorium  gebeten, 
daß  die  Reichsbank  bei  der  Ausübung  der  Ermächtigung  zum  An- 
kauf von  Schecks,  die  sie  auf  Grund  der  oben  besprocheneu 
Banknovelle  vom  1.  Jan.  1910  ab  besitzt,  die  Bedingungen  so 
feststellen  möge,  daß  die  Kosten  für  die  Einreicher  nicht  höher 
werden,  als  bei  dem  jetzt  üblichen  Verfaliren  der  Ausgleichung. 
Es  liegt  dann  die  Wahrscheinlichkeit  vor,  daß  sämtliche  deutschen 
Schecks,  soweit  sie  nicht  am  Platz  selbst  zahlbar  sind,  in  den 
Besitz  der  Reichsbank  gelangen;  dadurch  würde  ein  bedeutender 
Teil  des  gesamten  deutschen  Zahlungsausgleiches  ohne  jede  Bar- 
geldverwendung durch  ihre  Vermittlung  erledigt  werden.  In  seiner 
Antwort  teilte  uns  das  Reichsbankdirektorium  mit,  daß  es  dem 
Vorschlage  der  Scliaffung  einer  Zentrale  für  die  Ausgleichung 
eines  erheblichen  Teiles  des  deutschen  Scheckumlaufs  in  der  Reichs- 
tank zustimme.  Leider  enthalten  aber  die  Bedingungen  der  Reichs- 
bank so  hohe  Gebühren  für  den  Ankauf  von  Schecks,  daß  ihr 
überhaupt  keine  Schecks  zufließen  werden.  Auch  der  Ausschluß 
der  Schecks  mit  dem  Vermerk  „Nur  zur  Verrechnung",  deren 
Bezogener  nicht  Mitglied  der  Abrechnungsstelle  ist,  vom  xlnkauf 
durch  die  Reichsbank  wird  einen  großen  Teü  dieser  gerade  für 
die  Ersparung  des  Bargeldumlaufs  wichtigen  Schecks  von  dem 
Abrechnungsverkehr  fernhalten.  Dagegen  hat  die  Reichsbank, 
wie   sie  uns  ferner  mitteilt,  die  Absicht,  lediglich  für  die  Mit- 


Ausgleichung 
sämtlicher 
deutscher 

Schecks  durch 
die  Reichsbank. 


476     Teil  II.    Wirksamkeit  der  Aeltesten.  Gesetzgebung  u.  Verwaltung. 


Münzgesetz  vom 
1.  Juni  1909. 


glieder  der  hiesigen  Abrechnungsstelle  eine  besondere  Abrech- 
nungsstelle für  die  sogenannten  Zahlbar-Berlin-Schecks,  d.  h.  für 
solche  Fernschecks  einzurichten,  die  auf  der  Rückseite  eine  Ber- 
liner Einlösungsstelle   aufweisen. 

Am  1.  Juni  des  Berichtsjahres  ist  ein  neues  Münzgesetz 
pulliziert  worden.  Das  neue  Gesetz  faßt,  einer  früheren  Anregung 
des  Reichstags  folgend,  die  das  Münzwesen  bisher  regelnden  Reichs- 
gesetze und  Novellen  zusammen,  ist  also  nur  von  formeller  Be- 
deutung. Es  sind  demgemäß  das  Gesetz  vom  4.  Dez.  1871,  be- 
treffend die  Ausprägung  von  Reichsgoldmünzen,  das  Münzgesetz 
vom  9.  Juni  1873  und  die  Gesetze  betr.  Aenderungen  im  Münz- 
wesen vom  1.  Juni  1900  und  19.  Mai  1908^)  aufgehoben  worden. 


XI.  Börsenwesen. 


Novelle  zum 
Börseng'esetz. 


Seit  der  Novelle  zum  Börsengesetz  vom  8.  Mai  1908, 
die  nun  mehr  als  IV2  Jahre  in  Kraft  ist,  hat  sich  der 
Sturm  der  Kritik,  dem  das  Börsengesetz  wie  kein  anderes 
Gesetz  ausgesetzt  war,  gelegt.  Freilich  hat  die  Novelle 
die  Belastungsprobe  einer  allgemeinen  Krise  bisher  noch  nicht 
zu  tragen  gehabt.  Es  läßt  sich  aber  doch  schon  das  eine  sagen, 
daß,  wenn  auch  das  Gesetz  dem  legitimen  Handel  lästige  und 
nutzlose  Fesseln  auferlegt,  der  Börsenverkehr  wenigstens  im 
Handel  mit  Wertpapieren  eine  breitere  Grundlage  erhalten  hat. 
Dadurch,  daß  die  Novelle  den  Registereinwand  und  für 
den  Wertpapierhandel  in  der  Hauptsache  auch  den  Ein- 
wand des  verbotenen  Börsen  termingeschäfts  beseitigt  hat, 
Einwände,  die  unlauteren  Elementen  eine  bequeme  Hand- 
habe zur  Verletzung  von  Treu  und  Glauben  boten,  hat 
das  Ge&etz  reinigend  gewirkt  und  denjenigen  Kreisen,  die  auf 
Wahrung  von  Treu  und  Glauben  halten  und  deren  Beteiligung 
am  Wertpapierhandel  eben  darum  wünschenswert  ist,  ermöglicht, 
ihre  bisherige  geschäftliche  Zurückhaltung  aufzugeben.  Unter 
anderem  hat  die  Praxis  unter  der  Novelle  erwiesen,  wie  falsch  die 
Auffassung  war,  daß  der  Terminhajidel  in  Anteilen  von  Berg- 
werks- und  Fabrikuntemehmen  verboten  werden  müsse,  weil  er 
einen  Einfluß  übe,  der  einer  ruhigen  und  gedeihlichen  Ent- 
wicklung der  Unternehmungen  nicht  förderlich  sei.  Nicht  ein 
einziger  Fall  ist  vorgekommen,  in  dem  etwa  der  Leiter  eines 
Unternehmens  die  gesetzlich  erforderte  Zustimmung  zum  Termin - 
handel  in  den  Anteilen  des  Unternehmens  versagt  oder  die  erteilte 
Zustimmung  zurückgezogen  hätte,  obwohl  man  doch  annehmen 
darf,  daß  die  Leiter  der  Unternehmungen  zunächst  dazu  berufen 
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sind,  den  Einfluß  des  TerininhaJidels  auf  die  Geschäfte  ihrer 
Unternehmung  zu  beurteilen.  "Weiter  läßt  sich  aber  auch  fest- 
stellen, daß  die  Kursbewegung  in  den  Anteilen  solcher  Unter- 
nehmungen, die  zum  Terminhandel  zugelassen  sind,  eine  ruhigere 
war  als  in  der  Zeit  vor  der  Zulassung,  und  daß  die  ruhigere 
Kursbewegung  sich  auch  beim  Vergleich  mit  gleichartigen  Werten 
offenbart,  die  auf  Kasse  gehandelt  werden. 

Was  die  Produktenbörse  anlangt,  so  werden  die  Vorschriften 
der  Novelle,  die  sich  als  ein  Ausnahmegesetz  gegen  den  Getreide-  • 

handel  darstellen,  von  den  beteiligten  Kreisen  nach  wie  vor  als 
kränkend  empfunden.  Immerhin  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß 
die  Novelle  innerhalb  der  von  ihr  gezogenen  Schranken  den 
Kreis  der  am  Börsenhandel  Teilnehmenden  dadurch  erweitert  hat, 
daß  sie,  unterstützt  durch  die  Erklärungen  der  verbündeten 
Regierungen  und  der  Abgeordneten  im  Reichstag,  dem  Lieferungs- 
handel zwischen  Händlern,  Müllern  und  Landwirten  die  gesetz- 
liche Sicherheit  gab.  Aber  auch  angesichts  der  Novelle  muß 
festgestellt  werden,  daß  der  Berliner  Markt  die  Bedeutung,  die 
er  in  früheren  Zeiten  für  den  Getreidehandel  gehabt  hat,  nicht 
wieder  gewinnen  konnte. 

Daß  die  geringe  Besserung,  die  hiernach  die  Novelle  zum  Novelle  zum 
Börsengesetz  dem  Börsenhandel  gebracht  hat,  von  denjenigen  ^'^''^gefe^™^^^' 
Kreisen,  denen  die  Einsicht  für  die  Bedeutung  einer  kräftigen 
Börse  fehlt  und  die  deshalb  ihr  gegenüber  eine  feindselige  Stellung 
einnehmen,  bei  der  ersten  Gelegenheit  zum  Gegenstand  von  An- 
griffen gemacht  werden  würden,  war  zu  erwarten.  Diese  Gelegen- 
heit bot  sich  bei  der  Beratung  der  Reichsfinanzreform.  Li  der 
Finanz-Kommission  des  Reichstags  war  beschlossen  worden,  die 
zum  Börsenhandel  zugelassenen  Wertpapiere  einer  jährlichen  Ab- 
gabe von  1 — 3  pro  Mille  des  Werts  und  die  zum  Terminhandel 
zugelassenen  Wertpapiere  einer  solchen  von  3 — 4  pro  Mille  des 
Werts  zu  unterwerfen.  Durch  die  erhöhte  Besteuerung  der  zum 
Börsenterminhandel  zugelassenen  Wertpapiere  würden  selbstver- 
ständlich alle  Gesellschaften  genötigt  worden  sein,  ihre  nach  dem 
Gesetz  erforderliche  Zustimmung  zum  Terminhandel  zu  ver- 
sagen, und  es  wäre  dann  der  frühere  Zustand  wieder  ein- 
getreten, daß  Termingeschäfte  in  Anteilen  von  Bergwerks-  und 
Fabrikuntemehmungen  von  der  Börse  ausgeschlossen  gewesen  sein 
würden.  Aber  auch  die  vorgeschlagene  Besteuerung  der  zum  Börsen- 
handel zugelassenen,  jedoch  nicht  auf  Termin  gehandelten  Papiere 
bedeutete  eine  so  schwere  und  unerhörte  Belastung  von 
Handel  und  Industrie  und  eine  für  die  nationale  Wohlfahrt  so 
gefährliche  Maßregel,  daß  alle  Ejreise  von  Handel  und  Industrie 
mit  erfreulicher  Einmütigkeit  gegen  derartige  gesetzg^eberische 
Maßregeln  protestierten,  die  in  ihren  verhängnisvollen  Wirkungen 
an  die  Schäden  des  Börsengesetzes  nicht  nur  herangereicht,  sondern 
sie  bei  weitem  übertroffen  hätten.    Wir  haben   geglaubt,  gegen 
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die  Beschlüsse  der  Reichstagskommission  mit  der  größten  Energie 
Stellung  nehmen  zu  müssen,  und  deshalb  am  25.  Mai  1909  die 
folgende  Resolution  gefaßt: 

In  der  Finanzkommission  des  Eeichstages  ist  iiacli  dem  Antrage 
Richthofen-Damsdorf  beschlossen  worden,  die  zum  Börsenhandel  zu- 
gelassenen Wertpapiere  einer  jährlichen  Abgabe  von  1 — 3  ^/qq  des  Wertes 
und  die  zum  Börsenterminhandel  zugelassenen  Aktien  einer  solchen 
von  3 — 4  o/qq  zu  unterwerfen.  Auch  abgesehen  von  den  Schwächen,  die 
der  Antrag  in  seiner  gegenwärtigen  Grestalt  zeigt  und  die  ihn  nahezu 
undurchführbar  erscheinen  lassen,  muß  eine  solche  Besteuerung  nach 
der  Ansicht  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin  schon  im 
Prinzip  als  eine  Maßregel  bezeichnet  werden,  die  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft  aufs   schwerste   zu  schädigen  geeignet   ist. 

Sie  steht  im  Gegensatz  zu  den  Bedürfnissen  unserer  industriellen 
Entwicklung,  da  sie  die  Beschaffung  von  Kapital  erschwert  und  den 
gewerblichen  Kredit  verteuert,  während  alle  Anstrengungen  dai'auf 
gerichtet  sein  müssen,  ihn  zu  verbilligen,  und  gerade  die  Antrag- 
steller am  meisten  über  hohe  Zinssätze  geklagt  haben.  Soweit  das 
Ausland  in  Betracht  kommt,  verhindert  die  Maßregel,  daß  unsere 
Börsen  wieder  internationale  Märkte  werden,  drängt  im  Gegenteil  die 
Geschäfte  ins  Ausland.  Allerdings  werden  sich  die  schlechten  aus- 
ländischen Schuldner  von  der  Steuer  nicht  abhalten  lassen  und  den 
deutschen  Geldmarkt  aufsuchen;  darin  liegt  aber  nicht  nur  eine  Ge- 
fahr für  die  deutschen  Sparer,  sondern  auch  für  die  allgemeine  Wohl- 
fahrt, da  in  Zeiten  wirtschaftlicher  und  politischer  Krisen  die  deutsche 
Nation  nicht  in  der  Lage  sein  würde,  sich  durch  Veräußerung  guter 
ausländischer  Werte  die  erforderlichen  Geldmittel  ins  iLand  zu  schaffen. 
Auch  die  inländischen  Emittenten  werden  vielfach,  um  der  Steuer 
zu  entgehen,  die  Zulassung  nicht  nachsuchen,  so  daß  die  Zahl  der 
unkontrollierten,  für  das  Publikum  gefährlichen  Werte  stark  vermehrt 
wird.  Für  die  bereits  zugelassenen  Werte  aber  wird  nicht  selten  die 
Streichung  der  Notiz  beantragt  und  den  Besitzern  Nachteil  zugefügt 
werden.  In  der  geplanten  Steuer  erblicken  die  Aeltesten  eine  Schädigung 
des  deutschen  Handels,  ein  Hindernis  für  die  industrielle  Entwicklung 
und  eine  Gefahr  für  die  nationale  Wohlfahrt.  Sie  haben  in  Aussicht 
genommen,  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Handelsvertretungen  die  an 
der  Frage  beteiligten  Kreise  zusammenzuberufen  und  durch  einen 
Protest  die  Allgemeinheit  auf  die  gefahrvollen  und  unüberse-hbaren 
Wirkungen  der  neuesten  Börsensteuer  hinzuweisen. 

In  ähnKchem  Sinne  hat  sich  die  Versammlung  derjenigen 
deutschen  Handelsvertretungen  ausgesprochen,  die  am  2.  Juni  d.  J. 
in  Berlin  stattgefunden  hat.  Gleichzeitig  wurde  in  dieser  Ver- 
sammlung eine  auch  von  uns  unterzeichnete  Eingabe  an  die  gesetz- 
gebenden  Körperschaften  beschlossen^). 

Die  Vorschläge  der  Reichsfinanzkommission  wurden  von  den 
verbündeten  Regierungen  nicht  akzeptiert;  diese  legten  vielmehr 
einen  neuen  Gesetzentwurf  vor,  der  mit  einer  Reihe  von  Modi- 
fikationen die  Genehmigung  des  Reichstages  fand  und  als  Gesetz 
wegen  Aenderung  des  Reichsstempelsteuergesetzes  am  15.  Juli  1909 
verkündet  wurde.  Das  Gesetz,  das  am  1.  Aug.  1909  in  Kraft 
trat,    brachte   folgende   Aenderungen   des   Reichsstempelgesetzes. 

I.  Der  sog.  Emissions-  oder  Effektenstempel 
erfuhr  eine  recht  erhebliche  Erhöhung.  Die  inländischen  und  aus- 
ländischen Aktien,  die  bisher  unterschiedlich  behandelt  wurden. 
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indem  die  ersteren  mit  2 o/o,  die  letzteren  mit  21/2^/0  vom  Nenn- 
betrage besteuert  wurden,  werden  jetzt  gleichmäßig  mit  einem 
Sprozenti^en  Stempel  belegt.  Der  gleichen  Steuer  unterliegen 
die  bisher  steuerfreien  Anteilscheine  der  Deutschen  Kolonial- 
Gesellschaften  und  der  ihnen  gleichgestellten  Gesellschaften. 
Während  die  Kuxe  bisher  mit  1,50  M.  und  die  darauf  geleisteten 
Einzahlungen  mit  l^/o  besteuert  wurden,  wird  jetzt  der 
Stempel  von  der  Urkunde  mit  5  M.  und  von  den  Einzahlungen 
mit  3  0/0  erhoben. 

Der  Stempel  für  inländische  Henten  und  Schuldverschrei- 
bungen der  Konununalverbände,  Kommunen  und  Kommunal- 
Kreditanstalten,  der  Korporationen  ländlicher  oder  städtischer 
Grundbesitzer,  der  Grund-Gredit-  und  Hypothekenbanken  oder 
Eisenbahn-Gesellschaften  wurde  von  2o/oo  auf  57oo  erhöht.  Die  bis- 
herige Gleichstellung  der  übrigen  inländischen,  für  den  Handels- 
verkehr bestimmten  Renten-  und  Schuldverschreibungen  mit  den 
Renten-  und  Schuldverschreibungen  ausländischer  Staaten  und 
Eisenbahnen-Gesellschaften,  die  beide  bisher  mit  6%o  besteuert 
wui^den,  wurde  aufgehoben  und  den  Renten-  und  Schuldverschrei- 
bungen der  ausländischen  Staaten,  Kommunalverbände,  Kom- 
munen und  Eisenbahngesellschaften  insofern  ein  Privilegium  vor 
den  genannten  inländischen  Obligationen  eingeräumt,  als  sie 
nur  lo/o  zu  zahlen  haben,  während  die  inländischen  Obliga- 
tionen, soweit  sie  nicht  wie  die  Kommunalschuldversehrei- 
bungen  usw.  nur  5  Voo  bezahlen,  mit  2  0/0  besteuert  werden. 
Der  Stempel  für  ausländische  Obligationen,  die  bisher,  soweit 
es  sich  nicht  um  Staats-  und  Eisenbahnobligationen  handelte, 
1  0/0  bezahlten,  ist  auf  2  0/0  erhöht  worden. 

II.  Neueingeführt  wurde  auf  einen  im  Plenum  des  Reichstags 
gestellten  Antrag  der  Stempel  von  Gewinnanteilschein-  und  Zins- 
bogen. In  der  hierfür  maßgebenden  Tarifstelle  3A  des  Reichs- 
stempelgesetzes wird  für  die  Gewinnanteilscheinbogen  von  in- 
ländischen und  ausländischen  Aktien,  von  letzteren,  sofern  die 
Bogen  im  Inlande  ausgegeben  werden,  femer  für  die  Gewinn- 
anteilscheine von  Reichsbankanteilscheinen,  von  Anteilscheinen  der 
Kolonialgesellschaften  und  der  ihnen  gleichgestellten  Gesell- 
schaften ein  Steuersatz  von  1  0/0  festgestellt.  Für  Zinsbogen  von 
inländischen,  auf  den  Inhaber  lautenden  und  auf  Grund  staat- 
licher Genehmig'ung  ausgegebenen  Renten  und  Schuldverschrei- 
bungen der  Kommunal  verbände,  Kommunen  und  Kommunal- 
Kreditanstalten,  der  Korporationen  ländlicher  oder  städtischer 
Grundbesitzer,  der  Grundkredit-  und  Hypothekenbanken  oder 
der  Eisenbahngesellschaften  beträgt  der  Steuersatz  2  o/qq. 
Für  alle  übrigen  Zinsbogen  von  in-  und  ausländischen  Wert- 
papieren, von  letzteren,  sofern  sie  im  Inlande  ausgegeben 
werden,  beträgt  der  Satz  5  %o-  Diese  Sätze  werden  für  alle 
Bogen  bis   zu  zehnjähriger  Dauer  erhoben,   für  länger  laufende 
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Bogen  erhöhen  sich  die  Sätze  entsprechend.  Befreit  sind  Zins- 
bogen von  Renten-  luid  Schuldverschreibungen  des  Reichs  und 
der  deutschen  Bundesstaaten,  ferner  Gewinnanteilscheinbogen  zu 
Aktien  der  Aktiengesellschaften,  die  im  Sinne  des  Tarifs  zum 
Reichsstempelgesetz  als  gemeinnützig  anerkannt  sind,  oder  der 
Gesellschaften,  welche  unter  Beteiligung  oder  Zinsgarantie  des 
Reiches,  der  Bundesstaaten,  der  Provinzen,  Gemeinden  usw.,  die 
Herstellung  von  inländischen  Eisenbahnen  zum  Zweck  haben, 
ferner  Gewinn-Anteilschein-  und  Zinsbogen,  die  bei  der  ersten 
Ausgabe  der  Wertpapiere  mit  diesen  in  Verkehr  gesetzt  werden, 
und  endlich  Gewinnanteil  schein-  und  -Zinsbogen,  die  vor  dem 
1.  August  1909  ausgegeben  worden  sind. 

Eine  Ermäßigung  der  Steuer  tritt  unter  der  Voraussetzung" 
ein :  daß  im  vorhergehenden  zehnjährigen  Zeiträume  für  ein 
oder  mehrere  Jahre  ein  Gewinnanteil  nicht  bezahlt  ist,  und  daß 
gleichzeitig  der  im  Durchschnitt  der  zehn  Jahre  verteilte  Ge- 
winDanteil  4  o/o  nicht  erreicht  hat.  Wenn  also  eine  Gesellschaft 
zehn  Jahre  lang  jedes  Jahr  2  o/o  Gewinn  verteilt,  würde  eine 
Kürzung  nicht  eintreten. 

Abgesehen  davon,  daß  die  unmäßige  Erhöhung  der  Stempel- 
sätze eine  Schädigung  des  Wertpapierhandels  und  des  Handels 
und  der  Industrie  überhaupt  bedeutet,  läßt  sich  nicht  verkennen, 
daß  die  Hast,  mit  der  dieses  Gesetzgebungswerk  behandelt  wurde, 
von  dem  unvorteilhaftesten  Einfluß  auf  seiae  Durcharbeitung 
gewesen  ist.  Vor  allem  fehlen  dem  Gesetz  einheitliche  Grund- 
sätze für  die  Klassifizierung  der  den  verschiedenen  Steuersätzen 
unterliegenden  Wertpapiere.  Eine  Vergleichung  der  Sätze  des 
Effektenstempels  und  des  Stempels  auf  Gewinnanteilschein-  und 
Zinsbogen  ergibt  z.  B.,  daß  die  Steuersätze  für  Gewinnanteil- 
schein- und  Zinsbogen  bei  Aktien  SSVs^/o?  l>^i  den  besonders 
privilegierten  Zinsbogen  inländischer  Anleihen  40  o/o,  bei  den 
Zinsbogen  von  Renten  und  Schuldverschreibungen  ausländischer 
öffentlicher  Verbände  50  o/o  und  bei  den  Zinsbogen  der  sonstigen 
inländischen  und  ausländischen  Obligationen  25  o/o  des  Effekten- 
stempels betragen.  Daß  eine  solche  Wahl-  und  Systemlosigkeit 
den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  und  Gleichmäßigkeit  wider- 
spricht,  bedarf  keiner  weiteren   Hervorhebung. 

Das  Gesetz,  dessen  Inkrafttreten  auf  den  1.  Aug.  1909  im 
Gesetz  festgelegt  ist,  enthält  die  Vorschrift,  daß  Bogen,  welche 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  ausgegeben  sind,  steuerfrei 
bleiben.  Dies  veranlaßte  eine  Reihe  von  Gesellschaften,  die 
Zwischenzeit  zu  benutzen,  um  noch  vor  dem  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  neue  Bogen  auszugeben,  auch  wenn  die  alten  Bogen 
noch  nicht  vollständig  abgelaufen  waren.  Um  den  dadurch  ein- 
tretenden Verlust  an  Steuern  abzuwenden,  setzte  später  der 
Bundesrat  in  §  25n  seiner  Ausführungsbestimmungen  fest,  daß 
in  der  Zwischenzeit  ausgegebene  derartige  Bogen  als  nach  dem 
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1.  Aug.  ausgegeben  gelten  sollen,  obgleich  für  diese  ausdehnende 
Auslegung  des  Gesetzes  in  dem  Wortlaut  desselben  eine  Stütze 
nicht  vorhanden  ist.  Anscheinend  liat  auch  der  Bundesrat  zu  der 
Gültigkeit  dieser  Anordnung,  die  der  Nachprüfung  der  Gerichte 
unterliegt,  nicht  unbedingtes  Vertrauen,  und  das  Eeichsschatzamt 
hat  versucht,  auf  Grund  der  ihm  übersandten  Listen  diejenigen 
Gesellschaften,  die  in  der  Zeit  vom  10,  bis  31.  Juli  1909  Gewinn- 
anteilscheine  oder  Zinsbogen  zur  Erneuerung  von  nach  dem  31.  Juli 
1909  ablaufenden  Gewinnanteilschein-  oder  Zinsbogen  ausgegeben 
haben,  durch  besondere  Verhandlung  in  Güte  zur  Bezahlung  der 
Steuer  zu  bewegen. 

Infolge  der  Novelle  zum  Börsengesetz  und  der  dadurch  be- 
dingten Schaffung  einer  neuen  Börsenordnxmg  wurden  auch  die 
Geschäftsordnungen  des  Gesamt-Börsenvorstands,  des  Börsenvor- 
stands, Abt.  Fondsbörse,  und  des  Börsen  Vorstands,  Abt.  Produkten- 
börse, sowie  der  Zulassungsstelle  neu  beraten.  Die  Handels- 
kammer zu  Berlin  genehmigte  die  Geschäftsordnungen  des 
Börsenvorstands  unterm  23.  Jan.  ,1909,  die  der  Zulassungsstelle 
am  15.  Febr.  1909. 

Im  Verfolg  des  Erlasses  des  Ministers  für  Handel  und 
Gewerbe  vom  23.  Dez.  1908  wurde  eine  Kommission  von 
Sachverständigen  für  Presse- Angelegenheiten  geschaffen.  Die 
Kommission  besteht  aus  drei  Sachverständigen  für  Presse- 
Angelegenheiten  und  zwei  Stellvertretern,  die  alljährlich 
für  die  Dauer  eines  Jahres  aus  der  Zahl  der  zum  Börsenbesuch 
zugelassenen  Berichterstatter  vom  Börsenvorstand  gewählt  werden. 
Die  Sachverständigen  sind  vor  der  Entscheidung  über  Anträge  auf 
Zulassung  zum  Börsenbesuch  als  Berichterstatter  der  Presse,  über 
die  Zurücknahme  einer  solchen  Zulassung  sowie  in  einem  nach 
§  18  der  Börsenordnung  eingeleiteten  Verfahren  gutachtlich 
zu  hören. 

Zum  ersten  Male  gelangten  im  Jahre  1909  nicht  mit  Staats- 
garantie versehene  Anteile  von  Kolonial  Gesellschaften  zur  Bürsen- 
notiz,  und  zwar  Anteile  der  Otavi  Minen-  und  Eisenbahn-Ge- 
sellschaft, Anteile  der  Deutsch- Ostafrikanischen  Gesellschaft  und 
Aktien   der  South  West  Africa  Company. 

Den  im  Jahrbuch  1908  S.  455  Note  1  angeführten  Wert- 
papieren, die  im  Vorjahr  zum  Börsen terminhandel  zugelassen 
wurden,  traten  im  Berichtsjahr  die  Aktien  folgender  Gesellschaften 
hinzu:  1.  Elektrizitäts-Aktiengesellschaft  vormals  Schuckert  &  Co., 

2.  Gesellschaft    für    elektrische   Hoch-    und   Untergrundbahnen, 

3.  Oberschlesische  Eisenbahn-Bedarfs-Aktien-Gesellschaft,  4.  Ober- 
schlesische  Eisen-Industrie,  Aktiengesellschaft  für  Bergbau-  und 
Hüttenbetrieb,  5.  Petersburger  Internationale  Handelsbank,  6.  Ge- 
sellschaft für  elektrische  Unternehmungen,  7*  Schantung  Eisen- 
bahn-Gesellschaft,   8.    South   West  Africa  Coinpauy. 


Geschäftsord- 
nungen der 
Berliner   Börse. 


Handel  in  Kolo- 
nialanteilen. 


Berl.   Jahrb.   f.   Handel  u.   Ind.   1909.    I. 
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(iescfaäftsbe- 
dn^^ungen  an 

der  Beriüier 
Fondsbörse. 


Schon  frülier  hatte  sich  das  Bedürfnis  herausgestellt,  neben 
der  bisherigen  Notiz  für  kurze  "Wechsel  auf  London  und  Paris 
eine  tägliche  Notiz  für  Vista  London  und  Vista  Paris  in  den  amt- 
lichen Kursbericht  aufzunehmen.  Im  Zusammenliang  damit  beriet 
die  für  die  Frage  eingesetzte  Kommission  auch  über  eine  Ab- 
änderung der  für  Wechsel  geltenden  Bedingungen  für  die  Ge- 
schäfte an  der  Berliner  Fondsbörse.  Die  (Vista)  Notierung  für 
Schecks  auf  London  und  Paris  erfolgte  erstmalig  am  1.  März  1909. 
Die  auf  Vorstehendes  bezüglichen  Bekanntmachungen  des  Börsen- 
vorstandes vom  23.  und  25.  Febr.  1909  lauten : 

Vom  1.  März  d.  J.  ab  wird  für  den  Handel  und  die  Notieiiiiig 
ausländischer  Devisen  folgendes   festgesetzt: 

Es  findet  täglich  eine  besondei^  (Vista)  Notierung  für  stemj^el- 
fi*eie  Schecks  auf  London  und  auf  Paris  statt. 

Die  die  Notieiningen  der  ausländischen  Devisen  betreffenden  Be- 
stimmungen bleiben  im  übrigen  bis  auf  folgende  Punkte  unverändert : 

Sämtliche  Notieningen  in  kurzer  Sicht,  mit  Ausnahme  derjenigen 
von  km'z  London,  verstehen  sich  für  gestempelte  oder  stempelfreie 
Wechsel.  Bei  Lieferung  von  ungestempelten  Wechseln  ist  der  aus- 
ländische Stempel  vom  Verkäufer  zu  vergüten.  Kurze  Wechsel  auf 
London  sind  nach  wie  vor  ohne  Rücksicht  auf  den  englischen  St-empel 
lieferbar. 

Zu  den  Notiei-ungen  fiu'  kurze  Sieht  sind  bei  allen  Devisen,  mit 
Ausnahme  von  kiu-z  London  und  kurz  Paris,  an  Stelle  von  Wechseln 
auch  stempelfreie  Schecks  lieferbar,  jedoch  l>ei  Italien  nur  solche 
auf  Florenz,  Genua,  Mailand  und  Rom,  bei  Schweiz  nur  solche 
auf  Basel,  Bern,  Genf  und  Zürich.  Für  die  kürzere  Laufzeit  als 
diejenige,  füi'  welche  sich  die  Notierung  versteht,  sind  vom  Käufer 
Zinsen  zu  dem  am  Tage  vor  dem  Geschäftsabschluß  geltenden  Bank- 
diskont des  betreffenden  Platzes  zu  vergüten.  Es  gelten  hierbei 
die  Laufzeiten  von  Schecks  auf 


Amsterdam,  Kopenhagen,  Warschau  und  \  ,  .  -..  • 
Wien i^^^^  ^^^^» 

Belgien,  Budapest,  Christianla,  Italien,  i  ,  o  f  •  • 
Petersburg,  Schweiz,  Schweden  .     .     .     ;  /  ^^^  ^  lagig 

Spanien  und  Portugal als  3  tägig 


vom  Ab- 
schluß- 
tage an 
gerech- 
net. 


Ist  der  den  obigen  Laufzeiten  entsprechende  Tag  an  dem  be- 
treffenden Platze  kein  Werktag,  so  wird  der  Berechnung  der  nächst- 
folgende ausländische  Werktag  zugrunde  gelegt.  Bezüglich  der  Höhe 
der  Abschnitte  gelten  für  Schecks  dieselben  Bestimmungen,  wie  für 
Wechsel. 

In  Abänderung  der  auf  Wechsel  in  ausländischer  Wälu'ung  be- 
züglichen Bestimmungen  des  §  13  der  ,, Bedingungen  für  die  Geschäfte 
an  der  Berliner  Fondsbörse"  wird  festgesetzt: 

,,Die    LiefeiTing    von    Wechseln   und    Schecks    in   ausländischer 
Wähining  hat  am  nächstfolgenden  Börsentage  vormittags  in  der  Zeit 
von  9  bis  10  ühr  zu  geschehen,  doch  kann  der  Käufer  solche  Wechsel 
und  Schecks  schon  am  Abschlußtage  nachmittags  bis  4  Uhr  (Sonn- 
abends bis  3  Uhr)  gegen  Zahlung  des  Betrages  abholen  lassen." 
Wird   an   Stelle    von   Schecks    im   Einverständnis   beider   Parteien 
Auszahlung   geschlossen,   so  -hat,  mangels   anderweitiger  Vereinbarung, 
die    Zahlung   im   Auslande   an   demjenigen   Tage   zu   erfolgen,    welcher 
der   oben  angegebenen  Laufzeit  entspricht;    London  und  Paris  gelten 
hierbei  als  zweitägig.    Ist  dieser  Tag  an  dem  betreffenden  ausländischen 
Platze  kein  Werktag,  so  hat  die  Zahlung  am  nächsten  dai-auf folgenden 
Werktage    zu    geschehen.      Für   die    Berechnung    von    Zinsen    gilt   das 
für  die   Berechnung  der   Zinsen   bei    Schecks   Festgesetzte. 

Gekaufte  Auszahlung  ist,  mangels  anderweitiger  Vereinbarung, 
an.  dem  dem  Absei ilußtage  folgenden  Werktage  vormittags  (auch  wenn 
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an   diesem    Tage   keine   Börsen versammlnng    stattfindet)    in   Berlin   zu 
bezahlen. 

An  Stelle  des  Absatzes  4  des  §  45  der  ,, Bedingungen  für  die  Ge- 
schäfte   an   der   Berliner   Fondsbörse",    welcher   lautet: 

., Werden  Wechsel  geliefert,  welche  eine  längere  Laufzeit  haben, 
als  diejenige  ist,  für  welche  die  Notiz  sich  versteht,  so  ist  der  nach 
Kalendertagen  zu  berechnende  Unterschied  dem  Käufer  zu  dem  am 
Ta^e  vor  dem  Oeschäftsabschlusse  geltenden  Bankdiskont  des  be- 
treffenden Platzes  zu  vergüten.  Eine  Zinsvergütung  auf  Wechsel, 
welche  eine  kürzei^e  Verfallzeit  haben,  als  diejenige  ist,  für  welche 
sich  die  Xotiz  versteht,  findet  hingegen  ohne  besondere  Verabredung 
nicht  statt", 
tritt   folgende  Bestimmung: 

,, Werden  Wechsel  geliefert,  welche  eine  kürzere  oder  längere 
Laufzeit  haben,  als  diejenige  ist,  für  welche  die  Notiz  für  kurze  Sicht 
sich  versteht,  so  ist  der  nach  Kalendertagen  zu  berechnende  unter- 
schied, zu  dem  am  Tage  vor  dem  Geschäftsabschlüsse  geltenden 
Bankdiskont  des  betreffenden  Platzes  zu  verrechnen." 
Der  §  46  der  ,, Bedingungen"  fällt  fort. 


Die  Notiei-ungen  für  Scheck  Paris,  kurz  und  lang  Pai-is,  Belgien, 
Wien  und  Budapest  werden  vom  1.  März  d.  J.  ab  in  Abstufungen 
von   21/2   Pfennigen  erfolgen. 


Der  Wortlaut  der  bisherigen  Bestimmimgeii,  betreffend  die 
Lieferung  ausgeloster  Wertpapiere,  gab  zu  Zweifeln  Anlaß.  Nach 
Beratungen  in  einer  Kommission  änderte  der  Börsenvorstand  die 
bezüglichen    Vorschriften   durch   nachstehende   Bekanntmachung: 

Bekanntmachung   des    Börsenvorstands    (Abt.    Fonds- 
börse)  vom   30.   März   1909. 

Auf  Beschluß  des  Börsenvorstands  (Abt.  Fondsbörse)  werden  die 
,, Bedingungen  für  die  Geschäfte  an  der  Berliner  Fondsbörse"  wie  folgt 
abgeändert : 

Absatz  11  des  bisherigen  §  14  fällt  fort. 
§  14a.    (neu.) 

Wird  durch  den  säumigen  Kontrahenten  die  füi*  seine  Kechuung 
vorzunehmende  Zwangsregulierung  oder  die  Erfüllung  des  zum  Zwecke 
derselben  geschlossenen  Geschäfts  vorsätzlich  vereitelt,  erschwert  oder 
verzögert,  so  kann  die  Dreimänner-Kommission  auf  Antrag  des  nicht- 
säumigen Kontrahenten  ein  ihm  von  dem  säumigen  Teil  zu  zahlendes 
Strafgeld  endgültig  festsetzen. 

In  besonderen  Fällen  kann  die  Dreimänner-Kommission  den  nicht- 
säumigen Kontrahenten  auf  Antrag  ermächtigen,  die  Zwangsregulierung 
an  einem  von  ihr  zu  bestimmenden  Börsentage  auch  zu  einem  anderen 
als  dem  Einheitskurse  vorzunehmen;  auch  kann  in  besonderen  Fällen 
die  Dreimänner-Kommission  dem  nichtsäumigen  Kontrahenten  auf  seinen 
Antrag  als  Entgelt  für  einen  ihm  durch  verspätete  Lieferung  ent- 
standenen Nachteil  eine  ihm  von  dem  säimaigen  Kontrahenten  zu 
zahlende  Entschädigung  endgültig  zusprechen,  unabhängig  davon,  ob 
eine    Zwangsregulierung   stattgefunden   hat   oder   nicht. 

Der  Antrag  ist  innerhalb  dreier  Börsentage  nach  stattgehabter 
Lieferung  oder  durchgeführter  Zwangsregulierung  bei  der  Dreimänneo:- 
Kommission    anzubringen. 

In  allen  diesen  Fällen  muß  der  säumige  Kontrahent  mittelst  ein- 
geschriebenen Briefes  von  dem  Antrag  in  Kenntnis  gesetzt  und  zur 
Verhandlung  darüber  vor  die  Dreimänner-Kommission  geladen  werden. 

§  31.  • 

Bei  Kassegeschäften  in  verlosbaren  oder  kündbaren  Wertpapieren  Kassagesohäfte 
treffen  Vorteile  oder  Nachteile  aus  bis  zum  Abschlußtage  einschließlich  iQ  verlosbaren 
erfolgter   Verlosung   oder  Kündigung  den   Verkäufer.     Demnach  steht,        ^®'  papieren. 
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wenn  Stücke  geliefert  wurden,  welche  in  einer  bis  einschließlich  de& 
Abschlußtages  stattgehabten  Verlosung  oder  Kündigung  verlost  oder 
gekündigt  waren,  sowohl  dem  Käufer  wie  dem  Verkäufer  das  Recht  zu, 
binnen  sechs  Monaten  nach  dem  Tage  der  Lieferung  deren  Umtausch 
gegen    umlaufsfähige    Stücke    zu   beanspruchen. 

Sind  Stücke  geliefert  worden,  welche  in  einer  in  der  Zeit  nach  dem 
Abschlußtage  bis  zum  Tage  vor  der  Lieferung  einschließlich  statt- 
gehabten Verlosung  oder  Kündigung  verlost  oder  gekündigt  wurden, 
so  steht  dem  Käufer  (nicht  dem  Verkäufer)  das  Recht  zu,  binnen 
drei  Monaten  nach  dem  Tage  der  Lieferung  deren  Umtausch  gegen  um- 
laufsfähige  Stücke  zu  beanspi-uchen. 

Der  Anspruch  auf  Umtausch  erlischt,  wenn  er  nicht  innerhalb 
der  gesetzten  Fristen  geltend  gemacht  wird.  Einen  seit  dem  Tage  der 
Lieferung  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  der  Umtausch  verlangt  wird, 
entstandenen  Zinsverlust  hat  in  allen  Fällen  Käufer  zu  tragen. 

Hat  der  Verkäufer  ungeachtet  scliriftlich  an  ihn  ergangener  Auf- 
forderung weder  die  Stücke  geliefert,  noch  Nummernaufgabe  erteilt, 
und  ist  dem  Käufer  dadurch  der  Vorteil  der  Verlosung  oder  Kündigung 
entgangen,    so   kommen   die   Bestimmungen   des   §  14a  in   Anwendung. 

§  32. 
Zeitgeschäfte  Zeitgeschäfte    in    verlosbaren    Wertpapieren    sind    in    Stücken    zu 

AVeSpapieren"       erfüllen,   welche  vor  dem  Erfüllungstage  nicht  verlost  waren. 

Sind  Stücke  geliefert  worden,  die  in  einer  vor  dem  Erfüllungs- 
tage stattgehabten  Verlosung  gezogen  wurden,  so  steht  sowohl  dem 
Lieferer  als  auch  dem  Empfänger  das  Recht  zu,  deren  Umtausch 
in  umlaufsfähige  Stücke  zu  beanspruchen.  Der  Anspruch  auf  Um- 
tausch erlischt,  wenn  er  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  nach  der 
Lieferung  geltend  gemacht  wird.  Einen  seit  dem  Tage  der  Lieferung 
bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  der  Umtausch  verlangt  wird,  entstandenen 
Zinsverlust    trägt    der    Empfänger   der    Stücke. 

Tritt  während  der  Vertragsdauer  bei  verlosbaren  oder  Lospapieren 
eine  Verlosung  ein,  so  steht  dem  Verkäufer  das  Recht,  Nummernaufgabe 
zu  verlangen,  nur  dann  zu,  wenn  dies  beim  Abschluß  des  Vertrages 
vereinbart  worden  ist. 

Die  bisherigen  §§  31  und  32  treten  außer  Kraft. 

Vorstehende  Beschlüsse  treten  am  1.  April  1909  in  Wirksamkeit. 

Aus  Anlaß  des  mit  dem  1.  Aug,  1909  in  Kraft  getretenen 
Talonsteuergesetzes  erließ  der  Börsen  vorstand  zur  Klarstellung 
der  sich  hierbei  für  die  Lieferbarkeit  der  Wertpapiere  ergebenden 
Fragen  zwei  Bekanntmachungen.  Die  eine  betraf  diejenigen  Wert- 
papiere, bei  denen  Dividendenscheine  oder  Kuponsbogen  vor 
dem  1.  Aug.  1909  abgelaufen  waren,  die  andere  behandelte  die- 
jenigen Fälle,  in  denen  die  Ausgabe  neuer  Bogen  nur  mit  Rück- 
sicht auf  das  am  1.  Aug,  in  Kraft  tretende  Steuergesetz  erfolgt 
war.     Die  Bekanntmachungen  lauten: 

Vom  1,  Aug.  d.  J.  ab  sind  an  hiesiger  Börse  zum  Handel  zu- 
gelassene Wertpapiere,  bei  denen  die  Zins-  bzw.  Gewinnanteilschein- 
bogen  abgelaufen  sind  und  die  Ausgabe  der  neuen  Zins-  bzw.  Gewinn- 
anteilscheinbogen  angekündigt  ist,  oder  ohne  besondere  Ankündigung 
erfolgt,   nur  mit  neuen  Zins-  bzw.  Dividendenscheinbogen  lieferbar. 

Wie  bereits  mitgeteilt,  hat  der  Börsen-Vorstand  Abteilung  Fonds- 
börse beschlossen,  daß  Wertpapiere,  deren  Zins-  bzw.  Dividenden- 
scheinbogen abgelaufen  sind  und  für  welche  die  Ausgabe  neuer  Zins- 
resp.  Gewirmanteilscheinbogen  erfolgt,  vom  1.  Aug.  1909  ab  nur  mit 
diesen  lieferbar  sind.  Bezüglich  solcher  Wertpapiere,  deren  Zins-  bzw. 
Dividendenscheinbogen  noch  nicht  abgelaufen  sind,  zu  denen  aber 
gleichwohl  die  neuen  Zins-  bzw.  Gewinnanteilscheinbogen  bereits  aus- 
gegeben werden,  hat  der  Börsenvorstand  beschlossen,  daß  diese  Wert- 
papiere als  lieferbar  erklärt  werden  sollen,  sowohl,  wenn  sie  in  dem 
bisherigen    Zustande,    d.    h.    mit    Talon    und   anhaftenden    Zins-    resp.- 


XII.  Kaufmännisches  Bildungswesen. 


485 


•Gewinnanteils clieinen,  als  auch,  wenn  sie  mit  den  vom.  Talon  abge- 
trennten, noch  nicht  fälligen  Zins-  bzw.  Gewinnanteilscheinbogen  und 
den  neuen  Bogen  geliefert  werden. 

Im  Februar  des  Berichtsjahrs  schied  der  bish.erige  Staats- 
konuniBsai-  bei  der  Berliner  Börse,  "Wirklicher  Geheimer  Ober- 
regierungsrat  Hemptenmacher,  aus  seinem  Amt.  An  seine  Stelle 
trat  der  vortragende  Rat  im  Ministerium  für  Handel  imd 
Gewerbe,    Geheimer  Regierungsrat   Dr.    Göppert. 


Personalien. 


XII.  Kaufmännisches  Bildungswesen. 

I.    Handelshochschule. 

Wir  beschränken  unseren  Bericht  an  dieser  Stelle  auf  die  ver- 
haltende Tätigkeit  des  Aeltestenkollegiums,  die  Grundzüge  der 
Unterrichtsverfassung  und  die  Besuchsstatistik  und  verweisen  für 
die  Einzelheiten  des  Unterrichts  auf  den  Bericht  des  Rektors 
über  die  erste  Rektoratsperiode  von  der  Eröffnung  der  Handels- 
hochschule im  Oktober  1906  bis  zum  Oktober  1909. i)  Da  der 
Vorrat  der  beiden  ersten  Rektor atsberichte^)  aufgebraucht  ist, 
sio  ist  ihr  Inhalt  in  vollem  Umfange  diesem  neuen  Berichte  ein- 
verleibt worden,  der  somit  eine  lückenlose  Darstellung  aller 
Einzelheiten  der  Verwaltung  und  des  Unterrichts  der  Handels- 
hochschule seit  ihrer  Eröffnung  bietet.  Der  Rektoratsbericht  ist 
diesmal  mit  einem  ausführlichen  Inhaltsverzeichnis  und  Register 
ausgestattet,  so  daß  dem  Leser  das  Auffinden  der  gesuchten 
Punkte  wesentlich  erleichtert  wird.  Da  der  gegenwärtige  Bericht 
später  als  der  Rektoratsbericht  erscheint,  konnte  er  einige  Er- 
weiterungen erfahren,  wie  z.  B.  durch  Einfügung  der  Besuchs- 
ziffern des  Wintersemesters  1909/10  usw. 

Die  Handelshochschul- Verwaltungskommission  erhielt  bei  der 
Geschäftsverteilung  des  Aeltestenkollegiums  im  Januar  eine  ver- 
änderte Zusammensetzung,  nach  der  ihr  außer  den  drei  Präsi- 
denten folgende  Mitglieder  des  Kollegiums  angehörten :  Dr.  An- 
trick,  Kommerzienrat  Boehme,  Eoerster,  Geh.  Komlnerzienrat 
Frenkel,  Stadtrat  Jaooby,  Kantorowicz,  Maas,  Netter,  Kom- 
merzienrat Pincus,  Praedikow,  Hermann  Richter,  Kommerzienrat 
Max  Richter,   Schwaß,   Steinthal,   Weill. 


1)  Korporation  der  Kaufmannschaft  von  Berlin.  ,,Die  Handelshoch- 
schule Berlin,"  Bericht  über  die  erste  Rektoratsperiode  Oktober  1906 
bis  1909,  erstattet  von  dem  Rektor  der  Handelshochschule,  Prof.  Dr. 
Jastrow.     Berlin,   Greorg  Reimer.     (278    S.) 

2)  „Die  Handelshochschule  Berlin."  Bericht  über  das  erste 
Studienjahr,  Oktober  1906/07.  Erstattet  von  dem  Rektor  der  Handels- 
hochschule, Prof.  Dr.  Jastrow.  Berlin,  Georg  Reimer.  (181  S.)  — 
Zweiter  Jahresbericht,    Oktober   1907/08.      Ebenda.     (87    S.) 


Rektorats- 
bericht. 
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Verwaltung-s- 
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Großer  Rat.  jji    (^ßp    Zusammensetzung    des    Großen  .Rates    der    Handels- 

hochschule sind  erhebliche  Aendeiningen  eingetreten.  Geh.  Justiz- 
rat Prof.  D.  Dr.  Kahl,  der  als  Nachfolger  des  verstorbenen 
Prof.  P  a  n  1  s  e  n  vom  Senat  der  Universität  delegiert  ^vurde,  sich 
aber  seinerzeit  vorbehielt,  die  Uebernahme  der  Funktionen  bis 
zum  Ablauf  seines  Rektorats  aufzuschieben,  trat  mit  dem  Beginn 
des  "Winter-Semesters  dem  Großen  Rat  bei.  Am  21.  Juni  1909 
verstarb  im  90.  Lebensjahre  der  Stadtverordnete  Dr.  Langer- 
h  a  n  s  ,  der  bei  Begründung  der  Handelshocbschule  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung als  ihr  Vorsteher  in  den  Großen  Rat 
entsandt  war  und  dieses  Mandat  auch  nach  Xiederlegung- 
des  Vorsteheramtes  beibehalten  hatte.  Als  seinen  Nachfolger 
delegierte  die  Stadtverordnetenversammlung  den  Stadtver- 
ordnetenvorsteher-Stellvertreter Geh.  Justizrat  Gas  sei.  Für  den 
aus  der  Finanzkommission  ausgeschiedenen  Kommerzienrat 
S  t  ä,  c  k  e  1  delegierte  diese  Kommerzienrat  ^f  o  s  e  r.  —  Das 
Dozentenkollegium  hat  sein  Vertretungsrecht  in  der  Art  aus- 
geübt, daß  es,  um  seinen  Mitgliedern  Gelegenheit  zur  Beteiligung 
an  den  Geschäften  zu  geben,  jährliche  Drittelerneuerung  beschloß ; 
an  Stelle  des  turnusmäßig  ausscheidenden  Prof.  Sombart  wmrde 
Prof.  B  i  n  z ,  für  den  als  Vertreter  des  Dozentenkollegiums  aus- 
scheidenden Geh.  Reg.-Rat  Dr.  D'unker  der  ausscheidende  Rektor 
Prof.  Dr.  Jastrow  'gewählt.  —  Nach  §  S^^  der  Ordnung  der 
Handelshoehschule  kann  das  Aeltestenkollegium  hervorragende 
Persönlichkeiten,  welche  ihr  Interesse  an  der  Handelshochschule 
betätigt  haben,  bis  zur  Höchstzahl  von  5  als  Mitglieder  des  Großen 
Rates  berufen.  Von  diesem  Recht  w^urde  zum  ersten  Male  Ge- 
brauch gemacht,  indem  Herr  Hermann  Hecht,  Mitinhaber  der 
Firma  Hecht,  Pfeiffer  &  Co.,  gewählt  wurde,  der  dem  Lehr- 
körper der  Hochschule  als  nebenamtlicher  Dozent  seit  dem  SS. 
1907  angehörte.  Danach  setzte  sich  der  Große  Rat  am  Schluß 
der  Berichtsperiode  wie  folgt  zusammen: 

1.  K  a  e  m  p  f ,  Prä-sident  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin, 
als  Vorsitzender  (Stellvertreter  siehe  Nr.   13  und  14). 

2.  Dr.  V.  S  e  e  f  e  1  d  ,  Greh.  Oberregieningsrat,  Vortragen- 
der Kat   im   Ministerium   für   Handel   und   Gewerbe. 

3.  Dr.  G  r  o  o  s  ,  Geh.  Eegieruiigsrat,  vorti-agender  Eat 
im  Ministerium  der  geistlichen,  ünten'ichts-  und 
Medizinalangelegenheiten. 

4.  D.    Dr.    Kahl,     Professor,     Geheimer      Justizrat.     Vertreter      der 
Universität  Berlin. 

5.  Dr.    Lampe,    Professor,    Geheimer    Regierungsrat.    Vertreter    der 
Technischen    Hochschule    Charlottenburg. 

6.  Dr.  K  e  i  c  k  e  ,   Büi-germeister,   Vertreter  des   Magistrats   Berlin. 

7.  Cassel,  G^h.  Justizrat,  Stadtv.-Vorst.-Stellv.  (Vertreter  der  Stadt- 
verordneten-Versammlung Berlin), 

8.  James    Simon,    A^ertreter   der   Handelskammer   Berlin. 

9.  Dr.  D  n  n  k  e  r  ,     Pi'ofessor,     Geheimer     Regierungsrat,     Rektor     der 
Handelshochschule. 

]\'-  ^'  ^""1  Professor  ]       i.auptamtliche  Dozenten 

19    ^-   i^l^-'^'^'^T^   -^^^  '  an  der  Handelshochschule. 

12.  Dr.    Schar,    Professor, 


Verti'eter 

der 

Kgl.  Staats- 

i-^egieruno;. 
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17. 

18. 

lÖ. 

20. 

21. 

22. 


Aeltestc 

der 

Kaufmanns  chaf t 

von  Berlini). 


13.  Dr.  AVeigert,    Sta/dtrat,    Vizepräsident, 

14.  Greheimer  Kommerzienrat  H  e  1  f  f  t ,  Vizepräsident, 

15.  Stadtrat  J  a  c  o  b  y  , 

16.  Kommerziem*at  M.   Richter, 
H.  Maas, 

W.  Kantorowicz, 
IKochhann  ]     ^%li^^^'  ^^^  l^inanzkommissio^ 

kimmerzienrat  m'o  s  e  r  ^    ^^  Korpomtion  der 

j         Kanfmannschaft  von  Berlin. 

Dr.  A  p  t ,   Professor,   Syndikus  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft 

von  Berlin,   Syndikus  der  Handelshochschule. 

H.  Hecht,  Mitinhaber   der  Firma  Hecht,  Pfeiffer  &  Co.    und   neben- 

amtücher   Dozent     an     der    Handelshochschule,    berufen     auf    Grund 

§  313   der  ,, Ordnung". 

Der  Große  Rat  hat  im  Berichtsjahre  sich  über  folgende  Gegen- 
stände geäußert.  Sämtliche  Dozentenerneainungen  sowie  Abände- 
rungen der  Gebührenordnung  wurden  ihm  zur  Begiitachtung  vor- 
gelegt. Ferner  wurden  über  einzelne  Angelegenheiten,  wie:  Mit- 
teilung des  Handelsministers  betr.  Eröffnung  einer  H an delsfal^ul tat 
an  der  Harvard-Universität,  Einrichtung  von  Praktika  im  Ver- 
kehrswesen Eeferate  erstattet.  Zwecks  weiteren  Ausbaues  der  Vor- 
lesungen über  Betriebslehre  einzelner  Handelszweige  wurde  dem 
Großen  Rat  der  Antrag  unterbreitet,  eine  Vorschlagsliste  ge- 
eigneter Persönlichkeiten  aufzustellen.  Zur  Vorberatung  der 
gewünschten  Vorschlagsliste  setzte  der  Große  Rat  eine  Kom- 
mission ein,  deren  Ergebnisse  die«  Grundlage  für  die  weiteren 
Beratungen  bilden  wird.  Ueber  die  wichtigsten  Vorgänge  und 
Erfahrungen  wurde  von  dem  Rektor   Bericht  erstattet. 

Der  Aufnahmeausschuß  hat  zwei  Sit2rungen  gehalten.  Er 
hat  jetzt  folgende  Zusammensetzung: 

Dr.    D  u  n  k  e  r ,    Professor,    Geheimer    Regierungsrat,    Rektor 
der  Handelshochschule. 

Dr.  Apt,   Professor,    Syndikus   der  Handelshochschule. 

Dr.  B  i  n  z  ,  Professor. 

Dr.    Jastrow,    Professor, 

Dr.  Schär,  Professor. 

Max  Richter,  Konunerzienrat  \  Aelteste  der  Kaufmannschaft 

Dr.  Weigert,   Stadtrat  ./  von  Berlin^') 

Nach  fester  Praxis  wurden  sämtliche  Meldungen,  die  nicht 
von  vollgültigen  Zeugnissen  (entweder  Einjährigenzeugnis  nebst 
Zeugnis  über  vollendete  kaufmännische  Lehrzeit  oder  Abi- 
turientenzeugnis oder  Lehrerzeugnis)  begleitet  waren,  dem  Auf- 
nahmeau^schuß  überwiesen.  Die  Teilnahme  eines  Sachverständigen 
an  sämtlichen  Beratungen  über  Aufnahmeanträge  russischer 
Staatsangehöriger  hat  sich  zu  einer  ständigen  Eini*ichtung  aus- 
gebildet. Als  Sachverständiger  fungierte  Dr.  Palme.  Diese  Art 
der  Beratung  ermöglichte  es  einerseits,  bestimmte  Grundsätze  über 
die  Bewertung  der  verschiedenen  russischen  Unterrichtsanstalten 
auszubilden,  andererseits  auch,  in  die  Beratung  der  einzelnen 
Zeugnisse,   sowie  in   eine   Kontrolle   der   (nicht  immei^   einwand- 


Aufnahme  -  Aus- 
sehnfi. 


1)  Stellvertreter:    H.  Richter,  Dr.  Antrick,  Kommerzienrat  Pincus. 
Geh.  Kommerzienrat  Frenkel,  L.  Mann,  Kommerzienrat  Lanclsberg. 

2)  Stellvertreter:   Maas,    Kantorowicz. 
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freien)  Uebersetizmigeii  derselben  eiji2nitreten.  Mehrfach  gaben 
die  Monita  de$  Sachverständigen  Anlaß,  genauere  Erkundi- 
gungen bei  den^  Konsulaten  usw.  eiazuziehen.  Wo  eine  nähere 
Auskunft  üböT  österreichisch-ungarische  Anstalten  erforderlicih 
war,  konnte  sie  der  Aufnahmeausschuß  in  der  Bycgel  von  Prof. 
Leitner  erhalten,  während  für  die  Schweiz  der  Ausschuß  in  Prof. 
Schär  eiaen  Sachverständigen  in  d«r  eigenen  Mitte  hatte.  Mel- 
dungen AUS  anderen  Ländern  haben  nur  in  äußerst  seltenen  Fällen 
genauere  Nachforschungen  nötig  gemacht,  da  in  den  meisten 
Fällen  die  Aui'nahmebeiüngungen  nicht  nur  erfüllt,  sondern  über- 
ix)ten  waren  (wie  z.  B.  mehrfach  ausländische  Studierende  nicht 
bloß  Abiturientenzeugnisse,  sondern  auch  Abgaaigszeugnisse 
heimischer  Universitäten  aufzuweisen  hatten).  Bei  Meldun- 
gen von  Damen  zur  Tmm  atrikulation  wurde  an  dem  Grund- 
satze festgehalten,  daß  die  bloße  Tatsache  der  Absolvie- 
rung einer  höheren  Mädchenschule  für  sich  allein  dem  Ein- 
jahrig-Freiwilligen-Zeugnis nicht  gleichsteht,  da  dieses  eia  Zeug- 
nis über  einen  erzielten  Erfolg  (Versetzung  nach  Obersekunda, 
Bestehen  einer  Prüfung)  darstellt,  während  das  Abgangszeugnis 
von  einer  höheren  Mädchenschule  nur  die  Tatsache  der  durch- 
laufenen obersten  Klasse  bekundet.  Es  sind  daher  in  jedem  Einzel- 
falle die  Grunde  darzulegen,  um  deretwillen  die  Vorbildung  der 
Antragstellerin  als  der  des  Einjahrig-Freiwilligen-Zeugnisses  ent- 
■',"  ' '  sprechend  zu  erachten  ist.  Für  das  ka-uf männische  Lehrzeugnis 
(das  bei  weiblichen  Handlimgsgehilfen  bis  vor  kurzem  nicht 
üblich  war)  wird  eine  mindestens  dreijährige  kaufmännische 
Praxis  als  ausreichender  Ersatz  angesehen.  In  den  bis- 
herigen sieben  Semestern  hat  der  Aufnahmeausschuß  5,  2, 
3,  2,  7,  1  Anträge  von  Damen  genehmigt.  —  Von  der  Be- 
fugnis, auch  solche  Personen,  die  nicht  im  Vollbesitz 
der  vorgeschriebenen  Zeugnisse  sind,  zur  Immatrikulation 
zuzulassen,  hat  der  Aufnahmeausschuß  gegenüber  Inländern  eiaen 
sehr  sparsamen  Gebrauch  gemacht.  Zurzeit  sind  19  Studierende 
auf .  Grund  dieser  Aufnahmebefugnis  immatrikuliert^).  Unt-er 
diesen  sind  jedoch  nur  4,  bei  denen  der  Mangel  eines  Einjährig- 
l^reiwilligen-Zeugnisses  durch  den  sonstigen  —  in  der  E-egel  durch 
ganz  außerordentliche  Lebensschicksale  bedingten  —  Bildungs- 
gang als  ergänzt  angesehen  wurde,  während  die  übrigen  15  im 
Vollbesitz  des  Einjahrig-Freiwilligen-Zeugnisses  waren  und  der 
Beschluß  des  Aufnahmeausschusses  in  der  Hegel  sich  nur  darauf 
bezog,  ob  eine  nichtkaufmännische  praktische  Tätigkeit  im 
einzelnen  Falle  einer  kaufmännischen  Lehrzeit  gleichgeachtet 
werden  sollte. 

Gebühren.  Die  Gebührenordnung  erhielt  nach  Begutachtung  seitens  des 

Großen  Bats  eine  Erweiterung  durch   die  mit  Beginn  des  WS. 


1)  S.  u.  S.  498,  Tab.  156. 
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eingerichtete  akademische  Krankenkasse^)  und  die  hierfür  zu  ent- 
richtende Semestergehühr  von  5M.,  sowie  durch  die  Einfühining 
einer  Unfallversicherungsgebühr^)  von  1  Mk.  und  von  Duplikat- 
geldern,  die  nach  dem  Ermesisen  des  Eektors  bis  zum  Betrage  von 
20  M.  erhoben  werden  können. 

Auch  im  Berichtsjahre  ist  den  Mitgliedern  von  Ber- 
liner Handlungsgehilfenvereinen  eine  Ermäßigung  der  Hör- 
gebühr von  10  M.  auf  5  M.  pro  Stunde  und  Semester  für 
die  einstündigen  Vorlesungen^)  bewilKgt  worden.  Vorbehaltlich 
einer  anderweiten  Entscheidung  ist  besclilossen  worden,  diese  Ein- 
richtung bis  zum  SS.  1910  beizubehalten. 

Die  Prüfungskommission  war  aus  folgenden  Mitgliedern  zu- 
sammengesetzt : 

1.  Dr.    V.    Seefeld,    Greh.    OberregieiTiiigsrat,    Vortragender    Rat    im 
Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe,  Vorsitzender. 

2.  Kaempf ,  Präsident  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin, 
Vorsitzender  des  Großen  Rats,   Stellvertretender  Vorsitzender. 

3.  Dr.  D  u  n  k  e  r ,  Geh.  Regierungsrat,  Professor  des 
kaufmännischen  Unterrichts  wesens  und  der  Geo- 
graphie, 

Dr.  B  i  n  z  ,  Professor,  Dozent  der  Chemie, 
Dr.    Eltzbacher,    Professor    der    Rechtswissen- 
schaft, Hauptamtl. 

Dr.  Jastrow,  Professor  der  Staats  Wissenschaften,    [ 
L  e  i  t  n  e  r ,  Professor  der  Handelswissenschaften,  Dozenten. 

Dr.   M  a  r  t  e  n  s  ,   Professor,    Dozent   der  Physik, 
P  r  e  u  ß  ,  Professor  des  öffentlichen  Rechts, 


4. 
5. 

6. 

7, 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 


11 


16. 

16. 
17. 


Dr. 
Dr. 
Dr. 
Dr. 
Dr. 


Schär,    Professor   der   Handelswissenschaften, 


Sombart,  Professor  der  Staatswissenschaften, 
S  p  i  e  s  ,  Dozent  der  englischen  Sprache. 
C rüger,  Justizrat,  Professor,  Anwalt  des  All- 
gemeinen Deutschen  Grenossenschaftsverbandes    (Ge- 
nossenschaftswesen) , 

Dr.  Frh.  v.  D  i  e  b  i  g  ,  Regierungsrat,  Mitglied  des 
Kaiserlichen  Aufsichtsamts  für  Privatversicherung 
(Versichern  ng-swesen), 

Dr.  Palme,  Lehrer  am  Orientalischen  Seminar 
(Russisch),  ' 

Brandenburg,   Prof.    (Englisch), 
Dr.   Schmidt,   Prof.    (Französisch), 


Dozenten 

im 
Nebenamt 

und 
Lektoren. 


Die  Prüfungskommission  hat  im  Berichtsjahre  18  Prüfungs- 
termine  abgehalten.  Zur  Diplomprüfung  hatten  sich  68  Bewerber 
gemeldet,  von  denen  5  vor  der  mündlichen  Prüfung  zurücktraten, 
8  für  nicht  bestanden  erklärt  würden  und  55  das  Diplom  erhielten. 
Zur  Handelslehrerprüfung  hatten  sich  21  Kandidaten  gemeldet. 
Hiervon  haben  16  die  Prüfung  bestanden. 

Der  Lehrkörper  erfuhr  eine  Vermehrung  um  2  Dozenten 
im  Nebenämter 

M.   Paschke,   Verlagshuchhändler  (Buchhandel), 

Dr.  F  n  0  h  s ,  Archivar  der  Dieutschen  Bank  (Emissions teehnik). 


1)  S.  u.  S.  494. 

2)  S.  ebenda. 

3)  Berl.    Jahrb.    1907. 


Ermäßiguagen 
für  Vereine. 


Prüfungen. 


Erweiterung  des 

Lehrkörpers. 
Veränderungen. 


L    S.    475. 


4*^0     Teil  II.    Wirksamkeit  der  Aeltesten.  Gesetzgebung  u.  Verwaltung. 

Ferner  wurden  mit  der  Abhaltung  einzelner  Vorlesungen 
wieder  beauftragt: 

Dr.  Ziegel,.  Mathematiker  bei  der  Ver sicher imgsgesell- 
schal't  „Victoria"  zu  Berlin  (Arithmetik  und  Algebra). 

Dr.  Hoffmann,  Professor  am  Institut  für  Gärungsgewerbe 
zu  Berlin  (Getreidebehaadlung  und  -Verwertung). 

Mit  der  Abhaltung  der  zunächst  versuchsweise  eingerichteten 
Praktika  im  Verkehrswesen  waren  im  SS.  folgende  Beamte  unseres 
Verkehrsbureaus  beauftragt  worden: 

J.  Hoffmann,  Bureaudirektor  und  Vorsteher  des  Ver- 
kehrsbureaus  der  Korporation  der  Kaufmannschaft  von  Berlin 
(Eisenbahn-Organisation   und   Tarifwesen), 

Brüdgam,  verkehrstechnischer  Sekretär  (Eisenbahnen- 
Gruppierung  und  Anwendung  der  in-  und  ausländischen  Lokal- 
und   Verbandstarife), 

Rum  1er,  Postdirektor  a.  D.   (Post  und  Telegraphen),  und 

Mittag,  zoll-  und  steuertechnischer  Sekretär  (Zölle). 

Während  für  diese  Praktika  nur  je  vier  Stunden  zur  Ver- 
fügung staaden,  wurde  das  Praktikum  über  Eisenbahn -Verkehrs- 
und Traifwesen,  das  Bureaudirektor  Hoffmann  im  SS.  abhielt,  auf 
das    ganze  WS.  ausgedehnt. 

Die  äußere  Organisation  des  Sprachenunterriclits  erhielt 
ihren  Abschluß  dadurch,  daß  seit  Beginn  des  SS.  der  neben- 
amtliche Dozent  Dr.  Spies  zum  hauptamtlichen  Dozenten 
der  englischen  Sprache  ernannt  und  mit  der  bis  dahin  von 
Prof.  D  unk  er  interimistisch  wahrgenommenen  Leitung  des 
Handelshochschulseminars  für  fremde  Sprachen  beauftragt  wurde. 
Dr.  Berliner  legte  seia  Lehramt  nieder,  da  seiae  Berufsgeschäfte 
die  Fortsetzung  der  Lehrtätigkeit  nicht  gestatteten.  Dr.  Schlü- 
ter schied  wegen  seiner  Uebersiedelung  nach  Bonn  aus  dem 
Lehrkörper  aus;  seine  Vertretung  übernahm  zunächst  Dr.  Rohr- 
bach. 
Sonstige  Perso-  Dem  Djozenten  JustLzrat  Dr.  C rüger  ^vurde  das  Prädikat 

,, Professor"  beigelegt.  Professor  Dr.  Justi  wurde  zum  Direktor 
der  Königlichen  Nationalgalerie  zu  Berlin  ernannt.  Regierungs- 
rat  Dr.  Hager  wurde  Direktor  der  Preußisehen  Lebensver- 
sicherungs-Aktiengesellschaft und  Dr.  Calmes  Direktions- 
Assistent  der  Firma  Siemens  &  Halske.  Alle  drei  Herren  setzen 
ihre  Lehrtätigkeit  fort,  während  der  Letztgenannte  allerdings 
sein  Amt  als  Assistent  des  Handelswissenschaftlichen  Seminai^ 
mit  Schluß  des  SS.  niederlegte.  Der  Lehrkörj^er  der  Handels- 
hochschule setzt  sich  einschließlich  der  einstweilen  erteilten  Lehr- 
aufträge zurzeit  zusammen  aus:  10  hauptamtlichen,  37  neben- 
amtlichen Dozenten,  14  Sprachlehrern  und  1  Lehrer  iur  Steno- 
graphie. —  Ein  großer  Teil  der  Mitglieder  des  Lehrkörpers 
beteiligte  sich  an  den  Arbeiten  des  Vereins  für  volkstümliche 
Kurse    von    Berliner    Hochschullehrern;    den    leitenden    Körper- 
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schaffen  des  Vereins  (Vorstajid  und  Ausschuß)  gehören  Pix)f. 
Jastrow,  Albrecht  und  M  a  r  c  u  s  e   an. 

Die  erste  Rektoratsperiode  war  im  Oktober  1909  abgelaufen. 
Bei  der  akademischen  Jahresfeier  am  30.  Okt.  legte  der  erste 
Rekto  Prof.  Dr.  Jastrow,  nachdem  er  einen  ktirzen  Ueberblick 
über  die  verflosisenen  drei  Jahre  gegeben  hatte,  sein  Amt  in  die 
Hände  seines  Naohfolgers,  des  von  dem  Dozentenkollegium  ein- 
stimmig zum  Rektor  erwählten  und  von  den  Aeltesten  der  Kauf- 
mannschaft sowie  dem  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  als 
solcher  bestätigten  Geh.  Regierungsrats  Prof.  Dr.  Denker. 

Das  Vorlesungsverzeichnis  umfaßte  in  den  bisherigen  sieben 
Semestern   (außer  den   Sprachkursen): 

WS  1906/7       SS.  1907       WS.  1907/8       SS.  1908       WS.  1908/9       SS.  1909 
69  70  80  84  100  93 

WS.  1909/10 

98 

Vorlesungen  und  Hebungen ,  die  in  folgender  Weise  gegliedert  sind: 

1.  Allgemeine  Eiufühniing  in.  die   Studien. 

2.  Handelswissenschaften:  Betriebslehre  des  Handels  und  einzelner 
Handelszweige,  Handels  jonrnalistik  —  Buchhaltung;  —  Kauf- 
männische Arithmetik  —  Seminar. 

3.  Volkswirtschaftslehre  und.  verwandte  Fächer  (einschl.  Kolonial- 
wesen,   Vers icherungs lehre    und    Verkehrswesen). 

4.  Rechtswissenschaft. 

5.  Wirtschaftsgeogi-aphie  und   Wirtschaftsgeschichte. 

6.  Reine  und  angewaaidte  Naturwissenschaften,  Warenkunde,  Tech- 
nologie. 

7.  Sprachen. 

8.  Theorie   und    Praxis    des    kaufmännischen    Unterrichts. 

9.  Allgemeine  wissenschaftliche  Ausbildung. 
10.  Fertigkeiten. 

Die  auf  Grund  der  Verhandlungen  des  Staatssekretärs  des 
Eeichskolonialamts  mit  dem  Rektor  Prof.  Dr.  Jastrow  von  uns 
eingerichteten  Buchhaltungskurse  für  Kolonialbeamte,  Juristen 
und  Verwaltungsbeamte  wurden  fortgesetzt.  Neben  den  vom  ßeichs- 
kolonialamt  der  Handelshochschule  überwiesenen  Aspiranten 
nahmen  höhere  Beamte  der  städtischen  Verwaltungen  Charlotten- 
burg, Schöneberg  und  Wilmersdorf,  sowie  eine  größere  Anzahl 
von  Gerichtsassessoren,  B;eferendaren,  anderen  Beamten  usw.  an 
den  Kursen  teil. 

Die  einstündigen  Vorlesungen,  die  meist  einen  gemeinver- 
ständlichen Charakter  tragen  und  überwiegend  in  die  späten  Nach- 
mittag- und  Abendstunden  gelegt  sind,  um  denjenigen,  die  ihre 
berufsfreie  Zeit  zu  üirer  Weiterbildung  auszunutzen  wünschen, 
hierzu  Gelegenheit  zu  bieten,  waren  im  WS.  wieder  besonders 
stark  besucht^).  Die  große  Beteiligung,  die  an  diesen  Vorlesungen, 
namentlich  aus  den  Kreisen  der  jungen  Kaufleute  Berlins,  statt- 
gefunden hat,  wurde  für  die  Mitglieder  der  Vereine  junger 
Kaufleute    durch    die    oben     erwähnten    Honorarermäßigungen^) 
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unterstützt,    die    wenigstens    in    der    nächsten    Zeit,    solange    di^ 
Raumverhältnisse  es  gestatten,   aufrecht  erhalten  werden  sollen. 

Auch  im  letzten  Jahre  haben  wieder  hervorragende  hiesige 
und  auswärtige  Firmen  ihr  Interesse  für  den  .naturwissenschaft- 
lichen Unterricht  an  unserer  Handelshochschule  durch  geschenk- 
weise Ueberlassung  von  Anschauungsmaterial  an  das  Physikalische 
sowohl,  als  auch  an  das  Chemische  Institut  bekundet.  Insbesondere 
ist  es  durch  die  auf  Veranlassung  des  Eeichskolonialamtes  aus 
den  deutschen  Kolonien  gesandten  Erzeugnisse  dem  Chemischen 
Institut  ermöglicht  worden,  seine  Sammlung  von  Kolonial- 
produkten zu  erweitern. 

Die  Bibliotheken  des  handelswissenschaftlichen,  des  volks- 
wirtschaftlich-juristischen und  des  geographischen  Seminars,  des 
Seminars  für  Handelslehrer  und  der  beiden  naturwissenschaft- 
lichen Institute  sind  auch  im  Berichtsjahre  nach  dem  Grundsatze 
verwaltet  worden,  daß  die  hauptsächlichsten  Bedürfnisse  der 
Studierenden  durch  die  Bibliothek  der  Korporation  der  Kaufmann- 
schaft gedeckt  werden,  und  die  Seminar-  und  Insti tu tsbiblio  theken 
lediglich  kleine  auserlesene  Sammlungen,  in  der  Hauptsache  zum 
Handgebrauch,  darstellen  sollen.  Das  gleiche  gilt  von  den  Nach- 
schlagewerken für  den  Sprachunterricht,  sowie  von  der  nach  den 
Bedürfnissen  des  Unterrichts  ergänzten  geographischen  Karten- 
sammlung und  der  einstweilen  mit  ihr  zusammen  verwalteten 
Sammlung  von  Diapositiven  für  die  kunst-  und  kunstgewerblichen 
Vorlesungen,  die  entsprechend  der  gesteigerten  Benutzung  des 
Skioptikons  auch  im  Berichtsjahre  weiter  vermehrt  wurden.  Da 
zu  den  Kollegien,  die  sich  des  Skioptikons  bedienen,  im  zweiten 
Studienjahre  auch  die  neuen  Vorlesungen  über  die  Kolonien  hinzu- 
traten, so  waren  das  Physikalische  und  das  Chemische  Institut 
von  den  in  ihrem  Auditorium  zu  haltenden  anderweitigen  Vor- 
lesungen so  stark  in  Anspruch  genommen,  daß  die  Vorbereitungen 
für  die  naturwissenschaftlichen  Fachkollegia  darunter  litten.  Es 
wurde  daher  ein  neues  Skioptikon  angeschafft,  das  im  Auditorium 
203  zur  Aufstellung  gelangte  und  nötigenfalls  auch  in  andere 
Auditorien  gebracht  werden  kann.  Die  Apparatensammlung  der 
auf  dem  flachen  Dach  des  Börsengebäudes  errichteten  kleinen 
astronomisch-geographischen  Uebungsstation,  die  mit  dem  geo- 
graphischen Unterricht  in  Zusammenhang  steht,  blieb  aus  Zweck- 
mäßigkeitsgründen gleichwohl  in  der  Verwaltung  an  das  Physi- 
kalische Institut  angegliedert. 

Da  die  Handelshochschule  amtliche  Einrichtungen  zur  Pflege 
körperlicher  Uebungen  nicht  besitzt,  so  stellten  sich  Rektor 
und  Kollegium  von  vornherein  sympathisch  zu  allen  Be- 
strebungen der  Studierenden,  die  durch  studentische  Initiative 
hierfür  sorgen  wollten;  vorausgesetzt,  daß  bei  derartigen  Ein- 
richtungen die  Pflege  der  körperlichen  Uebungen  nicht  etwa  als 
Vorwand  dienen  sollte,  um  für  die  bloße  Nachahmung  studentischer 
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Manieren  einen  anderen  Namen  zu  gewinnen.  Da  der  unter  den 
Studierenden  zusammengetretene  „Akademische  Sportverein  HHB." 
nach  dieser  Richtung  hin  alle  Garantie  zu  geben  schien,  so  wurde 
er  in  der  Beschaffung  von  Tum-  tmd  Sportgeräten  unterstützt. 
Mit  Beginn  dieses  Etatsjahres  haben  wir  für  diese  Zwecke  mit 
Zustimmung  der  Finanzkommission  in  den  Etat  eine  Position  ein- 
gestellt, über  die  auf  Antrag  des  Rektors  durch  das  Aeltesten- 
Kollegium  verfügt  wird.  Dementsprechend  sind  im  WS.  1908/09 
die  Mittel  zur  Beschaffung  zweier  Ruderboote  bewilligt  worden. 
In  Ergänzung  des  Lehrplanes  der  Handelshochschule  wurde, 
wie  in  den  Vorjahren,  von  uns  ein  Zyklus  von  Einzel  vortragen  ver- 
anstaltet, die  in  der  Aula  der  Handelshochschule  gehalten  wurden. 
In  erster  Linie  für  die  kaufmännische  Bevölkerung  Berlins  im 
allgemeinen  bestimmt,  sind  sie  doch  auch  von  Studierenden  der 
Handelshochschule  in  großem  Umfange  besucht  worden.  In  diesen 
Vorträgen  sollen  sich  Männer  der  Praxis  über  ihre  Geschäfts- 
zweige aussprechen.  Es  wurden  im  Berichtsjahre  folgende  Vor- 
träge gehalten: 

11.  Febniai':    Die   Stellung  der   chemischen   Industrie  im  Wirtschafts- 

leben ;    Fabrikdirektor   Dr.   W.    Connstein. 

17.  Februar:  Warenhäuser  und  Spezialgeschäfte;  Fabrikbesitzer  F. 
Gugenheim. 

28.  April :  Die  Organisation  des  Kupferhandels ;  Fabrikbesitzer  Dr. 
E.  Noah. 

5.  Mai:  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Terrain-  und  Hypotheken- 
geschäfte; Geh.  Staatsrat  a.  D.  J.  Budde,  Direktor  der  Berliner 
Hypothekenbank. 

12.  Mai:    Die  Industrie  der  Lacke  und  Farben;    L.   Mann,  Aeltester 

der  Kaufmannschaft  von  Berlin. 

Diese  Vorträge^)  sind  alö  eine  Fortsetzung  der  früheren  im 
Druck  erschienen. 

Die  Besichtigungen  von  Fabriken,  die  dazu  bestimmt  sind, 
den  Unterricht  in  der  mechanischen  oder  der  chemischen  Techno- 
logie durch  Anschauung  zu  beleben,  ebenso  wie  die  Besuche 
in  größeren  Handelsbetrieben  für  die  Zwecke  des  handelswissen- 
schaftlichen Unterrichts,  Ausflüge  in  die  Umgebung  Berlins  nach 
wirtschaftsgeographisch  bemerkenswerten  Punkten,  sind  in  der 
Regel  Veranstaltungen  einzelner  Dozenten  für  den  Kreis  ihrer 
Zuhörer.  Um  jedoch  eine  zu  häufige  Belästigung  derselben  Be- 
triebe zu  vermeiden,  sind  auf  Beschluß  des  Dozenten-Kollegiums 
sämtliche  Mitglieder  des  Lehrkörpers,  die  Exkursionen  veran- 
stalten, durch  den  Rektor  ersucht  worden,  ihre  Absicht  tunlichst 
früh  dem  Sekretariat  mitzuteilen,  welchem  seinerseits  eine  Mit- 
teilimg  an  alle  Dozenten  ergehen  läßt,  so  daß  geeignetenfalls 
eine  Verständigung  und  eine  Vereinigung  mehrerer  Zuhörerkreise 
herbeigeführt  werden  kann.   Bei  allen  Exkursionen  unterschiedslos 
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1)  Gewerbliche  Einzelvorträge,  gehalten  in  der  Aula  der  Handels- 
hochschule Berlin,  herausgegeben  von  den  Aeltesten  der  Kaufmann- 
schaft von  Berlin.     IIT.   Reihe.    Berlin,   Georg  Reimer. 
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sind  den  Teilnehmern  von  seiten  der  Fabrikbesitzer,  Geschäfts- 
inhaber, der  Vorsteher  öffentlicher  Anstalten  aller  Art  reichliche 
Beweise  einer  freundlichen  Gresinnung  und  eines  verständnisvollen 
Entgegenkommens  zuteil  geworden,  für  die  auch  unsererseits 
besonderen  Dank  auszusprechen  uns  eine  angenehme  Pflicht  ist. 

Nach  Schluß  des  SS.,  vom  6.  bis  25.  Aug.,  fand  unter  Leitung 
von  Prof.  Schär  und  Martens,  die  hierbei  durch  den 
Assistenten  am  Physikalischen  Institut,  Diplomingenieur  Feddem, 
unterstützt  wurden,  eine  Studienreise  nach  der  Schweiz  und  Süd- 
frankreich (mit  einem  Abstecher  nach  Algier),  statt,  an  der  sich 
24  Studierende  beteiligten.  Ausführliche  Angaben  über  die  Vor- 
bereitung und  den  Verlauf  der  Reise  enthält  der  oben^)  erwähnte 
Eektoratsbericht. 

Die  Notwendig-keit,  die  Versicherung  gegen  Unfälle  bei 
Arbeiten  im  Physikalischen  und  Chemischen  Institut,  sowie  auf 
Ausflügen,  die  von  Hochschul  wegen  veranstaltet  werden,  ein- 
heitlich zu  regeln,  stellte  sich  schon  vor  Eröffnung  der  Handels- 
hochschule heraus.  "Wir  trugen  aber  Bedenken,  bei  Eröffnung  der 
Hochschule  eine  Grebühr  einzuführen,  die  in  der  ursprünglichen 
Form  der  Grebührenordnung  nicht  vorgesehen  war,  und  hielten  es 
daher  füi-  angemessen,  bis  zur  endgültigen  Regelung  der  Ange- 
legenheit die  Kosten  auf  den  Etat  zu  übernehmen.  Diese  Eegelung 
ist  bei  Begründung  der  Akademischen  Krankenkasse  mit  Beginn 
des  "WS.  durch  die  von  uns  am  6.  Oktober  erlassene  neue  Gebühren- 
ordnung^)  erfolgt.  Die  bisher  für  die  Unfallversicherung  in  den 
Etat  eingestellte  Summe  haben  wir  der  Krankenkasse  als  jähr- 
lichen Zuschuß  zugewendet. 

Die  Verleihung  von  Stipendien  aus  unserem  ,,Handelshoch- 
schulstipendienfonds  1906  (begründet  anläßlich  der  silbernen 
Hochzeit  des  Kaiserpaares)"  fand  bisher  in  der  Art  statt,  daß 
Bewerbungen  von  dem  Dozentenkollegium  begutachtet  wurden 
und  auf  Grund  dessen  die  Verleihung  eines  Stipendiums  (in  der 
Höhe  des  Studie^geldes,  so  daß  dieses  direkt  von  der  Stiftung 
an  die  Hochschulkasse  gezahlt  wird)  durch  uns  erfolgte.  Es 
stellte  sich  heraus,  daß  diese  Bewerbungen  vielfach  vom  Zufall 
abhingen,  und  manche  Studierende  unberücksichtigt  blieben,  weil 
sie  von  dem  Bestehen  dieses  Fonds  und  seiner  Verwendung  zum 
Ersatz  der  Einrichtung  der  Studiengeldbefreiung  keine  Kenntnis 
hatten.  Mit  unserer  Zustimmung  sind  deshalb  seitens  des 
Dozenten-Kollegiums  für  die  Bewerbungen  feste  Termine  gegen 
Ende  jeden  Semesters  (15.  Juli  und  15.  Febr.)  festgesetzt  und  am 
schwarzen  Brett  bekannt  gemacht  worden.  Das  Bedenken,  daß 
dadurch  junge  Kaufleute,  denen  die  Fortsetzung  der  Studien 
schwerfallen  würde,  zum  Besuch  der  Handelshochschule  angelockt 
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werden  könnten,  trifft  nicht  zu,  da  an  der  Handelshoclisclmle 
Berlin,  ebenso  wie  an  anderen  deutschen  Hochschulen,  dem  akade- 
mischen Brauch  entsprechend  ein  Stipendium  nur  verliehen  wird, 
wenn  ein  Fleißzeugnis  über  ein  bereits  absolviertes  Semester  bei- 
gebracht wird.  —  Im  BerichtsjaJire  waren  18  Studierende  im 
Genuß  des  Stipendiums.  Die  Mitglieder  des  Aeltestenkollegiums, 
Kaempf  und  Maas,  haben  der  Korporation  der  Kaufmann- 
schaft von  Berlin  je  20  000  Mk.  mit  der  Bestimmung  zu- 
gewandt, „daß  die  Zinsen  dieser  Beträge  für  Studierende 
der  Handelshochscliule  der  Korporation  der  Kaufmannschaft  von 
Berlin  Verwendung  finden,  um  ihnen  die  Teilnahme  an  den  von 
der  Handelshochschule  veranstalteten  Studienreisen  zu  ermög- 
lichen." Die  aus  diesen  beiden  Zuwendungen  gebildete  ,,Kaempf- 
Maas-Stiftung"  ist  dem  ,,Handelshochschul-Stipendienfonds  1906" 
angegliedert  worden  und  hat  in  dieser  Gestalt  unter  dem  13.  Mai 
1909  die  Königliche  Genehmigung  erhalten.  —  Ferner  sind  uns 
von  einem  Freunde  der  Korporation  der  Kaufmannschaft  von 
Berlin  100000  Mk.  überwiesen  worden.  Die  Zinsen  dieser  Summe, 
welche  unter  der  Bezeichnung  „Auslandsstipendien-Stiftung  der 
Korporation  der  Kaufmannschaft  von  Berlin''  einen  Teil  des  Ver- 
mögens der  Korporation  bildet,  Averden  an  deutsche  Staats- 
angehörige ohne  Unterschied  des  Bekenntnisses,  welche  zwei  Jahre 
als  Studierende  die  Handelshochschule  Berlin  besucht  und  die 
Diplomprüfung  an  ihr  mit  ,,Gut"  bestanden  haben,  als  Beihilfen 
für  Beisen  im  Auslande  g^ewährt ;  die  Beihilfen  sind  bis  zu  2000  Mk. 
füi'  das  Jahi-  zu  bemessen  und  auf  die  Dauer  von  2  Jahren  zu 
vergeben;  die  Empfänger  der  Beihilfen  müssen  spätestens  inner- 
halb eines  Jahres  nach  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  die  Bei- 
hilfen gewährt  sind,  nach  Deutschland  zurückkehren  und  hier 
eine  Tätigkeit  auf  kaufmännischem  Gnebiet  ausüben;  unterbleibt 
dies,  so  sind  die  Beihilfen  als  Darlehen  anzusehen, 

Zum  Studium  der  Einrichtun^n  der  Handelshochschule  be-      Besichtigungen 

r^  zu  Studien- 

sichtigten   im  Berichtsjahre  dieselbe:  zwecken. 

I>r.  Altmann,  Dozent  der  Volkswdrt-  George  B.   Rodge,    Secretary    Inter- 

schaftslehi^   tuid    Finanzwissen-  national    Committee     of    Yoiuig- 

Schaft  an  der  Handelshochschule  Men's     Christian     Associations- 

Mannheim.  Educational  Department  in  New 

York 

Dl'.  Gerstner,   Dozent  der   Handels- 
wissens chaften   daselbst.  T.  Hojo,  Director  of  the  Hiroshima 

Dr    Behrend,     Studiendirektor     der       Higher  Normal  School. 

Handelshochschule  Mannheim.  ^^  j.  ^g  Bray,  Direktor  d.  Ecole  des 

Boherto    Taub,     mexikanischer    Ge-       Hautes  Etudes  Commerciales  in 
sandtschaftsattache.  Montreal. 

Julio  Montebruno,  Professor  an  der    Professor  Gunnar  Anderssen,  Stock- 
Universität   Santiago,   und  heim. 

Charles  Montebruno.  Direktor  J.  K  Sachs,  Stockhoün. 

Irving  B.  Garbutt,  Dii^ctor  Commer-    Simonsen,    Leherr    für    Chemie    und 
cial    Department    Central    High  Warenkunde  am  Handels-Gymna- 

School  in  Cleveland.  sium   zu   Christiania. 
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Französische 

Studien- 
koTnniission. 


Besuchs- 
statistik. 


Octavio     Morato,     Subdirektor     der    I^hrer  Karsten,  ebenda. 
Banco   de   la    Repüblica    O.    del    Dozent  E.  HarlocJc  von  der  Handels- 


Ui-ugnay,  Montevideo. 
Steiatsrat  Leo  SinifzJcy,  Scbuldirek- 

tor  in  Moskau. 
Dr.   Stefan    Jantzen,    Direktor    der 

Handelssciiule  zu  Warschau. 
Dr.  GrotowsJci,  'Lehrer  daselbst. 
Dr.  Rene  Claeys,  Dozent  der  Handels - 

Wissenschaften  zu   Gent. 


hochschule  Stockholm. 

Niels  P.  Nielsen,  Handelsschuldirek- 
tor  aus    Aarhus. 

E.  H.  P.  Grossmann,  Dozent  an 
der  Handelswissenschaftlichen 
Fakultät  der  Harvard  Uni- 
versität. 


Dr.  Bosenqvist,  Direktor  der  Höheren    Dr.  Florian,  Professor  an  der  Rechts- 


schwedischen   Handelsschule    in 
Helsingfors. 


und        Stziatswissenschaftlichen 
Fakultät  zu  Eperies  (Ungarn). 


Eine  französische  Studienkommission,  bestehend  aus  den  Mit- 
gliedern der  Handelskammer  von  Paris :  Legrand,  Mouilban,  Capet 
und  Henry,  deren  Aufgabe  es  war,  das  gewerbliche  und  kauf- 
männische Unterrichtswesen  in  Deutschland  kennen  zu  lernen, 
besuchte  am  10.  Oktober  1909  die  Handelshochschule.  Zum 
Empfang,  der  im  Sitzungssaale  stattfand,  waren  erschienen  außer 
dem  Aeltestenkollegium  Geh.  Ober-Regierungsrat  Dr.  v.  Seefeld 
vom  Handelsministerium,  Greheimrat  Professor  Dr.  Dunker  in 
Vertretung  des  Bektors  und  Dr.  Elnörk,  Direktor  der 
der  kaufmännischen  Schulen  der  Korporation.  Nach  der  Be- 
grüßung durch  den  Vizepräsidenten  des  Aeltestenkollegiums,  Herrn 
Stadtrat  Dr.  "Weigert,  gab  Dr.  Dunker  einen  Ueberblick  über 
die  Grundlagen  und  die  Einrichtung  des  Fortbildungsschulwesens 
in  Deutschland,  woran  sich  die  Erörterung  einer  Reihe  von  Fragen 
der  französischen  Delegierten  schloß.  Hierauf  wurde  das  Gebäude 
der  Handelshochschule  von  den  Gästen  besichtigt. 

Die  Hauptergebnisse  der  Hochschulstatistik  geben  wir  auch 
diesmal  in  tabellarischer  Form. 


WS 

1906/7 


SS 
1907 


WS 

1907  8 


S6' 
1908 


WS 

1908/9 


&'S  WS 

1909      190O/10 


Tab.  149. 

1.  Immatrikulierte  Stud. 

2.  Hospitanten   .     .     .     . 

3.  Hörer 


Gesamtübersicht. 


Zusammen 


213 
263 

917 


1393 


253 
160 
507 


920 


369 

250 

104^< 


389 
208 
421 


lo67 


968 


402 

274 

1350 


2026 


400 
169 

294 


419 
222 

1262 


863   I  1903 


Tab.  150. 

Ab-    und    Zufi-angr  der  Studier  enden. 


Es  sind  abgegangen: 

a)  ordnungsmäßig: 

1.  mit  Exmatrikel      .     . 

2.  auf  Grund  ein.  Anzeig. 

b)  ohne  Abmeldung    und 
daher  gestrichen 

— 

29 

20 

3 

61 
20 

4 

89 
35 

8 

76 
41 

3 

54 
74 

5 

112 

58 

12 

Zusammen 

Dem    steht  gegppüber  ein 

Zugang    an  Neu-Imma- 

trikulierten  mit      .     .     . 

213 

52 

92 

85 
201 

132 
102 

120 
183 

133 
131 

182 
2Q\ 

Also     Mehr-  Zugang      oder 
Mehr-Abgang      .... 

213 

40 

116 

-30 

,11;';      . 

63 

-2 

19 

•■■.,•,,  ';t-- V 

419 
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WS 

1906/7 


SS 
1907 


WS 
1907/8 


SS 
1908 


WS 
1908/9_ 


SS  W  S 

1H09       1909  10 


Tab.  151. 
Inländer 

darunter 
Ausländer 

darunter  Damen 


Inländer 
187 


Preußen 

Bayern 

Sachsen     . 

Württemberg 

Baden    .     . 

Mecklenburg-Schwerin 

Mecklenburg-Streütz 

Hessen-Darmstadt 

Oldenburg      .     . 

Braun  schweig 

Sachsen-Weimai 

Sachsen  -Meiningen 

Anhalt 

Waideck     .... 

Lippe- Detmold  .     . 

Schaumburg-Lippe 

Schwarzburg-Rudolstadt 

Schwarzburg  -Sondershaus 

Reuß  j    L 

Hamburg 

Bremen 

Lübeck 

Elsaß -Lothringen 

Zusammen 


Tab.  153. 


Preußische   Staatsang-ehöricre    nach    Provinzen. 


Ostpreußen • 

Westpreußen 

Berlin  ....... 

Brandenburg 

darunter  Berliner  Vororte 

Pommern 

Posen   

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein  ,     .     . 

Hannover      

Westfalen 

Hessen-Nassau      .... 

Hheinprovinz 

Außerd.  (ohne  Heimats- 
wohnsitz i.  Dtsch.  Reich) 


3 

46 
37 
32 

3 
4 
13 
10 
1 
9 
5 


1 

3 

62 

48 

28 

6 

8 

12 

14 


13 
4 
9 


3 

6 

67 

bl 

45 

11 

6 

18 

13 

1 

9 

7 

'3 

13 


2 

4 

8 

9 

53 

60 

66  . 

63 

44 

39 

10 

'•   9" 

6 

'       7 

^20 

26- 

10 

16 

3 

2 

13 

11' 

7 

11 

2 

5 

10 

12 

3 

■^ 

2 
12 
60 
54 

33 

■7 

5 

29 

27 

1 

11 

15 

5' 

U 


12 
47 
48, 
33 
10 

9 
23 
22 

3 

10 
2(» 

12 

2 


Zusammen 


140 


18", 


221 


213 


240    i  •245 


So  erfreulich  auch  das  Ansteigen  der  Besuchsziffer  sein  mag, 
so  erblicken  wir  doch  nach  wie  vor  den  eigentlich  wesentlichen 
Erfolg  nicht  in  der  Gesamtziffer  (die  im  letzten  "WS."  1903  hq- 
trug),  sondern  in  der  Ziffer  der  wirklich  immatrikuliet-ten  Stu- 
dierenden, die  auf  419  gestiegen  ist.  Daß  Hospitanten  und  Hörer 
in  der  Hauptsache  nur  vorübergehende  Besucher  darstellen,  zeigt 
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WS  SS  WS  SS  WS  SS  WS 

1906/7        1907        1907/8        190S        1908/9  |     1909       1909/10 


Tab.  154.               Ausländer    nach 

Staat 

sänge 

hörigkeit. 

Oesterreich-Ungarn    .     . 

•    1        ^ 

4 

21 

13 

24 

23 

36 

Schweiz 

•    1        1 

1 

8 

9 

5 

2 

() 

Holland     .     .     . 

.      i        — 

— 

1 

1 

1 

1 

2 

England        ,     . 

. 

!     

— 

— 

— 

— 

1 

1 

Frankreich    .     . 

. 

j     1 

1 

— 

— 

— 

— 



Portugal   .     .     . 

. 

1     __ 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

Schweden      .     . 

1 

1 

6 

6' 

13 

13 

10 

Norwegen      .     . 

. 

1 

— 

1 

1 

2 

2 

3 

Pinnland  .     .     . 

. 

1 

1 

8 

4 

4 

3 

2 

Rußland    .     .     . 

, 

14 

12 

19 

1 

18 

19 

28 

Rumänien      .     . 

.     . 

— 

1 

1 

5 

9 

14 

Bulgarien .     .     . 

1      — 

1 

2 

4 

5 

13 

Serbien      .     .     . 

. 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

2 

Griechenland     . 

, 

1 

1 

1 

2 

1 





Türkei  .... 

.     . 

1 

2 

2 



2 

2 

2 

Persien      .    .    . 

. 

— 

— 



1 



1 

China    .... 

— 

— 

1 

1 

2 

3 

3 

Ver.  Staaten  von  . 

Amerika 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

Brasilien   .     .     . 

— 



1 









Bolivia  .... 

— 

— 



1 

1 

1 

1 

Ohüe 

.     .     . 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

Zu 

sammen 

26 

23    1 

71    1 

54 

84    1 

88 

127 

Tab.  155. 

Von      den       Studierenden 
waren  beurlaubt; 

1.  Wegen  Krankheit     . 

2.  Aus       militärdienst- 
lichen Gründen    .     . 

3.  Aus  ander  nGründen 


Beurlaubungen. 


Zusammen 


11 


11 


Tab.  156. 


Vorbildung  der  Inländer. 


1.  Kaufmännische  Lehrzeit  und 
Berechtigung  für  den  Einjährig- 
Frei  willigendienst  i§  6»  d.  Ordn  ) 

2.  Zeugnis  der  Reife  (§  62  d.  Ordn.) 
von 

a)  hum  Gymn.21  26  30  19  36  42  33 

b)  Healgymn    9    7  9 16 16    S    6 
c)OberreaLsch.l    4    8    6   9    7   8 

Von  diesen  besaßen  außerdem  noch 
Zeugnisse  über  kaufmännische  Aus- 
bildung     

3.  Lehrerzeugnis    (§  6»   d    Ordn.) 

4.  Immatrik  Uli  ^.rt  auf  aus  drücklich. 
Beschluß  des  Aufnahme  -  Aus- 
schusses (§  6*  d    Ordn  )  .     .     . 

a)  Mit     Kinjährig-Freiwilligen- 
Znugnis 

b)  Ohne  Einjahrig-Freiwilligen- 
Zeugnis     

5.  Damen: 

a)  mit  Lehrerinnen-Zeugnis 

b)  auf  Grund  d.  §  6*  d.  Ordn.  . 


Zusammen     187      230     298      285  i  318 


113 

136 

172 

169 

177 

182 

31 

31 

47 

41 

61 

57 

8 
32 

14 
40 

30 
54 

21 
51 

23 

50 

24 

45 

4 

? 

10 

11 

18 

18 

3 

'     3 

6 

5 

3 

4 

4 

1 
6 

2 

7 

1 
7 

2 

7 

1 
5 
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sich  in.  den  starken  Schwankungen  zwischen  Winter-  und  Sommer- 
semester,  die  mit  den  Berliner  örtlichen  Verhältnissen  zusammen- 
hängen. Der  größte  Teil  der  Hospitanten  und  Hörer  sind  Per- 
sonen, die  lediglich  zur  Förderung  ihrer  allgemeinen  Bildung 
1 — 2  Stunden  an  der  Handelshochschule  belegen.  Für  diese  kommt 
in  Betracht,  daß  in  Berlin  lediglich  der  AVinter  „Vortragssaison" 
ist.  —  Erheblich  geringer  ist  der  sommerliche  Rückgang  an  im- 
matrikulierten Studierenden.  Er  ist,  nachdem  der  Teil  der  Zu- 
nahme, der  bei  dem  jungen  Institut  lediglich  auf  seine  Jugendlich- 
keit zxL  setzen  ist,  mit  dem  dritten  Semester  aufgehört  hat,  im 
vierten  in  die  Erscheinung  getreten.  Indes  war  der  Rückgang 
mit  rund  8  o/o  geringer,  als  an  der  Universität,  wo  er  in  den 
letzten  Jahren  20 — 25  o  o  betragen  hat.  In  dem  letzten  SS.  ist 
der  Rückgang  ganz  unbedeutend  gewesen  (von  402  auf  400). 
—  Daß  die  werbende  Klraft  des  Handelshochschulgedankens  nicht 
schw^ächer  geworden  ist,  zeigt  sich  darin,  daß  die  obigen  Ziffern 
das  Ergebnis  einer  ziemlich  lebhaften  Ab-  und  Zugangsbewegung 
der  Studierenden  sind.  Die  Vorbildung  der  Ausländer  hat 
sich  auch  im  Berichtsjahre  als  gut  erwiesen.  Unter  ihnen 
ragten  die  aus  den  skandinavischen  Ländern  (hauptsächlich 
Schweden  und  Finnland)  hervor.  —  Die  Verminderung  des  aus- 
ländischen Zuzuges  im  SS.  1908  liefert  den  Beweis,  daß  der 
größte  Teil  des  sommerlichen  Rückganges  der  Handelshochschule 
darauf  zurückzuführen  ist,  daß  Ausländer,  die  nach.  Berlin  zu 
kommen  beabsichtigen,  für  die  Ausführung  ihrer  Absicht  —  mit 
Recht  —  den  Winter  für  geeigneter  halten.  Nach  der  Statistik  der 
Vorbildung  überwog  auch  im  Berichtsjahre  der  Typus,  für  den  in 
erster  Linie  die  Handelshochschule  begründet  war,  der  gelernte 
junge  Kaufmann  mit  Einjahrig-Freiwilligen-Zeugnis,  in  allen  bis- 
herigen Semestern.  Der  Anteil  betrug  iu  Prozenten  sämtlicher 
Inländer:  60,4o/o,  59,lo/o,  57,7o/o,  59,3o/o,  55,6o/o,  58,3o/o  und 
62 ,30/0.  Nimmt  man  übrigens  noch  die  Abiturienten  mit 
Zeugnissen  über  kaufmännische  Ausbildung  hinzu,  so  be- 
trug der  Prozentualanteil  64,7o;o,  65,2o/o,  67,8o/o,  66,7 0/0, 
62,90/0,  660/0,  70,90/0.  Da  außerdem  die  immatrikulierten  Damen 
fast  sämtlich  eine  längere  kaufmännische  Tätigkeit  hinter  sich 
haben  und  da  unter  den  Lehrern  und  unter  den  auf  ausdrücklichen 
Beschluß  des  Aufnahmeausschusses  Immatrikulierten  sich  auch 
zahlreiche  Personen  mit  kaufmännischer  Ausbildung  befanden  (was 
sich  im  einzelnen  der  genaueren  statistischen  Erfassung  entzieht, 
weil  von  einer  gewerblichen  Tätigkeit  nicht  immer  festzustellen 
ist,  ob  sie  als  kaufmännisch  anzusehen  ist  oder  nicht),  so  läßt 
sich  sagen,  daß  erheblich  mehr  als  Vs  ^^^  kaufmännische  Vor- 
bildung aufzuweisen  haben. 

Das  Dczentenkollegium  hat  beschlossen,  den  Absolventen  der 
Handelshochschule  (d.  h.  denjenigen,  die  die  Hochschule  mit 
Diplom  oder  Exmatrikel  verlassen  haben)  da^  Recht  der  Beteili- 

32* 


Beziehungen 
der  Handels- 
hochschule zu 

ihren  Absol- 
venten. 
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gung  all  der  Jahresfeier  einzuräumen  und  alles  in  die  Wege  zu 
leiten,  was  geeignet  ist,  diese  Beteiligung  für  die  Fortsetzung  der 
Beziehungen  zwischen  der  Hochschule  und  ihren  Absolventen 
frucJitbai*  zu.  gestalten.  Denn  die  weitere  Entwicklung  der  Lehr- 
verfassung der  Handelsho  eil  schule  wird  zu  einem  nicht  geringen 
Teile  davon  abhängen,  daß  ihre  ehemaligen  Schüler  in  ihrer 
späteren  kaufmännischen  Berufstätigkeit  die  Erfahrungen,  die 
sie  an  sich  und  an  anderen  machen,  sorgfältig  und  wohlwollend 
sammeln  und  ihrer  ehemaligen  Hochschule  zur  Verfügung  stellen. 
Die  Jahi-esfeier  am  30.  Okt.  bot  den  ersten  Anlaß,  die  früheren 
Beziehungen  zu  erneuem.  Der  Einladung  des  Dozentenkollegiums 
war  eine  größere  Anzahl  ehemaliger  Studierender  gefolgt,  die 
sowohl  an  dem  Festakt  in  der  Aula,  wie  an  dem  am  Abend  desselben 
Tages  im  Weinhaus  „RJieingold"  veranstalteten  Festessen  teil- 
nahmen, an  dem  auch  Mitglieder  des  Aeltestenkollegiums  und 
des  Großen  Rates  sich  beteiligten. 


2.    Kaufmännische    Schulen. 


Veränderung 
im  Kuratorium. 


Zusammen- 
setzung- des 
Kuratoriums. 


Im  Laufe  des  Jahres  trat  Herr  Kommerzienrat  Stäckel,  bisher 
Vertreter  der  Finanzkommission,  infolge  seiner  Wahl  zum  Mitglied 
der  Handelskammer  aus  der  Finanzkommission  und  damit  auch  aus 
dem  Kuratorium  aus.  Auf  Antrag  des  Aeltestenkollegiums  ge- 
nehmigte jedoch  der  Herr  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  der 
Korporation  der  Kaufmannschaft  die  Entsendung  eines  fünften 
Mitgliedes  in  das  Kuratorium,  als  welches  das  Aeltestenkollegium 
Herrn  Kommerzienrat  Stäckel  wählte.  Auf  diese  Weise  ist  es 
möglich  geworden,  dem  Kuratorium  ein  bewährtes,  erfahrenes 
Mitglied  zu  erhalten.  An  die  freigewordene  Stelle  wurde  als 
Mitglied  der  Finanzkommission  Herr  Paul  Langer  delegiert. 

Das  Kuratoriujn  der  Schulen  setzte  sich  bei  Schluß  des  Be- 
richtsjahres   folgendermaßen   zusammen : 

a)  Vertreter  der   Korpoi^ation   der   Kaiifmanusciiaft    von   Berlin : 

1.  Stadtrat  Dr.  Max  Weigert,       j 

2.  Albert  Scliwaß.  >  Aelteste. 

3.  Otto  Lruther,     '  | 

4.  Paul    Laiiger,    Mitglied    der    Finanzkommission, 

5.  Kommerzienrat   Albert    Stäckel. 

b)  Vertreter  des  Herrn  Ministers  ±ür  Handel  und  Gewerbe: 

6.  Geheimer  Oberregierungs-  und  vorti-agender  Eat  Dr.  von  See- 
feld (Stellvertreter    Landesgewerberat   Dr.   Kühne); 

c)  Vertreter  der  Handelshochschule  Berlin : 

7.  Geheimer  Regierungsrat  Prof.   Dr.  Dimker; 
il)  Vertreter  der  Stadt  Berlin: 

8.  Stadtschulrat  Dr.  Michaelis; 

c)  Vertreter  des  Vereins  junger  Kaufleute: 

9.  Otto   Voigt; 

f)  Vertreter    des    kaufmännischen    Verbandes    füi*    weibliche    Ange- 
stellte : 

10.  Fräulein  Agnes  Herrmann ; 

11.  Dr.  Silbermann; 
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g)  Von  dem  Herrn  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  ernannt: 

12.  Geheimer  Kommerzienrat  Jakob  Dannenbaum; 

13.  Komtnerzieni-at    Paul    Boehme; 

14.  Hermann  Hausen; 

L)  der  Direktor  der  Schulen: 

15.  Dr.  Otto  Knörk. 

Das  Lehrerkollegium  unserer  Schulen  für  männliche  Hand- 
lungslehrlinge und  Angestellte  besteht  augenblicklich  aus  dem 
hauptamtlich  angestellten  Direktor  und  aus  140  im  Nebenamte 
tätigen  Herren.  Von  diesen  sind  17  akademisch  gebildete  und 
107  seminaristisch  gebildete  Lehrer  und  Beamte,  9  Kaufleute, 
Bankbeamte,  Bücherrevisoren  und  Bureauvorsteher,  5  Ausländer, 
9  Privatlehrer,  3  Beamte  der  Korporation  und  1  Beamter  der 
Stadt.  An  den  Handelsschulen  für  Mädchen  und  der  Fortbildungs- 
schule für  weibliche  Angestellte  sind  außer  den  beiden  Leitern 
48  Lehrer  und  38  Lehrerinnen,  darunter  5  Ausländer  und  Aus- 
länderinnen, im  Nebenamte  beschäftigt.  Den  Schreibmaschinen- 
Unterricht,  der  den  ganzen  Tag  über  als  Einzelunterricht  erteilt 
wird,  gibt  eine  Lehrerin,  die  ihre  Stell©  im  Hauptamte  versieht. 
Sie  wird  von  einer  Hilfslehrerin  unterstützt.  Alles  in  allem 
sind  an  unseren  Schulen  jetzt  226  Lehrer  und  Lehrerinnen  tätig. 

Die  äußere  Organisation  der  Schüler  erfuhr  insofern  eine 
Veränderung,  als  zu  Beginn  des  Sommerhalbjahres  die  IV.,  V. 
und  VI.  Abendschule  aufgelöst  wurden.  Schon  seit  längerer  Zeit 
machte  die  Einführung  der  Pflichtfortbildungsscliule  in  Berlin 
und  den  Vororten  ihren  Einfluß  auf  die  Frequenz  der  Abend- 
fortbildungsschulen  geltend.  Die  Pflichtschulen,  deren  Unterricht 
in  den  Tagesstunden  stattfindet,  nehmen  jetzt  den  größten  Teil 
der  kaufmännischen  Lehrlinge  auf,  so  daß  unsere  Abendschulen 
im  wesentlichen  nur  noch  von  älteren  jungen  Leuten  oder  neben 
der  Pflichtschule  von  solchen  Lehrlingen  besucht  werden,  die 
sich  in  besonderen  Fächern  weiter  ausbilden  wollen.  Infolge  der 
Auflösung  dieser  drei  weniger  besuchten  Abendschulen  wiesen 
einzelne  Klassen  der  übrigen  drei  Abendschulen  durch  den  ver- 
stärkten Andrang  von  Fachschülern  eine  besonders  große  Frequenz 
auf.  Das  Kuratorium  beschloß,  in  Zukunft  von  solchen  Fach- 
schülern, die  zugleich  die  Abendschule  besuchen,  einen  besonderen 
Zuschlag  zum  Schulgelde  zu  erheben. 

Wir  haben  im  Berichtsjahre  an  verschiedenen  Ver- 
anstaltungen teilgenommen,  die  die  Förderung  des  kauf- 
männischen Unterrichts  bezweckten.  In  der  Tagung  des  deutschen 
Verbandes  für  das  kaufmännische  Unterrichtswesen  in  Eisenach 
am  17.,  18.  und  19.  Mai  vertraten  wir  den  Standpunkt,  man 
solle  den  Absolventen  dreijähriger  kaufmännischer  Fachschulen 
durch  Abänderung  der  staatlichen  Prüfungsordnung  Ge- 
legenheit geben,  sich  das  Einjahrig-Freiwilligen-Zeugnis  zu  er- 
werben. In  der  vom  Verbände  deutscher  Handlungsgehilfen  in 
Leipzig  einberufenen,  von  Prinzipalen,  Gehilfen  und  Schulmännern 
stark   besuchten   Lehrkonferenz   wurde  vielfach   festgestellt,   daß 
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heute  die  praktische  Lehre  nicht  mehr  ausreiche,  dem  Ijehrling 
eine  vollst-ändige  kaufmännische  Ausbildung  zu  geben,  sondern 
daß  der  Handelsschulunterricht  als  Ergänzung  unbedingt  hinzu- 
treten müsse.  Im  Juli  besuchte  der  Direktor  zahlreiche  Handels- 
lehrajistalten  in  Oesterreich,  um  die  dort  gesammelten  Erfahrungen 
für  unsere  Schulen  nutzbar  zu  machen.  Durch  die  praktische 
Ausbildung  der  Lehramtskandidaten  der  Handelshochschule  wird 
den  Kandidaten  umfa-ssende  Gelegenheit  zu  gründlicher  prak- 
tischer Ausbildung  gebot-en. 

Sämtliche  sechs  Fachschulen  haben  im  Berichtsjahre  zum 
ersten  ^lale  iliren  dreijährigen  Kiu^sus  vollendet.  L^ra  ein  Bild 
von  den  Leistungen  der  abgehendeji  PacJiscihüler  zu  gewinnen, 
wurden  in  allen  Fachschulen  Abscüiliißprüfimgen  abgehalten. 
Für  sämtliche  Anstalten  wurden  dieselben  schriftlichen  Prüfungs- 
themata  gestellt,  die  einzelnen  Arbeiten  Avurden  an  demselben 
Tage  angefertigt.  Die  schriftliche  Prüfung  erstreckte  sich  auf 
Buchführung,  kaufmännisches  Eechnen,  Korrespondenz  imd  eine 
Fremdsprache.  In  der  Buclifülirung  wai^  eine  Bilanz  aufzustellen, 
dazu  ti'aten  etwa  15,  zum  Teil  schwierigere  Buchungsvorfälle.  In 
der  deutschen  und  fremdsprachlidien  Korrespondenz  wnirden  nacih 
einigen  kurzen  Anweisungen  selbständig  zwei  bis  drei  in  sich 
zusammenhängende  Briefe  verlangt,  für  das  Rechnen  wurden 
vier  Aufgaben  aus  den  wichtigsten  kaufmännischen  Redhnungs- 
gebieten  gestellt,  eine  fünfte  schwierige  Aufgabe  konnte  frei- 
willig gelöst  werden.  Alle  diese  Aufgaben  wurden  mit  wenigen 
Ausnalunen  von  den  Schülern  sachgemäß  gelöst,  es  wurde 
eine  tadellose  äußere  Form  der  Arbeiten  verlangt,  die  für  den 
jungen  Handlungsgehilfen  von  besonderem  Werte  ist.  In  ein- 
zelnen Klassen  wurden  auch  stenographische  Prüfungsarbeiten 
geschrieben,  die  von  einer  beachtenswerten  Gewandtheit  in  der 
Handhabung  der  Kurzschrift  zeugten.  In  Zukunft  .sollen  auch 
diese  Arbeiten  obligatorisch  in  den  Prüfungsplan  aufgenommen 
werden.  Die  Allgemein-  und  Fachbildung,  die  sich  die  jungen  Leute 
durch  den  dreijährigen  Fachschulbesuch  erworben  haben,  gibt  ihnen 
eine  wertvolle  Handhabe  füi^  ihre  spätere  berufliche  Tätigkeit. 
Die  Wirkungen  dieser  gründlichen  Fachausbildung  machen  sich 
auch  bereits  in  den  Kreisen  der  GeschäftsheiTcn  bemerkbar,  die 
die  Fortschritte  ihi-er  Lehrlinge  vielfach  mit  Intei-esse  verfolg-en 
und  die  Unterstützung  ihrer  eigenen  Zwecke  durch  die  Schule 
mit  Dank  begrüßen. 

Die  Auflösung  der  IV.,  V.  und  VI.  Abendschule  führte  zu 
einem  verstärkten  Besuche  der  übrig-en  drei  weiterbestehendn  Fort- 
bildungsschulen. Insbesondere  hatte  die  I.  Abendschule  einen  Zu- 
wachs von  etwa  100  Schülern  im  WinterhalbjaJir  zu  verzeichnen, 
was  um  so  bemerkenswerter  ist,  als  die  meisten  von  ilinen  das  Ein- 
jahrig-Freiwilligen-Zeugnis besitzen.  Ueberhaupt  befindet  sich  fast 
die  Hälfte  der  Schüler  der  Anstalt  im  Besitze  die.?e5  Zeugnisses. 
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Einer  Anregimg  des  Bundes  für  Handel  und  Gewerbe  folgend, 
haben  wir  unter  Zustimmung  des  Herrn  Handelsministers  Viertel- 
jahrskurse  für  selbständige  Klein-Kaufleute,  wie  Kolonialwaren-, 
Eisen-,  Gremüse-,  Brennmaterialienhändler  usw.  eingerichtet,  an 
denen  auch  die  Frauen  und  Töchter  dieser  Gewerbetreibenden  teil- 
nehme!) können.  Während  der  Kursus  im  Winter  1908/09  von 
56  männlichen  und  weiblichen  Teilnehmern  besucht  war,  kam 
er  im  Sommerhalbjahr  wegen  ungenügender  Teilnehmer  zahl  nicht 
zustande.  Dagegen  wurde  er  im  Winterhalbjahr  1909/10 
mit  38  Kursisten  wieder  eröffnet.  Wie  im  vergangenen  Winter- 
halbjahr wird  voraussichtlich  auch  in  diesem  wieder  nach  dem 
vierteljährlichen  Unter-  ein  Oberkursus  eröffnet  werden. 

Die  Frequenz  der  Handelsmädchenschulen  hat  im  Berichts- 
jahre erheblich  zugenommen.  Insbesondere  melden  sich  auch  für 
die  höhere  Handelsabteilung  (Selekta)  viele  Schülerinnen,  welche 
die  höheren  Töchterschulen  absolviert  haben.  Auch  die  Abend- 
fortbildungsschule hat  eine  starke  Vermehrung  der  Besucherinnen- 
zahl erfahren. 

Die  Lehrerkollegien  veranstalteten  unter  sich  und  mit  den 
Schülern  und  Schülerümen  zahlreiche  belehrende  und  gesellige 
Zusammenkünfte.  Insbesondere  sind  die  von  der  „Wanderver- 
einigung  der  kaufmännischen  Fachschulen"  veranstalteten,  von 
den  Lehrlingen  stark  besuchten  Ferienreisen  zu  erwähnen,  um  deren 
Zustandekommen  sich  Herr  Lehrer  Kiehm  besonders  verdient 
gemacht  hat.  Die  Schulen  wurden  im  Laufe  des  Jahres  von 
in-  und  ausländischen  Besuchern  besichtigt.  Besonders  eingehend 
studierte  ihren  Betrieb  Herr  Downey,  Direktor  der  Commercial 
High  School  in  Boston. 

Die  I.  Kaufmännische  Faclischule  benutzt  gemeinschaftlich  mit 
der  I.  Fortbildungsschule  die  Räume  des  Friedrichsgymnaaiums, 
Albrechtstr.  27.  Sie  wurde  im  Jahre  1909  von  ca.  330  Schülern 
besucht,  die  in  10  Klassen  unterrichtet  wurden.  Die  4  ersten 
Halbjahre  umfassen  je  2,  die  beiden  letzten  je  1  Klasse.  Um 
verschiedenen  Wünschen  seitens  der  Chefs  unserer  Schüler 
gerecht  zu  werden,  wurde  an  dieser  Anstalt  zuerst  der  Vei-such 
gemacht,  die  8  Stunden  Unterricht  an  2,  statt  an  3  Tagen 
zu  erteilen.  Dieser  Versuch  hat  sich  bewährt,  da  die  Kurse 
in  den  drei  ersten  Stufen,  die  Montag  und  Donnerstag  von 
2 — 6  Uhr  Unterricht  haben,  besser  besucht  sind,  als  die 
Kurse,  in  denen  die  Schüler  dreimal  kommen  müssen.  Der 
Schulbesuch  war  im  allgemeinen  regelmäßig  und  pünktlich.  Der 
plötzliche  Tod  des  Mitgliedes  des  Lehrerkollegiums,  Herrn 
Dr.  jur.  Drabig,  bedeutete  für  die  I.  Fachschule,  an  der  er  seit 
ihrer  Begründung  tätig  war,  einen  schweren  Verlust.  Den  von 
dem  Verstorbenen  erteilten  Unterricht  in,  Handels-  xmd  Wechsel- 
recht und  Bürgerkunde  übernahm  Herr  Dr.  Herrfurth,  die  Sprach- 
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kurse  erteilten  die  Mitglieder  des  Kollegiums  Herr  Blattner  und 
Herr  Liebig.  Die  im  vorigen  Jahre  gegründete  Wandervereinigung 
blickt  auf  ein  reiches  Erfölgsjahr  zurück.  Es  wurden  von  ihr 
8  Fahrten  unternommen.  An  dieson  "Wanderfahrten  beteiligten 
sich  390  Schüler  aus  sämtKchen  Schulen.  Die  unter  sachkundiger 
Führung  veranstalteten  Besichtigungen  von  Werften,  industriellen 
Uniemehmungen,  Hafen-  und  Speicheranlagen  haben  den  An- 
schauiingskreis   der  Schüler  in  hohem  Maße  erweitert. 

1.  Fortbiiduiigs-  Trotz     Ungünstiger     baulicher     Verhältnisse     hat     sich     die 

schule.  j     Kaufmännische    Schule    weiter    gut    entwickelt.      Sie    hatte 

im     SS.     1909     sogar     68     Schüler     mehr     als     im     SS.     1908, 
und     im     WS.      1909/10     hat     sie     sogar     89     Schüler     mehr 
als      im      WS.       1908/09.       Im     SS:      1909     war     die     Hälfte 
M  -  .  'r  aller      Schüler      im      Besitz     des     Einjährigen-Zeugnisses,     und 

:>  !'•  ini  WS.   1909/10  besitzt   diese   Berechtigung  nahezu   die  Hälfte 

.  :  '  .  ;. ,.  der  Schüler  (45,3  o/o).  Am  Schluß  des  SS.  1909  schieden  zwei 
bewährte  Lehrkräfte  aus  dem  Kollegium  der  I.  Abendschule  aus, 
Herr  Eeichsbankbuchhalter  Fuchs  und  Herr  Lehrer  Kräh.  Beide 
Herren  haben  im  Höheren  Handelskursus  für  junge  Kaufleute, 
die  im  Besitz  des  Einjährigien  -  Zeugnisses  sind,  mit  großem  Er- 
folge in  den  kaufmännischen  Wissenschaften  unterrichtet.  Am 
5.  Febr.  d.  J.  fand  ein  Vortragsabend  des  Höheren  Handelskursus 
statt.  Von  Schülern  des  Höheren  Handelskursus  wurden  folgende 
vier  Vorträge  gehalten: 

1.  Die  Bedeutung  des  Handelsregisters. 

2.  Gold  und  Geld. 

3.  Sections   and  Etmployees   of   an   English   business-house   (in 
englischer  Sprache). 

4.  Die   volkswirtschaftliche   Entwicklung   Italiens. 

An  die  Vorträge  schloß  sich  eine  Verteilung  von  Prämien  an 
solche  Schüler  des  Höheren  Handelskursus,  die  besonders  gute 
Leistungen  aufzuweisen  hatten.  In  dem  laufenden  Winter- 
semester wird  am  12.  März  1910  ein  Vortragsabend 
veranstaltet  werden.  Die  Vorträge  werden  wieder  von 
Schülerr  des  Höheren  Handelskursus  gehalten.  Im  ver- 
gangenen Sommersemester  wurden  zahlreiche  Fachkonferenzen 
abgehalten,  in  denen  der  Lehrplan  des  Höheren  Handelskursus 
entworfen  und  besprochen  wurde,  so  daß  am  Schluß  des  Sommer- 
semesters der  Unterrichtsplan  der  meisten  Fächer  des 
Höheren  Handelskursus  druckbereit  lag.  In  allen  Fächern 
wurde  der  Abfassung  der  methodischen  Bemerkungen  be- 
sondere Sorgfalt  gewidmet.  Am  25.  Juni  d.  J.  wohnte  Herr 
Mag.  phil.  Arvi  Kuba,  Lehrer  an  dem  Handelsinstitut  der  Finni- 
schen Kaufmannschaft  zu  Helsingfors,  dem  Unterricht  in  den 
kaufmännischen  Fächern  des  Höheren  Handelskursus  bei.  ^lit 
großer  Anerkennung  äußerte  sich  Herr  Eortbildungsschuldirektor 
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Downey  aus  Boston  über  den  englischen  Unterricht  des  Höheren 
Handelskursus,  dem  er  am.  10.  und  16.  August  d.  J.  l>eiwohnte. 

Die  II.  Fachschule  und  die  angeschlossene  Abendscliule  sind 
im  Luisenstädtischen  Realgymnasium,  Sehastianstraße  26,  vereint. 
Die  Frequenz  der  Fachschule  zeigt  ein  erfreuliches  Aufsteigen. 
Die  Schülerzahl  beträgt  493  gegen  412  im  -Vorjahre.  Ostern 
verließen  die  ersten  Absolventen  die  xlnstalt.  Pfingsten 
wurde  eine  Wanderung  durch  das  Riesengebirge  veranstaltet, 
eine  größere  Schülerzahl  machte  die  Ausflüge  der  I.  Schule 
nach  Holstein,  Rügen  und  dem  Harz  mit.  Die  einzelnen 
Kurse  unternahmen  außerdem  mit  ihren  Lehrern  Sonntagsausflüge 
in  die  ümg-egend  von  Berlin.  In  das  Lehrerkollegium  sind  neu  ein- 
getreten die  Herren  :  Refei^endar  Dr.  Kastner  und  die  Lehrer  Nickel, 
Storch,  Woltersdorf,  Werth,  Schmidt  und  Weißinger.  Herr 
Rektor  Rossius  ist  nach  achtzehnjähriger  erfolgi-eicher  Tätigkeit 
aus  dem  Kollegium  ausgeschieden.  Die  IL  Abendschule  hat  sich  in 
erfreulichem  Maße  weiter  entwickelt.  Wenn  auch  eine  kleinere 
Stunden-  und  Kursezahl  zu  verzeichnen  ist,  so  ist  doch 
die  Besuchsziffer  geg^n  das  Vorjahr  gestiegen.  Unter  den 
330  Schülern  befinden  sich  zurzeit  22  Damen. 

Der  Besuch  der  HL  Kaufmännischen  Fachschule  hat  sich 
auf  derselben  Höhe  gehalten  wie  bisher.  Im  Sommer  1909 
besuchten  die  Anstalt  620  und  im  Winter  1909/10  631 
Schüler,  die  augenbKcklicih  auf  17  Klassen  verteilt  sind.  Die 
Durchschnittsfrequenjz  stellt  sich  mithin  auf  37  Schüler  pro 
Kursus,  eine  Zahl,  die  bisher  noch  nicht  erreicht  worden 
ist.  Der  Schulbesuch  war  im  allgemeinen  regelmäßig.  — 
Auch  im  laufenden  Jahre  wurde  versucht,  mit  den 
Schulen',  außerhalb  des  Schulbetriebes  in  Verbindung  zu 
treten.  Viele  Klassen  unternahmen  an  Sonntagen  Aus- 
flüge in  die  nähere  Umgebung  Berlins.  —  Im  Sommer- 
halbjahr w^urden  der  III.  Fachschule  wieder  einige  Stu- 
dierende der  Handelshochschule  überwiesen.  Nachdem  die 
Herren  einige  Wochen  hospitiert  hatten,  übernahmen  sie 
selbst  den  Unterricht  unter  Leitung  der  betreffenden 
Lehrer  der  Fachschule.  —  Für  die  Teilnehmer  am  Staats- 
kursus, unter  Führung  des  Landgew^erberats  Herrn  Dr. 
Kühne,  wurden  an  der  III.  Fachschule  im  Beisein  des 
Dir.  Dr.  Ejiörk  drei  Lektionen  in  Buchführung  abgehalten: 
1.  Einführung  in  die  einfache  Buchführung,  2.  Wiederholung 
aus  der  einfachen  Buchführung,  3.  Aufstellung  einer  Eröffnungs- 
Bilanz   und   Wiederholung    aus   der   doppelten    Buchführung. 

Die  IIL  Kaufmännische  Abendschule  zählte  im  Sommer  1909 
22  Kurse  mit  668  Teilnehmern  und  im  laufenden  Wintersemester 
2d  Kurse  mit  846  Teilnehmern.  Die  Durchschnittsfrequenz  stellt 
sich  auf  34  pro  Kursus.  Im  Sommerhalbjahr  beteiligten  sich  47 
und  im  Winterhalbjahr  52  weibliche  Personen  an  dem  Unterricht 
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in  der  Abendschule.  Unzuträgliolikeiten  haben  sich  bisher  aus 
dem  gemeinsamen  Unterricht  der  verschiedenen  Geschlechter  nicht 
herausgestellt;  es  kann  sogar  behauptet  werden,  daß  durch  die 
Anwesenheit  der  Damen  auf  Verhalten  und  Eifer  der  Schüler 
ein  guter  Einfluß  ausgeübt  wird.  —  Im  laufenden  Semestea-  ist 
ein  Kursus  „Italienisch''  nicht  zustande  gekommen;  dagegen  haben 
sich  die  „Spanischen  Kurse"  auf  der  alten  Höhe  gehalten.  Einen 
erfreulichen  Besuch  weisen  die  „Französischen  und  Englischen 
Kurse"  auf,  in  beiden  Sprachen  mußten  die  Anfangskurse  geteilt 
werden.  —  Das  Kollegium  der  III.  Kaufmännischen  Fach-  und 
Fortbildungsschule  setzt  sich  zurzeit  aus  38  Personen  zusammen. 

Die  Schule  benutzt  die  Räume  des  Königstädtischen 
Gymnasiums,  NO.  18,  Elisabethstr.  57/58.  Sie  wurde  im  Sommer 
1909  von  310  und  wird  jetzt  im  Winter  1909/10  von  315  Schülern 
besucht.  Der  Schulbesuch  war  im  allgemeinen  befriedigend;  er 
ist  am  besten  in  den  Klassen,  in  denen  jedes  Fehlen  dem  Chef 
uiiverzüglich  durch  Mahnkarte  angezeigt  wird.  Der  Lehrkörper 
besteht  aus  16  Personen.  Die  Anstalt  wurde  von  Studierenden 
der  Handelshochschule  als  Hospitanten  besucht.  Zu  Ostern  1909 
wurden  auf  Beschluß  des  Kuratoriums  die  Abendkui^e  an  der 
IV.  Schule  eingezogen;  sie  ist  also  seit  Ostern  1909  reine  Fach- 
schule. Zu  gleicher  Zeit  war  ihr  Aufbau  vollendet,  und  die  An- 
stalt konnte  zu  Michaelis  1909  die  ersten  Absolventen  entlassen. 

Der  V.  Schule  stehen  die  Räume  des  Humboldt-Gymnasiums, 
Gartenstr.  25,  zur  Verfügung.  Mit  Ablauf  des  Winter-Semesters 
1908/09  gingen  die  Abendkurse  infolge  steter  Abnahime  der 
Frequenz  ein.  Gegenwärtig  sind  9  Fachklassen  vorhanden,  so 
daß  der  Ausbau  der  Anstalt  als  vollendet  angesehen  werden  darf. 
Der  Schulbesuch  ist  ein  regelmäßiger,  zudem  die  Chefs  ein 
reges  Interesse  der  Schule  entgegenbringen  und  in  erfreulicher 
Weise  mit  der  Anstalt  Hand  in  Hand  arbeiten.  Zur  Belebung  der 
Lernfreudigkeit  und  zum  Zwecke  der  Weiterbildung  der  Schüler 
fanden  im  Laufe  des  Berichtsjahres  mehrere  Lichtbildervorträge 
in  der  Aula  des  Gymnasiums  statt.  An  den  Ausflügen,  jwelche 
die  Wandervereinigung  der  kaufmännischen  Schulen  veranstaltete, 
nahm  ein  großer  Teil  der  Schüler  teil.  Seitens  des  Direktors 
Dr.  Knörk  wurden  der  V.  Schule  mehrere  Studierende  der  Handels- 
hochschule, die  sich  daselbst  als  Handelsschuliehrer  ansbildeten, 
überwiesen.  Sie  hospitierten  nach  einem  bestimmten  Plane  und 
erteilten  auch  selbst  Unterricht. 

Die  VI.  Schule,  die  seit  ihrer  Gründung  1901  in  der  3.  Real- 
schule, Steglitzerstraße  8a,  sich  l^efrndet,  hat  seit  Ostern  1909 
keine  Abendkurse  mehr,  sondern  nur  Fachklassen.  —  Das 
Lehrerkollegium  hat  mit  sichtlichem  Erfolge  versucht,  auch 
außerhalb  des  Unterrichts  Fühlung  und  Einfluß  bei  den 
Schülern  zu  gewinnen.  Zu  diesem  Z^vecke  wurde  im  Winter 
(14.  März)  in  der  Aula  der  Schule  ein  Unterhaltungsabend  ver- 
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anstaltet,  der  den  Schülern  außer  einem  Lichtbildervortrage  über 
die  Entwicklung  der  Schrift  und  Herstellung  der  Stahlfeder  (von 
der  Firma  Heintze  &  Blanckertz),  musikalische  Grenüsse  bot.  Auch 
wurden  Ausflüge  in  die  Umgegend  Berlins  veranstaltet.  Im 
September  wurde  nach  dem  6.  Pachschulsemester  die  erste  Ab- 
schlußprüfung durch  den  Direktor  abgehalten.  Im  SommerhalbjaJir 
hospitierte  an  der  VI.  Schule  ein  Student  der  Handelshochschule.  — 

Die  1.  Handelsschule  für  Mädchen,  die  in  den  R-äumen 
der  Sophienschule,  Weinmeisterstr.  16/17,  untergebracht  ist,  hat 
sich  auch  im  letzten  Jahr  in  recht  erfreulicher  Weise  weiter, 
entwickelt,  so  daß  alle  zur  Verfügxing  stehenden  Klassenräume 
voll  besetzt  sind.  Die  Zahl  der  Schülerinnen  hat  das  5.  Hundert 
überschritten.  Für  die  englischen  Kurse  waren  die  Anmeldungen 
so  zahlreich,  daß  zu  den  bestehenden  Kursen  zwei  neue  ein- 
^richtet  werden  mußten.  Immer  mehr  bricht  sich  bei  den  Eltern 
der  Schülerinnen  die  Erkenntnis  Bahn,  daß  eine  gute  theoretische 
Vorbildung  für  den  Eintritt  in  den  kaufmännischen  Beruf  not- 
wendig ist.  Der  Schulbesuch  war  ein  regelmäßiger.  An  der  Anstalt 
wirken  58  Lehrkräfte  und  zwar  27  Damen  und  31  Herren.  Häufig 
unternahmen  die  Mitglieder  des  Lehrerkollegiums  mit  ihren 
IQassen  Ausflüge  in  die  Umgebung  Berlins.  Ständig  hospitieren 
Studierende  der  Handelshochschule,  auch  nahmen  die  Eltern 
der  Schülerinnen  Gelegenheit,  sich  nach  dem  Fleiß  und  den  Fort- 
schritten ihrer  Töchter  zu  erkundigen.  Zu  seiner  Weiterbildung 
benutzte  das  Lehrerkollegium  die  vorhandene  Bibliothek,  sowie 
die  der  Korporation  der  Kaufmannschaft. 

Auch  die  kaufmännische  Fortbildungsschule  erfreute  sich 
eines  zahlreichen  Besuches.  Die  englischen  Kurse,  sowie  die  Kurse 
in  der  Stenographie  zeigen  eine  steigende  Frequenz.  Ein  englischer 
Stenographiekursus  wurde  neu   eingerichtet. 

An  der  2.  Handelsschule  für  Mädchen,  in  Berlin  XW., 
Wilhelmshavenerstr.  2 — 5,  wurden  im  Sommer  1909  198  und  im 
Winter  1909/10  216  Schülerinnen  unterrichtet.  Der  Unterricht 
wurde  in  2  Selekten  und  5  Handelsschulklassen  von  15  Damen 
und  19  Herren  erteilt.  Die  durchschnittliche  Schülerzahl  stellte 
sich  auf  33  Schülerinnen.  Für  die  Wahlfächer  Englisch, 
Französisch,  Schreiben  und  Stenographie  waren  besondere  Kurse 
eingerichtet,  die  eine  steigende  Besuchsziffer  aufweisen.  Sehr 
rege  ist  das  Interesse  für  Englisch,  so  daß  sich  die  Eröffnung 
eines  5.  Kurses  neben  den  4  schon  bestehenden  als  nötig  erwies. 
Von  abgehenden  Selektanerinnen  konnten  einige  in  die  russischen, 
spanischen  und  italienischen  Sprachkurse  der  Abendschulen  ge- 
wiesen werden.  Im  März  d.  J.  feierte  die  Anstalt  ein  Semester- 
schluß-Fest, zu  dem  auch  die  ehemaligen  Schülerinnen  eingeladen 
worden  waren.  Im  Februar  hielt  ein  Lehrer  der  Anstalt, 
Herr  Busse,  in  der  Aula  einen  Vortrag,  der  die  Schülerinnen  mit 
dem  Postscheckverkehr  vertraut  machte.     Im  August   wurde   in 
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der  Schule  im  Auftrage  der  Gesellschaft  für  ethische  Kultur 
und  auf  Veranlassung  der  Leitung  ein  Vortrag  über  Deutsch- 
Südwest-Afrika  gehalten.  Im  Interesse  des  Unterrichts  hielt  die 
Leiterin  Fachkonferenzen  für  Deutsch,  Korrespondenz  und 
Schreiben  mit  dem  Kollegium  ab.  Auch  in  diesem  Jahre  unter- 
nahmen die  einzelnen  Klassen  unter  Führung  der  Leiterin  und 
der  Lehrkräfte  Ausflüge  in  die  Umgebung  Berlins. 

Die  Schülerimienzahl  der  Schreibmaschinenschule  hat  im  Be- 
richtsjahre wesentlich  zugenommen,  so  daß  sich  der  im  April  1906 
bezogene  Unterrichtssaal  fast  als  zu  klein  erweist.  697  Voll- 
schülerinnen besuchten  die  Schule ;  170  Damen  belegten  Uebungs- 
stunden  zu  weiterer  Fortbildung.  Die  tägliche  Frequenz  betrug 
170—200   Schülerinnen. 

Die  Gesamtausgaben  für  die  kaufmännischen  Schulen  beliefen 
sich  im  Berichtsjahre  auf  225  000  Mk.,  von  denen  durch  Schul- 
geldeinnahmen gedeckt  wurden  191  500  Mk.  Das  Defizit  im  Be- 
trage von  33  500  Mk.  wurde  durch  die  Korporation  aufgebracht. 
Unter  den  3396  Schülern  des  SS.  1909  befanden  sich  98,  unter 
den  3822  Schülern  des  WS.  1909/10  91  Freischüler.  Die  Handels- 
schule für  Mädchen  zählte  im  SS.  1909  38,  im  WS.  1909/10  39  Frei- 
schülerinnen, die  Fortbildungsschule  im  SS.  1909  1,  im  WS.  1909/10 
3   Freischülerinnen. 

Schulstatistik. 
A.  Kurse  für  männliche  Handlungslehrlinge  und  Angestellte. 

Ueber  Zahl,  Vorbildung  und  Alter  der  Schüler,  über  ihre 
Verteilung  auf  die  einzelnen  Schulen,  sowie  über  Art  und  Besuch 
der  Kurse  geben  folgende  Tabellen  Auskunft: 

Tab.  157.  Absolute  Schülerzahl^ : 

A.    Fortbildungsschulen. 


Sommer 
1907 

Winter 
1907/1908 

Sommer 
1908 

Winter 
1908/1909 

Sommer 
1909 

Winter 
1909/1910 

I 

603 

667 

461 

576 

529 

665 

II 

233 

250 

245 

300 

173 

330 

III 

562 

653 

518 

622 

529 

596 

IV 

146 

183 

144 

136 

— 

V 

52 

115 

79 

33 

— 

VI 

134 

196 

130 

152 

— 

Zahl  der  Fort- 
bildimgsschüler 

1730 

2064 
B.    Fa 

1577 
chschulen. 

1819 

1231 

1591 

I 

334 

365 

353 

335 

329 

326 

II 

259 

332 

366 

412 

448 

493 

in 

725 

803 

757 

.     632 

620 

631 

IV 

122 

184 

231 

286 

310 

309 

V 

177 

199 

213 

213 

220 

220 

VI 

86 

145 

172 

206 

238 

252 

Zahl  der  Fach- 
schüler 

1703 

2028 

2092 

2084 

2165 

2231 

Gesamtzahl  der 

Foribildungs-  u. 

Fachschüler 

3433 

4092 

3669 

3903 

3396 

3822 

1)  Unter  absoluter  Schülerzahl  ist  die  Kopfzahl  der  Schüler  zu  vt-rstehen,  jede 
Person  einmal  gezählt;  da  die  meisten  Schüler  an  mehr  als  einem  Kurse  teilnehmen,  also 
bei  Feststellung  der  Kursfrequenzen  mehrmals  gezählt  werden,  ist  die  Zahl  der  „Kurs- 
teilnehmer" bedeutend  höher. 
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Tab.  i58. 


Zahl  der  Kursei) 


Sommer  1907 

Winter 
1907/1908 

Sommer  1908  \ 

Winter 
1908/1909 

Sommer  1909 

Winter 
1909/1910 

I 

45 

47 

33 

36 

1 

'          35 

41 

II 

15 

16 

14 

13 

10 

12 

III 

34 

34 

26 

28 

oo 

25 

IV 

11 

12 

9 

8 



V 

4 

7 

4         : 

2 



_ 

VI 

14 

16 

10 

10 

— 

— 

123 

132 

96         1 

97 

67 

78 

Tab.  159.        Zahl  der  pro  Woche 

gegebenen  Unterrichtsstunden: 

Sommer  1907 

Winter 
1907/1908 

Sommer  1908 

Winter 
1908/1909 

;  Sommer  1909 

Winter 
1909/1910 

I 

128 

138 

96 

106 

100 

120 

II 

46 

48 

42 

40 

1      32 

36 

III 

98 

106 

102 

108 

!           66 

78 

IV 

56 

74 

26 

22 

1 

V 

14 

20 

16 

8 

— 



VI 

40 

46 

30 

30 

— 

— 

382 


432 


4i; 


314 


198 


234 


Tab.  IGO. 


Zahl  der  Kursteilnehmer: 


Sommer  1907 

Winter 
1907/1908 

Sommer  1908 

Winter 
1908/1909 

Sommer  1909 

Winter 
1909/1910 

I 

1081       ' 

1176 

844 

1025 

929 

1176 

II 

348       , 

405 

347 

411 

295 

492 

III 

802       i 

943 

678 

849 

668 

846 

IV 

234       1 

315 

201 

240 

— 

— 

V 

73 

151 

83 

53 

— 

VI 

282 

435 

217 

278 

— 

— 

2820 


3425 


2370 


2856 


1892 


2514 


161. 


Verteilung  der  Kurse  auf  die  einzelnen  Schulen: 


a)  Sommer  1909 


I       II 


III 


Sa. 


1.  Deutsch  und  Handelskorresp. 

2.  Kaufmännisches  Rechnen 

3.  Schreiben 

4.  Stenographie  (Stolze-Schrey) 

5.  Ma-^chinenschreiben        .     .     . 

6.  Buchführung 

7.  Handelskunde 

Handels-  und  Wechselrecht  . 
Kaufmännische  Prozeßkunde 
Handelsgeographie  .  .  .  . 
Volkswirtscliaftslehre     .     .     . 

Eno'lisch 

Französisch 

Spanisch 

Russisch 

Italienisch 


-;  ! 

3     I 
3     I 

1     I 


o 
7 
4 
6 
5 
5 
2 
1 
1 

1 
13 
11 
3 
2 
1 


Summa 


10 


22 


M  Die  weitere  Statistik  bezieht    sich    nur  auf  die  Abendschulen,  da  sich  die  Zahlen- 
•erhältnisse'  für  die  Tagesfachscbulen  aus  dem  geschlossenen  Lehrplan  selber  ergeben. 
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b)  Winter  19U9/1910 

1.  Deutsch  und  Handelskorresp.    .     . 

2.  Kaufmännisches  Rechnen  .     .     .     . 

3.  Schreiben 

4.  Stenographie  (Stolze- Schrei')      .     . 

5.  Maschinenschreiben 

6.  Buchführung 

7.  Handelskunde 

8.  Handels-  und  Wechselrecht       .     . 

9.  Kaufmännische  Prozeß  künde     .     . 

10.  Handelsgeographie     ...  .     . 

11.  Volkswirtschaftslehre 

12.  Enghsch 

13.  Französisch 

14  Spanisch 

15.  Russisch 

16.  Italienisch      .     .  

Summa 


m 


Sa. 


Tab. 


V^erteilung  der  Kursteilnehmer  auf  die  einzelnen  Fächer 
162.  und  Schulen: 


a)  Sommer  1909 

1-  Deutsch  und  Handelskorresp.    .     . 

2.  Kaufmännisches  Rechnen      .     .     . 

3.  Schreiben 

4.  Stenographie  (Stolze-Schrey)     .     . 

5.  Maschinenschreiben 

6.  Buchführung     ...  .     .     .     . 

7.  Handelskunde 

8.  Handels-  und  Wechselrecht  .     .     . 

9.  Kaufmännische  Prozeßkunde     .     . 

10.  Handelsgeographie 

11.  Volkswirtschaftslehre 

12.  EngUsch 

13.  Französisch 

14.  Spanisch 

15.  Russisch 

16.  Italienisch 

Summa 


in 


Sa. 


80 
146 
20 
67 
72 
57 
66 
25 
26 

25 
195 
129 

48 


34 
32 
42 
25 

25 


71 
61 


37 
30 
87 
111 
45 
30 


126 
98 
66 

16 


151 

208 

149 

203 

117 

112 

6b 

25 

26 

25 
392 

288 
66 
48 
16 


929   295 


668 


1892 


b)  Winter  1909/1910 

1.  Deutsch  und  Handelskorresp.    . 

2.  Kaufmännisches  Rechnen  .     .     ,     . 

3.  Schreiben 

4.  Stenographie  (Stolze-Schrey)      .     . 

5.  Maschinenschreiben       

6.  Buchführung 

7.  Handelskunde 

8.  Handels-  und  Wechselrecht       .     . 

9.  Kaufmännische  Prozeßkunde     .     . 

10.  Handelsgeographie 

11    Volkswirtschaftslehre 

12.  Englisch 

13    Französisch 

14.  Spanisch 

15.  Russisch 

16.  Italienisch 

Summa 


1176  I    442    I    846    1  2464 


XII.   Kaufmännisches  Bildungswesen. 


511 


c)  Zahl  der  Teilnehmer  an  den  einzelnen 
Kursen  von  1906-1908/1909 

1.  Deutsch  Tl.   Handelskorresp. 

2.  Kaufmännisches  Rechnen 

3.  Schreiben 

4.  Stenographie 

5.  Maschinenschreiben .... 

6.  Buchführung 

1.  Handelskunde 

8,  Handels-  und  Wechselrecht. 

9.  Kaufm.  Prozeßkunde    .     .     . 

10.  Handelsgeographie    .... 

11.  Volkswirtschaftslehre    .     .     . 

12.  Englisch 

13.  Französisch 

14.  Spanisch 

15.  Russisch 

16.  Italienisch 

Summa     .     .     . 


s. 

1907 


247 
291 
207 
304 
108 
320 
119 
80 
19 

42 
549 
382 
68 
49 
35 


W. 

1907/8 


S. 
1908 


320 
392 
194 
319 
134 
389 
137 
111 
44 

26 

662 

489 

117 

46 

45 


w. 

1908/9 


203 
350 
177 
259 
108 
221 
53 
53 


25 
459 
327 
75 
36 
24 


222 
303 
193 
364 
143 
271 
65 
20 


34 
603 
458 
91 
50 
39 


s.    w. 

1909       1909/10 


151   i 
208 
149 
203 
117  ! 
112  j 

66  I 

25 

26 

325 
392 

288 
66 
48 
16 


196 

240 

118 

257 

141 

229 

65 

21 

22 

35 
574 

428 
88 
50 


2820      3425   !   2370 


2856   :   1892 


2464 


Zahl  der  auf  den  einzelnen  Schüler  entfallenden  wöchentlichen 
Tab.  i»v5.  Unterrichtsstunden  : 

a)  Sommer  1909:  b)  Winter  1909/10: 


I 

II 
III 


Zahl  d.  belegt. 
Wochenstund. 


Zahl  der 
Schüler 


I    Stunden 
|pro  Schulet' 


1649 

806 

2202 


529 
173 
529 


3.1 
4  6 
42 


I 
II 
ITI 


Zahl  d.  belegt.      Zahl  der    [     Stunden 
Wochenstund.       Schüler     ; pro  Schüler 


2400 
1468 
2952 


665 
330 
5P6 


3.6 
4.5 
4.9 


4657 


1231 


3.7 


6820 


1591 


4.2 


Tab.  1G4. 


a)  Sommer  1^09  : 


b)  Winter  1909/10 


Schüler- 
zahl 

davon  mit  dem 
Einjähr.-Zeugnis 

% 

Schüler- 
zahl 

davon  mit  dem 
Einjähr.-Zeugnis 

. 

I 

11 
III 

529 
173 
529 

265 

6 

54 

50.1 
3.4 
10.2     i 

665 
330 
596 

301 

15 
72 

45.3 

5.0 

12.1 

1231 

325 

26.4     1! 

1591 

388 

24.3 

Tab.  165. 


Alter  der  Schüler 
a)  Sommer  1909. 


j     Unter  17 

17  bis 
unter  18 

18  bis 
unter  20 

20  bis 
unter  25 

25  bis 
unter  30 

30  und 
darüber 

Summa 

I           165 
II            67 

III  !        286 

82 
32 
61 

146 
33 
79 

102 
25 

67 

19 

9 

22 

15 

7 
14 

529 
173 
529 

Sa.    1        518 

175             258 

194 

50       1         36 

1231 

%    i       42.1 

14.2 

20.9 

15.8 

4.1 

2.9 

100 

b)  Winter  1909/10. 


Unter  17 

17  bis 
unter  18 

18  bis 
unter  20 

20  bis 
unter  25 

25  bis 
unter  30 

30  und 
darüber 

Summa 

I 

II 

III 

164 
175 
267 

103 

48 
83 

190 

44 

108 

156 

42 

102 

27 
14 
30 

25                665 
7               330 
6               596 

Sa. 

606 

234       1       342 

300 

71                38        [     15P1 

V. 

38.8 

14.7 

21.0 

18.8 

6 

7 

100 
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Auf   die   Fraige,   wie   lange   die   Schüler  unsere   Schulen   zu 
besuchen  pflegen,   antworten  die  folgenden  beiden   Tabellen: 


Tab.  If6. 

a)  Soi 

nmer 

1909. 

. 

1 
Sem. 

Sem. 

3 
Sem. 

4 

Sem. 

5 
Sem. 

6 

Sem. 

7 
Sem. 

8 
Sem. 

9 
Sem. 

10 
Sem. 

Sem.  1    Sa. 
u.mehr| 

I      229 

II        55 

III  1  171 

128 

37 

149 

68 
30 
92 

52 

17 
60 

22 

8 
25 

17 

9 
19 

5 
11 

4 

3 

4 
5 

1 

1 

2 
1 

2       529 
2       173 
2    1  529 

Sa.    1  455 

314 

190 

129 

55 

45 

20 

12 

2 

3 

6    |l231 

% 

36.9 

25.5 

15.4 

10.5 

4.5 

3.7 

3.5" 

i  100.0 

b)   Winter  1909/10. 


1 

Sem. 

2 

Sem. 

3 

Sem. 

^7 
Sem. 

6 
Sem. 

6 
Sem. 

7 
Sem. 

8 
Sem. 

9 
Sem. 

10 

Sem. 

11     1     ^ 
Sem.  1    ''a- 

I 

II 

III 

311 
127 
216 

152 
54 

106 

91 
50 
93 

49 
51 
72 

27 

28 
56 

20 

8 

29 

? 

0 
13 

3 
5 

4 

3 

1 
2 

4    :  665 

1  j  380 

2  1  596 

Sa. 

654 

312 

234 

172 

111 

67 

•26 

12 

1      3 

3 

7    i  1591 

% 

41.1 

19.6 

14.7 

10.8 

7.0 

3.6 

"IT" 

'■■'100.0 

Winter 
1907/1908 

Sommer  1908 

Winter 
1908/1909 

Sommer  1909 

Winter 
19(.9/1910 

I 

n 
m 

IV 
V 

VI 

340 

129 

338 

89 

39 

35 

267 

140 

319 

71 

38 
84 

331 

154 

298 

88 

17 

65 

283 

92 

298 

336 
210 
290 

Summa 

1020          !          919 

953 

673 

836 

Absolute               pf^,4_                      .r^nn 
Schü  erzähl  i          ^^'^^            \          ^^ " 

1819         1        1231                   1591 

Prozentsatz 

derKaufm.- 

lehriinge 


490/, 


580/, 


52o/o 


540/0 


B.     Kurse   für  weibliche   Angestellte   und   Handelsschülerinnen. 
(I.  und  II.  Handelsschiile  und  Fortbildungsschule.) 
Tab.  ifiö.  Absolute  Sohülerinnenzahl. 


Sommer  1908 


Winter  1908/ 19(i 


Sommer  19u9       j    Winter  1909/1910 


I 

n 

F. 


466 
194 

762 


486 
199 
709 


508 
198 
706 


528 
216 

761 


1422 


1505 


Tab.  169. 

Zahl  der  Kui 

'se: 

Sommer  1908 

Winter  1908/ I9u9 

Sommer  1909 

i    Winter  1909,1910 

I 

n 

F. 

95 
61 
33 

101 
61 
32 

102 
62 
31 

1                101 
1                   63 

i  :        30 

189 

194 

195 

194 
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Tab.  170. 

Zahl  der  pro  Woche  gegebenen 

Unterrichtsstunden : 

j       Sommer  1908 

Winter  1908/1909 

Sommer  1909 

Winter  1909/1910 

I 
II 
F. 

268 
168 
144 

283 
168 
142 

286 

172 

86 

294 
176 

82 

580 

593 

544 

552 

Tab    171. 


Zahl  der  Kursteilnehmerinnen; 


Sommer  1908 

Winter  1908/1909 

Sommer  1909 

Winter  1909/1910 

1 
11 

F. 

3347 

1721 
1009 

3474 
1732 

1002 

3608 

1735 
973 

3651 
1899 
1078 

6077 

6208 

6316 

6628 

a)  Sommer  1909 

I 

n 

^• 

b)  Winter  1909/1910 

I 

II 

F. 

1.  Deutsch     .... 

12 

5 

2 

1.  Deutsch     .... 

12 

5 

1 

2.  Handelskorresp.     . 

3.  Kaufm.  Rechnen    . 

14 
14 

7 
7 

1 
1 

2.  Handelskorresp.     . 

3.  Kaufm.  Rechnen    . 

i: 

7 
7 

1 

1 

4.  Schreiben      .     .     . 

5 

7 

5 

4.  Schreiben       .     .     . 

5 

7 

5 

5.  Stenographie      .     . 

6.  Buchführung     .     . 

7.  Handelskunde  .     . 

6 

9 

12 

7 
5 
6 

10 
2 

5.  Stenographie      .     . 

6.  Buchführung     .     . 

7.  Handelskunde   .     . 

6 
12 

7 

l 

10 
2 

8.  Handelsgeographie 

9.  Englisch    .... 
10.  Französisch  .     .     . 

14 
9 

7 

7 
6 
5 

5 
5 

8.  Handelsgeographie 

9.  Englisch    .... 
10.  Französisch  .     .     . 

12 
10 

7 

7 
7 
5 

5 
5 

Summa     .     . 

102 

62 

31 

Summa     .     . 

101 

63 

30 

Tab.  173.  Verteilung  der  Kursteihiehmerinnen  auf  die  einzelnen  Fach 

er: 

a)  Sommer  1909 

I 

II 

F 

b)  Winter  1909/1910 

I    1  n 

F 

1.  Deutsch     .... 

446 

146 

50 

1.  Deutsch     .... 

476    167 

31 

2.  Handelskorresp.     . 

508 

198 

24 

2.  Handelskorresp.     . 

528    217 

45 

3.  Kaufm.  Rechnen    . 

508 

198 

55 

3.  Kaufm.  Rechnen    . 

528 

217 

50 

4.  Schreiben  .... 

158 

190 

170 

4.  Schreiben       .     .     . 

153 

208 

204 

5.  Stenographie     .     . 

199 

183 

347 

5.  Stenographie      .     . 

217 

216!  385 

6.  Buchführung     .     . 

309 

131 

48 

6.  Buchführung     .     . 

300 

1421     68 

7.  Handelskunde   .     . 

428 

174 

— 

7.  Handelskunde   .     . 

456 

185 

— 

8.  Handelsgeographie 

508 

198 

— 

8.  Handelsgeographie 

456 

217 

— 

9.  Englisch    .... 

324 

174 

156 

9.  Englisch    .... 

343 

181 

154 

10.  Französisch  .     .     . 

220 

143 

123 

10.  Französisch  .     .     . 

194 

149 

141 

Summa     .     . 

3608 

1735 

973 

Summa     .     . 

3651 

1899 

1078 

Tab.  174. 

Durchschnittsstärke 

der  Kurse: 

Sommer  1908 

Winter  1908/1909 

Sommer  1909 

Winter  1909/1910 

I. 

n. 

F. 

35 

28 
30 

34 
28 
31 

35 
28 
29 

36 
30 
35 

93 

93 

92 

101 

Tab.  175.  Zahl  der  auf  die  einzelae  Schülerin  entfallenden  wöchentlichen 

Unterrichtsstunden:  


a)  Sommer  1909. 

b)  Winter  1909/1910. 

Zahl  der 
belegten 
Wochenst. 

Zahl  der 
Schüle- 
rinnen. 

Stunden 

pro 

Schülerin. 

Zahl  der 

belegten 

Wochenst. 

Zahl  der 
Schüle- 
rinnen. 

stunden 

pro 

Schülerin. 

I. 
II. 
F. 

Berl 

11  185 
4  829   ■ 
4  556 
Jahrb.  f. 

508 
198 
706 

Handel  u.   I 

22 
24.4 
6.4 
nd.  1909.    I 

I. 

n. 

F. 

11559 
5  245 
5  006 

528 
216 
761 

21.9 

24.3 

6.6 

33 
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Tab.  176.  Alter  der  Schülerinnen. 

a)  Sommer  1909. 


Unter  17 

17-18 

18-20 

20-25 

25-30 

30u.  darüber 

Summa 

I. 
n. 

F. 

469 
192 
555 

18 

48 

16 
2 

45 

4 

4 

37 

1 
13 

ool     1 

508 
198 

706 

Sa. 

1216 

66 

63 

45 

14 

8 

1412 

Vo 

86.1 

4.7 

4.5 

4.7 

i 

100 

b)  Winter  1909/1910. 


I. 

489 

27 

7 

3 

2 



528 

II. 

211 

— 

3 

2 

— 

— 

216 

F. 

594 

75 

34 

40 

14 

4 

761 

Sa. 

1294 

102 

44 

45 

16 

4 

1505 

% 

86 

6.8 

2.9 

4.3 

100 

Tab.  177.  In  welchem  Semester  besuchen  die  Schülerinnen  die  Anstalt? 

a)  Sommer  1909. 


1 

Sem. 

2 
Sem. 

3 
Sem. 

4 
Sem. 

5 
Sem. 

6 
Sem. 

7 
Sem. 

8 
Sem. 

Summa 

I. 
II. 

F. 

229 

95 

300 

199 

79 

210 

80 

24 

140 

37 

10 

~~3 

^ 

3 

508 
198 
706 

Sa. 

624  ■ 

488 

244 

37 

10 

3 

3 

3 

1412 

% 

44.2 

34.6 

17.3 

"""3!9~ 

100 

b) 

Winter  1909/1910. 

1 

j  Sem. 

2 
Sem. 

3 

Sem. 

4 
Sem. 

5 
Sem. 

6 
Sem. 

7 
Sem 

8 
Sem. 

9 
Sem. 

10 
Sem. 

Sum- 
ma 

I. 
11. 

F. 

252 

99 
375 

204 
86 

197 

72 

31 

124 

33 

_ 

— 
18 

8 

1 

3 

1 

1 

528 

216 
761 

Sa. 

726 

487 

227    !    33 

18 

8    i      1 

3 

1 

1 

1505 

% 

48.3 

32.4 

15 

22 

2 

.1 

100 

3.  Bibliothek  und  Archiv. 

a)  Bibliothek  und   Lesehalle. 

Batwicklung.  Im    Berichtsjahre   haben    Bibliothek    und    Lesehalle   sich   in 

erfreulicher  Weise  weiter  entwickelt.  Die  baulichen  A'erände- 
rungen  des  VorjaJires  haben  sich  gut  bewährt.  Besuchsziffer 
und  Ausleüi  verkehr  sind  ständig  gewachsen.  Unter  den 
neueingetragenen    Besuchern    überwiegen    die  jungen    Kaufleute, 
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namentlich  diejenigen,  welche  als  Mitglieder  der  großen  kauf- 
männischen Organisationen  Berlins  die  Bürgschaft  für  die  Be- 
nutzung von  dem  Vorstande  ihres  Vereias  erhalten  haben;  in 
zweiter  Linie  stehen  die  Studierenden  der  Handelshochschule.  Be- 
sonders stark  hat  der  Verkehr  nach  Schluß  der  Börsenzeit  von 
4  Uhr  nachmittags  bis  10  Uhr  abends  zugenommen.  Die  Zahl 
der  Ausleihungen  betrug  rund  10  000 ;  d.  h.  es  waren  etwa  12  000 
Bände  im  Verkehr,  ungerechnet  die  im  Arbeitsraum  des  Lese- 
saals benutzten  juristischen  Kommentare  und  Nachschlagewerke, 
welche  aus  dienstlichen  Gründen  nicht  aus  dem  Hause  gegeben 
werden  können. 

Die  Neuanschaffungen  und  der  Zuwachs  an  periodisch  er- 
scheinenden "Werken  hielten  sich  in  gleichem  Rahmen  wie  in 
den  vorangegangenen  Jahren,  da  die  im  Etat  dafür  vorgesehene 
Summe  von  10000  M.  die  gleiche  geblieben  war.  Den  besten 
Ueberblick  über  die  Entwicklung  des  Bücherbestandes  gibt  der 
neue  Katalog. 

Schon  1907  waren  von  dem  1903  erschienenen  Bücher- 
verzeichnis nur  noch  wenige  Exemplare  vorhanden;  ©ine  Neu- 
auflage, für  welche  die  monatlichen  Neuerwerbungslisten  nur  einen 
schwachen  Ersatz  bieten  konnten,  wurde  zur  Notwendigkeit,  und 
nach  Einstellung  der  erforderlichen  Mittel  in  den  Etat  der  Korpo- 
ration wurde  Mitte  Juni  des  Berichtsjahres  mit  der  Drucklegung 
begonnen.  Mitte  Dezember  erschien  der  neue  Katalog.  Durch 
engeren  zweispaltigen  Satz,  dünneres  Papier  und  knappere 
Fassung  der  Büchertitel  ist  es  erreicht  worden,  daß  der 
Band,  trotz  der  Zunahme  der  Bibliothek  um  beinahe 
100  Prozent,  seine  handliche  Form  nicht  verloren  hat.  Aller- 
dings sind  alle  Vereinssohriften  imd  ähnliche  Publikationen 
fortgelassen  und  für  einen  der  späteren  Nachträge  zurück- 
gestellt worden.  Die  systematische  Einteilung  der  ersten 
Auflage  konnte  beibehalten  werden,  nur  zwei  Kapitel,  das  „Bil- 
dungs-  und  Unterrichtswesen"  und  die  „Statistik",  sind  neu  ge- 
gliedert worden,  der  „Betriebstechnik"  ist  eine  besondere  Ab- 
teilung eingeräumt  und  die  ausländische  Literatur  in  jedem 
Wissensgebiet  ist  übersichtlicher  dargestellt  worden.  Ebenso  hat 
das  Schlagwortregister  eine  weitere  Ausgestaltung  erfahren. 
Umfassende  Vorarbeiten  erforderte  der  alphabetische  Teil.  Da 
der  1900  gegebene  Rahmen  für  die  Systematisierung  bei  dem 
starken  Anwachsen  des  Bücherbestandes  sich  an  vielen  Stellen 
als  zu  eng  erwiesen  hatte,  mußte  eine  neue  Signierung  der 
Bücher  durchgeführt  werden,  die  nunmehr  aber  für  den  Zuwachs 
von  Jahrzehnten  Spielraum  läßt.  Diese  Signaturen,  die  zugleich 
den  Standort  der  Bücher  bezeichnen,  sind  tabellenartig  dem 
Autorenregister  beigefügt  worden.  Den  Zuwachs  der  einzelnen 
Abteilungen  des  Katalogs  erster  und  zweiter  Auflage,  d.  i.  die  Ver- 
mehrung in  den  6  Jahren  1903  bis  1909  zeigt  folgende  Tabelle: 

33* 
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Tab.  178. 


Bestände  der  Bibliothek. 


Kapitel 


Zahl  der  Bände 
1903       I       1909 


Kapitel 


Zahl 
1903 


Allgemeine  Handbücher,  Adi^eß- 
bücher,  Sammelwerke    .     .     . 

Oeffentliches  Recht 

Theoretische   Nationalökonomie 

GeseUschaftswlssensch.,  Soziale 
Frage,  Sozialpolit.,Wohnungs- 
frage,  Armen-  und  Gesund- 
heitspflege, Sozialdemokratie  . 

Agrarpolitik,  Gewerbe-  und 
Handelspolitik 

Finanzwissenschaft,  Zollwesen, 
Steuerwesen 

Urheber-,  Verlagsrecht,  Marken- 
und  Musterschutz,  Patent- 
recht  

Versicheningswesen      .... 

Maß,  Münze.  Gewicht,  Geld-, 
Bank-,  Kreditwesen,  Börse     . 

Ausstellungen,  Messen,  Märkte 


1000 

1500 

700 


500 
800 
600 


200 
250 

1000 
50 


1560 
2200 
1100 


1200 
1750 
1050 


380 
500 

1900 
160 


6600   11800 


Uebertrag  I      6600 


Rechtswissenschaft,  allgemein. 
Bürgerliches  Recht    .... 

Justizgesetze,  Zivilprozeß,  Kon- 
kurs, Strafrecht 

Handelsrecht,  Seerecht,  Wech- 
selrecht       

Gewerberecht 

Genossenschaftswesen  .... 

Technologie ,  Gewerbewesen, 
Warenkunde      ...... 

Statistik 

Verkehrswesen 

Wirtschaftliche  Interessen-Ver- 
tretung        

Völken-echt,  Kolonialpolitik, 
Auswandeining 

Erdkunde      

Geschichte    ......... 

Bildungs-  und  ünterrichtswesen 


1000 

200 

600 
200 
100 

800 
800 
400 

500 

150 

500 

1200 

800 


Zus.       13850 


b)  Archiv  für   Wertpapiere. 

Das  der  Bibliothek  angegliederte  Archiv  für  Wertpapiere 
erfreute  sich  im  Laufe  des  Berichtsjahres  sowohl  seitens  der- 
jenigen Besucher,  welche  zwecks  augenblicklicher  Information 
die  Sammlungen  einsehen,  als  auch  derjenigen,  welche  das 
vorhandene  Material  zur  Unterlage  von  größeren  Arbeiten 
benutzen,  eines  so  lebhaften  Zuspinichs,  daß  die  Arbeits- 
räume erweitert  werden  mußten.  Der  Plan  bei  der  Be- 
gründung des  Archivs,  nur  für  diejenigen  Wertpapiere,  welche 
an  der  Berliner  Börse  amtlich  gehandelt  und  notiert  werden. 
Aktenstücke  anzulegen,  wurde  fallen  gelassen.  Dadurch,  daß 
sich  beim  Börsenpublikum  ein  Handel  in  Wertpapieren  heraus- 
gebildet hat,  für  welche  eine  amtliche  Notierung  seitens  des 
Börsenvorstands  nicht  festgestellt  werden  kann,  war  es  geboten, 
die  Sammlungen  auch  auf  derartig  Papiere  auszudehnen,  und 
es  wurden  deshalb  zunächst  Bände  der  wichtigsten  derartig-en 
Wertpapiere  neu  angelegt.  Die  Einrichtung  hat  sich  gut 
bewährt,  sodaß  mit  der  weiteren  Ausdehnung  der  Sammlungen 
auf  Werte  ohne  amtliche  Börsennotiz  fortgefahren  wird.  Im 
Berichtsjahre  wurden  an  amtlichen  und  redaktionellen  Ver- 
öffentlichungen 10  521  Stück  Ausschnitte  aus  Zeitungen  und 
1510  Stück  Jahresberichte,  zusammen  12  031  Stück,  hinzugefügt ; 
das  entspricht  einem  Tagesdurchschnitt  von  40  Stück.  Die  nach- 
stehende Tabelle  gibt  die  Anzahl  der  für  die  verscliiedenen  Gebiete 
des   Handels  und   der  Industrie   angelegten  Aktenstücke   wieder. 
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Aktenbestand  des  Archivs  für  ^\^ertpapiere. 


Tab.  179. 

Banken 

Versichenmo^sgesellschaften 
Terraingesellschaften  .     .     .     . 

Montan-Industrie 

Metall-Industrie 

Elektrizitäts-Industrie      .     .     . 
Chemische  Industrie    .     .     .     . 

Steine-Industrie 

Speditions-Industrie    .     .     .     . 
Zoologischer  Garten,  Aquarium, 

Badeanstalten 

Kolonien 

Eisenbahnen 

Kleinbahnen 

Textil-Industrie 

Gas-Industrie 

Holz-Industrie 

Ledor-lndustrie 

Papier-Industrie 


296 

Photographie-Industrie     .     . 

10 

55 

Nahrungsmittel-Industrie     . 

39 

81 

Brauerei-Industrie  .... 

85 

188 

Schiffahrt-Industrie .... 

20 

228 

Deutsche  Fonds 

26 

52 

Deutsche  Stadtanleihen    .     . 

148 

48 

Deutsche  Provinzial-Anleihen 

15 

85 

Deutsche  Pfandbriefe  .     .     . 

20 

25 

Ausländische  Stadt-Anleihen 

21 

Ausländische  Fonds     .     .     . 

36 

8 

Ausländische  Pfandbriefe     . 

16 

9 

Allgemeines 

46 

186 

Zus 

.  1966 

66 

76 

18 

Hierzu  treten: 

12 

Börsenzeitung  255Bändev.l886 

-1909 

21 

Börsencourier    60      «       „  1905 

-1909 

30 

Reichsanzeiger  72      „       „  1904 

-1909 

XIII.   Verschiedenes. 


Der  am  16.  Dez.  1907  veröffentlichte  vorläufige  Entwurf 
eines  Gesetzes  betreffend  die  Abänderung  des  Gesetzes  zur  Be- 
kämpfung des  unlauteren  Wettbewerbs  vom  27.  Juni  1896  wurde 
vom  Bundesrate  noch  in  einigen  Punkten  abgeändert.  Die  ilende- 
rungen  stellten  im  allgemeinen  Verschärfungen  dar.  Am  8.  Jan. 
des  Berichtsjahres  ging  der  Entwurf  dem  Reichstage  zu,  welcher 
die  Bestimmungen  wiederum  erheblich  verschärfte.  Das  neue 
Gesetz  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  vom  7.  Juni  1909,  welches 
am  1.  Okt.  1909  in  Kraft  trat,  unterscheidet  sich  besonders 
in  folgenden  Punkten  von  dem  bisherigen  Giesetze.  An  seine 
Spitze  wurde  eine  „Gener  alklausel"  gestellt;  dajiach  kann, 
wer  im  geschäftlichen  Verkehr  zu  Zwecken  des  Wettbewerbs 
Handlungen  vornimmt,  die  gegen  die  guten  Sitten  verstoßen,  auf 
Unterlassung  und  Schadensersatz  in  Anspruch  genommen  werden. 
In  dem  früheren  §  1  des  Gesetzes  (jetzt  §  3)  sowie  im  §  4  wurden 
die  Worte  „tatsächlicher  Art"  hinter  den  Worten  „unrichtige 
Angaben"  gestrichen.  Der  Kreis  der  strafbaren,  wissentlich  un- 
wahren Angaben  wurde  etwas  erweitert.  Die  Strafen  wurden 
zum  großen  Teil  gegenüber  dem  alten  Gesetze  erheblich  erhöht. 
Das  neue  Gesetz  enthält  ausführliche  Bestimmungen  über  Aus- 
verkäufe. Beim  Verkauf  von  Waren,  die  aus  einer  Konkursmasse 
stammen,  aber  nicht  mehr  zum  Bestände  der  Konkursmasse  ge- 
hören, ist  jede  Bezugnahme  auf  die  Herkunft  der  Waren  aus 
einer  Konkursmasse  verboten.  Die  Veranstaltung  von  Konkurs- 
massenausverkäufen in  der  Art,  daß  die  gesamte  Konkursmasse  von 
einem  Geschäftsmann  aufgekauft  und  dann  im  einzelnen  aus- 
verkauft wird,  ist  mithin  in  Zukunft  unmöglich.    Bei  jedem  Aus- 


Gesetz gegen 
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verkauf  muß  ferner  in  Zukunft  der  Grund  angegeben  werden. 
Durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  kann  nach  Anhörung  der 
gesetzlichen  Gewerbe-  und  Handelsvertretungen  für  die  Ankündi- 
gung bestimmter  Arten  von  Ausverkäufen  angeordnet  werden,  daß 
ein  Verzeichnis  der  auszuverkaufenden  Waren  einzureichen  ist. 
Die  Einsicht  in  das  Verzeichnis  ist  jedem  gestattet.  Mit  der  Reichs- 
gerichtsentscheidung vom  21.  Sept.  1897,  wonach  das  Nachschieben 
von  Waren  nicht  schlechthin  unvereinbar  mit  einem  Ausverkauf 
ist,  wird  in  dem  neuen  Gesetze  gebrochen ;  das  Nachschieben 
von  Waren  wird  unter  Strafe  gestellt.  Auf  Saison-  und  Inventur- 
ausverkäuf'C  finden  jedoch  die  strengen  Vorschriften  über  Aus- 
verkäufe keine  Anwendong.  Ueber  Zahl,  Zeit  und  Dauer  der  Saison- 
und  Inventurausverkäufe  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde  nach 
Anhörung  der  gesetzlichen  Gewerbe-  und  Handelsvertretungen 
Bestimmungen  treffen.  (§  9  Absatz  2.)  Das  Gesetz  erweitert 
ferner  die  Befugnis  des  Bundesrats,  festzusetzen,  daß  bestimmte 
Waren  im  Einzelverkehr  nur  in  vorgeschriebenen  Einheiten  oder 
mit  bestimmten  Angaben  verkauft  werden  dürfen.  Scharfe  Be- 
stimmungen enthält  das  Gesetz  auch  gegen  das  Schmiergelder- 
unwesen ;  sowohl  der  Geschenke  Anbietende  als  auch  der  solche 
Annehmende  wird  bestraft.  Wegen  unzulässiger  Handlungen 
eines  Angestellten  oder  Beauftragten  kann  künftig  auch  gegen 
den  Geschäftsinhaber  ein  Unterlassungsanspruch  geltend  gemacht 
werden ;  in  einigen  im  Gesetz  besonders  bezeichneten  Fällen  ist 
der  Inhaber  des  Betriebs  sogar  neben  dem  Angestellten  oder 
Beauftragten  strafbar,  wenn  die  Handlung  mit  seinem  Wissen 
geschah.  Die  Vorzugsstellung,  welche  die  Auskunfteien  bisher 
einnahmen,  wird  in  dem  neuen  Gesetze  beschränkt.  Auch  der 
Schutz  vor  Verwechslung  von  Namen,  Firmen  und  besonderen 
zur  Unterscheidung  bestimmten  Geschäftsabzeichen  wird  er- 
weitert. Den  Schutz  der  Stickerei-  und  Spitzenindustrie  und 
anderer  Geschäftszweige  bezweckt  eine  Bestimmung,  wonach  be- 
straft wird,  wer  die  ihm  im  geschäftlichen  Verkehr  anver- 
trauten Vorlagen  oder  Vorschriften  technischer  Art,  insbesondere 
Zeichnungen,  Modelle,  Schablonen,  Rezepte,  zu  Zwecken  des 
Wettbewerbs  unbefugt  verwertet  oder  an  andere  mitteilt. 

Bei  den  die  verschiedensten  Materien  regelnden  und  zum 
Teil  mannigfacher  Auslegung  fähigen  Vorschriften  des  Ge- 
setzes ist  es  erklärlich,  daß  manche  Kreise  mit  dem  In- 
halt des  Gesetzes  sich  bisher  noch  nicht  so  vertraut  gemacht 
haben,  wie  es  nötig  ist,  um  sie  vor  Schaden  zu  bewahren.  Wir 
haben  daher  beschlossen,  zur  Orientierung  der  Mitglieder  unserer 
Korporation  von  einem  hervorragenden  Juristen  einen  Vortrag  über 
das  neue  Gesetz  halten  zu  lassen.  —  Während  das  Gesetz  sich 
in  Kommissionsberatung  befand,  nahmen  wir  am  25.  März  in 
einer  Eingabe  an  den  Reichstag  zu  dem  Entwurf  und  den  Be- 
schlüssen des  Reichstages  Stellung.    Gegen  den  weiteren  Ausbau 
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der  Spezialgesetzgebung  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb 
machten  wir  von  neuem  die  Gesichtspunkte  geltend,  welche  wir 
bereits  im  Vorjahre  in  unserer  Eingabe  an  den  Herrn  Handels- 
minister vom  1.  März  vorgebracht  hatten^).  Im  einzelnen  äußerten 
war  Bedenken  gegen*  die  Streichung  der  Worte  „tatsächlicher 
Art",  die  Erweiterung  der  strafbaren  Tatbestände  und  Erhöhung 
der  Strafen,  die  Haftung  des  Geschäftsinhabers  für  Handlungen 
seiner  Angestellten,  das  Verzeichnis  der  auszuverkaufenden 
W^aren,  das  Nachschubverbot  und  die  Erweiterung  des  Schutzes 
von  Geschäftsabzeichen. 

Am  1.  Okt.  des  Berichtsjahres  trat  das  neue  Gesetz  gegen  den 
unlauteren  Wettbewerb  in  Kraft.  Am  27.  Aug.  hatte  ein  Erlaß 
des  Herrn  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  bestimmt,  daß 
unter  der  höheren  Verwaltungsbehörde  im  Sinne  des  Gesetzes 
für  den  Landespolizeibezirk  Berlin  der  Polizeipräsident,  für  den 
übrigen  Teil  des  Regierungsbezirks  Potsdam  der  Regierungs- 
präsident zu  verstehen  sei.  —  Gleich  nach  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  ersuchte  auf  Grund  des  §  9  Absatz  2  der  Detaillisten- 
verband der  Bekleidungsindustrie  und  verwandter  Branchen  den 
Polizeipräsidenten,  in  der  Konfektion,  Herrenartikel-,  Wäsche-  und 
Manufakturwarenbranche  die  Zeit  der  Inventur-  und  Saison- 
ausverkäufe auf  6  Wochen  nach  Neujahr  und  Pfingsten  und 
14  Tage  nach  Ostern  festzulegen.  Der  Verein  der  Berliner  Uhr- 
macher bat,  Saison-  und  Inventurausverkäufe  im  Berliner  ühren- 
handel  überhaupt  nicht  zuzulassen.  Auf  Ersuchen  des  Polizei- 
präsidenten erstatteten  wir  am  24.  Nov.  ein  Gutachten  über  beide 
Anträge.  Unter  den  durch  das  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes 
geschaffenen  gänzlich  veränderten  Verhältnissen  glaubten  wir 
einer  polizeilichen  Regelung  der  Saison-  und  Inventurausver- 
käufe, durch  welche  die  Veranstalter  solcher  Ausverkäufe  inner- 
halb der  polizeilich  festgesetzten  Zeiten  vor  etwaigen  aus  dem 
neuen  Gesetz  sich  ergebenden  Schädigungen  geschützt  werden 
würden,  nicht  prinzipiell  widersprechen  zu  sollen.  Eine  Umfrage, 
v.elche  wir  wegen  des  Vorschlages  des  Detaillistenverbandes  der 
Bekleidungsindustrie  und  verwandter  Branchen  unter  den  Inter- 
essenten veranstalteten,  ergab  jedoch  hinsichtlich  der  Zeit  der 
Ausverkäufe  eine  so  große  Verschiedenheit  der  Ansichten,  daß 
wir  den  Polizeipräsidenten  bitten  mußten,  von  einer  Festsetzung 
der  Zeit  vorläufig  Abstand  zu  nehmen.  Dagegen  erklärten  wir 
uns  damit  einverstanden,  daß  in  den  von  oben  genanntem  Ver- 
bände genannten  Branchen  die  Zahl  der  Inventurausverkäufe  auf 
einen,  der  Saisonausverkäufe  auf  zwei,  die  Dauer  dieser  Aus- 
verkäufe auf  vier  Wochen  festgesetzt  würde.  Mit  Bezug  auf  den 
Antrag  des  Vereins  Berliner  Uhrmacher  teilten  wir  dem  Polizei- 
präsidenten nach  Rücksprache  mit  den  Interessenten  mit,  daß  im 
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ordentlichen  Geschäftsverkehre  des  Berliner  Uhrenhandels  Saison- 
und  Inventurausverkäufe  nicht  üblich  seien. 

Am  14.  Okt.  bat  uns  der  Detaillistenverband  der  Bekleidungs- 
industrie und  verwandter  Branchen,  den  Vorschlag,  es  möge  zur 
Schlichtung  von  Streitigkeiten  aus  dem  neuen  Wettbewerbsgesetz 
ein  Einigungsamt,  verbunden  mit  einem  ständigen  Schiedsgericht, 
eingerichtet  werden,  mit  Interessentenkreisen  zu  erörtern.  Wir 
verkannten  zwar  nicht,  daß  der  Errichtung  des  Einigungsamtes 
einige  rechtliche  Schwierigkeiten  entgegenstanden,  waren  aber 
der  Ansicht,  das  Einigungsamt  könne,  falls  es  ihm  gelingen  würde, 
sich  das  Vertrauen  der  Interessenten  zu  erwerben,  trotzdem  eine 
segensreiche  Wirksamkeit  entfalten.  Den  Vorteil  des  Einigungs- 
amtes für  die  Kaufmannschaft  erblickten  wir  besonders  darin,  daß 
in  Fällen,  in  denen  mehr  aus  Unachtsamkeit  als  aus  bösem  Willen 
gegen  das  Wettbewerbsgesetz  verstoßen  wird,  unnützen  Prozessen 
vorgebeugt  werden  könnte,  daß  die  Erfahrung  des  Kaufmanns 
auch  für  die  Erledigung  von  Strafsachen  fruchtbar  gemacht 
werden  würde  und  die  Streitigkeiten  für  die  Parteien  schneller 
und  billiger  erledigt  werden  könnten.  Wir  luden  daher  eine 
Reihe  von  Detaillistenverbänden  zu  einer  Besprechung  ein,  welche 
am  20.  Nov.  unter  Beteiligung  von  mehr  als  20  Verbänden  mit 
50  Delegierten  im  Börsengebäude  stattfand.  Den  Beratungen  lag 
eine  Denkschrift  zugrunde  (siehe  Beigaben),  in  welcher  die  Zu- 
ständigkeit des  geplanten  Einigungsamtes  dargelegt  war.  Aus 
dieser  würden  ausscheiden  alle  Strafsachen,  in  denen  der  Staats- 
anwalt wegen  Vorliegens  eines  öffentlichen  Interesses  Anklage  er- 
hebt. Dagegen  würden  alle  Strafsachen,  in  denen  der  Gresohädigte 
auf  den  Weg  der  Privatklage  angewiesen  ist,  und  alle  zivilrecht- 
lichen Unterlassungs-  und  Schadensersatzansprüche  für  die  Tätig- 
keit des  Einigungsamtes  in  Betracht  kommen.  Alle  Fälle,  in  denen 
nur  der  Geschädigte  klageberechtigt  ist,  würden  vom  Einigungs- 
amt endgültig  erledigt  werden  können;  in  allen  Fällen,  in  denen 
die  Konkurrenten  und  Verbände  zur  Förderung  gewerblicher 
Interessen  klageberechtigt  sind,  würde  es  von  dem  Ansehen  des 
Einigungsamtes  abhängen,  inwieweit  vor  ihm  geschlossene  Ver- 
gleiche und  von  ihm  gefällte  Schiedssprüche  einer  endgültigen 
Erledigung  des  Streitfalles  gleichkämen.  In  der  Versammlung 
vom  20.  Nov.  erklärten  sich  einige  der  eingeladenen  Verbände  mit 
der  Errichtung  des  Einigungsamtes  einverstanden,  andere  hatten 
Bedenken  dagegen  und  eine  dritte  Gruppe  war  der  Ansicht,  daß 
erst  die  Erfahrungen  mit  dem  neuen  Gesetze  abgewartet  werden 
müßten,  bevor  man  dem  Gedanken  des  Einigungsamtes  näher- 
treten könnte.  Die  Anschauungen  dieser  Gruppe  erlangten 
schließlich  in  der  Versammlung  die  Mehrheit,  und  es  wurde 
die  endgültige  Beschlußfassung  auf  ein  Jahr  vertagt.  In- 
zwischen sollen  Vertreter  der  Verbände  mit  uns  die  Einzel- 
heiten    der    Frage    weiterstudieren,    nach    Ablauf    des    Jahres 
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Bericht  erstatten  und  Vorschläge  zur  weiteren  Behandlung  der 
Angelegenheit  machen.  Für  einen  Teil  der  Verbände,  die  vor- 
läufig noch,  eine  ablehnende  Haltung  einnehmen,  ist  die  Be- 
fürchtung entscheidend,  daß  durch  das  Einigungsamt  die  "Wirkung 
des  neuen  Gesetzes  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  abge- 
schwächt werden  könnte.  Diese  Befürchtung  ist  unserer  Ansicht 
nach  unbegründet,  vielmehr  ist  der  von  einem  Teilnehmer  der 
Versammlung  am  20.  Nov.  geäußerten  Ansicht  zuzustimmen, 
daß  ein  aus  Fachleuten  zusammengesetztes  Gericht  in  manchen 
Fällen  das  Vorliegen  eines  unlauteren  Wettbewerbes  erkennen 
wird,  in  denen  dieses  dem  mit  dem  Geschäftsleben  weniger  ver- 
trauten gelehrten  Richter  entgehen  kann. 

Am  22.  Okt.  bat  uns  der  Verband  Deutscher  Waren- 
und  Kaufhäuser,  an  der  Herstellung  eines  Verzeichnisses  der 
Herkunfts-  und  Qualitätsbezeichnungen  von  AVaren  mitzuwirken. 
Die  Herstellung  eines  solchen  Verzeichnisses  würde  für  die  Kauf- 
mannschaft deshalb  von  großem  Werte  sein,  weil  das  Verzeichnis 
Klarheit  darüber  schaffen  ^vürde,  inwieweit  die  Hinzufügung 
eines  Ortsnamens  zu  einer  Ware  lediglich  die  Qualität  der  Ware 
bezeichnen  soll,  also  auch,  für  Waren  benutzt  werden  darf,  die 
nicht  an  dem  betreffenden  Orte  hergestellt  worden  sind.  Ferner 
würde  aus  diesem  Verzeichnis  hervorgehen,  ob  und  inwieweit  Be- 
zeichnungen zulässig  sind,  die  der  Qualität  der  Ware  nicht  völlig 
entsi^rechen.  Wir  antworteten  dem  Verbände  Deutscher  Waren- 
und  Kaufhäuser,  daß  seine  Anregung  an  sich  sehr  dankenswert 
sei,  daß  sich  aber  die  Angelegenheit  besser  für  den  Deutschen 
Handels  tag  eigene.  Dieser  beschloß  dann  auch  im  Dezember  des 
Berichtsjahres,  die  Angelegenheit  in  die  Hand  zu  nehmen.  Er 
ersuchte  uns  am  2.  Dez.,  die  vom  Verbände  Deutscher  Waren-  und 
Kaufhäuser  eingereichte  vorläufige  Liste  zweifelhafter  Her- 
kunfts- und  Qualitätsbezeichnungen  für  unseren  Bezirk  zu  er- 
gänzen. Zu  diesem  Zwecke  richteten  wir  am  15.  Dez.  ein  Rund- 
schreiben an  zahlreiche  Firmen  aller  in  Betracht  kommenden 
Branchen.  Die  Ergebnisse  dieser  Rimdfrage  Averden  in  einem 
Bericht    an    den    Deutschen   Handelstag   verwertet   werden. 

Aus  den  Kreisen  von  Industriellen,  insbesondere  der  Eisen- 
branche, die  Lieferungen  für  die  Kolonial  Verwaltung  ausführen, 
wurden  uns  Klagen  unterbreitet  über  Mißstände,  die  sich  aus 
einigen  Vorschriften  der  allgemeinen  Lieferungsbedingungen  so- 
wohl der  Reichskolonialverwaltung,  als  auch  des  Kaiserlichen 
Gouvernements  von  Deutsch-Ostafrika  ergeben  hatten.  Diese 
Klagen  richteten  sich  gegen  die  Bestimmung,  daß  die  Preisange- 
bote einschließlich  Fracht  und  Versicherung  frei  Land  Schutzgebiet 
erfolgen  sollten,  sowie  dagegen,  daß  die  Abnahme  in  den  Schutz- 
gebieten stattfand.  Wir  haben  in  einer  an  den  Herrn  Staats- 
sekretär des  Reichskolonialamts  gerichteten  Eingabe  vorge- 
schlagen, die  Regierung  möge  die  Preisangebote  franko  Hamburg 
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oder  Bremen  verlangen  und  ihrerseits  von  dort  aus  für  den 
Transport  selbst  sorgen,  da  für  sie  die  Möglichkeit  günstigerer 
Abschlüsse  mit  Transport-  und  Versicherungsgesellschaften  be- 
stände, als  für  den  einzelnen  Industriellen.  Ferner  wiesen  wir 
darauf  hin,  daß  die  Abnahme  in  den  Schutzgebieten  in  ^delen 
Fällen  sehr  leistungsfähige  Firmen  von  der  Einreichung  von 
Offerten  abhalte.  Denn  in  manchen  Teilen  der  Schutzgebiete 
seien  die  Hafenverhältnisse  derartig  ungünstig,  daß  die  Waren 
nicht  vom  Schiff  direkt  an  Land  gebracht  werden  könnten, 
sondern  erst  auf  Leichter  oder  kleine  KäJine  verladen  werden 
müßten,  ehe  sie  gelöscht  werden  könnten,  wobei  eine  Beschädi- 
gung durch  eindringendes  Seewasser  usw.  nicht  ausgeschlossen 
sei.  Die  Folge  sei  dann  meist  eine  Wertminderung  der  Ware 
und  eine  Eeduzierung  des  Preises  seitens  des  Grouvernements. 
Die  Firmen  könnten  sich  aber  auch  aus  dem  Grunde  nicht  auf 
die  Feststellung  der  Qualität  der  gelieferten  Wai^n  in  den 
Kolonien  einlassen,  weil  in  der  Eegel  die  Abnahme  dort  durch 
Beamte  erfolgt,  die  ihr  Urteil  über  sehr  verschiedene  Waren 
abzugeben  hätten  und  keineswegs  immer  für  die  in  Rede  stehende 
Lieferung  als  kompetent  ang'esehen  werden  könnten.  Es  fehle 
in  den  Kolonien  an  technischen  Sachverständigen,  die  für  die 
einzelnen  Industrieprodukte  zur  Abnahme  genügend  vorg^ebildet 
seien.  Begutachtungen  seiner  Waren  durch  ungenügende  Sach- 
verständige könne  sich  kein  Fabrikant  aussetzen.  Führende 
Firmen  der  Wellblechindustrie  hätten  daher  erklärt,  für  die 
Kolonialverwaltung  bei  den  bestehenden  Lief  er  ungs  Vorschriften 
Angebote  nicht  mehr  abzugeben.  Firmen,  die  Angebote  machten, 
könnten  dies  nur  tun,  wenn  sie  einen  wesentlich  höheren  Preis 
in  Anrechnung  brächten,  der  eine  Pisikoprämie  für  den  Fall 
enthalte,  daß  die  Waren  bei  der  Ablieferung  beanstandet  würden. 
Denn  in  diesem  Falle  hätten  solche  Firmen  keine  ausreichende 
Gelegenheit,  die  Waren  anderweitig  abzusetzen  und  müßten  sich 
mit  der  seitens  der  Itegierung  festgestellten  Eeduzierung  des 
Preises  einverstanden  erklären.  Wir  führten  ferner  aus,  daß  bei 
Abnahme  in  den  Fabriken,  wie  es  in  Holland  und  seitens  des  Reichs- 
marineamtes geschieht,  die  Kolonialverwaltung  bedeutende  Er- 
sparnisse dadurch  erzielen  würde,  daß  die  Fabriken  alsdann  ihre 
Angebote  nur  mit  Berechnung  des  gering-sten  Nutzens  und  nicht 
mehr  mit  Einschluß  einer  besonderen  Risikoprämie  gegen 
eventuelle  Nichtannahme  in  den  Kolonien  abgeben  würden.  Die 
Kolonialverwaltung  habe  bei  Abnahme  in  den  Fabriken  die  Ge- 
währ, daß  in  der  Qualität  richtige  Waren  geliefert  werden,  die 
bei  dem  Mangel  an  technisch  geschulten  Sachverständigen  in 
den  Kolonien  nicht  vorhanden  sei.  Gegen  unsere  Eingabe  wurde 
in  den  Kolonien,  namentlich  in  Deutsch->Südwestafrika,  Wider- 
spruch seitens  der  dortigen  kaufmännischen  Organisationen  er- 
hoben.    Sie  wiesen  darauf  hin,  daß  bei  der  großen  Anzahl  dort 
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bereits  vorhandener  leistungsfähiger  kaufmännischer  Unterneh- 
mungen die  Eegierung  sehr  wohl  in  der  Lage  wäre,  ohne  Preis- 
erhöhung iliren  Bedarf  bei  diesen  zu  decken,  die  Regierung  des- 
halb keine  Veranlassung  habe,  sich  mit  den  Umständlichkeiten  der 
Fürsorge  für  den  Transport  der  Waren  ab  Seehafen  zu  befassen 
und  es  schließlich  unbillig  erscheine,  die  in  den  Kolonien  an- 
sässigen Kaufleute  von  dem  Verdienst  bei  solchen  Lieferungen 
auszuschließen.  Diese  Ausführungen  beruhten  auf  einem 
Mißverständnis,  da  wir  durchaus  nicht  mit  unserer  Eingabe  be- 
zweckten, die  in  den  Kolonien  ansässigen  kaufmännischen  Unter- 
nehmungen von  Lieferungen  für  die  Regierung  auszuschließen, 
sondern  nur  die  Abschaffung  von  Mißständen  wünschten,  die  sich 
aus  den  Lieferungsbedingungen  für  in  Deutschland  produzierte' 
und  in  Deutschland  von  der  Kolonialverwaltung  angekaufte  AVaren 
ergaben.  In  der  Tat  hat  das  Reichskolonialamt  unseren  Wünschen 
in  den  wesentlichsten  Punkten  auch  entsprochen.  Nachdem 
nämlich  auf  Veranlassung  des  Reichskolonialamtes  hierüber 
Besprechungen  mit  Hamburger  Exporteuren  stattgefunden  und 
diese  unsere  Mitteilungen  bestätigt  hatten,  sind  die  Lieferungs- 
vorschriften unseren  Anträgen  entsprechend  abgeändert  worden. 
Gleichzeitig  ist  im  Reichskolonialamt  eine  „Beschaffungsstelle" 
nach  englischem  Vorbilde  eingerichtet  worden,  die  als  Zentrale 
für  die  Beschaffung  des  Bedarfes  der  Verwaltungen  in  den 
deutschen  Kolonien  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  funktio- 
nieren  soll. 

Nach  der  preußischen  Jagdordnung  vom  15.  Juli  1907  (§  40)  Preußische 
kann  aus  Rücksichten  der  Landeskultur  oder  der  Jagdfrage  durch  Jagdordnung. 
Beschluß  des  Bezirksausschusses  der  Anfang  und  der  Schluß  der 
Schonzeiten  für  verschiedene  AVildarten  gegenüber  den  vom 
Gesetz  bestimmten  Zeitpunkten  abgeändert  werden.  Die  Ab- 
änderung oder  Aufhebung  der  Schonzeiten  erfolgt  für  den  ganzen 
Umfang  oder  für  einzelne  Teile  des  Regierungsbezirks.  Der  Zweck 
dieser  Bestimmung  war,  dem  Umstand  Rechnung  zu  tragen,  daß 
in  den  verschiedenen  Landesteilen  die  Entwicklung  des  Wildes 
und  die  Zeit  der  Ernte  verschiedenartig  sein  und  deshalb  eine 
einheitliche  Regelung  der  Jagd-  und  Schonzeiten  unangemessen 
erscheinen  kann.  Für  den  Handel  hat  die  Jagdordnung 
aber  schwere  Beschränkungen  mit  sich  gebracht,  denn  sie  ver- 
bietet auch,  in  einem  Bezirke,  für  welchen  Schonzeit  gilt,  Wild 
zur  Versendung  zu  bringen  oder  am  Platze  zu  verkaufen. 
Da  nun  die  Jagdbezirke  und  die  Schonbezirke  zu  einigen  Zeiten 
des  Jahres  bunt  durcheinander  liegen,  ist  es  den  Händlern 
vielfach  unmöglich,  zum  Versand  des  Wildes  die  Bahnstation  zu 
benutzen,  die  dem  Schußplatz  des  Wildes  am  nächsten  liegt,  weil 
der  betreffende  Bahnhof  in  einem  Bezirke  liegt,  in  dem  die 
Wildgattung  nicht  geschossen  werden  darf.  Andernfalls  wird 
das  Wild  beschlagnahmt  und  der  Händler  verfällt  einer  Strafe. 
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Der  gleichen  Gefahr  setzt  er  sich  beim  Wildverkauf  in  Gebieten 
aus,  in  denen  Schonzeit  besteht.  Vom  2.  bis  30.  Sept.  1908  war 
die  Jagd  auf  Birk-,  Fasanen-  und  Haselwild  im  Landespolizei- 
bezirk  Berlin  erlaubt,  im  übrigen  Regierungsbezirk  Potsdam  da- 
gegen verboten.  In  einzelnen  Teilen  Groß-Berlins  durften  deshalb 
Fasanen  verkauft  werden,  in  anderen  nicht.  Wir  richteten  daher 
in  Unterstützung  einer  Eingabe  des  deutschen  Wild-  und  Geflügel- 
händlerverbandes, Sitz  Berlin,  an  das  Abgeordnetenhaus  die  Bitte, 
den  §  43  der  Jagdordnung  dahin  abzuändern,  daß  Wild,  in  einem 
Jagdbezirk  rechtmäßig  geschossen,  in  die  ganze  Monarchie 
versandt  werden  darf,  auch  wenn  für  Teile  des  Landes  Schonzeit 
ist.  Schwere  Unzuträglichkeiten  haben  sich  für  den  Wildhandel 
ferner  aus  den  Bestimmungen  der  Jagdordnung  ergeben,  daß  die 
Versendung  von  Wild  nur  unter  Beifügung  eines  Ursprungs- 
scheins erfolgen  darf.  Am  Wild  werden  mit  Bindfaden  Scheine 
aus  Pappe  befestigt,  die  eine  auf  14  Tage  befristete  Gültigkeit 
haben.  Sind  diese  Ursprungsscheine  nicht  vorschriftsmäßig  aus- 
gestellt, so  beschlagnahmt  die  Polizei  das  Wild,  ohne  daß  den 
Wildversendern  Gelegenheit  gegeben  wird,  die  Formfehler  durch 
die  Amts-  oder  Gemeindevorsteher,  Forstbeamten  usw.,  die  sie 
verschuldet  haben,  berichtigen  zu  lassen.  Die  aus  Pappe  her- 
gestellten Scheine  werden  außerdem  beim  Transport  des  Wildes 
durch  Witterungseinflüsse  usw.  leicht  zerstört,  was  zu  vielen 
Prozessen  geführt  hat.  Wir  richteten  deshalb  an  das  Ab- 
geordnetenhaus die  weitere  Bitte,  den  §  46  der  Jagdordnung 
dahin  abzuändern,  daß  die  Beifügung  von  Ursprungsscheinen  bei 
der  Versendung  von  Wild  durch  Anbringung  von  Plomben  ersetzt 
wird,  die  das  Datum  des  Schußtages  tragen.  Unsere  Eingabe 
wurde  am  24.  Juni  vom  Abgeordnetenhause  der  Königlichen 
Staatsregierung  als  Material  überwiesen. 
Einfuhrscheine.  Die  in  Deutschland  bei  der  Getreideausfuhr  erteilten  Einfuhr- 

scheine berechtigen  den  Exporteur,  ein  der  ausgeführten  Getreide- 
menge entsprechendes  Quantum  Getreide  zollfrei  einzuführen. 
Der  Einfuhrschein  ist  übertragbar  und  kann  auch  bei  der  Einfuhr 
anderen  als  des  eingeführten  Getreides  sowie  bei  der  Einfuhr 
von  Kaffee  und  Petroleum  zur  Zollzahlung  verwendet  werden. 
Die  Einfuhrscheine  bestehen  seit  dem  Jahre  1894.  Vor  ihrer 
Einführung  kam  der  Getreidezoll  nur  dann  voll  im  Inlandspreise 
zum  Ausdruck,  wenn  in  Deutschland  eine  ungünstige  Ernte  statt- 
fand, die  einen  erheblichen  Gretreideimport  bedingte,  oder  wenn  das 
inländische  Getreide  so  stark  verregnet  war,  daß  es,  um  back- 
fähiges Mehl  zu  ergeben,  mit  einer  ausländischen,  stark  kleber- 
reichen Getreidcart  gemischt  werden  mußte.  Seit  der  Ein- 
führung der  Einfuhrscheine  steht  nunmehr  in  Deutschland  auch 
in  den  stark  Getreide  über  den  eigenen  Bedarf  hinaus  produ- 
zierenden Gegenden  selbst  in  Jahren  bester  Ernten  der  Inlands- 
preis   ziemlich    auf    dem    Satze    Parität   Weltmarkt    plus   Zoll. 
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Dieser  Umstand  führte  im  Berichtsjalire  zu  einer  lebhaften  Be- 
wegung  gegen    die    Einfuhr  scheine.      Man    wies    auf    die    starke 
Schädigung   des   Konsums   durch  die   Hochhaltung   der   Getreide- 
preise   auch   in   guten   Erntejahren   einerseits,    auf   die    steigende 
Belastung  der  Eeichskasse  durch  die  Gewährung  der  Erlaubnis 
zur  zollfreien  Einfuhr  andererseits  hin  und  forderte  Abschaffung 
oder    Reform     des     Einfuhrscheinsystems.      Demgegenüber     ver- 
teidigten die  Interessenten  der  Landwirtschaft  die  Ein  fuhr  scheine, 
die   ein    integrierender    Bestandteil    unserer    Getreidezollpolitik 
seien,   und  der  am  Export  beteiligte  G^treidehandel  trat  gleich- 
falls  für   sie  ein.     Im  Reichstag  wurde   eine  Resolution  Ablaß 
und  Gen.  eingebracht,  den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  dem 
Reichstag    ungesäumt   eine    Vorlage   zu   machen,    durch    die   der 
§  11     des    Zolltarifgesetzes    dahin    abgeändert    würde,    daß    die 
Geltungsdauer  der  Einfuhrscheine  auf  höchstens  drei  Monate  her- 
abgesetzt   und    die   Geltung    der    Einfuhr  scheine    ztir    Zollent- 
richtung   auf    die   Warengattung'   beschränkt  werde,    für   wölche 
bei  der  Ausfuhr  der  Einfuhrschein  erteilt  worden  sei.     Die  Re- 
solution wurde   am  22.  April  im  Reichstag  verhandelt  und  der 
Budgetkommission    überwiesen.      Nach     längerer     Beratung    be- 
antragte  diese,   die  Resolution  Ablaß  und  Gen.   abzulehnen,  da- 
gegen eine    andere   Resiolution    anzunehmen,   nämlich    den   Herrn 
Reichskanzler   zu  ersuchen,    dem   Reichstag   tunlichst  bald   eine 
Denkschrift  über  den  Umfamg  und  die  Wirkung  der  Ausfertig*ung 
von  Einfuhrscheinen  für  ausgeführtes  Getreide  vorzulegen.    Ob- 
wohl   dieser   Antrag   der   Kommission   unerledigt   blieb,   hat  die 
Reichsregierung  die  Ausarbeitung  der  gewünschten  Denkschrift 
unternommen.     Wir  werden,  siobald  diese  Denkschrift  erschienen 
ist,    an   eine    eingehende   Prüfung    der   Frage    herangehen,    ins- 
besondere auch  den  Zusammenhang  der  Wirkungen  der  Einfuhr- 
scheine mit  dem  in   den  letzten  Jahren  beobachteten  Rückgang 
der   Viehhaltung   in   Deutschland   untersuchen. 

Bis  zum  Jahre  1.908  fand  an  jedem  Montag  und  Donnerstag        Neuor^ani 
auf    dem   Hofe   und  im   Produktensaal   des  Börsengebäudes   von       ^^^1}°^  "l^]- 

'-'  üerliner  b^u 

3/4IO  bis  V4I2  Uhr  ein  Eiermarkt  statt.   Seit  Jahren  schon  hatten  marktes. 

sich  aus  der  frühen  Schließung  des  Marktes  Schwierigkeiten  er- 
geben, weil  die  Avisierung  der  Eierzufuhren  durch  die  Bahn  nicht 
rechtzeitig  erfolgen  und  der  Eiermarkt  bei  der  zunehmenden  Be- 
deutung des  Berliner  Eierhandels  sich  in  dieser  kurzen  Zeit  nicht 
abwickeln  konnte  und  dadurch  einerseits  mit  den  Börsen- 
versammlungen und  andererseits  wegen  der  Fortsetzung  des 
Handelns  auf  der  Straße  und  in  einem  Privatlokale  mit 
der  Polizeibehörde  in  Konflikt  geriet.  Die  Interessenten 
am  Eierhandel  versuchten'  zunächst  die  Einrichtung  einer 
offiziellen  Eierbörse  herbeizuführen,  und  als  dies  infolge  eines 
ablehnenden  Beschlusses  des  Börsenvorstandes  nicht  gelungen  war, 
stellten  wir  ihnen  auf  ihren  Antrag  den  Generalversammlungs- 
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saal  des  Börsengebäudes  zur  Verfügung.  Durch  Vertrag  vom 
15.  Juni  1908  wurde  dieser  Saal  ihnen  für  Montag,  Dienstag, 
Donnerstag  und  Freitag  von  V2IO  Uhr  vormittags  bis  V22  Uhr 
nachmittags  mietweise  eingeräumt.  Wir  behielten  uns  vor,  An- 
gestellte mit  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  den  ge- 
mieteten Räumen  zu  betrauen,  die  befugt  sein  sollten,  Personen, 
welche  die  Ordnung  stören  oder  den  Bestimmungen  des  Vertrages 
oder  der  Hausordnung  zuwiderhandeln,  zu  entfernen.  Weiter 
w^ar  bestimmt,  daß  wir  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist 
das  Mietverhältnis  sofort  kündigen  könnten,  wenn  die  Versamm- 
lungen einer  öffentlichen  Aufsicht  irgendwelcher  Art  unterstellt 
würden. 

Durch  lErlaß  vom  16.  April  1909  erklärte  der  Herr  Minister 
für  Handel  und  Gewerbe  den  Eiermarkt  als  Spezialmarkt,  und 
am  6.  Mai  wurde  vom  Herrn  Polizeipräsidenten  von  Berlin  eine 
Marktordnung  für  den  Eiermarkt  erlassen,  ohne  daß  wir 
gehört  worden  waren,  und  ohne  daß  auf  die  vertragsmäßigen 
Hechte,  die  uns  zustanden,  Rücksicht  genommen  war.  Insbesondere 
hatten  wir  den  §  5  der  Marktordnung  zu  beanstanden,  weil 
darin  die  Wahrung  der  äußeren  Ruhe  und  Ordnung,  die  wir  uns 
vertragsmäßig  vorbehalten  hatten,  einer  Marktkommission  öffent- 
lich-rechtlich übertragen  worden  war.  Wir  kündigten  daher  am 
12.  Mai  den  Mietsvertrag  mit  den  Eierhändlern,  beließen  ihnen 
aber  einstweilen  den  Generalversammlungssaal  zur  Abhaltung 
eines  Spezialmarktes,  um  den  Eierhandel  nicht  in  Verlegenheit 
zu  bringen  und  um  das  Ergebnis  der  weiteren  Verhandlungen 
abzuwarten,  die  mit  dem  Herrn  Polizeipräsidenten  über  die 
Wahrung  unserer  Rechte  stattfinden  sollten.  In  diesen  Ver- 
handlungen verlangten  wir,  daß  an  die  Marktkommission 
eine  Anordnung  des  Inhalts  ergehen  möchte,  daß  unseren 
Angestellten  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  den  ge- 
mieteten Räumen  obliege,  und  daß  sie  vertragsmäßig  befugt  seien, 
Personen,  die  die  Ordnung  stören  oder  den  Bestimmungen 
des  Mietsvertrages  zuwiderhandeln,  zu  entfernen.  Ferner 
sollte  die  Marktkommission  angewiesen  werden,  etwaigen 
Anregungen  unserer  Angestellten  zum  Einschreiten  Folge  zu  geben. 
Der  Herr  Polizeipräsident  hat  diesen  Vorschlägen  entsprochen, 
und  wir  haben  darauf  die  Kündigung  des  Mietvertrages  mit  den 
Eierhändlern  zurückgenommen. 

Die  Ermittlung  der  Viehpreise  auf  den  Schlachtviehmärkten 
erfolgte  bisher  in  der  Hauptsache,  besonders  bei  Rindvieh,  auf 
Grund  des  geschätzten  Schlachtgewichts,  während  der  Handel 
selbst  sich  nach  der  Stückzahl  vollzog.  Seit  Jahren  wurde 
jedoch  aus  den  Kreisen  der  Landwirtschaft  die  allgemeine  obli- 
gatorische Einführung  des  Schlachtviehhandels  nach  Lebend- 
gewicht sowie  des  Wiege-  und  Schlußnotenzwanges  angestrebt. 
Die    Landwirte    behaupteten,     die    Notierung    auf    Grund    der 
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Schätzung  des  Sdilachtgewichts  sei  ungenau,  und  das  schwan- 
kende Verhältnis  zwischen  Lebend-  und  Schlachtgewicht  mache 
es  ihnen  unmöglich,  sich  ein  treffendes  Urteil  über  den  Wert 
der  von  ihnen  zum  Verkauf  gestellten  Tiere  und  über  die 
Mai'ktlage  zu  bilden.  Die  Händler  und  Fleischer  hielten  aber  die 
Xotierung  und  den  Handel  nach  Lebendgewicht  für  noch  ungenauer 
als  die  nach  dem  gesehätzten  Schlachtgewicht.  Sie  befürchteten 
ferner,  daß  die  vorgeschlagene  Aenderung  zu  einer  die  Qualität 
beeinträchtigenden  Schnellmast  und  Ueberfütterung  führen  werde, 
daß  die  Unreellität  im  Verkehr  zwischen  Laadwirten  und  Händlern 
bezw.  Fleischern  begünstigt,  der  Marktverkehr  verzögert  und  ver- 
teuert, und  daß  die  richtige  Einschätzung  des  Schlachtgewichts, 
die  für  die  Geschäfte  der  Händler  bzw.  Fleischer  unbedingt  er- 
forderlich sei,  erschwert  werde.  Nachdem  im  März  1908  auch 
im  Reichstag  eine  auf  die  Einführung  der  Notierung  nach  Lebend- 
gewicht hinzielende  Resolution  Annahme  gefunden  hatte,  wurde 
im  Herbst  1908  dem  Reichstag  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt,  der 
die  Landeszentralbehörden  ermächtigte,  für  Schlachtviehmärkte 
zum  Zwecke  der  Feststellung  von  Preis  und  Gewicht  der  Tiere 
Vorschriften  zu  erlassen  und  Einrichtungen  zu  treffen.  Der 
Entwurf  sah  davon  ab,  den  Handel  in  bestimmte  Formen  (Handel 
nach  Lebendgewicht)  zu  zwingen,  sondern  beschränkte  sich 
darauf,  den  Landeszentralbehörden  Befugnisse  zur  Einführung 
einer  anderen  Preisfeststellung  einzuräumen.  Die  Kosten  der 
Preisfeststellung  sollten  den  Unternehmern  der  Märkte  (in  der 
Regel  Gemeinden)  zur  Last  fallen.  Femer  ermächtigte  der 
Entwurf  die  Landeszentralbehörden,  für  Orte,  in  denen  sie  eine 
besondere  Preisfeststellung  für  Schlachtvieh  angeordnet  haben, 
und  für  die  Umgebung  solcher  Orte  marktähnliche  Veranstal- 
tungen für  Vieh  zu  untersagen  und  den  Handel  mit  Vieh  außer- 
halb des  Marktplatzes  während  des  Markttages,  sowie  an  dem 
voraufgehenden  und  dem  nachfolgenden  Tage  zu  verbieten.  In 
den  Verhandlungen  des  Reichstags  wurden  zwar  die  eben  an- 
geführten Bedenken  gegen  die  Notierung  nach  Lebendgewicht 
nochmals  geltend  gemacht ;  trotzdem  wurde  der  Entwurf  an- 
genommen und  nur  noch  die  Bestimmung  eingefügt,  daß  ein 
Verbot  der  Preisfeststellung  nach  Schlachtgewicht  nicht  erfolgen 
dürfe,  sofern  diese  Feststellung  auf  tatsächlichen  Unterlagen 
und  nicht  lediglich  auf  Schätzungen  beruhe.  In  dieser  Fassung 
wurde  der  Entwurf  am  8.  Febr.  1909  Gesetz.  Auf  Grund  dieses 
Gesetzes  wurde  am  22.  Juni  1909  durch  den  Herrn  Minister 
für  Handel  und  Gewerbe  eine  Preisfeststellungsordnung  für  den 
städtischen  Viehhof  in  Berlin  erlassen,  nach  der  für  Rinder, 
Kälber,  Schafe,  Schweine  Preise  nach  Lebendgewicht  festzustellen 
sind.  Für  Schweine  können,  der  bisherigen  Uebung  entsprechend, 
daneben  auch  Schlachtgewichtspreise  unter  Berechnung  eines 
Taraabzugs   vom   Lebendgewichtspreis  festgestellt  werden.     Für 
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andere  Tiergattungen  müssen,  sofern  in  den  einzelnen  Schlacht- 
wertklassen ein  erheblicher  Teil  des  Auftriebs  nach  Stück  verkauft 
worden  ist,  neben  den  Lebendgewichtspreisen  Preise  für  Schlacht- 
gewicht, entsprechend  der  bisherigen  Uebung,  festgestellt  werden. 
Die  Preisfeststellung  erfolgt  durch  Notierungskommissionen  für 
jede  Tiergattung,  denen  auch  Vertreter  der  Landwirtschaft  an- 
gehören müssen.  Ueber  jeden  während  der  Marktstunden  abge- 
schlossenen Verkauf  eines  Tieres,  das  auf  dem  Markt  eingestellt 
ist,  ist  vom  Verkäufer  ein  Verkaufsschein  auszustellen,  der  dem 
Vorsitzenden  der  Notierungskommission  auf  Verlangen  vorzulegen 
ist.  Sämtliche  während  der  Marktzeit  verkauften  Schweine  unter- 
liegen dem  AViegezwang,  bei  den  anderen  Tiergattungen  genügt 
es,  daß  ein  Teil  der  verkauften  Tiere  verwogen  wird.  Als  Markt- 
preise sind  von  den  Notierungskommissionen  für  die  einzelnen 
Tiergattungen  und  Schlachtwertklassen  diejenigen  Preise  fest- 
zustellen, die  nach  den  Anschreibungen  und  den  von  den  Mit- 
gliedern der  Kommissionen  gemachten  Beobachtungen  der  wirk- 
lichen Geschäftslage  des  Verkehrs  auf  dem  Markte  entsprechen. 

Im  Frühjahr  des  Berichtsjahres  wurde  in  der  Presse  der 
Plan  der  Errichtung  einer  Berliner  Grundstücksbörse  erörtet. 
Nachdem  die  Angelegenheit  bereits  am  10.  Mai  unsere  Ständige 
Deputation  für  den  Grundstücks-  und  Hypotheken  verkehr  be- 
schäftigt- hatte,  richtete  der  Verein  Berliner  Grundstücks-  und 
Hypothekenmakler  am  21.  Mai  1909  an  uns  die  Bitte,  ihm  für 
Zusammenkünfte  der  Grundstücksinteressenten  zur  Besprechung 
der  Marktlage  und  Anbahnung  von  Geschäften  zweimal  wöchent- 
lich den  Generalversammlungssaal  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Von  jeder  börstenmäßigen  Veranstaltung  solle  Abstand  genommen 
werden;  es  handele  sich  lediglich  darum,  den  Handelsverkehr, 
der  jetzt  ambulierend  vor  sich  gehe,  zu  konzentrieren.  Am 
30.  Juni  erklärten  wir  uns  im  Einverständnis  mit  unserer 
Ständigen  Deputation  für  den  Grundstücks-  und  Hypotheken- 
verkehr bereit,  den  gewünschten  Raum  auf  jederzeitigen  Wider- 
ruf zur  Verfügung  zu  stellen,  wobei  wir  uns  vorbehielten,  An- 
ordnungen im  IntQresse  der  Aufrechterhaltung  der  äußeren  Ord- 
nung und  der  Regelung  des  Verkehrs  zu  treffen  und  mit  der 
Ausübung  dieses  Rechtes  einstweilen  den  Vorstand  des  Vereins 
beauftragten.  Als  der  Verein  Berliner  Grundstücks-  und  Hypo- 
thekenmak:ler  an  die  Verwirklichung  seines  Planes  herangehen 
wollte,  zeigte  sich  jedoch,  daß  bei  den  Banken  in  nicht  aus- 
reichendem !Maße  die  Geneigtheit  vorhanden  war,  sich  an  den 
geplanten  Versammlungen  zu  beteiligen.  Am  26.  ]^ov  teilte 
uns  daher  der  Verein  mit,  daß  er  von  seinem  Vorhaben  Abstand 
nehme  und  auf  die  Ueberlassung  des  Generalversammlungssaales 
verzichte. 

Ende  März  des  Berichtsjahres  wurde  der  Entwurf  einer  Reichs- 
versicherungsordnung   der   öffentlichen   Kritik   unterbreitet.    Der 
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Entwurf  bringt  keine  Verschmelzung  der  verschiedenen  Ver- 
sicherungszweige (Kranken-,  Invaliden-  und  Unfallversicherung), 
da  die  Regierung  einer  solchen  stets  ablehnend  gegenüber 
gestanden  hat.  Er  schlägt  jedoch  die  Schaffung  einer  ört- 
lichen Stelle  vor,  die  gewisse  gemeinsame  Obliegenheiten  für 
alle  Träger  der  Versicherung  und  auch  gegenüber  diesen  Trägem 
wahrnehmen  soll.  Diese  örtliche  Stelle  ist  das  Versicherungsamt, 
als  dessen  Bezirk  ein  Land-  oder  Stadtkreis  gedacht  ist. 
Das  Versicherungsamt  kann  als  selbständige  Behörde  errichtet, 
soll  aber  in  der  Regel  an  eine  bestehende  Behörde,  in  Preußen 
an  das  Landratsamt,  angegliedert  werden.  Im  ersteren  Falle 
heißt  der  Vorsitzende,  im  anderen  Falle  der  stellvertretende 
Vorsitzende  Versicherungsamtmann.  Der  Versicherungsamtmann 
soll  in  der  Regel  die  Befähigung  zum  Richter-  oder  höheren  Ver- 
waltungsdienst besitzen.  Für  jedes  Versicherungsamt  werden  von 
den  Krankenkassen  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  Versicherten  als 
Beisitzer  gewählt.  Bei  jedem  Amt  werden  mehrere  Ausschüsse 
gebildet,  und  zwar  je  ein  aus  dem  Vorsitzenden  und  Vertretern  der 
Arbeitgeber  und  Versicherten  bestehender  Beschluß-  and  Spruch- 
ausschuß, ferner  ein  Sohiedsausschuß  zur  Vermittlung  und  Ent- 
scheidung von  Streitigkeiten  zwischen  Krankenkassen  einerseits 
und  Aerzten,  Zahnärzten  und  Apothekern  andererseits,  bestehend 
aus  dem  Vorsitzenden,  je  einem  Vertreter  der  Arbeitgeber  und 
Versicherten,  dem  beamteten  Arzt  und  einem  von  den  Aerzten  des 
Bezirks  oder  von  der  Apothekerkannner  zu  wählenden  Arzt  oder 
Apotheker.  Ueber  dem  Versicherungsamt  steht  das  Oberversiohe- 
rungsamt,  das  gleichfalls  entweder  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde (Regierung)  angegliedert  oder  als  selbständige  Behörde 
errichtet  werden  kann.  Die  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  Ver- 
sicherten werden  von  den  Beisitzern  des  Versicher ungsamtes  ge- 
wählt. Bei  jedem  Oberversicherungsamt  bestehen  eine  Beschluß- 
kammer, Spruchkammer  und  Schiedskammer,  die  ähnlich  wie  die 
entsprechenden  Ausschüsse  des  Ver  sicher  ungsamtes  zusammen- 
gesetzt sind.  Die  Oberversicherungsämter  würden  einen  Ausbau 
der  bereits  bestehenden  Schiedsgerichte  darstellen.  Als  oberste 
Instanz  in  Beschlußr  und  Spruöhsachen  bleiben  das  Reiohs- 
versicherungsamt  und  die  Landesversicherungsämter  bestehen. 

Die  Bildung  der  Versicherungsämter  erfolgt  nach  Angabe 
der  Regierung  vornehmlich  zu  dem  Zweck,  um  für  das  Verfahren 
zur  Festsetzung  der  Unfallrenten  eine  neue  Instanz  zu  gewinnen. 
Die  Feststellung  der  Unfallrenten  soll  nicht  mehr  wie  bisher 
durch  die  Berufsgenossenschaften  allein,  sondern  durch  die  Ver- 
sicherungsäniter  und  Berufsgenossenschaften  gemeiasam  erfolgen. 
Das  Versicherungsamt  hat  die  Klarstellung  der  Verhältnisse  zu 
veranlassen  und  dem  Vorstande  der  Berufsgenossenschaft  oder 
Sektion  einen  Vorschlag  zu  machen.  Die  Befugnis  zur  Herab- 
setzung, Aufhebung  oder  Einstellung  der  Entschädigungen  wird  . 
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den  Berufsgenossenschaften  entzogen  und  dem  Versidierungsamt 
übertragen. 

Durch  Schaffung  dieser  neuen  Instanz  soll  nicht  nur  den 
Versicherten  bei  der  Festsetzung  der  Unfallrente  eine  Mitwirkung 
eingeräumt  werden,  sondern  es  soll  auch  das  Reichs  versicher  ungs- 
amt  durch  Einführung  der  Revision  an  Stelle  des  Rekurses  in 
Ilnfallsachen  entlastet  werden.  Zwecks  Entlastung  des  Reichs- 
versicherungsamtes soll  ferner  zahlreichen  Entscheidungen  der 
Oberversicherungsämter  Endgültigkeit  beigelegt  werden,  ferner 
sollen  die  Landesversicherungsämter  in  weitem  Umfange  als 
höchste  Instanz  eintreten.  Revisionen  gegen  alle  Entscheidungen 
der  Oberversicherungsämter,  die  im  Bezirk  eines  Landesversiche- 
rungsamtes ihren  Sitz  haben,  sollen  künftig  an  das  Landes- 
versicherungsamt gehen.  Zur  Wahrung  der  Einheitlichkeit  in  der 
Rechtsprechung  ist  allerdings  in  den  Fällen,  in  denen  die  Landes- 
versicherungsämter oder  die  Oberversicherungsämter  von  einer 
veröffentlichten  grundsätzlichen  Entscheidung  des  Reichsversiche- 
rungsamtes abweichen  wollen,  die  Sache  an  das  Reiohsversiche- 
rungsamt  abzugeben. 

Um  die  Leistungsfähigkeit  der  Krankenkassen  zu  heben  und 
die  zahlreichen  aus  der  Kassenzersplitterung  herrührenden  Miß- 
stände zu  beseitigen,  werden  die  Krankenkassen  durch  Ausmerzung 
kleinerer  Kassen  zu  größeren  Gebilden  zusammengelegt.  Die  Oe- 
meinde-  und  Baukrankenkassen  fallen  fort.  Ortskrankenkassen 
dürfen  künftig  nicht  mehr  auf  beruflicher  Grundlage,  sondern 
nur  als  allgemeine  Ortskrankenkassen,  Betriebskrankenkassen  nur 
für  Betriebe  mit  mindestens  500  Arbeitern  errichtet  werden ;  doch 
kann  die  Landeszentralbehörde  bei  den  Betriebskrankenkassen 
die  Mindestgrenze  auf  250  Arbeiter  herabsetzen.  Ferner  ist  die 
Errichtung  von  Betriebs-  und  Innungskrankenkassen  an  die 
Voraussetzung  geknüpft,  daß  der  Bestand  oder  die  Leistungs- 
fähigkeit vorhandener  Orts-  und  Landkrankenkassen  nicht 
gefährdet  wird  und  die  satzungsmäßigen  Leistungen  der  Be- 
triebs- und  Innungskrankenkasse  denen  der  maßgebenden  Orts- 
oder Landkrankenkasse  mindestens  gleichwertig  sind.  Bei 
Betriebskrankenkassen  wdrd  außerdem  noch  verlangt,  daß  die 
nachhaltige  Leistungsfähigkeit  ausreichend  gesichert  ist.  Die 
bestehenden  Orts-  und  Betriebskrankenkassen  müssen  binnen 
einer  bestimmten  Frist  ihre  Zulassung  nachsuchen.  Be- 
stehende „besondere"  (berufliche)  Ortskrankenkassen  und  be- 
stehende Betriebskrankenkassen  sind  nur  zuzulassen,  wenn  sie  eine 
bestimmte  Mindestzahl  von  Mitgliedern  (bei  Ortskrankenkassen 
500,  bei  Betriebskrankenkassen  250)  haben,  ihr  Fortbestehen  die 
allgemeinen  Orts-  und  Landkrankenkassen  nicht  beeinträchtigt 
und  ihre  satzungsmäßigen  Leistungen  denen  der  maßgebenden 
Krankenkasse  gleichwertig  sind.  Bei  Ortskrankenkassen  wird 
ferner  verlangt,  daß  ihr  Bezirk  über  den  Bezirk  des  Versicherungs- 
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amtes  nicht  hinausgeht,  bei  Betriebskrankenkassen,  daß  ihre  nach- 
haltige Leistungsfähigkeit  gesichert  ist.  Die  für  die  Zulassung 
erforderliche  Mitgliederzahl  der  Ortskrankenkassen  kann  die 
Landeszentralbehörde  auf  3000,  im  Bezirk  eines  Versicherungs- 
amtes mit  200000  Einwohnern  auf  5000  und  im  Bezirk  eines 
Versicherungsamtes  mit  500000  Einwohnern  auf  10  000  erhöhen. 
Die  Bestimmungen  der  Reichsversicherungsordnung  über  die  Be- 
triebskrankenkassen bedeuten  erae  erhebliche  Einschränkung  dieser 
Kassenart,  gegenwärtig  beträgt  die,  Mindestzahl  der  Mitglieder 
nur  50  Versicherungspflichtige.  Für  die  der  Krankenversicherung 
neu  unterstellten  Personenkreise  wird  eine  neue  Kassenart,  die 
Landkrankenkasse,  geschaffen.  Erheblich  eingeschränkt  werden 
durch  die  Reichsversicherung&ordnung  die  eingeschriebenen  Hilfs- 
kassen. Die  Bescheinigung  als  Träger  der  Krankenversicherung* 
wird  nur  solchen  Hilfskassen  erteilt,  die  am  1.  April  1909  minde- 
stens lOOO  Mitglieder  haben.  Ferner  darf  versicherungspflichtigen 
Personen  der  Beitritt  nicht  versagt  und  weder  ein  bestimmtes 
Lebensalter,  noch  ein  bestimmtes  Greschlecht  oder  ein  guter  Ge- 
sundheitszustand für  diese  Personen  zur  Aufnahmebedingung  ge- 
macht werden.  Als  Unterstützung  sind  mindestens  die  Eyegel- 
leistungen  der  Krankenkassen  zu  gewähren.  Auch  für  Mitglieder 
eingeschriebener  Hilfskassen  hat  der  Arbeitgeber  künftig  seinen 
Beitragsanteil  an  die  zuständige  Pflichtkasse  zu  entrichten. 

Eine  wesentliche  Umgestaltung  erfährt  die  innere  Organisation 
der  Krankenkassen.  Entsprechend  der  Neuregelung  der  Beitrags- 
pflicht, wonach  Arbeitgeber  und  Arbeiter  künftig  den  gleichen 
Beitrag  zahlen  sollen,  wird  auch,  das  Stimmrecht  im  Vorstand 
der  Kassen  und  in  dem  die  Greneralversammlung  ersetzenden 
neuen  Organ,  dem  Ausschuß,  gleichmäßig  geteilt.  Ferner  ist 
hei  den  Ortskrankenkassen  die  Verhältniswahl  obligatorisch.  Der 
Vorsitzende  der  Ortskrankenkasse  wird  von  Arbeitgebern  und 
Versicherten  in  getrennter  Wahlhandlung  gewäJilt.  Vereinigt  sich 
die  Mehrheit  beider  Parteien  auch  bei  Wiederholung  der  "Wahl 
nicht  auf  eine  Person,  so  wird  vom  Versicherungsamte  vorläufig 
ein  Vertreter  bestellt. 

Neu  geregelt  wird  ferner  durch  die  Reichsversicherungs- 
ordnung das  Verhältnis  zwischen  Kassen  und  Aerzten.  Ein  be- 
stimmtes Arztsystem  schreibt  die  Reichsversicherungsordnung  den 
Kassen  nicht  vor.  Dagegen  fordert  sie  die  Aufstellung  einer 
Arztordnung  durch  den  Kassenvor^tand  und  schafft  Einigungs- 
und Schiedsinstanzen  für  Streitigkeiten  zwischen  Kassen,  Aerzten 
und  Apothekern.  Diese  Streitigkeiten  werden,  falls  eine  Einigung 
durch  die  zu  bildende  Einigungskommission  nicht  erreicht  wird, 
in  erster  Instanz  von  dem  Schiedsausschusse  des  Versicherungs- 
amtes, in  zweiter  und  letzter  Instanz  von  der  Schiedskammer 
beim  Oberversicherungsamt  entschieden.  Bei  Aerztestreiks  kann 
die  Landeszentralbehörde  auf  Antrag  des  Oberversioherungsamtes 

34* 


532     Teil  IL    Wirksamkeit  der  Aeltesten.  Gesetzgebung  u.  Verwaltung. 

den   Ersatz   der   freien   ärztlichen   Beliandlung   durch,  eine   Greld- 
zahlung  der  Kassen  zulassen. 

Die  Krankenversicherungspflidit  \vird  auf  alle  Personen  aus- 
gedehnt, die  der  Invalidenversicherung  unterliegen.  Neu  ein- 
bezogen werden  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter,  das 
Gesinde,  die  unständigen  Arbeiter,  die  Unselbständigen  im  Wander- 
gewerbe und  die  Hausgewerbetreibenden.  Die  Unf allversicherung-s- 
pflicht  wird  auf  den  gewerbsmäßigen  Fahr-,  Reittier-  und  Stall- 
haltungsbetrieb, sowie  auf  .das  nichtgewerbsmäßige  Halten  von 
Eeittieren  und  von  Fahrzeugen,  die  durch  elementare  oder  tierische 
Kraft  bewegt  werden,  ausgedehnt.  Für  Lagerungs-  oder  Holz- 
fällungsbetriebe, sowie  für  Betriebe,  die  der  Beförderung  vt^on 
Personen  oder  Gütern  dienen,  ist  eine  andere  Abgrenzung  der  Ver- 
sicherungspflicht in  der  Weise  vorgesehen,  daß  nicht  nur  die 
eigentlichen  Lagerungsarbeiten,  sondern  auch  ähnliche  Arbeiten 
in  kaufmännischen  Unternehmungen  versichert  sind.  Die  Be- 
stimmungen über  die  Ansammlung  eines  Reservefonds  Averden 
zugunsten  der  Berufsgenossenschaften  geändert.  Die  Invaliden- 
versicherungspflicht wird  auf  Bühnen-  und  Orchestermitglieder, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Kunstwert  ihrer  Leistungen,  ausgedehnt, 
sofern  ihr  Jahresarbeitsverdienst  2000  Mk.  nicht  übersteigt. 

Einen  durch  die  Reich.s Versicherungsordnung  geschaffenen 
ganz  neuen  Versicherungszweig  stellt  die  Hinterbliebenenversiche- 
rung dar,  die  laut  Zolltarifgesetz  ursprünglich  zum  1.  Jan.  1910 
in  Kraft  treten  sollte,  deren  Inkrafttreten  aber  durch  ein  am 
7.  Dez.  1909  vom  Reichstage  angenommenes  Gesetz  bis  zum 
1.  April  1911  verschoben  worden  ist.  Bei  der  schwankenden 
und  nicht  ausreichenden  Höhe  der  Eingänge  aus  den  Ge- 
treide- und  Viehzöllen  sind  die  Leistungen  an  die  Hinter- 
bliebenen, wie  bei  der  Invalidenversicherung,  auf  Beiträge 
der  Versicherten,  der  Arbeitgeber  und  auf  Reichszuschüsse 
gestellt  worden.  Der  Reichszuschuß  wird  ohne  Rücksicht 
auf  die  Zollerträge  in  einem  festen  Betrage  gewährt,  der 
so  bemessen  ist,  daß  er  im  Durchschnitte  der  Jahre  durch  die 
mutmaßlichen  Zollerträge  gedeckt  werden  wird.  Die  Durcli- 
führung  der  Hinterbliebenen  Versicherung  wird  den  Versicherungs- 
anstalten übertragen,  auch  erfolgt  die  Beitragserhebung  für  beide 
Versicherungen  gemeinsam.  Die  Beiträge  werden  in  den  fünf 
Lohnklassen  um  2,  4,  6,  8  und  10  Pfg.  erhöht.  Die  Hinter- 
bliebenenbezüge stehen  in  .einem  bestimmten  Verhältnisse  zur 
Invalidenrente  des  verstorbenen  Ernährers,  und  zwar  beträgt  die 
Rente  der  invaliden  Witwe  Vio?  die  Waisenrente  beim  Vorhanden- 
sein einer  Waise  V20  der  Invalidenrente  des  verstorbenen  Mannes. 
Dazu  tritt  der  Reichszuschuß  mit  je  50  Mk.  zu.  jeder  Witwenrente 
und  je  25  Mk.  zu  jeder  Waisenrente.  Die  Waisenrente  wird  den 
Waisen  bis  zur  Vollendung  des  15.  Lebensjahres  gezahlt.  Wenn 
z.  B.  ein  Arbeiter  mit  1000  Mk.  Jahreseinkommen  nach  dreißig-    ? 
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jähriger  Versicherung  stirbt,  so  erhält  seine  invalide  "Witwe 
122,40  Mk.  und  sein  Kind  61,20  Mk.  jährlich  an  Rente. 

Den  Wünschen  des  Mittelstandes,  der  selbständigen  Hand- 
werker, Werkmeister,  kleinen  Landwirte  usw.,  kommt  die  Eeichs- 
versicherungsordnung  durch  Einführung  einer  freiwilligen  Zusatz- 
versicherung entgegen.  Durch  Einkleben  einer  Zusatzmarke  im 
Werte  von  1  Mk.  erwirbt  der  Versicherte  eine  Zusatzrente,  deren 
Betrag  mit  der  Anzahl  der  Einzahlungen  und  der  Jahre,  die  seit 
der  Einzahlung  verflossen  sind,  steigt. 

Am  6.  und  7.  Okt.  des  Berichtsjahres  nahm  die  Kommission  des 
Deutschen  Handelstages  betreffend  Sozialpolitik  zu  der  Reichs- 
versicherungsordnung  Stellung.  An  ;den  Arbeiten  der  Kommission 
nahmen  auch  Vertreter  unseres  Kollegiums  teil.  Die  Kommission 
sprach  sich  g'egen  die  Zusammenfassung  der  Bestimmungen  über 
die  verschiedenen  Versicherungszweige  in  ein  einheitliches  Gesetz 
aus.  Sie  lehnte  die  Errichtung  von  Versicherungsämtern  ab,  for- 
derte aber  einen  weiteren  Ausbau  der  bestehenden  Schiedsgerichte, 
deren  Zuständigkeit  auf  die  Krankenversicherung  und  auf 
Streitigkeiten  zwischen  Versicherungsträgern  auszudehnen  sei. 
Der  Instanzenzug  müsse  für  die  verschiedenen  Versicherungs- 
zweige einheitlich  festgesetzt  werden,  und  zwar  derart,  daß  das 
Schiedsgericht  die  erste,  das  Reichsversicherungsamt  die  zweite 
Instanz  bilde.  Der  Rekurs  an  das  Reichsversicherungsamt  sei 
nicht  durch  die  Revision  zu  ersetzen,  doch  könnten  alle  Rekurse, 
die  keine  grundsätzliche  Bedeutung  hätten,  der  unteren  Instanz 
zugewiesen  werden.  Gregen  die  Ausdehnung  der  Ejranken Versiche- 
rung sei  kein  Widerspruch  zu  erheben,  auch  nicht  auf  die  Haus- 
gewerbetreibenden;  doch  sollten  Großbetriebe  von  den  Be- 
stimmungen über  das  Hausgewerbe  ausgenommen  sein,  auch  solle 
der  Bundesrat  die  Befugnis  haben,  bestimmte  Zweige  des  Haus- 
gewerbes auszunehmen.  Versicherungsberechtigte  selbständige  Ge- 
werbetreibende sollten  bei  den  Wahlen  zu  den  Organen  der  Be- 
rufsgenossenschaften nicht  als  Arbeitgeber  gelten.  Der  Beseiti- 
gung der  Gemeindekrankenversicherung  und  der  Neuschaffung  der 
Landkrankenkassen  stimmte  die  Kommission  zu.  Dagegen  lehnte 
sie  die  Erschwerungen  für  die  Errichtung  neuer  und  die  Zu- 
lassung bestehender  Betriebskrankenkassen  ab.  Die  Gleichstellung 
der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten  hinsichtlich  des  Stimm- 
rechts und  der  Beiträge  wurde  gutgeheißen.  Die  Kommission 
billigte  ferner  die  Annäherung  der  Stellung  der  Kassenangestellten 
an  diejenige  der  Staats-  und  Kommunalbeamten.  Falls  Mittel 
der  Krankenkasse  für  Maßnahmen  allgemeiner  Art  zur  Verhütung 
von  Krankheiten  der  Kassenmitglieder  verwendet  werden  sollen, 
sei  dies  in  die  Satzung  aufzunehmen.  Angesichts  der  Vorschrift, 
daß  die  ärztliche  Behandlung  durch  approbierte  Aerzte  erfolgen 
solle,  sei  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Hilfe  approbierter  Aerzte  stets 
zur  ^^erfügung  stehe.   Bei  Betrieben  des  Lagerungs-  und  Verkehrs- 
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gewerbes,  die  mit  einem  kaufmännischein  Unternehmen  verbunden 
sind,  sei  die  Versicherungspflicht  in  anderer  als  der  vorgeschlagenen 
Weise  abzugrenzen.  Die  Bestimmung,  daß  die  Berufsgenossen- 
schaften und  Versicherungsanstalten  ihr  Vermögen  mindestens  zu 
einem  Viertel  in  Anleihen  des  Reichs  oder  der  Bundesstaaten 
anlegen  müßten,  sei  abzulehnen.  Zu  den  Bestimmungen  über  den 
Reservefonds  wünschte  die  Kommission,  daß  von  der  Vorschrift, 
nach  welcher  sein  Kapitalbestand  das  Dreifache  der  Entschädi- 
gungssumme erreichen  solle,  Ausnahmen  zugelassen,  und  diejenigen 
Berufsgenossenschaften,  deren  Reservefonds  das  gesetzliche  Er- 
fordernis schon  überschritten  habe,  ermächtigt  würden,  den  Ueber- 
schuß  für  den  an  die  Post  abzuführenden  Betriebsfonds  zu 
verwenden.  Zu  billigen  sei  die  Einführung  der  freiwilligen 
Zusatzversicherung.  Zur  Einführung  der  Hinterbliebenenversiche- 
rung nahm  die  Kommission  keine  Stellung.  Sie  forderte  jedoch, 
daß  diese  Versicherung  auf  alle  Fälle  reiohsgesetzlich  nicht  ein- 
zuführen   sei,    soweit   sie   bereits   landesgesetzlich   bestehe. 

Im  vorigen  Jahre  hatten  wir  über  eine  Eingabe  berichtet, 
in  der  wir  den  Herrn  Minister  des  Innern  gebeten  hatten,  darauf 
hinzuwirken,  daß  für  Ansichtspostkarten  der  Zwang  zur  Be- 
zeichnung des  Druckers  und  Verlegers  beseitigt  werde.  Hierauf 
wurde  uns  vom  Herrn  Minister  des  Innern  mitgeteilt,  daß  er 
am  24.  Februar  des  Berichtsjahres  in  Uebereinstimmung  mit 
den  Grundsätzen  eines  Kammergerichtsurteils  vom  11.  Dez.  1908^) 
die  Regierungspräsidenten  und  den  Polizeipräsidenten  von  Berlin 
darauf  aufmerksam  gemacht  habe,  daß  gewöhnliche  Ansichts- 
postkarten, d.  h.  solche,  welche  lediglich  ihrer  ausschließlichen 
Bestimmung,  nämlich  Zwecken  des  Verkehrs,  des  geselligen  und 
häuslichen  Lebens  dienen,  ohne  daß  der  Darstellung  ein  politischer, 
religiöser,  sozialer  oder  unsittlicher  Gedanke  zugrunde  lie^t,  unter 
die  Ausnahmebestimmung  des  §  6,  Absatz  2  des  Reichs-Preß- 
gesetzes  vom  7.  Mai  1874  fielen  und  somit  von  der  Vorschrift 
des  §  6,  Absatz  1  —  Angabe  des  Druckers,  Verlegers,  Verfassers 
oder  Herausgebers  —  befreit  seien.  Er  habe  deshalb  die  Re- 
gierungspräsidenten und  den  Polizeipräsidenten  von  Berlin  er- 
sucht, Anweisung  zu  treffen,  daß  hiernach  in  Zukunft  ver- 
fahren werde. 


1)  Das  Kammergericht  hat  in  einem  Falle,  in  dem  für  eine 
Ansichtspostkai-te  mit  der  Kapelle  und  dem  Hof  des  Virchow-Kraiiken- 
hauses  die  Angabe  von  Drucker  und  Verleger  gefordert  worden  war, 
die    polizeiliche    Anordnung    für    unberechtigt    erklärt. 
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XIV.   Verkehrswesen. 

A.    Verkehrsbureau. 

Die  Inanspruclinalime  unseres  Verkehrsbureaus  seitens  der 
Kaufleute  und  Industriellen  hat  wiederum  eine  Steigerung  auf- 
zuweisen. Das  dem  Bureau  überwiesene  amtliche  wie  sonstige 
Infonnationsmaterial  wurde  weiter  vermehrt,  so  daß  allein  die 
Zahl  der  EisenbaJin-,  der  Post-,  der  Wasserfracht-,  wie  der  Zoll- 
tarife schon  jetzt  die  Ziffer  von  1300  übersteigt.  Dieses  um- 
fangreiche Material,  das  unter  Berücksichtigung  der  veröffent- 
lichten Aenderungen  und  Ergänzungen  sorgfältig  auf  dem 
Laufenden  erhalten  werden  muß,  machte  es  in  weitgehendem 
Maße  möglich,  den  Wünschen  der  Interessenten,  ihren  Anfragen, 
Beschwerden  etc.  schnell  zu  entsprechen;  die  Zahl  der  mündlich, 
schriftlich  und  durch  Fernsprecher  erteilten  Auskünfte  dieser 
Art  hat  im  Berichtsjahre  bereits  die  Höhe  von  rund  16  000  er- 
reicht. Die  dem  Verkehrsbureau  gestellten  Fragen  hatten,  soweit 
es  sich  speziell  um  den  Eisenbahnverkehr  handelte,  u.  a.  zum 
Gegenstande  die  Bezifferung  der  Fahrpreise  und  Tarifsätze  im 
Personen-,  Gepäck-,  Expreßgut-  und  Frachtverkehr,  ferner  die  Fest- 
stellung der  billigsten  Beförderungsmöglichkeiten  im  ununter- 
brochenen Eisenbahn-,  sowie  im  kombinierten  Eisenbahn-  und 
Schiffsverkehr.  Vorzugsweise  und  im  weitaus  überwiegenden 
Maße  bezog  sich  die  Auskunftserteilung  auf  die  Frachtfestsetzung 
in  den  deutschen  und  in  den  internationalen  Verkehren,  auf  die 
Auslegung  der  Bestimmungen  der  Eisenbahn-Verköhrsordnung,  des 
internationalen  Uebereinkommens  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr 
und  eine  große  Anzahl  anderer  für  das  Gebiet  des  Eisenbahn- 
verkehrs- und  Tarifwesens  gegebenen  Vorschriften.  Die  durch 
den  Uebergang  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisen- 
bahn-Gesellschaft und  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nord- 
westbahn  sowie  der  Südnorddeutschen  Verbindungsbahn  in  Staats- 
besitz teils  bereits  eingetretene,  teils  noch  zu  erwartende  weit- 
gehende Verschiebung  in  den  Tarifverhältnissen  des  Nachbar- 
verkehrs mit  Oesterreich  -  Ungarn,  ferner  die  Einwirkung 
des  Fährbetriebes  Saßnitz-Trelleborg  auf  die  direkten  Tarife 
zwischen  Deutschland  und  Skandinavien,  sowie  endlich  die  Ein- 
beziehung des  Weges  über  Skalmierzyce  in  den  direkten  ^^erkehr 
zwischen  Deutschland  und  Kußland  und  die  dadurch  völlig 
veränderte  Form  des  neuen  deutsch-  und  niederländisch-russischen 
Tarifs  stellten  das  Verkehrsbureau  vor  eine  Menge  von  Auf- 
gaben, namentlich  in  der  Richtung  der  billigsten  Tarifstellung. 
Auch  mit  der  Prüfung  der  Frachtansätze  bei  bereits  abge- 
fertigten Sendungen  für  etwaige  Reklamationen  wurde  das 
Verkehrsbureau  im  Berichtsjahre  in  weitgehendem  Maße  in 
Anspruch  genommen.  Mit  welchem  Erfolge  dies  geschehen,  mag 
ein    einziger,    kurz    vor    dem    Abschluß    dieses    Berichts    vor- 
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gekommener  Fall  dartun,  in  welchem  Mehrfrachten,  entstanden 
durch  fälschliche  Auslegung  und  Anwendung  von  Tarifen,  einer 
hiesigen  Firma  allein  im  Betrag  von  rund  700  Mk.  herausgezahlt 
worden  sind.  Nicht  minder  wurde  das  Verkehrshure  au  in  An- 
spruch genommen  bei  Tariffragen,  welche  die  Gerichte  be- 
schäftigten, wobei  Beamte  des  Verkehrsbureaus  wiederholt  als 
Sachverständige  herangezogen  wurden ;  des  weiteren  bedienen  sich 
auch  auswärtige  Handelsvertretungen  bei  verwickeiteren  Tarif- 
Kalkulationen  bereits  in  größerem  Umfange  unseres  Bureaus. 
Aus  der  praktischen  Handhabung  der  Tarife  im  persön- 
lichen Verkehr  mit  den  Beteiligten  konnte  das  Bureau  eiae 
Fülle  von  Anregungen  schöpfen,  welche  in  Anträgen  bei  den 
zuständigen  Stellen  im  allgemeinen  Interesse  nutzbar  gemacht 
worden  sind.  Auf  dem  Grebiete  des  Post-,  Telegraphen-  und 
Fernsprechwesens  hat  ebenfalls  eine  rege  Benutzung  des  Ver- 
kehrsbureaus stattgefunden.  Eis  sind  von  ihm  nicht  allein  zahl- 
reiche Auskünfte  über  Versendungsbedingung^n,  Gebührensätze, 
in-  und  ausländische  Postverbindungen  usw.  erteilt,  sondern  auch 
vielfache  Beschwerden  über  dienstliche  Einrichtungen  erledigt 
worden,  die  unserem  Kollegium  teilweise  Anlaß  zu  Abänderungs- 
vorschlägen bei  der  E/eichspostverwaltung  gegeben  haben.  Be- 
treffs des  Schiffsverkehrs  waren  die  Anfragen  in  der  Haupt- 
sache auf  Fluß-  und  Seefrachten  gerichtet.  In  denjenigen  Fällen, 
in  denen  die  Seefrachten  tarifgemäß  von  besonderen  Verein- 
barungen abhängen,  haben  die  zuständigen  Beedereien  bereit- 
willigst Aufschluß  gegeben.  Bei  der  Auskunfterteilung  in  Zöll- 
angelegenheiten hat  es  sich  für  Interessenten  erneut  als  von  wesent- 
licher Bedeutung  erwiesen,  hinsichtlich  der  Kalkulation  bei  der 
Warenein-  und  ausfulir  über  die  Zollsätze  des  In-  und  Aus- 
landes, sowie  über  die  sonst  hiermit  im  Zusammenhange 
stehenden  Bestimmungen  unterrichtet  werden  zu  können. 
Für  die  Tarifierung  von  Waren,  von  denen  häufig  Proben  vor- 
gelegt wurden,  waren  die  gesammelten  Zolltarifentscheidungen 
der  einzelnen  Staaten  wiederum  von  hohem  Wert.  Femer  ist 
den  beteiligten  Handelskreisen  vielfach  Bat  erteilt  worden,  wenn 
sich  bei  den  Verzollungen  im  Auslande,  namentlich  infolge  der 
nicht  als  ausreichend  erachteten  Deklarationen  Schwierigkeiten 
ergaben.  In  verschiedenen  Fällen  sind  denn  auch  die  auf  Grund 
unserer  Ratschläge  durchgeführten  Reklamationen  von  Erfolg 
gewesen;  insbesondere  wurden  zuviel  erhobene  Zollbeträge  zurück- 
gezahlt. Bei  der  Bedeutung,  die  der  Veredelungs verkehr  ge- 
wonnen hat,  wurde  auch  in  dieser  Beziehung  häufig  Auskunft 
gewünscht;  es  handelte  sich  hierbei  des  öfteren  um  Waren,  für 
welche  bereits  der  Bundesrat  die  Zulassung  des  Veredelungs- 
verkehrs genehmigt  hatte.  Hinsichtlich  der  Statistik  ist  bei  den 
Nachfragen  nicht  nur  der  Warenverkehr  des  deutschen  Zoll- 
gebiets   mit    dem    Auslande,    sondern    auch    der    Warenverkehr 
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fremder  Staaten  untereinander  berührt  worden.  Mehr  als  bis- 
her galten  die  Anfragen  auch  den  einzelnen  Zweigen  der  in- 
direkten Steuern;  insbesondere  trat  dies  hervor  bei  den  neuen 
Steuergesetzen  und  deren  Ausführungsbestimmungen.  Zum 
Schluß  mag  noch  die  Nutzbarmachung  des  Verkehrsbureaus  für 
Zwecke  der  Handelshochschule  nicht  unerwähnt  bleiben.  Die 
Erfahrungen  des  Bureaus  aus  dem  persönlichen  Verkehr  mit  dem 
Publikum  sind  nicht  nlir  in  Vorträgen  einzelner  Beamten  des 
Verkehrsbureaus  an  der  Hochschule  selbst  verwertet  worden,  es 
wurde  den  Studierenden  auch  Gelegenheit  geboten,  im  Verkehrs- 
bureau selbst  das  einschlägige  Material  einzusehen  und  persönlich 
weitere  Information  entgegenzunekmen. 

B.   Eisenbahnen. 

Zu  der  zum  1.  April  1909  in  Kraft  getretenen  neuen  Eisenbahn -ver- 
Eisenbahn-Verkehrsiordnung  haben  wir  uns  gutacbtlich  geäußert  Q^^^or  nung. 
und  in  einem  längeren,  eingehend  begründeten  Antrage  die 
"Wünsche  und  Anregungen  der  beteiligten  Handelskreise  zur 
Geltung  gebracht;  einer  größeren  Anzahl  derselben  ist  seitens 
der  Eisenbahn-Verwaltung  entsprochen  worden.  Von  den  wich- 
tigeren Aenderungen  führen  wir  folgende  an: 

1.  Die  Frist  für  die  Veröffentlichung  der  Tariferhöhungen  oder 
anderer  Erschwerungen  der  Beförderungsbedingungen  vor  deren  Inkraft- 
treten ist  von   G  Wochen  auf  2  Monate  erliöht.    (§  6.) 

2.  Die  Bestimmung,  daß  auf  den  Stationen  Beschwerdebücher 
aufliegen  sollen,  ist  weggefallen.    (§  7.) 

3.  Die  Bestimmungen  über  die  Offenhaltung  der  Warteräume  auf 
den  Stationen  während  der  Nacht  sind  —  der  auf  den  preußisch- 
hessischen  Staatsbahnen  bestehenden  Uebung  entsprechend  —  für  die 
Eeisenden  günstiger  als  bisher  gestaltet.  Die  Warteräume  müssen  da- 
nach auch  bei  Nacht  für  ankommende  Keisende,  die  weiter  fahren 
wollen,  geöffnet  sein,  wenn  die  Zeit  von  der  Ankunft  des  letzten  bis 
zur  Abfahrt  des  ersten  der  in  Frage  kommenden  Züge  weniger  als 
4  Stunden  beträgt.    (§  17.) 

4.  Die  Bestimmungen  über  Fahrtunterbrechung  sind  in  die  Tarife 
verwiesen.  Bisher  standen  die  Grundzüge  in  der  Verkehrs  Ordnung  und 
konnten  infolgedessen  nur  schwer  geändert  werden.    (§  25.) 

5.  Auch  unabgefertigt  befördertes  Gepäck  gilt  mit  dem  Zeitpunkte 
der  Annahme  als  zur  Befördening  übernommen.  Damit  ist  diese  bisher 
zweifelhafte  Kechtsfrage  zugunsten  der  Eeisenden  entschieden.    (§  32.) 

6.  Die  Verpflichtung  zur  Schaffung  von  Bäumen  zur  Aufbewahrung 
des  Gepäcks,  die  bisher  der  Eisenbahn  nur  auf  größeren  Stationen 
oblag,  ist  erweitert.    (§  39.) 

7.  Die  Lieferfristen  für  Tiere  sind  verkürzt.  Die  jetzige  Ab- 
fertigungsfrist  von  1  Tag  ist  ganz  beseitigt. 

Dafür  beträgt  die  Beförderungsfrist  schon  für  die  ersten  150  km 
(nicht  wie  bisher  für  300  km)  1  Tag,  für  die  weiteren  je  300  km 
einen  weiteren  Tag  (wie  bisher).  Außerdem  ist  der  Beginn  der  Diefer- 
frist  für  Sendungen,  die  mit  einem  vormittags  abgehenden  Zuge  be- 
fördert werden,  auf  12  Uhr  mittags  festgesetzt.    (§  51.) 

8.  Das  Muster  des  Frachtbriefs  hat  verbessernde  Aenderungen 
erfahren.  So  enthält  der  füi'  die  Adresse  bestimmte  Kaum,  entsprechend 
mehrfachen  Anregungen  aus  Handelskreisen,  künftig  5  Spalten,  je  einen 
für  den  Namen,  den  Wohnsitz  und  die  Wohnung  des  Empfängers,  für 
die   Bestimmuncrs Station   und   den  Bestimmungsort.     Letzterer   ist  nur 
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anzuo-ebeu,  wenn  er  ein  anderer  ist  als  die  Bestimmungsstation.  An 
die  Stelle  des  bisherigen  Vermerks:  ,,Sie  empfangen  die  nachstehend 
bezeichneten  Güter  usw."  sind  die  Worte  getreten:  ,,Für  den  Fracht- 
verkehr gelten  die  E.  V.  O.  und  die  in  Betracht  kommenden  Tarife'". 
Die  Spalten  femer,  welche  die  Angaben  über  das  Interesse  an  der 
Lieferung,  die  Nachnahmen  und  den  Freivermerk  enthalten,  befinden 
sich  nicht  mehr  am  unteren  Ende  der  ersten  Seite  des  Formulars, 
sondern  sie  sind  auf  die  zweite  Seite,  und  zwar  an  die  oberhalb  der 
Frachtrechnung  befindliche  Stelle  übertragen.  Damit  ist  erreicht, 
daß  die  in  diesen  Spalten  eingesetzten  Vermerke  mehr  hervortreten 
und  bei  Feststellung  der  rechnerischen  Beträge  nicht  so  leicht  über- 
sehen werden.    (§   55.) 

9.  Der  Versender  darf  die  Nachzählung  und  Nachwiegung  des  Gutes 
auf  der  Bestimmungsstation  im  Frachtbriefe  vorschreiben.    (§  56.) 

10.  Die  Eisenbahn  kann  bei  Stückgütern  von  der  Verwiegung- 
absehen oder  bei  gleichartigen  Gütern  sich  mit  Probeverwiegung  be- 
gnügen, wenn  der  Versender  das  Gewicht  seinerseits  in  den  Fracht- 
brief eingetragen  und  nicht  durch  besondere  Frachtbriefvorschrift  Ver- 
wiegung beantragt  hat.    (§  58.) 

11.  Die  Frachtzuschläge  für  unrichtige  Angabe  des  Inhalts  der 
in  der  Anlage  C  (bisher  B)  genannten  Güter  sind  bei  den  weniger  ge- 
fährlichen   Gütern    niedriger    bemessen.     (§    60.) 

12.  Eine  besondere  Erklärung  (Revers)  über  Mängel  der  Ver- 
packung ist  neben  dem  Anerkenntnis  im  Frachtbriefe  nicht  mehr 
erforderlich.    (§  62.) 

13.  Die  Erhebung  von  Lagergeld  nach  Verlauf  von  24  Stunden 
findet  bei  der  Annahme  von  Gut  auch  dann  statt,  wenn  die  voraus- 
zuzahlenden Frachtbeträge  (Frankofrachten)  nicht  innerhalb  21  Stunden 
nach  der  Auflieferung  bezahlt  werden.    (§  63.) 

14.  Kömien  für  einen  bestimmten  Tag  nachgesuchte  Wagen  nicht 
bereit  gehalten  werden,  so  ist  der  Besteller,  soweit  tunlich.  hiervon 
kostenfrei  zu  benachrichtigen.  Dagegen  hat  der  Besteller  eine  im  Tarife 
festzusetzende  (das  Wagenstandgeld  für  einen  Tag  nicht  übersteigende) 
Gebühr  zu  entrichten,  wenn  ein  Waagen  erst  nach  der  Bereitstellung, 
aber  vor  Ablauf  der  Beladefrist  wieder  abbestellt  wird.    (§  63.) 

15.  Für  Sonn-  und  Festtage  ist  künftig  Wagenstandgeld  nur 
dann  zu  zahlen,  wenn  die  Ladefrist  schon  am  Tage  vorher  nach- 
mittags 2  Uhr  abgelaufen  ist,  Folgen  mehrere  Sonn-  und  Festtage 
aufeinander,  so  ist  nur  für  einen  Tag  Wagenstandgeld  zu  erheben.  (§  63.) 

16.  Für  einen  durch  den  Mangel,  die  Unzulänglichkeit  oder  Un- 
richtigkeit der  Zoll-,  Steuerpolizei-  oder  statistischen  Begleitpapiere 
verursachten  Aufenthalt  in  der  Beförderung  hat  der  Absender  Lager- 
oder Standgeld  künftig  nicht,  wie  bisher,  in  jedem  Falle,  sondern 
nur  dann  zu  zahlen,  wenn  dieser  Aufenthalt  48  Stunden  übersteigt. 
(§   65.) 

17.  Auf  Anregung  aus  Interessentenkreisen  ist  das  Eecht  des 
Absenders,  die  Anfuhr  der  Güter  selbst  zu  besorgen  oder  sich  anderer 
als  der  bahnamtlichen  Rollfuhninternehmer  zu  bedienen,  in  der  E.  V.  O. 
ausdrücklich   anerkannt.     (§   63.) 

18.  Der  Absender  oder  sein  Bevollmächtigter  können  im  Fracht- 
briefe verlangen,  von  der  Ankunft  des  Gutes  auf  der  Verzollungsstation 
benachrichtigt   zu   werden.     (§  65.) 

19.  Wird  die  zoll-  oder  steueramtliche  Behandlung  weder  durch 
den  Empfänger,  noch  gemäß  einer  Erklärung  im  Frachtbriefe  durch 
den  Absender  oder  einen  Dritten  betrieben,  so  hat  die  Eisenbahn  sie 
zu  veranlassen,  dieselbe  kann  damit  auch  einen  Spediteur  beauftragen ; 
hiermit  ist  in  zutreffender  Weise  eine  bis  jetzt  streitig  gewesene 
Rechtsfrage  entschieden.    (§  65.) 

20.  Fracht-  und  Nebengebühren  sind  von  der  Eisenbahn  in  den 
Frachtbrief  einzutragen.  Eine  dementsprechende  Vorschrift  fehlte  bis- 
her in  der  E.  V.  0.    (§  68.) 

21.  Im  Interesse  einer  gleichmäßigen  Behandlung  aller  Spediteure 
sind  die  von  den  Bahnspeditetiren  nachgenommenen  Kosten  für  die 
Anfuhr  von  Gütern  ebenso  gebührenpflichtig  wie  bei  der  Anfuhr  durch 
Privatspediteure.     (§   68.) 
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22.  Die  Eisenbahn  ist  berechtigt,  bei  Sendungen,  die  zu  ermäßigten 
Frachtsätzen  (Ausnahmetarifen)  befördert  werden  sollen,  im  Tarife 
zu  bestimmen,  ob  die  Fracht  bei  Aufgabe  des  Gutes  zu  bezahlen  oder  auf 
den  Empfänger  zu  überweisen  ist.    (§  69.) 

23.  Der  Absender  ist  unverzüglich  zu  benachrichtigen,  wenn  die 
Eisenbahn  seine   Verfügung  nicht  ausführen  kann.     (§  73.) 

24.  Nachträgliche  Verfügungen  konnten  bisher  nur  durch  Ver- 
mittlung der  Versandstation  gegeben  werden.  Dies  erforderte  oft 
einen  solchen  Zeitaufwand,  daß  der  Zweck  der  Verfügung  nicht  selten 
vereitelt  wurde.  Künftig  darf  einem  bei  der  Bestimmungsstation  un- 
mittelbar gestellten  Antrage,  die  Sendung  zurückzuhalten,  vorläufig 
entsprochen  werden.  Der  Absender  hat  jedoch  in  solchem  Falle  die 
dem  vorgeschriebenen  Muster  entsprechende  Verfügung  innerhalb  einer 
angemessenen   Frist   beizubringen.     (§   73.) 

25.  Bei  Annahmeverweigerung  steht  dem  Absender  das  volle  Ver- 
fügungsrecht auch  dann  zu,  wenn  er  das  Frachtbriefduplika.t  oder 
den  Aufnahmeschein  nicht  vorweisen  kann.  Diese  neue  Befugnis  ist 
für  den  Absender  von  großem  Werte,  weil  der  Empfänger,  der  nach 
der  Annahmeverweigerung  kein  weiteres  Interesse  an  dem  Gute  hat. 
mit  der  Eücksendung  des  ihm  übei-mittelten  Duplikats  häufig  sehr 
säumig   ist.    (§   73.) 

26.  Die  Lieferfrist  beginnt  bei  den  am  Vormittag  aufgelieferten 
Gütern  schon  um  12  Ulir  mittags  (bisher  mit  der  auf  die  Annahme 
des   Gutes  folgenden  Mittemacht).    (§  75  und  79.) 

27.  Für  bahnlagernd  gestellte  Güter  kann  künftig  Benachrichtigung 
des  Empfängers  von  der  Ankunft  im  Frachtbriefe  vorgeschrieben 
werden,     (§   75.) 

28.  Nach  §  75  der  bisherigen  E.  V.  O.  stand  für  die  Frage  der 
Haftung  der  Eisenbahn  der  Ablieferung  an  den  Empfänger  die  Ab- 
lieferung an  Zoll-  und  Revisionsschuppen  nach  Ankunft  des  Gutes  auf 
der  Bestimmungsstation  gleich.  Diese  Vorschrift  ist  durch  folgende 
ersetzt : 

,,Der  Uebergabe  des  Gutes  an  den  Empfänger  steht  gleich  die 
Uebergabe  an  die  Zoll-  und  Steuerverwaltung  in  deren  Abfertigungs- 
räumen oder  Niederlagen,  wenn  diese  nicht  unter  Verschluß  der  Eisen- 
balm  stehen".  Für  die  in  sogenamiten  Eisenbalin-Zollschuppen,  die 
von  der  Eisenbahnverwaltung  mitverschlossen  werden,  lagernden  Güter 
hat  hiernach  die  Eisenbahn  bis  zu  ihrer  Ueberweisung  an  den  Adressaten 
zu  haften.  Mit  dieser  Aendening  ist  einem  seitens  der  Aeltesten  der 
Kaufmannschaft  an  den  zuständigen  Stellen  seit  Jahren  wiederholt 
geltend  gemachten  Wunsch  (vergleiche  u.  a.  Korrespondenz  1902, 
S.  121;    1903,  S.  135,  145,  164,  172)  endlich  Rechnung  getragen  worden. 

(§    ''6-) 

29.  Das  Recht  der  Empfänger,  die  Güter  selbst  abzuholen,  soll 
dem  Wunsche  der  Verkehrsinteressenten  entsprechend  künftig  dauernd 
nur  dann  beschränkt  oder  aufgehoben  werden,  wenn  besondere  ört- 
liche Verhältnisse  dies  erfordern.    (§  78.) 

30.  Die  Eisenbahn  kann,  wenn  sie  bei  Annahmeverweigemng 
den  Verkauf  des  Gutes  selbst  vornimmt,  außer  den  baren  Auslagen 
eine  Verkaufsgebühr  erheben.  Es  hat  sich  eine  solche  Bestimmung  er- 
forderlich erwiesen,  um  dem  hier  und  da  bemerkten  Bestreben,  die 
Eisenbahn  als  Verkaufsvermittler  für  unbestellt  abgesandte  Waren  zu 
benutzen,  einen  Riegel  vorzuschieben.  Von  dem  bevorstehenden  Ver- 
kaufe soll  künftig  auch  der  Empfänger  benachrichtigt  werden,  weil 
er  sich  hierdurch  noch  zur  Annahme,  der  Sendung  bestimmen  lassen 
kann.     (§   81.) 

31.  Die  frühere  Vorschrift,  wonach  der  Entschädigungsberechtigte 
nur,  wenn  das  Gut  innerhalb  von  4  Monateü.  nach  Ablauf  der  Liefer- 
frist wieder  aufgefunden  wurde,  dessen  Zustellung  verlangen  konnte, 
ist  weggefallen.    (§  91.)  . 

32.  Ebenso  weggefallen  ist  die  bisherige  Vorschrift,  wonach  bei 
Lieferfristüberschreitungen  von  weniger  als  12  Stunden  keine  Ver- 
gütung verlangt  werden  konnte.  Die  Verkehrsinteressenten  hatten 
hierin  mit  Recht  eine  ungerechtfertigte  Verlängerung  der  ohnehin 
reichlich    bemessenen    Lieferfristen    erblickt.     (§    94.) 
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33.  Aehnlich  wie  im  internationalen  üebereinkommen  für  den 
Eisenbahnfrachtverkehr  ist  in  der  E,  V.  O.  aus  Billigkeitsgriinden  eine 
Vorschrift  aufgenommen,  wonach  bei  zu  niedriger  Angabe  des  Inter- 
esses an  der  Lieferung  mindestens  die  ohne  Angabe  des  Interesses 
zu  leistende  Frachtvergütung  beansprucht  werden  kann.    (§  94.) 

34.  Die  bisher  offene  Frage,  ob  neben  den  Ansprüchen  wegen 
Verlust,  Minderung  oder  Beschädigung  des  Gutes  noch  ein  Anspruch 
wegen  Versäumung  der  Lieferfrist  geltend  gemacht  werden  kann^ 
ist  in  bejahendem  Sinne  geregelt.    (§  94.) 

35.  Zur  Vermeidung  von  Mißverständnissen  sind  in  dem  die 
Verwirkung  der  Ersatzansprüche  behandelnden  Paragraphen  auch  die 
Gregenstände  erwähnt,  deren  Beförderung  nach  gesetzlicher  Vorschrift 
oder  aus   Gründen  der  öffentlichen  Ordnung  verboten  ist.     (§  96.) 

"Wir  haben  diese  Aenderungen  durch  unsere  ,, Korrespondenz" 
zur  Kenntnis  weiterer  Kreise  gebracht. 

Wie  bereits  im  Vorjahre  ^)  haben  wir  auch  in  diesem 
Jahre  die  Herstellung  der  Zugfolge  -  Fahrpläne  im  Be- 
nehmen mit  der  Königlichen  Eisenbahn -Direktion  Berlin  in 
größerem  Umfange  veranlaßt.  Die  Zugfolgepläne  der  Station 
Friedrichstraße  werden  in  unserem  Verkehrsbureau  zum 
Selbstkostenpreise  von  5  Pf.  pro  Blatt  des  Wochentagsplanes 
und  des  Sonntagsfahrplanes,  welche  jeder  wieder  besonders  für 
die  Richtung  von  Osten  nach  Westen  und  umgekehrt  hergestellt 
sind,  abgegeben.  Für  andere  Stadtbahnstationen  gelten  die  Zeiten 
vom  Bahnhof  Friedrichstraße  unter  Abzug  oder  Zuschlag  der 
bekannten  Zeitdifferenz. 

Gegen  die  von  der  Eisenbahn- Verwaltung  beabsichtigte 
Schließung  der  Station  Frankfurter  Allee  für  den  Tier- 
verkehr hatten  wir  seinerzeit  Stellung  genommen ;  es  unter- 
blieb diese  Maßnahme  zu  dem  beabsichtigten  Termin.  Hier- 
aus glaubten  wir  schließen  zu  sollen,  daß  die  Eisenbahn- 
Verwaltung  von  der  Schließung  in  Würdigung  unserer  Gründe 
überhaupt  abgesehen  habe.  Gegen  Ende  v.  X  wurde 
jedoch  die  Schließung  zum  1.  Juli  d.  J.  bekannt  gemacht. 
Die  bei  uns  infolgedessen  wieder  eingegangenen  erneuten 
Beschwerden  gaben  uns  Veranlassung,  die  Eisenbahn-Ver- 
waltung um  Angabe  zu  ersuchen,  ob  eventuell  inzwischen 
noch  andere  zwingende  Gründe  für  diese  Maßnahme  ein- 
getreten seien.  Hierauf  ist  uns  geantwortet  worden,  daß 
bei  der  Lage  der  Station  Frankfurter  Allee  zwischen  den 
beiden  großen  Viehverladestationen  Berlin-Zentralviehhof  und 
Magerviehhof  ein  allgemeines  wirtschaftliches  Bedürfnis  für  die 
Beibehaltung  des  Viehverkehrs  auf  der  Station  Frankfurter  Allee 
nicht  anerkannt  werden  könnte.  Auch  böten  die  marktähnlichen 
Veranstaltungen  in  der  Nähe  dieser  Station  sowohl  im  Interesse 
des  Marktverkehrs  auf  den  genannten  Viehhöfen,  wie  in  veterinär- 
polizeilicher Hinsicht  ernste  Bedenken.  Die  Tarifmaßnahme  be- 
zwecke die  Wahrung  allgemeiner  öffentlicher  Interessen,  hinter 
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denen  die  Sonderinteressen  einzelner  Personen  zurückzustehen 
hätten.  Letzteren  habe  die  Eisenbahn-Verwaltung  jedoch,  um  Härten 
zu  vermeiden,  insofern  Eechnung  getragen,  als  sie  die  Durchführung 
der  Tarif  maßnähme  bis  zum  1.  Juli  hinausgeschoben  habe.  Mit 
Rücksicht  auf  diese  Sachlage  mußte  den  Interessenten  anheim- 
gegeben werden,  etwaige  weitere  Schritte  nunmehr  selbst  bei 
der  Eisenbahn- Verwaltung  zu  unternehmen. 

Uns  waren  seinerzeit  Klagen  zugegangen,  daß  sich  die  Ab- 
fertigung der  Stückgüter  an  den  Luken  der  Güterböden  gegen 
früher  dadurch  verzögerte,  daß  die  nach  den  Erachtbriefvor- 
prüfungss teilen  gesandten  Boten  nicht  rechtzeitig  mit  den  Fracht- 
briefen zurückkämen.  Wir  hatten  diese  und  ähnliche  Beschwerden 
zum  Gegenstand  einer  Eingabe  an  die  zuständige  Eisenbahn- 
behörde gemacht  und  waren  aus  dieser  Veranlassung  amtlicher- 
seits  zu  einer  Besichtigung  der  Vorprüfungsstelle  und  der  übrigen 
Anlagen  für  den  Stückgut  verkehr  auf  dem  Anhalt-Dresdner 
Güterbahnhofe  eingeladen  worden.  Die  zu  dem  Zweck  ent- 
sandten Vertreter  des  Kollegiums  haben  mit  Literesse  von  den 
dort  neugeschaffenen  Anlagen  Kenntnis  genommen  und  den 
Eindruck  erhalten,  daß  die  Eisenbahn-Verwaltung  bemüht  ist, 
begründeten  Beschwerden  durch  Schaffung  zweckentsprechender 
Einrichtungen   abzuhelfen. 

Ende  November  1908  war  uns  von  der  Eisenbahn-Direktion 
Berlin  ein  Entwurf  des  ,, Merkbuches  für  den  Stückgutversand" 
zur  Prüfung  zugestellt  worden.  Die  von  uns  daraufhin  vor- 
geschlagenen Aenderungen  fanden  größtenteils  im  Neudruck  Be- 
rücksichtigung; auch  wurde  die  Ausgabe  auf  unseren  Vorschlag 
auf  Anfang  April  1909  verschoben,  so  daß  die  durch  die  neue 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  bedingten  Aenderungen  noch  Auf- 
nahme gefunden  haben.  Das  Merkbuch  ist  kostenlos  in  unserem 
Verkehrsbureau  erhältlich. 

Nach  der  Aus  führ  ungsbestimmung  IX  zu  §  56  der  neuen 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  ist  jeder  Wagenladung  ein  besonderer 
Frachtbrief  beizugeben,  soweit  nicht  in  den  Tarifteilen  II  Aus- 
nahmen zugelassen  sind.  Unter  den  deutschen  Eisenbahn- Ver- 
waltungen fanden  Erörterungen  statt,  ob  und  welche  Ausnahmen 
etwa  zugelassen  werden  können.  Hierbei  war  zu  berücksichtigen, 
daß  die  durch  die  Aufgabe  von  mehreren  Wagenladungen  auf 
einen  Frachtbrief  erzielte  geringe  Arbeitserleichterung  mehr  als 
aufgewogen  wird  durch  Mehrarbeit  und  Schwierigkeiten,  wenn 
aus  irgendwelchen  Betriebsgründen  (ungleichzeitige  Ankunft  vom 
Kohlenan schlußwerke;  Ueberlastung  des  Zuges;  fehlende  Bremsen  ; 
Laufunfähigkeit  einzelner  Wagen  usw.)  zusammen  mit  einem 
Frachtbrief  aufgegebene  Wagen,  sei  es  schon  von  der  Versand- 
station oder  sei  es  erst  von  einer  Unterwegsstation  aus,  voneinander 
getrennt  befördert  werden  müssen  und  infolgedessen  nicht  gleich- 
zeitig  auf   der   Bestimmungsstation   eintreffen.    In   unserer   gut- 
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achtlichen  Aeußerung  sprachen  wir  uns  dahin  ans,  daß  mit  der 
Verringerung  der  auf  einen  Frachtbrief  aufgegebenen  Wagen- 
zahl  auch  die  Gefahr  der  in  jedem  Falle  AVeiterungen  mit  sich 
bringenden  Trennung  der  Begleitpapiere  von  der  Sendung  ver- 
ringert wird,  imd  daß  wir  uns  von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
mit  der  Einschränkung  der  Wagenzahl  bei  Aufgabe  mit  einem 
Frachtbriefe  einverstanden  erklären  könnten.  Es  werde  allerdings 
vorausgesetzt,  daß  es  sich  hierbei  nur  um  den  inneren  deutschen 
Verkehr  handelt,  und  daß  im  Auslandsverkehr  mit  Rücksicht  auf 
die  Schwierigkeit  bei  der  Zollabfertigung  von  Sendungen,  deren 
gleichzeitige  Vorführung  an  der  Zollgrenze  erforderlich  ist,  z.  B. 
bei  kompletten  Maschinen  und  maschinellen  Einrichtungen,  die 
Aufgabe  von  mehr  als  3  Wagenladungen  auf  einen  Frachtbrief 
zugelassen  sein  müßte.  Selbst  im  innern  deutschen  Verkehr  möchte 
sich  dieses   Zugeständnis   in   Ausnahmefällen   empfehlen. 

Von  der  Eisenbahn- Verwaltung  war  uns  eine  Zusammen- 
stellung der  deutschen  Ort>e,  an  denen  sich  mehrere  für  den  Ver- 
sand und  Empfang  von  Eil-  und  Frachtstückgütern  einge- 
richtete Balmhöfe  befinden,  in  Plakatform  übersandt  worden. 
Wir  haben  zwecks  besserer  Benutzung  diese  Zusammenstellung 
in  handlicher  Form  als  Heft  drucken  lassen  und  geben  Druck- 
stücke davon  kostenlos  an  Interessenten  durch  unser  Verkehrs- 
bureau  ab. 

Zur  Frage  der  Beraubung  von  Gütersendungen  auf  den  Ber- 
liner Bahnhöfen  hatte  uns  die  Eisenbahndirekiion  Berlin  Ende  1908 
nahegelegt,  die  Interessenten  darauf  hinzuweisen,  daß  sie  die 
Wagen  während  der  Behandlung  bei  Abwesenheit  der  mit  der 
Be-  und  Entladung  betrauten  Bediensteten  verschließen  lassen. 
Diesen  Wunsch  haben  wir  durch  unseren  Sitzungsbericht  wie 
auch  durch  unsere  Korrespondenz  zur  Kenntnis  der  Beteiligten 
gebracht,  außerdem  die  Angelegenheit  in  einer  Sitzung  unserer 
Ständigen  Deputation  für  Speditions-  und  Verkehrswesen  zur 
mündlichen  Verhandlung  gestellt.  Man  hat  auch  hier  den  Vor- 
schlag der  Eisenbahndirektion  für  durchaus  zweckmäßig  be- 
zeichnet, indes  dabei  darauf  hingewiesen,  daß  die  Diebstähle  sich 
sehr  oft  auch  bei  Sendungen  in  offenen  Wagen  ereignen,  bei  denen 
lediglich  eine  sorgfältige  Aufsicht  der  Bahnorgane  zur  Be- 
seitigung der  jetzt  beklagten  Zustände  führen  könne.  In  unserer 
Antwort,  an  die  Ei&enbahndirektion  wurde  hierauf  besonders  auf- 
merksam gemacht  und  dazu  bemerkt,  daß  nach  einer  Veröffent- 
lichung der  Eisenbahndirektion  Breslau  in  der  Speditions-  und 
Schiffahrtszeitung  (Nr.  44  vom  30.  Okt.  1908)  ein  großer  Teil 
der  Verluste  an  Frachtgütern  auf  Beraubung  durch  Eisenbahn - 
ar heiter  zurückzuführen  sei  und  aus  diesem  Grunde  die  Dienst- 
stellenvorsteher allgemein  angewiesen  seien,  schon  bei  der  An- 
nahme von  Arbeitern  die  größte  Sorgfalt  zu  beobachten  und  nur 
solche  Leute  einzustellen,  die  sich  durch  polizeiliches  Attest  als 
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achttar  und  unbescholten  ausweisen.  Hierauf  wurde  uns  von  der 
Eisenbahndirektion  Berlin  mitgeteilt,  daß  auch  in  ihrem  Bezirke 
eine  solche   Verfügung  bestehe. 

Aui'  eine  zur  Beseitigung  mannigfacher  Zweifel  im  Verkehr 
mit  Kleinbahnen  von  uns  ergangene  Anregung  hatte  die  Staats- 
eisenbahn-Verwaltung  im  Herbst  1908  mitgeteilt,  es  solle  ge- 
prüft werden,  ob  es  zweckmäßig  sei,  noch  einige  der  wesentlichsten 
Bestimmungen  für  den  Verkehr  mit  Kleinbahnen,  soweit  sie  ein- 
heitlich für  den  Uebergangsverkehr  mit  allen  Kleinbahnen  gelten, 
in  das  gemeinsame  Heft  A  für  die  Staatsbahn-Güterverkehre  auf- 
zunehmen. Nunmehr  erhielten  wir  die  Nachricht,  daß  in  Nach- 
trag 7  zu  diesem  Heft  eine  Bestimmung  über  die  AVeiterbef örderung 
auf  Kleinbahnen  ohne  ausdrückliche  Vorschrift  des  Absenders 
aufgenommen  worden  ist,  und  daß  ein  demnäehst  erscheinender 
Nachtrag  8  Bestimmungen  bringen  wird  über  die  Signierung  von 
Stückgütern  mit  dem  Namen  der  Eisenbahnstation,  auf  der  die 
Sendung  auf  die  Kleinbahn,  übergehen  soll,  sowie  Bestimmungen 
über  die  Bedeutung  des  Freivermerks  im  Verkehr  mit  Kleinbahnen. 
Ueber  unseren  weiteren  Antrag,  in  jenes  gemeinsame  Tarif heft  auch 
Bestimmungen  über  die  Behandlung  der  mit  Naehnahmebelastung 
nach  Kleinbahnstationen  aufgegebenen  Sendungen  aufzunehmen, 
hat  man  sich  staatsbahnseitig  die  Entscheidung  noch  vorbehalten. 

Es  hatte  sich  das  Bedürfnis  herausgestellt,  in  die  Klassi- 
fikation des  deutschen  Eisenbahn-Gütertarifs  Teil  IB  unter 
Spezialtarif  III  eine  neue  Position  für  „Tonwaren"  aufzunehmen. 
Die  Eisenbahn-Verwaltung  hatte  uns  wegen  des  "Wortlautes  dieser 
Position  um  Aeußerung  ersucht,  da  bei  der  vorgeschlagenen 
Fassung  die  Befürchtung  bestand,  daß  auch  geschliffene  Ton- 
platten, die  sogenannten  Kunstplatten,  welche  vornehmlich  für 
die  Dekoration  mit  eingebrannten  Farben  angefertigt  werden,  und 
femer  die  geschliffenen  Platten  zur  Herstellung  feinerer  Gegen- 
stände, namentlich  zu  Firmenschildern,  Grabdenkmälern  und  auch 
Kunstgegenständen  nach  Spezialtarif  III  tarifieren  würden,  was 
aber  nicht  beabsichtigt  sei.  In  unserer  Antwort  betonten  wir, 
daß  auch  uns  eine  präzisere  Fassung  dieser  Position  erforderlich 
erscheine.  In  der  vom  1.  April  1909  ab  gültigen  neuen  Klassi- 
fikation lautet  infolgedessen  die  neue  Position  „Tonwaren"  „Platten 
(Fliesen)  zur  Boden-  und  AVandbekleidung". 

Nach  Teil  I B  des  deutschen  Eisenbaka-Gütertarifs  werden 
Preßrückstände  von  Kartoffeln  zu  den  Sätzen  des  Spezialtarifs  III 
abgefertigt,  für  Preßrückstände  der  Kartoffelstärkefabrikation 
(Pulpe)  wird  aber  die  Fracht  des  sog.  Rohstofftarifs  berechnet. 
Durch  diesen  verschiedenartigen  Wortlaut  wird  scheinbar  ein 
Enterschied  in  der  Tarif ierung  dieser  miteinander  identischen 
Artikel  gemacht.  Bereits  im  Jahre  1908  wajidten  wir  uns  daher 
zur  Beseitigung  von  Zweifeln  an  die  Eisenbahn-Direktion  Berlin. 
Unsere  Zweifel  wurden  jedoch  nicht  als  berechtigt  anerkannt  und 
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erst  auf  unseren  wiederholten  Antrag  Avnrde  uns  mitgeteilt,  daß 
die  Aenderung  des  Wortlautes  der  Position  im  Spezialtarif  III 
bei  der  Ständigen  Tarifbommission  der  deutschen  Eisenbahn-Ver- 
waltungen beantragt  sei.  Die  Ständige  Tarift'ommission  hat  unsere 
Bedenken  als  richtig  anerkannt  und  beschlossen,  die  betr.  Position 
im  Spezialtarif  III  wie  folgt  zu  fassen:  „Kartoffelpülpe,  Preß- 
und  Diffusionsrückstände  von  Rüben,  auch  gemahlen". 

Der  von  der  Generaldirektion  der  sächsischen  Staatsbahnen 
an  die  Ständige  Tarif kommission  gestellte  Antrag,  nach  welchem 
für  die  Frachtberechnung  von  Privatgüterwagen  und  Privat  tier- 
wagen, deren  frachtfreier  Leerlauf  nach  den  jetzigen  Bestimmungen 
die  Hegel  bildet,  in  Zukunft  das  umgekehrte  Verhältnis  platz - 
greifen  soll,  gab  uns  Veranlassung,  sowohl  die  geschäftsführende 
Verwaltung  um  Absetzung  des  Antrages  von  der  Tagesordnung 
zu  ersuchen,  damit  in  der  äußerst  wichtigen  Angelegenheit  die 
weiteren  Kreise  der  Privatwagenbesitzer  vorher  gehört  werden 
könnten,  als  auch  eine  Sitzung  der  Interessenten  zum  4.  Sept. 
zur  Besprechung  der  auf  den  deutschen  Eisenbahnen  geplanten 
Einschränkung  der  frachtfreien  Leerläufe  von  Privatgüterwagen 
einzuberufen.  Der  in  dieser  Sitzung  gefaßte  Beschluß,  gegen  den 
Antrag  Stellung  zu  nehmen,  erledigte  sich  durch  die  in  der 
Sitzung  der  Ständigen  Tarifkommission  in  Rostock  am  3./4.  Sept. 
erfolgte  Ablehnung  des  Antrages  der  Generaldirektion  der 
sächsischen  Staatsbahnen. 

Bei  der  Ständigen  Tarif  kommission  der  deutschen  Eisenbahn- 
Verwaltungen  war  der  Antrag  gestellt  worden,  der  Ziffer  140 
(neu  138)  im  Verzeichnis  der  bedeckt  zu  befördernden  Güter 
folgende  Fassung  zu  geben:  „Schiefertafeln  und  Schiefergriffel 
(Schieferstifte),  sowie  Marbel  (ausgenommen  Glasmärbel)".  Hier- 
durch sollte  die  bisher  nur  den  Steinmärbeln  zugestandene  zu- 
schlagfreie bedeckte  Beförderung  auch  auf  Ton-  (Porzellan-  und 
Steingut-)  Marbel  ausgedehnt  werden.  Begründet  wurde  der  An- 
trag damit,  daß  öeitens  der  Tonmärbelindustrie  bei  den  vielfach 
in  Wagenladungen  von  5000  kg  zur  Aufgabe  gelangenden  Sen- 
dungen Tonmärbel  der  Frachtzuschlag  von  10  o/o  insofern  schwer 
empfunden  wird,  als  die  Fracht  sowohl  für  Stein-  als  auch 
für  Tonmärbel  nach  den  Sätzen  der  Nebenklasse  A  2,  der  Zu- 
schlag indessen  nur  für  die  geringwertigeren  Tonmärbel  berechnet 
werde.  Von  der  Eisenbahndirektion  Berlin  befragt,  ob  Bedenken 
gegen  die  Dxirchführung  der  beantragten  Tarif  maßnähme  seitens 
verwandter  Industriezweige  erhoben  werden  könnten,  erwiderten 
wir,  daß  nach  den  von  uns  angestellten  Erhebungen  gegen  die 
beabsichtigte  Aufnahme  von  Tonmärbel  in  das  Verzeichnis  der 
bedeckt  zu  befördernden  Güter  Bedenken  nicht  bestehen. 

Von  verschiedenen  süddeutschen  Interessenten  war  neuerdings 
wieder  ein  Antrag  wegen  Aufnahme  vpn  „Terpentinöl,  gereinigtes 
und  ungereinigtes",  in  das  Verzeichnis  der  zur  Beförderung  in 
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Kessel-  oder  anderen  Gefäßwagen  zugelassenen  Flüssigkeiten  bei 
der  Ständigen  Tarifkommission  gestellt  worden.  Die  Eisenbahn- 
direktion Altona  hatte  als  Berichterstatterin  Anfang  1909  uns 
um  Aeußerung  ersucht,  ob  diese  Maßnahme  unter  anderem  etwa 
geeignet  wäre,  die  Monopolisierung  des  amerikanischen  Terpentin- 
handels  zum  Schaden  der  inländischen  Interessenten  zu  fördern. 
Zur  Beurteilung  dieser  Frage  war  folgendes  vornehmlich  zu  be- 
rücksichtigen:  In  die  Terpentinölversorgung  Deutschlands  teilen 
sich  Amerika  (dieses  mit  der  überwiegenden  Menge),  Südfrank- 
reich und  Nordspanien,  neuerdings  auch  Griechenland  und  Ruß- 
land; letzteres  kommt  für  Süddeutschland  nicht  in  Betracht. 
Die  Einführ  aus  Amerika  und  aus  Frankreich  sowie  Spanien  voll- 
zieht sich  in  bestimmten  Formen  und  auf  bestimmten  Wegen 
nach  den  einzelnen  Absatzgebieten.  Aus  Amerika  geht  alles 
Terpentinöl  in  Fässern  ein :  über  Hamburg  nach  Nord-  und  Ost- 
deutschland, über  Antwerpen  und  Rotterdam  auf  der  Rheinstraße 
nach  Süd-  und  Westdeutschland.  Auch  das  französische  und 
spanische  Oel  kam  früher  fast  ausschließlich  in  Fässern,  und  zwar 
über  Antwerpen.  Seit  den  letzten  Jahren  wird  es  jedoch  zum 
größten  Teile  von  den  süddeutschen  Firmen,  die  sich  auf  einen 
derartigen  Betrieb  mit  erheblichem  Kostenaufwand  eingerichtet 
haben,  in  Kesselwagen  auf  dem  Landweg  bezogen.  Der  Bezug 
in  Fässern  bringt  durch  Leckage  und  Verdunstung  einen  erheblichen 
Verlust,  der  selbst  bei  den  guten  amerikanischen  Fässern  bis  zu 
6  o/o  beträgt.  Bei  den  Bezügen  des  Terpentinöls  in  Fässern  aus 
Frankreich  ist  der  Verlust  bedeutend  höher.  Die  Verhältnisse 
bringen  es  mit  sich,  daß  für  den  Hamburger  Großhandel  die 
Möglichkeit,  das  stets  in  Fässern  eingehende  amerikanische  Ter- 
pentinöl im  Inlande  in  Kesselwagen  weiter  zu  verfrachten,  aller- 
dings nur  von  geringem  Nutzen  wäre.  Anderseits  wird  ihm  durch 
die  Zulassung  eine  wesentliche  Schädigung  nicht  erwachsen.  Schon 
durch  die  jetzigen  Preis-  und  Frachtverhältnisse  ist  nach  An- 
gabe der  beteiligten  süddeutschen  Kreise  das  deutsche  Wirtschafts- 
gebiet für  den  deutschen  Terpentinölhandel  in  zwei  genau  zu 
unterscheidende  Interessengebiete  geteilt,  deren  Grenze  etwa  über 
Hof-Cassel-Münster  verläuft.  Südlich  und  westlich  dieser  Linie 
kann  der  Hamburger  Handel  selbst  unter  Benutzung  der  Elbe 
bis  Riesa  den  Wettbewerb  mit  dem  über  Antwerpen  und  Rotterdam 
eingehenden  Terpentinöl  nicht  aufnehmen.  Ebensowenig  kann  der 
süddeutsche  Handel  mit  französischem  Terpentinöl  nördlich  jener 
Linie  Geschäfte  mit  Vorteil  abschließen.  Schließlich  handelt  es 
sich  nicht  um  Schaffung  neuer  Frachtverhältnisse,  sondern  nur 
um  die  Legalisierung  eines  seit  Jahren  bestehenden  Zustandes ;  un- 
günstige Rückwirkungen  und  Absatzverschiebungen  hatten  sihon 
lange  fühlbar  werden  müssen.  Die  Befürchtungen  vor  Monopoli- 
sierung des  deutschen  Terpentinölhandels  in  amerikanischen  Händen 
werden  auch  in  süddeutschen  Kreisen  nicht  geteilt,  da,  wie  Ziffern 
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mäßig  nachgewiesen  wurde,  der  Preisunterschied  zuungunsten 
des  amerikanischen  Erzeugnisses  diese  Monopolbestrebungen  als 
nicht  gefahrdrohend  erscheinen  läßt.  Daß  sich  endlich  in  Ham- 
burg ein  amerikanischer  Tankverkehr  entwickeln  und  mit  Hilfe 
der  Kesselwagenbeförderung  zum  Schaden  des  Hamburger 
Zwischenhandels  die  Verbrauchsplätze  selbst  versorgen  könnte,  ist 
kaum  wahrscheinlich.  Dagegen  spricht  der  eingelebte  Bezug  des 
Terpentinöls  auf  den  Wasserstraßen  innerhalb  des  von  Hamburg 
aus  überhaupt  bedienungsfähigen  Absatzfeldes ;  gegen  den  Wasser- 
weg wird  auch  eine  größere  Frachtermäßigung,  als  sie  die  Kessel- 
wagenbeförderung gewährt,  nicht  aufkommen  können.  Im  ganzen 
ist  denn  auch  die  Einfuhr  aus  Frankreich  seit  1902  erheblich 
gestiegen,  während  jene  aus  Amerika  zurückgegangen  ist.  In 
unserer  Aeußerung  vom  21.  Jan.  1909  sprachen  wir  uns  bezug- 
nehmend auf  ein  bereits  früher  in  dieser  Angelegenheit  abgegebenes 
Gutachten  dahin  aus,  daß  wir  die  Aufnahme  sowohl  von  Terpen- 
tinöl, gereinigtem  und  ungereinigtem,  als  auch  von  Kienöl,  roh 
und  gereinigt,  in  das  Verzeichnis  der  zur  Beförderung  in  Kessel- 
wagen zugelassenen  Flüssigkeiten  befürworteten.  Wir  waren  der 
Ansicht,  daß  durch  die  beantragte  Erweiterung  des  Verzeichnisses 
der  Kessel wagengüter  eine  Stärkung  von  Monopolbestrebungen 
des  amerikanischen  Terpentinhandels  um  so  weniger  zu  erwarten 
ist,  als  die  sich  steigernde  Terpentinölproduktion  in  anderen 
Ländern  Schwierigkeiten  bei  der  Versorgung  des  deutschen  Marktes 
hintanhalten  wird. 

Nach  den  im  deutschen  Gütertarif  Teil  II,  Gemeinsames 
Heft  A,  für  Ausfuhrgüter  enthaltenen  Bestimmungen  wird  bei 
den  zur  Ausfuhr  über  See  mit  einem  Frachtbriefe  aufgegebenen 
Stückgutsendungen,  von  denen  ein  Teil  nicht  zur  Ausfuhr  ge- 
langt, die  Inlandsfracht  für  die  ganze  Frachtbriefsendung,  also 
auch  für  den  ausgeführten  Teil  der  Sendung  erhoben.  Wir  hatten 
deshalb  die  Eisenbahn- Verwaltung  ersucht,  auf  eine  entsprechende, 
Aenderung  dieser  Bestimmungen  hinwirken  und  dafür  Sorge 
tragen  zu  wollen,  daß  für  den  Verfrachter  ein  billiger  Ausgleich 
geschaffen  werde.  Die  hierdurch  erforderliche  Aenderung  der 
Kon  troll  Vorschriften  lehnte  jedoch  die  Eisenbahn- Verwaltung  mit 
Rücksicht  auf  eine  wirksame  Kontrolle  der  Ausfuhrgüter  ab 
und  konnte  auch  nicht  eine  Berücksichtigung  solcher  Fälle  im 
Reklamationswege    in   Aussicht   stellen. 

Bei  der  Eisenbahn- Verwaltung  war  von  interessierter  Seite 
der  Antrag  gestellt  worden,  für  leichte  Steinkohlenteeröle 
(Benzol,  Toluol,  Xylol,  Solventnaphta)  mit  einem  spezifischen 
Gewicht  von  unter  0.950.  aber  über  0,850  und  einer  Viskosität 
von  höchstens  2,6  bei  20 '^  C.  von  oberschlesischen  Produktions- 
stätten nach  verschiedenen  deutschen  und  ausländischen  Stationen 
die  gleichen  Frachtermäßigungen  zu  gewähren,  die  das  aus- 
ländische  Bohbenzin   bereits   genießt.    Wir  haben   uns   zu  dieser 
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Frage  gutachtlich  dahin  geäußert,  daß  eine  solche  Fracht- 
ermäßigung im  Interesse  der  deutschen  Benzolindustrie  durchaus 
wünschenswert  sei.  Es  sei  zutreffend,  daß  sich  das  einheimische 
Benzol  usw.  mit  dem  ausländischen  Rohbenzin  in  einem  starken 
Konkurrenz  kämpfe  befindet,  und  daß  unsere  Benzolindustrie  seit 
langer  Zeit  bemüht  ist,  sich  durch  Verwendung  des  von  den 
oberschlesischen  Produktionsstätten  erzeugten  Benzols  von  dem 
aus  dem  Auslande  eingeführten  und  bedeutenden  Preisschwan- 
kungen unterliegenden  Rohbenzin  unabhängig  zu  machen.  Durch 
eine  Tarif h er absetzung  würde  dem  industriellen  Interesse  des 
Berliner  Bezirks,  nach  dem  ein  großer  Absatz  dieser  Artikel 
teils  zu  chemischen  Zwecken,  teils  für  Motore  stattfindet,  Rech- 
nung getragen  werden. 

Nach  den  Bestimmungen  des  sogenannten  Saatguttarifs  wird 
bei  Aufgabe  der  Sendung  von  anderen  als  Saatgutzüchtereien 
oder  Saatgutwirtschaften  der  Unterschied  zwischen  der  gewöhn- 
lichen und  der  ermäßigten  Fracht  nur  dann  erstattet,  wenn  der 
im  Frachtbriefe  genannte  Empfänger  erklärt,  daß  die  Sendung 
von  ihm  im  eigenen  landwirtschaftlichen  Betriebe  verwendet 
oder  an  Landwirte  und  landwirtschaftliche  Betriebe  zur  Aus- 
saat abgegeben  worden  ist.  Diese  Fassung  des  Tarifs  schließt, 
wie  die  Praxis  immer  mehr  gezeigt  hat,  für  eine  große  Zahl 
von  Fällen  die  Benutzung  dieses  Tarifs  durch  den  Handel  aus, 
besonders  da,  wo  der  Händler  im  Frachtbriefe  als  Versender 
und  Empfänger  in  einer  Person  auftritt  und  bei  der  Empfangs- 
station Verfügung  trifft,  das  Gut  einem  anderen  Empfänger 
auszuhändigen.  Wir  hatten  deshalb  im  Anschluß  an  frühere 
ähnliche  Schritte  an  die  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  sowie 
für  Handel  und  Gewerbe  die  Bitte  gerichtet,  dafür  einzutreten, 
daß  die  ermäßigten  Sätze  im  Rückvergütungswege  dann  ange- 
rechnet werden,  wenn  der  schließliche  Empfänger  (oder  gegen 
dessen  Zession  der  Zwischenempfänger)  unter  Beifügung  der 
Frachtbriefe  erklärt,  daß  die  Sendung  vom  Zeitpunkte  ihrer 
Auflieferung  bis  zur  Abnahme  auf  der  endgültigen  Bestimmungs- 
station ohne  Umladung  in  einem  und  demselben  Eisenbahn- 
wagen bis  zur  Abnahmestation  Beförderung  gefunden  bat.  Die 
Bereitwilligkeit,  dies  durch  Vorlegung  der  Bücher  usw.  zu 
beweisen,  wäre  daneben  noch  außerdem  zu  erklären.  Der 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  hatte  diesen  Antrag  zur  Be- 
ratung der  Ständigen  Tarifkommission  der  deutschen  Eisen- 
bahnen überwiesen,  welche  vorschlug,  den  Wortlaut  des  §  46 
des  deutschen  Eisenbahn-Gütertarifs,  Teil  I  B,  entsprechend  ab- 
zuändern. Die  Durchführung  dieser  Aenderung  im  Tarifwege 
steht  zum  1.  April  1910  zu  erwarten. 

Von   amtlicher   Seite   waren  wir  unterm   19.    Mai   1909   um 
Veußerung  ersucht,  in  welchem  prozentualen  Verhältnis  Möbel-      ^ver^acklm^l!'' 
wagen    und    Liftvans    einerseits    Transportzwecken,   andererseits  mittel 
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Verpackungszwecken  dienen,  um  hierdurch  einen  Maßstab 
gewinnen  für  die  den  gesandtschaftlichen  und  Konsul atsbeamteii 
bei  Umzügen  zu  gewährenden  Entschädigungen.  In  unserem 
Gutachten  wurde  festgestellt,  daß  sowohl  Möbelwagen  wie  Lift- 
vans  in  gleichem  Maße  dem  Transport  von  Möbeln  und  Haus- 
geräten dienen,  und  zwar  werden  erstere  in  der  Hauptsache  bei 
Transporten  auf  dem  Eestlande,  letztere  für  den  Seetransport, 
benutzt.  Es  erscheine  daher  nicht  gerechtfertigt,  bei  Verpackung 
von  Möbeln  in  Liftvans  diese  nur  als  Verpackungszwecken 
dienend  anzusehen,  vielmehr  müßten  Möbelwagen  wie  Liftvans- 
bei  Transporten  auf  dem  Festlande  zu  90  o/o  als  Transportmittel 
und  zu  10  o/o  als  Verpackungsmittel  bewertet  werden.  Die  Ge- 
pflogenheit, für  die  Benutzung  von  Liftvans  bei  Seetransporten 
keine  Entschädigung  zu  gewähren,  könne  leicht  in  der  Praxis 
zum  Schaden  der  Reichskasse  ausschlagen.  Transporte  vom 
europäischen  Festlande  nach  Schweden  oder  Norwegen  könnten 
sowohl  auf  dem  Landwege  mit  Möbelwagen,  als  auch  auf  dem 
Seewege  per  Liftvans  ausgeführt  werden.  Ein  Gleiches  treffe- 
auch  zu  bei  Transporten  nach  Portugal,  Spanien,  Italien  und 
der  Türkei.  In  den  meisten  Fällen  wird  der  Seetransport  per 
Liftvans  billiger  sein,  als  der  Landtransport  per  Möbelwagen. 
Ebenso  habe  sich  herausgestellt,  daß  die  Frachtkosten  nach 
England  mit  Liftvans  niedriger  sind  wie  bei  der  Verpackung^ 
in  Kisten.  Es  müsse  daher  als  wünschenswert  bezeichnet  werden, 
daß  Liftvans  bei  Transporten  innerhalb  Europas  auch  auf  dem 
Wasserwege  als  Transportmittel  betrachtet  werden,  und  würde- 
das  Verhältnis  in  diesem  Falle  mit  15  o/o  der  Gesamttransport- 
kosten   als    dem    Verpackungszweck    dienend    zu    beziffern    sein. 

Bei  der  Eisenbahnverwaltung  war  ein  Antrag  auf  Zulassung- 
von  Privatgüterwagen  zur  Beförderung  von  Zigarren  gestellt 
worden.  In  der  Begründung  wurde  zugegeben,  daß  ein  Bedürfnis- 
für diese  Zulassung  bisher  sich  nicht  allgemein  geltend  ge- 
macht habe.  Das  läge  aber  lediglich  daran,  daß  die  Fabrikation 
von  Zigarren  vielfach  im  Wege  der  Heimarbeit  erfolge,  jeden- 
falls in  so  wenig  umfangreichem  Maße  zentralisiert  sei,  daJi- 
ein  Transport  in  großen  Massen  zu  den  Seltenheiten  gehöre. 
Wo  aber,  wie  bei  den  Petenten,  welche  große  Fabriken  besitzen,, 
die  Zentralisation  durchgeführt  sei,  sei  auch  ein  Bedürfnis  für- 
den  Transport  in  Privatgüterwagen  unbedingt  vorhanden. 
Auf  das  Ersuchen,  uns  zu  dem  Antrage  vom  Standpunkte 
der  hiesigen  Tabakinteressenten  zu  äußern,  mußten  wir  die 
Begründung  als  zutreffend  bezeichnen.  Tabak  sei  gegen 
Gerüche  und  Feuchtigkeit  sehr  empfindlich,  besonders  frische 
Zigarren,  die  einen  nochmaligen  Fermentationsprozeß  durch- 
machen, selbst  bei  Verpackung  in  starken  Umkisten.  Während 
diese  Eigenschaft  z.  B.  für  Importen  durch  Aufnahme  von  See- 
wassergeschmack während  der  Seereise  zweckdienlich  sei,  sei  sie- 
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für  die  einheimische  frische  Zigarre  oft  von  großem  Schaden. 
Die  Interessenten  hätten  wiederholt  Fälle  gehabt,  in  denen  die 
Ware  auf  dem  Transport  durch  andere  beigelagerte  Güter  gelitten 
habe,  und  hätten  die  Eisenbahn  für  den  Schaden  haftbar  machen 
müssen.  Es  sei  daher  die  Aufnahme  von  Zigarren  und  Tabak- 
fabrikaten in  das  Verzeichnis  der  zur  Beförderung  in  Privat- 
güterwagen zugelassenen   Güter  zu  befürworten. 

Die  Eisenbahnverwaltung  hatte  uns  im  Jahre  1908  ztir 
Aeußerung  über  die  Aufnahme  von  Häcksel  in  den  Rohstofftarif 
aufgefordert.  Wir  hatten  diese  Aufnahme  aus  verschiedenen 
Gründen  befürwortet. i)  Mit  Gültigkeit  vom  1.  Aug.  1909  ist 
der  Artikel  Häcksel  auf  den  preußisch-hessischen  und  olden- 
burgischen Staatsbahnen  bei  Frachtzahlung  für  das  wirklich  ver- 
ladene Gewicht,  mindestens  für  10  t  für  den  Frachtbrief  und 
Wagen,  nach  den  Sätzen  des  Ausnahmetarifs  2  (Rohstofftarifs) 
abzufertigen. 

Bei  der  Eisenbahnverwaltung  war  angeregt  worden,  die  ober- 
schlesischen  Eisenversandstationen  und  die  Empfangsstationen  von 
Groß-Berlin  in  den  Ausnahmetarif  8  für  Eisen  des  Spezialtarifs  III 
(Ziffer  1  a — d)  aufzunehmen.  Zur  Aeußerung  aufgefordert,  haben 
wir  uns  für  diese  Tarif  er  Weiterung  ausgesprochen.  Wenn  der 
Versand  dieser  Eisensorten  von  Oberschlesien  zurzeit  auch  nicht 
]iol angreich  sei,  so  wäre  die  Frachtverbilligung  doch  bei  den 
hohen  Produktionskosten  Groß-Berlins  sehr  zu  begrüßen,  um  so 
mehr  als  sie  auch  die  Möglichkeit  bieten  würde,  die  hier  in 
Betracht  kommende  ausländische  Konkurrenz  erfolgreicher  als 
bisher   zu  bekämpfen. 

Im  Jahre  1907  war  zur  leichteren  Versorgung  des 
Landes  mit  frischem  Fleisch  von  Schlachtvieh  ein  Aus- 
nahmetarif eingeführt  worden,  dessen  Ausdehnung  auf 
Fleisch  von  frisch  geschlachteten  Pferden  jetzt  beabsichtigt 
Avurde.  In  der  hierüber  eisenbahnseitig  von  uns  einge- 
holten Aeußerung  antworteten  wir,  daß  allerdings  eine  Tarif- 
ermäßigung geeignet  sein  würde,  den  Konsum  von  Pferdefleisch 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  zu  vergrößern  und  wir  uns  des- 
halb gegen  die  Maßnahme  solange  nicht  aussprechen  könnten, 
als  die  Einfuhr  von  lebendem  Schlachtvieh  und  Erzeugnissen 
des  geschlachteten  Viehs  erschwert  ist.  Wir  hielten  es  für  be- 
dauerlich, daß  keine  Erleichterung  für  diese  Einfuhr  geschaffen 
wird,  weil  dadurch  eine  zweckmäßigere  und  wünschenswertere 
Ernährung  der  hauptsächlich  in  Frage  kommenden  ärmeren  Be- 
völkerung herbeigeführt  werden  würde. 

Auf  eine  Anfrage  der  Eisenbahn-Direktion  Berlin  über  die 
Verlängerung  der  Gültigkeitsdauer  des  am  1.  Jan.  1907  zur 
TjiQderung  der  Fleisch  teuerung  eingeführten  Ausnahmetarif  es  für 
-Fleisch  von  frischgeschlachtetem  Vieh,  welche  mit  dem  31.  Dez. 

1)   Berl.   Jahrb.    1908,   I,    S.    526. 


Aufnahme     voa 

Häcksel    in  den 

Rohstofftarif, 


Kiabeziehun-- 

der  ober- 
schlesischeii 
Kisenv^rsand- 
stationeu  und 
der    Empfangs- 
stationen von 
Groß  -  Berlin  in 
den  Ausna'  uie- 
tarif  S  für  Eiser, 
des  Spezial- 
tarif.s  m. 


Ausdehnung- 
des  Aus  nahm  e- 
tarifs  fürFleisch 
von    frischge- 
schlachtetem 
Vieh  avif  solch'^s 
von   frischge- 
schlachietei; 
Pferden. 


Verlängerung- 
der  Gültigkeits- 
dauer des  Aus- 
nahmetarifs  für 
Fleisch  von 
frisch  ge- 
schlachtetem 
Vieh. 


550     Teil  II.    Wirksamkeit  der  Aeltesten.  Gesetzgebung  u.  Verwaltung. 


Unstiinmig:- 
keiten    in     den 
Getreiiefracht- 
sätzea  im  Ver- 
keür     zwischen 
Stationen  der 
Direkt)  onsbe- 
zirke  K3nis?s- 
berg.  Dan  zig, 
Brombprg    und 
Posen  einerseits 
11.  den  Stationen 
des     Bezirkes 
Berlin  anderer- 
seits. 


1909  abläuft,  antworteten  wir,  daß  die  Fleisch  teuer  iing  noch 
immer  als  eine  drückende  Last,  insbesondere  von  den  mittleren 
und  unteren  Ständen,  empfunden  werde.  Eine  durchgreifende 
Besserung  dieser  Verhältnisse  würde  nur  durch  Aufhebung  oder 
wesentliche  Milderung  der  Absperrungsmaßregeln  gegen  die  Zu- 
fuhr ausländischen  Fleisches  erreicht  werden  können.  Obgleich 
wir  von  der  Aufrechterhaltung  des  Ausnahmetarifs  eine  nennens- 
wert« Wirkung  nicht  erwarteten,  wurde  die  Verlängerung  seiner 
Gültigkeitsdauer  von  uns  befürwortet,  da  der  genannte  Tarif 
immerhin  geeignet  ist,  ein  gewisses  Maß  von  Erleichterung  herbei- 
zuführen, insbesondere  lokalen  Preistreibereien  auf  dem  Fleisch- 
markt  entgegenzuwirken. 

Bei  der  Ermittlung  von  Getreidefrachtsätzen  aus  dem  ,, Be- 
sonderen Tarifheft  F"  im  Verkehr  zwischen  den  Stationen  der 
Direktionsbezirke  Königsberg,  Danzig,  Bromberg  und  Posen 
einerseits  und  den  Stationen  des  Direktionsbezirks  Berlin  anderer- 
seits ergeben  Umkartierungen  auf  Unterwegsstationen  unter  Be- 
nutzung vorhandener  Ausnahmetarife  vielfach  wesentlich  billigere 
Frachten  als  die  direkten  Frachtsätze  des  Spezialtraifs  I.  So 
beträgt  z.  B.  für  die  Relation  Posen — Strausberg  der  Frachtsatz : 
a)  bei  Umkartier ung  in  Elsenmühle  111  Pf.,  b)  direkt  nach 
Spezialtarif  I  120  Pf.  für  100  kg.  Ferner  sind  im  Ausnahme- 
tarif 10  füi'  Getreide  in  einzelnen  Fällen  Frachtsätze  nach  dem 
Versandorte  näher  gelegenen  Stationen  höher  als  für  weiter 
gelegene  Empfangsplätze,  obwohl  die  Eisenbahn-Verwaltungen, 
entsprechend  einem  Bundesratsbeschlusse  aus  dem  Jahre  1877 
nach  der  bisherigen  Uebung  diesen  Umständen  durch  Ueber- 
tragung  der  billigeren  Sätze  der  weiter  gelegenen  Station  auf 
die  näher  gelegene  vielfach  Rechnung  getragen  haben  und  auch 
in  dem  genannten  Ausnahmetarife  diese  Uebertragung  in  ver- 
schiedenen Relationen  erfolgt  ist.  Es  beträgt  beispielsweise  die 
Fracht  für  100  kg  Getreide  von  Dombrowka  nach  Friedrichs- 
hagen bei  einer  Entfernung  von  228  km  115  Pf.,  und  von  Dom- 
browka nach  Köpenick  bei  231  km  116  Pf.,  dagegen  von  Dom- 
browka nach  Rummelsburg  bei  237  km  nur  107  Pf.  Anderer- 
seits sind  Sätze  in  den  Ausnahmetarif  10  für  Getreide  auf- 
genommen, die  höher  sind  als  die  normalen  Frachten  nach  der 
Allgemeinen  Kilometertariftabelle  bzw.  nach  dem  Ostbahn- 
staffeltarif. Die  aufgeführten  Unstimmigkeiten  bewirken,  daß 
die  billigeren  Frachtsätze  nur  denjenigen  Verfrachtern  zugute 
kommen,  denen  die  niedrigeren  Sätze  bekannt  sind,  während  alle 
übrigen  die  höheren  Frachten  bezahlen  müssen.  Aus  diesem  An- 
lasse und  um  die  Frachtreklamationen  möglichst  zu  verringern,, 
haben  wir  bei  der  zuständigen  Eisenbahn-Verwaltung  beantragt^ 
die  Differenzen  zu  beseitigen  und  im  Interesse  des  Getreide- 
handels stets  die  billigsten  Frachtsätze  in  die  Tarife  aufzu- 
nehmen.    Diesem   Antrage    hat     die   Eisenbahn- Verwaltung   cnt- 
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Sprüchen   und   die   bemängelten   Differenzen   im   Verfügungswege 
berichtigen  lassen. 

Wir  hatten  uns  seinerzeit  für  eine  Ermäßigung  der  Fracht- 
sätze für  Apfelsinen  und  Zitronen  von  Hamburg  nach  sächsi- 
schen und  schlesischen  Plätzen  unter  der  Bedingung  ausge- 
sprochen, daß  auch  der  Platz  Berlin  dieser  Ermäßigung  teil- 
haftig werde,  da  andernfalls  störend  in  die  bestehenden  Wett- 
bewerbverhältnisse in  Brandenburg,  Sachsen  und  Schlesien  ein- 
gegriffen w^ürde.  Da  die  Eisenbahn-Verwaltung  wegen  der  zu 
erwartenden  Frachtausfälle  auf  eine  Ermäßigung  der  Frachtsätze 
für  Berlin  nicht  glaubte  eingehen  zu  können,  so  hatte  sie  uns 
einen  staffelartigen  Aufbau  des  Tarifs,  der  lediglich  den  süd- 
lichen Teil  von  Schlesien,  nördlich  begrenzt  etwa  durch  die 
Linie  Breslau  -  Liegnitz  -  Hirschberg,  trifft,  in  Vorschlag  ge- 
bracht, gegen  dessen  Einführung  von  interessierter  Seite  Be- 
denken nicht  erhoben  worden  waren. 

Von  Getreidehändlern  war  bei  uns  darüber  Klage  geführt 
worden,  daß  die  Freilagerfrist  füi^  Getreide  und  Mehl  auf  dem 
hiesigen  Hamburg-Lehrter  Güterbahnhofe  auf  7  Tage  beschränkt 
bleibe,  während  sie  in  den  Vorjahren  um  dieselbe  Zeit,  d.  h. 
in  deiL  Sommermonaten,  eisenbahnseitig  ohne  weiteres  auf  14  Tage 
verlängert  worden  wäre.  Es  gebe  hierfür  um  so  weniger  eine 
Erklärung,  als  die  Getreide-  und  Mehlzufuhr  dort  sehr  gering 
und  der  Güterboden  halb  leer  sei.  Da  eine  kurze  Lagerfrist 
die  Händler  in  ihren  Geschäftsdispositionen  wesentlich  beschränkt, 
so  haben  wir  die  Eisenbahn- Verwaltung  ersucht,  baldmöglichst 
die  lagerzinsfreie  Zeit  auf  dem  Hamburg-Lehrter  Güterbahnhof 
von  7  auf  14  Tage  zu  erhöhen.  Diesem  Antrage  ist  umgehend  ent- 
sprochen  worden. 

.  Auf  die  Mitteilung,  daß  es  in. der  Absicht  der  preußischen 
Staatseisenbahn- Verwaltung  liege,  für  die  Befüllung  von  Kessel- 
wagen neue  Bestimmungen  zu  treffen,  sind  wir  nach  eingehenden 
Verhandlungen  mit  dem  größten  Teile  von  Kesselwagenbesitzern 
im  Februar  1909  bei  dem  Eisenbahn-Zentral amt  in  einem  Gut- 
achten vorstellig  geworden.  Li  demselben  wurde  u.  a.  ausge- 
führt, eine  mehrere  Jahrzehnte  umfassende  Erfahrung  habe 
gelehrt,  daß  man  in  dieser  Hinsicht  den  Wageneigentümern  Ver- 
trauen entgegenbringen  könne,  und  deshalb  gebeten,  von  dem 
Erlaß  neuer,  dem  Verkehr  beschwerlicher  Bestimmungen  Abstand 
zu  nehmen.  Das  Eisenbahn-Zentralamt  hat  uns  hierauf  mitgeteilt, 
es  werde  Sorge  getragen  werden,  daß  eine  Schädigung  der  Be- 
teiligten nicht  eintritt. 

Die  überraschend  erfolgte  Kündigung  der  Anlage  VII  zum 
Vereinswagenübereinkommen  (Einrichtung  und  Behandlung  der 
Kesselwagen)  seitens  der  österreichischen  Staatseisenbahn- Ver- 
waltung zum  1.  Jan.  1910  veranlaßte  uns,  in  einer  Sitzung 
der  Privatkesselwagenbesitzer  zu  dieser  Angelegenheit  Stellung 
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zu  nehmen  und  über  die  zli  treffenden  Maßnahmen  zu  beraten. 
Die  Versammlung  vertrat  die  Auffassung,  daß  die  Kündigung 
den  Zweck  verfolgt,  an  die  Stelle  der  jetzigen  anderweite  Be- 
stimmungen des  Kessel  Wagenübereinkommens  zu  setzen,  mit  der 
Wirkung,  die  Verwendung  der  bei  den  deutschen  Eisenbahnen 
eingestellten  Privatkesselwagen  für  Transporte  nach  und  von 
Oesterreich  zu  erschweren  oder  zu  verhindern.  Es  Avurde  die 
Befürchtung  ausgesprochen,  daß  sowohl  die  deutsche  Kessel- 
wagenindustrie als  auch  die  auf  Benutzung  von  Kesselwagen 
angewiesenen  Verfrachter  durch  neue,  ungünstigere  Bestimmungen 
schwer  benachteiligt  würden.  Nach  eingehender  Besprechung 
wurde  beschlossen,  eine  abwartende  Haltung  anzunehmen,  bis 
bestimmte  Nachrichten  über  die  Stellungnahme  der  deutschen 
Eisenbahn-Verwaltungen  vorliegen.  Inzwischen  ist  bekannt  ge- 
worden, daß  die  österreichische  Staatsbahn- Verwaltung  dem  von 
der  geschäftsführenden  Verwaltung  des  Vereins  deutscher  Eisen- 
bahn-Verwaltungen gemachten  Vorschlage  —  die  jetzigen  Be- 
stimmungen bis  zur  Erledigung  der  schwebenden  Verhandlungen 
und  Fertigstellung  neuer  Bestimmungen,  d.  h.  bis  zum  31.  Dez*. 
1910,  in  Geltung  zu  lassen  —  zugestimmt  hat,  so  daß  erst  das 
Ergebnis  der  voraussichtlich  im  Frühjahr  1910  stattfindenden  Ver- 
handlungen der  Eisenbahn- Verwaltungen  abgewartet  werden  muß. 
uebeistäude^  im  J){^x  ^uf  dcu  dcutscheu  Bahnen  für  die  Umbehandlung  (Um- 

innprs-_(Umkar-  karticrung)  von  Gütern  auf  Grund  des  sogenannten  Umbehand- 
lungs-Tarifs  bestehenden  Bestimmungen  weichen  in  wesentlichen 
Punkten  voneinander  ab.  Dieser  Zustand  birgt  für  die  Verfrachter 
vielfach  Härten  in  sich.  Wir  haben  daher  in  einer  Eingabe  an 
die  zuständige  Aufsichtsbehörde  auf  diesen  Uebelstand  aufmerksam 
gemacht  und  hierbei  besonders  darauf  hingewiesen,  daß  die  Be- 
stimmungen der  bayerischen  und  württemtergischen  Staatsbahnen 
und  der  Eeichseisenbahnen  dem  Publikum  eine  weit  größere  An- 
wendungsmöglichkeit bieten  als  diejenigen  der  preußischen  und 
sächsischen  Staatsbahnen.  Während  nämlich  jener  Tarif  für  erstere 
auch  im  innerdeutscJien  Verkehr  in  Verbindung  mit  Ausnahme- 
tarifen Geltung  hat,  findet  er  für  die  letzteren  im  allgemeinen 
nur  bei  Ausnahmetarifen  für  den  Export  nach  dem  Auslande 
Anwendung.  Ferner  darf  die  Umbehandlung  zu  den  ermäßigten 
Sätzen  des  Umkartierungstarifs  im  Verkehr  zwischen  Bayern  und 
Württemberg  auf  den  Uebergangsstationen  erfolgen,  in  allen 
andern  Fällen  aber  ist  dieselbe  auf  einer  den  Verkehr  mit  einer 
andern  Bahn  vermittelnden  Uebergangsstation  ausgeschlossen.  Die 
Unzuträglichkeit  dieser  Abweichungen  wurde  von  uns  an  ver- 
schiedenen Beispielen  dargetan,  und  es  wurde  der  Antrag  gestellt, 
dem  Umkartierungstarif  eine  für  alle  deutschen  Bahnen  einheitliche 
Fassung  nach  der  Richtung  zu  geben,  daß  die  bemängelten  Ein- 
schränkungen fallen  gelassen  und  auch  im  Verkehr  mit  dem 
Auslande  der  Umkartierung-  auf  den  Grenzstationen  gewisse  Er- 
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mäßigungen  zugebilligt  werden,  damit  der  Umkartierungstarif 
das  werde,  was  er  in  Wirklichkeit  sein  soll,  nämlicJi  eine  Er- 
gänzung der  fehlenden  direkten  Verkehrsbeziehungen.  Das 
Keichs-Eisenbahnamt  hat  inzwischen  Veranlassung  genommen, 
sich  mit  den  beteiligten  Bundesregierungen  in  der  Frage  in  Ver- 
bindung  zu   setzen. 

Die  Staatseisenbahn- Verwaltung  beabsichtigte,  in  dem  direkten 
ostdeutsch-ungarischen  Verkehr  einen  Ausnahmetarif  für  Äcker- 
geräte und  landwirtschaftliche  Maschinen  zu  erstellen,  und  hatte 
uns  um  Aeußerung  ersucht,  für  welche  deutschen  Stationen  und 
nach  welchen  ungarischen  Stationen  ein  solches  Bedürfnis  haupt- 
sächlich vorhanden  wäre.  Durch  Umfrage  in  den  beteiligten 
Kreisen  stellten  wir  fest,  daß  die  Stationen  Berlin-Schlesischer-, 
Görlitzer-,  Anhalt-Dresdener-  sowie  Hamburg-Lehrter  Bahnhof, 
ferner  Lichtenberg-Friedrichsfelde,  Beinickendorf,  Bummelsburg- 
Eangierbahnhof,  Tegel,  Tempelhof,  Schlachtensee  und  ungarischer- 
seits  die  Stationen  Budapest,  Eszek,  Pozsony  (Preßburg),  Szeged 
und  Zagrab  in  diesen  Ausnahmetarif  aufzunehmen  sein  würden. 

"Wiederholt  hatten  wir  unter  Hinweis  auf  die  fortgesetzte 
Beraubung  und  Beschädigung  russischer  Eiersendungen  an  die 
beteiligten  Eisenbahnverwaltungen  das  Ersuchen  gerichtet,  dafür 
einzutreten,  daß  bei  der  Einstellung  von  sogenannten  ümsetz- 
wagen  (System  Breidsprecher),  die  ohne  Umladung  von  den 
breiteren  russischen  Gleisen  übergehen  können,  neben  anderen  in 
erster  Keihe  auf  den  bekanntlich  sehr  beträchtlichen  Eierverkehr 
von  russischen  nach  deutschen  Stationen  Bücksicht  genommen 
Averde,  der  unter  dem  Warenverlust  durch  Bruch  bei  der  Um- 
ladung s'^hr  zu  leiden  habe.  Auf  eine  erneute  Anregung  wurde 
uns  mitgeteilt,  daß  nach  den  mit  den  russischen  Bahnen  getroffenen 
Abmachungen  diese  Wagen  bisher  nur  im  Verkehr  zwischen 
Stationen  der  St.  Petersburg-Warschauer,  der  Moskau- Brester,  der 
Südwestbahnen  sowie  der  Weichselbahnen  einerseits  und  einzelnen 
deutschen  Ostseehäfen  sowie  im  Verkehr  mit  Schlesien  andererseits 
benutzt  werden  könnten.  Nach  den  neuerdings  über  diese  An- 
oelegenheit  zwischen  den  Eisenbahnverwaltungen  gepflogenen 
^^erhandlungen  ist  beschlossen  worden,  sowohl  das  Laufgebiet  der 
Umsetzwagen  als  auch  die  Zahl  der  in  diesen  zu  befördernden 
Artikel  zu  erweitem.  Zu  den  Plätzen,  die  hierfür  in  Aussicht 
genommen  wurden,  zählt  auch  Berlin,  und  zu  den  Artikeln  rechnen 
namentlich  Eier.  Bei  der  übereinstimmenden  Stellungnahme  der 
Eisenbahnverwaltungen  zu  dieser  Frage  steht  zu  erwarten,  daß 
unserem  Antrage  entsprochen  werden  wird. 

In  Interessentenkreisen  besteht  die  Absicht,  aus  Kußland 
Holzkohlen  in  größeren  Mengen  zu  beziehen,  die  auf  dem  Bahnhof 
Wedding  entladen  werden  sollen.  Da  sich  bei  einem  Probebezug 
infolge  der  gebrochenen  Abfertigung  Schwierigkeiten  bei  den 
russischen  Eisenbahnen  ergeben  hatten  und  die  durch  die  direkte 
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Frachtbereclmung  bedingte  Verteueriuig  der  Frachtkosten  den 
Bezug  in  Frage  stellte,  so  hatten  wir  bei  der  Eisenbahn- Verwal- 
tung die  Aufnahme  der  Station  Wedding  für  den  Kohlenempfang 
in  den  deutsch-  und  niederländisch-russischen  Eisenbahn-Verband 
beantragt.  Wie  uns  mitgeteilt  ist,  wird  diesem  Antrage  bei  der 
Herausgabe  des  nächsten  Nachtrages  zum  genannten  Tarife  ent- 
sprochen werden. 

^derGmtjgkeit  Nach  einer  Mitteilung  der  Eisenbahn-Direktion  Berlin  vom 

verschiederer       15,     Juni    bestcht    die    Absicht,    bei    der    bevorstehenden    Neu- 

Ausnahmetanfe  ,,,..,  ^  i        -o         t        c^J       • 

im  deutsch-  berechuung"  des  deutsch-italienischen  (jrütertarifs  die  otationen 
Güterverkehr.  dcs  Direktionsbczirks  Berlin  aus  den  Ausnahmetarifen  13  (Alkohol, 
Spiritus)  und  22  (Kartoffelstärkefabrikate),  denen  zur  Hebung 
der  deutschen  Ausfuhr  besonders  ermäßigte  Einheitssätze  zu- 
grunde liegen,  auszuscheiden,  weil  von  diesen  Stationen  in  den 
letzten  Jahren  Sendungen  der  in  Frage  kommenden  Artikel  nach 
Italien  nicht  abgefertigt  worden  seien.  Eine  Umfrage  bei  den 
Interessenten,  die  sich  darauf  erstreckte,  ob  Aussicht  vorhanden 
sei,  daß  derartige  Sendungen  in  den  nächsten  Jahren  wieder 
abgefertigt  werden  könnten  und  für  welche  Stationen  die  Bei- 
behaltung der  Sätze  der  A.  T.  13  und  22  etwa  gewünscht  werde, 
ergab,  daß,  wenn  auch  gegenwärtig  ein  Export  in  Alkohol  und 
Kartoffelstärkefabrikaten  von  den  genannten  Stationen  nach 
Italien  nicht  zu  verzeichnen  sei,  doch  AVert  darauf  gelegt  werde, 
die  ermäßigten  Frachtsätze  für  den  Fall  eintretender  günstiger 
Konjunktur  zur  Verfügung  zu  behalten.  Bei  Kartoffelstärke- 
fabrikaten dürfte  auf  den  Export  zu  rechnen  sein,  sobald  sich  die 
Preise  wieder  so  gestaltet  haben  werden,  daß  die  Konkurrent 
mit  dem  Ausland  (Holland)  aufgenommen  werden  könne;  es  sei 
nicht  ausgeschlossen,  daß  dies  schon  in  der  nächsten  Kampagne 
der  Fall  sein  könne.  Für  die  Beibehaltung  der  Ausfuhrsätze 
für  Branntwein  wurde  seitens  der  Interessenten  geltend  gemacht, 
daß  das  Einfuhrbedürfnis  für  diesen  Artikel  in  Italien  unver- 
mittelt einzutreten  und  wieder  aufzuhören  pflege.  Die  Ausfuhr 
von  Branntwein  sei  nicht  mit  dem  Maßstabe  regelmäßiger  und 
stetiger  Gneschäfte  zu  messen,  und  eine  längere  Unterbrechung 
der  Ausfuhr  nach  einem  bestimmten  Lande  beweise  nicht,  daß 
die  Beziehungen  dorthin  sich  für  die  Dauer  verloren  hätten. 
Eine  Steigerung  des  Rohmaterials  in  Italien  oder  ein  Kückgang 
der  Spirituspreise  im  Inlande  könnten  plötzlich  die  Importparität 
herstellen,  die  aber  auch  durch  relativ  geringe  Schwankungsm 
wieder  aufgehoben  werden  könne.  So  selten  die  Konjunkturen 
des  Exports  nach  Italien  seien,  so  seien  sie  doch  eintretendenfalls 
meist  wertvoll  und  wichtig;  sie  müßten  dann  aber  auch  gegen 
die  außerordentlich  rührige  Konkurrenz  der  anderen  Export- 
länder wahrgenommen  werden.  Die  Aufhebung  der  Exporttarife 
würde  unter  Umständen  eine  Beteiligung  Deutschlands  an  den 
Verkäufen  nach   Italien   völlig   vereiteln. 
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Die  Eisenbahndirektion  Berlin  hat  uns  am  21.  Juni  mit- 
mit^teilt,  daß-  angeregt  worden  sei,  die  in  den  letzten  zwei  Jahren 
nicht  benutzten  Ausnahmetarife  für  die  Ausfuhr  nach  Süd- 
frankreich, und  zwar  Nr.  3  (Alkohol,  Sprit  und  Eohspiritus), 
6  (Garne  und  Gewebe),  7  (Seilerwaren),  13  (Soda)  und  18  (Hoh- 
tabak)  aufzuheben.  Zu  dieser  Frage  äußerten  wir  uns  uater  dem 
16.  Juli  1909  dahin,  daß  gegen  die  Aufhebung  der  Frachtsätze 
der  Ausnahmetarife  6  (Garn,  Gewebe),  7  (Seilerwaren),  13  (Soda) 
von  den  Stationen  des  Direktionsbezirks  Berlin  nach  Südfrank- 
reich seitens  der  befragten  Interessenten  Bedenken  nicht  geltend 
gemacht  worden  seien.  Dagegen  wurde  für  die  Beibehaltung  der 
Frachtsätze  des  Ausnahmetarifs  Nr.  3  für  Alkohol,  Sprit  und 
Rohspiritus  nach  Südfrankreich  angeführt,  daß  die  Ausfuhr  von 
Alkohol  stets  eine  sehr  schwankende  sei.  Wenn  durch  gewisse 
Verhältnisse  in  der  Konkurrenz,  der  Preissteigerung  des  Roh- 
materials im  Inlande  usw.  sich  die  Ausfuhr  als  nicht  mehr  lohnend 
erwiesen  habe,  so  könne  sie  beim  "Wegfall  dieser  Gründe  oder 
beim  Eintritt  anderer  günstiger  Momente  jederzeit  wieder  neu 
aufleben.  Hierzu  kommt,  daß  an  den  südfranzösischen  Hafen- 
plätzen ein  dem  Umfange  nach  schwankender,  aber  dauernder 
Durchgangshandel  mit  ausländischem  Branntwein  bestehe ,  bei  dem 
eine  Steigerung  des  Bedarfs  oder  eine  Minderung  des  Angebotes 
anderer  Exportländer  leicht  Veranlassung  geben  könne,  daß  die 
Nachfrage  auf  deutsche  Ware  zurückgreift.  Es  werde  außerdem 
für  zweckmäßig  erachtet,  die  Wirkung  des  neuen  Branntwein- 
steuergesetzes  auf  den  Export  abzuwarten,  bevor  eine  Aenderung 
der  Ausfuhrtarife  in  Erwägung  gezogen  werde. 

In  den  Allgemeinen  Tarif  Vorschriften,  im  Teil  I  B  für 
den  deutsch-südfranzösischen  Verband  (Verkehr  mit  der  Paris- 
Lyon-Mittelmeerbahn)  ist  die  Bestimmung  enthalten,  daß  für  die- 
jenigen Güter,  welche  wieder  nach  Deutschland  zurückbefördert 
werden,  die  ermäßigten  Ausnahmetarife  keine  Anwendung  finden. 
Diese  Bestimmung  soll  verhindern,  daß  die  nur  für  den  Export 
geschaffenen  Ausnahmetarife  auf  Umwegen  auch  für  den  In- 
landsverkehr ausgenützt  werden.  Hieraus  erwächst  aber  bei  Sen- 
dungen, die  aus  irgendwelchem  Grunde  vom  Empfänger  nicht  ab- 
genommen und  daher  zurückbefördert  werden  müssen,  für  den 
Exporteur  eine  große  Härte.  Wir  beantragten  daher,  in  den 
genannten  Tarif  eine  Bestimmung  aufzunehmen,  die,  ebenso  wie 
in  den  deutsch-rumänischen  Verkehren,  für  die  fraglichen  Güter 
eine  Ausnahme  schafft.  Die  Kaiserliche  Generaldirektion  der 
Eisenbahn  in  Elsaß-Lothringen  glaubte  mangels  eines  praktischen 
Bedürfnisses  unserer  Anregung  vorderhand  keine  Folge  geben 
zu  sollen,  und  stellte  für  etwa  auftretende  Ausnahmefälle  Be- 
rücksichtigung  im   Reklamationswege   in   Aussicht. 

Bei  der  Frankierung  von  Fracht-,  Zoll-  und  Nebenkosten  im 
direkten    deutsch-    und  niederländisch-russischen   Tarif   entstehen 
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den  Versendern  vielfach  dadurch  Schwierigkeiten,  daß  die  Ge- 
bühren seitens  der  russischen  Empfangsstation  nicht  auf  die 
Versandstation  zurückgerechnet,  sondern  vom  Empfänger  ein- 
gezogen werden.  Die  infolgedessen  zwischen  Versender  und 
Empfänger  erforderliche  Auseinandersetzung  bedingt  unnötige 
Schreibereien  und  Portokosten.  Die  Versender  verzichten  aus 
diesem  Grunde  lieber  auf  die  direkte  Abfertigung  imd  bedienen 
sich  bei  solchen  Sendimg^en  der  russischen  Zollagenturen  an  der 
Grenze.  Da  hierin  ein  Mangel  des  direkten  Verkehrs  erblickt  werden 
muß,  hatten  wir  bereits  zu  Beginn  des  Jahres  gelegentlich  anderer 
von  uns  gemachter  Ausstände  Veranlassung  genommen,  die  ge- 
schäftsführende Verwaltung  des  deutsch-russischen  Verbandes  auf 
diese  Mängel  aufmerksam  zu  machen.  Mit  Rücksicht  darauf, 
daß  von  den  nach  Rußland  exportierenden  Kreisen  besonderer 
Wert  auf  die  Regelung  dieser  Frage  gelegt  wurde,  haben  wir  uns 
Ende  Oktober  nochmals  mit  eingehender  Begründung  an  die  zu- 
ständige Stelle  gewandt  und  beantragt,  mit  den  russischen  Bahnen 
ein  Uebereinkommen  dahin  zu  treffen,  daß  es  den  Versendern 
auf  ihren  Antrag  gestattet  sein  möchte,  auch  im  direkten  Verbands- 
verkehre die  Vermittelung  der  russischen  Zollagenturen  in 
Anspruch  zu  nehmen,  damit  denselben  die  Vorteile  des  direkten 
Verkehrs  gewahrt  bleiben. 

Die  im  deutsch-  und  niederländisch-russischen  Gütertarif 
Teil  I  enthaltenen  Bestimmungen  betreffend  die  Zollbehandlung 
und  die  zollfreie  "Wiedereinfuhr  der  zum  Schutze  der  Güter 
dienenden  Pläne,  Decken  und  Säcke  sind,  wie  in  Interessenten- 
kreisen geklagt  wird,  nicht  ausreichend,  um  eine  glatte  Ab- 
fertigung dieser  Sendungen  an  der  Grenze  zu  gewährleisten.  So 
entstehen  sowohl  bei  der  Ausfuiir  nach  Deutschland  als  beim 
Rücktransport  der  russischen  Privatwagendecken  häufig  Schwierig- 
keiten an  der  Grenze,  die  zu  unnötigen  Kosten  und  erheblichen 
Verzögerungen  führen.  Ferner  wurde  darüber  Klage  geführt, 
daß  unter  den  zurzeit  gültigen  Bestimmungen  bei  frankierten 
Sendungen  nach  Rußland  die  Anwendung  der  direkten  Tarife  fast 
unmöglich  sei.  Abgesehen  davon,  daß  eine  Frankierung  der  Zoll- 
kosten überhaupt  ausgeschlossen  sei,  entstünden  bei  dergleichen 
Sendungen  selbst  im  Zolltransit  Reklamationen  der  Empfänger 
dadurch,  daß  gewisse  Kosten,  die  an  den  Grenzen  ständig  er- 
wachsen, von  den  Empfängern  eingezogen  würden.  Wir  hatten 
daher  Ende  Januar  d.  J.  bei  der  zuständigen  Eisenbahnverwaltung 
beantragt,  daß  die  Zusatzbestimmungen  zu  Artikel  10  und  12 
des  Teils  I A  gelegentlich  der  im  Gange  befindlichen  Umarbeitung 
des  deutsch-  und  niederländisch-russischen  Tarifs  entsprechend 
erweitert  werden  möchten.  Hierauf  wurde  uns  von  der  geschäfts- 
führenden Verwaltung  des  Verbandes  geantwortet,  daß,  soweit 
angängig,  auf  Abstellung  dieser  Mißstände  sowohl  durch  Er- 
gänzung und  Klarstellung  der  Tarifbestimmungen   als  auch  durch 
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besondere  Anweisung  der  Dienststellen  hingewirkt  werden  würde. 
Gewisse  Mißstände  aber,  z.  B.  zu  geringe  Frankaturen  auf  den 
Versandstationen,  würden  sich  durch  Tarifbestimmungen  und 
sonstige  Vorschriften  nie  ganz  beseitigen  lassen.  Auch  hätten 
sich  erst  neuerdings  wieder  die  russischen  und  teilweise  auch 
deutsche  Verwaltungen  gegen  die  Frankierung  der  Zollkosten  im 
deutschen   und  niederländisch-russischen   Verkehr   ausgesprochen. 

Im  rumänisch-deutschen  Eisenbahntarife  besteht  die  Ver- 
günstigung, daß  diejenigen  Ausnahmetarife,  welche  nur  in  der 
Richtung  nach  Rumänien  gelten,  auch  in  umgekehrter  Richtung 
dann  Anwendung  finden,  wenn  die  Annahme  der  Sendung  vom 
Empfänger  verweigert  wird.  Wir  haben  bei  der  zuständigen 
Eisen bahnverwaltung  den  Antrag  gestellt,  diese  Vergünstigung 
auch  dem  gebrauchten  eisernen  Bau-  und  Handwerkszeuge  und 
Montagegeräten,  die  zur  Aufstellung  von  Maschinen  und 
maschinellen  Anlagen  mit  den  Sendungen  nach  Rumänien  gehen 
und  nach  Fertigstellung  der  Bauwerke  wieder  zurückgesandt 
werden,  zu  gewähren.  Ferner  haben  wir  es  als  wünschenswert  be- 
zeichnet, im  direkten  Verkehr  zwischen  Deutschland  einerseits 
und  Serbien,  Bulgarien  und  der  Türkei  andererseits  für  diejenigen 
Ausnahmetarife,  welche  nur  in  der  Richtung  nach  den  Balkan- 
staaten gelten,  die  Bestimmung  einzuführen,  daß  auch  der  Rück- 
transport zu  diesen  Ausnahmesätzen  erfolgen  kann,  wenn  die 
Annahme  der  Sendungen  vom  Empfänger  verweigert  wird,  da  die 
Interessenten  gerade  im  Verkehr  mit  diesen  Staaten  öfters  in  die 
Gefahr  kommen,  ihre  Sendungen  bei  Annahmeverweigerung  wieder 
zurückgehen  zu  lassen.  Hierauf  ist  uns  amtlicherseits  mitgeteilt 
worden,  daß  mit  den  beteiligten  ausländischen  Eisenbahnen  Ver- 
handlungen eingeleitet  sind,  deren  Ergebnis  uns  s.  Zt.  bekannt- 
gegeben werden  wird. 

Von  verschiedenen  Seiten  waren  Klagen  an  den  Deutschen 
Handelstag  über  die  Kürze  der  Ladefrist  bei  Privatanschluß- 
gleisen, über  die  doppelte  Anrechnung  der  Anschlußgebühr,  wenn 
der  Wagen  beladen  gestellt  und  beladen  geholt  wird  usw.,  gelangt. 
Wir  haben  zu  diesen  Fragen,  nach  Umfrage  bei  den  Anschluß- 
gleisbesitzem  unseres  Bezirks,  etwa  wie  folgt  Stellung  genommen : 
Was  zunächst  die  allgemeinen  Bedingungen  für  Privatanschluß- 
gleise anlangt,  so  würde  es  der  Billigkeit  entsprechen,  wenn 
die  Kosten  die  Interessenten  nicht  allein  trügen,  sondern 
wenn  auch  die  Eisenbahnverwaltung  einen  Teil  derselben 
übernehmen  würde.  Die  Eisenbahn  Verwaltung  hat  den  An- 
schlußgleisinteressenten eine  große  Kostenersparnis  insofern  zu 
danken,  als  sie  wesentliche  Terraüikosten,  die  namentlich  in  großen 
Städten  bedeutend  sind,  dadurch  spart,  und  als  der  auf  den  An- 
schlußgleisen sich  abwickelnde  große  Verkehr  die  allgemeiuen 
Ladegleise  nicht  belastet.  —  Bezüglich  der  Einzelverträge 
zwischen  der  Eisenbahn  Verwaltung  und  den  Anschlußgleisbesitzem 
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wurde  festgestellt,  daß  die  nur  auf  6  Stunden  bemessene  Lade- 
frist füi*  einen  großen  Teil  der  Interessenten  zu  kurz  ist.  Glas- 
waren oder  Tonfliesen,  die  mit  besonderer  Vorsicht  behandelt 
werden  müssen,  können  in  6  Stunden  ebensowenig  ein-  oder  aus- 
geladen werden,  wie  die  wegen  ihrer  Größe,  Schwere  und  Un- 
handlichkeit  besonderer  Lade  Vorrichtungen  bedürfenden  Maschinen. 
Diese  an  und  für  sich  schon  kurze  Frist  wird  noch  durch  andere 
Umstände,  wie  Ueberfüllung'  der  Ladegleise,  Verzögerung  des 
Eangiergeschäfts  durch  Straßenzüge,  Drehscheiben  und  schließlich 
dadurch,  daß  mehrere  große  Firmen  nur  ein  Anschlußgleis  be- 
nützen müßten,  weiter  herabgemindert.  Die  hierdurch  hervor- 
gerufenen vielen  Standgelder  schränken  die  Vorteile,  die  ein  An- 
schlußgleis bietet,  sehr  ein.  Ferner  wird  so  die  doppelte  An- 
rechnung der  Anschlußgleisgebühr  aus  dem  Grunde  ungerecht, 
weil  gerade  durch  die  Wieder  bei  adung  der  Wagen  der  Eisenbahn 
eine  bedeutende  Eangierarbeit  erspart  wird  und  eine  bessere 
Waggonausnützung  erfolgt.  Die  Wiederbeladung  liegt  daher  im 
Interesse  der  Eisenbahn.  Es  muß  deshalb  hei  der  Eisenbahnver- 
waltung dahin  gewirkt  werden,  daß  den  besonderen  Verhältnissen 
der  Anschlußgleisbesitzer  bei  Festsetzung  der  Ladefristen  mehr 
als  bisher  Rechnung  getragen  wird,  und  daß  die  Eisenbahn  in 
ihrem  eigenen  Interesse  auf  die  Einholung  der  Anschlußgebühr 
für  wieder  bei  adene  Wagen  verzichtet. 

Für  den  Verkehr  zwischen  Berlin  und  Cöln  ist  in  den  Fahr- 
planperioden Sommer  1909  und  Winter  1909/10  ein  nur  an  be- 
stimmten Tagen  verkehrendes  D-Zugpaar  eingelegt  worden  (Ab- 
fahrt Berlin  Fri.  8*^  vorm..  Abfahrt  Cöln  9^*  vorm.),  durch  welches 
zeitweise  eine  neue  direkte  Verbindung  über  Hannover,  Barmen, 
Elberfeld  geschaffen  wurde.  Die  in  den  Sommerfahrplau  1909 
eingelegten  Fahrperioden  des  D-Zugpaares  waren  den  Vergnü- 
gungs-  und  Erholungsreisenden  gelegen,  im  Winterfahrplan  1909/10 
wird  speziell  der  Weihnachts-  und  Osterverkehr  begünstigt.  Um 
nun  auch  den  Geschäftsreisenden  während  des  ganzen  Jahres 
die  Vorteile  einer  direkten  schnellen  Verbindung  zu  verschaffen, 
richteten  wir  am  31.  Okt.  1909  an  den  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  das  Ersuchen,  auch  das  Interesse  der  Geschäftswelt  durch 
Einführung  täglicher  Fahrten  des  D-Zugpaares  zu  berücksichtigen. 
Es  würde  jedoch  der  Geschäftswelt  im  Verkehr  nach  Berlin  mit 
einer  Abfahrt  von  Cöln  resp.  Elberfeld  erst  am  Nachmittag  ge- 
dient sein,  damit  der  Vormittag  für  die  Abwicklung  der  Ge- 
schäfte gewonnen  wird.  Die  weitere  Fortsetzung  des  Zuges  über 
Cöln  hinaus  würde  dann  auch  in  beiden  Eichtungen  eine  angenehme 
Tagesverbindung  zwischen  Berlin  und  Brüssel  schaffen,  eine  Ver- 
kehrsverbesserung, die  in  Anbetracht  der  im  nächsten  Jahre  in 
Brüssel  stattfindenden  Weltausstellung  besonders  geschätzt 
werden  würde. 

Die  von  uns  wiederholt  angeregte  Frage  der  frachtfreien  Be- 
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förderung  leerer  Kesselwagen  auf  den  Linien  der  französischen 
Ostbalinen  und  der  Paris-Lyon-Mittelmeerbahn  hat  uns,  da  die 
jetzig*e  f r ach ttarif arische  Belastung  der  Leerläufe  dieser  Wagen 
der  Entwicklung  der  deutschen  Ausfuhr,  soweit  sie  in  Kesselwagen 
erfolgt,  nach  wie  vor  in  recht  erheblichem  Maße  hiQderlich  ist, 
abermals  Veranlassung  gegeben,  bei  der  zuständigen  Eisenbahn- 
verwaltung vorstellig  zu  werden.  "Wie  uns  daraufhin  mitgeteilt 
wurde,  sind  seither  neue  Verhandlungen  mit  den  Verwaltungen  der 
oben  genannten  Bahnen  nicht  gepflogen  worden,  zumal  seitens 
einer  deutschen  Bahn  angeregt  ist,  die  derzeitigen  Bestimmungen 
über  die  frachtfreie  Beförderung  leerer  Kesselwagen  auf  den  deut- 
schen Strecken  einer  Revision  zu  unterziehen.  Wir  haben  die  be- 
teiligten Verkehrsinteressenten  mit  dem  Bemerken  davon  in  Kennt- 
nis gesetzt,  daß  wir  diese  Angelegenheit  auch  fernerhin  im  Auge 
behalten  werden. 

Von  selten  einer  Handelsvertretung  war  bei  uns  angefragt 
worden,  in  welchem  Umfange  die  im  vorigen  Jahre  eisenbahnseitig 
eingeführten  Beschränkungen  in  der  Stückgutannahme  in  den 
Abendstunden  für  Berlin  und  Vororte  durchgeführt  worden  seien. 
Da  ähnliche  Maßnahmen  auch  für  deren  Bezirk  befürchtet  wurden, 
so  kam  es  derselben  darauf  an  zu  wissen,  welche  Stellung  defp 
Handel  und  deren  hiesige  Vertretungen  dazu  eingenommen  hätten, 
welche  Vorkehrungen  von  der  Eisenbahn,  zur  Milderung  der  sich  für 
den  Verkehr  ergebenden  Härten  getroffen,  und  welche  Folgen  für 
den  Verkehr  eingetreten  seien.  In  unserer  Antwort  betonten  wir 
unter  Uebersendung  der  gesamten  Korrespondenz,  daß  bei  uns  über 
die  ungünstige  Wirkung  dieser  Fristverkürzung  mehrfach  Be- 
schwerden in  der  Zwischenzeit  eingegangen  seien,  daß  sich  die- 
selben jedoch  bisher  in  mäßigen  Grenzen  gehalten  hätten.  Hierbei 
sei  allerdings  der  Umstajid  nicht  außer  acht  zu  lassen,  daß  wir 
uns  im  Zeichen  eines  wirtschaftlichen  Niederganges  befänden  und 
es  daher  abzuwarten  bleibe,  ob  die  Beschwerden  sich  nicht  ver- 
stärken werden,  sobald  der  Güterverkehr  wieder  einen  größeren 
Umfang  annimmt. 

Auf  unsere  wiederholten  Anregungen  hatte  die  Eisenbahn- 
verwaltung Ende  vorigen  Jahres  zur  Einschränkung  des  Bar- 
geld Verkehrs  mit  den  Eisenbahn^ terkassen  der  Berliner  Bahn- 
höfe für  diese  Girokonten  bei  der  Reichsbank  eingerichtet  und 
außerdem  zunächst  versuchsweise  einigen  Firmen,  die  mit  ihr 
im  besonders  regen  Geschäftsverkehr  stehen,  eintägige  Fracht- 
stundung zu  gewähren  beschlossen,  damit  die  Zahlung  der  Fracht- 
beträge usw.  vermittels  Verrechnungs-Scheeks  durch  die  Reichs- 
bank oder  andere  Berliner  Bankinstitute  erfolgen  könne.  Diese 
Einrichtung,  die  zuerst  versuchsweise  eingeführt  war,  soll  nun 
dauernd  beibehalten  und  weiter  ausgedehnt  werden,  da  sie  sich 
als  geeignetes  Mittel  zur  Einschränkung  des  Bargeldverkehrs 
durchaus   bewährt  habe.  (S.  a.   S.   474.) 
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C.  Wasserstraßen. 

schiffahrts-  Die  Frage  der   Schiffahrtsabgaben  auf  natürlichen  Wasser- 

^  ^^  ^"'  Straßen  ist  im  Berichtsjahre  durch  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes 

über  die  Interpretation  des  Artikels  54  der  Reichsverfassung 
in  ein  entscheidendes  Stadium  getreten.  Auf  die  Nachricht  hin. 
daß  Preußen  einen  solchen  Entwurf  vorlegen  werde,  veran- 
stalteten am  19.  Jan.  die  Arbeitsausschüsse  der  Rhein-,  Elbe- 
und  Weserschiffahrtsinteressenten  in  Weimar  eine  von  Handels- 
vertretungen, Städten  und  wirtschaftlichen  Verbänden  zahlreich 
beschickte  Versammlung,  an  der  auch  wir  teilnahmen  und  die 
gegen  die  geplanten  Schiffahrtsabgaben  nochmals  entschieden  Ein- 
spruch erhob. 

Am  11.  Febr.  wiesen  wir  in  einer  Eingabe  an  den 
Herrn  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  darauf  hin,  daß 
ein  Schritt  von  solcher  Tragweite,  wie  es  die  Beseitigung 
der  Abgabenfreiheit  der  natürlichen  Wasserstraßen  sein  würde, 
ganz  abgesehen  von  der  prinzipiellen  Stellung,  die  zu  den  ge- 
planten Abgaben  einzunehmen  sei,  in  keinem  Falle  getan  werden 
dürfe,  bevor  nicht  die  voraussichtlichen  Wirkungen  der  Abgaben 
auf  die  einzelnen  Wirtschaftsbezirke  und  auf  die  einzelnen  Err 
werbszweige  der  Industrie  und  des  Handels  genau  untersucht 
seien.  Diese  Arbeit  könne  aber  nicht  ausgeführt  werden,  bevor 
nicht  Angaben  über  die  voraussichtliche  Höhe  der  Abgaben  ver- 
öffentlicht seien.  Bei  den  im  Jahre  1901  von  der  Regierung  mit- 
geteilten Zahlen  handele  es  sich  nicht  um  die  tatsächlich  zu 
erhebenden,  sondern  lediglich  um  die  nach  Ansicht  der  Regierung 
verfassungsmäßig  zulässigen  Abgabensätze.  Handel  und  Industrie 
hätten  ferner  das  berechtigte  Verlangen,  von  der  Unsicherheit  be- 
züglich der  Schiffahrtsabgaben  befreit  zu  werden.  Wir  richteten 
daher  an  den  Herrn  Minister  die  Bitte,  die  Einzelheiten  der  Ab- 
gabenpläne, insbesondere  die  Entwürfe  zu  Tarifen  und  die  Be- 
stimmungen für  ihre  Anwendung,  den  gesetzlichen  Interessenver- 
tretungen von  Handel  und  Industrie  baldigst  mitzuteilen.  —  Am 
19.  Febr.  teilte  uns  der  Herr  Minister  mit,  daß  er  unserem  Wunsche 
einstweilen  nicht  in  vollem  Umfange  entsprechen  könne,  weil 
die  Einzelheiten  der  geplanten  Abgaben  zurzeit  den  Gegenstand  von 
Verhandlungen  unter  den  beteiligten  Staatsregierungen  bildeten. 
Er  sei  jedoch  geneigt,  uns  vertrauliche  Auskünfte  über  den  Stand 
der  Angelegenheit  zu  gewähren,  sofern  wir  in  Gemeinschaft  mit  der 
Handelskammer  zu  Berlin  einen  dahingehenden  Wunsch  äußern 
würden.  Da  die  Handelskammer  sich  zu  einem  gemeinsamen  Vor- 
gehen gemäß  der  Anregung  des  Herrn  Ministers  bereit  erklärte, 
fand  am  22.  März  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  eine 
Unterredung  zwischen  Mitgliedern  unseres  Kollegiums  und  der 
Handelskammer  und  dem  Vertreter  des  Herrn  Ministers,  dem 
Herrn  Ministerialdirektor  Peters,  statt.    Leider  brachten  die  vou 
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diesem  gegebenen  vertraulichen  Auskünfte  inbetreff  des  wich- 
tigsten Punktes,  der  Einzelheiten  der  Abgabenpläne  und  der 
Tarife,  nur  wenig  Aufkläjnng. 

Inzwischen  war  bereits  (am  13.  März)  der  lange  erwartete  Ent- 
wurf eines  Gesetzes  betreffend  die  Erhebung  von  Schiffahrtsab- 
gaben  veröffentlicht  worden.  Artikel  I  dieses  Entwurfes  ändert  dio 
Fassung  des  Artikels  54  der  Eeichsverfassung.  Der  wichtigste 
Differenzpunkt  zwischen  den  Ansichten  der  preußischen  E^e- 
gierung  und  der  Abgabeng-egner  hatte  in  der  Auslegung 
des  Ausdruckes  „besondere  Anstalten,  die  zur  Erleich- 
terung des  Verkehrs  bestimmt  sind"  bestanden.  Die 
preußische  Regierung  zählte  zu  diesen  „besonderen  Anstalten** 
auch  alle  Stromregulierungsarbeiten  und  leitete  daraus  das  Recht 
her,  auf  allen  natürlichen  Wasserstraßen,  die  einmal  reguliert 
worden  waren,  Abgaben  zu  erheben.  Der  Gesetzentwurf  gibt  dem 
Artikel  54  eine  Fassung,  die  den  Ansichten  der  preußischen 
Regierung  entspricht.  Sogar  unkörperliche  Anstalten,  wie  die 
Strom-,  Schiffahrts-  und  Hafenpolizei,  das  Lotsenwesen,  der  Eis- 
brechdienst, die  Beseitigung  von  Wracks,  Baumstämmen  oder 
sonstigen  Schiffahrtshindemissen  und  die  Fahrwasserbezeichnung 
sollen  künftig  als  Substrate  der  Abgabenerhebung  in.  Betracht 
kommen.  Eine  Erörterung  der  Frage,  ob  die  neue  Fassung  des 
Artikels  54  eine  Auslegung  oder  teilweise  auch  eine  Aenderung 
der  Verfassung  darstelle,  bezeichnet  die  Begründung  als  über- 
flüssig für  den  Fall,  daß  die  Vorlage  im  Bundesrate  mit  der 
im  Artikel  78  der  Reichs  Verfassung  bezeichneten  Mehrheit  an- 
genommen wird.  Während  also  die  Regierung  ia  der  Begründung 
auf  die  gestellte  Frage  eine  klare  Antwort  nicht  gibt,  soll  sie, 
Zeitungsmeldungen  zlifolge,  neuerdings  wiederum  zu  der  be- 
stimmten Ansicht  gelangt  sein,  daß  eine  Verfassungsänderung 
zur  Einführung  von  Schiffahrtsabgaben  nicht  nötig  wäre.  Im 
Gegensatz  zu  Artikel  I  des  Entwurfs  enthalten  die  übrigen 
Artikel  nicht  Verfassungs-,  sondern  nur  gewöhnliches  Reichs- 
recht. Artikel  II  gibt  Vorschriften  über  die  Errichtung 
von  Zweckverbänden  mehrerer  Bundesstaaten  an  gemeinsamen 
natürlichen  Wasserstraßen.  Durch  den  Gedanken  der  Zweck- 
verbände und  der  gemeinsamen  Stromkassen  hofft  die  preußische 
Regierung  besonders  diejenigen  Bimdesstaaten  für  die  Ab- 
gaben zu  gewinnen,  welche  wie  Württemberg  finanziell  zu 
schwach  sind,  um  aus  eigenen  Kräften  große  Verbesserungen 
an  ihren  Flüssen  vorzunehmen;  die  Sorge  für  die  großen  gemein- 
schaftlichen Stromgebiete  soll  nach  der  Auffassung  der  Regierung 
durch  diese  Stromkassen  auf  eine  nationale  Grundlage  gestellt 
werden.  Der  Gesetzentwurf  bestimmt,  daß  die  Abgaben  innerhalb 
des  Verbandes  auf  Grund  eines  einheitlichen  Tarifs  zu.  erheben 
sind,  daß  die  Einnahmen  aus  den  Abgaben  nur  für  verkehrs- 
erleichtemde    Anstalten    im    Verbandsgebiete    verwandt    werden 
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dürfen  und  nach  dem  Maßstabe  der  Aufwendungen  für  das 
gemeinsame  "VVasserstraßennetz  unter  die  Staaten  zu  verteilen 
sind.  In  der  Verwaltung*  der  Zweckverbände  ist  den  Schiffahrts- 
beteili,gten  eine  Mitwirkung  einzuräumen.  Einen  Erfolg  der 
Agitation  der  Abgabengegner  stellt  Artikel  III  des  Entwurfs 
dar.  Danach  dürfen  zur  Deckung  der  vor  dem  Inkrafttreten  des 
geplanten  G-esetzes  auf  natürliche  Wasserstraßen  verwendeten 
Kosten  Schiffalirtsabgaben  nicht  erhoben  werden.  Der  AVert  dieses 
Zugeständnisses  wird  jedoch  dadurch  stark  beeinträchtigt,  daß 
Kosten  von  Stromverbesserungen,  welche  am  1.  April  1905  noch 
nicht  vollendet  waren,  von  dieser  Vorschrift  ausgenommen  sind. 
Von  Bedeutung  für  das  Berliner  Wirtschaftsgebiet  insbesondere 
ist  es,  daß  nach  Artikel  IV  die  Vorschriften  der  Artikel  II  und 
III  auf  bestehende  Schiffahrtsabgaben  keine  Anwendung  finden, 
wodurch  also  die  märkischen  Wasserstraßen  von  den  Vergünsti- 
gungen der  Artikel  II  und  III  ausgeschlossen  sind. 

Am.  20.  April  richteten  die  Arbeitsausschüsse  der  Rheiuschiff- 
fahrtsiateressenten  und  der  Elbe-  und  Weserschiffahrtsinteressen- 
ten an  den  Bundesrat  die  Bitte,  eine  überstürzte  Behandlung  des 
Entwurfes  unter  keinen  Umständen  zuzulassen  und  dafür  zu  sorgen, 
daß  das  gesamte  Material  über  Organisation  der  Verbände,  Tarif- 
bildung, Höhe  der  Abgaben,  Begrenzung  der  Aufgaben,  Mit- 
wirkung der  Beteiligten  usw.  ehestens  bekannt  gegeben  werde. 
Der  Zentralverein  für  deutsche  Binnenschiffahrt  nahm  in  seiner 
außerordentlichen  Hauptversammlung  vom  5.  Mai  1909,  an  welcher 
auch  wir  teilnahmen,  zu  dem  Entwürfe  Stellung.  Mit  146  gegen 
78  Stimmen  wurde  eine  den  ganzen  Entwurf  scharf  ablehnende 
Erklärung  angenommen.  Auch  der  Ausschuß  des  Deutschen  Han- 
delstages schloß  sich  dieser  Stellungnahme  an ;  er  beschloß  am 
5.  Juni,  an  der  die  Schiffahrtsabgaben  auf  natürlichen  Wasser- 
straßen verwerfenden  Erklärung  vom  15.  Februar  1905  festzu- 
halten und  den  Entwurf  abzulehnen,  da  dieser  keine  Garantie 
dafür  biete,  daß  die  Schiffalirtsabgaben  nicht  zu  fiskalischen 
mid   ^\drtschaftspolitischen   Zwecken   ausgenützt  würden. 

Am  16.  Juni  richteten  wir  an  den  Bundesrat  eine  Eingabe 
(siehe  Beigaben),  in  der  wir  uns  prinzipiell  gegen  den  Gesetz- 
entwurf erklärten.  Der  Entwurf  habe  auch  für  Berlin  eine  große 
Bedeutung,  da  durch  die  Schiffahrtsabgaben  auf  natürlichen 
Wasserstraßen  der  A^erkehr  Berlins  mit  den  Häfen  außerhalb 
des  G-ebietes  der  märkischen  Wasserstraßen  verteuert  werden 
würde.  lieber  die  mit  den  Abgaben  verfolgten  Ziele  herrsche 
die  größte  Unklarheit.  Die  Regierung  erkläre,  durch  die  Schiff- 
fahrtsabgaben solle  die  Ausführung  von  Stromverbesserungen  er- 
leichtert werden,  die  Abgaben  seien  also  eine  Verkehrs  fördernde 
Maßnahme.  Aus  Aeußerungen  derjenigen  Parlamentarier,  welche 
in  das  preußische  Wasserstraßengesetz  vom  1.  April  1905  den 
auf  die  Erhebung  von  Schiffahrtsabgaben  bezüglichen  §   19  ein- 
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gefüg-t  hätten,  gehe  jedoch  hervor,  daß  die  geplanten  Abgaben 
als  eine  Verstärkung  des  Schutzzollsystems,  mithin  als  eine  ver- 
kelu'shemmende  Maßnahme  gedacht  seien.  Durch  die  Abgaben 
solle  also  die  Fracht  erhöht  werden,  während  nach  den  oben  er- 
wähnten Regierungserklärungen  gerade  eine  Ermäßigung  der 
Fracht  das  Ziel  der  Abgaben  sei.  Daß  jedoch  auch  die  preußische 
Regierung  im  Widerspruch  mit  ihren  oben  angeführten  Aeuße- 
rungen  mit  dem  Schntzgedanken  sympatliisiere,  beweise  eine 
Aeußerung  in  der  Denkschrift  zu  dem  Vertrag  über  die  Main- 
kanalisier ung  vom  21.  April  1906.^)  Die  nach  der  Verfassimg 
zulässige  Höchstgrenze  der  Abgabensätze  sei  sehr  unsicher.  Dazu 
trügen  die  Erweit-erung  des  Begriffes  der  verkehrserleichternden 
Anstalten  und  die  zahlreichen  schwebenden  Projekte  von  Strom- 
regulierungen und  Kanalbauten  bei,  deren  Kosten  sich  allein  auf 
mindestens  700  Mill.  M.  beliefen.  Vermutlich  würden  die  Ab- 
gatensätze  allmählich  weit  über  das  von  der  Regierung,  anfangs 
ins  Auge  gefaßte  Maß  erhöht  werden.  Die  Abgaben  ^vürden 
eine  Wertverminderung  der  am  Ufer  der  bisher  abgabenfreien 
Ströme  errichteten  industriellen  Anlagen  zur  Folge  haben  und  den 
Industrien  am  Oberlauf  der  Flüsse  den  Wettbewerb  mit  denen 
am  Unterlauf  erschweren.  Duixh  Belastung  von  Massenartikeln, 
wie  Getreide,  würden  sie  sozialpolitisch  schädlich  wirken.  Femer 
würden  sie  den  Aktionsradius  unserer  deutschen  Häfen  (Ham- 
burg, Mannheim  usw.)  ztugunsten  des  Auslandes  (Triest,  Genua) 
verkürzen.  Eine  Belastung  des  Transitverkehrs  zwischen  aus- 
ländischen Gebiet-en  unter  Benutzung  deutscher  AVasserstraßen 
widerspreche  den  internationalen  Verträgen  und  werde  Repressiv- 
maßregeln des  xluslandes  hervorrufen.  Eine  Freilassung  des 
Transitverkehrs  unter  Belastung  des  inländischen  Verkehrs  be- 
nachteilige dagegen  die  deutsche  Industrie  zugunsten  der  aus- 
ländischen. (Tatsächlich  soll  die  Freilassung  des  Transitverkehrs 
in  Aussicht  genommen  sein.)  Es  sei  unbillig,  den  Grundsatz,  daß 
den  Sondervorteilen  auch  Sonderlasten  entsprechen  müßten,  ein- 
seitig nur  auf  die  Schiffahrt  und  nicht  auch  auf  die  Landwirt- 
schaft anzuwenden.  Vielmehr  müßt-e  im  Falle  der  Einführung 
der  Schiffahrtsabgaben  die  Landwirtschaft  von  den  Kosten  der 
Stromregulierung  denjenigen  Anteil  übernehmen,  der  ihrem  In- 
teresse entspreche.  Die  Beteiligung  der  Interessenten  an  der 
Verwaltung  der  Abgaben  dürfte  sich  nicht  auf  die  Stromgebiete, 
für  welche  Zweckverbände  geplant  seien,  beschränken.  Auch 
müßten  über  ihre  Mitwirkung  noch  nähere  Bestimmungen  ge- 
troffen werden. 

Ende  November  wurde  im  Reichsanzeiger  eine  kurze  Denk- 
schrift der  preußischen  Regierung  abgedruckt,  in  welcher  einige 
weitere  Andeutungen  über  die  Tarife  gemacht  wurden.     Danach 
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soll  die  Erhebung  der  Abgaben  für  Rhein,  AVeser  und  Elbe  nach 
einem  Tarife  erfolgen,  der  fünf  Klassen  mit  den  Einheitssätzen 
0,1,  0,08,  0,06,  0,04  imd  0,02  unterscheiden  und  auch  hinsichtlich 
der  Verteilung  der  Güter  auf  die  einzelnen  Klassen  voraussicht- 
lich im  wesentlichen  gleichartig  sein  werde.  Kohlen,  Erze  und 
Steiae  würden  in  der  niedrigsten,  Getreide,  Petroleum  und  Stück- 
güter in  der  höchsten  Klasse,  Roheisen  und  Halbfabrikate  in 
den  Mittelklassen  ersaheinen. 

Anfang  Dezember  des  Berichtsjahres  veröffentlichten  die  Re- 
gierungen Sachsens  und  Badens  eine  Denkschrift  gegen  den  Gesetz- 
entwurf betr.  die  Erhebung  von  Schiffahrtsabgaben.    Durch  diese 
Denkschrift  wurde  die  Richtigkeit  der  Pressemeldungen  bestätigt, 
wonach  die  Regierungen  beider  Staaten  beim  Bundesrate  den  An 
trag   gestellt  hätten,   die   Beratung   des   Entwurfes   auszusetzen 
bis  von  Preußen  eine  wirtschaftlich-finanzielle  Begründung  vor 
gelegt  und  von  den  einzelnen  Regierungen  geprüft   sein  werde 
Die  Denkschrift  suchte  den  Nachweis  zu  führen,   „daß   die  Be 
Stimmungen  der  Vorlage  weite  Ej?eise  Deutschlands  wirtschafte 
lieh  schädigen,  den  föderativen  Charakter  des  Reiches  antasten, 
die  Eintracht  unter  den  deutschen  Bundesstaaten  stören  und  das 
Vertrauen  in  die  Unverbrüchlichkeit  der  Verfassung  erschüttern 
würden".      Die    wirtschaftspolitischen  Ausführungen   der    Denk- 
schrift stimmten  zum  großen  Teile  mit  den  Darlegungen  unserer 
Eingabe  an  den  Bundesrat  überein.    Insbesondere  wird  auch  seitens 
der   sächsischen   und   badischen   Regierung  festgestellt,   daß   der 
"Wunsch,  die  Einfuhr  ausländischen  Getreides  zu  erschweren,  im 
preußischen  Abgeordnetenhause  einer  der  hauptsächlichsten  Beweg- 
gründe war  für  das  Verlangen  nach  Einführung  von  Schiffahrts- 
abgaben auf  den  deutschen  Strömen. 

Im  vorigen  Jahre  hatten  wir  an  dieser  Stelle^)  über  zwei  Ein- 
gaben berichtet,  die  wir  an  den  Herrn  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  wegen  Verbesserung  des  Oder-Spree-Kanals  durch  Ver- 
tiefung des  östlichen  Teils  der  Wasserstraße  auf  die  frühere 
Fahrtiefe  von  1,75  m  und  durch  Verlängerung  der  Schleusen 
auf  65  m  Länge  zum  Befahren  des  Kanals  mit  600  t-Schiffen  ge- 
richtet hatten.  Der  Herr  Minister  teilte  uns  im  Berichtsjahre 
mit,  daß  die  Vertiefung  der  östlichen  Kanalstrecke  mit  einem 
Kostenauf  wände  von  7  680  000  M.  in  Aussicht  genommen  sei,  und 
daß  er  die  Bereitstellung  einer  ersten  Baurate  im  Etat  für  1909 
beantragt  habe.  Nach  der  Instandsetzung  würden  von  den  auf 
der  Wasserstraße  zugelassenen  Schiffen  (bis  zu  55  m  Länge  und 
8  m  Breite)  die  Lastfahr  zeuge  wieder  mit  dem  ursprünglich  ge- 
statteten,  später  eingeschränkten  Tiefgange  bis  zu  1,75  m  ver- 
kehren können,  während  allerdings  für  Dampfer  die  bisherigen 
Tiefenbeschränkungen  aufrechterhalten  bleiben  müßten.  Dem  Ver- 
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langen  der  Erweiterung  der  Kanalschleusen  von  55  m  (für  das 
400  t-Schiff)  auf  65  m  Länge  (für  das  600  t-Schiff)  könne 
jedoch  nicht  entsprochen  werden,  weil  nach  den  Voraussetzungen 
und  Vereinbarungen,  die  für  das  Zustandekommen  der  wasser- 
wirtschaftlichen Vorlage  vom  Jahre  1905  maßgebend  gewesen 
seien,  für  das  Kanalnetz  östlich  von  Berlin  —  mit  Ausnahme 
des  Großschiffahrtsweges  Berlin-Stettin  —  das  400  t-Schiff  den 
Normalt^^p  bilden  solle.  An  diesen  Grundlagen  müsse  um  so  mehr 
festgehalten  werden,  als  nicht  anerkannt  werden  könne,  daß  in- 
zwischen tatsächliche  Verhältnisse  eingetreten  seien,  die  bei  der 
Beratung  der  Vorlage  nicht  hätten  übersehen  werden  können. 
—  Angesichts  dieser  endgültigen  Ablehnung  des  Antrags  auf 
Verlängerung  der  Schleusen  des  Oder-Spree-Kanals  zum  Durch- 
schleusen von  600  t-Schiffen  und  des  vom  Herrn  Minister  weiterhin 
ausgesprochenen  Wunsches,  daß  die  Interessenten  von  dieser  For- 
derung Abstand  nehmen  möchten,  sahen  wir  zwar  von  einer 
"Wiederholung  unseres  früheren  Antrags  ab,  hielten  es  aber  füx 
unsere  Pflicht,  dem  Herrn  Minister  nochmals  die  Folgen  dar- 
zulegen, die  zu  erwarten  sind,  wenn  der  Oder-Spree-Kanal  von 
der  Befahrung  mit  600  t-Schiff en  ausgeschlossen  bleibt,  während 
solche  Fahrzeuge  den  Großschiffahrtsweg  Berlin-Stettin  benützen 
können.  Wenn  600  t-Schiffe  den  Oder-Spree-Kanal  nicht  be- 
fahren können,  wird  die  Schiffahrt  zwischen  der  oberen  und 
mittleren  Oder  einerseits  und  den  märkischen  Wasserstraßen  und 
der  Elbe  andererseits  nach  Eröffnung  des  Großschiffahrtsweges 
Berlin-Stettin  aller  Voraussicht  nach  zu  einem  großen  Teile  den 
Weg  über  diesen  letzteren  nehmen,  da  die  dort  zulässigen  600  t- 
Schiffe  gegenüber  den  400  t-Fahr zeugen  eine  E/cihe  wirtschaftlicher 
und  teclinischer  Vorteile  verbürgen,  welche  die  durch  den  Um- 
weg verursachte  Zeitversäumnis  reichlich  aufwiegen.  Es  werden 
deshalb  nach  Fertigstellung  des  Großschiffahrtsweges  Berlin- 
Stettin  voraussichtlich  viele  der  nach  den  Schleusenabmessungen 
des  Oder-Spree-Kanals  gebauten  Schiffe  auf  65  m  Länge  um- 
gebaut werden,  um  für  die  Schiffahrt  über  den  Großschiffahrts- 
weg Berlin-Stettin  benutzt  werden  zu  können,  und  wenn  diese 
dann  dem  Verkehr  auf  dem  Oder-Spree-Kanal  entzogen  werden, 
so  könnte  dieser  sich  möglicherweise  so  verringern,  daß  die  für 
die  Vertiefung  aufgewandten  Mittel  die  erhofften  Resultate  nicht 
zeitigen. 

Die  Schiffahrt  auf  dem  Oder-Spree-Kanal  hatte  im  letzten  schieusenver- 
Frühjalire  ganz  besonders  schwer  unter  dem  starken  Schleusen-  Füre*fenwaiS. 
rang  in  Fürstenwalde  und  Groß-Tränke  zu  leiden,  der  zeitweise 
von  Wernsdorf  nach  Kersdorf  reichte  und  den  Kähnen  Ver- 
zögerungen von  mehreren  Tagen  verursachte.  Während  die  Kähne 
im  Oder-Spree-Kanal  festgehalten  wurden,  machte  sich  in  Kosel- 
Oderhafen  und  Breslau  ein  empfindlicher  Mangel  an  Leerfahr- 
zeugen   fühlbar.     Den    Schiffern,    Reedereien   und   Ladungseigen- 
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tümerii  entstanden  durch  diese  Verzögerungen  bedeutende  Ver- 
luste. Wenn  auch  in  früheren  Jahren  sich  wiederholt  ähnliche 
Schwierigkeiten  ergeben  haben,  so  hatte  man  doch  gehofft,  daß  sie 
nach  dem  Ausbau  der  Fürstenberger  Schleusen  endgültig  beseitigt 
sein  würden.  Die  Erfahrung  hat  aber  gezeigt,  daß  sie  nur  an  eine 
andere  Stelle  gerückt  sind,  denn  die  Verhältnisse  in  Fürstenwalde 
und  Groß-Tränke  sind  kaum  besser,  als  früher  in  Fürstenberg. 
Bei  Groß-Tränke  ist  allerdings  eine  Besserung  nach  Ausbau  der 
Doppelscbleuse  in  absehbarer  Zeit  zu  erhoffen.  Dagegen  sind  die 
Schleusen  in  Fürstenwalde  unzureichend,  denn  nur  durch  die  neuere 
können  größere  Fahrzeuge  geschleust  werden,  wogegen  die  alte 
wegen  ihrer  geringen  Größen  Verhältnisse,  ihrer  ungünstigen  Lage 
und  des  niedrigen  AVasserstandes  höchstens  von  Finowmaßkähnen 
und  auch  von  diesen  nur  unter  besonders  günstigen  AVasserstands- 
verhältnissen  benutzt  werden  kann.  Infolgedessen  muß  die  neue 
Schleuse  einen  Teil  des  Jahres  hindurch  auch  noch  den  größten 
Teil  der  finowmäßigen  Fahrzeuge  aufnehmen.  Da  sie  aber  nicht 
mit  elektrischen  Spills  versehen  ist,  so  erfordert  das  Durchschleusen 
der  Fahrzeuge  viel  Zeit,  und  diese  Unzulänglichkeit  kann  auch 
durch  die  Benutzung  der  Schleusen  während  der  Nacht  nicht 
gehoben  werden,  da  infolge  der  D'unkelheit  die  nachts  durch- 
geschleusten Kähne  zu  beiden  Seiten  der  Schleuse  liegen  bleiben 
müssen  und  Verstopfungen  verursachen,  die  später  den  Schleusen- 
dienst am  Tage  behindern.  Um  die  Wiederkehr  ähnlicher  Zu- 
stände wie  im  letzten  Frühjahre  unmöglich  zu  machen,  richteten 
wir  auf  Anregung  des  Schiffahrtsvereins  zu  Breslau  an  den 
Herrn  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  die  Bitte,  die  Kanal- 
strecke oberhalb  und  unterhalb  der  Fürstenwalder  Schleuse  auf 
einige  Kilometer  hin  mit  elektrischer  Beleuchtung  zu  versehen, 
ferner  die  neue  Schleuse  in  Fürstenwalde  mit  elektrischen  Spills 
auszurüsten  und  zur  gründlichen  und  dauernden  Beseitigung  der 
erwähnten  Uebelstände  die  Schleusen  in  Fürstenwalde  möglichst 
bald  zu  einer  modernen  Doppelschleuse  von  gleicher  Leistungs- 
fähigkeit, wie  die  Doppelschleusen  in  Wernsdorf,  Kersdorf  und 
Füi^stenberg  auszubauen.  Der  Herr  Minister  hat  hierauf  erwidert, 
daß  er  wegen  baldiger  Einführung  von  Leitwänden  an  der  großen 
Fürstenwalder  Schleuse  das  Erforderliche  veranlaßt  habe  und 
auch  auf  die  Aufstellung  von  Spills  zum  schnellen  Hereinziehen 
der  Fahrzeuge  in  die  Schleuse,  sowie  auf  ausgiebigere  Beleuchtung 
der  Schleuse  Bedacht  nehmen  werde.  Bei  zeitweise  starkem 
Schiffsandrange  solle  die  Bedienungsmannschaft  der  Schleuse  ver- 
stärkt imd  die  tägliche  Betriebszeit  verlängert  werden.  Die  Durch- 
führung dieser  Maßnahmen  werde  die  Leistungsfähigkeit  der 
großen  Schleuse  voraussichtlich  in  dem  Maße  heben,  daß  ein 
Bedürfnis  zum  Bau  einer  neuen  großen  Schleuse,  deren  Kosten 
sehr  erheblich  sein  würden,  für  eine  B/cihe  von  Jahren  nicht 
eintreten  werde.     So  dankbar  wir  auch  die  in  Aussicht  "gestellten 
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Verbesserungen  begrüßen,  so  erscheinen  uns  diese  Maßnahmen 
zur  Beseitigung  des  jetzigen  Verkehrshemmnisses  doch  nicht  aus- 
reichend, und  wir  werden  daher  unsere  Bemühungen  zur  Herbei- 
führung einer  durchgreifenden  Verbesserung  der  Fürstenwalder 
Schleuse  fortsetzen. 

Der  Herr  Regierungspräsident  in  Potsdam  erließ  ajn  10.  Aug.         schmahrts- 
des  Berichtsjahres  eine   Bekajintmachung,  nach  der  wegen   Aus-      ^s^pree-K^iar 
besserungs arbeiten  an  der  Schleuse  und  Freiarche  zu  Groß-Tränke 
und   am   Kanalbett   der   Oder-Spree-Kanal   von   Groß-Tränke   bis 
Wernsdorf  in  der  Zeit  vom  9.  Dez.  1909  bis  zum  15.  März  1910 
für   die   Schiffahrt    und    Flößerei    gesperrt    werden    sollte.     So 
wünschenswert  auch  die  Vornahme  der  geplanten  Aushesserungs- 
arbeiten  ist,  so  erregte  die  Bekanntmachung  in  den  am  Verkehr 
mit  Schlesien  beteiligten  hiesigen  Schif'fahrtskreisen  doch  Beun- 
ruhigung, weil  man  von  dem  frühen  Schluß  der  Schiffahrt  den 
Verlust  zahlreicher  Transporte  befürchtete.   Der  Schiffahrt  waren 
infolge  des  langen  Winters  1908/09  schon  viele  Transporte  ent- 
gangen,    und     die     späte     Ernte     ließ     eine     Verzögerung     der 
üblichen  Getreidetransporte  aus  Schlesien  erwarten.    Es  bestand 
daher    die    Gefahr,     daß    bei    einem    frühen    Schiffahrtsschluß 
die     Getreidesendungen      aus     Sehlesien      nur      in     einem     be- 
schränkten    Umfange     den    Weg    durch    den     Oder-Spree-Kanal 
nehmen     würden.      IVir    beantragten     deshalb    bei    dem     Herrn 
Regierungspräsidenten,  die  Ausbesserungs arbeiten  so  zu  verteilen, 
daß   die   Schiffahrtssperre  nicht  vor  dem   15.   Dez.   zu  beginnen 
und  nicht  bis  über  den  28.  Febr.  1910  hinaus  aufrechterhalten  zu 
werden  brauche.   Hierauf  teilte  uns  der  Herr  Regierungspräsident 
mit,  daß  für  die  nächsten  Jahre  zur  Durchführung  der  Bauten 
am  Oder-Spree-Kanal  im  AVinter  ein  längerer  als  für  die  sonst 
übliche  Wintersperre  vorgesehener  Zeitraum  von  2  Monaten  er- 
forderlich sein  werde.   Für  die  im  Winter  1909/10  vorzunehmenden 
Arbeiten  seien  voraussichtlich  rund  3  Monate  erforderlich,  doch 
sollten  selbstverständlich  die  Arbeiten  mit  größter  Beschleunigung 
ausgeführt  werden,  so  daß  möglicherweise  die  Schiffahrt  bereits 
zu   einem   früheren   Termine   eröffnet  werden   könne.    Von   vorn- 
herein  könne    aber  eine   Verkürzung   der  Wintersperre   nicht  in 
Aussicht  gestellt    werden,    da    dann    eventuell    eine    Sperre    im 
Sommer  1910  erforderlieh  sei,  wodurch  die  Schiffahrt  weit  mehr 
geschädigt  würde,  als  durch  eine  lange  Wintersperre.     Der  Herr 
Regierungspräsident  wies  dann  zur  Rechtfertigung  eines  frühen 
Schiffahrtsschlusses    darauf   hin,    daß    von   den    Mitgliedern   der 
bei   der  Verwaltung  der  märkischen   Wasserstraßen  bestehenden 
Schiffahrtskommission  fast  allgemein  die  Ansicht  vertreten  worden 
sei,    daß    es   erheblich   wichtiger  •  sei,    die    Schiffahrt    frühzeitig 
wieder  aufnehmen  zu  können,  als  sie  länger  in  den  Herbst  hinein 
zu  betreiben.    Er  sei  jedoch  mit  einer  Verschiebung  der  Termine 
für  den  Beginn  und  das  Ende  der  Sperre  einverstanden,  wenn  das 
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im  allgemeinen  Interesse  gelegen  sei.  Wir  haben  dem  Herrn 
Regierungspräsidenten  nach  Anhörung  unserer  Schiffahrtskom- 
mission mitgeteilt,  daß  die  von  uns  vertretenen  Schiffahrts- 
treibenden ein  besonderes  Interesse  an  einem  späten  Schiffahrts- 
Schlüsse  im  Herbst  hätten.  Dementsprechend  beantragten  wir 
nochmals,  den  Beginn  der  Sperre  auf  den  15.  Dez.  hinauszu- 
schieben, jedoch  bei  einem  durch  Frost  verursachten  früheren 
Schiffahrtsschluß  schon  in  diesem  früheren  Zeitpunkt  mit  den 
Bauarbeiten  zu  beginnen.  Ferner  gaben  wir  der  Hoffnung  Aus- 
druck, daß  es  möglich  sein  würde,  eine  am  15.  Dez.  beginnende 
Sperre  noch  vor  dem  15.  März  1910  wieder  aufzuheben.  Hierauf 
wurde  uns  vom  Herrn  Hegierungspräsidenten  mitgeteilt,  daß  er 
den  Herrn  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  gebeten  habe,  die 
Schiffahrtssperre  erst  am  15.  Dez.  eintreten  zu  lassen;  eine  Ver- 
kürzung der  Sperre  könne  aber  nicht  von  vornherein  in  Aussicht 
gestellt  werden.  Am  6.  Nov.  wurde  dann  vom  Herrn  Regierungs- 
präsidenten eine  Bekanntmachung  erlassen,  in  der  die  Sperre  für 
die  Kanalstrecke  Seddinsee-Groß-Tränke  auf  die  Zeit  vom  15.  Dez. 
1909  bis  13.  März  1910  festgesetzt  wurde.  Kurz  vor  Eintritt 
der  Sperre  trafen  noch  zalilreiche  Fahrzeuge  aus  Schlesien  hier 
ein,  die  vor  dem  15.  Dezember  entladen  und  zurückgebracht  werden 
sollten.  In  den  letzten  Tagen  vor  Eintritt  der  Sperre  bildete 
sich  aber  an  der  Charlottenburger  und  der  Mühlendam m  schleuse 
ein  Schleusenrang,  so  daß  zu  befürchten  war,  daß  ein  großer  Teil 
dieser  Fahrzeuge  nicht  mehr  rechtzeitig  zui^ückbe fördert  werden 
könnte  und  hier  überwintern  müßte.  Wir  richteten  deshalb  an 
die  Wasserbau  Verwaltung  das  Ersuchen,  an  beiden  Schleusen  Nacht- 
dienst einzufülii'en.  Diesem  Antrage  wurde  auch  für  die  Char- 
lottenburger Schleuse  entsprochen;  an  der  Mühlendammschleuse 
gelang  es  durch  Verlängerung  des  Schleusendienstes,  den  Schleusen- 
rang zu  beseitigen,  so  daß  die  Fahrzeuge  des  Oderstromgebietes 
zum  großen  Teile  noch  vor  Eintritt  der  Sperre  im  Oder-Spree- 
Kanal    zurückbefördert   werden   konnten. 

Die  obere  Havelwasserstraße  befindet  sich  auf  der  Strecke 
zwischen  der  Bredereicher  Schleuse  und  der  Einmündung  des 
Wentowkanals  bei  Mariental,  besonders  aber  zwischen  der 
Bredereicher  Schleuse  und  der  Abzweigung  der  Templiner 
Gewässer  in  einem  für  die  Schiffahrt  völlig  unzureichen- 
den Zustande.  Infolge  der  geringen  Fahrwassertiefe  selbst 
bei  normalem  Wasserstand  ist  es  unmöglich,  mit  voU- 
beladenen  Finowkähnen  von  1,40  m  Tiefgang  die  Strecke  zwischen 
Bredereiche  und  den  Templiner  Gewässei'n  zu  passieren.  In  dem 
trockenen  Sommer  1908  ist  zeitweise  die  Fahrwassertiefe  auf  dieser 
Strecke  bis  auf  1,05  m  herabgegangen,  und  im  März  1909  wurde  vom 
Wasserbauinspektor  in  Zeh  denick  der  größte  Tiefgang  auf  1,10  m 
beschränkt,  obwohl  doch  im  allgemeinen  in  den  Frühjahrsmonaten 
der  AVasserstand  sehr  günstig  zu  sein  pflegt.  Auf  unseren  Antrag 
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wurde  zwar  die  Bekaniitmacliung  des  Wasserbauinspektors  in  Zeh- 
denick  zurückgezogen  und  jedem  Schiffer  ajiheimgestellt,  den  richti- 
gen Tiefgang  seines  Fahrzeuges  selbst  zu  bestimmen.  Da  aber  kein 
Fahrzeug  so  tief  gehen  darf,  daß  es  nicht  mit  Bequemlichkeit 
schwimmen  kann,  so  konnten  zwar  die  Schiffer  wieder  die 
Tauchtiefe  ihrer  Fahrzeuge  dem  jeweiligen  Wasserstand  an- 
passen, aber  die  Untiefen  des  Flußbettes  gestatteten  nicht,  die 
Strecke  mit  vollbeladenen  größeren  Kähnen  zu  befahren.  Dieser 
schon  seit  Jahren  bestehende  Zustand  hemmt  die  Schiffahrt  auf 
der  oberen  Havel  völlig  in  ihrer  Entwicklung.  Die  größeren 
und  leistungsfähigen  Schiffe  können  ihre  Leistungsfähigkeit  nur 
zu  einem  Bruchteil,  etwa  60— 75 o/o,  ausnützen.  Der  durchgehende 
Verkehr  mit  großen  Schiffen  muß  auf  der  von  Untiefen  unter- 
brochenen Strecke  einen  Teil  der  Ladung  leichtem,  und  diese 
Erscheinung  ist  so  regelmäßig,  daß  die  Schleppdampfer  gewöhn- 
lich für  solche  Fälle  einen  Leichterkahn  zum  Umladen  der  Güter 
auf  den  untiefen  Strecken  mitführen.  Hierdurch  wird  der  Schlepp- 
lohn und  damit  die  Schiffahrt  verteuert.  Die  Güter  leiden  durch 
das  Umladen  und  die  Schiffahrt  wird  verzögert,  zumal  als  auch 
zwei  Schiffe  nicht  überall  aneinander  vorbeifahren  können.  Durch 
solche  Schiffahrtshindernisse  wird  das  Einhalten  eines  regelmäßigen 
Betriebes  und  eines  fahrplanmäßigen  Eil-Stückgutverkehrs  fast 
unmöglich  gemacht.  Diese  wddrigen  '\^erhältnisse  werden  noch 
verschlimmert  durch  die  zahlreichen  und  scharfen  Krümmungen 
der  Havel  oberhalb  Marien tals,  die  für  die  Schiffahrt  nicht  allein 
hinderlich,  sondern  auch  teilweise  gefährlich  sind.  Diese  Um- 
stände haben  zur  Folge,  daß  die  Schiffahrt  auf  der  oberen  Havel, 
die  das  weit  verzweigte  Wasserstraßennetz  Mecklenburgs  mit 
Berlin,  der  Oder  und  der  Elbe  verbindet,  eine  verhältnismäßig 
geringe  Ausdehnung  besitzt  und  eher  eine  Abnahme,  als  eine 
fortschreitende  Entwicklung  zeigt.  Während  der  Eisenbahn-Güter- 
verkehr zwischen  Berlin  und  Mecklenburg  im  letzten  Jahrzehnt 
bedeutend  gewachsen  ist,  dürfte  der  Wasserverkehr  zwischen  beiden 
Gebieten  in  diesem  Zeitraum  kaum  eine  Zunahme  erfahren  haben, 
obwohl  die  beiderseitigen  Produktions-  und  Konsumtionsverhält- 
nisse einen  regen,  stets  zunehmenden  Güteraustausch  zur 
Folge  haben  sollten.  Die  Eisenbahn  dürfte  einen  großen 
Teil  des  Güterverkehrs  der  Havelschiffahrt  entzogen  haben. 
Hieraus  haben  sich  wirtschaftliche  Mißstände  ergeben.  Ein 
Interesse  an  einer  Verbesserung  haben  neben  der  Schiffahrt 
sowohl  die  zahlreichen  gewerblichen  Anlagen,  wie  auch  die  Land- 
und  Forstwirtschaft  im  Verkehrsgebiete  der  oberen  Havel.  Wenn 
sich  die  Wirkung  eiaer  Verbesserung  der  oberen  Havel  auch 
nicht  zahlenmäßig  voraussagen  läßt,  so  ist  doch  mit  Sicherheit 
anzunehmen,  daß  die  von  eiaer  solchen  Maßnahme  zu  erwartende 
größere  Leistungsfähigkeit  der  Schiffahrt  und  Verbilligung  der 
Frachten  eine   Erweiterung   vorhandener   und   Entstehung   neuer 
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gewerblicher  Untemehmungen  im  Verkehrsgebiet  der  oberen 
Havel  und  dadurch  eine  Zunahme  des  Verkehrs  und  der  Schleusen- 
geldeinnahmen für  den  Staat  zur  Folge  haben  werden.  —  Die 
preußische  Regierung  hat  die  Notwendigkeit  einer  Verbesserung 
der  oberen  Havelwasserstraße  schon  früher  anerkannt.  In  der 
dem  Landtage  im  Jahre  1880  vorgelegten  Denkschrift,  betr.  die 
Regulierung  der  Spree  und  Havel  usw.,  wurde  eine  durchgreifende 
Verbesserung  der  Havel  von  der  mecklenburgischen  Grenze  bis 
Zeh  denick  als  eine  unabweisbare  Aufgabe  einer  nicht  zu  fernen 
Zukunft  bezeichnet  und  es  wurden  zu  diesem  Zwecke  600  000  M. 
vom  Landtage  gefordert.  Die  geplanten  Regulierungsarbeiten 
wurden  aber  nicht  ausgeführt,  weil  ein  Einverständnis  mit 
Mecklenburg-Strelitz  über  die  Beteiligung  an  den  Kosten  infolge 
der  ablehnenden  Haltung  des  mecklenburgischen  Landtages  nicht 
erzielt  werden  konnte.  Auf  Anregung  aus  den  Kreisen  der 
Schiffahrttreibenden  und  nach  Anhörung  einer  großen  Zahl  der 
am  Verkehr  über  die  obere  Havel  beteiligten  Interessenten  rich- 
teten wir  im  Berichtsjahre  an  den  Herrn  Minister  der  öffent- 
lichen Arbeiten  die  Bitte,  eine  Verbesserung  der  oberen  Havel- 
wasserstraße zwischen  der  Bredereicher  Schleuse  und  der  Ein- 
mündung des  Wentowkanals  durch  Vertiefung  der  Fahrrinne 
und  Beseitigung  der  für  die  Schiffahrt  hinderlichen  und  ge- 
fährlichen Krümmungen  in  die  Wege  zu  leiten.  Es  schien  uns 
zweckmäßig,  die  Angelegenheit  jetzt  wieder  in  Fluß  zu  bring'en, 
weil  einerseits  die  Verhältnisse  der  Wasserstraße  überaus  schlecht 
sind  und  weil  andererseits  auch  im  mecklenburgischen  Landtage 
eine  dem  Projekt  günstigere  Stimmung  sich  anzubahnen  schien. 
Unserem  Vorgehen  hat  sich  eine  Reihe  von  Handels-,  Schiffahrts- 
und Gemeindevertretungen  angeschlossen.  Auf  unsere  Eingabe 
ist  uns  vom  Herrn  Regierungspräsidenten  in  Potsdam  im  Auf- 
trage des  Herrn  Ministers  mitgeteilt  worden,  daß  die  gemeinsam 
mit  der  mecklenburgischen  Regierung  in  Aussicht  genommene 
durchgreifende  Verbesserung  der  oberen  Havelwasserstraße  bisher 
deshalb  noch  nicht  habe  erfolgen  können,  weil  die  mecklen- 
burgische Regierung  nicht  in  der  Lage  war,  die  auf  ihren 
Anteil  entfallenden  Kosten  zur  Verfügung  zu  stellen.  Angesichts 
der  Höhe  der  nach  neueren  Feststellungen  auf  1  300  000  M.  ver- 
anschlagten Kosten  könne  bei  der  gegenwärtigen  Finanzlage  des 
preußischen  Staates  mit  einer  baldigen  Ausführung  der  Arbeiten 
um  so  weniger  gerechnet  werden,  als  zunächst  noch  andere 
dringlichere  Aufgaben  der  oberen  Havelwasserstraße  vorläg^en. 
—  In  diesem  Bescheide  wird  also  das  Vorhandensein  der  Mißstände 
und  die  Berechtigung  unserer  Beschwerden  nicht  bestritten.  Wir 
werden  deshalb  unsere  Bemühungen  zur  Herbeiführung  einer 
gründlichen  ^Verbesserung  der  oberen  Havelwasserstraße  fort- 
setzen und  sind  dabei  der  Untersuchung  der  beteiligten  Kreise 
gewiß. 
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Von  den  Schiffahrtsinteressenten  war  wiederholt  der  AVunsch 
geäußert   worden,    es   möchten   bei   verschiedenen    Schleusen   dem 
öffentlichen    Verkehr   dienende    Fernsprechanschlüsse    angebracht 
werden.   Es  ist  für  den  Wareneigentümer  von  großer  AVichtigkeit, 
daß   er   dem   Schiffer  während   der   Fahrt   schnell   Anweisungen 
erteilen,    insbesondere    die    Ware    nach    einem    anderen    als    dem 
ursprünglich  in  Aussicht  genommenen  Bestimmungsort  beordern 
kann,     und     daß     der    Schiffer    in    der    Lage    ist,     unterwegs 
Aufträge     vom     Verfrachter      telephonisch      einzuholen.       Auf 
Anregung     unserer     Ständigen     Deputation     der     Verkehrsinter- 
essenten    und     des    Vereins    Berliner    Getreide-    und    Produkten- 
händler teilten  wir  daher  dem  Herrn  E;egierungspräsidenten   in 
Potsdam  mit,   daß   es   sich  empfehlen  dürfte,   an  den  Schleusen 
in  Charlottenburg,  Brandenburg,  Oranienburg  und  Hohensaathen 
Fernsprecher    zur    Benutzung   durch   die   Schiffahrtsinteressenten 
anzubringen.    Der  Herr  Regierungspräsident  erklärte  sich  bereit, 
den  Schiffahrtsinteressenten  widerruflich  die  Benutzung  der  Fern- 
sprecher an  den  Schleusen  in  Charlottenburg  und  an  der  Vorstadt- 
schleuse  in   Brandenburg,   die   aus   dienstlichen   Gründen   an   das 
Reichsfernsprechnetz  angeschlossen  sind,  zu  gestatten,  sofern  die 
Benutzer   die   Kosten   der  gebührenpflichtigen  Gespräche   tragen 
würden.      Ferner   war    er    mit   der   jederzeit   widerruflichen    An- 
bringimg    eines     Fernsprechers      in      einem      Dienstrauni      der 
Schleusen  zu  Sachsenhausen  bei  Oranienburg  und  Hohensaathen 
einverstanden,  vorausgesetzt,  daß  die  Kosten  und  Gebühren  von 
den  Schiffahrtsinteressenten  übernommen  würden.  Die  Gestattung 
der    Benutzung    der    Schleusentelephone    in    Charlottenburg    und 
Brandenburg  wurde  von  allen  am  Schiffahrtsverkehr  Beteiligten 
dankbar  begrüßt  und  es  wurde  von  ihnen  auch   sofort  von  der 
Erlaubnis  Gebrauch  gemacht.   Einige  Zeit  später  teilte  uns  jedoch 
der  Herr  Regierungspräsident  mit,  daß  er  die  Erlaubnis  zur  Be- 
nutzung  jener    beiden    Schleusen telephone    zurücknehmen   müsse, 
da  die  Gespräche  der  Interessenten  die  Schleusenbeamten  bei  ihrer 
Arbeit  derartig  gestört  hätten,  daß  der  Dienst  darunter  gelitten 
habe,  und  insbesondere  nicht  die  nötigen  Sicherheitsmaßnahmen  für 
die  Kassen  Verwaltung  beobachtet  werden  könnten.  Von  unserer  Seite 
vorgenommene  Erkundigungen  ergaben,  daß  allerdings  der  Fern- 
sprecher   an    der    Charlottenburger   Schleuse   von    den    Schiffern 
in  einem  Umfange  benutzt  worden  war,  daß  dadurch  die  Schleusen- 
meister  bei   ihren   dienstlichen  Arbeiten  gestört  wurden.    Wenn 
diese    starke    Benutzung    auch    beweist,    daß    bei    den    Schiffern 
ein    dringendes    Bedürfnis    für   diese   Einrichtung   an    der    Char- 
lottenburger Schleuse  besteht,  so  konnte  gegen  eine  Einschränkung 
dieser  Benutzung  des  Telephons  angesichts  der  dabei  zutage  ge- 
tretenen Nachteile  für  den  Abfertigungsdienst  nichts  eingewendet 
werden,  wogegen  eine  völlige  Versagung  nach  unserer  Ansicht  zu 
weit  ging.  Da  in  unmittelbarer  Nähe  der  Charlottenburger  Schleuse 
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keine  Fernsprecher  vorhajiden  sind,  deren  die  Schiffer  sich  be- 
dienen können,  so  baten  wir  den  Herrn  E/egiernngspräsidenten, 
die  Beniitziing  des  Schleusentelephons  den  Schiffern  wenigstens 
in  besonders  dringlichen  Ausnahmefällen  und  soweit  es  mit  der 
dienstlichen  Tätigkeit  der  Schleu^enbeamten  vei^inbar  sei,  zu 
gestatten.  Für  die  Brandenburger  Vorstadtschleu^e  erschien  uns 
eiQe  solche  Vergünstigung  nicht  unbedingt  erforderlich,  da  in 
unmittelbarer  Nähe  der  Schleuse  Geschäfte  und  "Wirtschaften  mit 
Fernsprechanschluß  vorhanden  sind,  die  den  Schiffern  die  Be- 
nutzung ihres  Telephons  gestatten.  Dagegen  baten  wir  den  Herrn 
Regierungspräsidenten,  zu  gestatten,  daß  die  Schleusenmeister  in 
Brandenburg  und  in  Charlottenburg  den  Ladungseigentümern  wie 
bisher  telephonische  Auskunft  über  das  Passieren  von  Fahrzeugen 
erteilen  und  Aufträge  an  vorüberfahrende  Schiffer  übermit1>eln 
düi'fen.  In  seiner  Antwort  erklärte  sich  der  Herr  Regierungs- 
präsident bereit,  diesem  Wunsche  in  Bezug  auf  die  Charlotten- 
burger Schleuse  zu  entsprechen,  wenn  die  Anfragen  der  Ladungs- 
eigentümer auf  das  geringste  Maß  beschränkt  würden.  Außerdem 
war  er  damit  einverstanden,  daß  im  Gebäude  der  Schleusen- 
meisterei  Charlottenburg  ein  Femsprechautomat  zur  Benutzung 
durch  die  Schiffer  aufgestellt  würde.  "Wir  werden  versuchen, 
auf  diese  "Weise  die  im  Interesse  des  Verkehrs  dringend  er- 
T^öinschte  Nachrichtenvermittlung  zwischen  Schiffer  und  Ladungs- 
eigentümer herbeizuführen. 

Von  der  Städtischen  Verkehrsdeputation  Berlin  wurde  uns  im 
Berichtsjahre  der  Entwurf  eines  Vertrages  übersandt,  der 
zwischen  dem  Eisenbahnfiskus  und  der  Stadt  Berlin  wegen  Her- 
stellung eines  Gleisanschlusses  vom  projektierten  Hafen  am 
Stralauer  Anger  an  die  Staatsbahngleise  abgeschlossen  werden 
sollte.  Die  Städtische  Verkehrsdeputation  hatte  bei  der  Eisenbahn- 
direktioii  Berlin  eiuige  Aenderungen  des  Vertragsentwurfs  be- 
antragt, da  er  verschiedene  Härten  für  die  Stadt  enthielt,  und 
ersuchte  auch  uns,  etwaige  Aenderungs-  und  Verbesserungsvor- 
schläge der  Eisenbahnverwaltung  mitzuteilen.  "Wir  haben  den 
Vertragsentwurf  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen  und  auf 
Grund  des  Ergebnisses  dieser  Prüfung  eine  Reihe  von  Abänderungs- 
anträigen  der  Eisenbahndirektion  und  dem  Herrn  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  unterbreitet.  Nach  dem  Vertragsentwurf 
sollten  Eilgutsendungen  von  der  Beförderung  ül>er  den  Gleis- 
anschluß ausgeschlossen  bleiben.  "Wir  haben  demgegenüber  be- 
antragt, Eilgutsendungen  in  Wagenladungsmengen  in  Ausnahme- 
fällen zuzulassen,  um  die  Möglichkeit  offenzuhalten,  daß  in  drin- 
genden Fällen,  z.  B.  bei  leichtverderblichen  Gütern,  wie  Eiern, 
Butter  usw.,  die  "üeberführung  über  die  Anschlußgleise  erfolgen 
kann.  Der  Entwurf  enthielt  femer  eingehende  Bestimmungen  über 
die  Benutzung  des  Anschlusses  füi^  den  Umschlags-  und  Niederlage- 
verkehr.  Wir  haben  für  diese  Bestimmungen  eine  andere  Fassung 
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vorgeschlagen,  um  der  Entwicklung  des  Verkehrs  auf  der  neuen  An- 
lage möglichst  gix)ße  Bewegungsfreiheit  zu  lassen.  Weiterhin  er- 
schien es  uns  im  Interesse  einer  raschen  Abfertigung  an  den  Ueber- 
gaiigsstationen  Frankfurter  Allee,  Lichtenberg  und  Rummelsburg, 
wie  auch  zur  Grewinnun-g  einer  leichten  Ueber sieht  über  die  je- 
weilige Frachthöhe  von  der  Ausgangsstation  bis  znm  Hafenbahnhof 
erw^ünscht,  überall  da,  wo  sich  das  Bedürfnis  herausstellt,  direkte 
Güterabfertigung  bzw.  Kartierung  durch  die  Tarife  einzurichten. 
Nach  dem  Entwurf  sollte  die  Eisenbahn  Verwaltung  die 
Ladefristen  unter  Berücksichtigung  der  Bedienungszeiten  und 
der  besonderen  Verhältnisse  des  Anschlusses,  jedoch  nicht 
über  neun  Stunden,  bei  Wagenmangel  nicht  über  sechs 
Stunden,  festsetzen.  Danach  würde  die  Eisenbahn  Verwaltung  unter 
Umständen  die  Rückgabe  der  Wagen  schon  zwei  Stunden  nach 
Bereitstellung  der  Sendung  am  Uebergangsgleise  verlangen  und 
bei  Ueberschreitung  dieser  Frist  Standgeld  beanspruchen  können. 
Wir  haben  deshalb  beantragt,  daß  ebenso  wie  eine  Höchstfrist, 
auch  eine  Mindestfrist,  und  zwar  von  sechs  Stunden,  im  Vertrage 
zugestanden  werde.  Ob  noch  weitere  Aenderungen  nötig  sind, 
wird  erst  die  Verkehrsentwicklung  zeigen.  Es  ist  zu  hoffen, 
daß  hier  die  Eisenbahn  Verwaltung  dem  hervortretenden  Bedüi^fnisse 
im  eigenen,  wie  im  allgemeinen  Interesse  entgegenkommen  Avird. 
Die  seit  einigen  Jahren  hier  bestehende  Ziegel-Transport- 
Aktiengesellschaft  befaßt  sich  mit  der  Beförderung  von  Steinen 
mittelst  Motorkähnen,  die  elektrisch  mit  einem  Akkumulator  be- 
trieben werden.  Zur  rascheren  Entlöschung  ihrer  Fahrzeuge  hat  die 
Gesellschaft  mehrere  Kräne  an  den  Berliner  Wasserstraßen  auf- 
gestellt; für  die  Errichtung  eines  weiteren  Kraus  am  Potsdamer 
Hafen  hatte  sie  die  Konzessionierung  durch  den  Berliner  Magistrat 
nachgesucht.  In  den  Kreisen  der  hiesigen  Steinhändler  erblickte  man 
in  diesem  Unternehmen  eine  ernste  Gefahr,  weil  die  Gesellschaft  eine 
Monopolstellung  auf  dem  Berliner  Steinmarkt  erstrebe.  Sie  begnüge 
sich  nicht  alleip.  mit  dem  Steintransport,  sondern  habe  auch  den 
Handel  mit  Steinen  aufgenommen.  Es  sei  von  ihr  nicht  nur 
eine  Ausschaltung  zahlreicher  selbständiger  Kleinschiffer,  sondern 
auch  der  Steinhändler  zu  befürchten.  Die  Steinhändler  hatten 
sich  daher  wiederholt  gegen  eine  weitere  Konzessionierung  von 
Krananlagen  für  die  Ziegel-Transport-Aktiengesellschaft  ausge- 
sprochen. Im  Berichtsjahre  ersuchte  uns  der  hiesige  Magistrat 
um  ein  Gutachten  zu  dem  obengenannten  Konzessionsantrage  der 
Gesellschaft.  Wir  haben  dem  Magistrat  mitgeteilt,  daß  wir 
allerdings  den  Klagen  der  Ziegelsteinhändler  eine  ernste  Be- 
achtung nicht  versagen  könnten.  Trotzdem  konnten  wir 
nicht  die  Ueberzeugung  gewinnen,  daß  eine  prinzipielle 
Versagung  der  Konzession  in  Frag©  kommen  könne,  weil 
das  eine  ungerechte  Behandlung  der  Ziegel- Transport - 
Aktiengesellschaft      gegenüber      anderer      Unternehmungen      be- 
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deuten  würde,   denen   Kranäailagen   auf   städtischem   Terrain   ge- 
stattet  werden.    Auch  erschien   uns   eine   prinzipielle   Verweige- 
rung  der   Konzession   um   so   weniger   angebracht,    als   die   neue 
Entlöschungsvorrichtung  zweifellos  einen  technischen  Fortschritt 
gegenüber  der  bisherigen  Entlöschungsweise  der  Steinkähne  dar- 
stellt, der  sich  vermutlich  trotz  aller  AViderstände  mit  der  Zeit 
durchsetzen  wird,  wenn  seine  wirtschaftlichen  Vorzüge  sich  klar 
erwiesen  haben.    Immerhin  hielten  wir  es  für  geboten,  daß  die 
Stadt  bei  der  Konzessionierung     von    Kran  anlagen    für    Private 
eine      gewisse      Zurückhaltung      beobachtet      und      vorher      in 
jedem    Falle    die    Bedürfnis  frage     eingehend     prüft.     Letzteres 
erschien  uns  um  so  wichtiger,  weil  jede  Krananlage  wegen  der 
Inanspruchnahme   öffentlichen   Ufergeländes   eine   gewisse   Beein- 
trächtigung   des    übrigen   Auslade  Verkehrs    zur   Folge   hat   und 
zwar  selbst  dann,  wenn  der  Kran  unbenutzt  dasteht.    Sollte  die 
Prüfung    eines    Antrages    ergeben,     daß    die    Bedürfnis  frage    zu 
bejahen  ist,  dann  sollte  unseres  Erachtens  eine  Konzession  auch 
dann  nui-   erteilt   werden,   wenn   zur  Errichtung  weiterer  Kran- 
anlagen durch  Dritte  genügend  Baum  vorhanden  ist,  weil  sonst 
eine   örtliche   Bevorzugung   des   ersten   Kraninhabers   stattfinden 
würde.     "Weiterhin   hielten    wir   es    für    unbedingt    erforderlich, 
daß    die    Stadt    sich    wie    bisher   bei   einer   Konzessionserteilung* 
einen    weitgehenden    Einfluß    auf    den    Betrieb    der    Krananlage 
sichere.    Insbesondere  erschien  es  uns  notwendig,  daß  die  Stadt 
sich   das  Hecht  der  jederzeitigen  Zurücknahme   der  Konzession, 
sowie  der  Uebernahme  der  Krananlage  in  städtischen  Besitz  und 
eigene  Verwaltung  in  einer  die  Interessen  des  Kraneigentümers 
schonenden   Form  vorbehalten  und   dem   Konzessionsinhaber  mit 
Bücksicht    auf    die    Benutzung    städtischen    Terrains    die    Ver- 
pflichtung auferlegen  müsse,  auch  anderen  Interessenten  die  Be- 
nutzung seiner   Krananlage   unter   näheren   von  -der   Stadt  fest- 
zusetzenden   Bedingungen    zu    gestatten.     Bei    unseren    Verhand- 
lungen mit  den   Interessenten   war  von   selten   der  Steinhändler 
wiederholt  der  Wunsch  ausgesprochen  worden,  die  Stadt  möchte 
im   allgemeinen   Interesse   Krananlagen   errichten   und   betreiben, 
weil  es  dann  gelingen  dürfte,  der  Zentralisierung  des  Ziegelstein- 
transportes  und   der   dadurch    bedingten   Schädigung   der   Klein- 
schiffer  und   Ziegelsteinhändler    mit   Erfolg    entgegenzuwirken. 
Aus  der  Tatsache,  daß  die  Stadt  Eigentümerin  der  öffentlichen 
Entlöschungsstellen    ist,    wurde    gefolgert,    daß    sie    damit    auch 
die  Verpflichtung  habe,   für  moderne  Entlöschungsvorrichtungen 
Sorge     zu     tragen.      Dies     habe     aber     weiterhin     den     Vorteil, 
daß    infolge    der    rascheren    Entladung    der    Kähne    eine    Ent- 
lastimg    der     Berliaer     Wasserstraßen     an    den     Ausladeplätzen 
eintreten     würde.      Wenn     wir     auch     nicht     die     Gründe     ver- 
kannten,   die    die  Stadtverwaltung  zu  besonderer  Vorsicht  gegen- 
über  der   Uebernahme   wirtschaftlicher   Betriebe   veranlassen,    so 
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glaubten  wir  doch,  den  Vorschlag,  daß  die  Stadt  Berlin  Kran- 
anlagen, wenn  zunächst  auch  nur  probeweise,  errichten  und  be- 
treiben möchte,  schon  aus  dem  Grunde  der  Erwägung  des  Magistrats 
anheimstellen  zu  sollen,  weil  das  Risiko  verhältnismäßig  gering 
ist  und  es  sich  hierbei  um  eine  wichtige  und  im  allgemeinen' 
Interesse   gelegene   Angelegenheit  handelt. 

Die  Verwaltung  des  Schiffer-Kinderheims  in  Teltow  er- 
suchte uns  im  Berichtsjahre,  ihr  Unternehmen  durch  einen  jähr- 
lichen fortlaufenden  Beitrag  zu  unterstützen.  Das  Schiffer- 
Kinderheim  verfolgt  den  Zweck,  Kindern  von  Schiffern  gegen 
ein  mäßiges  Entgelt  Wohnung,  Verpflegung  und  Unterricht  zu 
gewähren.  Die  mit  dem  Kahn  fahrenden  Schiff  er  kinder  sind 
zwar  verpflichtet,  die  Schule  zu  besuchen,  wenn  das  Fahrzeug 
im  Hafen  liegt;  bei  dem  häufigen  Wechsel  des  Standorts  und 
den  langen  Fahrten  wird  aber  der  Unterricht  oft  und  lange 
unterbrochen,  so  daß  die  Schifferkinder  sehr  bald  hinter  ihren 
Altersgenossen  mit  ihren  Kenntnissen  zurückbleiben.  Hierunter 
leidet  der  ganze  Schifferstand,  und  auch  die  mit  den  Schiffern 
in  Geschäftsbeziehung  stehenden  kaufmännischen  Kreise  haben 
ein  Interesse  an  einer  besseren  Schulbildung  der  Schifferkinder. 
Wir  haben  daher  dem  Heim  zunächst  für  die  Jahre  1910 — 1912 
eine  jährliche  Unterstützung  von  je  200  M.  bewilligt. 


Unterstiitzung 
des  Schiffer- 
Kinderheims  in 
Teltow. 


D.  Zollangelegenheiten. 

Ein  Gewehrt abrikant  hatte  aus  .dem  Auslande  eine  Sendung 
Jagdgewehre  in  zwei  Kisten  in  der  Weise  bezogen,  daß  die  eine 
Kiste  die  Schäfte  mit  eingefügten  Schlössern,  die  andere  die  dazu 
passenden  Läufe  enthielt,  und  die  erstere  Kiste  an  ihn  selbst,  die 
letztere  an  einen  seiner  Angestellten  adressiert  war,  der  zu  ihm  in 
verwandtschaftlichen  Beziehungen  stand.  Diese  getrennte  Ver- 
packung und  Versendung  der  Gewehre  ermöglichte  es,  den  Inhalt 
der  Kiste  für  die  Verzollung  als  Gewehrteile  zu  deklarieren, 
wodurch  11  M.  Zoll  weniger  zu  entrichten  waren,  als  wenn  die 
Gewehre  zusammengesetzt  verschickt  worden  wären.  Das  zu- 
ständige Schöffengericht  hat  in  dieser  Handlungsweise  eine  Ueber- 
tretung  des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869  erblickt,  und  die 
Firma  wie  den  betreffenden  Angestellten  zu  einer  Geldstrafe 
verurteilt.  Dabei  sind  die  Läufe  oder  der  dafür  hinterlegte  Betrag 
für  eingezogen  erklärt  worden,  obwohl  sich  die  Firma  auf  die 
Entscheidung  des  Finanzministers  vom  1.  März  1908  berief,  nach 
welcher  die  Verzollung  nur  dann  als  zusammengesetztes  Ganzes 
vorzunehmen  ist,  wenn  die  zu  verzollenden  Gegenstände  von  dem- 
selben Absender  und  mit  denselben  Beförderungsmitteln  an  den- 
selben Empfänger  gesandt  werden.  Die  Firma  ist,  wie  sie  an- 
gibt, zu  dem  ihr  zur  Last  g-elegten  Vergehen  aus  Konkurrenzrück- 
sichten genötigt  worden.    Auch  behauptet  sie,  die  gleiclie  Hand- 
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habiuig  ihrer  Verzollungen  in  ihrer  einer  anderen  Provinz  ange- 
hörigen  Niederlassung  mehrfach  ganz  öffentlich  vorgenommen  zu 
haben,  ohne  daß  eine  strafrechtliche  Verfolgung  eingetreten  wäre. 
Außerdem  kämen  auch  noch  in  aaderen  deutschen  Städten  Zoll- 
erleichterungen der  beanstandeten  Art  mit  Vorwissen  und  unter 
Duldung  der  Zollbehörde  den  Interessenten  zugute.  Nach  unserer 
Ansicht  über  diesen  Streitfall  und  über  unsere  "Wahrneh- 
mungen in  ähnlichen  FäJlen  befragt,  erwiderten  wir,  daß 
mit  dem  geschilderten  Hergange  schon  nach  dem  Wort- 
laute der  §§  135/136  des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869 
der  Tatbestand  einer  ZoUdefraudation  gegeben  sei.  Wenn  nun  aber 
gar  erklärt  und  im  weiteren  gerichtlichen  Verfahren  etwa  be- 
wiesen werde,  daß  dieser  Versendungsmodus  lediglich  gewählt  war, 
um  UM.  Edugangszoll  zu  ersparen,  weil  nämlich  Gewehre  einem 
Eingangszolle  von  60  M.,  Grewehrläufe  dagegen  einem  solchen 
von  nur  24  M.  für  je  100  kg  unterliegen,  so  erscheine  unseres 
Erachtens  jedwede  Aussicht  auf  Erfolg  ausgeschlossen.  Denn 
mit  dem  Hinweis,  daß  die  Firma  zu  der  beanstandeten  Versendungs- 
art aus  Konkurrenzrücksichten  genötigt  worden  sei,  werde  von 
vornherein  zugegeben,  daß  die  Absicht  bestand,  unter  Umgehung 
des  vollen  tarifmäßigen  Eingangszolles  für  die  Gewehre  als  Ganzes 
einen  geringeren  Zollbetrag  für  deren  Läufe  zu  zahlen.  Sofern 
anderweit  im  deutschen  Zollgebiet  ohne  Eingreifen  der  Zollbehörde 
in.  ähnlicher  Weise  verfahren  werden  sollte,  so  könne  dies  nur 
an  der  Unkenntnis  der  abfertigenden  Beamten,  oder  auch  daran 
liegen,  daß  etwa  bei  starkem  Verkehr  die  Situation  nicht  übersehen 
werde  oder  aber  die  leitenden  Beamten  von  der  Sachlage  über- 
haupt keine  Kenntnis  erhielten.  Unsere  entsprechende  Fülilung- 
nahme  mit  den  hiesigen  Zollstellen  habe  dies  vollauf  bestätigt. 
Ueberdies  werde  die  Berufung  auf  die  im  Einvernehmen  mit  dem 
Reichskanzler  (Reichsschatzamt)  erlassene  allgemeine  Verfügung 
des  Finauzministers  vom  1.  März  1908  kaum  eine  anderweite  Ent- 
scheidung im  Gefolge  haben,  da  diese  Verfügung  ausdrücklich  auf 
die  Lage  des  Einzelfalles  hinweise.  Auch  seien  ähnliche  Fälle 
gerichtsseitig  schon  zu  verschiedenen  Malen  im  Sinne  der  §§  1 35/136 
des  Vereinszollgesetzes  entschieden  worden. 

Der  Versand  getrockneter  Därme  nach  Oesterreich-Ungam 
wird  neuerdings  dadurch  erschwert,  daß  solche  in  Ballen  von  einem 
Ursprungs attest  begleitet  sein  müssen,  während  nach  der  uns 
vorliegenden  Abschrift  eines  Rundschreibens  des  hiesigen  Polizei- 
präsidiums vom  November  1908  in  geschlossenen  leisten  oder 
Fässern  eingelegte,  trockene  oder  gesalzene  Därme  ohne  Ursprungs- 
attest eingehen  dürfen.  Mit  dieser  Darlegung  deckt  sich  auch 
die  Amtierung  der  österreichischen  Behörden.  Aus  den  Ursprungs- 
zeugnissen müssen  die  Herkunft  der  Därme  und  der  Weg,  über 
den  sie  versendet  werden  sollen,  hervorgehen.  Sie  werden  hier 
von  dem  für  den   Sitz  der  Firma  zuständigen  Polizeirevier  aus- 


XIV.  Verkehrswesen.  D.  Zollangelegenheiten.  577 

giefertigt.  Entsprechende  Unterlagen  dafür,  daß  die  betreffenden 
tierischen  Produkte  tatsächlich  von  hier  geschlachteten  Tieren 
stammen,  sind  dem  Polizeirevier  beizubringen.  Dieses  Erfordernis 
gründet  sich  im  HinbKck  auf  das  Viehseuchen-Uebereinkommen 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Oesterreich-Ungam  vom 
25.  Jan.  1905  und  das  Schlußprotokoll  hierzu,  darauf,  daß  seitens 
der  österreichischen  Behörden  bei  dergleichen  Sendungen  Därme 
deutschen  Ursprungs  eingelassen,  aus  anderen  Ländern  herrührende 
Därme  dagegen  zurückgewiesen  werden.  Wie  uns  indessen  ver- 
sichert wird,  stammen  etwa  99  o/o  aller  im  Handel  befindlichen 
Därme  aus  dem  Auslande,  deren  Einfuhr  in  das  deutsche  Zoll- 
gebiet nur  dann  möglich  ist,  wenn  sie  den  Yoi-schriften  des  Schlacht- 
vieh- und  Fleischbeschaugesetzes  und  dessen  Ausführungsbe- 
stimmungen  entsprechen.  Bei  der  Ausfuhr  solcher  Waren  nach 
Qesterreich-Ungam  liegt  also  eine  Ansteckungsgefahr  nicht  vor. 
Nachdem  uns  nun  fachmännischerseits  noch  erklärt  worden  ist, 
daß  getrocknete  Därme  fast  ausschließlich  in  Ballen  verpackt  und 
für  den  Versand  ähnlich  wie  Wolle  gepreßt  werden  müssen,  dürfte 
es  als  eine  Härte  anzusehen  sein,  dergleichen  Sendungen  in  Oester- 
reich-Ungam anders  zu  behandeln  als  getrocknete  Därme  in 
Kisten  oder  Fässern.  Wir  baten  daher  das  Auswärtige  Amt, 
die  Sachlage  einer  Prüfung  zu  unterziehen  und  dafür  einzutreten, 
daß  getrocknete  Därme  in  Kisten,  Fässern  und  Ballen,  sofern  sie 
aus  Deutschland  in  Oesterreich-Ungam  eingehen,  gleichen  Be- 
stimmungen unterworfen  werden. 

Lebhafte  Beschwerden  aus  den  beteiligten  Kreisen  Stettins  verzouung  von 
hatten  den  Vorstehern  der  Kaufmannschaft  daselbst  Veranlassung 
gegeben,  wegen  der  zollamtlichen  Abfertigung  von  Jutesäcken 
seitens  der  Stettiner  Zollstellen  beim  Finanzminister  vorstellig 
zu  werden.  In  Frage  kamen  hierbei  neue  Jutesäcke,  die  aus 
dichtem,  ungemustertem,  rohem  Jutegewebe  (Packleinwand)  be- 
stehen und  einen  schmalen,  geteilten,  blauen  Streifen  desselben 
Stoffes  aufweisen.  Dieser  entspricht  lediglich  einer  durch  lange 
Gewohnheit  ausgeprägten  Geschmacksrichtung  der  ausländischen 
Konsumenten,  die  wohl  zum  Teil  aus  der  dadurch  erreichten 
größeren  Uebersichtlichkeit  bei  der  Stapelung  erklärlich  ist.  Der 
Wert  der  Säcke  ist  durch  das  Einweben  der  wenigen  gefärbten,  den 
schmalen  Streifen  bildenden  Fäden  in  keiner  Weise  erhöht  worden ; 
er  beträgt  für  den  gebräuchlichen  Sack  von  1050  g  Gewicht 
etwa  38  bis  40  Pf.  Während  nun  diese  Säcke  bisher  von  den 
Stettiner  Zollstellen,  angeblich  versehentlich,  nach  Tarifnummer 
496  als  ungemustertes  rohes  Jutegewebe  (Packleinwand)  zum 
Vertragszollsatze  von  10  M.  für  100  kg  nebst  15  o/o  Zuschlag, 
also  mit  11,50  M.  für  100  kg,  abgefertigt  wurden,  werden  sie 
jetzt  nach  Tarifnummer  497  als  buntes  Gewebe  mit  60  M.  und 
15  o/o  Zuschlag  =  69  M.  für  100  kg,  das  heißt  zum  sechsfach 
erhöhten  Satze  verzollt.    Die  Vorsteher  der  Kaufmannschaft  zu 
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Stettin  baten  den  Finanzminister,  den  in  die  Jutesäcke  eingewebten 
farbigen  Streifen  als  unerheblich  anzusehen  und  die  Zollstellen 
anzuweisen,  diesen  bei  der  Verzollung  außer  Betracht  zu  lassen. 
Auf  das  Ersuchen  der  Vorsteher  der  Kaufmannschaft  zu  Stettin, 
beim  Finanzminister  eventuell  in  gleicher  Weise  für  die  Tarif- 
frage einzutreten,  erwiderten  wir,  daß  Klagen  der  beregten  Art 
aus  unserm  Bezirk  bisher  nicht  laut  geworden  seien.  Wie  wir 
durch  Nachfrage  bei  den  hiesigen  Zollbehörden  festgestellt  hätten, 
halten  letztere  nach  wie  vor  daran  fest,  daß  genähte  Säcke  aus 
dichtem,  ungemustertem,  rohem  Jutegewebe  (Packleinwand)  mit 
bis  40  Fäden  in  der  Kette  und  dem  Schuß  zusammen  auf  2  cm 
im  Geviert  bei  der  Verzollung  nur  dann  der  Tarifnummer  496 
und  dem  vertragsmäßigen  Zollsatze  von  10  M.  für  100  kg  nebst 
einem  Zuschlage  von  15  vom  Hundert  zugewiesen  werden,  wenn 
dieselben  überhaupt  ohne  eingewebte  gefärbte  Streifen,  oder  nur 
je  mit  einem  solchen  von  durchschnittlich  nicht  mehr  als  2  mm 
Breite,  oder  aber  je  mit  nur  einem  eingewebten  gefärbten  Jute- 
faden resp.  mit  einer  schmalen  Webekante  aus  Baumwollfäden 
eingehen.  Mit  dieser  Praxis  deckten  sich  auch  die  bestehenden 
Bestimmungen  im  amtlichen  Warenverzeichnis  zum  Zolltarif  und 
die  in  dieser  Beziehung  von  verschiedenen  Oberzolldirektionen 
erteilten  und  in  dem  vom  Reichsschatzamte  herausgegebenen  Nach- 
richtenblatt für  die  Zollstellen  veröffentlichten  Auskünfte.  Wenn 
in  dem  Gesuche  an  den  Finanzminister  gesagt  sei,  daß  es  sich  um 
Jutesäcke  mit  einem  schmalen  geteilten  Streifen  desselben  Stoffes 
in  blauer  Farbe  handele,  wobei  in  der  Regel  höchstens  zehn  ein- 
gewebte gefärbte  Fäden  in  Frage  kämen,  so  scheine  uns  damit 
das  Maß  des  für  den  Zollsatz  von  10  M.  und  15  o/o  Zuschlag 
Zulässigen  überschritten  zu  sein, 
zoiibehandiuog  Infolge  wiederholter  Beschwerden  hatten  wir  uns  mehrfach 

Kästchen  für  mit  der  Frage,  beschäftigt,  ob  kleine  hölzerne  Kästchen,  in  denen 
Zigarren  aus  dem  Auslande  eingehen,  mit  zur  Verzollung  zu 
ziehen  seien.  Im  dritten  Nachtrag  zur  Anleitung  für  die  Zoll- 
abfertigung werde  eine  Aenderung  des  §  4  der  Taraordnung 
insofern  angeordnet,  als  kleine  Kisten,  Körbchen  und  Papp- 
kasten, in  denen  Zigarren,  Zigaretten  oder  feingeschnittener 
Tabak,  und  Umschließungen  aus  Metall,  in  denen  Zigaretten  oder 
feingeschnittener  Tabak  eingehen,  nicht  zum  Reingewicht  ge- 
rechnet werden  sollen,  auch  wenn  alle  diese  Umschließungen  eine 
besondere  Ausstattung  für  den  Klein-  oder  Einzelverkauf  erhalten 
haben  und  beim  Klein-  oder  Einzelverkauf  in  die  Hand  des  Käufers 
übej'gehen.  Darnach  schien  uns  die  Streitfrage  ihre  Erledigung 
gefunden  zu  haben.  Da  die  Kästchen  jedoch  nach  wie  vor  (und 
zwar  nach  dem  Satze  für  Zigarren)  mit  zur  Verzollung  gelangten, 
wurde  in  einem  Spezialfall  die  Entscheidung  des  Reichskanzlers 
durch  das  Reichsschatzamt  herbeigeführt.  Nach  dieser  liegt  kein 
Anlaß  vor,  eine  Aenderung  der  Taraordnung  herbeizuführen,  da 
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die  fein  gearbeiteten  und  ausgestatteten  hölzernen  Kästchen,  um 
die  es  sich  in  diesem  Falle  handelte,  überhaupt  nicht  zu  den 
kleinen  Kisten  im  Sinne  des  §  4  Absatz  5  der  Taraordnung 
gehören  sollen.  In  Uebereinstimmung  hiermit  befindet  sich  eine 
im  Einverständnis  mit  dem  Reichskanzler  (ßeichsschatzamt)  ge- 
troffene Entscheidung  der  Senatskommission  für  das  Zollwesen 
in  Hamburg.  Der  Finanzminister  hat  sich  gleichfalls  dahin  aus- 
gesprochen, daß  die  Kästen  zum  Reingewicht  der  Zigarren  zu 
rechnen  sind.  Dieser  Entscheidung  lagen  zur  Aufnahme  von  nur 
50  Zigarren  dienende  sorgfältig  gearbeitete  Kasten  aus  rohem 
unechten  Zedernholz  zugrunde,  dessen  Ecken  und  Kanten 
abgerundet  sind,  während  z.  B.  die  100  Zigarren  enthaltenden 
sogenannten  Zehntelkisten,  auch  wenn  sie  eine  besondere  Aus- 
stattung für  den  Klein-  oder  Einzelverkauf  erhalten  haben,  nach. 
den  vorerwähnten  Tarabestimmungen  zollfrei  bleiben.  Der  Deckel 
des  Kastens,  welcher  mit  zwei  Messingschamieren  befestigt  ist 
und  durch  zwei  Seitenbänder  festgebunden  wird,  sowie  die  Seiten- 
teile des  Kastens  sind  mit  eingebranntem  Aufdruck  versehen. 
Um  beim  Oeffnen  ein  Herausfallen  der  Zigarren  zu  verhüten,  ist 
im  Innern  ein  hoher  Einsatz  aus  vier  lose  eingeschobenen,  an  den 
oberen  Kanten  abgerundeten  Brettern  angebracht.  Das  außerdem 
in  dem  Kasten  befindliche  Brett  dient  zum  Bedecken  der  Zigarren. 

Gemäß  §  1  der  Gerstenzollordnung  dient  als  Grundlage  für  Verzollung  von 
die  Unterscheidung  der  Malzgerste  von  anderer  Gerste  im  Sinne 
des  Zolltarifs  und  der  vertragsmäßigen  Vereinbarungen  das  Er- 
gebnis der  Gewichtsermittelung  eines  Hektoliters  Gerste.  Beträgt 
das  Gesamthektolitergewicht  weniger  als  65  kg  und  zugleich 
das  Sonderhektolitergewicht  weniger  als  67  kg,  so  unterliegt  nach 
§  13  die  Gerste  dem  für  andere  als  Malzgerste  zutreffenden  ver- 
tragsmäßigen Zollsatze  von  1,30  M.  für  100  kg,  es  sei  denn,  daß 
sich  aus  der  besonderen  Beschaffenheit  der  Gerste  Gründe  für 
die  Annahme  ergeben,  daß  sie  zur  Malzbereitung  geeignet  sei.  Als 
Anhaltepunkte  bei  der  Prüfung  der  Gerste  auf  ihre  Brauchbarkeit 
zur  Malzbereitung  sollen  in  diesem  Falle  die  in  der  Anlage  D 
der  Gerstenzollordnung  zusammengestellten  allgemeinen  Eigen- 
schaften der  Malzgerste  hinsichtlich  ihrer  allgemeinen  äußeren 
Beschaffenheit,  der  Form,  Größe,  Schwere  und  inneren  Beschaffen- 
heit der  Körner,  der  Farbe  und  des  Geruchs  dienen.  Hiemach  kann 
es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  das  Hektolitergewicht  in  erster 
Linie  und  grundsätzlich  für  die  Verzollung  maßgebend  sein  soll 
und  daß  nur  in  denjenigen  Ausnahmefällen,  in  denen  sich  infolge 
der  äußeren  und  inneren  Beschaffenheit  der  Gerste  tatsächliche 
Anhaltepunkte  dafür  ergeben,  daß  die  Gerste  zur  Malzbereitung 
geeignet  ist,  eine  weitere  Prüfung  nach  dieser  Richtung  erfolgen 
und  daß  erst  dann,  wenn  durch  diese  Prüfung  die  Annahme, 
daß  die  Gerste  zur  Malzbereitung  geeignet  ist,  bestätigt  wird, 
die      Verzollung      als      Malzgerste      bzw.     ihre     Unbrauchbar- 
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machung  zur  Malzbereitxmg  erfolgen  soll.  Die  Stettiner  Zoll- 
behörde läßt  nacli  einer  Mitteilung  der  Vorsteher  der  Kaufmann- 
schafi  zu  Stettin  diese  Bestimmungen  insofern  außer  acht,  als 
sie  ZT\'ar  formell  die  Hektolitergewichtsfeststellung  vornimmt, 
ihr  offenbar  aber  nicht  die  geringste  Bedeutung  beilegt,  und  zwar 
selbst  dann  nicht,  wenn  das  festgestellte  Gewicht  so  weit  unter  der 
Gewichtsgrenze  liegt,  daß  ganz  offensichtlich  nur  eine  Verzollung 
zu  dem  Satze  von  1,30  M.  für  100  kg  in  Frage  kommen  kann. 
Die  seitens  der  Vorsteher  der  Kaufmannschaft  zu  Stettin  an  den 
Pinanzminister  gerichtete  Eingabe  haben  wir  nicht  zu  unter- 
stützen vermocht,  da  die  gerügten  Uebelstände  bei  uns  nicht 
empfunden  worden  sind.  —  Vgl.  auch  die  bezüglichen  Aus- 
führungen  unter   „Zoll-   und   Handelspolitik". 

Nach  einem  entsprechenden  Meinungsaustausch  mit  der 
Handelskammer  in  Frankfurt  a.  M.  hatten  wir  im  Vorjahre  (vgl. 
Jahrbuch  1908,  I,  S.  547)  ebenso  wie  die  letztere  den  Finanz- 
minister gebeten,  dem  in  Berlin  vor  dem  1.  April  1908  geübten 
Verfahren,  nach  welchem  die  bei  verschiedenen  Amtsstellen 
kreditierten  Beträge  einer  und  derselben  Firma  nur  bei  einer 
Zollkasse  zu  begleichen  waren,  wieder  Geltung  zu  verschaffen. 
Wir  hatten  hierbei  allerdings  hervorgehoben,  daß  denjenigen 
hiesigen  Kreditnehmern,  welche  nur  mit  einer  Zollstelle  zu  tun 
haben,  die  seit  dem  1.  April  1908  bestehende  Neuordnung  vielfach 
nicht  unerwünscht  ist,  weil  sie  bei  der  für  sie  in  Betracht  kommen- 
den und  von  ihrer  Wohnstätte  zumeist  unweit  gelegenen  Zollstelle 
auch  ihre  Kredite  einzulösen  bzw.  dorthin  zu  überweisen  haben, 
während  dies  früher  bei  der  oft  entlegenen  Hauptsteueramtskasse 
und  für  die  Zeit  vom  1.  April  1907  bis  ultimo  März  1908  bei 
der  Hauptzoll-  und  Steuerkasse  hier  erfolgen  mußte.  Bei  Ueber- 
sendung  einer  Abschrift  des  der  Handelskammer  in  Frankfurt  a.  M. 
zugegangenen  Bescheides  hat  uns  der  Finanzminister  im  Berichts- 
jahre mitgeteilt,  daß,  wenn  der  Dienstbetrieb  der  Oberzollkasse 
(zuvor  Hauptzoll-  und  Steuerkasse)  nicht  leiden  soll,  grundsätzlich 
daran  festgehalten  werden  muß,  daß  die  gestundeten  Abgaben- 
beträge in  der  Regel  nur  bei  den  Zollkassen,  bei  denen  sie  an- 
geschrieben sind,  eingezahlt  werden.  Diese  Maßregel  sei  auch 
von  vielen  Stundungsnehmern  als  eine  Erleichterung  begrüßt 
worden,  weil  die  Zollkassen  meist  in  größerer  Nähe  der  Wohn- 
stätten der  Steuerpflichtigen  gelegen  sind.  Von  derselben  könne 
auch  zugunsten  eines  Teiles  der  Stundungsnehmer  in  Berlin  nicht 
abgegangen  werden. 

Eiae  hiesige  Firma  hatte  vom  Mediziaal-Konseil  ia  St.  Peters- 
burg die  Erlaubnis  erhalten,  Präparate  zur  Herstellung  moussieren- 
der Sauerstoff -Bäder,  welche  Ozet-Bäder  genannt  werden,  nach 
Rußland  behufs  Verkaufes  aus  den  Apotheken  ohne  ärztliche 
Rezepte  und  aus  den  Drogenhandlungen  einzuführen.  Auf  Grund 
der  ersten  in  Petersburg  vorgenommenen  zollamtlichen  Abfertigung 
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einer  Sendung,  bei  welcher  die  Präparate  als  chemische  und  phar- 
mazeutische Produkte,  nicht  besonders  genannt,  mit  4  Rbl.  pro  Pud 
brutto  zur  Verzollung  gezogen  wurden,  hatte  der  Versender  für 
den  Absatz  der  Badezusätze  in  Rußland  seine  Kalkulation  auf- 
gestellt.   JEr  war  daher  nicht  wenig  erstaunt,   aus  den  Belägen 
einer  später  in  Libau  erfolgten  Verzollung  ersehen  zu  müssen, 
daß   infolge    Zirkulars    des    Zolldepartements    der   Zollsatz    von 
24  Rbl  für  1  Pud,  also  dem  sechsfachen  des  Petersburger  Zoll- 
satzes,   angewendet  werde,    wodurch    ein    weiterer    Absatz    der 
Bäder  mit  der  ursprünglichen  Preislage  in  Rußland  künftig  aus- 
geschlossen war.     Wie  wir  aus  dem  Gutachten  eines  vereidigten 
Chemikers  und   durch   Besichtigung  eines   Bäderzusatzes   in   der 
Originalverpackung  feststellten,  handelte  es  sich  hier  aber  nicht 
um  Arzneien  oder  dosierte  chemische  und  pharmazeutische  Pro- 
dukte,  welche    den   Zollsatz   von   24  Rbl.    für   1  Pud   zu   recht- 
fertigen vermöchten,  sondern  um  zwei  räumlich  getrennte,  nicht 
gemischte  oder  zusammengesetzte  Substanzen  in  einer  Tüte  bzw. 
in  einer   Schachtel,   welche  beide  in  eine   Büchse  eingeschlossen 
waren.   Diese  Art  der  Umschließung  mußte  gewählt  werden,  weil 
die   Natur    des   Produktes    größte   Zuverlässigkeit  und   Sorgfalt 
in  der  Verpackung  sowie  absolute  Sicherheit  vor  Berührung  mit 
anderen     Substanzen    erfordert.      Hiesige    Sachverständige,    ins- 
besondere Apotheker,   haben   uns   bestätigt,   daß   sie  in   Badezu- 
sätzen der  geschilderten  Art,  deren  Umschließungen  lediglich  mit 
einem    Echtheitsstreifen    umgeben    sind,    keineswegs    zusammen- 
gesetzte Medikamente,  wohl  aber  pharmazeutische  oder  chemische 
Produkte  in  nicht  dosierter  Form  zu  erblicken  vermögen.    Ueber- 
dies   ist   im   deutsch-russischen   Handels  vertrage   zum   russischen 
Zolltarife    ausdrücklich    vorgesehen,    daß    unter   chemischen   und 
pharmazeutischen  Erzeugnissen  in  dosierter  Form  Arzneiformen 
zu  verstehen  sind,  welche  in  medikamenteilen  Dosen  Arzneistoffe 
in  gebrauchsfertiger  Beschaffenheit  nach  Gewicht  oder  Maß  gleich- 
mäßig  abgeteilt   enthalten,   wie  Pillen,   komprimierte  Tabletten, 
Kömer  usw.    Das  Zolldepartement  in  St.  Petersburg,  an  das  wir 
uns  durch  Vermittlung  des  deutschen  Generalkonsulats  wandten, 
hat  gleichwohl   daran  festgehalten,  daß  das  Präparat  als  Heil- 
mittel in  dosierter  Form  mit  24  Rbl.  für  1  Pud  zu  verzollen  sei. 
Infolge  Rundschreibens   des   Deutschen  Handelstages   wegen 
einer  Aeußerung  darüber,  ob  ein  Bedürfnis  vorhanden   sei,  daß 
Glasbläsereien  der  zollfreie  Bezug  leichter  Mineralöle  zum  Be- 
arbeiten von  Glas  auch  dann  gestattet  werde,  wenn  der  Gesamt- 
bedarf  des   Betriebes    an   solchen    Oelen    50   dz   im   Jahre   über- 
steige, haben  wir  bei  in  Betracht  kommenden  Firmen  eine  Um- 
frage gehalten.    Dieselben  vertreten  in  der  Mehrzahl  den  Stand- 
punkt, daß  das  Absprengen  von  Gläsern  mittels  Benzingasflamme 
ein  sehi'  wichtiger  Behelf  sei  für  diejenigen  Glasfabriken,  welche 
an  kleinen   Orten  oder  auf  dem  flachen  Lande  liegen,  wo  Gas- 
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anst alten  zur  Gewinnung  von  Kohlengas  nicht  beständen.  Das 
Benzingas  ersetze  aber  das  Leuchtgas  vollkommen  bei  Bedienung; 
von  Abspreng-  und  Verschmelzmaschinen  und  sei,  wenn  auch 
teurer  als  Leuchtgas,  doch  immerhin  ein  vorzügliches  Mittel, 
um  an  Stelle  der  teuren  Handarbeit  die  billigere  und  gute 
Maschinenarbeit  setzen  zu  können.  Bei  der  großen  Menge  der- 
artig abgesprengter  Artikel,  welche  heutzutage  gefertigt  werden, 
könnten  aber  einigermaßen  große  Betriebe  mit  einem  Quantura 
von  50  dz  nur  den  geringsten  Teil  ihres  Konsums  decken.  Unter 
Darlegung  dieser  Verhältnisse  erwiderten  wir  dem  Deutschen 
Handelstage,  daß  eine  Verteuerung  des  Benzinbezuges  die  Kon- 
kurrenzfähigkeit von  deutschen  Glashütten  gegen  das  Ausland 
sehr  ungünstig  beeinflussen  würde. 

Am  Warenexport  nach  Riunänien  beteiligte  Firmen  hatten 
Anfang  1909  des  öfteren  bei  uns  darüber  Klage  geführt,  daß  sie 
nach  einem  Erlasse  des  rumänischen  Finanzministers  vom 
8.  Okt.  1908  seit  dem  1.  Jan.  1909  verpflichtet  seien,  dem  rumä- 
nischen Zollamt  beim  Wareneingange  gleichzeitig  mit  der  Zolldekla- 
ration die  Originalfaktura  vorzulegen  und  außerdem  eine  zweite 
Ausfertigung,  die  von  ihnen  betreffs  der  Ueberein Stimmung  mit 
der  Urschrift  bescheinigt  sein  müsse.  In  dem  Erlaß  ist  besonders 
hervorgehoben,  daß  in  den  Rechnungen  und  in  den  zweiten  Aus- 
fertigungen die  Gattung  und  der  Wert  der  Waren  genau  zu  be- 
zeichnen sind,  sowie  daß  beim  Vorlegen  unrichtiger  Rechnungen 
und  zweiter  Ausfertigungen  auf  Grund  des  Gesetzes  über  die 
Fälschungen  Bestrafungen  eintreten  sollen.  Während  nun  die 
Originalfaktura  zurückgegeben  wurde,  ist  die  zweite  Ausfertigung 
der  Zolldeklaration  des  Einbringers  beigefügt  worden.  Daß  die 
hiesigen  Geschäftsleute  durch  derartige  Bestimmungen  äußerst  un- 
angenehm berührt  sein  mußten,  liegt  auf  der  Hand;  denn  kein 
Kaufmann  gibt  ohne  zwingenden  Grund  den  Inhalt  seiner 
Fakturen  preis.  Ein  solcher  Grund  liegt  hier  aber  um  so  weniger 
vor,  als  in  Rumänien  kein  Wertzoll,  sondern  Gewichtszoll  er- 
hoben wird,  imd  etwa  für  statistische  oder  sonstige  Zwecke  be- 
nötigte Angaben  aus  der  Zollanmeldung  entnommen  werden 
können.  Infolge  von  Beschwerden  der  beteiligten  Handelskreise 
ist  den  rumänischen  Zollämtern  durch  telegraphischen  Runderlaß 
des  Finanzministeriums  vom  12.  Jan.  er.  mitgeteilt  worden, 
daß  die  Anwendung  des  eingangs  erwähnten  Erlasses  bis  zum 
1.  März  1909  aufgeschoben  sei,  und  daß  die  Zollämter  dem- 
gemäß bis  zu  jenem  Tage  Fakturen  nicht  mehr  verlangen 
sollten.  Indessen  wurde  auch  noch  im  März  die  bisherige  Praxis 
seitens  der  rumänischen  Zollämter  geübt  und  die  Mißstände  blieben 
ungeklärt.  Unter  diesen  Umständen  baten  wir  das  Auswärtig'e 
Amt,  dafür  einzutreten,  daß  rumänischerseits  von  der  ungerecht- 
fertigten Vorlegung  von  Fakturen  bei  der  Zollabfertigung  ab- 
gesehen werde.   In  der  unmittelbar  hierauf  eingegangenen  Antwort 
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führte  das  Auswärtige  Amt  aus,  daß  die  Kaiserliche  Gesandtschaft 
in  Bukarest  angewiesen  worden  sei,  bei  der  Königlich  Rumänischen 
Regierung   im   Interesse   des   deutschen   Exporthandels   vorstellig 
zu  werden.   Einem  Bericht  der  Kaiserlichen  Gesandtschaft  zufolge 
sei  inzwischen  der  Zeitpunkt  für  das  Inkrafttreten  der  in  Rede 
stehenden    Vorschriften    bis    zum   28./15.    März    hinausgeschoben 
worden.   Außerdem  seien  die  Vorschriften  selbst  in  nachstehender 
Weise  abgeändert  worden:    1.    Es  ist  nicht  erforderlich,  daß  die 
Waren  Versender  im   Auslande    den    Eisen  bahn-Erachtbriefen   die 
Originalfakturen   beifügen.     2.     Befindet   sich   am   Wohnort   des 
Warenempfängers  ein  Zollamt,  so  hat  der  Warenempfänger  mit  der 
Originalfaktura  eine  von  ihm  in  bezug  auf  die  Uebereinstimmung 
mit  der  Originalfaktura  bescheinigte  Abschrift  der  Faktura  mit 
vorzulegen.    3.    Sind  die  Sendungen  nach  Orten  im  Inlande  be- 
stimmt, wo  sich  ein  Zollamt  nicht  befindet,  so  hat  der  Warenver- 
sender (Lieferant)   dem   Frachtbrief  eine  Abschrift  der  Faktura 
beizufügen,    die    von    ihm    in    bezug    auf    die    Uebereinstimmung 
mit  dem  Original  der  Faktura  zu  bescheinigen  ist.    Die  Gesandt- 
schaft in  Bukarest  bemühe  sich  zurzeit  um  eine  weitere  Hinaus- 
schiebung  des   Termins   für   das   Inkrafttreten  der  Vorschriften. 
Zugleich  versuche  sie,  aja  zuständiger  Stelle  auf  gänzliche  Auf- 
hebung  der    Vorschriften    und,    falls    dies  nicht   erreichbar   sein 
sollte,     auf     deren     tunlichste     Milderung     hinzuwirken.     Eine 
weitere      Mitteilung      bleibe      vorbehalten.        Da      ein      neuer 
Bescheid  nicht  einging,  die  vorerörterten  Erschwernisse  aber  fort- 
bestanden   und   die   hiesigen   Exporteure   von   ihren   rumänischen 
Warenabnehmern  erneut  darauf  aufmerksam  gemacht  wurden,  so- 
wohl    bei    ihren    Bahn-    wie    bei  ihren    AVassersendungen    nach 
Rumänien  den  Frachtbriefen  behufs  Vermeidung  von  Verzögerun- 
gen  bei    den    Eingangs abfertigun gen    Fakturenabschriften  anzu- 
heften, wandten  wir  uns  abermals  an  das  Ausy^ärtige  Amt.  In  der 
Antwort  wurde  uns  mitgeteilt,  daß  die  deutsche  Gesandschaft  in 
Bukarest    bei    der   rumänischen   Regierung   wiederholt   vorstellig 
geworden    sei,    um   die   Aufhebung   oder   Erleichterung   der   eine 
Vorlage  von  Originalfakturen  bei  der  Eingangs-Zollabfertigung 
verlangenden  Vorschriften  zu  erreichen.     Eine  Erleichterung  sei 
nur  insofern  durchgesetzt  worden,  als  in  Zukunft  die  den  Waren 
beizulegenden  Fakturenabschriften,  die  nach  Orten  ohne  Zollamt 
gingen  und  daher  an  der  Grenze  zu  verzollen  seien,  auch  ange- 
nommen würden,  wenn  sie  nur  Ursprungsort  und  Kategorie  der 
Waren,    aber    keine    Preisangabe    enthielten;    die    letztgenannte 
Rubrik  der  Faktura  könne  unausgefüllt  bleiben.   Das  Auswärtige 
Amt  teilt  sodann  noch  mit,  daß  es  sich  von  ferneren  amtlichen 
Schritten  in  der  Angelegenheit  bis  auf  weiteres  keinen  Erfolg  ver- 
sprechen könne.    Rumänischerseits  sei  wohl  die  Aufhebung  oder 
eine  durchgreifende  Milderung  dieser  Vorschriften  hauptsächlich 
deshalb    abgelehnt   worden,   weil    die   rumänischen   Interessenten 
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ihren  früheren  Widerspruch  gegen  die  Vorschriften  angeblich 
fallen  gelassen  haben.  Möglicherweise  würde  sich  weiteres  er- 
reichen lassen,  wenn  die  rumänischen  Geschäftsfreunde  der  deut- 
schen Handelskreise  ihr  Interesse  an  der  Sache  von  neuem  be- 
tätigten. 

Wie  des  weiteren  aus  den  Publikationen  des  Reichsamts  des 
Innern  hervorgeht,  hat  der  rumänische  Greneralzolldirektor  in 
einem  Rundschreiben  an  die  Zollämter  vom  15.  Okt.  verfügt, 
daß  für  Waren,  die  von  Fabriken  für  Rechnung  inländischer 
und  ausländischer  Handelshäuser  nach  Rumänien  versandt  werden, 
Fakturen  mit  Angabe  der  Preise  nicht  mehr  gefordert  werden 
sollen,  sondern  nur  solche  mit  Angabe  der  Art  und  der  Menge 
der  Ware.  Der  Empfänger  ist  jedoch  verpflichtet,  innerhalb 
10  Tagen  nach  Eingang  der  Ware  dem  Grenzzollamt  eine  von 
ihm  beglaubigte  Abschrift  der  Faktura  mit  Angabe  der  Preise 
einzusenden.  Wer  dieser  Verpflichtung  innerhalb  der  vorge- 
schriebenen Frist  nicht  nachkommt,  verliert  das  Recht,  noch  Waren 
einzuführen,  ohne  gleichjzeitig  mit  der  Zollanmeldung  Abschriften 
der  auch  die  Warenpreise  enthaltenden  Fakturen  vorzulegen. 
Unsem  Wünschen  ist  durch  diese  Anordnung  nicht  entsprochen 
und  wir  behalten  uns  daher  vor,  von  neuem  vorstellig  zu  werden. 

Im  Vorjahre  waren  uns  von  verschiedenen  Seiten  Klagen 
darüber  zugegangen,  daß  bei  der  Verzollung  von  Tüllen  eine 
verschiedenartige  Tarifierung  Platz  gegriffen  habe.  Hierbei  kamen 
hauptsächlich  Tülle  ganz  oder  teilweise  aus  Seide  in  Betracht, 
und  zwar  wurden  seidene  Tülle,  die  früher  als  ungemustert  an- 
gesehen und  demgemäß  dem  Zollsatze  von  250  M.  für  100  kg 
zugewiesen  worden  waren,  plötzlich  als  gemusterte  seidene  Tülle 
betrachtet  und  mit  800  M.  für  100  kg,  also  nach  einem  um 
550  M.  höheren  Satze  zur  Verzollung  gezogen.  Auf  unsere  beim 
Staatssekretär  des  Reichsschatzamtes  hiergegen  erhobene  Be- 
schwerde (s.  Berl.  Jahrb.  1908,  I.  S.  545/47)  teilte  uns  derselbe 
mit,  daß  die  Angelegenheit  von  ihm  im  Benehmen  mit  der 
preußischen  und  sächsischen  Regierung  eingehend  geprüft  worden 
sei.  Nach  dem  Ergebnis  der  Prüfung  sei  es  unbedenklich,  Tülle 
von  Beschaffenheit  der  eingereichten  Proben  sämtlich  zoll- 
tarifarisch den  ungemusterten  Tüllen  zuzurechnen.  Deshalb  be- 
absichtige der  Staatssekretär,  bei  nächster  Gelegenheit  eine  ent- 
sprechende Ergänzung  der  die  Unterscheidung  von  gemustertem 
und  ungemustertem  Tüll  regelnden  Bestimmung  im  Teil  III.  113 
der  Anleitung  für  die  Zollabfertigung  bei  dem  Bundesrate  zu 
beantragen.  Der  preußische  Finanzminister  habe  die  in  Betracht 
kommenden  Zollstellen  seines  Verwaltungsbezirks  hiernach 
bereits  mit  Anweisung  versehen. 

Auf  Grund  einer  Ermächtigung  des  Bundesrats  hat  der  Reichs- 
kanzler unterm  30.  Juli  bestimmt,  daß,  abweichend  von  den  Be- 
stimmungen des  §  4  der  Einfuhrscheinordnung,  vom  1.  Okt.  1909 
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ab  für  die  Berechnung  der  Einfuhrscheine  für  Weizenmehl 
I.  Klasse  30  kg  Mehl  45  kg  Weizen  und  100  kg  Mehl  150  kg 
Weizen  gleichzustellen  sind.  Ohne  zunächst  auf  die  voraus- 
sichtlichen Folgen  dieser  Aenderungen  für  den  Export  von  Weizen- 
mehl einzugehen,  haben  wir  in  einer  Eingabe  an  den  Eeichskanzler 
auf  die  Schädigungen  hingewiesen,  die  der  deutschen  Müllerei 
daraus  entstehen,  daß  die  neuen  Bestimmungen  auch  auf  die- 
jenigen Exportgeschäfte  Anwendung  finden  sollen,  die  vor  der 
Veröffentlichung  der  Bekanntmachung  abgeschlossen  worden  sind 
und  erst  nach  dem  1.  Okt.  erfüllt  werden.  Von  diesem  Termin 
ab  stellt  sich  die "  Zollrückvergütung  um  0,55  M.  pro  100  kg 
Weizenmehl  I.  Klasse  niedriger  als  bisher.  Wir  baten  deshalb 
den  Eeichskanzler,  zu  veranlassen,  daß  entweder  das  Inkraft- 
treten der  neuen  Verordnung  bis  zum  1.  Jan.  1910  hinausgeschoben, 
oder  daß  für  alle  nachweislich  vor  Bekanntwerden  der  neuen 
Bestimmungen  abgeschlossenen  und  über  den  1.  Okt.  1909  hinaus- 
laufenden Exportgeschäfte  über  Weizenmehl  I.  Klasse  die  bisherige 
Zollrückvergütung  gewährt  werde. 

Der  §  6  des  Gesetzes  betreffend  die  Statistik  des  Waren- 
verkehrs mit  dem  Auslande  vom  7.  Febr.  1906  bestimmt  im 
Absatz  2,  daß  für  die  Ausfuhr  ausnahmsweise  die  Nachlieferung 
des  Anmeldescheins  binnen  längstens  achttägiger  Frist  gegen  Ein- 
reichung eines  Zwischenscheias  (Interimsscheins)  gestattet  werden 
kann.  In  Seehäfen  dagegen  soll  nach  §  45  Absatz  4  der  Aug- 
führungsbestimmungen  genannten  Gesetzes  diese  Vergünstigung 
allgemerQ,  also  nicht  bloß  ausnahmsweise,  gewährt  werden.  Aus 
dieser  Sachlage  und  insbesondere  aus  der  eingangte  erwähnten 
Bestimmung  geht  unseres  Erachtens  hervor,  daß  eine  gesetzliche 
Verpflichtung  zur  Annahme  der  Zwischenscheine  für  die  nicht 
in  Seehäfen  gelegenen  Anmeldestellen  nieht  besteht.  Wie  uns 
die  hiesige  Oberzolldirektion  auf  unsere  Anfrage  mitteilte,  bliebe 
es  hiernach  in  Einzelfällen  der  Verweigerung  dem  Anmelde- 
pflichtigen überlassen,  die  Entscheidung  der  vorgesetzten  Dienst- 
behörde einzuholen.  Diese  Bestimmungen  bzw.  der  amtlicherseits 
gegebene  Hinweis  entsprechen  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen 
keineswegs  mehr.  Unter  Darlegung  verschiedener  Beispiele,  aus 
denen  hervorgeht,  daß  es  als  eine  große  Verkehrsstörung  anzu- 
sehen sei,  wenn  namentlich  bei  telegraphisch  oder  telephonisch 
beorderten  Eilgutsendungen  inländische  Anmeldestellen  nicht  ver- 
pflichtet seien,  von  Spediteuren  ausgefertigte  Interimsscheine  an- 
zunehmen, wandten  wir  uns  an  das  Beichsamt  des  Innern.  Wir 
baten,  zumal  seit  dem  1.  Mai  für  die  meisten  Waren  bei  der 
Elq-  und  Ausfuhr  neben  den  Mengen  auch  der  Wert  anzumelden 
ist,  für  eine  Erweiterung  der  Bestimmungen  dahin  einzutreten, 
daß  Zwisehenscheiae  nicht  nur  in  Seehäfen,  sondern  auch  an 
inländischen  Plätzen  für  Sendungen  nach  Seehäfen  und  nach  dem 
Auslande  dann  2rugelassen  werden,  wenn  der  Versender  bzw.  der 
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Wareneigentümer  nicht  am  Abgangsorte  der  "Ware  wohnt  und  der 
Anmeldeschein  nicht  rechtzeitig  beschafft  werden  kann.  Bei  dieser 
'Gelegenheit  wiesen  wir  darauf  hin,  daß  im  §  5  des  statistischen 
Gesetzes  und  in  den  §§  10  und  21  der  Ausführungsbestimmungen 
betreffs  der  Ausstellung  der  statistischen  Anmeldescheine  nicht 
die  erforderliche  Klarheit  für  den  Versand  bestehe;  sofern  der 
Spediteur  bei  Ausstellung  solcher  Anmeldescheine  nicht  mit  den 
Strafbestimmungen  kollidieren  solle,  was  in  letzterer  Zeit  vielfach 
der  Fall  war,  werde  es  erforderlich  sein,  die  Ausführungs- 
bestimmungen so  zu  gestalten,  daß  der  Spediteur,  wenn  der  Ver- 
sender im  Auslande  wohnt,  berechtigt  sein  soll,  für  diesen  nach 
seinen  (des  Versenders)  Angaben  Anmeldescheine  betreffs  der 
Ausfuhr  anzufertigen.  Schließlich  war  bei  uns  noch  Klage  geführt 
worden  darüber,  daß  die  Anmeldescheine  vom  Yersender  selbst, 
nicht  aber  von  Vertretern  zu  unterschreiben  seien,  da  es  sich  hierbei 
um  öffentlich-rechtliche  Verpflichtungen  handele.  Um  auch  hier 
strafbaren  Handlungen  vorzubeugen,  dürfte  es  sich  in  Anbetracht 
der  heutigen  Verkehrsverhältnisse  empfehlen,  bei  der  Ausfertigung 
bzw.  Vollziehung  der  Anmeldescheine  die  Vertretung  durch  An- 
gestellte allgemein  zuzulassen. 

Nach  dem  seit  dem  1.  Mai  d.  J.  abgeänderten  §  20  der  Aus- 
führungsbestimmungen  zum  Gesetze,  betreffend  die  Statistik  des 
Warenverkehrs  mit  dem  Auslande,  kann,  falls  der  Wert  der 
ausgehenden  Waren  dem  Anmeldenden  bei  Einreichung  der  An- 
meldung oder  des  Zwischenscheins  noch  nicht  genau  bekannt  ist, 
die  Vervollständigung  und  Berichtigung  mit  Zustimmung  der  An- 
meldestelle auf  zwei  Wochen  vorbehalten  bleiben,  unbeschadet  der 
Befugnis  der  Anmeldestelle,  den  Wert  selbst  zu  ermitteln.  Diese 
Vergünstigung,  sowie  auch  diejenige  in  der  nunmehrigen  Ziffer  1 
des  §  20,  nach  welcher  der  Versender  berechtigt  ist,  bei  der  Ver- 
sendung von  Waren  nach  dem  Auslande  Angaben,  die  er  zur 
Wahrung  geschäftlicher  Beziehungen  geheim  halten  will,  dem 
Ausfuhranmeldeschein  in  verschlossenem  Brief  umschlage  beizu- 
fügen, kommt  den  inländischen  Versendern,  insbesondere 
Spediteuren,  nicht  zugute,  da  die  hiesigen  Eisenbahngüter- 
Annahmestellen  in  verschiedenen  Fällen  es  abgelehnt  haben, 
statistische  Ausfuhr-Anmeldescheine  ohne  Wertangabe  anzu- 
nehmen. Wir  erblicken  in  dem  genannten  §  20  eine  Härte  in- 
sofern, als  über  die  daselbst  vorgesehene  Gewährung  von  Ver- 
günstigungen nur  die  Anmeldestellen,  und  das  sind  nach  §  3  des 
Gesetzes  die  Zollämter  im  Grenzbezirk,  nicht  aber  auch  die  Güter- 
annahmestellen im  Innern  zu  befinden  haben.  Wir  wandten  uns 
daher  insbesondere  mit  Rücksicht  darauf,  daß  namentlich  hiesige 
Spediteure  sehr  häufig  gar  nicht  in  der  Lage  sind,  in  statistischen 
Anmeldescheinen  vor  einer  Verständigung  mit  dem  Wareneigen- 
tümer zuverlässige  Wertangaben  zu  machen,  und  daß  sie  deshalb, 
um  eine  Ausschließung  des  Transportes  zu  vermeiden,  mit  ganz 
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mutmaßlichen,  der  Statistik  sicherlich  nicht  genügenden  Wert- 
ziffern zu  operieren  gezwungen  sind,  an  das  Reichsamt  des  Innern 
mit  der  Bitte  um  Prüfung  der  Sachlage  und  um  Abhilfe. 

Ueber  die  Handelsvertrags  Verhandlungen  mit  anderen  Staaten 
siehe  Abschnitt   XV,   Zoll-   und  Handelspolitik. 

Auch  während  dieses  Berichtsjahres  haben  wir  uns  wiederum 
mit  einer  Reihe  von  Fällen  des  zollfreien  Veredelungsverkehrs  zu 
beschäftigen  gehabt,  von  denen  wir  die  wichtigsten  hier  anführen : 

1.  Eine  hiesige  Firma  hatte  den  Antrag  gestellt,  die  zollfreie 
Einfuhr  aus  England  stammender  Elektromotoren  zu  genehmigen, 
die  zum  Wiederausgang  gelangen  sollen,  nachdem  sie  an  von  der 
Firma  zu  liefernde  Zentrifugalpumpen  angepaßt  worden  sind, 
welche  sich  mit  den  Motoren  in  gleicher  Bauhöhe  befinden.  Eine 
Veränderung  an  den  Motoren  selbst  soll  nur  insofern  vorgenommen 
werden,  als  auf  denselben  die  angepaßte  halbe  Kuppelung  ver- 
bleibt; die  Motoren  sollen  nicht  mit  den  Zentrifugalpumpen 
zusammengebaut  versandt  werden.  Es  lag  für  die  Firma,  falls 
die  Pumpen  durch  die  Verzollung  der  Motoren  verteuert  werden, 
die  Gefahr  vor,  daß  die  englischen  Auftraggeber  die  Ware  in 
England  bestellen.  In  einem  über  diese  Frage  von  der  Zoll- 
verwaltung erbetenen  Gutachten  führten  wir  aus,  daß  von  den 
in  Rede  stehenden  Elektromotoren  im  Interesse  unseres  heimischen 
Wirtschaftslebens  ein  Zoll  nicht  erhoben  werden  sollte.  Vor- 
aussetzung für  die  auch  von  anderen  Ländern  in  derartigen  Fällen 
gewährte  zollfreie  Einfuhr  dürfte  die  Festhaltung  der  Identität 
der  Elektromotoren  sein.  Es  sei  anzunehmen,  daß  die  englische 
Firma  auch  die  Zentrifugalpumpen  nicht  mehr  in  Deutschland 
bestellen  würde,  wenn  nicht  dem  Antrage  stattgegeben  würde. 
Wir  ließen  hierbei  nicht  unerwähnt,  daß  einzelne  namhafte  Firmen 
der  elektrotechnischen  Industrie  auf  einem  unserem  Gutachten 
entgegengesetzten  Standpunkt  ständen. 

2.  Eine  weitere  Firma  hatte  die  Genehmigung  eines  Ver- 
edelungsverkehrs mit  Mineralölen  beantragt.  Sie  bezieht  vom 
Auslande  erhebliche  Mengen  Mineralöle  von  einer  Dichte  von 
0,870  bis  0,905,  die  sie  zur  Herstellung  von  Mineralschmierfetten, 
welche  zum  größten  Teil  in  das  Ausland  ausgeführt  werden,  ver- 
wendet Von  den  Einfuhrländern  kommen  in  erster  Linie  Oester- 
reich-Unerarn,  in  zweiter  Linie  Nord-Amerika  und  Rußland  in 
Betracht.  Als  Ausfuhrländer  hatte  die  Firma  z-unächst  Belgien 
(Antwerpen)  und  den  Hamburger  Freihafen  genannt.  Da  der 
deutsche  Einfuhrzoll  eine  Verteuerung  in  Höhe  von  6,12  Mk.  für 
100  kg  des  Fabrikats  im  Gefolge  haben  würde,  so  könne  die 
Firma  mit  anderen  Ländern,  die  wie  z.  B.  England  keinen  Ein- 
fuhrzoll für  Mineralöle  erheben,  auf  dem  Weltmarkte  nicht  in 
Wettbewerb  treten.  Nach  den  weiteren  Angaben  werde  das 
konsistente  Mineralschmierfett  von  Antwerpener  Firmen  bereits 
zwischen  20  und  25  Mk.  für  100  kg  verkauft.  Die  Firma  sei  demnach 
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um  25  V.  H.  ungünstiger  gestellt,  ebenso  gegenüber  denjenigen 
Fabriken,  die  im  Hamburger  Freihafen  erzeugen.  Um  mit  dem 
Auslande  erfolgreich  in  Wettbewerb  treten  zu  können,  wäre  es 
erforderlich,  daß  die  bezeichneten  Mineralöle  zollfrei  eingeführt 
werden  könnten.  Die  Zollbegünstigung  werde  auf  die  Dauer 
von  10  Jahren  beantragt.  Zunächst  würden  wohl  120  bis  200  000  kg 
Mineralöl  zur  Veredelung  eingeführt  werden.  Von  dem  Haupt- 
zollamt Charlottenburg  unter  dem  Hinweise,  daß  als  Art  der 
Veredelung  Eigenveredelung  in  Betracht  komme,  um  ein  Gut- 
achten ersucht,  antworteten  wir,  daß  die  Antragstellerin  vom 
Auslande  Mineralöle  beziehe,  die  sie  im  Inlande  nach  einem  an- 
gegebenen Verfahren  zu  Mineralschmierfetten  umarbeite  (veredele) 
und  letztere  zu  einem  erheblichen  Teil  ins  Zollausland  ausführe, 
während  der  kleinere  Rest  im  Inlande  verbleibe.  Es  möge  dahin- 
gestellt bleiben,  inwieweit  die  ^Ausführungen  der  Antragstellerin 
zuträfen;  gleichwohl  werde  man  dennoch  die  gemäß  §  2  derVer- 
edelungsordnung  notwendigen  Voraussetzungen  als  gegeben  zu 
erachten  haben,  wenn  im  weiteren  Verfolg  der  Sache  durch  die 
zu  erlassenden  Vorschriften  über  den  Nachweis  der  Identität 
(§§  11 — 13  der  Veredelungsordnung)  die  heimische,  den  Einfuhr- 
zoll für  Mineralöle  zahlende  Industrie  vor  Nachteilen  wirksam 
geschützt  werden  könne.  Als  selbstverständlich  werde  erachtet, 
daß  die  Möglichkeit  als  ausgeschlossen  gelten  müsse,  daß  ins  Zoll- 
ausland ausgeführte  veredelte  Ware  unter  irgendwelchen  Um- 
ständen und  Verhältnissen  als  deutsches  Erzeugnis  zollfrei  wieder 
rückgeführt  werden  könne.  Es  seien  von  uns  auch  heimische 
Importeure  ausländischer,  insbesondere  amerikanischer  Mineral- 
schmiermittel befragt  worden,  ob  in  der  Bewilligung  eines  zoll- 
freien Veredelungsverkehrs  für  Mineralöle  eine  Schädigung  der 
deutschen  Industrie  erblickt  werden  könne;  die  uns  erteilten 
Auskünfte  hätten  dies  verneint.  Demgemäß  glaubten  wir,  uns 
für  den  Antrag  aussprechen  zu  sollen. 

3.  Dieselbe  Firma  hatte  die  Ausdehnung  dieses  Veredelungs- 
verkehrs auf  die  Herstellung  wasserlöslicher  Bohröle  und  Heiß- 
dampf-Z3dinderöle  erbeten.  Erstere  sollen  aus  18  v.  H.  Harzöl, 
10  V.  H.  Oleini,  3  v.  H.  Natronlauge,  6  v.  H.  Spiritus  und  63  v.  H. 
Mineralölen,  die  Zylinderöle  aus  94  v.  H.  Mineralölen  und  6  v.  H. 
tierischen  Fetten  hergestellt  werden.  Maschinenfett  soll  einen 
Höchstgehalt  an  Mineralölen  von  84  v.  H.,  außerdem  11  v.  H. 
pflanzliche  Oele  und  5  v.  H.  Kalkhydrat  haben.  Die  Verseifung 
wird  mit  Kalkwasser  (Kalkhydrat)  herbeigeführt.  Zur  Her- 
stellung der  genannten  Erzeugnisse  werden  Mineralschmieröle  von 
0,870  bis  0,925  Dichte  verwendet.  In  unserem  Gutachten  an 
das  Hauptzollamt  Charlottenburg  führten  wir  aus,  daß 
der  Ausdehnung  des  Veredelungsverkehrs  auf  die  Herstellung 
wasserlöslicher  Bohröle  und  Heißdampf-Zylinderöle  in  der  an- 
gegebenen   Zusanunensetziing    keine   Bedenken    entgegenständen ; 
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eine  Benachteiligung  anderer  heimischer  Erwerbszweige  sei  nach 
den  eingezogenen  Erkundigungen  hierdurch  nicht  zu  befürchten. 

4.  Während  der  zollfreie  Veredelungsverkehr  mit  Madeira- 
und  Teneriffaarbeiten  sich  bisher  nur  auf  Stickereien,  Eoben  und 
Blusen  sowie  Decken  erstreckte,  wünschte  ihn  neuerdings  eine 
hiesige  Firma  auch  auf  sämtliche  Artikel  der  Damenleibwäsche 
(Taghemden,  Nachthemden,  Beinkleider,  Untertaillen,  Unterröcke) 
ausgedehnt.  Die  Stoffe  (gebleichte  baumwollene  Gewebe)  sollen 
als  Meterware  zur  Ausfuhr  gelangen.  Die  Arbeiten  bestehen  in 
Schlingstich-  und  Lochstickereien,  die  ja  an  sich  für  deri  Madeira- 
verkehr freigegeben  sind,  und  dem  fertigen  Vernähen  und  Säumen. 
Bisher  war  der  Verkehr  auf  diesem  Sondergebiet  nur  für  Besatz- 
artikel wie  Streifen  und  Hemdenpassen  freigegeben.  Von  dem 
Hauptzollamt  Berlin  Packhof  um  ein  Gutachten  ersucht,  äußerten 
wir  uns  dahin,  daß  nach  unseren  Feststellungen  kein  Bedürfnis 
bestehe,  den  Veredelungsverkehr  für  Madeira-Stickereien  auf  fer- 
tige Artikel  der  Damenleibwäsche  auszudehnen.  Nach  der  über- 
wiegenden Beurteilung  würde  eine  Schädigung  der  inländischen 
Arbeiterinnen  eintreten. 

5.  Eine  hiesige  Firma  beantragte  die  Genehmigung  des  zoll- 
freien Veredelungsverkehrs  mit  gebleichten  baumwollenen  Kleider- 
stoffgeweben, die  in  Oesterreioh-Ungarn  gefärbt  und  appretiert 
werden  sollen.  Von  der  Zollbehörde  um  ein  Gutachten  ersucht, 
erwiderten  wir,  daß  nach  übereinstimmenden  Urteilen  aus 
Interessentenkreisen  (Fabrikanten  und  Händler)  ein  Bedürf- 
nis für  die  Bewilligung  des  Verkehrs  nicht  vorliege.  Die 
gleichen  Fabrikate  und  Gewebe  würden  in  großen  Mengen 
im  Inlande  hergestellt.  Wir  erachteten  deshalb  die  Bedingungen 
des  §  3  der  Veredelungsordnung,  insbesondere  für  einen  dauernden 
Verkehr,    nicht   für   gegeben. 

6.  Eine  hiesige  Firma  suchte  die  Genehmigung  des  zoll- 
freien aktiven  Veredelungsverkehrs  mit  undichten,  seidenen,  mit 
imitierten  Tautropfen  versehenen  Geweben  nach,  die  hier  zer- 
schnitten, gesäumt,  mit  Fransen  versehen  und  als  Schals  nach 
dem  Auslande  abgesetzt  werden  sollen.  Das  Bezugsland  ist  Frank- 
reich. Die  Bewilligung  des  Verkehrs  hielt  der  Antragsteller  für 
erforderlich,  um  der  französischen  Konkurrenz  begegnen  zu 
können.  Die  Genehmigung  wurde  für  drei  Jahre  beantragt.  ZoU- 
amtlicherseits  um  ein  Gutachten  ersucht,  antworteten  wir,  daß 
nach  unseren  Ermittelungen  der  betreffende  Stoff  in  Deutschland 
nicht  hergestellt  werde.  Soweit  die  im  Inland  erfolgende  Weiter- 
verai-beitung  zur  Herstellung  von  Schals  zum  Zwecke  des  Exports 
erfolge,  sei  die  erfolgreiche  Konkurrenz  mit  Frankreich  nur  mög- 
lich, wenn  eine  Verteuerung  des  Gewebes  durch  den  Zoll  nicht 
eintrete. 

7.  Eine  hiesige  Firma  hatte  einen  zollfreien  Veredelungs- 
verkehr nachgesucht  für  eiserne  und  messingene  Teile  von  galva- 
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nischen  Batterien  und  elektrischen  Maschinen,  welche  sie  zum 
Umkleiden  mit  Hartgummi  aus  England  erhält  und  nach  der 
Bearbeitung  dorthin  wieder  ausführt.  Die  bisher  eingeführten 
"Waren  dieser  Art  haben  in  „rohen,  gegossenen  Eisenplatten" 
im  Gewichte  von  etwa  15 — 180  kg,  „schmiedeeisernen  Stäben 
und  Wellen"  und  „messingenen  Bolzen  für  Isolatorstützen"  be- 
standen. Dieser  Lohn veredelungs verkehr  wurde  zunächst  für 
3  Jahre  in  Antrag  gebracht,  das  Gewicht  der  jährlich  einzu- 
führenden Metallteile  schätzungsweise  auf  20  000  kg  und  das 
des  aufgepreßten  Gummis  auf  5000  kg  angenommen.  Auf  eine 
von  dem  betreffenden  Hauptzollamt  an  uns  gerichtete  Anfrage 
haben  wir  den  beantragten  Veredelungsverkehr  in  diesem  Umfange 
mit  dem  Bemerken  befürwortet,  daß  eine  Schädigung  der  In- 
landsindustrie   durch   die    Bewilligung   nicht    zu    befürchten    sei. 

E.  Post  und  Telegraphie. 

Bekanntlich  sind  seit  Jahren  unsere  Bemühungen  auf  eine 
Ermäßigung  des  Briefportos  im  internationalen  Verkehr  gerichtet.^) 
Nachdem  mit  Gültigkeit  vom  1.  Okt.  1908  ab  ein  Abkommen 
Zwischen  Großbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
getroffen  worden  war,  wonach  Briefe  zwischen  diesen  Ländern 
dem  Porto  von  1  Benny  =  8,3  Pf.  für  die  Unze  =  28,3  g  unter- 
liegen, ist  seit  dem  1.  Jan.  1909  das  Porto  für  die  zwischen 
Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten  auf  dem  direkten  See- 
wege ohne  Vermittlung  einer  fremden  Postverwaltung  auszu- 
tauschenden frankierten  Briefe  in  der  Richtung  aus  Deutschland 
auf  10  Pf.  für  je  20  g  und  in  der  Eichtung  aus  den  Vereinigten 
Staaten  auf  2  Cents  für  jede  Unze  festgesetzt.  Nach  Bekannt- 
werden dieses  Abkommens  gaben  wir  der  Hoffnung  Raum,  daß 
weitere  auf  die  Ermäßigung  des  Briefportos  abzielende  Ver- 
träge, in  erster  Linie  solche  mit  unseren  Nachbarländern,  über 
kurz  oder  lang  folgen  würden.  Leider  sind  unsere  Hoffnungen  bis- 
her nicht  erfüllt  worden.  Die  ungünstige  Finanzlage  des  Reichs 
und  der  in  Betracht  kommenden  fremden  Staaten  war  einer  mit, 
wenn  auch  nur  vorübergehenden,  Einnahmeausfällen  verbundenen 
Tarifreform  nicht  günstig.  Wir  werden  unsere  Bestrebungen  nach 
Einführung  eines  einheitlichen  und  ermäßigten  Weltpostportos 
fortsetzen. 

Seitdem  für  Briefe  von  Deutschland  nach  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  verschiedene  Portosätze  in  Frage  kommen, 
je  nachdem  die  Leitung  auf  dem  direkten  Seewege  über  Bremer- 
haven bzw.  Cuxhaven  oder  über  Belgien  und  England  erfolgt, 
ist  es  für  den  Absender  von  besonderem  Interesse,  nicht  allein 
den  Tag  der  Abfahrt  der  Schiffe  aus  den  deutschen  Häfen  und 
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die  letzte  Absendungsgelegenheit  für  die  diesen  Schiffen  zuzu- 
führenden Briefe  zu  erfahren,  sondern  auch  zu  wissen,  ob  es  sich 
an  den  einzelnen  Tagen  um  Beförderung  mittels  Schnelldampfers 
oder  gewöhnlichen  Personen  dampf  ers,  d.  h.  um  eine  Beförderungs- 
dauer von  etwa  sieben  Tagen  oder  um  eine  solche  von  neun  bis 
zwölf  Tagen  handelt.  Wir  haben  den  Staatssekretär  des  Reichs- 
postamts gebeten,  hierüber  künftig  stets  einen  entsprechenden 
Vermerk  in  die  betr.  amtlichen  Mitteilungen,  namentlich  auch 
in  die  Zeitungsnotizen  über  die  letzten  Absendungsgelegenheiten 
für  Ueberseebriefe  aufzunehmen.  Der  Staatssekretär  des  Reiehs- 
Postamts  hat  uns  hierauf  unter  dem  23.  Jan.  1909  mitgeteilt, 
daß  unserem  Wunsche  gemäß  in  den  amtlichen  Veröffentlichungen 
über  die  Absendungsgelegenheiten  für  die  nach  dem  ermäßigten 
Satz  frankierten  Briefe  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
die  Abgänge  derjenigen  Postdampfer  von  Bremerhaven  und  von 
Cuxhaven,  welche  zugleich  die  schnellste  Beförderungsgelegen- 
heit  nach  den  Vereinigten  Staaten  darbieten,  durch  stärkeren 
Druck  besonders   hervorgehoben  werden  würden. 

Der  gewaltige  Aufschwung  des  Verkehrs  stellt  unseren  Reichs- 
und Staatsbehörden  immer  schwierigere  Aufgaben.  Sie  werden 
ohne  Zweifel  leichter  zu  lösen  sein,  wenn  sich  an  der  Arbeit 
Männer  bet-eiligen,  die,  mitten  im  Verkehrsleben  stehend,  für 
seine  stetig  wachsenden  Bedürfnisse  ein  besonders  praktisches  Ver- 
ständnis besitzen.  In  dieser  Erwägung  sind  einzelne  Verwaltungen 
schon  seit  Jahren  dazu  übergegangen,  zu  den  Beratungen  über 
wichtige  Fragen  ihrer  Ressorts  Vertreter  derjenigen  wirtschaft- 
lichen Interessen  heranzuziehen,  welche  bei  diesen  Fragen  vor- 
nehmlich zu  berücksichtigen  sind.  Es  sei  hier  an  die  Institution 
der  Bezirkseisenbahnräte,  des  Landeseisen bahnrats,  des  Wasser- 
straßenbeirats und  Gesamtwasserstraßenbeirats  erinnert.  Auch 
die  Reichs  -  Postverwaltung  hat,  allerdings  bisher  nur  ver- 
einzelt, in  Angelegenheiten  von  allgemeiner  Bedeutung  Vertreter 
von  Handel,  Industrie,  Landwirtschaft  und  Handwerk  an  ihren 
Beratungen  teilnehmen  lassen.  Derartige  Konferenzen  haben  im 
Reiehs-Postamt  1897  und  1901  über  verschiedene  Fragen  des 
Post-  und  Telegraphenwesens  und  zuletzt  im  Januar  1908  über 
die  Reform  der  Fernsprechgebühren  stattgefunden.  Andere  An- 
gelegenheiten von  erheblicher  Wichtigkeit  sind  indessen  ohne 
vorherige  Erörterung  mit  Vertretern  der  Interessentenkreise  zur 
Entscheidung  gelangt;  sie  wurden  den  berufenen  Vertretungen 
von  Handel  und  Industrie  erst  durch  die  Tagespresse  und  so  spät 
bekannt,  daß  es  nicht  mehr  möglich  war,  den  kaufmännischen 
Interessen  in  genügender  Weise  Geltung  zu  verschaffen.  Dies 
trifft  z.  B.  zu  für  die  am  1.  Juli  1906  in  lOaft  getretene» 
Beseitigung  der  Ausnahmetarife  für  Postkarten,  Drucksachen, 
Warenproben  und  Geschäftspapiere  im  Orts-  und  Nachbarorts- 
verkehr, ferner  für  die  Vorarbeiten  zum  Postkongreß  in  Rom  und 
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zur  internationalen  Telegraphenlionferenz  in  Lissabon,  für  den 
Wegfall  des  Ankunftsstempels  bei  Briefsendungen  usw.  Der  stetig 
wachsende  Umfang  des  Verkehrs  wird  der  Reichs-Postverwaltung 
auch  in  Zukunft  Aufgaben  bringen,  zu  deren  sachgemäßer,  alle 
Verkehrsinteressen  berücksichtigender  Lösung  die  Mitarbeit  von 
Vertretern  der  wichtigsten  Interessentenkreise  nicht  entraten 
werden  kann.  Soll  diese  Mitarbeit  aber  ersprießlich  sein,  wird 
sie  sich  nicht,  wie  bisher,  auf  wenige  Ausnahmefälle  beschränken 
dürfen,  sondern  regelmäßig  dann  einzutreten  haben,  wenn  ein- 
schneidende Aenderungen  oder  Neuerungen  auf  dem  Gebiet  des 
Post-  und  Telegraphenwesens  zur  Beratung  stehen.  Zu  diesem 
Zweck  erscheint  die  Einrichtung  eines  aus  Vertretern  des  Handels 
und  der  Lidustrie,  der  Landwirtschaft  und  des  Handwerks  zu 
bildenden  ständigen  Postbeirats  geboten,  der  nach  Bedürfnis, 
mindestens  aber  zweimal  im  Jahre,  im  Reichs-Postamt  zusammen- 
zutreten hätte.  Li  der  Ueberzeugung,  daß  durch  Verwirklichung 
dieses  Vorschlags  dem  fiskalischen  Literesse  und  den  Bedürf- 
nissen des  Verkehrs  in  gleichem  Maße  gedient  sein  würde,  baten 
wir  den  Staatssekretär  des  Üeichs-Postamtes  mittels  Eingabe  vom 
5.  April  1909,  auf  die  Einrichtung  des  Postbeirats  Bedacht  zu 
nehmen.  Der  Bescheid  auf  diesen  Vorschlag  steht  noch  aus. 
zoUamtücheBe-  Vom  1.  April  1909  ab  sind  in  Deutschland  neue  Vorschriften 

Postsendungen.  übep  die  Zollamtliche  Behandlung  der  Postsendungen  in  Kraft 
getreten,  von  denen  für  das  Publikum  hauptsächlich  folgende 
Aenderungen  in  Betracht  kommen : 

1.  Den  Paketen  aus  den  Zollausschlüssen  und  Freihafengebieten 
sind  Begleitadressen  von  hellgrauer  Farbe,  wie  sie  für  den  Verkehr 
nach  dem  Auslande  vorgeschrieben  sind,  beizugeben;  die  Begleit- 
adressen müssen,  ebenso  wie  die  zugehörigen  Sendungen,  den  Ver- 
merk ,,in  Deutschland  zollpflichtig*'  tragen. 

2.  Die  Inhaltserklärungen  zu  Paketen  aus  dem  Auslande  können 
im  allgemeinen  außer  in  deutscher  oder  französischer  auch  in  eng- 
lischer Sprache  abgefaßt  sein.  Im  Falle  des  Bedürfnisses  können 
die  Zolldirektivbehörden  die  Anwendung  anderer  Sprachen,  insbesondere 
der  holländischen  und  der  italienischen  sowie  der  skandinavischen 
und  der  spanischen  Sprache,  gestatten. 

3.  Die  zollamtliche  Voi-abfertigung  der  eingehenden  Packereien  an 
der  Grenze  fällt  weg.  Den  Grenzzollstellen  brauchen  vom  1.  April  ab 
nur  noch  diejenigen  Pakete  vorgeführt  zu  werden,  die  vor  der  Weiter- 
sendung in  das  Keichsgebiet  auf  die  Zulässigkeit  der  Einfuhr 
geprüft  werden  müssen  (Pflanzen  und  Gegenstände  des  Wein-  und 
Gartenbaues,  ferner  zahmes  Geflügel  aus  Oesterreich-Ungam),  oder  die 
von  der  Grenzzollstelle  vollständig  abgefertigt  werden  sollen.  Alle 
übrigen  Packereien  werden  ohne  besondere  Grenzzollbehandlung, 
namentlich  ohne  Beklebung  mit  der  bisherigen  roten  Zollmarke,  post- 
seitig  der  für  den  Bestimmungsort   zuständigen   Zollstelle  vorgeführt. 

4.  Nach  §  4  des  Zolltarifgesetzes  vom  25.  Dez.  1902  dürfen 
gewisse  Waren,  deren  zollamtliche  Abfertigung  mit  besonderen 
Schwierigkeiten  verbunden  ist,  nur  bei  den  dazu  ermächtigten  Zoll- 
stellen nach  den  Einzelsätzen  des  Zolltarifs  abgefertigt  werden.  Die 
übrigen  Zollstellen  haben  bei  der  Verzollung  solcher  Waren  den  höchsten 
für  die  Warengattung  in  Betracht  kommenden  Zollsatz  anzuwenden. 
Mit  Eücksicht  hierauf,  und  um  dem  Absender  auch  die  Möglichkeit 
zu  gewähren,  den  Eingang  von  Vormerkwaren  nachzuweisen,  ist  durch 
die  neue  Post-Zollordnung  dem  Absender  das  Recht  zugestanden,  den 
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Ort  der  zollamtlichen  Abfertigung  auf  den.  Begleitadressen,  und  den 
Sendungen  vorzuschreiben.  Macht  der  Absender  hiervon  keinen  Ge- 
bi*auch,  so  hat  die  Postverwaltung  die  Zollstelle  zu  bestimmen,  bei 
der  die  Abfertigung  erfolgen  soll.  Das  Verlangen  „an  der  Grenze  zu 
verzollen**  kann  in  dieser  allgemein  gehaltenen  Fassung  nicht  mehr 
gestellt  werden.  Bei  Gegenständen,  deren  Einfuhr  von  besonderen 
Bedingungen  abhängig  gemacht  ist,  z.  B.  bei  den  fleischbeschau- 
pflichtigen Sendungen  und  den  Sendungen  mit  Spielkarten,  müssen 
bei  Bestimmung  der  Zollstelle  die  dafür  geltenden  besonderen  Vor- 
schriften beachtet   werden. 

5.  Für  die  Vornahme  der  endgültigen  Zollabfertigung  gelten  künftig 
verschiedene  Vorschriften,  je  nachdem  der  Empfänger  am  Orte  der 
Zollstelle  wohnt  oder  nicht.  Wohnt  der  Empfänger  am  Orte  der 
Zollstelle,  so  gilt  auch  ferner  als  Grundsatz,  daß  der  Empfänger  die 
Zollabfertigung  selbst  oder  durch  einen  Beauftragten  zu  bewirken  hat. 
Die  Postverwaltung  übernimmt  jedoch  in  Berlin  und  anderen  großen 
Orten  auf  Wunsch  des  Empfängers  dessen  Vertretung  bei  der  Zoll- 
abfertigung. Wohnt  der  Empfänger  an  einem  Orte  ohne  Zollstelle, 
so  soll  künftig,  abweichend  von  dem  bisher  üblichen  Verfahren,  die 
zollamtliche  Abfertigung  ohne  Befragung  des  Empfängers  durch  die 
Post  bewirkt  werden,  sofern  sich  der  Empfänger  nicht  durch  eine  bei 
der  Postanstalt  des  Bestimmungsorts  abzugebende  Erkläining  die  Ab- 
fertigung ein  für  allemal  oder  für  bestimmte  Einzelfälle  selbst  vor- 
behalten hat.  Sendungen  mit  Zollfrankozetteln,  d.  h.  Sendungen, 
deren  Absender  erklärt  hat,  daß  sie  den  Empfängern  frei  von  Zoll- 
gebühren zugestellt  werden  sollen,  werden  nach  wie  vor  stets  durch 
Vermittlung  der  Post,  ohne  Zuziehung  des  Empfängers,  verzollt.  Das- 
selbe gilt,  wenn  der  Absender  durch  einen  Vermerk  auf  der  Sendung 
und  der  Begleitadresse  die  Verzollung  durch  die  Post  verlangt  hat. 

6.  Zollfreie  Waren  (frische  Blätter,  abgeschnittene  Blumen  usw.) 
in  Massensendungen  können  künftig  auf  Grund  probeweiser  Revision 
abgefertigt  werden.  Diese  Bestimmung  ist  im  Interesse  der  Blumen- 
händler getroffen,  deren  Sendungen  besonders  schleuniger  Beförderung 
und  Bestellung  bedürfen. 

7.  Den  Empfängern  nicht  postseitig  zu  verzollender  Nachnahme- 
sendungen steht  künftig  das  Recht  zu,  auf  Grund  eines  postseitigen 
Ausweises  vor  der  Entrichtung  des  Nachnahmebetrags  eine  Besichtigung 
des  Inhalts  bei  der  Zollstelle  vorzunehmen.  Die  Verzollung  und  Aus- 
händigung der  Sendungen  erfolgt  jedoch  nicht  auf  Grund  des  Aus- 
weises, sondern  nur  gegen  Ablieferung  der  Begleitadresse,  die  der 
Empfänger  gegen  Rückgabe  des  Ausweises  und  Entrichtung  des  Nach- 
nahmebetrags bei  dem  Postamt  oder  auf  Wunsch  durch  den  be- 
stellenden  Boten  erhält.  ' 

8.  Eine  Zollbehandlung  der  Pakete,  die  aus  Deutschland  nach 
dem  Auslande  versandt  werden,  findet  nur  statt,  wenn  es  sich  um 
Sendungen  handelt,  die  unverzollte  Waren  von  Zollagern  und  Konten 
oder  andere  Waren,  bei  denen  es  auf  den  Nachweis  der  Ausfuhr  an- 
kommt, enthalten,  und  die  unter  Beifügung  eines  Begleitscheins  in 
das  Zollausland  verschickt  werden.  In  den  Begleitscheinen  zu  solchen 
Paketen  hat  künftig  die  Angabe  des  Erledigungsamtes  zu  unterbleiben; 
es  ist  der  Postverwaltung  überlassen,  die  Zollstelle  zu  bestimmen, 
der  die  Sendung  zum  Nachweise  der  Ausfuhr  vorzulegen  ist.  Mehrere 
gleichzeitig  in  das  Ausland  gehende  Postpakete  oder  Postfrachtstücke 
können  zu  je  einem  Begleitschein  gehören.  Auf  den  Begleitadressen 
zu  allen  derartigen  Sendungen  muß  künftig  der  Vermerk  „In  Deutsch- 
land zollpflichtig"  angebracht  werden,  damit  sie  nicht  bei  der  etwaigen 
Rückkunft  aus  dem  Ausland  ohne  Berücksichtigung  des  auf  ihnen 
haftenden   Zollansprachs   in  den  freien  Verkehr  gesetzt  werden. 

9.  Es  kommt  in  der  Praxis  nicht  selten  vor,  daß  ausländische, 
zollamtlich  nicht  abgefertigte  Waren  auf  andere  Weise  als  mit  der 
Post  über  die  Grenze  befördert  und  erst  innerhalb  des  Zollgebietes 
zur  Post  eingeliefert  werden.  Den  Sendungen  dieser  Art  sind_  nach 
der  neuen  Post-Zollordnung  durchweg  Auslands-Begleitadressen  (in  der 
hellgrauen  Farbe)  beizufügen,  die  ebenso  wie  die  Sendungen  selbst 
den  Vermerk  „In  Deutschland  zollpflichtig"  zu  tragen  haben. 

Berl.  Jahrb.   f.   Handel  u.   Ind.   1909.    I.  38 
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Schon  in  früheren  Jahren  hatten  wir  über  die  ungewöhnlich, 
langsame  Abfertigung  des  Publikums  bei  den  hiesigen  Postzoll- 
stellen zuständigen  Orts  Beschwerde  geführt.  Nachdem  die  be- 
klagten Mißstände  wieder  in  erheblichem  Umfange  (namentlich 
bei  der  Postzollstelle  4  in  der  Köthenerstraße)  hervorgetreten 
waren,  wurden  wir  im  Dezember  1908  bei  der  hiesigen  Ober- 
Zolldirektion  von  neuem  vorstellig;  wir  beantragten,  da  eine 
Vergrößerung  der  schon  jetzt  außergewöhnlich  umfangreichen 
Postzollstelle  4,  zu  deren  Geschäftsbereich  der  ganze  Westen 
Berlins  und  die  westlichen  Vororte  gehören,  durch  Anmietung 
weiterer  Räume  und  Einrichtung  neuer  Abfertigungsstellen  kaum 
noch  angängig  sein  dürfte,  zur  Entlastung  dieser  Postzollstelle 
für  Schöneberg  und  die  westlichen  Vororte,  d.  h.  für  rund  300000 
Einwohner  eine  neue  Postzollstelle  einzurichten,  die  mit  Rücksicht 
auf  die  Bewohner  von  Friedenau,  Steglitz,  Groß-Lichterfelde  usw. 
zweckmäßig  in  der  Nähe  des  Bahnhofs  Großgörschenstraße  unter- 
zubringen sein  würde.  Die  Ober-Zolldirektion  teilte  uns  hierauf 
unter  dem  30.  Jan.  1909  mit,  daß  es  sich  die  wünschenswerte 
Beschleunigung  der  Abfertigung  durch  Vermehrung  der  Beamten 
bei  den  Zollstellen  in  Berlin  und  Charlottenburg  fortgesetzt  an- 
gelegen sein  lasse  und  darüber,  ob  die  Entlastung  des  Zollamts 
Beiiin-Köthener Straße  durch  Einrichtung  einer  weiteren  derartigen 
Stelle  für  den  Westen  Berlins  und  einige  westliche  Vororte  oder 
durch  anderweite  Bezirkseinteilung  für  die  Postzollabfertigung 
unter  gleichzeitiger  Vergrößerung  der  im  Hauptzollamtsgebäude 
zu  Charlottenburg  vorhandenen  Zollstelle  zu  bewirken  sein  wird, 
die  erforderlichen  Feststellungen  im   Gange  seien. 

Postseitig  war  vorgeschlagen  worden,  zur  Vereinfachung  der 
posttechnischen  Behandlung  die  Einlösungsfrist  für  Postaufträge 
und  für  Postnachnahmen  von  sieben  auf  drei  Tage  abzukürzen, 
sowie  bei  Inanspruchnahme  der  Einlösungsfrist  eine  zweite  Vor- 
zeigung durch  den  Postbesteller  nuj  dann  eintreten  zu  lassen, 
wenn  der  Empfänger  sie  bei  der  ersten  Vorzeigung  ausdrücklich 
verlangt  und  dafür  eine  besondere  Gebühr  von  10  Pf.  entrichtet, 
in  allen  anderen  Fällen  aber  dem  Empfänger  zu  überlassen,  die 
Einlösung  bei  der  Postanstalt  bis  zum  Ablauf  der  sieben-  oder 
dreitägigen  Frist  zu  bewirken.  In  einem  der  hiesigen  Ober-Post- 
direktion  auf  deren  Wunsch  erstatteten  Gutachten  haben  wir  uns 
gegen  die  Neuerung  ausgesprochen.  Den  Absendern  von  Post- 
aufträgen und  Nachnahmen,  so  führten  wir  in  unserem  Gutachten 
aus,  ist  selbstredend  mit  der  möglichst  schnellen  Abwicklung 
der  letzteren  gedient.  Daher  steht  man  in  den  Kreisen  der  Ab- 
sender vielfach  auf  dem  Standpunkt,  daß  eine  Lagerfrist  von 
sieben  Tagen  nur  geeignet  sei,  die  Erledigung  der  Angelegenheit 
in  unerwünschter  Weise  zu  verzögern.  Auch  eine  zweite  Vor- 
zeigung durch  den  Postbesteller  scheint  nach  Ansicht  dieser 
Kreise    nur    dann    erforderlich,    wenn    der    Empfänger    sie    bei 
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der  ersten  Vorzeigung  ausdrücklich  verlangt  und  hierfür  eine 
besondere  Gebühr  von  10  Pf.  entrichtet.  Demgegenüber  erblicken 
zahlreiche  Gutachten  in  der  vorgeschlagenen  Abkürzung  der  Lager- 
frist namentlich  eine  schwere  Schädigung  des  Handwerks  und 
Kleingewerbes  und  machen  geltend,  daß  in  diesen  Kreisen  be- 
sonderer Wert  darauf  gelegt  werde,  eine  angemessene  Frist  zur 
Beschaffung  der  bei  der  ersten  Vorzeigung  eines  Postauftrages 
oder  einer  Nachnahme  nicht  immer  vorhandenen  Barmittel  zu 
haben.  Vielfach  ergebe  sich  auch  die  Notwendigkeit  einer  schrift- 
lichen Auseinandersetzung  mit  dem  Absender,  wozu  eine  Frist 
von  drei  Tagen  als  ausreichend  nicht  anzusehen  sei.  Daß  die 
zweite  Vorzeigung  nur  auf  Wunsch  der  Empfänger  erfolge,  wird 
auch  von  denjenigen,  welche  die  Interessen  der  Empfänger  ver- 
treten, füi'  zweckmäßig  gehalten,  dagegen  der  Erhebung  einer 
besonderen  Gebühr  für  die  zweite  Vorzeigung  in  diesen  Kreisen 
nicht  zugestimmt,  weil  die  Post  ohnehin  eine  recht  hohe  Vorzeige- 
gebühr (10  Pf.)  erhebe,  die  in  den  meisten  Fällen  schon  von  dem 
Empfänger  zu  tragen  sei,  und  die  Zuschlaggebühr  für  die  zweite 
Vorzeigung  fast  ausschließlich  wirtschaftlich  schwache  Kreise 
treffen  würde.  Wir  mußten  die  Berechtigung  der  gegen  die  be- 
absichtigte Neuerung  vorgebrachten  Gründe  anerkennen  und  haben 
uns  dafür  ausgesprochen,  daß  die  siebentägige  Lagerfrist  bei 
Postaufträgen  und  Postnachnahmen,  sofern  der  Absender  nicht 
die  sofortige  Bücksendung  gewünscht  hat,  beizubehalten  sein  wird, 
daß  femer  die  zweite  Vorzeigung  allgemein  nur  auf  besonderen 
Wunsch  der  Empfänger,  aber  gebührenfrei,  erfolgt  und  in  allen 
anderen  Fällen  dem  Empfänger  überlassen  bleibt,  die  Einlösung 
bei  der  Postanstalt  bis  zum  Ablauf  der  siebentägigen  Frist  zu 
bewirken. 

Nachdem  seit  Ende  1908  bei  sämtlichen  Postkarten  mit  Aus-  wegfaii  desAn- 
nähme  der  Nachnahmekarten  und  auch  bei  den  Ortsbriefen  der  im  pj|?ve™k*ehr. 
Ankunftsstempel  in  Wegfall  gekommen  war,  ist  die  Postver- 
waltung dazu  übergegangen,  „zur  Beschleunigung  der  Aushändi- 
gung und  zur  Vereinfachung  des  Dienstbetriebes*'  vom  1.  April 
1909  ab  versuchsweise  auch  die  eingehenden  gewöhnlichen  und 
eingeschriebenen  Briefe  mit  Ausnahme  der  Nachnahmesendungen 
und  Postaufträge  nicht  mehr  mit  dem  Ankunftsstempel  zu  be- 
drucken. Diese  Neuerung  ist  in  allen  Kreisen  des  Handels  und 
der  Industrie  starkem  Widerspruch  begegnet.  Dem  Ankunfts- 
stempel wird  eine  besondere  Bedeutung  beigemessen,  da  er  bei 
verspäteter  Ueberkunft  eines  Briefes  den  einzigen  Anhalt  zur 
Beurteilung  der  namentlich  auch  bei  Rechtsstreitigkeiten  oft 
wichtigen  Frage  bietet,  ob  die  Sendung  schon  verspätet  am  Be- 
stimmungsort eingegangen  ist  oder  erst  hier  bzw.  bei  der  Be- 
stellung eine  Verzögerung  erlitten  hat.  Wir  haben  deshalb  schon 
dem  Wegfall  des  Ankunftsstempels  bei  Postkarten  und  Orts- 
briefen  wenig   sympathisch   gegenüberstanden,    müssen    aber   die 
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Ausdehnung  dieser  Neuerung  auf  alle  Briefsendungen  ohne  Aus- 
nahme als  eine  sehr  bedenkliche  Maßregel  bezeichnen.  "Wenn 
künftig  ein  bestellender  Bote  die  ilim  übergebenen  Briefschaften, 
um  sich  einen  Gang  zu  sparen,  nicht  rechtzeitig  abträgt  oder 
Sendungen  gar  zum  Zwecke  der  Beraubung  zurückbehält  und  erst 
später  bestellt,  wird  eine  Untersuchung  des  Falles  beim  Fehlen 
des  Ankunftsstempels  sich  weit  schwieriger  als  bisher  gestalten 
und  noch  häufiger  als  bis  jetzt  ergebnislos  verlaufen.  Dies  wird 
ohne  Zweifel  die  schon  jetzt  nicht  kleüie  Zahl  dieser  Unregel- 
mäßigkeiten ganz  erheblich  erhöhen.  Diesen  schwerwiegenden 
Nachteilen  gegenüber  können  die  von  der  Neuerung  erwarteten 
Vorteile  nicht  ins  Grewicht  fallen.  Das  Bedrucken  der  Briefe  mit 
dem  Ankunftsstempel  erfordert  zwar  Zeit  und  Arbeitskräfte,  aber 
nicht  in  dem  Maße,  daß  sich  hierdurch  die  Aufhebung  einer  Ein- 
richtung rechtfertigen  ließe,  die  im  Interesse  eines  gesicherten 
Briefbeförderungs-  und  Bestellungsdienstes  auch  fernerhin 
unbedingt  notwendig  ist. 

Aus  diesem  Grunde  baten  wir  den  Staatssekretär  des 
Eeichspostamts  unter  dem  31.  März  1909,  die  Verfügung 
zurückzuziehen.  Hierauf  hat  uns  das  Reichspostamt  am 
30.  April  einen  ablehnenden  Bescheid  erteilt.  Infolge  der 
erheblichen  Zunahme  des  Briefverkehrs,  so  heißt  es  u.  a.  in  der 
Antwort,  ist  es  von  Jahr  zu  Jahr  immer  schwieriger  geworden, 
die  bei  den  Postanstalten  eingehenden  Briefsendungen  inerhalb 
der  zur  Verfügung  stehenden,  äußerst  knapp  bemessenen  Zeit 
zur  Bestellung  und  Ausgabe  bereit  zu  stellen.  Selbst  durch  Heran- 
ziehung zahlreicher  Hilfskräfte,  durch  Benutzung  von  Stempel- 
maschinen usw.  haben  sich  diese  Schwierigkeiten  nicht  beseitigen 
lassen.  Es  mußte  deshalb  darauf  Bedacht  genommen  werden, 
den  Postdienstbetrieb  zu  vereinfachen.  Der  Versuch,  das  Ziel 
durch  Beseitigung  des  Ankunftsstempels  bei  den  Postkarten  zu 
erreichen,  erwies  sich  als  zu  unzureichend,  die  Prüfung  ergab 
vielmehr,  daß  es  auf  die  Dauer  nicht  möglich  sei,  die  bisherigen 
Bestell-  und  Ausgabezeiten  aufrecht  zu  erhalten,  wenn  die  Briefe 
bei  ihrer  Ankunft  am  Bestimmungsorte  fe]*ner  von  den  übrigen 
Sendungen  getrennt  und  mit  dem  Ankunftsstempel  bedruckt 
würden.  Zur  Beseitigung  der  bestehenden  Schwierigkeiten 
bot  sich  kein  anderer  Ausweg  als  der,  die  Briefe  nicht 
mehr  mit  dem  Ankunftsstempel  zu  bedrucken.  Gegen  eine  der- 
artige Vereinfachung  bestanden  um  so  weniger  Bedenken,  als 
schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  die  am  31.  Dez.  und  1.  Jan. 
bei  größeren  Postanstalten  eingehenden  Briefe  nicht  mit  dem 
Ankunftsstempel  bedruckt  werden,  ohne  daß  sich  hieraus  Un- 
zuträgiichkeiten  ergeben  haben,  und  als  ferner  der  Wegfall  des 
Ankunftsstempelabdrucks  bei  Postkarten  sowie  das  Fehlen  dieses 
Abdrucks  bei  Drucksachen,  G^schäftspapieren  und  Warenproben 
zu  Klagen  aus  den  Kreisen  des  Publikums  keine  Veranlassung 
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gegeben  hat.  Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  mit 
ihrem  hochentwickelten  Greschäfts-  und  Handelsverkehr  werden 
die  Briefe  mit  dem  Ankunftsstempel  nicht  bedruckt.  In  Wirklich- 
keit hat  der  Abdruck  des  Ankunftsstempels  nicht  diejenige  Be- 
deutung, die  er  auf  den  ersten  Blick  201  haben  scheint.  Nach  den 
Dienstvorschriften  waren  bis  Ende  März  d.  J.  die  Briefe  gleich 
nach  ihrer  Ankunft  bei  der  Bestimmungs-Postanstalt  mit  dem 
Ankunftsstempel  zu  bedrucken.  Dieser  wies  also  zwar  die  Stunde 
der  Ankunft,  nicht  aber  die  Stunde  der  Bestellung  oder  Ausgabe 
nach.  Als  vollgültiger  Beweis  für  die  Zeit  der  Aushändigung 
eines  Briefes  hat  der  Abdruck  des  Ankunftsstempels  niemals  dienen 
können.  Der  Ankunftsstempel  grenzte  nur  einen  Teil  der  Be- 
förderung vom  Absender  zum  Empfänger  ab,  ohne  einen  Beweis 
für  die  Gesamtheit  dieser  Beförderung  zu  ermöglichen.  Rechts- 
geschäfte konnten  hierauf  nicht  wohl  begründet  werden.  Daß 
die  Briefträger  den  Wegfall  des  Ankunftsstempels  dazu  benutzen 
könnten,  Briefe  zu  verschleppen,  ist  nicht  zu  befürchten,  weil 
die  Briefträger  hinsichtlich  der  Erfüllung  ihrer  Pflicht,  di0 
Sendungen  ohne  Verzug  und  unter  Vermeidung  jedes  unbegründeten 
Aufenthalts  abzutragen,  scharf  kontrolliert  werden.  Auch  seither 
ist  der  Ankunftsstempel  ohne  erheblichen  Wert  für  die  Kontrolle 
der  Briefträger  gewesen,  da  diese  bei  der  Menge  ihrer  Bestell- 
gegenstände und  der  Kürze  der  Uebemahmezeit  nicht  verpflichtet 
werden  konnten,  bei  der  Uebemahme  den  Ankunftsstempel  auf 
den  Briefen  zu  prüfen,  und  demgemäß  aus  dem  Vorfinden  eines 
Briefes  mit  älterem  Stempel  bei  ihnen  nicht  der  Beweis  einer 
Unregelmäßigkeit  ihrerseits  hergeleitet  werden  konnte.  Die  post- 
seitig  eingeführten  Kontrollen  bieten  Gewähr  dafür,  daß  die  Zahl 
der  Unregelmäßigkeiten  im  Briefbestelldienste  nicht  zunehmen 
wird.  Bei  verzögerter  Beförderung  eines  Briefes  hat  der  Abdruck 
des  Ankunftsstempels  bislang  nicht  dazu  gedient,  den  Schuldigen 
zu  ermitteln,  da  der  Stempel abdruck  nur  die  Tatsache  der  ver- 
späteten Ankunft  des  Briefes,  nicht  aber  erkennen  ließ,  wo  und 
durch  wessen  Schuld  die  Verzögerung  eingetreten  war.  Es  soll 
nicht  bestritten  werden,  daß  es  mitunter  für  den  Empfänger 
erwünscht  sein  mag,  die  Ankunftszeit  des  Briefes  durch  Stempel- 
abdruck nachgewiesen  zu  sehen,  und  daß  in  Ausnahmefällen  das 
Fehlen  dieses  Stempelabdrucks  zunächst  Unzuträglichkeiten  ver- 
ursachen kann.  Es  würde  aber  nicht  zweckmäßig  sein  und  kann 
billigerweise  nicht  verlangt  werden,  daß  wegen  dieser  seltenen 
Ausnahmefälle  alle  Briefe  mit  dem  Ankunftsstempel  bedruckt 
werden. 

Dieser  Begründung  vermochten  wir  in  wesentlichen  Punkten 
nicht  beizupflichten  und  führten  in  einer  zweiten  Eingabe 
vom  8.  Juni  folgendes  aus:  Nach  den  früheren  Postdienst- 
vorschriften waren  die  Briefe  zu  Zeiten  gewöhnlichen  Verkehrs 
unmittelbar  nach  ihrem  Einlange  bei  der  Bestimmungspostanstalt 
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mit  dem  Ankunftsstempel  zu  bedrucken.  Sollte  dieser  Stempel- 
abdruck hiernach  auch  in  erster  Linie  den  Zeitpunkt  des  Eingangs 
der  Sendungen  am  Bestimmungsort  ersichtlich  machen,  so  diente 
er  gleichzeitig  auch  als  Mittel  zur  Kontrolle  der  rechtzeitigen 
Aushändigung  der  Briefe  an  die  Empfänger.  Denn  die  Bestell- 
zeiten schließen  sich  in  regelmäßiger,  dem  Publikum  bekannter 
Folge  an  die  ankommenden  Posten  an,  und  es  kann  unter  ge- 
wöhnlichen Verhältnissen  darauf  gerechnet  werden,  daß  die 
Sendungen  stets  mit  der  auf  den  Zeitpunkt  des  Eingangs  folgenden 
nächsten  Bestellung  den  Empfängern  zugehen.  Anders  zur  Neu- 
jahrszeit: Am  31.  Dez.  und  1.  Jan.  jeden  Jahres  nimmt  der 
Briefverkehr  erfahrungsmäßig  einen  solchen  Umfang  an,  daß  seine 
Bewältigung  schon  am  Aufgabeort  und  unterwegs  in  den  Bahn- 
posten große  Schwierigkeiten  verursacht,  und  der  rechtzeitige 
Eingang  der  Sendungen  am  Bestimmungsort  häufig  in  Frage 
gestellt  wird.  Ganz  besonders  mühevoll  gestaltet  sich  aber  an 
den  genannten  Tagen  die  Abtragung  der  Briefmassen.  Auf  Pünkt- 
lichkeit kann  hierbei  kaum  Anspruch  erhoben  werden.  Hieraus 
aber  zu  folgern,  daß  eine  unter  dem  Zwange  ungewöhnlicher 
Verkehrsverhältnisse  eingeführte  Dienstvereinfachung  unbedenk- 
lich auch  auf  die  Zeiten  gewöhnlichen  Verkehrs  übertragen  werden 
kann,  erscheint  uns  nicht  richtig.  Was  den  Wegfall  des  An- 
kunftsstempels bei  Postkarten  betrifft,  so  ist  er  seinerzeit  unseres 
Wissens  nicht  zur  Vereinfachung  des  Dienstbetriebes,  sondern 
im  Hinblick  darauf  erfolgt,  daß  die  schriftlichen  Mitteilungen 
auf  der  linken  Vorderseite  der  Postkarten  durch  den  Abdruck 
des  Ankunftsstempels  an  Leserlichkeit  häufig  einbüßten.  Geschäft- 
liche Kreise,  von  denen  die  linke  Vorderseite  der  Postkarten  zu 
schriftlichen  Mitteilungen  nicht  benutzt  zu  werden  pflegt,  stehen 
dem  Wegfall  des  Ankunftsstempels  bei  Sendungen  der  genannten 
Art  wenig  sympathisch  gegenüber.  Das  Fehlen  des  Ankunfts- 
stempels  bei  Drucksachen,  Warenproben  und  G^schäftspapieren 
wird  in  den  E^eisen  des  Publikums  nicht  als  Mangel  empfunden, 
da  Sendungen  dieser  Art  wegen  ihrer  geringeren  Wichtigkeit  weder 
mit  den  schnellsten  Befördermigsgelegenheiten  zur  Versendung 
kommen,  noch  bei  den  wichtigsten  Briefbestellungen  abgetragen 
werden,  auf  ihren  pünktlichen  Eingang  also  ohnehin  nicht  ge- 
rechnet werden  kann.  Wenn  das  Keichspostamt  weiter  anführte, 
daß  „in  Wirklichkeit  der  Abdruck  des  Ankunftsstempels  nicht 
diejenige  Bedeutung  hatte,  die  er  auf  den  ersten  Blick  zu  haben 
schien,  weil  er  zwar  die»  Stunde  der  Ankunft,  nicht  aber  die 
Stunde  der  Bestellung  oder  Ausgabe  nachwies",  so  können  wir 
dieser  Auffassung  ebenfalls  nicht  zustimmen.  Fest  steht,  daß 
früher  Beschwerden  über  den  verspäteten  Empfang  von  Briefen 
sich  ausschließlich  auf  den  mit  dem  Abdruck  des  Ankunftsstempels 
versehenen  Briefumschlag  stützten.  War  der  Brief  ausweislich  dieses 
Abdruckes  rechtzeitig  am  Bestimmungsort  eingegangen,  so  konnte 


XrV.   Verkehrswesen.    E.   Post  und  Telegraphie. 


599 


die  Untersuchung  auf  den  Geschäftsbereich  der  Bestimmungs- 
postanstalt beschränkt  bleiben  und  hatte  zweifellos  mehr  Aussicht 
auf  Erfolg  als  jetzt.  In  weit  höherem  Maße  als  die  Postbehörde 
war  bisher  das  Publikum  in  der  Lage,  die  rechtzeitige  Aus- 
händigung der  Briefsendungen  auf  Grund  des  Ankunftsstempels 
zu  kontrollieren.  Nachdem  letzterer  aber  in  Wegfall  gekommen 
und  hiermit  jede  Möglichkeit  einer  Kontrolle  genommen  ist,  muß 
notwendigerweise  ein  Gefühl  der  Unsicherheit  in  weiten  Kreisen 
der  Bevölkerung  Platz  greifen,  zu  dessen  Beseitigung  auch  die 
Anordnung  des  Reichspostamts,  daß  künftig  auf  den  deutlichen 
Abdruck  des  Aufgabestempels  erhöhtes  Gewicht  zu  legen  ist, 
wenig  beitragen  wird.  Wir  baten  den  Staatssekretär  des  Keichs- 
postamts  von  neuem,  die  Verfügung  zurückzuziehen.  Leider  ist 
unserem  Antrage  bisher  nicht  entsprochen  worden. 

Im  Frühjahr  1909  wurden  postsei tig  Erhebungen  darüber 
angestellt,  ob  mit  Rücksicht  auf  die  Einführung  des  8  Uhr-Laden- 
schlusses in  Berlin  die  bis  dahin  für  die  Postbezirke  mit  leb- 
hafterem Verkehr  daselbst  bestehende  neunte  Briefbestellung  (71/4 
bis  8V2  Uhr  nachm.)  zur  Aufhebung  gelangen  kann.  Durch  eine 
Umfrage  hatten  wir  festgestellt,  daß  nur  einer  verhältnismäßig 
kleinen  Zahl  von .  Interessenten  wegen  der  mit  Schnellzug  D  31 
von  Köln  5^^  nachmittags  hier  eingehenden  französischen  Post  die 
Beibehaltung  der  neunten  Briefbestellung  erwünscht  war,  während 
die  große  Mehrzahl  auf  diese  Bestellung  ohne  jeden  geschäftlichen 
Nachteil  glaubte  verzichten  zu  können.  Von  diesem  Ergebnis 
machten  wir  der  Kaiserlichen  Ober-Postdirektion  unter  dem 
31.  März  Mitteilung.  Hierauf  wurde  vom  5.  Juli  ab  die  neunte 
Briefbestellung  in  Berlin  allgemein  aufgehoben,  indessen  zuge- 
standen, daß  die  hiervon  betroffenen  Sendungen  noch  am  Eingangs- 
tag bis  8  Uhr  abends  bei  den  Stadt-Postämtern  abgeholt  werden 
können. 

Uebei  die  ungewöhnlich  langsame  Beförderung  der  Post- 
pakete von  Berlin  nach  Frankfurt  a.  M.  wurde  in  Handelskreisen 
allgemein  Klage  geführt.  Nach  imseren  Feststellungen  kommen 
alle  Paketsendungen  für  Frankfurt,  die  in  Berlin  während  der 
Nachmittagsstunden  von  3 — 6  Uhr  zur  Post  gegeben  werden,  von 
hier  frühestens  nach  7 — 10  Stunden,  häufig  sogar  erst  nach 
15—18  Stunden  zur  Absendung  und  treffen  am  nächsten  Tage 
90  spät  am  Bestimmungsort  ein,  daß  ihre  Bestellung  oder  Aus- 
gabe erst  am  3.  Tage  vormittags  erfolgen  kann.  Aus  dieser  un- 
gewöhnlich späten  Ueberkunft  der  Pakete  ergeben  sich  fort- 
gesetzt große  geschäftliche  Unzuträglichkeiten,  so  daß  Abhilfe 
dringend  geboten  erscheint.  Diese  läßt  sich  nur  durch  weitere 
Ausnutzung  des  Zuges  208/244,  ab  Berlin  Anhalter  Bahnhof 
730  nachmittags,  an  Frankfurt  am  nächsten  Tage  12^^  mittags 
erreichen.  Gewöhnliche  Pakete  für  Frankfurt  selbst  erhalten  mit 
dem  in  diesem  Zuge  laufenden  Bahnpostwagen  keine  Beförderung, 
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weil  es  zu  deren  Unterbringiuig  an  Raum  mangelt.  Wir  sind  daher 
zunächst  bei  der  hiesigen  Ober-Postdirektion  wegen  Einstellung 
eines  Postbeiwagens  nach  Frankfurt  in  diesen  Zug  vorstellig 
geworden,  und  als  wir  den  Bescheid  erhielten,  daß  die  bei  Be- 
förderung dieses  Zuges  vorwiegend  beteiligte  Eisenbahndirektion 
Halle  a.  S.  die  Mitführung  des  Wagens  abgelehnt  hat,  wandten 
wir  uns  mit  dem  gleichen  Antrag  an  den  Staatssekretär  des  Reichs- 
Postamts,  wurden  jedoch  auch  hier  abschlägig  beschieden.  Mit 
dem  Zug  208/244/894  Berlin-Frankfurt  a.  M.,  so  führt  der  Staats- 
sekretär in  seinem  Antwortschreiben  aus,  sind  in  früheren  Jahren 
i^gelmäßig  von  Berlin  aus  Paketbeiwagen  befördert  worden,  bis 
eisenbahnseitig  wegen  der  starken  Belastung  des  Zuges  dagegen 
Einspruch  erhoben  wurde.  Dieser  Umstand  in  Verbindung  mit 
der  weiteren  Forderung  der  Eisenbahn- Verwaltung,  auch  noch 
aus  mehreren  anderen  stark  belasteten  Personenzügen  die  mit 
ihnen  bis  dahin  beförderten  Paketbeiwagen  zurückzuziehen, 
haben  im  Jahre  1902  dazu  geführt,  als  Ersatz  im  Ein- 
vernehmen mit  der  Eisenbahnverwaltung  einen  besonderen 
Päckerei-Postzug  Berlin-Frankfurt  a.  M.  (ab  Berlin  12^^  nachts, 
an  Frankfurt  a.  M.  6^^  abends)  einzurichten.  Auch  neuer- 
dings hat  die  Eisenbahn  -  Verwaltung  die  Mitnahme  eines 
Paketbeiwagens  von  Berlin  nach  Frankfurt  a.  M.  im 
Zuge  208/244/894  mit  der  Begründung  wiederum  abgelehnt, 
daß  der  Zug  wegen  seiner  sehr  gespannten  Fahrzeit  nicht  weiter 
belastet  werden  könne.  Andere  geeignete  Zugverbindungen  nach 
Frankfurt  a.  M.  sind  aber  zurzeit  nicht  vorhanden.  Bedauerlicher- 
weise sind  unsere  in  derselben  Angelegenheit  noch  an  den 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  gerichteten  Vorstellungen  eben- 
falls erfolglos  geblieben. 

Unter  dem  3.  Oktober  1907  sind  wir  beim  Beichs-Postamt 
wegen  Beschleunigung  der  Paketbeförderung  zwischen  Nord- 
und  Süddeutschland  vorstellig  geworden^).  In  unserer  Ein- 
gabe wiesen  wir  darauf  hin,  daß  gewöhnliche  Pakete  unter 
normalen  Verhältnissen  von  Berlin  nach  Nürnberg  26  Stunden 
und  nach  München  30  Stunden  unterwegs  sind,  während  die  Be- 
förderungsdauer für  Briefsendungen  nach  diesen  Orten  je  nach 
den  benutzten  Eisenbahnzügen  nur  7  bSs  10  Stunden  für  Nürnberg 
und  10  bis  15  Stunden  für  München  beträgt.  Zur  Beseitigung  der 
hieraus  sich  ergebenden  geschäftlichen  Unzuträglichkeiten  machten 
wir  den  Vorschlag,  zwischen  den  Haupthandelsplätzen  Nord-  und 
Süddeutschlands,  namentlich  zwischen  Berlin  einerseits  luid  Nürn- 
berg bzw.  München  andererseits,  in  weiterem  Umfange  als  bisher 
durchgehende  Postwagen  laufen  zu  lassen,  damit  das  zeitraubende 
Umladen  der  Sendungen  unterwegs  vermieden  wird;  außerdem 
baten  wir,  künftig  in  ausgedehntem  Maße  Personen-  und  Schnell- 
züge zur  Paketbeförderung  zu  benutzen.    Erfreulicherweise  sind 

1)  Berl.  Jahrb.   1907,  I,  S.   581. 
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unsere  Wünsche  ziLtn  Teil  dadtirch  erfüllt  worden,  daß  seit  Ende 
November  1907  mit  Zug  D 164  (ab  Anhalter  Bahnhof  625  Uhr 
nachmittags)  Pakete  nach  Nürnberg  Beförderung  erhalten,  die  in 
Leipzig  in  einen  geschlossenen  Wagen  nach  Hof  aufgenommen 
werden  und  in  Nürnberg  bereits  um  1^  Uhr  nachmittags  am  Tage 
nach  der  Auflieferung  eintreffen.  Zu  unserem  Bedauern  sind  aber 
Pakete  nach  München  von  der  Beförderung  mit  Zug  D  164  bis- 
her ausgeschlossen  gewesen,  obwohl  es  sich  im  anderen  Falle 
ermöglichen  lassen  würde,  auch  diese  Sendungen  noch  am  Tage 
nach  der  Auflieferung  am  Bestimmungsort,  wenn  auch  nicht  zur 
Bestellung  zu  bringen,  so  doch  für  Abholer  zur  Ausgabe  bereit 
zu  stellen,  da  Zug  108,  der  für  die  Beförderung  der  Pakete  nach 
Nürnberg  auf  der  bayerischen  Strecke  in  Frage  kommt,  bereits  5^^ 
nachmittags  in  München  eintrifft.  Im  Hinblick  auf  die  großen 
Nachteile,  die  dem  Handel  aus  der  langsamen  Paketbe- 
förderung auch  jetzt  noch  erwachsen,  baten  wir  den 
Staatssekretär  des  Reichs-Postamts  in  einer  Eingabe  vom  27.  Sept. 
1909,  zunächst  wegen  Beförderung  der  Münchener  Pakete  mit 
Zug  D 164  von  Berlin  und  weiterhin  mit  Zug  108  von  Nürn- 
berg ab  die  erforderlichen  Schritte  zu  tun,  gleichzeitig  aber  zu 
erwägen,  ob  sich  jetzt  nicht  noch  weitere  Mittel  und  Wege  bieten, 
dem  Uebelstand  abzuhelfen. 

Infolge  der  vom  Reichs-Postamt  beabsichtigten  Abänderung 
der  Fernsprechgebühren-Ordnung  1)  haben  wir  am  10.  März  d.  J. 
an  den  Reichstag  eine  in  der  Beilage  abgedruckte  Eingabe  ge- 
richtet, in  der  wir  in  voller  Uebereinstimmung  mit  der  Erklärung 
des  Deutschen  Handelstags  vom  20.  März  1908  baten,  dem  vor- 
liegenden Entwurf,  der  eine  ganz  empfindliche  Verteuerung 
eines  unentbehrlichen  Verkehrsmittels  und  eine  durchaus 
unberechtigte  Belastung  von  Handel  und  Industrie  be- 
deutet, die  Genehmigung  zu  versagen,  vielmehr  nur  einer 
Gefcührenänderung  zuzustimmen,  die  unter  Beibehaltung  des 
Pauschgebührensystems  bei  größerer  G^sprächszahl  eine  ge- 
staffelte Erhöhuug  der  Pauschgebühren  und  bei  übermäßiger 
Belastung  eines  Anschlusses,  die  bei  einer  Zahl  von  mehr  als 
10  000  Gesprächen  im  Jahre  anzunehmen  ist,  die  Verpflichtung 
zur  Anmeldung  eines  weiteren  Anschlusses  vorsieht.  Abschrift 
dieser  Eingabe  haben  wir  auch  dem  Bundesrat  übersandt. 

Die  Handelskammer  zu  Mannheim  brachte  in  einer  Eingabe 
an  das  Eeichs-Postamt  vom  19.  Jan.  d.  J.  in  Vorschlag,  die  neuer- 
dings in  Frankreich  eingeführten  sogenannten  „Brieftelegramme" 
auch  für  den  Verkehr  innerhalb  des  Reichspostgebiets  zuzulassen. 
„Brieftelegramme"  unterscheiden  sich  von  gewöhnlichen  Tele- 
grammen im  wesentlichen  dadurch,  daß  sie  ausschließlich  in  den 
Nachtstunden,   wenn   der  übrige  Depeschenverkehr   zum  größten 


Abänderung' 
der  Fernsprech- 
g-ebühren  -  Ord- 
nung. 


Einführung  von 
sogenannten 

Brief- 
telegrammen. 


1)  Vgl.  Bericht  für  1908,   I,    S.   572. 
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der  telegra- 
phischen  Ver- 
bindung 
zwischen  Nord- 
deutschland u. 
der  Schweiz. 


Teil  ruht,  abtelegraphiert  und  am  Bestimmungsort  nicht  durch 
besondere  Boten,  sondern  bei  den  gewöhnlichen "  Briefbestellungen 
abgetragen  werden.  Sie  bieten  somit  die  Möglichkeit,  auf  be- 
liebig weite  Entfernungen  für  eine  mäßige  Gebühr,  die  in  Frank- 
reich 1  Ct.  pro  Wort,  mindestens  aber  50  Cts.  beträgt,  dem 
Empfänger  schon  zum  nächsten  Morgen  eilige  Nachrichten  zu 
übermitteln,  die,  als  Brief  verschickt,  erheblich  später  in  die 
Hände  des  Empfängers  gelangen  würden.  Da  wir  uns  von  dieser 
Einrichtung  große  Vorteile  für  den  geschäftlichen  und  privaten 
Verkehr,  zugleich  aber  auch  nicht  unerhebliche  neue  Einnahmen 
für  die  Postverwaltung  versprechen,  baten  auch  wir  den  Staats- 
sekretär des  B/eiahs-Postamts  (unter  dem  8.  März  1909),  die  Ein- 
führung der  „Brieftelegramme"  in  den  Verkehr  innerhalb  des 
Beiohspostgebiets  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Den  Staatssekretär  des  Beichs-Postamts  machten  wir  in  einer 
Eingabe  vom  16.  Jan.  1909  auf  Mißstände  aufmerksam,  die  seit 
längerer  Zeit  zum  Nachteil  für  Handel  und  Industrie  in  dem 
deutsch-schweizerischen  Telegraphen  verkehr  hervorgetreten  sind. 
Wie  aus  der  Statistik  der  deutschen  Beichs-Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung hervorgeht,  nimmt  der  Depeschenverkehr  in  dem 
Beichs-Telegraphengebiet  nach  der  Schweiz  und  in  umgekehrter 
Richtung  von  Jahr  zu  Jahr  erheblich  zu.  Während  die  Stück- 
zahl der  zwischen  diesen  beiden  Ländern  im  Jahre  1904  aus- 
gewechselten Telegramme  rund  522  000  betrug,  ist  sie  im  Jahre 
1907  auf  678  000  gestiegen,  hat  also  in  drei  Jahren  eine  Steigerung 
um  rund  30  o/o  erfahren.  Der  größte  Teil  dieser  Telegramme 
entfallt  naturgemäß  auf  Berlin,  ein  erheblicher  Prozentsatz  auch 
auf  diejenigen  in-  und  ausländischen  Orte,  deren  Telegramme 
nach  und  aus  der  Schweiz  über  Berlin  geleitet  werden  müssen. 
Diesem  starken  Verkehr  dient  gegenwärtig  nur  eine  direkte  Leitung 
Berlin-Basel,  die  schon  seit  Jahren  so  überlastet  ist,  daß  die  Mehr- 
zahl der  Telegramme  nach  und  aus  der  Schweiz  nur  auf  Umwegen 
über  Frankfurt  a.  M.,  Freiburg  i.  Breisg.,  Straßburg  i.  Eis., 
Stuttgart  usw.  dem  Bestimmungsort  zugeführt  werden  können. 
Hierzu  kommt  noch,  daß  auch  der  Depeschenverkehr  zwischen 
Norddeutschland  und  Italien  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  hier 
zur  Verfügung  stehenden  Leitungen  oder  infolge  von  Störungen 
häufig  seinen  Weg  über  den  Frankfurter  oder  Baseler  Draht 
suchen  muß.  Unter  diesen  Umständen  sind  erhebliche  Ver- 
zögerungen LQ  der  Ueberkunft  der  Telegramme  im  deutsch-schweize- 
rischen Verkehr  an  der  Tagesordnung;  beispielsweise  haben  in 
einem  kurzen  Zeitraum  14  Telegramme  aus  Basel  und  Zürich 
nach  Berlin  94,  95,  97,  102,  102,  103,  103,  104,  105,  106,  108, 
115,  130  und  173  Minuten  zu  ihrer  Beförderung  gebraucht.  Ueber 
ähnliche  und  noch  größere  Verzögerungen  wird  im  Verkehr  von 
Berlin  nach  der  Schweiz  geklagt.  Wirksame  Abhilfe  wird  sich, 
wie  wir  in  unserer  Eingabe  ausführten,  nur  durch  Herstellung 
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einer  weiteren  direkten  Leitung  zwischen  Berlin  und  der  Schweiz 
schaffen  lassen,  und  zwar  würde  diese  Leitung  mit  Rücksicht  auf 
die  besonders  industriereiche  Nordostschweiz  zweckmäßig  nach 
dem  Verkehrszentrum  der  letzteren,  Zürich,  zu  führen  sein.  In 
einem  Bescheid  vom  20.  Juli  1909  teilte  uns  der  Staatssekretär 
des  Reichs-Postamts  mit,  daß  schon  seit  längerer  Zeit  Verhand- 
lungen mit  der  schweizerischen  Verwaltung  im  Gange  wären, 
um  eine  Beschleunigung  des  Telegraphenverkehrs  auf  der  unmittel- 
baren Leitung  Berlin-Basel  herbeizuführen.  Die  Verhandlungen 
seien  kürzlich  zum  Abschluß  gekommen.  Es  sei  vereinbart  worden, 
den  vorhandenen  Eisendraht  durch  Kupferdraht  zu  ersetzen  und 
eine  leistungsfähigere  Betriebsweise  einzurichten.  Die  Arbeitein 
näherten  sich  der  Vollendung;  es  dürfe  erwartet  werden,  daß  nach 
Libetriebnahme  der  neuen  Apparate  eine  wesentliche  Besserung 
eintreten  würde.  Eine  sorgfältige  Prüfung  des  Verkehrs  habe 
ergeben,  daß  ein  Bedürfnis  zur  Herstellung  einer  zweiten  direkten 
Leitung  zwischen  Berlin  und  der  Schweiz  zurzeit  noch  nicht 
anerkannt  werden  könne. 

Von  der  vorjährigen  Telegraphenkonferenz  in  Lissabon  sind 
eine  Reihe  von  Aenderungen  beschlossen  worden,  die  seit  dem 
1.  Juli  1909  zum  Teil  auch  für  den  inneren  deutschen  Verkehr 
gelten.  Auf  einige  wichtigere  Punkte  sei  nachstehend  hinge- 
wiesen: 

Bekanntlich  hatte  die  Telegraphenkonferenz  in  London  1903  für 
die  Code-Sprache  auch  die  Verwendung  von  künstlichen  Wörtern  frei- 
gegeben, während  bis  dahin  nur  wirkliche  Wörter  aus  den  acht  Sprachen : 
Deutsch,  Englisch,  Spanisch,  Französisch,  Holländisch,  Italienisch, 
Portugiesisch  und  Lateinisch  benutzt  werden  durften.  Es  wurde  aber 
zur  Bedingung  gemacht,  daß  die  künstlichen  Wörter  aus  Silben  be- 
stehen sollen,  die  sich  nach  dem  Gebrauche  der  acht  Sprachen  aus- 
sprechen lassen.  Von  dieser  Erleichterung  ist  vielfach  in  einer  Weise 
Gebrauch  gemacht  worden,  die  den  Telegraphenbetrieb  mit  schwer 
telegraphierbaren  Wörtern  belastet  und  dadurch  die  glatte  Abwicklung 
des  allgemeinen  Verkehrs  beeinträchtigt.  Um  diesen  Mißbräuchen  und 
damit  einer  weiteren  Komplizierung  der  künstlichen  Wörter  vorzu- 
beugen, soll  die  Beurteilung  der  Aussprechbar keit  der  Silben  künftig 
nach  dem  gewöhnlichen  Gebrauch  der  genannten  acht  Sprachen,  nicht 
nach  dem  Vorkommen  einzelner  abnormer  Wörter  erfolgen.  Die 
akzentuierten  Buchstaben  ä,  ä,  ä,  e,  fi,  ö  und  ü  dürfen  zur  Bildung 
künstlicher  Wörter  nicht  mehr  verwendet  werden;  die  Doppel- 
vokale ae,  aa,  ao,  oe  und  ue  werden  in  der  verabredeten  Spmche  als 
je  zwei  Buchstaben  gezählt,  ebenso  ch,  letzteres  jedoch  nur  in  den 
künstlichen  Wörtern.  Um  den  Telegrammabsendern  die  Gewißheit  zu 
geben,  daß  die  Wörter  in  den  von  ihnen  benutzten  Codebüchem  den 
Vorschriften  entsprechen  und  bei  allen  Anstalten  angenommen  werden, 
ist  eine  aus  den  Telegmphenverwaltungen  Deutschlands,  Frankreichs 
und  Englands  bestehende  Kommission  gebildet  worden,  der  die  Codes 
zur  Prüfung  unterbreitet  werden  können.  Eine  Verpflichtung  zur  Ein- 
reichung der  Codes  ist,  worauf  wir  ausdrücklich  hinweisen  möchten, 
in  Lissabon  nicht  festgesetzt  worden;  die  Codes  können,  auch  wenn 
ihre  Prüfung  nicht  beantragt  wird,  verwendet  werden,  soweit  die 
darin  enthaltenen  Wörter  den  Bestimmungen  des  Telegraphenregle- 
ments entsprechen.  Dem  mehrfach  geäußerten  Wunsche,  deutscher- 
seits der  Vorschrift  über  die  Zählung  des  ch  als  zwei  Buchstaben  in 
den  künstlichen  Wörtern  die  Genehmigung  zu  versagen  oder  die  Vor- 
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Schrift  erst  vom  1.  Januar  1910  ab  in  Kraft  zu  setzen,  hat  sich 
nicht   entsprechen  lassen. 

Die  durch  Flaggen  oder  sonstige  optische  Signale  zwischen 
Schiffen  und  Küsten-SignaLstationen  ausgewechselten  und  bisher 
,, Seetelegramme"  benannten  Telegramme  haben  zur  Unterscheidung  von 
den  durch  drahtlose  Telegraphie  beförderten  Telegrammen  (Funken- 
telegrammen)  die  Bezeichnung  Semaphortelegramme  erhalten.  Soviel 
als  tunlich  sind  die  Bestimmungen  für  beide  Arten  von  Telegrammen 
der  Uebersichtlichkeit  wegen  gleichmäßig  gestaltet  und  zusammen- 
gefaßt worden;  eine  Aenderung  ist  aber  weder  in  den  Gebühren  noch 
in  den  für  die  Adressierung  usw.  bestehenden  Vorschriften  eingetreten. 

Bei  Handelsmarken  waren  bisher  Buchstaben  und  Ziffern  in  der- 
selben Gruppe  zwar  zulässig,  sie  wurden  aber  getrennt  taxiert;  z.  B. 
zählte  197a/199b  als  vier  Wörter,  3/M  oder  Ch  23  als  zwei  Wörter. 
Diese  Zählweise  ist  nunmehr  fallen  gelassen;  alle  zu  einer  Handels- 
marke verwendeten  Zahlen,  Buchstaben  und  Zeichen  werden  zusammen 
als  ein  Ganzes  (je  fünf  als  ein  Wort)  gerechnet.  In  Zukunft  zählt 
also  bei  Handelsmarken :  197a/199b  als  zwei  Wörter,  3/M  ■  und  Ch  23 
als    je  ein  Wort. 

Künftig  können  Hausnummer  und  Stockwerk  in  eine  Gruppe  wie 
folgt  zusammengezogen  werden:  15-3,  d.  h.  drittes  Stockwerk  in  Haus 
Nummer  15. 

Die  Bestellung  der  Telegramme  während  der  Nacht  stieß  bisher 
vielfach  auf  Schwierigkeiten,  teils  weil  die  Empfänger  die  Störung 
ihrer  Nachtruhe  ungeim  sehen,  teils  weil  die  Boten  überhaupt  keinen 
Zutritt  zu  den  Häusern  erlangen.  Telegramme,  die  nachts  am  Be- 
stimmungsort eingehen,  sollen  daher  künftig  nur  dann  noch  sofort 
bestellt  werden,  wenn  sie  den  Vermerk  ,,Nuit"  —  ,, Nachts"  —  tragen 
oder  wenn  die  Ankunft s ans talt  aus  dem  Inhalte  zu  erkennen  vermag, 
daß  ein  Fall  wirklicher  Dringlichkeit  vorliegt.  Besonderen  Wünschen 
auf  Zustellung  aller  oder  bestimmter  Klassen  von  Telegrammen  während 
der  Nacht  wird  nach  wie  vor  Eechnung  getragen  werden.  Telegramm- 
empfänger, die  schon  früher  beantragt  haben,  daß  die  für  sie  in  der 
Nacht  eingehenden  Telegi-amme  bis  zum  nächsten  Morgen  liegen  bleiben 
sollen,  werden  noch  befragt  werden,  ob  sie  vom  1.  Juli  ab  auch  die 
mit  ,, Nachts*'  bezeichneten  oder  als  dringlich  erkennbaren  Telegramme 
von  der  Nachtbestellung  ausg:eschlossen  wissen  wollen. 

Eine  wesentliche  Vereinfachung  haben  die  Vorschriften  über  die 
Erhebung  und  Erstattung  der  Gebühren  für  Berichtigungstelegramme 
erfahren,  die  auf  Verlangen  der  Empfänger  abgelassen  werden.  Während 
früher  die  volle  Gebühr  für  das  Berichtigungstelegramm  und  außerdem 
die  Gebühr  für  das  Antwortstelegi-amm  zu  entrichten  war,  wird  künftig 
nur  noch  die  reglementsmäßige  Wortgebühr  für  jedes  zu  wiederholende 
Wort  erhoben.  Im  europäischen  Verkehr  ist  dabei  eine  Mindestgebühr 
von  80  Pf.  für  das  Telegramm  festgesetzt.  In  dieser  Gebühr  sind 
die  Kosten  für  die  Antwort  einbegriffen.  Im  inneren  deutschen  Verkehr 
beträgt  die  Mindestgebühr  auch  für  solche  Berichtigungstelegramme 
50  Pf. 

Der  am  1.  Januar  1909  bei  der  Deutschen  Reichspostver- 
waltung  eingeführte  Post-Ueberweisungs-  und  Scheckverkehr,  über 
den  wii'  im  Bericht  für  1908  (I,  S.  445)  uns  ausführlich  .aus- 
gesprochen haben,  hat  trotz  der  Mängel,  die  der  neuen  Einrich- 
tung noch  anhaften,  sich  bisher  durchaus  befriedigend  entwickelt. 
Die  Zahl  der  Kontoinhaber  bei  sämtlichen  Postscheckämtern  belief 
sich  Ende  November  auf  ca.  35  000  und  das  Gesamtguthaben 
aller  Kontoinhaber  zu  derselben  Zeit  auf  71  Mill.  Mk. 

In  bezug  auf  die  von  uns  in  mehreren  Eingaben  betonte  Not- 
wendigkeit, den  Postscheckverkehr  in  enge  Verbindung  mit  dem 
Reichsbankgiroverkehr  zu  bringen,  ist  am  11.  Febr.  1909  folgende 
Entscheidung  des  Staatssekretärs  des  Reichs-Postamts  ergangen: 
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In  Uebereinstimm-uiig  mit  den  Aeltesten  der  Kaufmannschaft 
von  Berlin  halte  auch  ich  es  im  Interesse  der  Entwicklung  des 
Postscheckverkehrs  für  erforderlich,  daß  dieser  Verkehr  in  eine 
möglichst  bequeme  Verbindung  mit  dem,  Eeichsbankgiroverkehr 
gebracht  werde.  Nach  den  Erörterungen,  die  hierüber  mit  dem 
Reichsbank-Direktorium  stattgefunden  haben,  ist  eine  solche  Ver- 
bindung in  den  nachstehenden  Formen  hergestellt:  Die  Reichs- 
bank  hat  für  ihre  Anstalten  am  Sitze  eines  Postscheckamtes- 
je  ein  Postscheckkonto  genommen.  Bei  dem  hiesigen  Postscheck- 
amte sind  der  Reichsbankhauptkasse  und  dem  Kontor  für  Wert- 
papiere Konten  eröffnet.  Die  Postscheckkonten  der  Reichsbank 
können  nun  in  der  Weise  vom  Publikum  benutzt  werden,  daß  jeder, 
der  auf  ein  Reichsbankgirokonto  eine  Einzahlung  zu  machen 
wünscht,  den  Betrag  bei  einer  Postanstalt  mittels  Zahlkarte,  die 
auf  das  Postscheckkonto  der  Reichsbank  lautet,  einzahlen  kann. 
Auf  dem  Abschnitt  der  Zahlkarte  muß  vermerkt  werden,  für 
welches  Girokonto  der  eingezahlte  Betrag  verrechnet  werden  soll. 
Hat  die  Person,  welche  auf  ein  Reichsbankgirokonto  Zahlung 
leisten  will,  ein  Postscheckkonto,  so  kann  sie  den  Betrag  von  ihrem 
Postscheckkonto  mittels  Postgiroformulars  (rotes  Ueberweisungs- 
formular  oder  Giropostkaa?te)  auf  das  Postscheckkonto  der  Reichs- 
bank überweisen.  Auf  dem  an  dem  Formulare  befindlichen  Ab- 
schnitte ist  gleichfalls  anzugeben,  welchem  Girokonto  die  Reichs- 
bank den  Betrag  gutschreiben  soll.  Auf  diesem  Wege  können  ins- 
besondere auch  Inhaber  eines  Postscheckkontos,  die  zugleich  ein 
Girokonto  bei  der  Reichsbank  unterhalten,  die  ihrem  Postscheck- 
konto gutgeschriebenen  Beträge  auf  ihr  Girokonto  abführen.  Um 
die  Abführung  der  Postscheckgelder  auf  ein  Reichsbankgirokonto 
zu  beschleunigen,  ist  auch  folgendes  Verfahren  nachgelassen 
worden.  lieber  den  abzuführenden  Betrag  stellt  der  Inhaber  des 
Postscheckkontos  einen  Inhaberscheck  aus.  Bei  der  Einlösung  des 
Schecks  an  der  Zahlstelle  des  Postscheckamts  erhält  der  Einlief  erer 
auf  Wunsch  anstatt  des  baren  Geldes  einen  vom  Postscheckamt 
ausgestellten,  auf  das  Reichsbankgirokonto  des  Postscheckamts 
lautenden  (roten)  Reichsbank-)  Scheck.  Dieser  Scheck  kann  dann  so- 
fort an  die  Reichsbank  zur  Gutschrift  abgegeben  werden.  Es  ist  nun 
in  Anregung  gebracht  worden,  die  üebertragung  von  Beträgen  aus 
dem  Postscheckverkehr  auf  Reichsbankgirokonto  in  der  Weise  durch- 
zuführen, daß  alle  Ueberweisungen  von  einem  Postscheckkonto  auf 
das  Postscheckkonto  der  Reichsbank,  die  beim  Postscheckamt  bis 
12  Uhr  mittags  eingehen,  der  Reichsbank  noch  an  demselben  Tage 
durch  Uebersendung  der  an  den  roten  Ueberweisungsformularen  be- 
findlichen Abschnitte  mitgeteilt  werden.  Sofern  nach  Ansicht  der 
Aeltesten  der  Kaufmannschaft  für  ein  solches  Verfahren  schon 
jetzt  ein  Bedürfnis  vorliegen  sollte,  würde  ich  es  zunächst  bei  dem 
hiesigen  Postscheckamt  versuchsweise  einführen.  Die  Ueber- 
weisungen von   einem   Postscheckkonto   auf  das  Postscheckkonto 
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der  Reichsbank  müßten  bis  12  Uhr  mittags  beim  Postscheck- 
amt eingehen  und  auf  der  Vorderseite  links  unten  imterhalb  der 
Angabe  des  Ortes  und  der  Zeit  der  Ausstellung  den  mit  roter 
Tinte  geschriebenen  Vermerk  „E>eichsbank"  tragen.  Das  Post- 
scheckamt würde  diese  Ueberweisungen  sofort  buchen  und  die 
Keichsbank  bis  3V2  nachmittags  von  der  Gutschrift  durch  Ueber- 
sendung  der  an  den  Ueberweisungsformularen  befindlichen  Ab- 
schnitte benachrichtigen.  Femer  ist  nachgelassen,  daß  in  der- 
selben Weise  wie  die  Einzahlungen  auf  Postanweisungen  auch 
die  Einzahlungen  auf  Zahlkarten  durch  rote  Schecks  auf  die 
Reichsbank  beglichen  werden.  "Wir  haben  hierauf  dem  Reichs- 
Postamt  gegenüber  in  einer  Eingabe  vom  4.  März  1909  nochmals 
betont,  wie  großer  Wert  darauf  gelegt  werden  müsse,  daß  die 
Ueberweisungen  vom  Postscheckkonto  auf  das  Reichsbankgirokonto 
sich  nicht  allein  bequem,  sondern  auch  so  schnell  wie  irgend  möglich 
vollziehen,  und  wir  es  deshalb  für  durchaus  wünschenswert  halten, 
daß  alle  Ueberweisungen  von  einem  Postscheckkonto  auf  das  Post- 
scheckkonto der  Reichsbank  und  weiterhin  auf  das  Girokonto  der 
letzteren,  die  beim  Postscheckamt  bis  12  Uhr  mittags  eingehen, 
der  Reichsbank  noch  an  demselben  Tage  bis  3V2  Uhr  nachmittags 
durch  Uebersendung  der  an  den  roten  Ueberweisungsformularen 
befindlichen  Abschnitte  mitgeteilt  werden.  Ein  diesem  Vorschlag 
entsprechendes  Verfahren  ist  unmittelbar  darauf  beim  hiesigen 
Postscheckamt  versuchsweise  zur  Einführung  gekommen.  Wir 
behalten  uns  vor,  weitere  Wünsche  in  bezug  auf  die  Ausr 
gestaltung  des  neuen  Verfahrens  demnächst  dem  Reichs-Postamt 
vorzutragen  und  hoffen,  daß  deren  Berücksichtigung  dazu  bei- 
tragen wird,  dem  Post-Ueberweisungs-  und  Scheckverkehr  eine 
immer  größere  Ausbreitung  zu  verschaffen. 


XV.  Zoll-  und  Handelspolitik. 

Wirkung  der  Ueber  die  bisherige,  Wirkung  der  neuen  Handelsverträge  hat 

vertrage.  das   Rcichsamt  des   Innern   auf  Grund   der  zahlenmäßigen  Eest- 

stellungen  in  den  ,, Monatlichen  Nachweisen"  im  Berichtsjahre 
zwei  Denkschriften  herausgegeben  und  darin  nachzuweisen  ver- 
sucht, daß  „der  Rückgang  der  deutschen  Ausfuhr  nach  den  Tarif- 
vertragsstaaten sehr  niedrig  gewesen  sei  und  daher  unsere  bandels- 
vertraglichen  Abmachungen,  weit  entfernt,  unsere  Ausfuhr  zu 
hemmen,  ihr  gerade  in  den  Zeiten  eines  wirtschaftlichen  Nieder- 
ganges eine  feste  Stütze  gegeben  hätten*'.  Gegenüber  dieser  opti- 
mistischen Auffassung  des  Reichsamtes  des  Innern  haben  wir 
auf  Grund  spezieller  Erkundigungen  bei  den  hauptsächlich  am 
Export  beteiligten  Kreisen  sowie  durch  eine  eingehende  Unter- 
suchung an  Hand  der  Statistik  nachzuweisen  versucht,  daß  die 
Handelsverträge  zum  Teil  nicht  die  in  den  Denkschriften  hervor- 
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gehobenen  günstigen  "Wirkungen  gehabt  haben,  sondern  vielmehr 
für  einzelne  Industrien  von  schädigendem  Einfluß  gewesen  sind. 
Das  Ergebnis  unserer  Untersuchung  ist  in  dem  Abschnitt  „Außen- 
und  Kolonialh ander'  wiedergegeben^). 

Aus  dem  Handels  vertrage  mit  Oesterreich-Ungarn  haben 
sich  verschiedene  Differenzen  in  der  Auslegung  der  Zoll-  und 
Aus  führ  ungsbestimmungen  ergeben,  die  mehrfach  zu  Störungen  in 
den  gegenseitigen  Handelsbeziehungen  geführt  haben.  Es  fanden 
daher  im  Herbst  des  Berichtsjahres  in  Wien  und  Budapest  Kon- 
ferenzen zwischen  Vertretern  der  österreichisch-ungarischen  Re- 
gierung und  Delegierten  des  Deutschen  Reiches  über  die  Be- 
seitigung von  Differenzen  statt,  die  sich  u.  a.  auch  auf  das 
Viehseuchenübereinkommen,  die  Denaturierung  von  Gerste  und 
die  neud  deutsche  Weinzollordnung  bezogen ;  dem  Vernehmen  nach 
ist  es  gelungen,  eine  Einigung  über  verschiedene  Differenzpunkte 
herbeizuführen. 

Im  April  des  Berichtsjahres  wurde  zwischen  Oesterreich- 
Ungarn  und  Rumänien  auf  neun  Jahre  ein  Handelsvertrag  ab- 
geschlossen, der  sich  äußerlich  als  ein  Zusatzvertrag  zur  Handels- 
konvention vom  21.  Dez.  1893  darstellt.  Da  der  Vertrag  in- 
folge der  Meistbegünstigung  auch  den  deutschen  Erzeugnissen 
zugute  kommen  wird,  so  dürfte  er  voraussichtlich  auch  auf  den 
Handelsverkehr  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den  genann- 
ten beiden  Ländern   fördernd  einwirken. 

Eür  den  Handelsverkehr  mit  Bulgarien  ist  insofern  eine  ge- 
wisse Erleichterung  geschaffen  worden,  als  die  bulgarische  Regie- 
rung sich  damit  einverstanden  erklärt  hat,  daß  die  in  dem  bulga- 
rischen Vertragstarif  des  deutsch-bulgarischen  Handelsvertrages 
vom  1.  Aug.  1905  aufgeführten  deutschen  Waren,  soweit  sie  einem 
Zoll  von  mehr  als  10  Ftcs.  für  einen  Doppelzentner  unterliegen,  bei 
der  Einfuhr  nach  Bulgarien  nach  Wahl  des  Importeurs  entweder 
nach  ihrem  gesetzlichen  oder  nach  dem  wirklichen  Reingewicht 
zu  verzollen  sind.  Das  gesetzliche  Reingewicht  wird  ermittelt, 
indem  von  dem  Rohgewicht  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Tara 
in  Abzug  gebracht  wird.  Als  wirkliches  Reingewicht  wird  das 
Gewicht  der  Ware  nach  Entfernung  aller  äußeren  und  inneren 
Umhüllungen  (einschließlich  der  Gegenstände,  die  im  Innern  der 
Kolli  zum  Zusammenlegen,  zum  Auseinanderhalten  oder  zur 
Ordnung  der  Ware  dienen)  angesehen.  Die  Vereinbarung  trat 
am  IG.  Jan.  in  Ej:aft.  —  Voraussichtlich  wird  demnächst  eine 
Neuregelung  unserer  Handelsbeziehungen  zu  Bulgarien  erfolgen 
müssen.  Der  Handelsvertrag  mit  Bulgarien  läuft  Ende  Februar 
1911  ab,  wenn  die  bulgarische  Regierung  von  ihrem  Rechte  Ge- 
brauch macht,  ihn  vor  dem  28.  Febr.  1910  mit  einjähriger  Frist 
zu  kündigen. 
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Die  russische  Regierung  beabsichtigt  eine  Revision  des 
russischen  Zolltarifs  vorzunehmen,  soweit  die  Handelsverträge 
einer  solchen  Aenderung  nicht  entgegenstehen.  Dabei  sollen  haupt- 
sächlich diejenigen  Positionen  des  Tarifs  eine  Erhöhung  erfahren, 
welche  für  eine  Vermehrung  der  Zolleinnahmen  in  Betracht 
kommen.  Wenn  von  der  deutschen  Ausftdir  auch  nur  die 
Artikel  von  einer  Zollerhöhung  betroffen  werden  können,  die 
im  Handelsvertrage  nicht  gebunden  sind,  so  besteht  doch  ein 
großes  Interesse  an  einer  Beibehaltung  der  jetzigen  Sätze  für 
diese  Waren.  Wir  haben  daher  in  einer  Eingabe  an  das  Aus- 
wärtige Amt  gebeten,  etwa  beabsichtigten  russischen  Zoll- 
erhöhungen nach  Möglichkeit  vorzubeugen,  damit  die  oft  unter 
schweren  Opfern  errungenen  Absatzgebiete  nicht  geschmälert 
werden.  Gleichzeitig  haben  wir  erneut  auf  die  von  hiesigen 
Firmen  erhobenen  Klagen  über  die  teilweise  hohen  Zollstrafen 
aufmerksam  gemacht,  mit  denen  die  Versender,  namentlich  die- 
jenigen von  Postpaketen,  von  der  russischen  Zollverwaltung 
häufig  auch  dann  belegt  werden,  wenn  kein  Zweifel  darüber 
bestehen  kann,  daß  es  sich  lediglich  um  leicht  entschuldbare 
Versehen  oder  um  nicht  ausreichende  Kenntnis  der  komplizierten 
russischen  Vorschriften  handelt.  Ferner  haben  wir  auf  den  in 
Reklamationsfällen  fast  immer  resultatlosen  Verlauf  hinge- 
wiesen und  gebeten,  auf  eine  Beseitigung  dieser  Uebelstände  hin- 
zuwirken. 

Auch  im  Handelsverkehr  mit  Finnland  scheint  sich  für 
Deutschland  eine  Verschlechterung  vorzubereiten.  Die  im 
Herbst  1909  veröffentlichten  Vorschläge  der  finnländischen  Kom- 
mission der  russischen  Regierung  sehen  unter  anderem  die  Ein- 
beziehung des  bisher  selbständigen  finnländischen  Zollgebietes  in 
das  Zollgebiet  des  russischen  Reiches  vor;  es  wird  dann  auf  die 
Einfuhr  nach  Finnland  an  Stelle  des  finnländischen  Tarifs  der 
höhere  russische  Zolltarif  Anwendung  finden.  Gegenüber  der 
erfreulichen  Zunahme  der  deutschen  Ausfuhr  nach  Finnland  — 
sie  betrug  im  Jahre  1908  ca.  71  Mill.  M.  und  ist  in  den  letzten 
10  Jahren  um  75  o/o  gestiegen  —  bedeutet  die  Einführung  des 
russischen  Tarifs  eine  sehr  erhebliche  Mehrbelastung  und  damit 
eine  Gefahr  für  die  Weiterentwicklung  des  deutschen  Exports 
nach  Finnland.  Allerdings  kann  die  russische  Regierung  diese 
Aenderung  gegenüber  dem  Deutschen  Reiche  nicht  ohne  vorherige 
Ankündigung  vornehmen,  denn  sie  hat  sich  in  den  Schlußproto- 
kollen zu  dem  Handels  vertrage  von  1894  und  dem  Zusatzvertrage 
von  1904  verpflichtet,  bevor  sie  zur  Einführung  des  russischen 
Zolltarifs  in  Finnland  schreitet,  die  deutsche  Regierung  mindestens 
zwei  Jahre  vorher  von  ihrer  Entschließung  zu  verständigen.  Da 
von  einer  solchen  Erklärung  bisher  noch  nichts  in  der  Oeffent- 
lichkeit  bekannt  geworden  ist,  so  ist  anzunehmen,  daß  sie  noch 
nicht  erfolgt  ist.  Es  ist  zu  hoffen,  daß  die  deutsche  Regierung  bei 
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den  neuen  Maßnahmen  die  möglicliste  Schonung  der  deutschen 
Ansfnhrinteressen  erwirken  wird. 

Der  seit  dem  24.  Juni  1906  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  Schweden  in  Geltung  befindliche  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrag sollte  nach  den  ursprünglichen  Abmachungen  am  31.  Dez. 
1910  ablaufen,  ist  jedoch  im  Berichtsjahre  bis  zum  1.  Dez.  1911 
verlängert  worden.  Er  ist  nur  für  eine  verhältnismäßig  kurze 
Zeitdauer  abgeschlossen  worden,  weil  Schweden,  das  vorher  grund- 
sätzlich an  der  Autonomie  seiner  Zollsätze  festgehalten  hatte, 
eine  Umgestaltung  seines  Zolltarifs  plante  und  sich  deshalb  auf 
eine  längere  Bindung  nicht  einlassen  wollte.  Zum  1.  Dez.  1911 
tritt  daher  eine  Neuregelung  unserer  handelspolitischen  Beziehun- 
gen zu  Schweden  ein,  die  voraussichtlich  auf  einer  anderen 
Grundlage  als  der  des  jetzigen  Vertrages  erfolgen  wird. 
Um  ein  Urteil  darüber  zu  gewinnen,  inwieweit  die  üi 
dem  gegenwärtigen  Handels  vertra^ge  festgelegten  Zollsätze 
und  sonstigen  Bestimmungen,  sowie  deren  praktische  Hand- 
habung den  Interessen  von  Berlins  Handel  uud  Industrie  bisher  ent- 
sprochen haben,  hatten  wir  bereits  im  Oktober  1908  bei  den  am  Export 
nach  Schweden  interessierten  hiesigen  Firmen  Erhebungen  veraa- 
staltet.  Das  Ergebnis  der  hierbei  laut  gewordenen  Wünsche  haben 
wir  dem  Auswärtigen  Amte  im  April  des  Berichtsjahres  in  einer 
längeren  Eingabe  mit  der  Bitte  übermittelt,  darauf  hinzuwirken, 
daß  den  geäußerten  "Wünschen  nach  Möglichkeit  Bechnung  getragen 
und  den  schwedischerseits  etwa  beabsichtigten  Zollerhöhungen  im 
Interesse  der  Erhaltung  und  Erweiterung  der  von  den  deutschen 
Exporteuren  erworbenen  Absatzgebiete  bezw.  zu  deren  Wieder- 
gewinnung, soweit  dies  nur  irgend  erreichbar  sei,  vorgebeugt  werde. 
Im  Mai  kam  der  Entwurf  eines  neuen  schwedischen  Zoll- 
tarifs zustande,  der  zu  Beginn  des  Jahres  1910  dem  schwedischen 
Reichstag  vorgelegt  werden  und  die  Grimdlage  für  die  zukünftigen 
Handelsvertragsverhandlungen  bilden  soll.  Dieser  Zolltarif  ent- 
hält eine  viel  größere  Zahl  von  Positionen  als  der  bisherige  und 
bringt  eine  Reihe  von  zum  Teil  wesentlichen  Zollerhöhungen.  Wir 
haben  alsbald  nach  seinem  Bekanntwerden  eine  Prüfung  des  Ent- 
wurfs vorgenommen  und  zahlreiche  Wünsche,  die  im  Interesse 
unseres  Handels  nach  Schweden  geltend  zu  machen  waren,  in 
einer  Eingabe  dem  Herrn  Minister  für  Handel  und  Gewerbe 
mitgeteilt  und  dabei  gleichzeitig  Meinungsverschiedenheiten  und 
Unsicherheiten,  die  bei  der  Anwendung  des  geltenden  schwedischen 
Zolltarifs  vorgekommen  sind,  zur  Sprache  gebracht. 

In  den  Handelsbeziehungen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  der  Schweiz  bestehen  seit  längerer  Zeit  Differenzen,  obwohl 
der  Handelsverkehr  zwischen  beiden  Ländern  durch  den  Handels- 
vertrag von  1906  geregelt  ist.  Diese  Differenzen  haben  sich  aus 
dem  deutschen  Mühlenregulativ  vom  7.  Juli  1899  und  der  damit 
in  Zusammenhang  stehenden  Zollrückvergütung  bei  der  Ausfuhr 
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von  Mehl  aus  Deutschland  ergeben.  Während  vor  dem  1.  Juni  1900, 
dem  Zeitpunkt   des   Inkrafttretens   des  neuen   Mühlenregulativs, 
das  Ausbeuteverhältnis  für  sämtliche  Weizenmehlsorten  und  dem- 
entsprechend  auch  die  Zollrückvergiitung  einheitlich  festgesetzt 
war,   unterscheidet  das  neue  Mühlenregulativ,    entsprechend  der 
mehr  oder  weniger  weitgehenden  Ausbeute,  bei  der  Vermahlung 
von  Weizen  fünf  Weizenmehlsorten.    In  Uebereinstimmung  hier- 
mit lauten  die  bei  der  Ausfuhr  von  Weizenmehl  erteilten  Ein- 
fuhrscheine je  nach  den  fünf  Mehlklassen   über  verschiedene  Zoll- 
beträge.    So    sind    beispielsweise    bei    der   Ausfuhr   von    100   kg 
Weizenmehl  erster  Klasse  160  kg  Weizen  in  Hechnung  zu  stellen, 
bei  der  Ausfuhr  der  gleichen  Menge  Weizenmehl  fünfter  Klasse 
aber  nur  133,33  kg  Weizen.    Während  der  Greltung  der  früheren 
niedrigeren  Zollsätze  wurden  gegen  diese  Festsetzungen  Einwen- 
dungen kaum  erhoben.    Dagegen  wurden  nach  dem  Inkrafttreten 
des  neuen  deutschen  Zolltarifs  von  den  schweizerischen  Müllern 
lebhafte  Beschwerden  über  jene  Bestimmungen  des  neuen  deutschen 
Mühlenregulativs  und  der  Einfuhr scheinordnung  geäußert.    Von 
den  schweizerischen  Müllern  wurde  insbesondere  behauptet,  daß 
das  in  dem  Mühlenregulativ  für  Weizenmehl  erster  Klasse  fest- 
gesetzte Ausbeuteverhältnis  zu  niedrig  sei,  und  daß  demgemäß 
bei  der  Ausfuhr  dieser  Mehlsorte  ein  höherer  Zollbetrag  zurück- 
gewährt würde,  als  dem  vermahlenen  Weizenquantum  entspräche. 
Infolgedessen  erhalte  Weizenmehl  erster  Klasse  bei  der  Ausfuhr 
eine  Ausfuhrprämie.    Die  Ausfuhr  von  Weizenmehl  erster  Klasse 
aus  Deutschland  habe  daher  gegen  früher  ganz  außerordentlich 
zugenommen;  insbesondere  werde   die  Schweiz  mit  dieser  Mehl- 
sorte zum  Nachteil  der  inländischen  Müllerei,  der  nur  ein  geringer 
Zollschutz  von  2,50  Frcs.  für  100  kg  Mehl  zur  Seite  stehe,  über- 
schwemmt.   Die  schweizerischen  Müller  verlangten  deshalb  eine 
Aenderung  des  deutschen  Mühlenregulativs  und  der  Einfuhrschein- 
zollordnung   und  beantragten,    falls  diesem  Verlangen    von    der 
deutschen   Regierung  nicht  entsprochen  werde,   daß   die   Schweiz 
auf  Grund  einer  Bestimmung  des  schweizerischen  Zolltarifs  Zu- 
schlagszölle erheben,  eventuell  sogar  ein  Monopol  für  den  Weizen- 
und  Mehlhandel  einführen  solle.  Auch  wurde  ein  Boykott  deutsclien 
Getreides   und   Mehles   vorgeschlagen.    Deutscherseits   wurde   die 
Gi3währung  einer  Ausfuhrprämie  im  allgemeinen  bestritten  und 
die  starke  Zunahme  der  Ausfulir  von  Weizenmehl  erster  Klasse 
nach    der    Schweiz  mit  der  Rückständi^keit    der   schweizerischen 
Mühlenindustrie,  die  gegenüber  der  deutschen  nicht  konkurrenz- 
fähig   sei,    und    sonstigen   wirtschaftlichen    Ursachen    begründet. 
Selbst  wenn  eine  Ausfuhrprämie  gewährt  würde,  habe  die  Schweiz 
keinesfalls  das  Recht,  Zuschlagszölle  zu  erheben ;  eine  solche  Maß- 
regel würde  vielmehr  einen  Vertragsbruch  bedeuten.  Auf  die  Vor- 
stellungen der  schweizerischen  Müller  hin  fanden  schon  im  Sommer 
1907  in  Berlin  und  dann  im  Mai  1908  in  Zürich  Verhandlungen 
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zwischen  den  beiderseitigen  Regierungen  statt,  die  aber  ebenso  resul- 
tatlos wie  die  Besprechungen  zwischen  deutschen  und  schweizerischen 
Müllern  verliefen.  Bei  den  Verhandlungen  ist  auch  vorgeschlagen 
worden,  die  ganze  Streitfrage  dem  in  dem  deutsch-schweizerischen 
Handelsvertrage  vorgesehenen  Schiedsgericht  zu  unterbreiten,  doch 
konnten  die  Regierungen,  dem  Vernehmen  nach,  sich  nicht  über 
die  dem  Schiedsgericht  vorzulegenden  Fragen  eiaigen.  Wie  an 
anderer  Stelle  berichtet  wird^),  ist  im  Herbst  des  Berichtsjahres 
die  EinfuhrscherQordnung  dahiQ  abgeändert  worden,  daß  für 
100  kg  Weizenmehl  erster  Klasse  150  (bisher  160)  kg  Weizen 
bei  der  Ausfuhr  in  Rechnung  zu  stellen  sind.  Dadurch  stellt 
sich  die  Ausfuhrvergütung  für  100  kg  Mehl  auf  8,25  M.  gegenüber 
8,80  M.  bisher.  Wenn  hierdurch  den  Wünschen  der  schweizerischen 
Müller  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  entsprochen  worden 
ist,  so  sind  diese  von  dieser  Aenderung  doch  keineswegs  befriedigt, 
und  der  Mehlzollkonflikt  ist  nach  ihrer  Ansicht  noch  nicht  be- 
seitigt. Angesichts  der  regen  Handelsbeziehungen  zwischen  dem 
Deutschen 'Reiche  imd  der  Schweiz  ist  aber  dringend  zu  wünschen, 
daß  diese  Differenzen  endlich  verschwinden. 

In  Frankreich  machte  sich  im  Berichtsjahre  in  ver-  Hochschutzzou- 
stärktem  Maße  eine  Bewegung  auf  weitere  Erhöhung  der  Frankreich. 
schon  vorhandenen  Schutzzölle  geltend.  Schon  im  Jahre  1903 
hatte  die  französische  Deputiertenkammer  diese  Aktion  ein- 
geleitet, und  im  Jahre  1906  wurde  ein  Spezialausschuß  mit 
der  Prüfung  der  Zolltariffrage  betraut.  Die  Regierung  ver- 
hielt sich  zwar  gegenüber  den  Bestrebungen  der  Kommission 
zunächst  abwartend,  trat  aber  allmählich  aus  ihrer  Zurück- 
haltung heraus  und  unterstützte  die  Arbeiten  durch  Gewährung 
aller  notwendigen  Aufschlüsse.  Das  Ergebnis  der  Arbeiten  der 
Kommission  ist  der  am  Anfang  des  Berichtsjahres  veröffentlichte 
Tarifentwurf.  Dieser  Entwurf  behält  das  System  des  Doppel- 
tarifs bei  und  führt  eine  erheblich  weitergehende  Spezialisierung 
der  einzelnen  Zollpositionen  ein.  Auch  ist  eine  starke  Erhöhung 
der  Zollsätze  eiagetreten,  die  mit  den  Zollerhöhungen  des  Aus- 
landes, insbesondere  Deutschlands,  motiviert  wird.  Der  General- 
tarif soll  als  Kampf-  und  Einschüchterungstarif  dienen  und  bei 
künftigen  Vertragsverhandlungen  eine  Waffe  gegen  das  Ausland 
bilden.  Der  Minimal  tarif  stellt  die  Basis  für  die  Handels  Vertrags- 
beziehungen Frankreichs  mit  dem  Auslande  dar.  Die  einzelnen 
Zollerhöhungen  werden  alle  in  Handelsbeziehungen  mit  Frankreich 
stehenden  Länder  empfindlich  treffen.  Wenn  auch  Deutschland 
alle  Vorteile,  die  Frankreich  anderen  Staaten  einräumt,  in- 
folge der  im  Frankfurter  Frieden  enthaltenen  Meistbe- 
günstigungsklausel genießen  wird,  so  ist  doch  die  Absicht 
nicht     zu     verkennen,      daß     sich     diese     hochscihutzzöllnerische 


1)  Vergl.   S.   584/85. 
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Verhandlungen 

in  der  fran- 
zösischen De- 
putierten- 
kammer über 
die  Einberufung 

einer  inter- 
nationalen Kon- 
ferenz zwecks 
Herabsetzung 
der  Zolltarife. 


Aktion  zum  guten  Teile  gQgen  Deutschland  richtet.  Denn 
gerade  bei  denjenigen  Produkten,  für  die  Deutschland  in 
erster  Linie  oder  ausschließlich  als  Lieferant  in  Betracht  kommt, 
sind  die  Zollsätze  ganz  besonders  stark  in  die  Höhe  geschraubt 
worden,  um  die  Einfuhr  der  deutschen  Industrie  und  Landwirt- 
schaft lahmzulegen.  Diese  Tendenz  zeigt  sich  z.  B.  bei  den 
Zöllen  für  tierische  Produkte,  Pflanzenstoffe,  chemische  Erzeug- 
nisse, Metallwaren  und  Maschinen,  Musikinstrumente  usw.  Die 
geplanten  Zollerhöhungen  verursachten  in  den  am  Export  nach 
Frankreich  beteiligten  Branchen  eine  große  Beunruhigung.  Wir 
haben  daher  durch  eine  Umfrage  die  in  den  Kreisen  der  hiesigen 
Interessenten  bestehenden  Wünsche  und  Befürchtungen  fest- 
gestellt und  das  Ergebnis  der  Umfrage  dem  Auswärtigen  Amt  mit 
der  Bitte  unterbreitet,  dafür  einzutreten,  daß  den  französischer- 
seits  beabsichtigten  Zollerhöhungen  im  Interesse  der  Erhaltung 
der  von  den  deutschen  Exporteuren  erworbenen  Absatzgebiete 
nach  Möglichkeit  vorgebeugt  werde.  Die  Verhandlungen  über 
den  Tarifentwurf  fanden  in  der  französischen  Kammer  bereits 
im  Juli  statt,  doch  ist '  der  Fortgang  der  Arbeiten  erst 
Anfang  1910  zu  erwarten.  Bei  den  Verhandlungen  in  der  Kammer 
erklärte  die  Regierung,  daß  sie  sich  jeder  übertriebenen  Erhöhung 
der  Zölle  widersetzen  werde.  Die  Landwirtschaft  sei  durch  den 
Tarif  von  1892  vollständig  geschützt;  allerdings  sei  ein  Schutz 
der  Industrie  noch  zulässig,  eine  Erhöhung  der  Zollerträgnisse 
aber  höchstens  um  drei  Millionen,  nicht  um  18  Millionen,  wie  der 
Zollausschuß   verlange. 

Während  der  Debatte  über  den  Zolltarif  am  9.  Juli 
begründete  in  der  französischen  Deputiertenkammer  der 
siozialdemokratisohe  Abgeordnete  Jaures  einen  Antrag  seiner 
Fraktion,  durch  den  die  französische  Regierung  aufgefordert 
werden  .sollte,  einen  internationalen  Kongreß  aller  beteiligten 
Länder  zur  allmählichen  Abschaffung  der  Schutzzölle  ein- 
zuberufen. Wenn  Frankreich  diese  Initiative  ergreifen  wolle, 
wörde  es  sicher  bei  zahlreichen  Völkern  ein  freudiges  Entgegen- 
kommen finden.  Die  Niederlegung  der  Zollschranken  würde  den 
Geist  des  Mißtrauens  unter  den  Völkern  beseitigen  und  zum  Welt- 
frieden führen.  Der  Antrag  Jaures  wurde  mit  548  gegen  11 
Stimmen  angenommen.  In  der  Verhandlung  vom  27.  Okt.  über 
den  Zolltarif  kam  Jaures  auf  seinen  am  9.  Juli  angenommenen 
Antrag  zurück  und  stellte  an  die  Regierung  die  Forderung,  sie 
möge  auf  ein  Nachlassen  der  Spannung  im  Zollwesen  hinwirken, 
da  dies  von  jetzt  ab  möglich  und  notwendig  sei.  Der  Minister 
des  Aeußeren  Pichon  antwortete  darauf,  er  könne  nicht  eher  in 
Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand  eintreten,  bevor  nicht 
Frankreich  seine  Tarife  revidiert  habe.  Die  Bevollmächtigten 
Frankreichs  würden  auf  der  nächsten  Konferenz  im  Haag  die 
Zolltariffrage  in  dem  von  Jaures  angeregten  Sinne  zur  Sprache 
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bringen.  Vorher  könnten  schon  diplomatische  Besprechungeai 
darüber  stattfinden. 

Gelegentlich  des  österreichisch-türkischen  Konflikts  wurden 
von  türkischer  Seite  österreichische  Waren  und  Schiffe  boykottiert. 
Unter  diesem  Boykott  hatte  auch  die  deutsche  Ausfuhr  nach 
der  Türkei  insofern  zu  leiden,  als  deutsche  Waren,  soweit  sie 
auf  österreichischen  Schiffen  befördert  wurden,  in  den  türkischen 
Häfen  an  der  Ausladung  gehindert  wurden.  Die  deutschen  Ver- 
käufer waren  daher  oft  nicht  in  der  Lage,  die  bedungenen  Liefe- 
rungstermine einzuhalten  oder  die  Lieferung  überhaupt  aus- 
zuführen, was  zu  einer  ernstlichen  Störung  in  den  Händelsbe- 
ziehungen zur  Türkei  führen  mußte.  Da  auch  Firmen  unseres 
Korporationsbezirkes  hierdurch  empfindlich  geschädigt  worden 
waren,  so  baten  wir  den  Keichskanzler,  Maßregeln  gegen  eine 
weitere  Verletzung  der  deutschen  Interessen  zu  treffen.  Auf 
unsere  Eingabe  erhielten  wir  Ende  Januar  den  Bescheid,  daß  der 
Botschafter  in  Konstantinopel  beauftragt  worden  sei,  alle  Schritte 
zu  tun,  um  eine  Schädigung  der  deutschen  Handelsinteressen  in 
der  Türkei  durch  diesen  Boykott  nach  Möglichkeit  zu  verhindern. 
Nach  Beilegung  des  österreichisch-türkischen  Konflikts  hörte  im 
weiteren  Verlaufe  des  Berichtsjahres  die  Boykottbewegung  gegen 
österreichische  Waren  und  Schiffe  und  damit  auch  die  Schädigung 
deutscher  Interessen  auf. 

Dem  Handelsverkehr  nach  der  Türkei  droht  demnächst 
wiederum  eine  höhere  Belastung.  Nachdem  erst  im  Jahre  1907 
eine  Erhöhung  der  Einfuhrzölle  von  8  auf  11  o/o  erfolgt  ist^),  soll 
jetzt  abermals  eine  Erhöhung  der  Zölle  von  11  auf  15  o/o  vor- 
genommen werden.  Eine  Zustimmung  der  Mächte  zu  diesem  Plane 
ist   aber   allem   Anscheine  nach   noch  nicht  erfolgt. 

Am  30.  Nov.  1908  ist  zwischen  der  deutschen  und  portu- 
giesischen itegierung  nach  längeren  Verhandlungen  ein  Handels- 
und Schiffahrtsvertrag  abgeschlossen  worden.  Obwohl  in  den  am 
Handelsverkehr  mit  Portugal  beteiligten  Kreisen  ein  großes  In- 
teresse an  der  Bekanntgabe  der  getroffenen  Abmachungen  bestand, 
und  der  Vertrag  bereits  am  16.  März  d.  J.  den  portugiesischen 
Kortes  vorgelegt  wurde,  hielt  die  deutsche  Regierung  seinen  Inhalt 
streng  geheim.  Aus  privaten  Mitteilungen  erfuhren  wir,  daß 
der  Vertrag  zum  Teil  erhebliche  Zollerhöhungen  auf  die  Ein- 
fuhr nach  Portugal  vorsah,  von  denen  besonders  schwer  die  Er- 
zeugnisse der  Textilindustrie  betroffen  wurden.  Auf  eine  an  das 
Auswärtige  Amt  gerichtete  Eingabe  wurden  uns  von  dieser  Stelle 
die  Gründe  mitgeteilt,  die  auf  deutscher  Seite  beim  Abschluß  des 
Vertrages  maßgebend  gewesen  waren.  Da  Deutschland  bisher  mit 
Portugal  in  keinem  Vertragsverhältnis  gestanden  habe  und  in  Por- 
tugal Ende  1908  ein  neues  Gesetz  erlassen  worden  sei,  demzufolge  die 
Einfuhr  aus  Ländern,  welche  der  portugiesischen  Einfuhr  dieMeist- 

1)  Berl.   Jahrb.    1907,    I,    S.    595/96. 
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begünstigimg  verweigern,  mit  ZuschlagszöUen  bis  zur  doppelten 
Höhe  belegt  werden  kann,  habe  in  Zukunft  der  deutschen  Einfuhr, 
falls  nicht  ein  Handelsvertrag  zustande  käme,  in  Portugal  die 
doppelte  Zollbelastung  gedroht.  Der  im  Interesse  uns-eres  Exportes 
nach  Portug-al  deshalb  notwendigerweise  abzuschließende  Handels- 
vertrag hätte  entweder  ein  reiner  Meistbegünstigungs-  oder  ein 
Tarifvertrag  mit  der  Meistbegünstigung  sein  können.  Wenn  auch 
der  erste  Weg  der  einfachste  gewesen  wäre,  so  habe  ihm  doch 
infolge  der  stark  protektionistischen  Richtung  in  Portugal  die 
Gefahr  einer  steten  Zollerhöhung  durch  neue  Zollgesetze  in  Por- 
tugal entgegengestanden.  Es  sei  also  nur  der  zweite  Weg  übrig- 
geblieben, da  es  notwendig  gewesen  wäi"e,  die  Sätze  des  portu- 
giesischen Zolltarifes  möglichst  festzulegen'.  Die  Grenzen  seien 
durch  das  Handelsvertragsgesetz  von  1908  gezogen,  das  die 
Regierung  ermächtige,  im  Wege  eines  Handelsvertrages  mit 
fremden  Staaten  für  gewisse  einzeln  aufgeführte  Positionen 
des  Zolltarifes  eine  Bindung  bezw.  eine  Ermäßigung  zuzu- 
gestehen. Dieses  Gesetz  schreibe  aber  auch  zugleich  vor,  daß 
für  gewisse  Positionen  Portugal  volle  Tarifautonomie  behalten 
solle,  um  auch  während  der  Geltungsdauer  eines  Handels- 
vertrages die  Zölle  dieser  Gruppe  unbeschränkt  erhöhen  zu  können. 
Ein  deutscher  Handelsvertrag  mit  Portugal  hätte  also  darauf  ge- 
richtet sein  müssen,  eine  oberste  Grenze  festzulegen,  über  welche 
hinaus  Portugal  während  der  Vertragsdauer  die  Zölle  für  diese 
Positionen  nicht  erhöhen  dürfe.  Der  neue  Handelsvertrag  bestimme 
daher,  daß,  falls  Portugal  nur  für  eine  einzige  der  im  Abkommen 
genannten  Positionen  von  dem  Recht  der  Zollerhöhung  Gebrauch 
mache,  es  verpflichtet  sei,  für  eine  Reihe  im  Vertrage  bezeich- 
neter Artikel  Zollermäßigungen  eintreten  zu  lassen.  — 
Eine  Publikation  des  Vertrages  selbst  erfolgte  aber  immer 
noch  nicht.  Als  seine  Veröffentlichung  auch  im  Oktober  noch 
nicht  geschah,  obwohl  er  bereits  im  portugiesischen  Parla- 
mente angenommen  war  und  in  den  Kreisen  der  am  Handel  mit 
Portugal  beteiligten  hiesigen  Industrie-  und  Handelszweige  ein 
wachsendes  Gefühl  der  Unsicherheit  Platz  griff,  da  man  bei 
den  geschäftlichen  Abschlüssen  auf  diesen  Vertrag  nicht  die  er- 
forderliche Rücksicht  nehmen  konnte,  baten  wir  in  einer  Eingabe 
das  Reichsamt  des  Innern,  möglichst  bald  eine  amtliche  Veröffent- 
lichung des  deutschen  Textes  des  Vertrages  erfolgen  zu  lassen. 
Diesem  Antrage  wurde  endlich  Anfang  November  durch  die 
Mitteilung  des  Vertrages  in  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zei- 
tung entsprochen.  Der  Vertrag  zeigt  folgende  Grundzüge:  Die 
im  portugiesischen  Zolltarif  enthaltenen  Zollsätze  und  Waren- 
bezeichnungen werden  Deutschland  gegenüber  für  die  ganze  Dauer 
des  Vertrages  gebunden.  Die  portugiesische  Regierung  behält  sich 
aber  das  Recht  vor,  bei  bestimmten  Gegenständen,  die  der  Gesetz- 
entwurf in  einer  Tabelle  „A"   aufführt,   Passung  und  Zollsätze 
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innerhalb  der  daselbst  angegebenen  Grenzten  zu  ändern.  Anderer- 
seits verpflichtet  sich  die  portugiesische  B/egierung,  die  in  einer 
Tabelle  „B"  angegebenen  ZoUherabsetzuagen  zu  dem  gleichen 
Zeitpunkte  in  Ejraft  zu  setzen,  an  dem  die  Zollerhöhung  für  einen 
oder  alle  der  in  der  Tabelle  „A"  erwähnten  Gregenstände  Greltung 
erlangt.  Sind  diese  Herabsetzungen  einmal  in  KJraft,  so  sollen 
sie  für  die  ganze  Dauer  des  Vertrages  Geltung  behalten.  Die 
eventuellen  Erhöhungen  betreffen  z.  B.  Zement,  Farben,  Trikot- 
waren, Baumwollgame,  gefärbte  Gewebe,  elektrische  Maschinen 
und  Fahrräder.  Demgegenüber  stehen  in  Aussicht  Ermäßigungen 
für  Kork,  Draht  aus  Kupfer,  Teppiche,  Sammet,  Kautschuk, 
Kupfer  usw.,  also  zum  großen  Teil  für  Artikel,  die  für 
unseren  Export  nach  Portugal  kein  Interesse  haben.  Beide 
Vertragsstaaten  gewähren  sich  das  Recht  der  Meistbe- 
günstigung hinsichtlich  der  Einfuhr,  der  Zölle,  der  Aus- 
fuhr usw.  Diese  Meistbegünstigung  wird  von  selten  Deutschlands 
ohne  Ein  schränkiuig  gewährt,  Portugal  nimmt  dagegen  von  ihr 
aus  die  Vergünstigungen,  die  es  als  ausschließliches  Vorrecht 
Brasilien  und  Spanien  gewährt  hat  oder  gewähren  wird.  Gleich- 
zeitig wird  festgesetzt,  daß  die  Erzeugnisse  der  portugiesischen 
Kolonien,  die  aus  dem  Mutterlande  wieder  ausgeführt  werden, 
in  Deutschland  ebenso  behandelt  werden  wie  die  portugiesischen 
Waren.  Die  Geltungsdauer  des  Vertrages  beträgt  8  Jahre;  beide 
Staaten  haben  das  Recht,  den  Vertrag  12  Monate  vor  Ablauf  des 
fünften  Jahres  zu  kündigen.  Gleichzeitig  mit  dem  Handelsvertrage 
ist  bestimmt  worden,  daß  die  Bezeichnungen  „Portwein"  und 
„Madeirawein**  in  Deutschland  als  Herkunftsbezeichnung  gelten. 
—  Der  Handelsvertrag  wurde  im  Herbst  des  Berichtsjahres  dem 
Reichstage  vorgelegt,  erfuhr  in  der  ersten  Lesung  im  Plenum 
zum  Teil  eine  sehr  scharfe  Kritik  und  wurde  dann  an  eine  Kom- 
mission überwiesen,  die  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  ihre  Arbeiten 
noch  nicht  abgeschlossen  hatte. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  wurde  im  Berichts- 
jahre ein  neuer  Zolltarif  angenommen.  Schon  während  der  Vor- 
bereitung dieses  Tarifes  in  der  Kommission  des  Repräsentanten- 
hauses wurden  die  deutschen  Ausfuhrinteressenten  durch  Nach- 
richten, die  über  die  Verhandlungen  der  Kommission  in  die  Oeffent- 
lichkeit  drangen,  stark  beunruhigt,  da  durch  sie  die  Befürchtung 
erweckt  wurde,  daß  in  Zukunft  die  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten 
Staaten  noch  mehr  erschwert  werden  würde,  als  es  jetzt  der  Fall 
ist.  Der  von  der  Kommission  aufgestellte  Zolltarifentwurf  wurde 
nach  heftigen  Kämpfen  im  Plenum  des  Repräsentantenhauses  an- 
genommen; am  5.  Aug.  wurde  er  vom  Präsidenten  unterzeichnet 
und  bereits  am  folgenden  Tage  in  Kraft  gesetzt.  Die  von  den 
deutschen  Interessenten  gehegten  Befürchtungen  über  den  Inhalt 
des  neuen  Zolltarifes  fanden  nach  dessen  Bekajintwerden  ihre 
volle   Bestätigung.    Der   Tarif  verfolgt   den   Zweck,   einmal   die 
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amerikanische  Industrie  noch  weiter  zu  kräftigen  und  außerdem 
dem  Staate  mehr  Einnahmen  zuzuführen.  Er  ermäßigt  oder  be- 
seitigt deshalb  im  allgemeinen  die  Zölle  auf  Rohmaterialien  und 
reduziert  in  geringerem  Maße  die  Zölle  auf  die  entsprechenden 
Halb-  und  Ganzfabrikate.  Dagegen  enthält  er  eine  Reihe  von 
Zollerhöhungen  für  die  noch  als  schutzbedürftig  anerkannten  Indu- 
strien sowie  für  Luxus-  und  Genuß artikel.  Auch  die  Bestimmungen 
des  Zolltarifgesetzes  zeigen  gegen  früher  zum  Teil  eine  wesent- 
liche Verschärfung.  In  seinem  äußeren  Aufbau  lehnt  sich  der 
neue  Tarif  an  den  früheren  an,  nähert  sich  aber  insofern  dem  fran- 
zösischen Doppeltarif,  als  er  zu  den  Sätzen  des  Mindesttarifes 
einen  Zuschlag  von  25  o/o  des  Warenwertes  gegenüber  denjenigen 
Ländern  in  Aussicht  nimmt,  die  die  Einfuhr  aus  den  Vereinigten 
Staaten  durch  Zollsätze  oder  sonstige  Maßnahmen  ungünstiger 
behandeln  als  die  Einfuhr  aus  anderen  Ländern.  Der  Präsident 
kann  Zugeständnisse,  die  über  den  Minimaltarif  hinausgehen, 
nicht  gewähren.  Diejenigen  Waren,  die  in  den  Vereinigten  Staaten 
zollpflichtig  sind  und  denen  seitens  eines  andern  Staates  un- 
mittelbai'  oder  mittelbar  Ausfuhrprämien  oder  Vergünstigungen 
gewährt  werden,  sind  bei  ihrer  Einfuhr  mit  einem  Zuschlag  zu 
belegen,  der  dem  Betrag  der  Vergünstigung  gleichkommt  und 
deren  Höhe  vom  Schatzsekretär  festgestellt  werden  soll.  Femer 
ändert  das  Gesetz  die  Bestimmungen  über  die  Herkunfts- 
bezeichnung der  eingeführten  Waren.  Bisher  muß-ten  außer 
Verpackungen  nur  solche  Artikel,  die  gewöhnlich  markiert, 
gestempelt  usw.  zu  werden  pflegen,  Anga.ben  über  das 
Ursprungsland  und  die  Menge  des  Inhaltes  tragen ;  das  neue  Gesetz 
bestimmt  aber,  daß  alle  Einfuhrwaren,  bei  denen  dies  ohne  Nachteil 
möglich  ist,  in  lesbarer  imd  dauerhafter  Ausführung  in  eng- 
lischer Bezeichnung  die  Angabe  des  Ursprungslandes  enthalten 
müssen.  Sendungen,  an  denen  diese  Bezeichnimgen  fehlen  oder 
bei  denen  die  Bezeichnung  unrichtig  ist,  werden  nicht  ausgeliefert. 
Für  die  Feststellung  des  Wertes  der  Einfuhrwaren  ist  nach  wie 
vor  der  Marktwert  der  Ware  im  Ausfuhrlande  maßgebend,  d.  h. 
der  Preis,  zu  dem  die  Ware  zur  Zeit  der  Ausfuhr  auf  den  Haupt- 
märkten des  Ausfuhrlandes  im  Großhandel  in  den  üblichen  Groß- 
handelsmengen abgegeben  wird.  Wenn  jedoch  dieser  Mai*ktwert 
nicht  zur  Zufriedenheit  des  Abschätzujigsbeamten  (appraiser)  fest- 
gestellt werden  kann,  dann  sollen  an  Stelle  des  Marktwertes  die 
Gestehungskosten  am  Produktionsorte  festgestellt  werden;  diese 
setzen  sich  zusammen  aus  den  Kosten  für  Rohstoff  und  Fabrikation, 
den  G^neralunkosten,  die  mit  mindestens  10  o/o  zu  bemessen  sind, 
den  Unkosten  der  Verpackung,  des  Versands  usw.,  und  außerdem 
einem  Aufschlage  auf  die  hiemach  berechneten  G^samtkosten  von 
mindestens  8  und  höchstens  50  o/o.  Der  durch  das  Gesetz  bestimmte 
wirkliche  Marktwert  oder  Großhandelspreis  einer  eingeführten 
Ware,  die  zum  Verkauf  in  den  Vereinigten  Staaten  gesandt  oder 
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zur  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten  verkauft,  aber  tat- 
sächlich nicht  im  offenen  Markte  des  Herkunftslandes  verkauft 
oder  allen  Käufern  in  üblichen  Großhandelsmengen  allgemein  zum 
Verkauf  ausg^boten  wird,  soll  in  keinem  Falle  g^ering^r  abge- 
schätzt werden,  als  zu  dem  Großhandelspreise,  zu  dem  solche 
oder  ähnliche  Einfuhrwaren  in  den  Vereinigten  Staaten  im  offenen 
Markte  wirklich  verkauft  oder  zum  Verkauf  in  üblichen  Gix)ß- 
handelsmengen  allgemein  angeboten  werden,  unter  Abzug  eines 
angemessenen  Betrags  für  Zölle,  Kosten  der  Beförderung,  Ver- 
sicherung und  andere  notwendige  Ausgaben  vom  Orte  der  Verladung 
bis  zum  Bestimmungsort  und  einer  Kommissionsgebühr  von  nicht 
mehr  als  6  v.  H.  für  konsignierte  Güter,  wenn  eine  solche  gezahlt 
oder  die  Zahlung  ausbedungen  ist,  oder  für  verkaufte  Waren  nach 
Abzug  eines  angemessenen  Betrages  für  allgemeine  Unkosten  und 
Gewinn  (nicht  mehr  als  8  v.  H.).  —  Am  7.  Aug.  des  Berichtsjahres 
ist  das  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den  Vereinigten  Staaten 
bestehende  Handelsübereinkommen  von  der  amerikanischen  Eegie- 
rung  zum  7.  Febr.  1910  gekündigt  worden.  An  diesem  Tage 
tritt  also  der  Minimaltarif,  soweit  seine  Anwendung  durch  das 
Handel&übereinkommen  bis  dahin  noch  nicht  erfolgen  konnte,  gegen- 
über der  deutschen  Eiafuhr  in  Kraft.  Vom  1.  April  1910  ab  wird 
dagegen  der  oben  erwähnte  Zuschlag  von  25  o/o  des  "Warenwertes 
gegenüber  der  deutschen  Einfuhr  Platz  greifen,  wenn  nicht  bis 
dahin  Deutschland  den  Vereinigten  Staaten  die  volle  Meist- 
begünstigung gewährt  und  demgemäß  der  amerikanische  Präsident 
die  Anwendung  des  Minimaltarif  es  gegenüber  Deutschland  ver- 
fügt. Wir  haben  die  voraussichtliche  Wirkung  des  neuen  ameri- 
kanischen Zolltarifes  auf  die  Ausfuhrverhältnisse  unseres  Be- 
zirkes eingehend  geprüft  und  das  Ergebnis  unserer  Untersuchung 
dem  Deutschen  Handelstage  zur  weiteren  Veranlassung  über- 
mittelt. 

In  den  rechtlichen  Grundlagen  unserer  Handelsbeziehungen 
zu  Kanada  ist  im  Berichtsjahre  keine  Aenderung  eingetreten; 
Deutschland  befindet  sich  mit  diesem  Lande  auch  jetzt  noch  im 
Zustande  des  Zollkrieges.  Dagegen  ist  im  April  des  Berichtsjahres 
im  französischen  Senat  ein  französisch-kanadisches  Handelsüber- 
einkommen angenommen  worden.  Im  gleichen  Monat  wurde  von 
der  kanadischen  Bundesregierung  die  Vorlage  der  englischen 
ZentraLregLerung  auf  Gewährung  einer  jährlichen  Unterstützung 
von  200000  Dollars  für  die  französisch-kanadische  Dampf erlinie 
genehmigt.  Durch  diese  Maßnahmen  wird  die  Konkurrenzfähig- 
keit deutscher  Erzeugnisse  auf  dem  kanadischen  Markte  weiterhin 
erschwert.  Aber  auch  in  Kanada  mehren  sich  die  Stimmen,  die 
eine  Beilegung  des  Zollkrieges  fordern.  Der  kanadische  Finanz- 
minister hat  im  März  des  Berichtsjahres  in  Beantwortung  mehrerer 
x^nfragen  betreffend  die  Verhandlungen  über  die  Abschaffung  des 
Zollzuschla^s   für  deutsche  Waren  u.    a.   erklärt,   daß   Kanada 
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jeden  Vorschlag  Deutschlands  zur  Verbesserung  der  Handels- 
beziehungen zwischen  beiden  Ländern  eingehend  erwägen  werde. 
Zu  einem  wesentlichen  Teil  wird  der  Ausgang  des  deutsch- 
kanadischen Zollkrieges  abhängen  von  dem  Verhältnis  zwischen 
Kanada  und  den  Vereinigten  Staaten.  Da  nämlich  der  neue  ameri- 
kanische Zolltarif  von  dem  Grundsatze,  sich  eine  Besserstellung 
anderer  Konkurrenten  nicht  gefallen  zu  lassen,  auch  dann  keine 
Ausnahme  macht,  wenn  es  sich  um  den  Verkehr  des  Mutterlandes 
mit  den  Kolonien  handelt  und  demgemäß  die  Vorzugszölle  für 
englische  Waren  in  Kanada  alle  Voraussetzungen  erfüllen,  die 
das  amerikanische  Gesetz  bezüglich  der  Behandlung  eines  Landes 
nach  dem  Maximal-Zolltarif  aufstellt,  so  ist  der  amerikanische 
Präsident  gezwungen,  kanadische  Waren  dem  Maximaltarif  zu 
unterstellen.  Wenn  es  zu  keinem  Zollkrieg  kommen  soll,  so  wird 
der  Fortfall  der  Zollbegünstigung  des  Mutterlandes  seitens 
Kanadas  erfolgen  müssen.  Alsdann  entfiele  auch  der  Grund  für 
den  bedauerlichen  Zollkrieg  zwischen  Deutschland  und  Kanada, 
dessen  Beseitigung  im  Interesse  unseres  Exports  nach  diesem 
in  lebhaftem  wirtschaftlichen  Aufschwünge  begriffenen  Lande 
dringend  erwünscht  ist.  Unsere  Ausfuhr  nach  dort  ist  während 
des  Konfliktes  von  38,7  Mill.  Mk.  (1902)  bis  auf  20,3  Mill.  Mk. 
(1908)   zurückgegangen. 

Am  26.  Jan.  wurde  zwischen  dem  Deutschen  Eeiche  und 
Venezuela  ein  Handelsvertrag  abgeschlossen,  in  dem  sich  beide 
Länder  die  Meistbegünstigung  hinsichtlich  aller  Verhältnisse  des 
Handels  und  der  Schiffahrt  gewähren,  ohne  sich  in  Zollsätzen  zu 
binden.  Obwohl  Deutschland  von  Venezuela  auch  schon  seither 
ohne  Vertrag  den  anderen  Ländern  gleichgestellt  wurde,  so  erschien 
doch  angesichts  des  nicht  unbedeutenden  Handelsverkehrs  zwischen 
beiden  Ländern  eine  vertragsmäßige  Festlegung  der  bisherigen 
Uebung  notwendig.  Unsere  Ausfuhr  nach  Venezuela  belief  sich 
in  den  letzten  drei  Jahren  auf  fast  6  Mill.  M.  ujid  l>estand 
in  der  Hauptsache  aus  Erzeugnissen  der  Textilbranche,  Waren 
aus  edlen  Metallen,  Steingutwaren  und  Flaschenbier.  Die  Ein- 
fuhr, die  etwa  den  doppelten,  im  Jahre  1907  sogar  den  dreifachen 
Wert  der  Ausfuhr  hatte,  besteht  hauptsächlich  aus  Kaffee  und 
Kakao,  in  geringeren  Mengen  auch  aus  Kautschuk,  Eindshäuten, 
Gerbstoffen,  E^iherfedem  und  Hölzern.  Nach  der  venezolanischen 
Statistik  steht  Deutschland  mit  20  o/o  der  Gesamteinfuhr  an 
dritter,  mit  6V2  %  der  Ausfuhr  an  sechster  Stelle.  Nimmt  man 
an,  daß  die  nach  niederländischen  Häfen  gerichtete  Ausfuhr 
Venezuelas  zum  großen  Teil  auch  für  Deutschland  bestimmt  ist, 
so  rückt  Deutschland  auch  in  der  Ausfuhr  an  die  dritte  Stelle. 

Femer  wurde  am  14.  April  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  dem  Freistaate  El  Salvador  ein  Handelsvertrag 
abgeschlossen,  durch  den  beide  Teile  sich  ebenfalls  die  Be- 
handlung der  meistbegünstigten  Nation  in  Handels-,  Schiffahrts- 
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und  Konsularsachen  auf  10  Jahre  g-ewähren,  ohne  sich  gegenseitig 
in  Zollsätzen  zu  binden.  Die  Handelsbeziehungen  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  und  El  Salvador  halten  sich  in  engen  Grenzen. 
Es  wurden  im  Jahre  1908  für  2,6  Millionen  Mk.  Waren  von 
dort  nach  Deutschland  eingeführt  und  für  1,46  Millionen  Mk. 
Waren  nach  dort  ausgeführt.  Von  der  Gesamtein  fulir  entfallen 
2,59  Mill.  M.  oder  92,7  v.  H.  auf  Rohkaffee.  Ausgeführt  wurden 
hauptsächlich  Erzeugnisse  der  Textilindustrie,  namentlich  Baum- 
wollwaren, ferner  unedle  Metalle  und  Waren  daraus,  Leder  und 
Leder  waren  und  chemische  Erzeugnisse. 

Gegen  Ende  des  Berichtsjahres  kam  auch  ein  Handelsvertrag 
mit  Bolivien  zustande.  Dieser  Vertrag  ist  ebenfalls  ein  Meist- 
begünstigungsvertrag und  hat  eine  Geltungsdauer  von  fünf  Jahren. 
Bisher  unterlagen  Erzeugnisse  Boliviens  in  Deutschland  den  Zoll- 
sätzen des  allgemeinen  Tarifs.  Unsere  Ausfuhr  nach  Bolivien 
hat  sich  bis  jetzt  in  bescheidenen  Grenzen  gehalten;  sie  belief 
sich  im  letzten  Jahre  auf  6,4  Millionen  Mark,  nachdem  sie  im 
Jahre  1907  mit  8,8  Millionen  ihren  höchsten  Stand  erreicht  hatte. 
Deutschland  exportiert  dorthin  in  erster  Linie  Waren  aus  tierischen 
und  pflanzlichen  Spinnstoffen,  femer  Weingeist,  Zucker,  Waffen, 
Maschinen  für  die  Erzaufbereitung-,  Spielwaren,  Fahrzeuge  und 
Uhren.  Unsere  Einfuhr  aus  Bolivien  stellte  sich  im  letzten  Jahre 
auf  15,7  Millionen  Mark,  womit  sie  allerdings  tun  fast  6  Millionen 
gegenüber  dem  Jahre  1907  zurückblieb.  Wir  bezogen  im  Jahre 
1908  für  11,8  Millionen  Mark  Zinnerze,  für  1,7  Millionen  Mark 
Kautschuk,  für  fast  1  Million  Mark  Wisnitit,  femer  Bleierze, 
Silbererze  und  Kupfererze. 

Am  31.  Dezember  erlosch  die  dem  Bundesrate  zuletzt  für 
zwei  Jahre  erteilte  Ermächtigung,  England  und  seinen  Kolonien 
die  Rechte  der  Meistbegünstigung  zu  gewähren.  Da  in  dem 
handelspolitischen  Verhältnisse  zu  England  und  seinen  Kolonien 
eine  Aenderun^  nicht  eingetreten  ist,  so  wurde  das  schon  seit 
über  10  Jahren  bestehende  Provisorium  auf  weitere  2  Jahre  ver- 
längert. 

In  Dänemark  dürfen  ausländische  Handlungsreisende  nur  in 
Kopenhagen  und  den  sogenannten  Handelsstädten  der  Provinz  ihre 
Waren  feilbieten.  Zuwiderhandlungen  werden,  vor  allem  im 
Wiederholungsfalle,  streng  bestraft.  Die  Handelskammer  zu 
Chemnitz  hatte  in  einer  Zuschrift  an  den  Deutschen  Handelstag 
darüber  Klage  geführt,  daß  durch  diese  Vorschrift  viele  deutsche 
Firmen  schwer  benachteiligt  würden,  da  die  für  sie  in  Betracht 
kommende  Kundschaft  nicht  nur  in  den  Städten,  sondern  vor  allem 
in  den  kleineren  Orten  zu  suchen  sei.  Im  Interesse  dieser  Firmen  sei 
es  unbedingt  nötig,  auf  die  Beseitigung  der  genannten  Beschrän- 
kung hinzuwirken.  Diese  Ausführungen  veranlaßten  uns,  auch  bei 
hiesigen  Firmen  Erkundigungen  einzuziehen.  Von  den  meisten 
Firmen,  die  sich  geäußert  haben,  wurde  uns  mitgeteilt,  daß  die 
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im  Interesse  der  dänischen  Grossisten,  denen  die  Bereisung  der 
kleineren  Orte  durch  Reisende  gestattet  ist,  getroffene  Be- 
stimmung für  sie  zu  Härten  nicht  geführt  habe,  weil  sie  zumeist 
mit  Grossisten  oder  größeren  Detailgeschäften  arbeiten,  die  vor- 
zugsweise ihren  Sitz  in  Kopenhagen  und  den  Handelsstädten 
haben,  und  weil  die  Vorschrift  gleichmäßig  für  alle  Handlungs- 
reisenden, die  ausländische  Häuser  vertreten,  Geltung  habe. 
Nur  von  einer  Minderzahl  von  Firmen,  die  Wert  darauf  legen, 
auch  mit  Fabriken  und  kleineren  Detaillisten  in  Landgemeinden 
sowie  Gutsbesitzern  in  geschäftliche  Beziehung  zu  treten,  wurde 
jene  Vorschrift  als  ein  Hemmnis  für  ihre  Tätigkeit  empfunden. 
Zu  größeren  Härten  hat  dagegen  die  Besteuerung  der  Reisenden 
(Agenten),  die  mehrere  Firmen  vertreten,  geführt.  Solche 
Reisenden  müssen  außer  dem  Hauptpatent,  für  das  eine  jährliche 
Gebühr  von  160  Kronen  zu  zahlen  ist,  für  jede  weitere  von  ihnen 
vertretene  Firma  ein  Zusatzpatent  lösen  und  für  jedes  Zusatz- 
patent eine  jährliche  Gebühr  von  80  Kronen  entrichten.  Auch 
muß  der  Handlungsreisende  seinen  Handelspaß  in  jeder  Stadt,  in 
die  er  kommt,  vor  dem  Aufsuchen  von  Kunden  der  Zoll-  oder 
Polizeibehörde  vorlegen.  Wenn  auch  gegen  die  Gebühr  für  das 
Hauptpatent  grundsätzlich  nichts  einzuwenden  ist,  so  erschien 
uns  doch  die  Beseitigung  der  Gebühren  für  die  Zusatzpatente 
wünschenswert.  In  diesem  Sinne  haben  wir  uns  auch  gegenüber 
dem  Deutschen  Handelstage  ausgesprochen. 
Einführung  und  Die  deutschc  Hochseefischerei  befindet  sich  seit  einigen  Jahren 

Erhöhuns:     von  .  .  .  /^if»i  t-»-  ry  i  •     i 

Pischzöiien.  m  eincT  Ungünstigen  Geschäitslage.  Dieser  Zustand  wird 
von  ihr  auf  die  starke  Zufuhr  billiger  ausländischer  Fische 
zurückgeführt,  die  für  ihre  Erzeugnisse  einen  sehr  empfind- 
lichen Preisdruck  zur  Folge  gehabt  habe.  Um  eine  Besserung  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  deutschen  Hochseefischerei  hef- 
,  beizuführen,  wurde  von  einer  Anzahl  Fischdampferreedereien  im 
Anfange  des  Berichtsjahres  in  einer  Versammlung  und  in 
einer  Eingabe  an  den  Reichskanzler  die  Erhöhung  des  Salzherings- 
zolles von  3  auf  6  M  pro  dz  und  die  Einführung  eines  Zolles 
von  6  M.  auf  frische  Fische  (frische  und  salzgestreute  Heringe) 
beantrag.  Gleichzeitig  wurde  eine  gesundheitspolizeiliche  Kon- 
trolle für  sämtliche  Seefische  gefordert,  und  mit  Rücksicht  darauf, 
daß  eine  Zollerhöhung  erst  nach  Ablauf  der  Handelsverträge 
in  Betracht  kommen  kann,  bis  dahin  eine  staatliche  Subventionie- 
rung der  deutschen  Dampf  hochseefischerei  verlangt.  Wir  traten, 
ohne  zu  den  übrigen  Forderungen  Stellung  zu  nehmen,  den 
vorgeschlagenen  Zollmaßnahmen  entschieden  entgegen;  denn  der 
Seefisch,  namentlich  der  Hering,  hat  sich  in  den  verschiedensten 
Zubereitungen  in  weiten  KJreisen  der  deutschen  Bevölkerung,  be- 
sonders der  ärmeren,  dank  der  Tätigkeit  dei*  Fischindustrie  und 
des  Fischhandels  und  der  Beförderungsverbesserung  und  Fracht- 
verbilligung der  Eisenbahn  immer  mehr  eingebürgert  und  ist  ein 
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billiges  Tind  wichtiges  Volksnahrungsmittel  geworden.  Das  Aus- 
land ist  zwar  in  hervorragendem  Maße  an  der  Versorgung  des 
inländischen  Konsums  beteiligt,  tritt  aber  mit  seinen  Produkten 
nur  in  verhältnismäßig  geringem  Umfange  mit  der  deutschen 
Fischerei  in  Konkurrenz.  Die  Erschwerung  der  ausländischen  Zu- 
fuhren durch  die  vorgeschlagenen  Zollmaßnahmen  würde  ein  be- 
deutsames und  wohlfeiles  Volksnahrungsmittel  verteuern  und  die 
inländische  Fischindustrie  und  den  Fischhandel  schwer  schä>digen. 
Wir  haben  uns  aus  diesen  Gründen  auf  das  entschiedenste  gegen 
die  oben  dargelegten  Zoll  antrage  ausgesprochen. 

Der  neue  Zolltarif  enthält  verschiedene  Zollsätze  für  Malz- 
gerste und  andere  Gerste.  Der  Zollsatz  für  Malzgerste  ist  in  den 
neuen  Handelsverträgen  auf  4  M.,  derjenige  für  andere  Gerste 
auf  1,30  M.  festgesetzt  worden.  Von  vorherein  waren  Bedenken 
gegen  die  praktische  Durchführbarkeit  dieser  Unterscheidung  er- 
hoben worden,  weil  eine  genaue  Abgrenzung  durch  äußere  Be- 
schaffenheitsmerkmale der  Gerste  nicht  möglich  ist.  Ueber  die 
Zollbehandlung  der  Gerste  fanden  seit  dem  Inkrafttreten  der 
Handelsverträge  fortgesetzt  Erörterungen  in  der  Oeffentlichkeit, 
insbesondere  auch  mehrmals  im  Reichstage,  statt.  Dabei  wurde 
behauptet,  daß  in  großem  Umfange  niedrig  verzollte  Gerste  als 
Malzgerste  Verwendung  finde,  was  dadurch  gefördert  würde,  daß 
von  manchen  Zollämtern  bei  der  Verzollung  sehr  milde  verfahren 
würde.  Obwohl  bei  der  von  der  E-eichsfinanzverwaltung  vorge- 
nommenen Untersuchung  Mißstände  in  größerem  Umfange  nicht 
festgestellt  worden  waren,  wurde  dennoch  am  22.  April  des 
Berichtsjahres  dem  Reichstage  ein  Gesetzentwurf  zur  Verhinde- 
rung der  Verwendung  niedrig  verzollter  Gerste  zur  Braumalz- 
bereitung vorgelegt.  In  dem  Entwurf  wurde  die  Verwendung 
niedrig  verzollter  Gerste  zu  Brauzwecken  (dagegen  nicht  zur 
Herstellung  von  Brennmalz  und  Malzwaren)  verboten  und  jede 
Zuwiderhandulng  als  Zolldefraudation  mit  Strafe  bedroht.  Der 
Bundesrat  wurde  ermächtigt,  die  zur  Durchführung  des  Verbots 
erforderlichen  Bestimmungen  zu  treffen  und  insbesondere  eine 
Kennzeichnung  für  niedrig  verzollte  Gerste  (durch  Färben  mit 
Eosin)  vorzuschreiben.  "Wenn  auch  nach  der  Begründung  diese 
Kennzeichnung  nicht  auf  sämtliche  zum  Zollsatze  von  1,30  M. 
eingeführte  und  nicht  nachweislich  zu  Futterzwecken  bestimmte 
Gerste  ausgedehnt  werden  sollte,  so  erschien  uns  selbst  in  dieser 
Beschränkung  die  Kennzeichnung  als  eine  Belästigung  und  Ver- 
teuerung des  Importhandels  und  als  eine  Schädigung  der  Fabri- 
kation von  Malzwaren,  Brennmalz  u.  dgl.  Auch  ließ  der  Entwurf 
eine  große  Bechtsunsicherheit  für  diejenigen  Betriebe  befürchten, 
die  nicht  gekennzeichnete,  zum  4  M.-Satz  zollpflichtige  Gerste 
verarbeiten,  weil  es  ihnen  sehr  schwer  fallen  mußte,  den 
gegen  sie  etwa  erhobenen  Verdacht  der  Zolldefraudation  zu 
entkräften.     Bei  der  Beratung  des  Gesetzentwurfs  im  Reichstage 
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wurde  in  Anregung  gebracht,  gesetzlich  eine  Deklarationspflicht 
für  die  Verkäufer  von  Gerste  dahin  einzuführen,  daß  jeder  Ver- 
käufer der  zum  niedrig-eren  Zollsatze  verzollten  und  nicht  durch 
Färben  kenntlich  gemachten  ausländischen  Gerste  verpflichtet 
sein  sollte,  dem  Käufer  ausdrücklich  von  der  erfolgten  Verzollung 
nach  dem  niedrigeren  Zollsatze  Kenntnis  zu  geben.  Wir  haben 
uns  in  einem  dem  Herrn  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  er- 
statteten Gutachten  mit  einer  Deklaration  einverstanden  erklärt, 
in  der  Voraussetzung,  daß  durch  eine  solche  Vorschrift  das  lästige 
Färben  der  Gerste  überhaupt  überflüssig  werden  und  die  be- 
klagte Eechtsunsicherheit  vermieden  würde.  Der  Keichstag  hat 
aber  die  im  Entwurf  vorgesehene  Kennzeichnung  niedrig  ver- 
zollter Gerste  bestehen  lassen  und  die  Deklarationspflicht  nur 
in  dem  obenerwähnten  Umfange  bestehen  lassen.  In  dieser  Form 
ist  der  Entwurf  auch  am  3.  August  1909  Gesetz  geworden. 

In  der  Sitzung  der  Budgetkommission  des  Reichstages  vom 
4.  Febr.  wurde  beim  Titel  „Sachverständige  für  Handelsange- 
legenheiten'* von  der  ausgeworfenen  Gesamtsumme  von  300  000  M. 
die  Summe  von  100  000  M.  gestrichen.  Diese  Streichung  erschien 
uns  nicht  gerechtfertigt,  weil  das  Institut  der  Handelssachver- 
ständigen noch  eine  zu  neue  Einrichtung  ist,  um  schon  heute  ein 
abschließendes  Urteil  über  seine  Bewährung  zu.  gestatten.  Zur 
Zeit  unterhält  das  Deutsche  Reich  bei  14  seiner  ausländischen 
Konsulate  Handelssachverständige,  und  zwar  je  zwei  in  New 
York  und  St.  Petersburg,  und  je  einen  in  Rio  de  Janeiro,  Cal- 
cutta,  Johannesburg,  Sydney,  Schanghai,  Yokohama,  Valparaiso, 
Konstantinopel,  Chicago  und  Mexiko.  Wenn  auch  die  Ansichten 
über  den  Wert  dieser  Institution  für  unseren  Außenhandel  vor- 
läufig noch  geteilt  sind,  so  steht  doch  soviel  fest,  daß  die  Handels- 
sachverständigen dem  deutschen  Handel  und  der  deutschen  In- 
dustrie manche  wertvollen  Winke  und  Anregungen  gegeben  haben, 
und  daß  die  Einrichtung  zum  Vorteil  unseres  Außenhandels  noch 
besser  ausgebaut  werden  kann.  Es  wurden  daher  auch  lebhafte 
Bedenken  gegen  jenen  Beschluß  der  Budgetkommission  geäußert, 
so  daß  der  Reichstag  sich  veranlaßt  sah,  der  Streichung  der 
100  000  M.  seine  Zustimmung  zu  versagen. 


DRITTER   TEIL. 


Beigaben. 


1.  Denkschriften,  Petitionen,  Eingaben  usw.  der  Aeltesten  der 
Kaufmannschaft  von  Berlin  im  Jahre  1909. 

Die  Korporation  der  Kaufmannschaft  von  Berlin  hat  nach 
ihrer  Verfassung  vom  19.  Febr.  1898  (genehmigt  durch  Kabinetts- 
order vom  21.  März  1898)  die  Bestimmung,  „die  Behörden  in  der 
Förderung  von  Handel  und  Industrie  durch  tatsächliche  Mit- 
teilimgen,  Anträge  und  Erstattung  von  Gutachten  zu  unter- 
stützen". Dieser  Aufgabe  haben  sich  die  Aeltesten  der  Kaufmann- 
schaft von  Berlin  auch  im  Berichtsjahre  in  weitem  Umfange 
gewidmet.  Die  auch  in  den  fortlaufenden  Nummern  der  von  uns 
herausgegebenen  Korrespondenz  regelmäßig  besprochenen  einzelnen 
Eingaben  an  gesetzgebende  Körperschaften,  B/cichs-,  Staats-  und 
Kommunalbehörden  usw.,  Denkschriften,  Petitionen  usw.,  sowie 
femer  der  hauptsächliche  Inhalt  der  einzelnen  Schriftstücke,  sind 
im  Text  des  „Jahrbuchs"  an  den  betreffenden  Stellen  besprochen 
worden,   und   zwar   namentlich: 


Denkschrift  betr.  die  Errich- 
tung eines  Einigimgsamtes  in 
Sachen  des  unlauteren  AVettbe- 
werbs.    S.  520  u.  656. 

Eingabe  an  den  Justizminister 
betr.  Benutzung  des  Handelsre- 
gisters.    S.    419. 

Eingabe  an  den  Reichstag  betr. 
den  Entwurf  eines  Gesetzes  gegen 
den  unlauteren  "Wettbewerb.  S.  518. 

Eingabe  an  den  Generalstaats- 
anwalt beim  Königl.  Kammer- 
gericht betr.  Zuziehung  von 
öffentlichen  Sachverständigen  in 
Strafprozessen  gegen  Gewerbe- 
treibende wegen  Nahrungsmittel- 
verfäkchung.     S.   432. 

Gutachten  an  den  Magistrat 
von  Berlin  betr.  das  sogenannte 
Anreißen  von  Käufern  auf  der 
Straße.     S.   459. 

Berl.  Jahrb.  f.   Handel  u.  Ind.  1909.    I. 


Eingabe  an  den  Magistrat  von 
Berlin  betr.  Verwendung  von  Blei- 
weiß bei  Bauarbeiten.    S.   460. 

Eingabe  an  den  Minister  für 
Handel  und  Gewerbe  betr.  die 
Konkurrenzklausel  im  Gewerbe- 
betriebe.   S.   518. 

Eingabe  an  den  Minister  für 
Handel  und  Gewerbe  betr.  das 
Det^iilreisen   in   Wäsche.     S.    455. 

Eingabe  an.  den  Minister  des 
Innern  betr.  Mißstände  bei  Prü- 
fung der  Gewerbelegitimations- 
karte nach  §§  44,  44a  der  Ge- 
werbeordnung.   S.  457. 

Eingabe  an  das  Abgeordneten- 
haus betr.  Abändeining  der  Be- 
stimmungen der  Jagdordnung  vom 
15.  Juli  1907  über  die  Beschrän- 
kung des  Handels  mit  Wild. 
S.  523. 

40 


626 


Teil  III.    Beigaben. 


Eingabe  an  den  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  betr.  Er- 
hebung von  Schiffahrtsabgaben 
auf  regulierten  Wasserstraßen. 
S.   5Ö0  u.  632. 

Eingaben  an  den  Regierungs- 
präsidenten von  Potsdam  betr.  die 
Fahr  wassertiefe  auf  der  oberen 
Havel  und  die  Schiffahi'tsspen-e 
im.   Oc'cr-Spreekanal.     S.    567  ff. 

Zwei  Eingaben  an  den  Mi- 
nister der  öffentlichen  Arbeiten 
betr.  Verbesserung  der  oberen 
Havelwasserstraße  und  die  Schleu- 
senverhältnisse in  Fürst enwalde. 
S.    oGö   u.    568. 

Eine  Reihe  von  Eingaben  an 
das  Reichs-Postamt  und  an  die 
hiesige  Ober-Post-Direktion  betr. 
Vereinfachung  von  Vorschriften 
im  Post-,  Telegraphen-  und  Fern- 
sprechverkehr, den  Verkauf  von 
Zählkarten  für  den  Postscheck- 
verkehr an  den  Postschaltern,  Ein- 
führung von  sogenannten  Brief- 
telegrammen, den  Wegfall  des 
Ankunftsstempels  im  Postverkehr, 
Beförderung  von  Briefen  und 
Postpaketen,  Einlösungsfrist  und 
zweite  Vorzeigung  der  Postauf- 
trags- und  Nachnahmesendungen. 
S.    500  ff. 

Eingabe  an  den  Reichstag  betr. 
Abänderung  der  Fernsprechge- 
bühreijcrdnung.    S.  601  u.  645. 

Eine  Reihe  von  Eingaben  an 
Eisenbahn- Verwaltungen  und  Auf- 
sichtsbehörden, an  das  Königl. 
Eisenbahn-Zentralamt  und  an 
den  Minister  der  öffentlichen  Ar- 
beiten betr.  Eisenbahn-Tarif-  und 
Verkehrsangelegenheiten.   S.  537  ff. 

Eine  Reihe  von  Eingaben  an 
das  Auswärtige  Amt,  an  den 
Staatssekretär  des  Reichsschatz- 
amtes, den  Reichskanzler,  das 
Hauptzollamt  Berlin  betr.  Zoll- 
angelegenheiten, insbesondere  den 
Veredelunors verkehr.     S.    575  ff. 


Eingabe  an  das  Reich  samt  des 
Innern  betr.  die  Statistik  des 
Warenverkehrs  mit  dem  Auslande. 
S.    585. 

Eingabe  (gemeinsam  mit  ver- 
schiedenen Handelskammern)  betr. 
die  Besteuerung  der  zum  Börsen- 
handel zugelassenen  Wertpapiere. 
S.   477  u.   648. 

Gutachten  an  den  Magistrat 
betr.  Konzessionierung  von  Kran- 
anlagen.   S.  573. 

Eingabe  an  den  Reichstag 
gegen  die  Besteuerung  von  Schecks 
und  Quittungen  über  Auszahlun- 
gen.   S    441. 

Eingabe  an  den  Reichstag 
gegen  die  Umsatzsteuer  auf  Grund- 
stücke.   S.   441. 

Eingabe  an  den  Reichstag  und 
Bundesrat  betr.  Besteuerung  von 
Riech-  und  Schönheitsmitteln. 
S.   441. 

Eingabe  an  den  Reichskanzler 
betr.  die  staffeiförmige  Mühlen- 
umsatzsteuer.    S.    442. 

Eingabe  an  die  Stadtverord- 
netenversammlung von  Berlin  betr. 
die  Wertzuwachssteuerordnung  in 
Berlin.    S.   446. 

Eingabe  an  den  Minister  für 
Handel  und  Gewerbe  betr.  Ab- 
änderung des  Schaumweinsteuer- 
gesetzes.    S.   442. 

Eingabe  an  den  Finanzminister 
betr.  die  neue  Weinzollordnung. 
S.   463. 

Eingabe  an  den  Polizeipräsi- 
denten von  Berlin  betr.  Anhörung 
von  Sachverständigen  aus  der 
Weinbranche  vor  Beanstandung 
des  Weins  durch  den  Weinkon- 
troUeur.     S.    462. 

Eingabe  an  den  Reichskanzler 
betr.  den  Türkischen  Boykott 
gegen  österreichische  Waren. 
S.    613. 

Eingabe  an  die  XXXII.  Kom- 
mission des  Reichstages  betr.  den 
Verkehr  mit  chemiscJi  reiner  Essig- 
säure.    S.    435. 
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Eingabe    an    den    Staatsseki*e-  Gutachten      an     den     Polizei- 

tär    des    Reichskolonialamts    betr.  Präsidenten    betr.    Mißstände    bei 

Submissionsbedingungen  der  deut-  der      Verleihung      von     Auszeich- 

schen  Kolonialverwaltmig.    S.  521.  nungen  auf  Ausstellungen.    S.  468. 

Eingabe     an      den     Finanzmi-  Eingabe     an     das     IJeichsamt 

nister  betr.  Förderung  des  Scheck-  des  Innern  betr.  Veröffentlichung 

und    Ueberweisungsverkehrs    beim  des  Deutsch-Portugiesischen  Han- 

Hau];tzollamt    Berlin.     S.    473.  deLsvertrags.    S.   614. 

Einige  umfangreichere  Eingaben  101(1  Aeußerungen  von  all- 
gemeinem Interesse  geben  wir  im  folgenden  im  AVortlaut  wieder: 

1.    Eino-abc    an    den    Landtag    betreffend    den    Entwurf    eines    Gesetzes 
betreffend  die  Abänderung  des  Stempelsteuergesetzes. 

Berlin,  den  5.  April  1909. 

Die  im  Stempelsteuergesetz  vorgesehenen  Steuern  sind  zum 
kleinsten  Teile  Gebühren  im  technischen  Sinne,  d.  h.  Gegen- 
leistungen der  Privaten  für  Amtshandlungen,  deren  Erhebung  wir 
bei  sachgemäßer  Regelung  als  durchaus  berechtigt  anerkennen.  In 
der  Ifeuptsache  enthält  das  Stempelsteuergesetz  sogenannte  Ver- 
kehrssteuern (d.  h.  Steuern  auf  einzelne  Eechtsgeschäfte),  die 
vom  Verkehr  als  belästigend  empfunden,  zwar  hingenommen  werden, 
so  lange  sie  sich  in  mäßigen  Grenzen  bewegen,  die  aber  zu  Be- 
denken um  so  mehr  herausfordern,  je  höher  sie  gegriffen  werden. 
Den  Erhöhungen  gegenüber,  die  die  Novelle  vorschlägt,  müssen  wir 
feststellen,  daß  die  Grenze  überschritten  wird,  innerhalb  deren  die 
Verkehrsbesteuerung  nur  eine  Belästigung  enthält,  daß  die 
nun  vorgeschlagenen  Sätze  vielmehr  eine  Schädigung  allgemeiner 
Interessen    zur    Folge    haben. 

Nicht  einmal  das  Interesse  des  Fiskus  erfordert  die 
vorgeschlagene  weitgehende  Erhöhung  und  Erweiterung  der  Stempel- 
gebühren,  da  die  Berechnungen,  die  in  der  Vorlage  über  die  voraus- 
sichtlichen Ergebnisse  der  neuen  Besteuerung  angestellt  sind,  weit 
von  den  tatsächlichen  Ergebnissen  werden  überschritten  werden. 
Ebenso  wie  die  Stempelsteuereinnahmen  unter  der  Herrschaft  des 
Stemx^elsteuergesetzes  von  23  Millionen  auf  rund  60  Millionen  gestiegen 
sind,  trotzdem  die  Regierung  bei  der  Einbringung  des  Gesetzes  im 
Jahre  1895  angenommen  hatte,  daß  eine  Vermelixung  der  Stempel- 
st euereinnalimen  nicht  eintrete,  werden  auch  diesmal  die  Erwartungen 
der  Regierung,  die  die  Einnahmen  aus  den  vorgeschlagenen  Stempel- 
erhöhungen auf  .16  Millionen  veranschlagt,  wesentlich  übertroffen 
werden.  In  sachkundigen  Kreisen  ist  man  sich  z.  B.  darüber  klar, 
daß  die  Einnahmen  aus  der  Erhöhung  des  Abtretungsstempels  von 
20  Pfg.  auf  50  Pfg.  vom  1000,  die  von  der  Regierung  auf  200  000  Mk. 
geschätzt  werden,  ein  Vielfaches  dieses  Betrages  erreichen  werden, 
und    ähnliches    gilt    von    vielen   andern    Schätzungen    der    Regierung. 

Die  Vorschriften  der  Novelle  lassen  sich  in  drei  Gruppen 
gliedern : 

1.  Die  Vorschriften,  die  die  Steuerumgehungen  zu  verhindern 
beabsichtigen ; 

2.  die  Vorschriften  über  die  stärkere  Heranziehung  der  Aktien- 
gesellschaften und  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  bei 
ihrer    Gründung    und    bei    Kapitalserhöhungen,    und 

3.  die  A'orschriften  über  die  Erhöhung  sonstiger  einzelner  Tarif- 
stellen. 

1.    Die     Vorschriften    gegen    Umgehungen. 
(Tarifstelle    8.) 
Was     die    Vorschriften    anlangt,     die    bezwecken,     Steuerum- 
o-ehuno-en    zu   verhindern,   so   kommt  hier  zunächst   die   Aenderung 
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der  Vorschrift  über  den  Auflas sungs Stempel  in  Betracht,  bei  der  der 
Gesetzgeber,  um  eine  Umgehung  zu  vermeiden,  eine  Keihe  von 
anderen  Geschäften  mitbesteuert.  Während  die  Umgehung  des  Auf- 
lassungsstempels sich  in  der  Art  vollzogen  hat,  daß  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung  für  den  Erwerb  eines  Grundstücks  ge- 
bildet und  die  Geschäftsanteile  der  Gesellschaft  an  denjenigen  über- 
tragen wurden,  an  den  das  Grundstück  weiter  veräußert  werden 
sollte,  wird  die  Umschreibung  eines  Grundstückes  von  der  Gesell- 
schaft auf  den  Gesellschafter  nicht  nur  für  den  Fall  be- 
steuert, daß  der  Stempel  umgangen  werden  sollte,  und 
auch  nicht  nur  für  den  Fall,  daß  es  sich  um  eine  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung  liandelt,  sondern,  wozu  kein  Anlaß  vorliegt, 
ganz  allgemein  für  jeden  Uebergang  von  Grundstücken  aus  dem  Ver- 
mögen einer  Gesellschaft  in  das  Vermögen  eines  Gesellschafters, 
also  auch  dann,  wenn  die  Umschreibung  von  einer 
offenen  Handelsgesellschaft  auf  die  Teilhaber 
oder  von  einer  Gesellschaft  des  bürgerlichen  Rechts  auf  die  Gesell- 
schafter geschieht.  Da  es  sich  hier  gar  nicht  um  einen  Umsatz, 
sondern  nur  um  eine  formale  Umschreibung  handelt,  so  ist  darin 
eine  außerordentliche  Härte  zu  erblicken,  die  noch  verschärft  wird, 
wenn  es  Grundstücke  sind,  die  der  Gesellschafter  selbst  eingebracht 
hat.  Wenn  nämlich  in  der  neu  vorgeschlagenen  Tarif  stelle  25d  Ziff.  2 
Abs.    3    befreit  ist: 

die    Rückgewähr    der  von    einem    Gesellschafter 
eingebrachten       unbeweglichen       Sachen      oder 
Rechte    an     den     Gesellschafter     oder   dessen   Erben 
oder    dessen    Ehefrau,    die    mit   ihm    in    Gütergemeinschaft   ge- 
standen   hat, 
so    gilt    diese    Befreiung    nur   hinsichtlich    der    Tarifstelle    25    (Gesell- 
schaftsverträge),    während     die     Tarif  stelle     8     (Auflassungen)     eine 
solche   Befreiung   nicht  kennt.     Selbstverständlich  ist   es   erforderlich, 
daß    auch    in     der     Tarifstelle    8     für    solche    Fälle   die    Be- 
freiung   vom    Stempel    ausgesprochen    wird. 

(Tarifstelle  25.) 
Einer  weiteren  Umgehung  will  die  Novelle  bei  der  Stempel- 
erhebung entgegentreten,  die  aus  Anlaß  der  Erhöhung  des 
Stammkapitals  einer  Gesellschaft  m,  b.  H.  erfolgt.  Bisher  war 
der  prozentuale  Stempel  je  nach  dem  Stammkapital  abgestuft,  das 
bei  der  EiTichtung  der  Gesellschaft  bestand  oder  im  Falle  einer 
Erhöhung  erreicht  wurde.  Bei  einem  Stammkapital  von  300  000  Mk, 
war  der  Satz  Vio^/o?  bei  einem  solchen  von  mehr  als  300  000  bis 
500  000  Mk.  1/2  o/o.  Wenn  also  eine  Gesellschaft  m.  b.  H.  mit  einem 
Stammkapital  von  300  000  Mk.  gegründet  wurde  und  das  Stamm- 
kapital später  eine  Erhöhung  um  150  000  Mk.  erfuhr,  so  wurden  für 
die  Errichtung  300  Mk.,  d.  i.  i/^q  %  des  Stammkapitals,  und  für  die 
Erhöhung  750  Mk.,  gleich  1/2  ^/o  des  Betrages,  um  den  das  Stamm- 
kapital erhöht  wurde,  bezahlt.  Die  Novelle  ist  der  Meinung,  daJ3  die 
G,  m.  b.  H.  vielfach  von  vornherein  in  einem  solchen  Falle  die 
Bildung  eines  Stammkapitals  von  450  000  Mk.  in  Aussicht  ge- 
nommen und  nur  deswegen  zu  verschiedenen  Zeiten  die  Kapital- 
bildung vorgenommen  hat,  um  für  einen  Teil  des  Stammkapitals 
zu  einem  geringeren  Prozentsatz  veranlagt  zu  werden.  In  Zukunft 
soll  deshalb  eine  Nachforderung  für  das  ursprüngliche  Stamm- 
kapital stattfinden,  wenn  für  die  Erhöhung  ein  höherer  Steuersatz 
als  der  bei  der  Errichtung  maßgebende  gilt.  Demgemäß  würde  in 
dem  Beispiel  zunächst  bei  Errichtung  der  Gesellschaft  für  das  Kapital 
von  300  000  Mk.  ein  Stempelbetrag  von  1500  Mk.  —  der  Satz  von 
Vio^/ö  wird  auf  1/2^/0  erhöht  — ,  für  die  Erhöhung  von  150  000  Mk., 
da  der  Entwurf  für  ein  Stammkapital  von  mehr  als  300  000  Mk.  bis 
500  000  Mk.  den  Satz  von  1/2  ^/o  auf  1  0/0  erhöht,  ein  Stempel  von 
1500  Mk.,  und  als  Nachforderung  für  das  alte  Stammkapital 
ein  weiterer  Betrag  von  1500  Mk.  gefordert  werden,  so 
daß  die  Kapitalserhöhung  von  150  000  Mk.  im  Endergebnis  mit 
3000  Mk.,  also  mit  2  0/0  besteuert  wird,  und  für  das  ganze  Kapital 
4500    Mk.    statt    wie    bisher    1050   Mk.    zu   bezahlen   sind.     Auch    hier 
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findet  mit  Rücksicht  auf  einzelne  Umgeliungen  eine  wesent- 
licli  erliölite  Besteuerung  in  denjenigen  Fällen  statt,  ia  denen  eine 
Umgehung  gar  nicht  beabsichtigt  war.  Dabei  müssen  wir  dem  Satz 
der  Motive  widersprechen,  als  ob  es  der  Billigkeit  entspräche,  Ge- 
sellschaften, die  sich  durch  Kapitals erhöhungen  vergrößern,  vom  Zeit- 
punkte dieser  Vergrößerung  an  steuerlich  ebenso  zu  behandeln,  als 
wenn  sie  von  vornherein  mit  einem  den  späteren  Erhöhungen  ent- 
sprechendem Ci rundkapital  errichtet  wäi-en.  Kapitalserhöhungen  hängen 
viel  mehr  von  dem  jeweiligen  Stand  der  Wirtschaftslage  als  davon 
ab,  welches  ursprüngliche  Kapital  sie  hatten.  Will  man  eine 
Xachforderung  für  einen  bereits  abgeschlossenen  Rechtsakt  erheben, 
so  müßte  dies  mindestens  auf  den  Fall  beschränkt  werden,  daß  die 
Erhöhung  innerhalb  zweier  Jahre  erfolgt;  denn  wenn  man  bei  der 
Gründung  von  Aktiengesellschaften  nach  zwei  Jahren  an- 
nimmt, daß  durch  den  Erwerb  einer  Sacheinlage,  der  später  ge- 
schieht, eine  Umgehung  der  Gründungsvorschrifteil  nicht  beab- 
sichtigt ist,  so  muß  das  gleiche  auch  bei  der  Gesellschaft  mit  be- 
schränkter   Haftung    gelten. 

2.  Die    Gesellschaftsverträge. 
(Tarifs teile   25.) 
Sehr     erhebliche    Bedenken    müssen    gegen    die   Behandlung    er- 
hoben   werden,    welche    nach    dem    Entwurf    die     Aktiengesell- 
schaften    erfahren    sollen. 

Es  wirkt  von  vornherein  geradezu  befi'emdlich,  daß  von  den 
aufzubringenden  15  Millionen  die  Hälfte  in  der  Hauptsache  durch 
stärkere  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  aufgebracht  werden 
soll.  In  der  Begründung  wird  nicht  übersehen,  daß  nach  dem  Ent- 
wurf die  Aktiengesellschaften  an  Reichs-  und  Landesstempel  3  o/o, 
und  falls  Sacheinla^en  gemacht  werden,  sogar  noch  einen  höheren 
Prozentsatz  zu  entrichten  haben.  Trotzdem  wird  die  erheblich  stär- 
kere Heranziehung  der  Aktiengesellschaften  damit  zu  begründen 
versucht, 

a)  daß  diese  Gesellschaften  bisher  —  aus   jetzt  nicht  mehr  völlig 
gerechtfertigten    Gründen    — ,    nicht    im    Verhältnis    zu    ihrer 
wirtschaftlichen     Bedeutung     zu     den     Steuern     herangezogen 
worden    seien; 
b)  daß     die     an     eine     Aktiengesellschaft     veräußerten   unbeweg- 
lichen   Vermögensstücke    aus    dem    Vermögensverkehr   für   ge- 
raume   Zeit    ausscheiden    und    es    —    ebenso    wie    bei    Fidei- 
kommissen,  für  deren  Errichtung  ein  Stempelsatz  von  3  o/o  zu 
zahlen  sei  —  der  Billigkeit  entspräche,  wenn  der  Staat  durch 
höheren    Steuersatz    für    den    Ausfall   an    Steuern    entschädigt 
werde. 
Demgegenüber     muß     bestritten    werden,     daß    die    Aktiengesell- 
schaften ^in    der    Tat    in    steuerlicher    Hinsicht    besonders    milde    be- 
handelt   worden    sind.     Es    ist    ja   bekannt,    daß    das    in   Aktiengesell- 
schaften    eingebrachte    Vermögen    nach    dem    Einkommensteuergesetz 
geradezu    einer     Doppelbesteuerung     unterliegt.     Selbst    wenn 
aber  auch   bisher  eine  übermäßig  hohe  Besteuerung  der  Aktiengesell- 
schaften nicht  erfolgt  sein  sollte,  so  würde  das  für  die  Allgemeinheit 
recht    günstig    gewirkt    liaben.     Es    läßt    sich    eben    nicht    übersehen, 
daß     der     wirtschaftliche     Aufschwoing,     den     Deutschland,    und    ins- 
besondere   Preußen,    genommen    hat,    zum   großen    Teil    gerade    durch 
Assoziation    des    Kapitals    in    der   bewährtesten    Form    der    Aktienge- 
sellschaften   herbeigeführt    worden    ist. 

AVenn  weiter  in  der  Begi'ündung  davon  ausgegangen  wird,  daß 
die  zumeist  kapitalkräftigen  Aktiengesellschaften  die  erhöhte 
Steuer  sehr  wohl  tragen  könnten,  so  wird  nicht  beachtet,  daß  die 
Leistungsfähigkeit  der  Aktiengesellschaften  keineswegs  unbegrenzt 
ist:  daß  sehr  viele  derselben  schwer  um  ihre  Existenz  zu  ringen 
haben,  und  daß  zahlreiche  solcher  Gesellschaften  Jahr  für  Jahr 
trotz  solider  und  verständiger  Leitung  unter  der  Ungunst  der  Ver- 
hältnisse zum  Schaden  der  Allgemeinheit  und  nicht  zuletzt  zum  Nach^ 
teil    des    Steuerfiskus    zusammenbrechen. 
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Scliließlich  ist  es  eine  irrtümliche  Annahme,  wenn  in  der  Be- 
gründung davon  ausgegangen  wird,  daß  die  in  Aktiengesellschaften 
investierten  Vermögensgegenstände  für  geraume  Zeit  dem  Verkehr 
überhauj^t  entzogen  werden.  Bezüglich  der  von  Aktiengesellschaften 
erworbenen  Forderungen  und  beweglichen  Sachen  kann"^  davon  über- 
haupt nicht  die  llede  sein.  Auf  längere  Zeit  werden  höchstens  die 
zur  Errichtung  von  Betriebsstätten  erforderlichen  Immobilien  im  Be- 
sitz der  Gesellschaft  bleiben,  und  auch  hinsiclitlich  dieser  zeigt  sich 
Tag  für  Tag,  daß  die  Aktiengesellschaften,  wenn  sie  ihre  bisherigen 
Betriebsstätten  vorteilhaft  mit  anderen  vertauschen  können,  das  un- 
bedenklich tun.  Für  die  großen  TeiTaingesellschaften  ist  vollends 
alsbaldiger  Umsatz  der  erworbenen  Immobilien  geradezu  Hauptzweck 
des  Betriebes.  Die  Exemplifikation  mit  F  i  d  e  i  k  o  m  m  i  s  s  e  n  er- 
scheint als  ganz  besonders  unzutreffend,  weil  bei  diesen  eine  recht- 
liche und  tatsächliche  Verkehrsentziehung  der  Vermögensstücke  auf 
alle  Zeiten  eintritt,  während  die  von  Aktiengesellschaften  erworbenen 
Werte  rechtlich  überhaupt  niemals  und  tatsächlich  regel- 
mäßig nur   vorübergehend   dem   ^'erkehr  entzogen   werden. 

Es  läßt  sich,  zumal  wenn  beachtet  wird,  daß  erst  kürzlich  auch 
eine  stärkere  Heranziehung  der  Aktiengesellschaften  zur  Einkommen- 
steuer versucht  worden  ist,  kaum  nocTi  verkennen,  daß  in  weiteren 
und  einflußreiclien  Kreisen  eine  geradezu  feindselige  Stimmung  gegen 
die  Aktiengesellschaften  herrscht.  Dabei  werden  die  Verdienste,  die 
sich  diese  anerkanntermaßen  bewährteste  Gesellschaftsform  um  die 
Entwicklung  unserer  Industrie  und  unseres  Handels  erworben  hat, 
völlig  verkannt,  und  man  ist  sich  der  bedauerlichen  Folgen,  die  ein 
solches  Vorgehen  unausbleiblich  haben  muß,  offenljar  nicht  klar 
bewußt.  Bei  weiterer  ungünstiger  Behandlung  ist  ernstlich  zu  be- 
sorgen, daß  die  Aktiengesellschaften,  die  ihren  Sitz  ins  Ausland  ver- 
legen können,  dies  tun,  und  bei  neuen  Kapitalsassoziationen  werden  die 
Interessenten  vielfach  mit  Bücksicht  darauf,  daß  die  bewährteste 
Gesellschaftsform  mit  allerlei  steuerlichen  Nachteilen  verknüpft  ist, 
nicht  die  Form  der  Aktiengesellschaft,  sondern  begünstigtere  Formen 
wählen.  Die  Tatsache,  daß  die  Gesellschaften  durch  eine  falsche 
Steuergesetzgebung  ins  Ausland  gedi'ängt  werden,  erscheint  uns  um 
so  bedenklicher,  als  schon  infolge  des  deutschen  bürgerlichen  Eechts 
ohnehin  eine  Bevorzugung  der  Gesellschaften  besteht,  die  ihren  Sitz 
im  Ausland  haben.  Diese  sind  nämlich  im  Gegensatz  zu  deutschen 
Gesellschaften  in  der  Lage,  durch  Ausgabe  von  Aktien  unter  1000  Mk., 
die  leichter  unterzubringen  sind,  als  gleichartige  Aktien  von  höherem 
Betrage,  ihr  Kapitalbedürfnis  besser  zu  befriedigen,  als  inländische 
Gesellschaften,  ein  Umstand,  der  den  inländischen  Gesetzgeber  eher 
zur  Schonung  als  zur  S  o  n  d  e  r  b  e  1  a  s  t  u  n  g  der  Grün- 
dung    von     Aktiengesellschaften     veranlassen    sollte. 

3.  Die    sonstigen    A  e  n  d  e  r  u  n  g  e  n    des    Tarifs. 
(Tarifstelle   32.) 

Nach  Absatz  6  der  Tarifstelle  32  gelten  als  Veräußerungsgeschäfte 
auch  den  Veräußerer  bindende  Anträge  zur  Schließung  eines  lästigen 
Veräußerungs Vertrages.  Die  Tragweite  dieser  Bestimmung  ist  sowohl 
nach  der  Begründung,  wie  nach  ihrer  Fassung  höchst  zweifelhaft. 
Nach  der  Begründung  könnte  man  annehmen,  daß  die  Steuer  schon 
auf  die  Offerte  des  Grundstückseigentümers  gelegt  werden  sollte, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  0  f  f  e  r  t"e  späterhin 
akzeptiert  oder  abgelehnt  wird.  Legt  man  jedoch  den 
Text  des  Entwurfs  zugrunde,  so  gelangt  man  zu  der  Aus- 
legung, daß  die  Offerte  des  Verkäufers  erst  stempel- 
pflichtig wird,  wenn  sie  akzeptiert  ist.  daß  je- 
doch die  Ueber  tragung  der  K  echte  aus  einer 
solchen  Offerte  auf  einen  anderen  auch  dann  dem  Stempel 
unterliegt,  wenn  der  Vertrag  nicht  zustande  kommt, 
ein  Ergebnis,  dem  jeder  vernünftige  Sinn  fehlen  würde.  Es  ist  eine 
selbstverständliche  Forderung  steuerlicher  Gerechtigkeit,  daß  weder 
die     Offerte    noch    die    Uebertragung    der    Rechte    aus    einer    Offerte 
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stempelpflichtig  werden,  solange  nicht  die  Offerte  akzeptiert  ist.  Erst 
in  diesem  Augenblick  ist  ein  Umsatz  vorhanden ;  und  daß  erst  zu 
diesem  Zeitpunkt  eine  Besteuerung  stattfindet,  muß  mit  aller  Klar- 
heit ausgesprochen   werden. 

Die  gleichen  Einwendungen  müssen  wir  gegen  die  Besteuerung 
der  Verträge  erheben,  durch  die  der  Veräußerer  zum  Abschluß  eines 
Kaufvertrages  verpflichtet  wird;  auch  hier  darf  eine  Besteuerung 
erst  dann  eintreten,  wenn  der  Abschluß  des  Vertrages  vom  Berech- 
tigten gefordert   wird   und   zustande  kommt. 

Nach  der  Tarifstelle  32  Abs.  5  unterliegen  Beurkundungen  von 
Veräußerungen  ^  beweglicher  Sachen  dem  Stempel  auch  dann,  wenn 
sie  nm-  von  einem  der  Vertragschließenden  unterzeichnet  und  dem 
anderen  ausgehändigt  sind.  Damit  sollen  die  Verträge  der  Ab- 
zahlungsgeschäfte getroffen  werden,  die  natürlich  den  Betrag  dei 
Steuer  den  Preisen  zuschlagen  werden,  so  daß  dieser  Stempel  als 
eine  Belastung  der  änneren  Klassen  anzusehen  ist  und  den  Anschein 
einer    antisozialen    Maßnahme    erweckt. 

(Tarifstelle  44.) 
Zur  Tarifstelle  ,,Nießbrauchsbestellungen"  des  Ent- 
wurfs wird  in  der  Begründung  ausgeführt:  Derartige  Verträge 
werden  vielfach  in  der  Form  abgeschlossen,  daß  der  Grundstücks- 
eigentümer einem  anderen  den  Nießbrauch  überträgt  mit  der 
Vollmacht,  das  Grundstück  an  sich  oder  einen  Dritten  aufzulassen. 
Veräußert  der  Nießbraucher  das  Grundstück  an  einen  Dritten,  so 
unterliegt  nur  dieses  Veräußerungsgeschäft  dem  Kaufstempel,  und 
es  entgehen  auf  diese  Weise  der  Steuerkasse  namhafte  Beträge.  Dem- 
gegenüber ist  zu  bemerken,  daß  nicht  ersichtlich  ist,  inwiefern  dem 
Staate  durch  solche  Verträge  namhafte  Beträge  entgehen  sollen.  Ein 
mehrfacher  Kaufstempel  kann  dem  angegebenen  Vertragsinhalt  gegen- 
über gaj.'  nicht  in  Frage  kommen.  In  Berlin  werden  Nießbrauchs- 
verträge in  der  Eegel  nur  in  der  Absicht  geschlossen,  die  Pfän- 
dungen von  Mieten  seitens  der  Personalgläubiger  des  Schuldners  zu 
verhindern  und  die  Erträge  den  Hypothekengläubigern  zu  sichern. 
Gerade  für  diese  Fälle  erscheint  aber  der  Stempelsatz :  Vio  °/o  "^^m 
Kapitalswert  der  Nutzungen,  sehr  reichlich  bemessen.  Es  würden 
für  den  Nießbrauch  an  einem  Hause,  welches  10  000  Mk.  Bruttomiete 
aufbringt,  750  Mk.  Stempel  zu  entrichten  sein.  Dabei  ist  nicht 
zweifellos,  ob  unter  Kapitalswert  der  Nutzungen  schlechthin,  auch 
wenn  der  Nießbrauch  nur  auf  bestimmte  Zeit  eingeräumt  ist,  der 
mit  4  o/o  kapitalisierte  Bruttoertrag  zu  verstehen  ist.  Es  dürfte  sich, 
auf  jeden  Fall  eine  andere,  jeden  Zweifel  ausschließende  Formulierung 
empfehlen.  l 

(Tarifstelle  48.) 
Für  die  Erhöhung  des  Stempels  auf  Pacht-  und  Miet- 
verträge über  Immobilien  von  Vio  %  '^^^  Vio  t)is  1  o/o,  je  nach  der 
Höhe  des  jährlichen  Mietzinses,  ist  eine  Begründung  nicht  erfolgt. 
Der  Entwurf  begnügt  sich  damit,  die  Staffelung  der  Steuer,  bei  der 
je  nach  dem  jährlichen  Mietzins  für  je  1000  3Ik.  eine  Steigerung! 
um  i/io  ^/ö  eintritt,  zu  begründen,  indem  ausgeführt  wird,  daß  da- 
durch den  in  der  sozialen  Lebensstellung  und  den 
Vermögensverhältnissen  der  Steuerpflichtigen  liegenden 
Unterschieden  Genüge  geleistet  werden  solle.  Aus  dieser  Begründung 
ist  soviel  zu  ersehen,  daß  die  Steuer  auf  Miet-  und  Pachtverträge 
eine  Art  der  Einkommensbesteuerung  bilden  soll.  Hierzu 
ist  sie  aber  ebensowenig  geeignet,  wie  etwa  die  französische  Tür-  und 
Fenstersteuer,  da  sie  das  Einkommen  nicht  unmittelbar,  sondern 
lediglich  mittelbar  zu  erfassen  bestrebt  ist.  In  der  Tat  hat  die 
Höhe  des  gezahlten  Mietzinses  mit  den  Unterschieden  in  der  sozialen 
Lebensstellung  und  den  Vermögens  Verhältnissen  gar  nichts  zu  tun, 
soweit  es  sich  um  Pachtverträge  und  um  Mietverträge  über 
die  zu  gschäftlichen  Zwecken  bestimmten  Räume 
handelt.  Aber  auch  soweit  die  Wohnräume  in  Betracht  kommen, 
hängt    der    Wohnungsbedarf    von    der     Zahl     der     F  a  m  i  1  i  e  n  a  n  - 
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gehörigen  mindestens  in  demselben  Maße  wie  von  den  Vermögens- 
Verhältnissen  des  einzelnen  ab,  so  daß  mit  der  neuen  Steuer  das 
Kinderprivileg,  das  den  Pflichtigen  im  Einkommensteuer- 
Gesetz  gegeben  wurde,  im  Stempelsteuer-  Gesetz  wieder  ge- 
nommen wird.  Hier  und  da  wird  aber  auch  der  Stempel  im  End- 
ergebnis nicht  von  demjenigen  entrichtet  werden,  der  den  hohen  Miet- 
aufwand macht,  sondern  von  dem  Grundstückseigentümer. 
Welches  aber  dessen  soziale  Verhältnisse  oder  dessen  Vermögens- 
verhältnisse sind,  spielt  bei  der  Höhe  des  Mietzinses  gar  keine  Rolle. 
Unter  diesen  Umständen  können  wir  uns  weder  für  die  vorgeschlagene 
Staffelung  noch  überhaupt  für  eine  Erhöhung  aussprechen.  Als  eine 
große  Ungerechtigkeit  müssen  wir  es  aber  ansehen,  wenn  der 
Pächter  landwirtschaftlicher  Grundstücke  von  den  erhöhten  Lasten 
ausgenommen  werden  sollte,  während  man  dem  Gewerbetreibenden, 
für  den  der  Mietsaufwand  lediglich  als  Betriebsausgabe  in  Betracht 
kommt,  die  nach  keiner  Richtung  einen  Maßstab  für  den  Gewinn 
bildet,    die   neue   Last   aufbürdet. 

Der  Gesetzentwurf  erstreckt  den  Stempel  auch  auf  die  münd- 
lich abgeschlossenen  Verträge  und  verläßt  damit  das  Prinzip 
der  Urkundenbesteuerung  überhaupt.  Gerechtfertigt  wird  dies  damit, 
daß  nur  durch  eine  Besteuerung  der  mündlichen  Verträge  eine  voll- 
kommene und  zuverlässige  Ueberwachung  der  Verstempelung  zu  er- 
reichen sei,  weil  anderenfalls  für  die  Beteiligten  der  Anreiz  bestehe, 
zur  Ersparung  von  Stempelkosten  den  Abschluß  schriftlicher  Ver- 
träge zu  verheimlichen.  Man  kann  dem  nur  entgegenlialten,  daß  münd- 
liche Mietverträge  noch  viel  leichter  zu  verheimlichen  sind  als 
schriftliche,  und  da  die  Stempelpflichtigkeit  zudem  von  den  ein- 
zelnen Bestimmungen  des  Mietsvertrages,  insbesondere  von  der  Höhe 
der  vereinbarten  Miete  abhängig  ist,  so  kann  auch  jede  einzelne  Be- 
stimmung des  Mietvertrages  Gelegenheit  zu  einer  Hinterziehung  des 
Stempels  bieten.  Es  ist  vorauszusehen,  daß  unter  diesen  Umständen 
die  allerlästigsten  und  unbequemsten  Auseinander- 
setzungen zwischen  den  Steuerbehörden  und  den  Privaten  stattfinden 
müssen,  zumal  die  Mindeststrafe,  die  der  §  17  Abs.  2  im  Falle  einer 
Zuwiderhandlung  vorschreibt,  30  Mk.  ist.  Einen  vexatorischen  Cha- 
rakter müßte  die  Besteuerung  mündlicher  Verträge  namentlich  dann 
annehmen,  wenn  auch  die  sogenannten  möblierten  Zimmer 
herangezogen  werden.  Die  vorgeschlagene  Befreiung  für  Mietverträge, 
durch  die  Zimmervermieter  Fremde  zur  Beherbergung  auf- 
nehmen, scheint  sich  nur  auf  Ortsfremde  bei  vorübergehendem 
Aufenthalt  zu  beziehen,  so  daß  damit  zu  rechnen  ist,  daß  selbst 
solche  Kreise,  die  sich  nur  noch  durch  Zimmervermieten  zu  ernähren 
rermögen,    herangezogen   werden. 

Auch  gegen  die  Erhöhung  des  Stempels  auf  schriftliche  Miet- 
und  Pachtverträge  über  bewegliche  Sachen  von  i/io  °/o  ^"^f 
Vio  °/o  müssen  wir  uns  aussprechen.  In  Betracht  kommen  Lizenz- 
verträge, die  Miete  von  Maschinen,  ,d.ie  Miete  von  Flächen  zu  Re- 
klamezwecken, Waggonleihe  und  Schiffsmiete,  die  völlig  ungeeignete 
Steuerobjekte  darstellen.  Zum  Teil  enthält  der  Stempel  eine  Re- 
klamebesteuerung und  Transportbesteuerung,  deren 
Schädlichkeit    jetzt    beinahe    allgemein    anerkannt    wird. 

Die   Aeltesten  der   Kaufmannschaft  von  Berlin. 

2.    Eingabe   an   den   Bundesrat   betreffend   den   Entwurf   eines   Gesetzes 
behufs   Erhebung   von   Schiffahrtsabgaben. 

Berlin,   den  16.  Juni   1909. 

Dem  Hohen  Bundesrat  beehren  wir  uns  zu  dem  Entwurf  eines 
Gesetzes  betr.  die  Erhebung  von  Schiffahrtsabgaben  folgendes  vor- 
zutragen : 

Als  das  preußische  Abgeordnetenhaus  bei  den  Verhandlungen 
über  das  Wasserstraßengesetz  vom  1.  April  1905  die  Einführung  von 
Schiffahrtsabgaben  auf  den  im  Interesse  der  Schiffahrt  regulierten 
Flüssen   zur   Bedingung   seiner   Zustimmung  zu   der   Regierungsvorlage 
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oiachtc  (§  19),.  wurde  die  Frage,  ob  diese  Maßnalime  mit  dem  Artikel  54 
der  Reichsverfassung  im  Einklang  sei,  nicht  ansreicliend  geprüft. 
Der  jetzt  vorliegende  Entwui'f  eines  Gesetzes  betreffend  die  Er- 
hebung von  Schiffahrtsabgaben  sucht  die  Zweifel,  ob  jener  §  19  nicht 
der  Reichsverfassung  widerspricht,  nachträglich  zu  beseitigen  und 
so   der   Einführung   von   Schiffahrtsabgaben   den   Weg   zu   bahnen. 

Die  Einführung  dieser  Abgaben  würde  auch  für  das  Berliner 
Wirtschaftsleben  von  weittragenden  Folgen  sein.  Berlin  ist 
neben  Hambura".  Duisburg,  Ruhrort  und  Mannheim  der  bedeutendste 
Binnenhafen  Deutschlands,  wobei  allerdings  zu  berücksichtigen  ist, 
daß  der  Wasserweg  für  Berlins  Einfuhr  eine  wesentlich  gi'ößere  Be- 
deutung als  für  Berlins  Ausfuhr  hat.  Im  Jahre  1907  kamen  in  Berlin, 
Charlottenbui-g  und  Rixdorf  7,6  Mill.  To.  Güter  an,  davon  3,6  Mill. 
in  der  Bersrfahrt  und  4  Mill.  in  der  Talfahrt.  762  000  To.  gingen 
ab.  309  000  ^zu  Berg,  453  000  zu  Tal.  Im  Jahre  1908  kamen  7  Mill.  To. 
an.  3,1  Mill.  zu  Berg.  3,6  Mill.  zu  Tal.  700  000  To.  gingen  ab, 
393  000  zu  Berg,  307  000  zu  Tal.  Dabei  wiesen  die  Jahre  1907  und 
1908  im  Vergleich  mit  den  Vorjahren  niedrige  Ziffern  auf.  Die 
Güterbewegung  anf  den  Eisenbahnen  im  Verkehrsbezirk  Berlin  (ohne 
Vieh)  betrug  im  Jahre  1907  im  Empfang  rund  8  Mill.  To.,  im  Ver- 
sand 2,2  Mill.  To.  Auf  den  Wasserstraßen  stieg  die  Menge  der  an- 
gekommenen Güter  von  1902 — 1907  um  14,7  o/o,  die  Menge  der  ab- 
gegangenen Güter  um  19,0  o/o,  anf  den  Eisenbahnen  in  derselben  Zeit 
der  Empfang  um  27,7  o/o,  der  Versand  um  41,6  o/o.  Die  im  Ver- 
gleich zum  Eisenbahnverkehr  geringere  Steigerung  des  Wasserverkehrs 
dürfte,  wie  beiläufig  bemerkt  sei,  in  der  Hauptsache  darauf  zurück- 
zuführen sein,  daSj  Berlin  eines  größeren  Umschlagsspeichers  ent- 
behrt, ein  Uebelstand,  dem  bekanntlich  durch  die  Errichtung  mehrerer 
öffentlicher    Anlagen    für    die    Zukunft    abgeholfen    werden    wird. 

Hinsichtlich  der  Frage,  ob  und  inwieweit  eine  Mehrbelastung 
der  Güter  durch  die  geplanten  Schiffahrtsabgaben  eintreten  würde, 
ist  zwischen  den  Artieln,  deren  Herkunfts-  oder  Bestimmungsort 
in  Brandenbui'g,  und  denen,  deren  .Herkunfts-  oder  Bestimmungsort 
weiter  entfernt  liegt,  zu  unterscheiden.  Zur  ersten  Grappe  gehören 
z.  B.  Ziegelsteine,  Erde,  Lehm,  Sand  und  Kies,  zur  zweiten  Kohle, 
Holz,  Getreide,  Mehl,  Rohzucker  und  Raffinade,  Zement,  Eisen,  Zink, 
Blei.  Papier  und  Spiritus.  Hierzu  kommt  noch  der  bedeutende  Stück- 
gutverkehr mit  Hamburg,  Stettin,  Breslau  und  Magdeburg.  Bei  den 
Artikeln  der  ersten  Gruppe  ist  es  zweifelhaft,  ob  und  inwieweit  durch 
die  Einführung  der  Schiffahrtsabgaben  auf  den  natürlichen  Wasser- 
straßen eine  Mehrbelastung  herbeigeführt  werden  würde,  da  nicht 
bekannt  ist,  ob  und  inwieweit  die  Einführung  der  Schiffahrtsab- 
gaben auf  Elbe  und  Oder  auch  eine  Umgestaltung  der  Abgaben  auf 
den  märkischen  Wasserstraßen  zur  Folge  haben  würde.  Für  den 
Fall,  daß  die  Schleusenabgaben  durch  Abgaben  nach  tonnenkilo- 
metrischem  System  ersetzt  werden  sollten,  würde  dies  allerdings  für 
Schiffe,  die  keine  Schleuse  passieren,  eine  Mehrbelastung  bedeuten; 
für  Schiffe,  die  Schleusen  passieren,  könnte  sich  jedoch  andererseits 
unter  Umständen  eine  Erleichterung  ergeben.  Während  sich  also  bei 
den  Artikeln  der  ersten  Gruppe  die  Wirkung  der  geplanten  Maß- 
nahmen nicht  übersehen  läßt,  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß 
die  Waren,  die  aus  entfernteren  Gebieten  kommen  oder  dorthin  gehen, 
eine    erhebliche    Mehrbelastung    erfahren    würden. 

Eine  exakte  Untersuchung,  wie  die  Schiffahrtsabgaben  im  ein- 
zelnen auf  Berlins  Handel  und  Industrie  wirken  würden,  ist  indes 
auf  Grund  des  vorhandenen  Materials  nicht  möglich.  Bei  unserer 
Stellungnahme  zu  der  Frage  der  Einführung  der  Schiffahrtsabgaben 
können  wir  uns  daher  im  gegenwärtigen  Stadium  der  Angelegenheit 
lediglich  durch  allgemein-wirtschaftliche  Gesichts- 
punkte leiten  lassen.  Von  diesen  aus  lehnen  wir  den  Plan,  auf 
natürlichen  Wasserstraßen  Schiffahrtsabgaben  zu  erheben,  und  daher 
auch  den  vorliegenden  Gesetzentwurf  mit  seiner  Aenderung  der 
Reichsverfassung  grundsätzlich  ab.  Für  unsere  Stellungnahme  gegen- 
über   den    Abo-aben   sind    die   folgenden   Gründe    maßgebend. 
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Zunächst  herrscht  völlige  Unklarheit  i  n  b  e  t  r  e  f  f  d  e  r 
Ziele,  die  mit  der  Einführung  der  Sc  liif  fahrt  s- 
abgaben  auf  natürlichen  Wasserstraßen  verfoliit 
werden.  Die  Gründe,  welche  von  einem  Teile  der  Abgabenfreumle, 
insbesondere  von  dem  Direktor  im  preußischen  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten,  Herrn  Wirklichen  Geheimen  Ober-Regierungs- 
rat  reters,  für  die  Abgaben  angeführt  werden,  weichen  erheblich 
ab  von  denjenigen,  welche  zur  Zeit  der  Entstehung  des  §  19  des 
preußischen  Wasserstraßengesetzes  von  hervorragenden  Parlamen- 
tariern vorgebracht  wurden. 

Von  der  erstgenannten  Seite  wird  folgendes  ausgeführt :  Alle 
"Verkehrsanstalten  eines  modernen  Staates,  Landstraßen,  Eisenbahnen 
und  Wasserstraßen,  ständen  in  einem  organischen  Zusammenhange, 
müßten  daher  finanziell  nach  gleichen  Grundsätzen  behandelt  werden. 
Bei  einem  Vergleich  der  drei  Verkehrsanstalten  aus  dem  Gesichts- 
punkte der  finanziellen  Behandlung  heraus  könnten  jedoch  die  Land- 
straßen ausscheiden,  weil  sie  in  Preußen  sämtlich  in  der  ünterhaltmig.. 
und  im  Eigentum  von  Kommunalverbänden  ständen,  ferner  für  die 
Güterbeförderung  keine  selbständige  Bedeutung  mehr  hätten,  sondern 
hauptsächlich  Hilfsanstalten,  Zu-  und  Abfuhrwege  für  die  Schienen- 
und  Wasserstraßen  geworden  seien.  Der  Vergleich  müsse  sich  daher 
auf  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  beschränken.  Voraussetzung  für 
die  unentgeltliche  Darbietung  der  Dienste  der  Verkehrsanstalten 
seien  deren  einigermaßen  gleichmäßige  örtliche  Verteilung  über  das 
ganze  Staatsgebiet,  die  in  allen  Landesteilen  gleichmäßige  Bean- 
spruchung ihrer  Betriebsleistungen  und  die  3Iögiichkeit  der  allge- 
meinen Benutzung  durch  die  breiten  Volksmassen.  Bei  den  Eisen- 
bahnen sei  zwar  die  erste  Voraussetzung  gegeben,  dagegen  fehlten 
die  beider,  anderen.  Deshalb  sei  es  nicht  zulässig,  sie  als  freies 
Genußgut  zu  behandeln.  Noch  viel  weniger  aber  dürfe  auf  Wasser- 
straßen der  Grundsatz  der  Gemein.wiii:schaft  angewandt  werden;  deim 
bei  ihnen  sei  nicht  einmal  die  erste  Voraussetzung  gegeben.  Im 
Gegensatz  zu  den  Eisenbahnen  könne  bei  Wasserstraßen  von  einem 
eigentlichen  Verkehi'snetz  überhaupt  nicht  gesprochen  werden;  die 
Verkehrsbrauchbarkeit  der  einzelnen  Wasserstraßen  sei  ferner  außer- 
ordentlich verschieden.  Die  Eigenschaft  der  annähernd  gleichmäßigen 
und  unmittelbaren  Nutzbarkeit  für  alle  Schichten  der  Bevölkeining 
endlich  sei  bei  den  AVasserstraßen  deshalb  in  viel  geringerem  Maße  vor- 
handen als  bei  den  Eisenbahnen,  weil  sie  bedeutend  größere  Transport- 
gefäße und  Transporteinheiten  hätten,  also  den  Großverbraucher  mehr 
begünstigten  als  die  Eisenbahnen.  AVährend  also  die  Eisenbahnen 
für  die  Behandlung  als  freies  Genußgiit  immerhin  noch  eher  ge- 
eignet wären  als  die  Wasserstraßen,  sei  der  tatsächliche  Zustand 
umgekehrt;  der  Staat  wirtscliafte  au^  den  Eisenbahnen  hohe 
üeberschüsse  heraus,  während  die  Wasserstraßen  große  Zuschüsse  er- 
forderten. Die  Abgabenfreiheit  der  natürlichen  Wasserstraßen  sei 
also  eine  Benachteiligung  derjenigen  Landesteile,  die  von  den  Wasser- 
straßen keinen  Gebrauch  machen  könnten ;  die  Abgaben  seien 
mithin  eine  Forderung  ausgleichender  Gerechtig- 
keit. 

Im  Gegensatz  zu  dieser  Begründung,  auf  die  wir  später  zurück- 
kommen, stehen  zahlreiche  Aeußerungen  derjenigen  Parlamen- 
tarier, welche  als  die  Urheber  des  §  19  des  preußischen  Wasser- 
straßengesetzes zu  betrachten  sind.  Nach  diesen  Aeußerungen 
sollen  die  Abgaben  schutzzöllner  ischen,  insbesondere 
agrarischen  Tendenzen  dienen.  In  den  Verhandlungen  der 
Kommission  des  Abgeordnetenhauses  führte  der  Berichterstatter,  Ab- 
geordneter Dr.  am  Z  e  h  n  h  o  f  f ,  zugunsten  der  Schiffahrtsabgaben 
folgendes  an:  ,,Der  einheimischen  Landwirtschaft  bringen  die  großen 
Ströme  diu-chweg  Nachteil,  indem  sie  den  ausländischen  Produkten 
als  Einfalltore  dienen,  womit  der  Grundgedanke  unserer  Schutz- 
zollpolitik durchki'euzt  wird Dem  Interesse  der  einheimischen 

Industrie  und  Landwirtschaft  wäre  am  besten  damit  gedient,  daß 
die  von  der  Industrie  benötigten  Materialien  möglichst  mit  Abgaben 
verschont,    dacregen    das    ausländische    Getreide    mit    um    so    höheren 
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Abgaben  belegt  würden'-i).  Von  einem  der  Konimissionsmitglieder 
wurde  ferner  zur  Begründung  eines  die  Einfühning  von  Schiffahrts- 
abgaben  fordernden  Antrages  bemerkt,  die  Erhebung  von  Abgaben 
sei  ganz  besonders  notwendig  auf  dem  Rhein,  der  ein  ,, Einfalltor 
xa-'  6;oyTjv"  bilde,  dessen  Gefährlichkeit  durch  den  an  ihn  an- 
zubauenden Kanal  noch  erhöht  würde.  Aus  diesem  Grunde  werde 
in  dem  Antrage  begehrt,  den  Rhein  mit  Abgaben  zu  belegen;  die 
übrigen  Flüsse  seien  zudem  teils  schon  jetzt  mit  Abgaben  belastet, 
teils  kämen  sie  als  Einfalltore  weniger  in  Betracht.  Ergänzend  führte 
ein  Mitantragsteller  den  Gedanken  aus,  daß  der  Staat  der  einheimischen 
Landwirtschaft  mit  Flußschiffahrtsabgaben  zu  Hilfe  kommen  müsse, 
weil  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  Ozean-  und  Rheinfrachten  so 
sehr  gefallen  seien,  daß  dadurch  die  Zollmaßnahmen  illusorisch 
gemacht  würdens).  Bei  der  zweiten  Kommissionslesung  wurde  in  der 
Spezialdebatte  von  einigen  Abgabenfreunden  wiederum  betont,  die 
Gebühren  sollten  nicht  sowohl  von  den  Massengütern  der  Industrie 
als    von    dem    ausländischen    Getreide    erhoben    werden^). 

In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  4.  Februar  1905 
sagte  der  Abgeordnete  v.  A  r  n  i  m  -  Z  ü  s  e  d  o  m  bei  Beratung  der 
Schiffahrtsabgaben:  ,,Wenn  Sie  aber  bedenken,  daß  in  den  letzten 
Jahren  von  Rotterdam  nach  Mannheim  hinauf  jährlich  etwa 
21/2  Mill.  To.  Getreide  und  auf  der  Elbe  nach  den  dort  vorgenommenen 
Kon-ektionen  etwa  IV2  Mill.  To.  Getreide  befördert  werden,  so  ist 
klar,  daß  gerade  unsere  Wasserstraßen  die  Einbruchsstellen  für  Ge- 
treide sind;  da  können  Sie  es  uns  nicht  verdenken,  wenn  wir  auf 
Maßregeln  sinnen,  um  dem  Abhilfe  zu  schaffen  und  uns  zu  schützen 
wenigstens  gegen  das  Ergebnis  derjenigen  Ungerechtigkeiten,  welche 
nach  unserer  Ansicht  das  Ergebnis  der  manchesterlichsten  Politik  der 
letzten   25   Jahre,    ja   30  Jahre   gewesen   sind*'. 

In  derselben  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  erklarte  der  Ab- 
geordnete Frhr.  v.  ZedlitE  und  Neukircli  es  für  sehr  wohl 
möglich,  ,,daß  durch  eine  entsprechende  Tarifierung  des  Getreides 
die  Durchbrechung  unserer  Wirtschaftspolitik  im  Interesse  des 
Schutzes  unserer  Agrai'produktion  durch  die  allzu  billigen  Frachten 
auf  den  von  uns  mit  Kosten  regulierten  Strömen  etwas  abgemildert 
wird,  und  daß  wenigstens  eine  halbe  Mark  mehr  an  Transportkosten 
für  das  Getreide  bis  Mannheim  erhoben  werden  kann''.  ,,Das  ist 
nicht  gerade  sehr  viel",  fuhr  der  Redner  fort,  ,,aber  nachdem  man 
gesagt  hat,  daß  eine  Verbilligung  des  Getreides  auf  dem  Dortmund-Rhein- 
Kanal  um  etwa  eine  Mai'k  ruinös  würde,  muß  man  eine  Verteuerung 
des  Transports  um  die  Hälfte  doch  als  einen  kleinen  Schutz  für 
die    Landwirtschaft   ansehen". 

In  der  Sitzung  des  preußischen  Abgeordnetenhauses  vom 
18.  April  1907  wies  ferner  der  Abgeordnete  v.  Pappenheim  darauf 
hin,  ,,daß  ja  nicht  eine  gleiche  Verteilung  der  Abgaben  auf  alle 
Güter  stattfinden  wird,  sondern  daß  man  die  Rohmaterialien,  deren 
unsere  inländische  Industrie  bedarf,  nicht  durch  die  gleichen 
Schiffahrtsabgaben  belasten  wird,  wie  die  Importartikel  fertiger 
Ware,  die  eine  Konkurrenz  für  unsere  Industrie  im  Inlande  be- 
deuten". ,,Man  wird  in  der  Beziehung",  sagte  der  Redner  weiter, 
,,sehr  vorsichtig  und  mit  Rücksicht  aiif  die  Interessen  unserer  In- 
dustrie die  Tarife  feststellen  müssen,  und  ich  erwarte  von  der  König- 
lichen Staatsregierung,  daß  sie  in  der  Beziehung  allerdings  eine 
durchaus*)  Interessenpolitik  unserer  einheimischen  Erwerbsverhält- 
nisse  treiben   wird". 

Bei  vorstehenden  Ausführungen  hervon-agender  Parlamentai-ier 
wird  übrigens  übersehen,  daß  die  billigen  Wasserfrachten  nicht  bloß 
die   Einfuhr  ausländischen   Getreides,    sondern  auch   die   Ausfuhr   und 

1)  Vergl.  Drucksachen  des  preußischen  Hauses  der  Abgeordneten, 
20.  Legislaturperiode.  I.  Session  1904/05.  7.  Band,  Drucksache  Nr.  594, 
S.    172. 

2)  a.  a.   O.    S.   172/173. 

3)  a.   a.   O.    S.   242. 

*)    Wortlaut   des    stenographischen   Berichts. 
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den  inländischen  Verkehr  der  heimischen  Agrarprodukte  und  den 
Bezug-  der  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikel  erleichtern.  Es  sei 
hier  an  die  umfangreichen  Verschiffungen  von  Zucker,  Melasse,  Kali, 
Futtermitteln.  Spiritus,  Holz  und  von  inländischem  Getreide  erinnert. 
Durch  eine  Erhöhung  der  "Wasserfrachten  würde  also  die  Landwirt- 
schaft  zum    Teil   selber    geschädigt   werden. 

"Wenn  auch,  wie  oben  ausgeführt,  ein  hervorragender  Vertreter 
der  preußischen  Regierung  bei  seinem  Eintreten  für  Schiffahrtsab- 
^aben  andere  Gesichtspunkte  in  den  Vordergi'und  gestellt  hat.  so 
niuß  doch  betont  werden,  daß  die  Regierung  den  agrarischen  For- 
derungen niemals  mit  Entschiedenheit  entgegengetreten  ist;  \del- 
rnehr  können  aus  ihren  Kreisen  Aeußeiningen  angeführt  werden,  welche 
die  Befürchtung  zu  erwecken  geeignet  sind,  daß  die  Regierung  mit 
den  Ansichten  der  im  vorstehenden  genajinten  Parlamentarier  sym- 
pathisiere. In  der  Denkschrift  zu  der  Uebereinkunft 
zwischen  Preußen,  Bayern,  Baden  und  Hessen 
wegen  der  Kanalisierung  des  Mains  von  Offen- 
bach bis  Aschaffenburg  vom  21.  April  1906  heißt  es: 
„Die  Schiffahrtsabgaben  werden  für  das  Rheingebiet  in  Anbetracht 
seines  außerordentlich  großen  und  fortwährend  steigenden  Schiffver- 
kehrs sich  verhältnismäßig  niedrig  stellen;  sie  werden  aber  doch  den 
Regierungen  durch  die  Handhabe  der  Tarifbildung  einen  gewissen,  vom 
Standpunkte  der  deutschen  Verkehrspolitik  wünschenswerten  Einfluß 
auf  die  künftige  Entwicklung  der  Güterbewegung  auf  der  Wasserstraße 
ermöglichen"  i).  Diese  Aeußerung  kann  doch  nur  dahin  verstanden 
werden,  daß  die  Abgaben  in  einer  den  Import  erschwerenden  Weise 
den    Zwecken    der    Handelspolitik    dienstbar   gemacht    werden    sollen. 

Wenn  ferner  Herr  Ministerialdirektor  Peters  in  seinem  Buche 
..Die  Schiffahrtsabgaben"  2)  ^ie  Behauptung,  daß  die  Schiffahrtsab- 
gaben ..ausschließlich"  oder  ,, hauptsächlich"  als  eine  Handhabe  zur 
Fernhaitung  der  Getreideeinfuhr  gedacht  seien,  als  tatsächlich  un- 
richtig bezeichnet  (Seite  90),  so  geht  schon  aus  der  vorsichtigen 
Formulierung  des  Satzes  hervor,  daß  auch  er  nicht  bestreiten  kann, 
daß  der  Gedanke  des  Agrarschutzes  bei  den  Freunden  der  Schiffahrts-. 
abgaben,  wenn  er  auch  vielleicht  nicht  ,, ausschließlich"  oder  ,, haupt- 
sächlich" maßgebend  ist,  so  doch  mindestens  als  mitbestimmender 
Grund  in  Betracht  kommt. 

Wenn  man  aber  auch  annimmt,  daß  der  gegenwärtigen  preußi- 
schen Regierung  agrai'isch  -  schutzzöllnerische  Gedanken  bei  der 
Einführung  der  Schiffahrtsabgaben  fem  liegen,  so  ist  damit  noch 
keine  Sicherheit  geboten,  daß  die  Schiffahrtsab- 
gaben in  Zukunft  nicht  in  schutzzöllnerischem 
Sinne  gemißbraucht  werden  könnten.  Denn  die  Per- 
sonen und  die  Anschauungen  wechseln,  und  bei  der  großen  Macht- 
stellung der  agi'arischen  Parteien  ist  es  möglich,  daß  die  Regierung 
wider  ihren  Willen  zu  einer  schutzzöllnerischen  Ausgestaltung  der 
Abgaben  gedrängt  wird.  Daß  die  Tarife  bei  den  gemeinschaftlichen 
Strömen  nui-  durch  Uebereinstimmung  mehrerer  Staaten  zustande 
kommen  können,  beseitigt  die  schutzzöllnerische  Gefahr  nicht,  be- 
sonders, da  nach  Artikel  II,  §  1  des  Entwurfes  der  Widerspmch  der 
Minderheit  durch  Entscheidung  des  Bundesrats  beseitigt  werden  kami. 
Einer  schutzzöllnerische  Tendenzen  verfolgenden  preußischen  Re- 
gierung würde  es  auch  nicht  an  Mitteln  fehlen,  die  kleineren  Bundes- 
staaten zur  Nachgiebigkeit  zu  nötigen.  So  wird  z.  B.  in  dem  Buche 
,, Preußische  Verkehrspolitik  und  Staatsfinanzen"  ^)  des  Wirklichen 
Geheimen  Oberregierungsrats  und  Eisenbahn-Direktionspräsidenten 
a.  •  D.  Franz  Ulrich  (S.  68/69)  der  Vorschlag  gemacht,  Preußen 
möge,  um  auf  die  anderen  Bundesstaaten  einen  Druck  auszuüben, 
auf  seinen  Stromanteilen  das  Schleppmonopoi  einführen  und  die 
Gebührer.    hierfür    entsprechend    hoch    bemessen. 

1)  Drucksachen  des  preußischen  Hauses  der  Abgeordneten.  20.  Legis- 
laturperiode,  IL    Session  1905/06,   9.   Bd.,   S.   4513. 
-)   Leipzig   1908,   Duncker  mid   Humblot. 
3)   Berlin   1909,   Julius   Springer. 
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Es  könnte  ferner  eingewendet  werden,  die  Befürchtungen  wegen, 
einer  schutzzöllnerischen  Ausgestaltung  der  Schiffahrtsabgaben  seiea 
schon  aus  dem  Grunde  hinfällig,  weil  diese  Abgaben  die  zur  Her- 
stellung und  Unterhaltung  der  verkehrserleichternden  Anstalten  er- 
forderlichen Kosten  nicht  übersteigen  dürften.  Dadurch  sei  der  Ge- 
fahr, dali  diese  Abgaben  sehr  hoch  bemessen  werden  könnten,  w-ie 
es  für  schutzzöllnerische  Zwecke  notwendig  sei,  von  vornherein  vor- 
gebeugt. Jedoch  abgesehen  davon,  daß  die  Einordnung  der  Güter 
in  die  verschiedenen  Tarifklassen,  die  voraussichtlich  gebildet 
werden,  und  die  Bemessung  der  Abgabensätze  für  die  einzelnen 
KlasseiL  den  schutzzöllneriscTien  Bestrebungen  einen  weiten  Spiel- 
raum bieten,  ist  die  verfassungsmäßige  Höchstgrenze 
der  Abgaben  Sätze,  wie  sie  durch  die  Regierungsvorlage  ge- 
schaffen werden  würde,  sehr  unsicher.  Der  Gesetz ent^\'tlrf  er- 
weitert den  Begriff  der  ,, Anstalten*',  deren  Kosten  durch  Abgaben  ge- 
deckt werden  dürfen,  gegenüber  dem  geltenden  Rechtszustande  in 
einer  Weise,  daß  dadurch  die  lebhaftesten  Befürchtungen  wachgerufen 
werden  in  bezug  auf  die  Höhe,  bis  zu  welcher  die  Abgaben  allmählich 
gesteigert  werden  könnten.  AVenn  nach  dem  Entwurf  die  Abgaben  für 
solche  ,, Werke,  Einrichtungen  oder  sonstige  Anstalten*  erhob^i 
werden  dürfen.  ,, welche  den  Verkehr  wesentlich  erleichtern',  so  ist 
nach  der  Begründung  diese  Fassung  eigens  zu  dem  Zweck  gewählt 
worden,  um  festzustellen,  daß  auch  unkörperliche  Anstalten  als 
Substrate  der  Abgabenerhebung  in  Betracht  kommen.  Die  Begründung 
erwähnt  die  Strom-,  Schiffahrts-  und  Hafenpolizei,  das  Lotsenwesen, 
den  Eisbrecherdienst,  die  Beseitigung  von  Wracks,  Baumstämmen  oder 
sonstigen  Schiffahrtshindernissen  und  die  Fahrwasserbezeichnung.  An 
einer  anderen  Stelle  wird  ausgeführt,  daß  zu  den  Kosten,  die  durch 
Abgaben  verzinst  und  getilgt  werden  sollen,  nach  der  Praxis  auch 
die  Gehälter  des  erforderlichen  Personals  nebst  den  Aufwendungen 
für  Ruhegehälter  und  Versorgung  von  Hinterbliebenen  gehören.  Wenn 
maji  erst  so  weit  gegangen  ist,  dann  bedarf  es  nur  noch  eines 
kleinen  Schrittes,  um  auch  die  ganze  Strombauverwaltung  zu  den  An- 
stalten, welche  den  Verkehr  wesentlich  erleichtern,  zu  rechnen  und 
die  Bestreitung  ihrer  Kosten  aus  den  Schiffahrtsabgaben  zu  fordern. 
Auch  die  Aufwendungen  für  die  in  erster  Linie  landwirtschaftlichen 
Zwecken  dienenden  Stauweiher  sollen  zum  großen  Teil  aus  den 
Schiffahrtsabgaben  bestritten  werden.  Schließlich  machen  wir  noch 
aufmerksam  auf  eine  Aeußerung  des  Abgeordneten  Grafen  von 
S  p  e  e.  Dieser  hat  am  23.  Febr.  1909  im  preußischen  Abgeordneten- 
hause gefordert,  daß  aus  den  Schiffahrtsabgaben  Fonds  gebildet 
werden,  aus  welchen  Ersatz  für  alle  im  Interesse  der  Schiffahrt  für 
Handel  und  Industrie  getroffenen,  die  Landeskultur  aber  schädi- 
genden   Maßnahmen    geleistet    werden    soll. 

Für  die  Beurteilung  der  Frage,  welche  Höhe  die  Schiffahrts- 
abgaben unter  Umständen  erreichen  könnten,  ist  es  auch  notwendig, 
die  schwebenden  Projekte  von  S  t  r  o  mr  e  g  u  1  i  ernng  e  n 
und  Kanalbauten  zu  berücksichtigen.  Wir  stellen  im  fol- 
genden einige  der  wichtigsten  Projekte,  die  in  der  letzten  Zeit  dis- 
kutiert wurden,  zusammen.  So  ist  davon  die  Rede  gewesen,  daß  der 
Rhein  aufwärts  bis  Cöln  für  größere  Seeschiffe  vertieft  werden  solle. 
Von  St.  Goar  bis  Mainz  soll  die  Fahrrinne  bis  auf  21/2  m  Tiefe 
gebracht  werden,  ein  Projekt,  dessen  Kosten  auf  30  Mill.  Mk.  ge- 
schätzt werden.  Ferner  bestehen  Pläne,  die  auf  Verbessemng  des 
Fahrwassers  des  Rheins  bis  Basel  aufwärts  und  seine  Schiffbar- 
machung  zwischen  Basel  und  dem  Bodensee  gerichtet  sind.  Die 
Strecke  Basel-Bodensee  würde  etwa  30—36  Mill.  Mk.  erfordern.  Im 
Jahre  1905  ist  ferner  vom  preußischen  Abgeordnetenhause  eine  Reso- 
lution angenommen  worden,  in  welcher  die  Kanalisierung  der  Saar, 
Mosel  und  Lahn  verlangt  wird.  Die  Kosten  der  Kanalisierung  von 
Mosel  und  Saar  wurden  von  dem  preußischen  Herrn  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  in  der  Sitzung  des  preußischen  Abgeordneten- 
hauses vom  16.  März  1909  auf  102  Mill.  Mk.  angegeben.  In  dem  am 
21  April  1906  zwischen  Preußen.  Bayern,  Baden  und  Hessen  abge- 
schlossenen  Staatsvertrage   ist   die   Kanalisierung  d^-s   Mains   zwischen 
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Offenbach  und  Ascliaffenbnrg  vorgesehen  worden.  Das  Baukapital 
ist  für  den  preußischen  Anteil  auf  3  880  000  Mk.  vei-anschlagt.  Die 
Verzinsung  und  Tilgung  dieses  Kapitals  soll  ebenso  wie  der  Auf- 
wand für  Betrieb  und  Unterhaltung  aus  dem  Erti-age  der  Rhein-  und 
Main-Schiffahrtsabgaben  entnommen  werden^).  Bayern  muß  für  seinen 
Anteil  9,2  Mill.  aufwenden,  außerdem  für  einen  Umschlaghafen  in 
Aschaffenburg  14.5  Mill.  Württemberg  wünscht  zunächst  die  Kanali- 
sierung des  Neckars  bis  Heilbronn.  Der  Fluß  soll  für  1000 — 1200  To.- 
Schiffe  fahrbar  gemacht  werden.  Die  Kosten  dieses  Projektes  werden 
auf  28  Mill.  Mk.  angegeben,  von  denen,  Zeitungsnachrichten  zufolge, 
14  Mill.  aus  den  Abgaben  des  Eheingebiets  verzinst  und  getilgt 
werden  sollen.  Daneben  bestehen  in  Württemberg  und  Bayern  noch 
viel  weitergehende  Projekte.  Man  spricht  von  einer  Verbindung  des 
Mains  mit  der  Donau  und  des  Neckars  mit  der  Donau.  Der  Gesamt- 
bauaufwand für  die  württembergischen  Großschiffahrtspläne  wird  auf 
245  Mill.  Mk..  für  die  von  Aschaffenbm'g  bis  zur  Donau  projektierte 
Großschiffahrtsstraße  auf  240—250  Mill.  Mk.  angegeben.  Auch  die 
Interessenten  der  übrigen  Stromgebiete  fordern  erhebliche  Ver- 
besserungen. Die  Kanalisierung  der  Aller,  welche  3,3  Mill.  Mk.  er- 
fordert, ist  bereits  vom  Landtage  bewilligt.  Ferner  wird  die  Kanali- 
sierung der  Wen-a,  die  Regulierung  der  Warthe,  die  Wiederschiffbar- 
machung  der  Nogat  (Kosten  etwa  10  Mill.),  der  Bau  eines  Kanals 
von  der  Saale  bis  nach  , Leipzig  u.  a.  m.  verlangt.  Die  Kosten  der 
geplanten  Elbi"*egulieining  wurden  in  Nr.  99  des  Jahrganges  1909 
der  „Kölnischen  Zicitung"  auf  40  Mill.  Mk.  angegeben.  Die  Aus- 
führung der  vorstehend  genannten  Projekte  würde  zusammen  etwa 
700  Mill.  kosten.  Das  würde  bei  einer  Verzinsung  von  31/2  ^/o  allein 
eine  verfassungsmäßig  zulässige  jälirliche  Einnahme  aus  Schiffahrts- 
abgaben  von  24,5  Mill.  ergeben.  Dabei  sind  die  Betriebskosten  noch 
gar  nicht  berücksichtigt.  Hierzu  treten  noch  die  Aufwendungen  auf 
Grund  des  preußischen  Wasserstraßengesetzes  vom  1.  April  1905. 
welche  rund  330  Mill.  betragen.  Wenn  in  Regierungskreisen  aus- 
geführt worden  ist,  daß  der  auf  10  Mill.  veranschlagte  Rohertrag 
der  Stempelabgabe  von  Aufsichtsratsbezügen  weit  über  die  wahr- 
scheinliche Gesamtbelastung  der  deutschen  Binnenschiffahrt  hinaus- 
geht, so  muß  daher  auf  Grund  vorstehender  Zahlen  die  Richtig- 
keit   dieser    Angabe    bezweifelt    werden. 

Mögen  auch  die  angeführten  Zahlen  zum  Teil  nicht  ganz  zu- 
verlässig sein,  und  mag  auch  ungewiß  sein,  wie  \del  von  diesen  Auf- 
wendungen aus  Schiffalirtsabgaben  gedeckt  werden  dürfte,  so  zeigen 
die  Angaben  doch,  wie  begründet  die  Befürchtungen  sind,  daß  die 
Abgabensätze    allmählich    bedeutende    Erhöhungen    erfahren    dürften. 

Treten  solche  Erhöhungen  in  der  Tat  ein,  dann  werden  sich  all 
die  ungünstigen  Folgen  zeigen,  die  von  den  Gegnern  der  Schiffahrts- 
abgaben in  Aussicht  gestellt  werden,  und  deren  Eintreten  von  den 
Abgabenfreunden  unter  Hinweis  auf  die  Geringfügigkeit  der  Ab- 
gaben bestritten  w^ird. 

In  den  Ausführungen  der  Abgabenfreunde  spielt  der  Vergleich 
zwischen  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  eine  wesentliche  Rolle. 
Dieser  Vergleich  mui3  in  der  angezogenen  Form  als  unzutreffend  zu- 
rückgewiesen werden.  Zwischen  Eisenbalinen  und  Wasserstraßen  be- 
steht eben  der  fundamentale  Unterschied,  daß  bei  der  Eisenbahn 
die  Beförderung  des  Gutes  durch  die  staatliche  Anstalt  selbst  er- 
folgt, während  auf  der  Wasserstraße  diese  Beförderung  einem  pri- 
vaten Unternehmer  obliegt.  Die  Eisenbahnfracht  muß  mithin  nicht 
bloß  die  Verzinsung  des  für  Grund  und  Boden  und  die  Gleisanlagen 
aufgewandten  Kapitals  erbringen,  sondern  auch  einen  Entgelt  für 
die  Betriebsleistung  bieten,  einen  Entgelt,  der  durch  die  großen  Aus- 
gaben für  rollendes  Material,  Kohle,  Gehälter  der  Betriebsbeamten 
usw.  gerechtfertigt  wird.  Gegen  diese  Argumentation  ist  neuerdings 
seitens  der  Wassersti-aßenfreunde  eingewandt  worden,  daß  auch  bei 
den    Wasserstraßen     das     Betriebsmoment     nicht    fehle.      Nicht     nur 


1)  Drucksachen  des  preußischen  Hauses  der  Abgeordneten.  20.  Legis- 
laturperiode.   II.    Session   1905/06,   9.   Band,   S.   4512. 
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Häfen  würden  mit  ihren  zahlreichen  Lösch-  nnd  Ladevorrichtnngen. 
Lagerhäusern  und  Gleisanlagen,  sondern  auch  Kanäle  und  kanali- 
sierte Flüsse  mit  Hebewerken.  Schleusen  und  Wehren  betrieben. 
Ferner  werde  vielfach  die  Schleppkraft  von  der  Verwaltung  gestellt. 
Darauf  ist  seitens  der  Abgabengegner  zu  erwidern,  daß,  soweit  auf 
Wasserstraßen  ein  Betrieb  stattfindet,  auch  gegenwärtig  bereits  Ab- 
gaben (Hafen-  und  Schleusengelder  usw.)  erhoben  werden.  Auf  den 
abgabenfreien  Wasserstraßen  fehlt  eben  ein  solcher  Betrieb  vollständig. 
Wenn  man  vom  Betriebsmoment  ausgeht,  so  kommt  man  mithin  ge- 
rade im  Gegensatz  zu  der  Ansicht  der  Abgabenfreunde  zu  einer  Eecht- 
lertigung  des  bestehenden  Eechtszustandes,  wonach  für  die  Be- 
nutzung von  Häfen  und  Schleusen  Abgaben  erhoben  werden  dürfen, 
dagegen  nicht  für  die  bloße  Befahrung  der  Flüsse,  die  überdies  als 
ein  Geschenk  der  Xatur  auch  keine  Verzinsung  eines  Anlagekapitals 
bedingen. 

Wenn  ferner  die  Notwendigkeit  der  Einführung  der  Schiffahrts- 
abgaben aus  dem  Prinzip  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  herge- 
leitet wird,  so  kommt  dabei  der  Gedanke  der  Gerechtigkeit  nicht 
in  erschöpfender  Weise  zur  Geltung.  Bei  Berücksichtigung  aller  in 
dieser  Frage  in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte  würde  es  viel- 
mehr gerecht  sein,  auch  auf  die  Produktionsbedingungen  der  an  den 
Wasserstraßen  angesiedelten  Industrien  genügend  Rücksicht  zu  nehmen 
und  diesen  Industrien  nicht  einem  mißverständlich  angewandten  Prin- 
zip   zuliebe    schwere    Schäden    zuzufügen. 

Ein         gewisser  wirtschaftlicher  Ausgleich 

zwischen  den  L  a  n  d  e  s  t  e  i  1  e  n  mit  und  ohne  Wasser- 
straßen vollzieht  sich  übrigens  schon  von  selbst 
dadurch,  daß  die  Bodenpreise  in  den  bevorzugten 
Gegenden  entsprechend  steigen,  wobei  der  Staat  durch 
die  Besteuerung  der  Anlieger  an  der  Wertsteigerung  des  Bodens  Anteil 
nimmt.  Der  Käufer  des  teurer  gewordenen  Gi-undstücks  muß  den 
Vorteil  der  billigeren  Wasserfracht  im  Pi'eise  bezahlen.  Wo  sich 
industrielle  und  Handelsbetriebe  im  Verti-auen  auf  die  durch  Ar- 
tikel 54  der  Eeichs Verfassung  gewährleistete  Abgabenfreiheit  der 
Ströme  an  diesen  niedergelassen  haben,  wird  nach  Einführung  der 
Abgaber  vielfach  eine  Wert  Verminderung  der  Anlagen 
eintreten.  Vorausgesetzt  ist  dabei  natürlich,  daß  die  Abgaben  nicht 
vom  Schiffer  getragen  werden.  Die  Furcht  vor  einer  Wertverminderung 
wird  allerdings  von  den  Abgabenfreunden  deshalb  für  unbegründet 
gehalten,  weil  gerade  infolge  Einführung  der  Abgaben  und  der  aus 
dem  Ertrage  dieser  Abgaben  geschaffenen  Stromverbesserimgen  die 
Frachten  sinken,  nicht  aber,  wie  die  Abgabengegner  befürchten, 
steigen  würden.  Diese  xArgumentation  trifft  jedoch  zunächst  nur 
insoweit  zu,  als  die  Abgaben  wirklich  zu  Stromverbesserimgen  ver- 
wandt werden,  nicht  aber  zur  Bestreitung  der  bisher  aus  allgemeinen 
Staatsmitteln  aufgebrachten  Kosten  der  Strom-,  Schiffahrts-  und 
Hafenpolizei  und  der  sonstigen  ., unkörperlichen  Anstalten",  der 
hauptsächlich  der  Landwirtschaft  dienenden  Stauweiher  usw.  Ferner 
wird  die  Wirkung  der  Stromverbesserungen  auf  die  Ermäßigung  der 
Selbstkosten  der  Schiffahrt  vielfach  überschätzt.  So  wird  z.  B. 
darauf  hingewiesen,  daß  durch  die  Regulierungsarbeiten  am  Ober- 
lauf der  Flüsse  die  Möglichkeit  geschaffen  würde,  die  Länge  der 
Reisen  auszudehnen  und  dadurch  das  Verhältnis  zwischen  Fahrzeit 
und  Liegezeit  günstiger  zu  gestalten,  was  eine  Ermäßigung  der 
Selbstkosten  zur  "Folge  habe.  Dieser  Auffassung  ist  jedoch  von  den 
Rheins chiffahrts-Interessenten  widersprochen  worden.  Diese  machen 
geltend,  daß  weniger  die  Länge,  als  die  gi'ößtmögliche  Zahl  der  Reisen 
für  die  Rentabilität  des  Rheinschiffahrtsbetriebes  wichtig  sei.  Lange 
Reisen  nach  entfernten  Plätzen,  an  denen  sich  obendrein  vielleicht 
nur  schwer  Rückfracht  biete,  brächten  im  Gegenteil  den  Nachteil 
mit  sich,  daß  der  Schiffer  auf  dem  freien  Schiffsmarkte  ein  plötz- 
liches Steigen  der  Frachten  nicht  ausnutzen  könne.  Üeberhaupt  sei 
für  die  Rentabilität  des  Schiffahrtsbetriebes  nicht  so  sehi-  die  Ver- 
kehrsstrecke als  vielmehr  die  Verkehrsbeziehung  maßgebend.  Die  Er- 
mäßigung    der     Selbstkosten     der     Schiffahrt    und   mit    ihr   diejenige 
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der  Frachten  ist  mithin  durchaus  nicht  so  sicher,  wie  die  Abgaben- 
freunde  meinen.  Da  femer  die  Abgaben  eines  ganzen  Stromgebietes 
in  eine  gemeinschaftliche  Kasse  fließen  sollen,  ist  gar  keine  Ge- 
währ vorhanden,  daß  jede  Wassersti-aße  in  dem  Maße,  wie  sie  zu 
den  Abgaben  beiträgt,  auch  an  den  Vorteilen  und  etwaigen  Fracht- 
ermäßigungen  Anteil  hat. 

Eine  Ermäßigung  der  Wasserfrachten,  namentlich  für  landwirt- 
schaftliche Produkte,  würde  übrigens  durchaus  nicht  im  Sinne  der- 
jenigen Parlamentai'ier  liegen,  welche  den  §  19  in  das  preußische 
Wasserstraßengesetz  hineingebracht  haben.  Diese  beabsichtigten 
zweifellos  durch  die  Abgaben  eine  Erhöhung  der  Frachtsätze,  min- 
destens   für    landwirtschaftliche    Produkte,    zu    eiTeichen. 

Da  die  Abgaben  nach  Tonnenkilometern  erhoben  werden  sollen, 
so  würden  sie  ferner  die  am  Oberlauf  der  Ströme  lie- 
genden industriellen  Betriebe  gegenüber  den  am  Unter- 
lauf liegenden  stark  benachteiligen.  Das  gilt  im  Rheingebiet 
von  der  süddeutschen  Industrie  gegenüber  der  rheinisch-westfälischen, 
im  Eibgebiet  von  der  sächsischen  Industrie  gegenüber  derjenigen 
in   den   Seeplätzen. 

Sollten,  wie  anzunehmen  ist,  die  gegenwärtig  in  Aussicht  ge- 
nommenen Abgabensätze  später  bedeutende  Erhöhungen  erfahren,  so 
würden  die  am  Wasserstraßenverkehr  interessierten. 
Industrien  teils  durch  die  Verteuerung  des  Rohstoffbezuges, 
teils  durch  die  Erhöhung  der  Transportkosten  beim  Absatz  der  Fa- 
brikate, teils  durch  die  Verteuerung  des  Lebensunterhaltes  der  Ar- 
beiter schwer  geschädigt  werden.  Auch  sozialpolitisch 
würden  die  Schiffahrtsabgaben  bedenklich  sein,  da  durch  sie 
unentbehrliche  Artikel,  wie  Kohle,  Getreide  und  Kolonialwaren  ver- 
teuert und  dadui'ch  die  unteren  Klassen  stark  belastet  werden  würden. 
Schon  die  gegenwärtig  geplanten  Abgaben  würden  zum  Teil  eine 
nennenswerte  Verteuerung  des  Getreides  zur  Folge  haben.  So  würde 
z.  B,  die  Fracht  von  Hamburg  nach  Riesa  durch  die  Elbschiffahrts- 
abgabe  nicht  unwesentlich  erhöht  werden,  wodurch  auch  der  Berliner 
Handel,  der  an  dem  Verkehr  mit  Getreide  nach  der  Oberelbe  sehr 
interessiert  ist,  getroffen  werden  würde.  Wenn  als  Beweis  für  die 
Unschädlichkeit  einer  durch  die  Abgaben  etwa  hervorgerufenen  Fracht- 
erhöhung die  lebhaften  Schwankungen  der  Frachtsätze  und  die  große 
Spannung  zwischen  den  höchsten  und  niedrigsten  Frachtsätzen  an- 
geführt werden,  so  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  die  angeführten  hohen 
Frachtsätze  nur  vorübergehender  Natur  sind,  die  Abgaben  aber  eine 
dauernde   Belastung   darstellen. 

Von  den  Abgabenfreunden  wird  ferner  vielfach  darauf  hinge- 
wiesen, daß  die  Abgabenfreiheit  eines  Teils  der  natürlichen  Wasser- 
straßen eine  Ungleichheit  gegenüber  den  Kanälea 
und  kanalisierten  Flüssen  begründet.  Darauf  ist  zu  er- 
widern, daß  es  doch  ein  großer  Unterschied  ist,  ob  ein  Wasserbett 
erst  gegraben  worden  ist,  also  ohne  die  staatliche  Initiative  gar 
nicht  vorhanden  wäre,  oder  ob  es  bereits  vorher  existierte.  Die  ver- 
schiedene Behandlung  der  kanalisierten  und  der  auf  andere  Weise 
regulierten  Flüsse  ferner  wird  durch  die  meist  beträchtlich  höheren 
Kosten    der    Kanalisierung   gerechtfertigt. 

Die  Einführung  der  Abgaben  würde  ferner  der  Eisenbahnver- 
waltung die  Möglichkeit  geben,  für  Güter,  bei  denen  die  K  o  ]i  - 
kurrenz  zwischen  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen 
ernstlich  in  Frage  kommt,  die  Tarife  zu  erhöhen.  Es  liegt  uns  fern, 
die  Worte  des  preußischen  Herrn  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten 
in  Zweifel  zu  ziehen,  der  in  der  Sitzung  des  preußischen  Abgeordneten- 
hauses vom  18.  April  1907  ausdrücklich  bestritten  hat,  daß  die  Re- 
gierung durch  die  Abgaben  ihre  Eisenbahnen  von  einer  lästigen  Kon- 
kurrenz befreien  wolle;  doch  müssen  wir  daran,  daß  solche  Tarif- 
erhöhungen  möglich    sind,    festhalten. 

Ein  Bedenken  sehr  wesentlicher  Art  gegen  Schiffahrtsabgaben 
besteht  darin,  daß  diese  den    Aktionsradius    der    deutschen 
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Häfen  (See-  und  Binnenhäfen)  verkürzen  und  sie  im 
Wettbewerb   mit  den  ausländischen   Häfen  benachteiligen  würden. 

So  könnte  eine  Schädigung  Hamburgs  zugunsten  Triests,  Mann- 
heims zugunsten  Genuas  erfolgen.  In  einem  Artikel  des  Haager 
„Nieuwe  Courant"  wurden  vor  kurzem  die  Ansichten  der  hollän- 
dischen Kegierung  über  die  Kheinschiffahrtsabgaben  folgendermaßen 
wiedergegeben:  „Man  darf  ....  nicht  aus  den  Augen  verlieren,  daß 
jetzt  schon  der  Transport,  von  einem  unserer  niederländischen  Häfen 
nach  einer  schweizerischen  Stadt  von  der  Bedeutung  wie  Zürich 
zwecks  Umladung  in  Mannheim  oder  Straßburg-Kehl  ungefähr  gerade 
ebensoviel  kosten  würde,  als  vom  Mittelländischen  Meer  nach  Zürich. 
Wenn  Preußen  zur  Einführung  von  Schiffahrtszöllen  auf  dem  Rhein 
schritte,  dann  würde  nach  ungefähren  Berechnungen  der  Punkt  in 
der  Schweiz,  bis  zu  welchem  vom  Mittelmeer  her  und  von  unseren 
Transithäfen  die  Tarife  ungefähr  gleich  ständen,  nach  Basel  ver- 
legt werden."  Die  Verlegung  dieses  Punktes  würde  aber  nicht  nur 
die  holländischen  Seehäfen,  sondern  auch  die  deutschen  Umschlags- 
plätze und  die  badischen  und  elsässischen  Eisenbahnen  schädigen. 
Ferner  würde  durch  die  Abgaben  der  Rhein  in  seiner  Wettbewerbs- 
fähigkeit gegenüber  den  belgischen  und  französischen  -Bahnen  und 
Kanälen  beeinträchtigt  werden,  insoweit  der  Verkehr  zwischen  den 
nordwesteuropäischen  Häfen  und  dem  ganzen  linksrheinischen  Süd- 
deutschland und   der  West-   und  Zentralschweiz   in   Betracht   kommt. 

Für  den  Fall,  daß  der  Transitverkehr  abgabenfrei  ge- 
lassen werden  sollte,  würde  zwar  ein  Teil  der  obigen  Bedenken  weg- 
fallen, dafür  würde  jedoch  diese  Befreiung  eine  erhebliche  Schädigung 
der  einheimischen  Industrie  zugunsten  der  ausländischen  bedeuten; 
denn  diese  würde  ihre  Rohstoffe  um  die  Differenz  der  Abgabe  billigeir 
beziehen  als  das  Inland. 

Schließlich  wird  für  den  Fall,  daß  der  Versuch  gemacht  wird, 
durch  die  Schiffakrtsabgaben  den  Import  des  amerikanischen  und 
russischen  Getreides  und  der  Erzeugnisse  der  ausländischen  In- 
dustrie zu  erschweren,  mit  Repressalien  des  Auslandes  gerechnet 
werden  müssen.  In  dem  Bericht,  den  der  Verkehrsausschuß  der 
Reichenberger  Handels-  und  Gewerbekammer  am  5.  April  1909  er- 
stattete, wurde  bereits  die  Frage  erörteri;,  ob  die  Erhebung  der  Ab- 
gaben nicht  eine  Beseitigung  der  durch  den  österreichisch-ungarisch- 
deutschen  Handelsvertrag   festgelegten   Zollsätze   bedeute. 

In  Anbetracht  der  vielen  Bedenken,  welche  der  Einführung  der 
Schiffahrtsabgaben  entgegenstehen,  ist  es  dringend  notwendig,  daß 
alles,  vermieden  wird,  was  die  freie  Entschließung  der  maßgebenden 
Faktoren  zu  beeinträchtigen  geeignet  ist.  Eine  solchefreie 
Entschließung  nach  rein  sachlichen  Gesichts- 
punkten wird  aber  dadurch  sehr  erschwert,  daß 
die  preußische  Regierung  erklärt,  vor  Einführung 
der  Schiffahrtsabgaben  für  die  Verbesserung  der 
natürlichen  Wasserstraßen  über  den  jetzt  er- 
reichten Zustand  hinaus  keine  Aufwendungen 
mehr  machen  zu  können.  Wenn  sie  behauptet,  zu  dieser 
Haltung  durch  §  19  des  Gesetzes  vom  1.  April  1905  verpflichtet  zu 
sein,  so  muß  darauf  hingewiesen  werden,  daß  Reichsrecht  vor  Landes- 
recht geht.  Sollte  der  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die  Er- 
hebung von  Schiffahrtsabgaben  nicht  die  für  Verfassungsänderungen 
erforderliche  Majorität  im  Bundesrate  finden,  so  wäre  die  Frage 
der  Rechtsgültigkeit  des  §  19  des  preußischen  Wasserstraßengesetzes 
verneint:  damit  würde  die  Verpflichtung  der  preußischen  Regierung  zur 
Einführung  der  Abgaben  gänzlich  entfallen  und  die  Weigerung,  mangels 
solcher  Abgaben  notwendige  Stromverbesserungen  vorzunehmen,  der 
Rechtsgrundlage    entbehren.    — 

Aus  vorstehenden  Gründen  müssen  wir  uns 
prinzipiell    gegen    den    Gesetzentwurf    erklären. 

Zu  den  einzelnen  Bestimmungen  des  Entwurfs 
haben  wir  einleitend  zu  bemerken,  daß  dieser  die  wichtigsten  Punkte, 
die  für  die  wirtschaftliche  Wirkung  der  Schiffahrtsabgaben  ent- 
Berl.  Jahrb.  f.   Handel  u.  Ind.   1909.    I.  41 
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scheidend  sind,  wie  Organisation  und  .Verwaltung  der  Zweckver- 
bände, die  Art  der  Mitwirkung  der  Scliiffalirtsbeteiligten  und  die 
Tarife,  im  unklaren  läßt,  so  daß  er  seinen  eigentlichen  Inhalt  erst 
durch  Verträge  zwischen  den  einzelnen  Bundesstaaten  und  durch 
spätere   Gesetze   und  Verordnungen   erhalten  würde. 

Zu     Artikel    I. 

In  den  Mitteilungen  der  Oderstrom-Bauverwaltung  betreffend  die 
Stromregulierung,  die  Wasserverhältnisse  und  den  Verkehr  auf  der 
Oder  vom  1.  August  1897  heißt  es:  ,,Die  für  die  Regulierung  der 
Ströme  und  die  Unterhaltung  der  Regulierungsbauten  aufgewendeten 
Gelder  dienen  einem  allgemeinen  Landes  Interesse,  und  nicht  bloß, 
wie  hin  und  wieder  angenommen  wird,  einem  einseitigen  Verkehrs- 
interesse". Von  einem  hervorragenden  Wasserbautechniker  ist  ferner 
die  Beförderung  der  Vorflut  und  die  Verhinderung  von  Ver- 
sumpfungen als  der  wichtigste  Zweck  ,der  Stromregulierung  be- 
zeichnet worden. 

In  den  soeben  erwähnten  ,, Mitteilungen''  wird  schließlich  darauf 
hingewiesen,  daß  den  Deichverwaltungen  durch  die  Regulierungs- 
werke die  LSist  der  Unterhaltung  der  Deichbuhnen,  den  Uferbe- 
sitzern die  Unterhaltung  der  Ufer  größtenteils  abgenommen  wird. 
Durch  die  Anlage  von  Stauweihern  wird  nicht  nur  die  Möglichkeit 
geschaffen,  den  Flüssen  in  regenarmen  Zeiten  die  fehlenden  Wasser- 
masseiL  zuzuführen,  sondern  auch  die  landwirtschaftlichen  Grund- 
stücke vor  Ueberschwemmungen  zu  schützen.  So  wenig  mithin  be- 
zweifelt werden  kann,  daß  außer  der  Schiffahrt  auch  die  Landwirt- 
schaft an  den  Wasserbauten  interessiert  ist,  so  schwierig  ist  es  je- 
doch, ihr  Interesse  rechnerisch  genau  festzustellen  und  danach  eine 
Verteilung  der  Kosten  vorzunehmen.  Es  kann  daher  bei  Feststellung 
der  zugunsten  der  Schiffahrt  aufgewendeten  Summen  schwer  ohne 
Mißgriffe  abgehen,  und  es  liegt  die  Gefahr  nahe,  daß  die  Schiffahrt 
auch  denjenigen  Anteil  an  den  Kosten  bestreiten  muß,  der  zu- 
gunsten der  Landwirtschaft  aufgewendet  worden  ist.  Die  Konsequenz 
der  Schiffahrtsabgaben  wäre  die  Forderung,  daß  diejenigen  Auf- 
wendungen, die  im  Interesse  der  Landwirtschaft  gemacht  worden  sind, 
auch  durch  Sonderleistungen  der  Landwirtschaft  aufgebracht  werden, 
da  andernfalls  eine  Bevorzugung  der  Landwirtschaft  vor  Schiffahrt, 
Handel    und    Industrie    vorliegen    würde. 

Der  Schlußsatz  des  Artikels  I,  wonach  die  Bestimmungen  dieses 
Artikels  auf  die  Flößerei  insoweit  Anwendung  finden,  als  dieselbe 
auf  schiffbaren  Wassersti'aßen  betrieben  wird,  kann  nach  dem  Wort- 
laut nur  so  ausgelegt  werden,  daß  auf  allen  schiffbaren  Wasser- 
straßen Abgaben  von  den  Flößen  erhoben  werden  dürfen.  Nach  der 
Erklärung,  welche  der  preußische  Herr  Minister  der  öffentlichen  Ar- 
beiten am  16.  März  d.  Js.  im  Abgeordnetenliause  abgegeben  hat, 
besteht  jedoch  nicht  die  Absicht,  auf  natürlichen  Strömen  Abgaben 
von  Flößen  zu  erheben.  Es  ist  notwendig,  diese  Absicht  im  Gesetz 
selbst   zum   Ausdruck   zu   bringen. 

Zu    Artikel   IL 
§    1- 

Im  Absatz  I  dieses  Paragi*axjhen  bedarf  der  Ausdruck  ,, durch- 
gehender  Verkehr"    noch    einer   näheren  Bestimmung. 

Wenn  auf  einer  gemeinsamen  natürlichen  Wassersti-aße  eine  Ver- 
ständigung der  Bundesstaaten  über  den  Abgabentarif  nicht  zustande 
kommt,  entscheidet  nach  dem  Absatz  2  dieses  Paragraphen  der 
Bundesrat.  Durch  diese  Bestimmung  scheinen  uns  die  Interessen  der 
Minderheit  nicht  genügend  gewahrt  zu  werden.  Es  würden  danach 
bei  der  Aufstellung  eines  Tarifs  für  die  Elbe  eventuell  auch  die- 
jenigen Staaten  mitzusprechen  haben,  die  an  dem  Eibverkehr  gar 
nicht  oder  nur  in  geringem  Maße  interessiert  sind.  Diesen  Staaten 
würde  sogar  eventuell  die  entscheidende  Stimme  zufallen.  Hierbei 
würde  die  Gefahr  von  Mißgriffen  nahe  liegen.  Es  empfiehlt  sich 
daher,   den  Absatz   2    des   §    1   zu   streichen. 
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§    2. 

Der  \  erwirklichung  des  Gedankens,  zur  Erfüllung  bestimmter 
wirtschaftlicher  Aufgaben  und  zur  Aufbringung  der  hierzu  erforder- 
lichen Mittel  Zweckverbände  zu  errichten,  liegt  überall  die  Voraus- 
setzung zugrunde,  daß  die  Interessen  der  Beteiligten  an  der  Aus- 
führung der  betreffenden  Arbeiten  ungefähr  gleich  sind;  und  daß  die 
Aufbringung  der  Kosten  durch  die  Beteiligten  annähernd  dem  Ver- 
hältnis ihrer  Interessen  entspricht.  Diese  Voi-aussetzungen  liegen  bei 
den  geplanten  Zweckverbänden  für  Schiffahrtsabgaben  nicht  überall 
vor.  Die  Handelsplätze,  in  denen  gegenwärtig  der  Umschlag  vom  Schiff 
auf  die  Eisenbahn  stattfindet,  und  idie  Staaten,  in  denen  diese 
Handelsplätze  liegen,  haben  kein  Interesse  daran,  daß  durch  Strom- 
regulieiningen  der  Endpunkt  der  Schiffahrt  weiter  stromaufwärts  und 
damit  der  Umschlagsverkehr  vielleicht  in  das  Gebiet  eines  anderen 
Bundesstaates  verlegt  wird;  sie  müßten  aber  durch  die  Schiffahrts- 
abgaben einen  großen  Teil  der  Kosten  dieser  sie  schädigenden  Maß- 
nahmen  aufbringen,    was   unbillig   wäre. 

Bereits  hingewiesen  wurde  oben  auf  den  Umstand,  daß  Be- 
stimmungen über  die  Zusammensetzung  und  Verwaltung  der  Zweck- 
verbände, über  die  Art  der  Beschlußfassung  und  das-  Stimmrecht 
der  einzelnen  Mitglieder  vollständig  fehlen.  So  lange  diese  Einzel- 
heiten nicht  bekannt  sind,  läßt  sich  insbesondere  nicht  beurteilen, 
ob  in  diesen  Zweckverbänden  die  Minderheit  gegen  Mehrheitsbe- 
schlüsse   ausreichend    geschützt    sein    wird. 

Wünschenswert  wäre  es  ferner,  daß  im  Gesetze  die  Stromge- 
biete gegeneinander  abgegrenzt  werden.  Es  bestehen  z,  B.  Zweifel, 
ob  Havel  und  Spree  nach  Einführung  der  Schiffabrtsabgaben  zum 
Stromgebiete  der  Elbe  gerechnet  werden  würden,  oder  ob  die  mär- 
kischen Wasserstraßen  als  ein  selbständiges  Wasserstraßennetz  be- 
handelt  werden   würden. 

§    3. 

Von  der  Gestaltung  der  Tarife,  der  Klassifikation  der  Güter, 
der  Höhe  der  Sätze,  ist  die  Wirkung  der  Schiffahrtsabgaben  ab- 
hängig. Ueber  diesen  wichtigsten  Punkt  enthält  jedoch  der  Gesetz- 
entwurf nahezu  gar  nichts. 

§    6. 
Der    Entwurf   bestimmt,    daß    zur   Entrichtung    der   Abgaben   der 
Schiffseigner,    der    Schiffer    und    der    Absender    als    Gesamtschuldner 
verpflichtet    sind.     Wer   die    Abgabe   eigentlich   zu   zahlen   hat,    bleibt 
also    im    unklaren.     Eine    bestimmte    Vorschrift    ist    notwendig. 

§     7. 

§  7  bestimmt,  daß  in  der  Verwaltung  der  Zweckverbände  den 
Schiffahrtsbeteiligten    eine    Mitwirkung    einzuräumen    ist. 

Diese  Bestimmung  ist  so  inhaltlos,  daß  sie  den  berechtigten 
Interessen  der  Schiffahrtsbeteiligten  in  keiner  Weise  Reclmimg  trägt. 
Zunächst  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Mitwirkung  der  Schiffahrts- 
beteiligten sich  nach  dem  Gesetze  auf  diejenigen  Wasserstraßen  be- 
schränkt, für  welche  überhaupt  Zweckverbände  bestehen,  also  auf 
Ströme,  die  mehreren  Bundesstaaten  gemeinsam  sind.  Für  Ströme 
dagegen,  die,  wie  Oder  und  Weichsel,  nur  das  Gebiet  eines  Bundes- 
staates berühren,  schreibt  das  Gesetz  keine  Mitwirkung  der  Schiff- 
fahrtsbeteiligten vor.  Zu  einer  solchen  Verschiedenheit  der  Be- 
handlung liegt  kein  Grund  vor.  Es  ist  daher  notwendig,  den  §  7 
aus  dem  Artikel  II,  der  von  den  gemeinschaftlichen  Strömen  handelt, 
herauszunehmen  und  zu  einem  besonderen  Artikel  zu  machen,  wobei 
die  Worte  ,,In  der  Verwaltung  der  Zweckverbände"  durch  die  Worte 
„In    der    Abgaben  Verwaltung"    ersetzt    werden    müssen. 

Es  fehlen  ferner  alle  Vorschriften  über  die  Bildung  und  Zu- 
sammensetzung der  Interessentenkollegien.  Wer  hat  darüber  zu  be- 
stimmen, wer  in  dem  Kollegium  mitwirkt?  Auf  .welche  Weise  und 
wo  kann  sich  ein  Staat  darüber  beschweren,  daß  seine  an  der 
Schiffahrt  des  gemeinsamen  Stromes  interessierten  Kreise  nicht  ge- 
nügend  vertreten   sind?   Was    ist  unter   Schiffahrtsbeteiligten   zu   ver- 
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stehen?  Es  erscheint  uns  zweckmäßig,  außer  Zweifel  zu  stellen,  daß 
auch  Vertreter  von  Handel  und  Industrie  in  den  Kollegien  mit- 
wirken. Insbesondere  halten  wir  es  für  notwendig,  daß  die  gesetz-i 
liehen  Interessenvertretungen  von  Handel  und  Industrie  in  diesen 
Bollegien   Sitz    und   Stimme   haben. 

Auch  über  die  Funktionen  der  Kollegien  müßten  Bestimmungen 
getroffen  werden.  Wir  halten  es  in  Anbetracht  des  nur  den  Eahmea 
der  Materie  angebenden  Charakters  des  Gesetzes  für  durchaus  not- 
wendig, daß  diese  Kollegien  einen  mitbestimmenden  Einfluß  auf  die 
Tarifbildung  erhalten.  Es  ist  femer  zu  fordern,  daß  eine  gesetzt 
liehe  Verpflichtung  statuiert  wird,  die  Rechnungsabschlüsse  der 
Stromschiffahrtskassen  dem  Interessentenkollegium  vorzulegen.  So 
lange  dies  nicht  geschieht,  fehlt  es  an  jeder  Kontrolle  darüber,  ob 
die  Verfassungsbestimmung,  daß  die  Abgaben  die  zur  Herstellung 
und  Unterhaltung  erforderlichen  Kosten  nicht  übersteigen  dürfen, 
auch   wirklich   innegehalten   wird. 

Gesuche  der  Interessenten,  die  auf  den  Finowkanal  imd  Oder- 
Spreekanal  bezüglichen  Uebersichten  der  Einnahmen  und  Selbst- 
kosten vorzulegen,  welche  unter  Berufung  auf  Artikel  54  der  Reichs- 
verfassung an  den  Herrn  Regierungspräsidenten  zu  Potsdam  als  Chef 
der  Verwaltung  der  märkischen  Wasserstraßen  gerichtet  wurden,  hat 
dieser  abschlägig  beschieden. 

Zu    Artikel    III. 

Artikel  III  (Absatz  1)  bestimmt,  daß  zui'  Deckung  der  Kosten, 
welche  vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  auf  natürliche  Wasser- 
straßen verwandt  worden  sind,  Schiffahrtsabgaben  nicht  erhoben 
werden  dürfen.  Diese  Vorschrift  findet  auf  die  Kosten  von  Strom- 
verbesserungen, welche  am  1.  April  1905  noch  nicht  vollendet  ge- 
wesen sind,  keine  Anwendung  (Absatz  2).  Es  liegt  die  Gefahr  vor, 
daß  die  Regierung  die  an  einem  Strom  stattfindenden  Verbesserungen 
als  zusammenhängende  Arbeiten  betrachtet  und  sehr  weit  in  der 
Berechnung  zurückgeht.  Man  denke  z.  B.  an  die  Nachregulierung 
der  größeren  Ströme  in  Preußen,  die  insgesamt  21  Mill.  Mk.  erfordert. 
Eine  solche  Auslegung  des  Satzes  2  des  Artikels  III  könnte  den 
Satz   1   fast   illusorisch   machen. 

Wenn  die  Regierung  zur  Begründung  ihres  Standpunktes  an- 
führt, daß  in  Preußen  bei  Bauausführungen  nach  dem  1.  April  1905 
mit  der  Kostendeckung  durch  Abgaben  gerechnet  werden  mußte,  so 
trifft  diese  Begründung  in  keinem  Falle  zu  auf  Stromverbessemngen, 
die  vor  dem  1.  April  1905  vom  Landtage  bewilligt  worden  sind. 
Ferner  können  für  ein  Reichsgesetz  nicht  ausschließlich  die  preußi- 
schen  Verhältnisse    maßgebend   sein. 

Aus  diesen  Gründen  bitten  wir,  den  Absatz  2  des  Artikels  III 
zu  streichen. 

Zu    Artikel    V. 

Die  Begründung  zu  Artikel  V  läßt  unklar,  was  geschehen  wird, 
wenn  Oesterreich  der  Aenderung  des  Vertrages  wegen  Aufhebung  des 
Eibzolles  vom  22.  Juni  1870  und  Holland  der  Aenderung  der  Rhein- 
Schiffahrtsakte  vom  17.  Oktober  1868  nicht  zustimmt.  Soll  in  diesem 
Falle  die  Einführung  der  Schiffahrtsabgaben  gänzlich  unterbleiben, 
oder  sollen  solche  Abgaben  auf  allen  anderen  Flüssen,  nicht  da- 
gegen auf  Rhein  und  Elbe  erhoben  werden?  Würde  auch  für  den  Fall, 
daß  hieran  die  Einführung  der  Abgaben  scheitern  sollte,  die  preußische 
Regierung  an  dem  Standpunkte  festhalten,  daß  auf  Grund  des  §  19 
des  preußischen  Wasserstraßengesetzes  mit  dem  weiteren  Ausbau  der 
natürlichen  Wasserstraßen  aufgehört  werden  müsse?  Oder  ist  be- 
absichtigt, den  Verkehr,  der  zwischen  Oesterreich  und  HoHand 
einerseits,  dem  übrigen  Auslande  andererseits  unter  Benutzung] 
deutscher  Wasserstraßen  stattfindet,  abgabenfrei  zu  lassen.  Diese 
Maßnahme  würde,  wie  oben  ausgeführt,  eine  beträchtliche  Schädi- 
gung der   deutschen  Industrie   zugunsten  der  ausländischen  bedeuten. 
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Wie  wir  im  Vorstehenden  gezeigt  haben,  ist  der  Gesetzentwurf 
so  lückenhaft  und  bietet  zu  so  vielen  Bedenken  Anlaß,  daß  er  selbst 
von  denjenigen,  welche  der  Einführung  der  Schiffahrtsabgaben  keinen 
grundsätzlichen  Widerstand  entgegensetzen  würden,  abgelehnt 
werden   muß. 

Die    Aeltesten    der    Kaufmannschaft    von    Berlin. 

3.    Eingabe    an    den    Deutschen  Iteichstag,    betreffend    Aenderung    der 
Fernsprechgebühren-Ordnung. 

Berlin    02,  den  10.  März  1909. 

Der  dem  Eeichstage  zugegangene  Entwurf  einer  Fernsprech- 
gebühren-Ordnung, der  im  wesentlichen  die  Aufhebung  des  Pausch- 
gebührensystems  und  allgemeine  Einführung  der  Grund-  und  Ge- 
sprächsgebühr vorsieht,  hat  in  weiten  Kreisen  der  Bevölkerung  eine 
durchaus  abfällige  Beurteilung  erfahren,  der  auch  wir  un^  voll  an- 
schließen müssen.  Die  zur  Begründung  der  geplanten  Aenderung  an- 
geführten Momente  sind  nicht  geeignet,  uns  von  der  Notwendigkeit 
einer  so  tief  in  das  Wirtschafts-  und  Verkehrsleben  des  Volkes  ein- 
greifenden Maßnahme,  wie  sie  die  beabsichtigte,  im  Tarif wesen  einzig 
dastehende  Verteuerung  der  Telephongebühren  darstellt,  zu  überzeugen. 

Das  Reichspostamt  sucht  die  Gebührenänderung  zunächst  damit 
zu  begründen,  daß  der  Anteil  der  Gi-undgebühren-Anschlüsse  an  der 
Gesamtzahl  aller  Anschlüsse  von  22,4  o/o  im  Jahre  1900  auf  44,2  o/o 
im  Jahre  1907  gestiegen  sei,  woraus  sich  eine  fortdauernd  stärkere 
Vermehrung  der  Grundgebühren-Anschlüsse  gegen  die  Pauschgebühren- 
Anschlüsse  ergebe,  und  daß  femer  die  Benutzung  der  Pauschgebühren- 
Anschlüsse  mit  durchschnittlich  9,95  Gesprächen  pro  Tag  gegenüber 
derjenigen  der  Grundgebühren-Anschlüsse  mit  nur  2,03  Gesprächen 
ungewöhnlich  hoch,  andererseits  der  auf  ein  Gespräch  durchschnitt- 
lich entfallende  Gebührenbetrag  bei  Pauschgebühren-Anschlüssen  mit 
4,5  Pf.  gegenüber  demjenigen  der  Grundgebühren-Anschlüsse  mit 
17,3  Pf.  auffallend  niedrig  sei,  was  in  dem  jetzigen  Gebührentarif 
nicht   ausreichend   gewürdigt   werde. 

Unseres  Wissens  hat  die  Fernsprechgebühren-Ordnung  vom  20.  De- 
zember 1899  lediglich  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Pauschgebühr  für 
Teilnehmer  mit  geringem  Sprechverkehr  zu  hoch  ist,  auch  die  Grund- 
und  Gesprächsgebühr  zugelassen.  Erst  diese  ermöglichte  auch  dem 
Kleingewerbetreibenden  die  Beschaffung  eines  Fernsprech- 
anschlusses  für  einen  mäßigen  Gebührensatz  Tind  verschaffte  femer 
dem  Telephon  Eingang  in  weite  Kreise  des  Privatpublikums. 
Es  war  vorauszusehen,  daß  die  Zahl  der  Gespräche  bei  dieser  Teil- 
nehmergruppe immer  eine  niedrige  bleiben  wird,  da  jeder  Teilnehmerj 
dessen  Sprechverkehr  eine  solche  Erweiterung  erfährt,  daß  ihm  bei 
der  Grund-  und  Gesprächsgebühr  keine  finanziellen  Vorteile  mehr 
erwachsen,  von  der  Pauschgebühr  Gebrauch  macht.  Unter  diesen 
Umständen  kann  man  jetzt  unmöglich  der  von  vornherein  er- 
warteten niedrigen  Zahl  der  Grundgebühren-iGespräche  die  natur- 
gemäß bei  weitem  höhere  der  Pauschgebühren-Gespräche  gegenüber- 
stellen, ebensowenig  die  durchschnittlichen  Gebühren  für  das  einzelne 
Gespräch  bei  beiden  Gebührensystemen  miteinander  vergleichen  und 
aus  dem  selbstverständlichen  Unterschied  die  Notwendig- 
keit der  Beseitigung  der  nach  Ansicht  des  Reichs-Postamts  den 
Leistungen  nicht  mehr  entsprechenden  Pauschgebühren  herleiten.  Die 
Reichs -Post  Verwaltung  hat  übrigens  in  der  Denkschrift  zu  der  jetzt 
gültigen  Fernsprechgebühren-Ordnung  vom  Jahre  1899  selbst  zuge- 
geben, daß  die  Gebühren  für  das  einzelne  Gespräch  bei  den  Grund- 
gebühr-Abonnenten höher  bemessen  werden  müssen,  wie  bei  den  Pausch- 
gebühr-Teilnehmem,  und  ihren  damaligen  Standpunkt,  wie  folgt,  be- 
gründet: ,,Da  die  Leitungen  zur  Verfügung  gelialten  werden  müssen 
und  jeder  auf  den  Vermittlungsamt ern  beschäftigte  Beamte  aus 
technischen  Gründen  nur  eine  beschränkte  Zahl  von  Leitungen  be- 
dienen kann,  also  bei.  einem  schwachen  Verkehr  einen  großen  Teil 
seiner  Zeit   mit  Warten  verliert,   so   stellen  sich  bei  schwächerer  Be- 
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nutzting  der  Anlagen  die  Kosten  der  einzelnen  Verbindung  für  die 
Verwaltung  wesentlich  teurer  als  bei  stärkerer.  Mit  Eücksicht 
hierauf  und  im  Hinblick  auf  die  durch  Feststellung  der 
Gesprächszahl  und  Einziehung  der  Gebühren  erwachsenden  Mehr- 
kosten müssen  die  Gebühren  für  jede  einzelne  Gesprächsverbindung 
beim  Grundgebühren-Anschluß  etwa  doppelt  so  hoch  bemessen 
werden,  als  im  Rahmen  des  Pauschgebührensystems.*'  Diese  Be- 
gründung ist  durchaus  zutreffend  und  entspricht  auch  vollkommen 
den    heutigen    Verhältnissen. 

Weiter  wird  postseitig  behauptet,  daß  die  durchschnittliche  Be- 
lastung der  Pauschgebühren-Anschlüsse  von  Jahr  zu  Jahr  steigt. 
Nach   der  amtlichen  Statistik  betrug  für  das   Reichspostgebiet: 


Im 

Die  Zahl  der 

Die  Zahl  der 

Gespräche 

Jahre 

Sprechstellen 

insg'esamt 

im  Ortsverkehr 

1900 

289  600 

691000  000 

597  400  000 

1901 

341000 

766  200  000 

664  600  000 

1902 

392  900 

842  600  000 

730  300  000 

1903 

449  500 

926  300  000 

799  000  000 

1904 

515  300 

1069  100  000 

908  600  000 

1905 

592  000 

1207  400  000 

1016  300  000 

1906 

677  100 

1  352  500  000 

1127  100  000 

1907 

766  200 

1  466  800  000 

1215  500  000 

Hieraus  ergibt  sich  für  die  Zahl  der  Sprechstellen  eine  Steigerung 
von  164  Ob,  für  die  insgesamt  geführten  Gespräche  dagegen  112  «o,  und 
für  die  Gespräche  im  Ortsverkehr  sogar  nui'  von  103  o/o.  Die  durch- 
schnittliche Gesprächzahl  aller  Anschlüsse  —  derjenigen  gegen 
Pauschgebühr  und  gegen  Grund-  und  Gesprächsgebühr  —  hat  somit 
im  Laufe  der  Jahre  relativ  abgenommen,  und  man  wird  füglich  nicht 
annehmen  können,  daß  bei  den  Pauschgebühren-Anschlüssen  allein 
eine  Zunahme  oder  eine  solche  von  nennenswertem  Umfange  statt- 
gefunden hat.  Eine  Statistik,  die  genauen  Aufschluß  darüber  gibt, 
wie  sich  die  Gesamtzahl  aller  Gespräche  auf  die  beiden  Gebühren- 
systeme   verteilt,    ist   leider   nicht   vorlianden. 

Zuzugeben  ist,  daß,  wie  das  Reichs-Postamt  angibt,  eine  Zahl 
von  Pauschgebühren-Teilnehmern  ihren  Anschluß  weit  über  den  Durch- 
schnitt hinaus  benutzen  und  hierdia'ch  die  glatte  Herstellung  der 
Verbindungen  häufig  in  Frage  stellen.  Die  Zahl  dieser  Teilnehmer  ist 
nach  unseren  Ermittelungen  jedoch  nur  gering  und  beträgt  etwa 
5  o/o  aller  Anschlüsse.  Um  die  Höchstzahl  der  Gespräche  für  den  ein- 
zelnen Anschluß  auf  ein  den  Verkehr  nicht  hinderndes  Maß  zurück- 
zuführen, würde  es  unseres  Erachtens  vollständig  genügen,  denjenigen 
Teilnehmern,  die  von  einem  Anschluß  aus  im  Jahre  mehr  als  10  000 
Verbindungen  herstellen  lassen,  wie  in  dem  Entwurf  der  Fernsprech- 
gebühren-Ordnung in  Aussicht  genommen,  die  Verpflichtung  zur  An- 
meldung eines  weiteren  Anschlusses  aufzuerlegen;  der  Beseitigung 
des    Pauschgebührensystems    bedarf    es    hierzu  gewiJ3    nicht. 

Der  vom  Reichs-Postamt  vertretenen  Ansicht,  daß  eine  Ein- 
schränkung in  der  Benutzung  der  Pauschgebühren-Anschlüsse  ohne 
ernstliche  Verletzung  berechtigter  Interessen  möglich  ist.  können  wir 
in  dieser  Allgemeinheit  nicht  beipflichten.  Bei  den  heutigen  Lebens- 
verhältnissen in  der  Großstadt  sind  so  viele  Fälle  denkbar,  in  denen 
der  Fernsprecher  zu  Mitteilungen  privater  oder  persönlicher  Natur 
benutzt  werden  muß,  daß  ein  Dritter  kaum  zu  beurteilen  in  der 
Lage  ist,  ob  ein  Gespräch  ohne  Nachteil  unterbleiben  konnte.  Hier- 
bei darf  nicht  übersehen  werden,  daß  nach  Fortfall  der  Zweipfennig- 
Postkarto  zahlreiche  Mitteilungen,  die  früher  durch  die  billige  Post- 
kai'te    erfolgten,    jetzt    durch    den    Fernsprecher    stattfinden. 

Wenn  das  Reichs-Postamt  weiter  geltend  macht,  daß  die  jetzige 
Verteilung  der  Fernsprechgebühren  besonders  in  den  Netzen  mit  ge- 
ringer Teilnehmerzahl  als  drückend  und  ungerecht  empfunden  wird, 
wo  sich  wegen  der  niedrigen  Zahl  der  Teilnehmer  nur  wenig  _  Ge- 
legenheit bietet,  Ortsgespräche  zu  führen,  so  können  wir  auch  dieses 
Arsfument    nur   mit    einer    wesentlichen   Einschränkung-    breiten   lassen. 
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Die  dem  Entwui-f  einer  rernsprechgebühreii-Ordming  beigefügte  Be- 
gründimg gibt  selbst  die  durchschnittliche  Gebühr  für  ein  Gespräch 
in  Netzen  mit  5001  bis  20  000  Anschlüssen  auf  4,5  Pf.  an,  während 
sie  in  kleinen  Netzen  mit  201  bis  500  Anschlüssen  nur  4,2  Pf.,  in 
Netzen  mit  501  bis  1000  Anschlüssen  sogar  nur  4.1  Pf.  beträgt. 
Nennenswerte  Unterschiede  bestehen  nur  zwischen  Netzen  mit  ganz 
geringer  Teilnehmerzahl  und  denjenigen  in  den  großen  Verkehrs- 
zentren, und  es  scheint  uns  durchaus  natürlich,  daß  in  kleinen  Orten, 
wo  die  Kosten  der  Fernsprechanlage  meistens  in  keinem  Verhältnis 
zu  deren  Einnahmen  stehen  und  das  Bedürfnis  nach  einer  Fern- 
sprecheinrichtung überhaupt  starkem  Zweifel  begegnet,  die  Gebühren 
für  ein  einzelnes  Gespräch  sich  höher  stellen  wie  beispielsweise 
in  Berlin  oder  Hamburg. 

Um  die  Wirkung  der  geplanten  Gebührenerhöhung  speziell  auf 
die  kaufmännischen  und  gewerblichen  Kreise  erkennen  zu  können, 
haben  wir  unter  den  Mitgliedern  der  Korporation  der  Kaufmann- 
schaft von  Berlin  für  eine  Reihe  von  Tagen  eine  Gesprächszählung 
vornehmen  lassen.  Die  eingegangenen  Antworten  bezogen  sich  auf 
3200   Anschlüsse.     Von    diesen    hatten 
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Wenn  die  für  jede  hergestellte  , Verbindung  in  Aussicht  ge- 
nommene Einzel-Gesprächsgebülir  von  4  Pf.  zur  Einführung  ge- 
langt, würden  sich  für  77  o'o  aller  Pauschgebühren-Teilnehmer  in 
Berlin    Mehrkosten    gegen  jetzt   ergeben,  die  sich  bei 

3  000  Gesprächen  auf  jährlich     30  M. 

4  000  „  „  „  70    „ 

5  000  „  n  .  110    „ 

6  000  ,  n  n  150        „ 

7  000  „  „  „  190  „ 

8  000  „  „  „  230  „ 

9  000  „  „  «  270  ., 
10  000  „  „  „  310  „ 

belaufen,  und  bei  mehr  als  10  000  Gesprächen  für  jede  folgende 
1000  Gespräche  um  weitere  Mk.  40,  sowie  außerdem  um  die  Gebühr 
für  einen  neuen  Anschluß  mit  Mk.  90  steigen  würden.  Berechnet 
man  die  Gebührenerhöhung  nach  dem  in  der  .»Begiündung''  ange- 
gebenen Dui'chschnitt  der  Ortsgespräche,  der  für  Berlin  4702  Ge^ 
spräche  im  Jahre  für  jeden  Anschluß  beträgt,  wofür  außer  der  Grundge- 
bühr von  Mk.  90  noch  Mk.  188  Gesprächsgebühr,  zusammen  also  Mk.  278 
gegen  die  jetzige  Pauschgebülir  von  Mk.  180  zu  zahlen  sein  würden, 
so  ergibt  sich  für  sämtliche  Pauscligebühren-Anschlüsse  Berlins  i  m 
Durchschnitt  eine  jährliche  Mehrausgabe  von  Mk.  98  oder  eine 
Verteuerung   des    Telephons   um    54,4  o/o. 

Für  Hamburg,  woselbst  der  Durchschnitt  der  ausgegangenen 
Ortsgespräche  sich  auf  5505  im  Jalire  beläuft,  würden  die  Mehr- 
kosten für  jeden  Anschluß  sogai*Mk.  130  betragen,  was  einer  Verteuenmg 
von  72  o/o  gleichkommt.  Selbst  in  kleinen  Netzen  mit  51  bis  100  An- 
schlüssen, deren  durchschnittliche  Gesprächszahl  in  der  Begründung  mit 
1280  pro  Jahr  angegeben  wird,  würde  nach  der  beabsichtigten  Neu- 
regelung eine  wenn  auch  nur  kleine  Erhöhimg  der  Gebühren  gegen 
jetzt  eintreten,  und  nur  in  Netzen  bis  zu  50  Anschlüssen  wäre  eine 
minimale     Ersparnis     zu    verzeichnen.      Vorteil    würde    die    neue    Ge- 
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bührenordnung  auch  den  jetzigen  Grundgebüliren-Teikiehmern  daxiiirch* 
bringen,  daß  die  Grujidgebühr  in  Netzen  bis  zu  70  000  Anschlüssen 
durchweg  um  Mk.  10  ermäßigt  werden  und  die  jetzt  bestehende 
Verpflichtung  zur  Bezahlung  von  mindestens  400  Gesprächen  im 
Jahre  in  Wegfall  kommen  soll.  Die  geplante  Aenderung  kommt 
somit  nur  denjenigen  Teilnehmern  zugute,  die  vom  Fernsprecher  den 
geringsten  Gebrauch  max3hen.  dem  Kaufmanns-  und  Gewerbestand 
aber,  dem  das  Telephon  ein  häufig  benutztes,  unentbehrliches  Ver- 
kehrsmittel geworden  ist,  sollen  empfindliche  Mehrkosten  auferlegt 
werden,  trotzdem  vom  Reichs -Postamt  ausdrücklich  zugegeben  wird, 
daß  die  jetzige  Rentabilität  des  Fernsprechwesens  im  Reichspost- 
gebiet als  befriedigend  bezeichnet  werden  kann.  Wir  erblicken  in 
dem  Vorgehen  der  Reichs-Postverwaltung  eine  schwere  Schädigung 
kaufmännischer  und  gewerblicher  Interessen,  die  zu  verhüten  nichts 
unversucht  bleiben  darf. 

Alle  Handelsvertretungen  Deutschlands  teilen  ohne  Ausnahme 
diesen  unseren  Standpunkt,  und  der  Deutsche  Handelstag  hat  dem- 
gemäß in  seiner  Vollversammlung  vom  20.  März  1908  einstimmig 
folgende    Erklärung   angenommen : 

,,Dier  Deutsche  Handelstag  erblickt  in  der  Beseitig'ung  der 
Pauschgebühren  mid  der  ausschließlichen  Erhebung  von  Grund-  und 
Gesprächsgebühren  eine  wesentliche  Verteuerung  eines  unentbehr- 
lichen Verkehrsmittels  ujid  eine  neue,  durchaus  ungerechte  Belastung 
und  Belästigung  von  Handel  und  Industrie  zugunsten  des  platten  Landes. 
Er  spricht  sich  daher  entschieden  gegen  die  geplante  Neuerung  und 
für  Beibehaltung  der  Pauschgebühren  aus.  Dagegen  ist  er  damit 
einverstanden,  daß  bei  größerer  Gesprächszahl  eine  gestaffelte  Er- 
höhung der  Pauschgebühren  stattfindet  und  bei  Ueber bürdung  eines 
Anschlusses,  die  bei  einer  Zahl  von  über  10  000  Gesprächen  anzu- 
nehmen ist,  die  Anbringung  eines  weiteren  Anschlusses  verlangt 
werden  kann.*' 

Wir  befinden  uns  auch  heute  noch  in  voller  Uebereinstimmung 
mit  dieser  Erklärung  und  bitten:  dem  vorliegenden  Entwarf  zu  einer 
Fei'nsprechgebühren-Ordnung  die  Genehmigung  zu  versagen,  vielmehr 
nui'  einer  Gebührenänderung  zuzustimmen,  die  unter  Beibe- 
haltung des  Pauschgebührensystems  bei  größerer  Ge- 
sprächszahl eine  gestaffelte  Erhöhung  der  Pa.uschgebühren  und  bei 
übermäßiger  Belastung  eines  Anschlusses,  die  bei  einer  Zahl  von 
mehr  als  10  000  Gesprächen  im  Jahre  anzunehmen  ist,  die  Ver- 
pflichtung zur  Anmeldung  eines  weiteren  Anschlusses  vorsieht. 
Die    Aeltesten    der    Kaufmannschaft    von    Berlin. 

4.    Eingabe    an    den    Reichstag    betreffend    den    Beschluß    der    Finanz^ 
kommission   über   Besteuerung   von   Wertpapieren. 

Berlin,    den  10.  Juni  1909. 

Als  im  vorigen  Jahre  die  Reichsregierung  die  Vorlagen  für  die 
Herbeiführung  einer  Reichsfinanzreform  bekannt  gab,  haben  die 
amtlichen  Vertretungen  von  Deutschlands  Handel  und  Industrie  nicht 
gezögert,  die  unabweisliche  Notwendigkeit  der  schleunigen  Ordnung 
des  Reichshaushalts  anzuerkennen,  und  keinen  Zweifel  über  die  Be- 
reitschaft dieser  Erwerbsstände  gelassen,  zur  Erreichung  des  großen 
Zweckes  Opfer  zu  bringen.  Sie  haben  nicht  nur  den  geplanten  Be- 
sitzsteuern zugestimmt,  sondern  auch  von  der  Erhebung  gi'undsätz- 
licher  Bedenken  gegen  die  Einführung  oder  Erhöhung  von  Verbrauchs- 
steuern Abstand  genommen,  obwohl  sie  die  Nachteile  nicht  verkannten, 
die  durch  solche  Steuern  den  an  der  Herstellung  und  dem  Vertriebe 
der    Verbrauchsgegenstände    beteiligten    Gewerben    entstehen. 

Um  so  mehr  dürfen  sie  beanspruchen,  daß  ihre  Stimmen  nicht 
ungehört  bleiben,  wenn  sie  nunmehr  gegenüber  der  von  der  Finanz- 
kommission des  Reichstages  beschlossenen  Besteuerung  von  Wert- 
papieren einen  ernsten  und  dringenden  WaiTiungsruf  erheben,  ge- 
tragen von  der  festen  üeberzeugung,  daß  dieser  Beschluß  im  Falle 
seiner  gesetzlichen  Durchführung  dem  gesamten  deutschen  Wirt- 
schaftsleben  unermeßlichen    Schaden   zufügen    würde. 
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Die   Besteuerung   der   Wertpapiere    —   keine   Besitzsteuer. 

Die  rinanzkommission  schlägt  die  neuen  Bestimmungen  vor  als 
eine  Besitzsteuer  —  zum  teilweisen  Ersätze  für  die  von  der  Ee- 
gierung  befürworteten  Besitzstenern  (Erbanfallsteuer  und  Erbrecht 
des  Staates).  Hiervon  unterscheiden  sie  sich  grundlegend  dadurch, 
daß  diese  den  ,, Besitz"  im  wiirt schaftlichen  Sinne,  d.  h.  den  Ueber- 
schuß  des  Habens  über  das  Soll,  belasten  würden,  während  jene  das 
„Eigentum*"  lediglich  im  juristischen  Sinne,  unabhängig  davon,  ob 
es  schuldenfrei  oder  beliehen  ist  und  ob  der  Eigentümer  im  übrigen 
Schulden  hat  oder  nicht,  erfaßt.  Eine  weitere  Ungerechtigkeit  der 
beschlossenen  Steuer  besteht  darin,  daß  sie,  indem  sie  nicht  nur 
das  immobile  Verrnögen,  sondern  auch  hervorragende  Arten  des  mo- 
bilen, wie  Deposit  eng'elder,  Sparkasseneinlagen,  Hypothekengelder, 
schont,  allein  gegen  den  Wertpapierbesitz  gerichtet  ist.  Aber  selbst 
dieses  einseitig  beschränkte  Ziel  wird  keineswegs  erreicht.  Von  der 
nach  Abschnitt  II  des  Beschlusses  einzuführenden  (wie  später  noch 
darzulegen  ist,  fälschlich)  als  Steuer  für  ,,zum  Börsenhandel  zu- 
gelassene Wertpapiere"  bezeichneten  Steuer  sollen  von  vornherein 
gerade  die  Wertpapiere,  die  als  der  .sicherste  Wertpapierbesitz  an- 
gesehen werden,  nämlich  die  inländischen  Reichs-  und  Staatsfonds, 
ausgeschlossen  bleiben.  Nicht  getroffen  wird  davon  der  Besitz  an 
ausländischen  Wertpapieren,  die  an  deutschen  Börsen  .nicht  ge- 
handelt werden.  Die  zum  Ausgleich  hierfür  nach  Abschnitt  II  des 
Beschlusses  beabsichtigte  Verzehnfachung  des  Umsatzstempels  für 
nicht  zugelassene  ausländische  Effekten  hat  ebenso  wie  die  Er- 
höhung des  Umsatzstempels  für  Kuxscheine  usw.  ,mit  dem  Besitze 
überhaupt  nichts  zu  tun:  denn  sie  belastet  nicht  diesen,  sondern 
den  Verkehr,  und  ergreift  auch  nicht  einmal  mittelbar  den  Besitz, 
da  auch  der  wenig  Besitzende  viel  kaufen  und  verkaufen  kann,  und 
die  Besteuerung  nicht  berücksichtigt,  ob  an  den  Umsätzen  ver- 
dient  oder    verloren    wird. 

Die   französische   Kotierungssteuer. 

Kann  so  die  geplante  Wertpapiersteuer  als  ein  Ersatz  für  eine 
wirkliche,  alle  Arten  des  unverschuldeten  Besitzes  gleichmäßig 
treffende  Steuer,  wie  es  begrifflich  jede  Einkommens-,  Vermögens- 
und Hinterla-ssenschaftssteuer  ist,  überhaupt  nicht  in  Betracht  kommen, 
so  ist  damit  natürlich  nicht  die  Möglichkeit  beseitigt,  daß  sie  an- 
gesichts der  Reichsfinanznot  trotzdem  aus  anderen  Gesichts- 
punkten als  Deckungsimittel  herangezogen  werden  könnte.  Für  diese 
Heranziehung  wird  namentlich  auf  das  Beispiel  Frankreichs  verwiesen. 
Der  Vergleich  mit  Franki^eich  ist  insofern  nicht  schlüssig,  als  dort 
nicht  nur  die  allgemeinen  Verhältnisse  anders  liegen  als  bei  uns, 
sondeiTi  auch  die  Besteuerung  der  Wertpapiere  eine  von  der  seitens 
der  Finanzkommission  geplanten  grundverschiedene  ist.  In  ersterer 
Beziehung  bedarf  es  nur  des  Hinweises  auf  die  bekannte  Tatsache, 
daß,  wähi-end  bei  uns  jahrelang  die  mächtige  Entwicklung  der  Industrie 
die  verhältnismäßig  geringen  verfügbaren  Kapitalien  aufs  äußerste 
in  Anspruch  genommen  hat,  in  Frankreich  das  Verhältnis  zwischen 
Kapitalbesitz  imd  Unternehmungslust  einen  starken  UeberschuJ3  zu- 
gunsten der  ersteren  aufweist.  Was  aber  die  französische  Steuer  auf 
die  zm-  Börsennotiz  zugelassenen  Wertpapiere  anlangt,  so  ist  diese 
wesentlich  geringer  als  die  von  der  Finanzkommission  be- 
schlossene. Das  französische  Abonnement  au  timbre,  dem  mit  der 
wichtigen  Ausnahme  der  nur  den  Effektenstempel  ti-agenden  aus- 
ländischen Staatsanleihen  alle  zua'  Börsennotiz  zugelassenen  Wert- 
papiea-e  in  Frankreich  unterliegen,  besteht  —  neben  dem  Impöt  sur 
le  revenu,  der  als  Ersatz  der  Einkommensteuer  für  diesen  Vergleich 
ausscheidet  —  aus  dem  Droit  du  Timbre  (6  Ctms.  für  100  Frcs.,  be- 
rechnet nach  dem  Nennwert)  und  dem  Droit  de  Transmission 
(25  Ctms.  für  100  Frcs.  für  Inhaberpapiere,  berechnet  nach  dem 
mittleren  Durchschnittskurs  der  im  Inlande  umlaufenden  Stücke  im 
vorhergegangenen  Jahre).  Die  Steuer  trifft  also  nicht  nur  die  Staats- 
fonds   überhaupt   nicht,    sondern   sie   bleibt  auch   an   sich  hinter   den 
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Sätzen  zurück,  die  in  dem  deutschen  Entwürfe  für  das  Gros  der  zum 
Terminhandel  zugelassenen  Wertpapiere  vorgesehen  sind^) ;  es*  kommt 
aber  hinzu,  daß  die  dem  Abonnement  au  timbre  unterliegenden 
•Wertpapiere  von  dem  Effektenstempel  befreit  sind,  während  nach 
dem  Entwurf  in  Deutschland  neben  der  Kotierungssteuer  der  —  bei- 
spielsweise für  ausländische  Aktien  allein  2V2  v,  H.  betragende  — 
Effektenstempel  bestehen  bleiben  soll.  Aber  trotzdem  —  und  das 
ist  der  Mehrheit  der  Finanzkoimmission  anscheinend  völlig  entgaaigen 
—  hat  die  Kotierungssteuer  auch  in  Frankreich  außerordentlich 
schädliche  Wirkungen  gezeitigt.  Die  Bestimmung,  daß  das  Droit  de 
Transmission  nach  dem  Betrage  der  im  Inlande  umlaufenden  Werte 
zu  berechnen  ist,  erwies  sich  ausländischen  Gesellschaften  gegenüber 
als  völlig  verfehlt,  da  es  für  die  Schätzung  des  Umlaufs  solcher 
Werte  in  Frankreich  an  jedem  Anhalt  fehlte.  Um  den  fi-anzösischen 
Markt  nicht  überhaupt  gegen  diese  Gesellschaften  abzuspen"en,  ge- 
langte man  zu  der  willkürlichen,  mit  dem  Sinne  des  Gesetzes 
schlechterdings  unvereinbaren  Gewohnheit,  mit  den  Emittenten  aus- 
ländischer Werte  die  Schätzung  des  fi*anzösischen  Umlaufs  auf  ein 
Fünftel  des  Gesamtbetrages  zu  vereinbaren,  auch  in  Fällen,  in  denen 
er  das  Doppelte  und  Dreifache  dieses  Bruchteils  beträg-t.  Doch  auch 
mit  dieser  Gesetzumgehung  ^vurde  der  gewollte  Zweck  nicht  erreicht: 
man  machte  die  Erfahrung,  daß  an  der  Steuer  die  Einführung  von 
Werten  guter  ausländischer  Gesellschaften,  namentlich  solcher  mit 
hohem  Kapital,  wie  u.  a.  der  amerikanischen  Eisenbahngesellschaften, 
deren  französischer  Umlauf  sogar  nur  auf  den  gesetzlich  zulässigen 
Mindestbetrag  von  einem  Zehntel  des  Gesamtbetrages  geschätzt 
werden  sollte,  wesentlich  erschwert  wurde,  Wertpapiere  minderer 
Qualität  aber  ohne  Scheu  vor  der  zu  zahlenden  Kotesteuer  dem  Markt 
zuströmten.  So  ist  es  erklärlich,  daß  schon  seit  gei-aumer  Zeit  die 
Bestrebungen  im  Gange  sind,  die  Steuer  zu  beseitigen,  und  wahr- 
scheinlicherweise werden  diese  Bestrebungen  Erfolg  haben.  Die 
Finanzkommission  des  Reichstags  will  also  eine  Einrichtung  des 
Auslandes  in  demselben  Moment  nachgealimt  wissen,  in  dem  dieses 
dazu  schreitet,  die  Einrichtung  in  Erkenntnis  ihrer  Verderblichkeit 
aufzugeben ! 

Wirkung   der   Besteuerung   auf    ausländische   Wertpapiere. 

Nach  dem  Vorgesagjten  wird  man  nicht  bestreiten  können,  daß 
die  Heranziehung  des  französischen  Beispiels  bei  richtiger  Würdigung 
der  Tatsachen  nui*  in  abschreckendem  Sinne  möglich  ist.  Auch  in 
Deutschland  würde  die  Steuer  ausländischen  Wertpapieren  gegenüber 
als  eine  Prohibitivsteuer  wirken,  insofern,  als  ausländische  Staaten 
wie  Gesellschaften  den  deutschen  Markt  nur  insoweit  aufsuchen 
wüi'den,  als  sie  andei'weit  ihre  Werte  nicht  unterbringen  können. 
Ebensowenig  wie  in  irgendeinem  anderen  Lande  ist  es  in. 
Deutschland  angängig,  den  inländischen  Umlauf  ausländischer  Wei-t- 
papiea*e  auch  nur  annähernd  richtig  zu  schätzen;  aber  wie  gering 
man  auch  die  Quote  annehmen  mag,  so  wird  sich  kein  ausländischer 
Staat  und  keine  ausländische  Gesellschaft  dazu  bereit  finden  lassen,  in 
Deutschland  diese  Abgabe  zu  zahlen,  wenn  ihre  Werte  in  anderen 
Ländern  ohne  derai'tige  Zahlung  untergebracht  werden  können,  noch 
wird  gegebenenfalls  ein  solides  einheimisches  Bankhaus  die  ihm  in 
dem  geplanten  §  8d  des  Reichsstempelg-'esetzes  angesonnene  Rolle 
eines  füi"  die  Zahlung  der  Steuer  verantwortlichen  Vertreters  des 
Ausstellers  der  ausländischen  Wertpapiere  übernehmen  wollen.  Da-, 
gegen  läßt  sich  nicht  etwa  anführen,  daß  nach  dem  geplanten  §  8  a 
der  Ausstelle!'  berechtigt^  sein  soll,  den  gezahlten  Betrag  bei  Zahlung 
der  Dividenden  oder  Zinsen  des  Wertpapiers  von  deren  Empfängern 
einzuziehen;    demi    dieses    Recht    ist    völlig   bedeutungslos    angesichts 

1)  Das  trifft  auch  auf  die  deutschen  im  Ultimohandel  verkehren- 
den Wertpapiere  zu,  insoweit  —  vra^  zumeist  der  Fall  ist  —  ihr 
Kurs  über  100  0/0  ist.  Denn  in  Frankreich  werden  von  den  insgesamt 
3,1  %o  ^ß  Voo  vom  Nennwert  erhoben,  nach  dem  Entwurf  soll  jedoch 
die  ganze    Steuer   vom   Kurswert   bezahlt   werden. 
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der  den  deutschen  Inhabern  ausländischer  Wertpapiere  schlechter- 
dings nicht  zu  nehmenden  Möglichkeit,  deren  Kupons  oder  Divi- 
dendenscheine im  Auslande  einzulösen,  wo  der  Abzug  alsda.nn  von 
selbst   fortfällt. 

Das  Ausland  \vüi*de  aber  nicht  nui'  in  Zukunft  den  deutschen 
Markt  meiden  —  einu  großer  und  gerade  der  wichtigste  Teil  der  schon 
zugelassenen  ausländischen  Wertpapiere  würde  vom  Kurszettel  ver- 
schwinden, wenn  man  nach  der  Absicht  der  Komjnissionsmehrheit 
auch  sie  zu  dei*  Steuer  heranzuziehen  versuchen  würde.  Daß  solchem 
Versuch  außer  den  rechtlichen  auch  erhebliche  politische  Bedenken 
entgegenständen,  sei  nur  mit  dem  Hinweis  darauf  belegt,  daß  allein 
an  Staatspapieren  der  dem  Deutschen  R-eiche  verbündeten  Nationen 
rund  9  Milliarden  Lire  italienischer  und  rund  ebensoviel  Kronen  öster- 
reichisch-ungarischer Staatspapiere  in  Deutschland  zugelassen  sind. 
Wollte  und  könnte  man  sich  aber  selbst  über  alle  derartigen  Be- 
denken hinwegsetzen,  dann  wäre  die  Folge,  daß  auch  für  jene  zu- 
gelassenen Papiere  einfach  auf  die  Notiz  verzichtet  würde.  In  diesen 
Papieren  ist,  mit  Ausnahme  der  amerikanischen  Eisenbahnaktien, 
das  Geschäft  zeitweise  ein  sehr  geringes,  da  sie  zum  gi'oßen  Teil  in 
ihr  Heimatland  zurückgeflossen  siaid  und,  soweit  sie  im  Inlande 
verblieben  sind,  sich  überwiegend  in  festen  Händen  befinden.  Die 
Notieiimg  für  die  Aktien  der  amerikanischen  Eisenbahngesell- 
schaften aber  ist  bezeichnenderweise  nicht  von  diesen  selbst,  sondern 
von  den  deutschen  Börsen  herbeigefühi-t  worden,  mit  Rücksicht  auf 
das  lebhafte  Interesse  der  deutschen  Kapitalisten  für  diese  Effekten 
und  in  dem  Wunsche,  die  gi'oßen  Summen  an  Provision,  Courtage 
usw.,  die  bis  dahin  nach  London  und  New  York  gezahlt  ^vurden, 
dem  deutschen  Bankvermittlungsgeschäft  zuzuführen.  Bei  dieser 
Sachlage  läßt  sich  die  Annahme,  die  ausländischen  Aussteller  würden 
aus  Interesse  an  der  Notiz  ihrer  Weifte  die  Steuer  zahlen,  nur  als 
eine  verhängnisvolle  Selbsttäuschung  bezeichnen.  Geschädigt  würden 
durch  die  Einstellung  der  Notiz  vielmehr  die  deutschen  Besitzer:  so- 
weit es  sich  um  ausländische  Werte  handelt,  die  nur  für  den  deutschen 
Markt  geschaffen  sind,  würde  ihnen  die  Verwertung  nahezu  unmöglich, 
gemacht  werden,  in  allen  anderen  Fällen  müßten  sie  zur  Vei-^vertung 
die  Auslandsbörsen  aufsuchen  —  zu  ihrem  Nachteil,  dem  der 
deutschen  Börse  und  des  deutschen  Bankvermittlungsgeschäfts. 

Fehler    der    Ertragsberechnung    hinsichtlich    ausländischer    Wertpapiere. 

Es  ist  bezeichnend  für  die  Leichtherzigkeit,  mit  der  die  Mehr- 
heit der  Finanzkommission  die  Konsequenzen  ihres  Beschlusses  außer 
acht  gelassen  hat,  daß  sie  diese  unvermeidliche  Rückwirkung  der 
Einführimg  einer  dei-artigen  Steuer  auf  den  deutschen  Börsenhandel 
in  ausländischen  Wertpapieren  bei  der  Ertragsberechnung  überhaupt 
nicht  in  Betracht  gezogen  hat.  Der  Begi-ünder  des  dem  Beschlüsse  zu- 
grunde liegenden  Anti-ags,  Freiherr  von  Richthofen-Damsdorf,  der 
Abgeordnete  Graf  von  Westarp,  hat  lediglich  angeführt,  daß  von 
1897—1907  25,7  Milliarden  Mark  festverzinslicher  ausländischer 
Wertpapiere  und  3,2  Milliarden  Mark  Aktien  in  Deutschland  zum 
Börsenhandel  zugelassen  sind,  und  den  jetzigen  Umlauf  im  Inlande 
füi-  die  festverzinslichen  Werte  auf  5  Milliarden  Mark,  für  die  Aktien 
auf  eine  Milliarde  Mark  geschätzt.  Nach  welchem  Maßstabe  die 
Schätzung  vorgenommen  wurde,  ist  nicht  gesagt.  Aus  dem  Zusammen- 
hange läßt  sich  schließen,  daß  sie  von  den  zugelassenen  Beträgen 
ihren  Ausgang  genommen  hat.  Wie  wenig  diese  aber  irgendeiaeai 
Anhalt  füi'  die  Schätzung  der  in  Deutschland  umlaufenden  Beträge 
dai'bieten,  beweist  u.  a.,  daß  bei  Hembsetzung  der  Zinsen  der 
italienischen  Rente  83/4  Milliarden  Lire,  bei  Umwandlungen  der  öster- 
reichisch-ungarischen Rente  in  eine  einheitliche  Kronenrente  3Vio 
Milliai-den  Kronen  österreichischer  un,d  IVio  Milliai-den  ungarischer 
Rente  zui-  erneuten  Zulassung  gebracht  wurden,  obwohl  diese  Papiere 
hierbei  sich  nur  zu  einem  Bruchteil  noch  in  Deutschland  befanden. 
Ungeachtet  dessen  setzt  der  Abgeordnete  Graf  von  Westarp  die  von 
ihm  veranschlagten  Beträgt  ohne  jeden  Abzug  em  und  berechnet 
derart   einen  Erto-ag   der   Steuer  von   jährlich  13  Millionen  Mark,   zu- 
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züglich  des  Zuschlags  für  die  zum  Ultimohandel  zugelassenen  Papiere, 
dessen  Bezifferung  auf  derselben  phantastischen  l^is  aufgebaut  ist. 
So  beruht  die  Berechnung  auf  Voraussetzungen,  die  sich  ohne  weiteres 
als   völlig  haltlos   erweisen. 

Wirtschaftliche    und   politische    Nachteile    der    Besteuerung 
ausländischer  Wertpapiere. 

Aber  daß  die  Kotierungssteuer  füi-  ausländische  Wertpapiere  un- 
gerecht ist.  daß  sie  die  deutschen  Besitzer,  die  deutschen  Börsen  und 
das  deutsche  Bankvermittlungsgewerbe  schädigen,  daß  ihr  Ertrag 
hinter  dem  veranschlagten  weit  zurückbleiben  würde,  das  sind  noch 
nicht  einmal  die  wesentlichsten  Gründe,  die  gegen  sie  sprechen.  Un- 
gleich schwerer  fallen  die  allgemeinen  Folgen  ins  Gewicht,  die  eine 
solche  Besteuerung  haben  müßte.  Ein  Vorrat  guter  ausländischer, 
auf  allen  Märkten  schnell  verkäuflicher  oder  leicht  beleihbarer  Pa- 
piere ist  das  sicherste  Mittel,  internationale  Zahlungsverpflichtungen 
ohne  Erschütterung  des  einheimischen  Geldmarkts  zu  erfüllen;  er 
bildet  den  besten  Schutz  für  den  Goldbestand  und  die  zuverlässigste 
Reserve  für  ernste  Zeiten.  Und  man  möge  sich  nicht  etwa  dem  Irr- 
tum hingeben,  daß  die  Verringerung  dieses  Vorrats  wenigstens  der 
Nachfrage  nach  den  durch  den  Entwurf  begünstigten  Reichs-  und 
Staatspapieren  zugute  käme.  Der  Mißerfolg  der  Börsengesetzgebung 
von  1896  hat  gezeigt,  daß  die  Gesetzgebung  die  dem  deutschen  Kapi- 
talistenpublikum eigentümliche  Bevorzugung  solcher  Anlagen,  die 
neben  höherer  Verzinsung  die  Aussicht  auf  K^pitalgewinn  darbieten, 
vor  Papieren  mit  niedrigen  Zinsen,  und  wären  sie  noch  so  sicher, 
nicht  wirksam  zu  bekämpfen  vermag.  In  dieser  Richtung  würde  die 
Kotierungssteuer  vielmelir  neben  der  Förderung  von  Umsätzen  an 
ausländischen  Börsen  nur  dazu  beitragen,  den  freien  Verkehr  in  un- 
kontrollierbaren Spekulationspapieren  zu  beleben,  dem  aus  nahe- 
liegenden Giünden  auch  der  erhöhte  Umsatzstempel  kein  Hindernis 
wäre.  Vor  allen  Dingen  aber  würde  sie  große  nationale  Interessen 
verletzen.  Die  Uebernalime  fremder  Wertpapiere  geschieht  nicht,  wie 
scheinbar  immer  noch  geglaubt  wird,  um  das  Ausland  mit  deutschem 
Geld  zu  heben,  sondern  um  unserer  Industrie  die  großen  Auslands- 
aufträge zu  verschaffen  und  unserm  Handel  fremdländische  Absatz- 
gebiete zu  erschließen,  wodurch  alle  Glieder  unserer  Volkswirtschaft 
gestärkt  werden;  sie  gibt  zugleich  oft  dem  Reiche  die  Möglichkeit, 
sich  dem  Auslandsstaate  als  gefälliger  Freund  zu  erweisen  und  zu 
verhindern,  daß  andere  Staaten  durch  Uebernalime  dieser  Rolle  po- 
litische Vorteile  eintauscben.  Darüber  hinaus  hat  sich  mehr  als 
einmal  in  kritischen  Situationen  der  äußeren  Politik  der  große  Be- 
sitz ausländischer  Papiere  nicht  minder  wirksam  bewährt  als  der 
Hinweis  auf  die  Kraft  der  Waffenmacht. 

Deshalb  wäre  die  Einführung  der  Kotierungssteuer  auf  aus- 
ländische Wei'tpapiere  ein  Attentat  gegen  das  wirtschaftliche  und 
nationale   Ansehen   des   Deutschen   Reiches. 

Art   und   Wirkung    der   Besteuerung    auf   inländische   Effekten. 

Es  soll  nicht  behauptet  werden,  daß  die  geplante  Besteuerung 
inländischer  Effekten  in  gleichem  Maße  absurd  ist  wie  die  Ko- 
tierungssteuer für  ausländische  Wertpapiere.  Die  unüberwindlichen 
Schwiei'igkeiten,  die  dort  der  Feststellung  des  der  Steuer  zu  unter- 
werfenden Betrages  und  der  Wiedereinziehung  des  gezahlten  Betrages 
seitens  des  Ausstellers  von  dem  Zinsen-  oder  Dividendenempfänger 
entgegenstehen,  fallen  hier  weg.  Aber  die  wirtschaftlichen  Bedenken 
sind  nicht   minder  große. 

Es  bedarf  zunächst  der  Feststellung,  daß  die  Finanzkommission 
hinsichtlich  der  Besteuerung  inländischer  Werte  den  Grundgedanken 
der  ursprünglichen  Vorlage,  die  Mehrbelastung  der  zum  Börsen- 
handel zugelassenen  Wertpapiere  gegenüber  denjenigen,  die  den 
Votrteii  des  Handels  an  deutschen  Börsen  nicht  genießen,  fallen  ge- 
lassen iiat,  indem  sie  auch  die  letzteren  der  gleichen  Steuer  unterworfen 
hat    wie   die   ersteren.   so   daß  die  aus   dem  Antrao^e  in  den  Beschluß 
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übernommene  Ueberschrift  „Zum  Börsenhandel  zugelassene  Wert- 
papiecre*'  insoweit  nicht  mehr  richtig  ist.  So  sehi-  ans  danach  hier 
nicht  mehi-  zu  erörternden  Gründen  auch  der  urspmngliche  Standr 
punkt  der  Kommissionsmehrheit  zu  bekämpfen  gewesen  wäre,  er 
wäre  wenigstens  in  ihrem  Sinne  erklärlich  gewesen,  im  Gegensatz 
zu  dem  endgültigen  Beschluß,  der  namentlich  im  Hinblick  auf  die 
Aufrechterhaltung  der  Kotierungssteuer  für  Auslands effekten  jeder 
sachlichen   und   logischen   Rechtfertigung   entbehrt. 

Die  Besteuerung  inländischer  Wertpapiere  würde  sich  nun  nach 
dem  Beschlüsse  unter  Annahme  einer  durchschnittlichen  Verziusxmg 
von  4  o/o  für  Rentenpapiere,  von  6  o/o  für  Dividendenpapiere  xmd  eines 
durchschnittlichen  Kurses  von  90  o/o  für  Rentenpapiere  und  von  150  o/o 
für   Dividendenpapiere   wie   folgt   gestalten: 


Nominal- 
betrag 

Kurswert 

Zinsen 
bezw,  Di- 
vidende 

die 

Steuer  beträgt 

Art  des  Wertpapiers 

o/o  der 
Zinsen 

M. 

M. 

M. 

°/oo 

M. 

bezw.  Di- 
vidende 

Renten     und     Schuldver- 

schreibungen     .... 
Aktien 

1000 

1000 

900 
1500 

40 
60 

1 

2 

0,90 
3, — 

2,25 
5,- 

Zum  Börsen t  er  minhandel 

zugelassene  Aktien    .     . 

1000 

1500 

60 

3 

4,50 

7,50 

Schon  diese  Zahlen  zeigen,  daß  die  geplante  Besteuerung  eine 
sehr  hohe  ist.  Noch  deutlicher  ergibt  sich  das  jedoch,  wenn  man  sie 
an  einigen  konkreten  Beispielen  auf  ihre  Wirkung  prüft.  Sie  würde, 
von  dem  zu  Beginn  des  Steuerjahres  emi/ttierten  E^pital  zum  Kurs- 
wert des  vorangegangenen  Jahres  berechnet,  in  runden  Summen 
betragen : 

Für  die  Bayerische  Hypotheken-  und  Wechsel-Bank  ...      M.  1  409  000 

„  Preußische  Central-Boden-Credit-A.-G „  920  000 

„  Preußische  Bodencreditbank „  460  000 

„       „  Deutsche  Bank „  1  440  000 

„       „  Allgemeine  Elektricitäts-Gesellschaft „  667  000 

„  Gelsenkirchen  Bergwerks- Gesellschaft „  937  000 

„      „  Zellstoff  Waldhof  A.-G „  180  000 

„       „  Schultheiß'  Brauerei ,  71 000 

.,       „  Elberfelder  Farbenfabriken „  288  000 

„       „  Große  Berliner  Straßenbahn ,  545  000 

Kapitalsverluste. 

Selbstverständlich  könnte  der  jährliche  Verlust  solcher  Summen 
nicht  ohne  Einfluß  auf  den  Kurswert  der  Papiere  sein,  sondern  er 
würde  in  der  Verringerung  des  Kurses  zum  Ausdruck  kommen  und 
somit  neben  der  Einnahmeeinbuße  den  Besitzern  einen  empfindlichen 
Kapitalsverlust  verursachen. 

Nun  mag  man  bei  dem  Beschlüsse  vornehmlich  an  die  m  die 
Augen  springenden,  hochrentierenden  Gesellschaften  gedacht  und  es 
für  unerheblich  gehalten  haben,  ob  Gesellschaften,  die  10,  12,  18  oder 
30  o/o  Dividende  verteilen,  1/2  oder  1  0/0  weniger  abwerfen.  Dabei  ist 
jedoch  übersehen,  daß  erstens  die  Zahl  der  hochrentierenden  Gesell- 
schaften in  der  Minderheit  gegenüber  der  der  weniger  gut  oder  gar 
nicht  rentierenden,  und  zweitens  ihr  Kurswert  meist  ein  so  hoher  ist, 
daß  für  den  Besitzer  der  Ertrag  nur  dem  für  solche  Anlagen  land- 
läufigen Zinsfuß  und  dem  mit  einem  so  hohen  Kurse  verbundenen 
großen   Risiko   entspricht. 

Wirkung    auf   inländische    festverzinsliche   Wertpapiere. 

Für  die  festverzinsliohen  Wertpapiere  würde  die  beschlossene 
Steuer   in    der   Wirkung   auf   eine    Kuponsteuer  hinauslaufen,    da   hier 
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sicherlich  von  der  Bestimmung  des  §  8a  des  Beschlusses,  dem  Rechte, 
den  Betrag  der  Steuer  bei  Einlösung  der  Zinsscheine  abzuziehen,  Ge- 
brauch gemacht  würde ;  die  Anstalten  und  Gesellschaften,  die  große 
Beträge  Schuldverschreibungen  in  Umlauf  gesetzt  haben,  in  erster 
Eeihe  die  Hypothekenbanken  und  Pfandbriefanstalten,  deren  Emissionen 
das  15-  bis  20  fache  ihres  Kapitals  ausmachen,  wären  hierzu  geradezu 
gezwungen,  weil  ihre  Aktionäre  niemals  in  eine  so  erhebliche  Schmäle- 
rung der  Dividende,  wie  sie  andernfalls  eintreten  müßte,  willigen 
würden.  Damit  griffe  eine  Vei*wirrung  des  gesamten  Marktes  der  zins- 
tragenden Werte  Platz,  und  gerade  die  solidesten,  sich  mit  einem 
mäßigen  Eentengenuß  begnügenden  Kapitalisten  würden  sich  vielfach 
von  diesen  inländischen  Wei-ten  abwenden.  Die  Erschweining  der  Unter- 
bringimg von  Obligationen  und  Pfandbriefen  bedeutet  aber  nichts  anderes 
als  ein  Hemmnis  für  die  Erreichung  der  durch  deren  Ausgabe  verfolgten 
Zwecke,  daß  namentlich  die  Entwicklung  kommunaler  Einrichtungen 
und  die  des  Bauwesens  in  Stadt  und  Land  schwer  zu  schädigen  ge- 
eignet wäre. 

Wirkung  auf  inländische  Aktien. 

Für  deutsche  Aktien  und  Aktienanteile  wäre  die  Steuer  nichts 
anderes  als  ein  Ersatz  der  für  Preußen  vorgeschlagen  gewesenen,  vom 
preußischen  Abge ordnete nliause  aber  abgelehnten  (xesellschaftssteuer. 
Alle  Einwendungen,  die  gegen  diese  erhoben  worden  sind,  treffen  daher 
auch  auf  die  hier  in  Frage  stehende  Besteuerung  zu.  Sie  unter- 
scheidet sich  sogar  noch  zu  ihrem  Nachteil  von  der  Gesellschafts- 
steuer,  indem  sie  nur  eine  Form  der  Gesellschaft,  die  Aktiengesell- 
schaft, trifft.  Die  Vielfachbesteuerung  der  Aktiengesellschaften  würde 
damit  geradezu  den  Charakter  einer  verschleierten  Yermögenskonfis- 
kation  annehmen,  gegen  die  sich,  noch  unlängst  —  am  25.  Okt.  1908  — 
das  führende  Organ  der  deutsch-konservativen  Pai-tei,  die  ,,Neue  Preu- 
ßische (Kreuz-)  Zeitung",  mit  folgender  Auslassung  gewandt  hat :  ,,Daß 
eine  Dividendensteuer  technisch  unausführbar  ist,  lassen  die  Motive 
(der  Einkommensteuernovelle)  deutlich  erkennen.  Es  könnte  sich  für 
das  Reich  nur  noch  um  einen  Dividendenstempel  handeln.  Da  aber  die 
Aktie  selbst  bereits  gestempelt  ist,  auch  der  Umsatz  stempelpflichtig 
ist,  so  träfe  den  einkommens-  und  ergänzungssteuerpflichtigen  x4.ktionär 
mit  dem  Dividendenstempel  die  fünfte  Steuer  auf  dasselbe  Objekt.  Diese 
zu  befürworten,  haben  wir  nicht  den  Mut"i).  In  der  Tat  sollte  sich 
der  Gesetzgeber  die  Frage  vorlegen,  ob  der  fiskalische  Nutzen  einer 
derartigen  Yielfachbesteuerung  auch  nur  im  entferntesten  Verhältnis 
steht  zu  dem  dadurch  schließlich  mit  Notwendigkeit  eintretenden 
Rückgange  unserer  industriellen  Entwicklung.  Denn  das  wird  nicht 
bestritten  werden,  daß  diese  Entwicklung  wesentlich  gefördert,  wenn 
nicht  sogar  ermöglicht  worden  ist  durch  die  in  der  Aktiengesellschaft 
gipfelnde  Erleichtermig  der  Kapitalsassoziation.  Ueberbürdet  man  aber 
die  Aktiengesellschaft  mit  Lasten,  von  denen  der  Einzelunternehmer 
frei  bleibt,  und  schmälert  man  so  einseitig  das  Einkommen  aus  Aktien, 
so  kann  es  nicht  ausbleiben,  daß  das  Kapital  sich  von  der  Anlage 
in  Aktien  zurückzieht,  die  Errichtung  neuer  und  die  Ausdehnung 
bestehender  Gesellschaften  erschwert  und  damit  der  weiteren  groß- 
zügigen Entfaltung  unserer  Industrie  ein  Riegel  vorgeschoben  wird 
—   wiedeiTim   zum   Vorteil   der  ausländischen   Konkurrenz. 

Erhöhung   des   Umsatzstempels,   insbesondere    auch    für    Kuxe. 

Aus  welchem  Grunde  die  im  Abschnitt  II  des  Entwurfs  erwähnten 
"Wertpapiere,  wenn  sie  nicht  zur  Börse  zugelassen  sind,  eine  Verzehn- 
fachung der  Umsatzsteuer  erleiden  sollen,  ist  nicht  erfindlich.  Das 
gleiche  gilt  von  der  von  Mitgliedern  der  Kommissionsmelirheit  selbst 
als    bedenklich    l3e zeichneten     enormen    Erhöhung     des    Anschaffungs- 


1)  Uiiterdessen  hat  das  preußische  Einkommensteuergesetz  die 
Belastung-  der  Aktiengesellschaften  in  Preuücji  noch  verschärft,  und 
weitere  Mehrlasten  stehen  ihnen  durcli  die  \o\cl]o  zum  Stempel- 
steuersfesetz    bevor. 
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Stempels  auf  Kuxe,  die  den  für  die  Entwicklung  unserer  Bei'^bau- 
industrie  unentbehrlichen  Handel  in  Kuxen  usw.  völlig  lahmlegen  würde. 
Der  Kurswert  der  einzelnen  Kuxe  ist  bekanntlich  vielfach  so  hoch, 
daß  eine  derartige  Belastung  jedes  Geschäfts  eine  unerträgliche  und 
damit  auch  die  Berechnung  des  Ertrags  aus  dieser  Stempelerhöhung 
hinfällig   würde. 

Mehrbelastung   des   Terminhandels. 

Einen  besonders  scharfen  Widerspruch  fordert  ferner  die  von  der 
Finanzkommission  beschlossene,  selbst  im  Verliältnis  zu  den  übrigen 
Belastungen  ungeheure  Belastung  der  zum  Börsenterminhandel  zu- 
gelassenen Wertpapiere  heraus.  Die  Zurücksetzung  dieser  Wertpapiere 
entspringt  dem  unbegreiflichen  Vorurteil,  das  im  Jahre  1896  zum  teil- 
weisen Verbot  des  Börsenterminhandels  geführt  hat.  Es  ist  deshalb, 
obwohl  erst  ein  Jahr  darüber  hingegangen  ist,  notwendig,  dai*an  zu 
erinnern,  wai^im  jenes  Verbot  durch  die  Novelle  zum  Börsengesetz 
aufgehoben  w^orden  ist:  es  hatte  gezeigt,  daß  durch  die  Unterdmckung 
des  Börsenterminhandels  die  Spekulation  nicht  beseitigt,  dagegen  in- 
folge der  Verdrängung  des  Terminhandels  durch  den  Kassahandel  die 
Konzentration  im  Bankgewerbe  auf  Kosten  der  mittleren  und  kleineren 
Bankgeschäfte,  insbesondere  auch  der  selbständigen  Bankgescliäfte  in 
der  Provinz,  und  auf  Kosten  der  Bedeutung  der  Börse  begünstigt 
und  zu  der  St^igerun,g  der  Zinssätze  beigetragen  wurde,  unter  der 
das  ganze  Wirtschaftsleben,  Industrie,  Handel  und  Landwirtschaft  lange 
Zeit  so  schwer  gelitten  hat.  Die  neuerdings  beabsichtigte  Sonder- 
belastung der  zum  Börsenterminhandel  zugelassenen  Wertpapiere  würde 
—  lind  das  ist  nach  den  Ausführungen  von  Mitgliedern  der  Kommissions- 
mehrheit sogar  die  Absicht !  —  wirtschaftlich  auf  eine  abeiTnalige  teil- 
weise Unterdrückimg  des  Börsenterminhandels  hinauslaufen;  denn  sie 
würde  es  den  Vorständen  inländischer  Erwerbsgesellschaften  zur  Pflicht 
machen,  die  für  die  Zulassung  ihrer  Wertpapiere  zum  Börsentermin- 
handel gemäß  §  50  des  Börsengesetzes  erforderliche  Zustimmung  zu 
verweigern  oder  zm'ückzunehmen.  Abgesehen  davon,  daß  alsdann  auch 
hier  der  envartete  Ertrag  ausbliebe,  würde  sie  deshalb  ähnliche  Folgen 
zeitigen,  wie  sie  das  frühere  Verbot  gehabt  hat. 

Einfluß  der  Gesamtsteuer  auf  die  deutsche  Volkswirtschaft. 

Aber  diese  Folgen  wären  nicht  die  einzigen,  die  sich  wiederholen 
würden:  wiederholen,  und  zwar  in  außerordentlich  verstärktem  Maße, 
würde  sich  im  Falle  der  gesetzlichen  Verwirklichung  des  Beschlusses 
die  Auswanderung  des  deutschen  Kapitals  nach  dem  Auslande,  die 
d^bs  Börsengesetz  und  die  Erhöhung  der  Wertpapierbesteuerung  von 
1896  veiiirsacht  hat.  Die  Mobilität  des  Kapitals  besteht  eben  darin, 
daß  es  nicht  an  den  Ort  gebunden  ist:  sobald  diie  Gesetzgebung  die 
Beteiligung  an  deutschen  Unternehmungen  ungünstiger  gestaltet  als 
an  ausländischen,  wendet  es  sich  diesen  zu,  und  sobald  man  ihm  die 
Möglichkeit  verlegt,  in  Berlin  ebenso  günstig  zu  operieren  wie  in 
London,  Paris  oder  New  York,  wird  es  von  den  dortigen  Märkten  an- 
gezog-en.  Bei  allen  Angriffen  auf  das  mobile  Kapital  wird  viel  weniger 
dieses  selbst  getroffen  als  das  Gebiet,  in  dem  das  Kapital  arbeitet, 
die  Industrie  vor  allen  Dingen,  und  der  Börsenhandel.  Der  deutsche 
Markt  wird  geschwächt  —  die  Börsen  des  Auslandes  werden  gestärkt. 

Und  weil  somit  nicht  nur  die  Interessen  der  am  Börsenhandel 
Beteiligten  auf  dem  Spiele  stehen,  sondern  wirtschaftliche  und  nationale 
Lebensfragen,  haben  die  unterzeichneten  Handelsvertretungen  nicht 
den  Vorständen  der  Börsen  es  überlassen  zu  dürfen  geglaubt,  gegen 
die  Beschlüsse  der  Kommission  Verwahrung  einzulegen,  sondern  sie 
tun  es  selbst  in  Erfüllung  der  ihnen  vom  Gesetze  auferlegten  Pflicht, 
die  Gesamtinteressen  von  Handel  und  Industrie  zu  vertreten. 

Noch  stehen  Handel  und  Industrie  Deutschlands  unter  dem  Zeichen 
einer  zurückweichenden  Konjunktur.  Eine  schwere  Belastung  des  ge- 
werblichen Lebens  di'oht  durch  die  neuen  und  erhöhten  Verbrauchs- 
steuern. Die  soziale  Gesetzgebung  stellt  immer  größere  Ansprüche 
an  die  Leistungsfähigkeit.    Nicht  nur  im  Reich,  sondern  auch  in  Staat 
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imd  KommiLae  steigern  sich  die  Bedürfnisse,  zu  deren  Befriedigung! 
Handel  und  Industrie  vornehmlich  herangezogen  werden.  Niemand 
kann  diesen  Erwerbsständen  Mangel  an  Opferwilligkeit  vorwerfen.  Aber 
mit  Recht  wehren  sie  sich  dagegen,  daß  die  Gesetzgebung  ihnen  will- 
kürlich schweren  Schaden  zufügt. 

Und  die  Grefahr  ist  um  so  größer,  als  der  einmal  zugefügte  Schaden 
nicht  wieder  gut  gemacht  werden  kann.  Das  lehren  die  Erfahrungen. 
Nachdem  im  Jahre  1896  die  börsenfeindlichen  Gesetze  eingeführt  wai-en, 
hat  man  bald  einsehen  müssen,  daß  sie  die  deutsche  Volkswirtschaft 
aufs  ärgste  beeinträchtigten,  ujid  man  hat  die  Erhöhung  der  Umsatz- 
steuern revidiert  und  aus  dem  Börsengesetz  die  schlimmsten  Bestim- 
mungen ausgemerzt;  aber  ganze  Zweige  des  Börsenhandels  konnten 
nicht  mehr  zum  Wiederefblühen  gebracht,  der  frühere  Einfluß  auf  den 
Welthandel  konnte  der  Börse  bisher  nicht  wiedergegeben  werden.  Der 
wirtschaftliche  Organismus  des  Welthandels  duldet  keine  schwere  Er- 
schütterung ohne  nachhaltige,  wenn  nicht  dauernde  Nachwirkung.  Ein 
Rückfall  der  Gesetzgebung  in  die  börsenfeindlichen  Tendenzen  der 
neunziger  Jahre  würde  mit  unwiederbringlichen  Verlusten  ver- 
bunden   sein. 

Wir  erwarten  deshalb  zuversichtlich  von  den  gesetzgebenden 
Körperschaften,  daß  sie  den  Beschluß  der  Finanzkommission  betr. 
Besteuerung  der  Wertpapiere  nicht  Gesetz  werden  lassen. 

Handelskammer    zu    Berlin. 

Die    Aeltesten    der    Kaufmannschaft    von    Berlin. 

Handelskammer  Augsburg. 

Handelskammer    Bremen. 

Handelskammer    zu   Breslau. 

Handelskammer   Chemnitz. 

Handelskammer   Cöln. 

Vorsteher-Amt  der   Kaufmannschaft  zu  Danzig. 

Handelskammer   Dresden. 

Handelskammer  zu  Düsseldorf. 

Aeltesten    der    Kaufmannschaft   Eibin g. 

Handelskammer    für    den    Kreis    Essen. 

Handelskammer   zu    Frankfurt   a,    Main. 

Handelskammer    in    Hamburg. 

Handelskammer    zu   Hannover. 

Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft,  Königsberg  i.  Fr. 

Handelskammer   Leipzig. 

Handelskammer   Lübeck. 

Handelskammer  zu  Magdeburg. 

Großherzogliche    Handelskammer    Mainz. 

Handelskammer    für    den    Kreis    Mannheim. 

Handels-   und   Gewerbekammer  für   Oberbayern 

inMünchen. 

Vorsteher   der   Kaufmannschaft   zu   Stettin. 

Handelskammer   in    Straßburg. 

Handelskammer   Stuttgart. 

5.  Denkschrift  betreffend  die  Errichtung  eines  Einigungsamtes  in  Sachen 
des  unlauteren  Wettbewerbs. 

Zweck    des   Einigungsamtes. 

Der  Vorschlag  des  Detaillistenverbandes  der  Bekleidungsindustrie 
und  verwandter  Branchen,  eine  ständige  Einrichtung  zur  Schlichtung 
von  Streitigkeiten  auf  Grund  des  Gesetzes  gegen  den  unlauteren  Wett- 
bewerb zu  schaffen,  dient  verschiedenen  Zwecken: 

a)  Die  wichtigste  Aufgabe  der  Institution  soll  darin  bestehen, 
versöhnend  und  ausgleichend  zu  wirken. 

b)  In  Strafsachen,  soweit  in  solchen  eine  außergerichtliche  Or- 
ganisation tätig  sein  kann,  soll  der  kaufmännischen  Erfahrung  der 
wünschenswerte  Einfluß  eingeräumt  werden,  während  jetzt  im  Prinzip 
die  Mitwirkung  von  Kaufleuten  überhaupt  fehlt. 
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c)  Die  Streitigkeiten  sollen  schneller  und  mit  geringeren  Kosten 
für  die  Parteien  erledigt  werden,  als  dies  im  Verfahren  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten  möglich  ist. 

d)  Die  allzu  großen  Härten  sollen  vermieden  werden,  welche  mit 
dem  Verfahren  vor  den  ordentlichen  Gerichten  in  den  hier  in  Frage 
stehenden  Fällen  vielfach  verbunden  sein  können. 

Da  bei  den  Verhandlungen  vor  dem  Schiedsgericht  in  erster  Linie 
auf  einen  Vergleich  der  Parteien  hingestrebt  werden  und  nur,  falls 
eine  Einigung  nicht  möglich  ist,  in  den  hierzu  geeigneten  Fällen  ein 
Schiedsspruch  gefällt  werden  soll,  dürfte  es  sich  empfehlen,  für  die 
Institution  statt  des  Namens  ..Schiedsgericht"  den  Namen  .,Eiuigungs- 
amt"  zu  wählen. 

Zuständigkeit   des   Einigungsamtes. 

Auf  welche  Gebiete  sich  die  Zuständigkeit  des  Einigiingsamtes  er- 
strecken würde,  zeigt  ein  Ueberblick  über  die  wichtigsten  Bestimmungen 
des  neuen  Gesetzes  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb.  Diese  Vor- 
schriften sind  teils  strafrechtlicher,  teils  zivilrechtlicher 
Natur;  die  zivilrechtlichen  Ansprüche  sind  teils  ünterlassungs-,  teils 
Schadensersatzansprüche. 

I.     Strafsachen. 
Die    Verstöße    gegen    die    Strafbestimmungen    des    Wettbewerbs- 
gesetzes   werden    teils    von    Amts    wegen,    teils    nur    auf   Antrag    des 
Verletzten   verfolgt. 

1.  Von  Amts  wegen  zu  verfolgen  sind  Verstöße  gegen 
die  §§  6,  10  und  11.  §  6  enthält  das  Verbot,  beim  Verkauf  von- 
Waren,  die  aus  einer  Konkursmasse  stammen,  aber  nicht  mehr  zum 
Bestände  derselben  gehören,  auf  die  Herkunft  der  Waren  aus  einer 
Konkursmasse  Bezug  zu  nehmen.  In  §  10  wird  mit  Strafe  bedroht, 
wer  bei  der  Ankündigung  eines  Ausverkaufs  die  Angabe  des  Grundes 
unterläßt  oder  eine  etwa  erlassene  polizeiliche  Anordnung  übertritt, 
nach  welcher  Anzeige  über  den  Grund  des  Ausverkaufs  und  den 
Zeitpunkt  seines  Beginns  zu  erstatten  sowie  ein  Verzeichnis  der  aus- 
zuverkaufenden Waren  einzureichen  ist.  Nach  §  11  wird  bestraft, 
wer  gegen  etwaige  Verordnungen  des  Bundesrates  verstößt,  wonach 
bestimmte  Waren  im  Einzelverkehr  nur  in  vorgeschriebenen  Einheiten 
der  Zahl,  des  Maßes  oder  des  Gewichtes  oder  mit  einer  auf  der  Ware 
oder  ihrer  Aufmachung  anzubringenden  Angabe  über  Zahl,  Maß,  Ge- 
wicht, über  den  Ort  der  Erzeugung  oder  den  Ort  der  Herkunft  der 
Ware  verkauft  werden  dürfen.  Auf  Grund  dieser  Vorschrift,  die  in 
etwas  anderer  Fassung  bereits  in  dem  früheren  Gesetze  enthalten 
war,  sind  bereits  vor  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  vom  Bundes- 
rate Bestimmungen  für  den  Kleinhandel  mit  Garn  und  mit  Kerzen 
erlassen    worden. 

Alle  diese  Fälle  kommen  für  die  Zuständigkeit  des  Einigungs- 
amtes   nicht    in    Betracht. 

2.  Bei  den  Verstößen,  die  nur  auf  Antrag  des  Verletzten 
strafrechtlich  verfolgt  werden,  wird  die  öffentliche  Klage  nur 
dann  erhoben,  wenn  ein  öffentliches  Interesse  vorliegt.  Bei  der  Mehr- 
zahl dieser*  Fälle  wird  ein  solches  jedoch  nicht  vorliegen  und  der 
Antragsteller  auf  den  Weg:  der  Privat  klage  angewiesen  sein.  So- 
weit  die   Privatklage   in   Betracht   kommt,   sind  zu  unterscheiden: 

a)  solche  Zuwiderhandln: igen,  bei  denen  jeder  Konkurrent 
und    die    Verbände    zur    Förderung   gewerblicher   Interessen   klagen 

können,    und  ,       -,  .     .  -m  r.^       • 

b)  solche,  bei  denen  nur  den  G  e  s  c  hadi  g  t  e  n  Klagerechte  em- 

geräumt    sind.  .    -,.     tt       i  ••      j         •    j     x     * 

Zu  a)  Alle  Konkurrenten  und  die  Verbände  sind  straf- 
klageberechtigt  in  den  Fällen  des  §  4  (wissentlich  unwahre  und 
zur  Irreführu. '^  geeignete  Angaben  über  geschäfthche  Verhaltnisse), 
§  8  (Verbot  d°es  Vorschiebens  und  Nachschiebens  von  Waren  beim 
Ausverkauf)    und    §    12    (Schmiergelderverbot).  v..   ,    • 

Zu  b/  Nur  die  Geschädigten  sind  strafklageberechtigt  in 
den  Fällen  der  §§  15,  17,  18  und  20.  Nach  §  15  wird  bestraft,  wer 
wider    besseres    Wissen    über    das    Ei-werbsgeschaft    eines    an- 
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deren,  über  die  Person  des  Inhabers  oder  Leiters  des  Geschäftes, 
über  die  Waren  oder  die  gewerblichen  Leistungen  eines  anderen  Tat- 
sachen der  Wahrheit  zuwider  behauptet  oder  verbreitet,  die  geeignet 
sind,  den  Betrieb  des  Geschäftes  zu  schädigen  (die  sogenannte  Ati- 
schwärzung).  Die  §§  17,  18  und  20  bestrafen  den  Verrat  und  die 
unlautere  Verwertung  von  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnissen,  die 
unlautere  Verwendung  fremder  Vorlagen  und  technischer  Vorschriften 
und  die   Verleitung   eines   anderen  zu  diesen  Vergehen. 

Alle  Fälle  dieser  Gruppe  der  Anti-agsdelikte  kommen,  wenn  nicht 
die  öffentliche  Klage  erhoben  wird,  für  die  Zuständigkeit  des  Einigungs- 
amtes in  Betracht,  da  die  Beteiligten  über  ihr  Recht,  Privatklage  zu 
erheben,  Vergleiche  schließen  können.  Eine  Strafe  kann  aller- 
dings dem  Zuwiderhandelnden  nur  in  der  Form  auferlegt  werden,  daß 
zwischen  den  Parteien  durch  Vermittlung  des  Einigungsamtes  ein 
Vertrag  geschlossen  wird,  in  welchem  sich  der  Zuwiderhandelnde  zur 
Zahlung  der  Strafe  verpflichtet;  eine  Festsetzung  der  Strafe  mangels 
Einigung  der  Parteien  durch  Scliiedsspi-uch  des  Einigungsamtes  dürfte 
ausgeschlossen  sein,  da  einer  privaten  Institution  keine  Strafgewalt 
eingeräumt  werden  kann.  Bei  einer  vor  den  ordentlichen  Gerichten 
eingeleiteten  Strafklage  besteht  ferner  noch  die  Möglichkeit,  dem 
Verletzten  eine  Buße  zuzuerkennen.  Da  diese  Buße  aber  nichts 
anderes  ist  als  ein  zivilrechtlicher  Schadensersatzanspruch,  so  wird 
hierfür   auf   die    Ausführungen    unter    III    verwiesen. 

In  den  Fällen  der  Gruppe  a,  wo  eine  größere  Zahl  von  Personen 
Strafantrag  stellen  kann,  wird  allerdings  ein  von  dem  Einigungsamte 
geschlossener  Vergleich  nur  einen  bedingten  Wert  haben,  da  ein  an 
dem  Verfahren  nicht  Beteiligter  trotz  des  Vergleiches  in  derselben 
Sache  die  strafrechtliche  Verfolgung  vor  den  ordentlichen  Gerichten 
einleiten  kann,  während  dies  nicht  mehr  möglich  ist,  wenn  das  Ver- 
fahren von  vornherein  vor  den  ordentlichen  Gerichten  anhängig  ge- 
macht worden  und  durch  Freisprechung  oder  Verurteilung  beendigt 
ist.  Es  ist  jedoch  wahrscheinlich,  daß,  wenn  sich  das  Einigungsamt 
das  Vertrauen  der  Geschäftswelt  erwirbt,  auch  die  an  den  Verhand- 
lungen vor  dem  Einigungsamt  nicht  direkt  Beteiligten  die  Erledigung 
der  Sache  durch  das  Einigungsamt  anerkennen  werden.  Dies  ist  um 
so  mehr  zu  erwarten,  als  der  Kläger  im  Privatklage  verfahren  das 
Risiko*  der  nicht  unerheblichen  Kosten  zu  tragen  hat.  Bei  den  kläge- 
berechtigten  Verbänden  spielt  dieses  Risiko  allerdings  nicht  die  gleiche 
Rolle  wie  bei  Privatpersonen,  Um  auszuschließen,  daß  ein  Verband, 
nachdem  das  Einigungsamt  gesprochen  hat,  in  derselben  Sache  die 
strafrechtliche  Verfolgung  durch  die  ordentlichen  Gerichte  herbei- 
führt, werden  die  an  der  Institution  beteiligten  Verbände  sich  dahin 
erklären  müssen,  daß  sie  die  Erledigung  einer  Streitsache  durch  das 
Einigungsamt  als  endgültig  betrachten  und  davon  absehen  wollen, 
weitere  Strafanträge  zu  stellen  oder  Privatklage  zu  erheben.  Aller- 
dings wird  man  den  Interessen  dieser  Verbände  dabei  insofern  Rech- 
nung tragen  müssen,  als  diese  Verbände  tunlichst  zu  jeder  in  ihre 
Branche   einschlagenden  Verhandlung  zuzuziehen   sein  werden. 

II.     Zivilrechtliche    Unterlassungsansprüclie. 

a)  Alle  Konkurrenten  und  die  Verbände  sind  berech- 
tigt auf  Unterlassung  zu  klagen  in  den  Fällen  der  §§  1,  3  und  13. 
Nach  §  1  kann  auf  Unterlassung  in  Anspinich  genommen  werden, 
wer  im  geschäftlichen  Verkehr  zu  Zwecken  des  Wettbewerbs  Hand- 
lungen vornimmt,  die  gegen  die  guten  Sitten  verstoßen.  §  3  gibt 
einen  Unterlassungsanspruch  gegenüber  unrichtigen  Angaben  über  ge- 
schäftliche Verhältnisse,  §  13  einen  solchen  gegenüber  Ausverkaufs- 
vergehen, besonders  gegenüber  dem  Vorschieben  und  Nachschieben 
von    Waren,    und   im   Falle   der   Bestechung   von   Angestellten. 

b)  Nur  die  Geschädigten  sind  kiageberechtigt  in  den  Fällen 
der  §§  14  ujid  16.  §  14  gibt  einen  Unterlassungsanspruch,  wenn 
jemand  zu  Zwecken  des  Wettbewerbes  über  das  Erwerbsgeschäft  eines 
anderen,  über  die  Person  des  Inhabers  oder  Leiters  des  Geschäftes, 
über  die  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen  eines  anderen  niclit 
erweislich   wahre    Tatsachen   behauptet    oder   verbreitet,    die   geeignet 
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sind,  den  Betrieb  des  Geschäftes  oder  den  Kredit  des  Inhabers  zu 
schädigen.  (Anschwärzung.)  Nach  §  16  kann  auf  Unterlassung  in 
Anspruch  genommen  Averden,  wer  im  geschäftlichen  Verkehr  einen 
Namen,  eine  Firma  oder  die  besondere  Bezeichnung  eines  Ervverbs- 
geschäftes,  eines  gewerblichen  Unternehmens  oder  einer  Druckschrift 
in  einer  Weise  benutzt,  welche  geeignet  ist,  Verwechslungen  mit  dem 
Namen,  der  Firma  oder  der  besonderen  Bezeichnung  hervorzurufen, 
deren  sich  ein  anderer  befugterweise  bedient. 

In  allen  zivil  rechtlichen  Streitigkeiten  kann  das 
Einigungsamt,  wenn  zwischen  den  Parteien  kein  Vergleich  zustande 
kommt  und  die  Parteien  die  Zuständigkeit  des  Einigungsamtes  verein- 
bart haben,  einen  Schiedsspruch  fällen,  dem  die  Wirkung  eines  rechts- 
kräftigen gerichtlichen  Urteils  zukommt.  (§  1040  ZPO.)  Die  Zu- 
ständigkeit des  Einigungsamtes  kann  sich  daher  auch  auf  alle  Unter- 
lassungsansprüche erstrecken ;  doch  wird  es  auch  hier  aus  den  Gründen, 
die  oben  bei  Erörterung  der  Privatklage  dargelegt  wurden,  von  dem 
Ansehen  des  Schiedsgerichtes  abhängen,  inwieweit  in  den  Fällen, 
in  welchen  die  Konkurrenten  und  die  Verbände  klageberechtigt  sind, 
der  Vergleich  oder  Schiedsspruch  einer  endgültigen  Erledigung  der 
Streitigkeit  gleichkommen  wird.  In  Zivilstreitigkeiten  haben  in  dieser 
Beziehung  die  ordentlichen  Gerichte  vor  dem  Einigungsamte  nichts 
voraus,  da  niemand  gehindert  ist,  gegen  einen  Konkurrenten  von 
neuem  auf  Unterlassung  zu  klagen,  obwohl  ein  anderer,  der  die  Ge- 
richte angegangen  hat,  mit  seiner  Unterlassungsklage  abgewiesen 
worden   ist. 

III.    Zivil  rechtliche  Schadensersatzansprüche. 

Schadensersatzklagen  sind  zulässig  in  den  Fällen  des  §  1  (Wett- 
bewerbshandlungen, die  gegen  die  guten  Sitten  verstoßen),  §  13  (un- 
richtige Angaben  über  geschäftliche  Verhältnisse,  Ausverkaufsvergehen, 
besonders  das  Vorschieben  und  Nachschieben  von  Waren,  und  Schmier- 
gelderverbot), §  14  (Anschwärzung),  §  16  (Schutz  vor  Verwechslung 
von  Firmen  und  Geschäftsabzeichen)  und  §  19  (Verrat  und  unlautere 
Verwertung  von  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnissen;  unlautere  Ver- 
wendung fremder  Vorlagen  und  technischer  Vorschriften).  Hier  sind 
ferner  diejenigen  Schadensersatzansprüche  zu  erwähnen,  die  in  einem 
Strafverfahren  in  Form  des  Antrages  auf  Zuerkennung  einer  Buße 
erhoben  werden,  und  von  denen  schon  oben  die  Kede  war. 

Die  Klagen  wegen  Schadensersatzes  kommen  sämtlich  für  die 
Zuständigkeit  des  Einigungsamtes  in  Betracht.  Da  Schadensersatz 
selbstverständlich  immer  nur  vom  Geschädigten  beansprucht  werden 
kann,  so  wird  hier  auch  der  Streitfall  durch  den  Vergleich  oder 
Schiedsspruch   endgültig  erledigt, 

Beteiligung    der    Angestellten    am    Verfahren. 

In  vielen  Fällen  hat  der  Verletzte  die  Möglichkeit,  gegen  einen 
Prinzipal  und  daneben  noch  gegen  einen  Angestellten  vorzugehen.  Das 
gilt  für  §  12  (Schmiergelderverbot)  und  §§  17,  18  und  20  (Verrat 
von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen).  Auch  abgesehen  von  diesen 
Fällen  kann  ein  Unterlassungsanspruch,  der  f^egen  einen  Angestellten 
geltend  gemacht  werden  kann,  daneben  gegen  den  Betriebsinhaber 
gerichtet  werden.  Zum  Schadensersatz  ist  der  Chef  neben  dem  An- 
gestellten verpflichtet,  vrenn  er  den  Angestellten  angestiftet  hat  oder 
wenn  er  als  Mittäter  oder  Gehilfe  in  Betracht  kommt,  ferner  wenn 
er  bei  der  Auswahl  der  Person  des  Angestellten  nicht  die  im  Verkehr 
erforderliche  Sorgfalt  beobachtet  hat  (§  831  BGB.).  In  allen  diesen 
Fällen  reicht  es  zur  völligen  Erledigung  des  Streitfalles  nicht  aus, 
wenn  sich  der  Verletzte  mit  dem  Prinzipal  vor  dem  Einigungsamte 
vergleicht,  sondern  es  muß  auch  der  Angestellte  zu  dem  Verfahren 
hinzugezogen  werden,  damit  nicht  später  gegen  diesen  ein  neues 
Verfahren  aus  derselben  Sache  anhängig  gemacht  wird,  das  im  Ergebnis 
doch  wieder  den  Prinzipal  trifft.  Es  würde  die  Autorität  des  Einigungs- 
amtes bedenklich  erschüttern,  wenn  Fälle  möglich  wären,  in  denen 
^in  Prinzipal  die  Sache  durch  Vergleich  oder  Schiedsspruch  für  er- 
^  42* 
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ledigt  hält,  in  denen  er  aber  trotzdem  auf  dem  Um^Yege  über  die  Klage 
gegen  seinen  Angestellten  von  neuem  mit  der  Angelegenheit  be- 
schäftigt  wird. 

Zusammenfassung. 

Aus  den  vorstehenden  Darlegungen  ergibt  sich  für  die  Tätigkeit 
des  Einigungsamtes  folgende  Sachlage: 

I.  Nicht  in  Betracht  kommen  für  die  Zuständigkeit  des 
Einigungsamtes  diejenigen  Strafsachen,  bei  denen  die  öffentliche  Klcige 
erhoben  wird. 

II.  Von  allen  übrigen  Streitfällen  kann  das  Einigungsamt  end- 
gültig   erledigen: 

1.  sofern  die  Ergebnisse  des  Verfahrens  vor  dem 
Einigungsamte  von  den  Beteiligten  genehmigt 
werden,  alle  Strafsachen,  bei  denen  nur  der  Geschädigte  klage- 
berechtigt   ist, 

2.  sofern  nur  die  Zuständigkeit  des  E  i  n  i  g  u  n  g  s  - 
amtes    anerkannt    wird, 

a)  alle  Klagen  wegen  eines  ünterlassungsanspiniches,  der  nur 
vom  Geschädigten  geltend  gemacht  werden  kann, 

b)  alle  Klagen  wegen  eines  Schadensersatzanspruches. 

III.  Mit  der  Einschränkung,  daß  der  Wert  des  Vergleichs  oder 
Schiedsspruches  von  dem  Ansehen  des  Einigungsamtes  ab- 
hängen wird,  kann  das  Einigungsamt  von  den  nicht  unter  I.  ge- 
nannten Streitfällen  erledigen: 

1.  sofern  die  Ergebnisse  des  Verfahrens  vor  dem 
Einigungsamte  von  den  Beteiligten  genehmigt 
werden,  diejenigen  Strafsachen,  bei  denen  die  Konkurrenten  und  die 
Verbände  klageberechtigt  sind, 

2.  sofern  nur  die  Zuständigkeit  des  Einigungs- 
am.tes  anerkannt  wird,  alle  Klagen  wegen  eines  Unterlassungs- 
anspruches, der  von  Konkurrenten  oder  Verbänden  geltend  gemacht 
werden  kann. 

6.   Eingabe    an   den   Minister   für   Handel   und   Gewerbe   betreffend   das 
Detailreisen   mit  Wäsche. 

Berlin,    den   19.    April    1909. 

Ew.  Exzellenz  haben  am  21.  Januar  d.  J.  einen  Erlaß,  an  die 
Herren  Regierungs-Präsidenten  und  den  hiesigen  HeiTn  Polizei-Präsi- 
denten gerichtet,  wonach  gegenwärtig  Erwägungen  darüber  angestellt 
werden,  ob  eine  Aenderung  der  Bekanntmachung  des  Herrn  Reichs- 
kanzlers vom  27.  November  1896  nach  der  Pachtung  zweckmäßig  ist, 
daß  für  die  Folge  auch  das  Detailreisen  mit  Wäsche  wandergewerbe- 
scheinpflichtig   wird. 

Um  festzustellen,  welche  Bedeutung  eine  solche  Aenderung  der 
Vorschriften  für  den  Bezirk  der  Korporation  der  Kaufmannschaft 
haben  würde,  haben  wir  bei  den  Interessenten  eine  Umfrage  ver- 
anstaltet. Diese  hat  ergeben,  daß  fünf  Berliner  Firmen,  welche  ihre^ 
teilweise  im  eigenen  Betriebe  hergestellten  Waren  durch  Detailreisende 
vertreiben  lassen,  einen  jährlichen  Umsatz  von  insgesamt  ca.  4  000  000 
Mark  liaben.  Dieselben  Firmen  beschäftigen  an  Arbeitern,  Arbeiterinnen 
und  kaufmännischen  Angestellten  zusammen  fast  1000  Personen,  sie 
zahlen  an  Löhnen  ca.  226  000  Mk.,  wälirend  für  Salaire  von  vier  der 
genannten  Firmen  ca.  142  000  Mk.  verausgabt  wurden.  Außer  diesen 
fünf  Firmen  sind  uns  noch  neun  weitere  Firmen  der  gleichen  Art 
bekannt,  von  denen  wir  jedoch  Angaben  über  den  Umfang  ihres 
Betriebes  nicht  erlangt  haben.  Es  gibt  in  Berlin  noch  eine  Anzahl 
weiterer  Betriebe  kleineren  Umfanges,  darunter  solche,  die  auch  offene 
Detailgeschäfte  haben  und  deren  Inhaber  während  einiger,  für  das 
Ladonj2:eschäft  stiller  Monate  mit  einem  oder  zwei  Vertretern  reise- 
tätig sind.    Die  Zahl  dieser  Geschäfte  dürfte  ziemlich  bedeutend  sein. 

Einige  Firmen  betreiben  auch  im  Auslande  das  Deta.ilreisen.  Von 
drei    Firmen,    von    welchen    uns    Zahlenajigaben    vorliegen,    exportierte 
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die  eino  im  letzten  Jalii-e  insgesamt  für  80  000  Mk.,  die  zweite  lür 
60  000  Frcs.  nach  der  Schweiz  und  für  50  000  Kronen  nach  Oester- 
reich-üngarn..  die  dritte  für  100  000  Mk.  nach  Großbritannien  und 
Irlajid,  für  50  000  Mk.  nach  der  Schweiz  und  Franki-eich  und  für 
50  000  Mk.   na.ch  Belgien  und  Holland. 

Innerhalb  des  Gemeindebezirkes  der  gewerblichen  Niederlassung 
findet  ein  Deta-ilreisen  in  Wäsche  seitens  Berliner  Firmen  kaum 
statt ;  nur  bei  dem  Aufsuchen  der  Hotelangestellten  In  gewissem 
Umfange,  der  jedoch  gegenüber  dem  übrigen  Umsatz  von  geringer 
Bedeutung  ist.  Dieser  iSereits  nach  §  42  in  Verbindung  mit  §  55  der 
Gewerbeordnung  von  der  Lösung  eines  Wandergewerbescheines  befreite 
Verkehr   ist  also   für   die   vorliegende   Frage   ohne   Bedeutung. 

Außei'  in  Berlin  gibt  es  in  großer  Anzahl  bedeutende  Firmen, 
welche  Wäsche  durch  Detailreisende  vertreiben,  u.  a.  in  Bielefeld, 
Leipzig,  Chemnitz,  Frankfurt  a.  M.,  Cöln  a.  Rli.  und  Straßburg  i.  Eis. 

Bei  der  Größe  der  in  Frage  kommenden  Interessen  könnte  eine 
Erschwerung  des  Detailreisens  in  Wäsche  nur  durch  das  Vorhanden- 
sein großer  Mißstände  gerechtfertigt  werden.  Für  solche  haben  jedoch 
unsere  Ermittelungen  keinen  Anhalt  ergeben.  Von  selten  der  Gegner 
des  Detailreisens  mit  Wäsche  wird  angeführt,  daß  dieses  einen  Um- 
fajig  angenommen  habe,  der  zu  einer  Belästigung  des  Publikums 
geführt  habe.  Es  wird  gesagt,  daß  die  Reisenden  sich  vielfach  aus 
minderwertigem  Material  rekrutierten  und  sich  sogar  mehrfach  be- 
strafte Personen  darunter  befänden.  Da  sie  auf  Provision  arbeiteten, 
nähmen  sie  es  mit  den  Verkaufspreisen  nicht  genau,  übervorteilten 
-zuweilen  die  Käufer  oder  dichteten  der  Ware  Eigenschaften  an,  die 
sie    nicht    besäße.  ^ 

Für  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  es  sich  bei  den  erwähnten 
Mißständen  um  weiter  verbreitete  Erscheinungen  haaidelt  oder  nur 
um  Ausnahmefälle,  wie  sie  in  jeder  Branche  vorkommen,  fehlt  es 
jedoch  bisher  vollkommen  an  zuverlässigem  Material.  AeußeiTingen, 
wonach  ,, zuweilen"  oder  ,, öfter"  diese  oder  jene  Unlauterkeit  vor- 
komme, können  nicht  als  ausreichende  Begründung  für  eine  Maß- 
nahme von  so  erheblicher  wirtschaftlicher  Tragweite  betrachtet 
werden,  wie  es  die  Beschränkung  des  Detailreisens  mit  AVäsche  sein 
würde.  Bei  den  Firmen  des  Korporationsbezirks  handelt  es  sich  um 
Geschäfte  mit  großenteils  festem  Kundenkreis,  die  ein  Interesse  daran 
haben,  ihre  Kunden  reell  bedient  zu  sehen,  da  sie  sonst  Gefahr 
laufen  würden,  sie  zu  verlieren.  Diese  Firmen  müssen  daher  bei  der 
Auswahl  ihrer  Reisenden  mit   der  größten  Sorgfalt  vorgehen. 

Zur  Begi'ündung  der  Forderung,  das  Detailreisen  mit  Wäsche 
wandergewerbescheinpflichtig  zu  machen,  wird  auch  oft  auf  die  Kon- 
kurrenz hingewiesen,  welche  die  Reisenden  den  Ladengeschäften  in 
den  kleineren  Provinzialstädten  machen.  Demgegenüber  ist  nach- 
drücklich zu  betonen,  da.ß  diese  Geschäfte  vielfach  nicht  eine  so 
reiche  Auswahl  bieten  können,  wie  sie  die  Kunden  der  Detailreisenden 
verlangen.  Diese  sind,  was  den  Berliner  Platz  anbetrifft,  zum  großen 
Teil  in  den  besseren  Gesellschaftskreisen,  unter  besseren  Beamten 
und  Gewerbetreibenden,  Pfarrern,  Lehrern,  Gutsbesitzern  usw.  zu 
finden.  Eine  Beschränkung  des  Detailreisens  würde  mehr  denjenigen 
großen  Berliner  Versandgeschäften,  die  nicht  durch  Reisende,  sondern 
durch  Versendung  ihrer  Kataloge  in  der  Provinz  Bestellungen  auf- 
suchen, als  den  in  der  Provinz  selbst  befindlichen  Betrieben  nützen. 
Vielfach  ist  durch  die  Tätigkeit  der  Reisenden  auch  erst  eine  vorher 
nicht  vorhandene  Nachfrage  geschaffen  worden,  so  daß  also  eine 
^'erkleinerung  ,des  bisherigen  Absatzgebietes  für  die  Provinzial« 
geschäfte  gar  nicht  vorgelegen  hat ;  der  gesteigerte  Konsum  ist  jedoch 
der  Industrie  zugute  gekommen.  Für  die  Bewohner  kleinerer  und  ab- 
gelegener Ortschaften  sind  die  Detailreisenden  kaum  entbehrlich.  Es 
gibt  ferner  in  Berlin  Betriebe,  deren  Spezialität  die  Fabrikation 
und  der  Vertrieb  von  AVäsche  für  Hotel-  und  Restaurantangestellte 
(Kellner,  Köche,  Konditoren  usw.)  ist.  Diese  wenden  sich  mit  Vor- 
liebe an  die  Berliner  Geschäfte,  weil  diese  darauf  eingerichtet  sind, 
ihren  besonderen  Bedürfnissen  Rechnung  zu  tragen.  Bei  dem  Konsum 
dieser    Kreise    handelt    es    sich    vielfach   um    Spezialartikel,    die    viele 
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Detailgescliäfte,  namentlich  in  kleineren  Orten,  nicht  führen.  Diese 
Personen  wünschen  daher,  daß  sie  zur  passenden  Zeit  vom  Detail- 
reisenden besucht  werden. 

Bei  demjenigen  Teile  des  Umsatzes  der  Berliner  Finnen,  der 
auf  den  Auslandverkehr  entfällt,  kommt  überdies  die  Rücksicht  auf 
die  etwaige  Schädigung  andersartiger  inländischer,  konkurrierender 
Betriebe  gar^  nicht  in  Betracht.  Der  Wegfall  dieses  Exportes  wäre 
ein  reiner  Verlust  für  die  deutsche  Volkswirtschaft  und  könnte  leicht 
die  Folge  von  gesetzlichen  Maißnahmen  sein,  die  auf  die  Einschränkung 
des  Detailreisens  gerichtet  sind.  Zwar  wird  ja  durcli  diese  Maß- 
na.hmen  unmittelbar  nur  der  Absatz  im  Inlande,  nicht  aber  derjenige 
im  Auslande  berührt.  Aber  der  Verlust  des  inländischen  Mai'ktes 
würde  die  Existenz  der  Berliner  Detailreisegeschäfte  überhaupt  be- 
drohen, da  der  Auslandsverkehr  nicht  umfangreich  genug  ist,  um 
diese   Betriebe   lebensfähig   zu    erhalten. 

Können  mithia  die  für  die  Beschränkung  des  Detailreisens  mit 
Wäsche  angeführten  Gründe  nicht  als  stichhaltig  anerkannt  werden, 
so  sprechen  andererseits  schwerwiegende  Gründe  dagegen.  Da  ein 
großer  Teil  der  Berliner  Geschäfte  seine  Artikel  gerade  in  den  besseren 
Gesellschaftskreisen  absetzt  und  die  Wäsche  zum  Teil  erst  nach 
Maß  angefertigt  wird,  so  kommen  als  Reisende  nur  solche  Personen 
in  Betracht,  die  eine  gute  kaufmännische  .Bildung  genossen  haben 
und  Branchekenntnisse,  auch  gute  Umgangsformen  besitzen.  Die 
gegenwärtigen  Inhaber  der  größeren  Berliner  Betriebe  sind  zum  Teil 
selbst  ursprünglich  als  Reisende  tätig  gewesen,  die  Inliaber  der  kleineren 
Betriebe  sind  es  zum  Teil  noch  gegenwärtig.  Solche  Personen  düi-ften 
sich  aber  schwerlich  dazu  verstehen,  einen  Wandergewerbeschein  zu 
lösen,  sich  dadurch  dem  Hausierer  gleichzustellen  und  den  für  die 
Inliaber  von  Wandergewerbescheinen  bestehenden  Vorschriften  zu 
unterwerfen.  Den  Berliner  Geschäften  würde  es  also  in  Zukunft  nicht 
möglich  sein,  die  geeigneten  Personen  als  Reisende  zu  erhalten.  Damit 
wäre  aber  ihre  Existenz  und  diejenige  der  zahlreichen  von  ihnen  ab- 
hängigen Personen  bedroht. 

Dies  trifft  um  so  mehr  zu,  als  die  Aenderung  des  bisherigen 
Rechtszustandes  gleichzeitig  für  die  Berliner  Geschäfte  eine  gi'oße 
(Mehrbelastung  mit  Steuern  bedeuten  würde.  Zu  den  gegenwärtig  zu 
entrichtenden  Steuern  ^vürden  künftig  noch  die  Steuern  hinzutreten, 
die  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  auf  den  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen gelegt  sind.  Das  Einkommen  aus  dem  Detailreisen  würde  also 
künftig  doppelt  besteuert  werden.  Zunächst  als  Teil  von  dem  Ertrage 
des  stehenden  Betriebes,  in  dessen  Diensten  der  Detailreisende  sich 
befindet,  sodann  als  Einkommen  aus  dem  Detailreisen  als  solchem, 
da,  wie  weiter  unten  ausgeführt  ist,  die  Höhe  der  Wandergewerbe- 
steuer sich  nach  der  Einträglichkeit  des  Betriebes  richtet.  Die 
Wandergewerbesteuer  wäre  ferner  so  \aele  Male  zu  entrichten,  wie 
der  Zahl  der  Reisenden  entspricht,  die  eine  Firma  beschäftigt,  und 
zwar  in  allen  Bundesstaaten,  in  denen  Bestellungen  aufgesucht  werden. 

In  manchen  Bundesstaaten  bestehen  außer  der  Staatssteuer  über- 
dies noch  Steuern  der  größeren  oder  kleineren  Kommunalverbände. 
In  Preußen  wären  für  jeden  Detailreisenden  in  Zukunft  in  der  Regel 
48  Mk.  für  das  Kalenderjahr  zu  entrichten.  Dieser  Steuersatz  kann 
für  Gewerbe  geringerer  Art  auf  36,  24,  18,  12  und  6  Mk.  ermäßigt, 
für  Gewerbebetriebe  von  bedeutendem  Umfange  auf  72,  96  und  144  Mk. 
erhöht  werden.  In  Württemberg  sind  für  das  Kalenderjahr  5 — 300  ^Ik. 
zu  zahlen.  Dieser  Steuersatz  kann  noch  erhöht  werden,  wenn  das 
Gewerbe  in  besonders  großem  Umfange  betrieben  wird.  Außer  dieser 
ßtaatsste-jer  ist  in  denjenigen  Gemeinden,  in  denen  eine  Umlage 
auf  Grundeigentum,  Gebäude  und  Gewerbe  stattfindet,  eine  kommu- 
nale Wandergewerbesteuer  in  der  Form  von  Zuschlägen  zu  der  staat- 
lichen Wandergewerbesteuer  zu  erheben.  Ferner  ist  noch  in  jedem 
Oberamtsbezirk,  auf  welchen  der  Gewerbebetrieb  ausgedehnt  wird, 
eine  Abgabe  an  die  Amtskörperschaft  (Ausdehnungsabgabe)  zu  ent- 
richten, welche  den  fünften  Teil  der  staatlichen  Wandergewerbe- 
steuer beträgt.  In  Baden  beträgt  die  Wandergewerbestcuer  etwa  360  Mk. 
für  das  Jahr.    In  Hessen  sind  15—100  Mk.  zu  zahlen.    Im  Falle  einer 
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besonders  hohen  Einträglichkeit  kaaan  eine  Erhöhung  bis  auf  400  Mk. 
eintreten.  Diesen  hohen  Sätzen  gegenüber  fällt  die  geringe  Abgabe, 
welche  gegenwärtig  für  die  AussteUung  der  .Legitimationskarten  der 
E  eis  enden  zu  zahlen  ist,   gar  nicht  ins  Gewicht. 

Die  bedeutende  Mehrbelastung,  welche  den  Detailreisegeschäften 
droht,  könnte  leicht  zur  Eolge  haben,  daß  diese  Geschäfte  sich  ge- 
nötigt sehen,  ihre  Reisetätigkeit,  die  sich  bisher  vielleicht  auf  mehrere 
Bundesstaaten  erstreckte,  auf  einen  zu  beschräiiken,  und  daß  sie 
den  dort  ansässigen  Betrieben  (sowohl  den  Detailreise-  wie  den  Laden- 
geschäften) eine  um  so  schärfere  Konkurrenz  machen  würden.  Es 
kann  aber  auch  leicht  der  Fall  eintreten,  daß  es  den  betreffenden. 
Eirmen  überhaupt  unmöglich  gemacht  wird,  ihren.  Betrieb  in  der 
bisherigen    Gestalt    weiterzuführen. 

Die  abermalige  Erschwerung  des  Detailreis ens  würde  ein  neues 
Glied  in  der  Kette  von  Maßnahmen  sein,  die  darauf  gerichtet  sind, 
zugunsten  einer  bestimmten  Art  des  Detailgeschäfts,  die  als  Normal-^ 
form  angesehen  wird,  alle  anderen  Formen  durch  gesetzliche  und  Steuer-» 
politische  Maßnahmen  einzuschränken  und,  soweit  möglicli,  zu  unter- 
drücken. Statt  das  Wirtschaftsleben  sich  nach  den  ihm  selbst  inne- 
wohnenden Tendenzen  entwickeln  zu  lassen  und  sich  nur  auf  die 
im  Interesse  der  Volkswohlfahrt  unvermeidlichen  Eingriffe  zu  be- 
schränken, versucht  man,  ihm  von  außen  her  auf  Grund 
vorgefaJ3ter  Meinungen  über  die  Vorzüge  und  Nachteile  be- 
stimmtei  Betriebsformen  die  Gesetze  der  Entwicklung-  vor- 
zuschreiben. Dabei  übersieht  man,  daß  auch  die  Formen 
des  Wirtschaftslebens  wie  alle  Institutionen  der  menschlichen  Kultur 
fortdauernder  Wandlung  im.terworfen  sind,  daß  der  Stillstand  dieser 
nie  ruhenden  Bewegung  mit  dem  Stillstand  der  Kultur  identisch  wäi-e, 
und  daß  keine  Betriebsform  den  Anspruch  dai^auf  erheben  dai-f,  als 
die  allein  berechtigte  betrachtet  zu  werden.  Unserer  Ansicht  nach. 
ist  in  dem  Reichtum  von  Betriebsformen,  wie  sie  der  freie  Wett^ 
bewerb  geschaffen  hat,  ein  besonderer  Vorzug  zu  erblicken.  Wenn 
neben  den  Detailgeschäften,  die  sich  von  der  Kundschaft  aufsuchen 
lassen,  auch  solche  bestehen,  die  ihrerseits  die  Kundschaft  aufsuchen, 
so  werden  dadurch,  wie  wir  oben  nachgewiesen  haben,  gewisse  Be- 
dürfnisse des  Publikums  leichter  befriedigt,  als  es  sonst  möglich 
wäre. 

Das  Versandgeschäft  ohne  offenen  Laden  kann  ferner  bei  Saison- 
artikeln mitunter  zu  einer  Ersparnis  an  Geschäftsunkosten  füliren, 
einer  Ersparnis,  die  durchaus  im  Interesse  des  Publikums  liegt.  Beim 
Vertriebe  von  Antikein,  die  nur  zu  gewissen  Zeiten  des  Jalires  stark 
gekauft  werden,  kann  die  ständige  Unterhaltung  eines  offenen  Detail- 
geschäftf.  unrationell  sein,  da  die  Räumlichkeiten  während  eines 
Teiles  des  Jahres  nicht  genügend  ausgenutzt  werden  können.  Wir 
haben  oben  gezeigt,  daß  die  Berliner  Wäsche-Versandgeschäfte  sich 
vielfach  mit  dem  Vertrieb  solcher  Saisonartikel  abgeben.  Allerdings 
ist  auf  der  anderen  Seite  zu  .berücksichtigen,  daß  den  Versand- 
geschäften wiederum  bedeutende  Geschäftsspesen  erwachsen,  die  in 
anderen  Betrieben  ganz  wegfallen  oder  viel  geringer  sind.  Es 
sei  hier  an  das  Porto  für  Postpakete,  Reisespesen  usw.  erinnert. 
Immerhin  stellen  die  Geschäfte,  welche  ihre  Waren  durch  Detail- 
reisende vertreiben,  mitunter  eine  rationellere  Betriebsform  dar  als 
die  offenen  Ladengescliäfte.  Sie  dürfen  daher  verlangen,  daß  ihre 
Interessen  ebenso  sorgfältig  berücksichtigt  werden,  wie  diejenigen 
der  stehenden  Betriebe  in  kleinen  Provinzialstädten. 

Aus  vorstehenden  Gründen  bitten  wir  Ew.  Ex- 
zellenz dafür  einzutreten,  daß  von  der  Ver- 
wirklichung der  Absicht,  das  Detailreisen 
mit  Wäsche  wander  gewerbescheinpflichtig  zu 
machen.  Abstand  genommen,  der  bestehende 
Rechtszustand  vielmehr  aufrecht  erhalten 
w  e  r  d  e. 
Die    Aeltesten     der    Kaufmannschaft     von     Berlin. 
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II.   Aenderungen  in  Eisenbahntarifen. 


Deutscher 
Eisenbahn- 
Personen-  und 
Gepäcktarif. 
Teill. 


Personen-  und 
Gepäcktarif, 

Teil  II,  der  Kgl. 
Preuß.  und 
Großh.  Hess. 
Staatsbahn. 


Deutscher 

Eisenbahn - 

Gütertarif  Teil!. 

Abt.  A. 


In  Ergänzung  unseres  Berichts  über  das  Verkehrswesen  stellen 
wir  an  wichtigeren  Neuerungen  und  Ergänzungen  auf  dem  Gebiete  des 
Eisenbahnverkehrs  bzw.  der  Eisenbahntarife,  soweit  sie  von  allgemeinem 
oder  für  den  Berliner  Platz  von  besonderem  Interesse  sind,  folgendes 
zusammen : 

I.  Am  1.  April  1909  ist  an  Stelle  des  Tarifs  vom  1.  Mai  1908  ein 
neuer  deutscher  Eisenbalm-Personen-  und  Gepäcktarif,  Teil  I,  in  Kraft 
getreten.  Er  enthält  die  Bestimmungen  der  neuen  Eisenbahn-Yerkehrs- 
ordnung  vom  1.  April  1909  nebst  den  Ausfühiningsbestimmungen. 
Letztere  entsprechen  im  allgemeinen  den  bisherigen  Zusatzbestimmungen 
und  sind,  soweit  die  Eisenbahn- Verkehrsordnung  sachliche  Aenderungen 
nicht  bedingte,  mit  formellen  Verbesserungen  in  Anlehnung  an  die 
Aus  drucks  weise  der  letzteren  übernommen.  Die  zum  Zwecke  der  Arbeits- 
vermittlung zugestandene  Fahrpreisermäßigung  wird  durch  den  neuen 
Wortlaut  auf  ,, Arbeiter"  beschränkt,  so  daß  Angestellte  in  kaufmänni- 
schen Betrieben  von  der  Fahrpreisermäßigung  beim  Aufsuchen  aus- 
wärtiger Arbeitsgelegenheit  ausgeschlossen  sind.  Fahrpreiszuschläge 
werden  hinfort  auch  erhoben,  wenn  der  Reisende  aus  Unkenntnis  eine 
höhere  Wagenklasse  benutzt,  als  ihm  zusteht.  Die  nachträgliche  Ab- 
fertigung unabgefertigt  mitgenommener  Fahrräder  ist  nicht  mehr  zu- 
lässig. Durch  eine  Zusatzbestimmung  zu  §  43  wird  die  Haftung  der 
Eisenbahn  für  üeberschreitiing  der  Lieferfrist  auf  Expreßgut  auch 
ohne  Nachweis  eines   Schadens  ausgedehnt. 

II.  An  Stelle  des  Personen-  und  Gepäcktarifs,  Teil  II,  der  preußisch- 
hessischen  Staatsbahnen  vom  1.  Mai  1907  nebst  Nachträgen  ist  am 
1.  April  1909  ein  neuer  Tarif  in  Kraft  getreten.  In  ihm  sind  im  allge- 
meinen die  Bestimmnngen  des  seitherigen  Tarifs  unverändert  über- 
nommen worden.  Neu  aufgenommen  ist  u.  a.  bei  den  Bestimmungen 
über  die  Ausgabe  von  Monatskarten  die  Bedingung,  daß  Dienstboten, 
Hausdiener  und  Laufburschen,  für  welche  Monatsnebenkarten  bean- 
tragt werden,  im  Besitz  eines  amtlich  beglaubigten  Dienstbuches  sein 
müssen.  Durch  den  Nachtrag  I  vom  15.  Juli  1909  werden  Bestim- 
mungen für  die  Beförderung  größerer  Gesellschaften  in  Sonderfahrten 
mit  Triebwagen  eingeführt.  Der  Falii-preis  beträgt  pro  Kilometer 
1,75  Pf.,  der  Mindestbetrag  für  die  Sonderfahrt  50  Mk.  Fahrpreis- 
ermäßig'ungen  für  mittellose  Wanderarbeiter  in  Höhe  des  halben  Fahr- 
preises IV.  Klasse,  deren  Arbeitsvermittlung  durch  eine  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1907  eingerichtete  Wanderarbeitsstelle 
erfolgt,  gelangten  durch  Nachtrag  2  vom.  1.  Okt.  1909  zur  Einführung. 

Der  Personen-,  Reisegepäck-  und  Expreßguttarif  für  den  Verkehr 
auf  der  Berliner  Stadt-  imd  Ringbahn  und  im  Berliner  Vorortverkehr 
ist  ebenfalls  am  1.  April  1909  in  neuer  Auflage  erschienen. 

III.  Der  vom  1.  April  1909  ab  gültige  deutsche  Eisenbahn-Güter- 
tarif, Teil  I,  Abt.  A,  enthält  die  am  1.  April  1909  in  Kraft  getretene 
neue  Eisenbahn-Verkelii-sordnung  (E.  V.  O.)  nebst  Ausführungs(bisher 
Zusatz-)bestimmungen.     Von    Bedeutung    sind    folgende    Aendemng-en: 

1.  Zu  §  54  (bisher  §  50).  Die  Ausf.-Best.  I  enthält  im  Auszuge  die 
einschlagenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  das  Postwesen 
des  Deutschen  Reiches  vom  28.  Okt.  1871  imd  vom  20.  Dez.  1899 
und  ersetzt  damit  die  bisherige  Amnerkung  zu  §  50.  Die  frühere 
Zusatzbestimmung  I  (1  und  8)  zu  §  50,  die  von  der  Zulassung 
der  Güter  der  Anlage  B  (neu  C)  zur  Eilstückgutbeförderung 
handelte,  ist  fallen  gelassen;  soweit  Ausf.-Best.  hierüber  zu  geben 
waren,  sind  sie  an  entsprechender  Stelle  der  Anlage  C  selbst 
eingefügt.  Im  übrigen  bestimmt  die  Ausf.-Best.  im  Eingang  der 
Anlage  C,  daß  bei  den  Gütern,  die  nach  dieser  Anlage  als  Eilgut 
aufgegeben  werden  dürfen,  die  Annahme  als  Eilstückgut  keinen 
Beschränkungen  unterliegt,  soweit  nicht  in  den  Ausf.-Best.  be- 
sondere Vorschriften  gegeben  sind.  Hiernach  ist  z.  B.  für  flüssigen 
Sauerstoff,   der  unter  die  Ziffer  Id   (verdichtete  und  verflüssigte 
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Gase)  der  Anlage  O  fällt  und  dort  keiner  Beförcleiiingsbescliränkung 
als  Eilgut  unterworfen  ist,  die  Eilstückgutbeförderung  nunmehr 
ohne  weiteres  gestattet. 

2.  Zu  §  55.  Das  Erachtbriefmuster  ist  in  seinen  einzelnen  Teilen, 
dem  praktischen  Bedürfnis  entsprechend,  vielfach  verbessert.  Neu 
und  wichtig  für  Verfrachter  und  Abfertigungsstellen  ist  die  Spalte 
für  die  Tarifklasse.  Die  alten  Frachtbriefmuster  können  noch  bis 
31,    März    1910   verwendet   werden. 

3.  Zur  Ausf.-Best.  IV  (bisher  §  51  V).  Absatz*  6  ist  neu  und  gewährt 
dem  Abseiider  das  Recht,  durch  Frachtbriefvorschrift  die  Güter 
auf  der  Bestimmungsstation  nachzählen  und  nachwiegen  zu  lassen. 

4.  Zu  §  58  (bisher  §  53).  Nach  Ausf.-Best.  III  ist  die  Feststellung  des 
Gewichts  oder  der  Stückzahl  handschriftlich  oder  durch  Stempel 
zu  bescheinigen;  falls  das  Gewicht  durch  Probe verwägung  er- 
mittelt ist,  soll  dies  aus  der  Bescheinigung  zu  ersehen  sein.  Es 
ist  dies  unter  Umständen  von  Einfluß  auf  die  Entscheidungen 
in    späteren    Entschädigungsfällen    wegen    GewichtsveiTninderung. 

5.  Zu  §  60  (bisher  §  58).  In  Abs.  1  ist  zur  Beäeitigung  von  Zweifeln 
klar  ausgesiDrochen,  daß  die  Frachtzuschläge  olme  Rücksicht  darauf 
zu  entrichten  sind,  ob  ein  Verschulden  des  Absenders  vorliegt  oder 
nicht.  Die  Zuschläige  sind  nach  dem  Grade  der  Gefährdung  ab- 
gestuft. Die  neue  Ausf.-Best.  I  nennt  die  hauptsächlichsten  Fälle, 
wo  die  Eisenbaluiverwaltiuigen  von  der  ihnen  durch  Abs.  2  ein- 
geräumten Befugnis,  diese  Zuschläge  überhaupt  nicht  oder  in 
geringerer    Höhe    zu    erheben,    Gebrauch    machen   wollen. 

6.  Zu  §  62  (bisher  §  58).  Nach  Ausf.-Best.  IV  (bisher  §  58  VI)  wird 
künftig  die  Signiei-gebühr  auch  dann  erhoben,  wenn  der  Absender 
die  Entfernung  alter  Bezeichnungen  auf  Stückgütern  der  Eisen- 
bahn überläßt. 

7.  Zu  §  63  (bisher  §  56).  Die  Ausf.-Best.  III  (bisher  §  56  III)  fordert 
in  der  Wagenbestellung  in  Abs.  2  die  Angabe  der  gewünschten 
Länge   der  Wagen. 

8.  Zu  §  65  (bisher  §  59).  Die  Ausf.-Best.  IV  Abs.  4  gewälirt  das 
Recht,  im  Frachtbrief  die  Benachrichtigung  des  Absenders  oder 
seines  Bevollmächtigten  von  der  Ankunft  des  Gutes  auf  der  Zoll- 
station zu  beantragen. 

9.  Zu  §  67.  Ausf.-Best.  I  (bisher  §  51  VIII  1)  gibt  jetzt  auch  die 
Stelle  im  Frachtbrief  an,  w^ohin  der  Antrag  auf  beschleunigte 
Eilgutbeförderung  zu  setzen  ist.  Die  in  der  Ausf.-Best.  III  (bisher 
§  50  I)  enthaltene  Beförderungsbeschränkung  bezieht  sich  aus- 
drücklich nur  noch  auf  Eilstückgut. 

10.  Zu  §  69.  Die  Ausf.-Best.  I  (bisher  §  61  I)  ist  dahin  erweitert,  daß 
für  Güter,  die  schnellerem  Verderben  unterliegen  oder  die  Fracht 
nicht  sicher  decken,  künftig  mit  Genehmigung  der  Verwaltung 
der  Versandbahn  Befreiung  vom  Frankaturzwang  nachgelassen 
werden   kann. 

11.  Zu  §  73  (bisher  §  64),  Die  frühere  Zusatzbestimmung  I  (2)  zu 
§  64,  wonach  die  nachträglich  aufgegebene  Nachnahme  mindestens 
3  Miv.  betragen  muß,  ist  gefallen,  weil  dem  Versender  das  Recht 
auf  nachträgliche  Auflage  durch  Abs.  1  unbeschränkt  eingeräumt 
ist.  Ausf.-Best.  I  berechtigt  den  Absender,  künftig  in  der  nach-  ^ 
träglichen  Verfügung  neben  der  Rücksendung  des  Gutes  auch ' 
die  Sti-eichung  der  Angabe  des  Interesses  an  der  Lieferung  zu 
beantragen,  weil  ein  solches  Interesse  für  den  Rückweg  meist 
nicht  meliT  vorliegt. 

12.  Zu  §  75  (bisher  §  63).  Abs.  5  sieht  einen  verschiedenen  Beginn 
des  Laufes  der  Lieferfristen  für  Güter,  die  vormittags,  und  solche, 
die  nachmittags  aufgeliefert  w^erden,   vor. 

13.  Zu  §  79  (bisher  §  68).  In  Abs.  5  ist  dem  Absender  das  Recht 
eingeräumt,  bei  bahnlagernd  gestellten  Gütern  im  Frachtbrief  die 
Benachrichtigung    über    die    Ankunft    vorzuschreiben. 

14.  Zu  §  80  (bisher  §  69).  Wichtig  ist  die  in  Abs.  6  enthaltene  Vor- 
schrift, wonach  Wagenstandgeld  für  Sonn-  und  Festtage  nur  dann 
zu  erheben  ist,  wenn  die  Entladefrist  schon  am  Tage  vorher,  nach- 
mittags   2    Uhr,    abgelaufen    ist. 


666  Teil  III.    Beigaben. 

15.  Zu  §  81  (bisher  §  70).  Die  Abnaliinefrist  für  bahnlagernd  ge- 
stellte Güter  beginnt  nicht  mehr  mit  der  Ankunft  des  Gutes, 
sondern  erst  mit  dessen  Bereitstellung.  Ausf.-Best.  III  setzt  Be- 
dingungen und  Formen  fest,  unter  denen  die  nach  §  Sl  (1)  künftig 
zulässige  unmittelbare  Anweisung  der  Bestimmungsstation  durch 
den   Absender    statthaft    ist. 

Deutscher  A.    Allgemeine  Tarifvorschriften. 

Gütertarif  Teil  I,  IV,  1.  In  den  Fahrzeugtarif  (§§  21 — 30)  sind  neu  aufgenommen  Eisen- 
Abt.  B.  bahnkraftwagen  (Abschnitt  A)  und  Fahrzeuge  für  hängende 
Schienen-  oder  Seilbahnen  (Abschnitt  B).  In  bezug  auf  die  Fracht- 
berechnung unterliegen  Kraftwagen  den  Bestimmungen  über  Eisen- 
bahnlokomotiven,  die  Häjigewagen  denjenigen  über  die  Land- 
(Straßen-)  und  Wasserfahrzeuge  (Spezialtarif  III,  unbela-dene 
Güterwagen  auch  nach  dem  Stückgut  spezialtarif).  Ausgerüstete 
zwei-  und  vierrädrige  Kabelmeßwagen  gelten  als  beladene  Fahr- 
zeuge und  tarifieren  nach  der  Allgemeinen  Stückgutklasse. 

2.  Unter  die  gebrauchten  Emballagen  des  §  31  sind  Reisigbündel 
(Wiepen)  neu  aufgenommen. 

3.  Die  Vorschriften  über  die  Beschaffenheit  der  Gefäße  für  lebende 
Fische  als  Eilgut  (§  41  2  b)  sind  im  Interesse  beschleunigi,erer 
Ver-    und    Umladung    geändert. 

4.  Zu  §  48  und  49.  Eine  X^'erpflichtung  der  Absender  und  Empfänger, 
gewisse  in  der  Anlage  C  aufgeführte  feuergefährliche  Stoffe  als 
Stückgut  selbst  auf-  und  abzuladen,   besteht  künftig  nicht  mehr. 

5.  Die  Bestimmungen  über  die  Beförderung  der  Privatwagendecken 
usw.  haben  eine  klarere  Fassung  erhalten. 

6.  Das  Verzeichnis  der  in  bedeckten  Wagen  zu  befördernden  Güter 
ist  nach  Maßgabe  der  noch  zu  besprechenden  Aenderungen  der 
Güterklassifikation  sowohl  dem  Inlialt  als  auch  der  Fassung  nach 
mehrfach  geändert  und  erweitert  worden.  In  Ziffer  76  sind  die 
Fahrzeuge,  die  zuschlagfreie  bedeckte  Beförderung  genießen, 
namentlich,  statt  wie  bisher  beispielsweise,  aufgezählt.  Damit 
ist  unter  anderem  klargestellt,  daß  zerlegte  und  unzerlegte  Fahr- 
räder bei  Beförderung  in  bedeckten  Wagen  dem  zehnprozentigen 
Frachtzuschlag  unterliegen. 

B.    Güterklassifikation. 

1.  In  den  Spezialtarif  für  bestimmte  Stückgüter  sind  neu  auf- 
genommen unter  Ziffer  3 :  Kipp-  und  Förderwagen  und  Güter- 
wagen für  hängende  Schienen-  und  Seilbahnen,  ferner  als  Ziffer  25 : 
Schiffsgeschirr,   gebrauchtes,  wie  im  Spezialtarif  III  genannt. 

2.  ,, Blumendünger"  gehört  nicht  ohne  weiteres  zu  den  Dünge- 
mitteln des  Stückgutspezialtarifs  ;  seine  Anwendung  ist  nur  dann  ge- 
stattet, wenn  die  einzelnen  Bestandteile  zu  den  Düngemitteln 
des  Spezialtarifs  III  gehören  und  der  Artikel  als  ein  Gemisch 
aus    diesen    Düngemitteln    im    Frachtbrief    deklariert    ist. 

Spezialtarif   I. 

3.  Neu  aufgenommen  sind  zugleich  mit  dem  Anspruch  auf  zu- 
schlagfreie bedeckte  Beförderung:  a)  Abfälle  der  Biskuit-  und 
W^affelnfabrikation,  nur  als  Viehfutter  verwendbar,  auch  gemahlen ; 
b)  Johannisbrot  (Karoben),  auch  zerkleinert;  c)  Weizenkleber- 
leim,   Schusterleim    (Wienei-papp)    im    Falle    der   Ausfuhr. 

4.  Die  Tarifstellen:  ,, Getreide,  geröstet",  ,, Graupen,  geröstete''  und 
,,Malz  aller  Art"  erhalten  den   Zusatz :   ,,auch  glasiert". 

5.  Zur  Behebung  von  Zweifeln  über  die  Tarifierung  von  Karbol- 
säure ist  die  Tarifstellung  der  Destillationsprodukte  des  Stein- 
kohlenteers (der  Karbolsäure  des  Spezialtarifs  I  und  der  schweren 
Steinkohlenteeröle  des  Spezialtarifs  III)  nach  wissenschaftlichen 
und  handelsüblichen  Gesichtspunkten  neu  geregelt.  In  der  Po- 
sition ,, Steinkohlenteeröle,  scliAvere"  des  Spezialtarifs  III  wurde 
das   Wort    ,,unvermischte"   gestrichen. 

6.  Die  Tarifstelle  ,,Oelsaaten"  ist  durch  Aufnahme  zerkleinerter  Lein- 
saat,  die  als  Futtermittel  dient,   erweitert ;  sie  aenießt  damit  zu- 
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gleich    die    Ermäßigung-    des    Stückgutspezialtarifs    gemäß     seiner 
Ziffer   19. 

7.  Zur  Herbeiführung  einheitlicher  Tarif ierung  der  Chromopapiere 
und  Chromokartons  hat  die  Tarif  stelle  „Papier"  des  SpeziaJ- 
tarifs  I  am  Schlui3  die  Anmerkung  erhalten :  „Einseitig  gestrichene 
Chromopapiere  und  Chromokartons  werden  als  Packpapier  ange- 
sehen, zweiseitig  gestrichene  gehören  zur  Allgemeinen  Wagen- 
ladnngsklasse.'* 

8.  Die  Tarif  ierung  der  Tierhaare  ist  neu  geregelt.  Danach  verbleiben 
Pferdehaare  von  Schweif  und  Mähne,  gewaschen  oder  gereinigt, 
ferner  Borsten,  d.  s.  die  ausgekämmten,  am  Rücken,  Nacken  und 
Schwanz  des  Schweines  gewachsenen  langen,  steifen  und  spann- 
kräftigen Haare,  nach  wie  vor  in  der  Allgemeinen  Wagenladungs- 
klasse ;  hierhin  sind  auch  die  gewaschenen  oder  gereinigten  Rinder- 
schweifhaare verwiesen,  die  den  Pferdehaaren  von  Schweif  und 
Mähne  nach  Wert  und  Verwendung  gleichstehen.  Rohe  Pferde- 
haare von  Schweif  und  Mähne  sowie  rohe  Rinderschweifhaare 
sind  in  den  Spezialtarif  I  versetzt.  Alle  übrigen  Tierhaare,  gleich- 
gültig, ob  sie  roh,  gereinigt  oder  gewaschen  sind,  sowie  die  beim 
Waschen  und  Reinigen  der  Tierhaare  entstehenden  Abfälle  ge- 
nießen den  Spezialtarif  III.  Die  Stelle  ,, Haardünger"  der  Position 
,, Düngemittel"  hat  eine  dieser  Regelung  entsprechende  Neufassung 
erhalten. 

Spezialtarif    II. 

9.  Asbestzementschiefer  wird  den  Asbestzementsteinen  und  -platten 
des   Spezialtarifs   II  gleichgestellt. 

10.  Asphaltgondron    ist    neu    anfgenommen. 

11.  Die  Tarif  stellen  „Eisenbahnwa^enkasten"  im  Spezialtarif  II  und  III 
sind  auf  zerlegte  und  unzerlegte  Kasten  von  Wa^en  für  hängende 
Schienen-  oder  Seilbahnen  ausgedehnt  worden. 

12.  Die  Tarifstellen  „Eisen  und  Stahl"  der  Spezialtarife  II  und  III 
sind  neu  gefaßt.  —  Im  Spezialtarif  II,  Eisen  und  Stahl,  ist  der 
bisherige  Znsatz  „aller  Art"  in  Ziffer  2,  3  nnd  9  fallen  gelassen. 
Die  einzelnen  Arten  bzw.  Artikel  sind  deshalb  näher  bezeichnet. 
—  Den  Eisenbanwerksteilen  der  Ziffer  7  sind  Teile  von  Drahtseil- 
bahnen und  durch  die  Anmerkung  auch  Teile  von  Brückenwagen, 
Kranen,  Drehscheiben  nnd  Schiebebühnen  gleichgestellt,  sofern 
sie,  wie  die  Gegenstände  der  Ziffer  7  überhaupt,  nnr  aus  Stab- 
-und    Fonneisen,    wie    in    Ziffer    2    genannt,    Säulen    und    Platten 

Die' zum  Spezialtarif  II  gehörenden  Bestandteile  von  Loko- 
motiven, Tendern  und  Wagen  sind  einzeln  genannt  unter  Zu- 
billigung derselben  Tarifiernng  für  die  mitverladenen,  zur  Zu- 
sammensetzung  notwendigen   Zubehörteile. 

Die  Ziffer  11,  „Foi'm-(rasson-)Stücke",  ist  unter  Klarstellung 
dessen,  was  der  Tarif  als  „Formstück"  ansieht,  neu  gefaßt;  es 
gehört  hierzu  als  Wesensmerkmal,  daß  sie  nicht  zusammengesetzt 
sind.  Im  Gegensatz  zu  den  Formstücken  enthält  Ziffer  12  die  dem 
Spezialtarif  II  besonders  zugewiesenen,  mechanisch  zusammen- 
gesetzten Eisenstücke:  Anker,  Feuerrahmen,  Seil-  und  Riemen- 
scheiben,   Zylinder.  .       ^.^^ 

Im  Spezialtarif  III,  „Eisen  und  Stahl",  ist  Ziffer  1  d  neu 
"  gefaßt;  hinzugekommen  sind  „Rohrluppen",  d.  s.  aus  rohen  Blocken 
von  Flußeisen  (Luppenstäben)  ganz  roh  vorgewalzte  Ilohlkorpr, 
sie  bilden  das  Vorprodukt  für  die  kalt  gezogenen  nahtlosen  Rohre. 
Die  Anmerkung  zu  Ziffer  3,  die  von  den  Abfallstücken  und  der 
Ausschußware  handelt,  ist  neu  gefaßt.  Als  Ziffer  4  sind  neu  auf- 
zunehmen:  „Eisen-  und  Stahlspäne,   gemahlen". 

Das  alphabetische  Verzeichnis  der  Eisenwaren  ist  grund- 
sätzlich geändert;  es  umfaßt  jetzt  Eisenwaren  aller  drei  Spezial- 
tarife,  uSd  zwar  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Tarifierung  in  alpha- 
betischer Folge;  die  Tarifklasse  ist  bei  jedem  einzelnen  Artikel 
hinzugefügt. 
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Spezialtarif  III. 

13.  Die  neue  Anmerkung  zur  Tarifstelle  ,, Abfälle  von  Häuten  und 
Leder'"  sichert  den  Sendungen,  die  außer  den  zur  Verwendung  für 
Lederwaren  nicht  mehr  geeigneten  Abschnitzeln  noch  einen  ge- 
ringen Gewichtsteil  Nutzabfälle  enthalten,  Frachtberechnung  nach 
Spezialtarif   III   zu. 

14.  In  die  Tarifstelle  „Feld-  und  Gartenfrüchte"  des  Spezialtarifs  III 
sind  „frische  Eübenblätter"  und  „gedön-te  Rübenblätter,  auch  zer- 
kleinert",   aufgenommen. 

15.  In  die  Tarifstelle  ,,Glas"  sind  Platten  (Fliesen)  aus  undurch- 
sichtigem Glas,  sog.  Silhyoplatten  zu  Boden-  und  Wandverklei- 
dungen,   neu    aufgenommen. 

16.  Zu  den  Holzwaren  des  Spezialtarifs  III  gehören  von  nun  an  leere 
Kisten,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  ineinandergesetzt  sind  oder 
nicht.  Kisten  mit  Blecheinsätzen  fallen  nicht  hierunter,  sie  tari- 
fieren  nach   Si^ezialtarif   II. 

17.  Die  neue  Anmerkung  zur  Tarifstelle  ,,Oelkuchen"  verweist  Oliven- 
steinmehl  (Olivenkleie),  cl.  s.  gemahlene  Steine  der  Olivenfrucht, 
ausdrücklich  in  die  Allgemeine  Wagenladungsklasse. 

18.  Gebrauchtes  Schiffsgeschirr  ist  mit  der  in  den  Tarif  selbst  auf- 
genommenen Begriffsbestimmung  dem  Spezialtarif  III  und  dem 
Stückgutspezialtarif   zugewiesen. 

19.  Die  Tarif  stelle  ,,  Steine"  hat  eine  umfassende  Neugestaltung  er- 
fahren, w^odurch  auch  eine  Aenderung  derselben  Tarifstelle  des 
Spezialtarifs    II    bedingt   wurde. 

Als  bemerkerus werte  Aenderung  der  Neuregelung  ist  die  Zu- 
la.ssung  auch  der  geschliffenen  und  polierten  Natur-  wie  Kunst- 
steine zum  Spezialtarif  III  hervorzuheben,  soweit  sie  zu  den 
unter  Ziffer  2 — 5  genannten  Steinsorten  und  Formen  gehören. 

V.  Am  1,  Juli  1909  ist  der  Nachtragt  I  zum  deutschen  Gütertarif, 
Teil  I  B,  in  Kraft  getreten,   der  folgende  Ergänzungen  einführt : 

1.  In  §  31  der  Allg.  Tarif  Vorschriften  ,,  Gebrauchte  Embal- 
lagen" werden  ,, Matten  und  Säcke  aus  Bast,  Stroh  oder  Schilf 
einbezogen.  2.  In  das  Verzeichnis  der  zur  Beförderung  in  Kessel- 
wagen zugelassenen  Flüssigkeiten  ist  neu  aufzunehmen :  29  a  Ter- 
pentinöl, aus  dem  Balsam  lebender  Nadelhölzer  gewonnen,  gereinigt. 
'S.  Die  Tarifs  teile  ,, Rückstände  der  Chlorzinnlösung"  des  Spezial- 
tarifs II  ist  zu  streichen  und  dafür  in  den  Spezialtarif  III  auf- 
zunehmen: ,, Rückstände  der  Ohlorzinnlösung  und  zinnhaltige 
Waschabgänge  (Zinnoxj-dhydrat),  auch  eingedickt  (Pasten),  aus 
Seidenfärbereien".  4.  Die  Tarifstelle  ,,Steinliolzmasse  in  Pulver- 
form" im  Si)ezialtarif  III  wird  durch  Aufnahme  von  Lederstein- 
masse   erweitert. 

VI.  Dei'  am  10.  Oktober  1909  in  Kraft  getretene  Nachtrag  II 
zum  Deutschen  Gütertarif,  Teil  I,  Abt.  B,  bringt  folgende  Aen- 
derungen : 

1.  Folgende  neue  Bestimmung  ist  aufgenommen.  §  30a.  Für  Flug- 
apparate, Flugmaschinen  und  Teile  von  solchen,  die  in  be- 
deckte Wagen  durch  die  Seitentüren  nicht  verladen  werden  können, 
wird  bei  Aufgabe  als  Stückgut  oder  als  Eilstückgut  ein  Mindest- 
gewicht \x)n  1000  kg  für  die  in  einem  Wagen  verladenen  Stücke 
berechnet.  Befinden  sich  darunter  Gegenstände  von  mehr  als 
7   m  Länge,   so  beträgt   das  Mindestgewicht   1500  kg. 

2.  Die  Anmerkung  zu  Ziffer  2  der  Position  Holzwaren  der  Spezial- 
tafl-ife  I  und  II  erhält  eine  neue  Fassung,  durch  die  eine  Fracht- 
erhöhung  für   Fourniere   über   1,5    mm   Stärke    eintritt. 

3.  In  den  Spezialtarif  ist  aufgenommen  die  Position  ,, Schiefer- 
platten   aller   Art,    beliebig   verpackt." 

VII.  Das  gemeinsame  Heft  für  den  Wechselverkehr  deutscher 
Eisenbahnen  untereinander  vom  1.  Januar  1907  ist  durch  die  Nach- 
träge 6  und  7  ergänzt  worden,  durch  welche  besondere  Ausführungs- 
bestimmungen zur  Verkehrsordnung,  besondere  Tarifvorschriften  und 
besondere  Bestimmungen  zum  Nebengebührentarif,  sowie  die  ge- 
änderten   örtlichen    Gebühren    zur    Einfühi'ung    gelangten. 
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YIII.  Die  Ausgabe  des  gemeinsamen  Heftes  A  für  den  Staats- 
bahngüterverkehr ist  im  Jahre  1909  durch  die  Nachträge  7 — 10  er- 
gänzt worden.  Neben  Aenderungen  der  Ausnahmetarife,  u.  a.  Auf- 
nahme von  Häcksel  in  den  Rohstofftarif,  und  der  Erweiterung  des 
üebergangstarifs  für  den  Verkehr  mit  Kleinbahnen  sind  neue  Be- 
stimmungen über  den  Inhalt  des  Frachtbriefes  bei  Sendungen  nach 
Kleinbahnstationen    aufgenommen. 

IX.  Der  vom  1.  Mai  1907  bis  einschl.  30.  April  1910  gültige 
Ausnahmetarif  für  Düngemittel  und  Rohmaterialien  der  Kunstdünger- 
fabrikatior.  gilt  ab  1.  April  1909  auch  für  den  Binnenverkehr  der 
Bayerischen  Staatsbahnen  mit  den  für.  diese  Bahnen  bestehenden 
Abweichungen.  Neu  aufgenommen  ist  der  Artikel  ,,Hornspäne"; 
Kalkschlamm  gehört  auch  im  getrockneten  und  gemahlenen  Zustande 
zu  den  Gütern  des  Ausnahmetarifs. 

X.  Der  vom  1.  Jan.  1907  bis  einschließlich  31.  Dez.  1909 
gültige  Ausnahmetarif  für  Fleisch  von  frischgeschlachtetem  Vieh, 
für  dessen  Verlängerung  über  den  31.  Dez.  hinaus  die  Aeltesten  der 
Kaufmannschaft  von  Berlin  sich  unlängst  gutachtlich  ausgesprochen 
haben,  gilt  ab  1.  Mai  auch  für  Fleisch  von  frischgeschlachteten 
Pferden. 

XI.  Die  am  1.  Oktober  1907  erfolgte  Neuausgabe  der  Staats- 
bahn-Gruppentarife und  der  Giiippenwechseltarife  hat  durch  Aus- 
gabe einer  Anzahl  von  Nachträgen  Aenderungen  und  Ergänzungen  er- 
fahren, die  infolge  Neueröffnung  von  Strecken,  Erweiterung  von  Aus- 
nahmetarifen usw.  erforderlich  waren.  Am  1.  Jan.  1910  wird  eine 
Neuauflage  des  Tarifs  erscheinen,  durch  welche  die  jetzt  bestehenden 
11  Hefte  A — L  aufgehoben  und  durch  5  Hefte  A — E  ersetzt  werden. 

XII.  Zu  dem  vom  1.  Juni  1907  gültigen  Mitteldeutsch-Bayerischen 
Verkehr  ist  am  1.  Okt.  1909  Nachtrag  III  herausgegeben,  durch  den 
neue  bayerische  Stationen  in  den  direkten  Verkehr  einbezogen  werden 
und  auch  die  Kilometertafel  IIa,  zugleich  alphabetisches  Verzeichnis 
der  Stationen  der  Königl.  Bayerischen  Staatseisenbahnen,  rechts- 
rheinisches  Netz,   neu  zur  Ausgabe  gelangt. 

XIII.  Der  Ost-Mitteldeutsch-Sächsische  Verkehr,  Heft  2,  vom 
1.  Okt.  1908  wird  durch  die  Nachträge  3  vom  1.  April  1909  und  4 
vom  1.  Okt.  1909  ergänzt.  Es  werden  neue  preußische  und  auch 
sächsische  Stationen  in  den  Verband  aufgenommen,  Ausnahmetarife 
geändert,  Entfernungen  berichtigt  und  der  Uebergangstarif  für  den 
Uebergangs verkehr    mit    Kleinbahnen    erweitert. 

XIV.  Nachtrag  3  vom  1.  Aug.  1909  zu  dem  Ost-Mitteldeutschen 
Niederdeutschen  Verkehr  vom  1.  Aug.  1907  bringt  die  Einbeziehung 
der  Liegnitz-Rawitscher  Eisenbahn  in  den  Verband  imd  die  Auf- 
nahme einer  Anzahl  niederdeutscher  und  preußischer  Stationen.  Im 
Verkehr  der  Verbandsstationen  mit  den  Stationen  der  Rixdorf- 
Mittenwalder  Kleinbahn  findet  Kürzung  der  Uebergangsfrachtsätze 
statt. 

XV.  Der  Ostdeutsche  Privatbahn-Verkehr  vom  1.  Aug.  1908  ist 
durch  Nachtrag  1  vom  1.  April  1909,  der  Süddeutsche  Privatbahn- 
Verkehr  vom  1.  Okt.  1908  ist  durch  Nachtrag  1  vom  1.  Jan.  1909, 
und  der  Westdeutsche  Privatbahn- Verkehr  vom  1.  Aug.  •  1908  durch 
Nachtrag  II  vom  1.  Aug.  1909  ergänzt  worden.  Hauptsächlich  be- 
treffen die  Ergänzungen  und  Aendeiningen  die  Aufnahme  neuer 
Stationen  und  die  Berichtigung  bestehender  Stationsentfernungen, 
die  Ausnahmetarife  und  den  Uebergangstarif  für  den  Verkehr  mit 
Kleinbahnen. 

XVI.  Die  Verbandsgütert-arife,  Teil  I,  Abteilung  A,  enthalten 
das  ,,  Internationale  Uebereinkommen  über  den  Eisenbahn-Fracht- 
verkehr" und  die  Vorschriften  über  bedingungsweise  zur  Beförderung 
zugelassene  Gegenstände,  Die  zweite  Revisionskonferenz  des  vom 
1.  Jan.  1893  gültigen  „Internationalen  Uebereinkommens*'  hat  im 
Juli  1905  in  Bern  stattgefunden.  Das  von  dieser  Konferenz  ^vor- 
geschlagene Zusatzübereinkommen  ist  am  22.  Dez.  1908  in  Kraft 
getreten.  Mit  diesem  Tage  ist  auch  die  Neuausgabe  der  Verbands- 
gütertarife, Teil  I,  Abt.  A,  erfolgt,  und  zwar  für  den  Verkehr  zwischen 
Deutschland     und     Belgien,      Frankreich,      Italien,      Luxemburg,     den 
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Deutsch- 
belgischer 

Güterverkelir. 

Teil  I.  Abt.  B. 


Deutsch- 
belgischer 
Güterverkehr, 
Teil  11. 


Deutsch- 

dänisch- 

schwedisch- 

norweg-ischer 

Gütertarif. 
Teil  I,  Abt.  B. 


Deutsch- 
dänischer  Eisen- 
bahnverband, 
Teil  II.  Heft  1. 


Deutsch- 
schwediscii- 
uorweßrfscher 
Eisenbahn- 
verband, Teil  II. 


Französi.sch- 

deutscher 

Güterverkehr 

(über  Belgien). 


Deutsche 
französischer 
Verbands- 
verkehr mit  und 
über  Elsaß- 
Lothringen. 


Nieder  landen.    Oesterreich   und   Ungarn,    Rumänien,    Rußland,   Schweiz, 
sowie   Dänemark,    Schweden   und  Norwegen. 

XVII.  Am  1.  März  1909  ist  eine  Neuau-sgabe  des  Verbandsgüter- 
tarifs, Teil  I,  Abt.  B.  des  deutsch-belgischen  Güterverkelu-s,  ent- 
haltend die  J.Allgemeinen  Tarifvorschriften  nebst  Güterklassifikation 
und  den  N ebengebühr entarif"  unter  Aufhebung  desselben  Tarifs  vom 
1.  April  1905  erschienen.  Für  den  Artikel  Zinkgrau  tritt  durch  Ver- 
setzung iaus  dem  Spezialtarif  III  in  den  Ausnahmetarif  4  eine 
Frachterhöhung  ein. 

XVIII.  Zum;  Heft  8  "  des  deutsch-belgischen  Güterverkehrs, 
Teil  II,  Verkehr  zw^ischen  dem  Eisenbahndirektionsbezirke  Berlin  pp. 
und  belgischen  Stationen  ist  am  1.  April  1909  Nachtrag  VII  er- 
schienen, dm'ch  welchen  die  Station  Reinickendorf-Dorf  in  den  di- 
rekten Verkehr  einbezogen  ist.  Der  Ausnahmetai'if  für  Düngemittel 
wird  erweitert  durch  Aufnahme  der  Artikel  Guano  aller  Art,  Chile- 
salpeter (roher  Natronsalpeter),  Superphosphat  (saurer  phosphor- 
saurer Kalk)  und  Ammoniak-Superphosphat :  außerdem  ist  in  den 
Frachtsätzen  die  20  o/oige  Ermäl^igung  der  Fracht  für  die  im  Gel- 
tungsbereich des  deutschen  Ausnahmetarifs  für  Düngemittel  pp. 
(gültig  vom  1.  Mai  1907  bis  einschl.  30.  April  1912)  liegende  Strecke 
bereits  berücksichtigt. 

XIX.  Der  vom  1.  Okt.  1903  gültige  Tarif,  Teil  I,  Abt.  B,  für 
den  Güterverkehr  zwischen  Deutschland  einerseits,  Dänemark,  Schweden 
und  Norwegen  andererseits  ist  durch  Nachtrag  IV  vom  7.  Juli  1909 
ergänzt  worden.  Derselbe  bringt  vornehmlich  Aenderungen,  welche 
durch  die  am  7.  Juli  1909  erfolgte  Eröffnung  der  Dampf fährver- 
bindung    zwischen    Saßnitz    und    Trelleborg    erforderlich    waren. 

XX.  Am  1.  Jan.  1909  ist  Nachtrag  VI  zum  deutsch-dänischen 
Eisenbahnverband  über  Vamdrup,  Hvidding-Vedsted  und  Warnemünde- 
Gjedser,  Teil  II,  Heft  1,  vom  1.  Okt.  1903  erschienen,  durch  den 
neue  deutsche  Stationen  in  den  direkten  Verkehr  und  die  Station 
Reinickendorf-Dorf  in  den  Ausnahmetarif  7  für  Eisen  und  Stahl, 
sowie  für  Ganz-  und  Halbfabrikate  aus  unedlen  Metallen  aufge- 
nommen  wurden. 

XXI.  Mit  Gültigkeit  vom  7.  Juli  1909  ist  der  deutsch-schwedisch- 
norwegische Eisenbalinverbandstarif  über  Vamdrup  und  Saßnitz- 
Trelleborg  erschienen,  in  dem  unter  Aufhebung  des  alten  Tarifs  vom 
1.  Juli  1905  die  neuen,  mit  Inbetriebsetzung  der  Dampffährverbindung 
Saßnitz-Trelleborg  umgerechneten  Frachtsätze  zur  Geltung  gelangt  sind. 
Die  Fi-achtsätze  des  neuen  Tarifs  sind  teils  höher,  teils  niedi'iger 
als  vordem,  nicht  unwesentliche  Erhöhungen  weisen  die  bisher  im 
deutsch-dänischen  Tarif  enthaltenen  Frachtsätze  nach  Malmö  und 
Helsingborg  für  Eisen  und  Stahl  des  Spezialtarifs  I  "und  II  auf. 

XXII.  Zu  dem  Gütertarif  Teil  II,  Tarif heft  1,  für  den  Verkehr 
zwischen  deutschen  Stationen  einerseits  und  Stationen  der  fran- 
zösischen Nordbahn  andererseits  ist  mit  Gültigkeit  vom  1.  Febr.  1909 
Nachtrag  IV  herausgegeben  worden,  welcher  einen  bemerkenswerten 
Zusatz  zu  den  Vorbemerkungen  zum  Tarif  bringt.  Derselbe  lautet: 
Der  internationale  Frachtbrief  soll  gemäß  Art.  6,  (1)  1  des  inter- 
nationalen Uebereinkommens  die  Angabe  des  Absenders  enthalten, 
über  welchen  der  sechs  im  Tarif  genannten  belgisch  -  französischen 
Grenzübergangspunkte  die  Fracht  zu  berechnen  und  die  Sendung  zu 
leiten  ist.  Fehlt  diese  Angabe,  so  \wählt  die  Versandstation  den 
Weg.  der  ihr  für  den  Absender  am  zweckmäßigsten  scheint.  Für  die 
Folgen  dieser  Wahl  haftet  die  Juisenbaim  nur,  vrenn  ihr  hierbei  ein 
grobes  Verschulden  zur  Last  fällt. 

XXIII.  Der  deutsch-französische  Verband  (Verkehr  mit  und  über 
Elsaß-Lothringen),  Teil  I B,  enthaltend  Tarif  Vorschriften  und  Güter- 
klassifikation,^  ist  dui'ch  die  Nachträge  III  vom  1.  April  1909  und  iV 
vom  1.  Juli  1909  ergänzt  worden.  Durch  dieselben  ist  eine  anderweite 
Fassung  der  Tarif  Positionen  für  Kohlen  ujad  für  Stroh  eingeführt, 
neue  Position  für  die  Tarifierung  von  Form-  (Fasson)  Stücken  über 
20ÖÖ  kg  Einzelgewicht,  sowie  für  Eisen-  und  Stahlblech,  getrieben 
oder  gestanzt,  sind  aufgenommen  worden.  Neu  sind  zur  Ausgabe 
gelangt  am  1.  Mai  1909  Tarif  Teil  IIA,   enthaltend  die   Tariftabelleu 
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füi-  die  deutschen  Balmstreckeii,  und  Teil  II B,  enthaltend  die  Tarif- 
tabelleii  im:  die  französischen  Bahnstrecken,  sowie  am  1.  Jan.  1909 
Teil  II  C,  enthaltend  den  Kilometerzeiger,  zu  dem  bereits  2  Nachträge 
erschienen  sind.  Am  1.  Okt.  ist  in  Kraft  getreten  Teil  III  dieses 
Verbandes,  welcher  geänderte  direkte  Frachtsätze  für  gewisse  Ai'- 
tikel,  wie  Glaswaren,  Eisen  und  Stahl,  Güter  aller  Art,  Möbel,  Ton- 
waren, Wolle  für  den  Verkehr  zwischen  Stationen  der  sächsischen 
Staatsbahn  und  Pai'is  enthält. 

XXIV.  Der  deutsch-italienische  Güterverkehr  über  den  Gotthard, 
Simplon,  Brenner  und  Pontebba,  Teil  IB,  enthaltend  ,, Allgemeine 
Tarif  vor  Schriften  nebst  Güterklassifikation",  vom  1.  Febr.  1898  ist  auf- 
gehoben und  durch  eine  Neuauflag'e,  gültig  vom  1,  April  1909,  er- 
setzt   worden. 

Zum  Teil  II A,  enthaltend  die  Tai-iftabellen  für  die  außer- 
italienischen Bahnstrecken,  ist  Nachtrag  IV,  gültig  vom  1.  Aug.  1909, 
erschienen,  durch  welchen  neue  Stationen  in  den  Verband  einbezogen 
werden:  von  Berlin  Anh.,  Schles.  und  Potsd.  Bhf.  sind  Ausnahme- 
Frachtsätze  für  Schuhcremes  nach  Italien  eingeführt  und  die  Aus- 
nahmetai'ife  für  Baumwolle,  Eisenbahnfahrzeuge,  Marmor  geändert  und 
ergänzt.  Zum  Teil  II B  dieses  Verbandes  bringt  Nachtrag  V  vom 
1.  August  1909  ein  Verzeichnis  der  für  den  Bezug  von  Benzin  in 
Kesselwagen  zugelassenen  italienischen  Stationen  sowie  sonstige,  die 
italienisclien  Strecken  betreffende  Aenderungen  und  Ergänzungen. 
Neu  zur  Ausgabe  gelangt  ist  am  1.  April  1909  Ausnahmetarif  Nr.  1 
füi-  den  Versand  metallurgischer  Erzeugnisse  nach  Italien  an  Stelle 
des  gleichnamigen  Tarifs   vom  1,   Dez.   1904. 

XXV.  Am  1.  Sept.  1909  ist  zum  niederländisch-deutschen  Ver- 
bandsgütertai-if,  Teil  I,  Abt.  B,  Nachti-ag  II  herausgegeben  worden. 
Die  durch  diesen  Nachtrag  gebrachten  Aenderungen  decken  sich  im 
wesentlichen  mit  denen,  die  für  den  internen  deutschen  Tarif  seit 
HerausgalDe   des    Nachtrags    I   Gültigkeit    erlangt   haben. 

XXVI.  Mit  Gültigkeit  vom  1.  Juni  1909  ist  an  Stelle  des  Güter- 
tarifs, Teil  I B,  füi*  den  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Oester- 
reicii-üngarn  eine  neue  Ausgabe  erschienen,  wodurch  eine  Reihe  Aen- 
derungen zur  Einführung  gelangten.  Die  Allgemeinen  Tarifvor- 
schriften sind  in  den  Abschnitten  ,, Unverpackte  Tonwaren,  Ge- 
treide j)p.  in  loser  Schüttung,  Flüssigkeiten  in  Kessel-  pp.  Wagen" 
ergänzt  und  geändert  worden.  In  die  Güterklassifikation  sind  eine 
Reihe  neuer  Warenbezeichnungen  nebst  Tarifierung  aufgenommen  tind 
bisher    bestehende    Tai'ifierungen    abgeändert. 

XXVII.  Der  ostdeutsch-östeiTeichische  Verbandstarif,  Teil  II, 
Heft  2,  vom  1.  Aug.  1906  ist  durch  Nachtrag  V  vom  1.  Jan.  1909 
ergänzt  worden.  Dui'ch  ihn  werd'^n  neue  Frachtsätze  des  regulären 
Klassentarifs  zwischen  Berliner  Bahnhöfen,  Charlottenburg,  Moabit 
und  österreichischen  Stationen  eingeführt.  Die  Ausnahmetarife 
werden  zum  Teil  geändert,  zum  Teil  auch,  wie  die  für  Wolle,  Güter 
aller  Art  in  Wagenladungen,  Eisen  und  Stahl,  durch  neue  Ausgaben 
mit   erhöhten  Frachtsätzen  ersetzt. 

Nachtrag  VI  vom  1.  Mai  1909  zum  obengenannten  Verbands- 
tarif bringt  die  Einbeziehung  direkter  Frachtsätze  des  Spezial- 
tarifs  III  zwischen  Berliner  Bahnhöfen  und  Ringbahnstationen  und 
Mähr.  -  Ostrau,  Oderfort  und  Schönbrunn  -  Witkowitz,  sowie  Aen- 
derungen  von   Ausnahmetarifen   und  Erhöhung   von  Frachtsätzen. 

XXVIII.  Mit  Gültigkeit  vom  1.  Aug.  1909  ist  Nachtrag  III  zum 
ostdeutsch-ungarischen  Eisenbahnverband,'  Teil  II,  Heft  1,  erschienen, 
dui'ch  den  neben  sonstigen  Aenderungen  eine  Neuausgabe  des  Aus- 
nahmetarifs 44  für  Eisen  und  Stahl,  Eisen-  und  Stahl  waren  mit 
bedeutend  erhöhten  Sätzen  erfolgte.  Eine  Anzahl  Frachtsätze  tür 
Eisen  des  Spezialtarifs  I  und  die  Frachtsätze  für  Eisen  des  Spezial- 
tarifs  II  werden  am  1.  Jan.  1910  im  Verkehr  mit  fast  allen  in 
den  Ta,rif  einbezogenen  ungarischen  Stationen  wieder  aufgehoben. 

XXIX.  In  den  Adriatisch-Norddeutschen  Eisen  bahn  verband  wurde 
mit  Gültigkeit  vom  15.  März  1909  die  Station  Berlin,  Hamburger  und 
Lehrter  Bahnhof  im  Verfügungswege  in  den  Ausnahmetarif  2  für 
Güter  aller  Art  in  Wagenladungen  aufgenommen. 
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XXX.  Der  norddeutsche  Güterverkehr  Diit  Galizien  und  der  Buko- 
wina, Teil  II,  Heft  1,  vom  1.  Nov.  1908  ist  durch  Nachtrag  1  vom 
1.  Juli  1909  ergänzt  worden,  durch  welchen  hauptsächlich  Aenderungen. 
Ergänzungen  und  auch  Aufhebung  bestehender  Ausnahmefrachtsätze 
herbeigeführt  werden.  Mit  Gültigkeit  vom  25.  Nov.  1909  ist  die 
Station  Berlin,  Hamburger  und  Lehrter  Bahnhof,  in  den  Ausnahme- 
tai'if  für  raffiniertes  (Rein-)  Benzin  im  Verfügungswege  in  diesen 
Verband    mit    direkten    Frachtsätzen    einbezogen    worden. 

XXXI.  Der  Rumänisch-deutsche  Eisenbahnverband,  Verkehr  mit 
Norddeutschland,  ist  mit  Gültigkeit  vom  1.  Aug.  1909  an  Stelle  des 
gleichnamigen  Tai'ifs  vom  1.  März  1904  neu  herausgegeben  worden. 
Zu  diesem  Verbände  ist  ein  Berichtigungsblatt  erschienen,  durch 
welches  an  Stelle  der  Frachtsätze  des  Ausnahmetai'ifs  Nr.  50,  Serie  E 
(Kabel  für  elektrische  Leitungen)  u.  a.  im  Versande  von  den 
Stationen  Berlin  Schlesischer  Bhf.,  Charlottenburg  Güterbhf.,  Moabit, 
Niederschöneweide,  Johannisthai,  Rummelsburg  Rangierbhf.  für  die 
außerrumänischen  Strecken  zum  Teil  erheblich  niedrigere  Frachtsätze 
eingeführt   wurden. 

XXXII.  Zum  direkten  deutsch-serbisch-bulgarisch-türkischen  Ver- 
kehr, Heft  1,  der  am  1.  Jan.  1909  neu  zur  Ausgabe  gelangte,  ist 
am  1.  Sept.  1909  Nachtrag  1  erschienen,  durch  welchen  in  den  Aus- 
nahmetarifen  neben  Ermäßigungen  nicht  unwesentliche  Erhöhungen 
der  Frachtsätze  zur  Einführung  gelangen.  In  den  Ausnahmetarif 
Nr.  27  für  Metalle  und  Metallwaren  ist  eine  neue  Serie  III  für 
bisher  nicht  genannte  Metallwaren  aufgenommen.  Die  direkten  Fracht- 
sätze der  Ausnahmetarife  Nr.  8  (Pflaumen  usw.),  Nr.  9  (Getreide  usw.), 
Ni*.  10  (Mais)  und  Nr.  11  (Kleie)  finden  auch  bei  Unterbrechung  des 
Transports  durch  Einlagerung  bezw.  Reexpedition  Anwendung. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  Nov.  sind  die  Stationen  Berlin,  Anhalt-Dres- 
dener, Berlin  Schlesischer  und  Berlin  Görlitzer  Bahnhof  im  Ver- 
fügungswege mit  dii-ekten  Ausnahmesätzen  für  die  Beförderung  von 
Halb-  und  Ganzfabrikaten  aus  unedlen  Metallen  in  den  Verband  auf- 
genommen. 

In  Ergänzung  des  vorbezeichneten  deutsch-serbisch-bulgarisch- 
türkischen Verkehrs  mit  Norddeutschland  ist  am  1.  Sjept.  1909  Heft  2 
für  den  Verkehr  mit  Süddeutschland  in  Kraft  getreten. 

XXXIII.  Mit  Gültigkeit  vom  1.  Sept.  1909  werden  die  Tarife  des 
niederländisch-deutsch-russischen  Eisenbahnverbandes,  und  zwar  die 
Teile  I,  II,  III  und  IV,  sowie  der  ostpreußisch-russische  Gütertarif 
(Anhang  zum  Teil  IV)  und  der  russisch-westpreußische  Gütertarif 
(Anhang  zum  Teil  IV)  aufgehoben  und  durch  die  neuen  Tarife 
Teil  I — IV,  sowie  durch  Anhänge  zum  Teil  III,  enthaltend  Aus- 
nahmetarife für  gesalzene  Heringe,  für  Sandzi^cker  und  Raffinade- 
zucker, sowie  für  Holz  'und  Holzbaumaterialien  im  Verkehr  mit 
Danzig,  Elbing,  Königsbei^  i.  Ostpr.,  Memel  und  Pillau,  ersetzt.  —  Im 
Teil  III  gelangt  ein  neuer  Ausnahmetarif  für  landwirtschaftliche 
Maschinen  und  Geräte  nach  Stationen  des  Warschauer  Gebietes  zur 
Einführung.  Die  neuen  Tarife  bringen  neben  Ermäßigungen,  welche 
durch  Einbeziehung  des  Schnittpunktes  Skalmierwyce  -  Szczypijrno 
eintreten,  namentlich  durch  Aendening  der  innerrussischen  Tarife 
bedingte  Erhöhungen.  Teil  III  hat  an  Stelle  der  bisher  für  jede 
Stationsverbindung  ausgerechneten  Schnittfrachtsätze  einen  Kilo- 
meter- und  Werstanzeiger,  auf  Grund  deren  mit  Hilfe  der  im  Teil  IV 
enthaltenen  Kilometer-  resp.  Wersttariftabellen  die  Frachtsätze  zu 
ermitteln    sind. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Dez.  1909  sind  im  Verfügungswege  die 
Frachtsätze  der  Ausnahmetarife  3A  und  B  für  amerikanische  und 
ostindische  Baumwolle  pp.  zum  Teil  erhöht,  zum  Teil  aufgehoben 
worden. 

XXXIV.  Der  Norddeutsch-galizisch-südwestrussische  Grenzverkehr, 
Teil  II,  Heft  1,  vom  1.  Nov.  1901  ist  durch  Nachtrag  IX  vom 
1.  März  1909  ergänzt  worden.  Dieser  bringt  eine  Aenderung  der 
Kontrollvorschriften  über  die  Anwendung  des  Tarifs,  ferner  Aen- 
deruno;en    der   Ausnahmetarife,    sowie   die    Einführuns:   des    Ausnahme- 
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tarifs  Nr.  23  für  verschiedene  Artikel,  wie  Metallwaren,  Retorten, 
Nähmaschinen,   Steine  im  Verkehr  nach  Rußland. 

Die  am  16.  Okt.  1905  aufgehobenen  ermäßigten  Frachtsätze  für 
Getreide  pp.  im  Teil  II,  Heft  2  des  oben  bezeichneten  Verkehrs 
haben  ab  15.  Sept.  1909  mit  Ausnahme  der  Frachtsätze  des  Stations- 
tarifs wieder  Gültigkeit  erlangt  für  Sendungen,  die  in  Nowosselizy, 
Radsiwillow  oder  Wolotschisk  aufgegeben  oder  umexpediert  werden, 
ab  diesen  Stationen  in  Nowosielitza,  Brody,  oder  Podwoloczyska  per 
Bahn  ankommen  und  von  da  nach  einer  deutschen  Verbandstation 
oder   darüber   hinaus    weiterbefördert   werden. 

XXXV.  Im  deutschen  Levante  verkehr  über  Bremen  und  Ham- 
burg nach  Hafenplätzen  der  Levante  vom  1.  Jan.  1909  ist  mit  Gültig- 
keit vom  15.  Februar  1909  die  Station  Adlershof-Alt-Glienicke  in 
den  Ausnahmetarif  für  Sprit  und  Spiritus  aufgenommen  worden. 
Gleichzeitig  ist  der  Hafen  Noworossisk  als  Anlaufhafen  ausgeschieden 
und  unter  die  Nichtanlaufhäfen  eingereiht.  —  Im  deutschen  Levante- 
verkehr über  Bremen  und  Hamburg  seewärts  nach  Stationen  der 
orientalischen  Eisenbahnen  sind  mit  Gültigkeit  vom  1.  Okt.  1909 
die  Frachtsätze  nach  den  Stationen  Bellova  transit,  Philippopel,  Tatar- 
Bazardjik,  Tirnowa-Semenli,  Yamboli  und  Yeni-Zaghra  aufgehoben 
worden.  , 
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Zusammenstellung  wichtiger  Neuerungen,  Erleichterungen  und  Er- 
gänzungen der  Zolltarife  des  In-  und  Auslandes,  soweit  sie  von  all- 
gemeinem oder  für  den  Berliner  Platz  von  besonderem  Interesse  sind. 
Wir  verbinden  damit  einen  Ueberblick  über  sonstige  mit  dem  Zoll- 
verkehr  in   Verbindung   stehende   Neuerungen   des   Berichtsjahres. 

Deutsches  Zollgebiet. 
Nach  einer  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der  Schweiz 
unterm  30.  Mai  1908  getroffenen  und  bereits  ratifizierten  Vereinbarung 
sind  mit  dem  1.  Dezember  1908  unter  anderem  folgende  Zugeständ- 
nisse, betreffend  die  Anwendung  des  deutsch-schweizerischen  Handels- 
vertrags sowie  des  schweizerischen  Zolltarifs,  in  Kraft  getreten: 

1.  Die  Bestimmung  des  Artikels  4,  Ziffer  VI  H,  des  Zusatzvertrages 
vom  12.  Nov.  1904  zum  deutsch-schweizerischen  Handelsvertrage, 
wonach  für  Trommeln,  auf  denen  Kabel  eingehen,  beiderseits  zoll- 
freie Zulassung  auf  Zeit  gegen  die  üblichen  Kontrollmaßregeln 
gewährt  wird,  findet  auch  auf  Trommeln  Anwendung,  auf  denen 
Drahtseile  eingehen. 

2.  Der  vertraglichen  Anmerkung  zu  den  Nummern  303/304  des  schwei- 
zerischen Zolltarifs,  wonach  unter  Karton  dieser  Nummern  (Zoll- 
satz 12  Franken  für  100  kg)  mehrschichtiges,  zusammengeklebtes 
Papier  verstanden  wird,  ist  folgende  Anmerkung  angefügt:  „Ein- 
schichtige  Kartons   fallen  nicht  unter  diese  Nummern." 

3.  Zu  den  Tarifnummern  312/317  des  schweizerischen  Tarifs,  die 
die  typographisch  oder  lithographisch  ein-  oder  mehrfarbig  be- 
druckten oder  nach  anderen  Verfahren  (Lichtdruck,  photogra- 
phischer Druck,  Stahl-  oder  Kupferdruck  usw.)  hergestellten 
Papiere,  Kartons  oder  Pappen  umfassen,  ist  vereinbart,  daß  unter 
diese  Nummern  „Karten  zu  Geschäftsempfehlungen,  Gratulationen, 
Menüs  usAv.  aus  Papier,  Karton  oder  Pappe,  auch  mit  eingelegten, 
eingeknüpften  usw.  Schnürchen,  Bändchen  und  dergleichen  aus 
Textilstoffen  ausgestattet",   fallen. 

4.  Zu  der  Nummer  670  des  schweizerischen  Zolltarifs  —  Platten 
und  Fliesen  aus  Steinzeug,  einfarbig,  glatt  oder  gerippt  usw., 
geschiefert,  geschliffen  (Zollsatz  2  Franken  für  100  kg)  —  ist 
folgende  Anmerkung  angefügt :  „Hierunter  sind  alle  ein-  und  mehr- 
farbigen,    nicht     glasierten    Steinzeugplatten     zu    verstehen,     bei 
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welchen    die    ganze    Oberfläche    mosaikartig    gefeldert    ist,     ohne 
Eücksicht   darauf,   ob  und  welche  Motive   durch  die   Felder  dar- 
gestellt sind.    Ein-  und  mehrfarbige,  genarbte  oder  gerauhte,  nicht 
glasierte   Steinzeugplatten  fallen  ebenfalls   unter   diese   Nummer." 
5.  Unter    die    in    den    Nimimern    803    bis    807    des    schweizerischen 
Zolltarifs    genannten,     anderv^^eit    nicht     aufgeführten,     roh     vor- 
geschuppten,  geteerten  pp.   Waren  aus   schmiedbarem   Eisengusse 
fallen     auch     „Isolatorstützen     aus      schmiedbarem      Eisengusse, 
Schmiedeeisen  usw.   mit   eingeschnittenem   G-ewinde". 
Am  31.  Okt./13.  Nov.  1908  ist  zwischen  dem  Deutschen  Eeiche  und 
Bulgarien  eine  Erklärung  unterzeichnet  worden,  wonach  die  in  Tarif  C 
zum   Handels  vertrage   beider   Länder    vom    1.    Äug.    1905   aufgeführten 
Waren  deutschen  Ursprungs,  die  bei  der  Einfuhr  nach  Bulgarien  einem 
Zolle  von  mehr  als  10  Franken  für  100  kg  unterliegen,  nach  Wahl  des 
Einbringers  entweder  nach  ihi'em  gesetzlichen  oder  nach  ihrem  wirk- 
lichen  (tatsächlichen)   Reingewicht^   verzollt  werden   sollen.     Das    ge- 
setzliche   Beingewicht    der    Waren    soll   ermittelt    werden,    indem    vom 
Rohgewichte   der   Packstücke    die   gesetzliche,    d,    h.    die   je    nach   Art 
der  Verpackung  oder  der  Gattung  der  Waren  durch  Verordnung  fest- 
gesetzte Tara  abgezogen  wird.    Als  wirkliches  oder  tatsächliches  Rein- 
gewicht  soll   das   durch  Verwiegung   der  Waren  nach  Abnahme    aller 
äußeren   -und    inneren    Umschließungen    (einschließlich    der    im    Innern 
der   Packstücke    zum   Zusammenlegen,    Auseinanderlegen   oder   zur  An- 
ordnung  der   Waren   dienenden    G-egenstände)    ermittelte    Gewicht   an- 
gesehen  werden.     Außerdem    ist    vereinbart,    daß    jede    Vergünstigung, 
die  den  Herkünften  eines  anderen  Staates  sowohl  liinsichtlich  der  Tara, 
als  auch  in  bezug  auf  die  Zollbehandlung  der  Warenumschließungen  jetzt 
oder   künftig    zugestanden   wird,    auch   auf    deutsche   Erzeugnisse   der- 
selben   Art    angewendet    werden    soll.     Die    vorstehende    Vereinbarung 
ist  am  16.  Januar  in  Kraft  getreten. 

Der  Bundesrat  hat  in  seiner  Sitzung  vom  17.  Dez.  1908  über  den 
zollfreien  Einlaß  der  von  der  Weltausstellung  in  Brüssel  1910  zurück- 
gelangenden   deutschen    Ausstellungsgüter    Beschluß    gefaßt. 

In  seiner  Sitzung  vom  28.  Jan.  1909  hat  der  Bundesrat  einer  neuen 
Post-Zollordnung  mit  Wirkung  vom  1.  April  1909  ab  die  Zustimmung 
erteilt. 

Infolge  der  neuen  Finanzgesetze  und  des  Weingesetzes  vom 
7.  April  1909  hat  der  Bundesrat  am  24,  Juli  Aenderungen  und  Ergän- 
zungen des  Warenverzeichnisses  zum  Zolltarif  und  der  Anleitung  für 
die  Zollabfertigung  beschlossen: 

1.  bezüglich  des  Gesetzes  wegen  Aenderung  des  Brausteuergesetzes 
vom  15.  Juli  1909,  mit  Wirkung  vom  1,  August  1909  ab; 

2.  hinsichtlich  des  Gesetzes  wegen  Aenderung  des  Tabaksteuer- 
gesetzes vom  15.  Juli  1909,  mit  Wirkung:  betreffs  der  Zollerhöhung 
vom  15.  August  1909  und  bezüglich  der  inneren  Abgabe  vom 
1.  September  1909  ab; 

3.  infolge  des  Branntweinsteuergesetzes  vom  15.  Juli  1909,  mit 
Wirkung  vom  10.  Juli  1909  ab; 

4.  infolge  des  Artikels  II  des  Gesetzes,  betreffend  Aenderungen  im 
Finanzwesen  (Erhöhung  des  Kaffee-  und  Teezolls)  vom  15.  Juli  1909, 
mit  Wirkung  vom  1.  August  1909  ab; 

5.  hinsichtlich  des  Artikels  III  des  vorgenannten  Finanzgesetzes 
(Besteuerung  der  Beleuchtungsmittel),  mit  Wirkung  vom  1.  Ok- 
tober 1909  ab; 

6.  infolge  des  Artikels  IV  des  erwähnten  Finanzgesetzes  (Be- 
steuerung der  Zündwaren),  mit  Wirkung:  bezüglich  der  Zoll- 
erhöhung vom  1.  Aug.  1909  und  bezüglich  der  inneren  Abgabe 
vom  1.  Okt.  1909  ab; 

7.  infolge  des  Gesetzes  zur  Abänderung  des  Schaumweinsteuer- 
gesetzes  vom   15.   Juli   1909,   mit  Wirkung  vom   1.  Aug.    1909  ab; 

8.  infolge  des  Weingesetzes  vom  7.  April  1909,  mit  Wirkung  vom 
1.    Sept.    1909   ab. 

Im  Hinblick  auf  das  Weingesetz  hat  der  Bundesrat  ferner  eine 
Weinzollordnuno:  vom  17.  Juli  1909  beschlossen.    Die  Kaffee-  und  Tee- 
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Xachverzollungsordiiung  datiert  vom  24.  Juli  1909  und  die  Ordnung 
für  die  Xachverzollung  und  Nachversteuerung  von  Tabakblättern  und 
ausländischen  Zigarren  vom  31,  Juli  1909. 

Am  1.  Sept.  1909  ist  eine  vom  Bundesrat  beschlossene  neue 
Gerstenzollordnung  an  Stelle  der  seitherigen  Gerstenzollordnung  in 
Kraft  getreten. 

Die  Bestimmungen  des  Zolltarifgesetzes  über  die  zollfreien  Mengen 
eingebrachter  Waren  sind  durch  die  Vorschrift  in  §  9  letzter  Absatz 
des  Tabaksteuergesetzes  vom  15.  Juli  1909  in  Verbindung  mit  §  19 
der  Ausführungsbestimmungen  dazu  für  Zigarren  nicht  aufgehoben. 
Zigarren,  die  im  Reiseverkehr  eingebracht  werden,  unterliegen  dem 
Zollzuschlag  nur  dann,  wenn  sie  nach  den  geltenden  Bestimmungen 
gewichtszolipflichtig  sind.  Hiemach  müssen  nach  wie  vor  alle  Zigarren 
zollfrei  belassen  werden,  die  in  Mengen  unter  50  g  eingebracht  werden, 
ferner  im  Reiseverkehr  alle  Zigarren,  die  der  feisende  zum  eigenen 
Verbrauche  während  der  Reise  mit  sich  führt.  Bringt  ein  Reisender 
eine  diese  Mengen  überschreitende  Anzahl  von  Zigarren  ein,  dann 
muß  er  für  die  ganze  Menge  außer  dem  Gewichtszoll  den  Zollzuschlag 
von  1000  Mk.  für  100  kg  oder,  wenn  es  mehr  als  100  Stück  sind,  den 
Zollzuschlag  von  40  vom  Hundert  des  Wertes  der  Zigarren  entrichten. 

Als  Ergänzung  der  Geschäftsanweisung  für  die  Hauptzollämter 
und  die  ihnen  untergeordneten  Dienststellen  vom  20.  Jan.  1909  hat 
der  preußische  Finanzminister  unterm  5.  April  eine  Zollabfertigungs- 
Ordnung  erlassen. 

Der  Bundesrat  hat  in  verschiedenen  Sitzungen  anerkannt,  daß 
die  entsprechenden  Voraussetzungen  der  Veredelungsordnung  für  die 
Zulassung  eines  zollfreien  Veredelungsverkehrs  unter  anderem  vorliegen, 

1.  mit  ausländischem  Käsestoffe  (Kasein),  T.-No.  373,  zum  Ver- 
mählen ; 

2.  mit  aus  inländischen  Raffinerien  bezogenem  Schwerbenzin, 
T.-No.  239,  das  zur  Herstellung  einer  der  gleichen  Tarifnummer 
unterliegenden  Ware  mit  zollfreiem  Benzol,  T.-No.  245,  mit  zoll- 
freien flüchtigen  Oelen,  insbesondere  Kiefernadelöl,  T.-No.  353,  ver- 
mischt werden  soll; 

3.  mit  ausländischem,  gebleichtem  und  gefärbtem  Baumwollgarn  in 
Bündeln,  T.-No.  441,  442  und  443,  zum  Zwecke  des  Färbens,  Nach- 
färbens  und  Nüancierens ; 

4.  mit  ausländischen,  nur  gepreßten  Messingklammern,  T.-No.  877, 
die  durch  Umpressen  mit  Isolationsmasse  zu  Klemmen  für  elek- 
trische   Vorrichtungen,    T.-No.    912,    hergerichtet    werden    sollen; 

5.  mit  getrockneten  persischen  Aprikosen,  T.-No.  48,  zum  Zwecke 
des  Dippens ; 

6.  mit  inländischem  gebleichtem,  zwei-  und  mehrdrähtigem,  einmal 
gezwirntem  Garn  aus  Baumwolle  bis  Nr.  11  englisch,  T.-No.  422, 
zur  Herstellung  von  nicht  gestickten  oder  gewebten  baumwollenen 
Spitzen  (sogenannte  Teneriffa-Arbeiten),  T.-No.  464,  innerhalb  des 
sächsisch-böhmischen   Grenzbezirks ; 

7.  mit  Myrobalanen  und  chinesischen  Galläpfeln,  T.-No.  94,  zur 
Herstellung  von  Tannin  (Gerbsäure),  T.-No.  317  ; 

8.  mit  groben,  nicht  polierten  usw.  Kolbenstangen  und  Röhren  aus 
Parsons  Manganbronze,  T.-No.  880,  und  nur  geschmiedeten  und 
gewalzten  Stangen  aus  solcher  Bronze,  T.-No.  870,  zum  Zwecke: 
a)  der  Bearbeitung  und  des  Einbaues  in  Dampfmaschinen  sowie 
in  Dampfpumpen,  Dampfrudermaschinen  und  Dampfladewinden  in 
Verbindung  mit  Kraft-(Antriebs-)Maschinen,  T.-No.  894;  b)  der 
Einarbeitung  in  Maschinenteile  aus  bearbeitetem,  nicht  schmied- 
barem Eisenguß  in  Verbindung  mit  Bronze,  T.-No,  783;  c)  der 
Verarbeitung  zu  Maschinenteilen  aus  Bronze  in  Verbindung  mit 
Stahl  und  Schmiedeeisen,  T.-No.  880; 

9.  mit  ausländischen  gefärbten,  aufgeschnittenen  Baumwollen- 
sammeten, Flor  aus  dem  Einschlage  gebildet  (Velvets),  T.-No.  447, 
zum  Bedrucken ; 

10.  mit  rohem  Holzgeist  aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
T  -No.  349,  zur  Herstellung  von  Formaldehyd  in  wässeriger 
Lösung,  T.-No.  350; 
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11.  mit  ausländischen  dichten,  gewebten  Gürtelbändern,  ganz  oder 
teilweise  ans  Seide,  in  Verbindung  mit  Kautschukfäden,  T.-No.  580^ 
die  durch  Nahen  unter  Verwendung  inländischer  Lederstreifen 
und  Gürtelverschlüsse  aus  unedlen  Metallen  zu  Damengürteln, 
T.-No.   522,   verarbeitet  werden  sollen; 

12.  mit  ausländischen  rohen  (auch  vorgeschruppten)  Automobil- 
kurbelwellen aus  geschmiedetem  Eisengusse,  T.-No.  798,  zwecks 
Herstellung  fertiger  Kurbelwellen,  T.-No.  799,  durch  Abhobeln 
und   Blankdrehen; 

13.  mit  ausländischer  ungefärbter,  ungezwirnter  künstlicher  Seide. 
T.-No.  394,  die  im  Inlande  gefärbt  werden  soll: 

14.  mit  ausländischen  getrockneten  Pflaumen,  T.-No.  48,  zum  Zwecke 
des   Entsteinens   und  Pasteurisierens ; 

15.  mit  ausländischen  ein-  oder  mehrfarbigen  Drucken  zu  Ansichts- 
postkarten und  Plakaten  (Bild-  und  Typendruck  auf  größeren 
Bogen),  T.-No.  657,  die  mit  einer  Gelatineschicht  überzogen  und 
mit  einer  Hochglanzpolitur  versehen  werden  sollen,  T.-No.  664; 

16.  mit  ausländischem,  wälirend  der  Seebeförderung  feucht  gewordenem 
Rohtabak,  T.-No.  29,  der  zum  Verkaufe  nach  dem  Ausland  be- 
stimmt ist,  zum  Zwecke  des  Trocknens  und  demnächstiger  Wieder- 
ausfuhr nach  dem  Ausland. 

Der  Bundesrat  hat  mit  Wirkung  vom  1.  Mai  1909  ab  beschlossen,  daß 

1.  dem  §  20  der  Ausführungsbestimmungen  zum  Gesetze,  betreffend 
die  Statistik  des  Warenverkehrs  mit  dem  Ausland,  welcher  künftig 
die  Ziffer  1  führt,  als  Ziffer  2  folgender  Zusatz  anzufügen  ist: 

Falls  der  Wert  der  ausgehenden  Waren  dem  Anmeldenden 
bei  Einreichung  der  Anmeldung  oder  des  Zwischenscheins  noch 
nicht  genau  bekannt  ist,  so  kann  die  Vervollständigung  und  Be- 
richtigung mit  Zustimmung  der  Anmeldestelle  auf  zwei  Wochen 
vorbehalten  bleiben,  unbeschadet  der  Befugnis  der  Anmeldestelle, 
den  Wert  selbst  zu  ermitteln, 

2.  die  Anlagen  A  (Verzeichnis  derjenigen  Waren,  für  welche  in 
die  Verkehrsnachweisungen  I,  I  A,  II,  II  A,  IV  und  IV  A  die 
statistische  Nummer  und  zugleich  die  handelsübliche  Benennung 
einzutragen  sind)  und  C  (Verzeichnis  derjenigen  Waren,  für  welche 
neben  den  Mengen  der  Wert  anzumelden  ist)  des  statistischen 
Warenverzeichnisses  durch  neue  Verzeichnisse  zu  ersetzen  sind. 
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Deutsche    Kolonien. 

Laut  Verordnung  des  Gouverneurs  von  Deutsch-Neuguinea  vom 
5.  Sept.  1908  werden  die  Münzen  der  Neu-Guinea-Kompagnie  mit 
Wirkung  vom  15.  April  1911  ab  außer  Kurs  gesetzt.  Während  der 
Zeit  vom  15.  April  1911  bis  15.  April  1914  können  mit  den  Neu- 
guinea-Münzen noch  Zahlungen  an  öffentlichen  Kassen  des  Schutz- 
gebiets Deutsch-Neuguinea  geleistet,  auch  können  die  genannten 
Münzen  während  dieser  Zeit  bei  den  öffentlichen  Kassen  gegen  Reichs- 
münzen umgetauscht  werden. 

Durch  Verordnung  des  Gouverneurs  vom  16.  Jan.  d.  J.  ist  die 
Verordnung  vom  5.  Dez,  1903,  betreffend  das  Verbot  der  Einfuhr  und 
des  Handels  getragener  Stoffe  und  Bekleidungsgegenstände,  mit  Wirkung 
vom  1.  April  auf  das  Inselgebiet  der  Karolinen,  Palau,  Marianen  und 
Marschall-Inseln  ausgedehnt  worden  (s.   Berl.  Jahrb.   1904,   I,   S.   662). 

Laut  einer  Verordnung  des  Reichskanzlers  vom  29.  Okt.  1908 
werden  unter  Abänderung  der  Verordnung,  betreffend  das  Münzwesen 
des  deutsch-ostafrikanischen  Schutzgebietes  vom  28.  Febr.  1904,  für 
dieses  Gebiet  folgende  Münzen  ausgeprägt:  1.  Als  Silbermünzen:  Zwei- 
Rupien-Stücke,  Ein-Rupien-Stücke,  Einhalb-Rupien-Stücke,  Einviertel- 
Rupien- Stücke ;  2.  als  Nickelmünzen:  Zehn-Heller-Stücke;  3.  als  Kupfer- 
münzen: Fünf- Heller-Stücke,  Ein-Heller-Stücke,  Einhalb-Heller-Stücke. 
Diese  Münzen  sind  bei  allen  Zahlungen  anzunehmen,  die  Nickel-  und 
Kupfermünzen  jedoch  nur  bis  zum  Betrage  von  2  Rupien. 

Laut  Bekanntmachung  des  Gouverneurs  vom  14.  Juni  wird  zum 
1.  Oktober  im  gesamten  Bereiche  der  Zollverwaltung  des  deutsch- 
ostafrikanischen  Schutzgebiets  das  metrische  Maß-  und  Gewichts- 
system eingeführt. 
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Laut  Verordnung  des  Gouverneurs  vom  18.  Sept.  1908  unterliegt 
der  im  Schutzgebiete  erzeugte  Branntwein  seit  dem  1.  Okt.  1908  einer 
Verbrauchsabgabe    und    zu    diesem    Zwecke    der    amtlichen    Kontrolle. 

Nach  der  Verordnung  des  Gouverneurs  vom  13.  Jan.  dürfen  mit 
Wirkung  vom  1.  Febr.  d.  J.  ab  Parfümerien  und  kosmetische  Mittel 
aller  Art  zollfrei  eingeführt  werden. 

Eine  Verordnung  des  Gouverneurs  vom  28.  Febr.  hebt  die  Ver- 
ordnung, betreffend  die  Erhebung  des  Ausfuhrzolls  auf  rohe  oder  un- 
geschliffene Diamanten,  vom  16.  Dez.  1908  wieder  auf  und  bestimmt, 
daß  die  Ausfuhr  von  Diamanten,  mit  Ausnahme  der  fertig  geschliffenen, 
Einern  Zolle  unterliegt,  der  33i/3  %  des  Wertes  beträgt.  Die  Ausfuhr 
ist  nur  seewärts  und  über  das  Zollamt  Lüderitzbucht  gestattet.  Die  all- 
gemeinen Vorschriften  der  Zollverwaltung  vom  31.  Jan.  1903  und 
der  dazu  erlassenen  Ausführungsbestinomungen  finden,  soweit  nicht 
in  dieser  und  in  der  kaiserlichen  Verordnung,  betreffend  den  Handel 
mit  südwestafrikanischen  Diamanten  vom  16.  Jan.  1909,  abweichende 
Vorschriften  getroffen  sind,  auf  die  Ausfuhr  von  Diamanten  ent- 
sprechende Anwendung.  Die  Verordnung  ist  am  1.  März  1909  in  Kraft 
getreten. 

Laut  Gouverneursverordnung  vom  20.  Febr.  unterliegen  die  im 
gewerbsmäßigen  Brau  verfahren  in  Deutsch-Südwestafrika  hergestellten 
Biere  einer  Biersteuer,  welche  beträgt:  a)  für  1  Liter  obergäj.'iges  Bier 
(Weiß-,  Braun-  usw.  Bier)  3  Pfennige,  b)  für  1  Liter  untergäriges  Bier 
(sogenanntes   Lagerbier)   5  Pfennige. 

Laut  Verordnung  des  Gouverneurs  von  Kamerun  vom  21.  Juli  d.  J. 
wird  bei  den  nach  dem  1.  Juli  von  Europa  abgehenden,  dem  Wertizoll 
unterliegenden  Waren,  bei  Waren  anderer  Herkunft  mit  dem  ent- 
sprechenden Termin,  auf  den  Fakturenpreis  des  Verladungshafens  — 
Fobpreis  —  ein  Kommissionszuschlag  von  5  %  hinzugerechnet. 

Nach  einer  am  1.  Okt.  1909  in  Kraft  getretenen  Verordnung  des 
Gouverneurs  von  Togo  vom  14.  Juli  ist  im  nördlichen  Teile  des  Schutz- 
gebietes die  Verabfolgung  von  Branntwein  irgendwelcher  Art  an  Ein- 
geborene und  die  Einfuhr  von  Branntwein  zur  Verabfolgung  an  Ein- 
geborene verboten.  Die  Einfuhr  von  Branntwein  zum  Gebrauch  oder 
Verbrauch  durch  Europäer  und  die  Verabfolgung  an  Europäer  bedairf 
der  Erlaubnis  des  Gouverneurs. 

Laut  Verordnung  des  Gouverneurs  von  Samoa  vom  16.  Febr.  d.  J, 
ist  die  Einfuhr  von  Tieren  aller  Art,  mit  Ausnahme  von  Haustieren, 
in  das  Schutzgebiet  Samoa  ohne  vorherige  Genehmigung  des  Gou- 
verneurs  verboten.  '    [ 

Ausland. 

Durch  ein  Khedivialdekret  vom  30.  Aug.  d.  J.  ist  das  für  die 
Einfuhr  von  amerikanischem  Baumwollsamen  bestehende  Einfuhrverbot 
auf  alle  anderen  Baumwollsamen,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Herkunft 
und  ihren  Ursprung,  ausgedehnt  worden. 

Mittels  Dekrets  vom  28.  Sept.  1908  hat  der  Präsident  der  Re- 
publik Bestimmungen  über  die  Zollbehandlung  der  Postpakete  ge- 
nehmigt, die  am  1.  Nov.  1908  in  Wirksamkeit  getreten  sind.  Danach 
bleiben  die  internationalen  Postpakete  von  der  üebernahme  durch 
die  Postämter  ab  im  Gewahrsam  der  Postbehörde,  bis  die  Empfänger 
ihre  Aushändigung  beantragen ;  alsdann  werden  sie  in  das  Zollamt 
zwecks  Abfertigung  übergeführt.  Für  die  hierzu  benötigte  Ausstellung 
von  Zollerklärungen  und  die  Abfertigung  selbst  sind  Sonderbestim- 
mungen erlassen.  Kästchen  mit  angegebenem  Werte  werden  wie  ge- 
wöhnliche  Postpakete   abgefertigt. 

Unter  Bezugnahme  auf  §  23  des  Reichsgesetzes  zum  Schutze  der 
AVarenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  hat  der  Reichskanzler  unterm 
13.  März  d.  J.  bekanntgegeben,  daß  in  Argentinien  deutsche  Waren- 
bezeichnungen in  gleichem  Umfange  wie  dergleichen  inländische 
zum  gesetzlichen  Schutze  zugelassen  werden.  Deutsche  Marken- 
inhaber können  jedoch  ihre  Rechte  nur  dadurch  wahren,  daß  sie 
die  Eintragung  ihrer  Zeichen  in  Argentinien  möglichst  durch  Ver- 
mittluno-  des  deutschen  Generalkonsulats  in  Buenos  Aires  nachsuchen. 
Einem  solchen   Gesuche   sind  beizufügen:  a)   6  Exemplare  der  Marke; 
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b)  eine  doppelte  Beschreibung  der  Marke;  handelt  es  sich  um  Figuren 
oder  Embleme,  so  ist  die  Gattung  der  G-egenstände  anzugeben,  für 
welche  sie  bestimmt  sind,  sowie  ob  sie  für  Fabrikerzeugnisse,  Handels- 
artikel oder  Bodenerzeugnisse  verwendet  werden  sollen;  c)  ein  Kosten- 
vorschuß von  200  Mk. ;  d)  eine  ohne  Nennung  des  Vertreters  in  blanko 
auszustellende   Vollmacht. 

Die  nach  dem  Zollgesetz  einem  Einfuhrzolle  von  10  v.  H.  und 
mehr  unterworfenen  Wai'en  und  Erzeugnisse  sollen  nach  einem  unterm 
18.  Angust  dem  Senat  und  der  Deputiertenkammer  vorgelegten  Ge- 
setzentwurf auch  für  das  Jahr  1910  einem  Zollzuschlage  von  2  v.  H. 
unterliegen. 

Laut  einer  Proklamation  der  Regierung  des  Australischen  Bundes 
ist  vom  1.  Juni  d.  J.  ab  die  Einfuhr  von  Zündhölzern  mit  weißem 
oder  gelbem  Phosphor  verboten. 

Nach  einer  Proklamation  des  Generalgouverneurs  vom  8.  Dez.  1908 
ist  vom  1.  Febr.  d.  J.  ab  die  Einfuhr  von  getragenen  Kleidungsstücken 
znm  Zwecke  des  Verkaufs  oder  Handels  im  Gebiete  des  Australischen 
Bundes   verboten. 

Nach  einer  Entscheidung  des  Handels-  und  Zolldepartements  sind 
Kataloge  und  Musterbücher  aus  Schirting  als  Kataloge  und  Preis- 
listen für  Handelszwecke  mit  6  Pence  für  das  Pfund  oder  35  v.  H. 
des  Wertes   zu  verzollen. 

Unter  Aufhebung  der  Statutory  Rules  vom  Jahre  1908  sind  für 
die  Rückvergütung  von  Einfuhrzöllen  mit  Wirksamkeit  vom  1.  Jan.  d.  J. 
ab  neue  Vorschriften  erlassen  worden.  Nach  diesen  soll  eine  Ver- 
gütung des  vollen  Zollbetrages  gewährt  werden  für  alle  Waren,  außer 
Spirituosen,  Wein,  Bier,  Tabak,  Zigarren,  Zigaretten  und  Opium,  wenn 
sie  entweder  in  den  ursprünglichen  Verpackungen  oder  in  in  Gegen- 
wart eines  Beamten  verpackten  Kollis  vorschriftsmäßig  ausgeführt 
werden,  mit  der  Maßgabe,  daß  die  Ausfuhr  von  Waren,  die  in  anderen 
als  den  ursprünglichen  Verpackungen  mit  dem  Ans^Druch  auf  Rück- 
vergütung- verschifft  werden,  innerhalb  dreier  Jahre  vom  Tage  der 
Einfuhr  ab  zu  erfolgen  hat. 

Nach  einer  Bestimmung  des  neuesten  Zolltarifs,  in  den  im  übrigen 
die  bisherigen  Zölle  unverändert  übernommen  sind,  werden  Röh^n, 
Eisenzeug,  Messer  und  maschinelle  Vorrichtungen  nebst  Ausrüstungs- 
gegenständen, außer  Lampen  und  Gasöfen,  die  zum  Wiederaufbau,  zur 
Ausbesserung,  Erhaltung  und  zum  Betriebe  der  Barbados  Gas  Co.  Ltd. 
erforderlich  sind,  zollfrei  eingelassen.  Es  darf  indessen  keiner  der 
genannten  Gegenstände  für  einen  anderen  Zweck  verkauft  werden, 
bevor  der  Zoll  dafür  gezahlt  ist. 

Aus  Anlaß  eines  Sonderfalles  ist  darauf  hingewiesen  worden,  daß 
es  unzulässig  ist,  Muster,  die  einen  Gebrauchswert  haben  (z,  B,  Hand- 
schuhe), als  Muster  ohne  Wert  unter  Briefumschlag  mit  der  Post 
nach  Belgien  einzuführen.  Die  belgische  Zollvei-waltung  nimmt  bei 
offenen  oder  verschlossenen  Briefsendungen,  die  zollpflichtige  Gegen- 
stände enthalten,  in  allen  Fällen  ohne  weiteres  die  Absicht  der  Zoll- 
hinterziehung  an. 

Unterm  31.  Dez.  1908  ist  ein  Gesetz  über  die  Goldwähriiiig 
veröffentlicht,  wonach  das  englische  und  peruanische  Pfund  Sterling 
als  alleiniges  und  gesetzliches  Zahlungsmittel  mit  dem  Werte  von 
191/5  Pence  oder  12,50  Bolivianos  in  Bolivien  eingeführt  ist.  Gleich- 
zeitig ist  ein  Gesetz  veröffentlicht,  wonach  die  Ausfuhr  geprägten 
Goldes  für  frei  erklärt,  die  Regierung  aber  ermächtigt  ist,  die  Gold- 
ausfuhr mit  einem  je  nach  den  Verhältnissen  zwischen  3  und  20  v.  H. 
festzusetzenden  Ausfuhrzolle  zu  belegen. 

Seit  dem  11.  Mai  d.  J.  ist  die  Einfuhr  von  Zündhölzern  nach 
Bolivien   verboten. 

Das  brasilianische  Budgetgesetz  pro  1909  enthält,  wie  in  früheren 
Jahren,  eine  Bestimmung,  wodurch  der  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  von  Brasilien  ermächtigt  wird,  für  ausländische  Erzeugnisse 
bis  zu  20  V.  H.  Zollermäßigungen  zu  gewähren,  falls  diese  Vergünsti- 
gung durch  Vorteile  ausgeglichen  wird,  die  brasilianischen  Waren, 
wie  Kaffee,  zugestanden  werden.  Von  dieser  Ermächtigung  hat  der 
Präsident  am  14.  Jan.  d.  J.   Gebrauch  gemacht  und,  wie  im  Vorjahre, 
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für  gewisse  Erzeugnisse  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  eine 
Ermäßigung  des  Einfuhrzolls  um  20  v.  H.  angeordnet. 

Die  Zollbehörde  von  Britisch-Guayana  hat  am  28.  Jan.  d.  J.  be- 
kanntgemacht, daß  vom  1.  April  ab  bei  allen  Einfuhrwaren  auf 
den  Einfuhranmeldungen  das  Land  der  Herstellung  oder  Erzeugung 
anzugeben   ist. 

Laut  Verordnung  vom  16.  Febr.  d.  J.  ist  der  Ausfuhrzoll  auf 
Blauholz  seit  dem  1.  April  von  25  Cent  auf  1  Cent  für  die  Tonne 
herabgesetzt   worden. 

Zwischen  Bulgarien  und  Belgien  ist  unterm  16./29.  Aug.  1908 
ein  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  abgeschlossen  worden,  worin  neben 
der  gegenseitigen  Meistbegünstigung  Belgien  für  diverse  Artikel  bei 
der  Einfuhr  nach  Bulgarien  Zollermäßigungen  zugestanden  sind,  die 
vermöge  der  Meistbegünstigung  auch  der  deutschen  Einfuhr-  zugute 
kommen. 

Durch  Verordnung  Nr.  5  vom  Jahi-e  1909  ist  der  EingansaoU 
für  Salz  von  2,13  auf  8  Rupien  für  den  Zentner  erhöht  worden. 

Laut  Dekrets  vom  23.  Nov.  1908  gilt  der  Wertschätzungstarif 
vom  25.  Nov.  1907  auch  für  das  Jahr  1909. 

Nach  einem  Berichte  des  Generalkonsulats  in  Valparaiso  sind  Ver- 
zugszinsen für  Zölle  laut  Verordnung  des  Staatspräsidenten  vom 
16.  März  d.  J.  in  Gold  festzusetzen. 

Der  Hafen  Haitschou  an  der  Küste  von  Kia.ngsu  ist  nach  einem 
Berichte  des  Generalkonsulats  in  Nanking  für  den  fremden  Handel  ge- 
öffnet   worden. 

Die  Ausfuhr  von  Weizen,  Mais,  Kaoliang  und  Hirse  mandschu- 
rischer Erzeugung  über  südmandschurische  Seehäfen  ist  unter  folgenden 
Bedingungen  gestattet:  Die  Ausfuhr  unterliegt  dem  Ausfuhrzoll  und 
der  Likinabgabe  und  muß  über  die  südmandschurischen  Zollämter  er- 
folgen. Auf  Anordnung  der  chinesischen  Behörden  kann  in  Jahren 
eines  Getreidemangels  nach  vorheriger  Bekanntmachung  die  Ausfuhr 
verboten   werden. 

Durch  kaiserliches  Edikt  vom  5.  Okt.  1908  ist  für  China  allge- 
mein die  Einführung  der  Silberwährung  angeordnet  worden.  Für  spätere 
Zeit   ist   der    CTebergang   zur   Goldwährung   vorbehalten. 

Laut  Dekrets  vom  8.  Okt.  1908  können  Gewehre,  Revolver,  Zimmer- 
gewehre und  Sportwaffen  im  allgemeinen  von  Reisenden  zu  ihrem 
persönlichen  Gebrauch  ohne  vorherige  Erlaubnis  des  Kriegsministeriums 
nach  Columbien  eingeführt  w^erden.  Im  Uebermaße  eingeführtes  Reise- 
gepäck, soweit  es  50  kg  überschreitet,  unterliegt,  sofern  es  zum  per- 
sönlichen Gebrauch  eines  Reisenden  bestimmt  ist,  einem  Zollsatz© 
von  50  Centavos  für  1  kg.  Zu  Geschenken  bestimmte  Gegenstände, 
bis  zu  einem  Gewichte  von  50  kg,  unterliegen  dem  tarifmäßigen  Zolle 
mit  einem  Zuschlage  von  25  v.  H.  (anstatt  des  70  prozentigen  Zu- 
schlages,  der  bei  Einfuhrwaren  erhoben  wird). 

Durch  Gesetz  vom  30.  Juni  d.  J.  ist  vom  29.  Okt.  1910  ab  auf 
Bananen  ein  Ausfuhrzoll  von  1  Cent  amerikan.  Gold  für  die  Traube 
eingeführt  und  dabei  gleichzeitig  festgesetzt  worden,  daß  in  den 
folgenden  20  Jahren  weder  die  Ausfuhr  noch  der  Anbau  und  Verkauf 
von  Bananen  mit  irgendeiner  weiteren  Staats-  oder  Gemeindeabgabe 
belastet  werden  dürfen.  Der  Ausfuhrzoll  muß  mit  amerikanischem 
Golde   oder   Sichtw-eclisel   auf   New   York   bezahlt  werden. 

Nach  einem  Rundschreiben  der  dänischen  Zolldirektion  sollen 
Weinproben  künftig  nur  dann  zollfrei  eingelassen  werden,  wenn  sie 
sich  in  Flaschen  befinden,  deren  Raumgehalt  bei  Rotwein  und  Rhein- 
wein unter  1/5  1  ii^^  l^ei  anderen  Weinen  unter  i/g  1  beträgt.  Bei  kier  Ein- 
fuhr von  Rheinwein-  und  Rotweinproben  wird  es  erforderlich  sein, 
sie  ausdrücklich  als  Rhein-  oder  Rotwein  anzumelden. 

Vom  1.  April  1910  ab  werden  nach  einer  Bekanntmachung  des 
Ministeriums  für  Handel  und  Seeschiffahrt  vom  28.  Juli  d.  J.  bei  der 
Berechnung  von  Zöllen  und  anderen  öffentlichen  Abgaben  ausschließlich 
metrisches^ Maß  und  Gewicht  angewendet  werden.  ^ 

Laut  Dekrets  vom  15.  Okt.  1908  erheben  die  ecuadorianischen 
Konsuln  vom  1.  Jan.  1909  ab  u.  a.  folgende  Gebühren:  Für  Be- 
glaubigung von  Faktui-en  bis  zu   einem  Werte  von  100  Sucres  =  ein 
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Teil  III.    Beigaben. 
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Fünftel  des  Condor  oder  2  Sucres,  für  Beglaubigxmg  von  Fakturea 
über  einen  Wert  von  mehr  als  100  Sucres  =  3  v.  H.  des  angegebenen 
Werts. 

Ein  Ausschuß  hat  vorgeschlagen,  daß  ausländische  Handlungs- 
reisende bei  der  Ankunft  in  Finland  eineai  Handelspaß  zunächst  für 
eine  Geltungsdauer  von  30  Tagen  gegen  Entrichtung  einer  Gebühr 
von  200  fin.  Mark  lösen  sollen.  Für  weitere  je  15  Tage  ist  eine 
Zusatzgebühr  von  100  Mk,  vorgesehen. 

Infolge  Kündigung  der  französisch-amerikanischen  Handelsab- 
kommen durch  die  Regierung:  der  Vereinigrlen  Staaten  hat  die  französische 
Regierung  durch  Beschluß  vom  20.  Aug.  d.  J.  die  Verordnungen 
vom  7.  Juli  1893,  28.  Mai  1898  und  21.  Febr.  1903,  wonach  gewisse 
aus  den  Vereinigten  Staaten  und  von  der  In^el  Portorico  stammende 
Erzeugnisse  nach  den  Zollsätzen  des  Mindesttarifes  zu  behandeln 
sind,  vom  1.  Nov.  d.  J.  ab  aufgehoben.  Die  Einfuhr  aus  den 
Vereinigten  Staaten  unterliegt  demnach  von  dem  genannten  Zeitpunkte 
ab   allgemein   der   Verzollung    nach   dem   General tarif. 

Die  Erhöhung  der  Einfuhrzölle  auf  Oele,  Fett  und  Talglichte 
ist  von  dem  griechischen  Finanzminister  wieder  rückgängig  gemacht 
worden. 

Laut    Generalorder    der  Zollverwaltung    Nr.    15    vom    Jahre    1909 

sind  für  Spirituosen,  Tabak  pp.  mit  Wirksamkeit  vom  30.  April  d.  J. 

die  Zölle  erhöht  worden.  Das  gleiche  gilt  betreffs  der  Bierzölle 
vom  12.   Mai   d.   J.  ab. 

Laut  Beschlusses  des  Präsidenten  der  Republik  Guatemala  darf 
die  Zollabfertigung  ausländischer  Waren  nicht  erfolgen,  bevor  dem 
Zollamt  die  Konsularfakturen  in  doppelter  Ausfertigung  vorgelegt  sind. 
Gemäß  einem  Gesetze  vom  20.  Aug.  d.  J.  ist  auf  die  bestehenden 
Einfuhrzölle  ein  15  prozentiger  Zuschlag  in  Gold  gelegt,  der  zur  Rück- 
zahlung einer  behufs  Einziehung  von  Nickelmünzen  aufgenommenen 
Staatsanleihe  verwendet  werden  soll.  Nach  Rückzahlung  der  Anleihe 
soll  der  Goldzuschlag  auf  10  v.  H.  ermäßigt  werden  und  der  Ertrag 
daraus  zur  weiteren  Einziehung  von  Nickelmünzen  dienen. 

Laut  Dekrets  vom  4,  März  d.  J.  unterliegen  Kokosnüsse  vom 
12.   Mai  d.  J.  ab  einem  Ausfuhrzolle   von  3  Peso  für  1000  Stück. 

Für  die  Zeit  vom  1.  April  1909  bis  inkl.  1.  Juni  1911  bleiben 
bei  der  Einfuhr  nach  Jamaika  folgende  Gegenstände  zollfrei:  Zement, 
das  einem  von  dem  Gouverneur  im  Rate  genehmigten  Normalmuster 
entspricht;  Stahlstangen,  Drahtgewebe  und  andere  Stahlmaterialien, 
zur  Verstärkung  des  Gußmörtels  in  Bauwerken  besonders  hergestellt; 
Arbeiten  aus  Schmiedeeisen  und  Stahl,  besonders  hergestellt  zur  Er- 
richtung von  Fachwerk  für  Wände,  Dielen,  Dächer,  Querwände  und 
Treppen  in  Fachwerkbauten,  deren  Felder  mit  Ziegelwerk,  Mauerwerk, 
Mörtel  oder  ähnlichem  nicht  metallischem  Material  ausgefüllt  werden 
sollen;  künstliche  Gliedmaßen,  Krücken  und  andere  Vorrichtungen 
zur  Erleichterung  körperlicher  Gebrechen. 

Das  japanische  Parlament  hat  sich  in  seiner  letzten  Tagung  mit 
einer  Neuregelung-  des  Schutzes  des  gewerblichen  Eigentums  in  Japan 
befaßt.  Als  deren  Ergebnis  sind  am  5,  April  folgende  neue  Ge- 
setze veröffentlicht:  1.  das  Patentgesetz,  2.  das  Musterschutzgesetz, 
3.  das  Markenschutzgesetz,  4,  das  Gebrauchsmusterschutz-Gesetz. 
Deutsche  Uebersetzungeii  sind  durch  die  Buchhandlung  Geiser  &  Gilbert 
in  Leipzig  zu  beziehen. 

Die  Einfuhr  von  Schafen,  Rindern,  Pferden,  Schweinen,  Ziegen 
und  Hunden  nach  Island  ist  durch  Gesetze  vom  10.  Nov.  1905  und 
9.  Juli  1909  verboten. 

Mit  dem  1.  März.  d.  J.  ist  ein  vom  italienischen  Finanzministerium 
am  7.  Januar  erlassenes  Dekret  in  Kraft  getreten,  das  zwecks  einer 
zuverlässigen  Zollstatistik  eine  eingehende  und  genau  geregelte  An- 
meldung der  auf  dem  Land-  und  Seewege  eingeführten  Sendungen 
nach  den  einzelnen  Warengattungen,  nach  ihrer  Menge,  nach  ihrem 
Herkunfts-  und  Bestimmungsort  und  für  einzelne  Fälle  auch  nach 
ihrem  Werte  vorschreibt. 
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Laut  einer  Verordnung  des  Generalgouverneurs  vom  19.  Jan. 
sind  für  Zollzwecke  seit  dem  1.  Dez.  1908  die  Werte  fremder  Münzen 
in  kanadischer  Währung  festgesetzt.  Danach  wird  deutsches  Geld 
mit  23,8  Cent  für  1  Mk.  bewertet. 

Ein  Gesetz,  betreffend  die  Regelung  der  Einfuhr  und  des  Verkaufs 
von  Handelsfutterstoffen,  tritt  am  1,  Jan.  1910  in  Kraft. 

Eine  Regierungsproklamation  vom  Jahre  1908  bestimmt,  daß  die 
Einfuhr  von  Bienen  sowie  ihrer  Larven  und  Eier  in  die  Kapkolonie,  außer 
für  die  Regierung  der  Kolonie  verboten  ist.  Die  Einfuhr  von  Honig 
und  Bienenwachs  (einschließlich  der  künstlichen  Waben)  ist  nur  mit 
vorher  eingeholter  schriftlicher  Erlaubnis  des  Ministers  für  Land- 
wirtschaft gestattet.  Ferner  ist  durch  Bekanntmachung  vom  13.  Aug. 
d.  J.  die  Einfuhr  von  gebrauchten  Bienenstöcken,  Zubehörteilen, 
Geräten  oder  irgendwelchen  Gegenständen,  die  für  die  Zusammen- 
haltung oder  Behandlung  der  Bienen  oder  des  Bienenwachses  ge- 
braucht  worden  sind,   verboten   worden. 

Durch  kaiserliche  Verordnung  vom  12.  Aug.  1908  ist  das  ja- 
panische Markenschutzgesetz  auch  für  Korea  in  Geltung  gesetzt  worden. 

In  Korea  sind  mit  Wirkung  vom  1.  Jan.  d.  J.  Gesetze  über 
die  Besteuerung  des  Branntweins  und  des  Tabaks  in  Kraft  gesetzt 
worden. 

Durch  Dekret  des  Gouverneurs  vom  11.  Nov.  1908  ist  das  Kon- 
sulargebührengesetz  vom  14.  Febr.  1903  geändert  worden.  Die  für 
Handel  und  Schiffahrt  vorgesehenen  Bestimmungen  sind  eingehend 
spezialisiert. 

Vom  1.  Aug.  1909  ab  ist  für  das  Bier,  welches  aus  dem  innerhalb 
der  Zollinie  liegenden  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  in  das  Groß- 
herzogtum Luxemburg  eingeführt  wird,  eine  für  Rechnung  Luxem- 
burgs zu  vereinnahmende  Uebergangsabgabe  zu  entrichten,  deren  Be- 
trag auf  2,50  M.  für  1  hl  festgesetzt  ist.  Von  der  Uebergangsabgabe 
befreit  bleibt  das  unter  zoll-  oder  steueramtlicher  Kontrolle  durch 
Luxemburg   durchgeführte   oder  wiederausgeführte   Bier. 

Laut  einer  Bekanntmachung  der  Scherifischen  Regierung  können 
diverse  Verpackungsgegenstände,  sowie  von  Handlungsreisenden  mit- 
geführte Muster  über  alle  dem  Handel  geöffneten  Häfen  nach  Marokko 
auf  Zeit  zollfrei  eingeführt  werden,  wenn  bei  der  Einfuhr  eine  Sicher- 
heit dafür  hinterlegt  wird,  daß  sie  binnen  6  Monaten  wieder  ausge- 
führt werden. 

In  Mauritius  ist  am  28.  Okt.  1908  ein  neuer  Zolltarif  in  Kraft  ge- 
treten,   der    wesentliche    Erhöhungen    der    bisherigen    Zölle    aufweist. 

Am  1.  April  1909  ist  ein  Gesetz,  betreffend  Aenderung  des  Zoll- 
tarifs,  in   Kraft   getreten. 

I^aut  Verfügung  des  Finanzministeis  haben  Verschiffer  von  Waren 
nach  Mexiko  für  die  Bescheinigung  einer  5.  Abschrift  der  Konsular- 
fakturer.   4  Dollar,    einer  weiteren  Abschrift  2  Dollar  zu  zahlen. 

Da  zur  L'mgehung  des  zurzeit  auf  Waren  österreichisch-ungarischer 
Herkunft  lastenden  hohen  Einfuhrzolls  von  montenegrinischen  Kauf- 
leuten vielfach  das  Mittel  angewendet  wird,  die  Sendungen  nach  Italien 
oder  der  Türkei  gehen  und  von  dort  als  italienische  oder  türkische 
Waren  weiter  befördern  zu  lassen,  so  hat  die  Zollbehörde  in  Cettinje 
luiterm  11.  März  (a.  St.)  1909  angeordnet,  daß  alle  Warensendungen  aus 
Vertragsstaaten  mit  einem  Urspiimgszeugnisse  versehen  sein  müssen, 
-.vidrigenfalls  sie  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Herk-vinft  nach  dem  Maximal- 
tarif verzollt  werden. 

Nach  den  zurzeit  für  die  Behandlung  der  Handlungsreisenden  in 
Natal  bestehenden  Vorschriften  hat  jeder  Handlungsreisende  eine  jähr- 
liche Lizenzgebühr  von  10  Pfd.  Sterl.  zu  entrichten.  Jede  Lizenz 
läuft  am  31.  Dez.  ab.  Für  Lizenzen,  die  nach  dem  30.  Juni 
gelöst  werden,  sind  nur  ^5  des  Betrages  für  die  Jahreslizenz  zu 
erheben. 

Auf  Grund  des  Ausfuhr-Üeberwachungsgesetzes  vom  Jahre  1908 
sind  durch  Verordnung  des  Gouverneurs  im  Rate  vom  21.  Dez.  1908 
mit  Wirksamkeit  vom  4.  Jan.  1909  ab  neue  Vorschriften  für  die 
staatliche  Ueberwachung  der  Ausfuhr  von  Hanf  erlassen. 
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Eirx  neues  nicaraguaiiisches  Zollgesetz  nebst  Zolltarif  ist  Ende 
März  veröffentlicht  worden.  Die  neuen  Zollsätze  sind  im  allgemeinen 
zwar  niedriger  angesetzt,  gestalten  sich  aber  wesentlich  höher,  da 
sie  bisher  in  nicaragnanischem  Papiergeld  bezahlt  wurden,  nach  dem 
neuen  Tarif  aber  in  Gold  oder  dessen  Gegenwert  zum  jeweiligen  Tages- 
kurs entrichtet  werden  müssen.  Die  Zollerhöhung  beträgt  daher  im 
Durchschnitt  30  bis   35  v.   H. 

Gemäß  königlicher  Verordnung  vom  2.  Juni  1909  wird  Zollfreiheit 
gewährt  für  Kollodium,  das  bei  Arbeiten  in  Lederfabriken  verwendet 
wird.  Das  gleiche  gilt  laut  königlicher  Verordnungen  vom  30.  Juni  bzw. 
11.  Aug.  d.  J.  für  Amylacetat  bei  Arbeiten  in  Zoilhorn Warenfabriken 
und  für  Aethylchlorid  (Chloräthyl)  bei  Arbeiten  in  Riechmittelfabriken. 

Wein  mit  einem  Weingeistgehalt  bis  21  v.  H.  unterlag  bisher  bei 
der  Einfuhr  in  Fässern  nach  dem  Mindesttarif,  der  auch  auf  deutsche 
Erzeugnisse  Anwendung  findet,  einem  Zolle  von  0,40  Kronen  für.  1  Liter. 
Die  Ermittelung  der  Menge  geschah  durch  Verwiegung  und  Umrechnung 
des  Gewichts  auf  Hohlmaß.  Seit  dem  4.  Mai  ist  an  die  Stelle  dieses 
Zolles  ein  Gewichtszoll  getreten.  Für  1  kg  werden  jetzt  0,34V2  Kronen 
erhoben ;  dabei  wird  eine  Faßtai'a  von  16  v.  H.  gewährt. 

Das  norwegische  Zolldepartement  kann  auf  Ginind  der  Be- 
stimmungen des  Zolltarifs  für  Maschinen,  Motoren,  Apparate  und 
Teile  davon  zollfreie  Einfuhr  gewähren,  wenn  nachgewiesen  wird, 
daß  sie  in  Norwegen  nicht  hergestellt  werden.  Bis  auf  weiteres  können 
nach  einem  Rundschreiben  des  Departements  vom  10.  März  d.  J.  diverse 
Maschinen  und  Apparate  zollfrei  eingeführt  werden. 

Postsendungen  nach  Oesterreich-Ungarn,  Bosnien  und  der  Her- 
zegowina, sowie  nach  dem  Fürstentum  Liechtenstein  brauchen  künftig 
nur  noch  von  einer  Zollinhaltserklärung  begleitet  zu  sein. 

Durch  eine  im  Einvernehmen  mit  der  ungarischen  Regierung  er- 
lassene Verordnung  der  österreichischen  Ministerien  der  Finanzen,  des 
Handels  und  des  Ackerbaues  vom  1.  April  d.  J.  wird  bestimmt,  daß 
bis  auf  weiteres  auf  serbische  Waren  die  allgemeinen  Zollsätze  des 
geltenden  österreichisch-ungarischen  Zolltarifs  anzuwenden  sind.  Auf 
Grund  der  Meistbegünstigung  hat  dies  auch  für  Waren  deutscher  Pro- 
venienz Bedeutung,  da  im  Handelsabkommen  zwischen  Oesterreich- 
Ungarn  und  Serbien  auf  beiden  Seiten  diverse  Zollsätze  festgelegt 
waren,  die  sich  niedriger  gestalteten  als  diejenigen  für  die  Einfuhr 
deutscher  Waren  nach  Serbien  nach  dem  deutsch-serbischen  Handels- 
verträge und  für  die  Einfuhr  deutscher  Waren  nach  Oesterreich- 
Ungarn  gemäß  dem  deutsch-österreichisch-ungarischen  Handelsvertrage. 

Die  serbische  Regierung  hat  die  mit  Oesterreich-Ungarn  abge- 
schlossenen Verträge  über  die  Schiffahrts Verhältnisse,  das  Konsular- 
wesen, die  Rechtshilfe  und  andere  zum  15.  April  1910  gekündigt. 

Laut  Bekanntmachung  Nr.  209  vom  Jahre  1908  ist  unter  Aufhebung 
der  Bekanntmachung  Nr.  291  vom  Jahre  1907  für  Pahang  vom  1.  Ja- 
nuar d.  J.  ab  ein  neuer  Zolltarif  in  Kraft  getreten. 

Die  Mindestgebühr,  welche  die  Konsularbeamten  der  Republik 
für  Beglaubigung  der  für  die  Einfuhr  von  Waren  bestimmten  Fak- 
turen zu  erheben  haben,  ist  auf  1  Baiboa  festgesetzt. 

Laut  Dekrets  vom  10.  Mai  d.  J.  sind  Salzhäute  im  Gewichte  von 
weniger  als  17  kg  und  Trockenhäute  im  Gewichte  von  weniger  als 
7  kg  als  Kuhkalb-  oder  Stierkalbhäute  anzusehen,  und  es  sollen  je 
22  kg  Salzhäute  und  je  9  kg  Trockenhäute  für  die  Zwecke  der 
Zahlung  der  Ausfuhrzölle  als  eine  Rindshaut  betrachtet  werden. 

Nach  einem  Bericht  der  deutschen  Gesandtschaft  in  Teheran  hat 
die  persische  Regierung  die  Ausfuhr  von  Lammfellen  aus  Persien 
nunmehr   endgültig  und  strengstens   verboten. 

Zwischen  Rumänien  und  Oesterreich-Ungarn  ist  auf  die  Dauer 
von  9  Jahren  ein  Handelsvertrag  abgeschlossen,  worin  zugunsten 
österreichisch-ungarischer  Erzeugnisse  diverse  über  den  jetzigen  Stand 
hinausgehende  Ermäßigungen  des  rumänischen  allgemeinen  Zollt/.irifs 
vereinbart  sind,  die  vermöge  der  Meistbegünstigung  auch  den  deutschen 
Erzeugnissen  zugute   kommen  werden. 
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Es  liegt  im  Interesse  der  deutschen  Absender,  in  den  Zollan- 
meldungen für  die  Einfuhr  nach  Rumänien  die  Waren  nach  den  im 
rumänischen  Zolltarif  angegebenen  Benennujigen  zu  bezeichnen.  Di© 
Nichtbeachtung  dieser  Bestimmung  hat  mehrfach  die  Verzollung  von 
Waren  zu  weit  höheren  als  den  zutreffenden  Sätzen  zur  Folge  ge- 
habt. Die  Erstattung  der  zuviel  erhobenen  Zollbeträge  ist  in  solchen 
Fällen  mit  Weiterungen  und  Schwierigkeiten  verknüpft. 

Das  Zollzirkular  vom  1.  Dez.  1908,  wonach  der  Zoll  und  die 
anderen  Gebühren  auf  die  von  den  Agenten  der  Eisenbahnen  den  Zoll- 
ämtern eingereichten  Fakturen  binnen  4  Monaten  nach  ihrer  Aus- 
stellung zu  bezahlen  waren,  ist  vom  Finanzminister  dahin  abgeändert 
worden,  daß  diese  Einlösung  vom  1.  Jan.  1909  ab  innerhalb  zweier 
Monate  zu  erfolgen  hat. 

Nach  einer  Meldung  des  deutschen  Generalkonsulats  in  St.  Peters- 
burg ist  das  Gesetz  über  die  Aufhebung  des  Zollfreigebiets  im  fernen 
Osten  mit  Wirksamkeit  vom  1.  März  (a.  St.)  in  Kraft  gesetzt. 

Durch  ein  am  25.  April  d.  J.  veröffentlichtes  Gesetz  ist  auf 
Zigarettenhülsen  eine  Akzise  von  2  Kopeken  für  100  Stück  und  auf 
Zigarettenpapier  eine  solche  von  1/2  Kopeke  für  1  Büchelchen  von  nicht 
mehr  als  50  Blättern  festgesetzt. 

Zu  dem  Zollzirkular  vom  5.  Februar,  betreffend  Stempelsteuer 
für  die  Vermerke  der  Wareneigentümer  auf  den  Zollpapieren,  hat 
das    Zolldepartement    eingehende    Erläuterungen    gegeben. 

Durch  Dekret  der  Regierung  vom  16.  Dez.  ist  das  Dekret 
vom  26.  Sept.  1908,  wonach  alle  Postpakete  von  einer  Konsularfaktura 
begleitet    sein   müssen,    wieder   aufgehoben. 

Ausländische  Handlungs  reis  ende  haben  eine  Gebühr  von  50  Peso 
Silber  jährlich  zu  zahlen. 

Betreffs  zeitweiliger  Milderung  des  Verbots  der  Einfuhr  von  Waren 
mit  unrichtiger  Ursprungsbezeichnung,  sowie  betreffs  des  Berufungs- 
verfahrens bei  Beschlagnahme  wegen  falscher  Ursprungsangabe  auf 
Einfuhrwaren  ist  eine  königliche  Verordnung  erlassen  worden. 

Nachdem  die  Versuche,  die  zunächst  mit  der  Errichtung  eines 
Kontos  beim  Postscheckbureau  in  Basel  für  die  Direktion  des  I.  Zoll- 
gebiets angestellt  wurden,  ein  befriedigendes  Ergebnis  gehabt  haben, 
ist  es  nunmehr  auch  in  den  übrigen  Zollgebieten  den  Speditionsfirmen 
und  Geschäftshäusern,  die  der  Zollver\valtung  gegenüber  Bürgschaft 
geleistet  haben,  gestattet,  den  Zoll  bei  den  Zollämtern  mittels  Bank- 
schecks zu  entrichten.  In  gleicher  Weise  werden  auch  die  Postzoll- 
gebühren  durch   Gutschrift   auf   Postscheckrechnung   verrechnet. 

Nach  einem  Beschlüsse  des  schweizerischen  Bundesrats  vom 
13.  Aug.  d.  J.  unterliegen  handelsübliche,  zur  Beförderung  von  Waren 
dienende  Umschließungen  bei  der  Einfuhr  gemäß  Artikel  8  des  Zoll- 
tarifgesetzes vom  10.  Okt.  1902  den  für  die  Ware  geltenden  Zoll- 
sätzen. Dagegen  sind  Umschließungen  aller  Art  nach  ihrer  Beschaffen- 
heit besonders  zu  verzollen,  wenn  die  Absicht  der  Umgehung  des  Ein- 
gangszolls für  die  Umschließungen  nachweisbar  ist  oder  aus  den  Um- 
ständen augenscheinlich   hervorgeht. 

Am  1.  Jan.  1910  tritt  ein  Bundesgesetz  über  Maß  und  Gewicht 
vom  24.  Juni  1909  an  Stelle  der  bisher  gültigen  Maß-  und  Gewichts- 
ordnung vom  3.  Juli  1875  in  Kraft. 

Der  Einfuhrzolltarif  enthält  nach  einer  Neuordnung  2  Gruppen 
von  Tarifpositionen,  die  des  Höchst-  und  die  des  Mindesttarifs.  Als 
Höchstsätze  haben  die  Zollsätze  des  bisherigen  allgemeinen  Tarifs  zu 
gelten,  als  Mindestsätze  kommen  u.  a.  in  Betracht  die  Sätze  der  Ver- 
tragstarife in  den  bisher  von  Serbien  abgeschlossenen  Handelsver- 
trägen.   Letzteres  gilt  auch  für  Deutschland. 

Laut  Erlasses  des  serbischen  Finanzministers  vom  14./27.  Juli  d.  J. 
sind  Versuche  gemacht  worden,  Postpakete  mit  aus  Oesterreich-Ungarn 
stammenden  Waren  über  Deutschland  mit  deutscher  Begleitadresse 
und  deutscher  Zollinhaltserklärung  nach  Serbien  einzuführen.  Es  ist 
daher  angeordnet  worden,  daß  vom  1./14.  Aug.  d.  J.  ab  alle  Postpaket- 
sendungen, denen  neben  der  sonst  erforderlichen  Urkunde  nicht  auch 
die  vorgeschriebenen  Urspmngszeugnisse  beigegeben  sind,  mit  wen- 
dender Post  nach  dem  Ausland  als  nicht  ordnungsgemäße  Sendungen 
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zurückgesandt  werden.  Von  dieser  Zurücksendung  kann  nach  einem 
späteren  Erlasse  des  Finanzministers  abgesehen  werden,  wenn  der 
Adi'essat,  der  über  die  Sendung  unterrichtet  ist,  sofort  die  Erklärung 
abgibt,   daß  er  der  Verzollung  nach  dem  allgemeinen  Tarif  zustimmt. 

Ein  siamesisches  Gesetz  vom  11.  Nov.  1908  sieht  die  Einführung 
der  Goldwährung  vor.  Gleichzeitig  mit  der  Reform  der  Währung  wird 
eine   Reform   des   ganzen   Münzsystems    durchgeführt. 

Nach  einer  Bekanntmachung  der  Zollverwaltung  ist  es  erforder- 
lich, daß  alle  Fakturen,  die  der  Zollbehörde  vorgelegt  werden,  den 
Wert,  die  Zahl,  das  Maß  und  die  Menge  für  jede  Ware  nach  der  Ein- 
fuhrliste angeben,  widrigenfalls  eine  genaue  Pmfung  durch  die  Zoll- 
behörde vor  der  Uebergabe  der  W^aren  stattfindet. 

Für  aus  Deutschland  kommende  Geschäftskataloge  kann  bei  der 
Einfuhr  nach  Spanien  nui'  dann  Zollfreiheit  beanspinicht  werden,  wenn 
die  Kataloge  unmittelbar  oder  mit  unmittelbarem  Konnossement  aus 
Deutschland  in  Spanien  eingehen,  in  deutscher  Sprache  herausgegeben 
oder  gedi'uckt  und  Originalwerke  eines  Deutschen  sind,  dem  das  Ur- 
hebe-rrecht  an  ihnen  zusteht.  Sie  müssen  in  letzterer  Beziehung  von 
einer  vom  Absender  ausgestellten  und  von  der  Ortsbehörde  und  dem 
zuständigen  spanischen  Konsul  in  Deutschland  beglaubigten  Erkläi-ung 
begleitet  sein,  daß  sie  Originalwerke  eines  Deutschen  sind,  der  das  lite- 
rarische Eigentumsrecht   an  ihnen   gesetzmäßig   erworben  hat. 

Laut  einer  am  13.  Nov.  1908  veröffentlichten  Verordnung  ist  mit 
Wirksamkeit  vom  10.  Nov.  1908  ab  auf  den  Straits  Settlements 
die  Beförderung  folgender  Artikel  mit  der  Post  verboten :  Opium, 
Spirituosen,   Bhang,   Morphium,   Morphin,   Kokain. 

Der  Generalagent  für  die  Kapkolonie  hat  Vorkehrungen  getroffen 
zur  Lieferung  von  Kap-Briefmarken,  die  mit  den  Worten  ",,customs 
duty"  überdiiickt  sind,  zum  Gebrauch  für  die  Vorauszahlung  des  Zolles 
für  nach  Basutoland,  Betschuanaland  und  Swasiland  adressierte  Kata- 
loge und  Geschäftsrundschreiben.  Die  Marken  können  von  dem  Trans- 
vaal Agent  General  in  London,  72  Victoria  Street,  SW.,  bezogen  werden. 

Laut  Bekanntmachung  des  Schatzamts  der  Kolonie  vom  5.  Nov. 
1908  sind  mit  Wirkung  vom  1,  desselben  Monats  ab  Vorschriften 
für  den  Verkehr  der  Handlungsreisenden  zwischen  den  einzelnen  Ko- 
lonien und  Gebieten  des  Zollvereins  und  für  die  Behandlung  ihrer 
Muster  erlassen   worden. 

Nach  einer  Note  der  Hohen  Pforte  vom  6.  Dez.  v.  J.  wird  von 
den  Empfängern  von  Waren  aus  dem  Auslande  bei  deren  Abholung 
von  den  Zollstellen  künftig  eine  genaue  Angabe  über  den  Herkunfts- 
und Bestimmungsort  gefordert. 

Eine  am  1./14.  Aug.  d.  J.  in  Kraft  gesetzte  Zollordnung  enthält 
eingehende  Bestimmungen  über  die  Vorlage  der  Fakturen. 

Laut  Verordnung  vom  13.  Aug.  d.  J.  sind  als  zollfreies  Reisegerät 
die  Kleidungsstücke  und  Gebrauchsgegenstände  der  Reisenden  sowie 
die  Kleider,  Möbel  und  Werkzeuge  der  Einwanderer  anzusehen,  sofern 
ihre  Menge  nicht  zur  Annahme  berechtigt,  daß  sie  zu  Handelszwecken 
dienen.  Auch  die  gebrauchten  Möbel  der  Familien,  die  sich  im  Lande 
niederzulassen  beabsichtigen,  sind  als  zum  Reisegerät  geliörig  an- 
zusehen. Als  Nachweis  genügt  eine  konsularische  Bescheinigung  aus 
dem    Herkunftslande. 

Laut  Verfügung  des  Präsidenten  der  Republik  vom  23.  Jan,  d.  J. 
ist  vom  22.  Jan.  d.  J,  ab  das  Tabakmonopol  für  Venezuela  auf- 
gehoben. Hiermit  ist  der  Anbau  und  die  Herstellung  von  Tabak  jeder 
Art  für  frei  erklärt. 

Durch  Runderlaß  des  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
vom  4.  Febr.  d.  J.  sind  die  venezolanischen  Konsuln  auf  die  Be- 
stimmungen des  Art.  69,  Ziffer  7,  des  Gesetzes  über  den  Konsular- 
dienst  aufmerksam  gemacht  worden,  wonach  für  das  Visum  des  Reise- 
passes eines  Ausländers,  der  ein  solches  verlangt,  10  Bolivares  zu 
entrichten  sind.  Von  Personen,  die  sich  als  Einwanderer  in  der  Re- 
publik  niederlassen  wollen,    sind  keine   Gebühren   zu  erheben. 

Der  venezolanische  Finanzminister  hat  den  Zollamtsvenvaltungen 
die  Bestimmungen  des  Artikels  133  der  Verfassung  in  Erinnerung 
gebracht,    wonach    die    Erhebung    eines    Ausfuhrzolls    für    Erzeugnisse 
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Venezuelas,  einschließlich  Rindvieh,  verboten  ist.  Der  Ausfuhrzoll  für 
Rindvieh  betrug  bisher  4  Bolivares  für  jedes  Stück.  Die  Ausfuhrzölle 
für  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  und  für  Häute  waren  bereits  durch 
Verfügung  vom  19.  Mai  1909  aufgehoben. 

Der  Senat  der  Vereinigten  Staaten  hat  in  seiner  Sitzung  vom 
5.  Aug.  d.  J.  die  Tarifbill  in  der  Fassung  des  Konferenzjkomitees  an- 
genomnaen.  Der  Präsident  Taft  hat  die  Tarif bill  an  demselben  Tage 
unterzeichnet,  und  der  Tarif  ist  darauf  bestimmungsgemäß  am  folgenden 
Tage  in  Kraft  getreten.  Das  deutsch-amerikanische  Handelsabkommen 
vom  22.  April/2.  Mai  1907  ist  amerikanischersei ts  gekündigt  und  wird 
mit  Ablauf  des  7.  Febr.  1910  außer  Kraft  treten.  Bis  dahin  bleiben 
die  Bestimmungen  des  Abkommens  in  Geltung,  und  insbesondere  können 
während  seiner  Dauer  von  den  darin  aufgeführten  Waren:  roher  Wein- 
stein und  rohe  Weinhefe,  Spirituosen,  Schaumweine,  stille  Weine  und 
Kunstwerke,  keine  höheren  als  die  in  dem  Abkommen  vereinbarten  Zölle 
erhoben  werden.  Im  übrigen  sind  die  Zollsätze  und  die  sonstigen  Be- 
stimmungen des  neuen  amerikanischen  Tarifs  auch  für  die  Einfuhr 
aus  Deutschland  in  Kraft. 

In  einem  Erlasse  vom  5.  Okt.  d.  J.  hat  das  Schatzamt  für  An- 
wendung der  Bestimmungen  über  die  Markierung  der  Einfuhrwaren 
im  Sinne  von  Abschnitt  7  des  Zolltarifgesetzes  vom  5.  Aug.  d.  J. 
den  Zollbehörden  eingehende  Erläuterungen  gegeben.  Unter  anderem 
sind  die  Gegenstände,  die  nach  den  Vorschriften  in  Abschnitt  7  des 
Gesetzes  vom  5.  Aug.  1909  markiert,  gestempelt,  mit  Brandzeichen 
versehen  oder  etikettiert  werden  sollen,  ausdrücklich  auf  solche  be- 
schränkt, die  ,,ohne  Nachteil"  (without  injury)  so  markiert  werden 
können.  Es  dürfte  hiernach  kaum  einen  Handelsartikel  geben,  woran 
nicht  in  irgendeiner  Weise  ohne  Nachteil  ein  Etikett  (label)  angebracht 
werden  könnte.  Das  aber  ist  nicht  die  Absieht  des  Gesetzes,  wie  nach 
weiteren  Darlegungen  ausgeführt  wird,  und  es  soll  nur  für  solche 
Gegenstände  die  Markierung  gefordert  werden,  die  in  einer  der  vor- 
gesehenen Arten  leicht  (readily)  markierungs fähig  sind.  Würde  ferner 
der  Marktwert  eines  Gegenstandes  infolge  der  Markierung  an  einer 
sichtbaren  Stelle  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  solcher  Zeichen  wesentlich 
vermindert  werden,  so  soll  der  Gegenstand  als  solcher  gelten,  der  nicht 
geeignet   ist,    ohne  Nachteil   markiert   zu   werden. 


Vereinigte 
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Neuer  Zolltarif 
und  Kündigung- 
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abkommens mit 
dem   Deutschen 
Reiche. 


Ursprungs- 
angaben auf 
Einfuhrwaren. 
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Die  Neuerungen,  Erleichterungen  und  Ergänzungen  auf  dem  Ge- 
biete der  indirekten  Steuern,  soweit  solche  von  allgemeinem  oder  für 
den  Berliner  Platz  von  besonderem  Interesse  sind,  stellen  wir  im  fol- 
genden in  Ergänzung  der  einschlägigen  Teile  des  Jahrbuchs  zusammen. 

Das  neue  Branntweinsteuergesetz  vom  15.  Juli  1909  ist  am  1.  Okt. 
d.  J.  in  Kraft  getreten.  Die  Zollerhöhungen  für  Branntwein  usw. 
(§  106  des  Gesetzes)  sind  bereits  vom  10.  Juli  d.  J.  ab  wirksam 
geworden. 

Der  Bundesrat  hat  zum  §  106  des  neuen  Branntweinsteuerge- 
setzes beschlossen,  von  der  ihm  in  der  dritten  Lesung  des  Gesetzes 
erteilten  Ermächtigung  zur  Ermäßigung  der  Zollsätze  durch  Einsetzung 
der  Minimalsätze  vom  10.  Juli  1909  ab  zunächst  bis  zum  1.  Juli  1910 
Gebrauch  zu  machen. 

Der  Bundesrat  hat  die  Branntweinsteuer-Ausführungsbestimmun- 
gen, nämlich  1.  die  Branntweinsteuer  -  Grundbestimmungen,  2.  die 
Brennereiordnung,  3.  die  Branntweinsteuer-Befreiungsordnung,  4.  die 
Essigsäureordnung,  5.  die  Branntwein-Nachsteuerordnung,  6.  die  Essig- 
säure-Nachsteuerordnung, 7.  die  Aenderungen  und  Ergänzungen  der 
Branntwein-Begleitscheinordnung,  der  Branntwein-Lagerordnung,  der 
Branntwein-Reinigungsordnung  und  der  Alkoholermittlungsordnung  mit 
Wirkung  vom  1.  Okt.  d.  J.  ab  erlassen.  Die  Bestimmungen  sind  in 
der    Nr.     56    des     Zentralblatts    für    das    Deutsche   Reich  unter   dem 
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9.  Sept.  d.  J.  bekannt  gegeben.  —  Die  vom  Bundesrat  am  30.  Aug. 
1909  erlassene  Ausführungsanweisung  für  die  Festsetzung  des  Durch- 
schnittsbrandes  (§§  61  ff.  des  Branntweinsteuergesetzes)  ist  seitens 
des  ReichskLuizlers  unter  dem  6.  Sept.  d.  J.  in  der  Nr.  54  des  Zentral- 
blattes  für  das  Deutsche  Reich  veröffentlicht  worden. 

Das  Gesetz  wegen  Aenderung  des  Brausteuergesetzes  vom  15.  Juli 
1909  ist  mit  Ausnahme  des  §  58  am  1.  Aug.  1909  in  Kraft  getreten. 
Der  §  58,  welcher  die  Abgabenerhebung  von  Bier  für  Rechnung  von 
Gemeinden  betrifft,    soll  erst  am  1.  April   1910  Geltung  erhalten. 

Die  vom  Bundesrat  unter  dem  21.  Juli  d.  J.  erlassenen  Brau- 
steuer-Ausführungsbestimmungen sind  seitens  des  Reichskanzlers  in 
Nr.  35  des  Zentralblattes  für  das  Deutsche  Reich  bekanntgegeben 
worden. 

In  der  Sitzung  vom  24.  Juli  d.  J.  hat  der  Bundesrat  beschlossen: 
Die  Uebergangsabgabe  von  dem  in  die  Norddeutsche  Brausteuer- 
gemeinschaft aus  Bayern,  Württemberg,  Baden  und  Elsaß-Lothringen 
eingeführten  Biere  wird  mit  Wirkung  vom  1.  Aug.  1909  ab  von  2,50  Mk. 
auf  5  Mk.   für   1  Hektoliter  erhöht. 

Der  preußische  Finanzminister  hat  am  4.  Aug.  d.  J.  Anordnungen 
zur  Ausführung  des   neuen  Brausteuergesetzes   erlassen. 

Durch  Gesetz  vom  16.  Aug.  d.  J.  hat  der  Artikel  7  des  württem- 
bergischen Biersteuergesetzes  vom  4.  Juli  1900  einen  anderen  Wort- 
laut erhalten.  Nach  diesem  beträgt  die  Steuer  von  der  in  einern 
Brauereibetrieb  innerhalb  eines  Rechnungsjahres  steuerpflichtig  ge- 
wordenen Malzmenge  für  die  ersten  250  dz  =  65  o/o,  für  die  fol- 
genden 1250  dz  =  80  o/o,  für  die  folgenden  1500  dz  =  90  o/o  und  für 
den  Rest  =  100  o/o  des  durch  das  Finanzgesetz  zu  bestimmenden 
Steuersatzes. 

Das  Gesetz  wegen  Aenderung  des  Tabaksteuergesetzes  vom  15.  Juli 
d.  J.  ist  bezüglich  der  Aenderung  des  Zigarettensteuergesetzes  (Ar- 
tikel Illa)  am  1.  Sept.,  im  übrigen  am  15.  August  d.  J.  in  Kraft 
getreten.  Ausführungsbestimmungen  vom  26.  Juli  zu  Artikel  Illa 
des  Tabaksteuergesetzes  und  vom  28.  Juli  zu  den  §§  1  bis  11  dieses 
Gesetzes,  Bestimmungen  über  die  Abgabenvergütung  für  Tabak  vom 
29.  Juli  und  die  Ordnung  für  die  Nachverzollung  und  Nachversteuerung 
von  Tabakblättern  und  ausländischen  Zigarren  vom  31.  Juli  d.  J. 
sind  in  den  Nrn.  38,  39  und  41  des  Zentralblattes  für  das  Deutsche 
Reich   von   1909   veröffentlicht. 

Zufolge  der  Vorschrift  in  §  7  des  Tabaksteuergesetzes  vom 
15.  Juli  d.  J.  ist  in  Bremen  ein  Prüfungsamt  für  Tabakbewertung 
errichtet  worden,  das  mit  dem  16.  Aug.  d.  J.  in  Tätigkeit  getreten 
und  für  alle  nach  dem  genannten  Gesetze  zu  treffenden  Entschei- 
dungen über  die  Zulänglichkeit  von  Wertanmeldungen  über  Tabak 
und  Zigarren  zuständig  ist. 

Es  sind  Zweifel  darüber  laut  geworden,  ob  das  Fehlen  der  nach 
§  6  des  Tabaksteuergesetzes  vom  15.  Juli  vorgeschriebenen  konsu- 
larischen Beglaubigung  auf  von  ausländischen  Verkäufern  an  inlän- 
dische Verarbeiter  erteilten  Rechnungen  neben  der  in  §  4  Abs.  6 
des  Gesetzes  bezeichneten  Folge  (Ermittelung  des  für  den  Zollzu- 
schlag maßgebenden  W^ertes  durch  Erhöhung  des  angemeldeten  Wertes 
um  50  V.  H.)  noch  ein  Verfahren  nach  §  7  des  Gesetzes  erforderlich 
macht.  Demgegenüber  hat  das  Reichsschatzamt  darauf  hingewiesen, 
daß  die  Vorschrift  des  §  7  des  Gesetzes,  wonach  Zweifel  der  Zollab- 
fertigungsstellen an  der  Zulänglichkeit  der  Wertanmeldungen  von 
einem  Prüfungsamte  für  Tabakbewertung  zu  entscheiden  sind,  all- 
gemeine Bedeutung  hat  und  sich  auf  alle  Fälle  bezieht,  in  denen 
Zweifel  der  Zollabfertigungsstellen  in  dieser  Hinsicht  bestehen,  ganz 
abgesehen  davon,  ob  die  Wertanmeldungen  mit  konsularisch  be- 
glaubigten Fakturen  belegt  sind  oder  nicht  und  ohne  Rücksicht  auf 
die   für   letzteren   Fall   vorgesehene    Folge. 

In  Bescheiden  auf  Eingaben,  in  denen  verschiedene  Zweifel  über 
die  Auslegung  der  Ausführungsbestimmungen  zu  den  §§  1  bis  11 
des  Tabaksteuergesetzes  vom  15.  Juli  mitgeteilt  wurden,  hat  das 
Reichsschatzamt    entsprechende    Erläuterungen    gegeben. 
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In  §  2  ist  als  Abs.  4  folgende  Bestimmung  einzuschalten:  Unter 
Zigarettenhüllen  im  Sinne  des  §  2  des  Zigarettensteuergesetzes  ist 
alles  zur  Herstellung  von  Zigaretten  bestimmte  Zigarettenpapier  zu 
verstehen,  auch  wenn  es  die  für  diesen  Verwendungszweck  übliche 
Vorbereitung  noch  nicht  erfahren  hat,  d.  h.  noch  nicht  zu  Hülsen 
verarbeitet,  in  Einzelblättchen  geschnitten  oder  für  die  Zerteilung 
in  solche  Blättchen  gefaltet,  vorgezeichnet  usw.  ist.  Steuerpflichtig 
ist  nur  das  nicht  zur  gewerblichen  Verarbeitung  bestimmte,  d.  h. 
dasjenige  Zigarettenpapier,  das  unmittelbar  an  den  Verbraucher  zur 
Selbstherstellung  von  Zigaretten  abgegeben  wird.  Wird  das  Papier 
in  einer  Form  abgegeben,  aus  der  die  Zahl  der  Einzelhüllen  nicht 
ohne  weiteres  erkennbar  ist  (in  ganzen  Bogen  usw.),  so  sind  je 
25  qcm  als  steuerpflichtige  Einzelhülle  zu  betrachten. 

Der  §  8  der  Ausführungsbestimmungen  ist  unter  Ziffer  1  und  3 
des  Absatzes  1  insofern  geändert,  als  die  Wertbeträge  der  Steuer- 
zeichen für  Zigaretten  durchweg  erhöht,  dagegen  diejenigen  für 
Zigarettenhüllen   um    die    Hälfte    herabgesetzt    worden    sind. 

Auf  Grund  der  Bestimmungen  im  Artikel  V  des  Gesetzes,  be- 
treffend Aendeiningen  im  Finanzwesen  vom  15.  Juli  1909,  ist  der 
Zeitpunkt  für  die  Herabsetzung  der  Zuckersteuer  auf  10  Mk.  von 
100  kg  Reingewicht  auf  den  1.  April  1914  festgesetzt. 

Das  Gesetz  zur  Abänderung  des  Schaumweinsteuergesetzes  vom 
15.  Juli  d.  J.  ist  am  1.  Aug.  d.  J.  in  Kraft  getreten.  Die  Schaum- 
weinsteuer-Ausführungsbestimmungen und  die  Schaumwein-iSTachsteuer- 
Ordnung  vom  24.  Juli  d.  J.  sind  in  Nr.  32  des  Zentralblattes  für 
das   Deutsche  Reich  von  1909  veröffentlicht. 

Auf  Grund  der  §§  3,  4,  10  bis  14  und  17  bis  19  des  Wein- 
gesetzes vom  7.  April  1909  hat  der  Bundesrat  unterm  9.  Juli  d.  J. 
Bestimmungen    zur   Ausführung   des    Weingesetzes    erlassen. 

Der  Bundesrat  hat  eine  Weinzollordnung  mit  Wirkung  vom 
1.  Sept.  d.  J.  ab  erlassen,  mit  der  Maßgabe,  dkß  von  diesem  Zeit- 
punkt ab  die  Verschnittwein-Zollordnung  und  die  Bestimmungen  über 
die  Ueberwachung  des  zur  Kognakbereitung  bestimmten  Weines  außer 
Kraft  treten. 

Das  Zündwarensteuergesetz  vom  15.  Juli  d.  J.  mit  den  Aus- 
führungsbestimmungen vom  28.  Aug.  d.  J.  nebst  der  Lager-Nach- 
steuer- und  Kontingentierungs-Ordnung  ist  hinsichtlich  des  §  40  (Zoll- 
erhöhung für  Zündhölzer  und  Zündstäbchen  aus  Pappe)  mit  dem 
1.  Aug.,  sonst  mit  dem  1.  Okt.  1909  in  Kraft  getreten.  Am  10.  Sept. 
d.  J.  hat  der  preußische  Finanzminister  Anordnungen  betreffend  die 
Ausführung   des    Zündwarensteuergesetzes    erlassen. 

Das  Leuchtmittelsteuergesetz  rem  15.  Juli  d.  J.  mit  den  Aus- 
führungsbestimmungen vom  2S.  Aug.  d.  J.  und  der  Lager-  und  Nach- 
steuer-Ordnung ist  am  1.  Okt.  1909  in  Kraft  getreten.  Unter  dem 
10,  Sept.  d.  J.  sind  vom  preußischen  Finanzminister  Anordnungen 
behufs    Ausführung    des    Leuchtmittelsteuergesetzes    erlassen    worden. 

Das  Gesetz  wegen  Aenderung  des  Wechselstempelgesetzes  vom 
15.  Juli  d.  J.  ist  am  1  Ausr.  d.  J.  in  Kraft  getreten.  Die  vom 
Bundesrat  unter  dem  26.  Juli  erlassenen  Aenderungen  zu  den  Aus- 
führungsbestimmungen zum  Wechselstempelgesetze  (Bekanntmachung 
vom  25!  März  1909)  sind  in  Nr.  33  des  Zentralblattes  für  das  Deutsche 
Reich  bekannt   gegeben  worden. 

Der  Finanzminister  hat  durch  Erlaß  vom  12.  Sept.  v.  J.  an- 
geordnet, daß  künftig  den  Hauptzollämtern  die  Entscheidung  über 
Anträge  auf  Erstattung  verdorbenen  Reichsstempelmaterials  über- 
lassen bleiben  soll.  Nach  den  seitens  der  hiesigen  Oberzolldirektion 
gemachten  Wahrnehmungen  wird  bei  den  Erstattungsanträgen  von 
den  Antragstellern  der  Unterschied  zwischen  zu  Unrecht  verwendeten 
und  vor  dem  Gebrauch  verdorbenen  Stempelzeichen  bzw.  -Marken 
vielfach  nicht  beachtet.  Es  werden  häufig  Anträge  an  die  Oberzoll- 
direktion gerichtet,  in  denen  Erstattung  für  beide  Falle  gemeinschaft- 
lich beansprucht  wird,  so  daß  zunächst  der  Antrag,  soweit  er  zu 
Unrecht  verwendetes  Stempelmaterial  betrifft,  von  der  Oberzoll- 
direktion zu  erledigen  ist,   demnächst  aber  die  Sache  wegen  der  Ent- 
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Scheidung  über  das  verdorbene  Material  an  das  Hauptzollamt  ab- 
gegeben werden  muß.  Wir  sind  seitens  der  Oberzolldirektion  ersucht 
worden,  die  beteiligten  Kreise  auf  -eine  gesonderte  Geltendmachung 
des  Erstattungsanspiniches  aufmerksam  zu  machen.  In  der  von  der 
hiesigen  Oberzolldirektion  entworfenen  Anleitung  zu  Anträgen  auf 
Erstattung  von  Schlußnotenstempeln  ist  der  Unterschied  der  beiden 
Erstattungsai-ten  angegeben.  Zu  dieser  Anleitung  wird  noch  er- 
gänzend bemerkt,  daß  auch  durch  irgendeinen  Zufall  (Zerreißen,  Be- 
flecken usw.)  zur  Verwendung  ungeeignetes  Stempelmaterial  als  ver- 
dorben gilt. 

Mit  dem  Verkaufe  der  in  Tarifnummer  10  und  den  §§  70 — 77  des 
Reichsstempelgeset^es  vom  15.  Juli  d.  J.  vorgesehenen  Scheckstempel- 
marken waren  nach  einer  seitens  der  hiesigen  Oberzolldirektion  uns 
zugegangenen  Mitteilung  bis  auf  weiteres  die  Hauptzollämter  und 
die  Zollämter  beauftragt  worden.  Dem  hierauf  in  unserer  Eingabe 
ausgesprochenen  Bedürfnisse  gemäß  hat  die  Oberzolldirektion  den 
Verkauf  von  Scheckstempelmarken  nunmehr  auch  sämtlichen  Stempel- 
vertreibern  Groß-Berlins   übertragen. 

Das  Gesetz  wegen  Aenderung  des  Reichsstempelgesetzes  vom 
15.  Juli  d.  J.  ist  am  1.  Aug.,  in  Ansehung  des  Scheckstempels  am 
1.  Okt.  1909  in  Kraft  getreten.  Die  Ausführungsbestimmungen  sind 
in  Nr.  36  des  Zentralblattes  für  das  Deutsche  Reich,  die  von  dem 
Bundesrat  erlassenen  Ausfühiningsbestimmungen  zu  Tarifnummer  10 
und  §§  70 — 77  des  Reichsstempelgesetzes  vom  15.  Juli  d.  J.  (Scheck- 
stempel) in  Nr.  51   des  Zentralblattes  veröffentlicht  worden. 

Am  1.  Juli  1909  ist  das  Gesetz  betreffend  die  Abänderung 
des  Stempelsteuergesetzes  vom  31.  Juli  1895  in  Kraft  getreten.  Auf 
Grund  des  Artikels  V  dieses  Gesetzes  hat  der  preußische  Finanz- 
minister  den  Text  des  Stempelsteuergesetzes  und  des  Stempeltarifs 
in  der  neuen  Fassung  bekannt  gemacht. 
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lo- ieder  der  Korporation. 

Börsen^ebühr  zahlende  Firmen  (Börsenordnung  §  14a) 

Trokuristen  der  V^orgenaunten  (§  14a) 
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Firmen  (§   14b) 
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rierten  Prokuristen)  (§  14c) .     .     . 

Boten  (ausschließlieh  der  Boten  der  Presse)    .     .     . 

Kursmakler  (§   14d)     .     .     .  

In  haber  von  Hilfsgewerben  (Fuhrleute,  Schiffer)  (§15b) 
.  Presse:  a)  Berichterstatter  (§  15c)  .     .     .     .     .     .     . 

b)  Boten .  . 

.Fremden- Eintrittskarten  (§  loa) 


U51 
134 

226 

F45 

102 

85 

28 

117 

21 

5 


1353 
149 

209 

863 

104 

82 

29 

125 

31 

5 


1341 
1-8 

196 

813 

100 

83 

26 

108 

28 

6 


1341 
135 

191 

814 

101 

81 

25 

115 

27 

5 


1326 
131 

204 

808 

104 

81 

22 

ll5 

27 

5 


1328 
125 

209 

844 

109 

81 

21 

112 

24 

6 


Erläuterung  en. 

In  der  vorstehenden  Tabelle  sind  diejenigen  Personen  be^w.  Firmen  aufgezfihlt.  welche  wegen  ihres  gesch&ft- 
Interes-es  am  Börsenverkehr  zur  Zahlung  von  Börsengebühren  herangezogen  sin<i  (Börsenordnung  für  Herlin 
23.  Dez  1896  §  13,  Börsengebührenordnung  vom  20.  Nov.  1809)  Nioht  alle  hier  g^'zählten  Firmen  las  en 
ih  die  Börse  besuchen ;  es  befindet  sich  darunter  auch  eii-e  größere  Reihe  solcher,  weicht*  lediglich  weg  n  inres 
-■ekt'  n  Interesses  an  der  Börse  zu  Gefühlen  veranlagt  sind  z.  B.  eini  e  große  Kohlenhandlungen  (Börsen- 
ren.»rdnun-  I,  §  1)  —  Unter  No  I.  l  und  II.  1  ist  die  Zahl  der  Betriebe  (Firm'Mi)  angegeben,  deren  Leiter  (In- 
Direktoren usw )  die  Börse  gegen  Entrichtung  von  Gebühren  besuchen  Viele  Firmen  senden  mehr  als  einen  Ge- 
-leiter  an  die  Börse,  weshalb  die  Zahl  der  die  Börse  be.suchenden  'jeschaft.sleiter  erheblich  größer  ist  als  die  der 
a,  beispielsweise  im  2.  Halbjahr  19<'9  um  225  bei  den  Korporierter».  um  8  bei  den  Nichtkorpotierten.  —  Unter  I.  1 
ier  Kürze  wegen  , Mitglieder  der  Korporation"  sol«  he  Firmen  genannt,  von  denen  ein  oder  mehrere  Inhaber  oder 
,oren  korporieri  sind.    Firmen  als  solche  können  (seit  1899)  der  Korporation  nicht  mehr  angehören. 


VI.   Anträge  auf  Ausschluss  von  den  Börsen-Versammlungen. 


g  r  ü  n  d  u  n  g 

Zahl 

Besch 
bei 

werde 
der 

Durch- 
sei nittl. 

der    An  träge 

Hanilelskaramer 
wurde 

aus 
19<»8 
über- 
nom- 
naen 

in 

19()9 

an- 
hängig 

ge- 
macht 

iin 
ganzen 

zurück- 

ge- 
uomm. 

abge- 
wiesen 

an  das 
Ehren- 
gericht 
abge- 
geben 

entschieden 
durch: 

uner 
ledigt 

ge- 
blieben 

vom 
Verur- 
teilten 
erhoben 

zu- 

gun-teii 

des 
VeriM- 
teilien 

eilt, 
schied 

Dauer  des 

zu- 
erkannten 

Aus- 
schlüsse« 

AUS 
Wei- 
sung 

1 

a. 
> 

Geld- 
strafe 

ungsunfähigkeit 
enordnuug  §  14, 
) 

nsren  desBörsen- 
hrs 

leidigung    eines 
deren  Bors  nbe 
chers  (§  19a)     . 
rm,  Störuni:  der 
dnung  (§  19  b)  . 
rbleib-n    in  d^  r 
Jrse  nach  8  Uhr 
3tz  Aufforderung 
19c) 

hiedene    andere 
de   (V'erbreitunt? 
I.Gerüchte  usw.) 

—     i     34 

i 

3          21 

-  1    ' 

\ 
i 

i 

34 

24 
6 

30 

8 
1 

2 

1 

— 

2 

6 

_ 

8 
4 

1 



1 

1 

— 

5  Tage 

asammen     . 

1      3 

61 

64 

39 

3 

- 

8 

12 

1 

1 

1 

— 

44 


690 


Teil  III.    Beigaben. 


VII.    Die  Schiedsgerichte  bei  der  Kaufmannschaft  von  Berlin 

1 

(soweit  sie  im  Berichtjahre 

in  Anspruch  genommen  wurden). 

Zahl  der  Streitsac 

hen 

R  A^AipViniiTio*     Hat*     ftpliipH<;o'Ai*ipTifp 

anhängig 

erledigt 

u 

XJ  tJ£/K3±K^llUlXLl^        KX  Kj  L        UOi-LXC^U.OgC7lXL/iJ.I/C^ 

aus  1908 

in  1909        i^ 

durch 

durch 

durch 

ander- 

U 

über- 

anhäng. 

Schieds- 

Ver- 

Zurück- 

noram. 

gemacht 

ganzen 

spruch 

gleich 

nahme 

weitig 

bli 

1 

1.  Schiedsrichterliche  Kommission  der  Ael- 

....,    ...   . 

1 — 

testen  (§  16,  No.  1  der  Korporations -Ver- 

fassung)     



11 

11 

3 



2 

6 

2.  Schiedsgericht    des  Vorstandes   der  Pro- 

■ 

duktenbörse  (§§  8/9  d.  Geschäftsordnung  d. 

1     il 

Börsen -Vorstandes  (Abt.  Produktenbörse) 

— 

206 

206 

112 

51 

33 

10    i     1 

3.  Schiedsgericht  an  der  Berliner  Produkten- 

j 

börse  (§  28  des  Börsengesetzes)   .... 

— 

5 

5 

3 

— 

1 

^,m 

4,  Schiedsrichterliche       Kommission        des 

fl 

Börsen -Vorstandes    (§    9    der    Geschäfts- 

^ 

ordnung  des  Börsen -Vorstandes)      .     .     . 

3 

26 

29 

4 

3 

17 

1 

1 

5.  Schiedsgericht  der  Ständigen  Deputation 

1  J 

der  Eierhändler  (§  2  der  Geschäftsordnung 

1 

dieser  Deputation) ... 

119 

502 

621 

104 

75 

308 

6 

1 

6.  Schiedsgericht  der  Ständigen  Deputation 

i 

J 

für  den  Handel  in  Kolonialwaren  etc.    (§  2 

1 

<iH 

der  Geschäftsordnung  dieser  Deputation) 

1 

40 

40 

i      35 

1 

4 

-m 

7.  Schiedsgericht  der  Ständigen  Deputation 

i 

1 

der  Berliner  Butter-,  Käse-  und  Schmalz - 

1 

händler  (§  2  der  Geschäftsordnung  dieser 

j 

1 

Deputation) 

1 

32 

33 

20 

3 

9 

— 

1 

8    Schiedsgericht      der      Sachver.ständigen- 

1 

f 

Kommission  der  Lederinteressenten  von 

■-: 

Berlin • 

1 

24 

25 

3 

16 

4 

2 

- 

Xm  ganzen,  ohne  die  Dreimänner-Kommission 

1 

1 

des  Vorstandes  der  Fondsbörse    .... 

'    124 

846 

970 

1    284 

149 

378 

26 

1    13 

*)  Außer  durch  die  Schiedsgerichte  werden  auch  durch  die  bei  manchen  Deputationen  bestehende  Einriebt 
der  Begutachtung  der  Warenbeschaffenheit  durch  Sachverständige  viele  Streitigkeiten  erledigt.  Beispielsweise  sind 
der  Ständigen  Deputation  der  Holzhändler  1909  in  5  Streitsachen  und  von  der  Ständigen  Deputation  für  Ziegel-Indus 
und  Ziegelsteinhandel  in  5  Streitsachen  auf  Antrag  der  Beteiligten  Kommissionen  gebildet  worden,  welche  die  strei 
Ware  besichtig't  und  daraufhin  Gutachten  abgegeben  haben.  Den  Schiedsgerichten  der  Ständiges  Deputationen  für 
Berliner  Holzhandel,  für  den  Kohlen-  und  Briketthandel,  der  Textilinteressenten,  der  Metallinteressenten,  für  das  > 
Sicherungsgewerbe,  für  Ziegel-Industrie  und  Ziegelsteinhandel    sind  im  Berichtjahre  Streitfragen  nicht  unterbreitet  wor 
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Verzeichnis  der  im  Jahre  1909  an  der  Berliner  Börse  neu  zugelassenen  Wertpapiere. 

*  ==:  Konvertierung,    f  ^  s.  das  Verzeichnis  der  Sanierungen:  Tab.  123,  S.  296.    bz.  =  bezahlt, 
g.  =  Geld.    bg.  =  bezahlt  und  Geld,    bbr.  =  bezahlt  und  Brief,     br.  =  Brief. 

A.    Deutsche  Fonds. 


>- 
5- 

J- 

Bezeichnung 

Betrag 

(Nennwert) 
M. 

Einfühningsflrmen 

Zeich- 
nungs- 
kurs 

M. 

Einfüh- 
rungs- 
kurs 

M. 

Einfüh- 

rungs 

tag 

31/2%  Bayerische  Eisenbahn- 
Anleihe 


40/0  Pfandbriefe  der  Land- 
schaft der  Provinz  Sachsen 
(neue  sächs.  landschaftl. 
Provinzial-Pfandbriefe) 

40/0  Hamburger  Staats -An- 
leihe, frühestens  am  1.  4. 
1919  rückzahlbar 

{4  o/o 
31/20/0  konv. 
31/20/0 
der  Pfälzischen  Ludwigs- 
bahn, Maximilians  bahn  u. 
Nordbahnen,  die  d.  Ueber- 
gang  der  Bahnen  als  Bayer. 
Staats!  -  Eisenbahn  -  Schuld- 
verschreibungen anerkannt 
sind 

40/0  Großh.  Badisches  Staats- 
Anlehen   v.   J.    1909 

40/0  Bremer  Staats-Anleihe  v. 
1909 

40/0  Rheinprovinz  -  Anleihe- 
scheine   (33.    Ausgabe) 

40/0  Bayerisches  Staatseisen- 

bahn-Anlehen    und 
40/0  Bayerisches  Allgemeines 

Anlehen 


40/0    Oldenburgische    Staats- 
anleihe   V.    1909 


4  0/0    Rentenbriefe 


der 


31/20/0 

Provinz  Hannover 
40/0    Schleswig-Holsteinische 

Provinzial-Anleihe    v.    1909 

40/0     Hannoversche    Provinz- 
Anleihe  von  1909,  Reihe  16, 
Ausg.    5  u.    6 


92  467  400 

60  000  000 

50  000  000 

40  476  000 
59  261  200 
62  214  300 


70  000  000 

30  000  000 

30  000  000 

40  000  000 
20  000  000 

16  000  000 


250  000 
2  000  000 
2  707  000 

4  000  000 


Direktion  der  Disconto- 
Gresellschaft,  Bank  für 
Handel  und  Industrie, 
Deutsche  Bank,  Dresd, 
Bank 

Deutsche  Bank 


Kgl.  Seehandlung  (Preuß. 
Staatsbank) 

Direktion  der  Disconto- 
Gresells<5haft,  Bank  für 
Handel  und  Industrie, 
Deutsche  Bank.  Dresd. 
Bank 


Direktion  der  Disconto- 
Gesellachaft,  Deutsche 
Bank 

Kgl.  Seehandlung  (Preuß. 
Staatsbank) 

Preuß.    Pfandbrief -Bank 


Direktion  der  Disconto- 
Gesellschaft,  Bank  für 
Handel  und  Industrie, 
Dresdner  Bank,  Deutsche 
Bank,  A.  Schaaffhausen- 
scher   Bankverein 

Bank  für  Handel  und 
Industrie,  Commerz-  und 
Disconto-Bank,  Delbrück 
Leo  &  Co.,  Nationalbank 
für  Deutschland, 
A.  Schaaffhausen'scher 
Bankverem 

Kgl.  Direktion  der  Renten- 
bank für  die  Provinzen 
Sachsen    u.    Hannover 

Kgl,  Seehandluiag  (Preuß. 
Staatsbank) 

Deutsche  Bank 


93.70 

bg. 


lOlbg. 


101.90 
bg. 

101.30 

bg. 

94.80 

bg. 
94.40 

bg. 


2.  1. 


16.  1, 


13.  1. 


23.   1. 


101.70 

für 
69Mill. 


102.60 


102.60 


W 


101.75 
bg. 

101.90 
bg. 

101.60 
g- 

102.60 
102.60 


101.75 
bg. 


102  br. 

93.75 

s- 
100.30 

g.  am 
31./12. 

100.75 
g.  am 
31./12. 


22.   1. 

27.  2. 

2.  3. 

5.  3. 
5.  3. 

11.  3. 


23.  3. 
23.  3. 
26.  3. 

14.  5, 
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Zulas- 
s  ungs- 

be- 

schluß- 

Tag 


Bezeichnung 


Betrau 

(Nennwert) 
M. 


Einführungsfirmen 


Zeich- 
nungs- 
kurs 


Einiüh- 

runtfs- 

kurs 

M. 


Sehr.  V, 

10.  5. 
09 

do. 

do.    ! 


Sehr.  V. 

26.  5. 


16,  6. 

23.  6. 

1.  7. 


Be- 
kannt. 

mach.d. 

B.  V.  V. 

29.  7. 
0.  8. 


Antr.  V. 
11.8.09 


Sehr.  V. 

25.8  09 

Anlr.  V. 

14.9  09 
Sehr.  V. 
13.    10. 

09 

Sehr.  V. 
18.    10. 

09 

Antr.  V. 

23.  10. 

09 


4o/o  u.  31/2%  Preußische  kon- 
solidierte Staatsanleihe.  Die 
40/0  Anleihe  frühestens  zum 
1.  April   1918   kündbar 

31/2 ^'/o  Rentenbriefe  der  Pro- 
vinz  Sachsen 

40/0  und  3%  0/0  Deutsche 
Reichsanleihen.  Die  4 0/0  An- 
leihe frühestens  z.  1.  April 
1918  kündbar 

40/0  Schuldverschreibungen 
Abt.  Via  der  Herzoglichen 
Landeskreditanst.   z.   Gotha 

40/0  Schuldverschreibungen 
des  Provinzial- Verbandes  d. 
Provinz  Westfalen  V.  Ausg. 
7.    Reihe 

40/0  Deutsche  Schutzgebiets- 
anleihe  1909 

40/0  Neue  Berliner  Pfand- 
briefe des  Berliner  Pfand- 
brief-Amtes in  Berlin 

31/2^/0  Rentenbriefe  der  Pro- 
vinz  Sachsen 


4f,'o  Rentenbriefe  der  Provinz 
Posen  (Doppelbuchstaben 
A.A.— E.E.    u.    F.F.— K.K.). 

40/0  Hessische  Staats-Anleihe 
V.  J.   1909,   Serie  XII 


40/0  Anleihe  d.  Provinz  Ober- 
hessen 

31/2^/0   Hessische   Staats -An- 
leihe V.  J.  1909,  Serie  XIII 

30/0     und     Si^^'/o    Preußische 
landschaftliche    Central- 
Pfandbriefe 

31/2^/0   Rentenbriefe  der  Pro- 
vinz   Posen 

31/2^/0  Westpreußische  Rilter- 
schaftliche  Pfandbriefe 
I.  Serie  Em.  B.  u.  IL   Serie 
30/0    do.    I.   u.    IL    Serie 


Betrag  nicht 
angegeben 


Kgl.  Seehandlung  (Preuß. 
Staatsbank) 


do 


do. 


!  Landschaftliche  Bank  der 

!    Provinz    Sachsen 

'  Reichsbank-Direktorium 


10  000  000  I  Herzogliche  Landeskredit- 


10  000  000 


anstalt   zu   Gotha 
Delbrück    Leo    &    Co. 


1 1  500  000 

6  000  000 
11500  000 


Betrag  nicht 
angegeben 

3  000  000 


Mendelssohn  &  Ck). 


Direktion    der    Disconto- 

Gesellscha.ft 
Mendelssohn  &  Co. 


26.  10. j  4  0/0   Schuldverschreibungen 
j    des   Provinzial- Verbandes 
der   Provinz  Westfalen 
V.   Ausg.,   8.   Reihe 

Schr.v.   40/0    Posener    Pfandbriefe 

2.1109     Buchst.   D.  u.  E. 

40/0    Schuldverschreibungen 
der   Herzoglich    Sachsen- 
Meiningischen     Landes'- 
kreditanstalt 


Sehr.  V. 
9.11.09 


Central  -  Landschaits- 
Direktion    f.    d.     Preuß. 
Staaten 
Königl.      Direktion       der 
Rentenbank  f,  d.  Provinz 
Posen 

Betrag  nichtl  Kgl.   Westpreuß.   GeneraL 
angegeben  j    Lands chaits- Direktion 


10  000  000  i  Delbrück    Leo    &    Co. 


Betrag  nicht  Königl,      Direktion       der 


angegeben 
3  000  000 


Posener    Landschaft 
Direktion    der    Disconto- 
G-esellschaft 


I  26  000  000  j  Deutsche  Bank 

i  i 

!  60  000  000  I  Berl.    Pfandbrief- Amt     in 

!  I    Berlin 

I  1  000  000  I  Kgl.  Direktion  der  Renten- 
:  bank  für  die  Provinzen 
i    Sachsen  und  Hannover 

■  150  000     Kgl.  Direktion  der  Renten- 

j  bank     für     die     Provinz 

Posen 


102.80  14. 
bg. 
95.70  114. 

bg.     i 

94.30  1 13. 

bg.     i 
102  80  14. 
bg. 

95.70   14. 
bg. 

102    g.:   1. 


101.70  1  2. 


—     il02b^.i25. 


100.75  112. 

bz,  Br.  i 

92  g.  I29. 

am 
31.  12.  I 


1101.25  12. 

i      bg      ' 


102 
bzw. 

IOIV4 

für 
10MU1. 
101.45 

93.75 

f.lO  Mill 


102.10  12. 

bg. 


101.50  131. 

bg.      I 

93.90 

bg, 

82.25 

91  70 


91.40  121. 

bz.      i 


(90.50 

|9().25 

83  25g. 
83  g. 

amSl  12. 

JOi.lü 

S- 


101   10 
bbr. 

101.50 
g  am 
31.  12. 


121. 
21. 
21. 

29. 

12. 
13. 
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3- 

ß- 

Bezeichnung 

Betrag 

(Nennwert) 
M. 

Ein  f ührungsürmen 

Zeich- 
nungs- 
kurs 

M. 

Einfüh- 
rungs- 
kurs 

M. 

100.50 
bg. 

90.50 
s- 

Einfüh- 
rungs- 
tag 

V. 

2. 
2. 

4  o/o    Schuldverschreibungen 
des  Provinzialverbandes  von 
Pomniern,   Vi  11.   Ausg. 

31/2  "/o  Posener  Provinzial-An- 
leihe   von    1901,    IV.    Ausg. 

2  000  000 
10  000  000 

Deutsche  Bank 

Deutsche  Bank,  Bank  für 
Handel  und  Industrie 

11.    12. 

13.  12. 

743  525  900 


B.  Städte-Anleihen. 


1. 

40/0    Hagener    i.    W.     Stadt-  ! 
anleihe    V.    Ausgabe    v.    J.  ! 
1908    (Privileg   v.   j.    1906)  j 

2  000  000 

Direktion    der    Disconto- 
Gresellsehaft 

— 

100.75 

bg. 

13.   1. 

1. 

40/0      Schuldverschreibungen 
der   Stadt   Colmar   i.   Eis. 

2  000  000 

Delbrück    Leo    &    Co. 

100.20 

100.6 

14.  1. 

P.  V. 

40/0  Anleihe  der  Stadt  Frank-  i 

30  000  000 

Mendelssohn  &  Co. 

— 

101.20 

.9.  1. 

1. 

fürt   a.    M.    V.    J.    1908          ' 

Berliner    Handels-Gesell- 

B. 

schaft 

1. 

40/0     Anleihe     der     Berliner 
Stadtsynode 

5  000  000 

Dresdner  Bk.,  A.  Schaa.ff- 
hausenscher    Bankverein 

— 

101  bg. 

4.  2. 

2 

40/0  Anleihe  der  Stadt  Xord- 
hausen,    III.    Ausgabe    von 
1908 

3  800  000 

v.   d.   Heydt  &  Co.               ;     — 

1 

101.50 

bg. 

1.  3. 

.2. 

40/0  Duisburger  Stadfcanleihe 

6  000  000 

Direktion    der    Disconto-       — 

101.60 

3.  3. 

v.  J.   1909,   I.  Abt. 

Gesellschaft,       Deutsche  ! 
Bank                                     | 

bg. 

.  2. 

40/0  Anleihe  d.  Stadt  Gelsen- 

4 000  000 

Direktion    der    Disconto-  1     — 

101.75 

1.  3. 

kirchen,   II.   Ausgabe  v.   J. 

Gesellschaft,        Berliner 

bg. 

1907 

Handels-Gessllschaft 

3. 

40/0      Schuldverschreibungen 
der   Stadt    Kaiserslautern 

1700  000 

Delbrück    Leo    &    Co.              — 

10150 

bz. 

26.  3. 

..  3. 

40/0      Schuldverschreibungen 

2  500  000 

Delbrück   Leo    &    Co.,    E.  1 101.20 

101.20 

7.  4. 

der  Stadt  Thorn  v.  J.  1909 

W.  Krause  &  Co.  Bank-  k.2Miii. 
ges  chäft                                 1 

bg. 

.  4. 

40/0  Anleihe  der  Stadt  Elbing 
von   1909,    I.   Abt. 

1500  000 

Deutsche  Bank 

— 

101.60 

bz. 

14.  4. 

.  4. 

40/0  Anleihescheine  der  Stadt 
Erfurt,  6.  Ausgabe  v.   1908, 

2  000  000 

Braun  &  Co. 

— 

lOlbg. 

19.  4. 

1.  u.   2.  Abteilung 

i 

].  4. 

40/0      Schuldverschreibungen 

18  ObO  000 

Commerz-    nnd    Disoonto- 

101.80 

101  80 

16.  4. 

der  Stadt  Straßburg  i.  Eis. 

Bank,    Delbrück    Leo    & 

f.UMill. 

bg. 

Co.,  F.  W.  Krause  &  Co. 
Bankgeschäft 

2.  4. 

40/0  Anleihe  der  Stadt  Nürn- 
berg  V.   J.    1909 

10  000  000 

A.     Schaaffhausen'scher 
Bankverein 

101.25 

101.50 
bg. 

5.  5. 

9.  4. 

40/0  Anleihe  d.  Stadt  Barmen 
vom    Jahre    1907,    Ausgabe 
von  1909 

8  000  000 

Kgl.  Seehandlung  (Preuß. 
Staatsbank) 

103 

103bg 

3.  5. 

0.  4. 

40/0  Anleihe  der  Stadt  Wies- 
baden V.  J.   1908,   II.   Serie 

5  000  000 

Bank     für     Handel     imd 
Industrie,  Commerz-  und 
Disconto-Bank,      F.     W. 
Krause     &     Co.     Bank- 
geschäft,     Nationalbank 
für  Deutschland,   Hardv 
&    Co.    G.    m.    b.    H. 

101.40 

10140 
bg. 

6.  5. 

7.  5, 

40/0  Anleihe  d.  Residenzstadt 
1    Cassel,    I.   Abt.    v.   J.    1908 

5  500  000 

von    der    Heydt    &    Co. 

" 

101.25 
bg. 

12.  5. 
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12.  5,  !  40/0  Anleihescheine  der  Stadt 
I    Halberstaxit,     Ausgabe    von 
1902,    III.    Abt. 
40/0  Stuttgarter  Staxitanleihe 


2000  000     Braun  &  Co. 


7.  6. 


3.  7. 


6.  7. 


6.  7. 


40/0      Schuldverschreibungen 

der    Staxit    Gießen    vom    J. 

1909 
40/0  Anleihe  der  Haupt-  und 

Residenzstadt  Darmstadt  v. 

Jahre  1909,  Lit.   0 


40/0  Anleihe  der  Kgl.  Baye-  , 
rischen  Haupt-  und  Resi-  \ 
denzstadt  München  vom  1 
Jahre    1909  | 


8.  7.  40/0  Bromberger  Stadtanleihe 
von  1909,  l.  Ausgabe 

10.  7.  40/0  Anleihe  der  Stadt  Ha- 
nau vom  Jahre  1909 

17.  7.  40/0  Anleihe  d.  Stadt  Halle 
a.  S.,  V.  Abteilung  vom 
■    Jahre  1900 

26.  7.  ■  40/0  Mindener  Stadtanleihe  v. 
I    1909 

29.  7.  I  40/0  Anleihe  d.  Stadt  Wands- 
beck V.  Jahre  1907,  II.  Ser. 

26.  8.  40/0  Anleihescheine  der  Stadt 
Essen 


Sehr.  V. 

8.  9.  09 


31/20/0  Anleihe  der  Stadt  Stet- 
tin, Buchst.  R.  V.  1909 
11.  9. 1  40/0  Anleihescheine  der  Stadt 
i    Erfurt    V.    1908,    6.    Ausg., 
3.,   4.  u.    5.  Abt. 
21.  9.  I  40/0  Anleihescheine  der  Stadt 
Flensburg    v.    Jahre    1909 


27.  9. 

30.  9. 
11.  10. 
23.  10. 


Antr.  V. 
25.    10. 

09 
4.   11. 


40/0  Anleihe  v.  J.  1908  (O)  u. 
40/0  Anleihe  v.  J.  1909  (P) 

der    Stadt    Düsseldorf 
40/0    Anlehen    der    Stadt 

Worms   v.   J.    1909,   Lit.   E. 
40/0    Anleihe    der    Stadt 

Danzig  von   1909,    I.   Ausg. 
40/0    Schuldverschreibungen 

der  Stadt  Homburg  v.  d.  H. 

Ausgabe    1909 
40/0  Kieler  Stadt-Anleihe  von 

1907,    Serie   XXI— XXV 

40/0    Schuldverschreibungen 
der  Stadt  Aachen  v.  J.  1909 
12.  Ausg.,  I.  Anleihe- Abtlg. 


10  000  000 
3  500  000 

6  000  000 


6  500  000 

1  500  000 
5  500  000 

2  000  000 

4  000  000 
1000  000 

16  000  000 

10  000  000 

3  000  000 

5  300  000 

20  000  000 
20  000  000 

4  500  000 

4  000  000 
1  300  000 

5  000000 
4  500  000 


Deutsche  Bank 


Delbrück      Leo 
I    Mitteldeutsche 


;  Oo., 
Credit- 
bank 

Bank  für  Handel  und 
Industrie,  Berl.  Handels- 
gesellschaft, Delbrück 
Leo  &  Co.,  Nationalbank 
für  Deutschland,  Hardy 
&    Co.    G.    m.    b.    H. 

Direktion  der  Disconto- 
Gesellschaft,  Commerz- 
und  Disconto  -  Bank, 
Deutsche  Bank,  Dresdner 
Bank 

Kgl,  Seehandlung  (Preuß. 
Staatsbank) 

V.    d.    Heydt   &    Co. 

Bank  für  Handel  und 
Industrie 

Deutsche  Bank 

Delbrück    Leo    &    Co. 

Deutsche  Bank,  Direktion 
der  Disconto  -  Gesell- 
schaft 

Magistrat     der     Stadt 
Stettin 

Braun  &   Co. 


Bank  für  Handel  und 
Industrie,  Delbrück  Leo 
&  Co.,  Nationalbajik  für 
Deutschland 

Kgl.  Seehandlung  (Preuß. 
Staatsbank) 


101.20 
101.25 

101.40 


101.30 

bg.  ■ 

101.40 

bg. 
101.25 

bgr- 

101.40 
bg. 


13 


!  Deutsche  Bank 

I  Kgl.  Seehandlung-  (Preuß. 
I     Staatsbank) 
i  Nationalbank  f.  Deutsch- 
land. 

Dresdner  Bank 


A.     Schaaffhausen'scher 
Bankverein 


100  75 
100.75 
101 


100.75 

für 
21/2  Mill. 


1 100.60 
100.75 
10075 


101.80  6. 
bg. 


100.90 

bg 
101.50 

bg. 

101.25 
bg. 

100.90 

bg. 
lOlbg. 

lOlbg. 


92.25 

g 
101  bg. 


100.75 
bg. 


100.50 
bg. 

101  bg 

101  bg. 

101.10 

bg. 


15. 
15. 
22. 

31. 

16. 

1. 

27. 
20. 

28. 


100.50  100.60 
bg. 


100.90 


100.90 

bg. 


18. 
28. 

27. 

29. 
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11. 

12. 

40/0  Anleihe  der  Stadt 
Crefeld    v.    J.    1909 

40/0  Anleihe  der  Stadt- 
gemeinde   Dresden 

5  000  000 
10  000  000 

Deutsche  Bank 

Deutsche     Bani:,      Dresd. 
Bank 

100.75 

100.75 

bg. 

101.20 

15-   11. 
15.   12. 

257  600  000 


C.  Pfandbriefe  deutscher  Hypothekenbanken. 


1. 

40/0    Hypotheken-Pfandbriefe 
Serie  VIII  der  Schwarzbur- 
gischen Hypothekenbank  in 
Sonders  hausen 

10  000  000 

Dresdner  Bank 
A.    Schaaffhausen'scher 
Bankverein,  0.  Schlesin- 
ger-Trier    &    Co.,    Com- 
manditges.  auf  Aktien 

100.70 
bg. 

23.  1. 

2. 

40/0    Hypotheken-Pfandbriefe 
Serie  XXVI  d.  Preußischen 
Boden.-Credit-Aktien-Bank 

30  000  000 

Preuß.     Boden-Credit-Ak- 
tii^nhank 

101.50 
bg. 

25.  2. 

2. 

40/0  Pfandbriefe  Serie  VII  d. 
Mecklenburgischen      Hypo- 
theken-  u.    Wechsel-Bank 

20  000  000 

Deutsche  Bank 

101.25 
bg. 

5.  3.^ 

3. 

40/0    Kommimal-Obligationen 
Serie   I  und 

3  000  000 

Deutsche  Bank 

— 

101.25 
bg. 

11.  3. 

40/0    Hypotheken-Pfandbriefe 

5  000  000 

— 

101  bg. 

11.  3. 

Serie  XV  d.  Ha.nnoverschen 

Bodenkredit-Bank  i.  Hildes - 

heim 

.  3. 

40/0     Pfandbriefe     (Emission 
XIV)  der  Deutschen  Hypo- 

36 000  000 

Deutsche  Hypotheken- 
bank:    in     Meiningen 

— 

101.20 
bg. 

1.  4. 

thekenbank  in  Meiningen 

(Filiale   Berlin) 

1 

1 

3. 

40/0    Hypotheken-Pfandbriefe 
Ausgabe    v.    J.    1909    und 

30  000  000 

Pl^ußische      Hypotheken- 
Aktien-Bank 

101.25 
bg. 

20.  3. 

40/0    Kommimal-Obligationen 

10  000  000 

— 

102  bg. 

6.  4., 

Ausgabe  v.  Jahre  1909  der 

'  • 

Preußischen       Hypotheken- 

Aktien-Ba-nk 

.  3. 

40/0    unverlosb.    Hypotheken- 
Pfandbriefe      (Abt.     XVIa) 
der  Deutschen  Grundcredit- 
Bank   zu   Gotha 

10  000  000 

Deutsche    Grundcredit- 
Bank  zu  Gotha 

_ 

101.50 
bg. 

30.  3. 

3. 

40/0    Kommunal-Obligationen 
V.  J.   1908  und 

20  000  000 

PreuJ3.      Central  -  Boden- 
kiedit-A.-G. 

102  g. 

15.  4. 

40/0    Central  -  Pfandbriefe    v. 

60  000  000 

100.70 

101.20 

14.  4. 

J.     1909     der     Pi^eußischen 

f.lSMill 

bg. 

Central-Bodenkredit-Aktien- 

gesellschaft 

4. 

40/0  Hyp.-Pfandbriefe  Serie  43 

10  000  000 

Dresdner  Bank, 
A.    Schaaffhausen'scher 

— 

100.20 

21.  4. 

„     48 

15  000  000 

Bankverein 

— 

101  g 

21.  4. 

4q 

5J                                        ,j                                        ))*' 

20  000  000 

— 

101.20 

21.  4. 

d.  Frankfui'ter  Hypotheken- 

bg. 

Kredit  -  Vereins     in    Trank- 

fürt  a.    M. 

6. 

4  o/o    Hypotheken-Pfandbriefe 
Serie   XVII    der   Norddeut- 
schen Grund-Ci-edit-Bank  zu 
Weimar 

4o'o    Hypotheken-Pfandbriefe 

12  000  000 

Nordd.      Gi-und  -  Credit- 
Bank 

101.25 
bg. 

11.  6. 

6. 

30  000  000 

Deutsche  Bank,  Delbrück 

— 

101  g. 

13.7. 

der      Hypothekenbank       in 

Leo   &   Co, 

Hamburg,   Serie   581—610 
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7.   7. 

40/0    Hyp«  tlieken-Pfandbriefe 
Emission  XXIX  der  Preußi- 
schen  Pfandbrief  -  Bank    zu 
Berlin 

30  000000 

Preußische   Pfandbrief- 
Bank 

— 

101 

1 

20.  9. 

40/0    Hypotheken-Pfandbriefe 

20  000  000 

Berliner  Hypothekenbank 

100  80 

101 

8. 

Serie  XIII  u.  XIV  Ausgabe 

Akt.-Ges. 

für 

bg. 

V.     J.     1909     der     Berliner 

lOMUL 

Hypothekenbank    Aktienge- 

sel  Schaft    zu   Berlin 

14.  12. 

40^0   Hypotheke;: Pfandbriefe 
Serie  XX  u.  XXI  der  Deut- 
schen   Hypothekenbank 
(Actien  -  Gesellschaft)     in 
Berlin 

20  000  000 

Deutsche      Hypotheken- 
bank   (Akt.-Ges.) 

101 

hg. 

3. 

391  000  000 


D.    Deutsche  Eisenbahn -Stamm-Akt'en. 


Aktien  der  Schantung-Eisen- 
bahn-Gesellschaft  in  Tsing- 
tau 


24  000  000  !  Deutsch- Asiatische  Bank 


113.60129 

bff. 


P.  Deutsche  Eisenbahn-ObUgationen. 


40/0  Schuldverschreibungen 
vom  Jahre  1909  d.  Halber- 
stadt-Blankenburger  Eisen- 
bahn-Gesellschaft 


2  OüO  000 


Deutsche  Bank 


100 


Q.  Ausländische  Eisenbahn-Obligationen. 


Steuerfreie  41/2O/0  Pri(^ritäts-  |  20  757  000 
Anleihe  v.  1909  d.  Moskau- 
Kasan  -  Eisenbahn  -  Gesell  - 
Schaft,  mit  absoluter  Ga- 
rantie der  Kaiser!,  Kuss. 
Kegierang.  Kbl.  9  610  491  = 
holl.  Gld.  12  205  116  = 
£  1011903.15/—  =  Mark 
D.    R.-W. 

Steuerfreie  41/2 0/0  Prioritäts-  26  000  000 
Anleihe  der  Moskau-Kiew- 
Woronesch  -  Eisenbahn  -  Ge- 
sellschaft, mit  absoluter  Ga- 
rantie der  Kaiserl.  Russ. 
Regierung.  RbL  12  038  000 
=  holl.  Gld.  15  288  000  = 
£  1267  500.—/—  =  Mark 
D.  R.-W. 

Steuerfreie  41/20/0  Prioritäts-  14  657  000 
Anleihe  von  1909  der  Wla- 
dikawkas  -  Eisenbahn-G  esell- 
schaft,  mit  absoluter  Ga- 
rantie der  Kaiserl.  Russ. 
Regierung.  Rbl.  6  786191 
=  holl.  Gld.  8  618  316  = 
£  714  52r.l5/—  z=z  Mark 
D.  R.-W. 


Mendelssohn  &  Co.,  S. 
ßleichröder,  Direktion 
der  Disconto  -  Gesell- 
schaft, Berliner  Handels- 
gesellschaft 


Mendelssohn  &  Co.,  S. 
BleichiÖLler,  Direktion 
der  Disconto  -  Gesell- 
schaft, Berliner  Handels- 
gesellschaft 


Mendelssohn  &  Co.,  S. 
Bleich!  ö.ler,  Direktion 
der  Disconto  -  Gesell- 
schaft, Berliner  Haudels- 


88.50 


88  50 


88.50 


90.60 
hg. 


19. 


90.80 
bg. 


19. 


9175 
•bg. 


19. 
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Steuerfreie  41/20/0  Prioritäts- 
Anleihe  der  Moskau-Kiew- 
Woronesch  -  Eisenbahn  -  Ge- 
sellschaft, zweite  Ausgabe 
von  1909,  mit  absoluter  Gra- 
rantie  der  Kaiserl.  Russ. 
Regierung.  Rbl.  27  780  000 
=  holl.  GId.  35  280  000  = 
£  2  925  000  =  Mk.  D.  R.-W. 


60  000  000 


Mendelssohn  &  Co.,  S. 
Bleichiö:ler,  Direktion 
der  Disconto  -  Gesell- 
schaft, Berliner  Handels- 
geeellschaft 


93 


93.90 
bg. 


18.  10. 


1214140.0 


H.  Amerikanische  Eisenbahn- Bonds. 


First  and  Refunding  Mort- 
gage  50/0  Bonds  der  Denver 
and  Rio-Grande  Railroad 
Company,  Teilbetrag  einer 
autorisierten  Bonds  -  Aus- 
gäbe   von   $   150  000  000, 

$  6  000  000  z=  Mk. 

41/2%  Goldanleilie  der  Tehu- 
antepec  -  National  -  Eisen- 
bahn-Gesellschaft 

£   400  000  =  Mk. 


21000  000 


8  160  000 


Deutsche  Bank 


Dresdner  Bank 
A.    Schaaffhausen'scher 
Bankverein 


97.15 


98.25 
bg. 


95.25 
bg. 


15.  9. 


18.  10. 


29  160  000 


I.  Ausländische  Fonds. 


5  0/0 ige  Sterling-Ajüelhe  der 
Provinz  Buenos  Aires  von 
1908  £   750  000  =  Mk. 

5  0/0  steuerfreie  äußere  Gold- 
Anleihe  des  Staates  Sao 
Paulo  vom  Jahre  1908.  Von 
der  Bundesregierung  der 
Vereinigten  Staaten  von 
Brasilien  unbedingt  garan- 
tiert, (Für  den  deutschen 
Markt  bestimmte,  bisher 
nur  in  Deutschland  zum 
Börsenhandel  zugelassener 
Teilbetrag  von  insgesamt 
£   15  000  000) 

£    2  000  000 

Frcs.  50  240  000 

holl.  Gld.  24  100  000 

Doli.  U.  S.     9  720  000 

==  Mk. 

5  0/0  steuerfreie  Anleihe  der 
Stadt  Buenos  Aires  von 
1908  Pesos  Papier  2  000  000 
=    Mk. 

Kapital  und  Zinsen  zahlbar 
in  Deutschland  in  Mk.  D. 
R.-W.  zum  festen  Umrech- 
nungskurse von  1  Peso  Pa- 
pier =  Mk.   1,80 


15  300  000 
40  800  000 


3  600  000 


Natlonalbank  f.  Deutsch- 
lanjd 

S.  Bleichröder 


Direktion  der  Disconto- 
Gesellschaft,  Deutsche 
Bank 


88.50 


92.50 


91.50 
bg. 

97  90 
bg. 


95  75 
bz  G. 


9.  1. 


17.  2. 


5.  6. 
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Taff 
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29.   4. 

5  o/o  Gold-Anleihe  der  Stadt 

40  800  000 

Dresdner  Bank 

92.75 

97.80 

Bio     de    Janeiro     (Bundes- 

für  £ 

bg. 

distrikt      der      Vereinigten 

800  000 

Staaten       von       Brasilien) 

£       2  000  000       =       Frcs. 

ij 

50  200  000    =    holl.       Gld. 

24100  000   = 

16.   6. 

5  o/o     Teilbetrag     der    innem 

33  538  000 

Direktion    der    Disconto- 

— 

100.30  1 

Gold-Anleihe  von   1909   der 

Gosellschaft,      Deutsche 

bg.      1 

Argentinischen  Republik  im 

Ba,n  k,    Dre«sd  n  er    Bant 

Nennbeträge       von      Pesos 

Gold   50  000  000 

=  Mk.  204  500  000 

=  £    10  000  000 

=  Frcs.  252  000  000 

=  S    48  650  000 

(U.   S.  A.) 

1.  7. 

Für  Deutschland  bestimmter 

22  159  170 

Deutsche  Bank,  S.  Bleich- 

87.50 

87.50   1 

Teilbetrag  der  4  o/o   Anleihe 

röder 

bg. 

von     1908     der     Kaiserlich 

Ottoma.ni sehen    Regieining 

.;.:' 

(Gesa.mtbetrag  der  Anleihe 

i 

Pfund     türk.     4  711124     -- 

"■ 

Mk.    86  727  510) 

12.  10. 

Der     für     Deutschland     be- 

30 431236 

Direktion    der    Disconto- 

98.50 

99.25  11 

stimmte   Teilbetrag   von 

!    Gosellschaft,       Deutsche 

bg. 

£  1  488  080  = 

Bank 

der    5  o/o    Aeußeren    steuer- 

1 

freien  GoWa.n  leihe  von  1909 

der  Stadt  Buenos  Aires  im 

i. 

Nennbetrage  von  £  2  976  180 

==  Mk.  60  862  881 

8.  12. 

4  o/o    steuerfreie   Anleihe  der 
Staxit  Karlsbad  vom  Jahre 
1909 

15  000  000 

Dresdner  Bank 

98.25 

98.25  14 
bg. 

201  628  406 


K.  Ausländische  HypothekenoBankeo. 


41/2  o/o     von     der     Mexikani-     105  000  000 
sehen  Eegierung  garantierte 
steuerfreie  Goldobligationen  ! 
der  Ca  ja  de.  Prostamos  Para  j 
Obras   de    Irrigacion   y   Fo- 
mento     de     la    Agricultura 
S,  A.(Darlehnskasse  für  Be- 
wässerungsanlagen und  all- 
gemeine landwirtschaftliche 
Zwecke  A.-G.) 

mex.  Pesos    50  000  000 

U.  S.  Doli.    25  000  000 

£      5  143  925 

Fics.  129  500  000 

holl.  Gld.    62  000  000  i 

=  Mk.  I 

40/0  Obligationen  Serie  V  des  |     67  500  000 

Kreditvereins  Jütiändischer 

Landeigentümer    60  000  000 

Kronen  dänisch 


Deutsche  Bank 


Deutsche  Bank 


92.50 


94.25  I  11 
bg.     i 


96.50  I  6. 
bg. 
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M. 


41/2  0/0  Pfandbriefanleihe  von 
1909  der  Aktiengesellscliaft 
Finnländische  Stadt  -  Hypo- 
thekenkasse  in.  Helsingfors. 
(Finn.  Mark  6  000  000  Gold 
=  4  320  000  Kronen  schwed. 
Währung)   =  Mk. 

41/2  0/0  Pfandbrief- Anleihe  von 
1909,  II.  Ausg.  der  Aktien- 
gesellschaft Firm  ländische 
Stadt  -  Hypothekenkasse  in 
Helsingfors  nom.  Finn. 
8  000  000  Mk.  Gk)ld  = 
5  760  000  Kr.  schwed.  Wah- 
rung =  8  000  000  Frcs.  in 
Gk)ld  =  3  840  000  Gulden 
holl.    Währg. 


4  860  000 


6  480  000 


Berliner    Handels  -  Gesell- 
schaft,   Delbrück    Leo 
&  Go. 


Berliner  Handels  -  Gesell- 
schaft, Delbrück  Leo 
&   Co. 


94.50 


94.50 


94.75 
bg:. 


94.60 
hg. 


183  840  000 


L  I.   Bank<°Aktien. 


Aktien  Serie  V  der  Deut- 
schen Ueberseeischen  Bank 

Neue  Aktien  des  Essener 
Bankvereins  zu  Essen 
(Ruhr) 

Neue  Aktien  der  Sibirischen 
Handelsbank  St.  Petersburg 

Neue  Aktien  der  Vereins- 
bank in  Hamburg 

Neue  Aktien  der  Magde- 
burger Privatbank: 

Neue  Aktien  der  Märkischen 
Bank  in   Bochum 

Aktien  der  Rheinischen  Bank 
in   Essen   a.    Ruhr 

Neue  Aktien  der  Potsdamer 

Credit-Bank  in  Potsdam 
Aktien  der  Siegener  Bank  für 

Handel     und     Gewerbe    in 

Siegen 
Neue  Aktien  der  Privatbank 

zu  G^tha,  Gotlia 
Aktien     der      Süddeutschen 

Disconto-Gesellschaft  A.-G. 

in   Mannheim 

Neue  Aktien  der  Norddeut- 
schen    Kreditanstalt     in 

Königsberg  i.  Pr. 
Neue  Aktien  der  Ostbank  für 

Handel     und     Gewerbe     in 

Posen 


4  000  000 

5  000  000 

6  480  000 
6  000  000 

12  000  000 
1  000  000 
8  500  000 

1000  000 
6  000  000 

800  800 
35  000  000 

3  000  000 

4  500  000 


Deutsche  Bank 
Deutsche  Bank 

Deutsche  Bank 

Bank  für  Handel  und 
Industrie,  Berl.  Handels- 
Gesellschaft 

Deutsche  Bank,  Berliner 
Hajidels-Gesells  chaf  t 

Dresdner  Bank 

Dresdner  Bank, 

A.   Schaaffhausen'scher 

BaiLkverein 
Potsdamer    Credit-Bank 

Deutsche  Bank 

Deutsche  Bank 

Direktion  der  Disconto- 
Gesellschaft 

Deutsche  Bank,  National- 
bank  für   Deutschland 

Kgl.  Seehandlung  (Preuß. 
Staatsbank),  Bank  für 
Handel  und  Industrie, 
Berliner  Handels-Gesell- 
schaft, A.  Schaaffhausen- 
scher    Bankverein 


124 

für 
71/2  Mül, 


116 

für 

71/2  Mill. 


151  bg, 

119.75 
hg. 

212.50 

bg. 
164bg. 


123.50 

bg- 
102  g. 

108.30 
hg. 

122.50 

bg. 
125bg, 


133,25 

g- 
118,25 

bg. 

121bg. 


4.  9. 
29.  9. 

3.1.10 


93  280  800 
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Zulas- 
sungs- 

be- 
schluß- 

Bezeichnung 

Betrag 

(Nennwert) 

Einführungsflrmen 

Zeich- 

niings- 

kurs 

Einfüh-    , 
rungs- 
kurs      ' 

Tag 

M. 

M. 

M. 

N.  BaugeseHschaflen. 

4.   5. 

Aktien      der     Licl.t3nberger 
Terrain  -  Aktiengesellschaft 
in    Berlin 

6  250  000 

Commerz-    und    Disconto- 
Bank,   Abra,ham    Schle- 
singer 

— 

83bg.  1 

14.  5. 

Aktien    der    Neu-Finkenkrug 
Terrain  -Aktien-Gesellschaft 
zu    Berlin 

2  000  000 

Jacquier    Sc    Secui*ius, 
N.    Helfft   &   Co.,    Gebr. 
Arons 

ll7bg.l 

5.  6. 

Neue  Aktien  der  Boden-Ak- 

5 000  000 

Bank     für     Handel      und 

, 

122.75 

tien  -  Gesellschaft     Berlin- 

Industrie,    Nationalbank 

bg. 

Nord   zu   Berlin   Lit    B. 

für    Deutschland,     Neue 
Boden-Aktien-Gesellsch. 

24.  6. 

Aktien  der  Held  &  Francke 

2  000  000 

A.    Schaaffhausen'scher 

156 

174bg. 

Aktiengesellschaft  zu  Berlin 

Bankverein 

für 
1  Mill. 

30.  7. 

Aktien    der    Terrain-Aktien- 
gesellschaft   Kleinburg     zu 
Breslau 

1100  000 

S.  L.  Landsberger 

124bg. 

27.  8. 

Aktien    der    Terrain-Aktien- 
gesellschaft Müllerstraße  zu 
Berlin 

2  700  000 

Samuel    Zielenziger 

~ 

115bg. 

19  050  000 


O.  Chemische  ladustrie. 


Neue  Aktien  der  Farbwerke  \     16  000  000 
vorm.     Meister     Lucius     & 
Brüning    zu    Höchst    a.    M. 

Aktien     der     Aktien-Gesell-         2  000  000 
Schaft    für     chemische    In- 
dustrie      Gelsenkirchen- 
Schalke 

Neue  Aktien  der  Chemischen  750  000 

Fabrik  Hönningen  vormals 
Walther  Feld  &  Co.,  Aktien- 
gesellschaft zu  Hönningen 
am   Ehein 


S.    Bleichröder,    Deutsche 
Bank 

Carl    Cahn 


Nationalbank  f.  Deutsch- 
land, A.  Schaaffhausen- 
scher   Bankrs-erein 


379 

etw  b.R. 

125bff. 


161.50 

hg. 


18  750  000 


P.  Elektrizltäts-  und  Kabelwerke. 


Neue  Aktien  der  Hamburg!' 
sehen    Elektrizitätswerke, 
Hamburg 

Neue  Stammaktien  der  Ber- 
liner Elektricitäts-Werke  zu 
Berlin 


4  000  000 


12  600  000 


Commerz-    und    Disconto- 
Bank 

Berliner    Handels  -  Gesell- 
schaft,     Direktion     der 
Dis conto  -  Gesellschaft, 
Bank     für    Handel     und  j 
Industrie,  S.  Bleichröder, 
Delbrück    Leo    &    Co.,     | 
Deutsche  Bank,  Dresdner 
Bank,  Hardy  &  Co.  G.  m. 
b.   H.,  Nationalbank  für 
Deutschland,  A.  Schaaff- 
hausen'scher Bankverein 


142.40   3 
hg. 


158bg. 
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Betrag 

Zeich- 

K nfüh- 

Einfüb- 

Bezeichnung 

(Nennwert)     i          Einführungsfirmen 

M.       .        i 

nungs- 
kurs 

M. 

rungs- 
kurs 

M 

rungs- 
tag 

Xcue   Aktien    der    Telephon- 

1000  000  1 

Direktion     der     Disconto-  i 



169.50 

19.   2. 

Fabrik  Actiengesellschaft 

1 

Gesellschaft,     Bank    für 

bg. 

vormals  J.  Berliner 

i 

Handel     und     Industrie, 
Berl.  Handels-Gese.lsch., 
S.  Bleichröder,  Dresdner 
Bank,    Nationalbank  für 
Deutschland,  A.  Schaaff- 

j 

hausen'scher   Bankverein  ' 

Nene     Aktien    der    Deutsch- 

8  000  000 

Deutsche  Bank,  Bank  für       — 

144.40 

29.  3. 

Ueberseeischen       Elektrici- 

Handel     und     Industrie, 

bg. 

täts-Gesellschaft 

! 
1 
! 

Berliner    Handels-Gesell- 
sehaft,      S.    Bleichröder, 
Delbrück    Leo    &    Co., 
Direktion    der    Ddsconto- 
Gesellschaft,     Dresdner 
Bank,  Hardy  &  Co  G.  m. 
b.  H.,    Nationalba.nk   für 
Deutschland,  A.  Schaaff- 

hausen'scher   Bankverein 

Aktien  der  Elektricitäts-Ak- 

5  000  000 

Ba.nk     für     Handel      und 

—     i  120.25 

28.  4. 

tiengesellschaft    vorm.     W. 

Industrie,  Dresdner  Ba.nk 

1     bg. 

Lahmeyer  &  Co.   in  Frank- 

furt a.  M. 

Neue   Aktien   der   Bergmann 

7  000  000 

Deutsche  Bank,  Direktion 

— ■ 

255  bg. 

8.  6- 

Elektrizitätswerke      Aktien- 

d. Disconto-Geßellscl-.aft, 

gesellschaft  in  Berlin 

A.    Schaaffhausen'scher 
Bankverein 

Neue     Aktien     Lit.     B      der 

2  220  000 

Nationaibank  f.  Deutsch- 

— 

169.25 

1.  6. 

Schlesischen     Elektricitäts- 

land,    Berliner    Handels- 

bg. 

und     Gas -Aktien  -   Gesell- 

Gesellschalt,     Deutsche 

schaft  zu  Bi-eslau 

Bank,       Delbrück       Leo 
&   Co.,   Hardy  &  Co.   G. 
m.  b.  H. 

Neue  Aktien  der  Gesellschaft 

7  500  000 

Direktion    der    Disconto- 

— 

144  bg 

12.  6. 

für        elektrische        Unter- 

Gesellschaft,    Bank    für 

nehmungen 

1 

Handel     und     Industrie, 
Ber  .  Handels-Gesehsch., 
S.  Ble  c.irö  1er,  Dresdner 
Baiik,   Nationalbank  für 
Deutschland,  A.  Schaaff- 
hau  e.i'scher   Bankverein 

Neue    Aktien    der    Elektrici- 

7  000  000 

Beri  er    Handels  -  Gesell- 

— 

179  br 

11.  8, 

täts-Lieferungs-Gesellschaft 

schaft,    Deutsche    Bank, 

zu    Berlin 

Nat:ouaU:aiik  f.  Deutsch- 
land, Delbrück  Leo  &  Co. 

3.  Neue  Inhaberaktien  der  Ge- 

12 960  000 

Deutsche  La..k,  Bank  für 

— 

112.10 

16.  10 

sellschaft     für     elektrische 

Handel     und     Industrie, 

bg. 

Beleuchtung   v.   Jaiire   1886 

M.tLeideutsche       Credit- 

in   St.    Petersburg 

bank 

Rbh    6  000  000  =   Mk. 

0.  Aktien     der      Aktiengesell- 

3000  000 

Schlesinger  -  Trier    &    Co. 

— 

114bg. 

4.  11 

scliait    Körting's    Elektrizi- 

Kommanditgesellschaft 

tätswerke    in   Berlin 

auf   Aktien 

70  280  OüU 
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Bezeichnung 


Betrag 

(Nennwert) 
M. 


Einführungsflrmen 


Zeich- 
nungs- 
kurs 

M. 


Einfüh- 
rungs- 
kurs 

M. 


Q.   Oas-  und  Wasseranlagen. 


7.  7.  1  Aktien      der     Continentalen 

2  500  000 

Bank     für     Handel     und 

143.75 

1 

Wasserwerks  -  Gesellschaft 

Industrie,  Deutsche  Bk., 

bg. 

Aktien    -    Gesellschaft       in 

Nationalbank  f.  Deutsch- 

Berlin 

land 

27.  7. 

Neue  Aktien  der  Aktien-Ge- 
sellschaft   Wasserwerk    für 
das    nördliche    westfälische 
Kohlenrevier      zu      Gelsen- 
kirchen 

6  500  000 

Deutsche  Bank 

213bg. 

und 

207  bg. 

22.  11. 

Vorzugsaktien  der  Deutschen 

6600  000 

Koppel    &    Co.,    Bank- 

102 

102  30 

2( 

Gasglühlicht     Aktiengesell- 

geschäft 

für 

bg. 

schaft  (Auergesellschaft)  zu 

2  Mill. 

Berlin 

8.  12. 

Aktien  der  Frankfurter  Gas- 
gesellschaft   zu    Frankfurt 
am   Main 

13  600000 

Delbrück    Leo    &    Co. 

" 

186bg. 

2< 

29  200  000 


R.  Metallwaren-Industrie. 


Aktien  der  G.  Sauerbrey 
Maschinen  -  Fabrik  Aktien- 
gesellschaft zu  Staßfurt 

Aktien  der  Maschinenfabrik 
und  Mühlenbauanstalt  G. 
Luther,  Akt.-Ges.  zu  Braun- 
schweig 

Aktien       der        Werkzeug- 
maschinenfabrik  Gilde- 

meister &  Co.   Akt.-G^s.   in 
Bielefeld 

Neue      Aktien     der     ,,Archi- 
medes"   Aktien-Gesellschaft  ! 
für     Stahl-     und    Eisen-In-  ■ 
dustrie      in      Berlin       und  | 
Breslau  i 

Aktien  der  Hirsch,  Kupfer- 
und  Messingwerke,  Aktien- 
gesellschaft in  Halberstadt 

Aktien  der  Herrn.  Löhnert 
Aktiengesellschaft  zu  Brom- 
berg 

Aktien  der  Maschinenbau- 
Aktiengesellschaft  Balcke 
in   Bochum 

Neue    Aktien     der   Buderus- 
schen       Eisenwerke       zu 
Wetzlar 

Neue  Aktien  der  Lübecker 
Maschinenbau-Gesellschaft 

Aktien   der   Deutschen  Bab- 
cock    &    Wilcox-Dampf- 
kessel-Werke,  Actien-Ge- 
sellschaft,     in     Berlin    und 
Oberhausen   (Rhld.) 


1  750  000  !  Nationalbank  f.  Deutsch- 
i    land,  Wiener  Levy  &  Co. 

4  000  000  j  Direktion    der    Disconto- 
Gesell  Schaft 


1000  000 
500  000 

8  000  000 
1000  000 
2  000  000 

2  000  000 

1100  000 

3  500  000 


Veit  Seiberg  &  Cie. 


Delbrück    Leo    &    Co. 


Deutsche  Bank 

Abraham    Schlesinger 

Direktion    der    Disconto- 
G^sellschaft 

Mitteldeutsche    Credit- 
bank 

L.    M.    Bamberger 

Deutsche  Bank 


157.50 

für 
1  MiU. 


217bg. 
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Betrag 

Zeich- 

Einfüli- 

Einfüh- 

• 

Bezeichnung 

(Nennwert) 
M. 

Einführungsflrmen 

nungs- 
kurs 
M. 

rungs- 

kurs 

M. 

rungs- 
tag 

• 

Aktien  der   Dr.    Paul  Mever 
Akt.-Ges.   zu  Berlin 

2  000  000  i 

Deutsche  Bank 

— 

128bg. 

3.  7. 

Aktien     der     Gustav     Gen- 

1500  000 

C.  Schlesinger-Trier&Co., 

— 

157.50 

13.  7. 

scliow   &   Co.   Aktiengesell- 

Commandit-Gesellsch. a. 

bg. 

schaft,   Berlin 

Aktien 

Neue    Aktien    der    Leipziger 

400  000 

Commerz-   und   Disconto- 

— 

268  bg. 

15.  7. 

Werkzeug-Maschinenfabrik 

bank 

vorm.    W.   von   Pittler,   Ak- 

tiengesellschaft in  Wahren 

bei  Leipzig 

Neue  Aktien  der  Berlin-An- 

3000 000 

Berliner    Handels  -  Gesell- 

— 

214.25 

23.  8. 

haltischen      Maschinenbau- 

schaft,    Deutsche    Bank, 

bg. 

Aktien-Gesellschaft            zu 

A.   Schaaffhausen'scher 

Berlin 

Bankverein 

Aktien     der     Lüdenscheider 

1800  000 

Deutsche    Ba.nk, 

125 

140bg. 

3.  9. 

Metallwerke      Aktiengesell- 

A.  Schaaffhausen'scher 

für 

schaft    vorm.    Jul.    Fischer 

Bankverein 

1000000 

&  Basse  in  Lüdenscheid 

Vorzugsaktien         der       Ma- 

3  000  000 

Deutsche  Ba.nk 

— 

124bg. 

16.  10. 

schinenfabrik    Buckau   Ak- 

121.50 

tiengesellschaft   zu   Magde- 

bg. 

bui-g 

Neue     Aktien     der     Düssel- 

1 300  000 

Deutsche   Bank, 

— 

134bg. 

11.  10. 

dorfer    Röhrenindustrie    in 

A.   Schaaffhausen'scher 

Düsseldorf 

Bankverein 

0. 

Neue  Aktien  der  G^br.  Kör- 
ting   Aktiengesellsehaft    zu 
Linden   b.    Hannover 

3  000  000 

Berliner    Handels  -  Gesell- 
schaft, Nationalbank  für 
Deutschland,    Delbrück 
Leo  &  Co.,  Hardv  &  Co. 
G.  m.  b.  H. 

136bg. 

9.  10. 

0. 

Aktien   der   Maschinenfabrik 

5  000  000 

Deutsche  Bank 

— 

360bg. 

3.  11. 

Bruchsal  Aktiengesellschaft 

vorm.   Schnabel  &  Henning 

in  Bruchsal 

0. 

Aktien  der  E.  F.  Ohle's  Erben 
Aktiengesellsch.  zu  Breslau 

1000  000 

Georg  Fromberg  &  Co., 
Abraham  Schlesinger 

140 

für 

460  000 

149bg. 

10.  11. 

il. 

Abgestempelte  Vorzugsaktien 
A    der    Berliner    AVerkzeug- 
maschinenfabrik  Aktien-Ge- 
sellscha.ft  vorm.  L.  Sentker 

1  739  400 

Albert    Schappach   &   Co. 

80.50 

bg. 

6.  11. 

1. 

Aktien  der  Kalker  Werkzeug- 

3 600  000 

A.     Schaaffhausen'scher 

122.50 

123  bg. 

7.  12. 

maschinenfabrik   Breuer, 

Bankverein 

für      1 

Schumacher  &   Co.   Aktien- 

1500 000! 

gesellschaft  in  Kalk  b.  Köln 

IL 

Aktien    der     Düsseldorfer 
Eisen-  und  Draht-Industrie 
Aktiengesellsch.   in  Düssel- 
dorf 

Neue     Aktien     des     Hasper 

3  600  000 

A.    Schaaffhausen'scher 
Bankverein 

137bg. 

7.  12. 

l. 

5  000  000 

A.    Schaaffhausen'scher 

— 

161.50 

6.  12. 

Eisen-    und    Stahlwerks    in 

Bankverein,    Berliner 

bg. 

Haspe 

Handels  -  Gesellschaft, 
Deutsche  Ba,nk 

.2 

Neue     Aktien      der     Metall- 
warenfabrik   Aktien-Gesell- 
schaft    Baer    &     Stein    zu 
Berlin 

350  000 

Nationalba.nk  f.   Deutsch- 
land 

408bg 

9.  12. 

l2 

Neue    Aktien    der    Westfäli- 

2 000  200 

Berliner    Ha.ndels  -  Gesell- 

— 

191.50 

22.  12. 

schen      Draht  industrie      zu 

schaft 

\      hg. 

Hamm    (Westf.) 
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M. 

M. 

M. 

23.    12. 

Neue  Aktien  der  Maschinen- 
bau- Anstalt     Humboldt     in 
Kalk   b.    Köln 

3  600  000 

A.    Schaaffhausen'scher 
Bankverein,    Dresdner 
Bank,    Berl.    Handels- 
Gesellschaft 

— 

132.90 

bg. 

2\ 

30.   12. 

Neue    Aktien    der    Wittener 
Stahlröhren  -  Werke     in 
Witten   a.    Ruhr 

1  100  000 

Carl   Cahn 

343bg. 

'"^ 

31.   12. 

Neue  Aktien  der  Kirchner  & 
Co.    Aktien-Gesellschaft   zu 
Leipzig-Sellershausen 

500  000 

Kirchner  &   Co.   Act.-Ges. 

" 

307 
etw.b.g. 

1. 

68  339  600 


S.  Porzellan-  urd  Steingut- Fabriken. 


Neue  Aktien  der  Porzellan- 
fabrik Kahla  in  Kahla 


600  000  I  Mitteldeutsche    Credit- 
!    bank 


T.  TfxtiMndustrle. 

1 

8.  3.  1  Aktien  der  Gebhardt  &  Co. 

3  000  000 

Deutsche  Bank                     ■     — 

180bg 

K^ 

Aktiengesellschaft            in 

f 

Vohwinkel 

* 

16.  4. 

Aktien     der     Spinnerei    und 
Buntweberei   Pfersee   zu 
Pfersee    bei   Augsburg 

1  500  000 

Berliner    Handels  -  Gesell- 
schaft 

160bg. 

22 

27.  4. 

Aktien       der       Baumwoll- 
spinnerei    Unterhaus  en    zu 
Unterhausen    a.    d.    Echatz 
b.    Eeutlingen 

1600  000 

Berliner    Handels  -  Gesell- 
schaft 

151  bg. 

3, 

5.  6. 

Aktien        der       Ka.mmgarn- 
Spinnerei  Düsseldorf  in 
Düsseldorf 

2  000  000 

V.   d.    Heydt  &   Co. 

~ 

115bz. 

1 

12.  6. 

Aktien  der  Tüllfabrik  Flöha 
Aktiengesellschaft  in  Plane 
bei    Flöha 

5  000  000 

Dresdner  Bank 

306  bg. 

i: 

22.  11. 

Aktien   der    Tüll-    und    Gar- 
dinen -  Weberei,    Aktien-Ge- 
seilschalt  zu  Plauen-Hasel- 

1  500  000 

Georg   Fromberg   &;   Co. 

151bg2a 
1 

bninn  i.   V. 

i 

i 

14  600  000 


U.  Berg-  und  Hüttenwesen. 


5.  1. 

Neue     Aktien     der     Rom- 

7 000  000     Ber'iner    Handels  -  Gesell- 

—      153  90 

17 

bacher   Hüttenwerke   zu 

Schaft,    Deutsche    Bank, 

bg. 

Rombach  in  Lothringen 

A.   Scha,a.ffhausen'scher 
Bankverein 

5.  3. 

Neue  Aktien  der  A.  Riebeck- 
schen   Montanwerke   Ak- 

3 000  000 

Bank     für     Handel     und 
Industrie,  Berl.  Handels- 

— 

185bg. 

1. 

tiengesellschaft     zu     Halle 
an  der   Saale 

Gesellschaft 

.  5. 

Neue      Aktien       der      „Ein- 

1000 000 

Mitteldeutsche        Credit-       — 

400  bz. 

12. 

tracht"     Braunkohlenwerke 

bank,    Jacquier    & 

., 

und  Brikettfabriken  in  Neu- 

Securius 

Welzow   N.-L. 
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Bezeichnung 


I    8. 


Neue   Aktien   der  Bismarck- 
hütte  zu  Bismarckhütte 
(Oberschlesien) 

Nene     Aktien     der    Gelsen- 
kirchener  Bei*gwerks  -  Ak- 
tiengesellschaft XIV,  Emis- 
sion 

Neue  Vorzugs-Aktien  der  An- 
haltischen Kohlenwerke  zu 
Halle  a.   S. 

Neue  Aktien  der  Aktien-Ge- 
sellschaft füi'  Bergbau, 
Blei-  und  Zinkfabrikation 
zu  Stolberg  und  in  West- 
falen 

Neue  Aktien  der  Hohenlohe- 
Werke    Aktiengesellschaft 
zu     Hohenlohehütte,     Kreis 
Kattowitz 


Neue  Aktien  der  Harpener 
Bergbau  Aktien  -  Gesell- 
schaft  zu   Dortmund 


10. 


11. 


11. 


12. 


Betrag 

(Nennwert) 
M. 


Einfübrungsfirmt  n 


Neue  Aktien  der  Braun- 
kohlenwerke Leonhard,  Ak- 
tie ngesellsohaft  zu  Wuitz  b. 
Zeitz 

Neue  Aktien  der  Donners- 
marckliütte  Oberschlesische 
Eisen-  und  Kohlenwerke 
Aktien-Gesellöch.  in  Zabrze 

Neue  Aktien  der  Deutsch- 
Luxemburgisch.  Bergwerks- 
und Hütten-Aktiengesellsch, 
zu  Bochum 


Neue  Aktien  der  Oberschlew 
sischen  Eisenbahn-Bedarfs- 
Aktiengesellschaft  zu  Frie- 
denshütte 


Neue  Aktien  der  Rombacher 
Hüttenwerke 


6  000  000 
26  000  000 

1  400  000 
1  800  000 

8  000  000 


5  000  000 


300  000 


2  522  400 


8  000  000 


3  000  000 


5  000  000 


Nationalbank  f.  Deutsch- 
land 

Direktion    der     Disconto- 
Gesellschaft,    Dresdner 
Bank,  A.  Schaaffhausen- 
schor   Bankverein 

Deutsche      Bank,       G«br. 
Arons 

Deutsche  Bank 


Berliner  Handels  -  Gesell- 
schaft, Bank  für  Handel 
und  Industrie,  S.  Bleich- 
röder,  Deutsche  Bank, 
Direktion  der  Disconto- 
Gesellschaft,  National- 
bank für  Deutschland 

Berliner  Handels  -  Gesell- 
scliaft,  Bank  für  Handel 
und  Industrie,  Deutsche 
Bank,  Dresdner  Bank, 
A.  Schaaffhausen'scher 
Bankverein,  C.  Schle- 
singer-Trier  &  Co.,  Oom- 
mandit-Gesellschaft  auf 
Aktien 

Mitteldeutsche    Credit- 
bank 


Jarislowsky  &  Co.,  Natio- 
nalbank f.  Deutschland, 
Deutsche   Bank 

Bank  für  Handel  und 
Industrie,  Deutsche  Bk., 
Direktion  der  Disconto- 
Gesellsichaft,  Dresdner 
Bank,  Nationalbank  für 
Deutschland,  A.  Schaaff- 
liausen'scher  Bankverein 

Deutsche  Bank,  Commerz- 
u.  Disconto-Bk.,  Natio- 
nalbank f.  Deutschland, 
Georg  Fromberg  &  Co., 
S.    L.    Lanjds  berger 


Berliner   Handels  -  Gesell- 
schaft,   Deutsche    Bank, 
A.    Schaaffhausen'scher 
Bankverein 


Zeich- 
nungs- 
kurs 

M. 


Einfüh- 

rungs- 

kurs 

M. 


Einfüh- 
rungs- 
tag 


— 

213bg. 

— 

164.10 

bg. 

— 

110  g. 

•— 

133  10 
bz. 

— 

189.60 
bg. 

— 

201.90 
bg. 

— 

144.90 
bg. 

— 

297bg. 

— 

211.50 

bbr. 

— 

113.80  1 
bg. 

— 

194.60 
bg. 

1 

5.  6. 

7.  7. 

28.  6. 
5.  8. 

19.  8. 


28.  10. 


3.  9. 


11.  11. 


25.  11 


29.  12. 


78  022  400 

Berl.   Jahrb.   f.   Handel  u.   Ind.   1909.     I. 
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1 

■^ulas- 
sungs- 

Betrag 

Zeich- 

Einfüh- 

1 

be- 
schluß- 

Bezeichnung 

(Nennwert) 

Einführungsflrmen 

kurs 

kurs 

Tag 

M. 

M. 

M. 

1 

V.  Diverse  Industrie-  und  Handelsgesellschafts-Aktien.                                                    | 

8.  1. 

Anteile  der  Otavi-Minen-  und 
Eisenbahn-Gesellschaft 

20  000  000 

Direktion    der    Disconto- 
Gesellschaft,      Deutsche 
Bank,       S.     Bleichröder, 
A«  Goerz  &  Co.  Limited, 
V.   d.   Hey  dt  &  Co. 

179  bg 

i: 

20.  1. 

Neue  Aktien  der  Steaua  Ro- 
mana Aktiengesellschaft  für 
Petroleum-Industrie 

6  000  000  Lei  = 

4  800  000 

Deutsche  Bank,  Bank  für 
Handel     und     Lidustrie, 
Mitteldeutsche       Credit- 
bank,    Nationalbank   für 
Deutschland 

126.50 
bg. 

( 

15.  2. 

Xeue     Aktien     der      Stärke- 
Zuckerfabrik- Aktiengesell- 
schaft vormals  C.  A.  Koehl- 
ma.nn   &    Co.    in   Fi-ankfurt 
an  der   Oder 

1200  000 

Deutsche  Bank 

252.40 
hg. 

24 

5.  3. 

Neue  Aktien  der  Vereinigte 
Ha.nfschlauch-  und  Gummi- 
waren-Fabriken     zu     Gotha 
Aktiengesellschaft 

400  000 

Arons   &  Walter 

182bg. 

10 

11.  3. 

Neue  Aktien  der  Germania- 
Brauerei  Aktiengesellscha.ft 
zu    Dortmund 

1  000  000 

A.    Schaaffhausen'scher 
Bankverein 

121.25 
bg. 

18. 
1 

16.  3. 

Aktien  der   W.   A.    Schölten 
Stärke-    u.    Syrup-Fabriken, 
Aktiengesellschaft  zu  Bran- 
denburg a.   H. 

1200  000 

Berliner    Handels  -  Gesell- 
scha.ft 

154  bg. 

i 

29.  3. 

Vorzugsaktien   der   Waggon- 
u.  Maschinenfabrik  Aktien- 
gesellschaft     vorm.     Busch 
zu   Hamburg   und   Bautzen 

358  000 

Veit,    Seiberg    &    Cie. 

162.50 

bg. 

6. 

29.  4. 

Neue    Aktien    der    Leipziger 
Feuer- Versicherungs-An- 
stalt 

3  000  000 

Hugo   Schroeder 

4250 
br.  am 
31.  12. 

^ 

11.5. 

Aktien        der     Aktiengesell- 
schaft  Glashütten  werke 
Adlerhütten   in   Penzig   bei 
Görlitz 

2  000  000 

S.   Bleiohröder 

146bg. 

17 

18.  5. 

Aktien    der    Leonhard    Tietz 
Aktien-Gesellschaft  zu  Köln 
am  Rhein 

12  500  000 

Hardy  &  Co.   G.  m.  b.  H. 

115.50 

für 

2000000 

117bg. 

2 

21.  5. 

Voi'^ugsaktien  der  Döring  & 
Lehrmf^nn  Aktiengesell- 
schaft für  Bei-gwerks-,  Erd- 
und  Bauarbeiten   zu   Helm- 
stedt 

2  000  000 

Jacquier   &    Securius 

llObg 

26 

26.  5. 

Neue  Aktien  der  G.  Seebeck 
A.-G.    Schiffswerft,     Ma- 
schinenfabrik und  Trocken- 
docks  in   Bremerhaven 

750  000 

Gebrüder  Bonte 

lOObg. 

16. 

5.  6. 

Neue    Aktien    der    Zellstoff- 
fabrik   Waldhof    zu    Mann- 
heim-Waldhof 

10  000  000 

Berliner    Handels  -  Gesell- 
schaft 

" 

291.50 
bz. 

8. 

5.  6. 

Neue    Aktien    der    Orenstein 
&  Koppel  —  Arthur  Koppel- 
Aktiengesellschaft 

15  000  000 

Dresdner  Bank,  Deutsche 
Bank,    Mitteldeutsche 
Creditbank,    A.    Schaaff- 
hausen'scher Bankverein 

195.50 

bg. 

12.  ( 
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ß- 

Bezeichnung- 

Betrag 

(Nennwert) 
M. 

Einführungsfirmen 

Zeich- 
nungs- 
kurs 

M. 

Einfüh- 
rungs- 
kurs 

M. 

Einfüh- 
rungs- 
tag 

Aktien  der  Aktiengesell- 
schaft für  Verkehrswesen 
zu    Beilin 


Aktien    der    Oberschlesische 
Poi-tland-Cement-  und  Kalk- 
werke Aktien- Gesellschaft 
zu    Groß-Strelitz    O.-S. 

Aktien  der  Deutschen  Tief- 
bohr-Aktiengesellschaft  zu 
Berlin 

Neue  Aktien  der  Königs- 
berger Zellstoffabrik  Ak- 
tiengesellschaft 

Neue  Aktien  der  C.  &  G. 
Müller  Speisefettfabrik  Ak- 
tiengesellschaft zu   Berlin. 

Neue  Aktien  der  ,Adler" 
Deutsche  Portland-Cement- 
Fabrik  Actien-Gesellschaft 
zu    Berlin 

Aktien  der  E.  Gundlach  Ak- 
tiengesellschaft in  Biele- 
feld 

Neue    Aktien    der    Stettiner 
Chamottefabrik   Aktien- 
gesellschaft vormals  Didier 
in  Stettin 

Aktien   der  Aktiengesell- 
schaft    für      Asphaltierung 
und      Dachbedeckiing     vor- 
mals Johann.es   Jeserich   zu 
Charlottenburg 

Neue  Aktien  der  Vereinigten 
Glanzstoffabriken  Aktien- 
gesellschaften zu  Elberfeld 

Aktien  der  Oelfabrik  Groß- 
Gerau-Bremen   zu   Bremen 

Aktien  der  Aktiengesell- 
schaft Portland-Cement  u. 
Wasserkalk-Werke  „Mark" 
zu    Neubeckum 

Neue    Aktien    der    Hedwigs- 
hütte    Anthracit-,     Kohlen- 
und    Kokeswerke    James 
Stevenson,    Aktiengesell- 
schaft   in    Stettin. 

Aktien  der  Bremer  Portland- 
Cement-Eabrik  „Porta"  zu 
Bremen 

Aktien  der  South  West 
Africa    Company    Limited 


4  000  000 

2  000  000 

6  625  000 

1  250  000 

600  000 

1  500  000 

1  300  000 

3  500  000 

1  350  000 

2  500  000 

3  500  000 
2  250  000 

1  000  000 

1  275  000 
40  800  000 


Berliner  Hajidels  -  Gesell- 
schaft, Bank  f.  Handel 
und  Industrie,  S.  Bleich- 
röder,  A.  Schaaffhausen- 
scher  Bankverein, 
V.   d.   Heydt  &  Co. 

S.    L.    Landsberger 


Dresdner  Bank,  Deutsche 
Bank 

Deutsche  Bank 


A.   Schaaffhausen'scher 
BarLkverein 

Deutsche  Bank,  National- 
bank   für    Deutschland 


Delbrück    Leo    &    Co. 


Deutsche    Bank,     Braun 
&    Co.,     C.    Schlesinger- 
Trier  &  Co.,  Commandit- 
Gesellschaft  auf  Aktien 

Nationalbank  f.  Deutsch- 
land 


Deutsche    Banls:,    Georg 
Fromberg    &    Co. 

Berliner    Handels  -  Gesell- 
schaft 

M.    Schlesinger    &    Co. 
Nachf. 


200 


122 

für 

500000 


144 

für 

500000 


V.   d.   Heydt   &   Co. 


Georg   Eromberg   &   Co. 


Dir.  der  Disconto-Gesell- 
schaft,  Deutsche  Bank, 
A.  Goerz  &  Co.  Limited, 
S.  Blei  ehr  öder,  Bank  für 
Ilandel  und  Industrie, 
von  der  Heydt  &  Co. 


221bg, 


132.25 
bg. 


325  bg, 
253bg, 
2l8bg 
146bg 

128bg 


288.50 
bz. 


141.50 
bz. 


493  bz. 

155bg 
172bg 

218bg. 


190 

für 
£80000 


45' 


I26bg    14.  9 


5.  7. 

23.  6. 

21.  6. 

28.  6. 

1.  7. 

2.  7 

22.  7. 

27.  7. 

30.  7. 

29.  7. 
16.  8. 
12.  8. 

1.  9 


196  b; 


20.  10. 
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Zulas- 

sungs- 

be- 

Bezeichnung 

Betrag 

(Nennwert) 

Einführungsflrmen 

Zeich- 
nungs- 
kurs 

Einfüh- 
rungs- 
kurs 

E 

r 

Tag 

M. 

M. 

M. 

11.  9. 

Anteile    der    Deutsch-Ost- 
afrikanischen  Gesellschaft 

8  000  000 

Deutsche  Bank,  I>irektion 
d.  Disconto-Gesellschaft, 
Bank     für    Handel     und 
Industrie,  S.Bleichröder, 
Etelbrück    Leo    &    Co., 
V.   d.   Heydt  &  Co. 

116bz. 

2( 

4.  11. 

Neue  Aktien   der    G-erb-  und 
Färbst  off  werke    H.    Henner 

1000  000 

Direktion    der    Disconto- 
Gesellschaft 

— 

231.50 
hg. 

1^  l 

&  Co.  AktiengeselLschaft  in 

Hamburg 

27.  11. 

Aktien    der    Königsberger 
Lagerhaus  -  Aktien  -  Gesell  - 
Schaft   Königsberg   i.    Pr. 

1600  000 

C.  Schlesin^er-Trier  &  Co., 
Commandit-  Gesellschaft 
auf  Aktien 

llObg. 

4 

10.  12. 

Neue  Aktien  der  Vereinigten 
Lausitzer  Glaswerke  Aktien- 
Gesellschaft  zu  Weißwasser 
O.-L. 

Neue    Aktien    der    „Sarotti'' 

1000  000 

Berliner    Handels  -  Gesell- 
schaft 

~ 

330  bg. 

22 

28.  12. 

500  000 

Georg  Fromberg  &  Co. 



181  bg. 

3, 

Chocoladen-  und  Cacao-In- 

dustrie,    Aktiengesellschaft 

zu    Berlin 

159  758  000 


W.  Industrie-Obligationen. 


201 

1 

3 
5 

27 
20 


41/2  ^'/o   Obligationen  Serie  IV 
der    Ungarischen    Lokal- 
eisenbalmen   Aktiengesell- 
schaft   in    Budapest 

41/20/0  hypothekarisch  sicher- 
gestellte     Teils  chuldver- 
schreibungen  der  G.  Sauer- 
brey   Maschinenfabrik,    Ak- 
tiengesellschaft  zu  Staßfurt 

41/2  0/0    Schuldverschreibun- 
gen und 

4  0/0    Schuldverschreibungen 
der     „Herne"     Vereinigung 
von    Hibemia-Aktionären, 
Gesellschaft  mit  beschränk- 
ter   Haftung    zu    Berlin 

41/2  0/0  Anleihe  von  1908  der 
Zellstoffabrik  Waldhof  zu 
Mannheim-Waldhof 

5  0/0  Teilschuldverschreibun- 
gen Serie  V  der  Deutsch- 
Ueberseei  sehen  Elektrici- 
täts-G^sellsohaft 


3. 


41/2*^/0  hypothekarische  Teil- 
schuldverschreibungen der 
Gewerkschaft  Dorstfeld  zu 
Dorstfeld,   Emission   1909 


21250  000 
1000  000 

40174  000 

14  826  000 

8  000  000 

15  000  000 


5  000  000 


Deutsche  Bank,  National- 
bank 'für   Deutschland 


Nationalbank  f.  Deutsch- 
land, Wiener  Levy  &  Co. 


S.  Bleichröder,  Berliner 
Handels  -  Gesellschaft, 
Bank  für  Handel  und 
Industr.,  Deutsche  Bank, 
Direktion  der  Disconto- 
Gesellschaft 

Berliner    Handels  -  Gesell- 
schaft 

Deutsche  Bank,  Bank  für 
Handel  und  Industrie, 
Berl.  Handels-Gese]lsoh., 
S.  Bleichröder,  Delbrück 
Leo  &  Co.,  Direktion  der 
Disconto  -  Gesellschaft, 
Dresdner  Bank,  Hardy 
&  Co.  G.  m.  b.  H.,  Natio- 
nalbank f.  Deutschland, 
A.  Schaaffhausenscher 
Bankverein 

Deutsche  Bank 


97.50 

für 
15000000 


102.50 


98.50 


97.50 
bg. 


99.50 
bg. 


101.50 

bg. 
97  bs: 


102.50 
bg. 

103.75 
bg. 


98.50 
bg. 


1. 
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Betrag 

Zeich- 

Eiufüh- 

Einfüh- 

BezeichnuDg 

(Nennwert) 
M. 

Einführungsfirmen 

nungs- 
kurs 

M. 

rungs- 
kurs 

M. 

rungs- 
tag 

3. 

41/2  <^/o    liypotheka.rische   Teil- 
sohtildveirschreibungen     der 
Grewerkschaft     des      Stein, 
kohlenberg  Werks    Eiiitr£icht 
Tiefbau  zu  rreisenbruch  b. 
Steele   a.    Ruhr 

3000  000 

Deutsche    Ba.nk 

99.75 

lOObg 

27.   4. 

3. 

41/2  0/0    Teils  chuldverschrei- 
bungeu  der  Farbenfabriken 
vorm,   Friedr.   Bayer  &  Co. 
Elberfeld 

25  000  000 

Deutsche  Bank 

103.50 

bg. 

30.  3. 

4. 

41/2  0/0     Teilschuldverschrei- 
bungen  Emission   1909   der 
Aktiengesellschaft   für 
Anilin-Fabrikation 

5000  000 

Deutsche  Bank,  Bank  für 
Handel     und     Industrie, 
Dresdner  Bank 

103  bg 

14.  4. 

4. 

41/2  0/0    hypothekarische   Teil- 
schuldverschreibungen    der 
Grewerkschaft   „Glückauf* 

4  000  000 

Deutsche     Bank,     Wiener 
Levy    &    Co. 

99  50 

f.   einen 
Teil- 
betrag 

101  bg. 

7.  5. 

zu   Sondershausen 

4. 

41/2  0/0    Teilschuldverschrei- 
bungen    der     Elektrizitäts- 
Aktiengesellschaft  vorm.  W. 
Lahmeyer  &  Co.   in  Frank- 
furt a.   M. 

5  000000 

Bank     für     Handel      und 
Industrie,    Dresdner   Bk. 

100  90 
bg. 

28.  4. 

5. 

5  0/0    hypothekarisch    sicher- 
gestellte          Teilschuldver- 
schreibungen     der    G,    See- 
beck   A.-G.    Schiffswerft 
Maschinenfabrik   und 
Trockendocks     in     Bremer- 
haven 

2  000  000 

Gebrüder  Bonte 

101.25 
bg. 

16.  6. 

6. 

41/2^^/0  Schuldversclireibungen 
der  Deutsche  Solvay-Werke 
Actien-Gesellschaft   iu 
Bernburg 

20  000  000 

Direktion    der    Disconto- 
Gesellschaft 

102.50 
bg. 

20.  7. 

6. 

41/2 '^/o  Anleihe  von  1909  der 
Gebr.  Körting  Aktiengesell- 
schaft zu  Linden  bei  Han- 
nover 

5  000  000 

i 

Berliner    Ha.ndels  -  Gesell- 
schaft, Nationalbank  für 
Deutschland,      Delbrück 
Leo  &  Co.,  Hardy  &  Co. 

101.50 

101.50 

bg. 

7.  7. 

6. 

41/20/0  Schuldverschreibungen 
des    Aktien-Vereins    des 
Zoologischen      Gartens      zu 
Berlin 

2000  000 

S.   Bleiohröder,   Direktion 
d.    Disconto-Gesellschaft 

100 

100.25 
bg. 

3.  7. 

6. 

41/2  0/0    hypothekarische   Teil- ' 
Schuldverschreibungen    von 

4100  000 

Deutsche  Bank,  Bank  für 
Handel     und     Industrie, 

— 

101  bg. 

26.  6. 

1908  und  41/20/0   hypothekar 

4  500  000 

Nationalbank  f.  Deutsch- 

— 

101  bg. 

26.  6. 

rische    Teilschuldverschrei- 

land 

bungen  von  1909  der  Rhei- 

nischen   Aktiengesellscha.ft 

für   Braunkohlenbergbau    u. 

Brikettfabrikation    zu    Cöln 

6. 

41/2  0/0 ige,    hypothekarische 
Anleihe,  garantiert  von  den 
Kreisen  Birnbaum,  Meseritz 
und    Schwerin    a.    W.,    der 
Ueberlandzentrale  Birn- 
baum-Meseritz-Schwerin    an 
der  Warte  eingeti-agene  Ge- 
nossenschaft      mit       be- 
schränkter    Haftpflicht     zu 
Birnbaum 

3  000  000 

Bank     für     Handel      und 
Industrie 

i 
1 

101.50 
1 

102bg. 

10.  7. 
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M. 


Einführungsflrmen 


Zeirh- 

nungs- 
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28.  6.    41/2  ^/o    durch   eine   Gnind- 

schuld    sichergestellte    An- 
;    leihe  der  Aktiengesellschaft 
j    Stettin-Bredower    Portland- 
I    Cement-Fabrik   zu    Stettin 
15.  7.  '  41/2  °/oige    hypothekarisch 

i    sichergestellte      Teilschuld- 
1    vers<3hreibungen  der  Chemi- 
I    sehen   Fabrik   Aktiengesell- 
schaft vorm.   Moritz   Milch 
&    Co.    in    Posen 

30.  7.    41/2  0/0    Teilsohuldverschrei- 

:  bungen  der  Aktien-Gesell- 
sohaft  füi*  Bergbau,  Blei-  u. 
Zinkfabrikation  zu  Stolberg 

'    und    in    Westfalen 

31.  7.  i  41/2  <^/o   Anleihe  von  1908  der 

1    Elektrizitäts  -  Lief  erungs- 
1    Gesellschaft   zu  Berlin 

10.  8.   41/2  0/0    hypothekai'ische   Teil- 
schuldverschreibungen der 
Sächsisch  -  Thüringischen 
Portland-Cement-Fabrik 
Prüssing   &   Co.    zu   Gösch- 
1    witz 

19.  8. ;  41/2  0/0    h}''pothekarische   Teil- 
I    Schuldverschreibungen  der 
Steinkohlengewerkschaft 
Chai'lotte  zu  Czernitz  O.-S. 

30.  8.    41/2^^/0  Obligationsanleihe  des 
Eschweiler  Berg^-erks-Ver- 
eins    zu     Eschweiler-Pumpe 

28.  9.   41/2  0/0    hypothekaiische   Teil- 
schuldverschreibungen der 
Düsseldorfer    Röhi-en   -   In- 
dustrie   in    Düsseldorf 

3.  11.  50/0  Obligationen  der  Aktien, 
gesellschaft  für  chemische 
Produkte  vorm.  H.  Scheide- 
mandel in  Berlin 

29.  11.  41/2^/0  hypothekarisch  einge- 
tragene Teilschuldverschrei- 
buDgen  der  Vogtländischen 
Maschinen  -  Fabrik  (vorm. 
J.  C.  &  H.  Dietrich)  Aktien- 
gesellschaft in  Plauen  i.  V. 


1  500  000 


2  500  000 


3  000  000 


5  000  000 


1000  000 


6000  000 


Abel  &  Co.,  Karl  Neu- 
burger Kommandit-Ges. 
auf  Aktien 


Dresdner  Bank 


Deutsche   Bank 


Berliner  Handels  -  Gesell- 
schaft, Deutsche  Bank, 
Nationalbank  f.  Deutsch- 
land, Delbrück  Leo  &  Co.  j 

S.    L.    Landsberger  : 


Dresdner  Bank,  National- 
bank  für   Deutschland 


100  50 

bg. 


101.60 

bg. 


101  ' 
bz.  g. 


103.60 
bg. 


101.50 

bg. 


6  000  000  Direktion  der  Disconto- 
Gesellschaft,  A.  Schaaff- 
hausen'scher  Bankverein 

2  000  000     Deutsche   Bank 

A.   Schaaffhausen'scher 
Bankverein 


102    jl02bg. 

für  M. 
2  800000 


102  bg. 


3  600  000 


1250  000 


Dresdner   Bank 


Direktion    der    Disconto- 
G^sellschaft 


19 


102.25 

bg. 


102bg 


100.50 
bg. 


% 


219  700  000 


Y.  Deutsche  Klein-  und  Straßenbahn-Aktien  und  Obli8:atlonen. 


7.  1. 

Aktien  der  Gesellschaft  für 
elektrische  Hoch-  u.  Unter- 
grundba.h  n  en       in       Berlin 
(Hochbahn gesellschaft)  und 

40/0   Teilschuldverschrei- 
bungen 

10  000  000 
15  000  000 

Deutsche    Bank,    Berliner 
Handels-Gesellschaft, 
Mitteldeutsche       Credit- 
ba.nk,    Jacquier   &   Secu- 
rius 

97.50 

f.lOMUl. 

118.25 

bz. 

98.50 
bg. 

18. 
23. 

Vm.  Zugelassene  Wertpapiere. 
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Bezeichnung 

Betrag 

(Nennwert) 

M. 

Ein  führungsfirmen 

Zeich- 
nungs- 
kurs 

M. 

Einfüh- 
rungs- 
kurs 

M. 

Einfüh- 
rungs- 
tag 

3. 
6. 

11. 

Aktien  der  Strausberg-Herz- 
felder   Kleinbahn-Aktienge- 
sellscliaft   zu   Berlin 

4  o/o    Teilschuldverschreibun- 
gen   der    Großen    Casseler 
Strai3enbahn  -  Aktiengesell- 
schaft 

Neue    Aktien    der    Straßen. 
Eisenbahn  -  Gesellscha.ft    in 
Braune  chweig 

1  000  000 
1  000  000 

1500  000 

Berliner    Handels  -  G-esell- 
schaft 

Dresdner  Bank,  Bank  für 
Handel   und   Industrie 

Berliner    Ha.ndels  -  Gesell- 
schaft 

101 

140bg. 
lOlbg 

122.50 
g, 

22.  3. 
28.  6. 

31.  12. 

28  500  000 


Rekapitulation. 


1908* 

j  utsche  Fonds M.  551  175  000 

jidte- Anleihen „  264  634  400 

\  mdbriefe  deutscher  Hypothekenbanken „  365  000  000 

1  utsche  Eisenbahn- Stammaktien „  8  409  200 

;  isländische  Eisenbahn -Stamm- u.  Stammprioritäts- Aktien  „  118  944  000 

1  utsche  Eisenbahn -Obligationen „  1200  000 

i  isländische  Eisenbahn  -  Obligationen „ 

!  nerikanische  Eisenbahnbonds .,          

isländische  Fonds „  268  443  840 

isländische  Hypothekenbanken „          

,nkaktien „  73  020  000 

.nk- Obligationen ,  

rpothekenbank- Aktien „  9  200  000 

lu- Gesellschaften «  3  800  000 

lemische  Industrie „  63  500  000 

ektrizitäts-  und  Kabelwerke       „  28  480  000 

IS-  und  Wasser -Anlagen „  20  700  000 

stall  waren -Industrie „  28  206  900 

)rzellan-  und  Steingut -Fabriken „          

?xtilindustrie „  2  400  000 

3rg-  und  Hüttenwerke „  67  650  000 

iverse  Industrie-  und  Handelsgesellschafts  -  Aktien     .     .     .  „  47  202  000 

idustrie- Obligationen „  335  590  000 

ihiffahrts- Aktien „  5  000  000 

eutsche  Klein-  und  Straßenbahn -Aktien  und  -Obligationen  _^ 4  000  Ono 

M.  2  26Ö555  340 

*)  insoweit  die  Beträge  mitgeteüt  worden  sind. 


1C09* 
M.   743  525  900 

„    257  600  000 

391  000  000 

24  000  000 

"  2  000  000 
121414  000 

„    29  ]  60  000 

201628  406 

183  840  000 

93  280  800 


19  050  000 

18  750  000 

70  280  000 

29  200  000 

68  339  600 

600  000 

14  600  000 

78  022  400 

159  758  000 

219  700  000 

l  28  500  000 

M.  2  754  249  106 
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IX.   Chronik. 

Die  Orts- und  Korporationsgeschichte  ist  am  Schlüsse  jeden  Monats  in  kleiner  Schriftvtr_eichn et. 


Wirtschaftliche    Chronik. 

Januar. 


IrLkrafttreten 
kanischen 
setzes. 
Zulassung:   der 


des   neuen  ameri- 
Einwanderungsge- 

2.  Zulassung  der  31/2  0/0 igen  Baye- 
rischen Eisenbahnanleihe  im 
Betrage  von  92  467  400  Mk.  — 
Inkrafttreten  der  neuen  Börsen- 
ordnung für  Berlin.  —  Inkraft- 
treten   der    Postscheckordnung. 

3.  Ermäßigung  der  Halbzeugpreise 
um  5  Eres,  pro  Tonne  durch  den 
belgischen   Stalilwerksverband. 

6.  Beschluß  schweizerischer  Müller, 
deutsches  Getreide  und  deutsche 
Mehlprodukte    zu    boykottieren. 

7.  Zulassung  der  4  0/0 igen  Ham- 
burger Staatsanleihe  im  Betrage 
von  50  Mill.  Mk.  —  Diskont- 
herabsetzung der  schwedischen 
Eeichsbank    von    51/2    a-^f    5  0/0. 

8.  Zulassung  von  20  Mill.  Mk.  An- 
teile der  Otavi  -  Minen  -  Eisen- 
bahn-Gesellschaft. 

9.  Gründung  der  Elektro-Treuhand- 
Bank     des     Lahmeyer-Konzerns. 

11.  Zustandekommen  einer  Preisver- 
einigung für  gezogene  Drähte 
und    Drahtstifte. 

11. /12.  Vollversammlung  des  Deut- 
schen   Handelstages    in    Berlin. 


14.  Beendigung  des  türkischen 
Boykotts  gegen  Oesterreich.  — 
Abschluß  der  Mitteldeutschen 
Braunkohlenkonvention.  —  Dis- 
konterhöhung der  Bank  von 
England  von  21/2  auf  3  0/0.  — 
Syndikatbildung  der  südrussi- 
schen und  russisch-polnischen 
Eisenwerke. 

15.  Zulassung  der  4  o/oigen  Groß- 
herz. Badischen  Staatsanleihe 
von  1909  im  Betrage  von  70  Mill. 
Mark. 

20.  Bildung  eines  Syndikats  zwecks 
Gründung  einer  Diamanten-Regie 
fi^r  das  südwestafrikanische 
Schutzgebiet    in    Berlin. 

21.  Die  Reichsfinanzkommission 
lehnt  das  Branntweinmonopol  ab. 

22.  Stürmische  Hausse  in  Kolonial- 
werten auf  Vortrag  des  Staats- 


1. 


12. 


13. 


15. 


21. 


Politische    Chronik. 


Sturz    des    chinesischen    Staats- 
mannes Yuan-shi-kai. 


Kriegerische  Rede  des  Ministers 

des  Aeußeren  in  der  serbischen 

Skupschtina. 

Anerkennung  Muley  Hafids  als 

Sultan   von  Marokko  durch   die 

Signatarmäehte     der    Algeciras- 

Akte. 

Friede    zwischen    Holland    und 

Venezuela. 


Anerkennung  der  österreichi- 
schen Annexion  Bosniens  seitens 
der  Türkei. 

Schiedsgerichts  vertrag  zwischen 
Venezuela   und   der    Union. 


Englisch-russische  Intervention 
in  Persien.  —  Schiedsgerichts- 
vertrag zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  und  Oesterreich-Ungam. 


Mobilisierung      eines 
sehen   Armeekorps. 


bulcrari- 
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Wirtschaftliche  Chronik. 
Sekretärs  Dernburg  über  Süd- 
westafrika. 


24. 


25. 


27. 


28. 


Zusatzabkommen  zu  der  franzö- 
sisch-kanadischen Handelskon- 
vention von  1907. 
Verlängerung  der  deutsch-belgi- 
schen Telegraphenkonvention 
auf    ein    Jahr. 


Marokkanische  Handelshäuser 
und  Banken  beschließen  die 
Gründung  eines  internationalen 
Syndikats  zur  Förderung  wirt- 
schaftlicher Interessen  in 
Marokko.  —  Erhöhung  der 
Staatseinlage  der  Preußischen 
Zentralgenossenschaf tskasse  von 
50  auf  75  Mill.  Mk. 
Kaiserliche  Verordnung  über 
den  Handel  mit  südwestafrika- 
nischen   Diamanten. 


30. 


31. 


23. 


Politische    Chronik. 


Neue  serbische  Note  an  die 
Mächte  mit  dem  Verlangen 
territorialer  Kompensation  für 
Serbien  und  Montenegro.  — 
Unterzeichnung  eines  Schieds- 
gerichtsvertrages zwischen  den 
Vereinigten  Staaten  und  Brasi- 
lien. 


26. 


27. 


Abschluß  des  Deutsch-venezola- 
nischen  Freundschafts-,    Schiff- 
fahrts-  und  Handelsvertrags. 
Antijapanische      Bewegung      in 
Kalifornien. 


29. 


Erklärung  der  Pforte,  mit  einer 
Entschädigung  von  100  Mil- 
lionen Frcs.  durch  Bulgarien 
zufrieden   zu  sein. 


Erhöhung  der  Zinkblechpreise 
um  11/2  Mk.  pro  dz  durch  die 
Oberschlesischen  Zinkwalzwerke. 
Unterzeichnung  des  deutsch- 
venezolanischen Handelsver- 
trages. 

4.  Tagung  der  Internationalen  kriminalistischen  Vereinigung-.  —  10.  u.  11.  Plakataus- 
stellung.  —  15.  Der  Dichter  Ernst  v.  "Wildenbruch  f.  —  16.  IT.  Berliner  Waldschutztag.  —  Bewilhgung 
der  Berl.  Stadtv.-Vers.  von  6»^  000  Mk.  für  die  Kosten  des  engl.  Königsbesuches  —  18.  Beschluß 
Schönebergs  eine  Handelsrealschule  zu  errichten  —  20.— 28.  Febr.  Internationale  Volkskunstaus- 
stellung. --  24.  Sozialdemokratische  Wahlrechtsdemonstrationen.  —  27.  XV  Deutsche  Geweih- 
Ausstellung.  —  Kunstausstellung  der  Kgl  Akademie  der  Künste  —  30.  Außerordentliche  General- 
versammlung des  Deutschen  Bühnenvereins.  —  Zahlreiche  Verkehrsstörungen  durch  Schneefälle. 


Februar. 


3. 


Allgemeiner  Bergarbeiterkongreß 
in  Berlin.  —  Verlängerung  der 
deutschen  Fahrradkonvention. 
—  Eröffnung  der  Schiffahrt  auf 
dem  Panamakanal. 
Die  Bank  von  Norwegen  er- 
mäßigt ihren  Diskont  von  5  auf 
41/2  0/0. 

Gründung  eines  amerikanischen 
Zementtrusts. 

Die  Generalversammlung  der 
Deutsch  -  Ueberseeischen  Elek- 
trizitäts-Gesellschaft beschließt 
die  Erhöhung  des  Aktienkapitals 
von  72  auf  80  Mill.  Mk.  —  Auf- 
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.1  uo  chaf  tli  che  Chronik 
lös-iing  der  Vereinigung  deut- 
scher Starkstromkabel  -  Fabri- 
kanten in  Berlin.  —  Hochwasser- 
Überschwemmungen  in  Mittel-, 
Süd-    und    Westdeutschland.    — 


7.    Verlängerung  des  französischen 
Roheisensyndikats  um  20  Jahre. 


12.  In  Brüssel  tritt  eine  belgische 
Kommission  zur  Ausarbeitung 
eines  Entwurfs  für  ein  inter- 
nationales      Wechselrecht       zu- 


sammen. 


14.  Im  Elbegebiet  zwischen  Sandau 
und  Werben  sowie  bei  Havel- 
berg sind  Dammbrüche  und 
Hochwasserschäden  eingetreten, 
—  In  Bremen  wird  ein  Cellu- 
lose-Syndikat    gegründet. 


16.  Inkrafttreten  des  deutsch-bul- 
garischen Handelsvertrages.  — 
Diskontermäßigung  der  Eeichs- 
bank  um  1/2  ^/o  auf  31/2  0/0.  — 
Gründung  des  europäischen 
Zinkhütten  Verbandes. 


18.  Die  schwedische  Reichsbank  er- 
mäßigt den  Diskont  von  5  auf 
41/2  %.  —  Der  Norddeutsche 
Lloyd  erhöht  die  Zwischendecks- 


Politische    C  li  r  o  n  i  k. 


5.  Vorzeitige  Schließung  des  öster- 
reichischen Reichsrates  wegen 
der  tschechischen  Obstruktion 
gegen  den  deutsch-tschechischen 
Ausgleich.  —  Schiedsvertrag 
zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  und  den  Niederlanden. 
—  Türkischer  Gegenvorschlag 
zu  seiner  Einigung  mit  Bul- 
garien. 


8.  Auflösung  des  italienischen 
Parlaments.  —  Abschluß  des 
deutsch-französischen  Marokko- 
Abkommens. 

9./12.  König  Eduard  VII.  von  Eng- 
land  in  Berlin. 

9.  Abkommen  zwischen  England 
und  Slam  betr.  Abtretung  von 
Kelantan,  Trengganu  und  Kedah 
an   England. 

10.  Einsetzung  einer  provisorischen 
Regierung  durch  die  Aufstän- 
dischen in  Rescht  (Persien).  — 
Der  türkische  Sultan  ernennt 
zwei  dem  junktürkischen 
Komitee  nicht  genehme 

Minister. 

12.  Zusammenkunft  der  Könige  von 
Spanien  und  Portugal  in  Villa 
Vicosa  (Portugal).  —  Grenzab- 
kommen zwischen  Portugal  und 
China  über  Macao.  —  Ent- 
deckung einer  Verschwörung 
gegen    das    Leben    des    Sultans. 

13.  Sturz  des  liberalen  türkischen 
Großwesiers    Kiamil   Pascha. 


15.  Der  Minister  des  Innern  Hilmi 
Pascha    türkischer    Großwesier. 

16.  Eröffnung  des  englischen  Parla- 
ments. —  König  Alfons  von 
Spanien  Schiedsrichter  für  die 
Abgrenzung  deutschen  und  eng- 
lischen Gebiets  an  der  Wal- 
fischbai. 

17.  Annahme  eines  Agrargesetzes 
durch  die  russische  Reiclisduma 
in  erster  Lesung.  —  Roy  allst  i- 
sche   Kundgebungen  in  Paris. 

18.  Einberufung  des  amerikanischen 
Kongresses  auf  den  15.  März 
zu  einer  Sondersession  (Tarif- 
revision). 


IX.  Chronik. 


715 


23.  Zulassting  der  4  o/o  igen  Bremer 
Staatsanleihe  von  1909  im  Be- 
trag  von   30   Mill.    Mk. 


26. 
27. 


Endgültiger  Abschluß  des  inter- 
nationalen   Zinkverbandes. 
Scheitern  der  Verlängerungsver- 
han dlnngen     für     das      Luxem- 
burger Roheisensyndikat. 


Politische    Chronik. 


Wirtschaftliche    (Jnronik, 

fahrpreise     von     Bremen     nach 

New  York  von  160  auf  170  Mk. 
19.   Lösung    aller    Preisabreden    der 

United-  States-Steel-Corporation 

mit    anderen    Eisenproduzenten 

Amerikas.   —   Preisherabsetzung 

des    Stahlformgußverbandes   um 

5  bis   10  o/o. 

21.  Ferdinand  von  Bulgarien  in 
St.  Petersburg.  —  Auflösung  des 
finnischen    Landtags. 

22.  Rückkehr  der  amerikanischen 
Kriegsflotte  nach  Hampton 
Roades  von  ihrer  Fahrt  um  die 
Erde. 

23.  Deutschland  hat  einen  franzö- 
sischen Vorschlag,  in  Wien  zu 
vermitteln,  abgelehnt,  dagegen 
gemeinschaftliche  Schritte  der 
Mächte  in  Belgrad  in  Anregung 
gebracht. 

24.  üebernahme  der  Regierungsge- 
schäfte in  Serbien  durch  ein 
Koalitionsministerium  Nowako- 
witsch.  —  Verhandlung  des 
Falles  Azew  in  der  russischen 
Reichs  duma. 

26,  Unterzeichnung  des  Einigungs- 
protokolls  Oesterreich-Ungarns 
und  der  Türkei.  —  Unter- 
zeichnung des  Schlußprotokolls 
der  Seekriegsrechtskonferenz  zu 
London. 

28,  Die  russische  Regierung  rät  der 
serbischen  zum  Verzicht  auf 
Gebietsentschädigungen. 

8.  Hofprediger  a.D.  Adolf  Stöcker  f.  —  9.  Beerinn  des  Umzugs  der  Königl.  Bibliothek.  — 
Dachdeckeraussperrung  —  15  Arbeitslosenversammlungen  in  Berlin  und  Vororten  —  10.  Der 
König    von    England     im     Rathause.      —       13.     Außerordentlicher      Brandenburger      Städtetag. 

—  12.-  14.  Arbeitslospnzählung  der  Gewerkschaften     -   16.  Arbeitslosenzählung   der  Stadt  Berlin. 

—  2'\— 24.  Hundeausstellung  Hector.  —  22 — 28.  Kartoffelausstellung.  —  23.  Genehmigung  des 
neuen  Berliner  Sparkassenstatuts  durch  den  Obe»T>räsidenten.  (Inkrafttreten  am  l.  Juli.)  —  26.  Ab- 
lehnende Erklärung  des  Oberpräsidenten  von  Brandenburg  im  Provinziallandtage  betr.  die 
Eingemeindung  des  Tempelhofer  Feldes.  —  27.  Magistratsbeschluß  betr.  Aenderuug  der  Berliner 
Stadtfarben. 


März, 


Zulassung  der  '1  o/o  igen  Baye- 
rischen Staatseisenbahn-Anleihen 
und  der  4  o/o  igen  Bayerischen 
Allgemeinen  Anleihen  in  Be- 
trägen von  40  und  20  Mill,  Mk. 
Die  englischen  Baumwollspinne- 
reien reduzieren  die  Löhne  um 
50/0, 

Gründung  einer  Vereinigung  für 
den  Pas  sage  verkehr  unter  den 
am  Verkehr  mit  Südamerika  be- 
teiligten Dampfergesellschaften, 


Uebergabe  der  Präsidentschaft 
der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  von  Theodor  Roosevelt 
an  William  Howard  Taft.  — 
Unterzeichnung  eines  türkisch- 
montenegrinischen  Handelsver- 
trags   in    Cettinje, 
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Wirtschaftliche    Chronik. 
6.    Erweiterung  des  Internationalen 
Schienenkartells        durch       Ab- 
machungen mit   den  russischen 
Werken. 

6.  Zulassung  der  4  o/o  igen  Olden- 
burgischen Staatsanleihe  von 
1909  im  Betrage  von  16  Mill.  Mk. 


8.    Gründung    eines    Diamantsyndi- 
kats  in   Lüderitzbucht. 


13.  Die  Bismarckhütte  nimmt 
wegen  Arbeitsmangels  bedeu- 
tende Arbeiterentlassungen  vor 
und  legt  einzelne  Betriebe  still. 

13./23.  Streik  der  Pariser  Tele- 
graphisten. 


17.  Die  Rheinischen  Stahlwerke  in 
Duisburg  nehmen  eine  Lohn- 
ermäßigung um  10  0/0  vor  und 
führen  für  die  Rohschweißer 
und  Puddler  die  a<3htstündige 
Schicht    ein. 

20.  Das  Kalisyndikat  hat  mit  allen 
neuen  Werken  eine  Verständi- 
gung wegen  des  Beitritts  zum 
Syndikat    erzielt. 

23.  Ermäßigung  der  Röhrenpreise 
durch  das  Röhrensyndikat  um 
3  o/o. 

25.  Die  vereinigten  italienischen 
Baumwollspinner  (2  Millionen 
Spindeln)  beschließen,  während 
10  Wochen  je  einen  Tag  in 
der  Woche  zu  feiern.  —  Die 
Deutsche  Ueberseeische  Bank 
erhöht  ihr  Kapital  von  20  auf 
30  Mill.  Mk.  —  Die  Essener 
Kreditanstalt  nimmt  die  Duis- 
burg-Ruhrorter  Bank  auf.  — 
Konstituierung  des  Gläubiger- 
Schutzverbandes  der  Textil- 
industrie   in    Berlin. 

29,  Bildung  einer  deutsch-franzö- 
sischen Einanzgruppe  zur  Ver- 
folgung elektrischer  Unterneh- 
mungen im  Orient.  —  Eröffnung 
des    Hafens    Port    Sudan. 

31.  Auflösimg  des  Salpetertrusts  in 
Chile.  —  Auflösung  der  Ver- 
kaufsstelle der  deutschen  Zünd- 


Politische    Chronik. 

5.  Obstruktionsbeschluß  einer 
tschechisch  radikalen  Abgeord- 
netenversammlung zu  Prag  an- 
läßlich eines  Sprachengesetzent- 
wurfs. 

6.  Durchfuhrverbot  für  serbischen 
Kriegsbedarf  durch  die  Türkei. 
—  Note  Oesterreichs  an  Serbien ; 
Drohung    mit    einem    Zollkrieg. 

7.  Bekanntgabe  einer  päpstlichen 
Verordnung  vom  20.  Jan.  1904 
an  die  Kardinäle,  die  das  welt- 
liche Vetorecht  bei  der  Papst- 
wahl  ausschließt. 


10.  Friedlichere  serbische  Note  an 
die  Mächte.  —  Unterzeichnung 
eines  englisch-siamesischen  Ver- 
trags  zu  Bangkok. 

12.  Ausbrucheines  Krieges  zwischen 
Nikaragua  und  San  Salvador, 


16.    Einberufung      von      österreichi- 
schen Reservisten. 


20,  Die  portugiesische  Regiei"ung 
teilt  mit,  daß  Don  Miquel  von 
Braganza  auf  seine  Ansprüche 
auf  den  Thron  verzichtet  habe. 


25, 


27. 


Verzichtleistung  des  Kron- 
prinzen Georg  von  Serbien  auf 
seine  Thronfolgerechte, 
Rußland  gibt  auf  eine  deutsche 
Anregung  hin  den  Gedanken 
einer  Konferenz  zur  Regelung 
der    bosnischen    Frage    auf. 


29.  Große  Reichstagsrede  des 
Reichskanzlers  über  die  Aus- 
wärtige   Politik, 

30.  Intervention  der  Mächte  in 
Belgrad. 

31.  Anerkennung  der  Annexion  Bos- 
niens und  der  Herzegowina 
durch   die   serbische   Regierung. 
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Wirtschaftliche  Chronik, 
holzfabriken.  —  Erste  Bekannt- 
gebnng  der  Zweimonatsbilanzen 
durch  die  deutschen  Groß- 
banken. 

1.  Marees- Ausstellung  in  der  Sezession.  —  Hundertjahrfeier  des  preußischen  Kriegs- 
miuisteriums.  —  2.  u.  3.  Enorme  Schneefälle  in  Berlin;  zur  Beseitigung  eine  Schneebrigade  von 
5<iö0  Mann  nötig.  —  Eingemeindungsfrage  im  Abgeordneten-Haus.  Der  Minister  des  Innern  gegen 
Groß-B erlin.  —  5.  Oberpräsident  erteilt  seine  Zustimmung  zum  Ankauf  des  alten  Botanischen  Gartens 
durch  den  Magistrat  F erlin.  —  6.  Die  Stadt  Berlin  erwirbt  vom  Forslfiskus  für  30  Mill.  Mk.  die 
"Wuhlheide.  —  11.  Berliner  Stadtverordnetenversammlung  faßt  Resolution  gegen  Erhöhung  der 
Telephongebühren.  —  13.  Debatte  im  Abgeordnetenhause  über  die  Bebauung  des  Grunewalds. 
—  Eberbachprozeß.  —  14.  Erster  Deutscher  Jugendgerichtstag  in  Charlottenburg.  —  16.  Ad. 
Matkowsky,  Schauspieler  f.  —  17.  Ortsstatut  der  Stadt  Dt.- Wilmersdorf  betr.  Zahl  und  Amtstitel 
der  Magistratsmitglieder.  —  18.  Hermann  Knauer,  Architekt  f.  —  20  Prozeß  Moll-Lewin 
wegen  Patientenschacher.  —  22.  Renvers,  berühmter  Arzt  f.  —  24.  Alfred  Messel,  Berliner 
Architekt  t-  —  25.  Feier  des  100  jährigen  Bestehens  des  Berliner  Polizeipräsidiums.  —  25.— 31.  Streik 
der  Berliner  Kostümschneider.  —  26.  Prozeß  Friedberg-Bohn.  —  1.— 30.  September.  Ausstellung 
von  Wohnräumen.  —  3. — 21.  Kolonialausstellung  der  wissenschaftUchen  Ergebnisse  der  Zentral- 
afrikaexpedition  des  Herzogs  Adolf  Friedrich  zu  Mecklenburg.  —  1.— 31.  Sonderausstellung  von 
kunstgewerblichen  Arbeiten. 


April. 


Inkrafttreten  einer  neuen  Post- 
zollordnnng.  —  Diskontermäßi- 
gung  der  Bank  von  England 
von  3  auf  21/2  0/0.  —  Erhöhung 
der  Formeisenausfuhrv-ergütung 
durch  den  Stahlwerksverband 
von  15  auf  20  Mk. 
Teilweise  Auflösung  des  Guß- 
röhrensyndikats. 


6.    Gründung     eines      Wellrohrver- 
bandes   in    Essen. 


8.  Preisherabsetzung  dui'ch  das 
Niederschlesische  Kohlensyndi- 
kat auf  Koks  um  1  Mk.  pro 
Tonne,  auf  Kohlen  bis  um 
50    Pfg. 

9.  Die  amerikanische  Zolltarif- 
revision vom  Bepräsentanten- 
hause    angenommen. 


2.  Unterzeichnung  eines  Abkom- 
mens zwischen  Mosambik  und 
Transvaal  zu  Prätoria  (Delagoa- 
bai). 

4.  Unterzeichnung  eines  portu- 
giesisch-brasilianischen Schieds- 
gerichtsvertrages. 

6.  Anerkennung  der  Annexion  Bos- 
niens und  der  Herzegowina 
durch  die  montenegrinische 
Begierung  infolge  Vermittlung 
Italiens. 

7.  Ermordung  eines  liberalen 
Führers    durch    Junktürken. 


9.  Annahme  der  Tarifvorlage  durch 
das  amerikanische  Bepräsen- 
tantenhaus. 

10.  Besetzung  von  Abuschir  (Per- 
sien)  durch  englische   Truppen. 

11.  Begegnung  Bülows  (Deutsch- 
land) und  Tittonis  (Italien)  in 
Venedig. 

12.  Ausweisung  des  ehemaligen 
venezolanischen  Präsidenten 
Castro  aus  Martinique  durch 
die    französische    Begierung. 

13.  Truppenrevolte  zu  Konstanti- 
nopel; Ermordung  des  Justiz- 
ministers ;  Bücktritt  des  Ministe- 
riums Hilmi  Pascha  und  des 
Kammerpräsidenten  Achmed 
Biza. 

14.  Tewfik    Pascha    Großwesier. 
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15.  Die  Harpener  Bei^baugesell- 
schaft  verringert  ihren  Arbeiter- 
bestand  um    ca.    130   Bergleute. 

16.  Die  Oberschlesischen  Zement- 
fabriken erhöhen  den  Zement- 
preis   um    30    Pfg.    pro    Tonne. 

17.  Kapitalserhöhung  der  Gelsen- 
kirchener  Bergwerks-A.-Gr.  um 
46    Mill.    Mk. 


21. 


29. 


30. 


Unterzeichnung  des  Handels- 
vertrages zwischen  Oesterreich- 
Ungarn   und    Rumänien. 


Politische    Chronik. 

15.  Beschießung  von  Täbris  durch 
die    Truppen    des    Schahs. 

16.  Vormarsch  jungtürkischer  Tmp- 
pen  gegen  Konstantinopel.  — 
Zusammenkunft  König  Eduards 
von  England  mit  dem  franzö- 
sischen Ministerpräsidenten  Cle- 
menceau  in  Paris.  —  Meldung 
von  Christenhetzen  aus  Adana 
(Kleinasien).  * 

18.  Seligsprechung  der  Jungfrau  von 
Orleans    zu   Rom. 

19.  Bulgarisch- türkisches  Abkom- 
men ;  Bulgarien  unabhängig 
gegen  Zahlung  einer  Abstands- 
summe an  die  Türkei  und  einer 
Entschädigung  an  die  Orient- 
bahngesellschaft. 

20.  70.  Geburtstag  König  Karls  I. 
von  Rumänien;  Besuch  des 
deutschen  Kronprinzen  in  Buka- 
rest. 

22.  Meldungen  aus  Marokko  von 
Niederlagen  der  Sultanstruppen. 
—  Konstituierung  des  türki- 
schen Parlaments  als  National- 
versammlung zu  San  Stefano; 
Achmed  Riza  Präsident. 

24.  Eroberung  Konstantinopels 
durch     j  imgtürkische     Truppen. 

25.  Einmarsch  russischer  Kosacken 
nach  Persien.  —  Besuch  des 
deutschen  Kronprinzen  in  Wien. 

27.  Anerkennung  der  bulgarischen 
Unabhängigkeit  durch  die  Drei- 
bundmächte. —  Absetzung  des 
Sultans  Abdul  Hamid  II.  und 
Thronbesteigung  seines  Bruders 
Mohamed  V,  —  Das  ungarische 
Ministerium  überreicht  dem 
König  seine  Demission, 
^Ankündigung,  daß  die  Otavi-  29.  Interniening  Abdul  Hamids 
bahn  in  den  Besitz  des  Kolonial-  Saloniki, 

fiskus  übergeht.  —  Die  Berlin- 
Anhalt.  Maschinenbau  -  A.  -  G. 
nimmt  die  Kölner  Maschinen- 
bau-A.-G.  in  Köln-Bayenthal  in 
sich  auf. 

Auflösung       der       Fahrra/ikon-      30.    Begegnung   des   englischen  und 
vention.  des    italienischen    Königspaares 

in  Bajä  bei  Neapel.  —  Der 
Schah  von  Persien  ernennt  einen 
reaktionären  Verwandten  zum 
Großwesier. 

1.— 26.  Juni  Aussperrung  und  Streik  der  Bauklempner  Groß-Perlins.  —  2.— 13.  Große 
Internationale  Gartenbau -Ausstellung.  —  2.  Annahme  der  Vorlage  betr.  Neuorganisation  des 
Rettungswesens  durch,  die  Berliner  Stadtverordnetenv-rsaramlung.  —  4.  Erster  preußischer 
Richtertag  Gründimg  eines  preußischen  Richtervereins.  5.  Berliner  Straßenbahn  erhöht  ihre 
Geschwindigkeit  pro  Stunde  um  3—4  Minuten  in  der  Stadt  und  7  —  8  Minuten  außerhalb.  — 
10.  Eröffnung  der  ständigen  Ausstellung  für  deutsche  Flugschiffahrt.  —  18  Erster  Deutscher  Be- 
amtentagin  Berlin.  —  23.  Die  Stadt  London  bewilligt  für  den  Empfang  der  Vertreter  Berlins  3000  £ 

—  24. .  Eröffnung    der   Sezessions-Aussteliunir.  —  25.  Gründung    des    F  erüner  Antilärmvereins. — 
26.  Schöneberger  Stadtverordnetenversammlung  beschließt  die  Einführung  der  Wertzuwachssteuer. 

—  Prozeß  Kluge  (Arthur  Koppel). 
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Mai. 


3.  Subskription  einer  Reichsan- 
leihe von  320  Tind  einer  preußi- 
schen Anleihe  von  480  Mill. 
Mark.  —  Kapitalserhöhung  der 
Rheinischen  Kreditbank  um  10 
Millionen  auf   85   Mill.   Mk. 

5.  Erneuerung  des  Starkstrom- 
Kabelkartells    auf    5    Jahre. 


7.  Preiserhöhung  für  das  dritte 
Quartal  um  21/2  ^/o  durch  den 
Verband  europäischer  Emaillier- 
werke. 


11./21.    Streik       der       französischen 

Postbeamten. 
12.    Die     Carnegie     Steel    Company 

weist   die   Einzelwerke  an,   sich 

zur      vollen      Betriebsaufnahme 

bereit   zu    halten. 

14.  Verlängerung  der  Lokomotiven- 
konvention  auf   10   Jahre. 

15.  Inkrafttreten  des  am  4.  Nov. 
1908  abgeschlossenen  Zusatz- 
vertrages zur  lateinischen  Münz- 
konvention. 

17.  Gründung  eines  Syndikats  der 
deutschen  Flachshändler.  — 
Eröffnung  der  Vierten  inter- 
nationalen Konferenz  der  mittel- 
europäischen Wirtschafts  vereine 
zu    Berlin. 

17./21.  VI.  Internationaler  Baüm- 
wollenkongreß    in    Mailand. 

18.  Der  amerikanische  Stahltrust 
erhöht  neuerdings  den  Preis 
für  Drahtprodukte  um  2  Dollar. 

21.  Bei  dem  Westböhmischen  Berg- 
bau -  Aktien  -  Verein  streiken 
11 374  Mann.  —  Erster  deut- 
scher  Schiffahrtstag   zu   Berlin. 


23.  Schließung  eines  Preiskartells 
zwischen  der  Tapeten-Industrie- 
A.-G.  und  dem  Verein  deutscher 
Tapet  enfabrikant  en. 


1.  Erste  Sitzung-  des  Schiedsge- 
richts für  den  Casablanca^ 
Zwischenfall  im  Haag. 

2.  Schiedsvertrag  zwischen  Brasi- 
lien  und   Venezuela. 

3.  Schluß  der  Tagung  der  serbi- 
schen  Skuptschma. 


5.  Hilmi  Pascha  türkischer  Groß- 
wesier,  —  Proklamation  einer 
Verfassung  durch  den  Schah 
von  Persien. 
7.  Mobilisierung  40  türkischer 
Bataillone  zur  Unterdrückung 
anatolischer  Christenverfol- 

gungen. 

10.  Ernennung  eines  reformfreund- 
lichen Ministeriums  in  Persien. 
—  Unterzeichnung  eines  rus- 
sisch -  chinesischen  Abkommens 
über  Eisenbahnen  in  der  Mand- 
schurei. 

11./13.  Prozeß  und  Verurteilung 
eines  russischen  Polizeichefs 
wegen  Verbindung  mit  Revolu- 
tionären. 


14./16.  Kaiser  Wilhelm  II.  in  Wien; 
Depeschenwechsel  der  Kaiser 
mit  dem  König  von  Italien. 


22.  Verkündigung  des  Schieds- 
spruchs des  Haager  Schieds- 
gerichts betr.  den  Casablanca- 
Zwischenfall. 
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25.  Die  Rhein.  Kreditbank  Mannheim 
nimmt  den  Schwarzwälder  Bank- 
verein   Triberg   in   sich   anf. 

28.  Gründung  einer  amerikanischen 
Wollbörse  in  Chikago.  —  Die 
Finanzkommission  des  Reichs- 
tags nimmt  eine  Glühkörper-, 
eine  Zündwarensteuer,  eine 
Steuer  auf  Toilettemittel,  eine 
Erhöhung  des  Kaffee-  und  Tee- 
zolls an. 


Politische    Chronik. 
24.    Revolution    in    Haiti.    —    Emp- 
fang   von    Vertretern    deutscher 
Städte  durch  König  Eduai'd  VII. 
in   London. 


28.  Empfang  einer  marokkanischen 
Sondergesandtschaft  durch  den 
Präsidenten  der  französischen 
Republik. 

30.  Fernfahrt  des  Luftkreuzers 
Zeppelin  II  von  Friedrichshafen 
nach    Leipzig   und   Bitterfeld. 

31.  Ernennung  des  preußischen 
Generalobersten  von  der  Goltz 
zum  Reorganisator  der  türki- 
schen   Armee. 

1.  Eröffnung  der  Berliner  Kunstausstellung.  —  1.— 9.  Ausstellung:  „Die  bürgerliche  Küche 
und  Haushaltung."  —  2.  Empfang  der  Vertreter  der  Stadt  Berlin  beim  König  von  England.  — 
4.  Stadtältester  Ball  f.  —  4  — G.  Mastviehausstellung.  —  4.-9.  Litauische  Ausstellung.  —  5.  Karl 
Aschinger  f.  —  7.  Wahlprüfungskommission  des  Abgeordneten-Hauses  erklärt  vier  sozialdemo- 
kratische Berliner  Mandate  für  ungiltig.  —  13.  Gründung  einer  ß.  m.  b.  H.  zur  Herstellung 
"Wright'scher  Flugmaschinen.  —  15.— 31.  August  Ausstellung  von  Wohnungseinrichtungen  der 
Berliner  Holzindustrie.  —  18.— 22.  Prophylaktische  Ausstellung.  —  19.  Feier  des  öOjährieen 
Bestehens  der  Juristischen  Gesellschaft.  —  21.  Beschluß  der  Errichtung  einer  Schulzahnklinik 
durch  den  Schöneberger  Magistrat.  —  22.-23.  Große  Internationale  Zwerghund- Ausstellung. 
— •  23.  Ankunft  der  Vertreter  der  städtischen  Behörden  Berlins  in  London.  —  Eröffnung  der 
neuen  Rennbahn  im  Grunewald.  —  Prof.  Dr.  Pinner,  Chemiker  f.  —  Tagung  der  Delegierten- 
versammlung des  Bundes  deutscher  Redakteure.  —  25.— 30.  Streik  von  ca.  1000  Kostümschneidern 
und  Kostümschneiderinnen  in  Berlin.  —  25.  Lastautomobil  -  Ausstellung.  — Vorführung  der  Militär- 
luftschiffe Groß  II  und  Parseval  II  vor  dem  Kaiser  in  Döberitz. 


Juni. 


1.  Abbruch  der  Verhandlungen 
zwischen  den  galizischen  Rohöl- 
produzenten und  der  Standard 
Oil    Co. 

4.  Provisorische  Erneuerung  des 
Schiffsbaustahlkontors  G.m.b.H. 
auf  unbestimmte    Zeit. 

5./23.  August.  Hamburger  Bau- 
arbeiterstreik. 

6.  Gründung  eines  Zentralaus- 
schusses der  vereinigten  Putz- 
detaillistenverbände  Deutsch- 
lands  zu   Frankfurt   a.   M. 

7.  Streik  im  Hamburger  Bau- 
gewerbe. 


12.    Gründung    des    „Hansabundes". 


8. 
11. 


12. 


13. 


Annahme  der  Verfassung  für 
das  Vereinigte  Südafrika  durch 
die  Vertreter  der  Einzelstaaten. 
Besuch  englischer  Arbeiter- 
führer  in   Berlin. 


Protest  persischer  Nationalisten 
gegen  die  russische  Okkupation. 
—  Eröffnung  des  Kongresses  der 
Pressevertreter  Englands  und 
seiner  Kolonien. 
Abkommen  zwischen  Venezuela 
und  Columbia  betr.  Grenzhandel. 
Veröffentlichung  eines  könig- 
lichen Erlasses  zur  Reform  der 
inneren  Verwaltung  Preußens. 
Protestversammlung  deutscher 
Kaufleute  und  Industrieller 
gegen  die  agrarischen  Vor- 
schläge zur  Reichsfinanzreform; 
Begründung  des  Hansa-Bundes 
für  Gewerbe,  Handel  und  In- 
dustrie. 

Empfang        einer        türkischen 
Sonderoesellschaft  zur  Notifizie- 
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15. 


18. 


19. 


22. 


23. 


21 


30. 


Bildung  eines  Kartells  deutscher 
Fahrrad-  und  Kraftfahrzeug- 
händler. —  Die  Bank  für 
Handel  und  Industrie  erwirbt 
die   America-Bank. 


Unterzeichnung      des      Simplon- 
Uebereinkommens   zwischen   der 
Schweiz    und    Frankreich. 
Gründung  eines    Kartells    öster- 
reichischer    Petroleum  -  Raffine- 


rien. 


Erneuening    der    Berliner    Stab- 
eisenkonvention 
Zulassung     der 
sehen     Schutzgebietsanleihe 
Betrage    von    26   Mill.    Mk. 


4  o/o  igen 


Deut- 
im 


Erneuerung  des  deutschen  Stahl- 
formgußverbandes auf  ein  Jahr. 


Politische  Chronik, 
rung  des  Thronwechsels  in  der 
Türkei  durch  den  deutschen 
Kaiser. 
14.  Dr.  Moreira  Penna,  Präsident 
der  Vereinigten  Staaten  von 
Brasilien,   f. 


16.  Zusammenstöße  anfständischer 
Albanesen  mit  türkischen 
Truppen. 

17.  Begegnung  Kaiser  Wilhelms  II. 
mit  dem  Zaren  in  den  finnischen 
Gewässern. 


19.  Note  der  Türkei  an  die  Schutz- 
mächte Kretas  mit  der  Bitte, 
noch  ein  Jahr  Kriegsschiffe  in 
der    Sudabai    zu    halten. 

21.  Demission  des  griechischen 
Ministerpräsidenten  Theotokis ; 
Rhallys   Ministerpräsident! 

22.  Note  der  Türkei  an  die  kreti- 
schen Schutzmächte ;  Einspruch 
gegen  die  Zurückziehung  der 
fremden  Truppen  aus  Kreta  und 
gegen  neue  Zugeständnisse  an 
die    Kreter. 

24.  Endgültige  Ablehnung  der  Erb- 
anfallsteuer durch  den  deut- 
schen Eeichstag. 

25.  Schließung  des  preußischen 
Landtags. 

26.  Besuch  des  Zarenpaares  in 
Stockholm.  —  Aufhebung  der 
Verfassung  durch  den  Schah 
von  Persien.  —  Ablehnung  eines 
Entlassungsgesuchs  des  Reichs- 
kanzlers Fürsten  von  Bülow  in 
Kiel. 


Der  Vulkan  in  Stettin  entläßt 
gegen  3000  Arbeiter.  —  Vorläu- 
figes Scheitern  der  Verhand- 
lungen zur  Erneuerung  des  Kali- 
Syndikats. 

3.  Hauptversammlung'  des  Allgemeinen  deutschen  Schulvereins.  —  5.  Besuch  der  Arbeiter- 
abgeordneten des  englischen  Unterhauses  zum  Studium  der  sozialen  Einrichtungen  Berlins.  — 
10.— 17,  Beginn  der  Prinz  Heinrich-Fahrt  auf  dem  Tempelhofer  Feld.  —  11.  Besuch  der  englischen 
Geistlichen.  —  16.  Zusammenstoß  zweier  Stadtbahnzüge  auf  Bahnhof  Alexanderplatz.  ~  Beschluß 
der  Verlegung  der  Großmarkthallen  nach  der  Landsberger- Allee.  —  19.  Eröffnung  des  großen 
neuen  Hospitals  der  Stadt  Berlin  (Stadt  der  alten  Leute)  in  Buch.  —  20.  Gründung  des 
Berliner  Ro lisch uhklubs.  —  Eröffnung  der  L  Berliner  Schulzahnklinik-  —  21.  Stadtverordneten- 
vorsteher von  Berlin  Dr.  Langerhans  90  Jahre  alt  f.  —  IH.  Kongreß  deutscher  Kunstgewerbe- 
treibender. —  24.  Stadtverordnetenversammlung  Berlin  nimmt  die  neue  Beamtenbesoldung  an. 
—  27.— 19.  August  Streik  der  Bau-  und  Geldschrankschlosper  in  Berlin.  —  28.  Geh.  Admiralitätsrat 
und  Professor  Ernst  L.  v.  Halle  f. 


Juli. 


Inkrafttreten  der  Aenderung  der 
Telegraphenordnung.  —  Proviso- 
rische Verlängerung  des  Kali- 
syndikats    um    acht    Tage. 

Berl.   Jahrb.   f.   Handel  u.   Ind.   1909.     I. 


Note  der  Türkei  an  die  kreti- 
schen Schutzmächte ;  Protest 
gegen  militärische  Vorberei- 
tungen   Griechenlands. 

46 
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AV  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  li  e    C  b  r  o  n  i  k. 


5.  Der  Verband  engliscber  Baum- 
wollspinner bescbließt  eine  Ein- 
scbränkung  der  amerikanische 
Baumwolle  verarbeitenden  Spin- 
deln. 

C.  Gründung  des  ,, Deutschen 
Banernbundes"  in   Gnesen. 

8.  Provisorische  Verlängerung  des 
Kali-Syndikats  bis  zum  24.  Juli. 

9.  Das  Rhein. -westf.  Kohlensyndi- 
kat ermäßigt  die  Hochofenkoks- 
preise  für  Abschlüsse  ab  1.  Okt. 
1909  um  11/2  Mk.  pro  Tonne. 
—  Hausse  in  Kali  werten  im  Hin- 
blick auf  die  günstig  gedeuteten 
Verhandlungen  zur  Erneuerung 
des    Kalisyndikats. 

10.  Annahme  der  Gesetzentwürfe 
zur  Reichsfinanzreform  im 
Reichstage.  —  Inkrafttreten  der 
neuen  Zollsätze  für  Branntwein, 
Aether,  äther-  und  weingeist- 
haltige  Riech-  und  Schönheits- 
mittel. 

10. /l 5.  Oktober.  Internationale  Luft- 
schiffahrt-Ausstellung in  Frank- 
furt,   a.    M. 

11.  Ermäßigung  der  Formeisenaus- 
fuhrpreise für  China,  Japan, 
Südafrika,  Australien  um  3  sh 
pro  Tonne  durch  das  inter- 
nationale   Trägersyndikat. 


Intornationale      Bodenseefische- 
rei-Konferenz   in    Bregenz. 


10.  Eine  Vertreterversammlung  aller 
Brauerei-  und  Gastwirtsverbände 
beschließt  eine  Erhöhung  des 
Bierpreises  für  die  Brauereien 
um  5  Pfof.  und  für  die  Gast- 
wirte um  7  bis  10  Pfg.  pro  Liter. 


3. 


10. 


12 


13 


14 


IG. 


P  o  1  i  t  i  s  c  li  e  Chronik. 
Die  aus  Konservativen,  Zentrum 
und  Polen  bestehende  Reichs- 
tagsmehrheit beschließt  bei  der 
Beratung  der  Branntweinsteuer 
Beibehaltung  der  sogen.  Liebes- 
gabe. 


Annahme  der  Tarifvorlage  durch 
den   Senat  in  Washington. 
Feindseligkeiten  der         Rif- 

kabvlen  g"egen   die   Spanier    bei 
Melilla. 


Erledigung  der  Peichsfinanz- 
reform  im  Reichstag.  — 
Schließung  des  österreichischen 
Peichsrats  nach  Scheitern  von 
Verhandlungen  zwecks  Wieder- 
herstellung der  Arbeitsfähigkeit. 


Die  türkische  Kammer  be- 
schließt Einstellung  von  Nicht- 
mohammedanern  ins  Heer. 
Einnahme  Teherans  durch  die 
Nationalisten.  —  Schließung  des 
deutschen  Reichstags  durch  den 
Staatssekretär  von  Bethmann 
Hollweg. 

Lord  Roberts  Antrag  auf  Ein- 
führung der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht in  England  wird  vom 
Oberhaus  abgelehnt.  —  Theo- 
liald  von  Bethmann  Hollweg  an 
Stelle  des  Fürsten  von  Bülow 
deutscher  Reichskanzler  und 
preußischer  Ministerpräsident. 
15.  Beilegimg  des  argentinisch- 
bolivianischen Streits.  —  Mel- 
dung einer  neuen  Aufstandsbe- 
wegung im  Yemen. 
Abdankung  des  Schahs  von 
Persien  zugiinsten  seines  Sohnes. 
—  Besuch  des  dänischen  Königs- 
paares   in    Peterhof. 
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16./23,  Aussperrung  von  ca.  5000 
Bauarbeitern  im  oberschlesi- 
schen    Industriebezirk. 

17.  Die  Spiritus  zentrale  beschließt 
eine  Erhöhung  der  Verkaufs- 
preise um  10  Mk.  pro  Hekto- 
liter, ausgenommen  denatu- 
rierter   Spiritus. 


Die    Niederländische 
mäßigt    den   Diskont 

21/2  0/0. 


Gründung  eines  Notkalisyndi- 
kats mit  Geltung  bis  zum 
31.    Dezember    1910. 


27 


31 


und 


Aussperrung  von  ca.  40 — 50  000 
Arbeitern  verschiedener  Berufe 
in    Schweden. 


Vernichtung 
Stadt    Osaka 


der     japanischen 
durch    Brand. 


Politische    Chronik. 


18.    Tod    des    spanischen    Thronprä- 
tendenten   Don    Carlos. 
20.    Die    Niederländische    Bank    er-       20.    Demission      des      französischen 

von   3  auf  Ministerpräsidenten Clemenceau. 

21.  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zwischen  Argentinien 
und  Bolivia. 

22.  Einbringung  der  Vorlage  betr. 
den  Zusammenschluß  in  Süd- 
afrika im  englischen   Oberhaus. 

24.    Gründung:    eines     Notkalisvndi-       24./27.    Gefechte     bei    Melilla;     die 

Spanier    werden    von    den    Rif- 
kabylen  unter  Verlusten  zurück- 
geworfen. 
24.    Aristide     Briand     französischer 
Ministerpräsident. 

26.  Unruhen  in  Barzelona,  Ver- 
hängung des  Belagerungszu- 
standes. —  Zurückziehung  der 
fremden    Truppen    aus    Kreta. 

27.  Hissung  der  griechischen  Flagge 
in    Canea. 

28.  Straßenkämpfe  in  Barzelona.  — 
Zusammentritt  der  Reichsver- 
teidigungskonferenz  in  London, 

31,  Begegnung  des  Zarenpaares  mit 
dem  Präsidenten  der  französi- 
schen   Republik    in    Cherbourg. 

7.  Gartenbaudiroktor  Mächtig:  f.  —  Magistrat  Berlin  gibt  seine  Zustimmung'  zum  Beamten- 
Lebrerbesoldiingsyesetz.  —  12.  Erste  Sitzung-  des  Deutschen  Polarforschungsunternehmens 
Zeppelin  -  Hergesell.  —  18.  Brandkatastrophe  auf  der  Radrennbahn  im  Botanischen  Garten.  — 
22,    Gustav    Karpelos.    rjiterarhistoriker  und  Heineforscher  f. 


Inkrafttreten  der  Brau 
Schaumweinsteuer,  der  Er- 
höhung des  Kaffee-  und  Tee- 
zolls, des  Effektenstempels,  der 
Steuer  für  Zinsbogen  und 
Grundstücksübertragungen,  des 
Wechselstcmpels. 


Beginn  des  schwedischen  Gene- 
ralstreiks. —  Der  amerikanische 
Zementtrust  erhöht  den  Preis 
um    5    Cts. 


August, 
und 


Begegnung  des  Zarenpaares  mit 
dem  englischen  Königspaar  auf 
dem    Solent   bei    Spithead. 


Annahme  der  Tarifbill  im 
amerikanischen  Senat. 
Ultimatum  der  Türkei  gegen 
Griechenland.  —  Diplomatisches 
Vorgehen  Japans  gegen  China 
wegen  Ausbaus  der  südmand- 
schurischen Eisenbahn. 
Intervention  der  kretischen 
Schutzmächte  in  Konstanti- 
46* 
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8.  Kündigung  des  Handelsabkom- 
mens mit  den  Vereinigten 
Staaten    zum    7,    Februar    1910. 

9.  50.  Allgemeiner  Deutscher  Ge- 
nossenschaftstag  in  Freiburg 
i.  Br. 


14.  Abschluß  einer  Berliner 
Brauereikonvention  zum  Zwecke 
der    Bierpreiserhöhung. 

15.  Inkrafttreten  des  Tabaksteuer- 
gesetzes. 


26. 


28. 


30. 


Da^s  Gas-  und  Siederohrsyndikat 
erhöht  die  Gasrohrpreise  um 
1  o/o  brutto.  —  Ermäßigung  des 
Richtpreises  für  Kokskohlen 
durch  das  Rheinisch -Westfäli- 
sche Kohlensyndikat  vom 
1.  Oktober  ab  um  75  Pfg.  pro 
Tonne. 

Austausch  der  Ratifikations- 
urkunden des  deutsch- venezola- 
nischen Handelsvertrags  in 
Caracas. 

Bildung  einer  europäischen 
Bromsilberkarten  -  Fahrikanten- 
konvention. 


8. 

9. 

13. 


16. 


18. 


19. 


17.  Gründung  der  Khaj-asge Seil- 
schaft durch  die  South  African 
TeiTitories  Co.  unter  deutscher 
Aegide. 

18.  Wiederanziehen  der  amerikani- 
schen Roheisenpreise.  —  Die  Fi- 
liale der  Deutschen  Bank  in  Kon- 
stantinopel nimmt  ihre  Tätig- 
keit auf.  —  Beendigung  des 
Streiks  der  städtischen  Arbeiter 
in  Kiel  nach  10-wöchiger  Dauer.    : 

20.  Preiserhöhungen  an  der  Dussel-  '  20 
dorfer  Montanbörse.  Grobbleche 
113—110  gegen  104—110;  Engl. 
Gießereiroheisen  Nr.  3  70 — 71 
gegen  69 — ^70 ;  Luxemburg. 
Gießereiroheisen  45 — 47  gegen 
45—46 ;  Feinbleche  118—125 
gegen  117V2— 125.  —  Der  Stahl- 
werksverband berichtet  über 
eine  Besserung  der  Geschäfts- 
lage. 

21.  Zulassung  der  South  West 
Afrika  Shares  zur  Berliner 
Börse. 


25. 


30. 


Politische    Chronik, 
nopel,     Athen    und    Canea.     — 
Begegnung   des   Zaren'  mit   dem 
deutschen     Kaiser     im     Kaiser- 
Wilhelm-Kanal. 

Kündigung  des  deutsch-ameri- 
kanischen Handelsabkommens 
zum  7.  Februar  1910. 
Versöhnliche  Antwort  Griechen- 
lands auf  das  türkische  Ulti- 
matum. 

Forderung  der  Schutzmächte^ 
die  Türkei  solle  ihre  Flotte 
aus  den  kretischen  Gewässern 
zurückziehen. 


Aiinahme  des  Gesetzentwurfs 
über  die  Südafrikanische  Union 
durch  das  engflische  Unterhaus. 


Niederholengriechischer  Flaggen 
in  Kreta  durch  Matrosen  der 
Schutzmächte. 

Unterzeichnung  eines  ai'genti- 
nisch  -  portugiesischen  Schieds- 
gerichtsvertrages    zu    Lissabon. 

Unterzeichnung  eines  japanisch- 
chinesischen  Abkommens  über 
die     Antung-Mukden-Eisenbahn. 


Gefangennahme  des  marokka- 
nischen Thronprätendenten  Bu- 
hamara. 


Siegi-eiche      Meuterei      griechi- 
scher   Offiziere. 


Kabinettswechsel  in  Griechen- 
land ;  Mauromichalis  Minister- 
präsident. 


X.  Chronik. 
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31.    Die  portugiesische  Deputierten- 
kammer  genehmig  den  Handels- 
vertrag    zwischen    Deutschland 
und    Portugal. 

3.  Zum  Rektor   der   Universität   für   das 
Erich    Schmidt    gewählt.    —    7.  Meineidsprozeß 


Politische    Chronik. 


Jubiläumsjahr  1910 
Fürst    Eulenburg-    ■ 


wird    der   Literarhistoriker 
-     Generalaussperrimg   der 


Schlosser  Groß-Berlins.  —  9.  Abnahme  der  neuerbauten  MilitärluftschiShalle  auf  dem  Tempel- 
hofer  Felde.  —  17.  Wasserkalamität  und  Wolkenbruch  in  Berlin.  —  19.  Eisenbahnunglück  eines 
Wannseebahnzuges  bei  der  Schöneberger  Gasanstalt.  —  24.  V.  Internationaler  zahnärztlicher 
Kongreß.  —  29.  Luftschiff  Zeppelin  m  in  Berlin.  —  Feierliche  Eröffnung^der  erneuerten  Garnison- 
kirche. —  30.  Havarie  des  Zeppelin  III  auf  der  Rückreise  von  Berlin. 

September. 

1.  Inkrafttreten  der  neuen  Ziga-  | 
rettensteuer.  —  Die  oberschlesi-  ' 
sehen  Stabeisenhändler  erhöhen 
die  Preise  um  2,50  bis  5. —  Mk. 
pro   Tonne. 

2.  Das  Zinksyndikat  erhöht  die 
Zinkpreise  um  10  Mk.  pro  Tonne. 

3.  Die  2  Jahre  lang  geschlossenen 
Werkstätten  der  Carnegie  Steel- 
Comp.  in  Columbus  werden 
wieder    in    Betrieb    gesetzt. 


6.  Die  vereinigten  belgischen 
Flachsspinnereien  beschließen, 
die  bisherige  Betriebseinschrän- 
kung Ende  September  aufzu- 
heben. 

8.  Gründung  des  deutschen  Zink- 
bleclikartells.  —  Erhöhung  der 
amerikanischen    Roheisenpreise. 

9.  Harriman    f. 

10.  Der  Verband  deutscher  Messing- 
werke beschließt  die  Auflösung 
des    Messingsyndikats. 

12.  Das  oberschlesische  Eoheisen- 
syndikat  erhöht  den  Preis  um 
1   Mk.    pro   Tonne. 


13. 


18. 


Das  Platin-Syndikat  erhöht  den 
Preis    von    4000    auf    4250    Frs. 


Gründung   einer   belgisch-bulga- 
rischen   Bank    in    Brüssel    mit 
15  Mill.  Eres. .  Kapital. 
Verlängerung     des      östeiTsichi- 
schen  Zuckerkartells  um  1  Jahr. 


20.  Erhöhung  des  Reichsbankdis- 
konts von  31/2  auf  40/0.  —  Die 
Hamburger  Import  häus  er  für 
Rohgummi  errichten  eine  Preis- 
konvention. 

21.  Abreise  xies  Staatssekretärs 
Dernburg      in      die      Baumwoll- 


4.  Unterzeichnung  eines  chine- 
sisch -  japanischen  Abkommens 
in  Peking. 


./lO.  Besuch  des  deutschen 
Kaisers  im  Hauptquartier  der 
österreichischen.  Kaisermanöver. 


12./18.  Sozialdemokratischer  Partei- 
tag" in  Leipzig;  Annahme  einer 
revisionistischen  Resolution  betr. 
Erbschaftssteuer. 

13./15.  Ta^ng  eines  jungägypti- 
schen Kongresses  in  Genf,  der 
die  Zurückziehung  der  eng- 
lischen Truppen  aus  Aegypten 
fordert. 

14.  Zusammentritt  eines  Kongresses 
der  Handelskammern  des  briti- 
schen  Reiches    in    Sidney. 


19.  Antrittsbesuch  des  Reichskanz- 
lers von  Bethmann  Hollweg  in 
Wien. 
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gebiete  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika. 

22.  Lösung  der  Interessengemein- 
schaft zwischen  dem  Verband 
deutscher  Detadlgeschäfte  der 
Textilbranche  und  dem  Verband 
deutscher  Waren-  und  Kauf- 
häuser, —  Beginn  der  IX.  inter- 
nationalen Seerechtskonferenz 
in  Bremen.  —  Auflösung  des 
deutschen  Asbestsyndikats.  — 
Vereinigung  der  Magdeburger 
Privatbank  und  des  Dresdner 
Bankvereins  zur  Mitteldeutschen 
Privatbank  A.-G.  mit  einem 
Kapital    von    50    Mill.    Mk. 

24.  Verlängerung  des  Lokomotiven- 
ausfuhrverbandes  bis  zum  1.  Juli 
1915.  —  Die  Vereinigung  der 
rheinisch- westfälischen  Schweiß- 
eisenwerke erhöht  die  Verkaufs- 
preise um  2,50  Mk.   pro  Tonne. 


Politische    Chronik. 


24.  Eingriff  des  Königs  Eduard 
in  die  englischen  Parlaments- 
kämpfe in  einer  Unterredung 
mit    Lord   Rosebery. 

24./20.  Oktober.  Kongreß  der  Jung- 
türken   in    Saloniki. 

27.  Ministerwechsel    in   Persien. 

28.  Eröffnung  der  dritten  inter- 
nationalen Konferenz  für  Ver- 
einheitlichung des  Seerechts  in 
Brüssel. 

29.  Eroberung  der  Guruguberge  bei 
Melilla    durch    die    Spanier. 

25./30.    Erinnenmgsfeier  an  die  Ent- 
deckung des  Hudsonflusses  und 
an    die    Erfindung    des    Dampf- 
schiffs   durch    Fulton    in     New 
York. 
30.    Beschluß  über  den  Eortbestand 
des    Kalisyndikats    als    Kampf- 
sjTidikat 
Sollstedt 

gründung  einer  losen  Konven- 
tion rheinisch  -  westfälischer 
Stabeisenwalzwerke. 

4.  V.  Stubenrauoh,  Polizeipiäsideut  von  Berlin  f.  —  Erster  Flug  Orville  Wrights  auf  dem 
Tempolhofer  Feld.  —  7.. 38.  Ha \ipt Versammlung'  des  Deutschen  Apothekervereins.  —  15.  Projekt 
der  Städtischen  Xord-Südbahn  vom  Polizeipräsidium  genehmigt.  —  18.  Eröffnung  der  Jubiläums- 
Kochkunstausstellung.  —  20.  Der  Brandenbui-gische  Städtetag  tritt  in  Rixdorf  zusamnaen.  —  24. 
Prozeß  Schüekingvor  dem  Obervervraltungsgericht.  —  26.  Beginn  der  großen  Berliner  Flugwoche 
in  Johannisthai.    —  30.  Geburt  eines  dritten  Sohnes  des  Kronprinzen. 


gegen     Aschersleben, 
und  Einigkeit.   —  Be- 


Oktober. 


Umwandlung  der  Konvention 
Berliner  Stabeisenhändler  in  ein 
festgefügtes  Syndikat.  —  Ver- 
längerung des  Kalisyndikats  bis 
zum  31.  Dezember  1914.  — 
Inkrafttreten  des  neuen  Brannt- 
weinsteuergesetzes, desgl.  der 
Branntweinverbraiichsabgabe, 
Betriebsauf  gäbe.  Essigsäurever- 
brauchsabgabe und  Nachsteuer, 
Erhöhung  der  Scheckstempel, 
Steuer  für  Beleuchtimgsmittel, 
Zündwarensteuer.  —  Inki-aft- 
treten  des  Gesetzes  gegen  den 
unlauteren  Wettbewerb  vom 
7.   Juni    1909. 


IX.  Chronik. 
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3.  Verlängening  des  oberschlesi- 
schen  Eoheisensyndikats  auf 
ein    Jahr. 

4.,  Okt.— 12.  Nov.  Streik  bei  der 
Mansfelder  kupferschieferbau- 
enden  Gewerkschaft. 

5.  Einweihung  des  Thorner  Holz- 
hafens. —  o./ll.  Pariser  Konfe- 
renz zur  Regelung-  des  inter- 
nationalen Automobilverkehrs. 

6.  Der  Internationale  Verband  der 
Baumwollspinner  und  Weber 
empfiehlt  die  Aufrechterhal- 
tung der  bestehenden  Betriebs- 
reduktion. —  Die  Vereinigung 
Düsseldorfer  Eisenhändler  er- 
höht den  Preis  für  Stabeisen, 
Bleche  und  Bandeisen  um  5  Mk. 

7.  Diskonterhöhung  der  Bank  von 
England    von    2V2    auf    3  o/o. 


9.  Preiserhöhung  für  Stabeisen 
und  Bleche  durch  das  Berliner 
Stabeisensyndikat  um  5  Mk.  pro 
Tonne. 

10.  Erhöhung  der  britischen  Träger- 
preise um  5  sh.  pro  Tonne. 

11.  Diskonterhöhung  der  Reichs- 
bank von  4  auf  5  o/o.  —  Dis- 
konterhöhung der  Schwedischen 
Reichsbank    von    41/2    auf    5  0/0. 

12.  Die  Ver.  Ravenesche  Stabeisen- 
und  Trägerhdlg.  A.-Gr.  Berlin 
erhöht  ihr  Aktienkapital  von 
8,5  auf  23  Mill.  Mk.,  nimmt 
die  Firmen  M.  J.  Caro  &  Sohn, 
Eduard  Lindner  Berlin  und  Bres- 
lau in  sich  auf  und  beteiligt 
sich  an  der  Firma  C.  F.  W^eithas 
Nachf.  Leipzig.  —  Beschluß  des 
Zechenverbandes  betr.  Einrich- 
tung eines  Zwangsarbeitgeber- 
nachweises im  Ruhrgebiet.  — 
Zulassung  einer  5 0/0 igen  steuer- 
freien Goldanleihe  der  Stadt 
Buenos  Aires  von  1909  im  Teil- 
betrage   von    30,4    Mill.    M. 


14.    Diskonterhöhung  der  Bank  von 
England    von    3    auf    4  0/0. 


16.  Der  Schlesische  Bankverein  er- 
höht sein  Kapital  um  10  Mill. 
auf  40  Mill.   Mk. 


Politische    Chronik. 
2.    Entsendung  spanischer  Verstär- 
kungen   nach    Melilla. 


8.  Russisches  Communique  über 
die  russischen  Rechte  in  der 
Mandschurei. 


13. 


14 


Erschießung  des  spanischen 
Schulreformers  und  Anarchisten 
Ferrer. 

Heftige  Protestkundgebungen 
gegen  die  Erschießung  Ferrers 
besonders  in  Paris  und  einigen 
italienischen  Städten.  —  Zu- 
sammentritt von  21  Provinzial- 
ständeversammlungen  in  China. 
16.  Begegnung  der  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  Mexikos,  Taft  und 
Diaz. 
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18.  Ankündigniig  einer  Ermäßigung 
der  bisherigen  Fördereinschrän- 
kung  von  40  auf  30  o/o  seitens 
des  Siegerländer  Eisenstein- Ver- 
kaufsvereins. 

20.  Kapitalserhöhung  des  Stettiner 
Maschinenbau  Vulkan  um  5  auf 
15  Mill.  M.  —  Zulassung  von 
24  Mill.  M.  Aktien  der  Schan- 
tung-  -  Eisenbahngesellschaft  in 
Tsingtau. 

21.  Diskonterhöhung  der  Bank  von 
England  von  4  auf  5  o/o.  —  Kon- 
ferenz der  deutsch-französischen 
Wirtschafts  vereine  in  Paris.  — 
Das  rhein.-westf.  Kohlensyndi- 
kat ermäßigt  die  Produktions- 
einschränkimg pro  November 
und  Dezember  für  Koks  um 
5    auf    35  o/o. 


23.  Beschluß  des  Deutschen  Asbest- 
Syndikats  in  Liquidation  zu 
treten. 


25.  Die  Deutsche  Bank  kündigt  die 
Errichtung  einer  Filiale  in 
Brüssel  an  unter  Uebemahme 
des  dortigen  Bankhauses  Baiser 
&  Co.  —  Gründung  einer  Inter- 
nationalen Schiffahrtsvereini- 
gung  in  London. 


27.  Zahlungsschwierigkeiten  der 
Holzengrosfirmen  Kurt  Vallen- 
tin,  Kommanditges.  und  Julius 
Brühl  in  Charlottenburg.  — 
Gründung  einer  englisch-bulga- 
rischen   Bank    in    Saloniki. 


29.  Verlängerung  des  Abkommens 
zwischen  dem  belgischen  Koks- 
syndikat und  dem  Rheinisch- 
Westfälischen  Kohlensyndikat 
auf  3  Jahre  bis  zum  1.  Januar 
1910.  —  Preiserhöhungen  an 
der  Düsseldorfer  Montanbörse : 
Deutsches  Gießereieisen  Nr.  3 
57 — 59  gegen  56 — 58;  Deutsches 
Hämatiteisen    60 — 62    gegen    58 


Politische    Chronik. 


21.  Demission  des  spanischen  Kabi- 
netts Maura;  Moret  Minister- 
präsident. —  Wahlsiege  der 
Sozialdemokraten  bei  den  Land- 
tagswahlen in  Sachsen  und 
Baden. 

22.  Demission  des  dänischen 
Ministeriums ;  Zahle  Minister- 
präsident. —  Einbringung  eines 
revidierten  Steuerprogramms  im 
englischen    Unterhause. 

23./25.  Besuch  des  Zaren  beim 
italienischen  Königspaar  in 
Eacconigi, 

23.  Haager  Schiedsspruch  im 
schwedisch-norwegischen  Grenz- 
streit. 

24.  Eröffnung  des  montenegri- 
nischen Freihafens  Antivai-i.  — 
Der  russische  Finanzminister 
Kokowzew  trifft  zwecks  Ver- 
handlungen mit  den  Japanern 
in    Charbin   ein. 

25.  Eröffnung  der  deutschen  Hoch- 
schule für  Chinesen  in  Tsingtau, 


26.  Ermordung  des  japanischen 
Staatsmannes  Fürst  Ito  in 
Charbin   durch  einen   Koreaner. 


28.  Ankündigung  von  Reformen  für 
den  Kongo  im  belgischen  Parla- 
ment, 

29.  Meuterei  griechischer  Marine- 
offiziere ;  leichter  Sieg  der 
Regierung. 


IX.  Chronik. 


729 


Politische    Chroaik. 


"Wirtschaftliche  Chronik, 
bis  60:  Flußstabeisen  102—108 
gegen   100—106. 

29./2.  November.  Internationale  Post- 
scheckkonferenz  in   Berlin. 

7.  Pierpont  Morgan  übernimmt  das  Präsidium  der  amerikanischen  Ausstellung  für  1910 
in  Berlin.  —  9.  Entüüllung  des  Treitschke-Denkmals  vor  der  Universität.  —  9.— 11.  Prozeß 
Dahsel-Wahrheit.  —  10.  Empfang  der  Delegierten  der  Pariser  Handelskammer  durch  die 
Aeltesten  der  Kaufmannschaft  in  der  Handelshochschule.  —  12.  Festmahl  der  Aeltesten  der  Kauf- 
mannschaft zu  Ehren  der  Pariser  Handelskammer.  —  17.  Ferrer-Protestkundgebungen  in  Berlin. 
—  18.  Konfirmation  der  Prinzessin  Viktoria  Luise  in  Potsdam.  —  20.  Berliner  Goethebund 
gegen  die  Erschießung  Ferrers.  —  23.  Tagung  der  VI.  Generalsynode.  —  24.  Einweihung  des 
neuen  Rixdorfer  Krankenhauses.  —  26.  Kammergerichtspräsident  Lisco  an  Stelle  des  zurück- 
tretenden Nieberding  zum  Staatssekretär  des  Reichsjustizamtes  ernannt.  —  Berliner  Landtags- 
wahlen. —  29.  Oberreg. -Rat  v.  Jagow  zum  Polizeipräsidenten  von  Berlin  ernannt.  —  30.  Ende  der 
ersten  Rektoratsperiode  1906/09  der  Handelshochschule  Berlin,  Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  Dunker, 
Rektor.  —31.  Dr. Vierhaus,  Oberlandesgerichts-Präsident.Breslau,  zumKammergerichts-Präsidenten 
ernannt. 


November, 


1.  Erhöhung  der  Wäschepreise 
durch  die  Berliner  Wäsche- 
fabrikant-eii. 


5.  Gründung  einer  Preiskonvention 
der  Grobblechwalzwerke  in 
Düsseldorf. 

11.  Die  Stabeisenkonvention  erhöht 
die  Mindestpreise  für  Verkäufe 
pro  zweites  Quartal  1910  von 
102  auf  104  Mk. 

12.  Erhöhung  des  Zuckerpreises  um 
1  K.  durch  das  österreichische 
Zuckerkartell. 

13.  Abschluß  eines  Schienenver- 
trages zwischen  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung und  dem 
Stahlwerksverbande  für  die 
Etatsjahre   1910/12. 

14.  Deutsch-amerikanische  Verein- 
barung über  Ablauf  des  Handels- 
abkommens am  7.  Febi-uar  1910.  - 

15.  Verlängerung  der  Preis  Vereini- 
gung für  halbwollene  Zanellas 
durch  die  Allgemeine  deutsche 
Zanellakonvention  um   2  Jahre. 

16.  Gründung  einer  Luftschiffahrts- 
Aktien-Gesellschaft  in  Frank- 
furt a.   M. 

18.  Gründung  einer  internationalen 
Vereinigung  der  Flachs-  und 
Wergspinnereien  in  Gent.  —  Die 
vei-einigten  Baumwollspinner 
Ostböhmens  (300000  Spindeln) 
beschlossen  auf  ein  Halbjahr 
eine  10  prozentige  Betriebsein- 
schränkung. 

19.  Gründimg  eines  National  Ver- 
bandes amerikanischer  Getreide- 
börsen gegen  Cliqueoperationen. 


3.  Attentat  auf  den  Vizekönig  von 
Indien.  —  Genehmigung  der 
österreichischen  Sprachengesetze 
durch  den  Kaiser. 

5.  Annahme  des  Budgets  im  eng- 
lischen   Unterhause. 

11.  Austritt  der  Kossuthgruppe  aus 
der  ungarischen  Unabhängig- 
keit sparte! . 


16.   Verlängerung  des  englisch-portu- 
giesischen   Schiedsvertrags. 

18.  Auflösung  des  finnischen  Land- 


20. 


22. 


Unterzeichnung  eines  italie- 
nisch-niederländischen Schieds- 
vertrags. 

Drohende  Note  der  Vereinigten 
Staaten    von    Amerika    an     den 
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Wirtschaftliche    Chronik. 


25.  Beschluß  der  internationalen 
Drahtkonvention,  die  Preise  um 
25  bzw.   50  Fig.   zu  erhöhen. 

26.  DcLS  österreichische  Zuckerkar- 
tell erhöht  die  Eaffinadepreise 
um  11/4  K.  —  VerlängeiTing  der 
Grobblechkonvention  bis  zum 
31.  März  1910.  Ausdehnung  der 
Konvention  auf  Flußschiff- 
bleche. —  Verlängerung  der 
Bromkonvention  um  3  Jahre. 

29.  Abschluß  einer  31/2  prozentigen 
schweizerischen  Anleihe  von 
80  Mill.  Frcs.  mit  französischen 
Banken.  —  Der  Stahlwerksver- 
band ermäßigt  die  Exportboni- 
fikation für  das  zweite  Quartal 
1910  für  Halbzeug  von  15  auf 
10  Mk.  pro  Tonne.  —  Ermäßi- 
gung der  Richtpreise  für  Bri- 
ketts um  0,50  Mk.  pro  Tonne, 
für  Gießereikoks,  Brechkoks  I 
und  II  um  je  1,—  Mk.,  III  um 
0,50  Mk.  für  das  Abschlußjahr 
1910/11  durch  das  Eheinisch- 
Westfälische  Kohlensyndikat. 


Politische    Chronik. 
Präsidenten    Zelaya    von    Nica- 
ragua. 
22,/23.    Besuch  des  Königs  von  Por- 
tugal in  London. 

24.  Annahme  eines  Heeresgesetzes 
im  belgischen  Abgeordneten- 
hause. 

25.  Besuch  des  Königs  von  Bul- 
garien in  Belgrad. 


26. 


Beendigung 
Feldzuo^s  in 


des        spanischen 
Marokko. 


30. 


Ablehnung  des  Budgets  im  eng- 
lischen Oberhause.  —  Eröffnung 
des    deutschen    Reichstags. 

1.  Enthüllung  des  Mommsendenkmals  vor  der  Universität.  —  2.  Polizeipräsident  von 
Jagow  tritt  sein  Amt  an.  —  3.,  4.,  5.  Berliner  Stadtverordneten-Ersatzwahlen.  —  6.  Entscheidung 
des  Schnellbahnstreits  zugunsten  des  Wilmersdorfer  Projektes.  —  7.  Prof.  Dr.  Justi,  Direktor 
der  Nationalgalerie.  —  10.  Friedrich  von  Schillers  150.  Geburtstag.  —  Vorführung  des  Seherischen 
Schnellbahngystems  in  den  Ausstellungshallen  des  Zoologischen  Gartens.  —  11.  Besuch  des  öster- 
reichischen Thronfolgers  Franz  Ferdinand  mit  seiner  Gemahlin.  —  15.  Eröffnung  des  "Warenhauses 
W.  "Wertheim.  —  17.  Große  Schneefälle  und  Verkehrsstockungen.  —  25.  Beratung  der  Stadt- 
verordnetenversammlung in  Berlin  betreffend  die  Wertzuwachssteuer.  —  27.  Ungültigkeitserklärung 
des  Stadtverordnetenmandats  von  Dr.  Mugdan. 


Dezember. 


4. 


9. 


Auflösung        des  belgischen 

Fensterglas-Syndikats.  —  Er- 
höhung der  Preise  für  luxem- 
burgisches Gießereieisen  Nr.  3 
auf  52—53  Mk.  gegen  51— 52Mk., 
deutsches  Gießereieisen  Nr.  1  auf 
60—62  Mk.  gegen  59—61  Mk., 
do.  Nr.  3  auf  59—61  Mk.  gegen 
58—60  Mk. 

Ermäßigung  der  Exportvergü- 
tung seitens  des  Rheinisch-West- 
fälischen Kohlensyndikats  ab 
1.  April  1910  um  0,50  Mk.  pro 
Tonne  Kohlen-  und  Koks- 
verbrauch. 

Verlängerung  der  Düsseldorfer 
Stabeisenkonvention      auf      ein 


2.  Elottendebatte   im   kanadischen 
Abgeordnetenhaus. 

3.  Vertagung  des  englischen  Parla- 
ments. 


IX.  Chronik. 
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Wirtscliaftliche  Chronik. 
Jahr.  —  Preisermäßigungen  des 
Verbandes  deutscher  Jute  -  In- 
dustrieller. —  Diskontherab- 
setzung der  Bank  von  England 
um   1/2  o/o   auf  41/20/0. 

10.  Prinzipielle  Einigung  zwischen 
dem  Kalisyndikat  und  der 
Schmidtmanngruppe. 

13.  Erhöhung  der  Preise  für  sämt- 
liche Sorten  Halbzeug  um  3 
Francs  pro  Tonne  mit  Wirkung 
vom  1.  Jan.  1910  ab  durch  den 
belgischen  Stahlwerks  verband. 

14.  Verlängerung  des  deutsch- 
schwedischen Handelsvertrages 
bis  zum  1.  Dez.  1911.  —  Die 
Kölner  und  Düsseldorfer  Grup- 
pen der  westdeutschen  Eisen- 
händler beschließen  die  Er- 
höhung der  Grundpreise  für 
Stab-,  Bandeisen  und  Bleche 
um   5  M. 

14./15.  Interpellationen  im  Reichs- 
tag wegen  des  Arbeitsnachweises 
im  Ruhrgebiet.  —  Auflösung  des 
Kai'tellverhältnisses  zwischen 
den  oberschlesischen  und  öster- 
reichischen Zementfabriken.  — 
Preiserhöhungen  an  der  Düssel- 
dorfer Montanbörse.  —  Ver- 
öffentlichung des  dem  Bundes- 
rate zugegangenen  Reichskali- 
gesetzes. 


19.  Die  italienischen  Baumwoll- 
spinner beschlossen  eine  Be- 
triebseinschränkung bis  Ende 
Januar  1910. 


Politische    Chronik. 


15.  Wiederaufnahme  der  Obstruk- 
tion durch  die  Tschechen  im 
österreichischen  Reichsrat, 

15./19.  86stündige  Dauersitzung  des 
österreichischen  Reichsrats ;  Ab- 
änderung der  Geschäftsordnung 
zwecks  Verhinderung  von  Ob- 
struktionen für  die  Zukunft. 

17.   Leopold  IL,  König  der  Belgier  f. 


21,  Demission  des  Präsidenten  Ze- 
laya  von  Nicaragua ;  Madriz  Prä- 
sident. 

22.  Annahme  des  Budgetprovi- 
soriums im  österreichischen 
Reichsrat.  —  Beendigung  des 
,, Friedjungprozesses"  durch 
einen  Vergleich.  —  Resolution 
des  ungarischen  Abgeordneten- 
hauses auf  Errichtung  einer 
selbständigen  ungarischen  Bank 
zum  1.  Jan.  1911.  —  Ermordung 
des  koreanischen  Premier- 
ministers. —  Ernennung  eines 
ersten  Gouverneurs  für  dej 
südafrikanischen   Bund. 
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Wirtsohaftliche    Chronik. 

23.  Gründiuig    des    Mitteldeutschen 

Braxinkohlensyndikats  in  Leipzig. 


Politische    Chronik. 

23.  Ernenniing  des  früheren  Finanz- 
ministers  Lnkacz  znm  ungari- 
schen Ministerpräsidenten. 

25,  Abschluß  der  Iranzösisch-marok- 
kani  schenAnleihe  Verhandlungen. 

28.  Demission  des  türkischen  Groß- 
wesirs Hilmi  Pascha;  Hakki  Bey 
Großwesir. 

l6.  Stadtverordneten- Versammlung  genehmigt  das  Ortsstatut  betreffs  Verunstaltung  des 
Stadtbildes.  —  Einweihung  der  300.  Berliner  Qemeindeschule.  —  17.  Lina  Morgenstern,  Begründerin 
der  BerÜner  Volksküchen  f.  —  22.  Stadtverordneten- Versammlung  genehmigt  die  Erhöhung  der 
Kanalisationsgebühr  auf  2%.  —  24.  Ernst  von  Mendelssohn-Bai-tholdy  f.  —  25.  Karl  Halir 
berühmter  Geiger  f.  —  27.  Sechstagerennen  in  der  Ausstellungshalle. 
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